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ſterreichiſchen Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 
vorzüglicher Berückſichtigung des gemeinen deutſchen Privatrechts. 
Von 


Dr. £udwig Ritter von kirchſleller. 
* | 
mn} 


Zweite Durchgefehene und verbeflerte Auflage. 





Leipzig und Wie: 
5 A. Brockhaus. 


1872. 


Vorwort zur zweiten Kuflage. 
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In dem ſeit dem Erſcheinen dieſes Werkes verfloſſenen Zeitraume von wenig 
mehr als 4%, Jahren haben das öſterreichiſche Civilrecht und die ſonſt noch im 
Allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuche enthaltenen Beitimmungen, insbejondere jene 
jtaatsrechtliher Natur, mehr Veränderungen erfahren, als in dem ganzen übrigen 
Zeitraume der Wirkſamkeit dieſes Geſetzbuches. | 

Wir erinnern an die Aenderungen in der Ehegefeggebung, an die Grund: 
buchs- und Concursordnung, das Geſetz über den Legalifirungszwang, die 
Rotariatsordnung, die Strafgefegnovelle vom 15. Nov. 1867, das Geſetz, be- 
treffend die Aufhebung der Wuchergefege, und die vielfachen durch die Staat$- 
grundgejege eingetretenen Menderungen der Beſtimmungen des. Allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches. | 

Faſt alle dieſe Gefeße, fo jehr fie von freiheitlichem Geifte getragen fein 
mögen, laſſen in rein wiffenschaftlicher Beziehung ſehr viel zu wünfchen übrig 
und jteht der Interpret ihnen nur zu oft rathlos gegenüber. 

Auch die öfterreichifche Literatur hat jo manchen ſchätzenswerthen Beitrag, die 
gemeinrechtliche wejentliche Bereicherungen erhalten, welche, foweit es der Zweck 
und die Anlage diefes Werkes erlaubten, Berüdjichtigung gefunden haben. 

Eine ausgiebigere Bearbeitung würde die Grundbuchgordnung gefunden 
haben, wenn zur Zeit ihrer Publication der Druck diejer zweiten Auflage nicht 
ſchon zu weit vorgefchritten gewejen wäre. 

Ungefähr der fünfte Theil diejer zweiten Auflage enthält Zufäße, und 
wenn der Umfang des Buches gleichwol nicht in dem Maße zugenommen hat, 
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fo ift dies mehrfachen Streichungen und bejonderer Delonomie im Sabe zuzu- 
fchreiben. 

"Möge bei der Beurtheilung diefes Werkes berücjichtigt werden, daß es dem 
durch feinen Beruf faft ausſchließlich in Anſpruch genommenen Braftifer kaum 
möglich ift, das Gebiet der Theorie volllommen zu beherrichen. 


Wien, im Mai 1872. 


Ludwig von Kirchftetter. 


Vorwort zur erfien Auflage. 


— — — 


Die Anzahl der Werke über das geſammte öſterreichiſche allgemeine Privatrecht 
iſt im Vergleiche mit denen über das gemeine Recht eine ſehr geringe. Es bedarf 
daher von dieſem Geſichtspunkte aus eine neue Bearbeitung deſſelben keiner 
Rechtfertigung. Um ſo nothwendiger erſcheint ſolche jedoch, ſeit unſer heimatliches 
Recht einen eben ſo erleuchteten Bearbeiter gefunden hat, wie das preußiſche 
Landrecht in Koch, das würtembergiſche Privatrecht in Wächter. 

Denn ich mich deſſenungeachtet an die Abfaſſung des Werkes gewagt habe, 
welches ich hiermit der Deffentlichkeit übergebe, fo war e3 eben die volle Würdigung 
der außerordentlichen Bedeutung des „Syſtems des öfterreichischen allgemeinen 
Privatrechts“, die tiefinnerfte Ueberzeugung von der Vortrefflichkeit jenes für die 
öſterreichiſche Rechtswiſſenſchaft Epoche machenden Werkes, welches uns Die 

Schäden, an denen die Wiſſenſchaft des Rechts in Oeſterreich dahinſiechte, in 
hellem Lichte ſehen ließ und zugleich den Weg zeigte, der zum Beſſern führt. 

Ich ging nämlich von der Anſicht aus, daß neben der umfaſſenden und 
erſchöpfenden Bearbeitung, welche dem öſterreichiſchen Privatrechte durch Unger 
in einem von der Legalordnumg des Geſetzbuches abweichenden, ſtreng wiſſen— 
Ihaftlichen Syſteme zutheil wird — von dem bereits in drei Bänden der alfge- 
meine Theil und das Erbrecht vorliegen, das Familien- Sachen und Obligationen— 
tet aber noch zu erwarten ftehen —, eine kurze, compendiariiche Bearbeitung 
deiielben Rechtsitoffes in unmittelbarer Anreihung an die betreffenden Paragraphen 
des Geſetzbuches, welche in Verfolgung des von dieſem auserlefenen Geiſte mit 
ſo viel Glück betretenen Weges auch der gemeinrechtlichen Wiſſenſchaft die gehörige 
Beachtung angedeihen Täßt, Feine nußlofe fein dürfte Es jchien mir, daß fie 
weientlich geeignet wäre, die Wiederanknüpfung des öÖfterreichiichen Barticular- 
tchts an das gemeine Necht zu popularifiren. 

Unfer Allgemeines bürgerliches Gefeßbuch ift, wie das preußische Landrecht, 
modificirteg gemeines Recht. Um es ganz und richtig zu erfaflen, die anfcheinenden 
Riderfprüche zu klären, die Lücken zu ergänzen, ift daher die Keuntnig des gemeinen 
Nechts unentbehrlich. Diefe erjcheint um fo bedeutungsvoller, weil die Wiſſenſchaft 
deijelben jeit der Zeit, in welche die Publication des Allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches fällt, dank dem wifjenschaftlichen Wetteifer einer Reihe der herrfichiten 
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Kräfte, einen ungewöhnlichen Aufſchwung genommen und Fortſchritte gemacht 
hat, deren ſegensreiche Ergebniſſe auch dem öſterreichiſchen Juriſten zugute kommen 
und von ihm nicht erſt neu gefunden zu werden brauchen. 

Die vorliegende Arbeit war bereits vollendet und dem Drucke übergeben, 
welcher durch den Ausbruch des vorjährigen deutſchen Bruderkrieges eine Ver— 
zögerung von mehreren Monaten erlitt, als durch Art. IV des Prager Friedens 
der Deutfche Bund als aufgehoben erflärt wurde. 

Dadurd) wurde der Begriff des gemeinen Rechts, welcher ſchon feit der 
Auflöfung des Deutjchen Reiches wegen des Hinwegfalleng einer ganz Deutjchland 
umfafjenden Brivatgejeggebung der Nechtsgejchichte angehört, nun auch aus dem 
weiteren Grunde ein hiftorifcher, weil nunmehr auch eine beftimmte gefchloffene 
territoriale Grenze für deſſen Anwendbarkeit nicht mehr eriftirt. Der innere 
Werth defjelben ijt aber dadurch um nichts gejunfen. Es befteht ala wiſſen— 
ichaftliche Potenz fort, wie noch jebt das römische Necht, nachdem es fchon 
durch mehr als ein Jahrtaufend al folches nirgends mehr gefeßliche Kraft beſitzt. 
Und wir haben um jo weniger Grund zu der Bejorgniß, die Wiffenfchaft des 
gemeinen Rechts werde infolge der Ereignifje des lebten Jahres weniger Pflege 
finden, als es noch in vielen Theilen Deutjchlands geltendes Recht ift, alle Geſetz— 
gebungen Deutfchlandg und fo mancher anderer Staaten darauf fußen und als 
gerade die Blütezeit dejfelben jeit der Auflöfung des deutſchen Kaiferreiches datirt. 

Unter den deutjchen Barticularrechten glaubte id) dem preußischen Landrechte 
eine vorzügliche Berüdfichtigung zollen zu follen, weil es den Redactoren des 
Allgemeinen bürgerlichen Gejegbuchs in vielen Beftimmungen vorgefchwebt hat 
und insbefondere wegen feiner größeren Ausführlichfeit Häufig zur Erflärung 


unſers Gejeßbuches dient. 


Sn den durch Unger noch nicht veröffentlichten Bartien — und es iſt dies 
der Zahl der Paragraphen nach der größere Theil des Geſetzbuches — war ich 
mir größtentheils ſelbſt überlaſſen, da unſere bisherigen Commentare faſt nur 
exegetiſch vorgehen und nur wenige Monographien vorhanden ſind, welche, wie 
Randa's „Der Beſitz nach öſterreichiſchem Rechte“, worin eine Reihe gerade der 
ſchwierigſten Rechtsfragen zur glücklichen Löſung gelangt, von dieſem erweiterten 
Geſichtspunkte ausgehen. Es ſind daher vorzüglich jene Lehren, über welche mir 
ſolche Vorarbeiten nicht zu Gebote ſtanden, für die ich um Nachſicht zu bitten habe. 

Den Wenigen, welche mich in meinen Beſtrebungen förderten, ſpreche ich 


.hiermit meinen Dank aus, vor allen meinem verehrten Freunde und Collegen 


Dr. Ferdinand Maitifch für feine freundliche Anregung und jeinen fo oft 
bewährten Rath. Möge es ihm bald gegönnt fein, woran er gleich fo vielen 
unferer Berufsgenofjen durch ein dem Geifte der Zeit widerfprechendes Geſetz 
gehemmt ift, fein reichhaltiges Wiſſen und feine während langjähriger Uebung 
der Rechtspflege gefammelten Erfahrungen, wie fie mir umeigennüßig zugute 
famen, auch dem Allgemeinwohl jelbjtändig zu widmen. 


Wien, im September 1867. 
Ludwig von Kirchfetter. 
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Entſchei— 


Bu’ 


‚Rundmahnngspatent, 


Wir Franz der Erſte, 
von Gottes Gnaden 
Roifer von Oelemeich, RKoͤnig zu Ungarn und Böhmen, Erzherzog zu Oeſterreich efc. eic. 


I. 


| Ans der Betradtung, daß bie birgerlichen Geſetze, um den Bürgern volle Beruhigung 
wer den geſicherten Genuß ihrer Privatrechte zu verſchaffen, nicht nur nach den allgemeinen 
Seunsiägen der Gerechtigkeit, ſondern auch nach den befonderen Verhältniſſen der Einwohner 
Setinımt, im eimer ihnen verftändlichen Sprache bekannt gemacht, und durch eine ordentliche 
zulung in ftetem Andenken erhalten werben follen, haben Wir feit dem Antritte Unſerer 
mg unandgelett Eorge getragen, daß die fchon von Unſeren Borfahren beſchloſſene und 
usumene Abfafiung eines vollitändigen einheimifchen bürgerlichen Geſetzbuches ihrer Voll⸗ 
mg zugeführt werde. 











N. 


Der während Unſerer Regierung von Unferer Hofcommiffion in Geſetzſachen zu Stande 
gebrachte Entwurf ward, fowie ehedem der Entwurf des Geſetzbuches über Verbrechen und 
ichwere Polizeiübertretungen, den in den verfchiedenen Provinzen eigens aufgeftellten Com: 
miſſionen zur Benrtheilung mitgetheilt, in Galizien aber inzwiſchen ſchon in Anwendung gefebt. 


III. 


Nachdem auf ſolche Art die Meinnugen der Sachverſtändigen und die aus der Anwendung 
eingebolten Erfahrungen zur Berichtigung dieſes fo wichtigen Zweiges der Geſetzgebung benützt 
werden find, haben Wir nun beichloflen, dieſes Allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für Unſere 
gelammten deutichen Erbländer fund zu machen, und zn verordnen, dab daflelbe mit dem 

IL. Jansar 1812 zur Anwendung lommen folle. 


Die ältere Geichichte des öfterreihifchen Privatrechts verliert fi in der Gefchichte 
des gemeinen beutfchen Privatrechts, von welchem der Profeilor in Tübingen Heinrich 
Bebel an Ulrih Zafe in Freiburg zu Anfang des 16. Jahrhunderts fehreibt, e8 ſei Fein 
Ende anzuhoffen, wenn nicht Kaifer Marimilian die vielen Gefege und Commentare 
in einen Auszug bringen laife (,„Creverunt Glossatorum conımentaria, nec unus 
finis est sperandus ....”). Es fehlte lange Zeit nicht nur an einem ſolchen Auszuge, 
jondern überhaupt an einer Sammlung. In Uefterreih war es zuerft Franz von 
Suarient, weldher unter Kaifer Leopold I. eine Privatſammlung ver feit Ferdinand 1. 
erlaſſenen Yufliz und politifchen Verordnungen in alphabetifcher Ordnung verfaßte, welche 
m Jahre 1704 unter den: Titel „Codex austriacus” in Wien erfchien. 


». Rirgfetter, Commentar. 2. Aufl. 1 
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Im Jahre 1753 gab Kaiferin Maria Therefia dem Oberften Gerichtshof ihren 1 


Entihluß befannt, allen ihren Erbländern ein ficheres gleiches Recht und eine gleiche 
förmige rechtliche Verfaffungsart zu geben. Es wurde eine Commilfton zur Abfafjung 
eines Cover mit der Inftruction zufammengefegt: „fich bei Abfaflung des Coder einzig 
anf das Privatrecht zu befchränten, ſoviel möglich das bereits übliche Recht bei« 
zubehalten, die verſchiedenen Provinzialrechte, infofern e8 die Verhältniſſe geftatteten, in 
Uebereinftinmung zu bringen, dabei das gemeine Recht und bie beften Ausleger befielben, 
fowie auch die Geſetze anderer Staaten zu benüten und zur Berichtigung und Ergänzung 
ftet8 auf das allgemeine Recht der Vernunft zurüdzufehen.” Die einzelnen Mitglieder 
der Commiſſion erhielten die fernere Weifung: „außer der Gleichförmigkeit der Geſetze 
und Bejchleunigung der Arbeit dafür zu forgen, daß die in allen Erbländern einge- 
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ſchlichenen Misbräuche, VBorurtheile, der Schlenprian der, abusive fo genannten, Ge - 


richtsordnung und die Verzögerungen abgeftellt und die angefochtene Unſchuld wider bie 
gewöhnlichen Advocatenkünfte für das künftige geſchützt werde.” 

Der von Profefjor Azzoni aus Prag entworfene Plan des oder, welcher aus 
drei Theilen, Perfonen-, Sahen- und Obligationenredht, beftand, erhielt die allerhöchfte 
Genehmigung. Die Bearbeitung der einzelnen Materien wurde jedoch gegen den Antrag 
ber Commilfien, die Ausarbeitung bes Ganzen zur Erzielung größerer Einheit einem 
einzelnen Mitgliede zu Übertragen, unter die verfchiedenen Mitglieder vertheilt, um bie 
Arbeit zu beichleunigen. Weber jede von einem Mitglieve bearbeitete Abtheilung follte 
bie in Brünn verfammelte Compilationsconmiffion berathen, der Entwurf der in Wien 


aufgeftellten Nevifionscommiffion eingefenvet werben, dieſe der Compilationscommifftoen 


ihre Bemerkungen mittheilen und, wenn man fi nicht einigen fünnte, die höchſte Ent- 
ſcheidung eingeholt werben. 

Da ſich zwifchen ven einzelnen Comntiffionsmitglievern und den beiden Commiffionen 
ſolche Meinungsverjchiedenheit äußerte, daß nach drei Jahren nicht einmal ber erfte Theil 
des Geſetzbuches ganz vollendet war, wurde die Compilationscommiffion auf ihren eigenen 


Antrag aufgelöft, und vie beiden auögezeichnetften Mitglieder derfelben, Holger und 


Azzoni, nad Wien berufen, um vie Bearbeitung des Geſetzbuches allein fortzujegen und 
folde der in eine Compilationscemmiffion umgeftalteten Revifionscommiffion vorzulegen. 
Diefe begannen wieder mit ber Umarbeitung des erften Theiles; an ber weiteren Aus- 
arbeitung war vorzüglich Azzoni thätig. Als er im Yahre 1760 farb, trat Hofrath 
von Zenfer an deſſen Stelle — Holger wurde bald darauf mit der Abfafjung bes 
Criminalcoder betraut. 

Im Yahre 1767 wurde der aus adt ftarken Foliobänden beftehende Entwurf ber 
faiferlichen Beſchlußfaſſung vorgelegt. Diefer Entwurf, welder größtentheils aus den 
Commentaren über das römische Recht zufammengeftellt und in einem fchleppenden Stil 
abgefaßt war, erhielt auf die Vorftelung des Staatsminifters Fürften von Kaunig, 
daß ein Werl von folhem Umfange kein brauchbares Geſetzbuch fein könne, woraus 
yer Bürger über fein Recht belehrt werben folle, die höchſte Sanction nit, und es 
erhielt Horten den Auftrag, einen Auszug daraus anzufertigen, deſſen erfter Theil im 
Jahre 1772 der Compilationscommiffion mit der Belehrung zugewiefen wurde: „1. Soll 
das Geſetz⸗ und Lehrbuch nicht miteinander vermengt, mithin alles jenes, was nicht 
in ben Mund des Geſetzgebers, fondern ad cathedram gehört, aus dem Coder aus⸗ 
gelafien; 2. alles in möglichfter Kürze, foviel e8, ohne undeutlich zu werben, geichehen 
kann, gefaßt, anbei ſich in fein allzu genaues Detail, befonders wo biefes dem Geſetz⸗ 
geber gleichgültig jein Tann, eingelaffen, und die Casus rariores entweder Übergangen, 
oder unter allgemeinen Säten begriffen; 3. alle Zmeibeutigfeiten und Undeutlichkeiten 
forgfältig vermieten werden. Doch fei in Betreff ver Deutlichkeit das gehörige Maß 
zu halten, und fi) unter diefem Vorwande weder in unnüte Wiederholungen noch in 


- Erläuterungen einzulaffen, wo ohnehin bei einem vernünftigen Menfchen fein Zweifel 


1 Vgl. über die Entftebung bes Geſetzbuches (Wien 1812); Harraſowsky, Geſchichte der Eo- 
Fe in feinen jährlihen Beiträgen zur | bification des öſterr. Civilrechts (Wien 1868); 
eſetzkunde und Rechtswiſſenſchaft in den öfterr. | Domin-Petrushevecz, Neuere üfterr. Rechts— 
Erhftaaten (Wien 1806—09), I, 15 fg.; 
biersfy, Kurze Darftelung der Entftehung bes | 203 jg., 251 fg. 
öfterr. Geſezbuches ſammt Kundmachungspatent 


4 


08. | geihichte (Wien 1869), ©. 45 fg., 126 fg., 


u 
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vertalten fann. 4. In den Gefegen ſelbſt ſoll ſich nicht an bie römischen Rechte ge- 
benden, jondern überall die natürliche Billigfeit zum Grunde gelegt; endlich 5. bie 
Deſetze ſoviel als möglich fimplificirt, daher ohne Noth nicht vermehrt, noch auch bei 
folgen Fällen, fo weſentlich einerlei find, wegen einer etwa unterwaltenden Subtilität 
vervielfältigt werben.‘ 

Herten brachte erft im Jahre 1782 den erften Theil des Geſetzbuches zum Vor⸗ 
tzag, welcher durch Keeß einer neuerlichen Umarbeitung unterzogen und in den gefammten 
vextichen Provinzen vom 1. Ian. 1787, in Galizien vom 1. Mai 1787 an als Gefeg- 
ni in Wirkſamkeit gejett wurde. Es ift dies das fogenannte Joſephiniſche Geſetzbuch, 
nelches blos aus einem erften Theil (Perfonenrecht) befteht und in fünf Hauptftüde 

xrfallt, von denen das erfte „Bon ben Geſetzen“, das zweite „Von den Rechten der 
Unterthanen überhaupt”, das britte „Von den Rechten zwifchen Eheleuten‘, das vierte 
„Ben den Rechten zwilhen Aeltern und Kindern”, das fünfte „Bon den Rechten ver 
Baifen und anderer, die ihre Geſchäfte felbft nicht beforgen können“, handelt 2. 

Nach dem Tode Kaifer Joſeph's bejette Kaifer Leopold II. die Commiffion mit 
menen Mitgliedern, übertrug das Präfipium dem Juſtizpräſidenten und Naturrechtslehrer 
Freiherrn von Martini und trug ihr Verbeſſerung und Vollendung der nod fehlenden 
Suftizgefege (Gerichtsordnung, Strafgeſetz, Seerecht, Civilgeſetzbuch) auf. Den Vortrag 
über das Civilgeſetzbuch behielt Martini. 

Nachdem der erfte Theil im Sabre 1794 vollendet war, wurde unter dem Vorige 
des Staatsminifterd Grafen Rottenhann eine befondere Sommiffion, welcher auch poli- 
üfche Hofräthe beigegeben wurden, zuſammengeſetzt, welche fi mit der Hofconmmiffion 
im Geſetzzſachen ins Einvernehmen ſetzen, diefer ihre Bedenken befannt geben und darüber 
neuerdings Bericht erftatten ſollte. In ben nächſten zwei Jahren brachte Martini audı 


den zweiten und dritten Theil des Geſetzbuches zum Vortrage. Der ganze Entwurf 


warte hierauf in Drud gelegt, in jeder Provinz eigens dazu beftellten Commiffionen 
und den juribiichen Lehrerverfammlungen au den inländifhen Univerfitäten zum Behuf 
üeer binnen zwei Jahren zu erftattenden Gutachten mitgetheilt und mit Kaiſ. Bat. vom 


. 28. Gebr. 1797 in dem damals an Defterreich gefallenen weſtlichen Theile Polens unter 


den Kamen Weſtgaliziſches bürgerliches Gefegbuh und mit Hof. vom 8. Sept. 1797 
auch in DOftgalizien als Geſetzbuch publicirt. 

Die verſchiedenen Commiffionen vollendeten ihre Arbeiten erft Ende des Jahres 
1801. Der Entwurf wurde hierauf mit den eingelaufenen Erinnerungen von einer aus 
Hefräthen der Yuftiz- und politifhen Hofftellen zuſammengeſetzten Commiſſion, bei 
weler Zeiller Referent war, unter dem Vorſitze Rottenhann’s einer abermaligen Prüs 
fung unterzogen. Als die Commiffion im Jahre 1806 ihre Arbeit vollendet batte, 
wurde das Ganze nochmals revidirt und das Reſultat im Jahre 1808 zur kaiſ. Sanction 
vorgelegt. Nachdem der Entwurf aud noch im Staatsrathe geprüft und in einer aus 
dem Staats- und Conferenzrathe Pfleger von Wertenau und einigen Mitglievern der 
Hofcommiſſion zufammengefeßten Commiſſion noch einige Abänderungen erfahren hatte, 
wurde er am 7. Juli 1810, alfo 57 Jahre nach Beginn der erften Vorarbeit genehmigt 
une mit Rail. Pat. vom 1. Yuli 1811 in allen damals zu Oeſterreich gehörigen Pro- 
vinzen, mit Ausnahme von Ungarn fanmt feinen Nebenläntern und Siebenbürgen, und 
mit hoffriegsräthlicher Circularverorbnung vom 17. Juli 1811, C. 1015, für das Militär 
als Geſetzbuch publicirt. Später wurte es aud in ten Damals von Oeſterreich los⸗ 
gerifjenen, fowie in ben infolge der Parifer Friedensſchlüſſe neuerworbenen Gebieten >, 
mit Rail. Bat. vom 23. März 1852 (R. ©. Bl., Nr. 77) in ter Statt Krakau mit 
isrem Gebiete, endlich mit Kaif. Pat. vom 29. Nov. 1852 (R. G. Bl., Nr. 246) in 
Ungarn, Kroatien und Slavonien, der Woiwodſchaft Serbien und dem Temejer Banat, 
md mit Kaif. Pat. vom 29. Mai 1853 (R. G. Bl., Nr. 99) in Siebenbürgen und 
ven dazu gehörigen Gebietötheilen als Geſetzbuch eingeführt. 


2 Inzwiſchen hatte bie Commiſſion bie Ge- | vom 11. Mai 1786 (beide legteren ebenfalld von 
richte: und Concursordnung, eine Tarorduung, | Sorten verfaßt) zu Stande gebracht. 
eine Nuriedictionsnorm, eine Snftructien für 3 S. eine tabellarifche Jufammenftellung der 
Juftizbebörden, ein Strafgefets über Verbrechen | vwerjchiedenen Kundmacungspatente bei Michel, 


iammt Sriminalgerichtsordnung, das Ehepatent | Handbuch, I,2, und in der Allgem. Defterr. Gztg. 


! gem 16. Ian. 1783 unb das Erbfolgepatent | vom Jahre 1855, Nr. 1. 


1* 
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Inpfolge der Ereigniffe des Jahres 1860 wurde mit der Allerh. E. vom 20. 
1861 die Auflöfung der ungarischen Abtheilung des Oberften Gerichtshofes und 
Oberſten Urbarialgerihts und die Organifirung der königl. ungarifchen Septemvira! 
angeordnet. Am 22. Jan. 1861 wurde von dem Judex Curiae zu Pefth eine Conf 
zur Negelung der ungarifchen Yuftizpflege eröffnet, weldye am 4. März 1861 geſchl 
wurde. Ihre Beichlüffe wurden dem ungarifchen Landtage vorgelegt und von 
Abgeordnetenhauſe in der Sigung vom 21. Juni 1861 angenommen. Die Magu 
tafel trat dem Abgeorbnetenhaufe bei; die königl. Sanction war ſchon von vorn 
ertheilt worden. Durch die Juder-Curialbeſchlüſſe wurden die früheren ungari 
Geſetze mit mehreren, insbefondere die Erbfolgeordnung und das Inſtitut der öffentl 
Bücher betreffenden Aenderungen und Nadträgen für den Umfang des Königr 
Ungarn wieder in Kraft geſetzt. Für Eiebenbürgen verorbnete ein Allerh. Handſchr 
vom 21. Dec. 1860 an den damaligen Hoffanzler, daß im Intereſſe der Siche 
bes Befite® und ter Stetigkeit der Privatrehtsverhältniffe alle Beftimmungen 
bürgerlihen und Strafrehts, ebenfo wie die beſtehenden richterlihen Behörden t 
lange in voller Wirkſamkeit zu verbleiben haben, als nicht in Betreff derjelben im ? 
ver Geſetzgebung allfällige Veränderungen vereinbart würden. Bisher ift bles 
neue, aud) in Ungarn gültige Civilproceßordnung eingeführt worden *. 

Zum 9.5.6.2. find zahlreiche Nachtragsverordnungen erfloffen. Sie fint 
zum 2, Dec. 1848 in der vom December 1780 an beginnenden fogenannten gr 
Yuftizgefegfammlung (beftehennd aus 14 Yoliobänden), von da an in dem R. ©. 
enthalten. Jede Verordnung, welche in die J. G. S. aufgenommen ift, hat für 
Theile der Monarchie, für welche das A. b. ©. B. eingeführt ift, Gejetesfraft, ı 
fie auch nur an einzelne Behörden oder für beftimmte Provinzen erlaffen wurde (j 
vom 29. Dec. 1785, 9. G. S., Nr. 50, und Hofd. vom 20. Nov. 1818, J. ©. 
Nr. 1519). Kine Ausnahme tritt der Natur der Sache nad dann ein, wenn 
betreffende Geſetz in die J. G. ©. mit einen diefe Regel ausfchließenden Beifate 
genommen ift, oder wenn das fraglihe Geſetz blos zur Erläuterung ober näl 
Beftimmung eines unzweifelhaft nicht in allen Kronländern geltenden Geſetzes erl 
wurde, oder dody mit ganz eigenthümlichen nur daſelbſt geltenden Einrichtunger 
Zuſammenhange ſteht ®. 


IV. 


Dadurch wird das bisjetzt angenommene gemeine Recht, der am 1. Nov. 1786 kundgen 
erfte Theil des bürgerlichen Geſetzbuches, das für Galizien gegebene bürgerliche Geſetz 
ſammt allen auf die Gegenftände diefes allgemeinen bürgerlichen Rechts fich bezichenden 
ſehen und Gewohnheiten, außer Wirkſamleit geſetzt. 


Unter dem gemeinen Rechte wird hier das gemeine deutſche Privatrecht 
ftanden. Es iſt dasjenige deutſche Privatrecht, welches für Deutſchland als Deutſch. 
für Deutichland als Ganzes gilt !. Es ift nur zum Theile einheimiichen, zum gröi 


Vgl. A. D., Das ungarifhe Civil- und 
Strafredt nah ben Beichlüffen der Qubder: 
Eurialconferenz (Wien 1861); Daufcher, Hand⸗ 
bud des gerichtlichen Verfahrens in und außer 
Streitſachen für Ungarn und Siebenbürgen 
(Wien 1869). 

5 Bol. Stubenrauc, Commentar (2. Aufl.), I, 
7; Unger, Syftem bes öfterr. allgem. Privat- 
rechte (2. unveränberte Auff., Leipzig 1863), I, 
17 und die von ihnen Angeführten. 

ı Windfcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts 
(Düffeldorf, 2. Auft., I, 1867; U, 1869; IH, 
1870), I, 8. 1, Anm. 1: „Ser Begriff des 
gemeinen Rechte beruht auf dem, wie über- 
Baupt, fo namentlich auch für die Rechtswilfen- 
haft, fo ungemein wichtigen Begriff bes San- 
zen, als eines feinen Theilen gegeniiber felbft- 
*ändigen Dinges, als eines Dinges, was 


etwas anderes ift, als bie Summe f 
Theile. Das filr ein Rechtsgebiet ala Gı 
in dieſem Sinne geltende Recht ift das ger 
Recht der einzelnen Gebiete, in melche 
Ganze zerfällt; das für Die einzelnen & 
als folche geltende Recht iſt Das befondere, 
titulare Recht dieſer Gebiete. Das Te 
wird auch dadurch nicht zum gemeinen 9 
baß jein Inhalt für alle Gebiete der gleid 
(Thöl nennt ein ſolches Recht paſſend « 
meines Recht), wie unigefebrt Das ger 
Recht Dadurd nicht aufhört, gemeines Ned 
jein, daß ein zu dem Ganzen geböriges 
biet, oder auch mehrere Gebiete ſich ihm 
zieben; Die Übrigen Gebiete fahren fort, 
unterworfen zu jein, nicht ale für fich beſtel 
Gebiete, fondern deswegen, weil fie zum ı 
zen gehören.‘ 
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Theile fremden, insbefondere römiſchen Urfprungs und man nennt heutzutage dad gemeine 
ventiche Privatrecht nationalen Urfprungs „deutſches Privatreht” im engeren Einne 2, 
%9 gemeine beutfche Privatrecht römischen Urfprungs „Pandekteurecht“ 3. 


V 


Wie Wir aber in dem Geſetzbucht ſelbſt zur allgemeinen Vorſchrift anfgeftellt haben, daß 
ee Geſetze nicht zurüdwirten follen; fo Toll auch dieſes Geſetzbuch auf Handinngen, die dem 
V Zuge, an welchem es verbindliche Kraft erhält, vorhergegaugen, und auf die uach den früheren 
ie Gelegen bereits erworbenen Mechte feinen Einfluß haben; diefe Handlungen mögen in zwei: 
’kitig verbindlichen Nechtögefchäften, oder in ſolchen Willenserklärungen beftchen, die von 
den Erflärenden noch eigenmäctig abgeändert, und nad den in dem gegenwärtigen Gefet- 
baie enthaltenen Vorſchriften eingerichtet werden könnten. 
VI. 

Daher ift and) cine ſchon vor ber Wirkſamleit diefes Geſetzbuches angefangene Erſitzung 
ser Berjährung nach den Älteren Geſetzen zu beurtheilen. Wollte ſich Jemand auf cine Er- 
Eyung sder Berjährung berufen, die in dem neueren Geſetze auf eine Türzere Zeit als in den 
küßeren Geſetzen beftimmt ift, fo kann er auch diefe kürzere Friſt exit von dem Zeitpunfte, 
ou welchem das gegenwärtige Gefeg verbindliche Kraft erhält, zu berechuen anfangen. 

Bgl. hierüber die Bemerkungen zu $. 5. 


VII. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzbuches ſind zwar allgemein verbindlich; doch beſtehen für den 
oilitärſtand und für die zum Militärkörper gehörigen Perſonen beſondere, auf das Privat- 
v zeigt ſich beziehende Borfchriften, welche bei den von, oder mit ihnen vorzunchmenden Rechts⸗ 
: geiäften, sbihon in dem Geſetzbuche nicht ausdrücklich daranf hingewiejen worden ift, zu 
besbachten find. Handels- und Wechſelgeſchäfte werden nad den befonderen Handels- und 
Wesielgeletsen, iniofern fie von deu Vorſchriften dieſes Geſetzbuches abweichen, beurtheilt. 
Die Hier bezogenen Handels- und MWechfelgefete find gegenwärtig das H. ©. vom 
17. Dec. 1862 (R. ©. Bl. vom Jahre 1863, Nr. 1), und die W. D. vom 25. Jan. 
1850 (R. ©. Bl., Nr. 51). 


VIII. 


Auch bleiben die über politiſche, Kameral- und Finanzgegenſtände kundgemachten, die 
Frivatrechte beſchränlenden, oder näher beſtimmenden Verordnungen, obſchon in dieſem Geſetz— 
suche fi darauf nicht ausdrücklich bezogen würde, in ihrer Kraft. 


Die fogenannten Rameral- und Finanzgefeße enthalten nur wenige auf das 
materielle Privatrecht Einfluß nehmende Borjchriften, jo 3. B. das Hoffe. von 12. Juni 
1838 (3. G. S., Nr. 280) in Anſehnng der Haftung ver öffentliben Poſtanſtalten beim 
Sachentransport und für das Keifegepäd beim Perfonentransport, Die mit Hofkd. vom 
6. Nor. 1838 (3.6. S., Nr. 302) kundgemachte Briefpofterdnung, die verſchiedenen 
Berertnungen über Geltzahlungen ꝛc. Dagegen gibt es zahlreiche, als politiſch bezeid)- 
nete Perertnungen, von denen man fagen kann, daß fie die Privatrechte beſchränken 
eder näher beftinmen. Hierher find ver allen die fid) auf Die Ausführung oder 
Turdführung der tem materiellen Privatredhte angehörigen Geſetze bezichenten Bor: 
ihriften, wie z. B. über Kundmachung der Geſetze, die Einrichtung der öffentlichen 
Düher, über Verlaſſenſchaftsabhandlungen, vie Vormundſchaftsordnungen, zu rechnen. 
Andere regelu zunächſt öffentlich-rechtliche Verhältuiffe, enthalten aber bei Dem engen 
Bufammenhange, im welchem in Deutſchland von jeher Das Privatrecht mit dem öifent— 
lichen Rechte ftand, zugleich aud Beltimmungen über das Privatrecht. Hierher gehören 

insbejondere die Gefege über das beftandene Unterthänigkeitsverhältniß tes Bauernſtandes 
und tie zum Theile daranf fußenden Motificationen der Erbfolge in Bauerngüter und 
ker Rechtsverhältniſſe an ſolchen Gütern, die Geſetze über die politifhe Stellung ver 


° 2gl. Bluntfhli, Deutfches Privatrecht Windſcheid, 8. 1. 
(4. Aufi., Münden 1868), $. 1. 
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Fremden, in manchen Staaten auch der Juden und die Damit zufammenhängende privatrecht⸗ 
liche Stellung derſelben ꝛc. Endlich gibt e8 auch als politifche bezeichnete Berorbnungen, : 
welche eigentlich blos privatrechtliche Beftimmungen enthalten, aber wegen ihrer Beränber-' 

. die verjchiebenen 


fichleit in das A. b. ©. 2. felbft nicht aufgenommen wurden, fo 3. 
Mieth⸗ und Ausziehordnungen !. 

Alle viele 6 
beruft oder nicht. 


IX. 


Insbeſondere find die auf Geldzahlungen fich bezichenden Rechte und Verbindlichkeiten 
nach dem, über das zum Umlaufe und zur gemeinen Landes- (Wiener) Währung beftimemte 


Geld bereits erlafienen Patente vom 20. Februar 1811, oder nach deu noch zu erlaffenben 
befonderen Geſetzen, und nur bei beren Ermangelnng nad ben allgemeinen Vorſchriften Des 
Geſetzbuches zn beurtheilen. 

©. die gegenwärtig geltenden Verordnungen über ©eldzahlungen bei ben 
88. 983—992. 

X. 

Bir erlären zugleich dem gegenwärtigen dentſchen Tert des Geſetzbuches als ben Urtert, 
wonach die veranftalteten Ueberſetzungen in die verſchiedenen Randesfprachen Unſerer Provinzen 
zu beurtheilen find. 


Bol. hierüber die Bemerkungen zu ven 88. 2 und 3. 


eſetze gelten ohne Rüdfiht darauf, ob fih das 4.56. G. B. baranf- 





Gegeben in Unferer Hanpt- und Nefidenzftadt Wien, ben erften Monatötag Junins, im. 


ein tanfend achthundert nud eilften, linferer Reiche im neunzehnten Jahre. 


Stanz, 
(L.S.) 


Aloys Graf von und zu Ugarte, 
königlich - Sonnige oberfter und erzherzoglich⸗ 
Deſterreichiſcher erſter Kanzler. 


Franz Graf von Woyna. 


Nah Sr. k. k. Majeſtät 
höchſt eigenem Befehle: 


ai 


„._’d_. „ 


Johann Repomuf Freih. v. Geiglern. 





I. hierüber linger, I, 14 F Pratobe⸗ politicher * enſtänden in feinen Materiali 
vera, "lesen bie Grenzlinie gwifchen Sufliz- und Ir 1 fg. ( 518). ſt ſ en, 


eiteratur des öfterreichifchen allgemeinen Privatrechts. 


I. 
Exegetifche und vergleichende Werke. 


‚zeiller (F. v.), Commentar über das Allgemeine bürgerlihe Geſetzbuch für Die ge- 
ſammten veutfchen Erbländer der äfterreihifhen Monardhiee 4 Bde. Wien und 
Trieſt 1812 —13. 

‚eittein (&. v.), Handbuch des öfterreichifhen Privatrechts. 3 Bde. Wien und 

Trieſt 1814—15. 

Gquſter (M.), Theoretifh-praktifher Commentar über das Allgenteine bürgerliche 

Geſetzbuch. Prag 1818 (erfchien nur der erfte Band, enthaltend die erften 43 Para- 

naphen des Gefegbudes). 

Bergmaner (Ignaz Franz), Das bürgerlihe Recht der k. k. öfterreihifchen Armee und 

der Militsrgrenzprovingen. 4 Bde. Wien 1829—37. 

Rıppel (F. X.), Erläuterungen des Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, mit befonderer 

‘ Berüdfihtigung des praftifhen Bedürfniſſes. 9 Bde. Gräg 1830-38. 

Biniwarter (9. v.), Das öſterreichiſche bürgerliche Recht, ſyſtematiſch dargeftellt und 
erläutert. 5 Bde. Wien 1831—38. Zweite vermehrte und verbeflerte Auflage, 
1838— 45. 

Ulinger (3.), Handbuch des öſterreichiſchen Allgemeinen Civilrehts. Wien 1844. 
Schfte Auflage 1860. 

Prufäte (Franz), Erläuterungen zum Allgemeinen bitrgerliden Geſetzbuch. Preß— 
urg 1853. 

Pauly (Wilhelm v.), Allgemeines öſterreichiſches Bürgerliches Geſetzbuch, eingeführt 
mit dem Allerhöchften Patent vom 29. Nov. 1852 in dem Königreich Ungarn, 
Croatien u. f. f. Peſt 1853. 

Fera (L.), Ausführliche Crläuterungen des Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. 
3 Bde. Peſt 1854. 

Studenranch (Moritz v.), Das Allgemeine bürgerliche Gefegbud) vom 1. Juni 1811 
ſanmt den dazu erfloffenen Nachtragsverordnungen und den über die Einführung 
dieſes Geſetzbuches in Ungarn, Croatien u. ſ. f. getroffenen Beftimnungen, mit 
Rüdfiht auf das praftifche Bedürfniß erläutert. 3 Bde. Wien 1854—58. Zimeite 
Auflage, unter dem geänderten Titel: Commentar zum Allgemeinen öfterreichifchen 
dürgerlichen Geſetzbuche ſammt den dazu erfloffenen Nachtragsverordnungen. Bo. I, 
Abth. 1, 1864, Br. I, Abth. 2 und Bd. II, 1865. 

Carozzi (Gius.), Giurisprudenza del Codice civile universale della Monarchia 
antriaca, divisa in diversi trattati esposti secondo l’ordine delle materie in 
ess0 contenute. 22 Vol. Milano 1818—31. 
aglioni (Onofrio), Commentario al Codice civile universale austriaco. 8 Vol. 
Milano 1816— 22. Nach des Verfaſſers Tode fortgefegt und vollendet von Giuſ. 
Catoʒzi. 2 Vol. 1825—28. 


8 Kiteratur des oͤſterreichiſchen allgemeinen Srivatrehtß. | 


Baretta (Lib.), Le disposizioni del Codice civile generale austriaco, considerate | 

sotto il rapporto della ragione giuridica, della reciproca affinita tra di loro e! 

col Codice di commercio, dei delitti e delle grave trasgressioni di polizia, col 
regolamento di procedura civile, colle leggi amministrative, politiche, finanziarie 
e canoniche e loro concordanza col diritto romano. Venezia 1841. 

Castelli (Gius. Ant.), Confronto analitico del codice civile’ della monarchia 
austriaca colle leggi romane. Milano 1816. | 

Derfelbe, Il codice civile generale austriaco confrontato colle leggi romane e col 
gia codice civile d’Italia, nonch® colle resoluzioni sovrane, coi decreti del 
supremo tribunale di giustizia e di altri dicasteri aulici. Milano 1831—-33. 
Neue Ausgabe 1836. 

Mattei (Jac.), I paragrafi del codice civile austriaco avvicinati dalle leggi romane, | 
francesi e sarde; schiariti e suppliti dalle opinioni dei piü celebri scrittori di | 
diritto. Venezia 1852. : 

Foramiti (Nic.), II Codice civile generale austriaco.. Venezia 1852. | 

Szokolai (Stefan), Az uj ausztriai polgäri törvenykönyv magyarazata. Pesth 1853. 

Wenzel (Gust.), Az ausztriai ätälänos polgäri torvenyv magyarazata. Pesth 1853. 

Racz (Wilh.), Az ausztriai atälänos polgäri törvenykönyv. Pesth 1854. 


II. 
Dogmatifche Werke. 


1) Grundriſſe. 
Michel (Adalbert Theodor), Grundriß des heutigen öſterreichiſchen allgemeiner Privat« 
rechts. Olmuütz 1855 (unvollendet). 


2) Lehrbücher. 

Unger (Joſeph), Syſtem des öfterreichifchen allgemeinen Privatrechts. Leipzig, Br. I, 
1856, ®b. II, 1859 (enthaltend den allgemeinen Theil), Bd. VI, 1863 (enthaltent 
das Erbredt). Zweite unveränderte Auflage von Bd. I und II, 1863; dritte, blos durch 
einen Anhang über den Entwidelungsgang der öfterreihifhen Civiljurisprudenz feit 
der Einführung des U. b. ©. B. (Abbruck aus Schletter's Jahrbüchern I [1855], 
S. 353 fg.) vermehrte Auflage von Bd. I und IT, 1868, zweite Auflage von 
Br. VI (Erbrecht), 1871. 


3) Zeitſchriften. 


Wagersbah (I. R. v.), Archiv für wichtige Anordnungen in den k. k. Erbſtaaten 
über Criminal- und Civiljuftiz, für merkwürdige Rechtsfälle mit den Entfcheibungen 
ber Gerichtshöfe, nebft Abhandlungen und literariſchen Nachrichten. Bon J. K. Wagers- 
bad. Grätz 1814—20. 

Pratobevera (Karl Joſef), Materialien für Gefepkunde und Nedtspflege in ven 
öfterreihifhen Erbftanten. Wien 1815—24. 

Zeitfhrift für üfterreichifche Rechtsgelehrſamkeit und politifhe Gefegkunde; gegründet 
von Wagner 1825, fortgefegt 1834 von Th. Dolliner und 3. Kupler; feit 1840 
von Kudler und M. v. Stubenraud; feit 1846 mitredigirt von E. Tomaſchek; ein- 
gegangen 1849. 

Weſſely (3.), Themis. Eine Sammlung von Rechtsfällen, Abhandlungen und 
wiſſenſchaftlichen Berichten aus dem Gebiete des Privat- und Strafredhts. Ange⸗ 
fangen 1835. Es erichienen nur 1835—37 3 Hefte, 1841—44 8 Hefte neue 
Volge, 1849 2 Hefte neueſte Folge. 

Schopf (5. J.), Archiv für Civiljuftizpflege, politiiche und Tameraliftifhe Amtsver- 
waltung. 1837—46 (1846, Bd. I, neue Folge). 

Tauſch (3), Rechtsfälle aus dem Eivil- und Criminalrecht. Wien 1837. Erſchien 
nur ein Band. Ä 
Bildner von Maithftein (3g.), Der Juriſt; eine Zeitſchrift, vorzüglich. für bie 
Prarid bes gefammten üfterreichifchen Rechts; feit 1839, von 1845 nee Folge; 

eingegangen 1848 (19 Bde.). 
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Allgemeine Oeſterreichiſche Gerichtszeitung. Gegründet 1850 von M. v. Stubenrauch, 
ſeit 1858 mitredigirt von Julius Glaſer, feit 5. Sept. 1865 redigirt von Glaſer 
und R. Nowak. 

Haimerl (Fr), Magazin für Rechts- und Staatswiſſenſchaft, mit befonderer Rüdficht 
auf das öſterreichiſche Kaiferreich, begonnen 1850, eingegangen 1857 (16 Bände, 
incl. zweier Bände neue Folge vom Jahre 1857), mit einem Repertorium von 
Guſtav Tegen. Wien 1861. Vom Jahre 1858 trat an die Stelle des Maga— 
zins: Haimerl’s öſterreichiſche Vierteljahrfehrift für Rechts- und Staatswifienfchaft ; 
eingegangen 1866 (16 Bbe.). 

Pisko (3), Die Gerichtshalle feit 1857. 

Drir (Aler.), Die Tribüne, beginnend mit December 1860, eingegangen Ende April 1862. 


4) Sammlungen von Entfheibungen ber Gerichtshöfe. 


PBeitler ( Sean), Sammlung von Entſcheidungen zun Allgemeinen öſterreichiſchen 
bürgerlichen Gefegbuche von 1812—59. Zweite vermehrte Auflage 1860. 

Sammlung von civilrechtlichen Entfcheivungen des f. k. Oberften Gerichtshofes. Wien, 
Dt. I, 1859, von Glaſer und Unger, Bd. II, 1864; Bd. III, 1865, Be. IV, 
1867 und Br. V, 1871 (Bd. VI in Vorbereitung) von Slafer, Unger und Walther. 

Schimkowsky (Julius), Die Rechtsgrundſätze ter Entſcheidungen des k. k. Oberſten 
Gerichtshofes zum Allgemeinen öſterreichiſchen bürgerlichen Geſetzbuche. 5 Hefte. 
Graz 1868—69, U. Jahrgang 1870, unter dem Titel: „Die Rechtsipredhung bes 
k. f. öfterreichifchen Oberften Gerichtähofes in allen Zweigen ber Civil» und Straf: 
gejetsgebung. 


ID. 
. Sammlungen von Gefegen und Verordnungen. 


Riniwarter (9. v.), Handbuch der Juftiz- und politifchen Geſetze und Verordnungen, 
welde fih auf das in den deutſchen Provinzen der öfterreihifchen Monarchie geltende 
Allgemeine bürgerlihe Geſetzbuch beziehen. 3 Bde. Erſte Auflage, Wien 1829. 
Dritte Auflage 1844. 

Damianitid, Handbuch der Geſetze und Verordnungen, welche fih auf das öfter- 
reichiſche Allgemeine bürgerliche Geſetzbuch beziehen. Ergänzungsband zu I. Ritter 
v. Winiwarter’s Handbuche. Wien 1859. 

Viſini (Andreas), Handbuch der Geſetze und Verordnungen, welde fid) auf das öfter- 
reichiſche Allgemeine bürgerliche Geſetzbuch beziehen. 2 Bde. Wien 1837. 

Michel (Ar. Th), Sammlung ter neneften auf das öfterreihifche allgemeine Privatrecht 
fih Beziehenten Gefege unt Verordnungen. Prag 1850. 

Terfelbe, Handbuch tes allgemeinen Privatrehts fir das Kaiſerthum Oeſterreich. 
Olmütz, Bd. I, 1853, Bd. II, 1854, zweite mit einem Supplement vermehrte 
Ausgabe, 1856. 


IV. 
Kibliographifche Werke. 


Kreutzer (Joſ.), Handbuch ter Literatur des öfterreihifchen Privatrehte. Wien 1808. 

Vesque von Päüttlingen (Joſ.), Darftellung der Literatur des öfterreihifhen Allges 
meinen bürgerlihen Geſetzbuches. Wien 1827. 

Damianitfb (Martin), Die Literatur des Allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches, im 
Auszuge verfaßt. Zweite mit einem Anhange vermehrte Ausgabe. Wien 1852. 


10 Kiteratur des öfterreigifhen allgemeinen Beivatrchts. 
Was den Entwidelungsgang ber öſterr. Civiljurisprubenz feit dem Beſtehen bes ' 
A. b. G. B. anbelangt, fo laſſen fih mit Unger X drei Perioven unterſcheiden. Die : 
erfte Periode geht 5i8 in bie zweite Hälfte der zwanziger Jahre und umfaßt bie 
Schriften jener Männer, welche ihre juriftifche Bildung in derſelben Schule wie bie 
Redactoren des A. b. ©. B. genoffen haben, welche auf der wiſſenſchaftlichen Höhe ihrer 
Zeit fiehen und deren Werke Kenntnig des gemeinen Rechts und ver Gefeggebungen ber 
Nachbarländer verrathen — hierher find bie Werke Zeiller’s, Pratobevera’s, Schufter’s, 
Dolliner’s, zum Theil auch Wagner’8 und Scheiblein’s zu rechnen. " 

In der zweiten bis in bie Mitte bes vorigen Jahrzehnts reichenden Periode ſinkt 
die Rechtswiſſenſchaft zur bloßen Gefegesfenntnig herab. Man vergaß ben Zufammen- 
bang des 4.6. ©. 3. mit dem gemeinen Rechte, hielt das Gefegbuc für ein abfolnt 
vollfonmenes, keiner Verbefierung bebürftiges Werk, jede Kritik deſſelben für eine 
Aloyalität. Es wurde, unbefümmert um bie Fortſchritte, welche mittlerweile bie 
Wiſſenſchaft des gemeinen Rechts gemacht hat, auf defien Boden das A. b. G. B. ent 
ftanden if, oft mit großem Aufwand von Scharffinn das Geſetz blos aus fid ſelbſi 
heraus interpretirt und bie exegetiſche Methode mit mehr ober weniger Einfeitigfeit zur 
Anwendung gebradt. Dies gilt von ben Werfen Nippel’s, Winimarter’s, Ellinger’s 
und Stubenraud’s. Die Werke Petruſchka's, Pexa's und Pauly's? ſind ohne jede 
wiſſenſchaftliche Bedeutung. ine freiere Behandlung findet ſich in den Erzeugniffen 
der italieniſchen Literatur. 

Die dritte Periode beginnt recht eigentlich erft mit dem Erſcheinen von Unger's 
Syſtem des öftere. Privatrehts. Denn wenn ſchou einige Jahre vorher das Ungenügende 
der bisherigen Behandlungsweiſe unferes heimatlichen Rechts von Vielen erfannt wurde ®, 
fo erlangte dieſe geänderte Auffaffung dod in feinem bebeutenberen Werke Ausprud. 
Unger gebührt das große Verbienft, die bogmen-gefchichtlihe Methode in Defterreidh 
wieder zur Anwendung gebracht und den Zufammenhang ver öſterr. Jurisprudenz mit 
der gemeinvechtlichen wieberhergeftellt zu haben *. An Unger’s Syſtem, das wegen ber 
trefflihen Bearbeitung, welche aud) das gemeine Recht in zahlreichen Partien gefunden 
hat, in denen es mit dem äfterr. Recht zufammenfällt ober doch Berührungepunkte 
bietet, zu ben bebeutenbften Erſcheinungen aud auf dem Gebiete bes gem. Rechts 
zählt 5, reihen fid, in wärbiger Weife mehrere vortrefflihe Monographien, von denen 
insbefonbere befielben VBerfafiers „Inhaberpapiere“ (1857) und „Die Berlafenfchafts- 
abhandlung in Defterreih. in Botun für deren Aufhebung“ (1862), Rande, „Der 
Beſitz nach äfterr. Rechte” (1865), Exner, „Die Lehre vom Rechtserwerb durch Trabi 
tion nad) öſterr. und gem. Rechte“, Wien 1867, hervorzuheben find, und es ift zu 
hoffen, daß bie bſterr. Rechtswiſſenſchaft auf der einmal gechneten Bahn raſche Fort: 
ſchritte machen werde. 





I Unger, Ueber ben Entwidelimgegang ber 
öfterr. Giviljurieprubenz feit ber Einführung 
bes A. b. ©. 8. in Schletter's Jabrblihern ber 
deutſchen Rechtswiſſeuſchaft und Geſetzkunde, I 
(1855), ©. 358—359. 

? ©. bie Recenſion bes letzteren Wertes in 
m 0 ber Algen. Defterr. Öptg. vom Jahre 
1 


® &o, was bas Öfterr. Privatrecht anbelangt, 
namentlich von Berger, Aurift, Bd. 12 (1844), 
8.262 fg., und Unger, Ueber bie wiſſenſchafi⸗ 
liche Behandlung des öſterr. allgem. Privat: 
rehte. Cine Antrittsrede, gehalten an ber 
Prager Hochſchule (Wien 1853). 

Wenn Unger in Schletter's Jahrbüchern 
ben damals bereits erſchienenen 15 Lieferungen 
von Stubenrauch's Commentar, 1. Aufl. „die 
freudige Anerkennung zollt, daß er unter ige⸗ 
ſchidter Benutzung der neueren Literatur über 
römiſches und beutiches Recht ein Merk liefere, 
weldes in der glücklichen Behandlung ber ein- 
zelnen Materien und in ber entſprechenden und 
Haren Darftelung der fchwierigen Partien bie 


Arbeiten feiner Vorgänger weit Hinter fich laſſe “ 
und in ibm ſchon ben Wegweifer am Kreuz 
wege zwifhen der zweiten und britten Periode 
fiebt, fo fepeint Stubenrand felhk fid biefer 
feiner Yebeutung fehr wenig beruft gewefen 
zu fein, wenn er in ber zweiten Auflage feines 
Conmentars, „um ben ibm befannt gemorbenen 
Wünſchen feiner Lefer zu entiprechen und bem 
prattifchen Bebirfniffe foviel ale möglich zu 
genügen“, die Vermeifungen auf bie begüglichen 
Stellen bes römischen Rechte binweglaffen zu 
müffen glaubte. 

® Bemerkenswerth ift ber Aueſpruch Förfter'e, 
Theorie umd Praris des heutigen gem. preuß. 
Privatrechts anf Grundlage des gemeinen beut- 
ihen Rechts (2. Aufl., I-AII, Berlin 1869— 
70), 1, & 8, Anm. 8, bie rechtswifſenſchaft 
lichen Feiftungen, bie fib an bas äfterr. Geſetz 
buch getnilpft haben, feien bie in neuefte Zeit 
binter ber iteratur bes preuß. Rechts zurdd. 
gehfireen, durch das leider noch unvollendete 

jerl Unger's werde aber bie preuß. Fiteratur 
bedeutend überholt. 


Einleitung. 


Bon den bürgerlichen Gefegen überhaupt. 


. 8.1. 
Begriff des büirgerligden Reqhts. 


Der Inbegriff der Geſetze, wodurch die Privatrechte und Pflichten der Einwohner des / 
Stagtes unter fi beſtimmt werben, macht das bürgerliche Recht in bemfelben aus, 


Hecht im obje team, Sinne ift die allgemein anerkannte Norm, welche die gegen: 
fatigen ei eh der Menſchen zueinander mit Aufßerer Nothwendigkeit regelt !, 
Reht im jubiectiven Sinne ift die durd das Recht im objectiven Sinne gewährte 
| WMöglihfett zum Sandeln (thun oder unterlajjen). — Die Rechtsſätze, welche das wechſel⸗ 
‚tige Verhältniß des Staates als ſolchen zu den feiner Gewalt in was immer für 
einer Beziehung unterftehenden natürlichen oder juriftifhen Perfonen, oder der Staaten 
antereinander regeln, bilden das öffentliche oder Staatsrecht, die Grundſätze über 
die Bermögens- und Familienbeziehungen ber einzelnen Rechtsfubjecte zu einander, fowie 
über deren Bermögensverhältniffe zum Staate felbft, infofern er bios als vermögens— 
fähiges Subject in Betracht fonımt, das Privatrecht ?. 


I Bel. Wächter, Handbuch des würtembergi— 
ihen Brivatrehts (Stuttgart 1842), II, 1; 
Kiernlff, Theorie des gem. Civilrechts (Altona 
1839), &. 1 fg.; Sintenis, Das praft. gem. 
Sivilreht (2. Aufl., Leipzig 1860), I, 1 fg. — 
.Alles Recht iſt alfo pofitiv; es gibt wol cine 

tephilofopbie, d. b. nicht nur eine Philoſophie 

bes pofitiven Hecht, fondern auch eine Wiffen- 
ſchaft der Forderungen der Vernunft an das 
Hecht: aber es gibt fein Bernunftrecht, kein 
Naturrecht.“ Unger, Syſtem des öfterr. allgem. 
Brivatrechts (Feipsig 1856), 2. unveränderte 
Aufl., 1863, I, 4. — „Ein vom Staate ab- 
Rrabirenbes jogenanntes Naturrecht iſt fein wirk⸗ 
liches Recht, jondern etwas hohles ertränmtes, 
und feinem Inhalte nad eine nach den An- und 
Einfihten des Berfaffers hervorgebrachte Mi- 
(hung von Abfiractionen oder Borfchriften aus 
pofitiven Rechten und fubjectiven Vorſtellungen.“ 
Böding, Pandekten des röm. Privatrechts aus 
bem Standpunkte unfers heutigen Rechtsſyſtems 
sber Inftitutionen des gem. deutſchen Civil⸗ 
rechts (2. Aufl., Bonn 1853), S. 4, Anm. 1. 
2 Bol Unger, I, S. 3: „Brivatredht ift die 


.. wi... 


- —* 


Geſammtheit der Rechtsſätze, welche die Rechts— 
———— ver ——————— regeln, d.h. bie 


Berhältniffe normiren, in welchen die Berfonen 
als Bermögensfubjecte und Familienglieder 
ftehen. — Kierufff, I, 6: „Das Öffentliche Recht 
ift der Inbegriff der Grundfätze, nad welchen 
ber Staat als Ganzes nach innen und aufen 
beftebt, das Privatrecht der Inbegriff der Grund⸗ 
fäbe, nach welden Die im Staate begriffenen 
Individuen (Privaten) im Verhältniß zueinander 
ſtehen.“ — Böding, I, 3: „Das Öffentliche Recht 
ift der Inbegriff der für bie Mitglieder des 
Staates im Berbältniß zu ihm und der für Die 
Handlungen des Staates felbft geltenden Be: 
ftimmungen, Privatredht als den Inbegriff ber 
für die Willensäußerungen der Staatsmitglieder 
als für fich berechtigter einzelner Subjecte, 
privati, im Berbältniffe zu anderen als eben 
jolhen geltenden Normen. — Dagegen ver: 
zichtet Wächter auf die Aufftellung eines pofi- 
tiven Begriffes von Brivatrecht und glaubt, es 
laſſe fih nur als dasjenige Recht befiniren, 
welches nicht Staatsreht fei. Vgl. Dagegen 
Unger, Syſtem, I, 2, Aum. 8, und gegen diefe 


. ‚Arleügetenben Gewalt ansgegangene, ſond 
⸗ uriſtenrecht das durch die Wiſſenſchaft und ihre Anwendung ins Leben übergegangene 


Einleitung. 


Nach der Quelle ſeiner Entſtehung unterſcheidet man Geſetzesrecht, Gewohnheits⸗ 
recht und Juriſtenrecht ZGeſetzesre ff das durch Die 


12 


verfaſſungsmäßigem Wege erlaſſene Gefegzf Gemwohnheitsreht das nicht von der 
dur die Volksgewohnheit entſtandene Recht, 


und zur Geltung gekommene Recht ?. Bon viefen beiden letzteren Arten der Rechts⸗ 


“quellen ift das Juriſtenrecht auf dem ganzen Gebiete des öſterr. Privatrecht nicht an- 


erfannt*. Das Gewohnheitsrecht ift nur im Handelsrechte Geſetzesquelle °. 

Geſetze ſind entweder Geſetze im eigentlichen Sinne oder Verordnungen. 
Die Geſetze ſtellen beſtimmte allgemeine Normen auf, die Verordnungen en in der 
Regel nur Vorſchriften über die Durchführung der Gefege und greifen nur in gewiſſen 
Ausnahmefällen und nur proviſoriſch in den Kreis der Gejeßgebung ein. Geſetze 
werden von ber gefeßgebenden Gewalt, Verordnungen von der Megierungsgewalt er- 
laſſen. In Staaten mit Repräfentatioverfaffungen ift zur Gültigleit eines Geſetzes 
bie Zuftiinmung der Volfsvertretung nothwendig ®. 

Wir haben in Oeſterreich zu unterfheiden: 1) Geſetze im engeren Sinne, 
2) Raiferlihe Verorvnungen, 3) Verordnungen im engeren Sinne und unter 
ben Geſetzen im engeren Sinne wierer Reichsgeſetze im engeren Sinne, wenn fie 


für den Umfang des ganzen Staates Gültigteit haben, Xei 


eTeße ım weiteren 


Sinne, wenn ihre Gültigkeit auf den Umfang eines ber beiden, Durch den Rei 


oder Durdy den ungariichen Landtag vertretenen Ländergebiete beſchränkt ift, endlich 


für 


bie im Reichsrathe vertretenen Länder aud) noch Landesgeſe welche nur für ben 
Umfang des Territoriums einer Landesvertretung TE haben. Zu einem 
Keichögefege im engeren Sinne ift die Uebereinſtimmung der Delegationen des Reichs⸗ 
—* und des ungariichen Vandtages, zu eintmi sejeße ım weiteren Sınne die Zu- 
ſtinimung beider Häuſer des öſterr. Reichsrathes, beziehiingewerfe des Unterhaufes und 
ber — des ungariſcheñ Neihötages, zu einem i 


forder 


ee bie Zuftimmung 
bes competenten Landtages und zu allen drei Geſetzesarten die Tatlerlihe Sariction er⸗ 
unge) 15 D ö 4 


e8 Gefetzes vom 21. Dec. 1867, 





R. ©. Bl. Wr. 1 .13b. 


Geſetzes vom 21. Dec. 1867, R. G. Bl., Nr. 147, 8. 17 der verſchiedenen Landes⸗ 


orbnnungen vom 26. Febr. 1861). 


Die Länder der ungarifhen Krone kommen bier nicht näher in Betracht. 
bie im Reichsrathe vertretenen Länder ift namentlih die gefammte Strafjuftize, Polizei- 





wieder, fowie insbejondere gegen deſſen eigene 
Begriffsbeftimmung, Berger, Kritifche Beiträge 
zur Theorie des öſterr. allg. Privatrechts 
(Wien 1856) S. 24 fg. und dazu Harum in 
Haimer!’s Magazin VII (1857), 155 fg. — 
Diele Pandektenlehrbücher, fo z. B. auch Wind— 
ſcheid, I, S. 1 fg., entſchlagen ſich einer De— 
finition von Privatrecht und definiren blos 
Pandektenrecht. — Die Definition, welche das 
Allg. bürgerl. Geſetzbuch unter der Bezeichnung 
„Bürgerliches Recht“ — eine Ueberſetzung bes 
römifchrechtlichen Ausbrudes „Civilrecht“ (jus 
eivile) — von Privatrecht gibt, ift zu enge, 
weil nidht nur bie Einwohner des Staaten, 
fondern auch fremde und der Staat felbft in 
Privatrechtsverhältniffen ſtehen fünnen. Bgl. 
auch Unger, I, S. 2. — Unrichtig iſt es je⸗ 
doch, wenn Unger a. a. O. fie auch zu meit findet, 
weil es auch Rechte und Pflichten der Ein— 
wohner des Staates unter ſich gebe, welche 
nicht Privatrechte und Privatpflichten ſiud. — 
Da im 8. 1 das bürgerl. Recht als Inbegriff der 
Geſetze definirt wird, wodurch die Privatrechte 
und Pflichten der Einwohner des Staates unter 
ſich beſtimmt werden, ſo ſind damit von ſelbſt 
alle ihre Rechte und Pflichten, welche keine 


Privatrechte und Pflichten, ausgeſchloſſen. Eher 
ließe ſich dieſe Einwendung gegen die Defini- 
tionen Kierulff's und Böcking's erheben. — 
Jedoch trifft Die Definition des Allg. bürgerl. 
Geſetzbuches der weitere Vorwurf, daß fie an- 
ftatt des zu befinirenden Wortes einen fyno- 
nymen Ausdrud ſetzt. 


(2Bde., 3. Aufl. Göttingen 1867), 8. 157 fg. — 
en 1,8.2. Auch in abfolut regierten ion. 
ar 


ber Perſon des Monarchen vereinigten gefeß- 
gebenden ober Bollzugsgewalt zu benfen if. 


| 






Bon den bürgerlichen Befehen überhaupt. $. 1. 13 


fraf: und Civilrechtsgeſetzgebung mit Inbegriff ver Geſetzgebung über Handels, Wechſel-, 
See-, Berg: und Lehenrecht, jedoch mit Ausſchluß ter Geſetzgebung über die innere 
Einrichtung der öffentlichen Bücher (Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. ©. Bl., 
Rr. 141, 8. 11, Lit. k.), die Credit, Bank- und Privilegiengefeßgebung (ibid. Lit. e), 
die Geſetzgebung über Staatsbürger: und Heimatsrecht (ibid. Lit. g.), über die con» 
feffionellen Berhältnifie, das Vereinsrecht und den Schuß des geiftigen Eigenthumes (ibid. 
Lit. h.), vie Regelung des Geld-, Münz- und Bettelbanfwefens (ibid. Lit. d.), bie 
Geleggebung über Menopole und Regalien (ibid. Lit. c.), dem Wirkuugokreiſe des 
Reichsrathes ** fallen daher ſämmtliche hier aufgeführten Zweige der Ge— 
ſetzgebung in das Geblet der Reichsgeſetzgebung in weiteren Sinne. In die Com— 
peien; —— fällt von Zweigen der Privatrechtsgeſetzgebung nur die Geſetz⸗ 
gebung über die innere Einxichtung der öffentlichen Bücher, ſowie über jene Angelegen— 


beiten, welche in unmittẽlbarem und nothwendigem Zuſammenhange mit der Panbescultur | 
und ten üffentlihen Bauten ver Landescommunications- und Mohlthätigkeitsanftalten ; 


fchep ibid. $. 11, Lit. k. uud 8. 18 der verichievenen Landesordnungend 7: 


⸗ Der Begriff der kaiſexlichen Verordnungen iſt durch 8. 14 de Staats⸗ 
ng 


a 


—— 





"Nah $. 11, Lit. k. des Staatsgrundge-Wtutengeſetzgebung, namentlich über Grunbdfervi- 
ſezes vom 21. Dec. 1867 (R. G. Bl., Nr. 141) | tuten oder Pandbienftbarkeiten, auf Das innigſte 
Mm dem Wirkungstreife des Reichsrathes zuge: | niit der Yandescultur vwerflechten ſei, daß bie 
wiejen: „Die Strafjuftiz- und Bolizeiftraf:, fowic | geſammte Fideicommißgeſetzgebung von immer: 
Ne Gieilvechtögefeßgebung, mit Ausfchluß der | fer Rückwirkung anf den Nationahvohlftand fei, 
Befeggebung über Die innere Einrichtung der | daß die Gefetgekung über die Erbfolge in 
öffentlichen Bücher und Über jolche Gegenftände, | Bauerngliter, ja daß auch im Chligationenrechte 
welche auf Grund ber Yandesordnungen und | die geſammte Geſetzgebung über Den Darlehens: 
dieſes Staatsgrundgeſetzes in den Wirkungefreis | vertrag, fiber Pfand und Tarlehensverträge, 
ter Landtage gebören, ferner bie Gefeßgebung | Zinfen n. f. w., mit der Yandeacultur im 
über Handels⸗ und Wechfelrcht, See-⸗, Berg: | innigften Zufammenbange fiche, und Daß ee 
und Lehenrecht.“ Im der vom Abgeordueten: | den Berfechtern dieſes Antrages Doch nicht Darum 
baute urfprünalid beantragten Faffııng Diefer | zur thun fein werde, dieſe Grundſätze für jedes 
liuera lautet es anftatt „Die innere inrich- | Yand verfchiedenartig zu geftakten. — Daß man 
tung der öffentlichen Bücher“: „die Einrichtung | Den Yandtagen gewiß nicht fo meit gebende Be 
der Grundbücher“. — Das Herrenbaus beſchloß, | fugniſſe einräumen wollte, und dieſe wielmebr 
daß Lit. k zu lauten babe: „Die Civil- und | auf ein Minimum befchränten wollte, dafür 
ztrafgeietzgebung, ſowie Die Gefeßgebung über | jprict insbeiondere Der Umſtand, daR, nachdem 
fardele und MWechielredt, Berg und Yeben | Dieie Bebenten angeregt worden waren, Da 
recht. . .“ Diele Faſſung wurde jedech vom Ab | Wort „innere“ eingejchalter wurde, ferner Die 
aeerdnerenbanie abgelehnt und blos Die Worte: | Erwägung, daß Dem Reichsrathe ganz allgemein 
„Einrichtung Der Grundbücher“ in „innere Ein- die Civilrechtsgeſetzgebung, Den Yandtagen aber 
abrung der öffentlichen Bücher‘ umgeändert und | durch Die Yandesertnungen eine ſolche zunächſt 
ker ganze Paragraph dann von Herrenhauſe in | Üüberbaupt nicht, ſondern nur Die Seferaebung 
tieter com Abgeordnetenhanſe beichloffenen Faſ | Über Die Landescultur, öffentliche Bauteiri. ſ. w. 
ung angencmmen. Ueber Die Unbeftimmtbeitumnd | zugewieien ut, md Daran eine Geſetzgebung 
Vieldeutigleit Dreier Textirung bat man ſich, | in Ciwilrechteangelegenbeiten nur inſoweit ab 
wie aus Den diesbezüglichen NReicheratbede: | geleitet werden tann, als Diele in untrennbarem 
katten hervorgeht, weder von Seite Der Re | und ummittelbarem Zuſammenhange mit jenen 
nierung nch ven Zeite der beiden Häufer Des | der Wirkſamkeit Der Yandtage zugewieſenen 
RFeichsraths getäuſcht. — Val. insbefondere Den | Segenftänden ſtehen. — As zur Yandes: 
Bericht Der Serrenbauscommitjion itber Die revi cultur gehörig find insbefondere folgende mit 
firte Perrafiung, Die neue Geſetzgebung Cejter- | Aller. E wem 11. Sam 1868, kund 
reicbss, erläutert aus den Neicheratböverband- | geinact Durch DW. Vdg. von 29. Ian. 1868, 
lungen Wien 1866;, I, 218, 3. 14, und Die | R. G. Bl., Jr. 12, Der Wirkſamkeit Des Ader 
in Per Sitzung des Herrenbanjes vom 30. Ne: | baumintitertums zugewieſenen Gegenſtäude zu 
rember 1867 gehaltene Rede des Auftizuni | rechnen, nämlich: Bedenculturangelenenbeiten 
niiters «ebenda. I, 259, im welcher derſelbe tm allgemeinen, insbeſondere Entſumpfung, 
ausfübrte, Daß ſich Die allerwichtigften Peitim | Beawäjferumgen, Urbarmadungen u. ſ. w., Kür 
mungen unſeres Civilrechts auf Die in Die | derung Des Pflanzenbaues überhaupt, insbe 
Scmpetenz Der Yandtage gehörige Yandesfultuv | fondere des Ader und Wieſenbaues, der Gar: 
bezieben, und Daß Die geſammte Yehre über die | ten, Wein und Forſienltur; Förderung Der 
Erwerbung, Erhaltung, Beifhräntung und Er. | Tbierproeductien im allgemeinen, insbeſondere 
lichung Des Eigentbuumsrechts, ſowie aller | Der Zucht Der landwirtbichaitlichen Haustbiere, 
andern Dinglichen Rechte in Beziebung auf Die | Der Zeiden und Bienenzucht, Dev Jagd und 
unberecgliden Güter Die Yandescultur mehr ! Ficſcherei. 
eter weniger berühren, daß Die ganze Zervi | 


14 Einleitung. 


grundgefeed vom 21. Dec. 1867 (R. ©. BI. Nr. 141) gegeben: „Wenn fih vie: 
dringende Nothmendigkeit folder Anorbnungen, zu welchen verfaffungsmäßig die Zu-f: 
ftimmung bes Reichsrathes erforderlich ift, zu einer Zeit berausftellt, wo biefer nicht} 
verfanmelt ift, fo können viefelben unter Verantwortung des Gefammtminifteriums F: 
durch kaiſerliche Verordnung erlaflen werben, infofern folche feine Aenderung des Staat]: 
grundgefetes bezweden, feine dauernde Belaftung des Staatsſchatzes und feine 
äuferung von Staatsgut betreffen. — Solche Verordnungen haben proviforifche Ges 
jegesfraft, wenn fie von den fammtlihen Miniftern unterzeichnet find und mit au 
prüdliher Beziehung auf diefe Beftimnumg des Staatsgrundgeſetzes kundgemacht werden. — # 
Die Gefegestraft diefer Verordnungen erlifht, wenn die Regierung ımterlaflen bet, J 
diefelben dem nächften nach deren Kundmachung zufammentretenden Reichsrathe, und 
zwar zuvdrderft dem Hanfe der Abgeordneten binnen vier Wochen nad biefem Zu⸗ 
fammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder wenn diefelben die Genehmigung eines 
“der beiden Häufer des Reichsrathes nicht erhalten.“ 
7] . Berordpnungen im engeren Sinne find jene geſetzliche Beſtimmungen, welche 
8 von Pen © ——* innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes auf Grund der Ge- 
ſetze (im engeren Sinne) erlaſſen werden (Art. 11 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dec. 
1867, R. ©. Bl., Nr. 145). 
Nah dem örtlichen Umfange feiner Geltung unterjcheivet man das Recht in 
7 gemeined (jus commune), wenn es ein im ganzen Umfange eines Staates, und particn⸗ 
ZZ ı lares (j iTare), wenn es blos ein für beftimmte Theile des Staatsgebietes i 


geltendes ift ®. Nah dem gegenftänplihen Umfange wird das Recht unterfchieben ' 
77 in jus generale und — je nachdem es für alle Perſonen 
und Sachen unter beſtimmten gegebenen Vorausſetzungen zu gelten hat, ober nur auf 
einzelne Perſonen und Sachen Anwendung findet °. 
Geſetze ſind ferner entweder von der Art, daß ſie blos den nicht ausgeſprochenen 
Willen der Parteien ergänzen und daher nur dann zur Anwendung kommen, wenn die 
7 Parteien nicht in Rückſicht des in Frage ſtehenden Rechtsverhältniſſes ſelbſt Vorſorge 


getroffen haben ————— — ober fie haben einen abſolut gebietenden oder ver- „ 
‚ bietenden Charakter, welchem gegenüber die Privatwilltür ausgefchloffen ift anne 












Die Ueberſchreitung einer folhen Vorſchrift kann dann entweber die Un et bee 
ganzen Rechtsgeſchäftes zur Folge haben (legen perfectae), oder das Geſchäft bleibt gültig 
“und die Webertretung zieht blos Strafe nad) ſich (leges minus quam perfectae), ober 

- €8 tritt weder Nichtigkeit noch Strafe ein (leges imperfectae) 19. 


$. 2. 


Sobald ein Geſetz gehörig kundgemacht worden ift, Tann fid niemand bamit entfegulbigen, 
daß ihm daſſelbe nicht belannt geworden fei. 


8.8. 
Anfang der Wirkfamteit der Geſete. 
Die Wirkfamteit eines Geſetzes und die daraus entipringenden rechtlichen Folgen nehmen 
id nach der Kundmachung ihren Aufang; es wäre denn, daß in dem kundgemachten Geſetze 
ſelbſt der Zeitpunkt jener Wirkfamleit weiter hinaus beftinmt würde. 


Durh das verfaffungsmäßige Zuſtandekommen eines Gefeges allein wird baflelbe 
noch für niemanden verbindlich, fondern e8 muß hierzu nod die von der Staatögewalt 
ansgegangene förmliche Kundmachung (Publication, Promulgation) kommen 1. 


® Unger, I, 45 fg.; Wächter, II, 10. 

9 Unger, I, 47 fg.; Wächter, II, 10. 

10 Savignv, Suftem, I, $. 16; Unger, I, 
49 d und dazu Berger, Kritifhe Beiträge, 
©. 64. fg., und Harum in Haimerl's Magazin 
XV, 242 fg., — Windſcheid, I, 8. 30. 

ı Häufig wirb zwifchen der Publication und 
Promulgation unterfchieden und unter Promul⸗ 


ation die gefeßmäßige Abfaffung, unter Bur- 
fication die Kundmachung des promulgirten 
Geſetzes verftanden. Ueber die Verwerflichkeit 
biefer Unterfcheidung fiebe Unger, Spftem, I, 


29, Note 2; Wächter, II, 24, Note 2; Keller, 


Banbelten, aus dem Nachlaſſe des Berfaflers 
herausgegeben von Friedberg (Leipzig 1861), 
8. 2, Nr. 2. 


Bon den bürgerlihen Geſegen überhaupt. 66. 2 u. 3. 15 


Tie Kundmachung der Geſetze erfolgt in Namen des Kaiſers mit Berufung auf 
: Beftimmung ber verfafjungsmäßigen Bertre er und unter Mitfertigung, eines 
mehmortlichen Deinifter des Stantsgrundgejeted” vom IL. Dec. 1867 
.G. Bl., Nr. 145), und zwar die Kundmachung aller unter Mitwirkung des Reichs 
Ge zu Stande gelommenen Gefete, der zur öffentlihen Bekanntmachung beftinmten 
natöverträge und der auf Grund der Reichsgeſetze erlaffenen Verordnungen durch das 
j latt, für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder“ (Geſetz 
a 10. Juni 1869, R. ©. Bl., Wr. 113). Von der Kundmachung burd das 
.&. 3. find ausgefchloffen die Miniiterielalälfse, welche Verfügungen über Inbuftrie 
wilegien enthalten, dann jene Misniiterialverfügungen, welche ſich nur auf den Wirth: 
aftöbetrieb des Staatseigenthums oder in Staatsregie ftehender Anftalten oder Unter- 
Imumgen beziehen ($. 4 d. G.). Das R. G. Bl. wird durch das Miniftreium bes 
mern übli ⸗ der im Reichsrathe reiche 


änder herausgegeben. Die are —2 — ‚kexjelben. enthält den authentiſchen 


et, die übrigen Ausgaben find als officielle Ueberſetzungen dieſes authentiſchen Textes 
gujehen. re enthaltenen Kundmachungen gelten für ben ganzen 
fang er des Etaatsgrundgeſetzes über die Retchövertretung von 21. Dec. 
167 (R. G. Bl., Nr. 141) im — vextretenen Königreiche und Länder, wenn 
ht im Terte der Kundmachunß ſelbſt das Geltungsgebiet eingeſchränkt wird (8. 3d. G.). 

ie in das R. G. Bl. ſaufgenommenen Geſetze und Vekordnungen find mit dem Tage 
e Derausgabe und Verſendung jenes Stückes der deutſchen Ansgabe des R. ©. Bl., 
win fie enthalten find, als geſetzliche Kundmachung anzufehen (F. 5 d. G.). Der 
ig ber Herausgabe muß mit dem der Berfendung zufanmentreffen und ift anf jeden 
ME des R. G. Bl. ausprüdlicd angegeben. Erfolgt die Herausgabe eines Stüdes 
H in allen lanbesüblichen Sprachen, jo ift auf den fpäter erſcheinenden Ausgaben der 
1 der Herausgabe und Verſendung bes authentischen Tertes anzugeben ($.-6 d. ©.). 


ie et ber a enthaltenen Kundmachungen beginnt, wenn | 
eiben ſelbſt nicht ausprüdlich etwas anderes verfügt wird, mit dem lange des 
vierzigiten Tages nach, Ablauf besjenigen, an welchen bie deutſche Ausgabe bes ” 
Mass Sue K. ð Bl. erfolgt ift (8.6 98.0.). j 
e — — und der von den Landesbehörden in ihrem 


rfungstretie erlaſſenen Verordnungen erfolgt durch die Landesgeſetz⸗ und Verordnungs— 
kttex?. — In dieſelben find auch jene Erlaſſe der Miniſterien over oberſten Ver— 
ltungöbehörden aufzunehmen, welhe von ihnen zur Einſchaltung in dieſelben be 
ıwers bezeichnet werden. Die Wirljamleit Der durch die Yandesgejeke und Ver— 
enungöblätter publicirten Geſetze und Verordnungen begimmt mit dem Aufange des 
nfzehnten Tag nad) Ablanf derjenigen Tages, an welchem fie in das Landesgeſetz 
d Verordniungsblatt eingerüct erfchienen find, wenn nicht ein anderer Zeitpuntt aus: 
üdlih feſtgeſetzt wird. ($. 9 des Kaif. Pat. von 27. Dec. 1852, 88. 1 u. 5 Des 
iiſ. Pat. vom 1. Yan. 1860, Kaiſ. Vdg. vom 17. Febr. 1863.) 

Zur verbintenten Kraft eines Geſetzes ift nebſt Der gehörigen Publication auch noch 
jorverlich, daß es auf verfaſſungsmäßigem Wege zu Stande gefonmen tft. Nur bie: 
ügen in ten Kreis Ber Geſebgebung eingreifenden geſetzlichen Beſtimmungen haben 
aft von Geſetzen, welde auch alle formellen Erfordernifie eines gültig zu Stande 
lomnienen Öejeges an ſich tragen. 


1 Aietae Ru = . 











? Die durch Das Kaiſ. Bat. vom 27. Dec, 
92 in& Yeben gerufenen Yandesregierungs: 
ter wurden durch das Kaiſ. Bat. v. 1. Jan. 


17. Febr. 1863, R. G. Bl., Wr. 19, beitimmt, 
daß rüdfichtlicb der Kundmachung der Landes 
gejege und Dee Beginnes ibrer verbindenden 
50 mieber eingeftellt und angeordnet, daß : Kraft bis zur verfaſſungsmäßigen Reviſion des 
zar Verlautbarung beſtimmten Berordnnungen ; Nail. Pat. vom 1. Ian. 1860 bie in den $$.4 
Landesbehörden auf Veranlaſſung der poli« | u. 5 dieſes Patents entbaltenen Beſtimmungen 
ben Yanbesitelle in ben Yanbesiprahen im | im Betreff ber Verordnungen Der Yanbesbe- 
ad zu legen und nah Bedarf an die Be: | börben in Anwendung zu kommen baben. Bon 
und Semeinden zu vertbeilen ſeien. — Da an wurden obne eine weitere bieritber er 
7 Dem Inslebentreten der Berfaffung : fleifene gefeßliche Anordnung anftatt der früber 
Bedürfniß einer feften Norm ſür Die | beftandenen YVandesregierungsblätter, Yandes- 

ion Der Landesgeſetze und Berordnungen ; geſetz und Verordnungeblätter ausgegeben. 
Ute, wurde dur Die Kaiſ. Bog. vom 


—- —-. 
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Einteitung. 


Die Prüfung der Gültigkeit gehörig kundgemachter Geſetze fteht den Gerichten nich 

zu. Dagegen haben fie über vie Gültigkeit von Verordnungen zu entfcheiden (Art. 7 P 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dec. 1867, R. G. Bl., Nr. 144, 8. 30 des Geſetzesp 
vom 18. April 1869, R. ©. Bl., Nr. 44). Ein qliftiges. Giefeg.nerkinhet, von dem 
Zeitpunkte ſeiner Birkfamteit an ieberman Br welchen es setaflen wurde, ohne Rd 
Rechtsunwiſſenheit udg4 
als ReſtitutionsgrindJ 








2.4. 

” Umfang bes Geſetzes. 

Die bürgerlichen Geſetze verbinden alle Staatsbürger der Länder, für welde fie tundgemaqt 
worden find. Die Staatsbürger bleiben auch in Handlungen und Geſchäften, die fie außer 
dem Stantögebiete vornehmen, an dieſe Gefete gebunden, infoweit als ihre perſönliche Fühig⸗ 
feit, fie zu unternehmen, dadurch eingeichräntt wird, uud als diefe Handlungen nub Geſchäfte 
zugleich in diefen Ländern rechtliche Folgen hervorbringen follen. Inwiefern bie Fremden an 
biefe Gefetse gebunden find, wird in dem folgenden Hauptſtücke beftimmt. 


©. die Bemerkungen zu den 88. 34—37. 


Ben 


8.5. 
Auslegung. 


Geſetze wirken nicht zuräd; fie haben daher auf vorhergegangene Handluugen und anf 


vorher erworbene Rechte Teinen Einfluß. 


Sobald an die Stelle eines alten Geſetzes ein neues tritt, hört das alte Geſen 


auf, Quelle neu zu erwerbender Rechte zu ſein; allein das —* Geſetz .blei 
für ek und concrete Rechtsverhältniffe, welche zur” > v igtei —* 


eſetzes bereite „oegeinbet waren, und fir Thatſachen, welche noch unter jeinek: 
Ziel C 


Herrf ft T, immer no Die Io 


zur Anwendung zu bringen fein. 
ven Erwerb von Rechten 
gegen kommen 
Andersfein von 


würde T. 


orm ber re | 
fann ein bereits aufgehobenes Geſetz auch nad Eintritt des neuen Rechts vom Kicter 
As Regel läßt fih aufftellen: Neue Gefege über 
nden auf bereits 5 
neue Geſe er Da 
Rechten eh Aur Anwendun 
inbivibneile Wil lensaction zu einer anderen = 


nticheibung, "TIME 


genareue A echte feine bar} 
afein don ten,” ®. 1. do z ober 
dgenommen, wenn dadurch efil 





$ Regula est, juris ignorantiam cuique 
nocere, facti vero ignorantiam non nocere, 
I. 9 D. de juris et facti ignorantia (22, 6). 
Vgl. über den Unterfchieb zwiſchen Rechtsirr⸗ 
thum und factifhem Irrthum Savigny, Syſtem, 
U, 332 fg. 
4 gl. Unger, II, 692 fg. Mislungen find die 
Ausführungen Zröpfoms v8, Oeſterr. BViertelj. 
Schr. XVIIL (1866), 293 fg., welcher zu zeigen 
verfucht, daß nad) öſterr. Recht die Wieber- 
einfegung in ben vorigen Stand ein Rechts⸗ 
inftitut fowol bes formellen als auch des ma- 
teriellen Rechts fei, und letsteres deshalb, weil 
jedes procefiuale Rechtsmittel den Zweck habe, 
ben rauf des Proceffes zu hemmen, Die resti- 
tutio in integrum bagegen nad öfterr. R. nicht 
immer diefe Wirkung nad fich ziehe. — Bei 
ber Beurtheilung ber frage, ob die Wieber- 
einjegung in den vorigen Stand in das Ge- 
biet des materiellen Rechts ober bes civil» 
gerichtlichen Verfahrens gehöre, kann nicht ber 
ganz unwefentliche Umftand als entjcheibend an- 
gefehen werben, ob fie Suspenfiveffect bat ober 
nicht, ſondern man hat zu unterſuchen, ob fie I 


Abhilfe gegen Nachtheile gewährt, welche im J 
Broceffe entftanden find, oder gegen Nadhtbeile, 8 
welche dem geltenden materiellen Rechte gemäß. 
eingetreten find unb deshalb im Proceßwege, ] 
welcher gerade zum Schutze der in folgender I 
Beftimmung des materiellen Rechts begründeten 5 


Hechtsverhältniffe dienen fol, gar nicht befeitigt 

werden können. Bgl. auch Wetzell, Syſtem bes 

orbentlichen Civilproceſſes (2. Aufl., Leipzig 
865), 8. 53, S. 617 fg. 


I Bol. über dieſe dehre Wächter, Handbuch, 


I, 88. 29, 30; Sapigny, Syſtem, VII, 
sg 383 fa.; Unger, I, 8. 20, 21; © mid 
(RR. ), Die Serrfaft ber Geſetze nah räumlichen 
und zeitliden Grenzen (Iena 1863), 8. 9 fg. 
insbefondere aber Lafjalle, Das Syftem ber er- 
worbenen Rechte (Leipzig 1861), eine Zierbe 
ber beutfchen Nechtsliteratur, welche Durch Die 
Kritit Des Anonpmuß in Haimerl's Deflerr. 
Bierteljahrejchrift, X (1862), Literaturblatt, 
10 fg., wol nur wenig Abbruch erleidet. — 
Die Unterfcheibun g zwifchen Geſetze über deu’, 
Erwerb und das Dajein von Rechten, und bie '. 
Einſchränkung ber Nichtrückwirkung auf %% 


don” "sen Parteien gewollten 








—— et A ee 


Bon den bürgerlihen Befehen überhaupt. 66. 4 u. 5. 11 


Dieſe Regel findet jedoch im Folgenden ihre nähere Beftimmung und Begrenzung. 
8 Recht entftammt aus dem allgemeinen Rechtsbewußtſein, mit welchem das Inbivi- 
nicht ın Wiberjpru 


m fid 


: Der erftieren Art findet ſich in umfaffenber 
ife begründet unb burchgeführt von Savigny, 
1. O. ©. 375 fg. ährenb jedoch Sa⸗ 
ay die im Terte aufgeſtellte Zeſgrantung 
ud ift, daß auch neue Geſetze über das 
fein von Rechten dann feine Anwendung 
ven, wenn Dadurch eine indivibuelle Willens: 
ion alterirt würde, glaubt Taffalle (a. a. O. 
55, 60) als oberftes Princip aufftellen zu 
fen: „Kein Geſetz darf rückwirken, welches 
ividuum nur durch Bermittelung jeiner 
Bensactionen trifft; dagegen barf jedes Ge- 
rüdwirlen, weldes das Individuum ohne 
wifchentunft eines folhen freiwilligen Actes 
; welches das Individuum alfo unmittel- 
in feinen unwillfürlichen, allgemein menſch⸗ 
en oder natürlichen, oder von ber G@efell- 
ft ihm übertragenen Qualitäten trifft, ober 
nur Dadurd trifft, daß es bie Gefellichaft 
ſt in ihren organiſchen Imftitutionen Ändert‘ 
Halle, I, 55). „Feſt kann für das In: 
iduum nur fein, was es fih aus biefem 
ome durch fein eigenes Thun und Wollen 
rechtmäßiger Weiſe einmal abgeleitet, was 
yerjeinigt bat. Jedes Geſetz alfo, welches 
t frühere individuelle Willensactionen trifft, 
B feiner Natur nach augenblidlich eingreifen. 
ergibt fih aber ſchon bier, daß babei von 
er Rückwirkung gar nicht die Rebe jein 
n. Denn eine ſolche würbe blos vorliegen, 
auf Krüberes vor der Zeit des Gefehes 
Einfluß ausgeübt merben fol. Wenn aber 
früheren Willensactionen unberührt bleiben, 
Rellt Das fofortige Plabgreifen des Geſetzes 
Die Rechte bes Indioibinms von felbft nur 
augenblidliches Einwirken — weldes in 
Natur und Beitimmung des Geſetzes liegt — 
 Rüdwirken dar.” — „Bergleihtman das Ge⸗ 
te mit der befannten Sormel, daß erworbene 
te von neuen Gejeten unberührt bleiben 
en, jo ergibt fih, daß diefe Formel nur dann 
tig iſt, wenn man unter erworbenen Rechten 
‚echthin nur ſolche verftebt, die durch inbivi- 
elle Willensactionen erworben worden find. 
ver es ergibt fih bier, mit dem Borigen 
azlich zuſammenfallend, als ber Begriff der 
vorbenen Rechte, daß nur foldhe Rechte er: 
rbene find, welche durch eine inbiwibuelle 
illenshandlung des Individuums mit ihm 
ermittelt und von ihm verfeinigt worden find‘ 
falle, I, 61). Allein um biefem feinen 
incip gerecht zu werben und bie Rück⸗ 
rfung auszufchließen, findet ſich Laffalle zu 
er ganz unnatlrlihen Ausdehnung ber in- 
iduellen Willensthätigleit genöthigt. Es 
ed ber Rechtserwerb durch Erſitzung auf das 
mwußtfein und die Thätigleit des Erſitzenden 
üdgeführt (Laffalle, I, 128), während nad) 
err. Recht, welches zur Erſitzung burch Die 
ize Erfigungszeit bona fides erfordert (f. die 
merf. zu 88. 1460—1464), d. i. den Glauben, 
; man das dingliche Recht auf eine recht- 
Bige Art erworben babe, eine eigens auf Er- 


BizchRetter, Commentar. 9. Aufl. 


ch ſetzen darf. 


, Ein beſtimmtes Recht kann daher nur 


fitung gerichtete we? geradezu ausgeſchloſſen 
iſt, nah rom. R. (ſ. 88. 14601464, Anm. 5) 
aber wenigftens nicht von Anfang an vor- 
handen fein darf. — Gefete über das Rechte: 
inftitut ber Verjährung follen deshalb nicht 
auf bereits verjährte Forderungen angewendet 
werben können, weil durch beiberfeitige 
Willensactionen eine Verpflichtung von dem 
blos naturalen Willen abhängig gemacht worden 
fei (Laffalle, ©. 137), Cine folhe Willens- 
action braucht aber zum Eintritt der Verjährung 
gar nicht vorhanden zu fein, jondern können Be- 
rechtigte und Verpflichtete von bem obligatori- 
ſchen Nechtöverbältniffe gar nichts wiſſen. — 
Im Erbrecht erfolgt nach Laffalle der Erwerb, 
vermöge der nad ber Anfchauung des Rechte 
innerhalb der Familie herrichenden Identität 
der Perfonen und ihres Willens, kraft welcher 
von Rechte die gültige Willenshbandlung 
einer Kamilienperjon zugleih ale Wil- 
lenshbandlung der anderen angefehen 
iwerbe, ber Erwerb mag auf einem ausdrücklichen 
lebten Willen bes Erlaffers beruben — teita- 
mentarifche Erbfolge, — ober ein von einem Ge⸗ 
jete präfumirter fein — Inteſtaterbſolge — durch 
eine Willenshandlung bes Erblaffers, 
bieinfolge ber das Weſen bes Familien- 
rechts beftimmenbe Identität als eigene 
MWillensaction bes Erben erfcheine (Laf- 
falle, a. a. ©. I, 86). Allein Laffalle, welcher 
der Begründung biefer feiner Theorie ben ganzen 
OD. Bd. feines oben citirten Werkes mibmet, 
ftellt diefe nur fir bas römifhe Recht auf; 
dem germanifchen Rechtsbewußtfein (ogl. Laffalle 
ſelbſt, IL, 573 fg.) ift fie ganz zweifellos fremd 
eblieden. — Wenn aber auch das Princip 
Caffalle's fir fi allein nit ausreicht, fo er- 
weıft es fih doch combinirt mit dem Savigny'⸗ 
fen Princip fehr fruchtbar. Gegen das 
Princip Savigny’8 wendet man ein, daß es 
in vielen Fällen zweifelhaft fei, ob ein Ge- 
ie blos über den Erwerb von Rechten ober 
iiber das Dafein berfelben handle (fo Unger, 
Syſtem, I, 125, 126, Anm. 40) und daß 
man zu verjchiedener Löſung biefer Frage ger 
lange, je nachdem man ſich auf den Standpuntt 
bes Individuums ober der Rechtsmaterie ftelle, 
fo 5.8. wenn ein Gefet erfcheint, welches 
Ordensperfonen vermögensunfähig erklärt (Laſ⸗ 
falle, I, 379), ober wenn nad einer Gefeß- 
gebung, welche, wie das Preußifche Tandrecht, 
Das Dliethrecht als ein bingliches Recht erklärt, 
und deshalb die Regel: Kauf bricht Miethe, 
nicht kennt, Durch ein Gefeß erſetzt wird, welches 
das Miethrecht blos für ein perfänliches Recht 
erflärt (Lafjalle, I, 304). Indeſſen dürfte 
es in Wirklichkeit denn boch nicht Leicht zweifel- 
haft fein, ob ein Gefe lediglich Über ben Er- 
werb von Rechten handelt, insbeſondere dann 
nicht, wenn das Beftimmungen über ben Er- 
werb von Rechten enthaltende Geſetz für fi 
erſcheint, und wenn ein ſolcher Zweifel obwaltet, 
ift fi eben auf ben Standpunkt bes Indivi⸗ 


23 


l 
l 


I pas ein 9 
Fehr Recht als ſolches beftehen Laflen, aber gewiſſe 


a 
t 


jofoxt na 


Aus diefem Principe folgt, daß, wenn z. B. ein neues Geſetz erfcheint, w 


18 Einfeitung. 
fo lange dauern, als die Gefebgebung ein ſolches Recht überhaupt als zuläfft 


klärt 2. 

Alle prohibitiven (zwi Ceſetze daß fie beſtir 

e8 Hecht überhaupt nicht mehr beſtehen Torıng,f/oder ſolche, welche zwa 

rien der Entftehung 

Rechts als unftatthaft erklären. Prohibitivgefege ber nee ‚auüllen folor 
alle bereits beſtehenden Rechtsverhältniſſe emmirken; Pro ibitivgeſer der 
wirken auf bereits beſtehende Rechtsyverhältniſſe nicht ein®. Nur o es 
verhältniffe, welche fein von ve Entftehungsgrunde unabhängiges Dafein f 
können und bei denen biefer ein begriffliches Merkmal bildet, fowie foldhe pin 
Rechte, welche, gleichwie die obligatoriſchen Rechte, auf keine bloße Herrichaft über 
Sache, fondern auf gewiffe perſönliche Feiftungen gerichtet find, und welde nur be 
einen gewiffermaßen vinglichen Charakter annehmen, weil das verpflichtete Subject i 
der jeweilige Befiger des Grundſtückes ift, werden auch durch Prohibitiogefege ber zu 
Art in ihrer Exiftenz veruichtet *. 


nun entweder von d 


Anwenbungen. 
I. Rechts- und Handlungsfähigfeit. 


ment: und_Sanblungsfähigteit find Slofe —— — keine Rechte; 
iſt die — —— — keit einer on nah) Elaß eines neuen Ge 
iejem zu beitriheilen ®. 
gewiſſen Berfonen oder Corporationen die Wähigkeit benimmt, unbeweglihe Güte 
befiten, dadurch alle jene Perſonen von dem Befite verfelben ansgefchloffen mi 
welche folche bereits erworben haben, wenn nicht zu ihren Gunſten eine Ausna 
beftummung getroffen wird. . 


HD. Sadenredt. 


—— welches beſtimmt, welche Soden als beweglich oder unb 
lich anzuſehen find, beſtimmte Sachen außer Verkehr ſetzt oder umgefehrt, iſt 
auf alle bereits beſtehenden Rechtsverhältnifſe an Sachen anzuwenden ®. fe 
neue Beltimmungen über ven Verluſt dinglicher Rechte af ale Sereits erwor 
dinglichen Rechte fofert in Anwendung zu bringen, indem die Zeit der Entſt 
eines dinglichen Rechts für die Frage, auf welche Art es untergeht, gleichgültig 


duums zu flellen und bem Geſetze bann auf be- 
reits begründete Rechtsverhältnifſe feine Anwen 
dung zu geben, wenn dadurch eine freie Willens- 
action bes Individuums berlihrt würde. Die Aus⸗ 
führungen Laſſalle's haben jedoch Mar geftellt, 
baß das Savigny'ſche Princip einerBegrenzung 
in der im Xerte angegebenen Richtung bebarf. 

3 Laffalle, I, 198195: „Es läßt fih vom 
Individuum fein Pflod in den Rechtöboben 
ſchlagen und ſich mittels beffelben für ſelbſt⸗ 
herrlich für alle Zeiten und gegen alle künf⸗ 
tigen zwingenden oder prohibitinen Geſetze er- 
teren." affalle, I, 197. 

® Laffalle, I, 251 fg. Seinem Brincipe 
getren, ſchränkt jedoeh Laſalle bie Nichtrück⸗ 
wirlung auf Rechte ein, welche durch indivi- 
buelle Wiklensaction erworben worden find. 

* Laffalle, I, 252 [9 

® inger, I, 130. Anderer Anſicht ift zum 
Theile Savigny, VIII, 415, welcher bie nad 
bem alten Sefebe bereit8 erlangte Boljährig- 
teit ımb bie damit verbundene Selbftändigfeit 
unter ben Begriff eines wohlerworbenen Rechte 
ſubfumirt, hrend Unger, I, 131, nur aus 


rechtspolitiſchen Gründen bie unte 
Herrfchaft des alten Geſetzes bereits voll 
gewordenen Berfonen in ihrer vollen Hand! 
fähigkeit belafien will, dazu aber eine fp 
eſetzliche Beſtimmung für erforderlich 
Saffale will die Rechts⸗ und Hanblungsfäl 
einer Berfon durch das neue Befek unb: 
wiffen, wenn biefe durch eine individuelle Wi 
action ber Berfon begründet worden ifl, fo 
durch Dtajorennitäteerflärung (Gaffane, 1 
durch Heirath (Laſſalle, a. a. O., &. 266), 
Erwerbung gewiffer Aemter (Lafſalle, a. 
S. 374). — Indeſſen läßt ſich beim An 
um Großjährigkeitserklärung, das nicht e 
vom Minderjährigen ſelbſt auszugeben br 
wol faum von einer Willensaction bef 
ſprechen, und bei der Ermwerbung ber 4 
berehtigung durch Heirath unb gemiffe W 
ift die Willensthätigleit auf bie Heirath 
beftimmte Amt, gerichtet und kann zwar, 
aber nicht nothwendig bie Ermerbung ber ( 
berechtigung bezweden. 
® Bgl. Unger, I, 134, 130. 
7 Unger, I, 188. 






Bon den bürgerlichen Geſehen überhaupt. 6.5. 19 


Dagegen findet eine neue geſetzliche Beſtimmung über die Erwerbung binglicher Rechte 
ef die unter ber Herrſchaft des alten Geſetzes bereits begründeten Rechtsverhältniſſe 
a Sachen feine Anwendung ®. 

Da während ber Dauer ber Erfipung noch durchaus kein Recht erworben ift, und 
He Erwartungen überhaupt nicht gefhütt werben, fo muß das neue Gefeg nad) ber 
rihtigen Auffaffung ſofort auf alle noch ſchwebenden — "angewendet 
werben. Erfordert das nene Geſetz andere Retuſtte ver CrfiBung, oder tinen langeren 
Seitranme, fo tritt jede unter der Herrſchaft des alten Geſetzes begonnene Erfißung 
mgenbliklich unter bie Regel des neuen Geſetzes und muß den Bebingungen deſſelben 
huntfprecden, als weun fie erft unter ber Herrſchaft des neuen Gefeges begonnen hätte ®. 
Sar wenn die Erfigungszeit durch das neue Geſetz abgekürzt wird, kann ſich dex Er 
ſdende entiweber-auf die längere ober Fürzere Friſt berufen; jedoch kann die fürzere Frift 
m bisherigen Eigenthümer ver Sache gegenüber erft vom Zeitpunkt ber Wirf- 
kafeit des nenen Geſetzes zu laufen anfangen und dies barum, weil, infofern bie 
Efigung den Berluft des betreffenden Rechts für den biöherigen Berechtigten nach 
fh zieht, die Folgen der Unterlaflung der Einbringung der Klage während eines 
geoifien, bereits abgelaufenen Zeitraumes nit nachträglich zu feinen Ungunften 
B& werben können. Dritten Perfonen gegenil gegen welche der Erſitzende 


ſt 

| In dem Sefagten ift auch das Princip für die Verjährung, nicht nur binglicher, 
fonbern auch obligatorifcher Rechte, gegeben. Kine durch das neue Gefeg eingeführte 
Erzere Berjährungsfrift kann erft vom Zeitpunkt ver Wirkfanteit des neuen Gefeges zu 
ı fanfen anfangen ?°. 

; Nah öſterr. Rechte ift eine unter der Wirkſamkeit des alten Geſetzes begonnene 
: Berjährung oder Erſitzung, ſowol was die Länge der Zeit als bie übrigen Erforderniſſe 
 Verfelben anbelangt, lediglich nach dem alten Geſetze zu beurtheilen und nur dann, wenn 
»durch das neue Geſetz eine kürzere Frift eingeführt wird, fteht denjenigen, welcher ſich 
auf die Verjährung ober Erfigung beruft, die Wahl zu, fie entweder ganz nad) dem 
atten Gelege zu berechnen, oder fie vom Zeitpunkte der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes 
‚wach bem neuen Gelege zu berechnen anzufangen 11. 


Il. Obligationenredt. 


E Berträge find fowol in Anfehung ihrer Gültigkeit als der Art und des Grades 
ihrer Wirkſamkeit und Anfechtbarkeit nad) dem Geſetze der Zeit des Vertragsabſchluſſes 
3a beurtbeilen ?%, indem dieſe Geſetze den gegenfeitigen, durch den Bertrag begrlindeten 
Rechten ihre nähere Beſtimmtheit verleihen und als ergänzende Beftimmungen zu ven 
von den Contrahenten getroffenen Berabredungen zu denken fint. Selbſtredend gilt 
dieſe Regel nit, wenn das neue Geſetz prohibitiven Charakter hat, in welchem Falle 


® Bgl. Savigny, VIII, 420 fg.; Unger, I, einführt, jofort in der Weije ohne weitere Unter- 
135 —137. ſcheidung zur Anwendung bringen, daß, wenn 
’ eg Savigny, VIII, 429; Unger I, 147. 3. B. nad dem alten Geſetze zehn Jahre, nach 
18 Die Anfichten bierüber find jo verfchieden | der neuen Geſetzgebung blos fünf Jahre er- 
- a8 nur möglich. — Savigny, VIII, 431, 432, fordert werden, eine vor fünf Jabren begonnene 
sad Unger, I, 147, find der Anſicht, daß Verjährung oder Erfißung fofort mit dem Be: 
es, wenn die durch das neue Geſetz eingeführte | ginn der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes voll: 
Verjährungs- ober Erfigungszeit fürzer jei, ald endet wäre. Ueber bie Auffaffung Laſſalle's 
—* dem feiern Oejebe ph: dem ſ. oben Ann. 1. 
ehtigten immer freiftebe, fich auf Die längere 11, . . 
oder kürzere Friſt zu berufen. — Biele wollen zum * gl. geßze — dundmachen ee 
Ne vor dem Srfcheinen Des neuen Gefetes ab: Hu non uk " Pi Ant ’ 
Nr. 6 dee Eiuführungsgefeßes für Ungarn ıc.; 
gelanfene Duote nad bem neuen Geſetze pro- Unger, 1,148, und die Enticheibung des Oberften 
Yortioneli berechnen. S. Wächter, IL, 181; Gerichtshofes vom 12. April 1854, 3. 2586; 
Sangerow, Pandelten (7. Aufl.), T, 60, 6l, Glaſer und Unger Sammiun von civilredt- 
amd bie daſelbſt (S. 61) und bei Unger, chen Entfbeiun en I 18595 Mr. 18 
®. 147, Anm. 81, Angeführten. — Kierulff, men Entſcheidungen, 11809), Ar. IB. 
1, iu, Aum., und einige Andere wollen das neue 12 Wächter, II, 170 ig.; Savignv, VIII, 435; 
Geſetz, weiches eine kürzere Berjährungszeit Unger, I, 137 fg.; Yaffalle, I, 79. 


2% 





Zi ehemerecht geltend zu machen hat, Mai er ſich ohne weitere® auf bie kürzere 
en. 


ml, 2 


90 Einfeitung. 


e8 auf alle bereits abgefchlofjenen Verträge zur Anwendung zu fommen hat 2 | 
ein Prohibitivgeſetz durch das neue Geſetz aufgehoben, fo wird das Rechtsgeſchäft vom 
Zeitpunkt der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes ab als vom Anfang an sit angejehen, ; 
wenn nicht die Handlung in der je nach der Natur verfelben hinreihenden Weife wiever 
aufgehoben worden ift 1%, 18, 

Obligationen, welde zwar nicht auf Verträgen beruhen, jedoch auf den normalen 
Willen der Parteien zurüdzuführen find, fo z. B. die Gelhäftsführung ohne Auftrag: 
auf den muthmaßlihen Willen der Parteien, unterliegen den Gefegen der Zeit ihrer 
Entftehung Y. Obligationen aus bloßen Zuftänden, 3. B. der Gemeinfchaft dee Eigen⸗ 
thumes, find immer nad dem neuen Geſetze zu beurtheilen; ebenfo Irrthum 17 und Be * 
trug 1°. Auch Zwang ift nach dem neuen Gefetze zu beurtheilen, ansgenonmen, wenn 


das neue Geſetz die Requifite des Zwanges erjchwert 1°. . 
Obligationen aus Delicten find entweder nad den Gejegen zur 


Zeit ihrer Ent- 


ftehung oder ihrer Geltendmachung zu beurtheilen, je nachdem das eine ober das anbere 


dem Berpflichteten ‚gänftiger iſt 70, 


IV. Erbredt. 


Das Teftament ift ein einfeitiger Willensact, wodurch Jemand für den Fall feines 
Todes Verfügungen über feinen Nachlaß trifft, welchen Willensact der Teftator bis zu 
feinem Tode willfürlich widerrufen kann, der aber, wenn der Widerruf unterblieben ift, 
im Yugenblide des Todes als durch formlojen Willensact des Erblaſſers beftätigt an- 


zuſehen iſt 21. 


War der Teſtator zur Zeit der Teſtamentserrichtung rechtlich unfähig zu 


teſtiren und erſcheint ein neues Geſetz, wonach der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes die 


13 Führt ein neues Geſetz ein Zinsmaximum 
ein, jo können nur die bis zum Tage ber Wirk⸗ 
famleit des neuen Geſetzes bereits verfallenen 
Zinfen gefordert werben. Laffalle, I, 274, 
318. — Sanz richtig ift auch die Obfig. Entſch. 
vom 27. Sept. 1864, 3. 9627, Glafer und 
Unger, I, Nr. 40. In der Obftg. Entſch. vom 
17. Juni 1857, 3. 4854, Glafer und Unger, 
I, Nr. 389, findet fi die Anwendbarkeit des 
Berbotes der Zinfenanfchwellung ultra alterum 
tantum des $. 1335 9. b. ©. . auf eine vor 
der Einführung des A. 6. G. 8. in Ungarn 
entftandene Schuld ausgefproden und wurde 
der Geklagte zur Zahlung der bis zur Ein- 
führung des A. 6. ©. 28. (1. Mai 1853) be» 
reits rüdftändigen Zinfen, nicht aber auch ber 
von dem Tage ber Wirkſamkeit des A. b. ©. 2. 
in Ungarn bis zum Tage ber Klage weiter 
laufenden Zinfen verurtbeilt. 

10 3.8. ber Schenkende bat die materiell 
verbotene Schenkung bereits miberrufen. Laf- 
falle, I, 310 fg., 320, 321, 325. — Auch muß 
das puohibitiogeieh den Inhalt des Rechts⸗ 
geihäites, nicht blo8 die Form ber Eingehung 

etroffen haben. Denn ftand es in der Macht 

der Parteien, durch Wahl ber richtigen Form 
dem Rechtögefchäfte Wirkſamkeit zu verleihen, 
fo mnf wegen der Außerachtlaffung ber rich⸗ 
tigen Form angenommen werben, baß bie 
Parteien dem Gefchäfte nur naturale, nicht 
civile Gültigkeit verleihen wollten. Laffalle, I, 
3ll. ©. auch unter Anm. 33 u. 34. 

16 Berſchieden von ber durch rechtliche Ber- 
änderung eintretenden Eonvalescenz iſt bie durch 
factifche Veränderung vor fich gehende. Hier 
muß ber Wille ein fortgefetter, bi8 in ben neuen 
Zuftand hineindauernder fein und Darf ſich nicht 
blos in einem einmaligen Acte geoffenbart haben 
und wird das Rechtsgeſchäft erft in bem Mo- 


mente bes Eintrittes ber factifhen Veränderung 
und erft von diefem Zeitpunkte ab gültig. 
Sp z. 3. wird nad röm. Rechte, welches zur 
Gilltigleit einer Ehe feine befonberen Förmlich⸗ 
feiten erfordert, bie von einem Unmlnbigen 
geichloffene Ehe gültig, wenn fie nad einge 
tretener Pubertät noch fortgeſetzt wird. 

bis dahin geborenen Kinder bleiben jeboch ille- 
gitim. Saffalle, I, 312 fg. — Der Unterfchieb 
biefer verſchiedenen Behandlung ber recht⸗ 
ligen und factiſchen Veränderung liegt darin, 
daß beim Wegfalle eines Prohibitivgeſetzes ſelhſt 
das früher prohibirte Gefchäft durch da® gegen⸗ 
wärtige Rechtsbewußtſein als vom Anfang an 
gültig betrachtet wird, während beim Eintreten 
factiſcher Veränderungen das Rechtsgeſchäft auch 
vom gegenwärtigen Rechtsbewußtſein bi8 da— 
bin als ungültig angefehen wird. Laſſalle, I, 


316 ig: 

10 Vgl. Laffalle, I, 119 fg., 126 fg. 

17 Qaffalle, I, 103—118, will den Im 
thum auf individuelle Selbftbeftimmung zurüd- 
führen. 

18 Raffalle, I, 6. Da jeboh der Be 
trug und Die dadurch bervorgerufene Handlung 
auseinanderfallen können, kommt es auf bie 
Geſetze zur Zeit bes verübten Betruges an. 


8 würde fonft bem folgeleiften bes 
Ziwanges eine nicht gewollte Wirkung beigelegt 
werden. Laffalle, I, 94 

20 Es Tann nämlih einer Handlung feine 
Ichwerere Folge beigemeſſen werben, als zur 
Zeit ihrer Berübung bamit verbunden War, 
und es kann etwas Überhaupt nicht ale De- 
liet behandelt werben, welches das gegenwärtige 
Dei nicht mehr al® ſolches anerkennt. Saffale, 


' 


11 Laſalle, I, 479. 













find Teflamente fowol in Snfeung 
richtung zu 


e8 dem 
jur Zeit bes Eiwerbes ber 
—— a Men. Bet der Ball, 


Der Sigeetcoieng, b-. zit Mit 
18, fonbern ein inefäen des 
üatergegangenen Gefetzes in das Herrichgebiet 
der gegenwärtigen unb eine Berleugnung bes 
Ihteren.“ Rafjalle, I, 485, 486. Bericie- 
ben von ber burch Kechteäuberung erlangten 
Tehirfähigleit ift Die bei gleichbleibenben Ge- 
kin Dura factifche Beränberung erlangte Zeit 
fit. 3.8.ber unmündige ober wahnfinnige 
tor wirb münbig ober erlangt ben @e- 
brand) feiner Bernui Hier bleibt das Tefta- 
went ungültig, indem bas Geſetz biefen Uns 
Benin u jegt anerkennt. Laffalle, I, 
gr * der entgegengeſetzen Anſicht läge ein 
eftament wor, welches ber aehater 
eine ingwifpen eingetretenen Teſtir ⸗ 
igleit En lit abändern tönnte. Bgl. Laf- 
fake, I, 
* — I, 501; Unger, I, 143, 144; 
Gevigug, VIII, 44T fg. 468 fg. 
9 Nach dm. Rechte mußte ber Erbe zur 
3 Zeit ber Teftamentserrichtung (dies jebod nur 
wegen ber Mancipationsform bes rim. Lefta- 
Fr und vom Tobe bes Erblaſſers ununter- 
um Erwerb der — estähig 


des Teftamentserben nad öſterr. 
T nächftfolgenbe Anm.) immer nad) ben Gefegen 





Mon den bärgerfiden Gefehen Äberhaupt. 9.5. 
it edlongt Je fa, rk des fehher erihtete Tefament nummeh 
Gele den —— — ht mehr 


Beten Keen ve Sal 
Des Metelen Inhalte des a Maments und) ben Gefeten ame 


21 


che nern * 


———— 


—*8 ihr 1 nad Yen janefigen Ge, 
—— vo ehlmmungen ber Bfterr. Geſetz⸗ 


ber & Sorm, 
——— 


nteftaterbfolge richtet fi, wenn bie xhi bereits im Momente des 
Exben erw gilt, den Fr 


m zur Zeit des Erbanfalles; fonft 
ine dr he Die fm anefalne Cr 


m ‚get der Teflamentserricgtung beurtheilt 


—ã— Yhs 2.0. Pat. zum U. b. 
8. vom 1. Iani — Be vom 16. Ar 
1814, 3. @. &., ®r. 1 EM. Bat. für 
Yngakı ver Mr KU Mr. Dr Mblep Br om 
Anfehung ber Teftirfäßigfeit des Erblaffers und 
der Erbfäpigleit bes Erben insbefondere ver« 
orbnet das Aniticitätspatent vom 29. Rov. 1852, 
Hauptft. II, 8.6: „Die Gültigkeit ber vor ber 
Wirkfamteit dee 6.0.2. errichteten letzt · 
miltigen Anordnungen ober Grhverträge ift 
fowol in Bezug auf bie Erbfähigleit ber ein- 
gefegten Erben ale auf das Berfügungsrecht 
I rötafiere nach ben zur Zeit ber Grröptung 
Teftaments geltenden Gefegen zu beur- 
helfen. 4 Bl. Unger, I, 143, 144; Savigny, 
VIII, 447 {g., 468 fg, unb bie Obftg. Entie. 
v. 12. April Gas, 3. 18965, Olafer und Unger, 
I (1859), Rr. 78, in welder das Princip aus- 
gelogen iR iR, daß eine vor ber Wirkjamfeit 
DB. errichtete lete Willenser- 
Härung —8 Hinfichtlich ber äußeren Form als 
aud in Bezug auf ihren Inhalt nad den 
früheren Geſetzen zu beurtheilen fei. 

»7 Es fieht dies in Uebereinftimmung mit 
ben in 88. 575, 576 aufgeftellten Grundfägen 
über factiſche Beränberungen unter gleichbleiben« 
den Gefegen. 

38 Bot. Laffalle, I, 506 fg., 508, welder 
freilich auf Grund feiner ei, J— ümlichen Theorie 
von Familienrechten fürs dm. R. auf S. 511 fg. 
zu ganz andern Eonfequenzen gelangt. 

2% Bgf, auch Unger, I, 144, 145; Rund- 
ach en für Ungarn und Siebensirgen, 
hr J Nr. 2; ——— Hanptft. II, 


"der beiden Häufer des Reichsrathes nicht erhalten.” 
. Berorpnungen im engeren Sinne ſind jene gefetlidhe Beſtimmungen, welde . 
von Pen © — 525 — 


geltendes iſt Nach dem gegenſtändlichen Umfange wird das Recht unterſchieden 
in jus generale und in] ‚ individuale, je nachdem es für alle Perſonen 


getroffen haben ———— oder fie haben einen abſolut gebietenden oder ver⸗ 
bietenden Charakler, welchem gegenüber die Privatwillkür ausgeſchloſſen ift (le 3 


14 Etnleitung. 


grundgeſetzes vom 21. Dec. 1867 (R. G. Bl. Nr. 141) gegeben: „Wenn ſich die J 
dringende Nothwendigkeit ſolcher Anordnungen, zu welchen verfaffungsmäßig die Zu- FH 
ſtimmung des Reichsrathes erforderlich iſt, zu einer Zeit herausftellt, wo dieſer nicht F 
verſammelt iſt, fo können dieſelben unter Verantwortung des Gefammtminifteriume: 
durch kaiſerliche Verordnung erlaſſen werben, inſofern ſolche keine Aenderung des Staatte };: 
grundgeſetzes bezwecken, Feine dauernde Belaſtung des Staatsſchatzes und Feine Ver— 
äußerung von Staatsgut betreffen. — Solche Verordnungen haben proviſoriſche Ge⸗ 
ſetzeskraft, wenn fie von den ſämmtlichen Miniftern unterzeichnet find und mit aus⸗ 
drücklicher Beziehung auf dieſe Beſtimmung des Staatsgrundgeſetzes kundgemacht werden. — 3: 
Die Gefegesfraft diefer Verordnungen erlifht, wenn die Regierung unterlaflen het, J 
viefelben dem nächften nad deren Kundmachung zufammentretenden Reichsrathe, und 4 
zwar zuvbrderſt dem Haufe der Abgeordneten binnen vier Wochen nad biefem Zu⸗ 
jammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder wenn diefelben die Genehmigung eines 













den innerhalb ihres amtlichen Wirkungsfreifes auf Grund der Ges : 

jege (im engeren Sinne) erlaffen werden (Art. 11 des Staatsgrundgefeges vom 21. Dec. : 
1867, R. ©. Bl., Nr. 145). i 
Rah dem örtlichen Umfange feiner Geltung unterfcheidvet man das Recht in 
gemeines (jus commune), wenn es ein im ganzen Umfange eines Staates, und particne | 
(are8 (jug_partieulare), wenn es blos ein fir beftimmte Theile des Staatsgebietes 


und Sachen unter beftimmten gegebenen Boransjegungen zu gelten bat, oder nur auf | 
einzelne Perjonen und Sachen Anwendung findet ?. | 

Geſetze find ferner entweder von der Art, daß fie blos den nicht ausgefprochenen 
Willen der Parteien ergänzen und daher nur dann zur Anwendung kommen, wenn bie : 
Parteien nicht in NRüdficht des in Frage ftehenden Rechtsverhältniſſes felbft Borforge ı 


i 





Die Weberfchreitung einer folhen Vorſchrift Tann dann entweder die Un et des 


, . ganzen Rechtsgeſchäftes zur Folge haben (Jegea perfectae), oder das Geſchäft Bleibt gültig . 


“und bie Webertretung zieht blos Strafe nad) fi) (leges minus quam perfectae), ober 
“ e8 tritt weder Nichtigfeit noch Strafe ein (leges imperfectae) 30. 


8. 2. 


Sobald ein Gefe gehörig kundgemacht worden ift, kaun ſich niemand bamit entiegwibigen, 
daß ihm daſſelbe nicht bekannt geworben ſei. 


8. 8. 
Anfang ber Wirkfamteit ber Geſetze. 


Die Wirkſamleit eines Geſetzes und die daraus entipringenden rechtlichen Folgen nehmen 
gleich wach der Kundmachung ihren Anfang; es wäre denn, daß in dem Tundgemndten Geſetze 
felbft der Zeitpunft jener Wirkſamleit weiter hinaus beftinmt würbe, 


Dur das verfaflungsmäßige Zuftanvefonmen eines Geſetzes allein wird daſſelbe 
noch für niemanden verbindlich, fondern e8 muß hierzu noch die von ber Staatögewalt 
ansgegangene fürmlidhe Kundmachung (Publication, Promulgation) kommen 1. 


® Unger, I, 45 fg.; Wächter, II, 10. ation die gefekmäßige Abfaffung, unter Pu⸗ 

® Unger, I, 47 fg.; Wächter, II, 10. Itcation die Kundmachung bes promulgirten 

10 Sapigny, Suftem, I, $. 16; Unger, I, | Gejehe® verftanden. Ueber die Verwerflichkeit 
49 ed und dazu Berger, Kritifche Beiträge, | Diefer Unterſcheidung fiehe Unger, Syſtem, I, 
S. 64. fg., und Harum in Haimerl's Magazin | 29, Note 2; Wächter, II, 24, Note 2; Keller, 
XV, 242 fg., — Windſcheid, I, 8. 30. Bandeften, aus dem Nachlaſſe des Verfaſſere 

* Häufig wird zwiſchen ber Publication und | herausgegeben von Friedberg (Leipzig 1861), 
Bromulgation unterfchieben und unter Promul- | $. 2, Nr. 2. 


aungen bezieben ($. 4 d. G.). Das R. ©. DI. wird durch das Wliniftreium des 
| übli zZ der ım Meicyerafbe serntäreidhe 


änver herausgegeben. Die peutiche Zumal. ‚kexjelben. eıtbält den authentiſchen 
, bie Übrigen Ausgaben find als offictelle Ueberjegungen bieten authentiſchen Tertes 
feben. —— — enthaltenen Kundmachungen gelten für ben ganzen 
ang der mr bed Staatsgrundgeſetzes über die Reichsvertreiung vom 21. Dec. 


7. R. G. Bl., Nr. 141) im Neihsrathe vertzstenen Köuigreihe-und. Lander, wenn 
: im Terte der Kunbinachufg Teibit das en eingejchränft wird (8.3 d. ©.). 
in das R. G. Bl. laufgenommenen Geſetze und Vekordnungen find mit dem ange 
Herausgabe und Berfendung jenes Stüdes der deutſchen Ausgabe des R. G. B 
in fie enthalten find, als gefeglihe Kundmachung anzufehen (8. 5 d. ©.). De 
ber Herausgabe muß mit dem der Berfendung zufanmentreffen und ift auf jeden 
d des R. ©. Bl. ausprüdlich angegeben. Erfolgt die Herausgabe eines Stüdes 
t in allen landesüblihen Sprachen, fo ift auf den fpäter erſcheinenden Ausgaben der 
der Herausgabe und Verſendung des authentiſchen Tertes anzugeben (8.6 d. ©.). 


a ans enthaltenen Kundmachungen beginnt, wenn 
en ſelbſt aut austrüdlich etwas anderes verfügt wird, ınit dem —— des 
l B na 


alten ag Ablauf desjenigen, an welden bie deutſche Ausgabe 
menge EHE AS. DB. erfolgt iſt (8. 
Ne — —— — und der von den Landesbehörden in isrem 
tung iſe erlaſſenen Berorbnungen erfolgt durch die Landesgeſetz· und Verordnungs 
— In dieſelben find auch jene Erlaſſe der Miniſterien oder oberften Ver— 

ungabehörben aufzunehmen, welche von ihnen zur Einhaltung in biefelben be- 
| ber durch bie Landesgeſetze und Ber- 
ungsblätter ublicirten_Ge nd Verordnungen begimmt mit dem Anfange des 
na auf desjenigen Tages, an welchem fie in das Laubesgeſetz 
latt eingerüdt erjchienen find, wenn micht ein anderer Zeitpunft aus: 
Mich Feftgefegt wird. (8. I des Kaiſ. Pat. vom 27. Dec. 1852, 88. 4 u. 5 des 
- Bat. vom 1. Yan. 1860, Kaiſ. Vog. vom 17. Febr. 1863.) 

Zur verbinvenden Kraft eines Geſetzes ift nebft ver gehörigen Publication auch noch 
ederlich, daß es auf aſſungsmäßigem Wege zu Stande gekommen iſt. Nur die: 
n in ven Kreis efeknebing ekügreifenken geſetzlichen Veftimmungen haben 
h von Geſetzen, — auch alle formellen Erforderniſſe eines gültig zu Stande 
mmenen Geſebes an id trägen. ragen. 

















































22 Einleitung. 


V. Familienredt. 


A) Ehe. 
Die Zeit des vehtsgültigen Abfchluffes der Ehe ift ſowol für bie Gültigkeit di 
felben, als für das eheliche Güterrecht ®° entſcheidend; dagegen richten fi ber Umfa 
der ehemãnniſchen Gewalt, bie Scheidungs- und Trennungsgrände nad dem neu 


Gelege a, 


B) Väterlihe Gewalt und Vormundſchaft. 
Ihre Entſtehung vichtet ſich nach dem Gefege der Zeit, in welder bie biefel 


begründenden Thatfahen vorgefallen find, 


Gefege 2. 


Umfang und Dauer nad) dem jeweilig 


In Anfehung ver Förmlichkeiten ber Rechtsgeſchäfte ift zu unterſcheiden, ob eis 
beftimmte Form bios bes Beweifes halber vorgefchrieben if, ober ein Requiflt d 


Gültigfeit des Rehtögefihäftes bilvet Im erfteren 


Balle findet das neue Gefeg ai 


das unter der Wirkfantkeit des früheren geſchloſſene Rechtögefchäft feine Anwenden 
wenn es bie Form erſchwert; es ift jebech fofert anzuwenden, wenn es bie Yorm e 


leichtert 99. IM dageg 


en die Form zur Gülligkeit des Rechisgeſchäftes vorgeſchricbe 


fo bfeibt das Rechtsgeſchäft ungültig, auch wenn es dem neuen Geſetze eutſprech 


würde 3, 





» Der Grundſatz, daß das ehelihe Güter: 
recht nad) bem zur Zeit ber Schließung ber 
Ehe geltenden Geſetze zu beurtheilen ſei, flubet 
ſich auch anerfannt in den Obſig. Eutſch. vom 
29. Dec. 1858, 3. 14308, Slafer und Unger, 
II,Rr. 894, und vom 30. März 1859, 3. 2616, 
Safer und Unger, IT, Nr. 764. 


1 Bol, Savigup, VIII, 482 ig.; Unger, 
1, 144, 145, Laflalle, I, 18, 26, 43, 44, 77, 78, 
307, 315, 316. Dem gen entſprechend find 
bie Beftimmungen bes Geſebes von 25. Mai 
1868, 8. ©. Bl, Nr. 47. Infofern es fi 
um bie Gültigteit einer Ehe handelt, welche 
unter der Geltung des Patents vom 6. Oct. 
1856, 8. G. Bl., Nr. 185, geſchloſſen murbe, 
if} biefelbe nad den Beftimmungen biefes Ba- 
tente unb der bamit erfloffenen Borjchriften 
zu beurtheifen. Die Trennung, fowie bie 
Sceibung von Tiſch und Bett in An- 
fehung einer vor Beginn ber Wirkfameit dieſes 
Seſehes (vom 25. Mai 1868) geichloffenen Ehe 
ift dagegen von bem Tage ber Wirtſamleit nur 
nach den Beftimmungen des bürgerlichen Geſetz · 
buches und nach den im Ießteren Geſetze ge: 
troffenen Anorbnungen zu beurtheifen (Art IV, 
8.10. ®.). Ebenjo it das Berfahren hei 
Unterjuhung und Verbanblung über die Un— 
aliftigteitserlärung ebenforel als über bie 
Trennung und Scheibung von Tiſch und Bett 
binſichtlich einer vor Wirkjamteit Diele Geſetzes 
geihjloffenen Ehe nur nach biefem Geſetze zu 
‚pflegen (Art. IV, 8.2 d. @.). — Rach bem Kaiſ. 

jat. vom 8. Oct. 1856 waren bie Ehen ber 
Katholiten und bie jogenannten gemifchten Ehen 
and) in Anfehuug ber Oltigfeit nur nad) biefem 
Patente zu beurteilen. Dieſes ganze Patent 





iſt jedech nur als eine arge Berirrung anf g 
ſetzgeberiſchem Gebiete anzufehen, von ber ms 
aber durch das Geſetz vom 25. Mei 186 
R. G. Bl. Nr. 47, gurlidgetomnen ift. Uebrigen 
Tab man fi felbft in dem cit. Patente g 
nöthigt, den im Texte aufgeſtellten Brincd 
gewichtige Bugeftänbniffe zu machen (f. Ur 
TU—XIL b. Wat.). 

32 Sgl. Savigny, VIII, 500 fg.; Unger, ! 
141, 18. ° ® s 


23 Die Handlung des Inbivibuume, welch 
ſich bei Errichtung eines Rechtsgeſchaͤftes eim 
aur Zeit ber Vornahme ausreichenden for 
bebient hat, welche nach dem neuen Geſetze zu 
Beweiſe als nicht gemügenb betrachtet wir 
wilrde durch Anwendung bes neuen Gefegı 
entftellt werben, Wird bagegen durch bu 
neue Geſetz die Form erleichtert, fo Tann fü 
Niemand über Beeinsrächtigung beklagen (Lafjall 
I, 139, 142, 151, 152. 


Es ift nämlich anzunehinen, daß ſich d 
Parteien bei Auferadtlaffung ber zur Gülky 
teit bes Rechtögefchäftes vorgefchriebenen Kor 
gar nicht mit civilem Zwange verbinden wollte: 
Yaffalle, I, 151. Bei Teftamenten ift es naı 
ber richtigen Auffafjung genfgend, wenn au 
uur ben zur Zeit bes Todes vorgeſchriebene 
Formlichteiten entfprocpen wird. Dean sb 
Sonfirmation (f. oben Anm. 21) ganz ſorn 
los ift, muß es genügen, wenn das Teſtamen 
auch nur ben zur Zeit bes Todes bes Teftater 
erforberlichen Aörmlichleiten entſpricht. La 
fall, 1,08. Anders nach öfterr. Recht |. obe 

(nm. 26. 


Bon den bürgerlichen Geſehen überhaupt. 66. 5—8. 23 


Die vorftehend erörterten Grundfäge fonımen auch dann zur Anwendung, wenn 
eme Perſon zu verfchiebenen Zeiten verſchiedenen Geſetzen unterfteht, fo nad öfter. 
Recht Beim Mebertritt vom Civilſtande in den Militärftand, oder umgekehrt 6. 


8. 6. 

















fſicht be6 Geſetzgebers hervorleuchtet. 


Eimmes defſelben gerichtete Thätigteit 1. 


Die 
Die autbenti 
Sn alle 


chective Richtigfeit an. 


' Einem Gefehe darf in ber Anwendung fein anderer Verſtand beigelegt werden, als welder 
und ber eigenthumlichen Bebentung der Worte in ihrem Zufammenhange und aus der Haren 


8.7. 


Läßt ſich ein Rechtsfall weder aus den Worten no and dem natärligen Sinne eines 
Geieyeö entigeiden, ſo muh auf ähnliche, in ben Geſetzen beſtimmt entſchiedene Fälle, und 
ui bie Gründe anderer bamit verwandten Gefege Rückſicht genommen werben. Bleibt der 
Rehiäfa noch zweifelhaft, jo muß folder mit Hinficht auf die forgfältig gefammelten umd 
nillig erwogenen Umſtände nad den natürlichen Rechtsgrundſätzen eutichieden werben. 


8.8. 


Rur dem Gejeisgeber ſteht die Macht zu, ein Geſetz auf eine allgemein verbindliche Art 
‚werllären. Cine folde Erklärung muß anf alle nod zu entſcheidenden Rechtsfälle angewendet 
werden, dafern ber Geſetzgeber nicht hiuzufügt, daß feine Erklärung bei Entiheidung folder 
Kıatsfäle, welche die vor der Erklärung unteruommenen Handlungen und angeiprodenen 
Räte zum Gegeuftande Haben, wicht bezogen werden folle. 


Suterpretation, oe eines Geſetzes, ift die auf Exrmittelung bes wahren 


‚Je nachdem bie Interpretation ihre Auctorität blos ans ber nachgewieſenen Weber- 
wimmung mit bem wirflichen Inhalte eye berni der ihre Kraft in 
' Umftänben liegt, unterfcheivet man fie ig boctrinelle und/Aegale Interpretation. 
legale Interpretation ift entweder — ng eine falle 
e geht unmittelbar von ber 
ik orberniffe eines eigentlichen Ge 
ia Richter ohne Rückſicht darauf, ob fie mit dem muthmaßlichen Sinne des auf biefe 
&t interpretirten Geſetzes üvereinftimmt oder nicht. 
Da fie kein neues Geſetz ift, fontern blos als ver richtig 
veftandene Sinn eines früheren Geſetzes anzufehen ift, fo ift eine ſolche Auslegung 
af alle nody nicht entichiebenen Fälle anzuwenden. 
Sraft und zwar in einem größeren Umfange, als ein (nicht interpretirendes) neues 


Gewalt aus, hat zu 
ed zur Vorausſetzung und bindet 


eſetzgeben 


Es kommt nicht weiter auf ihre 


Inſofern hat dieſelbe rückwirkende 


;, befien Rückwirkung ausnahmsweiſe vorgeſchrieben iſt 2. 
——— verdankt ihre bindende Kraft dem Gewohnheitsrechte 
hat als ein Ausfluß deſſelben nur Gültigkeit, wo Gewohnheitsrecht als eine Ge— 
ſeßesqueſle anerkannt iſt. Da dies nah 8. 10 A. b. ©. B. rückſichtlich des ganzen 
Innfangeö ber Geltung des A. b. G. B. nicht ver Fall ift, fo entfällt auch dieſe Inter— 
tionsart, und wir haben nur tie authentiſche und doctrinelle Anslegung. 
ı Die boctrinelle Auslegung kann als Ergebniß liefern, daß ein Fall zwar nicht 
m dem Wortlaute eines Geſetzes inbegriffen ift und ven dem Geſetzgeber ſcheinbar 


Bl. bie Bemerkung zu 88. 16— 18, 
18-178, Anm. 5 und die Bemerkung zu 
564—576 


. id. 

Bl. vorzüglich Savigny, Syſtem, I, 
4. 32 51; Kierulff, Theorie, ©. 18 fa.; 
Sächter, Handbuch, II, 183 fg.; Krug, Die 
Grundfäge der Geſetzesauslegung (Leipzig 
148); Böding, Banbelten, &. 321 fg.; Lang, 
Beiträge zur Hermeneutif bes röm. Rechts 
(Ctuttgart 1857); Vangerow, PBanbetten, 8. 24, 
Am. Unger, Syftem, I, 73 fg. 

2 Bat. ädhter, II, 152. Treffend tft bie 

ng Kierulfis: „Es ift richtig, daß 
unter dem Namen einer authentifchen Inter⸗ 


pretation eigentlich neue Geſetze gemacht merden 
fönnen, die mit den alten, welche erflärt werten 
Sollen, in feinem Zuſammenhange fteben, und 
unter ſolchem Prätert dann bie Rückwirkung 
der Geſetze verftedt werben kann. Aber man 
bedenft nicht, Daß ber Geſetzgeber auch ohne 
weiteres die Rüdwirkung eines Geſetzes anbe- 
fehlen und daß er Überhaupt mangelhafte Se- 
feße machen kann, und dennoch dieſe wie jene 
volle Bitltigfeit haben.” Kierulff, Theorie bee 
gem. Civilrechts, I, 36. Bgl. hierüber auch 
Bangerow, Pandekten (7. Aufl.), I, 8. 26, 
Anm. 2, Wr. 2, S. 59 fg. 
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übergangen wurde, bemungeachtet aber in dem Sinne eines einzelnen Geſetzes ot 
der Gefeßgebung im ganzen inbegriffen erfcheint, weil er ber von dem Interpret 
erfaßten ratio juris entſpricht. Diefe Unterpretationsart nach der ratio juris 
juriftifhe A ie 
an untericheidet fie in eine Rechts- und eine Geſetzesanalogie. 

OL. Die Rehtsanalogie befteht in der Bildung einer Entſcheidungsnorm aus d 
Re nn SEIEN pofitiven Rechts; fie faßt das pofitive Recht im Ganz 
und Großen auf und füllt mit den aus demfelben gewonnenen Redhtöprincipien 1 
Lücken des Rechtsgebäudes aus, während die Geſetzesanalogie den Geift des einzeln 
Gefeges erfaßt und mit den gewonnenen 

Da Worte nur das Mittel find, Gedanken auszubräden, die Interpretation ak 
feinen anderen Zwed verfolgt, als den wahren Sinn eines Geſetzes zu ermitteln, fel 
wenn diefer mit den Worten defjelben nicht übereinftimmen follte, und der Wille d 
Gefeßgebers das in letter Inftanz maßgebende Moment zu bleiben hat, fo unterfcheit 
man rüdfichtlih bes möglichen Reſultats, zu welder bie Interpretation führen kan 


ꝓine abändernde, ausdehnende und einſchränkende Auslegung. 


“ih 
ei 


—8 


daß orte ganz etwas anderes außprüden, als der Geſetzgeber in der That 
wollte; —— — wenn der Geſetzgeber Worte gebrauchte, 
weniger Faͤlle umfafjen, als er in das Geſetz einbezogen wiſſen wollte; einſchränken 
restrictiya), wenn der Geſetzgeber irrigermeife bei Abfaflung des Geſetzes Worte gı 
ee welche mehr Fälle in ſich fallen, als er beabfichtigte ®. 
Mm Im allgeneinen laſſen fich folgende Kegeln für die Auslegung eines Geſetze 

aufftellen: 

1) Iſt fo lange an dem Wortfinn feftzuhalten, als nicht auf eine unzweifelbaf 
Art feitfteht, daß die Worte dem Willen des Gefetgebers nicht entfprechen und ma 
dadurch gezwungen ift, zu einer abändernden, ausbehnenben oder einfchränfenden Anı 
legung zu greifen. 

2) Muß man annehmen, daß der Gefetgeber bei Abfafjung des Geſetzes u 


Abänder F retatio abrogans) ift die Auslegung dann, wenn ſich ui 
age 
weld 


‚Sorgfalt zu Werke gegangen fe. Wenn daher das Geſetz gewiſſe Fälle namentli 


aufführt, fo find alle nicht inbegriffenen Fälle ausgeichloffen (fogenanntes argumentu 
a contrario), wobei jedoh mit größter Behutfamkeit zu Werke gegangen werden mu 
indem ſich fehr häufig nachmeifen läßt, daß ber Gefeßgeber demungeachtet für ande 
nicht ſpeciell aufgezählte Fälle nicht das Gegentheil normiren wollte. 

3) Auch Ausnahmsgefege können ertenfio ausgelegt werben, wenn fih die Ku 
tigfeit einer folden Auslegung aus den Umftänden unzweifelhaft ergibt. Nur wi 
hier im Zweifel diejenige Bedeutung des Wortes anzunehmen fein, welche am wenigfl 
vom beftehenvden Rechte abweicht. 

4) Im Zweifel hat man die gewöhnlichere Bedeutung der feltneren vorzuzieh 
und immer diejenige anzunehmen, welde bei Abfaffung des Gefeges die herrichende mx 

5) Wer durch das Geſetz zum Zwecke berechtigt ift, dem find auch bie zur G 
reichung befjelben erforderlihen Mittel geftattet. 

6) Im Zweifel ift der milderen Auslegung der Vorzug vor der firengeren zu geb: 

7) Wem das Mehrere erlaubt ift, iſt aucd das Wenigere geftattet (argumentu 
a majori ad minus), und wen das Wentgere verboten ift, ift auch das Mehrere mi 
erlaubt (argumentum a minori ad majus) ®. 





’ Kierulff, S. 29. . weifung bee 8. 7 A. b. G. B. auf das Ratı 
4 Unger, I, 65. recht als letzte Entſcheidungsquelle beme 
5 Der Unterſchied zwiſchen dev Interpretatio | Unger, Syſtem, I, 71: „Die Rechtsanalo 
oxtensiva und restrictiva von Der Interpre- | ift volllommen ausreichend, um jeben fidh ı 
tstio striota und lata befteht darin, baß '| gebenden Fall im Geifte bes Geſetzes zu loſe 
man bei ber Interpretatio stricta unb lats | und in ber Aufftellung bes Naturrechts 
die weitere ober engere Bebeutung bes Wortes | 8. 7 A. 56. G. 2. ift nichts anderes ale | 
nimmt, bei ber Interpretatio extensiva ober | Befriedigung eines rein theoretifchen Drang 
restrictiva aber über bie Bebeutung bes Wortes | der Berfaffer des A. 6. ©. B. zu fehe 
ganz hinausgeht. Bgl. auch Nagel, Beitrag zur Auslegung t 
® Bgl. auch die 88. 655 fg., 915 A. b. G. B. | 8. 7 des A. b. G. DB. in der Oeſterr. Bierte 


Art. 278 und 279 H. ©. Ueber die Ber: | Schr. X (1862), 124,fg., 180. 


Bon den bürgerlichen Geſehen überhaupt. 66. 9 u. 10. 25 


8. 9, 
Dauer bes Gefeges. 


Gelege behalten ſo Lange ihre Kraft, bis fie von dem Geſetzgeber abgeändert oder aus⸗ 
killig aufgehoben werben. 


Tie Wirkſamkeit eines Gefeges Tann entweder dadurch aufhören, daß es durch 
an fpätere® einzig und allein zu biefem Zwecke erlafjenes neues Geſetz, welches vefien 
Aefhebung anorbnet, aufter Kraft geſetzt wird, oder es kann durch ein neues Gefek 
eine Berfügung getroffen werben, welche indirect die Aufhebung eines früheren Geſetzes 
molvirt, ohne daß diefe Aufhebung fpeciell ausgefprodhen wird. 

Im erfteren alle fpridht man von ion, im zweiten alle von ation. 

Ein Geſetz kann aber auch ganz von“ ſelbſt“ infolge innerer FOR ren 
afbören, fo durch den Ablauf des Zeitraumes, für welchen es erlaffen war (3. B. 
tansitorifche ebe); ferner, wenn dev Zweck, zu melden das Geſetz erlaflen wurbe, 
ea ff; re durch Hinwegfallen der Borausjegungen, an welde die Anwenbbar« 
kit des Geſetzes weſentlich geknüpft ift. Keineswegs läßt fi) aber behaupten, cessante 
ntione legis, cessat lex, ein Geſetz höre Ihon auf, wenn die Gründe hinwegfallen, 
wide die —A— zur Erlaſſung deſſelben bewogen, weil die Gültigkeit eines Ge⸗ 
ſches nicht von der Zweckmäßigkeit und der Nichtigkeit feiner Motive abhängt, ſondern 
m Billen des Geſetzgebers gelegen ift und auch ſchlechte Geſetze nicht außer Acht ge- 
fen werden lünnen. Dagegen hört ein Geſetz allerdings auf, wenn der rechtliche 
Srundfak, von welchem das Geſetz ein bloßer Ausflug und Folgefag.ift, fpäter aufe 
ghoben wird A. 

Bon hoher Wichtigkeit ift die richtige Beantwortung der Frage, in welchem Um- 
fange die Aufhebung und Aenberung eines Geſetzes wire. Hierüber gelten im all- 
gemeinen folgende Regeln: 

1) Ein Geſetz gilt nur infoweit aufgehoben, als der eingetretene Erlöſchungsgrund 
acht; es ift durch das neue Geſetz nur dasjenige als aufgehoben anzufehen, was mit 
: ken Inhalte deſſelben im Widerfpruche fteht. Im Zweifel hat man correctorifche Ge⸗ 
fepe ftricte zu interpreticen 2. 

2) Wird eine beftehende NRechtsregel aufgehoben, fo find deshalb allein noch nicht 
ale Ausnahmen, weldhe davon beftehen, aufgehoben. Jedoch ift in biefer Beziehung 
Folgendes zu bemerfen: 

a) Wird ein ganzes Rechtsinftitut beſeitigt, jo entfällt felbftverftändlih das ganze 
Rehtsinftitut mit Regel und Ausnahmen. 

b) Wirt eine Regel aufgehoben, oder ihr reiner Gegenſatz zur Kegel erhoben, fo 
verhalten fi tie früheren Ausnahmen nicht mehr als Ausnahmen zum gegenwärtigen 
Sefese, fondern die Ausnahme ift felbft zur Regel geworben. 

co) Die Regel ift mit ihren Ausnahmen aud dann als aufgehoben anzuſehen, 
wenn ein neues Geſetz alle Verfchievenheiten des früheren Rechts über ben betreffenden 
Öegenftand aufheben wollte 2. 





8.10. 
Anbere Arten ber Vorſchriften, als: Gewohnheiten. 
Auf Gewohnheiten kann nur in den Fällen, in welchen fi ein Geſetz darauf beruft, 
Aidfigt genommen werden. 
Das Gewohnheitsrecht ift das in dem Bewußtſein des Volkes unmittelbar ent- 
flondene und in feiner Sitte (Uebung, Gewohnheit) erfcheinende Recht !. 
Die Quelle der Erfenntnig des Gewohnheitsrechts ift die Gewohnheit. Die 


I Bäder, II, 162. (Quinctilianus in Inst. orat. 5. 3). Con- 
2 lInger, I, 105. suetudinis jus esse putatur id, quod 
® Bächter, II, 163; Unger, I, 104 fg. voluntate omnium sine lege vetustas 


I Bucdta, Panbelten, 8. Aufl., beforgt ven | comprobavit (Cicero de invet. 2. 22). 
Auderff (Leipzig 1856), S. 20, 21. Pleraque ? Die innere unbiage des Gewohnheits⸗ 
in jure non legibus, sed moribus constant | rechts ift bie rechtliche Ueberzeugung bes Bol- 
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Gewohnheit als foldhe ift zwar ein Factum; da aber die Thatladhen, aus welchen fi 
auf eine Gewohnheit ſchließen läßt, keine bloßen Thatſachen find, ſondern als Erfennt- 
nißgquelle des Rechts in Betracht fommen, und — Recht und Geſetz von Amts 
wegen zu kennen hat, fo hat er von Amts wegen von feiner auf was unmer für eine 
Art erlangten Kenntniß der Gewohnheit Gebrauch zu machen; für den Fall, daß dem 
Richter aber dennoch eine Sewohnheit, worauf ſich von einer Partei berufen wirt, ° 
unbelannt wäre, wirbe nichts _erübrigen, als daß die Partei_beu Beweis _biefer Ge. | 
—A erbringt. Es muß daher nad der in Oeſterreich geltenden Ebentualm | 
ber Beweis der Gewohnheit, für ven Fall, als fie — — nicht ohnehin Bere 
fein follte, im Proceſſe gehörigen Ortes angeboten werben ®. 

Das Gemohnheitsreht, welches bei noch wenig civilifirten Völkern eine ungemein 
wichtige Rolle fpielt, verliert an Bebeutung mit der fortichreitenden Ausbildung der 
felben, und wurbe von vielen neueren Geſetzgebungen gänzlich befeitigt. Das 4.6.8.8. 
beftimmt im 8. 10, auf Gemohnheiten könne nur in den Fällen Rüdficht genommen .' 
werden, in welchen ſich ein Geſetz darauf beruft. Da dieſes nirgends der Fall ift mb 
insbefonvere die 88. 389, 390, 501, 549, 1029 und 1109 4. b. ©. B. feine folde 
Berufung auf das Gewohnheitsrecht enthalten, fondern blos von Sitten und Gebräuchen 
handeln, in welchen ſich jedoch feine Rechtsüberzeugung äußert, fowie überhaupt nicht 
in jeder Gewohnheit eine rechtliche Ueberzeugung zu Tage tritt, wie 3. B. zu einer be- 
ſtimmten Stunde fchlafen zu geben, ſich auf eine gewiſſe Art zu Heiden, fo findet für 
den Umfang des After. allgem. Privatrehts das Gewohnheitsrecht Leine‘ Anwendung *. 
Anders nady Handelsrecht, für welches die Hanbelsgebräude und die im Handels⸗ 
verfehr —— ER ſubſidiariſche Rechtsquelle aufrechterhalten wurden 
(Art. 1 und 279 9. ©.). 


8. 11. 
Brovinzialfiatuten. 

Nur jene Statuten einzelner Provinzen und Landesbezirle haben Geiegedtraft, weldge 
nach ber KQundmachnug diefes Geſetzbuches von dem Landesfürſten ausdrücllich beftätigt werben. 

Zur Zeit der Abfaſſung des A. b. G. B. hatte man die Abſicht, nad) dem Vor⸗ 
bilde der preuß. Gefeßgebung neben dem U. b. G. B. auch noch Provinzialftatuten 
einzuführen. Bon dieſem Gedanken ging man bald wieder ab und das Hofb. vom 
13. Yuli 1811 (Krop. Goutta, 30 B., S. 29) erllärt, daß neben vem 4. b. G. B. 
beſonderen Provinzialftatuten feine Geltung eingeräumt werde 1. 


8. 12. 
Richterliche Ausſprüche. 

Die in einzelnen Fällen ergangenen Verfügnugen und bie von Richterſtühlen in beſonderen 
Rechtsſtreitigkeiten gefüllten Urtheile haben nie bie Kraft eines Geſetzes; fie lönmen anf 
andere Kalle ober auf andere Berfonen nicht ausgedehnt werden. 

Sp wie in $. 10 vie Geltung des Gemwohnheitsrechts überhaupt, fo erfcheint 
durch ten $. 12 X. 6. ©. B. auch der Gerichtögebraud, (usus fori), d. i. das durch 
gleihmäßige Entiheidung eines und deſſelben Rechtsfalles durch die Gerichte fich bil: 
dende Recht, ebenfalls eine Art des Gewohnheitsrechts, befeitigt. Der Gerichtögebraud, 


tes, durch welche die Gewohnheit beftimmt 
wird; der äußere Grund feiner Gültig- 
feit ale Rechtsnorm bagegen, das Moment, 
Durch welche® der in ber rechtlichen Meberzeu- 
gung des Volkes fußende Grundſatz zum gel- 
tenden Rechte wird, ift bie Gewohnheit, 
bie längere Uebung und Anwendung des Grunb- 
ſatzes, durch welche fi die Feſtigkeit jener 
Veberzeugung ausſpricht. Wächter, II, 33. 

3 2 1. Vangerow, Banbelten, 1, $. 18, 
Anm. (©. 45), und vorzüglich Sintenis, Civil⸗ 
recht, I, $. 8, ©. 45 fg. 


Bgl. Unger, I, 39 fg., unb überhaupt auch 
noch Puchta, Das Gewohnheitsrecht (SCH. I, 
Erlangen 1828, Thl. II, 1837); Savigny, 
Syſtem, I, 34 fg., 76 fg., 144 fg.; Sintenis, 

‚8. 3, ©. 21 fg.; Vangerow, I, 8. 14, 
Anm., ©. 40, 41; Keller, Banbelten, 8. 3; 
Windſcheid, Panbelten, I, 8. 15 fg.; Dworjal, 
in ber Oefterr. Biertelj. Schr., vırdıbeı), 661g. 

I gl. Unger, I, 12, 13. Harraſowsih, Ge⸗ 
ſchichte der Cobiftcation bes äflerr. Eivilrechte 
(Wien 1868), ©. 164 fg. 


Bon den bürgerlichen Befehen überhaupt. 99. 11—14. 27 


hat feine vim legin; auch gleihförmige Entſcheidungen des Oberſten Gerichtshofes find 
für die unteren Gerichte nicht bindend, obwel deren Anfehen anf den unteren Richter 
inmer von großem Kinfluffe bleiben muß. 1 


8. 13. 
Brivilsgien. 
Die einzeluen Perſonen oder andy ganzen Körpern verlichenen Privilegien und Befreiungen 
ind, infofern hierüber bie politifgen Verorbunngen leine beſondere Beitimmung enthalten, 
gig deu übrigen Rechten zu benrtheilen. 


Mittelbar gründen fih alle Privatrehte auf einen Rechtsſatz. Es kann aber 
ein Geſetz unmittelbar für ein concrete Subject ein Recht begründen, welches außer- 
bem nicht begründet märe. Ein ſolches Ausnahmsgeſetz, welches unmittelbar für ein 
concretes Subject ein den jus commune twiberftreitende Recht oder eine ſolche Ber- 
birdlichleit hervorbi IT, Berk Das Gefet hat bier ſogleich bie Con- 

Im weiteren 









or 
_ 
—— 





ceetion des Kechts ?. inne wird es auch gleichbedeutend mit jus ga — 
oder speciale genommen °. Die wichtigfte Eintheilung ber Privilegien ift die in pri eg 
realia 8. praedii, causae und personae... 55 


Es kann nam id) 11) ein rivilegium einzig und allein an das Kigenthnn einer 
beſtimmten Sache gebu fein. Hier kommt das Recht jedem Eigenthiimer der Sache 
zu, wie z. B. bie Steucrfreiheit neugebauter Häufer fiir einen beftimmten Zeitraum. 
Es find dieſes veine Realvechte, melde mit den Befige ber Sache verbunden find und 

demjenigen zufteben, welchem bie Sache gehört. &) Häufiger find bie Privilegien, 
weiche ohne Rüdficht auf eine beftimmte Perſon lediglih an ein beſtimmtes Rechtsver⸗ 
Falmiß geknüpft find, wie z. B. bie Vorzugsrechte gewiſſer Gläubiger im Goncurfe. 
3, Die gewöhnlichſte Art ver Privilegien find die privilegia personae, beneflcia per- 
sonse, welche entweder einzelnen Berjonen oder gewiflen Klaſſen berfelben verliehen find, 
wie ;. B. die vielen Privilegien der Minderjährigen und Soldaten uach röm. Rechte, 
ver privilegirte Gerichtsſtand gewiffer Stände ®. 

Andere übliche Eintheilungen find die in affirmative und negative, je nachdem fie 
m einer dem gemeinen Rechte wiberftreitenden Handlung oder Unterlafjung bereditigen; 
in privilegia eonventionalia und non conventionalia ober gratiose, je nachdem fie 
einen Vertrag mit der gefeßgebenven Gewalt voransfegen, ober aus bloßer Gnade 
verliehen werden; in onerosa_ ynd gratuita, je nachdem fie umfonft oder gegen Ent- 
gelt verliehen werben. 

Brivilegien find "wie Geſetze überhaupt zu interpretiren. Ste erlöfhen durch eine 
ecielle Verfügung der geſetzgebenden Gewalt, durch den Ablauf des Zeitraumes, für 
welhen fie verliehen wurden, durch Das Eintreten einer fhon bei der Verleihung bei- 
gefägten Refolutivbedingung; Nealprivilegien durch Untergang der Sache; Perfonal- 
privilegien durch den Tod ber Perjon, infofern nicht ein Uebergang auf die Erben vor- 
geſehen ift; privilegia causae mit den Aufhören des betreffenden Rechtsverhältniſſes. 


8. 14. 
Haupteintheilung des bürgerlichen Rechts. 


Die in dem bürgerlichen Geſetzbuche euthaltenen Vorſchriften haben das Perſonenrecht, 
des Sechenrecht uud die deuſelben gemeinihaftlich zulommenden Beitimmungen zum Gegenſtande. 


Tie Anoronung des Stoffes bei ver Behandlung wiffenfchaftlicher Lehren ift nicht 
kur zur Erleichterung der Ueberfiht, ſondern auch für das Verftänpniß berfelben von 


und dem Kaiſer in Gemeinſchaft zuſteht, muß 
dieſe Beſtimmung als Pe gelten, Bol. auch 
Hana, Gerichtshalle, 187 6 u. 7. 

ı Kierulff, S. 53 fe. gl Wächter, II, 
335 fg.; Sintenis, I, 8. 9, 79 18; Buchta, 


Rah F. 36 des Kaif. Pat. vom 7. Aug. 
1850, R. ©. Bl., Nr. 335, batten Die fiber 
ipeciellen Auftrag bes Zuftigminiflere erfloffenen 
Blenarentiheitungen des Oberſten Gerichtshofes 
ben untergeordneten Gerichten ale Erläuterung 


zu Menen. Da in biefer Berugniß ein ct | PBanbelten, 88. 21, 30, 31; Unger, X 587 fg. 
Nr 2egalinterpretation, ber Juſtizgeſetzgebung ? Bl. hierüber Savignd, Syftem, I ‚65 fg.; 
fest und biefe feit ber Einführung verfaflungs- | Sintenie, I, 79, Anm. 1; Unger, I , 580 fg.; 


Biger Zufänbe nur den beiben Häufern des 
Reheratbeb, beziehungsmweife ben Landtagen 


Wächter, II, 329 ig. 
’ „Das begüinfligte Subject ift bei allen brei 
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höchſter Wichtigkeit, und es macht fi der Wortichritt der Wiſſenſchaft auch in der 
fuftematifhen Behandlung verfelben geltend. Es ift dieſer Einfluß des GSuftemt, . 
nach welchem bie einzelnen Lehren behandelt werden, auf die Eintwidelung diefer Kehren 
felbft, ſowie umgekehrt die fortfchreitende Ausbildung der einzelnen Lehren auf bas & 
Syſtem ein wechfelfeitiger, und Misgriffe bei der Aufftellung eines Eyftems haben nur 

zu oft zu Perirrungen in der Auffaffung der darin behandelten Lehren, ſowie eine $ 
richtigere Auffaffung herfelben zur Bildung neuer Syfteme geführt. 

Die heutzutage üblichfte Eintheilung des Privatrechts ift Die in Sachenrecht, Oblie : 
gationenrecht, Familien und Erbredt. Die Willensherrfchaft einer Perfon ift nämlich 
entweber unmittelbar auf eine Sade, oder auf die Handlung einer Perfon, welche uns ı 
eine Sache verſchaffen foll, oder fonft einen, auf ven allgemeinen Wertbmefler, Gelb, 
rebucirbaren Werth befittt, gerichtet, welche beide Arten ver Rechte ald Bermögens« ! 
rechte den Familienrechten gegenüber ftehen, bei welchen der Wille zunächſt auf 
die Behauptung einer dauernden, vein perfönlichen Lebensbeziehung zu einer anderen | 
Perfon gerichtet ift, obwol auch dieſe rein perfönlihen Beziehungen umter Umftänben : 
gewiffe vermögensrechtliche Anſprüche zur Folge haben können. Das Erbredt fommt - 
nur als eine beftimmte Succeffionsart in Rechte einer verftorbenen Perfon in Betracht !. : 

Bei diefen ſämmtlichen vier Hauptllaffen von Rechten kommen gewiſſe allgemeine : 
Grundbegriffe in Betracht, welche überall gleihmäßig zur Anwendung kommen, „bie 
geiftige Atmofphäre, worin die einzelnen Rechte fich bewegen“ 2, und welche daher zwek⸗ 
mäßig in einem fogenannten allgemeinen Theil behandelt werben ?, wie bie iffe 
von Recht überhaupt, und deſſen Eintheilung, die Lehre von den Perfonen ale 
jecten, und von den Sachen als Objecten von Rechten, von der Entftehung und 
Endigung der Rechte, und den hierauf Einfluß nehmenden Thatfachen und Umftänben 
(Zeit, Beringung, Irrthum, Zwang, Furcht, Betrug ꝛc.), enblih von der Ausübung ' 
und dem Schutze der Rechte. 

Das U. b. ©. B. hat in Uebereinftimmung mit der älteren Doctrin, dem Bei - 
fpiele der röm. Yuftitutionen folgend, welde das gefammte Recht in drei Abtheilungen 
(Perfonenreht, Sachenrecht und Actionenrecht) * behandeln, drei Theile gebilvet, von 
denen ber erfte „Vom Perfonenrechte“, der zweite „Bon dem Sachenrechte“ (mit ber 
Unterabtheilung in dingliche und perfönlihe Sachenrechte), der dritte Theil „Bon ben 
gemeinfchaftlihen Beftimmungen ver Perfonen- und Sachenrechte“ hanbelt. 

Das Perſonenrecht behandelt 1) die Lehre von den Rechtsfubjecten (natürlichen 
und juriftiihen Perfonen), nämlid vom Anfange und Ende derfelben, der Rechts und 
Handlungsfähigkeit derfelben; 2) die Lehre von ben Familienverhältniſſen (Cherecht, 
Rechtsverhältniſſen zwifchen Aeltern und Kindern, Bormundfchaften und Euratelen) ®. 

Das Sahenredt in feiner erſten Abtheilung „Bon den dinglihen Rechten“ han- 
delt von dem Befig, Eigenthum, Pfandrecht, den Dienftbarkeiten und dem Erbrecht. 
Dabei wird nicht nur irrigerweife der Beſitz al8 Recht aufgefaßt, was er nicht if, 
fondern e8 wird das Erbredt, bei der früher herrfchenden Berwechfelung von binglichen 
und abfoluten Rechten, den dinglichen Rechten beigezählt, was ſchon deshalb unpaffend 





Arten von Privilegien eine Perfon; aber bie ® Bol. Unger, I, 228; Savigny, L, 889 
Art und Weife, in welcher bas Recht mit der | 393; Puchta, Anftitutionen, II, 289 fg.; Harum 
Berfon verknüpft wirb, ift eine verfchiebene; | in Haimerl’s Magazin, XV (1857), 150 fg., 
nicht immer wirb bie begünftigte Perfon un» | gegen Berger, Kritifhe Beiträge zur Theorie 
mittelbar bezeichnet, öfters geichieht Dies in | bes Defterr. allgem. Privatrechtẽ (Wien 1856), 
mittelbarer Weife und mit Nüdficht hierauf Die 13 fg. 
Gintheilung in priv. rei, causae et personae”. 
Unger, I, deg 
I Bol. Puchta, Betrachtungen Über alte und 
—— 
risprudenz, III ‚115—133; Savigny, In 
Sohem. 1, 88. 528; Arndte, Pandelten | _ Vgl. Über das Unrichtige ber Auffaffung 
(5. Aufl.), 8. 22; Boding, Pandekten, $. 29; bloßer rechtlicher Qualificationen und Zuftänbe 
Unger, I, 210 fg-; Windicheib, 8. 13. als Perfonenrechte und das Unpaffenbe ber 
Worte Puchta's, Inflitutionen, 5. Aufl, | Zufammenftellung diefer fogenannten Berfonen- 
beforgt von Auborff (Leipzig 1857), IL, 8. 190, | rechte mit dem Familienrechte Unger, I, 223 fg. 
S. 390, * ©. die Bemerlungen zu $ 809. 


* Omne jus autem, quo utimur, vel ad 
personas pertinet, vel ad res, vel ad 
actiones. $. 12 J. de jure naturali, gen- 
tium et civile (I, 2). 
















m Kaften and Ye ER 
Rechten auch — 


Teftamente hans % 
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Bon den — Geſehen überfaupt. $. 14. 
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en den gemeinjchaftlichen ——— der 





— 


ee es B. das — 
jem Umfang ie nad) in das Saden- 
er auf — bie Erfigung und Ber- 
anbangemeife ab» 
it —— ie für jene und biefe ein noth« 
—F beftimmter Piatz im zufammenhängen- 
luffe bes Syſtems ang a it wird, das 
98 mehr in bas iet unfrudt- 
retifcher Grübelei, fondern ift von höt fer 

her Bedeutung, weil bie richtige 


* im Syfteme ſich hier ſehr ent 
Geſehzt, es zeigte ſich, daß bie Er- 


aur auf bie Erwerbung diuglicher Rechte, 
ER; n Beriäbrung mr auf die Auflfung — Er 
obligatorifcher Rechisverhaltniſſe 

2 werten Heine, welche Folgen für die 

jehr vieler jetzt ftreitigen Fragen 
', wenn bie Erfigung num ſo— 


7 Zeitbeſtiumungen, den Bedingungen, 
* 
— — 


erſten brei 





—* "Bu, * 
Keen ent 





gti unter ben — sarten ber 
ingligen Rech te, bie Berj, Üheung unter 
ben setötgung gsarten obI suteritger 
Nechtsverhältniffe abgehandelt wilrde, 
Sebenfalls aber ift ein im Syfteme might ver- 
arbeiteter nu bang immerhin ein Beweis, daß 


die ask — icht den ganzen en 
ei bewält folglic 
auch bas 55 ur Bellen Klar 


heit nicht geläutert habe. tiefer trlibe Boden- 
ja verbuntelt aber aud alle ‚übrigen, Theile 
8 Rechtsfyftems, zu welchen er in einer —5 
um Geſetze nicht auseinandergele, 

fteht, ſo oft bie — Es 


ie! befondi . 
a ee andern d ‚ern baher — 


troverfen gerade in jenen Abſchnitten eines Ge- 
ſetzbuches, 5 dem Geſetzgeber entweder an 
eine unrichtige Stelle — ‚oder gar außer · 
halb bes Syftems ſelbſt als ein —— affimi« 
ur Anhang fielen, wie fi dieſes bei unferm 
6.6.8. in erfter Rückſicht beim Erbrechte, 
u terer in ber Erfiung und Verjährung 
bewährt.“ Bol. aud —*8* „Die 8. 14 
und 15 bes öfterr. U. b. ©. in Haimerls 
Magazin, VII (1858), 45 fg.; Inebefonbere 
aber Unger, Der Entwurf eines B. ©. für das 
Königreid Sachſen, beſprochen mit ——— 
NRüdjicht auf das öfter. A. 6. 6. B. (Wien 
1853), S. 9 fg., und Unger, Der revibirte 
Eitiwurf eines 8. für das Königreich Sadhjen, 
tritiſch beſprochen (Leipzig 1861), ©. 7 fg. 





Fler Theil. 


Bon dem Perſonenrechte. 





Erſtes Hanpiſtück. | 
Bon den Rechten, welche ſich auf perfönliche Eigenfchaften und Werhättniffe 





beziehen, 


g. 15. 
Perſonenrechte. 
Die Perſoneunrechte beziehen ſich theils anf perfünfihe Eigenſchaften uud Verhültniſſe 
theils gründen fie ſich in dem Familienverhältniſſe. 
S. über den Begriff von Perſonenrecht die Bemerkungen zu $. 14. 
8. 16. 


Aus bem Gharalter ber Berfönlichleit, Angeborene Rechte. ' 
Seber Menſch bat angeborene, hen durch die Vernunft einlenchtende Nechte, und IR. 


daher als eine Perſon zu betrachten. Sklaverei ober Leibeigenſchaft, und bie And 


darauf fich beziehenden Macht wird In dieſen Läudern nicht geftattet. 


8. 17. 
Rechtliche Bermutbung berfelben. 
Was den augebosenen natürlihen Rechten angemefien ift, dieſes wirb fo fange als be 
ftebend angenommen, als die geſetzmäßige Beihränkung dieſer Mechte nicht bewieſen wies. 


818. 
Erwerbliche Rechte. 
Jedermann iſt unter den von ben Geſehen vorgeſchriebenen Bebingungen fähig, Rehhe 


zu erwerben. 


Perfon im juriftifhen Einne des Wortes ift ein Impivibunm, welches Gubjel . 
von Rechten iſt oder fein kann !. Die Eigenfhaft, Träger von Rechten fein zu Bine, _ 
nennt man Perfönlichkeit, welche fomit gleihbebeutend mit Rechtefähigteit iſt. 


! Arndts, Pandekten (6. Aufl., 1870), $. 24; 
dgl. Sintenis, I, 8. 13, S. 90 und 91; Böocking, 
I, 1835 fg.; Unger, I, 230 fg. 

3 Berfhiedben von ber Rechtsfähigfeit, 
d. i. der Fähigkeit, Subject von echten zu 
fein, ift bie juriſt. Handlungsfähigkeit, 
d. i. die Fähigkett, rechtlich bedeutſame Hand⸗ 
lungen in eigener Perſon vorzunehmen (vgl. Unger, 
Syſtem, I, 8. 25, Anm. 3). — Eine Ver⸗ 


wechjelung diefer beiden Begriffe liegt insbefon- 
dere dem Gef. vom 25. Rov. 1867 (N. oe 
Nr. 131), $$. 5 fg., zu Grunde; denn bie ba- 
felbft aufgehobenen 88. 61 und 574 bes U. 5. 
G. B., fowie $. 12, Anhang I bes beftanbenen 
Ehegef. vom 8. Oct. 1856, enthalten feine Be 
ſchraͤnkung der Handlungs⸗, ſondern ber Rechte - 
fähigkeit. Nur die Beſtimmungen ber 27, 

lie. b, Str. G., und 868 A. b. G. B., daß ein 


eier . 


Hauptkäd I. Bon den Rechten, welche ſich auf perſönl. Berhältmiffe beziehen. $6.15—18. 31 


Eowie durch das pofitive Recht Nechtsfubjecte anerkannt find, welche nicht wirklich 

Gen find, fogenaunte juriftifche Perfonen (auch moraliihe, myſtiſche, fingirte ge 
sun), fo kann durch daſſelbe die Rechtsfähigkeit auch einzelnen Menſchen entzogen fein. 
Das öfter. Recht kennt eine ſolche Entziehung der Nechtsfähigfeit nicht. Der 

und. .Berfon fallt. zufammen, jeder einzelne Menſch ift Rechtsſubject. 
dieſem Begriffe der Perfönlichkeit ift aber jehr wohl vereinbar, daß ber Umfang 
vr Aetafänigteit ein verfchienener ift?. Nach öſterr. Recht find in ihrer Rechtöfähig- 
xt beichränft: 

1) Ordensperſonen find zufolge des Gelübdes der Armuth überhaupt unfähig, 

en zu erwerben *. 

2) Die Bernrtbeilung wegen eines Verbrechens oder wegen ber Uebertretungen des 
Rehſtahles, der Beruntrenung, ber Theilnehmung an benfelben und bes Betruges 
5. 460, 461, 463 und 464 Str. ©.) zieht den Berluft von Staats- und anderen 
ſentlichen Landes⸗ oder Gemeindeämtern, ber Advocatur, des Notariats, der öffentlichen 
gentie oder Parteienvertretung vor Öffentlichen Behörden, die Mitgliepfchaft bei Gemeinbe- 
ertretungen ober anberen zur Beforgung öffentlicher Angelegenheiten berufener Ber- 
wtangen nad) fid) (8. 6 des Gef. vom 15. Nov. 1887, R. G. BL, Nr. 131). Die 
fähigkeit zur Erlangung einer ſolchen Stelle Yört bei den im 8. 6, Abſatz 2 des 
def. vom 15. Nov. 1867 bezeichneten Verbrechen mit bem Ende der Strafe, bei Ver⸗ 
etheilung wegen anberer Berbrechen zu wenigften® fünfjährtger Kerferftrafe mit vem Ablauf 










8 Tobes- oder ſchwerer Kerkerfirafe verurthit- | Fähigkeit, Eigenthum zu erwerben, allerdings 
e Berbredher, folange feine Strafzeit dauert, | zu (Pat. vom 9. Nov. 1781, Nr. 30 der 
un für ihn verbinbfiches Geſchäft unter Leben⸗ G. S.; Hofd. vom 26. Ian. 1810, Nr. 898 
en ſchließen könne — welche durch das Gefet | ebend.; Hofd. vom 17. Ang. 1835, Nr. 76 ebend. 
wu 15. Nov. 1867, R. G. Bl., Nr. 131, nur | und Hofb. vom 28. Dec. 1838, Nr. 111 ebenb.). 
Br die der Eivilftzafgerichtebarteit unterfteben- Berner bleiben bie Ordensritter bes beutfchen 
na Berfonen aufgehoben wurbe, baher für ber rdens nach 8. 10 des Pat. vom 25. Juli 
Miktärftrafgerichtebarfeit unterftehende Berfonen | 1840, Nr. 451 ebenb. im Genuffe ihres Ber: 
Na Bezügliche Befimmung bes 8. 45, lie. d | mögens, und können aud nad dem Eintritte 
wi. Str. ©. noch beſteht —, enthält eine | in den Orden durch Handlungen unter Leben⸗ 
Schäränkuug der Sandlungsfähigkeit. &. über | den ſowol ale buch Erbſchaft erwerben. 
See vom 15. Nov. 1867 Sarum, Gitg., | Dies gilt gleihmäßig von ben Nittern bes 
868, Nr. 1U und 11. Malteferordens (Pragm. Sanct. vom 5. Sept. 
ı Im vom. Staat gab e8 drei verfchiebene | 1767; vgl. auch die Bof-Entfchl. vom 29. Juli 
alen von Rechtsfähigkeit. Die höchſte Stufe | 1768, Kropatid, G. S., V, 354; Hof. vom 
ar die bes status familiae. &6 gehörte Dazu, | 12. Sept. 1768, ebend. S. 373; Hofd. vom 
ı Jemand frei, römifcher Bürger und Bater- | 7. April 1785, ebend. IX, 506). Endlich 
milias war. Man konnte aber auch Civität | bilden bie Nebemptoriften » Priefter vermöge 
ıben, obne Paterfamilias zu fein, und batte | ihrer allerh. Orts fanct. Berfaffung eine Con- 
mm alle publiciftiihen Rechte, mar aber pri- | gregatio presbyterorum saeculariam, legen 
rechtlih urfprünglih ganz unfelbftändig | feine feierlichen, jondern nur einfache Gelübde 
Ueni juris) und rechtlos und im fpäteren | ab, und können demzufolge auch jederzeit wie 
echte noch vielfachen Beſchränkungen unter: | ber aus der Kongregation ohne höhere Diepene 
orfen, ſodaß ber bloße Zuftand der Civität | austreten. Sie befiten fomit in Abficht auf 
zen geringeren Grab ber Nechtsfähigteit aus: | die Ermerbung von Cigentbum alle Rechte, bie 
achte. an konnte endlich auch frei fein, | ihnen einzeln als Weltprieſter zuſtehen. (Hofd. 
ne Civitüt zu haben; aber der blos Freie | vom 9. San. 1843, Wr. 670 der J. G. ©.) 
tbehrte alle bie öffentlichen und privatrecht- | Aus gleihem Grunde find die Mitglieder bee 
Jen Borzüge, melde das nationell römische | Inftituts der engl. Fräulein (Hofb. vom 7. Juni 
ht regelmäßig mur dem civis gewährte. | 1774, Kropatih. G. S., VII, 64), der Eongre- 
Kierulff, S. 84 fg.; Unger, I, 263 fg., | gation der Rebemptoriftinnen (Hofllzd. vom 
über bie Minderung ber Rechtsfähigkeit 23. Dee. 1830, Nr. 2498 der I. G. S., und 
ch dentſchem Rechte Unger, I, 265 fg. Hofkzld. vom 24. März 1831, Nr. 2508 ebenb.) 
° (DHofd. vom 28. Oct. 1772, 21, und 24. Dlai | und der barmberzigen Schweftern zu Wien, 
74, HN. Mai 1780, 9. Nov. 1781, Nr. 3U | Brag und Graz; (Sofa. vom 13. Ian. 1832, 
J. G. S., 30. Aug. 1782, Rr. 72 ebend., | Wr. 2545 ebend., Hofd. vom 27. Febr. 1843, 
. März 1809, Nr. 887 ebb., 27. April 1816, | Nr. 685 ebend., und Hofd. vom 13. Aug. 1845, 
1235 ebd. und 9. Juni 1838, Nr. 2618 | Nr. 901 ebend.), baum ber Schulfhwettern in 
mb.) Ienen Orbensgeiftlichen aber, bie mit | Graz (Hofd. vom 17. Juni 1846, Nr. 971 ebenb.) 
Wpenfation ihren Orden verlaffen haben und | zu allen Erwerkungen unter Yebenben und auf 
ben Beltpriefterftand eingetreten, ober durch | den Todesfall, jelbit im Wege gefebl. Erbfolge 
fhebung ihres Ordens, Stiftes oder Kloſters mit alleiniger Ausnahme der Erwerbung unbe 
6 ihrem Stande geichieden find, kommt die  meglicher Güter, als fühig erflärt. 
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von zehn Jahren, außerdem mit dem Ablauf von fünf Jahren, und bei Verurtheilung 
wegen ber Webertretungen der SS. 460, 461, 463 und 464 Str. ©. mit dem Ablauf 
von drei Jahren nad dem Ende der Strafe auf (Gef. vom 15. Nov. 1867, R. ©. Bl., 
Nr. 131, $. 6 Allerh. E.). 


Erfer Theil. Bon dem Berfonenteäte. 


3) Weitere Beichränkungen beftehen für die der Militärftrafgerihtsbarkeit 


unterftehenden Perjonen ® mit Ausnahme ver Landwehr und zwar 
a) fie find, wenn fie wegen eines Verbrechens verurtheilt werden, unfähig zum 


Lehr- oder Richteramte, zur Abvocatur, zur öffentlichen Agentie, zum Notariat und zw ! 


jeder Parteivertretung vor ben öffentlichen Behörven zc. zc. (Milit. Str. ©., $. 50), zur 
Vormundſchaft (8.191 A. b. G. B., Gef. vom 15. Nov. 1867, Eingangsbeftimmung); 
b) verlieren die zum Tode oder zur ſchweren Kerferftrafe Verurtheilten vom Zeit: 


punfte der Kundmachung des feinem weiteren Rechtszuge unterliegenden Urtheiles bi8 zur ; 


Sinrihtung oder, folange die Strafzeit dauert, die Fähigkeit, eine Ehe zu fließen 


(8. 61 4.5. ©. 8.) und eine letzte Willenserflärung zu errichten (Milit. Str. Gef. ; 
vom „Jahre 1855, $. 45, lit. d, $. 574 A. b. G. B., nod gültig laut Eingangs: ; 


beftimmung des Gef. vom 15. Nov. 1867, R. ©. Bl., Nr. 131); 


c) fie werben infolge der Berurtheilung wegen eines aus Gewinnſucht begangenen 
Berbrechens unfähig zum Solennitätszeugniffe (8. 140 A. ©. D., Eingangsbeftimmung ' 


bes Gel. vom 15. Nov. 1867); 
d) Dejerteure ber Linie und der Reſerve (im Gegenfat zur Landwehr), welche fich 


1 


der Defertion während der activen Dienftleiftung fehuldig gemacht haben, werben vom : 
Tage ihrer Entweichung bi8 zu ihrer Stellung oder Einlieferung unfähig, über ihr 

Bermögen auf den Todesfall zu verfügen ”; jede legtwillige Anordnung wird in Ans . 
fehung des in Öfterr.-ungarifhen Staate befindlichen Vermögens ungültig; fie werben 
ferner unfähig, fei e8 aus dem Titel einer Exbichaft, eines Vermächtniſſes ober einer | 


Schenkung auf den Zobesfall, innerhalb der Grenzen der öfterr.-ungarifhen Monarchie 
etwas zu erwerben und fällt der ihnen zugedachte Erwerb jenen gefeglihen Erben zu, 
an welche er gelangt fein würde, wenn der Dejerteur den Anfall gar nicht erlebt 
bätte (8. 208, lit. a—c des Mitit. Ste. ©. vom Jahre 1855). 


St die Defertion 


außer der activen Dienftleiftung erfolgt, fo beginnen die vorbezeichneten Rechtsnachtheile 


—* Tage der Zuſtellung des Einberufungsbefehles oder der legalen Veröffentlichung der⸗ 
elben 8. 

Außerdem gibt es noch verſchiedene Qualitäten und Zuſtände, theils natürliche, 
theils ſtaatliche, wie das Geſchlecht, Alter, Geſundheit (ſ. $. 21), Religionshekenntniß 


(ſ. 8. 39), Staatsbürgerſchaft (ſ. 88. 28 —33), welche auf die privatrechtliche Stellung 


einer Perſon Einfluß nehmen können ®. 


5 Darunter find bie in 8. 1 bes Gef. vom 
20. Mai 1869, R. ©. Bl., Nr. 78 aufgeflihrten 
Berfonen zu verftehen, welche vermöge gewiſſer 

ualificationen ber Militärftrafgerichtsbarleit 
in Anfehung aller von ihnen begangenen ftraf- 
baren Handlungen unterftehen, wenn fie ſchon 
zur Zeit ber Verübung der ftrafbaren Hand- 
lung ber Milttärftrafgerichtsbarleit unterworfen 
waren (8. 5 bes ©.), ober, fall fie zwar nur 
in Anfebung einer beftimmten ftrafbaren Hanb- 
lung der Militärftrafgerichtsbarkeit unterſtehen, 
wenn bie von ben Militärgerichten, nicht auch 
die von ben Eivilgerichten zu beftwafenbe Hand⸗ 
lung eine Beſchränkung der Rechtsfähigkeit nach 
ſich zieht. Iſt die Minderung der Rechtsfähigkeit 
eine Folge ber Verurtheilung, und gelangt 
bie Hrafdare Handlung vor ben Militärgerichteii 
gar nicht zur Beftrafung, fo tritt biefe Rechts» 
folge gar nicht ein. Die bereits eingetretene 
Rechtsminderung endigt mit dem Aufhören ber 
Militärftrafgerihtsbarteit. 

‘ De vom 23. Mai 1871, R. G. Bl., 
Nr. 45. Jedoch finben die gefeglichen Beſtim⸗ 


mungen über Schmälerung ber bürgerl. Rechts⸗ 
und Hanblungsfähigleit auch auf die im Land⸗ 
webhrverbanbe ftebenden PBerfonen Anwendung, 
wenn fie der Militärftrafgerichtebarkeit nicht 
blos infolge des Landwehrverbandes, fondern un» 


abhängig hiervon (8. 7 des Gef. vom 20. Mai 


1869) unterfteben. 

7 Auch werben Deferteure nach 8.208, lit.e, 
Milit. Str. ©. unfähig, Über ihr Bermögen 
unter Lebenden zu verfügen, unb ift bie Seque- 
firation diefes Vermögens bis zu ihrem Wieder⸗ 
eintreffen zu verhängen. In biefer Beſtim⸗ 
mung liegt jedoch nur eine Beſchränkung ber 
Handlungsfähigleit. S. oben Ann. 2, 

s Die Nothwenbigfeit ber Unterfcheibung 
wilden Defertion in unb außer der activen 

ieniteiftung ergibt fi aus 8. 3, Abſatz 1 und 
2 des Gef. vom 20. Mai 1869, R. 


' . Bl., 


Nr. 78, wonach diejenigen Militärperſonen, 


welche nicht aus ber activen Dienſtleiſtung ent⸗ 
wichen fi: erſt vom Tage der Einberufung 
ber Mi itärftrafgeri tsbarkeit unterfteben. 

’ Bgl. hie 


er Unger, Syftem, 1, 265 fg. 


Hanptſtück I. Bon den Rechten, welcht ſich auf perfönt. Verhältniſſe beziehen. €. 19. 83 


8. 19. 
Verfolgung ver Rechte. 


dem, der fi in feinem Rechte gefränft zu fein erachtet, ſteht es frei, feine Beſchwerde 
durch die Geſetze beftimmten Behörde anzubringen. Wer fi) aber mit Sintanfegung 
a ber eigenmädtigen Hülfe bedient, oder wer die Grenzen der Nothwehr überfchreitet, 
mw verautwortlid. 


Ya der einzelne Menſch ſich über das Vorhandenfein und die Ausdehnung feines 
leicht täufchen kann, und bei dem Widerſpruche des angeblich Berpflichteten der 
. des vermeintlich Berechtigten nicht Gemeingültigkeit beigemeflen werden kann, fo 
n einem geordneten Staate bie. Selbſthülfe nur als Nothmehr, d. h. dann zur 
bung kommen, wenn es fid) um Selbftvertheidigung, das ift um Abwehr einer 
ten gewaltfamen Störung rechtlicher Zuftände handelt und ftaatliche Hilfe zum 
e bes bedrohten Rechts zu jpät kommen würde. Selbfthülfe darf alfo nur ale 
ibigun mittel? und nur in ben bringenbften Fallen augtiffsmeife angewendet 
3. Selbftvertheidigung kann aber nicht blos gegen Angriffe einer Perfon, 
ı auch gegen fremde Sachen ausgeübt werben, wenn dieſe Anlaß einer Nechts- 
mg find. 
Das 4.95, G.2, kennt nur einen einzigen Fall erlaubter Selb ne in welchem 
n nothwendiges Mittel zur Erhaltung des Bebröhten Rechts iſt, nämlich die 
ächtige Pfändung von Vieh, welches auf fremdem Grund und Boden Schaden 
tet bat (8. 1321 A. b. G. B.). j 
Die Folgen der unerlaubten Selbſthülfe beftehen darin, daß das Entzogene fofort. 
Ä ‚ jedoch unbefchadet des Rechts, feinerzeit den Kedjtöweg zu befreien *. 
zege'mößtge Mittel, fein Recht gegenüber britten Perfonen, welche daſſelbe 
nen, geltend zu machen, befteht in der Klage, worunter man jene Procek- 
mg verfteht, in welcher ber fein Recht Berfolgende (Kläger) bie factifhen und 
ben Orunblagen veffelben.darftellt, feinen Anſpruch gegen feinen Gegner (Beklagten) 
feitet und ihn als Gefuch an den Richter (petitum) formulirt *. 
Da bie rechtliche Möglichkeit, das Recht auch Gars Yen des BVerpflichteten 
Ifiren, eine natürliche Eigenſchaft veffelben ift und tie Kegel biltet, fo gehört 
efonvere gejetzlihe Verfügung dazu, wenn ein Recht ausnahmsmeife nicht klagbar 
dl. 
Je nach der Natur des ihnen zu runde liegenden Rechtsanſpruches find aud) bie 


9 fg. und über die natürliche Rechts: 
it und deren pofitive Modificationen 
upt inabefondere aud noch Savigny, 
ı, II, 1—231. 

edrigens gehört zum Begriff der Celbft: 
wejentlich ein Pofitives tbätliches Ein— 
n gegen den Gegner und iſt Die bloße 
füllung einer Berbindlichkeit oder Die Ver— 
ung ber Erfüllung noch feine Selbftbüffe. 
ıh fällt Die unbefugte Geltentmacung 
etenticnsrechts nicht unter Dem Begriff Der 
Hilfe. Wächter, IL, 404, 405; Schent, Die 
om Retentionsrecht (Jena 1837), S. 66fg. 
in folder Fall wäre vorbanden, wenn 
d, bem der Befit einer Sache entriffen 
fi fofort wieder mit Gewalt in den 
berjelben fett. 

sch einem Decretum D. Marci (1. 7 D. 
. Juliam de vi 48. 7) und einer Const. 


irchſtetter, Commentar. 2. Aufl. 


der Kaifer Valent., Theod. und Arcad. (1.7C. 
unde vi 8. 4) wurde Die mit Umgebung Der 
vorhandenen Gerihtsbülfe won Dem Gläubiger 
bebufs Geltendmachung eines obligatorischen 
Rechts mittels (wenn aud nicht atrox) vis 
vorgenommene Selbjtbilfe mit Berluft feiner 
Forderung und Rüdgabe der eigenmächtig ent- 
zogenen Sade, Die von einem (wirklichen oder 
putativen) Eigentbilmer mittels vis atrux be— 
tbätigte Hinwegnabnte einer Sache aus frem— 
dein Beſitze mit Berluft feines Eigenthums— 
rechts oder, wenn ihm dieſes nicht zuſtand, 
mit der Zurückſtellung der entzogenen Sache 
und überdies dem Erſatze des Werthes derſelben 
an den Vergewaltigten geahndet. Schmitt 
(Joſeph), Die Selbſthülfe im röm. Privatrechte 
(Erlangen 1868), ©. 1041 fg., 123 fg., 146 fg., 
149, 106 fg 
Puchta, Banbelten, ©. 125 und 126. 
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un ober Unterlaffen (Klagen mit Condemnation), ober es wirb bios 
Tier Ausſpruch "Über die, Eriftenz eines beftimmten Nedtsverbältuifics, begef 
(Präjubicialtfagen), weld legtere Klagen vorzügli, jedoch feineswegs ausſchließlich, 
auf dem Gebiete bes fogenannten Perfonenreht® vorkommen. Je nachdem blos der 
Beſitz oder das Recht felbft Gegenftanb ver Klage ift, unterſcheidet man⸗ poffeſfo⸗ 
riſche und7petitoriſche Klagen. Ift die Klage auf die — ſo 
heißt fie_Hau) tlgge,._geht fie blos auf eine Nebenleiftung (3. ®. Kapitalözinfen), fo 
nennt man — x. 5 
Zur Begrüibiüig der Klage iſt erforderlich, daß das angeſprochene Recht von dem; 
Gefetgeber in abstracto als Recht anerkannt iſt, und daß ver Kläger ein ſolches Reck‘ 
nad) den von ihm angeführten Umſtäuden in conereto erworben bat. Daß ein Recht 
von der Geſetzgebung als ſolches anerkannt fei, die fogenannte rechtliche Seite der 
Klage, ift fein Gegenſtand eines vom Kläger zu erbringenden Beweifes; dagegen hat ex 
alle jene (pofitiven oder negativen) Thatfahen zu beweiſen, welche zur Entftehung bes 
in der Klage vorgefprochenen Rechts erforderlich finds, wenn nicht eine Rechts- 


vermuthung ẽ dafür ſpricht. 


I das in Anfpru genommene Recht an die Fortdauer 





5 Bl. Haimerl_in feinem Magazin, VII 
(1853), 1 —* 165 fg.; Unger, Il, 8. 129, 
Anm. 16; Martin, gehn uch bes bentfchen, ger 
meinen bürgerlichen Proceſſes (13. Aufl., Leipzig 
unb Heidelberg 1862), 8. 182; Bayer, Borträge 
über ben gemeinen orbentlicen Civilproceß 
(9. Aufl., Münden 1864), $. 227; Wepell, 
Syſtem bes ordentlichen Civilproceffes (2. Aufl., 
Leipzig 1865), $. 15, und von Aelteren bie von 
Riyy, Ueber bie Verbinblicfeit zur Beweis 
führung im Civilproceffe (Wien 1841), 5. 12 
Angefübrten. — Eine andere Anficht, welche nie 
recht feften Voben gefaßt hat und welde in 
neuerer Zeit faft allgemein aufgegeben wurde 
(fie findet fi) unter Anderen nod) bei Ofterlob, 
Lehrbuch des gemeinen deutſchen Civilprocefjes 
eipig 1856), $. 139 und wird von Rizy a. 
a. D., 88. 29 fg. insbefondere ala im $. 104 
4. ©.0., $. 170 ber Ital. ©. O. enthaltene 
Norm vertheidigt) geht babin, berjenige habe 
zu beweifen, weldjer eine realbejahende Behaup- 
tung aufgeftellt habe (affrmanti et non neganti 
incumbit probatio, in diefem umb nicht in bem 
Sinne: bemjenigen, welder eine Behauptung 
aufſtellt und nicht bemjenigen, welcher einer 
vom Gegentheile aufgeftellten widerſpricht, liegt 
bie Beweislaſt ob), weil für jeben realwernet- 
nenden Satz bie Vermuthung ftreite. (Rizy, 
8. 25; Ofterlo, $. 139.) Im jenen Fällen 
aber, in benen jebe ber beiden ſich wider— 
ſprechenden Behauptungen zugleich als real« 
bejahend und realverneinend erfepeine, müſſe 
bie Veweislaft derjenigen Partei auferlegt wer- 
den, melde als Kläger aufgetreten ift (actori 
ineumbit probatio, Rizy, $. 27; Ofterloh, 
$. 139). — Allein es ift durchaus nicht wahr, 
daß im allen Fällen für eine realverneinende 
Behauptung eine größere Wahrfcheinlighteit oder 
gar eine Bermuthung fpricht (vgl. auch Haimerl 
a. 0. D., ©. 208; Ünger a.a. D.). Auch ber 
ruft ſich Rizy, $$. 29 jg., zur Ermeifung feiner 
Anficht fürs öfter. Rebt ganz mit Unrecht auf 
8. 104 ber Allgem. unb 170 der Ital, ©. O. und 
bie zur Zeit der Abfaffung der A. G. O. und Itat. 
©. D. herrſchende Doctrin. Denn die Aus- 
ſprüche der damaligen Schriftfteller iiber dieſen 








Punkt find, fowie bie Tertirung jener Sara 
raphen fo unbeftimmt, baß baraus ein Beleg 
fir biefe Anſicht gewiß nicht hergehoft werben 
tann. (Bgl. auch Haimerl a.0.D., ©. 209; 
Unger a. a. O., ©. 559.) Durch $. 104 ber 
beftanbenen prob. Eivilprocegorbnung für Ungarn 
und Siebenbürgen von Jahre 1852 wurbe bieſe 
Streitfrage ausbrdlih in Uebereinftimmung 
mit ber herrſchenden, im Terte aufgeftellten 
Lehre entfhieden: „... Ob eine thatfächliche 
Behauptung durch einen bejahenben oder ver 
neinenden Sat ausgebrüdt fein möge, ift im 
Beziehung auf Die LaR ber Beweisfürung 
gleichgilitig.‘" — Diefe Beftimmung fand fih 
mit umejentlihen fylififpen Aenberungen 
aud im 8. 280 des Referentenentwurfes einer 
Civilprocegorbnung (Wien, Staatsbruderei, 
1866) aufgenommen, während fie im $. 280 
ber Regierungsvorlage bes Entwurfes einer 
Eivilprocegordnung für die nicht zur ungaris 
fen Krone gehörigen Lander des öferr. Kaifer- 
ftaates (Wien, Staatsbruderei, 1867) ale 
nad dem (in beiden Entwürfen wörtlich gleich. 
fautenden) Vorderſatze: „Iebe Bartei hat bie 
von ihr angeführten erheblichen Thatfachen, auf 
melde fie ihren Anſpruch oder ihre Bertheidt« 
ung gründet, zu beweiſen“, von felbft ver⸗ 
ſtehend wieder hinweggelaffen wurde. 

* Das Wefen ber Kectsnermutgung (pras- 
sumptio juris) im Gegenſatze zur einfachen 
Sermuthung (praesumtio hominis sive facti), * 
welch leitere in rechtlicher Beziehung ohne Be- 
deutung ift, befteht darin, ba ber igter an- 
geiwiefen wird, beim Borhanbenfein einer ber 
ftimmten Prämiffe einen beftimmten, wenn ⸗ 
gleich nicht daraus mit Nothwendigkeit folgen: 
den Umftand für wahr zu haften. Gegen eine 
folhe Rechtsvermuthung ift wie gegen einen 
anderen Beweis der Gegenbeweis zuläffig. Es 
iſt aber auch möglich, daß das Gefe die im 
Form einer folchen Rechtsvermuthung hinges 
ftellte, aus einer Keftimmten Prämiffe abgelei- 
tete Feigerung als binbenbe Rechtsvorfchrift 
aufftellen wollte, fobaß cin Gegenbeweis unter 
feinen Umftänben zufäffig ift (praes. juris, et de 
jure contrarli probationem non admittens). 


Hanuptfläl 1. 


Bon den Rechttn, welhe fi auf perſönl. Berbäftniffe bezichen. 6. 19. 
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eines gewiſſen factifhen Zuftandes, z. B. Beſitz, Abmejenheit, geknüpft, fo ift auch ver 


Fortbeſtand dieſes Zuftundes zu erweifen ?. 


Klage ift zuläffig auf Anerkennung jedes, wenn aud von einer Zeitbeftimmung 
: sder Bedingung abhängigen Rechts. Nur kann bei bedingten ober betagten Rechten nur 
die bedingte oder betagte Zuerkenuung verlangt werben. 

Im engeren, techniſchen Sinne ſpricht man jedoch nur dann von einer actio nata, 


wer 


wenn ber Anfprudy ein gegenwärtiger, von dem Berechtigten jofert realifirbarer ift, und 
zit von einer Zeitbeftimmung, Bedingung oder anderen Umſtänden, melde noch nicht 
eingetreten find, abhängig it. Daß von Zeiten des Gegners eine wirkliche Ned)ts- 
: Körung vorliegt, ift nur bei dinglihen Klagen nöthig, weil hier erjt durch die Störung 


"Vie Berfon des zu Belangenden beftimnt wird ®. 


. rung 





haben (8. 1335) 9. 


des jus variandi (8. 906). 


wit 8. 335 A. b. G. 2.). 
Uffigfeit, durch welche bie ftreitige Sache 


Bl. Bayer, Borträge, $. 225; insbeſondere 
ker Unger, II, 8. 130; Burkhard, Die civi> 
kſtiſchen Bräfumtionen (Weimar 1866), 8.369 fg. 
Praesumtiones juris, gegen welche der Gegen: 
bdeweis zuläſſig ift, enthalten namentlicy bie 
6. 21, 278, 138, 155 fg.; aber aud bie 
4.23, 1232, 1237, 518, 1100 A. b. G. B., 
für welch Letztere fich Unger, IL, 599, ten Re: 
gif von fog. Interimswahrheiten conitruirt, 
Ne er mit den Diepofitingeießen (tMelche ben 
gar nicht ausgedrückten Willen ber Parteien er- 
ginzen) und den Imterpretationsregeln (melde 
Nm undeutlich ausgeſprochenen Willen der 
Parteien bis zum Beweiſe Des Gegentheils cine 
betimmte Deutung geben) zu den unechten 
Bermutbungen zählt, und beim Unterſchied zwi— 
(den Interimsmwahrheiten und echten Ver— 
muthungen tabin angibt: daß, während Die 
ehren Bermuthungen Das Beweisthema nur in 
dem Zinne verändern, daß dem Bemeispflid)- 
tigen geftattet wird, jtatt Der eigentlich zu be— 
weilenden Thatſache eine andere zu beweiſen, 
von teren Eriftenz fraft geſetzlicher Vorſchrift 
der Richter auf Die Exiſtenz jener jchlieren 
muß, turch bie Interimswahrbeit das Beweis— 
tbema und biermit bie Beweislaſt ganz und 
F verändert werde, während daber im jenen 


ällen der behauptende Theil bemeispflichtig - 


bleibt und ihm nur bie Beweisführung erleich— 
| tert veird, er bier in ber That vom Beweis 
zöllig frei-und die Bemeislaft auf feinen Geg— 
zer übergewälzt werte. Die praftiiche Fol— 
gerung, welche Unger daran fnüpft, tft, Daß 


der Beweis Des beweispflichtigen Gegners fein | 


Grunde gegangen ift, für den Zufall aber, 


' natae non praeseribitur). 


| Die bloße Klaganftellung hat nad öſterr. Recht die Wirkung, daß Die Ver⸗ 
und Erfigung unterbroden werben ($. 1497), daß gewille Rechtsanſprüche, 
velche ſonſt unvererblih find, auf Die Erben des Berechtigten übergehen (SS. 1325, 
94-96), und daß vom Tage der Ueberreichung ver Klage neuerdings Zinſen gefordert 
werden können, wenn aud bie rüdftändigen bereits tie Höhe des Stapitals erreicht 


Die Zuftellung ver Klage hat vie Wirkung, taf bei einen Wahlrecht tes Be: 
möätigten die von ihm in der Klage getroffene Wahl unwiderruflich wird (Aufhören 
Wird auf Herausgabe einer Sache geklagt, fo hat aud 
‚der redliche Befiger vom Zeitpunfte der Zuftelung der Klage an alle zu ter Haupt⸗ 
ſeche hinzugefommenen Früchte herauszugeben und tem Kläger ſogar diejenigen Früchte 
za erfegen, welche dieſer hätte beziehen können (fructus percipiendi, 8. 338, verglichen 
Cr haftet ferner von dieſem Zeitpunkte an für jede Fahr» 


entweter verſchlechtert wurde oder ganz zu 
der tie Sache beim Eigenthünter nicht ge- 





eigentlicher Gegenbeweis, ſondern ein wahrer 
erter oder Hauptbeweis fer und ſomit die Regel 
reprobatio reprobationis non datur feine An- 
wentung finde. Allein überall, wo Unger 
Anteriniswahrbeiten annimmt, wird Der Me: 
bauptende fo wenig als in Den won Unger felbft 
als Beifpiele von Rectövermutbungen aufge— 
zählten Fällen won aller Beweivslaſt befreit, 
jondern er bat immer vorerit Die Prämiffe zu 
beweifen, am welche Das Geſetz Dis zum Be: 
weile Des Gegentbeiles cine beſtimmte Folge— 
rung knüpft. 

"Bol. Wetzell, Civilproceß, 8. 15, S. 121. 


s Nur bat Der Kläger, welcher klagt, ohue 
daß ihm ſein Recht ſtreitig gemacht wurde, 
die dem Beklagten verurſachten Koſten zu tragen. 
Die im Terte vertretene Anſicht, Daß zur Be— 
gründung Dev Klage Nechtöverletung nicht er- 
forderlich tft, finder fi bei Wächter, II, 807; 
Nangerow, I, $. 147, Anm. (9.221 19), und 
im Eiv. Archiv, XXXIII, 292 fa.: Unger, II, 
37H und Den von ibm auf S. 377, Ann. 5 
angeführten Schriftftellern. Anderer Anficht find 
Savigny, V, 88. 205 und 239; Kierulff, 
Theorie, S. 188 ig.; Puchta, Vandekten, 88. 81 
ud 90, Borleſ. I, S. 186, 204 19.5; Wöding, 
Bandeften, I, 501; Sintenis, Civilrecht, I, 
244 ig. Ben großer praftiicher Bedeutung tt 
dieſe Streitirage fir Die Berechuung Des Au— 
fangspunktes Der Verjährung factioni nondum 
"al. Die Bemer— 
tungen zu 8. 1465, Anm. 1 und 2. 

Unger, II, 533 fg.; Wächter, II, 524 19. 
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troffen hätte, nur dann, wenn er bie Zurlidgabe durch einen muthwilligen Rechtsſtrei 
verzögert hat ($. 338 A. b. G. B.) 10, 1, 

Ueber das xechtliche Daſein ober Nichtdaſein des Rechtsanſpruches, wie er nad 
Grund, Object und den Subjecten des Rechts und der Verbiudlichkeit Gegenftanl 
richterlicher Beurtheilung geworben ift, wirb durch en ni 
durch vechtöfräftiges Urtheil entfchieden ift, muß zwifchen benjelben Parteien al® um 
ftreitig gelten; es foll jede Wiederholung des ftreitigen Rechtsanſpruches buch daſſelb 
befeitigt werben, und es begründet jedes vechtöfräftige Urtheil, ſei e8 zu Gunſten be 
Klägers oder des Bellagten ausgefallen, für die andere Partei gegen jede neuerlich 
Geltendmachung deſſelben Rechtsanſpruches die Einwendung der bereits cent 

ſchiedenen Streitfadhe 1. ö——— — 
Damr ver in der Klage geltend gemachte ſtreitige Rechtsanſpruch Gegenſtand bei 
richterlichen Ausſpruches iſt, ſo findet dieſes Rechtsmittel nur dann ſtatt, wenn de 
bereits abgeurtheilte Streitgegenſtand 1° neuerdings ber richterlichen Entſcheidung unter 
breitet wird. Vorausſetzung der exceptio rei judicatae find: 

a) in Anjehung Der eile: 53 ber Rechtöftreit zwiſchen denſelben Parteieı 
oder deren Univerfal: oder Singularfuccefjoren geführt wird. Jedoch wirkt das übe 
den Status einer Perfon, 3. B. PVaterfhaft, Beſtand oder Nichtbeſtand einer Che 
zwifchen den dabei zunächſt betheiligten Perfonen gefällte Erkenntniß auch gegen Dritte 
nur nicht gegen denjenigen, der eben biefem Status für fih in Anſpruch nimmt 4, 

b) In Anjehung der objectiven Merkmale: 





10 Nach der Analogie des 8. 338 ift auch bie 
Berpflihtung. bes beflagten Schuldners zur 
Bezahlung von ProceBinen (bei uns Verzugs⸗ 
zinfen genannt) zu beurtbeilen. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung beginnt erft vom Zage der Zuftellung 
der Klage und nicht, wie die herrfchenbe Praris 
annimmt, vom Tage ber Weberreihung ber 
Klage. Bol. Unger, II, 547, Anm. 43. 

HI Art. 80 der Wechfelorbnung vom 25. Ian. 
1850 enthält Die Beftimmung, daß die Wechfel- 
verjährung nur durch Behändigung der Klage 
an ben Bellagten unterbrochen werde. Noch 
weiter gebt bie Segierungevoringe einer C. P. 
O. vom Jahre 1867, 8. 232, wonach der Eiu⸗ 
tritt aller Wirkungen, welche nach dem bürgerl. 
Rechte an die Erhebung oder Zuſtellung ge⸗ 
Inüpft find, erft mit der Zuftellung der Klage 
an ben Bellagten begründet wird. Auch hier 
nach genügt jedoch zum Uebergange der in ben 
88. 94—96, dann $. 1325 normirten Rechts- 
anfprüche auf bie Erben ber Berechtigten bie 
bloße Anftellung der Klage, indem in dieſen 
Fällen felbft nit einmal nothmwendig Die 
Anftellung der Klage, fonbern blo8 der ausge⸗ 
fprochene Wille des Berechtigten, von feinem 
Rechte Gebrauh zu machen, erfordert wird, 
und die Weberreihung der Klage nur dieſen 
Willen beurkundet. 

2 Bol. hierüber Kierulff, Theorie, S. 42— 
45; Wächter, Il, 557; Sıntenis, I, 333 fg.; 
Bangerow, I (7. Aufl.), S. 270—279; Unger, II, 
630 fg.; Saviguy, VI, 409—513. 

13 Es ift daher unridhtig, wenn Biele (fo 
Kierulff, I, 249 fg., 303 fg.; Wächter, II, 
597 fg.; Saviguy, VI, 417 fg.; Vangerow, I 
(7. Aufl.), $. 173, Anın. 1; Windſcheid, I, 
8. 130; Baver, Borträge, $. 140) die exceptio 
rei judicatae jchon dann für begründet halten, 
wenn irgend Streitfragen rein thatfächlicher 
Natur oder einzelne concrete Rechtöfragen fehon 
in einem früheren ‘Proceffe entſchieden wurden, 


(Bgl. auch Unger, II, $. 132, Anm. 16 
Martin, Bürger. Proceß, $. 113; Wegell 
8. 47, ©. 519, 520, 537.) Nach der Anfich 
derjenigen, welche bie exc. rei jud. nicht au 
den Klaganſpruch beſchränken, ſondern auf allı 
in einem Proceffe, entweber von ben Parteieı 
ausdrücklich oder ftillfehweigend zugeftandenen 
oder zwifchen ihnen ftreitigen, aber vom Nichte 
bejahend oder verneinend beantworteten Frageı 
beziehen, würde das Urtbeil eine Bebeutun; 
baben, welche unter Umftänden,. ohne daß fid 
die Proceßführenden beffen bewußt werben 
weit Über das Iutereffe am Gewinn ober Ber 
Iufte des Proceſſes hinausreichen kann. Den 
in jebem Broceffe ift durch das in ber Klag 
geftellte Begehren auch das Verhalten ber Par 
teien beftimmt und es würde befonbers nad 
bem in unferem Brocefje geltenden Verhand 
lungsprincip zu ben unbaltbarften Eonfequen: 
zen führen, wenn jede in dem einen Proceffi 
im bejabenden oder verneinenden Sinne ent: 
ihiebene That- oder Rechtsfrage auch für allı 
dentbaren anderen Rechtsfälle unanfechtbar wäre 
Dal. Webell, S. 519, 520, und Obfig. Entſch. 
vom 14. Dec. 1859, 3. 14100; G®lafer, U, 
Nr. 931. Unrichtig Obftg. Entf. vom 25. Nov. 
1857, 3. 10020; Glaſer, I, Nr. 477. 

14 Bgl. Unger, II, $. 132, ©. 670, 671; 
Windfcheid, I, $. 133; Bangerow, I, $. 173, 
©. 286, 287; Wetzell, 8.47, ©. 524. Unrichig 
wol Obftg. Entf. vom 27. Dec. 1860, 3.14410; 
Glaſer, III, Nr. 1252. Die Unterfudhung ber 
Frage, ob bie exc. rei jud. wie nad) röm. 
Recht auch auf Eorrealobligationen Anwendung 
finde, entfällt, ba dieſe dem öfterr. Recht fremd 
find (vgl. die Bemerk. zu 88. 888—896). 
Ueber confefforifhe und negatorifhe Klagen, 
wenn Das berrfchende oder dienende Grunbftüd 
in Miteigenthum ftebt, f. Die Bemerk. zu ben 
88. 833—838, Anm. 1, über Klagen aus dem 
Erbrecht die Bemerk. zu 88. 823, 824 a. €. 





Hauptüd I. Bon den Rechten, welche ſich auf perfönt. Berhättniffe beziehen. $. 20. 57 


a) Identität des Streitgegenftandes. Diefe ift jedoch auch ſchon vorhanden, wenn 
bie fpätere Klage blos af enger geriet ift, als die frühere, weil in dem Erfenntuiß 
über das Mehrere aud ein Erkenntniß über das barin enthaltene MWenigere liegt, over 
wenn tie Obligation eine alternative ift und tem Gläubiger das Wahlrecht zuftand, 
oder enblih, wenn das mit ber fpäteren Klage geltend gemachte Recht blos als eine 
Folge des dem Kläger im früheren Proceſſe aberfannten Rechts iſt 1°. 

B) „Identität des Klaggrundes. Durch Aenterung des Erwerbgrundes des Rechts 


wirt ſowol kei binglihen als obligatorifchen Nechten die exc. rei jud. ausgeſchloſſen 76. 


Moder Sim ‚ober Umfang des richterlichen Ausſpruches in irgendeiner Richtung 
geiletaft, fo ift diefe Ungewißheit auf dem Wege der. Interpretation zu beheben und 

ı ın erfter Linie auf tie ven Urfheile beigegebenen Entſcheidungsgruͤnde und dann 
erft auf Das übrige Procegmaterial zu fehen. Wenn und infoweit alſo durch dieſe ben 
Entſcheidungsgründen innewohnende vis interpretativa fir ten richterlichen Ausspruch) 
diefer jelbft eine andere Bereutung erlangt — nicht auch infoweit fie blos die Gründe 
für Diefe Darin niebergelegten, zur Interpretation bes Urtheiles dienenden Momente ent- 
halten — , find auch die Entjeheidungsgründe als ein integrirender Theil des richter- 
lichen Ausſpruches der Rechtskraft fähig 17. 


— — 


— 


Ueber tie Trage, ob durd das Urtheil eine Novation begründet wird, |. die Be— 


merbungen zu den 88. 1375— 1378. 


Auch folge Rechtsgeſchüfte, die das Oberhaupt des Staates beireffen, aber auf deſſen 
Frivateigenthum, oder anf die in dem bürgerlihen Rechte gegründeten. Erwerbsarten ſich 
besichen, find von den Gerichtsbehörden nach den Gefeen zu beurteilen. 


Dur den vorftehenden $. und $. 289 ift die Streitfrage des röm. Rechts, ob 


der Kaifer den Privatrechtögejeten unterworfen fei, im bejahenden Sinne geläft 1. 


13 Vgl. Wetzell, 8. 47, S. 524 fg.; Winb- 
ide, I, 8. 130, S. 342 fg.; Unger, II, 132, 
652 ig.; Vangerow, I, $. 173, ©. 281 fa., 
und Chitg. Entſch. vom 8. Juli 1857, 3. 6157; 
Qlafer, 1, Nr. 412. Yaffen ſich dagegen beide 
Gtreitobjecte nebeneinander denken, fo ftebt bie 
exc. rei jud. ber fpäteren Klage nicht entgegen, 
wenn auch ber Richter bei Fällung des früheren 
Elenntniſſes ben gemeinjanen Rechtsgrund, 
auf Dem beide Klagen beruhen, umterfuchen 
mußte und benfelben als nicht verbanben an: 
mommen bat. Bol. Wetzell, 8. 47, ©. 525, 

; Unger, II, 8.133, ©. 659. Anderer Un: 
ſicht iſt Windſcheid, I, 8. 130, 3. 5, wogegen 
jedoch das oben (Anm. 13) Gefagte gilt. 

16 Vgl. Unger, II, 8. 132, ©. 658 fg.; 
Windſcheid, I, 8.130, 3.2; Webell, 8. 47, 
8.526 19. Sie iſt alfo 3. B. nicht begründet, 
wenn mit der früberen Klage eine beftimmte 
Geldſumme als Darlehn und mit der fpäteren 
wage als Kaufihilling in Anſpruch genommen 
wird, oter wenn in einer dinglichen Klage ein 
anderer Erwerbgrund angeführt wird. Selbft- 
verftändlich ift, daß dieſe Einwendung aud 
dann nicht plaßgreifen kann, wenn Die Klage 
war auf einen ganz gleichartigen, aber Dem in 
der früheren Klage geltend gemachten Ermwer- 
bungsgrunde nadgefelgten Klaggrund geftilßt 
wird, ſowie auch in dem Falle, wenn bie Klage 
blos pro tempore zurüdgemwieien wurde. Vgl. 
auch Obſtg. Entjch. vom 29. März 1859, 3. 3270; 
Glaſer, IT, Nr. 761 und vom 16. Juni 1857, 
3,5915; Glaſer, II, Nr, 1024. 


Es 


17 Vgl. hierüber insbeſondere Wetzell, 8. 47, 
S. 538, 539; Baver, Vorträge, 8. 138; Unger, 
II, 8.132, S. 640 fg., und dazu Obſtg. Entſch. 
vom 11. März 1857, 3. 1812; Glufer, I, 
Nr. 309, vom 29. März 1859, 3. 3270; 
Glaſer, II, Wr. 761 und vom 11. April 1866, 
3. 2975 und 14. Nov. 1866, 3. 10164, Gitg. 
1867, Nr. 32. Zu weit gebt Buſch, Ein. 
Archiv, XLV (1862), 287—305, wenn er Die 
Entiheidungsgründe durchgängig nur auf eine 
und dieſelbe Ztufe mit dem übrigen Xcten: 
material ftelt (Buſch a. a. O., ©. 294, 295). 
Denn Sinn und Umfang der Decifivworte fann 
fihb nach ber Prüfung der Acten anders ber- 
ausftellen, als nad) den Entſcheidungsgründen, 
wel letztere ja auch an fi) ganz unrichtig 
fein fönnen, und Dennoch dürfte es kaum zweifel- 
haft fein, Daß Dem richterlihen Ausſpruche fein 
anderer Siun beigelegt werden Darf, ale den 
ibm ber Richter jelbft beilegen wollte. Da: 
gegen ift es vollkommen richtig, Daß es, wo 
bet einem Richteripruche die Decifioworte ganz 
fehlen, nicht genügt, Daß aus den Entſchei— 
dungsgrünben bervorgebt, ber Wichter babe 
einen Punkt entfcheiden wollen, fondern er 
muß ibn auch wirklich entſchieden baben. 
Buſch, S. 294. 


ı Doc findet fih auch ſchon im röm. Rechte 
ber Sat: Digna vox est majestate imperan- 
tis, legibus alligatum se principem profiteri, 
1. 4 C. de kegibus (1. 14). 


38 Erfter Teil. Bon bem Berfonenzete. 


haben auf ven Saifer nicht nur die Privilegien des Fiscus feine Anwendung, fonbern 
er ift in allen Rechtöverhältniffen, in welchen er nicht in feiner Eigenſchaft ale Staats⸗ 
oberhanpt in Betracht kommt, wie jede gewöhnliche Privatperfon zu beurtheilen, infofern 
nicht etwa durch die Hausgefege Ausnahmen begründet find, mie dies 5.9. bei vem ME 
Termin ver Volljährigkeit, der ausgebehnten Gewalt des Kaiſers über die Mitglieber * 
der Kaiſ. Familie, der VBormundfhaft und dergleichen der Fall ift?. Die Regel, ba 
bie Rechtsverhältniſſe des Kaiſers unter Lebenden und auf den Sterbefall nad bem - 
4.5.6.2. und analog gewiß auch nad) dem fonft geltenden Geſetzen, 3.9. Handel : 
und Wechſelrechte, zu beurtheilen find, findet jedoch nur ai nie oa “ 
durch feine_ net Unverleglichfeit nicht berührt, wirb, da jeine ſtaatsrechtliche won 

einer privatreditlidyen Perfönfidjfeit nicht getrennt werben kann. 





8. 21. 
Perſonenrechte aus ber Eigenfchaft des Alters ober mangelnden Verſtandesgebrauches. 


Diejenigen, welche wegen Mangels an Jahren, Gebrechen des Geiftes, ober amberer 
Verhältniffe wegen ihre Angelegenheiten felbit gehörig zu beforgen unfähig find, ſtehen 
unter dem befonderen Schutze der Geſetze. Dahin gehören: Kinder, bie das fiebente, Um 
mündige, bie dad vierzcehnte, Minderjährige, die das vierundzwanzigfte Jahr ihres Lebens 
noch nicht zurüdgelegt haben; dann: Nafende, Wahnfinnige und Blödſinnige, welche des 
Gebrandes ihrer Vernunft entweder gänzlich beraubt oder wenigftens unvermögend find, bie 
Folgen ihrer Handlungen einzufehen; ferner: diejenigen, welchen der Richter als erflärten 
Verſchwendern die fernere Verwaltung ihres Vermögens unterfagt hat; endlich: Abwelende 
und Gemeinden. 


0. Due une 5 


Bon hoher juriftifcher Bedeutung für die rechtliche Stellung einer Perſon find ge⸗ 
wiffe Alteröftufen. Die wichtigfte ift nad öſterr. Rechte die Vollendung des vi 
zwanzigften Lebensjahres, indem bis bahin die väterlihe Gewalt ober — — 
dauert und von da an die volle Handlungsfähigkeit beginnt. Die Vollendung des 
vierzehnten Lebensjahres, die erreichte Mindigfeit 1, hat nach öſterr. Recht nur noch 
geringe rechtlihe Wirkungen (Eivesfähigfeit, 8. 132, lit. d, Str. Pr. O., 8. 140, 
lit. a, U. ©. O., Hof. vom 31. Aug. 1798, I. ©. ©., Nr. 430; beichränfte Teſtir⸗ 
fähigfeit, 8. 569 4.6. ©. B.). Unmündige, welche bereits das fiebente Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, find fähig, Beſitz zu erwerben (8. 310), und können ein blos zu 
ihren Gunften gemachtes Berfprechen gültig annehmen (8. 865). 

An das zurücgelegte achtzehnte Lebensjahr ift das Hecht der unbeſchränkten Teftir- 
fähigkeit (8. 569 A. b. G. B.), und die Fähigkeit, gültiger Teftamentszeuge fein zu 
fönnen (8. 591 A. b. G. B.), geknüpft. Vgl. au noch die 88. 148, 151, 174, 180, 
195, 248, 252 2, 

Auch der Gefundheitszuftand ſowol im körperlicher als im geiftiger Beziehung 
iſt nicht ohne Einfluß auf die Nechtöverhältniffe einer Perfon. So 3.3. kann wegen 
Leibesgebrechen die väterliche Gewalt oder Vormundfchaft über das vollendete vierund- 





2 Unger, I, 110; Wächter, II, 73 fg. war; bei Krauensperfonen hatte aber von jeher 

ı Nach älteftem röm. Hecht fcheint bei Kna- die Lörperliche Befichtigung für unanfländig ge⸗ 
ben ber Anfangspunft ber pubertas noch nit golten und daher war bei ihnen höchſt wahr 
nad einer gewiffen Anzahl von Jahren im ſcheinlich ſchon im älteften römifchen Rechte ber 
Allgemeinen beſtimmt, fondern vielmehr bei Anfangspunkt der Pubertät überall mit einem 
jedem einzelnen fowol in Anfehung der Heiraths- beftimmten Lebensjahre, nämlich mit dem zu- 
fähigleit als der Befreiung von ber Tutela, rlüdgelegten zwölften Lebensjahre angenommen. 
durch Die inbivibuelle Entwidelung und Reife Schilling, Lehrbuch für Inſtitutionen und Ge- 
bes Körpers (habitus corporis) und namentlich ſchichte des rim. Privatrechts (Leipzig 1834, 
durch ben Eintritt ber Seugnngsfähigteit bes | 18837, 1846), IT, 8. 85. 
dingt gewefen zu fein, zu deren AusmittlungG * DBgl. ber bie verſchiedenen Alterefiufen 
bie körperliche Befihtigung (indagatio corporis insbeſondere Unger, I, 281—288. 
oder inspectio habitudinis corporis) üblich 


Hanptftüd I. Bon den Rechten, welche Ach anf perfünl. Verhaͤltniſſe beziehen. 99. 21—23. 39 


wanzigſte Lebensjahr hinaus verlängert werden (SS. 173, 251) 3. Wichtigere Geiftes- 
gebrechen können tie Hanblungsfähigkeit ganz aufheben. j 

Den Geiftesfranfen werben in gewiſſer Beziehung aud) die gerichtlich erflärten 
Verſchwender beigezählt; fie unterfcheiden fi jedoch von den wirklich ©eiftesfranfen in 
ſehr weientlicher Weife in dent Umfange der Beſchränkung ihrer Handlungsfähigfeit *. 

Der vorftehente Paragraph handelt am Schluffe aud) von den Abmwefenten und 
Gemeinden. Es ift jedoch die Erwähnung derſelben an diefem Orte nicht nur bes- 
halb unpaſſend, weil aus der Abwefenheit einer Perfon und aus dem Umftante, daß 
mehrere Berfonen zufammen eine Gemeinbe bilten, an und für fi gar feine concreten 
Privatrehte entipringen, ſondern auch aus dem Grunde, weil fie mit der Randrubrik 
zu dieſem Paragraphen, nach welcher von den „Perſonenrechten aus ver Eigenfchaft des 
Alters ober mangelnden Verſtandesgebrauches“ gehandelt werben fol, in gar feinem 


Anjammenhange ftebt. ' 


$. 22. 


Selbſt ungeborene Kinder haben von dem Zeitpunkte ihrer Empfängnis an einen Anſpruch 
anf den Schutz der Geſetze. Juſoweit es um ihre und nit um die Nechte eines Dritten zu 
tkm if, werden fie als Geborene augeichen; ein todtgeborenes Kind aber wird in Rülfſicht 
auf bie ihm für den Lebensfall vorbehaltenen Rechte fo betrachtet, ald wäre es nie empfangen 


werden. 





8. 28. 


Im zweifelhaften Falle, ob ein Kind lebendig oder todt geboren worden fei, wird das 
Erſtere vermuthet. Wer dad Gegentheil behauptet, muß es beweifen. 


Bedingung der Rechtsfähigkeit ift vollftändige Tremmung des Kindes vom Mlutter- 
feibe, Leben des Geborenen nad der Zrennung und menſchliche Geftalt veifelben. 
Vitalität des geborenen Kindes ift nad öſterr. Rechte kein Erforberniß der Rechtsfähig- 
„Leit 1 


Wie das röm. Recht ftellt auch das A. b. G. B. eine Rechtsfiction dahin auf, daß 
ein ungeborenes Kind, wenn und inſoweit es ſich um feine eigenen Rechte und nicht um 
Rechte dritter Perfonen handelt, von Zeitpunkte feiner Empfängnig an für geboren 


behandelt wird 2, 


Ueber 8. 23 vgl. die Bemerkungen zu $. 19, Ann. 6. 





® Yinger, I, 288 fg. 

4 Unger, I, 290 und die Pemerfungen zu 
ten 88. 270-273. 

I Ebenfo wenig nach Preuß. Yandrechte (vgl. 
Kech, Sommentar, 3. Aufl., I, 1. Abth., ©. 92, 
Anm. 14), nah dem fühl. Geſetzbuche (vgl. 
Erekenbaar, Commentar, I, 72), und wie es 
icheint, auch nach dem Zürcher Geſetzbuch, 8. 10. 
Anter3 nach dem Code eiv.: „Pour succeder 
il faut necessairement exister a l’instant de 
l'ouverture de la succession; ainsi sont in- 
capables de succeder: 1) celui, qui n'est pas 
encore concu; 2) l’enfant qui n'est pas 
ne viable; 3) celui qui est mort civilement.‘ 
(Art. 725.) „Pour etre capable de recevoir 
entre vifs il suffit d’etre concu au moment 
de la donation. Pour etre capable de recevoir 
par testament, il suffit d’etre congu a l’Epoque 
du decks da testateur. Neanmoins la dona- 
tion ou le testament n’auront leur effet qu’autant 
que l’enfant sera ne viable.“ (Art.906.) 
Anderer Anficht ift Unger, I, 232 unter Ber- 
weifung auf 1. 2 C. de postli. hered. (6. 29). 


Allein wenn ſchon die bezüglihen Stellen Des 
röm. Rechts, Die man dafiir anzuflihren pflegt, 
in boben Grade ftreitig find (für die Annabme 
Diefes Erforderniffes find: Puchta, Pandekten, 
8.114, Inft., II, 8.210; Windſcheid, 2. Aufl., 
I, 8. 52, Anm. 8; Wächter, Commentationes 
de partu vivo non vitali, pars I—V [Yeipzig 
18563 — 66]; — Dagegen: Savigny, Syſtem, IT, 
8.61 und die Dazu gehörige Beilage, III, 385 
— 417; Bangerow, I, $. 33, Anm.; Sintenis, 
3. Aufl. [1868], I, 8. 13, Anm. 8), fo liegt 
nach öfterr. Hecht, wo nit einmal jene contro- 
verfen Stellen Des röm. Rechts Dafür ange: 
führt werden können, noch weniger Grund für 
die Nothwendigkeit der Vitalität vor. 

® Nasciturus pro jam nato habetur quoties 
de commodis ejus quaeritur (l. 7. D. de statu 
hom. 1. 5). Das Wejen der Rechtsficttion be’ 
ftebt darin, daß mit einem factifchen Berbält- 
niffe gewiffe nur einem Anderen zukommende 
Rechtswirkungen beigelegt werden und zu Dem 
Ende der Kürze halber das Eine dem Anderen 
unter gewiſſen Reſtrictionen gleichgeftellt wird, 


36 Erfter Theil. "Bon dem Berfonenregte. 


troffen hätte, nur dann, wenn er bie Zurlidgabe durch einen muthwilligen Red 
verzögert hat ($. 338 A. b. G. B.) 10, 11, 


Ueber das rechtliche Dafein oder Nichtbafein. des Rechtsanſpruches, wie « 
Grund, Object und den Subjecten bes Rechts und ber Verbiudlichkeit Geg 
richterlicher Beurtheilung geworben iſt, wird durch das Urtheil entihieden. 
durch rechtskräftiges Urtheil entſchieden ift, muß zwifchen venjelben Parteien a 
ftreitig gelten; es fol jeve Wiederholung bes ftreitigen Rechtsanſpruches durch 
befeitigt werben, unb es begründet jedes redhtäfräftige N fei e8 zu Gunf 
Klägers oder des Bellagten ausgefallen, für die andere Partei gegen jede ne 
Geltenpmadhung deſſelben Rechtsanſpruches die Einwendung ber bereits 
ſchiedenen Streitſache 12. ö—— — 
—oDaemr ver mver Klaãge geltend gemachte ſtreitige Rechtsanſpruch Gegenſta 
richterlichen Ausſpruches iſt, ſo findet dieſes Rechtsmittel nur dann ſtatt, we 
bereits abgeurtheilte Streitgegenſtand 1° neuerdings der richterlichen Entſcheidung 


breitet wird. Vorausſetzung der exceptio rei judicataę ſind: 

a) in Anfehung Der eile: = ber Rechtöftreit zwifchen ‚venfelben_J 
oder deren Univerfal: oder Singularfuccefjoren geführt wird. Jedoch wirkt da 
den Status einer Perfon, z. 8. Baterfhaft, Beſtand oder Nichtbeftand eine 
zwifchen ven dabei zunächft betheiligten Perfonen gefällte Erfenntniß auch gegen 
nur nicht gegen denjenigen, ber eben biefem Status für fih in Anfprud nimmt 

b) In Anfehung der objectiven Merkmale: 





10 Nach der Analogie des 8. 338 ift auch bie 
Verpflichtung. des beflagten Schuldners zur 
Bezahlung von Proceßpinjen (bei uns Verzugs⸗ 
zinfen genannt) zu beurtheilen. Diefe Ber- 
pflichtung beginnt erft vom Tage der Zuftellung 
ber Klage und nicht, wie bie herrfchende Praris 
annimmt, vom Tage ber Ueberreihung ber 
Klage. Bol. Unger, II, 547, Anm. 43, 

1 Art. 80 der Wechſelordnung vom 25. Jan. 
1850 enthält bie Beftimmung, daß die Wechfel- 
verjährung nur durch Behändigung der Klage 
an den Beklagten unterbroden werde. Noch 
weiter gebt die Regierungsvorlage einer C. P. 
O. vom Jahre 1867, 8. 232, wonach ber Ein⸗ 
tritt aller Wirkungen, welche nach dem bürgerl. 
Rechte an die Erhebung oder Zuſtellung ge⸗ 
knüpft ſind, erſt mit der Zuſtellung der Klage 
an den Beklagten begründet wird. Auch hier⸗ 
nach genügt jedoch zum Uebergange der in den 
88. 94—96, dann 8. 1325 normirten Rechts⸗ 
anſprüche auf die Erben der Berechtigten die 
bloße Anſtellung der Klage, indem in dieſen 
Fällen ſelbſt nicht einmal nothwendig die 
Anſtellung der Klage, ſondern blos der audge- 
fprochene Wille des Berechtigten, von feinem 
Rechte Gebraudy zu machen, erfordert wird, 
und bie Ueberreihung der Klage nur biefen 
Willen beurkundet. 

12 Bol. hierüber Ktierulff, Theorie, ©. 42— 
45; Wächter, II, 557; Sintenis, 1, 333 fg.; 
Bangerow, I (7. Aufl.), S. 270—279; Unger, II, 
630 fg.; Savigny, VI, 409—513. 

13 Es ift daher unrichtig, wenn Biele (fo 
Kierulff, I, 249 fg., 303 fg.; Wächter, II, 
557 fg.; Savigny, VI, 417 fg.; Vangerow, I 
(7. Auft.), 8. 173, Anm. 1; Windfcheid, I, 
8. 130; Bayer, Borträge, $. 140) die exceptio 
rei judicatae ſchon dann für begründet halten, 
wenn irgend Streitfragen rein thatfächlicher 
Natur oder einzelne concrete Rechtsfragen ſchon 
in einem früheren Broceffe entſchieden wurden, 


(Bgl. auch Unger, II, $. 132, An 
Martin, Bürgerl. Proceß, $. 113; 
$. 47, ©. 519, 520, 537.) Nach ber 
derjenigen, welche die exc. rei jud. n 
den Klaganfpruch befchränten, fonbern 
in einem Proceſſe, entweber von ben ‘ 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend zugefta 
ober zwifchen ihnen ftreitigen, aber vom 
bejahend oder verneinend beantworteten 
beziehen, würde das Urtheil eine Bei 
baben, welche unter Umſtänden. ohne 
die Proceßführenden deſſen bewußt 
weit über das Intereſſe am Gewinn od 
luſte des Proceſſes hinausreichen kann. 
in jedem Proceſſe iſt durch das in de 
geſtellte Begehren auch das Verhalten bi 
teien beſtimmt und es würde beſonden 
dem in unſerem Proceſſe geltenden V 
lungsprincip zu ben unhaltbarſten Eon 
zen führen, wenn jebe in bem einen ‘ 
ım bejabenden oder verneinenden Sin: 
Ihiedene That- oder Rechtsfrage auch 
denkbaren anderen Nechtsfälle unanfechtba 
Bol. Wegell, S. 519, 520, und Obſtg. 
vom 14. Dec, 1859, 3. 14100; G®laf 
Nr. 931. Unridtig Obftg. Entf. vom 2! 
1857, 3. 10020; Glaſer, I, Nr. 477. 
14 Vgl. Unger, II, $. 132, &. 670 
Windſcheid, I, $. 133; Bangerow, I, | 
©. 286, 287; Wetzell, 8.47, ©. 524. I 
wol Obſtg. Entſch. vom 27. Dec. 1860, 3. 
©lafer, III, Nr. 1252. Die Unterfuchu 
Frage, ob Die exc. rei jud. mie nad 
Recht auch auf Eorrealobligationen Anw 
finde, entfällt, da dieſe dem öfterr. Recht 
find (vgl. die Bemerk. zu 88. 888- 
Ueber confefforifhe und negatoriſche 
wenn das berrfchende ober dienende Grı 
in Miteigentum fteht, f. die Bemerk. 
88. 833— 838, Anm. 1, über Klagen aı 
Erbrecht die Bemerk. zn 88. 823, 824 ı 


— 


Hauptftück I. Bon den Achten, welcht fih auf-perfünt. Berhäftnifie beziehen. 6.19. 35 
gewiſſen factiſchen Zuftandes, z.B. Beſitz, Abwefenheit, gefnüpft, fo ift auch der 
eſtand dieſes Zuftandes zu erweifen ?. 

Klage ift zuläifig auf Anerkennung jedes, wenn aud von einer Zeitbeftimmung 
Bebingung abhängigen Rechts. Nur kann bei bedingten oder betagten Rechten nur 
edingte ober betagte Zuerfennung verlangt werben. 

Im engeren, technifhen Sinne ſpricht man jedoch nur dann von einer actio nata, 
ber Anfpruch ein gegenwärtiger, von dem Berechtigten fofort realifirbarer ift, und 
ven einer Zeitbeftimmung, Bedingung oter anderen Umftänden, welche nody nicht 
reten find, abhängig if. Daß von Seiten des Gegners eine wirkliche Rechts: 
ig vorliegt, ift nur bei dinglihen Klagen nöthig, weil hier erft durch die Störung 
erfon des zu Belangenven beftimmt wird ®. 

Die bloße Klaganftellung hat nad öfterr. Recht die Wirkung, daß die Ver- 
ag und Erfigung unterbrodhen werben ($. 1497), daß gewiffe Rechtsanſprüche, 
: fonft unvererblih find, auf die Erben des Berechtigten übergehen (88. 1325, 
96), und daß vom Tage der Ueberreichung der Klage neuerdings Zinfen geforvert 
a fönnen, wenn auch die rückſtändigen bereits die Höhe des Kapitals erreicht 
(8. 1335) ®, 

Die Zuftellung der Klage hat vie Wirkung, daß bet einem Wahlrecht des Be- 
ten die von ihm in der Klage getroffene Wahl unmwiterruflih wird (Aufhören 
w variandi ($. 906). Wird auf Herausgabe einer Sache geklagt, fo hat aud 
sdliche Befiger vom Zeitpunkte der Zuftelung ber Klage an alle zu der Haupt« 
binzugelommenen Früchte herauszugeben und dem Kläger fogar diejenigen Früchte 
een, weldye viejer hätte beziehen können (fructus percipiendi, $. 338, verglichen 
. 335 A. b. G. B.). Er haftet ferner von diefem Zeitpunkte an für jede Yahr- 
eit, Durch welche bie ftreitige Suche entweder verſchlechtert wurde ober ganz zu 
ve gegangen ift, für den Zufall aber, ver die Sache beim Eigenthümer nicht ge- 





Bayer, Vorträge, 8. 225; insbefondere 
er, 11, 8. 130; Burkhard, Die cini- 

a Bräfumtionen (Weimar 1866), S.369 fg. 
ımtiones juris, gegen welche der Gegen: 
: zuläffig ift, entbalten namentlich Die 
k, 278, 138, 155 fg.; aber aud die 
3, 1232, 1237, 518, 1100 A. b. G. B., 
ch letztere ſich Unger, II, 599, den Be— 
bon ſog. Interimswahrheiten conſtruirt, 
mit den Dispoſitivgeſetzen (Welche den 

cht ausgebrüdten Willen der Parteien er- 
) und den Interpretationsregeln (melde 
anbeutlih ausgeſprochenen Willen der 
en bis zum Beweife des Gegentbeils eine 
sıte Deutung geben) zu den unedten 
tthungen zäblt, und den Unterſchied zwi— 
Amterimsmwahrheiten und echten Ber: 
ngen tabin angibt: daß, während Die 
Sermuthungen das Bemweistbema nur in 
Sinne verändern, Daß dem Bemeispflich- 
zeftattet wird, ftatt der eigentlich zu be- 
ben Thatjache eine andere zu bemweifen, 
wen Griftenz kraft geſetzlicher Vorſchrift 
ihter auf bie Eriftenz jener fchließen 
durch Die Interimswahrbeit Das Beweis— 
und hiermit die Beweislaft ganz und 
rändert werde, während baber in jenen 
der behauptende Theil bemeispflichtig 

und ihm nur Die Beweisführung erleich- 
ird, er bier in ber That vom Beweis 
frei.und die Bemeislaft auf feinen Geg— 
bergewälzt merbe. Die praktiſche %ol: 
‚ welche Unger daran fuüpft, ift, daß 
weis des beweispflichtigen Gegners Tein 


eigentlicher Gegenbeweis, ſondern ein wahrer 
eriter oder Hauptbeweis fet und fomit Die Regel 
reprobatio reprobationis non datur feine An— 
wendung finde Allen überall, wo Unger 
Snterimsmwahrbeiten annimmt, wird ber Des 
bauptenbe fo wenig als in den von Unger felbft 
als Veifpiele von Rechtsvermuthungen aufge: 
zäblten Fällen von aller Beweislaſt befreit, 
jondern er bat immer vorerft die Prämiſſe zu 
beiweijen, an welde Das Geſetz bis zum Des 
weiſe des Gegentheiles cine beſtimmte Folge— 
rung fnüpft. 

’ Bgl. Wetzell, Civilproceh, 8. 15, ©. 124. 


s Kur bat der Kläger, welcher Magt, ohne 
daß ibm fein Recht ftreitig gemacht wurde, 
die dem Beklagten verurſachten often zu trageıt. 
Die im Terte vertretene Anſicht, Daß zur Be- 
gründung der Klage Rechtsverletzung nicht er- 
forderlich ift, findet fih bei Wächter, II, 807; 
Bangerow, 1, 8. 147, Anm. (S. 221 fg.), und 
im iv. Archiv, XXXIII, 292 fa.; Unger, II, 
376 und den von ibm auf S. 377, Aum. 5 
angeführten Schriftjtellern. Anderer Anficht find 
Savigny, V, 88. 205 und 239; Kierulff, 
Theorie, S. 188 fg.; Puchta, Pandekten, 88. 81 
und 90, Borlef. I, S. 186, 204 fig.; Böcking, 
Bandeften, 1, 501; Sintenis, Civilrecht, 1, 
244 fa. Bon großer praftifcher Bedeutung ift 
diefe Streitfrage filr bie Berechnung Des An— 
fangspunftes der Veriähruug (actioni nondum 
natae non praescribitur).. gl. Die Bemer— 
tungen zu 8. 1465, Anm. 1 und 2. 

9 Unger, II, 533 fg.; Wächter, II, 524 fg. 
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38 Erfter Thtil. Bon dem Verſontnttchte. 


haben auf den Kaiſer nicht nur bie Privilegien des Fiscus feine Anwenbung, ia 
er if in allen Rechtsverhältniſſen, in welchen er nicht in feiner Eigenſchaft al® ate 
oberhaupt in Betracht kommt, wie jede gewöhnliche Privatperſon zu beurtheilen, inſofern 
nicht etwa durch bie Hausgeſetze Ausnahmen begründet find, wie dies z. B. bei bem 
Termin ver Voljährigfeit, der ausgedehnten Gewalt des Kaiſers über bie Mitglieder. 7 
der Kaiſ. Familie, der Bormndfgaft und bergleihen der Fali ift?. Die Kegel, daß T 
die Rechtsverhältniſſe des Kaiſers unter Lebenden und auf ben Sterbefall nad dem 
A. b. G. B. und analog gewiß auch nad) den fonft geltenden Gefegen, 3. B. Handelt 
und Wechſelrechte, zu beurtheilen find, findet jedoch nur infofern, Anwendung. als han, E 
durch feine re Unverleglichteit it Berl wird, da feine flantsredtlihe vom 
tl 


feiner privatrehtlihen Perfäilichfeit nicht getrennt werben Tann. 


f 


$. 21. 
verſonenrechte aus ber Eigenfchaft bed Mlterd ober mangelnden Berflanbeögebraudeh. 


Diejenigen, welde wegen’ Mangels an Jahren, Gebrechen des Geiſtes, uber auderer 
Verhältniſſe wegen ihre Angelegenheiten ſelbſt gehörig zu beforgen unfähig find, ftehen $: 
unter dem befonderen Schutze der Geſetze. Dahin gehören: Kinder, die das ſiebente, Um 
mündige, die das vierzehnte, Minderjührige, die das vierundzwanzigſte Jahr ihres Lebens 
noch nicht zurüdgelegt haben; dann: Nafende, Wahnfinnige und Blöbfinnige, welche bei 
Gebrandes ihrer Vernunft entweder gänzlich beranbt oder wenigſtens unvermögend finb, die 
Folgen ihrer Handlungen einzufehen; ferner: diejenigen, welchen ber Richter als erfiärten | 
Verſchweudern die fernere Verwaltung ihres Vermögens unterfagt hat; endlich: Abweſende 
und Gemeinden, . 


Bon Hoher juriftifcher Bedeutung filr die rechtliche Stellung einer Berfon find ge- 
wiffe Alteröftufen. Die wichtigfte ift nach äftere. Mechte bie —— — 
zwanzigſten Lebensjahres, indem bis dahin bie väterliche Gewalt oder Bormunbfchel 
dauert und von da an bie volle Handlungsfähigkeit beginnt. Die. Vollendung bes 
vierzehnten Lebensjahres, die erreichte Mundigkeit 1, hat nach äfterr. Recht nur noch 
geringe rechtliche Wirkungen (Eivesfähigkeit, $. 132, lit. d, Str. Pr. D., 8. 140, 
hit. a, 4.6. O., Hofb. vom 31. Aug. 1798, 3. ©. S., Nr. 430; beſchränkte Teflir- 
fähigkeit, 8. 569 A. 6. ©. B.). Unmünbige, welche bereits das fiebente Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, find fähig, Beſitz zu erwerben (8. 310), und Können ein blos zu 
ihren Gunften gemachtes Verſprechen gültig annehmen (8. 865). 

An das zurüdgelegte achtzehnte Lebensjahr ift das Recht ber unbeſchränkten Teftir- 
fähigkeit (8. 569 A. b. ©. By, und die Fähigfeit, gültiger Teftamentszeuge fein zu 
Tönnen (8. 591 A. b. ©. B.), gefnüpft. Vgl. aud noch die 88. 148, 151, 174, 180, 
195, 248, 252%, 

Auch der Gefundheitszuftend fowol in Mörperlicher als in geiftiger Beziehung 
iſt nicht ohne Einfluß auf die Rechtsverhältniſſe einer Perfon.. So z.B. fann wegen 
Leibesgebrechen die väterlihe Gewalt oder Vormundſchaft über‘ das vollendete vierund- 


% Unger, I, 110; Wächter, IL, 73 fg. 


war; bei frauensperfonen hatte aber vom jeher 
A Nach Älteftem idm. Recht ſcheint bei Ana- Ai 


ben ber Anfangspunft ber pubertas noch nicht 
nad) einer gewiffen Anzahl von Jahren im 
Allgemeinen beflinmt, fonbern vielmehr bei 
jebem einzelnen ſowol in Anfehung der Heirathe- 
pihi keit als ber Befreiung von ber Tutela, 
ud die individuelle Entwidelung und Reife 
des Körpers (habitus corporis) unb namentlich 
durch ben Gintritt ber Zeugungsfähigfeit ber 
dingt geweſen zu fein, zu deren Ausmittelung 
bie förperliche Befichtigung (indagatio corporis 
ober inspectio habitudinie corporis) übfich 


bie förperliche Befihtigung für unanflänbig ge 
golten und daher war bei ihnen höchſt wahr- 
ſcheinlich ſchon im Atefen römifchen Rechte ber 
Anfangspunkt ber Pubertät überall mit einem 
beftimmten Lebensjahre, nämlich mit bem zu- 
rldgelegten zwölften Lebens jahre angenommen. 
Paste be sehrbnd für ‚Snfitationen umb & 
te des röım. Privatredhts (Peipzig 1 
1837, 1846), ee se Cewpug 1884, 
Bgl. über bie verſchiedenen Altersſtufen 
insbeſodere Unger, I, 281—288, 


Ganptiäd I. Bon den Rechten, melde fih anf perſonl. Berhältniffe bezichen. 66. 21—23. 99 


| peanjigfte Lebensjahr Hinaus verlängert werben (K8. 173, 251) 3. Wichtigere Geijtes- 
tönnen dire Handlungsfähigfeit ganz aufheben. 

Den Geiftesfranten werben in gewiffer Beziehung auch die gerichtlich erklärten 
Berihwenber beigezählt; fie unterfcheiven ſich jedoch von den wirklich Geiftesfranfen in 
ſehr weientlicher Weiſe in dem Umfange der Beſchränkung ihrer Handlungsfähigfeit ®. 

Der vorſtehende Paragraph hantelt am Schluſſe aud) von den Abweſenden und 
Gemeinden. Es ift jedoch die Erwähnung derſelben an dieſem Orte nicht nur des- 
kalb unpaffend, weil aus ber Abwejenheit einer Perfon und aus tem Umſtande, daß 
mehrere Perfonen zufammen eine Gemeinde bilten, an und für fi gar keine concreten 
Irivatrechte entipringen, ſondern auch aus dem Grunde, weil fie mit der Ranprubrif 
zu diefem Baragraphen, nach welcher von den „Perfonenrechten aus ver Eigenfchaft des 
Alters oder mangelnden Verſtandesgebrauches“ gehandelt werben foll, in gar feinem 


Zuſammenhange fteht. 


$. 22. 


Selsft ungeborene Kinder haben von dem Zeitpunkte ihrer Empfängnis an einen Anfpruch 
anf den Ediut der Geſetze. Infoweit ed um ihre und nicht um die Rechte eines Dritten zu 
thun if, werben fie als Geborene angeiehen; ein todtgeborenes Kind aber wird in Nüdfidt 
auf bie ihm für den Lebensfall vorbehaltenen Rechte fo betrachtet, als wäre es nie empfangen 
werben, 





8. 23. 


Im zweifelhaften Kalle, ob ein Kind lebendig oder todt geboren worden fei, wird das 
Erſtere vermuthet. Wer dad Gegentpeil behauptet, muß es beweiſen. 


Beringung der Nechtsfähigkeit ift vollftäntige Trennung des Kindes vom Mutter- 
leibe, Leben des Geborenen nah der Trennung und menſchliche Geftalt veſſelben. 
Vitalität des geborenen Kindes ift nad) öſterr. Rechte Fein Erforderniß der Rechtsfähig— 
‚tert 1 


Wie das röm. Recht ftellt auch das A. b. G. B. eine Rechtsfiction dahin auf, daß 
ein ungeborenes Kind, wenn und inſoweit es ſich um ſeine eigenen Rechte und nicht um 
Rechte dritter Perſonen handelt, vom Zeitpunkte ſeiner Empfängniß an für geboren 


behandelt wird 2. 


Ueber 8. 23 vgl. die Bemerkungen zu 8. 19, Anm. 6. 


? Unger, I, 288 fg. 

4 Unger, I, 290 und die Bemerkungen zu 
ten 88. 270-273. 

I Ehbenjo wenig nach Preuß. Yandredte (vgl. 
Koh, Scmmentar, 3. Aufl., 1, 1. Abth., &. 92, 
Anm. 14), nah tem fühl. Geſetzbuche (vgl. 
Siebenhaar, Commentar, I, 72), unb wie es 
ſcheint, auch nach bem Zürcher Geſetzbuch, 8. 10. 
Anders nah tem Code eiv.: „Pour suceeder 
il faut necesssirement exister a l’instant de 
l'’ouverture de la succession; ainsi sont in- 
capables de snccéder: 1) celui, qui n'est pas 
encore concu; 2) l’enfant qui n'est pas 
ne viable; 3) celui qui est mort cirilement.‘ 
(Art. 725.) „Pour etre capable de recevoir 
entre vifs il suftit d’etre concu au moment 
de la donation. Pour etre capable de recevoir 
par testament, il sufſit d’etre concu a l’epoque 
dn deces da testateur. Neanmoins la dona- 
tion ou le testament n’auront leur effet qu’autant 
que l’enfant sera ne viable.' (Art. 906.) 
Anderer Anficht ift Unger, I, 232 unter Ber- 
weiſung anf 1. 2 C. de posth. hered. (6. 29). 


Allein wenn ſchon bie bezilglihen Stellen Des 
röm. Rechte, die man dafür anzuflhren pflegt, 
im boben Grabe ftreitig find (fiir die Annahme 
dieſes Erforberniffes find: Puchta, Pandekten, 
8.114, Inſt., II, 8. 210; Windſcheid, 2. Aufl., 
I, S. 52, Anm. 8; Wächter, Commentationes 
de partu vivo non vitali, pars I—V [Yeipzig 
1863— 66]; — dagegen: Savigny, Syſtem, II, 
8.61 und Die dazu gehörige Yeilage, III, 385 
—417: Bangerow, T, 8. 33, Anm.; Sintenis, 
3. Aufl. [1868], I, $. 13, Anm. 8), fo liegt 
nach öſterr. Recht, wo nicht einmal jene contre: 
verſen Stellen Der röm. Rechts dafiir ange- 
fiihrt werden fünnen, noch weniger Grund für 
Die Nothwendigkeit der Vitalität ver. 

2 Nasciturus pro jam nato habetur quoties 
de commodis ejus quaeritur (l. 7. D. de statu 
hom. 1. 5). Das Wefen Der Rechtsfictton be— 
ftebt darin, daß mit einen factifchen Verhält— 
niffe gewiſſe nur einem Anderen zukommende 
Rechtswirkungen beigelegt werden umd zn Den 
Ende der Kürze halber Das Eine dem Anderen 
unter gewiffen Neftrictionen gleichgeftellt wird, 


Erfter Theil. Bon dem Serfonenreite. 


8. 24. 4 

Aus dem Verbältniffe der Abwefenheit. hg = 

Wenn ein Zweifel entiteht, ob ein Abweiender oder Vermißter nod am Lchen fei aber: - 
nicht, fo wird fein Tod nur unter folgenden Umſtänden verumthet: 1) wenn feit feiner Ber 
burt ein Zeitraum von achtzig Jahren verftrigen und der Ort feines Anfenthaltes feit zehm: 
Jahren unbelannt geblieben ift; 2) ohne Nüdficht auf den Zeitraum von feiner Geburt, * 
wenn er durd; dreißig volle Jahre unbelannt geblieben; 3) wenn er im Kriege ſchwer ver 
wundet worden, oder wenn er anf einem Schiffe, da es fdeiterte, oder in einer anderen 
nahen Todesgefahr gewefen ift, und feit der Zeit durch drei Jahre vermißt wird. Ju allen 
diefen Fällen kann die Todeserflärung angefuht und unter den (8. 277) beſtimmten Vorſichten 


vorgenommen werden. 


Derjenige, welcher ein Recht in Anſpruch nimmt, welches ben Tod einer beftimmten 
Perfon zur Vorausſetzung hat, muß bdenfelben, wie jede im Proceſſe entfcheidende That⸗ 


fache, beweilen. 


Um ven in vielen Fällen unmöglihen Nachweis des Todes eines 


Menſchen zu erfegen, dient das Redhtsinftitut der Todes⸗ ober Be ollenheitserflärung 
Das A. b. G. B. ftellt drei Bermuthungen auf, nach welden ber —* eines Menſchen 


präſumirt wird. 


Dabei entſteht die Frage, die insbeſondere für die Regelung 


der Erbfolge von Wichtigkeit iſt, ob als Todestag der Tag angeſehen wird, an 
welchem ſämmtliche zur Todeserklärung berechtigende Vorausſetzungen eingetreten finb, 
oder der Tag der richterlihen Todeserklärung, mit anderen Worten, ob das richterliche 
Decret blos declaratoriſche ober conftitutive Natur habe (successio ex tunc ober ex 


- 


nunc). 


Da fih die Präfumtion des Todes auf den Ablauf der in dieſem Paragraphen 





Bol. Demelius, Die Nechtsfiction (Weimar 
1858), ©. 75 fg., und dazu linger, Erbredt, 
8. 7, Anm. 10. Solde Fälle von Rechts⸗ 
fictionen enthalten auch bie $$. 293, 296, 297, 
302, 547 9.6.6.8. Daß in allen dieſen 
Fällen für eine möglichft fefte Formel und zu- 
leich für einen fiheren Anhalt binfichtlich ber 
Tragteeite der Gleichſetzung genügend geforgt 
fei, wie Dies Demelius, ©. 82, dem röm. Recht 
nachrühmt, läßt fich fürs öſterr. Recht freilich 
nicht behaupten. 

Die Borjhrift des röm. Rechts, daß bei 
Regelung der Erbfolge darauf Rückſicht zu 
nehmen jet, Daß drei Kinder von ber Schwan- 
geren geboren werden können, ift in das X. b. 
G. B. nicht Übergegangen, daher in einem 
jolchen Falle mit ber Bertheilung bes Nachlaſſes 
bis zur Geburt zu warten wäre. Vgl. aud 
Unger, I, $. 26, Note 22; Stubenrauch 
(2. Aufl.), I, 69 fg. 

1 Bol. Über diefe Lehre vor allem Bruns 
in Bekker's Jahrbuch des gem. Rechts, I (1857), 
90—201 und fitre öfterr. Hecht Unger, I, 8. 27; 
Randa, Erwerb der Erbſchaft, ©. 63 fg. — 
Wenn auch nicht diefes Rechtsinftitut felbft, fo 
finden fih Doch Anklänge davon ſchon im rim. 
Net. Ein Kind bedurfte, wenn ber Vater 
drei Jahre in Kriegegefangenihaft war, feiner 
Zuftimmung zur Ehe nit. Die Frau konnte 
nah fünf Jahren wieder Heirathben (Bruns, 
©. 98 fg.). Bon befonderer Wichtigkeit fürs 
Erbrecht war aber eine Konftitution Hadrian's 
(1. 3, 8.2 C. de testibus 23. 5), wonad beim 
Beweiſe des Todes eines Verfchollenen die fich 
aus ber Art der Entfernung, ber Dauer der 
Berfehollenheit, bem Lebensalter Des Verſcholle⸗ 


nen ergebenden Wahrſcheinlichkeitsgründe und 
Bermuthungen ohne Weiteres genügen follten, 
um ben Tod des Verſchollenen als erwiefen 
anzunehmen (Bruns, ©. 104 fg... Im Der 
Fortbildung des röm. Rechts in Italien im 
Mittelalter entmicelte fi bie Beweistheorie 
mit feften Beweisregeln, wodurch das Bebärf- 
niß nad juriſtiſchen Bräfumtionen gegeben war, 
wobei man jeboch begreiflichermeife übe hatte, 
ih auf dem Wege ber bloßen Doctrin über 
ie Borausjegung berjelben zu einigen. In 
Deutſchland erfolgte die Reception des rim. 
Rechts in ber durch die italienifhen Roma- 
niften überkommenen Geftalt. Nachdem hier 
ebenfall8 lange Zeit bie italienifhe hundert⸗ 
jährige Frift geherricht hatte, vermwerthete man 
im 18. Jahrh. (alfo lange nach Karpzow) ben 
Pfalm MO, V. 10: „Unfer Leben währet 70, 
wenn's hoch kommt, 80 Jahre”, in der Weife, 
daß man daraus eine Bräfumtion bes Todes 
aus dem 70. Lebensjahre ableitete, bie 
gemeinrechtlihe Geltung erlangte. Dagegen 
bat fih eine gemeingültige Vermuthung bei 
Eintritt ber Verſchollenheit nach zurüdgeleg- 
tem 70. Lebensjahre wegen ber Seltenheit 
nicht herausgebildet. Aber auch ſchon vor Ab- 
lauf bes zur Zobeserflärung erforberfichen Zeit- 
raumes konnten die Erben gegen Kaution bie 
Ausfolgung des Vermögens bes Berichollenen 
mit ber Wirkung erhalten, baf fie Dem Ber- 
fhollenen im alle feiner Rücklehr das Ber- 
mögen ſammt allen gezogenen Nutzungen 
herauszugeben hatten. Nach vielen Barticnlar- 
vechten ftand ihnen auch das Fruchtgenußrecht 
zu (Bruns, S. 122—126, 150, 186, 201, 146 
162, 164—168). 


banptkäd I. Bon dem Keqhten, welche Rh anf perfönt. Verhältniſſe beziehen. $. 24. 41 
angegebenen Zeiträume von adıtzig, refp. dreißig ober drei Jahren gründet, fo würe 
e8 confequent, den Ablauf tiefer Zeiträume, oder bei einer nahen Zodesgefahr ten Tag 
derſelben, als für ten Zeitpunkt des Todes entſcheidend anzufehen, um fo nıchr, ta es 
fh praftiih als höchſt unangemeffen und bedenklich herausftellt, won ben zufälligen 
Umflinben, welche die Todeserklärung verzögern Können, tie Vermuthung des längeren 
Lebens des Verſchollenen abhängig zu machen, wid cin Verſäumniß des Richters bei 
Unsfertigung des Decrets den Parteien den größten Nachtheil bringen kann, ohne daß 


68 möglich wäre, ein Verſchulden deſſelben nadyzumeifen. 


Der Zag, an welchem die Tobeserflärung ihre Nechts- 
erlangt, wird für den vechtlihen Oterhelag gehalten (9. 278) %- 


entgegengejekte Anficht adoptirt. 
kraft 


Das öfter. Geſetz hat vie 


Andererfeits gilt ber Berfchellene bis zu dieſem Tage in Betreff der ihm ange- 
fallenen Erbſchaften und Vermächtniſſe als noch fortlebend (8. 131 des Geſetzes vom 


9. Aug. 1854). 
bes Lebens ®, ®. 


EEE — = 


Es eriftirt bis dahin in diefer Beziehung alfo aud eine Präfumtion 





2 Bol. au Unger, I, 8. 27, ©. 240 fg. 
die Annahme bes letzten Tages bes zur 
ebeserflärung erforderlichen Zeitraumes als 
GSterbetag ſpricht namentlih auch bie ganze 
hiſteriſche Entwidelung dieſes NRechteinftitutes 
(i. Bruns, S. 198 fg.). 


3 Bol. auh Obſtg. Entſch. vom 30. Dec. 
1864, 3. 9872; Glaſer, IV, Nr. 2042. Daffelbe 
iR auch nad gemeinen Rechte anzunehmen (nur 
daß bier ber Berfchollene mit dem Ablaufe bes 
Termines al® tobt angefehen wird, f. Die vor- 
Rebente Anm.). Bol. Bruns, ©. 140—142, 
168—172, 193 —1%. „Das praltifche Be⸗ 
bärfniß verlangt nicht blos für die Frage, ob 
ber Berfhollene geftorben ift, ſondern aud), 
wann er geftorben ift, eine poſitive Entſchei⸗ 
fung duch Prüfumtion und tie Praris bat 
eben deshalb auch wirklich durch die Verbin— 
dung ber Lebens: und Todespräſumtion eine 
ſelche doppelſeitige Verſchollenheitspräſumtion 
gebildet. Daß eine ganz abſolute und allge— 
meine Präſumtion für die Fortdauer des Lebens 
grundlos und unzweckmäßig iſt, ſoll nicht ge— 
leugnet werben. Damit iſt aber die beſondere 
Begrüntung und Aulaffung derſelben bei den 
activen und pajfiven Erbverhältniffen der Ver— 
ſchollenen fehr wohl vereinbar.” Bruns, S. 194, 
195. Man val. jedoch auch Randa, Erw. d. 
Erbſch, ©. 64 fg. Den Vorzug verdient das 
fühl. ©. 2. (88. 35, 88 fg.) und das züricher 
G. B. (88. 13, 14, 16), melde für die Ver— 
mutbung des Lebens kürzere Termine normiren 
als für die Präſumtion bes Todes. Beſonders 
empfeblenswerthb dürfte aber Die Beftimmung 
des 8. 35 des fähf. G. 2. fein, in welchem 
eine jcalamäßige, nach ftatiftifhen Berechnungen 
abgeitufte Tabelle für bie Präſumtion Des 
Lebens aufgeftellt wird. 


‘ Eine füblbare Lücke in der bisherigen Ge— 
feßgekung auszufüllen, find bie 88. 81—89 
Des Ref. Entmurfes eines Pflegichaftsgefetes 
vom I. 1867 beftimmt: „Wenn vier Sabre 
perftrichen find, feit die lebten Nachrichten über 
einen Abwejenden einlangten nnd keine Auf- 
Härung liber Die Gründe zu erhalten ift, welche 
den Abweſenden, falls ev noch am Leben ift, 


‚ verhindert haben können, zurückzukehren ober 


Nachricht von fi zu geben, jo kann bei bem 
Pflegſchaftsgerichte von einem Betheiligten dar: 
auf angetragen werben, daß ber Abmefende für 
verſchollen erklärt merbe (8. 81 bes cit. Gef. 
Entw.). Durch bie Berfhollenheits- 
erllärung treten in Beziehung auf das 
Bermögen bes Berfhollenen bie mit 
der Tobeserflärung verbundenen Wir- 
tungen mit ber Eiufhränlung ein, daß 
das Vermögen bis zur Tobeserffärung unver: 


mindert zu erhalten ift (8. 85 bes cit. Gef. 
Wenn ber Berfchollene wieder _ 


Entw.). 


erfcheint, fo tritt er in alle feine Rechte ein. "-. 


Wird aber ber Berfchollene in ber Folge für 
tobt erffärt ober fein Ableben nachgewiefen, 
fo hören die Vefchränfungen in der Verfügung 
über Die Beſtandtheile des Vermögens bes Ber- 
fhollenen auf (8. 88 des cit. Gef. Entm.). 
Diejenigen, welche Rechte oder Sachen aus 
dem Vermögen eines Verſchollenen von Todes— 
wegen erworben haben, bleiben verpflichtet, Das 
Erhaltene an den Berfchollenen, wenn er, ob— 
gleih nach erfolgter Todeserllärung, wieder 
erjcheint, oder an jene zurücznftellen, welche 
ihren Anfpruch auf den Beweis, Daß ber Ber- 
ihellene wor oder nach ber Berfcbollenbeite- 
oder Todeserflärung ftarb, oder auf Die durch 
die Todeserklärung begründete Ver— 
muthung Des Todestages fügen (8.89 
Des cit. Geſ. Entw.). 

E8 liegt in dieſen Beſtimmungen eine aner- 
kennenswerthe Verwerthung der ſchon Dem Älteren 
Deutfchen echte befannten prov. Einweiſung 
in das Vermögen des Berfchollenen (f. oben 
Ann. 1a. €), wobei nur Bag Eine Bedenken 
erregt, daR, befonders wenn Der Verſchollene 
eine legtwillige Verfügung hinterlaffen bat und 
die darin Bedachten ın ben prov. Beſitz und 
Genuß der Berlaffenfchaft getreten find, Dieje 
nah erfolgter ITodesertlärung in Der Regel 
von Denjenigen, welche Die prov. Beſitzeinweiſung 
erwirft baben oder deren Erben nad einer 
Reihe von Jahren in andere Hände übergeben 
wird. Es dürfte fich Daher gewiß ſehr empfeblen, 
ben Tag der Berjcholleubeitserflärung auch als 
Todestag anzımebmen, 


} 
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Thun ober Unterlofles (Klagen mit Condemnation), oder e8 wird blos ein rid 
ion Ausfprug "Über die Eriftenz eines beftimmten NRectsverbältuifies ber 
(Präjuvicialflagen), meld letztere Klagen vorzüglich, jedoch keineswegs ausſchlief 
auf dem Gebiete des ſogenannten Perſonenrechts vorkommen. Je nachdem blos 
Beſitz oder das Recht ſelbſt Gegenſtand der Klage iſt, unterſcheidet man/⸗ poffe 
riſche und?petitorifhe Klagen. Iſt die Klage auf bie Zauplehn geriate‘ 
heißt fie —— fie blos auf eine Nebenleiſtung (z. B. Rapttalezinfen) 
nennt man ſie Nebenklage ꝛc. 

Zur Begrunbiñig der lage iſt erforderlich, daß das angeſprochene Recht von 
Geſetzgeber in abstracto als Recht anerkannt ift, und daß der Kläger ein ſolches9 
nach den von ihm angeführten Umftänden in concreto erworben hat. Daß ein 9 
von der Öefeßgebung als ſolches anerkannt fei, die fogenannte rechtliche Seite 
Klage, ift Fein Gegenftand eines vom Kläger zu erbringenden Beweiſes; dagegen ha 
alle jene (pofitiven oder negativen) Thatfachen zu beweifen, welde zur Entftehung 
in der Klage vorgefprochenen Rechts erforberlih find, wenn nit eine Re 
vermuthung © dafür ſpricht. Iſt Das in Anfpruh genommene Recht an die Fortd 





5 Bgl. Haimerl in feinem Magazin, VII 
(1853), 1 ER 165 fg.; Unger, Il, $. 129, 
Anm. 16; Martin, Le rbuch des deutſchen, ge⸗ 
meinen bürgerlichen Proceſſes (13. Aufl., Leipzig 
und Heidelberg 1862), 8. 182; Bayer, Vorträge 
über den gemeinen ordentlichen Civilproceß 
(9. Aufl., Münden 1864), 8. 227; Wetzell, 
Syſtem des orbentlichen Civilproceſſes (2. Aufl., 
Leipzig 1865), $. 15, und von Xelteren Die von 
Rizy, Ueber die Verbindlichkeit zur Beweis: 
führung im Civilproceffe (Wien 1841), $. 12 
Angeführten. — Eine andere Anficht, welche nie 
recht feften Boden gefaßt hat uud’ welche in 
neuerer Zeit fat allgemein aufgegeben wurbe 
fie findet fih unter Anderen noch bei Oſterloh, 
ebrbuch bes gemeinen deutjchen Civilproceſſes 
(teipsig 1856), 8. 139 und wird von Rizy a. 
a. O., 88. 29 fg. insbefondere ale im $. 104 
A. G. O., 8. 170 der Stal. ©. O. enthaltene 
Norm vertheidigt) geht dahin, derjenige habe 
zu beweifen, welcher eine realbejahende Behaup- 
tung aufgeftellt habe (afürmanti et non neganti 
incumbit probatio, in dieſem und nicht in dem 
Sinne: demjenigen, welder eine Behanptung 
aufftellt und nicht demjenigen, welcher einer 
vom Gegentheile aufgeftellten widerfpricht, liegt 
die Beweislaſt ob), weil für jeben realvernet- 
nenden Sat bie Bermuthung ftreite. (Rizy, 
8. 25; Oſterloh, $. 139.) Im jenen Fällen 
aber, in denen jebe ber beiben ſich wiber- 
ſprechenden Rehautungen zugleich als real⸗ 
bejahend und realverneinend erſcheine, müſſe 
die Beweislaſt derjenigen Partei auferlegt wer- 
ben, welde als Kläger aufgetreten ift (actori 
incumbit probatio, Rizy, $. 27; Ofterlob, 
8. 139). — Allein e8 ift durchaus nicht wahr, 
daß in allen Fällen für eine realverneinenbe 
Behauptung eine größere Wahrfcheinlichkeit ober 
gar eine Bernutbung fpricht (vgl. auch Haimerl 
a. a. O., S. 208; Unger a. a. O.). Auch be⸗ 
ruft ſich Rizy, 88. 29 fg., zur Erweiſung ſeiner 
Anſicht fürs öſterr. Recht ganz mit Unrecht auf 
8.104 der Allgem. und 170 der Ital. ©. O., und 
Die zur Zeit ber ralfung ver A. G. O. und Ital. 
G. O. herrſchende Doctrin. Denn die Aus- 
ſprüche der damaligen Schriftfteller über dieſen 


Punkt find, fowie bie Zertirung jener I 
raphen fo unbeftimmt, daß baraus ein 2 
für biefe Anficht gewiß nicht hergeholt me 
kann. (Bgl. auch Haimerl a. a.O., ©. 
Unger a. a. O., ©. 559.) Durch 8. 104 
beſtandenen prov. Civilproceßordnung für Un 
und Siebenbürgen von Jahre 1852 wurde 
Streitfrage ausdrücklich in Webereinftimn 
mit ber berrjchenden, im Zerte aufgeft« 
Lehre entfchieden: „... Ob eine thatjäd 
Behauptung durch einen bejahenden oder 
neinenden Sat ausgedrüdt fein möge, i 
Beziehung auf die Laſt ber Beweisfüh 
gleichgültig.“ — Diefe Beltimmung fand 
mit unmejentlihen ftyliftifhen Aenderu 
auch im $. 280 des Referentenentmwurfes 
Civilprocepordnung (Wien, Staatsdrud 
1866) aufgenommen, während fie im $. 
der Negierungsvorlage des Entwurfes 
Civilproceßordnung für die nicht zur um. 
[hen Krone gehörigen Länder des öſterr. Ka 
ftantes (Wien, Staatsbruderei, 1867) ale 
nad dem (in beiden Entwürfen wörtlich gi 
lautenden) Vorderſatze: „Jede Partei ba: 
von ihr angeführten erheblichen Thatjachen, 
welche fie ihren Anſpruch ober ihre Verth 
gung gründet, zu beweiſen“, von felbft 
ftehend wieber hinweggelaffen wurbe. 

6 Das Wefen ber Redhtsvermuthung (j 
sumptio juris) im Gegenſatze zur einfe 
Bermuthung (praesumtio hominis sive fı 
welch leßtere in redhtliher Beziehung ohne 
beutung ift, befteht darin, daß der Richter 
gewiejen wird, beim Borbandenfein einer 
ſtimmten Prämiffe einen beftimmten, m 
glei nit daraus mit Nothwendigkeit fol 
den Umftanb für wahr zu halten. Gegen 
ſolche Hechtsvermuthung ift wie gegen « 
anderen Beweis ber Gegenbeweis zuläffig. 
ift aber auch möglih, daß das Geſetz di 
Form einer folden Rechtsvermuthung bi 
ftellte, aus einer beftimmten Prämiſſe aby 
tete Folgerung als bindende Rechtsvorſi 
aufſtellen wollte, ſodaß ein Gegenbeweis ı 
keinen Umſtänden zuläſſig iſt (praes. juris, « 
jure contrarii probationem non admitt 
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bırin begriffenen Rechte und Verbindlichkeiten erſcheint. Um zu dieſem Reſultate zu 
langen, griff man zur Fiction von ſog, juriſtiſchen Perſonen. Man dachte ſich ein 
ir dem Zwecke ftehen chtöfubject, ben alle dieſe Rechte zuſtehen und welches 
an; in derſelben Weiſe berechtigt und verpflichtet wird, wie eine natürliche Perſon. 
Einfacher und natürlicher ift es jedoch, und die dabei vorkommenden redtlidhen Er⸗ 
Meinungen laſſen ſich befriedigender erklären, wenn man, anftatt eine bem Zwecke über- 
geordnete Perfönlichkeit anzunehmen, Ak ke Zweck felbit als Träger der Vermögens— 
rehte denkt und ihm ſelbſt Perfünlichtett beilegt. Man fpricht bier, zum Unterſchiede 
Fon Ten juriftiihen Perfonen in ber althergebrachten Weife, von Zmedvermägen !. 

Ein folches Vermögen kann entweder 1) den Sweden eines beſtimmten Gemein- 
weſens ober 2) überhaupt gemeinnüßigen Sweden over 3) Privatzweden zu dienen be= 
ſtimmt fein. 

ad 1. Das wichtigfte Gemeinmwefen ift der Staat ſelbſt. Er zerfällt je nad 
feiner inneren Organifation wieder in eine Reihe unter ſich örganiſch verbunbener, ein- 
ander ſub⸗ ober coorbinirter größerer und kleinerer Gemeinweſen — Gemeinden im. . 
weiteren Sinne. des Worte. Außerdem können auch noch, fei c8 kur ben freien 
uote der Melctiever, oder durch eine gewiſſe rechtliche Nöthigung zur Förderung ihrer 
Intereſſen, Gemeinweſen geſchaffen werden, teren Eriftenz von ben Wechſel ver Mits 
glieder mmabhängig ift — Corporationen (Gilden, Zünfte, Innungen, Witwen- und 







Baifenfoct ac.). 


Ueberall, wo ver Beſtand einer Genteinde ober Corporation 
anerfannt ift (88. 3 fg. des Vereinsgefeges vom 15. Nov. 1867), ift die Mög— 


lichkeit eines Zweckvermögens von felbft gegeben ?. 


ad 2. Solche gemeinnügige Zwede find: 


Vörderung von Kunft und Wiffen- 


ſchafft Wrüienunterftügung, Krankenpflege, eines religiöfen Cultus ꝛc. 3. 





ı So hat men 3.2. bei dieſer Auffaffung 
nicht erſt nöthig, Die Rechtsfähigkeit der jurift. 
Berfon auf Bermögensredhte einzufchränten. 
Sie bewährt fi auch bei der Frage nad) ber 
Entftebung und Convertirung des BZmedver- 
mögend. Die Annahme von juriftifchen Per⸗ 
fonen als über bem Zwecke ftebender Rechts⸗ 
ſubjecte findet ſich bei Kierulff, Theorie, S. 129g. ; 
Puchta, in Weiske's Rechtslerifon, Art. Cor: 
porationen, 3b. II (1841), 62—79 und in feinen 
Kleinen civ. Schriften, gejammelt und beraus- 
gegeben von Ruborff (Leipzig 1851), S. 497 fg; 
Savigny, Syſtem, II, 88. 85—102; Sintenis, 
Civilrecht, I, 8. 15, S. 101—129; “Pfeifer, 
Die Lehre von ben jurilt. Perſonen (Tübingen 
1847); Ubrig, Abhandlung über Die jurift. 
Perfonen (Dillingen 1854); Bangerow, Pan- 
beften, I, 92 fg.; Unger, Syftem, I, 313 fjg., 
in ber Münchener frit. Ueberfchau, VI (1850), 
147—188, und Erbredt, 8.7, Anm. 13; Zul: 
kewsti, Bemerkungen zur Lehre von den jurift. 
Berfonen (Leipzig 1863); Bähr, Der Recisftaat 
(Böttingen 1863); Windſcheid, Panbelten, I 
(2. Aufl., 1867), 8. 49, Anm. 4, ©. 57 fg.; 
Lemayer, G;tg. 1869, Nr. 32 fa. — Sie wird 
dagegen bekämpft von Demelius, Die Rechts: 
fiction (Weimar 1858), inshef. ©. 75 fg. 78, 
82, 85, 87 fg. und in Ihering’s Dogm. Jabr⸗ 
buch, IV (1861), 113 fg.; Bekker, in der Golb- 
ſchmidt'ſchen Ztihr. file Handelsrecht, IV 
(1861), 505 fg.; Ranba, in Siebenhaar's Archiv 
für deutſches Wechfel- und Handelsrecht, XV 
(1866), 1 fg. und neueftens fehr ausführlich 
von Brinz, Panbelten, 2. Abtb., 2. Hälfte, 
1. Lieferung (Erlangen 1868), nachdem er ſich 
ſchon in ber Borrede zu Bd. I (1857), S. XI, 
in der 2. Abtb., 1. Hälfte (1860), 88. 150, 


155, bagegen erflärt und den Umſchwung in 
diefer Lehre angeregt batte. 

3 Dal. Brinz, Pandekten, 2. Abth., 2. Hälfte, 
1. Lieferung, S. 1068. Bon ben Eorporutionen 
find die modernen Hanbelsgefellihaften wohl zu 
unterfcheiden. Bei biefen bedarf e8 ber An» 
nahme eines Zweckvermögens gar nicht. Bei 
allen dieſen Gefellichaften, fo namentlich auch 
bei den Netiengefellfchaften, Kiegt nur ein von 
dem übrigen Vermögen ber Geſellſchaften ftreng 
gefondertes Perſonenvermögen vor, welches be: 
fonderen Rechtsſätzen untermorfen und ben Han— 
belsgläubigern vorzugeweife verbaftet ift, aber 
das Geſellſchaftsvermögen ift fein fubject- 
loſes Vermögen. Vol. Brinz, Pandekten, 
S. 1037 fg., insbeſondere aber Randa, Ztſchr. 
für Wechſel- und Handelsrecht, XVI, 25 fa. 
Dies anerkennen auch Rösler, Goldſchmidt'ſche 
Ztſchr. für Handelsrecht, IV (1861), 319 fg.; 
Kunde, ebenda VI (1863), 292 fg. Am che: 
ften bürfte man noch geneigt fein, bei Actiens 
gefellfehaften juriſtiſche Perſenen anzunehmen. 
Allein gerade in Anſehung dieſer beſtimmt 
Art. 216 H. G.: „Jeder Actionär hat einen 
verhältnißmäßigen Antheil an dem Vermögen 
der Geſellſchaft.“ Auch wurde von ben Mit— 
gliedern der Nürnberger Conferenz die im 
preuß. Entwurfe enthaltene Auffaſſung der 
Handelsgeſellſchaften als juriſt. Perſonen ver— 
worfen und die betreffenden Artikel erſt bei 
der dritten Leſung angenommen, nachdem man 
zur Ueberzeugung gelangt war, Daß fie durch— 
aus nicht Die Annahme einer jurift. Perfon 
bedingen. Bol. Couferenz-Protocolle, S. 154 fg., 
216 fg., 274 fg., 4520 fg., und dazu Hahn, II, 
261 fg.; Randa a. a. O., S. 30. 

3 Für die Entſcheidung der Frage, ob ein 
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Die Gründung eines ſolchen Zwedvermögens erfolgt in der Regel durch Stiftun 
daher man berlei Zwedvermögen felbft „Stiftungen“ zu nennen pflegt, wiewol es 
durch Sammlung von Beiträgen herbeig werden kann und umgefehrt aud ( 
porationsvermögen burdy Stiftungen entftehen oder vermehrt werden kanu. Nach öf 
Recht bedürfen Stiftungen ber ftantlichen Beftätigung (Hofd. vom 21. Mai 18 
Michel, Nr. 1064) % 

ad 3. Obwol bie Gründung eines Privatzwedvermögens denkbarer Weife 
durch Sammlungen und Beiträge erfolgen kann, fo iſt doch in Wirflichfeit ter 
einzig vorkommende Fall der Entftehung eines folhen Vermögens die Familienſtift 
Sie bedarf wie Stiftungen überhaupt (Hof. vom 21. Mai 1841)” der behördl 
Genehmigung. . 


Die Vertretung und Verwaltung des Zwedvermögens erfolgt beim Staate 
ben dafür beftehenden Gefeten, bei den Gemeinden und Corporationen nad) den d 
beftehenden Statüten ®. Bei andern Zwedvermögen fteht es in ber Willkur des Stif 
auch die Verfrefung und Verwaltung des geffifteten Vermögens zu beſtimmen, wi 
feine diesbezüglichen Anordnungen ebenfalls der Beftätigung der Staatsgewalt bedü 
Liegt eine Verfügung des Stifters nicht vor, fo trifft der Staat felbft bei der 
nehmigung oder bei eintretender Nothwendigkeit die nöthigen Anordnungen. 

Das Zwedvermögen hört als ſolches auf zu exiftiven: a) wenn der Zmed_entj 
‚dem es zu dienen beftimmt iſt. “Dies ift bei Gemeinweien, wenn das Vermögen : 
blos ausſchließlich zu fpeciell beſtimmten Zweden berfelben gewibmet ift, erft dann, 
dann aud) immer der Yall wenn das Gemeinweſen felbft endigt. b) Bet Hinwegfe 
des Vermögens. Jedoch genügt aud) das Vorhandenfein bloßer Later. um 
Tortdauer des Zweckvermögens annehmen zu können und daſſelbe bei Wiederermerb e 
Activvermögens zur Bezahlung der Schulden zu verpflichten . c) Durch Hinwegfe 
des Zwedes. Hier entfteht die Trage, was mit dem Vermögen zu "gefchehen hat ?. 
Allgemeinen ift es wol richtig, daß mit dem Aufhören des Zweckes das für ihn beftu 
gewefene Vermögen als bonum vacans an ben Staat fällt... Zunächſt ift e8 aber < 
unzweifelhaft, daß dadürch, daß ein Vermögen aufhört, Zweckvermögen zu fein, 
darauf bereit8 erworbenen Rechte dritter Perfonen unberührt bleiben müffen. Es! 
darin Feine Ausnahme von dieſer Regel, indem baffelbe überhaupt bei erblofen 5 
mögen eintritt ®_ Diefe Regel felbft fintet aber nur dann Anwendung, wenn ı 
durch flatutenmäßigen Beſchluß des Gemeinweſens über das Vermögen eine andere” 
fügung getroffen wird, oder ber Stifter felbft für diefen Fall Vorforge getroffen 





Zwedvermögen in bie erfte ober zweite Kate: 
gorie gehört, ift lebiglich der Zweck entfcheibend, 
für ben es beftimmt iſt, unb nicht der zufällige 
Umftand, daß fih etwa eine Corporation bie 
Erreichung bes Zwedes zur Aufgabe geftellt 
bat, 3.8. ber Orden ber Barmberzigen Bri- 
der die Krankenpflege. Bon biefem Geſichts⸗ 
punkte aus ift Überhaupt das Bermögen ber 
religiöfen Körperfchaften nicht in Die erfte, fon- 
dern in bie zweite Klaffe gehörig, indem das 
ihnen zugewenbete Vermögen ausſchließlich zur 

örderung und Hebung der Gottesverehrung 

berbaupt, oder eines beftimmten NReligions- 
eultus, ober zur Pflege der Willenfchaften, als 
deren Hauptrepräfentanten bie geiftlichen Orben 
einft galten, und fonftiger gemeinnütiger Zwecke 
und Werke ber Nächftenliebe [beftimmt ift, welche 
den jeweiligen Mitgliedern infolge ber Ordens⸗ 
gelübde und nad ben Intentionen der Spender 
des Vermögens obliegen. 

4 Anders nah gem. Rechte. Dal. Brinz, 
©. 1096 fg., 1071; Windſcheid (2. Aufl.), I, 
8. 60, Aum. 1 und dafelbft Die Darauf bezilg- 
liche Literatur. Auch Unger, welcher nach ber 


früher ganz allgemein angenommenen Lehre 
juriftifden Perfonen als über bem Zr 
fiebende und das Vermögen beherrfchende ' 
jönlichkeiten auffaßt, gibt zu, daß nad öf 
Recht die bebörbliche Konfirmation „bie ( 
ftattung ber felbftändigen Verwendung 
Vermögens zu bem fraglichen Zwed enthal 
und behauptet nur, daß nicht auch noch die a 
fonberte Berleibung ber jurift. Perſönlic 
binzutreten müſſe (Unger, I, 350). Faßt 
ben Zweck jelbft al8 Träger ber Vermög 
rechte auf, jo kann diefe Frage gar nicht r 
entfteben. 

. 5 Bol. 8. 290 und bie Bemerf. zu $. : 


* Bol. auch Brinz, ©. 1139. Auf e 
Halbheit beruht c8, wenn Brinz (S. 1 
1137) bei Gemeinmefen ganz von dem 3 
banbenfein eines Vermögens abftrahirt. T 
wenn auch das Gemeinweſen ohne VBermi 
fortbeftehen Tann, fo exiftirt Dod bei Abhan! 
fein jedes Vermögens auch fein Zweckvermö 

7 Bgl. hierüber Brinz, ©. 1139 fg. 

8 Bgl. die Bemerk. zu 8. 760, 
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ert wo eine folhe Verfügung nicht vorliegt, dürfte das an den Staat 

ögen nicht zu allgemeinen Staatszweden verwendet werden, fondern von 

tieſem Sweden Zunächſt Ahnlicher Art, daher cin Bermögen, das zu fpeciellen Zweden 
ins Oemeinwefens beftinimt war, Zwecken deſſelben Gemeinwefens zuzuwenden und fo, 
ze nicht dem wiberftreitende höhere ftaatlihe Rückſichten eintreten, den Intentionen 
der Gründer eines ſolchen Vermögens nach Thunlichkeit Rechnung zu tragen fein? 


= 


8. 28. 
Aus dem Verhältniffe eines Staatabürgers. 
Ten vollen Geunf der bürgerlichen Rechte erwirbt man durch die Staatsbürgerſchaft. 
Die Staatsbürgerſchaft in diefen Erbſtaaten ift Kindern eines öſterreichiſchen Staatsbürgers 
kur bie Gchurt eigen. 
8. 29. 
Die die Staatäbürgerihaft erworben werbe. 
rembe erwerbeg die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft durch Cintretung in einen öffent⸗ 
lichen Dienft; durch Antretung eines Gewerbes, defien Betreibung die ordentliche Anfäffigkeit 
im Lande nothwendig macht; durch einen in diefen Staaten vollendeten zehnjährigen ununter- 
brochenen Wohnſitz, jedoch uuter der Bedingung, daß der Fremde diefe Zeit hindurch ſich 
wegen eines Verbrechens leine Strafe zugezogen babe. 


8. 30. 


Aus ohne Antretung eines Gewerbeö oder Haudwerles, und vor verlanfenen zehn Jahren, 
taun bie Einbürgerung bei den politifchen Behörden angefucht, und von denfelben, jenachdem 
was Vermögen, die Erwerbfähigleit und das fittliche Betragen des Auſuchenden befhaffen find, 
verliehen werben. 
88. 31 unb 32. 
B Wie die Staataburgerſchaft verloren werbe. 


Dur die bloße Inhabung oder zeitliche Benutzung eines Laudgutes, Hanfes oder Grund⸗ 
I Müdes, durch die Anlenung eines Handels, ciner Fabrik, oder die. Theilnahme an cinem von 
beiden, ohne perſönliche Anfälfigteit in einem Lande diefer Staaten, wird bie öſterreichiſche 
EStaatsbürgerſchaft nicht erworben. 
Der Berluft der Staatsbürgerihaft durch Auswanderung oder durch Verchelihung einer 
SEtaatsbürgerin an einen Ausländer wird durch die Auswanderungsgefege beitimmt. 


Unter Staatsbürgerſchaft verfteht man den Inbegriff aller jener Rechte und Ber- 
a eiten, welhe daraus hervorgehen, daß Jemand Mitglied eines Lbeftinumten 
Staates iſt. 

Das A. b. G. B. (8. 28, Al. 2) kennt fein ſich auf den ganzen Umfang der 
Monarchie erftredendes, fondern blos ein befonderes fih auf die fog. Erbſtaaten, d. i. 
bie nicht zur ungariſchen Krone gehörigen Länder beziehendes Staatsbirgerredjt. Durch 
8. 23 der Reihsnerfajlung vom 4. März 1849 (R. ©. Bl., Nr. 150) war für alle 
Angehörigen ter öſterreichiſchen Monarchie ein allgemeines öſterr. Staatsbürgerrecht ge- 
ſchaffen worden. Obwol viefe Berfaffung mit ven Kaiſ. Bat. vom 31. Dec. 1851 
(R. ©. Bl. vom 3. 1852, Nr. 3) aufgehoben wurde, jo wurde doch in ber Darauf 
in beiden Reichshälften folgenven abſoluten Negierungsperiode an dent durch das Cabinets— 
fhreiben vom felben Tage (R. ©. Bl. 1852, Nr. 4) vorgezeihhneten Princip des Ein— 
heitöftaates feftgehalten und in Durchführung Diefes Princips, wontit Die Aufrehthaltung 
eines das ganze Territorium des Reiches umfaſſenden Stantsbürgerrehts von felbft 
gegeben war, die Wirkfamteit des A. 6. G. B. aud auf Ungarn und beffen Neben- 
ländern ausgedehnt, und dann auch in allen fonftigen, den Erwerb und Verluſt derjelben 
betreffenden Beziehungen tie vollkommenſte Uniformitit in allen Ländern der Monardie 

begründet. Mit der Anerkennung der ſtaatsrechtlichen Selbſtändigkeit Ungarns durch 
8. 3 des XII. Gej.-Artifels vom 3. 1867 wurde im Weſentlichen ber frühere, zur Zeit Der 


——— 





» Vgl. hierüber insbeſondere Brinz, ©. 1141 fg. 





44 Erfter Theil. Bon dem Serfonenreäte. 


Die Gründung eines folden Zwedvermögensd erfolgt in der Kegel durch Stiftun; 
baher man berlei Zwedvermögen felbft „Stiftungen“ zu nennen pflegt, wiewol es 
durch Sammlung von Beiträgen herbeigefhafff tweiben fann und umgekehrt aud 
porationsvermögen durch Stiftungen entftehen oder vermehrt werten fanı. Nach fi 
Neht bedürfen Stiftungen der ftaatlichen Beftätigung (Hof. vom 21. Mai 18 
Michel, Nr. 1064) ?. 

ad 3. Obwol die Gründung eines Privatzweckvermögens benkbarer Weile ı 
durch Sammlungen und Beiträge erfolgen kann, fo tft doch in Wirklichkeit der 
einzig vorkommende Yal der Entftehung eines jolhen Vermögens bie Familienſtift: 
Cie bedarf wie Etiftungen überhaupt (Hofb. von 21. Mai 1841) Der bebörbli 
Genehmigung. | - 


Die Vertretung und Verwaltung des Zweckvermögens erfolgt beim Staate 
den dafür beftehenden Gefeen, bei den Gemeinden und Corporationen nad) ben d 
beftehenden Statuten ®. Bei andern Zwedvermögen fteht e8 in ber Willkür des Etif 
au die Verkretimg und Verwaltung des geftifteten Vermögens zu beftimnen, wu 
feine diesbezüglichen Anordnungen ebenfalls der Beftätigung ber Staatsgewalt bedü 
Liegt eine Verfügung des Stifters nicht vor, fo trifft der Staat felbft bei der 


dann auch immer der Yall wenn das Gemeinweſen felbft endigt. b) Ber Dinmegfo 
des Vermögens. Jedoch genügt auch das Vorhandenfein bloßer Schülden, um 

Tortdauer bes Zweckvermögens annehmen zu können und daſſelbe bei Wiedererwerb e 
Activvermögens zur Bezahlung der Schulden zu verpflidten ©. c) Durch Hinwegfo 
des Zweckes. Hier entfteht die Yrage, was mit dent Vermögen zu gejchehen hat ?. 

Allgemeinen ift e8 wol ridhtig, daß mit dem Aufhören des Zmedes das für ihn beftu 
geweſene Vermögen als bonum vacans an ten Etaat füllt. Zunächſt ift e8 aber < 
unzweifelhaft, daß dadurch, daß ein Vermögen aufhört, Zmedvermögen zu fein, 

darauf bereitd erworbenen Rechte dritter Perfonen unberührt bleiben müſſen. &8 I 
darin feine Ausnahme von dieſer Regel, indem daſſelbe überhaupt bei erblofem $ 
mögen eintritt ®&_ Diefe Regel ſelbſt finvet aber nur dann Anwendung, wenn ı 
durch ftatutenmäßigen Beſchluß des Gemeinmefens über das Vermögen eine anbere 
fügung getroffen wirb, oder ter Stifter felbft für tiefen Fall Vorforge getroffen 





Zweckvermögen in bie erfte ober zweite Kate- frither ganz allgemein angenommenen Lehre 
gorie gehört, tit lediglich Der Zweck entfcheibent, juriftifchen Perfonen al® über bem Zr 
für ben es beftimmt ift, und nicht der zufällige  ftehbenbe und bas Vermögen beherrfchende ' 
Umftand, daß fih etwa eine Corporation Die ſönlichkeiten auffaßt, gibt zu, daß nach öf 
Grreihung des Zwedes zur Anfgabe geitelt Recht die behördliche Konfirmation „Die ( 
bat, 3.8. ber Orden ber Barmherzigen Brü- ftattung ber felbftändigen Verwendung 
der die Krankenpflege. Von biefem Geſichts- Vermögens zu ben fraglichen Zwed enthal 
punkte aus ift Überhaupt Das Vermögen der und behauptet nur, Daß nicht auch noch bie a 
religidfen Körperſchaften nicht in Die erfte, fon: fonderte Verleihung ber juriſt. Perfönlic 
bern in bie zweite Kaffe gehörig, inden das binzutreten müſſe (Unger, I, 350). Faßt 
ihnen zugemendete Vermögen ausichließlih zur“ ben Zwed ſelbſt als Zräger ber Vermög 
örderung und Hebung der Gottesverehrung rechte auf, fo kann dieſe Frage gar nicht r 
berbaupt, ober ne — ne entftebent. 
cultus, ober zur Pflege der Wilfenichaften, a8 . 5 af, 8, 2% : , 
deren Hanptrepräfentanten bie geiftlichen Orben 6 er s — F et pr * 
einft galten, und fonftiger gemeinnütziger Zwecke Salbbeit Fl u Bin S e 
und Werke der Nächftenliebe Ibeftimmt ift, welche 1137) kei Sei ‚es, wenn Brinz ( . In 
den jeweiligen Mitgliedern infolge der Ordens ) bei Gemeinweſen ganz von bem % 


= bandenfein eines Vermögens abftrahirt. T 
ne li en ber Spender nem auch das Gemeiniwefen ohne Bermi 


. beftehen Tann, fo eriftirt Doch bei Abban 
4 Andere nach gem. Rechte. Bol. Brinz fortbe 2 
©. 1096 fg., 1071; Winbſaeid (Suft), I fein jedes Vermögens auch fein Zweckvermö 
8. 60, Anm. 1 und bafelbft die daranf bezüg “ 2gl. bierlber Brinz, S. 1139 fo. 
liche Fiteratur, Auch Unger, welcher nach der e Vgl. die Bemerk. zu 8. 760, 










Haunpiſtück I. Vom den Rechten, welche ſich auf perfönt. Berhältniffe bezichen. 66. 28—32. 45 






Belt bert_aber, wo eine folhe Verfügung nicht vorliegt, dürfte das an ben Staat 

Sermögen nicht zu allgemeinen Staatszweden verwendet werden, fondern von 
rim zu Zweden zunächſt ähnlicher Art, daher ein Bermögen, das zu fpeciellen Zweden 
) —E beſtimmt war, Zwecken deſſelben Gemeinweſens zuzuwenden und ſo, 
zen nicht dem widerſtreitende höhere ſtaatliche Rückſichten eintreten, den Intentionen 
a Grũnder eines ſolchen Vermögens nach Thunlichkeit Rechnung zu tragen fein 9, 







« f 
1 


8. 28. 
Aus dem Verhältniſſe eines Staatsbürgers. 


Den vollen Gennß der bürgerlichen Rechte erwirbt man durch die Staatsbürgerſchaft. 
Die Staatsbürgerſchaft in diefen Erbftanten ift Kindern eines öſterreichiſchen Staatsbürgers 
tar bie Geburt eigen. 

8. 29. 
Bie die Staatsbürgerſchaft erworben werbe. 


; ärembe erwerben bie öſterreichiſche Stantsbürgerfchaft durch Eintretung in einen öffent: 
lichen Dienft ; durch Antretung eines Gewerbes, defien Betreibung die ordentliche Anfäffigteit 
im Lande notkwendig macht; durch einen in dieſen Staaten vollendeten zehnjährigen nnunters 
brochenen Wohrſitz, jedoch unter der Bedingung, da der Fremde diefe Zeit hindurch fid 
wegen eines Verbrechens Teine Strafe zugezogen habe. 


8. 30. 


Anh ohne Autretung eines Gewerbes ober Haudwerles, und vor verlaufenen zehn Jahren, 
sun Die Einbürgerung bei deu politifchen Bchörden angefucht, und von denfelben, jenachdem 
bad Bermögen, die Erwerbfähigleit und das fittlihe Betragen des Anfuchenden beichaffen find, 
verlichen werden. 

88. 31 und 32. 
Wie die Staatöbürgerfhaft verloren werde, 


Daurch die bloße Inhabnng oder zeitliche Benutzung eines Landgutes, Haufes oder Grund- 
Rüdes, durch bie Anlegung eines Handels, einer Yabrik, oder die Theilnahme an ciuem von 
teiden, ohne perſönliche Anfäffigteit in einem Lande diefer Staaten, wird die öſterreichiſche 
Eiantöhärgeriaft nit erworben. 

Der Berluft der Staatsbürgerſchaft durd Auswanderung oder durch Verehelidhung einer 
Etsstöbürgerin an einen Ausländer wird durch die Auswanderungsgeſetze beſtimmt. 


Unter Staatsbürgerſchaft verftcht man den Inbegriff aller jener Rechte und Ver— 
bindlichkeiten, melde daraus hervorgehen, dag Jemand Mitglied eines  beftimmten 
Staates ift. 

Tas U. 6. ©. 2. (8. 28, Al. 2) kennt fein fibh auf den ganzen Umfang ber 
Menarchie erjtredendes, fontern blos eu beſonderes ſich auf die for. Erbſtaaten, d. i. 
bie nicht zur ungariſchen Krone gehörigen Länder beziehentes Staatsbürgerrecht. Durd) 
8. 23 ter Reichsverfaſſung vom 4. März 1849 (R. ©. Bl., Nr. 150) war für alle 
Angehörigen ter öfterreihiihen Monarchie ein allgemeines öſterr. Staatsbürgerrecht ge- 
ſchaffen worden. Obwol diefe Berfaffung mit dem Kaif. Pat. vom 31. Dec. 1851 
RR. ©. Bl. vom 3. 1852, Nr. 3) aufgehoben wurde, fo wurde doch in ter darauf 
in keiten Reichshälften folgenden abſoluten Kegierungsperiove an dem durch das Cabinets- 
föreißben vom felben Tage (R. ©. 3. 1852, Nr. 4) vorgezeichneten Princtp des Ein- 
heitsſtaates feftgehaften und in Durchführung dieſes Princips, womit die Aufrechthaltung 
aned das ganze Territorium des Reiches umfafjenden Staatsbürgerrechts von felbit 
gegeben war, bie Wirkfantfeit des A. b. ©. B. aud auf Ungarn und deſſen Neben- 
ländern ausgedehnt, und dann and) in allen jonjtigen, den Erwerb und Berluft derfelben 
betreffenden Beziehungen tie vollkommenſte Uniformität in allen Yäntern ter Monardie 
begründet. Mit der Anerkennung der ftaatsrechtlihen Selbſtändigkeit Ungarns durch 
5. 3 des XII. Gej.-Artifels vom 3. 1867 wurte im Weſeutlichen ber frühere, zur Zeit der 


»Bgl. hierüber insbefondere Brinz, S. 1141 fg. 
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44 Erfter Theil. Bon dem Serfonenreäte. 


Die Gründung eines folden Zweckvermögens erfolgt in der Kegel durch Stiftun 
baher man berlei Zwedvermägen ſelbſt „Stiftungen“ zu nennen pflegt, wiewol es 
durh Sammlung von Beiträgen herbeigefhafff iwerben fann und umgefehrt audy | 
porationsvermögen durch Stiftungen entftehen over vermehrt werben fanı. Nach 3 
Recht bebürfen Stiftungen ver ftaatlihen Beftätigung (Hof. vem 21. Mai 1: 
Michel, Nr. 1064) *. 

| ad 3. Obwol die Gründung eines Privatzwedverınögens denkbarer Weiſe 
| durch Sammlungen und Beiträge erfolgen kann, fo tft doch in Wirklichkeit ver 
einzig vorfommente Fall ber Entftehung eines ſolchen Vermögens vie Familienſtift 
Cie bedarf wie Etiftungen überhaupt (Hofd. vom 21. Mai 1841) Der behörbl 
Genehmigung. — 


Die Vertretung und Verwaltung des Zweckvermögens erfolgt beim Staate 
den dafür beſtehenden Geſetzen, bei den Gemeinden und Corporationen nad) ben t 
beſtehenden Statuten ). Bei andern Zweckvermögen ſteht es in der Willkür des Stij 
auch vie Verfrefimg und Verwaltung des heftifieten Dermögens zu beitimmen, ii 
feine diesbezüglichen Anordnungen ebenfalls der Beftätigung der Staatsgewalt bebi 
Liegt eine Verfügung des Stifter nicht vor, fo trifft der Staat felbft bei der 
nehmigung oder bei cintretender Nothwendigkeit die nöthigen Anordnungen. 

Das Zweckvermögen hört als ſolches auf zu exiftiren: a) wenn ber Zwed_ent 
dem es zu dienen beftimmt ift. Dies ift bei Gemeinweſen, wenn das Vermögen 
blos ansfchlieklich zu ſpeciell beſtimmten Zwecken derſelben gewidmet ift, erft dann, 
dann audy immer der Wall wenn das Gemeinwejen felbft endigt. b) Bei Hinwegf 
des Vermögens. Jedoch genügt aud) das Vorhandenfein bloßer Schülbden, um 
Fortdauer des Zwedvermögens annehmen zu können und baffelbe bei Wieberermwerb 
Activvermögens zur Bezahlung der Schulden zu verpflichten ©. c) Durch Hinwegf 
des Zwedes. Hier entfteht vie Frage, was mit den Vermögen zu geſchehen bat 7. 
Allgemeinen ift e8 mol richtig, daß mit dem Aufhören des Zwedes das für ihn befti 
geiwefene Bermögen als bonum vacans an ten Staat füllt. Zunächſt ift e8 aber 
unzweifelhaft, daß dadurch, daß ein Verniögen aufhört, Zmedvermögen zu fein, 
darauf bereit8 erworbenen Rechte dritter Perfonen unberührt bleiben müflen. Es 
darin feine Ausnahme von Liefer Regel, indem bafjelbe überhaupt bei erblofem 
mögen eintritt ®  Diefe Regel felbft fintet aber nur dann Anwendung, wenn 
durch ftatutenmäßigen Beſchluß des Gemeinmwefens über das Vermögen eine andere” 
fügung getroffen wird, oter ter Stifter felbft für dieſen Fall Vorſorge getroffen 





Zwedvermögen in bie erfte ober zweite Kate- | früber ganz allgemein angenommenen Lehr 
gorie gehört, iſt lediglich der Zwed entſcheidend, juriftifhen Berfonen als über dem 3 
fir den es beſtimmt ift, und nicht der zufällige | ftebende und das Vermögen beberrfchende 
Umftand, daß ſich etwa eine Corporation die | fünlichkeiten auffaßt, gibt zu, daß nach 8 
Erreichung des Zweckes zur Aufgabe geftellt | Recht bie behörblide Konfirmation „Lie 
bat, 3.8. ber Orten der Barmberzigen Brü: | ftattung ber jelbftändigen Zerwenbung 
ber die Kranfenpflege. Bon biejen Gefichts- | Vermögens zu dem fraglihen Zweck entha 
punfte aus ift überbanpt das Bermögen der | und behauptet nur, baß nicht auch noch bie, 
religiöfen Körperfchaften nicht in bie erjte, fon: | fonderte Verleihung ber jurifl. Perſönli 
bern in Die zweite Klaffe gehörig, indent Das | hinzutreten müſſe (Unger, I, 350). Faßt 
ihnen zugewenbete Vermögen ausichließlich zur"| den Zmed felbit ale Träger der Werniös 
örderung und Hebung der Gottesverehrung | rechte auf, fo kann dieſe Frage gar nicht 
überhaupt, oder a — Xſigiene entſtehen. 
cultus, ober zur Pflege der Wifjenichaften, ale | . 5 af, 8. 28 : , 
deren Hauptrepräfentanten bie geiftlichen Orden 6 er s — vi et p s- 
einft galten, und fonftiger gemeinnitiger Zwecke Hafkbeit Re a Bun S 
und Werke ber Nächftenliebe ſbeſtimmt ift, welche seit beruht ed, wenn Brinz (S. 1 
1 44 — 1137) bei Gemeinweſen ganz von dem 
den jeweiligen Mitgliedern infolge der Ordens⸗ nn . 
eliihde und nad) den Intentionen der Spender hanbenfein eines Vermögens abftrahirt. 5 
8 = wenn auch das Gemeinmwefen ohne Berm 


des Vermögens obliegen. m 
« Anbers nach gem. Rechte. Vgl. Brinz, ortbefteben kann, fo exiſtirt doch kei Abhaı 


BB ER 3 in jedes Vermögens auch fein Zweckverm 
S. 1096 fg., 1071; Windſcheid (2. Aufl.), I ſein Je 
8. 60, Anm. 1 und bafelbft die darauf hezlig. | Dot. hierüber Brinz, S. 1139 fg. 
Jiche Literatur. Auch Unger, welcher nach der ° Bol. Die Bemerk. zu $. 760, 


















Geaptkäd 1. Bon ben Nechten, welde ſich auf perfönt. Berhältniffe bezichen. 66. 28-32. 45 


BR bert aber, wo eine folhe Berfügung nicht vorliegt, dürfte das an den Staat 

Bermögen nicht zu allgemeinen Stantszweden verwendet werben, fonbern von 

en ml Rap er Art, daher ein Bermögen, das zu fpeciellen Zwecken 

| il en Iween deſſelben Gemeinweſens zuzuwenden und ſo, 

nicht dem ——eS — höhere ſtaatliche Rückſichten eintreten, den Intentionen 
ir Oränber ‚eines ſolchen Vermögens nach Thunlichkeit Rechnung zu fragen Jein ®. 


8. 28. 
Aus dem Berhältniffe eines Staatsbürgers. 
a uallen Geunß ber bürgerlien Rechte erwirbt man durch die Staatsbürgerſchaft. 
Die Staatsbürgerſchaft in dieſen Erbſtaaten ift Kindern eines öſterreichiſchen Staatsbürgers 
isch die Geburt eigen. 
8. 29. 
Wie bie Staataburgerſchaft erworben werbe. 

Srembe erwerbeg die öfterreigiiche Staatsbürgerſchaft durch Eintretung in einen öffent 
Kies Dienſt; durch g eines Gewerbes, deſſen Betreibung die ordentliche Anſäſſigkeit 
in Lande nothwendig macht; * einen in dieſen Staaten vollendeten zehnjährigen nunnter⸗ 
Sescgenen Wohrnſitz, jeboch unter ber Bedingung, daß ber Fremde dieſe Zeit hindurch fi 
wegen eines Verbrechens leine Strafe zugezogen babe. 


8. 30. 


An ohne Autretung eines Gewerbes oder Handwerles, und vor verlanfenen gehn Jahren, 
-Iaun bie Einbürgerung bei deu politifchen Bchörden angelucht, und von denfelben, jenachdem 
bes Bermögen, bie Erwerbfähigleit uud das fittliche Betragen des Anfuchenden beſchaffen find, 

| 88. 31 und 32. 

Wie die Staatsburgerſchaft verloren werbe. 


Tut Die bloße Inhabung oder zeitliche Benubung eines Landgutes, Hanfes oder Grund⸗ 
Mides, durch die Aulegung eines Handels, einer Fabrik, oder die Theilnahme an einem von 
keiden, ohne ꝓerſönliche Anfäffigteit in einem Lande diefer Staaten, wird die öſterrtichiſche 
Etaatsbũrgerſchaft nicht erworben. 

Ter Berluft der Staatsbürgerfchaft dur Auswanderung oder durch Verehelichung einer 
Einstöbärgerin an einen Ansländer wird durch die Auswanderungsgefee beftimmt. 


Unter Staatsbürgerfchaft verfteht man den Inbegriff aller jener Rechte und Ver— 
bindlichkeiten, welche daraus hervorgehen, daß Jemand Mitglied eines beftimmten 
Staates ift. 

Das U. b. G. B. (8. 28, Al. 2) kennt fein fi auf den ganzen Umfang der 
. Monarchie erjtredendes, fordern blos ein befonveres fih auf die fog. Erbſtaaten, d. i. 
bie nicht zur ungarifchen Krone gehörigen Länder beziehendes Staatebürgerredt. Durch 
8. 23 der Reichöverfaflung vom 4. März 1849 (R. ©. Bl., Nr. 150) war für alle 
Angehörigen der öfterreihiihen Monardie ein allgemeines öfterr. Staatsbürgerredit ge: 
haften worden. Obwol diefe Berfaffung mit dem Kaiſ. Pat. vom 31. Dec. 1851 
(8. ©. 3. vom 3. 1852, Nr. 3) aufgehoben wurde, fo wurde dod in ber Darauf 
in keiten Reichshälften folgenben abfoluten Kegierungsperiope an tem durch Das Cabinets— 
fhreiben vom felben Tage (R. G. Bl. 1852, Nr. 4) vorgezeichneten Princip des Ein- 
heitsſtaates feftgchalten und in Durchführung dieſes Princips, womit Die Aufrechthaltung 
eines das ganze Territorium des Reiches umfaſſenden Ctaatsbürgerrehts von felbft 

gegeben war, bie Wirffamfeit des A. 6. ©. B. auch auf Ungarn und deſſen Neben- 
ländern ausgedehnt, und dann and) in allen fonjtigen, ben Erwerb und Berluft derfelben 
betreffenden Beziehungen vie vollflommenfte Uniformität in allen Ländern der Monarchie 
begründet. Mit ter Anerkennung ber ftantsrechtlidhen Selbftändigfeit Ungarns durd) 
8. 3 des XII. Gef.-Artifeld vom 3. 1867 wurde im Weſentlichen der frühere, zur Zeit der 





® Bgl. hierüber insbefondere Brinz, ©. 1141 fg. 


46 Erfter Theil. Bon dem Nerfoneurchte. 
Publication des A. b. ©. B. beftandene Zuftand wieder hergeftellt und dieſes auch durch 
Art. I. des Staatsgrundgefeges vom 21. Dec. 1870 (R. ©. Bl., Nr. 142) an 
erfannt 1, 2, 

‚Die öfter. Staatsbürgerſchaft wird erworben: 1) durch die Geburt von öſterr. 
Stantsbürgern (8. 28), Da eine öfterr. Staatsbürgerin burd ihre Verheirathung 


mit einem Ausländer die öfterr. Staatsbürgerſchaft verliert ?, und eine Ausländerin 


burdy ihre Verehelichung mit einem öfterr. Staatsbürger die Stantsbürgerfchaft er 


wirbt *, fo erlangen aud die ehelihen Kinder eines öſterr. Staatsbürgers immer bie - 


öfterr. Staatsbürgerfchaft. Bei unehelihen Kindern kommt e8 auf die Eigenfchaft ber 
Mutter an. Durch Vegitimation erwerben nur die zur Zeit ver ftattfindenden Legiti- 
mation noch nicht eigenberechtigten Finder die Stantsbürgerfchaft®. Dur Adoption 
und Uebernahme in die Pflege wird bie öſterr. —— — 
Der Ort der Geburt iſt gleichgültig, es ſchadet alſo nicht, wenn ẽ 

oder im Auslande erfolgt. 2) Durch zehnjährigen in den öſterr. Staaten vollendeten 
ununterbrochenen Wohnſitz, wenn ſich der Fremde während dieſer Zeit nicht wegen eines 
Verbrechens eine Strafe zugezogen hat ($. 29), und wenn ihm das Heimatrecht in 
einer öfterr. Gemeinde verliehen wird (88. 2 u. 8 des Heimatgeſ. vom 3. Dec. 1863). 
Es ift fi hierüber bei der Landesſtelle gehörig auszumeifen und ber Unterthanseib zu 
leiften, zu welcher Eivesablegung ver Fremde nicht eher zugelaffen werben foll, als bis 
fi) die Tandesftelle die Ueberzeugung verfchafft hat, daß er ſich durch dieſe zehn Fahre 


ı „‚zür alle Angehörigen der im Reicherathe 
vertretenen Königreihe und Länder befteht ein 
allgemeines öfterr. Staatsbürgerrecht.“ 
bes Staatsgrundgefehes vom 21. Dec. 1867, 
R. DB, Nr. 142. — Daraus folgt aber 
nicht, daß Die Angehörigen der ungarifchen 
Krone als Ausländer zu behandeln find — was 
fie aus dem Grunde nicht find, weil den zum 


Königreihe Ungarn gehörigen Ländern zwar 


nahezu vollftändige innere ftaatliche Selbftänbig- 
keit, nicht aber folhe in Betreff ber auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten zutommt ($. 8 des XII. 
Geſ.⸗Art. v. 3. 1867), fondern fie werben nur 
berjenigen Rechte nicht theilbaftig, zu Deren 
Genuß das Staatöbllrgerrecht in ben im Reiche» 
rathe vertretenen Ländern ein gejetliches Re⸗ 
quifit ift, fo 3. B. zur Erlangung eines Staats⸗, 
Landes» oder Gemeindeamtes in einem ber im 
Reichsrathe vertretenen Ränder (Art. 3 d. Gef. 
vom 21. Dec. 1867, 8. ©. Bl., Nr. 142, und 
dazu Bericht Der von ber Juriſt. Gefellfchaft in 
Wien infolge bes Yeiftmantel’fhen Antrags 
gewählten Commiffion, ©. 4), zur Ausübung 
der Advocatur ($. 1, Lit. a ber Advocaten⸗ 
ordnung vom 6. Juli 1868, R. ©. Bl., Nr. 96, 
vgl. mit $. 2, Al. 1 des SHeimatgefehed vom 


8. Dec. 1863); Dagegen nicht zum Antritt eines 


Gewerbes, indem hierzu die Staatsbürgerfchajt 
fein gefegliches Erforderniß ift, fondern nur 
Ausländer wol einer bejonberen Bewilligung 
bedürfen (8.10 Gew. O.), ohne jedoch dadurch 
zugleih die Staatsbürgerfchaft zu erwerben 
(Kaif. Bdg. vom 27. April 1869, R. ©. Bl., 
Nr. 108). — Die Beftimmungen ber 88. 4, 
34—37 und 300, A. b. G. 3. finden auch auf 
Ungarn, beziehungsweiſe deſſen Angehörige An- 
wendung, inſoweit öfterr. Gerichten bie Eitt> 
ſcheidung zukommt, indem fie Die Normen ent- 
halten, (nach welchen bei ber Colliſion örtlich 
verjchiedener Rechte vorzugehen iſt. — Dafjelbe 
gilt auch von den betreffenden ftrafrechtlichen 
Beitimmungen. — Dgl. au 8. 6 fg. bes 


Srrafgejetentwurfes vom I. 1867, und über 


Art. I 


das Ganze ben obeitirten Bericht der Iurifl. 
Sejellichaft in Wien. 

® Nah öſterr. Gefehen Tann kein öfter. 
Staatsbürger in einem anderen Gtaate das 
Staatsbürgerrecht befiten. Convention zwifchen 
ben Höfen von Wien, St. Petersburg unb 
Berlin vom 3. Mai 1815 (Pol. G. S., XLIH, 
204). Diefer Grundfak findet auf Ungarn 
feine Anmendung. Es kann Jemand in 
beiden Reichshälften die Staatsbürgerſchaft be- 
fiten. ©. auch $. 5, Lit. b, ber Fin. M. 
Bbg. vom 2. Oct. 1868, R. G. BL, Ar. 185. 


3 8, 19 bes Kaif. Pat. vom 24. März 1832 

. ©. ©., Nr. 2558). 

* Hoftzb. vom 23. Febr. 1833 (I. ©. S., 
Nr. 2595). 

5 Nach 8.2 des Geſetzes vom 3. Dec. 1863 
(R. ©. Bl., Nr. 105, SHeimatgefeh) koönnen 
nur Staatsbürger das Heimatrecht in einer 
Gemeinde erwerben. Nah $. 6 ebend. find 
aber umeheliche Kinder in jener Gemeinde 
heimatberechtigt, in welcher ihrer Mutter zur 
Zeit ihrer Entbindung das Heimatrecht zufteht, 
unb werben legitimirte Kinder, infofern fie 
nicht eigenberechtigt find, in jener Gemeinde 
beimatberechtigt, in weldyer ihr Bater zur Zeit 
ber ftattfindeuden Legitimation das Heimatrecht 
befitt. Früher ging die berrfchende Anficht 
babin, Daß dur Legitimation bie äfterr. 
Staatöbürgerfchaft nicht erworben werde (vgl. 
Harım, in Haimerl's Magazin, x, 254; 
Unger, Spftem, I, 294). 

® Das Hofkzd. vom 5. Nov. 1814 (J. G. S., 
Nr. 1108) erklärt ausdrücklich, daß die im 8. 188 
ausgeſprochene Gleichberechtigung ber Adoptiv⸗ 
kinder mit den ehelichen Kindern ſich nicht auf 
Berechtigungen beziehe, welche ſich auf die po⸗ 
litiſchen Geſetze gründen. Auch beſtimmt 8. 6 
des Geſetzes vom 3. Dec. 1863, daß durch 
Annahme an Kindesſtatt oder Uebernahme in 
die zſlege das Heimatrecht nicht begründet 
werde. 


I‘ 


| 





geben habe ?. 
bürger ®. 4) Durch bejontere Verleihung. 


niſterinms vorbehalten 9, 10, 


Hauptſtück I. Bon den Rechten, welche ſich auf perfüni Verhältniſſe bezichen. 66. 28—32. 
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ſindurch nicht nur wegen feines Verbrechens cine Strafe zugezogen, ſondern fid) auch 
fenft fortwährend gefittet und ruhig betragen und durch feine Aufführung und „gezeigte 
Denkungsart niemals zu einem gegründeten Verdachte“ oder einer Beſchwerde Anlaß ge: 
3) Durch Berehelihung einer Ausländerin nit einem öſterr. Staats: 
Das Recht dazu ftcht der politifchen Landes⸗ 
Refle zu, und nur die Aufnahme politiſch Bedenklicher ift ver Beſchlußfaſſung tes Mi— 
5) Da das Heimatreht Die Erwerbung des Staatsbürger: 
schts zur Vorausſetzung hat (8. 2, Al. 1 des Heimatgeſ. von 3. Dec. 1863), jo find 
alle jene Falle der Erwerbung des Heimatrechts hierher zu rechnen, in denen dieſe ohne 


teraudgegangene Berleihung bed Staatsbürgerrechts ftattfintet I. 
Wenn ein Ausländer die öſterr. Staatsbürgerſchaft nad) den SS. 29, 30 U. 6. 
G. 8. erlangt, wird fie dadurch nicht auch zugleich deſſen zur Seit ter Bewerbung 


bereits großjährigen Kindern erworben !?. 


Ebenfo ift die im $. 29 nornirte Erwerbungsart des öſterr. Staatsbürgerrechts 
„durch Cintretung in einen öffentlichen Dienſt“ infolge des Art. 3, Al. 2 des Staats- 
gruntgefeßes vom 21. Dec. 1867 (R. ©. Bl., Wr. 142) außer Kraft getreten, indem 


biernady der Ermwerbung öffentlicher Aenıter die Erwerbung der 
verauszugehen hat und davon abhängig ift 13. 


öfterr. Staatsbürgerfchaft 





Tr Hoikzd. vom 1. März 1833 (I. G. S., 
Rr. 2597). 

° Holle. vom 23. Febr. 1833 (3. ©. S., 
Ar. 2595). 

mM. Bog. vom 27. Oct. 1859 (R. ©. Bl., 
Nr. 1%). 

10 Die Beibringung ber Entlaffung aus 
bem bisherigen Staatsverbande ift in der Regel 
nicht vorgeichrieben (Hoflzd. vom 28. Aug. 1817, 
Pol. ©. S. XLV, 326). Nur bei Berleibung 
ber Staatöbürgerfehaft an ſolche der Militär— 
pfliht unterliegenden Perſonen, bie aus Staaten 
find, mit welchen Cartelsconventionen beftehen, 
it vorläufig die Beibringung des Auswande⸗ 
rungsceufenje® ober einer glaubwürdigen Nach— 
weiſung Der erfüllten oder nachgefebenen Mili— 
tärpflicht erforberlih (Hoitzd. vom 22. März 
1832, Pol. G. S., LX, 35, J. G. S., Nr. 2550. 
Keſondere Vorſchriften beſtehen in dieſer Be— 
ziedung in Anſehung der bairiſchen Unterthanen. 
Vgl. Michel, Handbuch des allgem. ‘Privat: 
rechts fiir Das Kaiſerthum Oeſterreich (Timütz 
1853;, I, Ver. 73- 75; Stubenrauch, I, 85. 

u Tie Ermerbungsarten des Heimatrechts 
duch Geburt und DBerebelihung (88. 6 u. 7 
des Heimatgei.) fallen mit Den im Terte unter 
Ziff. 1 und 3 aufgeführten Erwerbuugsarten 
des Staatsbürgerrechts zuſammen. — Dagegen 
find folgende Fälle von Bedeutung: a) Heimat 
leje, d. ti. ſolche Perſonen, Deren Heimatrecht 
gar Zeit nicht erweislich iſt, werden nach Den 
Befſtimmungen des 8. 19 fg. d. Heimatgeſetzes 
einer Gemeinde zugewiefen, in welcher ſie ſo 
lange als heimatberechtigt zu behandeln ſind, 
bis Das ihnen zuſtehende Heimatrecht ausge— 
mittelt iſt ober bis ſie anderswo ein Heimat; 
reht erworben haben. Heimatloſen* Find. 
lingen gebührt Das Heimatrecht in jener Ge— 
meinde, in welcher fie geboren wurden, oder, 
wenn ibr Geburtsort unbekannt iſt, in der Ge— 
meinde, in welcher ſie aufgeſunden wurden, und 
wenn ber Fundort unbefaunt iſt, im jener Ge— 
ıneinde, in melder fich Die Anftalt Befindet, in 
ber fie allenfalls in Berpflegung geftanden haben, 
ober endlich in derjenigen Gemeinde, im welcher 


fie zur Beit Des in Frage gekommenen Heimat— 
rechts angetroffen werben (88. 18 und 19 des 
eit. Geſ.). db) Perionen, welche die Stuats> 
bürgerſchaft verloren haben, infolge ven Staate- 
verträgen aber wieder übernommen werden 
miüffen, ober welche in den djterr. Stuat, um 
Dafelbft zu verweilen, twicderfehren und deren 
Uebernahme von einem anderen Staate nicht er- 
zielt werden kann, treten im Das Heimatrecht 
zurück, welches fie vor den Berlufte der Staats⸗ 
bürgerſchaft hatten (8. 16 Des cit. Geſ.). 

* Daß fich der $. 19 des G. vom 23. Dec. 
1863 nur auf beimatloje Findlinge bezieht, ift 
auch ausgefprodhen in Dem von ber „Neuen 
Freien Prefje” vom 22. Det. 1867 mitgetbeilten 
Erlaffe Des M. Des Innern. 

12 Hofkzd. vom 30. Aug. 1832 (I. ©. S., 
Nr. 2573, Bel. G. S., LX, 2395. 

13 Unter öffentlichen Aemtern ſind außer den 
Landes: und Gemeindeämtern nur ſolche. Staats. 
ämter zu verſtehen, Deren Wirkſamkeit ſich aus» 
ſchließlich auf die im Rechtsrathe vertretenen 
Länder bezieht (ſ, den oben Mm. 1 cıt. Bericht 
der Juriſt. Geſellſchaft in Wien). Hierher 
find Die für beide Reichsbälften beſtehenden 
gemeinſamen Miniſterien nicht zu rechnen 
und es kann dem Eintritt in ſolche gemein— 
ſame Staatsämter in Betreff der Erwerbung 
des Staatobürgerrechts im Dev weſt öſierr. 
Reichshälfte um jo weniger eine Bedeutung 
beigelegt werden, Die Den auf Diele Reichs- 
bälfte beichräntten Staatsämtern zukommt, als 
die gemeinſamen Staatsämter auf ganz anderer 
ſtaatorechtlicher Grundlage, ala der Dem 8. 29 
A. b. © B. zur Vorausſetzung dienenden, 
beruhen. Turch den Eintritt in die Armee 
wurde ſchon früher nicht ohne Weiteres das 
Staatsbürgerrecht erworben (j. S. 34, 1. Aufl. 
dieſes Werkes). — Nach 8. 9 des 12. Geh. 
Art. vom J. 1867 gehört das Kriegoweſen 
ebenfalls zu den gemeinſamen Yrgelegenbeiten. 
Ier in das Heer eintreten will, muß Die Staats⸗ 
bürgerſchaft in einer der beiden Reichshälften 
bereits beſitzen (5. 16, Lit. a des Wehrgeſebes 
ven 9. Dee. 1568, R. G. Bl., Ar 151). 


48 Erfter Theil. Bon dem Serfonenreäte. 


Die Staatsbürgerfhaft wird verloren: a) durch Verehelichung einer öfter. Staat: 
bürgerin mit einem Ausländer (8. 32 U. b. ©. 3., 8. 19 des Auswanderumgspatent# 
von 21. März 1832, 3.8. S., Nr. 2557). Wird fie Witwe, fo kann fie die öfter, 
Staatsbürgerfhaft nur wie jede andere Ausländerin erwerben (8. 20 dieſ. Pat.); 
b) Durch Auswanderung (8. 32 4.6.6. B., 88. 9 u. 10, Lit. a des cit. Bat) 
Die Freiheit der Auswanderung ift von Staats wegen nur durch bie, MWehrpflicht he 
Ihränft (Art. 4 des Staatsgrundgefeges vom 21. Dec. 1867, R. ©. Bi, Nr. 142) W, 
Die Beftimmung bes 8.29 A. b. G. B., daß die Staatsbürgerſchaft auch durch Antretung 
eines Gewerbes, deſſen Betreibung die ordentliche Anſäſſigkeit im Lande erforderlich 
macht, erworben wird, wurde durch die Kaiſ. Vog. vom 27. April 1860 (R. ©. Bl. 
Nr. 108) außer Kraft gefett. 










8. 33. 

Rechte der Fremben. Du . ; u 

Den Fremden kommen überhanpt gleiche bürgerliche Rechte und Verbindlichleiten mit den 

Eingeborenen zn, wenn nicht zu dem Genufle dieſer Rechte ausdrädiic die Eigenſchaft eines 

Staatsbürgers erfordert wird. Auch müſſen die Fremden, um gleiches Recht mit den Ein 

geborenen zu genichen, in zweifelhaften Fällen beweifen, daß der Staat, dem fie angehören, 

die hierländifhen Staatsbürger in Nudjicht des Rechts, wovon die Frage ift, ebenfalls wie 
die feinigen behandle. 

Die öfterr. Geſetzgebung ftellt in wiederholten gejeglihen Beitimmungen, fo aud 

im vorftehenden Paragraph und neueftens wieder im 8. 51 €. D., in Mebereinflimmung 

mit faft allen neueren Gefeßgebungen ven Grundſatz auf, daß Fremde privatrechtlich im 

der Regel diefelben Rechte genießen, wie die Einheimifchen, wenn der Staat, dem fie 

angehören, die äfterr. Staatsbürger ebenfalls wie feine eigenen Unterthanen behandelt 


* 
5 


+ An > 


(fogenannte formelle Reciprocität) !._ 





Ausländer Lönnen nur ausnahmsweiſe mit Be⸗ 
willigung bes Kaifers zugelaffen werden, wenn 
fie fih mit ber unbedingten Erlaubniß ihrer 
Regierung bierzu ausmweifen (8. 16 a. E. bes 
Wehrgeſetzes). 

14 Fraglich it e8, ob benjenigen, welcher 
fih, um der FE zu entgehen, ine 
Ausland begeben bat, außer ben durch Das 
Wehrgeſetz angeordneten Strafen aud) noch Die 
durch das Auswanderungspatent auf bie un—⸗ 
befugte Auswanderung verhängte Rechts- und 
fonftige Nachtheile treffen? — Nach dem Wort- 
laute bes Art. 4 des Staatsgrundgefees vom 
21. Dec. 1867, R. ©. Bl., Nr. 142, wurde 
zwar zumächft nur das Berbot auszumanbern 
auf bie Wehrpflichtigen eingefchränft und ift 
dadurch, daß die Auswanderung in ben weitaus 
meiften Fällen obne Weiteres geftattet ift, für 
bie auch jett noch ımerlaubten Fälle berfelben 
an fi nichts geändert worden. Da jetod 
Durch ben berufenen Art. des Staatsgrundge- 
fees bas dem Auswanderungspatente zu Grunde 
liegende Brincip, baß ſchon die Auswanderung 
als folche ohne behördliche Bewilligung ftrafbar 
fei, aufgegeben wurde, jo kann, wenn ber Aus- 
wanberer feiner Webrpflicht nicht Genüge leijtet, 
nur die Nichterfüllung ber Wehrpflicht und 
nicht auch noch die an fi) ganz erlaubte Aue- 
wanberumg beftraft werden. — Für die Ridıtig- 
feit dieſer Auffaffung ſpricht auch noch Die Er⸗ 
wägung, daß das nad dem Staatsgrundge- 
fee vom 21. Dec. 1867 erfloſſene Wehrgeſetz 
nicht unterfcheibet, ob der Stellungspflichtige 
im Inlande geblieben oder ſich in das Ausland 


begeben hat, und ber Brundfa lex posterior 
derogat priori bier um fo unzweifelhafter 
Anwendung findet, als Die Strafbeftimmungen 
des Ausmanberungspatentes bem ganzen Geiſte 
unferer neueren Gefetgebung (jo namentlich 
ben Gefete vom 15. Nov. 1867, R. &. BL, 
Nr. 131) wiberfprechen. ©. auch ben Beridt 
ber Majorität ber oben in Anm. 1 bezeichneten 
Conmiffion der Juriſt. Geſellſchaft in Wien 
(S. 4), welche jedoch entſchieden zu weit gebt, 
wenn fie das Answanderungspatent feinem 
ganzen Umfange nad für aufgehoben erachtet, 
indem darin auch Beſtimmungen vorkommen, 
welde mit ber Frage, ob Iemand auswandern 
Darf und melde Strafen den unbefugten Aus- 
wanderer treffen, nichts gemein haben; fo bie 
88. 19 ımb 20 d. Bat., welche beftinmen, baß 
eine öfterr. Staatsbürgerin bie Staatsbärger- 
ihaft durch Verehelichung mit einem Ausläuber 
verliert und fie nach beifen Tode nicht wieber 
von felbft erwirbt. 

I Sie ift verfchieden von ber materiellen 
Reciprocität, nah welcher ber Fremde genau 
nad benfelben Gefeßen beurtheilt wirb, nad 
denen der öflerr. Staatsbürger in dem Staate, 
weldent ber Fremde angehört, behandelt wirb. 
Eine Anwendung dieſes Grundſatzes enthält 
das Patent von 12, Dec. 1785 (3. ©. S., 


Nr. 502), wonadh Die Handlungsbücher ber in. 


ben kaiſ. Erblanden befindlihen Kaufleute bie 
Wirkung eines Beweifed gegen ausmwärtige 
Hanbelsfreunbe ebenfo lange beibehalten, als 
dDiefe Wirkung nah ben in fremden 
Staaten beftebenden Gefeten ben Haud⸗ 








Senptiad I. Bon den Rechten, welche ſich auf perfänt. Berhättniffe beziehen. 66. 33—36. 49 


Berven öfter. Staatsangehörige in einem fremden Staate im Verhältniß zu ben 
rigen deſſelben zurüdgefegt, fo ift das in jenem Staate gegen Oeſterreicher 
Ausnahmsgeſetz auch in Defterrei) auf den Fremden anzumenden (Wieder- 
‚ _NRetorfion).__ Dabei wird aber weſentlich vorausgefeßt, daß ter fremde 

den Hier, —E wirklich einem nachtheiligeren Nee unterwerfe 2. 
zweifelhaften allen hat der Fremde, um — *— echt mit den Einheimiſchen zu 
sehen, die Sleichftellung der öſterr. Etantsbürger mit den eigenen Staatsangehörigen 
r erweilen. Diefer Beweis entfällt, wenn fehon ein inläntifches Geſetz über tie Art 
e Behandlung puklicirt (jura novit cura), oder wenn tiefe Gleichftellung notoriſch ift. 
isch hat ver Richter nicht die gewöhnlichen ciwilprocefiualifchen Regeln über ven Be- 
eis in Anwendung zu bringen, und barf vielmehr felbft für die Herbeifchaffung ber 
kweisntittel forgen, da die Behandlung der öfterr. Unterthanen im YAuslande nicht 
ter die Kategorie einer bloßen Thatſache fällt >. 

Wenn aber auch den Fremden regelmäßig Liefelben Rechte zugeftanden werden, 
elde den öſterr. Staatsbürgern zulommen, fo ift damit noch feineswegs die Frage 
Her, nach melden Geſetzen der Fremde und ber öfterr. Staatsbürger in feinen Redhts- 
rbältniffen mit Ausländern zu beurtheilen jet. 

Die DBeftimmungen hierüber bilden das fogenannte internationale Privatrecht, 
svon vorzüglich die 88. 34—37, dann die SS. A und 300 A. b. ©. B. handeln?. 


8. 34. 


Die perfönlihe Fähigkeit der Fremden zu Rechtsgeſchäften ift insgemein nach den Gefeen 
W Ortes, denen der Fremde vermöge feines Wohnfiges, oder, wenn er feinen eigentlichen 
Behufis bat, vermöge feiner Geburt als Unterthan unterliegt, zu beurtheilen, infofern nicht 
ie einzelne Fälle in dem Geſetze etwas Anderes verordnet if. 


8. 35. 


Ein von einem Ausländer in diefem Staate unternommened Geſchäft, wodurd er Anderen 
dechte gewährt, ohne diefelben gegenfeitig zu verpflichten, ift entweder nad) diefem Geſtetzbuche, 
ber aber nad dem Geſetze, den der Fremde als Unterthan unterliegt, zu beurtheilen; je 
wäbem das eine oder das andere Geſttz die Gültigkeit des Geſchäftes am meiſten begünftigt. 


8. 3b. 
Penn ein Ausländer bier Landes ein wecjelfeitig verbindendes Geſchäft mit einem 
Blastäbürger eingeht, jo wird es ohne Ausnahme nad dieſem Geſetzbuche; dafern er es aber 


nit einem Ausländer flieht, nur dann nad) demjelben beurtHeilt, wenn nicht bewieſen wird, 
ich bei der Abſchließung auf cin anderes Recht Bedacht genommen worden fei. 


mugsbühhern daſelbſt zugeftanden ift, ferner Bal. Stuben: 


08 Hofd. vom 4. Mai 1787 (3. G. S 


wo. 


observando reciproco erfordert. 
rauch (2. Aufl), I, 92. 


Rr. 676), wonach auch Las vorſchriftsmäßig ge: 
übrte ausläntifche Handlungsbich gegen einen 
Ialänder jo lange Bemweisfraft hat, als in Dem 
etreffenden Staate den inländifhen Handlungs: 
üchern Beweiskraft zugeftanden wird. Diefe 
torichrift murbe durch das Einf. ©. zum 9. ©. 
om 17. Dec. 1862 aufrechterhaften. Art. 34. 
9. ©. und 88. 19, 20 und 22 Einf. ©. 
m H. ©. Bol. Unger, Syſtem, I, 305, 
am. 31. 

2 S. ſolche Fälle ber Netorfion bei 88. 356, 
35—540, Anm. 10. 

® Bgl. Unger, Syflem, I, 306, 307. In 
anchen Fällen ift ber Beweis burch Öffentliche 
Aımben der auswärtigen Behörden zu er 
ingen. Bei Bermögenserportationen wird bie 
kibringung ber fogenannten Weverjalien de 


Kichfletter, Sommentar. 2, Aufl 


1Wenn man ter Dem internationalen Pri- 
vatrechte eines beſtimmten Staates jene Nor— 
men verſteht, nach welchen die Rechtsverhältniſſe 
der Ausländer unter ſich und mit Den Ange: 
börigen Diefes Staates in eben dieſem Ztaate 
beurtbeilt werden, fo gehörk die Yebre Davon 
gewiß in Das Privatrecht Diefes Staates, und 
es gibt dann allerdinge ein üfterreichiiches, 
preußifchen, franzöfifches internationales Privat - 
recht, und Die Bemerkung Berger's (Kritiſche 
Beiträge, Z. 18), es gebe ebenſo wenig, als 
es ein hölzernes Eifen gibt, ein internationales 
öfterreichtfches, preußifches, franzöſiſches Recht, 
und für Die Behandlung Deifelben müſſe eine 
andere Stelle verfpart werden, ala im Syſteme 
eines bejtimmten pofitiwen Rechts ſelbſt, iſt 
daher nicht zutreffend. Vgl. aud Harum in 
Haimerl's Magazin, XV (1857), 150. 


4 
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50 Erſter Theil. Bam dem Perſonenrechte. 


8. 37. 


Denn Ausländer mit Ausländern, oder mit Unterthauen dieſes Staates im Aus 
Rechtsgeſchäfte voruchmen, fo find fie nad den Geſetzen des Ortes, wo dad Geigäft 
fhloflen worden, zu benrtheilen, infofern bei der Abichliehung nicht offenbar ein anderes 
zum Grunde gelegt worden ift, und die oben im 8. 4 enthaltene Borfchrift nicht entgegen 


Bei der örtlichen Collifion der Gefege ift ebenfo wie bei der zeitlichen von dem Gi 
fage auszugehen, daß ber individuellen Willenöfreiheit der Vetheiligten nad Mögli 
Heaunis au.ie iſt me 

[8 Regel läßt ſich aufftellen, daß, wenn die räumliche Collifion der Geſetze 
eine zeitliche zurüdgeführt, da8 neue Geſetz anzuwenden wäre !, das Recht des Pro: 
forums zur Anwendung kommt; dagegen, wenn bie räumlihe Collifion ver © 
auf eine zeitliche reducirt, das frühere Gefeg zur Anwendung kommen müßte, 
der räumlichen Collifion der Geſetze entweder das Recht des Domicils, oder 
Drtes der Handlung, oder der gelegenen Sade oder des Erfüllungso 
oder des Procefforums zur Anwendung kommt, je nachdem dadurch ber inbivids 
Willensfreiheit der Parteien am beften entfprochen wird 2, 


I. Rechts: und Handlungsfähigfeit. 


Die Rechts- und Handlungsfähigfeit einer Perfon ift, wenn, die örtlihe Col 
auf eine zeitliche reducirt, da8 frühere Gefeg anzumenden wäre, nad dem Rechte 
Domicil8 zu beurtheilen. Nur bei den eigenen Staatsangehörigen kommen die © 


nn 


I Bol. die Bemerf. zu 8. 5. 

2 Laffalle, Syſtem der erworbenen Rechte, 
I, 360, welcher jedoch bei diefer zweiten Kate- 
gorie von Fällen ber lex reifsitae und des 
Proceßforums als foldhen nicht erwähnt, obwol 
die Anwendung der lex rei sitae im Sachen⸗ 
rechte faum zweifelhaft fein kann, das Proceß⸗ 
forum aber dann anzumenden ift, menn feine 
ausreichende Gründen für Die Anwendung eines 
andern Rechts fprechen, oder das Rechtsgeſchäft 
nah den anderen Rechten ungütig wäre. Das 
Procehforum wird in der Regel das bes Do- 
micils des Bellagten fein, und da bei zmei- 
feitig verbindenden Rechtsgeſchäften jeder Kon- 
trahent Kläger und Bellagter fein fann, jo 
fönnen zwei verſchiedene Gerichte nach ver- 
fhiedenen Rechten zu enticheiden haben. Der 
Bellagte jedoch, dem daran gelegen ift, Daß bie 
Gegenleiftung des Klägers nad) demſelben Rechte 
wie feine eigene Leiftung beurthelt wird, kann 
fih gegen eine ſolche verſchiedene Beurtheilung 
durch das Begehren fhüten, daß im UÜrtbeile 
augleic bie Verbindlichkeit des Klägers feftge- 
ftellt werde. — Die Schwierigkeit der bier zu 
entjcheidenden Rechtsfragen bat die mannidjft- 
faltigften Berfuhe zu beren Löſung hervor⸗ 
gerufen, deren Unhaltbarkeit ſchon von Wäch⸗ 
ter im Civ. Archiv, XXIV (1841), 270-311 
und XXV (1842), 1—35 unb Handbuch, II, 
8490, insbefondere aber von Savigny, 
Syſtem, VIII, 1—368, auf das Ueberzeugenbfte 
dargethan wurde. 

Eine der verbreitetſten und früher in 
Deutſchland die herrſchende Anſicht war bie fo- 
genannte Theorie der Berfonals, Real⸗ und 
gemifchten Statuten. Man verftanb unter Ber: 
jonaljtatuten ſämmtliche Gefete, melde am 
Wohnfige einer Perſon gelten (fie mögen Per- 
fonen, Saden oder Handlungen zum Gegen- 
ftande haben); unter statuta realia Die Geſetze, 


— 


welche an Orten gelten, wo ſich eine g 
Sache befindet; unter statuta mixta bas | 
welches am Orte gilt, wo bie in Frage fie 
Handlung vorgefallen if. Handelt es fic 
eine Berfon, fo follen die Geſetze bes: 
zur Anwendung kommen, wo fle ihren 2 
fit hat (statuta personalia); hanbelt es fir 
eine Sade, fo entſcheiden bie Gefeg« 
Ortes, mo fie gelegen ift (statuta realia 
eine Handlung, eine Willensäußerung bas 
berrfchende Moment eines alles, fo folle 
Geſetze des Ortes ber vollendeten Han 
(statutae mixta) anzumenben fein. Daı 
welche einzelnen Fälle unter dieſe ober 
Kategorie zu bringen feien, berrfchte jebod 
jeher die größte Uneinigfeit.e Um einzu 
daß diefe Theorie, welde auch noch Ki 
(Theorie, S. 73 fg.) nicht wegen ihrer Ri 
feit, ſondern blo® al® die in Deutichlaı 
ber Praris geltende vertheidigt, mitihren H 
grundſätzen nicht ausreicht, daß fie unbef 
und ſchwankend ift und zu uulösbaren 
flicten führt, darf man fih blos ben 
denken, daß eine an einem beftimmten 
wohnende Perfon Über Sachen, welche an 
anderen Orte liegen, an einem britten 
Hanblungen vornimmt. Bgl. Wädte 
Civ. Archiv, XXIV, 257 fg; Handbud 
86 fg.; Sorigng VII, 211 fg.; Unge 
151 fg. Dieſe Theorie liegt jedoch auch 
öfterr. Rechte zu Grunde. Vgl. Unger, I, 

Andere Anfichten find: 

2) Jedes Rechtsverhältniß ift in ber 
nach dem örtlichen Hechte bes Wohnfite 
Perfon zu beurtheilen, welde das Recht 
hältniß betrifft. Die Unbaltbarteit biefei 
fiht zeigt fih, wenn man “ebenft, baj 
meiften Rechtsverhältniſſe mehrere Berfone 
treffen. Vgl. Savigny, VIII, 135, 126; U 
I, 159, 160. 










Ganptkäd I. Bon bem echten, weiche ſich auf perſonl. Berhältniffe bezichen. 6. 37. 51 


des eigenen Staates zur Anwendung, auch wenn fie in Auslande domiciliren ®, Dies 
M auch in Defterreich geltendes Recht. /Das U. 6. ©. B. unterſcheidet zwiſchen öfter. 
Etaatsbärgern und Fremden. Bei öfterr. Stantsbürgern wird die Rechts⸗ und Hand— 
Inngöfühigkeit chne Rüdfiht auf ihren Wohnort in allen Fällen nach öfter. Rechte 
benrtheilt; bei Fremden ift ihre Staatsbürgerfchaft gleichgültig und richtet fidh ihre - 
Rechts⸗ und Hanblungsfähigfeit nach ihrem Wohnfige, ſodaß alfo ein Preufe, ver in 
England feinen wefentlihen Wohnfig Hat, nah englifhen Rechte beurtheilt werben _ 
muß *. Hat der Fremde Leinen Wohnfig, jo entfcheidet der Wohnfig feines DBaters zur . 
Zeit feiner Geburt ®. 

Rückfichtlich der Wechfelfähigfeit |. Art. 84 W. O. 


U. Sadenredt. 


Abgefehen von ven gewichtigften praftiihen Erwägungen, welde für die Anwendung 
ber lex rei sitae im Sachenrechte fprechen, ift e8 auf Seite ber Parteien auch ganz 
natürlich, ſich die Rechtsverhältniſſe an Sachen fo zu denken, wie fie ber Etaat, der 
zumittelbar zur Aufrechthaltung und zum Schutze verfelben berufen ift, auffaßt, ent- 
Reken und untergehen läßt. Es muß daher das Geſetz ter gelegenen Sache auch als 
basjenige gelten, welches ven Parteien als Richtſchnur ihrer Handlungen vorfchwebt. 
Demnach find ſowol die Vorfrage, ob eine Sache beweglich oder unbeweglih, als bie 
Frage, ob eine Sache außer Verkehr geſetzt ift, Beſitz, Erfigung und Verjährung ding: 
Eicher Rechte, nach dem Rechte des Etaates zu beurtheilen, in dem ſich die Sache befindet. 





3) Iches Rechtsverhältniß fol nah dem 
Ittlihen Rechte besjenigen Rechtsgebietes be- 
urtheilt werden, wo es eriftent geworben ift. 
E laun jedoch ber Ort, wo das Rechtöver- 
Mlmiß im juriftifhen Sinne eriftent wird, nur 
as ter Natur bes Rechtsverhältniſſes ſelbſt 
beurtheilt werben, auch iſt der Entftehungsort 
au ih gleichgültig. 

4) Es kommt das NRechtsverhältniß jenes 
Ortes in Anwendung, wodurch wohlerworbene 

te aufrecht erhalten werben. Ob aber ein 
Recht wohlerworben ift, kann nur aus ber 
Entiheidung der Vorfrage erfaunt werden, 
nad melchem Rechte das Rechtsverhältniß zu 
Beurtbeilen ift. Bol. Savigny, Syftem, VIII, 
131, 132; Unger, I, 160. 

5) Savigny, VIII, 108, ftellt als Princip 
auf: „Ber jedem Rechtsvwerhältui muß Das: 
jenige Fer MAC aufgefucht werden, welchem 
biejes Rechtsverhältniß feiner eigenthümlichen 
Rıtur nah angebört cder unterworfen iſt 
(worin daffelbe feinen Sig bat)“. Dieſes PBrin-> 
cp fallt mit ber im Texte aufgeftellten Regel 
in vielen Fällen zujammen, weil nämlich in 
jenen Källen, in denen von einem beſtimmten 
Eibe eines Rechtsverhäftniffes geſprochen werden 
lann, die Parteien in ber Regel dieſes Nechts- 
verhältniß nach Deu Hechte dieſes Ortes be- 
urtheilt willen wollen. Indeſſen Darf es Deu 
Barteien wol nicht verwehrt werden, einem 
Rechteverhältniſſe auch ein anderes als Das 
Recht besjenigen Ortes, wo das Redhtöverhält- 
niß feinen Sitz bat, zu Grunde zu legen. — 
Als Sit einer Obligation gilt Saviguy der 
Erfüllungsort. Warum follten aber 5. B. zwei 
Defterreicher, welche in England einen in China 
zu erfüllenden Bertrag jchließen, nicht das 
Mierreihiihe oder engliſche Recht zur Richt 
chnur nehmen, Ferner wirb es fi in zahl 
Iofen Fällen eben wieder barum handelu, mo 
das Rechtsgeſchäft feinen Sitz hat. 

> Dies fcheint mit dem Eingangs bes Textes 


aufgeftellten Principe Über das Verhältniß ber 
räumlichen Collifion der Geſetze zur zeitlichen 
Colliſion (vgl. die Bemerk. zu $. 5) nicht Über- 
einzuftimmen. — Allein Die Gejebe eines Lan⸗ 
Des Über Die Rechts- und Hanblungsfühigkeit 
verhalten fih nur den eigenen Landesangehörigen 
gegenüber abjolut, ben Ausländern gegenüber 
nur erlaubend, während das Gefet bes eigenen 
Yandes des Ausländers für dieſen abfolut 
belleibend, beziebungsweiſe probibitiv if. 


Wäre ulfo ein Ausländer nad dem Geſetze bes 


Proceßforums nicht handlungsfähig, wohl aber 
nach Den Geſebzen ſeines Domicils, fo muß 
er als handlungsfähig behandelt werden. Wäre 
er dagegen nad) den Geſetze Des Ortes, wo 
eine beſtimmte Rechtsfrage zur Entſcheidung 
kommt, handlungsfähig, nicht aber auch nad 
dem feines Domicils, jo muß cr als band» 
lungsunfähig augefeben werden. Yaffalle, I, 
64, 365. — Saviguy, VIIT, will Das Recht 
des Domicils ohne Rückſicht darauf, ob darüber 
im In. oder Auslande geurtheilt wird, zur 
Anwendung gebracht wiſſen. — Schmid (Rein> 
hold), Die Herrſchaft Der Geſetze nad ibren 
räumlichen und zeitlichen Grenzen (Jena 1865), 
S. 43, ftellt als Princip auf: Eigene Staats» 
bürger werden ftets nach einheimiſchem Rechte 
beurtbeilt; jeder Fremde, Der in feiner Heimat 
handlungofäbig tft, tft e& auch Dam, wenn er ed 
nach unſeren Geſetzen nicbt war, Fremde, Die 
in ihrer Heimat nicht handlungsfähig find, 
müfjen ala handlungsfähig behandelt werben, 
wenn fie eo nach unſeren Geſetzen find. 

4 Unger, Syſtem, 1, 164. VBgl. aud Za- 
vigny, a. a. O., S. 144, woſelbſt ev Die 88. 4 
und 34 A. b. G. B. einer ſpeciellen Unter— 
ſuchung unterzieht. 

*Vöal. Savigny, VIII, 101; Unger, I, 166. 
Läßt ſich auch dieſer nicht ermitteln, ſo iſt ſein 


| augenblidfiher Aufenthaltdort für feinen Wohn- 


ort anzunehmen. Savigny, VIII, 106; Unger, 
1, 166. Bat ber Fremde mehrere Wohnſitze, 
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überzugehen hat ®. 


52 Erfter Theil. Bon dem Perſonenrechte. 


Nach öfterr. Rechte (8. 300 4. 5. ©. B.) follen unbeweglihe Sachen ben- Ges 
fegen des Bezirkes unterworfen fein, in dem fie liegen, alle übrigen aber mit der Perfon 
ihres Eigenthümers unter gleichen Geſetzen ftehen. .. 

Dieſe Regel iſt offenbar nicht ausreichend, denn fie enthält vor allem feine Be | 
ftimmungen barüber, wonad die Borfrage, welche Sachen als beweglih und welche als 
unbeweglich anzufehen feien, zu entſcheiden ift, fowie alle jene Fälle damit mich 
entfchieden werden können, wo es fih um bewegliche Sachen handelt, welche gar. 
feinen Eigenthümer haben (herrenlofe Sachen), oder deren Eigenthümer unbelannt if" 
(3. B. gefundene Sachen), oder wenn das Eigenthum einer beweglichen Sache zwiſchen 
einem Inländer und einem Fremden ftreitig ift, oder von einer Perfon auf eine andere: 







Im Allgemeinen laſſen fid) jedoch folgende Regeln aufftellen: Die Borfrage, ob ; 
eine Sache für beweglidy oder unbeweglich anzufehen ift, die Frage, welche Sachen 
als außer Verkehr gefett oder herrenlos zu betrachten find, und bie Rechtsver⸗ 
hältniffe an einer gefundenen Sade find nad dem örtlihen Rechte ber gelegenen : 
Sache nt ie In allen viefen Fällen Tann nämlich aus 8. 300 | 
4%. b. W. 2. ein Anhaltspunkt für die Entſcheidung gewonnen werden und es iſt daher 
die oben aufgeftellte Negel als der Natur der Sache am angemefjenften anzuwenden ?. 

Dagegen ift die Lehre vom Befit und von der Erfikung bei beweglihen Saden, 
welche ſich im Eigenthume einer Berfon befinden, nad den Geſetzen bes Eigenthümers 
zu beurtheilen, wenn biefer befannt ift, fonft wäre ebenfalls das Gefeg ber gelegenen 
Sade in Anwendung zu bringen ®. Das Gleiche gilt rüdfichtlih der Servituten und 
Pfandrechte an einer beweglihen Sache. Auch bie Frage, auf welche Art das Eigen» 
thum beweglicher Sachen mittels beriwativer Erwerbungsart erworben wird, {ft nad 
den Rechte des bisherigen Eigenthümers zu behandeln. 

Die Nechisverhältniffe an Immobilien find ſtets nad dem Rechte des Ortes zu 
beurtheilen, wo fie liegen ($. 300), während die Fähigkeit einer Perfon, das Eigenthum 
einer unbeweglichen Sache zu erwerben oder zu veräußern, nad den 88. 4 und 34 
4.5. ©. 3. beurtheilt wird ꝰ. 


II. Obligationenredt. 


Hier bietet ſich für die Regel, daß bei ber Beurtheilung eines Rechtsverhältniſſes 
vor allem ber individuellen Willensfreiheit Rechnung zu tragen ift, der meifte Spiel- 
raum. Hiernach hätte, wenn die räumliche Collifion auf eine zeitliche reducirt, das frühere 
Sefeg zur Anwendung kommen müßte, bei der räumlichen Collifion das Recht jenes 
Drtes zur Anwendung zu fommen, dem fidy die Parteien, wenn auch nur durch ſtillſchweigend 
an den Tag gelegte Abfiht, unterwerfen wollten 10, welches Recht entweber das bes 
Ortes der Handlung, des Domicils, des Erfüllungsortes, oder des Proceßforums 
fein kann. 

Wenn nicht ausreichende Gründe für die Anwendung eines anderen Rechts ſprechen, 
3. DB. der Umftand, daß zwei Angehörige veilelben Staates während eines blos tem- 
porären Aufenthaltes im Auslande einen im Inlande erfüllbaren Bertrag fchließen, für 
die Anwendung des Rechts ihres Staates, oder wenn zwei verichievenen Staaten an- 
gehörige Perfonen an einen und demſelben Orte domiciliven, für die Anwendung des 
Rechts ihres gemeinſchaftlichen Domicils, — dagegen ein Erfüllungsort entweder aus- 


jo gilt das Recht jenes Ortes, an welchen er ı ©. 


B. nicht im Einklange. Es gilt fürs 
jeinen Wohnſitz zuerft aufgefchlagen hat. Sa- 


öfterr, Recht vielmehr bie entgegengefete Regel; 


vigny, VIII, 101, 102; Unger, I, 165, 166. 

s Bal. Unger, 1, 172. 

” Unger, 1, 175 fg. 
VIII, 183, 

»_ Die Anficht Unger’s (Syften, I, 175, 177), 
daß Befi und Erfigung in jedem Falle nad) 
ber lex rei sitae zu beurtbeilen feien, fo an- 
gemeſſen fie auch fonft ift und fo fehr fie praf- 
tiſch den Vorzug vor ber im Terte ansgefproce- 
nen Anficht verdient, ftebt mit $. 300 A. 6. 


Vgl. auch Savigny, 


denn eine Sache, welche ſich im Beſitze einer vom 
Eigenthümer verſchiedenen dritten Perſon befin⸗ 
bet ober deren Befſitz ſtreitig iſt, als deren Eigen⸗ 
thümer aber von ben Streittheilen eine be- 
ftimmte Perjon anerfannt wird, bat immerhin 
einen Eigenthümer, nach deſſen Recht fie bie 
zum Ablauf der Erfigungszeit beurtbeilt werben 
ann. 

° Bgl. Unger, I, 175 fg. 

10 Raffalle, I, 364, ß 


E 


Ganptkäd I. Bon den Rechten, welche fih auf perfönt. Berhältnifie beziehen. 6. 37. 593 


rädlidhh verabredet wurde ober in der Natur ber Verabredung liegt, To hätte das Recht 
des Erfällungsortes, und wenn auch ein beftimmter Erfüllungsort nicht vorliegt, das 
Recht Des Procekforums zur Anwendung zu kommen !", 

‚_ Bei Obligationen, welche zwar nicht auf Verträgen, jedoch auf den muthmaßlichen 
Billen der Parteien beruhen, wie die Gejhäftsführung ohne Auftrag, hätte das Necht 
de Domicild des Gefchäftsheren, wenn letzteres bekannt ift, ſonſt das Recht bes Ortes 
ker Sefchäftsführung ?? zur Anwendung zu kommen; bei Obligationen aus bloßen Zu— 
Ränten das Recht des Ortes, wo ein beftimmter Zuftand feinen Sitz hat, 3. B. bei 
Obligationen aus der Gemeinfchaft des Eigenthumes die lex rei sitae; bei grundfofer 
Bereicherung das Recht des Domicild des Bereicherten,; bei Obligationen aus Delicten 
entweder das Recht des Procefforums oder der Entſtehung, je nachdem das eine oder 
das andere dem DVerpflichteten günftiger ift ?°., 

Nah öfter. Recht gilt 





A) fiir Verträge 


zwar ebenfalls die Hegel, daß fie nad) dem Rechte jenes Ortes zu beurtheilen find, 
dem ſich bie Parteien unterwerfen wollten. Als ſolches ift jedoch im Zweifel das Recht 
Des Ortes bes Vertrags abſchluſſes anzufehen (8. 36, Al. 2 und 8. 37 A. b. ©. 2.) 18, 
— der Cnffichmgöort fih gar nicht feftftellen läßt, 3. B. bei Verträgen zwiſchen 
Abweſenden, oder den Parteien gar nicht zum Bewußtfein fonımt und deshalb ganz in- 
different ift, 3. B. wenn ein Rechtsgeſchäft auf offener See, einer unter gar feiner 
Staatshoheit ftehenden Infel, in einem Luftballon gefchloffen wird, wäre das Recht bes 
Erfüllungsortes 1%, und wenn auch dieſer gleichgültig ift, das Recht des Proceßforums 
anjuimenben, Iſt ein Rechtsgeſchäft nad dem Rechte der Entftehungsortes ungilltig, 
fo Temmt das Recht des Erfüllungsortes und wenn es auch nad) diefem ungültig wäre, 
das Hecht des Procefforums zur Anwendung 76. Nur wenn ein Ausländer in Weft- 
öfterreih mit einem öſterr. Staatsbürger ein zweifeitig verbindliches Rechtsgeſchäft ein- 
geht, fo kommt ausnahmslos das äfterr. Recht zur Anwendung (8. 36 U. b. ©. B.). 

Eine weitere fpeciell gi Gunften der öfterr. Staatsbürger gemachte Ausnahme ent: 
hält ver 8. 35 U. b. G. B., wonad ein von einem Ausländer in Oeſterreich errichteter 
&infeitig verbindlicher Vertrag nad öfterr. Geſetzen oder dem Rechte, welchem ber Fremde 
als Untertban unterliegt, zu beurtheilen ift, je nachdem das eine oder Das andere Geſetz 
tie Gültigkeit des Geſchäftes am meiften begünftigt. 


B) Obligationen aus vertragsäbnlichen VBerhältniffen 
find nach der Analogie von Verträgen nad) dem Rechte des Entftehungsorteg, 


C) Obligationen aus Delicten 


us dem Rechte des Proceßforums oder der Entjtehung, je nachdem das eine oder Das 
ere den Verpflichteten günftiger ift, zu Geurtheilen. 


> 


— — —— — 





11 Das Recht des Ortes der Handlung dürfte 
nur infolge einer beſonderen Verabredung ber 
Parteien Pla greifen. 

12 Iſt nämlih die Geichäfteführung ohne 
Auftrag auf den muthmaßlichen Willen des Ge- 
Ihäftsherrn zurüdzufübren (Laffalle, I, 119 fg., 
126), fo wird das Recht feines Domicils das⸗ 
jenige fein, was er zur Anwendung gebradt 
wiſſen will, und es wird ſich auch der Geſchäfts— 
führer danach richten müſſen, wenn das Domicil 
bes Geſchäftsherrn entweber allgemein, oder 
doch ihm befannt ift. — Sonft erübrigt nichts, 
als tas am Orte ber Gefhäftsführung geltende 
Recht anzumenden, indem fonft jede Gejchäfte: 
führung unterbleiben wilrbe. 

25, die Bemerk. zu $. 5, Anm. 20. 

14 Eine ſolche Abſicht der Parteien kann auch 
Kilihmweigenb an ben Tag gelegt werben, mul 
jedoch vollkommen evident fein, wie aus ben 
Borten bes 8. 36: „Wenn nicht bewieſen 


wird“ ꝛc. 2c., und aus dem Worte „offenbar 
im 8. 37 hervorgeht. Deshalb und weil fich 
Dies von Der bloßen Berabredumg eines Er— 
füllungsortes nicht behaupten läßt, und mit 
KRüdfiht auf Die vom üfterr. R. anfgeftellte 
Negel, daß im Zweifel das Recht des CEnt- 
ſtehungsortes anzumenden fei, tft es auch nicht 
richtig, wenn Unger, I, 182, annimmt, Daß das 
Recht des Entftehungsortes Der Obligatien nur 
dann zur Anwendung komme, wenn ein bes 
flimmter Erfüllungsort nicht ausdrücklich be: 
Dungen wurde. 

15 Unger, I, 184. 

16 Unger, a.a. D,, gebt nur 6i8 zum Reh 
des Erfüllungsortes, wenn das Rechtsgefe 
nach dem Rechte des Entſtehungsortes ung! 
ift. — Wenn ınan aber einmal zugibt, bob 
Recht des Proceßforums überhaupt ſubſidic 
platzgreift, was bei Unger freilich nit 
Fall iſt, fo erübrigt wol nichte 
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Nach dem ärtlihen Rechte der Obligation find alle Fragen zu beurtheilen, melde 
das Meaterielle der Obligation betreffen, nämlich die Gültigfeit, die Zuläffigfeit der anf 
einem materiellen Rechtögrunde beruhenden Einwendungen gegen bie Güftigfeit, bie 
Klagenverjährung‘, Irrtum, Betrug und aud Zwang, biefer jebod nur, wenn nidt 
das Geſetz des Ortes der Berübung des Zwanges die Erforberniffe deſſelben erleichtert. 

Bei der Auslegung eines Rechtsgeſchäftes ift gar nicht die Rebe von ber Uns 
wendung irgendeines ärtlihen Rechts, wohl aber kann der Spradgebraud oft bazm 
bienen, den Gedanken ber Perfon erfennen zu lafien, keineswegs ift aber der Sprach⸗ 
gebrauch des Entftehungsortes an und für ſich entſcheidend 17. 


da 





IV. Erbredt. 


Als Regel läßt fih aufftellen, daß das Erbrecht nad dem Rechte des Domicils 
des Erblaſſers zur Zeit feines Todes zu beurtheilen ift !®, indem bie das Erbrecht 
regelnden Geſetze eines Staates, felbft infomweit fie abfolute Vorfchriften enthalten, biefe 7 
Wirkung nur für die eigenen Landesangehörigen äußern. Nah öfter. Recht iſt .: 
unterſcheiden zwiſchen / Immobilien und) Mobilien. 


A) Immobilien. 


Nach 8. 22 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854 kommt über die innerhalb des 
öfterr. Staatsgebietes Tiegenden unbeweglihen Güter eines verftorbenen Ausländer 
dem nad) den Geſetzen über die Zuftänbigfeit in bürgerlihen Rechtsſachen dazu bes 
rufenen öſterr. Gerichte bie Abhandlung im vollen Umfang zu und Hat daffelbe bie 
Beurtbeilung der Rechte aller Betheiligten nah den hierländigen Gefegen zu 
flegen. 
? Es iſt fomit die Gültigkeit einer leßtwilligen Verfügung eines Fremden, bie 
Teftirfähigkeit, die Erbfolgeordnung, ob und welder Pflichttheil gewiffen Perfonen zu 
hinterlaſſen tft, rüdfihtlih der Immobilien in allen Fällen ſtets nad öſterr. Gefetzen 
zu beurtheilen 1°. 

Umgekehrt fommen in den angegebenen Beziehungen auch bei ver Erbfolge in bie 
im Auslande gelegenen unbeweglihen Güter eines öfterr. Staatsbürgers die Geſetze 
des Ortes in Anwendung, wo dieſe unbeweglichen Güter Liegen (8. 300 4. 6. G. B., 
in Verbindung mit 8. 21 des Gefettes vom 9. Aug. 1854 und $. 79 3. N.) *0. 





ift, nach Öfterr. Geſetzen vorzugehen bat, fo 
wurde doch auch durch 8. 21 eben biefes &e- 
füungsorte ungültig wäre. fees vom 9. Ang. 1854 ber 8.86 J. N. vom 

17 Savigny, VIII, 265; Unger, I, 185, 186. | Jahre 1850 wieber dahin abgeändert, daß das 
Rüdfichtlich Des Sprachgebrauches bei Verträgen, gur Berlaffenfchaftsabbanblung eines Inlänbers 
welche dur Briefe gejchloffen werden, f. Sa- | berufene Gericht Diefelbe „iiber alles, wo immer 


bann zur Anwendung zu bringen, wenn das 
Nechtsgeihäft auch nach dem Rechte bes Er- 


vigny, VIII, 265 fg. 

18 Pal. auch) Savigny, VIII, 296 fg.; Unger, 
I, 200, Anm. 157. 

1% Yinger, I, 201 fg. 

20 Unger, I, 199, ift der Anficht, baß bie 
Erbfolge in den Nachlaß eines öſterr. Staats⸗ 
Bürgers immer vom öſterr. Richter unb lebig- 
lich nach öſterr. Geſetzen zu beurtheilen fei, und 
findet Diefe feine Anficht ſehr beflimmt im 
8.86%. N. vom 18. Juni 1850 („bat ber 
Berftorbene, ohne aufzubören, öſterr. Staats⸗ 
bürger zu fein, feinen orbentlihen Wohnfit 
im Auslande genommen, fo tft, wenn er tm 
Auslande geftorben ift, zur Abhandlung feinee 
Nachlaſſes das Bezirksgericht feines lebten 
bierländigen ordentlichen Wohnfites berufen‘) 
außgefprochen. Allein wenn damit bie er. 
laſſenſchaftsabhandlung ohne weitere ‘Unterfchei- 
bung bem öſterreichiſchen Richter zugewieſen 
wurde, und biefer nach dem Gefehe vom 
9. Aug. 1854 in ben Fällen, wo er nad 
Neſem Gefeße zur Abhandblungspflege berufen 


befindliche beweglihe Bermögen und die in 
dem öfterr. Kaiſerſtaate gelegenen un» 
beweglihen Güter bes Berftorbenen zu 
pflegen babe”. Nach biefer gefeglihen Be⸗ 
ftimmung in Berbindung mit 8. 800 X. 5. 
G. 3. dürfte es kaum zu bezweifeln fein, daß 
bie öfterr. Gefeßgebung von der Vorausſetzung 
ansging, daß, fowie fie ſelbſt, auch ber andere 
Staat in Anfebung ber Grbfolge in unbeweg⸗ 
lihe ®üter, die in feinem Gebiete gelegen 
find, ebenfalls lediglich feine eigenen Geſetze 
zur Anwenbung bringen werbe, daß bie öſterr. 
Geſetzgebung nicht beanfprucht, daß ein frember 
Staat bie in feinem Gebiete gelegenen Güter 
öfterr. Unterthanen nad öfterr. Rechte abhandle, 
ohne daß fie ſelbſt zugleich bie Geſetze bes 
fremden Staates auf die ın Defterreih ge- 
legenen Güter der Angehörigen biefes fremden 
Staates anmwenbet, tur, daß fie nicht einen 
Grundſatz aboptiren wollte, nah weldem bie 
Gefeßgebungen anderer Staaten, wenn fie ganz 
von bemfelben Grundſatze ausgeben wärden, 


m 
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B) Mobilien. 


Hier gilt die Regel, daß, infoweit es fih um Mobilien eines Ausländers handelt, 
i53 Recht des Staates, weldem der Ausländer angehört, zur Anwendung kommt. 
Kr wenn ter verftorbene Ausländer einem Staate angehört, welcher bie Zuftändigkeit 
dr Ältere. Gerichtsbehörden rüdfihtlih des dort befintlihen Nachlaſſes  öfterr. 
Unterthbanen nicht in gleichem Maße anerfeunt, worliber die Behörden im Zweifel vie 
Belehrung des Yuftizminifters einzuholen haben, oder deſſen Benehmungsweiſe nicht 
ermittelt werben fann, ift im erften ale der Grundſatz ter Gegenfeitigfeit zu 
beebachten 21, im zweiten alle aber über ven hierlants befindlichen Nachlaß eines 
i ſolchen Ausländers wie über die BVerlaffenfchaft jedes Inländers zu verfahren (8. 23 
: bes Sefekes vom 9. Aug. 1854). 

b Der bewegliche Nachlaß ver Auslänber, rüdfichtlid, deren nicht ausgemittelt. werben 
: Iam, welchem Staate fie angehören, oder welde die Staatsbürgerſchaft in dem— 
jenigen Staate, welden fie angehörten, bereit8 verloren haben, ift von ben öfterr. 
Gerichten und nad öſterr. Geſetzen zu verhandeln (8. 25 des Gefeßes vom 9. Aug. 
1854). Ebenſo bat nad) $. 24 tes Geſetzes von 9. Aug. 1854 im alle, daß über 
ten Nachlaß eines Ausländers, welcher feinen orbentlihen Wohnfig im öſterr. Stante 
genommen bat, bie Abhandlung von der ausläntiichen Behörde zu pflegen wäre, wenn 
Be hierlands befintlichen Betheiligten um bie Athandlungspflege dur vie öſterr. Ge- 
richtsbehörde erſuchen, vie leßtere die Abhandlung nad) den öfterr. Gefegen vorzunehmen, 
fefern über vorausgegangene Edictalvorladung auch Die answärtigen Betheiligten, 
ven welchen etwa Erbrechtsanſprüche angemeldet wurden, fid) dieſer Verhandlung 


en. 
Ü Ex bewegliche Nachlaß öfterr. Staatsbürger ift ohne Rückſicht auf ihren Bohnfig-// 
oter Eterbeort ſtets nad, öſterr. Gefegen abzuhandeln.; Es geht diefes aus $. 23 des 
Geſetzes vom 9. Aug. 1854 hervor, wonach aud ve Abhandlung über den bier bes 
findfichen Nachlaß der Fremten ohne Rückſicht auf ihren Wohnfig oder Sterbeort den 
ausläntifhen Gerichten überlaffen wirt, und nur für ben Fall der Nichtanerfennung 
der Zuftändigkeit der öſterr. Gerichtsbehörden von Geiten der ausländifhen Behörden 
die Anwendung des Grundſatzes der Gegenfeitigfeit anbefohlen wird und die öfterr. 
Gerihte tie Abhandlung nur nad) öſterr. Geſetzen zu pflegen haben (88. 21—25 des 
Geſetzes vom 9. Aug. 1854) 22. 
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mit ihr in unlösbare Colliſionen gerathen wür— 
ten. al. auch Unger felbft, I, 200, Anm. 
158 a. €. u. Obſtg. Entf. vom 20. Mai 1863, 
3. 3375, Glaſer, IV, Nr. 1719. — Eine 
ven einen ansländifchen Gerichte über in Tefter- 
reich gelegene Realitäten im Abhandlungswege 
gerrsfiene Berfügung iſt wirkungslos, J. M. 
Erſl. vom 15. März 1867, 3. 2917, mitgerbeilt 
in ber Gztg. 1867, Nr. 28. Cine Beftätigung 
dieſer Anficht findet fib au in Art. 2 Des 
Stagtenertrages mit Frankreich vom 11. Dec. 
1856, über bie Behandlung ter Berlaffen- 
fchaften der gegenfeitigen Intertbanen (R. ©. 
Bl., Nr. 168): Tie Erbfolge in Beziebung auf 
unbewegliches Vermögen wird Durd bie 
Beiene Bestandes, in welchem Die un— 
kewegliben Güter liegen, geregelt, 
und Das Erkenntniß über alle, den unbeweg: 
iiben Nachlaß betreffenden Forderungen und 
Stitigkeiten ſteht ausſchließlich den Gerichten 
des Landes zu. Forderungen in Betreff des 
deweglichen Nachlaſſes, ſewie Anſprüche des 
Erbrechts auf bewegliche, in einem der beiden 
Länder, von Unterthauen des andern hinter— 
laſſenes Bermögen . . . . werden von ben 
Behörden und nad den Geſetzen des Staates, 
dem ber Berfiorbene angebört, beurtheilt. Nur 


in Betreff der einem öfter. Unterthan ge— 
börigen, in der Türkei (vgl. Die Bemerk. zu 
$. 356) gelegenen unbeweglicen Giter findet 
eine Ausnahme dann Statt, wenn derſelbe Darüber 
Teßtmwillig verfügt bat, in welchem Falle Die 
Verlaſſenſchaftsabhandlung nach öſterr. Geſetzen 
zu pflegen iſt. — Arg. a cont. aus Al. 2, 
Art. IV des türf. Geſ. vom 18. Juni 1867, 
R. G. Bl. vom Jahre 1869, Nr. 5. 

21 Eine ſolche Belehrung erfloß in Anfehung 
von lauenburgihen Staatsangehörigen mit 
J. M. Erl. vom 14. März 1867, 3. 2858, 
mitgetbeilt in der Allgem. Defterr. Gztg. 1867, 
Ar. 49. 

22 Unger, 1, 1399. — Bol. aud Randa, Der 
Erw. Ber Erbid., 5. 4-10. — An den im 
Terte sub. IV, Lit. A. u. B. eutwickelten Be: 
ſtinmungen wird auch Durch Den bei 88. 797, 
798, Anm. 2 cit. Ref. Erw. (88. 37, 41—43) 
principiell nichts geändert. Unbefriedigend it 
die Den Beſtimmungen Dieies Geſetzentwurfes 
beigegebene Motivirung (Motive S. 132, 13). 
Wenn auch Die meisten zwischen Oeſterreich und 
anderen Staaten geſchloſſenen Berträge auf Diefe 
Beftimmungen bafirt find, fo jtebt Doch nichts 
im Wege, Das richtige Princip Dort zur Geltung 
su bringen, wo folhe Ztaateverträge wicht ent 
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„Daß die Anwendung der Realſtatuten bei Immobilien und der Perſonalſta 
bei Mobilien innerlich ungeredhtfertigt und unhaltbar ift, daß fie in praftifcher 
ziehbung mit Rüdficht auf die nunmehr nothwendige Bertheilung der Erbihaftsfc: 
zu den größten Verwidelungen führt, ja daß fie mit der Auffaffung des äfterr. R 
felbft, welches in der Erbfolge eine Univerfalfucceffion fieht, im Widerfpruche 
alles dieſes ift ebenfo gewiß, als es andererfeits feftfteht, daß dennoch jene U 
ſcheidung auch für unfer heutiges öfter. Recht zu gelten hat‘ >, 


V. Familienredt. u 
A) Eheredt. | 


Da die Ehe mit den obligatorifhen Verträgen nichts gemein hat?*, fo kö 
auch die in den 88. 34—37 aufgeftellten Regeln auf das Eherecht feine Anwen 
finden, fondern es gilt vielmehr als oberfter Grundſatz, daß Die Ehe nah dem 3 
besjenigen Ortes zu beurtheilen. if, wo ſich der Sig bes ehelichen Berhältnifies befi 
namlıd) dem | obnortes des Ehemannes ®. 

Diefer Grundfag kommt zur Anwendung 1) ın Anjehung des ehelihen Si 
rechts, weldes aud bei nachträglicher Aenderung des Wohnortes des Ehemo 

immer nad dem Rechte bes Ortes zu beurtheilen ift, an welchem ver Mann zur 
ber Schliefung der Ehe feinen Wohnfi hatte 2°; 2) in Anfehung ber ehe männl 
Gewalt, melde fih jevodh immer nad dem jeweiligen Wohnſitze a 
"richtet und daher wechſein Tann 27; 3) bei der Inteftaterkfolge, wenn fie aus 
bloßen Fortwirfung der mährend der Ehe beſtehenden Gütergemeinſchaft abzuleiten i 

Dagegen kommen in Anjehung der Oültigfeit der Eheverläbniffe, der Scheivungs- 
Trennungsgründe immer die öfterr. Gefeße zur Anwendung, indem dieſe Gefete fitt 
Natur find und einen ftreng pofltiven Charakter an ſich tragen 2°. Nur die ( 
binderniffe find nad dem Rechte des Ortes zu beurtheilen, an weldem ber T 
zur Zeit der Schließung der The feinen Wohnfig hatte 9. Es Tann jedoch ein 
Fiber, "welches das Hfterr. Recht nicht anerkennt, obwol es nad dem Recht 
Wohnfiges des Chemannes zur Zeit der Chefchliegung begründet ift, vor dem ö 
Richter nicht geltend gemacht werben. 


B) Väterliche Gewalt. 


Die Entftehung der väterlihen Gewalt durch Zeugung, Adoption oder Fegitim 
ift nah bem Wohnfige des Vaters zur Zeit, zu welcher die Geburt, Adoption 
Legitimation erfolgt, zu beurtheilen. Dagegen richten fi der Umfang und bie 


gegenftehen, unb e8 wäre eben eine Abänderung 
iefer Verträge anzuftreben. — Ebenſo wenig ift 
es zutreffend, baß im alle der Begründung 
ber Sompetenz bes öſterr. Erbſchaftsgerichtes 
Durch bie Unterwerfung der Parteien Die Rege⸗ 
Yung ber Erbfolge nad öfterr. Gefeben in dem 
freien Willen ber Parteien ihren Grund babe, 
Da es kundgemacht fei, daß das inländifche Ge⸗ 
richt nur das inländifhe Geſetz anzumenben 
habe. Denn in vielen Fällen werben die 
Erbintereffenten dennoh gar Teine Kenntniß 
davon haben, daß ber öfterr. Richter nur nad 
ben inländifchen Geſetzen worzugeben bat, und 
in vielen anderen Fällen werben fie, um ſich 
nicht erft an die ausländifchen Richter wenden 
zu müſſen, lieber die öfterr. Gefeße mit in ben 
Kauf nehmen. — Der weitere Grund, daß ber 
Öfterr. Richter die ausländifchen Geſetze nicht 

mit Sicherheit zur Anwendung bringen könne, 


würde gegen jede Berüdfidhtigung eines 
den Rechts ſprechen und es wäre doch fel 
aus Beforgniß, das Richtige in manchen R 
nicht vollftändig zur Durchführung bring: 
können, in allen bierher gehörigen Yälleı 
Richtige zu verfehlen. — Lenn endlich ar 
größere Bedeutung des unbeweglichen 
mögens „in wirthſchaftlicher und ſocialer 
ziehung“ hingewieſen wird, fo kann dieſe g 
wärtig überhaupt nicht mehr anerkannt we 

22 Unger, I, 201. 

24 Savigny, VIII, 325. 

35 Unger, I, 189; Savigny, VIII, 325 

3° Savigny, VIII, 829 fg.; Unger, I, 

27 Unger, I, 193, 194. 

22 Savigny, VIII, 336; Unger, I, 194, 

3° Unger, I, 192,193; Savigny, VIII, 

30 Savigny, VIII, 326; Unger, I, 190, 


Gauptfüd 1. Son den Rechten, welcht fih auf perfönt. Berbältniffe begiehen. 6. 38. 57 


' Bhung ber väterlichen Gewalt, die Bermögensverhältniffe zwifchen Aeltern und Kindern, 
Ne Rechte der unehelihen Kinder gegen ihre Aeltern nad dem jeweiligen Wohnfige ber 
eltern. Die Zuläffigfeit der Paternitätsflage richtet fi) nach den Geſetzen des Pandes, 
: wo Me Klage angeftellt wird ®!. 


0) Bormundfcaft. 


Ueber die Berpflihtung zur Mebernahme der Vormundſchaft entſcheidet das Geſetz 
ve Wohnfiges des Bormundes; für die Verwaltung ber Vormundſchaft und bie Ver: 
Binblichkeiten des Vormundes aus der Vormundſchaft gilt das Recht des vormund— 
Ihaftlichen Gerichtes, hingegen richtet fi die Errichtung der Vormundſchaft nad dem 
ertlihen Rechte des Wohnfiges des Mündels 32, 





Formen der Rehtsgefchäfte. 


Iſt eine beftimmte Form des Beweiſes halber vorgejchrieben, fo muß immer den 
Vorjchriften des Procekforums, aber auch nur dieſen Genüge geleiftet werden. Iſt eine 
beſtimmte Form Erforderniß der Gültigkeit, fo genügt es, wenn fie entweder ben Geſetze 
des Ortes der Errichtung bes Rechtsgeſchäftes, oder dem Rechte, nach welchem bus 
Rechtsgeſchäft fonft zu beurtheilen ift oder dem Rechte des Proceßforums entipricht, indem, 
wenn das Rechtsgeſchäft nad) einem dieſer Rechte ungültig wäre, anzunehmen ift, daß 
die Parteien ein anderes Recht zur Anwendung bringen wollten. 


8. 38. 


Die Gefandten, bie öffentlichen Geihäftsträger und die in ihren Dienften ftehenden Ber- 
fonen genichen die in bem Völkerrechte und in dem öffentlichen Verträgen gegründeten Be: 
feriungen. 


Sefantte ohne Unterfhied der Rangklaffe 1, welche blos auf die ihnen zufommen- 
den Ehrenrechte von Einfluß ift, genießen das Recht der fogenannten Crterritorialität, 
welches auf der Fiction berubt, daß jene Perfonen fid) nicht in fremdem, fonbern in 
eigenem Territorium befinden, obwol nicht alle fid) aus biefer Fiction ergebenden Folge- 
rungen feitgehalten werden. Als gemeingültig kann jedody angenommen werben: 

1) Die erterritoriale Perſon behält ihr früheres Domicil und wird in allen davon 
abhängigen Sachen nach demſelben beurtheilt. 2) Es darf fein Act der polizeilichen 
und richterlihen Gewalt und überhaupt ber inneren Hoheitsgewalt gegen fie ausgeübt 
werden. 3) Nur wenn eine folhe Perſon Befugniffe erwerben will, welche die Staats— 
kürgerfchaft in dem fremden Staate vorausfegen, ſowie in allen jenen Privatangelegen- 
beiten, in denen fie dem fremden Staate aud) dann unterworfen wäre, wenn fie in 
demfelben nicht anweſend wäre, ift fie der Hoheit dieſes Staates unterworfen. Insbe— 
fenvere ift fie in Beziehung auf Privatrechtsverhältniffe, in welde fie in dem fremden 
Staate tritt, den Geſetzen dieſes Staates unterworfen. Dies gilt vorzüglich in Betreff 
aller Rechte an unbeweglihen Sachen. 4) In feinem Falle darf jedoch eine unmittel— 
bare Gewalt an der erterritorialen Perfon ausgelibt, folglich auch Feine Crecution gegen 


si Savigny, VIII, 336 fa.; Unger, I, 195 fg. 


gl. jeboh auch die Obftg. Entſch. vom 12. 
Sept. 1855, 3. 8327, Glafer und Unger, I 
(1859), Nr. 133, welche von ber Borausjehung 
auszugeben feheint, daß es babei auf die Eigen: 
ihaft ver Mutter, ob biefe öfterr. Staatsbür— 
gerin ift oder nicht, ankomme. 

#2 Unger, I, 198. 

ı Man unterfcheibet, deren drei, nämlich: 
1) Ambaffadeurs ober Botſchafter ber welt: 
lichen Mächte und die päpftlichen Legaten, a 


oder de latere und Nuntien; 2) bei fremden 
Seuveränen mit dem Titel eines Gefandten, 
bevollmäcdhtigten Miniſters ober päpftlichen 
Internuntind beglaubigte Diplomaten; 3) Die 
nur bei den Minifterien der auswär— 
tigen Angelegenheiten beglaubigten 
bloßen Geſchäftsträger, ohne Unterfchied, ob 
ihnen noch der Zitel eines Minifters gegeben 
ift oder nicht. Vgl. Hefter, Europäifches Völker⸗ 
recht (4. Aufl., Berlin 1861), S. 362. 
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dieſelbe vollftredt werden. 5) Mit der Erterritorialität ift auch zugleich die Unverletz⸗ 
lichkeit des gefandtichaftlichen Hotels, des zu deſſen Ausrüftung dienenden Mobiligre 
und ber gefandtihaftlihen Equipage (fogenannte franchise de I’hötel, —— 
verbunden. 6) Das Recht der Erterritorialität genießen auch jene Perſonen, welche mit 
dem Geſandten in einem ſtaats- oder familienrehtlihen Zufammenhange ftehen over zu 
rein perfönlicher Bedienung vorhanden find, nämlid das Geſandtſchaftsperſonal, die 
Familienglieder des Geſandten und feine Dien 2, 
” a ee 8. M. Pat. zur 3. N. vom 20. Nov. 1852 fteht die Auto ' 
übung der Gerichtsbarkeit Über die Erterritorialen dem Oberſthofmarſchallamte zu. ' 

Was die Privatdienerfchaft der Geſandten anbelangt, fo beftimmt pas Hofd. vom 
7. Sehr. 1834 (I. ©. S., Nr. 2641), daß diejenigen Hausleute und Dienftboten eines 
Geſandten, welde unmittelbar Unterthanen des Staates find, welchem ver Gefanbte 
felbft angehört, der ordentlichen öfterr. Civilgerichtsbarkeit nicht unterworfen find, daß . 
dagegen Unterthbanen des öſterr. Staated und dritter Mächte der Civilgerichtsbarkeit 
ber ordentlichen Juſtizbehörden unterftehen, wenn nicht rüdfichtlih einzelner Geſandt⸗ 
[haften ein abweichendes Uebereinfommen zu Stande gebracht wurde. Ergänzend dazu 
beftimmt das Hof. vom 2. Sept. 1839 (I. ©. ©., Nr. 375): a) die orbentlichen 
öfterr. Civilgerichte können gegen bie in Dienften eines fremden Geſandten ftehenden 
öfterr. Unterthaneu, welde im Haufe des Geſandten wohnen oder ſich daſelbſt auf- 
balten, Teine Zuftellung, Vorladung, Execution oder andere in ober außer Streitfachen 
vorfallende Handlung der Gerichtöbarkeit ſelbſt vornehmen, fondern fie haben bie 
Bollziehung ihrer Beichlüffe durch das Oberſthofmarſchallamt zu bewirken, weldes die Zu⸗ 
ftimmung des Geſandten einzuholen, und wenn dieſe verweigert wird, das Minifterium 
des Aeußern um feine Vermittelung anzugehen hat. Sollte die Zuftimmung des Ge- 
fandten auch auf diefem Wege nicht zu erlangen fein, fo ift für einen foldhen Geklagten 
ein Curator zu beftellen. b) Ueber jene bei fremden Geſandtſchaften dienende Perjonen, 
welde nicht öfterr. Unterthanen find, haben die öfterr. ordentlichen Gerichte eine 
Civilgerichtsbarkeit nur in Streitfadhen und zwar in jenen Fällen auszuüben, in welchen 
auch der abweſende Ausländer von den öfterr. Gerichten belangt werden kann. 

Defterr. Unterthanen, welche von einer fremden Regierung bei dem Allerh. Hofe 
als diplomatifche Perfonen accrebitirt find, nnterftehen in allen Real⸗ und perfönlichen 
Angelegenheiten den biefigen orbentlihen Gerichten und foll fid) die Gerichtsbarkeit des 
Oberſthofmarſchallamtes nur auf die rein aus ihrer diplomatiſchen Eigenſchaft entfprin- 
genden Rechtsverhältniſſe erftreden (Hofd. vom 10. April 1829, 3. ©. ©., Nr. 2392 
und vom 15. März 1834, 9. ©. ©., Nr. 2646). 


8. 39, 
Perſonenrechte aus dem Neligiondverbältnifie. 


Die Verſchiedenheit der Religion Hat auf die Brivatrechte Teinen Einfluß, anßer infofern 
biefes bei einigen Gegenftänden durch die Geſetze insbeſondere angeordnet wird, 


Durd Art. 14 des Staatögrundgefeges vom 21. Dec. 1867 (R. ©. Bl., Nr. 142) 
iwurbe der Genuß ber bürgerlichen und politiihen Rechte ohne jede Einſchränkung von 
dem Religionsbefenntniffe unabhängig erflärt. — Schon vorher war die Beftimmung 
bes $. 124 9. 6. ©. B., daß Juden zur gültigen Schließung einer Ehe der Be- 
willigung des Kreisamtes bebürfen, durch Kaiſ. Dog. vom 29. Nov. 1859 (R. ©. Bl., 
Nr. 217) die Beltimmung des $. 593, daß „Juden bei Zeftamenten eines Chriften 
nicht Zeugen fein können, und bie Anordnung bes 8. 142, lit. d, ber allg., 8. 217, 
lit. d, der weitgal., 8. 207, Abſatz 4 der ital. und $. 216, Zahl 4 der fübtirol. ©. O., 
daß Juden gegen Chriften bebenfliche Zeugen find, durch die Kaif. Vog. vom 6. Ian. 
1860 (R. ©. Bl., Nr. 9), der Enterbungsgrund des $. 768, 3.1 und $. 769 durch 
das Geſetz vom 25. Mai 1868 (R. ©. Bl., Nr. 49) aufgehoben worden. — Ueber 
bie Befigfähigfeit der Juden vgl. die Bemerk. zu $. 356. 





2 Bgl. Heffter, a. a. O., ©. 84 und 866 fg. 
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8. 40. 
VBerlonenrete aus bem Famtlienverhältniffe. Yamilie, Berwandtſchaft und Schwägerfäaft. 

Unter Zamilie werben die Etammältern mit allen ihren Nachkommen verftanden. Die 
Berbindung zwiſchen dieſen Perfonen wird Verwandtſchaft; bie Verbindung aber, welde 
zilgen einem Ehegatten und den Berwandten des anderen Ehegatten entfteht, Schwäger: 
heit genannt. 

8. 41. 


Die Grabe der Verwandiſchaft zwiſchen zwei Berfonen find nach der Zahl ber Zenguugen, 
mittelö weldger in der geraden Linie eine berfelben von der anderen, und in ber Geitenlinie 
beide won ihrem nächſten gemeinihaftlihen Stamme abhängen, zu beftimmen. In welder 
inte und in welchem Grade Jemand mit bem einen Ehegatten verwandt ift, in chen ber 
Binie und in eben dem Grabe ift er mit bem anderen Ehegatten verfchwägert. 


Berwandtfehaft ift die gegenfeitige Beziehung mehrerer Perjonen, welde auf 
ver Einheit des Blutes berubt, indem entweber eine von der anderen ober beide von 
amer und berjelben dritten Perſon abſtammen. Schwägerjhaft ift die gegenfeitige 
Beziehung des einen Ehegatten zu den Verwandten des anderen. 

Die Verwandtſchaft ift entweder eine eheliche oder außereheliche !, eine natürliche 
oder Adoptivverwandtſchaft, eine einfache oder mehrfache Berwandtichaft 2, Verwandt⸗ 
ſchaft in auffteigender ober abfteigender Linie oder in der Geitenlinie (Afcendenten, 
Defcendenten oder Collateralen). Die Seitenverwandten köunen wieder vollbürtige oder 
halbbürtige fein. Den Grab der Verwandtſchaft berechnet das öfter. Recht in Ueber- 


enftimmung 
Pehang ber 


mit dem röm. Rechte nach der Anzahl der Zeugungen, welde zur Ent- 
Verwandtſchaft erforberlih waren ®. 
die Schwägerfchaft nicht auf Zeugung beruht, hat fie eigentlich feine Grade, 


doch wirb das, was bei ber Verwanbtihaft von den Graben gilt, analog auch auf 
Die Schwãgerſchaft angewendet und man fagt dann, daß Jemand in demfelben Grabe, 
in welden er mit dem einen Ehegatten verwandt ift, mit dem anderen verjchwägert fei *. 


5. 42. 


Unter beim Namen Aeltern werden in der Negel ohne Unterfhied des Grades alle Ver: 
wandte in der anffteigenden, und unter dem Namen Kinder alle Verwandte in der abfteigen> 


ben Linie begriffen. 


I Nah rim. Recht unterfcheidet man unter 
ben unebelichen Kindern zwei verfchiedene Haupt: 
Hoffen, nämlidy liberi naturales im engeren 
Einne, b. h. die im Concubinat erzeugten Kin- 
ber, und vulgo quaesiti oder spurii, unter 
welher Bezeihnung alle übrigen unehelichen 
Kinder verftanben murden. Wegen der beſon⸗ 
beren Nachteile, denen fie unterworfen find, 
werben noch bie Kinder ex incestis aut ne- 
fariis nuptiis den Übrigen unehelihen Kindern 
entgegengeiettt. Die im Concubinat erzeugten 
Kinder batten, infofern fie von ihrem Bater 
anerfannt waren, ein gefetliches Erbrecht auf 
en Schetheil der Erbſchaft ihres Waters, 
vorausgeſetzt, daß der Erblaffer weder redht- 
mäßige Kinder noch eine rechtmäßige Chegattin 
Kinterließ. Auch hatte umgekehrt der natür- 
liche Bater ein gleiches Erbrecht gegen Die 

er. 

? Die letztere kommt namentlih in folgen- 
den Fällen vor: 1) Wenn Perfonen, Die fchon 
unter fi verwandt find, mit einander Kinder 
zengen; 2) wenn zwei unter fi) verwandte 


"nes. 


Perfonen mit der nämlichen britten Perfon 
Kinder zeugen, denn dieſe find alsdann von 
der einen Seite ber Halbgefchwifter, von ber 
anderen aber entferntere Seitenverwandte von 
einander; 3) wenn zwei unter fi verwandte 
Perſonen mit zwei anderen ebenfalls unter fich 
verwandten Perſonen Kinder zeugen ꝛc. 

2 Tot sunt gradus, quot sunt generatio- 
Semper generata qnaeque persons 
gradum adjicit. Zwei Perſonen fteben fich 
defto näher, je weniger Zeugungen erforkerlich 
find, um ihre Berwandtfhaft zu begründen. 
Vater und Schn fin fomit im erften, Ge 
Ihmifter im zmeiten Grade miteinander ber» 
wandte. Das kanoniſche Recht rechnet in der 
Seitenlinie nah den Grade der Verwandts 
febaft beider zu dem näcften gemeinjchaftlichen 
Afcendenten. Pal. Puchta, Inſt., 5. Aufl., 
beforgt von Rudorff (Teipzig 1857), LI, 304 fg., 
307 fg.; Walter, Kirchenrecht, (12. Aufl, Bonn 
1856), S. 601, 602. 

Vgl. Schilling, Inft., II, 8. 43; Puchta, 
Banbelten, 8. 43, Inſt. II, 316 fü. 


60 Erfier Theil, Bon dem Serfonenseihte, 










8. 43, 


Die befonderen Rechte der Yamilienglieder werden bei ben verſchiedenen Nechtsverhält 
niflen, worin fie ihnen zulommen, angeführt. 


Dbwol die im 8. 42 aufgeftellte Interpretationsregel dem gemeinen Spread: 
gebraude nicht entjpridht und auch in unferem A. b. ©. B. jehr zahlreiche Ausnahmen: 
vorfommen 1, jo muß fie nichtS deftoweniger in allen Fällen, fowol wo fi das Gefek: 
ale wo die Parteien des Ausdruckes eltern oder Kinder bebienen, zur Anwendung: 
fommen, wenn ſich nicht aus anderen Umftänben unzweifelhaft ergibt, daß darunter nur’ 
Afcenventen oder Defcendenten des erften Grades verftanden werben wollten. 





1 Dgl. bie 88. 65, 80, 140, 144, 145, 151, | 117, 137—146, 148, 150—152, 155—161,. 
160162, 165, 166, 170, 171, 188, 271, 731, | 165174, 177, 179, 188, 195, 209, TON, 
Abf. 185739, 741, 742, 752, 756, wo 181—787, 789, 740, 752-756, 954, 
unter Letter nur bie Afcenbenten bes erften wo unter Kinbern nur bie Defcenbenten ern‘ 
Grades, unb bie 88. 28, 102, 105, 106, 108, | Grades verftanben werben. 


u 





. 


fi zieht 6, 89—92, 757, 760, 796 x.). 
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Bweites Hauptſtück. 
Bon dem Cherechte. 


8. 44. 
Begriff ver Ehe 
Die Jamilienverhältuifie werden durch ben Ehevertrag gegründet. Ju dem Ehevertrage 
.:exilären zwei Berfonen verſchiedenen Geſchlechtes geſetzmäßig ihren Willen, in ungertreunlicher 
Gemeinigaft zu leben, Kinder zu zengen, fie zu erzichen und ſich gegenfeitigen Beiftand zu 


Die Ehe ift die innigfte, rechtlich anerkannte Verbindung eines Mannes und eines 
. Weibes zur volllommenen Lebensgemeinſchaft 1. 

Die Ehe ift ein Vertrag und es werben baher zur Eingehung berfelben im Allge- 
meinen die zur Schließung eine DBertrages nöthigen Momente erfordert. ‘Der Che- 
‚vertrag ift jedoch Fein obligatorifcher, fonbern ein auf Begründung eines natürlich- 
ſittlichen Berhältnifies gerichteter Vertrag ?, welcher wichtige juriftifche Wirkungen nad 


rt. X des mit dem päpftlichen Stuhle abgefchloffenen Concordats vom 
18. Aug. 1855, kundgemacht mit Kaiſ. Pat. vom 5. Nov. 1855 (R. ©. Bl., Nr. 159) 
wurden in Anjehung der Katholiken die Beftimmungen bes A. b. ©. B. rüdfichtlich 
ber Eheverlöbnifje, der Eingebung der Ehe, der Ehehinderniſſe und der Eheverbote, ber 
Scheidungs⸗ und Zrennungsgründe aufgehoben und nur noch bis zum Erſcheinen eines 
au die Stelle verfelben tretenden Gefetes in Kraft belaffen, welches mit Kaif. Pat. 
vom 8. Det. 1856 (R. ©. BL, Nr. 185) publicirt wurde und mit 1. Januar 1867 
in Wirkſamkeit trat. — Durch Urt. 1 des Gefeges vom 25. Mat 1867 (R. ©. DL, 
Rr. 47) wurde das Patent vom 8. Det. 1856 wieder aufer Kraft gefegt und find 
an die Etelle verfelben auch für Katholifen wieder tie Vorfchriften des A. 6. ©. 2. 
me ter hierzu nachträglich erfloffenen Geſetze und Verordnungen getreten, infoweit 
diefelben, als das Kaiſ. Pat. vom 8. Dct. 1867 in Wirkfamfeit trat, beftanden haben 
und durch das Geſetz vom 25. Mai 1868 nicht abgeändert worden find 3. 


I Ehon bie Römer befiniren die Ehe: 
‚Nuptiae sunt conjunctio maris et feminae, 
eonsortinm omnis vitae, divini et humani 
faris communicatio I. 1 D. de ritu nuptiarum 
(23. 2). Bgl. über die röm. Anfihten Sell, 
im Eiv. Archiv, XXII (1839), 270 fg. Die 
Meiften, bejonders Theologen und Kanoniften 
beſchränken fih, wie Schulte, Handbuch bes 
kathotiſchen Eherechts (Gießen 1855), ©. 3, 
Yum.9, bemerkt, auf eine einfache Wiederholung 
bes rom. oder fan. Rechts. — Vgl. über den 
Begriff der Ehe auch noch Gikler, Handbuch 
des gem. und preuß. Eherechts der Katholiken 
und Evangelifhen (Breslau 1840), $. 2; Uhrig, 
Spftem bes Eherechts mit vorzüglicher Be— 
rüdfichtigung der Praris der röm. Curie, ſowie 
ber bayerifhen und angrenzenden Diöceſen 
(Dillingen 1854), S. 1 fg.; Richter, Lehrbuch 
des Tatb. und evang. Kirchenredhts, mit befon- 
derer Rüdficht auf deutſche Zuftände (5. Aufl., 
Leipzig 1868), S. 567 fg., 572 fg.; Kuzmany, 


Handbuh des allg. und öſterr. evangeliich- 
proteftantijchen Eheredhts (Wien 1860), S. 13 fg. 

2 Bol. Walter, Lehrbud des Kirchenrechts 
aller hriftlichen Eonfeffionen (13. Ausg., Bonn 
1861), S. 635. — Auch $. 44 erllärt Die Ehe 
für einen Bertrag, als deſſen Zwed nad) dem 
Borgange des Preuß. Landrechts (II. 1, 88.1, 
2) und der zur Zeit der Abfaffung beffelben 
herrſchenden Eitte, auch einen Zweck ber Ehe 
anzugeben, die Erzeugung und Erziehung von 
Kindern und die Leiſtung von wechſelſeitigem 
Beiſtand angegeben wird, und zwar dieſer 
letztere Zweck deshalb, damit auch zeugungs— 
unfähige Perſonen eine Ehe ſchließen können. 
Vgl. Koch, Lehrbuch des preuß. gem. Privat» 
rechts (2. Aufl., Berlin 1852), II, 590. Bol. 
auh Schulte, a. a. O., S. 16, 17, 490, 495. 

3 Bet Entſcheidung ber vielfach zum Gegen- 
ftand publiciftifcher Erörterungen aufgemworfenen 
vage, ob das Gefeh vom 25. Mat 1868 
R. ©. Bl., Nr. 47) feine Wirkfamteit auch 
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8. 4. j 
Begriff des Gheverlöbnifies. ‚ar 


Ein Eheverlöbniß oder ein vorläufiges Verſprechen, fi zu ehelichen, unter was TER 
Umftänden oder Bedingungen es gegeben oder erhalten worden, zieht Feine rechtliche BER 
bindlichleit nach fi, weder zur Schließung ber Ehe felbft, noch zur Leiftung beöjenigen, wu 
auf den Fall des Nüdtrittes bedungen worden ift. 


8. 46. 


Rechtliche Wirkmg bes Nüdtrittes vom Gheverlöbntfie. { 

Nur bleibt dem Theile, von deſſen Seite Teine gegründete Urſache zu dem Nüdtritte ame 
ftanden ift, der Auſpruch auf den Erfat bes wirklichen Schadens vorbehalten, weichen er l 
5 


diefem Rücktritte zu Leiden beweifen Tann. 


Das Eheverlöbniß ift das von zwei PBerfonen einander gegebene Berſprechen, 
Es beruht gleihwie die Che auf einem Bertrage und hat 
wie diefe zu feiner Gültigkeit die Erforberniffe eines Vertrages zur Vorausſetzung 
Dies gilt auch rüdfichtlich des Alters der fi) Verlobenden. 


künftig zu ehelichen. 


d 


a 
* 
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auf die Armee erſtreckt, hat man ſich gegen⸗ 
wärtig zu halten, daß nach 8. 1, lit. b bes 
Gef. vom 21. Dec. 1867 (R. ©. Bl., Nr. 146) 
und $. 14 bes XIL ungarijchen Gef. Art. vom 
Jahre 1867 die Gefetgebung „über bie blrger- 
Iihen Berbältniffe und jene echte und Ber- 
pflihtungen ber Mitglieder ber Armee, welche 
fih nicht auf den Militärdienft beziehen‘, den 
efeßgebenden Factoren der biefjeitigen ober 
jenfeitigen Reichshälfte zufommt, je nachdem 
Das einzelne Mitglied ber im öfterr. Reichs⸗ 
rathe oder im ungarifhen Landtage vertretenen 
Sändergruppe angehört. Nun wird aber nicht 
nur durch Art. 1 bes Gef. vom 25. Mai 1868 
Das Kaif. Pat. vom 8. Oct. 1856 (NR. ©. Bl., 
Nr. 185) fammt feinen beiden Anhängen für 
ben ganzen Umfang der im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreihe und Länder, ohne bafı 
eine Ausnahme für die ber Arınee angehörigen 
öfterr. Staatsbürger fiatuirt wird, außer Kraft 
geſetzt und bie früher beftandene materielle 
Eherechtgeſetzgebung reactivirt, ſondern auch 
durch Art. 3 diefes Geſetzee mit dem Tage ber 
Wirkſamkeit befjelben in den Königreihen und 
Ländern, für welche baffelbe gegeben ift, Die 
Gerichtsbarkeit in Eheſachen ausſchließlich 
denjenigen weltlichen Gerichten zugemwiejen, 
die vor dem 1. Ian. 1867 nad ben Juris⸗ 
Dictionsnormen vom 22. Dec. 1851 (d. i. 
die Militärjurisdictionsnorm) und vom 
20. Nov. 1852 (Civiljurisdictionsnorm) hierzu 
berufen waren — feither wurde bekanntlich Durch 
das Gef. vom 20. Dat 1869 (R. ©. Bl., 
Nr. 78), 8.9, bie Eiviljurisdiction der Miilitär- 
gerihte für die im Reichsrathe vertretenen 
länder befeitigt und namentlih auch bie Ge⸗ 
richtsbarkeit in Ehefahen ber Militärperfonen 
den „Civilgerichten‘ übertragen — und beftimmt, 
daß Diefe weltlichen Gerichte nad denjenigen 
Geſetzen und Berorbnungen zu verfahren haben, 
welche; ur Zeit, als das Patent vom 8. Oct. 
1856 in Wirkſamkeit getreten, für Cheftrettig- 
keiten was immer für einer Art beftanden, und 
insbefondere nad ben über Gheftreitigleiten im 
weiten Sauptftüde bes A. b. ©. 3. unb im 
Bo. vom 28, Aug. 1819 (I. G. ©., Nr. 15%) 


enthaltenen Beftimmungen zu verfahren haben; 
joweit Die letzteren nicht Durch Verfügungen bed 
neuen Gefeßes eine Aenberung erleiden. Dem 
gegenüber fällt es um fo weniger ins Gewicht, 
bat Durch das Geſetz vom 25. Mai 1868 
auch bie infolge ber Allerh. &. vom 24. Am 
1857 erfloffene we: "des Armeeoberc. vom 
5. Mai 1857 (R. ©. BI, Nr. 102), welche 
bie Aboptirungsporfchriften bes Batente vom 
8. Dct. 1856 für Die Armee enthält, für bie 
im Reichsrathe vertretenen Länder ausbrüdii 
aufgehoben wird, als biefe Vdg. nicht erſt bie 
Wirkſamkeit des Pat. vom 8. Oct. 1856 auf 
bie Armee ausbehnte, fondern dieſe vielmehr 
ale ſelbſtverſtändlich vorausfekt unb nur bem 
Charakter einer VBollzugsvorjchrift hat. — Dies 
ift der Stanb ber Gefeßgebung in Betreff ber 
ber. wetöfterr. Reichshälfte angehörigen Mitglie- 
der des Heeres. Ueber die ben KXänbern ber 
ung. Krone angehörigen Mitglieder des Heeres 
erftredt fi die Competenz ber Xegielative der im 
Reichsrathe vertretenen Länder in Angelegen» 
heiten ber Civilgefeßgebung nicht weiter, al® ihr 
jelbft Die in Defterreich Recht fuhenden Ausländer 
unterworfen find, nämlich in Betreff ber Compe⸗ 
tenz, Organifation und bes Verfahrens ber Ge⸗ 
richte, undift daher bie Jurisbiction Über Die ungar. 
Soldaten unter Anerkennung ihres beimatlichen 
Rechts auszuüben. In Ungarn wirb die ganze 
Civilgerichtöbarkeit ſowol über bie öfter. ale 
ung. Militärperfonen von ben dortigen Militär 
gerihten nad bem A. b. G. B. ausgeübt. Nur 
in Ehefaden über ung. Milttärperfouen 
jubiciren — wie es ſcheint, infolge einer Art 
wilder Prayie, deren Genefis befonders für 
ben ber ungarifhen Sprache nicht Kunbigen 
nicht leicht nachweisbar ift — militär. geifl. 
Ehegerichte, bie in Ungarn ſchon vor dem herr. 
Concordate heimiſch waren, nad fan. Rechte. 
ı Bgl. Schulte, Eherecht, S. 278 fg.; 
Walter, ©. 650 fg. Berwerflich ift die Untere 
ſcheidung Dolliner'8 (Eherecht, 2. Aufl., Wien 
1848, I, 1 fg.) zwiſchen blos einjeitigem 
Eheverjprehen, wenn nur ein Theil bie Ehe 
verfpriht und ber anbere Theil biefes Ber- 
ſprechen blos annimmt, ohne ein Gegenver- 
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Selbſt das gültig gefchloffene Eheverlöbniß zieht nur die Wirkung nad ſich, daß 
‚kerienige Theil, welcher chne gegründete Urfache ſich die Ehe zu ſchließen weigert, dem 
aderen Theile zum Erſatze des ihm durch das Nichtzuftandelommen der Che entjtantenen 
‚Eadeus verpflichtet wird. Diefer Schade kann ſowol ein pofitiver fein, 3. B. die 
Wirte einer Wohnung, die Anjchaffung einer Ausftattung, als ein negativer, 3. 2. 
die Braut die Jahre, in welchen ihr eine Berheirathung leicht möglich geweſen 
uire, bingehalten wurbe. 

Das Eheverlöbnig wird aufgeläft, wenn die Unmöglichleit c8 zu erfüllen eintritt, 
528. wenn ein Theil die feierlihen Gelübde abgelegt oder bie höheren Weiben 
ringen (8. 63,, X. b. ©. B.), oder fih mit einer britten Perſon verehelicht hat. 
‚Ja vielen diefen Fällen bleiben jedoch dem anderen Theile, weil die Unmöglichkeit, 
8 zu erfüllen, eine felbitverfchuldete ift, feine allfälligen Entſchädigungsanſprüche 
zabensmmmen. 

Mit beiderfeitigem Einverftändnig kann das Cheverlöbnig jederzeit, auch wenn es 
kurch einen Eid bekräftigt wurde, aufgelöft werden. In gewiſſen Fällen ift jedoch auch 
‚ver einfeitige Rücktritt geftatte. Das U. b. G. B. enthält hierüber Teine weitere Be⸗ 
Kiemıung, als daß die Urfache des Rüdtrittes eine _ gegründete fein muß ($. 46), 
- weräber daher ber Richter nad) freiem Ermeſſen zu äitfeeiden hat. 


8. 47. 
Regel über die Fähigkeit zur Schließung einer Che. 

Einen Ehevertrag kaun jedermann fchließen, infofern ihm kein geſetzliches Hinderniß 
im Wege ſteht. 
Unter Ehehinderniß verfteht man den Mangel eines Grforbernifjes für das 
Zuſtandekommen einer gültigen Ehe !. Man pflegt die Ehehinderniffe nach kan. Rechte 
. anzıtheilen: 1) in natürliche (divini jaris) und pofitive (humani juris), je nach⸗ 
dem fie entweder ſchon im Wejen der Ehe begründet, oder mit Rüdfidht auf den fitt- 

Gen und materiellen Beſtand der Che durch pofitive Geſetze angeortnet find, eine 

Unterfcheidung, die befonders rüdfihtlih ber Dispenjation von großer praktiſcher Bes 
. bentung ift ?. 2) Rüdfichtlih ihrer Wirkung in trennende oder vernichtende (impe- 
dimenta dirimentia) und aufſchiebende oder verbietende (impedimenta impedientia), 
Eheverbote. rftere hindern Das gültige Zuſtandekommen einer Che, lettere machen 
fic bios unerlaubt. Wird die Che dennoch geſchloſſen, jo ift fie gültig?. “Die auf- 
ſchiebenden werben aljo nur uneigentlich Ehehindernifje genannt. Cine Untereintheilung 
ber vernichtenten Ehehinderniſſe ift tie in abjelut vernichtenve, bei denen eine nach— 
träglihe Revaliration der Che in feinerlei Weiſe möglich ift, und relativ ver- 
mihtente, bei denen durch nachträgliche Diepens oder nachgeholten Eheconſens die 
Che ſpäter zu Stante kommt 3) In abfolute und relative, je nachdem fie 
ner Perjon zur Ehe überhaupt, oder blos zur Che mit beſtimmten Perſonen ent> 
gegenitehen. 4) Mit Rückſicht auf das Recht zur Anfechtung der Ehe in öffentliche 
und privatrehtlide, je nachdem fie ihren Grund im öffentlichen Intereſſe haben, 
ster blos im Intereſſe ber Eheſchließenden angeordnet find. 5) In öffentlide und 
geheime, je nachdem fie notoriſch find, oder nur fehr wenige" Perfonen darum wiſſen, 
und 6) in vorhergehende und nadhfolgente?®. 





fprechen zu machen, und zmweifeitigem Ehe— 


verjprechen, wenn das Berfprechen von beiden 
Theilen gemadt wird. Bgl. Nippel, Erl., I, 234. 
I Bol. Schulte, S.30; Ginzel, S. 415, 416. 
3 Bol. Knopp, Bollftändiges kath. Eherecht, 
mit beionberer Rückſicht auf die praltiihe Seel» 
Iprge (2. Aufl., Regensburg 1854), ©. 93, 
s Bl. Knopp, S. 14; Schulte, S. 30, 31. 
Knopp, S. 15, glaubt, daß dieſe Ein- 
theilung von feiner bejonderen praltiihen Be⸗ 


beutung fei, ba erftere nad) ber heutigen Praris 
kaum vorfommen dürften. Schulte, S. 31, bält 
dieſe Eintheilung für überfliffig, weil fie in 
die won div. und hum. juris einjchlage, nicht 
aber, weil erftere nach heutiger Praxis nicht 
leicht vorlommen könnten. 

° ‚Nur die Eintheilung in dir. und imped., 
jowie Die zuleßt angegebene (in div. und hum. 
jyris) beruht auf einem durchgreifenden Prin» 
cipe, weldyes bet erfterer die aus Deren Weſen 
jelbft ich ergebende Wirkung it, fomit ein 
innerer Eintheilungsgrund, bei leßterer bie 


64 Erſter Theil. Bon dem Ehertqhte. 


Ganz willkürlich und werthlos ift die Eintheilung des A. b. ©. B. in Ehehinber- : 
niffe: I. wegen Abgang der Einwilligung, mit der Unterabtheilung a) aus Range! dei - 
Vermögens zur Einwilligung, b) aus Mangel ber wirklichen Einwilligung; I. "En. 
Abgang des Vermögens zum Zwecke, mit ber Unterabtheilung a) bes phufifchen 
mögen®, b) des fittlihen Vermögens; III. wegen Abgang ber weſentlichen Feierlichkeiten 
a) des Aufgebotes, b) ber fei erlichen Erklärung der Einwilligung, unter welche Rubrucn 
ebenſo willkürlich die einzelnen Ehehinderniſſe eingereiht werden. 

Als Regel gilt, daß jedermann eine gültige Ehe ſchließen kann, welchem nicht ein 
geſetzliches Hinderniß entgegenſteht ©. 

8. 48. 
Hinderniſſe der Ehe: 1) Abgang ber Einwilligung aus Mangel des Bermogens zur Einwilligung. 

Raſende, Wahnſinnige, Blödſinnige und Unmündige find aufer Stande, einen gültigen. 
Ehevertrag zu errichten. 

8. 49, 

Minderjährige oder auch Volljährige, welche aus was immer für Gründen für ſich alein 
feine gültige Verbindlichkeit eingehen lönnen, ſind auch unfähig, ohne Einwilligung ihres: 
ehelihen Vaters ſich gültig zu verehelichen. ft ber Vater nicht mehr am Leben oder zur 
Vertretung unfähig, fo wird nebft der Erflärung des ordentlichen Vertreters auch bie Ein⸗ 
willigung der Gerichtsbehörde zur Gültigleit der Ehe erfordert. 


8. 50. 
Minderjährige von nneheliher Geburt bedürfen zur Gültigkeit ihrer Ehe, nebſt der en 
Härung ihres Vormundes, die Einwilligung der Gerichtsbehörde. 





forderlihe Einwilligung beizubringen nicht vermag, tft von dem hierfändigen Gerichte, unter 
welches er nach feinem Stande und Aufenthalte gehören würde, ein Vertreter zu beſtellen, 
der feine Einwilligung zur Ehe oder feine Misbilligung diefem Gerichte zu erflären Hat. 


8. 52. 


| 
8. 51. | 
Einem fremden Minderjährigen, der fi in diefen Stanten verehelichen will und bie 34 
ü | 

Wird einem Minderjährigen oder Pflegebefohlenen die Einwilligung zur Ehe verſagt 
und halten fi die Ehewerber dadurch beihwert, fo haben fie dad Met, die Hülfe dez 
tten, 


ordentlichen Richters anzuſuchen. F 

Mangel au dem nöthigen Einkommen, erwieſene oder gemein bekanute ſchlechte Gi ; 
anftelende Krankheiten oder dem Zwede der Ehe hinderlihe Gebrechen desjenigen, mit dem 
die Ehe eingegangen werden fol, find rehtmäßige Gründe, die Einwilligung zur Ehe zw. 
verſagen. 

Aus der Natur der zum Zuſtandekommen einer Che erforderlichen . Willenserklä- +3 
rung folgt, daß Perjonen, welche einer jolden, fei es wegen zu frühen Alters ober ! 
wegen Irrſinn, Trunkenheit zc., nicht fähig find, feine gültige Ehe jchließen ——A— 
Die Unfähigkeit zur Schließung einer Ehe wegen Geiſtesſtörung dauert jedoch nur ſo 
lange als ihr Grund, und es find daher Wahnſinnige in lichten Zwiſchenräumen voll⸗7 
kommen fähig eine gültige Che einzugehen !. F 

’ 


n 





Rechtsquelle, jomit ein äußerer. Die Übrigen | infofern zur Sprache, als bie Publicität eines A 


Eintheilungen beruhen nur auf Merkmalen 
einzelner Ehehinderniffe, laſſen aber keine durch⸗ 
greifende Subſumtion zu. Die Eintheilung in 
jur. priv. und publiei iſt für ein Syſtem ebenſo 
falſch als die des Kirchenrecht in öffentliches 
und privates, und findet nur ihre Stelle bort, 
wo über die Geltendmadhung ber einzelnen zu 
reben iſt. Die Eintheilung in Imp. publica, 
d. b. in (Öffentlich) bekannte und nicht öffent - 
liche, occulta, kommt nur beim Beweife und 


Faetums überhaupt Einfluß anf baffelke hat, :‘ ; 
Die Eintheilung enblic) in Imp. antecedentig.. 3 
und subsegnentia hat wiffenfchafttid nidt bem : 
geringften Werth, iſt auch pofitiv unridhtig unb “ 
wiberlinnig: denn bat einmal eine Ehe rei E 
ben, ift diefelbe geworben, fo fann da®, was ' 
nachher eintritt, niit mehr bie Ehe hin⸗ 4 
bern“, Schulte, S . 32, ie b 

⸗ Bl. auch Knopp, S 

ı Nah Kan, —* bierüiber kein 


1 
FL 


Hauptſtück II. Bon dem Ehertchte. 66. 48-54. 65 
Im Anfehung des Alters beftimmt das A. 5. ©. B., daß Perfonen unter 14 Iahren 
aupt feine gültige Ehe (88. 21, 48), antere minberjährige für fich allein feine 
je Ehe eingehen können. Iſt ihr ebelicher Vater noch am Yeben, fo genügt deſſen 
iſligung, welche entweder von bemfelben bei der Pfarre in Gegenwart zweier 
en perfänlid) abgegeben, und in dem Trauungsbuche unter feiner Fertigung auf: 
rt oder burd eine volllommen vedhtsfräftige, von ihm mit Zeugen ausgeftellte, 
ig legalifirte, bei dem Zrauungsacte aufzubewahrende Urkunde targethan werden 
(Heft. vom 17. Juli 18135 J. G. S., Nr. 1065). Iſt der cheliche Vater nicht 
am Leben, oder zur Vertretung des Minderjährigen unfähig, fo ift gleichwie bei 
unebeliher Minderjährigen nebft der Erflärung ihres gefeßlichen Vertreters bie 
hmigung des vormundſchaftlichen Gerichtes erforverlih (88. 49, 50). Einem aus: 
(hen Minberjährigen, ver die nad unferen Geſetzen erforderliche Einwilligung 
beizubringen vermag, kann ein Gurator ad actum beftellt werten, welcher feine 
illigung oder Misbilligung dem Gerichte gegenüber zu erklären hat (8. 51). Die 
nligung zur Ehe darf nur aus den im $. 53 angegebenen over benfelben an 
ke gleichkommenden Gründen verfagt werden. Gegen tie Verweigerung ber Ein 
png von Seiten des Vaters oder VBormundes fteht dem Minderjährigen frei, die 
heitung des vormundſchaftlichen Gerichtes anzurufen ($. 52), gegen deſſen Ent- 
ung fowol dem Dlinverjährigen, al8 deſſen Vertreter die gewöhnlichen Nechtsmittel 
fiehen (88. 9—16 des Gefeges vom 9. Aug. 1854). Den Minderjührigen 
m auch Volljährige, welche aus was immer für einen Grunde fir fih allein feine 
iche Verbindlichkeit eingehen Können, gleicdhgeachtet (8. 49). 


8. 54. 
Rit weldgen Militärperfonen oder zum Militärkörper gehörigen Berfonen ohne fdrift- 
Erlanbnißz ihres Regiments, Corps oder überhaupt ihrer Vorgeſetzten fein gültiger 
ertrag eingegangen werben könne, beftimmen die Militärgeſetze. 


Durch das Heirathönormale vom 10. Juni 1812 (Soutta’fhe G. S., X, 130) 
e ganz im Sinne des 8. 54 der 4.56. G. B. jede ohne vorausgegangene förmliche 
ibniß der Militärbehörten geſchloſſene Ehe der Militärperfonen für ungültig erklärt 
25, 41, 42 des cit. Geſ.). Mit Allerh. E. vom 30. Aug. 1861 (K. M. Erl. 
14. Sert. 1861, C. k., Wr. 3851) wurten für tie geſammte Landarmee mit 


griff der VBerwaltungsbranden in ver 


fl fen. Bol. auch Knopp, S. 104; 
ie, ©. 74; Ubrig, 8. 66; Ginzel, ©. 418. 
fbe gilt auch nad) äfterr. R., ohne Rilck— 
daranf, cb über ben Wahnfinnigen Die 
el verhängt ift ober nidt. ©. Die Be: 
mgen zu ben 88. 270-273. Tolliner, 
D.,€. 75, Winiwarter, Bürgerl. Redt, 1, 
und Ellinger zu 8. 48 geben dies nur Fiir 
ei zu, daß ſich der Irrfinnige nicht unter 
tel befindet; Nippel, in Pratobevera's 
‚IV (1820), 195, und Stubenraud, J, 
sahen auch dieſe Unterjcheidung nicht, 
mm halten fogar bie von einer jonft irr— 
wa Berfon, über welche nie bie Curatel 
agt wurde, zur Zeit eines lichten Zwiſchen⸗ 
es eingegangene Ehe für nichtig. Die eritere 
# bat wenigſtens ten Wortlaut des Ge— 
für ih; bagegen fehlt e8 der legteren 
ben gefeslichen Anhaltspunkte, und fie iſt 
—24 ſchon aus dem Grunde verweri 
weil fih eine genaue Greuze zwiſchen 
u feg. lichten Zwifchenräumen und wirt: 
Senefung und Rüdfall in den vorigen 
Kun nicht angeben laßt und daher eine 
u irrſumig gemwejene Perjon, ba fie immer 


BirgReiter, Kommentar. 2. Aufl. 


L 


Militärgrenze, dann mit Allerh. E. vom 


twieder neuerdings irrfinnig werden Tann, burch 
einen ganz unbeftinmten Zeitraum bindurd 
gar nicht mit vollkommener Sicherheit eine Ehe 
ſchließen köunte. Ber den Anhängern Der erjteren 
Anficht käme der Irrſinnige auch injofern beffer 
weg, als Die Curatel nicht leicht über längere 
Unterbrechungen Des Wahnſinnes hinaus fort: 
geſetzt werden dürfte. Erſtreckt ſich der Wahn— 
ſinn nur auf eine ſog. fixe Idee, ſo dürfte 
allerdings zwiſchen dem A. b. G. B. und dem 
kan. Eherechte zu unterſcheiden ſein. Denn iſt 
über einen ſolchen Irrſinnigen Die Curatel ver: 
hängt worden, jo iſt Damit ausgeſprochen, daß 
er wegen Diefes Partiellen Wahnfinnes über: 
baupt feine Angelegenheiten nicht zu bejorgen 
im Stande tft, und er muß Daher, ausgenom— 
men in ganz lichten Zwiſcheuräumen, auch um: 
fähig gebalten werden, eine Ehe zu ſchließen. 
Iſt Die Curatel nicht verhängt werden, fo kommt 
ca auch ab Dem A. b. G. B., wie überhaupt 
nach fan. Eberecdhte, anf die Art und den Grad 
der Beiftesftörung an, und lann Der Irrſinnige 
nicht für ſchlechterdings unfähig zur Eingehung 
einer Ehe gehalten werden. 


66 Erfter Thell. Von dem Serfonenreite. 


25. Juni 1863 für die Marine neue Vorſchriften erlaffen und alle bisher in Bezug 
auf Heirathen in der Armee beftandenen Vorſchriften und Verorbnungen außer Kraft 
gejegt (Art. 4 der KM. Vog. vom 14. Sept. 1861). 

Diefe neuen Gefege ſprechen aber nicht mehr die Ungültigkeit einer ohne VBewillie 
gung ter competenten Militärbehörbe geſchloſſenen Ehe aus, fonbern vi jen nur J 
die durch das Militärſtrafgeſetz ($. 780) darauf geſetzten Strafen. Ueberdies barf 
der Mannſchaft cine ſolche Ehe niemals in die erite Klaſſe der, Manuſchaftsehen einge - 
reicht werben ($. 1 ber K. Vog. vom 14. Sept. 1861). \ 

Der von der Stellungscommiffien als für den Kriegevienft für immer 
nicht erfannt ober in ber dritten Altersklaſſe! ven der Stell: nicht i 
worben iſt, darf ſich vor dem Austritte aus ber dritten Alt nicht 
Eine ausnahmeweife Ehebewilligung im Falle vorhandener, befon! * rcgtewamihe 
Unftänte an Etellungspflihtige zu erteilen, ift das Landesver * 
ermãchtigt, welches hierzu auch tie betreffende Landesſtelle deleg 
Wehrgeſetzes). 







$. 55. 
ginberniffe ber Ehe: 2) Aud Mangel ber wirfligen Ginwilig 
Die Einwilligung der Ehe ift ohne Rechtskraft, wenn fie durch 
erzwungen worden ift. Ch die Furt gegründet war, muß aus der € 
lichteit der Gefahr, und and ber Leibes⸗ und Gemüthsbeſchaffenheit e 
beurtheilt werben, 


Da das VBorhandenfein des Willens dur den auf eine Perfe 
(vis compulsiva) wicht aufgeheben wirb ?, fo kann auch eine 
gefundenen Zwanges zu Stande gelommen ift, nad allgemeinen 1 
für nichtig angefehen werden. Mit KRüdfiht auf das öffentliche 
durch das A. b. G. B. (8.55) tem einem ehefchliegenden Theile a 
vüdfihtli der durch Androhung deſſelben erzeugten Furcht die Ser 
Ehehinderniſſes beigelegt ?. 

Damit die Furdt Berüchſichtigung finden fan, muß das a r 
großes, 5. 3. Tod, Verftünmelung des Körpers, Törperlihe Mich 
gewaltjame Schändung, ein größerer Vermögensnachtheil, und Bir 
„Uebel eine gegründete fein. Dabei iſt auf Geſchlecht, Alter und 
Gegwungenen, deſſen körperliche und geiftige Entwidelung und al 
fonftigen Umftände und Berhältniffe Rüdjicht zu nehmen. Ob 
Uebel® von dem anderen Theile oder einer britten Perfon ausgegarg 













or 


gültig (8. 55 A. b. ©. B.), weun mur der Drobende zur Zufügung Des Uebels mi 
etwa beredhtigt ward. Daß ſich das angebrohte Uebel unmittelbar auf bie Berfon 


des Eheſchließenden Keziehen müffe, ift nicht nothwenbig, ſondern es ift hinreichend, 
wen dadurch gewifle, ihm durch Bante der Verwandiſchaft fehr naheftehende Perfonen 


betroffen werben follen ©, 





I Die Pflicht zum Eintritt in das ftehende 
‚Heer beginmt init dem 1. Jan. bes Kalender 
jabres, in welche dev Wehrpflichtige das zwan⸗ 


dem bie Drohung, reſp. Setzung eines Uebels 
feitene des Hanbeinden fi ale Zwang — vis 
eompulsiva — beren unmittelbare Folge in 


sigfte Lebensjahr vollendet ($. 3 bes Wehr- 
geieges vom 5. Dec. 1868, R. ©. BL., Nr. 151). 
Alle vom 1. Ian. bis 31. Dec. eines Jahres 
geborenen jungen Männer bilden zufammen 
eine Altersllafie (8. 32 des Wehrgefehes). 
YDgl, die Bemeri, zu ben 88. 869-877. 
2 Dt. Schulte, Cheredt, S. 119; Knopp, 
. 40 fg.; Uhrig, ©. 299 fg., 21 fg. 

® „Bwang und Furcht fallen, jofern bie Ge- 
walt feine birecte, abfolnte ift, zufammen, its 





dem Leibenden als Furcht — metus — her⸗ 
ausjtelt“, Schulte, ©. 121. 

Bgal. Knopp, ©. 46 fg.; Uhrig, ©. 300; 
Schulte, ©. 122 und die von ihm in Rote 8 
angeführten Duellenftelen aus dem röm. und 
tan. Rechte. 

Bgl. hierüber Schulte, S. 125, 126 und 
bie bajelbft in Note 8 und von Uhrig, ©. 302 
angeführten Beiſpiele. 

Val. auch Schulte, S. 126 ig. 


Hauptfiu@ II. Bon dem Eherechtt. 66. 5559. 67 


8. 56. 


ie Einwilligung if auch dann ungültig, wenn fie von einer entführten und noch nicht | 
e Freiheit verſetzten Berfon gegeben worben. 


Auter Entführung (raptus) verfteht man die gewaltſame Hinwegführung einer 
ensperfon in einer auf Unzucht oder Verehelichung gerichteten Abfiht. Die Ein- 
fung des Begriffes der Entführung auf die gewaltfame Hinwegführung von 
en&perjfonen ergibt fidy nicht nur aus der hiſtoriſchen Entwidelung dieſes Ehe- 
niſſes 1, fondern auch aus der Erwägung, daß ter Mann bei der Entführung 
eitem nicht den Nachtheilen ausgefegt ift, welde bei Frauensperfonen zur ‚Auf 
ig eines bejonderen Ehehindernijfes der Entführung neben bein Ehehinverniffe des 
ges und der Furcht Anlaß gaben*?, und weil bei Dinweglodung einer Perſon 
wift an einen britten Ort tie große Gefährlichkeit der verübten Gewalt nicht 


ie unter ben Kanoniften ftreitige Frage, ob das Ehehinderniß der Entführung 
denn begründet fei, wenn die Wegführung mit Willen der Entführten, aber gegen 
Billen ihrer eltern. oder Bormünder ftattgefunden hat?, kann nah dem W. b. 
., weil die ohne Einwilligung der Aeltern oder Vormünder gefchloffene Ehe fchon 
ı biefes Mangels ihtig ift (88. 49 fg), nur in dem alle praftifch werben, 
zwar bie Xeltern oder Bormünder ihre Zuftimmung zur Che gegeben haben, und 
tfährung erfolgt ift, um das Zuſtandekommen ver Ehe zu befchleunigen, ober 
an Widerruf beforgt wurde. Nach der allgemeinen Zertirung des 8. 56 9. b. 
und mit Rüdfiht darauf, daß eltern und Vormünder, an deren Zuftimmung 
Mitigfeit ver Ehe geknüpft ift, dieſes Recht nur im Intereſſe der Kinder, bezüglid) 
wi, auszuüben haben, daher die bereits ertheilte Zuftimmung zu widerrufen fogar 
itet fein können, und dieſe nur dann als gültig ertheilt angefehen werben kann, 
Ye Zuftimmung vor der Trauung mündlih von dem Pfarrer erflärt, oder fhrift- 
Wbeilt, und bis zur Zeit der Eingehung der Ehe nicht widerrufen worden: ift, 
BF Ehehindernig der Entführung auch in dieſem alle vorhanden. War bie mit 
MBilen Entführte bereits eigenberechtigt und konnte fie ſich auch gegen ven Willen 
Iters entfernen, ohne daß ibm vom Geſetze ein Hinderungsrecht eingeräumt ift, 
u überhaupt von einer Entführung im technifchen, widerrechtlichen Sinne gar nicht 
be fein, die Tochter war fogar im Rechte, fi entführen zu laffen. 
Das Ehehinderniß der Entführung iſt ein öffentliches (8. 94 A. b. G. B.) und 
von Amts wegen zu unterfuchen. Den Entführer felbft jedoch, fowie der Ent— 
2, welche in die Entführung eingewilligt hat, fteht das Recht, vie Ungültigfeits- 
mg der Ehe zu verlangen, nicht zu (8. 96). 






$. 57. 


is Irrtum madt die Einwilligung in die Ehe nur daun ungültig, wenn er in der 
ı Beö Tünftigen Ehegatten vorgegangen it. 


8. 58. 


zenn ein Ehemann feine Gattin nad der Ehelichnug bereits von einem Anderen ge- 
gert findet, fo Tann er, außer dem im 8. 121 beitimmten Zalle, fordern, daß die Che 
gültig erflärt werde. 

8. 59. 
He übrigen Irrthümer der Ehegatten, fowie auch ihre getäuſchten Erwartungen der 
geſetzten oder aud) verabredeien Bedingungen, ftehen der Gültigfeit des Chevertrages 
atgegen. 


on 


zl. Knopp, S. 270 fg.; Uhrig, S. 50, | auddieblos auf Unzucht gerichtete Abficht Diefes 
; Schulte, S.300 fg.; Walter, S.665 fg. en ae Verneint a 
von Schulte, S. 305 fg., bejabt von lhrig, 
il. Säulte, S. 304. S. 310; Kuopp, ©. 275. 
lt. auch Schulte, S. 305; Uhrig, ©. 310. VBgl. Schulte, S. 306, 307, welcher fie 
n gleicher Weiſe einig ift man darüber, ob | verneint. 
5 * 


68 Erfter Theil. Bon dem Perſonturtqhte. 


Der wefentlihe Irrthum kann fi entweder 1) auf den Inhalt des Willens mi 
Ganzen beziehen, indem nämlid, eine Perſon etwas anderes erklärte als fie wollte, un 
Das Gewollte nicht erklärt hat, oder 2) die Natur des Nechtöverhältnifies, 3) die 
Identität des anderen Contrahenten oder 4) endlich die Sache, welde den Gegenſtand 
des Nechtögefchäftes bildet, betreffen. Diefe lettere Art des Irrthumes fan, ba ber 
Gegenftand des Chevertrages ein rein fittlihes Verhältniß ift und die Bermögent 
verhältniffe nur mittelbar berührt, nie als wejentliher in Betracht fommen. Dagegen 
ift in den drei erften Fällen wegen Mangels der Willensübereinftimmung eine Ehe gar ! 
nicht vorhanden 2, und wenn bie Gefege nur den Irrthum in der Perſon ausbrädiiä 
hervorheben, fo Hat dies feinen Grund darin, weil die beiven anderen Fälle als feltk- 
verſtändlich vorausgeſetzt werben. 

Nach kan. Rechte unterſcheidet man den Irrthum in der Perſon in den eigentlichen 
error in persona, und in ben error qualitatis in personam redundans. Error qua- 
litatis in personam redundans ift ver Irrthum über eine Eigenfchaft des Mitcontra⸗ 
henten, welche den Begriff von deſſen Perfönlichleit, deffen Individualität fo begrenzt : 
und beftinmt, dag mit dem Hinwegfallen berjelben der Mitcontrahent gleihfam eine © 
aubere Perfon wird *. Da er das Dafein des die Grundlage der Ehe bildenden Con : 
fenfes aufhebt und die zum Begriffe deſſelben erforverlihe Willensübereinftimmung 
nicht zu Stande fommt, zieht er auch nah dem A. b. G. B. vie Ungültigfeit ber 
nah fih * ever andere Irrthum, er mag fid) auf phufifche ober moralifche 
Ihaften, veren fociale Stellung oder Vermögen beziehen, gilt als unmefentlih. Cine 
Ausnahme tritt ein, wenn der Mann feine Gattin nad ber Berehelihung bereits von 
einem Anderen geſchwängert findet (8. 58), wo ihm außer dem Falle bes 8. 121 das 
Recht, die Ungültigfeitserklärung der Ehe zu verlangen, zufteht. 

Die Beifeßung was immer für einer Bebingung bei Schließung der Ehe ift nad 
öfterr. Recht mit gutem Grunde für unftatthaft erflärt, indem gewiß fein Bedürf⸗ 
niß vorhanden ift, eine bedingte Ehe jchliegen zu können. Bedingungen gelten für 
nicht beigefettt ($. 59). 






8. 60. 
Hindernifie ber Ehe: 3) Abgang bed Vermögend zum Hwede des phyfiſchen Vermögens. 


Das immmerwährende Unvermögen, die eheliche Pflicht zu Teiften, if ein Ehehinberniß, 
wenn es ſchon zur Zeit des geſchloſſenen Ehevertrages vorhanden war. Ein blos zeitlichet 
oder ein erſt während der Ehe zugeftoßenes, felbft unheilbares Unvermögen laun bes Banı 
der Ehe nicht anflöfen. 


Die Impotenz, das gejchlechtliche Unvermögen, welches bei dem Weihe und be 
ben Manne vorkommen kann und von der Unfruchtbarkeit (sterilitas) wohl zu unter 
ſcheiden ift, ift 1) entweder eine natürliche, angeborene (impotentia naturalis vel 
intrinseca), weldye in einem organifchen Fehler ihren Grund bat, oder eine zufällige 
(imp. accidentalis vel extrinseca), welche einen äußeren Grund hat; 2) eine bauernde, 
unbeilbare (imp. perpetua, incurabilis), oder eine vorübergehende, heilbare (imp. tem- 
poralis, curabilis); 3) eine abjolute (imp. absoluta), oder relative (imp. relativa), 
wenn fie die damit behaftete Perfon zur geſchlechtlichen Beiwohnung überhaupt, oder 
blos mit einer oder mehreren Perfonen unfähig macht; 4) eine der Schließung ber. Ehe 
vorhergehente (imp. antecedens), oder nadfolgende (imp. subsequens). 

. Das 4.0.6.2. ftellt die Beſtimmung auf, daß nur die unbeilbare, fchon bei 
Eingehung ter Ehe vorhanden gewejene Impotenz die Ungültigleit der Ehe nad ſich 
zieht ?, wobei es ganz ohne Einfluß ift, ob biefelbe dem anderen Theile bei Eingehung 
der Ehe bekannt war 2. 

Das Ehehindernig der Impotenz ift ein privatrechtliches (8. 94). 





ı Bgl. die Beinert. zu ben 88. 869877. * Bol. auch Dolliner, a. a.O., ©. 152 fg. 
2 Bol. auch Uhrig, S. 280 fg.; Knopp, ı Altersfjhmäche und töbtliche Krankheit wer⸗ 
‚1959. _ un ben nicht als trennenbe Ehehinderniffe betrachtet. 
s Schulte, S.107. S. Beifpiele bei Schulte, | Bol. Uhrig, ©. 321. 
3 


2.0. 0.; Kopp, ©, 28 fg. Bol. Schulte, &. 93; Knopp, ©. 72. 
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Die Beitimmungen über das bei Trennung der Ehe wegen sie Ehehinderniſſes 
a beobachtenbe Verfahren enthalten die 88. 100, 101 des A b. G. B 


8, 61. 
Sinderniſſe ber She: 4) Des fittligen Vermögens wegen Verurtheilung zu einer ſchweren Griminalftrafe. 
Ein zur ſchwerſten ober ſchweren Kerlerftrafe verurtheilter Berbrecher Taun von dem Tage 
es ihm angelünbigten Urtheiles, und fo lauge feine Strafzeit danert, feine gültige Che 
Ingehen. . 


> 


Diefer Paragraph wurde für jene Perfonen, welche ver Civilſtrafgerichtsbarkeit 
mierftehen, durch 8. 5 des Geſetzes vom 15 Nov. 1867 (R. ©. Bl., Nr. 131) außer 
kraft geſetzt. 

8. 62. 
Sinberniffe ber Ehe: 5) Wegen Ehebandes. 

Ein Mann darf une mit Einem Weibe, und ein Weib darf nur mit Einem Manne zu 
eier Zeit vermäßlt fein. Wer ſchon verehelicht war umd fich wieder verehelichen will, 
muh bie erfsigte Trennung, das ift die gänzliche Anflöſung des Ehebandes, rechtmäßig be⸗ 
weiten. 

‚ Tritt ein Heide oder Mohammebaner zur chriftlihen Religion über, fo behält er 
Ih dem Breve Pius’ V. vom 2. Aug. 1571, wenn er mehrere Weiber hat, entweder 
Ne erfigenommene ober die, welche ebenfalls das Chriftenthbum annimmt; nad dem 


wangeliichen Princip Diejenige, welche er will . 


8, 63. 
HSinberniffe ber Ehe: 6) Wegen Weihe ober Gelübbe. 


Geiſtliche, welche ſchon höhere Weihen empfangen, wie and Ordensperſonen von beiden 
‚ weite feierliche Gelübde der Ehelofigkeit abgelegt Haben, können keine gültigen 


Eieverträge fliehen. 


Das Ehehindernig aus dem Empfange einer höheren Weihe (impedimentum ordinis) 
Kb nur durch den Empfang des Subdiaconates und der folgenden höheren Weihen 
egränbet ?; das Ehehinderniß aus einem feierlichen Gelübde (imp. professionis reli- 
ioeao sive voti solennis) entfteht nur durch ben wirklichen Eintritt (die fogenannte 
Ieofekleiftung) in einen vom heiligen Vater approbirten religiöfen Orden ?. Beide 
hehinderniſſe bewirken jedoch nur dann die Ungültigfeit ter Ehe, wenn bie Schließung 
sfelben dem Empfange der höheren Weihen oder dem Eintritt in den Orben nad- 
efolgt if. Durd die Ordination eines verheiratheten Mannes wird bie Ehe, felbft 
enn fie noch nicht conſumirt ift, nicht aufgehoben ®. Ebenſo wenig wird Tas Band 
wer gültig gefchlofienen Ehe durch die Ablegung der feierlichen Gelübde gelöft, und 
ı muß der ohne Vorwiffen und Genehmigung des anderen Gatten in einen Orden 
ngetretene Chegatte zu feinem Gatten zurüdfehren *. Dieſe beiten Ehehinderniſſe find 


fentliche (8. 94 4.0. ©. 2.). 















Einfache Gelübde der Keujchheit haben dieſe 
Wirkung nicht, fie mögen unter was immer 
für veligiöfen deierlichleiten abgelegt worden 
fein. gl. Knopp, ©. 134. Eine Ausnahme 
eriftirt nur rückſichtlich Der einfachen Gelübde, 
welche die Jeſuitennovizen nach zwei Jahren 
machen. Dieſe Wirkung entfällt aber wieder 
mit ihrer Entlaſſung aus Dem Orden, Bgl. 
Schulte, S. 218; Ginzel, ©. 447. 


I Bel. Kuzmany, ©. 184, unb über ben 
infinß ungültig Heföhioffener Ehen, je nachdem 
efe Frage vor dem Forum einer ober ber 
Deren ontelfeon zur Sprade kommt, Kuz⸗ 


‚©. fg 
a Bl. über bie hiſtoriſche Entwidelung dieſes 
hehinderniſſes Schulte, S. 208 fg.; Uhrig, 
. 835 fg.; Kuzmaͤny, S 198 fg., und über 
e Schulcontroverfe, ob 8 (hen aus bem mit 


zı Empfange bes höheren ordo verbundenen 
eläbbe (mediante voto), ober aus einem be- 
aderen Geſetze (immediste a lege ecclesia- 
I) guißebe, Knopp, ©. 125 fg.; Schulte, 


£ Bl Ente ©. 214 fg.; Richter, ©. 586. 


3 Bol. Knopp, ©. 127 fg.; Schulte, a. a. 
D.; Sinzel, ©. 446, Den Geiftlihen bes 
griehifchen Ritus ift es fogar mit Ausnahme 
des Biſchofs geftattet, Die vor Empfang bes 
Subdiaconats eingegangen Ehe fortzufeßen, 

Bgl. Kopp, ©. 139, 










10 Erfter Theil. Bon dem Perſoneurtqhle. 


Nach Vdg. des M. f. Cultus und Unterriht vom 1. Jan. 1859, 3. 1326, def 
fteht das Ehehinderniß der höheren Weihen aud für die zur evangelifchen Kirche üben: 
getretenen röm. kath. Priefter ®, | 


8. 64. 
Hinderniffe ber Ehe: 7) NReligionsverfiebenpeit. ie 
Eheverträge zwiſchen Chriften und Berfonen, welche fig nicht zur chriſtlichen Nelisten T 
befennen, können nicht gültig eingegangen werben. 


8. 65. 
Sinbernifle ber Ehe: 8) Verwandtſchaft. 
Zwifchen Verwandten in anf> und abfteigender Linie, zwiſchen voll: und halbbürtigen 
Geſchwiſtern, zwiſchen Geſchwiſterkindern, wie and mit den Gefhwiftern der Aeltern, nämlich 
mit dem Oheim und der Muhme väterlider und mütterlicher Geite, Tann keine gültige Ehe‘ 
seihlofjen werden, eö mag die Verwandtſchaft aus eheliher ober unehelicher Geburt entſtehen. 


8. 66. - 
Hindernifſe ber Ehe: 9) Wegen Schmwägerfdaft. 
Aus der Schwägerſchaft entiteht dad Ehehindernif, daß der Mann bie im_&. 65 er 
wähnten Verwandten feiner Ehegattin, und die Gattin die daſelbſt erwähnten Berwanbten 
ihres Mannes nicht ehelichen Tann. 


Bis zum 6. Jahrhundert ihres Beſtandes ſchloß fih die Kiche rückſichtlich des 
Ehehinderniſſes der Blutsverwandtfchaft den Beſtimmungen des römifhen Rechts an, 
welches blos die Ehe zwiſchen Afcendenten und Defcenventen bis zu ben entfernteflen 
Graben, und in den Seitenlinien zwifchen jenen Perfonen verbot, welche in einem bem 
Verhältniſſe zwifchen Aeltern und Kindern analogen Verhältniffe (respectus parentelae) 
ftanden, nämlich zwifchen folchen Perfonen, weldhe einen gemeinfamen Stammvater 
haben, von welchem ter eine Theil durd unmittelbare Zeugung, ber andere durch 
mehrere abftanımt !. 

Allmählich und zwar zunädft durch Particularconcilien wurbe das bot 
zwifchen Blutsverwandten in der Geitenlinie auch auf Geſchwiſterlinder und Nadhe 
gejchmifterfinder ausgedehnt. Das Concilium von Toledo (5631) verbot ſogar die Ehe 
zwifhen Verwandten überhaupt, und biefes Verbot wurde durch das Concilium 
von Rom im Jahre 721 vom Papfte Gregor II. bei Strafe des Bannes für bie ganze 
Kirche ausgeſprochen. Derjelbe Bapft Gregor IL fah fid) jedoch ſchon im Yahre 726 
veranlaßt, biefes Eheverbot für Deutfchland auf die vierte Generation (dem vierten 
Grad kan. Berechnung) ? einzufchränfen. Yür die Übrigen riftlihen Länder waren im 
8. Jahrhundert die Ehen bis zur fiebenten Generation verboten. Im 9. Jahrhundert 
wurde das Eheverbot zwiſchen Blutsverwanbten in den GSeitenlinien wieber ganz. allge: 
mein bis zum fiebenten Grabe fan. Berechnung ausgedehnt. Wegen ber vielen nichtigen 
Ehen, welche dieſes Verbot nad fi z0g, wurde vom Papfte Innocenz III. auf dem 
vierten Lateranenfifhen Concil im Jahre 1215 das Eheverbot wieder auf den vierten 





s Vgl. Kuzmaͤny, S. 203, und liber das 
Ehebinderni ber höheren Weihen und Cölibat⸗ 
gelübde überhaupt Kutfchler, Das Eherecht ber 
fath. ſirge nach feiner Theorie und Praxis (Wien 
1856), ©. 226—272; Kuzmaͤny, ©. 197 fg. 
Die proteft. Kirche kennt feine höheren Weihen 
oder feierlichen Gelübde, mit Denen Die Ehe— 
Iofigteit verbunden ift. Vgl. Richter, a. a. O., 
S. 191, 193, 425, 426; Kuzmaͤny, Eherecht, 
©. 203; Dolliner, a. a. O., ©. 191; Walter, 
a. a. O., S. 663; Stubenraud, I (2. Aufl.), 144. 
Nach der Lehre ber orthobor -katholifchen und 
ber griehifcheunirten Kirche find nur die Chen 
ber Mönde und Nonnen durchaus ungliltig; 
die Ehen ſolcher Berfonen aber, welche nad 


Empfang einer höheren Weihe geheirathet haben, 
werben ungefähr fo behandelt, wie vormals in 
ber röm.⸗kath. Kirche die Ehen zwiſchen Che⸗ 
brehern nach 8. 34, Anhang I zum nunmehr 
aufgebobenen Chegefeße vom 8. Oct. 1856. 
Bol. Kuzmaͤny, ©. 200 fg. 

1 Fratris vero vel sororis fillam uxorem 
ducere non licet. Sed neo neptem fratris vel 
sororis quis ducere potest, quamvis quarto 
gradu sint. Cujus enim filliam uxorem ducere 
non licet, neque ejus neptem permittitur. 1. un. 
8.3 1. 1. 10.(De nuptiis). 

® Bol. über bie verfchiebenen Berechmungs⸗ 
arten der Berwandtichaftsgrabe Die Bemerk. zu 
ben 88. 40, 41. 
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Grad fan. Berechnung feſtgefetzt, dieſer dagegen als unbedingt trennendes Ehehinderniß 
x aufgeftellt, was noch jetzt geltendes Recht iſt ®. 
Das Ehehinderniß der Schwägerſchaft, bei deſſen Aufſtellung man von dem 
Vrincipe ausging, daß die Ehegatten zufolge ihrer innigen Verbindung für Eine Perſon 
und tie Blutsverwandten bes einen daher ald Verwandte des anderen gelten *, erftredte 
ſich bis zum 8. Yahrhundert nur bis zum zweiten Grade und wurde fpäter unter 
| Schwanken der firhlihen Geſetzgebung als vernichtendes Ehehinderniß auf den dritten, 
dann auf ten vierten, enblid fogar auf ten fiebenten Grad und auf Perfonen aus- 
| getehnt, die füglich nicht zu den Berfchwägerten gehören 9. Papſt Innocenz III. rebu- 
r cirte das Chehindernig der Schwägerfhaft gleichfalls auf den vierten Gran. 
Das A. b. G. B. Hat in den Geitenlinien Das Chehindernig der Verwandtſchaft 
; fewie ter Schwägerſchaft auf den vierten Grab röm. (d. i. ven zweiten Grad Fan.) 
Berehnungsart eingefchränft. Das Ehehinderniß der Verwandtfhaft wire nur durch 
wirkliche Blutsvermwandtfcaft, gleichviel ob ehelihe oder unehelihe, begründet 
(8. 65); das Ehehinderniß der Schwägerjchaft entfteht nur durch eine gültige Ehe, 
wicht auch durch außerehelihe Beiwohnung (8. 66). 


8. 67. 
Sinberniffe der Ehe: 10) Wegen Ghebruches. 
Eine Ehe zwiſchen zwei PBerfonen, die miteinander einen Ehebruch begangen haben, ift 
mgältig. Der Ehebruch muß aber vor ber geſchloſſenen Ehe bewieien fein, 


8. 68. 
Hinbernifle ber Ehe: 11) Wegen Battenmorbes. 
Benn zwei Berfouen, au ohne vorhergegangenen Ehebruch, fi zu ehelichen verſprochen 
haben, uub wenn, am bie Abficht zu erreichen, auch mur eine von ihnen dem Gatten, ber 
ir Ehe im Wege ſtaud, nad dem Leben geftelft bat, fo lann zwiſchen denſelben auch dann, 
wenn ber Nord nit wirklich volbracht worden ift, eine gültige Ehe nicht geichlofien 
werben. 


3 Rah dem A.b. G. B. ift zum Ehehinverniffe Bes Ehebruches erforberlih: 1) daß 
F zwei Berfonen miteinander einen Ehebrudy begangen haben, d. h. daß beide Berfonen 
den Beifhlaf mit dem Bewußtſein, daß durdy venfelben vie Ehe eines Concumbenten 
perlegt wird, wirklich vollzogen haben !, und 2) daß ter Ehebrud vor Schließung der 
Che bewiefen wurde. Der Beweis des Ehebruches fanı aber nur dann ohne Weiteres 
ale fhon vor gefhloffener Ehe hergeftellt angenommen werben, wenn ein 
rechtsfräftiges ftrafgerichtliches Urtheil vorliegt. Bei einem civilrechtlihen Erfenntniffe 
kommt e8 auf die Art und Weife an, wie der Beweis hergeftellt wurde, indem es fid) 
in einem Civilrechtsftreite nur um Herftellung formeller Wahrheit handelt. So wird 
ein durch Zeugen hergeftellter Beweis, ein in ven Streitfehriften felbft abgelegtes aus— 
drüdlihes, oder mit ven Erforderniffen des $. 110 ber a. ©. verjehenes und pro- 
ceſſualiſch ermwiefenes außergerichtlihes Geſtändniß allertings Hinreihen, um ben Che- 
bruch al8 erwiefen annehmen zu können. E8 würte dagegen nicht genügen, wenn ber 
von einem Streittheile behauptete Ehebruch, weil ber andere venfelben ohne Einfluß 
auf tie Entſcheidung des Rechtsſtreites hielt, nicht ausdrücklich widerſprochen wurde, 








Bol. Knopp, S. 160 fg., und die geift: | fog. affinitas tertii generis. Schulte, S. 176, 
reiche Darſtellung Schulte's, S. 154 fa. 177. 
Schulte, S. 175. ı Hat nur Eine Berfon dieſes Bewußtſein 


s Man bebnte bas Eheverbot auf die Kinder 
einer Fran aus einer zweiten Ehe und Die Ber: 
wandten des erften Mannes aus und fand eine 
Affinität zwifhen bem Manne und ben ‘Per- 
‚fonen, mit welchen bie rau verſchwägert ift, 
mb nannte fie affinitas secundi generis, ja 
fogar zwiichen bem einen Concumbenten und 
den Affinen der zweiten Art des anderen, die 


gehabt, jo hat nur fie allein einen Ehebrud) 
begangen, und man kann dann nicht jagen, fie 
haben „miteinander einen Ehebruch begangen‘ 
(8.67). Qgl. auch Knopp, ©. 252; Pachmann, 
Kirhenreht (3. Aufl., Wien 1863—66), II, 
8.259, S. 279. Anderer Anſicht ift Dolliner, 
0.0.D., S. 249, 250, und mit ihm Stuben 
rauch (2. Auft.), I, 150. 


i2 Erfler Theil. Bon dem Serfonenrechte, 


oder wenn das Urtheil in contumaciam gefchöpft wurde und der Geflagte vielleicht die - 


Reftitutionsfrift aus Rechtsunkenntniß verftreichen ließ. 

Das Ehehinvernif des Gattenmordes ift nad dem A. b. G. B. vorhanden, wenn 
1) fi) zwei Perfonen die Ehe verſprochen haben und zugleih 2) ſelbſt auch nur eine 
von ihnen, obſchon ohne Wiſſen der anderen und ohne Erfolg dem Gatten, welder ver 
verfprodhenen Ehe im Wege ftand, in der Abficht, um die Ehe zu ermöglichen, nad 
dem Leben geftellt hat (8. 68) 2. 


8. 69. 


Hinderniffe der Ehe: 12) Abgang ber weientlihen Feierlichkeiten. Solche find: bad Aufgebot und bie feierliche 
Erklärung ber Einwilligung, 


Zur Gültigfeit der Che wird and das Aufgebot umd die feierliche Erklärung ber Eid: 
willigung gefordert. 

8. 70. 

Das Aufgebot befteht in der Verlündigung ber bevorftehenden Ehe mit Wuführung bei 
Bornamend, Familiennamens, Geburtdortes, Standes und Wohuortes beider Verlobten, 
mit der Erinnerung: daß jedermann, dem ein Hinderniß beg Ehe belaunt ift, baflelbe au⸗ 
zeigen folle. Die Anzeige ift nmumittelbar oder mittelit deö Seelſorgers, der die Che wer: 
Tündigt hat, bei demjenigen Seelforger zu maden, dem die Trauung zuſteht. 


8. 71. 


Die Verkündigung muß an drei Sonn- oder Fefttagen au die gewöhnliche Kirden- 
verfammiung des Pfarrbezirles, und, wenn jedes der Brantlente in einem anderen Bezirke 


wohnt, beider Pfarrbezirte geſchehen. Bei Ehen zwiſchen wicht Tatholifchen driftliden ° 


Religionsgenofien muß das Aufgebot nicht nur in ihren gottesdienftlihen Verfammlungen, 
fondern and in jenen katholiſchen Pfarrkirchen, in deren Bezirke fie wohnen; und bei Ehen 
zwifchen katholiſchen und wicht katholiſchen chriſtlichen Religionsgenoſſen ſowol in der Pfarr⸗ 
kirche des Tatholifchen und in dem Bethanſe des nicht katholiſchen Theiles, als and in ber 
katholiſchen Pfarrkirche, in deren Bezirke der Iehtere wohnt, vorgenommen werden. 


8. 72. 

Wenn die Verlobten oder eined von ihnen in dem Pfarrbezirke, in welchem bie Ehe 
geichloflen werden fol, nod nicht durch ſechs Wochen wohnhaft find, fo ift das Anfgebet 
and au ihrem lebten Aufenthaltsorte, wo fie Länger als bie eben beftimmte Zeit gewohnt 
haben, vorzunehmen, oder die Verlobten müſſen ihren Wohnſitz an dem Orte, wo fie fi 
befinden, duch ſechs Wochen fortfeten, — * ihrer Che dort hin⸗ 


reichend ſei. * 
Ale 


Bird binnen ſechs Wochen nad dem Aufgebote bie Ehe nicht geſchloffen, fo mäflen bie 
brei Verfündigungen wiederhoft werben. 


8. 74. 


Zur Gültigleit des Aufgebotes umd der davon abhängenden Gültigkeit ber Ehe iſt es 
zwar genug, daß die Namen der Brautlente und ihre bevorftchende Ehe wenigitend Einmal 
fowot in dem Pfarrbezirfe des Bräntigams als ber Braut verfündigt worben, umd ein in 
der Form oder Zahl der Verkündigungen nuterlanfener Mangel madt bie Ehe nicht un: 





2 Nah fan. Recht begründet ber Ehebruch 
für fih allein nie ein Ehehinderniß, fondern 
nur in brei Fällen, nämlih: a) wenn ber 
Ehebruh mit dem gegenfeitigen . Berfprechen, 
fih zu ehelichen, verbunden war; b) wenn bie 
des Ehebruches ſchuldigen Perfonen noch bei 
Beſtand der Ehe, welde durch den Ehebruch 
verlegt murbe, de facto die Ehe gefchloffen 

ben; c) wenn auch nur eine von ben beiden 

Ehebruches ſchuldigen Perfonen, gleichviel 


ob mit oder ohne Wiffen bes anberen ehe⸗ 
brecheriſchen Theiles, bem der Ehe binberlichen 
Gatten mit Erfolg nah dem Leben geftellt 
bat. Das Ehehinderniß bes Gattenmorbes ift 
nad) kath. Eherechte dann vorhanden, wenn ihn 
ber eine Gatte unb eine britte Perfon ge- 
meinfhaftlid, in ber Abſicht, um fich ehe⸗ 
Den zu können, wirklich mit Erfolg verübt 
aben. 
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ig; es find aber theils die Vrautlente oder ihre Vertreter, theils bie Seelforger unter 
"sugemefiener Strafe verpflichtet, dafür zu jorgen, daß alle hier vorgeſchriebene Verlündi⸗ 
‚guugen in der gehörigen Form vorgenommen werden, 


8. 75. 


Die feierlige Erklärung ber Einwilligung muß vor dem ordentlichen Scelforger eines 
bet Brantiente, er mag unn, nad Verſchiedenheit ber Neligien, Pfarrer, Paſtor oder wie 
hat immer heißen, oder vor befien Stellvertreter in Gegenwart zweier Zeugen gefcheben. 


8. 76. 


Die feierlihe Erklärung der Einwilligung zur Ehe lann mittelft eines Bevollmächtigten 
geſchehen; doch“ muß hierzu die Bewilligung ber Landesſtelle erwirtt und in ber Bollmadıt 
vie Perſon, mit welcher bie Ehe einzugeben ift, beſtimmt werben. Die ohne eine ſolche be⸗ 
kabere Vollmacht geſchloſſene Ehe ift nugültig. If die Vollmacht vor der abgeſchloſſenen 
Ehe widerrufen worben, ſo ift zwar bie Ehe ımgältig, aber ber Machtgeber für den durch 
einen Widerruf vernrfachten Schaben verantwortlich. 


8. 77. 


Wenn eine katholiſche und eine nicht Tatholifche Perſon ſich verebelihen, fo muß bie 
Euwilligung vor dem Tatholiihen Pfarrer in Gegenwart zweier Zengen erflärt werden; doch 
am auf Berlangen bed anderen Theiles auch der nicht katholiſche Seelforger bei biefer feier- 
ken Handlung erſcheinen. 


8. 78, 


Wenn Berlobte das ſchriftliche Zeugniß von ber vollzogenen ordentlichen Verkündigung; 
ber, wenn bie in ben 88. 49, 50, 51, 52 und 54 erwähnten Berfonen die zu ihrer Ber- 
Melldung erforberliche Erlaubniß; wenn ferner diejenigen, deren Volljährigkeit nicht offen- 
ne am Tage liegt, den Tanfichein oder das fchriftliche Zeugniß ihrer Volljährigkeit nicht 
weweifen Tönuen; ober wenn cin anderes Ehehinderniß rege gemadt wird, fo ift eö dem 
Beelisrger bei ſchwerer Strafe verboten, bie Trauung vorzunehmen, bis die Verlobten bie 
stwenbigen Zengnifie beigebracht und alle Auftände gehoben haben. 


8. 79. 


Finden bie Verlobten fi durch die Verweigerung der Tranung gefränft, fo Tonnen fie 
we Beſchwerde der Landesftelle, und in den Orten, wo feine Randesftelle ift, dem Kreis- 
ute vorlegen. 

8. 80. 


Zu einem banerhaften Beweiſe des geſchloſſenen Ehevertrages find die Pfarrvorſteher 
zehumben, denjelben in das beionders dazu beitimmte Trammgsbuch eigenhändig einzutragen, 
8 muß der Vor- und Familienname, das Alter, die Wohnnug, fowie aud der Stand der 
Gegatten, mit der Bemerkung, ob fie ſchon vereheliht waren oder nicht; der Vor- und 
amilienname, dann der Stand ihrer Aeltern nnd der Zeugen; ferner der Tag, an weldem 
ke Ehe geihlofien worden; endlich and der Name des Seelforgers, vor welchem die Ein- 
Afigung feierlich erflärt worden ift, deutlich angeführt, und die Urkunden, wodurd bie 
srgetommenen Auftände gehoben worden, angebentet werden. 


8. 81. 

Est die Ehe an einem dritten Orte, dem Teine der verlobten Perfonen eingepfarrt ift, 
eſchloſſen werden, fo muß der ordentliche Seelſorger gleich bei der Ausfertigung der Ur- 
möbe, wodurch er einen anderen zu feinem Stellvertreter benennt, diefen Umſtand mit Be- 
enuung des Ortes, wo und vor welchem Seelſorger die Che geichloflen werden foll, in das 
zannugabud feiner Pfarre eintragen. 


8. 82. 


Ber Seelforger des Ortes, wo die Ehe eingegangen wird, muß die gefhehene Ab- 
ießung der Che in dad Trauungsbnd feiner Pfarre mit dem Beilage, von welchem 


14 | Erfter Theil. Bon dem Serfonenreäte. 


Pfarrer er zum Stellvertreter ernannt worben, ebenfalls eintragen, und die Abſchließung ber 
Ehe dem Pfarrer, von welchem er berechtigt worben it, binnen acht Tagen anzeigen. 


Bis zum Conciliun von Trient (eröffnet unter Paul III 1545, fortgefegt unter 
Julius III. und beendigt 1563 unter Pius IV.) gab es feine allgemeine Vorſchrift der 
fath. Kirche Über die Form der Schließung der Ehe, deren Aufßeradhtlafjung bie 
Nichtigkeit derfelben nad) fidh gezogen hätte. Jede Ehe, der nicht ein beſonderes Che 
hinderniß entgegenftand, wurde aud bei Abgang aller Törmlichkeiten für gültig an . 
gejehen, obwol es in den erften Jahrhunderten der chriſtlichen Kirche allgemein üblih 
war, daß die Ehe während ver gottesdienftlihen Verſammlungen eingegangen und bas 
geichloffene Eheband von Bifchofe oder Priefter umter Titurgifchen Gebräuchen gefegnet 
wurbe !. 

Das Aufgebot war in den fieben erften Jahrhunderten ganz unbefannt ?. Als 
im Laufe der Zeit der kirchliche Eifer erkaltete ıumb die Ehen immer häufiger ganz ohne 
Mitwirfung der Kirche und ohne alle weitere Förmlichkeiten eingegangen wurden, 
waren es zuerft die fränkiſchen Gefege, welhe im 9. Irhrhunderte bie öffentliche Ver⸗ 
lautbarung der beabfidhtigten Ehe entweder dur öffentlichen Anſchlag an die Kirchen 
thür oder durd mündliche Ausrufung und die Einfegnung der Ehe durch die Kirche 
porjchrieben. 

Das erfte in diefer Beziehung erflofjene allgemeine Kirchengeſetz erſchien auf dem 
IV. Lateranenfiihen Concil (1215), welches die Eingehung von geheimen und form« 
Iojen Ehen verbot und das faft nur noch in Frankreich gebräuchliche Aufgebot für den 
Umfang der ganzen Kirche vorjchrieb ._ Die Außerachtlaſſung diefer VBorfhriften wurde 
jedoh nur mit Strafen gegen den bei Schließung einer ſolchen Ehe concurrirenden 
Priefter beproht *, fodaß immer noch geheime Ehen, wenn auch unerlaubt, fo doch 
gültig blieben. . 

Da ſich diefe Vorſchriften ungeachtet der häufigen Wiederholungen und Einfchär- 
fungen verfelben nicht als ausreichend zeigten, wurden an manden Orten von ben 
weltlihen Geſetzgebungen die bürgerlichen Wirkungen ver Ehe an ben Nachweis des ge- 
baltenen Kirchenganges geknüpft oder gar die Trauung durch einen Laien verlangt ®. 
Endlih wurden durch das Goncil von Trient bie geheimen Ehen für nichtig erflärt. 

Als geheime Ehen wurden diejenigen bezeichnet, welche nicht in Gegenwart bes 
parochus proprius der Eheſchließenden, oder in Gegenwart eines von biefem oder dem 
Ordinarius dazu bevollmädtigten anderen Prieſters unter Zuziehung zweier Zeugen ein- 
gegangen wurben. Die Unterlaffung bes Aufgebotes macht aber die Ehe auch nach dem 
Concilium Tridentinum nit nidtig ©. 

Nach öfterr. gem. Recht ift das einmalige Aufgebot Bedingung der Gültigfeit 
der Ehe (8. 74). Die im 8. 71 enthaltenen Borfchriften über die Vornahme des 
Aufgebotes wurden dahin geändert, daß bei Ehen zwilchen nicht katholiſchen Religions- 
genoffen das Aufgebot nur in ven gottesbienftlihen Berfanmlungen der Brautlente 
(8. 6 dee M. Dog. vom 30. Yan. 1849, R. G. Bl., Erganz.-Bb., Nr. 107), bei 
Ehen zwifchen kath. und nicht kath. NReligionsgenoffen in der Kirche eines jeden berfelben 
zu geſchehen habe ($. 6 ver cit. M. Bog. und Art. 1 des Gef. vom 31. Dec. 1868, 
R. ©. Bl. vom Jahre 1869, Nr. 4). Bei Militärperfonen, welche zur militia vaga 
gehören, find die Eheverfündigungen in Ermangelung einer eigenen Garniſonskirche, wo 
bie Verkündigung von dem Yeldfuperior oder dem Feldkaplan geſchehen kann, von dem 





I Bol. Schulte, ©. 37; Walter, S. 639; | verbotenen Grabes michtig ift, erzeugten Kinder 


Richter, ©. 618. nicht bie Rechte der in einer Putativebe er- 
2 Schulte, a. a. O., ©. 37. zengten Kinder genießen, bie Chefchließenben 
’ Bol. Uhrig, ©. 557, 558; Walter, S. 640; | von dem entbedten Ehehinderniffe ber verbote⸗ 
Richter, S. 613. nen Grade nicht bispenfirt und ber bei ber 
* Bol. Kopp, ©. 285. Ehefchließung concnrrirende Briefter auf brei 


5 Bol. Walter, Deutihe Nechtsgefchichte | Jahre von feinem Amte fuspendirt werben. 
Q. Aufl., Bonn 1857), 8. 483, ©. 130, und | Pgl. Schulte, ©. 54, 55; Uhrig, ©. 581, 

irchenrecht, S. 640, und über die Form der Eheſchließung in der 

° Es ſollen jedoch die in einer mit Unterlaſſung evangeliſchen Kirche Richter, Kirchenrecht, S 
bes Aufgebotes geſchloſſenen Ehe, welche wegen 620 fg. 


Hauptftud IT. Bon dem Ebereäte. 66. 69—82. 75 


Givilpfarrer des Bezirkes, in welchem der Milttärbräntigan wohnt, vorzunehmen (Hofd. 
vom 9. Mai und 15. Sept. 1808, Polit. ©. ©., XXX, 213). Nach ver Allerh. E. 
ver 30. Yan. 1836 (Prov. ©. ©. fir Böhmen 1846, ©. 257) zieht der Abgang 
aned beſonderen Aufgebotes bei der betreffenden Feldkapelle die Ungültigkeit einer, 
auferdem mit allen gefetlichen, fowol im allgemeinen als für das Militär insbeſondere 
beſtehenden Erforderniſſen geſchloſſenen Ehe nicht nad) fid). " 

Das Eheverfprechen felbft muß, um gültig zu fein, von dem ordentlichen Geel- 
forger eines ter beiden Brautleute ober beffen Stellvertreter uud zwei Zeugen erfolgen 
($. 75). Der ordentlidhe Seclforger einer Brautperfon ift derjenige, in deſſen 
Eprengel ſich ihr eigentliche® oder doch zeitweiliged (uneigentliches) Domicil befindet, 
oder in Ermangelung felbft eines umeigentlihen Wohnſitzes, in beffen Sprengel fie fid) 
bie im 8. 72 vorgefehenen ſechs Wochen aufhält”. Ehen zwifchen kath. und nichtfath. 
Berfonen können vor den ordentlihen Seelforger eines jeden der beiten Brautlente ges 
ſchloſſen werben (Art. II des Gef. vom 31. Dec. 1868, R. G. Bl., 1869, Nr. 4). 

Der Stellvertreter des orbentlihen Geelforgers ift entweber ein ihm Leigegebener 
Aushälfsfeelforger (bei Katholiken Cooperator, Kaplan, Vicar), weldher einer bejonderen 
Ermädtigung zur Vornahme der Trauung von Geite des Hauptjeelfergers nicht bebarf, 
ober e8 kann von dem eigenen Geelforger eines der beiden Brautlente was inmer für 


ein anderer Seelforger beſonders ermädtigt werben (88. 81, 82), ?. Auch Sub- 


belegatiom iſt zuläffig 1°. 





? Bei Katholiten ift ber Seelforger ber Pfarrer. 
Reh Tan. Recht iſt es unmelentlih, ob ber 
Bfarrer zugleich Priefter ift; auch nimmt man 
an, daß es nicht ſchade, wenn er fuspenbirt 
der ercommunicirt jei (Walter, S. 641; Rich⸗ 
tr, ©. 616; Knopp, ©. 297); ja daß er nicht 
einmal Pfarrer zu fein brauche, wenn er nur 
Aentlich ale ſolcher gelte (Schulte, S. 62; 
Rupp, ©. 297; Walter, ©. 641). Auch nad 
Herr. Recht iſt es gleichgültig, ob ber Pfarrer 
Priefter ift, indem das Geſetz blos die feier: 
Ihe GErllärung der Einwilligung ver bem 
Pfarrer fordert, ohne auf bie Stufenleiter ber 
kirchlichen Hierarchie Nüdficht zu nehmen (8.75). 
Indeß werben in Defterreih nur Prieſter zu 
Pfarrern beftellt. Jedoch darf ber Pfarrer nicht 
vom Amte fuspenfirt fein, weil feine Beiziebung 
sur Eheſchließung nur kraft feines Amtes er- 
folgt und bie Suspenfion die Gntziehung 
Deftelben auf eine beftimmte Zeit if. Ebenfo 
wenig barf ber Pfarrer ercommunicirt fein, 
weil die Ercommunication bie Enthebung vom 
Amte in fi fchließt, außer e8 würden von der 
Staategewalt die Belaffung bes Ercommuni: 
eirten im Amte verfügt. —* Annahme, daß 
es hinreiche, wenn jemand blos öffentlich ale 
Biarrer gelte, liegt fürs öſterr. Recht gar fein 
Grund vor. 


® Ta bas Geſetz fir Diefe Vollmacht eine 
keiontere Form nicht vorſchreibt, fo genügt 
jebe formlofe barauf gerichtete (ſelbſt ftillfchwei: 
gende) Willenserlärung. Die Ausfertigung 
einer fchriftlihen Urkunde (8. 81) Gildet blos 
bie Regel. Diefer Anficht find auch Dolliner, 
1, 357, 358; Pahmann (2. Aufl.), S. 314. 
Dagegen halten Winiwarter, I, 236; Stälin 
in Done Zeitſchrift für Kirchenrecht, V (1865), 
1858; Kuzmany, ©. 315 eine fchriftliche Ur: 
fande für erforderlich. 


’ Nah Tan. Recht ift außer dem eigenen 
Pfarrer Der Brautlente zur Trauung auch noch 


beredtigt 1) der Parft für alle Katholifen; 
2) der Didcefanbifchof, als parochus proprius 
feiner ganzen Didcefe; 3) der bifchöfliche General⸗ 
bicar, weil dieſem die vollbiſchöfliche Juris⸗ 
dietion zuſteht; 4) der Kapitelverweſer, auf 
welchen bei ber Sedievacanz die ganze biſchöf⸗ 
lihe Yurisbiction übergebt. Schulte, S. 60; 
Kopp, S. 299; Kutſchker, IV, 389 fg.; Ginzel, 
©. 518. Auch nad öſterr. Recht kann ben ge- 
nannten Perjonen das Hecht zur Trauung kaum 
abgefprodhen werden. Denn menn fie auch 
nicht orbentlihe Zeelferger find, fo ftebt ihnen 
Doch nach der dermalen beftehenden, vom Ztaate 
anerkannten kirchlichen Verfaſſung Las Necht 
zu, dem ordentlichen Seelſorger einen Stell: 
vertreter zu beftellen und wol auch kraft eigener 
Machtvollkommenheit in &tellvertretung des 
orbentlihen Ceeljorgers jeden Act der Seel— 
forge in eigener Perſon auszuüben. A. M. Pac 
mann (2. Aufl), S.313; Stubenrauc (1. Aufl.), 
I, 258. (In der 2. Aufl., I, 162, findet fi 
die betreffende Stelle hinweggelaſſen.) Sid 
ſelbſt wiberfprehend Tolliner, I, 349; SHelfert, 
Kirchenrecht, S. 500. 


10 Das Recht des Seelſorgers, einen Stell: 
vertreter zu beftellen, iſt fein Privatrecht deſſel— 
ben und es kann Daher auch nicht Die Frage, 
ob Subdelegation zuläifig ift, wie Pahmann 
(2. Aufl.), 8. 379 ohne Weiteres annimmt, Durch 
8. 1010 A. b. G. B. als entſchieden angejchen 
werden. Der Seelſorger fungirt bei der Ehe— 
ſchließung fraft Des ibm von ber Staatsgewalt 
übertragenen Wirkungskreiſes, feine Delegations: 
befugui ift Daher, wie Die irgendeiner Staats⸗ 
bebörde anfzufaſſen, und Da Das Geſetz (8. 81) 
die Delegation überbanpt zuläft, obne das 
Hecht dazu blos Dem orbentlihen Seelforger 
einzuräumen, jo liegt fein Grund vor, Die 
Möglichkeit der Subdelegation für ausgeſchloſſen 
zu balten, 


76 Erſter Theil. Bon dem Serfonenredte. 


Bei Militärperfonen zieht jedoch der Abgang einer dem Givilfeelforger zu ertheilen- 
den Ermächtigung zur Vornahme der Trauumg von Seite der Militärgeiftlichleit die 
Ungültigfeit der Ehe nicht nah fih (Allerh. E. vom 30. Yan. 1836, Prov. ©. ©. 


für Böhmen, 1836, ©. 257). 


Daß der Seelforger bei ver Ehefchliegung auch activ mitwirke, ift nicht wefentlic, 


fondern ed genügt deſſen bloße Gegenwart 11, 
ber beiden Zeugen muß eine fimultane fein. 
Fähigkeit zu befigen, das zu begreifen, was um fie vorgeht. 


Die Gegenwart des Seelforgerd und 
Die Zeugen brauden nur bie natürliche 
Es können aud Weiber, 


Erceommunicirte, Juden und überhaupt Afatholilen gültige Zeugen fein 12, 

Die Erklärung der Einwilligung zur Ehe kann aud) durch einen Bevollmächtigten 
abgegeben werden. Nur muß hierzu bei fonftiger Ungültigkeit der Ehe die Bewilligung 
ber politifchen Landesſtelle erwirkt 13 und in der Vollmacht vie Berfon, mit welder bie 
Ehe gejchlofien werben foll, beftimmt werben ($. 76). 

Die Borfchriften Über die Beibringung der Tauf- (Geburts-)Scheine enthält das 
Hofd. vom 22. Dec. 1826 (3. G. S., Nr. 2242, Michel, I, Nr. 251). 


Die vorftehend erörterte, dur das 4.6. G. B. vorgefchriebene Form ber Che: 
fohliegung vor den Geelforgern der betreffennen Confeſſion bildet die Regel. Nur aus⸗ 
nahmsweife wird durch das Geſetz vom 25. Mai 1868 (R. ©. OL, Nr. 47) bie 
Shliegung der Ehe vor ben weltlihen Behörden (fog. Notheivilehe) zugelaffen ’*. 





1 Bol. Schulte, S. 56; Ginzel, ©. 512; 
Stubenrand, I, 166. Es iſt ſogar gleichgälltig, 
ob er blos zufällig anweſend ift, ober gar zum 
Erſcheinen gezwungen oder unter irgendeinem 
anderen Borwande mit Lift zum Erſcheinen 
vermocht wurde. Knopp, S. 297; Richter, 
S. 616; Walter, S. 641; Schulte, S. 66; 
Ginzel, S. 522. 

18 Brot. A. ber Yuftizbofcommiffion vom 
28. Febr., Entſchl. vom 6. Nov. 1822, mitgetheilt 
in Bratobevera’s Diat., VII, 371, Nr. 352. Bgl. 
Schulte, ©. 68, 69; Knopp, ©. 312; Uhrig, 
©. 440; Ginzel, ©. 623. . 

12 Es ift nicht ganz unzweifelhaft, ob fid 
das Wort „ſolche“ ın 8. 76 auch auf bie Be- 
willigung ber Landesitelle bezieht. — Für bie 
verneinende Anficht (biefür Dolliner, I, 418; 
Nippel, Erl., I, 336; Winimarter, I, 227, 
228; Stälin, Zeitfchrift für Kirchenrecht, V 
[1865], 158; Pachmann [2. Aufl.], $. 381; 
Stubenrauch [1. Auftl.], ©. 263) läßt fi an- 
führen, daß nad ber Stylifirung ber Al. 2 
bes 8. 76 dieſe Bewilligung nicht als eine 
Dualität der Vollmacht bingeftellt erjcheint und 
durh Al. 3 nur ein Mangel in der Bollmadıt 
bie Ungültigteit der Ehe nach fich zieht. Da- 
gegen fpricht für die bejahende Anficht (hiefür 
Ellinger zu 8. 76; Mattei, Commentar, ©. 299; 
Wildner, Zeitfchrift für öſterr. Rechtsgel. [1838], 
I, 163, und Juriſt [1839], I, 107) bie Er 
wägung, baß bie Nebactoren bes A. b. G. 8, 
von dem gewöhnlichften Falle ausgegangen fein 
“ bürften, baß bie bereit8 außsgefertigte Vollmacht 
ber Landesſtelle vorgelegt und die Bewilligung 
zur Eheichließung durch den VBevollmädtigten 
ın Form ber Genehmigung ber Bollmadıt er- 
ipeilt, wo bann bie Genehmigung ale eine 

ualtfication der Vollmacht erfcheint, — ferner, 
Daß bie beiden in Al. 2 aufgeftellten Requifite 


buch das Wort „unb‘ verbunden, unter ber 
Rubrik „Ehehinderniſſe“ aufgeführt werben 
und die Erfüllung biefer Erforberniffe, fowie 
bie des Aufgebotes (8. 71, Al. 1), durch das 
kategoriſche „müſſen“ worgefchrieben wird, ohne 
daß, wie beim Aufgebote, bie nur theil- 
weife Erfüllung zwar für ausreihenb erflärt, 
aber mit Strafe bebroht wirb (8. 74). 

14 Ueber den Begriff von Civilehe: Michel 
in Haimerl’8 Magazin, II (1850), ©. 229 fg.; 
Helm, ebend, VI (1852), 79 fg. Civilehe in 
ber umfaffenbften Bedeutung bes Wortes ver- 
bient blos jene Ehe genannt zu werben, welche 
nicht blos in Betreff der Form der Abfchließung, 
ſondern auch in allen fonftigen dabei in frage 
fommenben Rechtsverhältniffen unabhängig von 
den religtöfen Satungen nit nım einer be 
ftimmten berrfchenben, fonbern überhaupt jeder 
Confeſſion beurtheilt wird. Gewöhnlich wird 
aber der Ausbrud „Civilehe“ blos auf Die 
Form ber Ehefchließung bezogen und nur in 
diefem Sinne läßt fih in Defterreich von Civil⸗ 
ehe fprechen. Die Eivilebe ift entweder obli⸗ 
gatorifh, wenn nur fie allein vom Staate 
anerkannt wirb (fo in Frankreich, Belgien, den 
Niederlanden, in einem Theile bes Kanton 
Genf, in den Kantonen Neuenburg und Teffin, 
im Königreihe Italien, im Gebiete der ehe: 
mals freien Stabt Frankfurt, in Derico), ober 
facultativ, wenn es in das Belieben ber 
Eheſchließenden geftellt wird, entweber bie reli⸗ 
giöfe oder bürgerliche Form der Eheſchließung 
zu wählen (fo im Großberzogtbum Olben> 
burg, dem Gebiete ber freien Stabt Sam- 
burg , den fchweizer. Kantonen Waud, Zürich 
und Scaffhaufen, in bem eigentlichen England, 
in Schottland, in einigen ber Vereinigten 
Staaten Norbamerilas), ober fie wirb blos 
fubſidiariſch als Rotheivilehe zugelaffen 


Hauptflüd II. Bon dem Eperedte. 6. 82. 77 


„Wenn einer ber nach den Vorſchriften des A. b. G. B. zum Aufgebote der Ehe 
bernfenen Seelforger die Bornahme bes Aufgebotes oder einer von den zur Entgegen- 
nahme ber feierlichen Erklärung der Einwilligung berufenen Seelſorgern, weldyer von 
‚ den Brautleuten deshalb angegangen wurde, vie Vornahme des Aufgebotes oder bie 
Entgegennahme der feierlihen Erklärung der Einwilligung zur Ehe aus einem durch 
be Geſetzgebung des Staates nicht anerfannten Hinderungsgrunde verweigert, jo fteht 
& ben Brautlenten frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch die weltliche Behörde zu ver 
anlaffen und bie feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe vor tiefer Behörde ab» 
zugeben“ (Art. II, Abf. 1 des Gef. von 25. Mai 1868). 

Rüdfichtlich diefer den Ehewerbern aller Eonfeffionen geftatteten eventuellen 
Chefihliegung vor den weltlihen Behörden gelten die Borfchriften des zweiten Haupt> 
füdes des A. b. G. B. mit nachftehenden Aenderungen (Art. II dieſes Gef.): 

„Als die zur Bornahme des Aufgebotes und zur Entgegennahme der feierlichen Er⸗ 
Härung der Einwilligung berufene weltliche Behörde hat die k. k. polit. Bezirksbehörde, 
in jenen Städten aber, welche eigene Gemeinveftatute beſitzen, die mit der politifchen 
Amtsführung betraute Gemeindebehörde einzutreten, und es wirb biejenige politifche 

irks⸗ (Gemeinde-) Behörde hierzu als competent anzufehen fein, in deren Amts- 
bezirk der die Eheſchließung verweigernde Seelforger feinen Amtsfig hat“ (Art. II, 
$. 1 dieſes Geſ.). 

„Um das Aufgebot und die Eheſchließung bei der weltlichen Behörbe verlangen zu 
fimen, haben bie Ehewerber von dieſer Behörde die Weigerung des competenten Ceel- 
forger8 entweder durch ein jchriftliches Zeugniß deſſelben ober durch die Ausfage von 
zwei im Amtsbezirk wohnenden eigenberechtigten Männern nachzuweiſen“ (Urt. II, 
8.2 d. Geſ.). Im letzterem alle ift dieſe Ausfage von der zur Eheſchließung com⸗ 
petenten Behörde zu Protocol zu nehmen ($. 5 der Vollzugsvorſchrift zum Chegefete 
vom 1. Juli 1868, R. ©. Bl., Nr. 80). 

„Wird ein folder Beweis nicht erbracht, fo liegt e8 der politifchen Behörde ob, an 
den betreffenden Seelforger eine Aufforderung des Inhaltes zu richten, daß derſelbe das 
Aufgebot vornehmen und beziehungsweife die Erklärung der Einwilligung zur Che 
entgegennehmen ober mittel® amtlicher Zufchrift die entgegenftehenden Hinderniſſe an« 
zeigen wolle” (Art. II, 8.2 d. Geſ.). Die politifche Behörde hat fih den Ausweis über 
ben Zag der Zuftellung diefer Aufforderung an den Seelſorger zu verfchaffen und bei 
ven Berhantlungsacten aufzubewahren (8. 6 der Vollzugsvorſchrift). 

„Erfolgt hierauf aus Grünten, welche in den Staatsgefegen nicht enthalten find, 
over ohne Angabe von Grünten eine ablehnente Antwort des Geelforgers oder geht 
innerhalb eines Zeitraumes von längftens acht Tagen, in welche die Tage des Poften- 
laufes nicht einzurechnen find, feine Antwort ein, fo hat die politifche Behörde nach 
Beibringung der durdy die Vorfchriften des U. b. ©. B. ſammt Nachtragss-Verorbnungen 
vorgefchriebenen Ausweife und Behelfe das Aufgebot und den Eheſchließungsact fofort 
vorzunehmen” (Art. II, 8. 2, Abſ. 3 des Gel. vom 25. Nov. 1868). 

„Ale Functionen und Entſcheidungen, welche nad) den Vorſchriften des zweiten 
Hauptftüdes des A. 6. ©. 2. ſammt Nachtragsverordnungen dem Ceeljorger übertragen 
find, ftehen im Falle einer Eheſchließung vor der weltlihen Behörde der conıpetenten 
politifhen Bezirks⸗ (Genteinder) Behörde zu‘ (8. 3 des cit. Gef.). 

„Segen Entfheidungen der politifhen Bezirks⸗(Gemeinde-) Behörden in Che- 
fadhen fteht ven Ehewerbern das Recht des Recurjes an die Ef. politiiche Panbesftelle 
und gegen die Entjcheivungen diefer letteren das Recht des Recurſes an das k.k. Mi— 
nifterium bes Innern offen, ohne daß der Recurs an eine beftimmte Yrift gebunden 





(jo in Preußen, Würtemberg, Baden, Kur- 
befien, Naſſau, Braunfchmeig, Sachfen-Koburg- 
Gotha, Lübeck, Anhalt, Heflen = Homburg, 
Schmwarzburg-Sondershaufen). Eigenthiimliche 
Miſchungen ber religidfen mit der bilrger- 
lichen Form der Eheſchließung oder die Zu— 
laffung der Civilehe bios für gewiſſe Re— 


ligionsgenoſſen enthalten die Geſetzgebungen 
von Dänemark, Schweden, Norwegen uud Ir—⸗ 
land. S. hierüber die betreffenden Nachweiſe 
ber Stälin in Dove's Zeitſchrift für Kirchen— 
recht, IV (1864), 350—380; V (1865), 145— 
20%, 423—461, und VI (1866), 12—28. 


18 Erfter Theil. Bon dem Perſoncnrthte. 


ober durch gleichlautende Entſcheidungen der beiden unteren Inftanzen ansgefchloffen iſt“ 
(Art. II, $. 4 des cit. Geſ.). 

„Das Aufgebot einer vor der weltlichen Behörde abzufchliegenden Ehe iſt von 
dieſer Behörde duch Öffentlichen Anſchlag ſowol an der eigenen amtlichen Kundmachungs⸗ 
tafel, als auch im Requifitionswege durch öffentlihen Anfchlag bei den Gemeinbeamte 
tes Wohnortes eines jeden der Brautleute vorzunehmen.‘ 

„Wenn bei einer k. k. politiichen Bezirksbehörde regelmäßig Amtstage abgehalten 
werben, fo hat das Aufgebot auch mündlich an einem ober mehreren Amtötagen zu er- 
folgen. Zur Gültigkeit der Ehe wird jedoch nur die Vornahme des fchriftlihen Auf⸗ 
gebotes mittelft Anfchlages erfordert.‘ 

„Der das Aufgebot enthaltende Anſchlag foll durch drei Wochen an ber Kund⸗ 
machungstafel ber politifhen Behörde und ber betreffenden Gemeinveämter affigirt 
bleiben, bevor zur Eheſchließung gefchritten werden kann.“ 

„Aus wichtigen Gründen kann die k. f. politifche Landesſtelle dieſen Aufgebotstermin 
verkürzen und unter bringenden Umſtänden das Aufgebot auch ganz nachſehen. Die 
Aufgebotsnachfiht wegen beftätigter naher Todesgefahr Tann gegen das im $. 86 
bes 9.6. ©. B. vorgefehene eidliche Gelöbniß der Brautleute auch von der politifchen 
Bezirks⸗(Gemeinde⸗) Behörde ertheilt werben‘ * II, 8. 5 des cit. Geſ.). 

„In dem Aufgebote iſt jedenfalls der Aufgebotstermin, ob nämlich die geſetzliche 
ober eine verkürzte Dauer deſſelben eintritt, anzugeben‘ ($. 7 des Einf. Geſ.). 

„Auf jedem das Aufgebot enthaltenden Anfchlage ift der Tag der Affigirung und 
der Tag der Abnahme, auf dem bei der mündlichen Berfündigung an den Amtstagen 
benusten Auffage ift der Ort und Tag der geſchehenen Berlautbarung zu beftätigen.” 

„Jeder fo beftätigte Anſchlag und Auffag ift dem Tagebuche beizulegen, zu welchem 
Ende das requirirte Gemeindeamt den dort affigirt gewejenen Anfchlag nad Ablauf der 
Aufgebotsfrift mit obiger Beſtätigung unverzüglid und unmittelbar an bie das Aufgebot 
veranlafiende Behörde einzufenden hat.’ 

„Die Behörde und beziehungsweife dad Gemeindeamt hat darüber zu wachen, daß 
ber Anfchlag während ber vorgefähriebenen Zeit affigirt bleibe und im Falle der Be- 
Imäbigung des Anjchlages fogleich fir die Erneuerung deſſelben zu ſorgen“ ($. 8 bes 

inf. Geſ.). 

„Das Gemeindeamt, bei welhem das Aufgebot angefchlagen wurde, bat jebes ihm 
angezeigte Chehinderniß ber das Aufgebot veranlafienden Behörde unmittelbar und mit 
aller Beichleunigung mitzutheilen“ (8. 9 des Einf. Gef.). 

„Die Berpflihtungen, welche den Gemeindeämtern in Bezug anf das Eheaufgebot 
und die Entdeckung von Ehehinverniffen obliegen, find von den zur Beforgung ber 
Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreifes berufenen Gemeindeorganen zu erfüllen“ 
($. 10 des Einf. Geſ.). 

„Die feierlide Erklärung der Einwilligung zur Ehe muß vor dem Vor⸗ 
fteher ber politifchen Bezirks⸗(Gemeinde-) Behörde oder vor einem Stellvertreter des Vor⸗ 
fteher8 in Oegenwart zweier Zeugen und eines beeideten Schriftführers abge- 
geben werden” (Art. U, 8. 7). 

„Die Requifition und Delegation einer anderen Bezirks-(Gemeinde-) Be⸗ 
hörbe zur Entgegennahme der feierlihen Erklärung der Einwilligung Tann über Anfuchen 
der Brautleute von Seiten der competenten politifhen Bezirks⸗(Gemeinde⸗-) Behörde 
nah den im A. b. G. B. ($$. 81, 82) für Pfarrämter beftehenden Borfchriften ges 
ſchehen“ (Art. II, $. 6). 

„Weber den Act der Ehejchliegung iſt ein Protocol aufzunehmen und fowol von 
den Brautleuten als von den Zeugen und ben beiden Amtsperfonen zu unterzeichnen“ 
(Art. U, 8. 8) ?5. Die politifche Bezirks⸗-(Gemeinde-) Behörde führt Über die bei der⸗ 


15 „In dem über die Eheſchließung auf- 
zunehmenden Protofolle find bie beiden Amts- 
perfonen, dann die Brautleute mit allen in bie 
Eolonnen ce bis m des Eheregifters einzutragenben 
Daten (8. 17), enblih die Zeugen mit Namen 
und Stand anzuführen. Im Falle einer Ehe⸗ 
ſchließung buch Bevollmächtigte ($. 76 A. b. 


G. B.) if ber Name und Stand des Bevoll- 
mädhtigten, die Vollmacht und Iandesbehörbliche 
Bewilligung erfichtlich "zu machen. Der ben 
Act der Eheſchließung leitende yolitifche Beamte 
bat an die Brautleute mit Bebachtnahme auf 
ihren Bildungsgrab und ihr Faflungsvermögen 
über die rechtlichen Wirkungen und namentlich 
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felben vorgelommenen Aufgebote und Eheſchließungen das Aufgebotsbud 10 und das 
CEheregifter 27 und fertigt aus dieſen Regiftern über Anfuchen amtliche Zeugniffe aus, 
welche tie gefchehene Verkündigung und beziehungsweije Eheſchließung mit ber Beweis: 
kraft ffentlicher Urkunden darthun. Kin ſolches Amtszeugniß über den vorgenommenen 
Act der Epeichliegung hat die politifche Bezirks⸗(Gemeinde-) Behörde ven ordeutlichen 
Seeljorgern beider Brautlente von Amtswegen zu überſenden“ (Art. IT, 8. 9) 18. 





bie binbeube Kraft bed Ehevertrages cine beim 
Ernſte und ber Feierlichleit des Actes ange: 
meſſene Anfprache zu richten und fie fohin auf- 
zuforbern, ihren Willen, bie Ebe zu jchließen, 
feierlich zu erflären. Das Protololl bat im 
Weſentlichen zu enthalten, baß ber zu benen: 
mende Bräutigam feine Einwilligung zur Che 
zait der zu benennenden Braut und gegenfeitig 
bie zu benennende Braut ihre Einwilligung zur 
Ehe mit dem zu benennenten Bräutigam feier- 
lich erflären. Das Protokoll ift vorzulefen 
mb von allen oben angeführten Perjonen zu 
anterfertigen. Wer von ben Brautleuten oder 
ren den Zeugen feinen Namen zu fchreiben 
unfähig iſt, bat durch einen Anderen, Der als 
Ramensfertiger das Protokoll mit zu unterzeichnen 
hat, feinen Ramen unterfertigen zu laſſen und 
fein gemöhnliches Handzeichen beizubriiden‘ (8.12 
der Seilgaasvoriähuift zum Ehegeſetz vom 1. Juli 
1868, 8. 8. Bl., Nr. 80). 

1 ‚Das Aufgebotsbug ift über tie 
bei Der weltlichen Behörde vorlommenten Ehe⸗ 
aufgebote ohne Unterfcheibung bes Religions⸗ 
bekenntniſſes ber Brautleute zu führen und ift 
jedes ſolche Aufgebot unter einer abgejonderten, 
fertlanfenben Zahl in dieſes Buch einzutragen. 
Ueber Requifition vorgenommene Aufgebote find 
kei ber requirirten Behörde nicht einzutragen” 
i$. 13 ber Bollzugevorfchrift zum Ehegeſ.). — 
„Das Aufgebotsbuch bat zu enthalten: a) Die 
Reihenzahl; b) den Bor- und Familiennamen, 
den Geburtsort und Stand des Bräutigams; 
e) ben Wohnort des Bräutigams; d) ob ber 
Bräutigam ſchon verheirathet war oder nicht; 
e; f} g) die nämlichen Auskünfte hinfichtlidy Der 
Braut, wie oben unter b) e) d); h) eine all- 
fällige Berfürzung des Aufgebotstermines; i) ben 
Dort, die Art und Zeit der Aufgebotsvornahme; 
k) eine Colonne für Anmerkungen. Ber Wahl: 
findern ift der Name des Wahlvaters oder Der 
Geſchlechtsname der Wablmutter, zugleich aber 
ber vorige Familienname des Wahlkindes an 
zugeben (8. 182 4.6.9.8.) Bei vermitt- 
weten Bräuten ift auch der Name des lebtver: 
Rorbenen Mannes beizufegen. Der Wohnort 
iR mit Rüdfiht auf die Ortsverhältnifie unter 
genauer Bezeichnung des Haufes, in welchem 
Der Bräutigam fowol als die Braut wohnt, 
einzutragen. Findet bie politifhe Landes— 
behörde ben gefeglihen Aufgebotstermin zu 
rerfürzen, fo ift dieſer Umſtand unter Berufung 
des landesbehördlichen Erlafjes in der Kolonne h 
erfichtlich zu machen” (8.14 d. Bollzugsnoricrift). 
— „Jede einzelne Eintragung iſt von dem mit 
der Führung des Aufgebotsbuches betranten Be— 
anıten unter Beifegung feiner Dienfteseigenjchait 
zu unterfertigen‘ (8. 15 der Vollzugsvorſchrift). 

7 Das Eheregifter ift iiber Die bei der 


weltlichen Pehörbe vorfonmenben Epefaließungen 
ohne Unterfheitung des Religionsbelenntniffes 
der Brautleute zu führen und ıft jede gefchloffene 
Ehe fogleich unter einer abgejonberten fortlaufen⸗ 
den Zabl in dieſes Negifter einzutragen“ ($. 16 
ber Bollzugsvorihrift). — „Das Eheregifter hat 
zu enthalten: a) die Reihenzahl; b) Jahr, Monat 
und Tag, an welchem die Ehe gefchloffen wor⸗ 
ben; c) ben Bor- und Fantiliennamen, Ge- 
burtsort und Stand des Bräutigams, ben 
Bor» und Familiennamen und Stand feiner 
Aeltern; d) Lie Wohnung des Bräutigame; 
e) die Religion deſſelben; f) das Alter beffel- 
ben; g) ob ber Bräutigam ſchon verheirathet 
war oder nicht; h) i) k) I) m) bie nänlichen 
Auskünfte binfichtlih ber Braut, wie oben 
unter c) bis gi; n) den Bor- und Familien» 
namen, bann ben Stand ber Zeugen; o) Namen 
und Dieuftharafter der Amtsperfonen, vor 
welchen bie feierlihe Grllärung ber Einwilli⸗ 
gung zur Ehe abgegeben worten if; p) bie 
Urkunden, wodurch bie vworgelommenen Ans 
ftände behoben worden find; q) eine Colonne 
für Anmerkungen. Wenn die feierliche Erflä- 
rung ber Einwilligung zur Che mittels eince 
Deuclmächtigten geſchieht (8. 76 A. b. G. B.), 
ſo iſt dieſer Umſtand unter Beziehung auf die 
Bewilligung der politiſchen Landesbehörde und 
auf die Vollmacht, dann unter Angabe des 
Namens und Standes des Bevollmächtigten uud 
des durch ihn vertretenen Brauttheiles anzumer— 
ten (8. 17.d. Vdg. — „Wenn die Eheſchließung 
im Delegationswege erfolgt, fo iſt Dies unter 
Beziebung auf das Delegationsfchreiben Der 
competenten Behörde und Angabe der legteren 
in dem Cheregifter Der belegirten Behörde bei 
der Dort eingetragenen Chefchließung erfichtlich 
zu machen und der Delegivenden Behörde binnen 
aht Tagen anzuzeigen. Die competente Be: 
börbe Dagegen bat gleich bei Ausfertigung Des 
Schreibens, wodurch fie eine andere Behörde 
belegirt, Diefen Umſtand mit Benennung der 
belegirten Bebörde fertlaufend, jedoch ohne eine 
Reihenzahl, in ibr Eheregifter einzutragen, und 
ſobald ibr die vorgefchriebene Anzeige ber ges 
ſchehenen Abſchließung der Ehe von der hierzu 
delegirten Behörde zugeht, dieſe Thatſache der 
gefchehenen Eintragnug beizufügen“ (8. 18 d. 
Bdg.). — „Jeder einzeine in Das Eheregiſter ein— 
getragene Ebefchließungsact iſt von den beiden 
Amtsperfonen mit Angabe des Dienſtcharalters zu 
unterfertigen‘‘(8.19d.Bdy.). — „Das Nufgebots- 
buch und Das Eberegifter find zu paginiren und tft 
zu dieſen Regijtern ein, beide umfaſſendes, alpha— 
betiiches Berzeichnig mit Beifügung der Seiten 
zablen nnd Der Reibenzahlen beider Regifter zu 
führen‘ (8. 20. d. Bda.). 

"On Die amtlichen Zeugniſſe, welche Die 
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Die bier erörterten Borjchriften Über das Aufgebot durch die politifche Behörde, fiber 
bie Chefchließung vor — en, fowie die durch das A. b. G. B. aufgeſtellten Che 
hinderniſſe finden auch auf die Ehen von Perſonen —*8* hr welche 
feiner gefeglich anerkannten Kirche oder nen angehören (8. 1, Abi. 8 
des Geh vom 9. April 1870, R. G. Bl., Nr. 51) io 


8. 83. 
Dispenfation von Ehehinberniffen. 


Aus wichtigen Gründen Tann die Nahfiht von Chehinbernifien bei ber Laudesſtelle an 


geſucht werden, welche nad Beſchaffenheit der Umſtände fi in bad weitere Bernehmen zu 
ſetzen hat, 
8. 84, 

Bor Abſchließung der Ehe ift die Nachſicht über Ehehindernifie von den Parteien ſelbſt 
nnd unter eigenem Namen anzufuchen. Wenn ſich aber nad ſchon geichloflener Ehe ein vor⸗ 
her unbelaunteö auflösliches Hinderniß äußern ſollte, können fi bie Parteien anch durch 
ihre Seelforger, und mit Verſchweigung ihres Namens, an bie Landeöftelle um Nachſicht 
wenden. 

$. 85. 


In ben Orten, wo feine Raudesftelle ift, wirb den Kreisämtern bie Macht ertheilt, aus 
wichtigen Urfaden die zweite und Britte Verkündigung nachzuſehen. . 


8. 86. 

Unter dringenden Umftänden laun von ber Laudeöftelle ober bem Kreisamte unb, wenn 
eine beftätigte nahe Todeögefahr Teinen Verzug geftattet, and von ber Ortsobrigleit bes 
Aufgebot gänzlich nachgeſehen werden; doch müſſen die Verlobten eidfich bethenern, daß ihnen 
Tein ihrer Ehe entgegenftehendes Hinderniß belannt fei. 


8. 87. 

Die Nachſicht von allen drei Verfündigungen ift gegen Ablegung des erwähnten Eibes 
auch dann zu ertheilen, wenn zwei Perſonen getraut werden wollen, von denen ſchon vorhin 
allgemein vermuthet warb, daß fie mit einander verehelicht feien. In diefem Falle Yaun bei 
ber Ranbeöftelle die Nachſicht von dem Seelforger, mit Berichweigung der Namen ber Bar: 
teien, angefucht werden. 

8. 88. 

Wenn von einem bei Schliefung der Ehe beftandenen Hinderniſſe die Nachſicht ertheilt 
wird, muß, ohne Wiederholung des Aufgebotes, abermals die Einwilligung vor dem Seel⸗ 
forger und zwei vertrauten Zeugen erklärt, und bie feierliche Handlung in bem Tranungd- 
buche angemerkt werden, Iſt diefe Vorſchrift beobachtet worden, fo ift eine folde Ehe fo au 
betrachten, als wäre fie urfprünglich gültig geichloflen worden. 


Die Nahficht (Dispens) von einem Chehindernig oder Eheverbot begründet für 





polit iſche Bezirks⸗(Gemeinde⸗) Behörde aus Jbriken bes Regiſters gehörig auszufüllen und 
den bei ihr zeſuhrer Regiſtern über bie ge» | in ber Anmerkung ſowol auf das Amtezeugniß 
ſchehene Bert ndigung oder Ehefchließung aus- | Bezug zu nehmen,al& auch jene Amtsperfonen, vor 
fertigt, find biefen Re egiftern wortgetreu zu | welden die Ehe geſchloſſen worben ift, mit Namen 
entnehmen und Mk bem Amtsfiegel zu verfehen.” | und Dienftcharatter anzuführen (8. 23 d. eve.) 
— „Jener Seelforger, welder von den  Hiernadh find ſolche Perjonen von, ber 
Brautleuten um bie mtgegennahme ber feier- | Berebelihung mit Perfonen des chriſtlichen 
lihen Erklärung ber Einwilligung zur Ehe an» | Slaubensbelenntniffes ausgejchloffen ($. 64 U. 
gegangen worden war, bat auf Grund bes ihm b. G. B.). 

nah Art. II, 8. 9 des Gefeges überſandten 20 &, über bie für folde Perfonen geltenden 
Amtszeugniffes in bas ihm von ber Staate- Shetvernungegrü nde bie Bemerl. zu 88. 115— 
ewalt zur Führung übertragene Cheregifter | 116. Die Bollzugsvorfchrift Über die neue Ein- 
iz Trauungsbud), Traunpgsematrite bie wor ber | richtung ber Geburts⸗, Ehe⸗ und Sterberegiſter 
weltlichen Bebörbe eihloffene Ehe ale folhe | für ſolche Perfonen find in ber M. Bbg. vom 
unter fortlaufender Sahı einzutragen, die Ru- I 20. Det. 1870, R. ©. Bl., Rr. 128, enthalten. 


Hauptſtuck II. Bon dem Ehertchte. 66. 83—58. 81 


erſonen, denen fie zu Theil wird, ein exceptionelles, mit dem beſtehenden Recht 
iderſpruch ſtehendes Rechtsverhältniß, ein Privilegium im engeren Sinne. 

dach allgemeinen Rechtsgrundſätzen kann von ſolchen Ehehinderniſſen nicht dispen⸗ 
erden, welche den Mangel eines natürlichen Erforderniſſes zur Schließung des 
ttrages in ſich ſchließen (Wahnſinn, Blödſinn und überhaupt Willensunfähigkeit), 
eren Geltendmachung ein Privatrecht der Ehegatten iſt (ſog. privatrechtliche Ehe— 
niſſe). Bon allen übrigen Ehehinderniſſen iſt an ſich Dispenſation zuläſſig, wie⸗ 
ie dann nicht zu ertheilen ſein wird, wenn Gründe der öffentlichen Sittlichkeit 
onſtige nicht zu überſchreitende ſociale oder politiſche Rückſichten entgegenftehen ?. 
Lompetent zur Ertheilung von Dispenſen iſt in der Regel bie politifche Landes⸗ 
Statthalterei, Landesregierung [$. 5 des Gef. vom 19. Mai 1868, R. G. Bl., 
4)), welche je nah Umſtänden fih an andere Behörten um Auskunft oder Gut» 
(fo namentlid an bie betreffenden kirchlichen Behörden) zu wenden hat ($. 83)?. 
ne CErtheilung von Aufgebotsbispenfen im alle naher Todesgefahr (8. 86) fteht 
ezirlohauptmannſchaften ®, in jenen Städten, welche eine eigene Gemeindeverſaſſung 





ach kan. Rechte ftellt man häufig ale 
p anf, Daß von denjenigen Ehehinber- 
nicht bispenfirt werben Tann, welche auf 
göttlichen oder natürlich eutigem Rechte 
a (Ruopp, S. 423 fg.; Uhrig, ©. 627 fg.; 
», ©. 541); nah ben kirchlichen Bor- 
a ber Broteftanten find jene Ehehinber- 
ıbispenfabel, welche anf ihrem göttlichen 
beruhen (Kuzmany, ©. 360). Sowie 
en Begriff biefer Rechte, ift man auch 
ie Elaffificirung der einzelnen Hinderniffe 
zi 


$- 
sch dem Hofd. vom 16. Oct. 1800 (Pol. 
., XV, 167) Lonnten von jenen Ehe⸗ 
nflen, welche durch bie Staatsgemwalt 
e Kirchengeſetze feſtgeſetzt find, bie geift- 
Yebinariate aus eigener Machtvolllommen- 
Bpenfiren. Nah 8. 83 fg. A. b. G. B. 
Ir Eutpeitung von Dispenfationen aus» 
ich bie polit. Behörden berufen, ohne daß 
nfalls den kirchlichen Behörden abgefor- 
Aeußerungen für fie bindend wären, und 
Überbies durch das Hofd. vom 12. Nov. 
mebrüdiih ausgefproden, Daß das A. b. 
das einzige Gefet fer, an welches ſich 
Yeilung von Dispenfen zu halten fei und 
lglich von ebemaligen Verordnungen ober 
biesfälligen Obſervanz keine Rebe fein 

Gleichwol heißt e8 im Hofd. vom 
rt 1819 (Jakſch, Geſetzlexikon im Geift- 
Religions > und Toleranz» Jade, VII, 
100); „in Anfehung ber Dispenfation 
em im erften und zweiten Grabe ber 
adtſchaft und Schwägerfchaft beftehenden 
lien und kanonifchen bene han ſei 
z.88 A. b. G. B. vorgeſchrieben, daß vor 
ung eines derlei Dispensgejuches das 
Einvernehmen gepflogen werde, damit 
tbesftelle ſolche bürgerliche Diepente nicht 
ben Fällen ertheile, wo das Orbdinariat 
liche Dispens zu ertbeilen, oder fie in 
u erwirken, die angeführten Gründe 
snreichenb fünbe, indem ſodann die von 
nbesftelle ertheilte bürgerliche Dispenfa- 
hne Wirkung bliebe’ — Dagegen 
durch bie nieberöftert. Reg. Vdg. 8. April 
3.19369 (nieberditerr. Prov. G. S., XXII, 
mter Bezugnahme auf das Hofd. vom 


IsgRetter, Commentar. 2. Aufl. 


12. Nov. 1812 wieberbolt erinnert, daß in An⸗ 
fehung ber Dispensfälle in Ehehinberniffen und 
bes babei zu beobachtenden Vorganges ſich ledig⸗ 
lich zum Grundſatze zu machen * daß das 
neue A. b. G. B. in allen Fällen das einzige 
Geſetz ſei, an welches ſich gehalten werden 
müſſe, daß folglich von ehemaligen Verord⸗ 
nungen oder diesfälligen Obſervanzen keine 
Rede ſein könne, und von Seite der k. k. Hof⸗ 
kanzlei wurde erklärt, daß dadurch, daß die 
dispenswerbenden Parteien ſich zuerſt an die 
Regierung wenden und dieſe nur vor Erthei⸗ 
lung und Verweigerung der Dispens das Or⸗ 
dinariat vernimmt, der 8. 83 A. b. G. B. in 
ſtrengſter Bedeutung der Worte aufrecht 
erhalten werde. — Man bat daher das Hofb. 
vom 6. Juni 1819 als eine Berirrung ber 
Gefeßgebung anzufehen, von der fie mit ber 
Reg. Vdg. vom 8. April 1840 wieder zurück⸗ 
gefommen if. Bon unferen Scriftftellern 
find der im Terte aufgeftellten Anfiht: Stuben- 
raud) (1. Aufl.), L, 277; Dolliner, II, 106 fg.; 
A M. Nippel, Erl., I, 360; Winiwarter, I, 
239; Bahmann (2. Aufl.), 8. 387, ©. 330 fg. 

2Durch das Gefe vom 25. Jar. 1853, 
(R. ©. Bl., Nr. 10, Beilage A, $. 50) wurbe 
die Ertheilung von Dispenjen vom Aufgebote 
bei naher Todesgefahr den ehemals beftandenen 
Bezirlsämtern und durch Beilage B, $. 32, 
lit. f, dieſes Geſetzes das Hecht der Ertheilung 
von WUufgebotsbispenjen in jenen Fällen, in 
denen bie Kreisbehörde nach 88. 85 und 86 
A. b. G. B. competent ift, den Kreisämtern zu— 
gewieſen. Bei der Auflöſung der Kreisämter 
wurde der Wirkungskreis derſelben, inſofern er 
nicht ausdrücklich den Bezirksämtern zugewieſen 
wurde, was in Anſehung des den Kreisämtern 
zugeſtandenen Rechts zur Ertheilung von Auf— 
gebotsdispenſen nicht der Fall iſt, der Statt- 
balterei übertragen. (So durch M. Vdg. vom 
24. März 1860, R. G. Bl., Nr. 80 für Nieder: 
öfterreich und Steiermark; von 31. Oct. 1860, 
R. G. Bl., Nr. 243 fir Dähren; von 10. Aug. 
1860, R. ©. B., Wr. 201 für Tirol uud 
Borariberg; vom 2. Nov. 1860, R. &. Bl., 
Nr. 245 für Krain und das Küftenland; vom 
23. Dct. 1862, R. ©. Bl., Nr. 73 für Böh— 
men 2c, 2c.). An die Stelle der Bezirlsämter 


6 


82 Erfter Theil. Bon dem Yerfonenzeäte. 


befigen, bem bezüglichen mit den Yunctionen ber polit. Verwaltung betrauten Gemeinde 
anıte zu (M. Vdg. vom 4. Dec. 1851, R. G. BL, Nr. 253). Di 
theilweife) Nachficht vom Aufgebote ift, wenn beide Brautleute verfchiebenen Behörden 
unterftehen,, bei jeder derſelben nachzufuchen ®. 

Die Ertheilung von Dispenfen ohne Nennung der Parteien, für welde fie bes 
ftimmt find, ift nur zuläffig, wenn nad geſchloſſener Ehe ein vorher nicht offen. 
kundiges ® Ehehinderniß offenbar wirb ($. 84). Bor gefchloffener Ehe ift eine ſolche 
Dispens nur von allen drei Aufgeboten ftatthaft ($. 87). Nur ift es in befonders 
rückſichtswürdigen Fällen geftattet, daß Perfonen, melde allgemein für verehelicht ges 
halten werben, jedoch mit Angabe ihres Namens, dur ihre Seelforger im Wege ber 
Drdinariate oder Oberporfteher un Dispens einfchreiten, in welchem Galle vie Landes 
präfidien mit der größten Berjchwiegenheit unter Zuziehung zweier der zuverläffigften 
Käthe darüber zu enticheiven haben (Hofe. vom 11. Sept. 1820, Prov. ©. ©. für 
Nieveröfterreih, ©. 556). 


Die (gänzlicge ober | 


La 


Die Unterlaffung der Ablegung des in den $$. 84 und 87 vorgefehenen Eides zieht 


bie Ungültigfeit der Ehe nicht nad) fi (Hofd. vom 23. Sept. 1817, 


.G. S., Nr. 1372). : 


Die Gültigkeit einer Dispens ift von ber Nichtigkeit der von den Parteien geltend 


gemachten Gründe nidyt abhängig”, wenn nur von dem beftimmten, wirklich vor⸗ 
handenen Ehehinderniffe dispenfirt wurde. 

Wenn ein der Gültigkeit einer bereit8 gejchloffenen Ehe entgegenftehendes Hinderniß 
dur Dispenfation entfällt, fo ift damit an fih mur die Möglichkeit gegeben, von 
biefem Zeitpunfte an eine gültige Ehe einzugehen, und es ift vaher in dieſem Falle bie 
Einwilligung zur Ehe vor dem Seelforger und zwei Zeugen zu erneuern und bies im 
Trauungsbuhe anzumerken. Nur vie Wiederholung des Aufgebotes ift nicht noth⸗ 
wendig ($. 88). Kraft befonberer gefetlicher VBorfehrift wird jedoch die Ehe dann fo 
angefehen, als wenn fie urfprünglich gültig gefchloffen worden wäre (Convalibation) 

.88 0. E.) 8. 

s Ein Ehehindernig kann nicht blos durch Dispens behoben werden, fonbern and 
duch Hinwegfallen der daſſelbe begründenven thatfächlihen Borausfegungen aufhören. 





find infolge des Gefees vom 19. Mat 1868 
(R. Bl., Nr. 44) die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften getreten, denen alle Angelegenheiten, 
welche früher ben Bezirfsämtern zuftanden, zu⸗ 
gewiefen wurben (8. 11 biefes ©ef.). 

S. aud die damit Übereinfiimmenden Be- 
flimmungen bes Art. II, 8. 5, Abſatz 4 bes 
Gef. vom 25. Mat 1868 (NR. ©. Bl., Nr. 47) 
und ber dazu erfloffenen Bollzugsvorfchrift vom 
1. Juli 1868 (R. ©. Bl., Nr. 79), 5. 11. 

5 Wäre die Nachfiht von allen brei Ber- 
fündigungen zu erwirten gewefen und auch nur 
von einem ber —— nicht erwirkt 
morben, fo hätte dies bie nngehtigteit ber Ehe 
zur Folge. VBgl. auch Dolliner, II, 193; 
Schuller, Ztſchr. für öſterr. Rechtögel., 1843, 
I, 41 fg.; Stubenrauch (1. Aufl.), I, 288 

° Zur Ertheilung von Dispenfen unter Ver- 
fhweigung der Namen ift lediglich erforderlich, 
daß das Chehinderniß vorher nicht allgemein 
befannt, fein offenkundiges war und nicht zu- 
gleich aud, daß das Hinderniß auch den Die- 
penswerbern unbelannt war. Denn ber Aus- 
drud „unbekannt“ wird fomol in einem wei- 
teren Sinne gleichbedeutend mit nicht „offen- 
fundig”, als in einen engeren, nämlich in 
dem Sinne gebraucht, daß etwas überhaupt 
niemandem befannt iſt; um biefes Wort auf 
beftimmte Perfonen beziehen zu können, milffen 
diefe bezeichnet werben. Da letsteres in 8. 84 
nidyt ber Fall ift, Die zweite Webeutung aber 
bem ganzen Zwede bes Inftitutes ber geheimen 


Dispenfen wiberfprechen würde, fo_ erübrigt 
nur bie erftere, weitere Bebeutung. Damit im 
Nefultate ſtimmen überein: Dolliner, II, 185, 
und in Pratobevera’s Materialien, I, 56; I, 
92; Nippel, Crläuterungen, I, 376; Bini- 
warter, I, 242. Anderer Meinung iſt Stuben- 
rauch, I, 278. — Eine gar „anffge ID Mittel. 
meinung ftellt auf Bachmann, 8. „S. 382, 


’ Anderer Meinung Stubenraud, I, 288, 
Mit gleihem Rechte ließe ſich jebod ganz all⸗ 
gemein behaupten, baß bie Gültigkeit jeber 
ehörbliden Berfügung von ber Wichtigkeit 
Ihrer Potivirung abhänge. S. auch Dolliner, 

s Die Gültigkeit dieſer neuerlichen Ehe⸗ 
ſchließung ift in Anſehung ber dabei zu be⸗ 
obachtenden gm, abgefehen von dem Ent⸗ 
fallen ber Nothwenbigleit ber Wieberholung 
bes Aufgebotes, genau an biefelben Bebingun- 
gen gefnüpft wie bie Schließung einer anderen 
Ehe. Der Seelforger mus baber ber orbent- 
lihe eines ber beiden Scheinehegatten fein. 
Dagegen ift bie im 8. 88 vorgejchriebene Au- 
merlung ber Trauung fowie die Eintragun 
in das Zrauungsbud überhaupt (88. 80 (a3 
fein Erforbernig ber Gültigkeit, fondern hat 
nur Die Bebeutung eines Beweismittel. ©. 
auch Stubenrauch, I, 291. Anberer Meinung 
Pachmann, 8. 394, Anm. 4; Winiwarter, I, 
250, und ber von biefem vertretenen Anficht 
fih zuneigenb Dolliner, II, 226. 


Hauptflüäd II. Bon dem Eherehte. 99. 8994. 83 


Geſchieht dieſes bei privatrechtlihen Ehehinderniſſen infolge ber Unterlaſſung der Be- 
Feitung ber Gültigkeit der Ehe von Seite des hierzu berechtigten Ehegatten, fo eriftirt 
Niemand, der die Ehe beftreiten könnte und die Ehe ift auch ohne Erneuerung des 
Eonfenfes von Anfang an als gültig geſchloſſen zu behandeln. Cntfällt pas Ehehinber- 
wi auf eine andere Art, 3. B. das Ehehindernig des noch beftehenden Ehebandes nit 
einer anderen Berjon infolge des Todes derſelben, fo hat die neuerliche Eheſchließung 
. mach Analogie des 8. 88 vorgenommen zu werden. Auch in dieſen Fällen hat bie 
Couvalidation der Ehe rüdwirtende Kraft, denn man würde fonft zur verkehrten Fol- 

gerung gelangen, daß die Parteien in manchen Fällen, in denen nicht bispenfirt werben 
kan, weil ein Ehehinderniß gar nicht mehr beftcht, ungünftiger behandelt würden, als 
wenn fie von dem Ehehinderniſſe blos bispenfirt worden wären °. 


. 89. 
BWirfung ber gültigen Ehe. * und Verbindlichkeiten der Ehegatten. 

Die Rechte und Berbindlichleiten der Ehegatten entſtehen and dem Zwede ihrer Bereini- 
: gang, aus dem Geſetze und den geichloflenen VBerabredungen. Hier werden nnr die Perfonen- 

rechte ber Ehegatten, hingegen die aus den Ehepacten entipringenden Sachenrechte in den 
6. 285 fg. beftimmt. g go 
Gemeinſchaftliche Verbindlichkeiten der Ehegatten. 
Bor allem Haben beide Theile eine gleiche Verbindlichleit zur ehelichen Pflicht, Treue 
med anfländigen Begegnung. 2.91 
Beſondere Rechte unb Verbindlichkeiten bed Chemannes. 
Der Mann ift das Hanpt der Familie. In dieſer Eigenichaft fteht ihm vorzüglich dag 
chat zu, das Hansweſen zu leiten; es Liegt ihm aber and) die Verbindlichkeit ob, der Ehe⸗ 
; gain nach feinem Vermögen den anftändigen Unterhalt zu verfhaffen, und fie in allen Vor⸗ 
filen zu vertreten. F 
Beſonbdere Rechte und Verbindlichkeiten ber Chegattin. 

Die Gattin erhält ben Namen bed Mannes und genießt die Rechte ſeines Standes. Sie 
MR verbunden, dem Manne in feinen Wohnſitz zu folgen, in der Haushaltung und Erwerbung 
sad Kräften beizuſtehen und, foweit es die häusliche Ordnung erfordert, die von ihm ge: 
traffenen Raßregeln ſowol ſelbſt zu befolgen, als befolgen zu maden. 

Bol. die 88. 175, 260, 1238, 1241 A. b. G. B., At. 7 9. G., und 8.6 
tes Einf. ©. zum 9. © 
8. 93. 
Aufgebung ber ehelihen Gemeinſchaft. 

Den Chegatten ift leineswegs geftattet, die eheliche Verbindung, ob fie gleich unter ſich 
Darüber einig wären, eigenmächtig anfzuheben; fie mögen nun die Ungültigleit der Che be⸗ 
hanpten, ober bie Treunung der Ehe, oder aud nur eine Scheidung von Tiſch und Bett vor: 
nehmen wollen, z. da 


Scheinbare Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft durch Erklärung der urſprünglichen Ungültigkeit. 
Art der Einleitung. 


Die Ungältigkeit einer Ehe, welcher eines ber in den SS. 56, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 
68, 75 und 119 angeführten Hinderniffe im Wege ftcht, ift von Amts wegen zu unterfuchen. 


” Diefer Anficht find auch Dolliner, Ziſchr. „Die Beſtimmungen bes Art. 7 H. G. B., daß 
für öflerr. Rechtsgel., 1832, IL, 260; Eherecht, | eine Ehefrau ohne Einwilligung ihres Ebentannes 
‚ 206; Winiwarter, I, 250; — bagegen: | nit Hanbelsfrau fein könne, kommt mit Der Map- 
Bedmann, 8.394, ©. 345; Stubenrauch, 1,291. | gabe zur Anwendung, daß auf Anſuchen der Ehe— 
ı ‚Eine Ehefrau fann ohne Einwiligung ihres | frau die mangelude Einwilligung dee Ehemannes 
Ehemannes nicht Hanbelsfrau fein. Es gilt als | durch Den Ausſpruch Des Richters erjegt werben 
Giuwilligung bes Mannes, wenn bie Srau mit kann, wenn aus ber amtlich zu pflegenden Ber: 
Biffen und ohne Einſpruch deffelben Handel treibt. | handlung fich ergibt, daß durch Den Hanbelsbetrieb 
Die Ehefrau eines Kaufmannes, melde ihrem | ber Ehefrau bie Rechte des Ehemannes einer Ge⸗ 
Ehemanne nur Beibllfe in dem Handelögewerbe fährbung nicht anusgejett werden” (8.6 Einf. ©. 
leiftet, ift Leine Handelsfrau“ (Art. 79. G.). | zum H. ©.) 
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Yu allen übrigen Fällen muß dad Anfuchen derjenigen, welde durch die mit einem Himber 
niſſe geichlofiene Ehe in ihren Rechten gelränkt worben find, abgewartet werben. 


- 8. 96. 


Der Ehegatte, welcher den nnterlanfenen Irrthum in der Perfon, sder bie Furcht, im 
welche der andere Theil geſetzt worden ift, gewußt; ferner der Gatte, welder ben Umſtand 
daß er nad) den 88. 49, 50, 51, 52 nnd 54 für fi allein Feine gältige Ehe Tegitehen 
ann, verichwiegen, oder bie ihm erforderliche Einwilligung fälſchlich vorgewenbet Sat, Taun 
ans feiner eigenen widerrehtlihen Handlung die Gültigkeit der Ehe wicht beſtreiten. 





8. 96. 

Ueberhaupt hat nur der ſchuldloſe Theil das Recht, zu verlangen, daß ber Ehevertrag 
ungültig erflärt werde: er verliert aber dieſes Recht, wenn er nach erlaugter Kenntniß bes 
Hinderniſſes die Che fortgefeßt hat. Eine von einem Minderjährigen ober Pflegebefshlenen 
eigenmächtig geichlofiene Ehe kann von dem Bater oder der Vormundſchaft nur inſolange, 
als die väterlihe Gewalt oder Boruumdichaft dauert, beftritten werben. 4 


8. 97. 
Art ber Werbanblung. | 
Die Verhandlung Über die Ungältigleit einer Ehe ftcht nur dem Laudrechte des Bezirkes 
zu, worin die Ehegatten ihren ordentlihen Wohuſitz haben. Bon dem Laubrechte iR Dad 
Fiscalamt, oder ein anderer verftändiger und rechtſchaffener Mann zur Erforfchung ber Um- 
ftände nnd zur Vertheidigung ber Ehe zu beftellen, um bie wahre Beſchaffenheit ber Sache 
jest dann, wenn auf Begehren einer Partei die Verhandlung vorgenommen wirb, von 
Amts wegen zu erheben. . 
8. 98. 


Wenn dad Hinderni gehoben werben Tann, ſoll das Landrecht traten, durch bie hierzu 
nothwenbdige Einleitung nnd dad Einverftändnif der Parteien es zn bewirken; wenn aber 
diefes nicht möglich ift, fo Toll dad Laudrecht Über die Gültigleit der Ehe erkennen. 


8. 9. 


Die Vermuthung ift immer für die Gültigkeit der Ehe, Das angeführte Eheiuberniä 
muß alfo vollftändig bewielen werden, und weder dad übereinftimmende Geſtändniß beider 
Ehegatten Hat hier die Kraft eined Beweiles, noch Tanıı darüber einem Eide der Ehegatten 
finttgegeben werden. 

8. 100. 
Aufhebung ber Ehe wegen Unvermögens. 


Yushefondere ift in dem Falle, daß ein vorhergegangenes und immerwährenbes linwer 
mögen, die eheliche Pflicht zu leiſten, behauptet wird, der Beweis durch Gadıweränbige, 
nämlich durch erfahrene Aerzte und Wundärzte, und nach Umftänden auch durch Hebammen, 
zu führen. 

8. 101. 


Laßt fih mit Zuverläffigleit nicht beftimmen, ob dad Unvermögen ein immerwährendes 
oder blos zeitliches fei, fo find die Ehegatten noch durch ein Jahr zufammen zu wohnen vers 
bunden, und hat das Unvermögen diefe Zeit hindurch angehalten, fo ift die Ehe für ungültig 
zu erllären. 

8. 102. 


Zeigt fi) aus der Verhandlung des Streites Über die Gültigkeit der Ehe, daß einem 
Zheile, oder daß beiden Theilen dad Epehinderniß vorher befanut war und daß fie es vor⸗ 
ſätzlich verihwiegen Haben, fo find die Schnldigen mit ber in dem Strafgefebe über ſchwere 
Polizeiübertretungen beftimmten Strafe zu belegen. Iſt ein Theil ſchulblos, fo bleibt es 
ihm heimgeftellt, Eutſchüdignug zu fordern. Sind endlich im einer ſolchen Eye Kinder erzeugt 
worden, jo muß für biefelsen nach jenen Grundſätzen geforgt werben, welche in dem Haupi⸗ 
ftäde von den Pflichten der Aeltern feitgefet find. 


Ganptftä@ TI. Bon dem Eherechte. SG. 95—102. 85 


If eine Ehe unter den erforderlichen Förmlichkeiten eingegangen worden, fe muß 
ſchon nach allgemein procefſualiſchen Grundſätzen ihre Gültigkeit inſolange angenommen 
werben, als nicht ein ber Gültigfeit derſelben entgegenſtehendes Hinderniß erwieſen iſt, 
und es bedurfte zu dem Ende nicht einmal einer Vermuthung für die Gültigkeit der 
Ehe, wie fie & 99 A. b. G. B. aufſtellt. 

Es ſcheint jedoch, daß die Vermuthung der Gültigkeit ſchon an den bloßen Beweis 
der nadten Erklärung der Einwilligung zur Ehe geknüpft werben wollte !, md daß 
and die Beobadhtung der gehörigen Förmlichkeiten präfumirt wird, wenn nur die 
Erklärung ber Einwilligung erwiefen if. Jener erftere Beweis muß aber immer 
vorerft erbracht werben, weil e8 fonft an jeber beftunmten Vorausſetzung fehlen würde, 
an welche die Bermuthung ber Gültigkeit gefnüpft fein Könnte. 

Bei Ehen, welche nad tem A. b. ©. 2. zu beurtheilen find, ift nur wegen Uns 

igfeit der Ehe wegen Entführung (8. 56), wegen beftehenvden Ehebandes (8. 62), 
Sfibatd und höherer Weihen ($. 63), Religionsverſchiedenheit (8. 64), Bluts- 
verwandtfchaft und Schwägerfchaft in den verbotenen Graden (88. 65, 66), he: 
bruches ($. 67), Gattenmordes ($. 68), Abganges der feierlichen Grflärung (8. 75) 
7 wegen Mitſchuld am Ehetrennungsgrunde (8. 119) von Amts wegen einzuſchreiten 
(8. 94) 2. 

In allen übrigen Fällen ift das Berlangen des fchuldlofen Ehegatten ($. 96) oder 
der jonft durch die unerlaubte Eheſchließung in ihren Rechten gekränkten Perfonen abzu- 
warten (8. 94). Als ſchuldlos ift derjenige Ehegatte anzufehen, welcher tie Che ohne 
vie zur Schließung berfelben erforderliche perfänliche Befähigung, oder in factifcher oder 
zerhtlicher Unkenntnig des der Gültigkeit der Ehe entgegenftehenden Hinderniſſes einge- 
gangen hat, oder auf deſſen Seite Zwang, Furcht, Irrthum oder Entführung unter- 
laufen iſt. Im ihren Rechten gekränft find jene Berfonen, ohne beren nach dem 
Gelege zur Eheſchließung erforberlihe Zuftimmung vie Ehe eingegangen wurde. Das 
Beſtreitungsrecht des Vaters, ber Bormünder und Curatoren erlöfcht jedoch nach dem 
Aufhören der väterliden Gewalt, der Vormundſchaft oder Guratel. 

Der ſchuldloſe Ehegatte verliert das Recht auf Beftreitung der Ehe, wenn er nad) 
erlangter Kenntniß des Hindernifjes die Ehe fortgefettt hat (8. 96), und er ift über- 
haupt gar nicht als ſchuldlos anzufehen, wenn er bie Ehe unter einem ihm nad) 
den 58. 49, 50, 51, 52 und 54 entgegenftehenden Hinverniffe eingegangen, und von 
dem Borhanbenjein dieſes Hinderniffes gewußt oder gar ben anderen Theil abfichtlic) 
irregeführt hat. Ebenſo wenig kann derjenige Ehegatte als ſchuldlos betrachtet werten, 
welher von dem auf Seite des anderen Chegatten unterlaufenen Irrthum in feiner 
äigenen Perfon, oder von dem Umftande, daß die Einwilligung zur Che auf Seite des 
anderen Ehegatten eine gezwungene war, Kenntniß hatte ($. 05). 

In allen übrigen Fällen ift das Verlangen eines ter in ter ungültigen Che 
lebenden Ehegatten oder derjenigen Perfonen abzuwarten, ohne teren nad den Geſetze 
erforderlihe Zuftimmung ($$. 49—54) Die Ehe geſchloſſen wurde (8. 94) °. 





I Bol. jedoch auch Harum, in ber Oeſterr. 
Birrtelj. Schr. IV (1859), S. 83 fg., nad 
weihem nur ein unter Öffentliher Auto- 
rität vorgenommener Act, nämlid Die kor 
Dem GSeelforger abgegebene Erklärung, fich zu 
ebelichen, ale Cheichließung gelten jell, wo 
Dann nur das Borhandenfein der weiteren ge- 
fesicchen Borfchriften, 3.8. über Die Compe— 
tenz ‚des Scelforgers, die Zahl und nothwen⸗ 
bige Beichaffenheit ber Zeugen, zu präfunmiren 
wäre. 

s Es iſt dies jedoch nicht fe zu werftebeı, 
«is müßte in jenen Källen, in welchen ein 
Einſchreiten von Amts wegen ftattfindet, immer 
erſt das Einfchreiten ber Behörden abgemwartet 
werben, fondern es iſt damit nur geſagt, daß 
die Behörden, ohne bie Bitte ber Bethei— 


ligten abzuwarten, einzufchreiten haben. 
Bal. Kuzmaͤny, a. a. O., S. 437. 

3 Der in 8. 94 gebrauchte Ausdruck „ge: 
fränft‘ läßt es zmeifelhaft, ob Die ungilltige 
Ehe jederzeit von einem oder dem anderen Ebe- 
gatten ſchon aus dem einzigen Grunde ange: 
fohten werben kann, weil fie ungültig ift, oder 
ob es hierzu noch einer beſonderen, bem Die 
Ungültigkeitserkllärung vwerlangenden Ehegatten 
zugefügten Unbilde bedürfe. Erſterer Anſicht 
find Pachmann, 8.406; Nippel, Erl., II, 17 fg.; 
letzterer Anſicht Dolliner, III, 219, 224 FR 
Winiwarter, I, 264 fg.: Stubenraud, I, 310. 
Für Die erftere Anficht jpricht ber Unitand, daß 
jonft in manchen Fällen, jo bei gänzlicbent 
Mangel des Aufgebotes, bie Gilltigleit der Ehe 
von Niemandem beftritten werben könnte, indem 


86 Erfter Theil. Bon dem Perſonenreqhte. 

Bedingung bes Beftreitungsrechts ift, daß demjenigen, welder davon Gebrand 
machen will, nicht Arglift * zur Laft fällt (Arg., 88. 95, 96, Al. 1). Nur wenn 
der das Beftreitungsredht ausübende Ehegatte zur Zeit der Eingehung ber Ehe nid 
einmal noch mündig war ($. 95) °, oder wenn das Beftreitungsrecht von ben geſetz⸗ 
lichen Vertretern eines pflegebefohlenen Ehegatten ausgelibt wird, fommt es, ba es fi 
bier nicht um ihre eigenen Rechte, fondern um bie Rechte des pflegebefohlenen Che 
gatten handelt, denen fie durch ihren dolus nichts vergeben können, auf ein Verſchulden 
bes die Gültigkeit der Ehe Beftreitenden nit an. 

Das Beftreitungsreht eines Ehegatten erlifht, wenn er nad) erlangter Kenntniß, 
daß die Ehe ungültig ift, das eheliche Zuſammenleben fortſetzt, ohne die Ungültigkeits⸗ 
erflärung der Ehe zu verlangen ($. 96) © oder fonft ausdrücklich ober ftillfchweigend 
darauf verzichtet 7. 

Das Beftreitungsrecht dritter Perfonen, deren nad dem Geſetze erforberlihe Zu⸗ 
fiimmung zur Ehe nicht eingeholt wurde, endigt, wenn biefe Perjonen nachträglich 
ihre Zuftimmung gültig (VBormünder oder Euratoren nur mit Genehmigung bes Pfleg- 
fhaftögerichtes) ertheilen, oder der pflegebefehlene Ehegatte eigenberedhtigt wird (8. 96, 
2. Abſ.), in welch legterem Galle das feinem gefetlihen Vertreter zugeflandene Be⸗ 


ftreitungsrecht nunmehr von dem Ehegatten felbft ausgeübt werden Tann. 
Iſt das Ehehinderniß kein privatrechtliches und auf eine ber vorbezeichneten Arten 
erlofchen, fo ift e8 auch nad) dem Hinwegfallen deffelben von Amts wegen zu unterfuchen ®, 


biefes Ehehinderniß nicht unter bie öffentlichen 
eingereiht ift unb die Unterlaffung des Aufge- 
botes gewiß nicht eine Kränlung (in dem eigent- 
Yihen Sinne dieſes Wortes) ber Ehegatten ent- 
hält; ferner, daß fih, wenn auch nicht in 
allen Fällen in Bezug auf die Eingehung ber 
Ebe, fo doch immer in Hinficht auf ben dar⸗ 
auf folgenden Zuſtand, wenn die Ebegatten 
wiber ihren Willen in einer unglltigen Ehe zu 
leben verbalten werben, ohne allen ſprachlichen 
Zwang ebenfall® von einer Kränfung ihrer 
Rechte reden läßt. Es ift alfo namentlich auch 
derjenige Ehegatte, in beffen Berfon ber andere 
Ehegatte geirrt bat, oder welcher von dem auf 
den anderen Ehegatten von einem Dritten aus⸗ 
geübten Zwange keine Kenntniß hatte, zur Be⸗ 
ftreitung der Ehe berechtigt, wofür auch ein 
kaum abzumeifendes arg. a contr. aus 8. 95 
fpriht unb zwar mit gutem Grunde, indem 
es doch Niemandem gleichgültig fein kann, daß 
fein Ehegatte eine ganz andere Perſon heira- 
tben wollte oder nur gezwungen feine Zuſtim⸗ 
mung zur Che gegeben bat. Beacdhtenswerth 
ift e8 auch, daß das fo vielfach mit bem A. b. 
G. 3. übereinftimmende Ehepatent für GSal;- 
burg vom 13. April 1808 bie ausbrüdlice 
Beitimmung enthält, „wenn fein anderes als 
ein auf Das Aufgebot fich beziehendes Ehe⸗ 
hinderniß befteht, ober wenn Die gegen das 
Gefet ohne Einwilligung bes Baters gefchloffene 
Ehe von dem leßteren nicht beftritten wird, fo 
wie auch bei bem Hinberniffe bes Irrthums, 
ber Furcht und bes immerwährenden Un- 
vermögens müſſe das rechtliche Begehren 
bes einen oder des anderen Ehegatten, 
bie Ungültigleit der Ehe zu unterfuchen, abge- 
wartet werden. 

S. aud Dolliner, III, 220 fg., 231. An⸗ 
berer Reinung Bachmann (2. Aufl), $. 408, 
S. 373 fg.; Stubenraug (1. Aufl.), ©. 311. 

s Obwol fih dur die Hinweglaffung bes 
8. 48 unter ben im $. 96 aufgeführten Ehe⸗ 


FRE zunädft nur ergäbe, daß bie ab» 

ſichtliche Verſchweigung ber Unmänbigleit 

an dem unmünbigen Ehegatten nicht mit 

Berlufte des Beſtreitungsrechts zu ahnden ifl, 

fo find doch die in biefem Paragraphen aufge- 

hohen Vorſchriften ohne Zweifel zu generali« 
ren. 

° Wenn im 8. 96 mit ber „Fortſetzung ber 
Ehe” nach erlangter Kenntniß des Ehehinder⸗ 
niffes der Berluft bes Beſtreitungsrechts ver- 
bunden wird, fo muß babei ale jelöftverftänd- 
lich vorausgefett werben, daß bie Sortfehung 
ber Ehe von allen Merimalen eine® gültigen 
Berzichtes begleitet if. Da es aber dem bie 
Ungültigleit der Ehe behauptenden Ehegatten 
nah $. 93 A. b. G. B. gar nicht geftattet if, 
die eheliche Gemeinſchaft eigenmädtig abzu- 
brechen, fo zieht bie Fortſetzwug des ehelichen 
Znfammeniebens den Verluft des Beftrettunge- 
rechts erft dann nad fi, wenn nicht inner- 
halb einer angemefjenen Frift, weldhe je 
ben Berfonen und ben jeweiligen Verhältnifſen 


verſchieden fein kann, bie Ungültigkeitserflärung 


ber Ehe nachgefucht wird. 

"Als ein folder Verzicht dürfte aber bie 
freiwillige Leiftung ber ehelichen Pflichten für 
fih allein nicht anzufehen fein, -denn fo weni 
ale die Gefchlehtövermifhung zwiſchen zwei 
unverbeiratheten Perfonen eine Schlußfolgerung 
barauf zuläßt, daß fich beide Theile befrathen 
wollen, Tann aus ber Vollziehung bes Bei⸗ 
ſchlafes nn zwei Scheinehegatten gefolgert 
werben, daß fie einander fürs ganze Leben an- 
gehören wollen. 

® Aus dem in $. 94 gebrauditen Ausbrude 
„im Wege ftehen” bat man häufig (fo Dolliner, 
UI, 211, 212) gefolgert, daß das Ehehinder⸗ 
niß noch fortbeftehen müffe, damit von Amts 
wegen gegen eine folhe Ehe eingefchritten 
werben könne. Wllein, da bie unter einem 
ſolchen Hindernifle eingegangene Ehe auch nad 
dem Eridfchen beffelben ungültig bleibt, fo ſteht 
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Rur wenn die Ehe durch ben Tod eines ber beiden Ehegatten getrennt worden ift, 
und das Defreitungereit ausſchließlich dem verftorbenen Ehegatten zuftand, findet eine 
Unterfnhung der Gültigkeit der Ehe überhaupt nicht, im allen anderen Fällen dann 
Matt, wenn fie zum Zwede der Geltendmachung von Privatrehten von ben Intereffenten 
vor einem Strafgeriht behufs einer ftrafgerihtlihen Amtshanblung, oder von einer 
Arminiftrativbehörte im Intereſſe des Siaates (5. B. wegen Penfionsanfprügen ter 
Witwe) nachgeſucht wird (Hofb. vom 13. Yuli 1837, Pol. ©. ©., LXV, ©. 417, 


. nnd Hoffriegeräthl. Zirf. vom 15. Sept. 1837, F. 1222, Mil. ©. ©., Nr. 62) °. 
Das Recht, die Gültigkeit einer Ehe zu beftreiten, ift ber Verjährung nicht unter- 


worfen 0, 


Die näheren Borfchriften über das Berfahren in Fällen der Ungültigfeitserflärung 
oder Trennung der Ehe und Scheidung von Tiſch und Bett enthalten die Hof. vom 
23. Auguft 1819 (9. ©. S., Nr. 1639, für Krakau kundgemacht als Anhang zu 


Kr. 79, 8.6.8.1). . 


8. 108. 
Birlie Wufgebung der chelichen Gemeinſchaft: durch zeitlihe Scheidung, mit Einverſtändnis. 


Die Sheibung von Tiſch und Bett muß ben Ehegatten, wenn fi beide dazu verftchen 
web über die Bedingungen einig find, von dem Gerichte unter der nachfolgenden Vorficht ge- 


attet werben. 





bas Hinberniß der Güftigfeit ber Ehe nach wie 
werher im Wege. In Diefer weiteren Beden ⸗ 
tag wirb biefer Ansbrud unſtreitig aud im 
8.160 %. 6. ©. 8. genommen und «6 if} um 
fe weniger anzunehmen, daß ihm im $. 94 ein 
agerer Sinm beigelegt werben wollte, als das 
Hof. vom 17. Juli 1817 (3. ©. S., Nr. 1345) 
wererbnet, baf, wenn ein Strafgericht wegen 

ber zweifachen Ehe eingefcpritten, 
der erfie Ehegatte aber nad ber von 
dem Befchnibigten gefäloffenen Ehe 
deßorben if, baffelbe dem Tivligerichte zum 
weiteren Berjahren abzutreten habe. Diefer 
Auficht find and Bachmann, $. 404, ©. 365 fg.; 
Cimbenraud, I, 308. 

* Ungenau Pahmann, $. 409, ©. 377, 
melher fi unter Ignorirung ber im Texte 
angeführten gefelichen Beftimmungen ganz all 
gemein gegen bie Zuläffigfeit ber Beftreitung 
einer durch ben Tod bereits gelöften Ehe erllärt, 


10 Diefes Recht ſteht nämlich entweber den 
Ehegatten felbft ober deren gefehli—en Ver 
tretern für fie zu nnd ift dann unftreitig ein 
„‚Perfonentegt“ (8. 15), meldes nad 
8. 1481 ber Berjährung nidyt unterliegt, ober 
«8 ift überhaupt fein Privatrecht, und nur auf 
diefe findet die Verjährung Anwendung. — 
S. and Dolliner, II, 345 fg. A. M. mas 
Das Behreitungsrecht der Ehegatten anbelangt, 

mu, $. 10. S. 378. 





12 Nicht ganz unzweifelhaft iſt es, ok durch 
$. 100 von ber algemeinen Procefiregel, wo⸗ 
mach ber Richter allenfalls über Borihlag der 
Parteien die Sachverſtündigen nach freiem Gr- 
meflen zu befiimmen hat, eine Abänderung 
iu bem Sinne getroffen werden jellte, daß in 
jedem Falle Aerzte, Wunbärzte und unter Um ⸗ 
Händen Überdies Hebammen beizuziehen feien, 
oder ob. ber Richter je nach ber Befchaffenpeit 
ber zu unterfuchenben Impotenz nad} feinem Er: 
welen zwiſchen biefen drei Arten von Kunftver: 





flänbigen wählen könne. Da unter Arzt im 
Gegenfage zum Wundarzte offenbar der bipfo- 
mirte Arzt (Doctor ber Chirurgie) zum Untere 
ſchiede vom einfachen Wunbarzte (Diagifter oder 
Batron ber Chirurgie) verſtanden wird, und 
erfterer ein höher Mepenber Sachverftändiger if, 
alb Iegterer, fowie wieder der Munbdarzt ale 
Sachverſtändiger über der bloßen Hebamme 
flieht, fo läßt fi nicht annehmen, daß zwei 
ober mehrere biplomirte Aerzte für ſich allein 
nicht ausreichend feien, fonbern ihnen immer 
nod ein Wundarzt, und unter Umfländen über— 
bieg eine Hebamme beizugeben ift; c8 ſoll wiel- 
mehr bamit nur ausgebrüdt werben, baf in ger 
wiffen Fällen auch tüchtige Wunbärzte oder aus 
Anftandsridfihten in einfacheren Fällen aud) 
Hebammen zu Sachverſtändigen beftellt werben 
Tonnen. Diefer Anficht if offenbar auch Zeiller, 
1, 169, währeud Dolliner, III, 411, 412, aus 





ben Partiteln „und — and“ im Schluhfate 
biefes Baragraphen fefgert, ba Hebanınıen file 
fi allein nicht hinreihen, und Pachmann, 
8. 416, 5. 391, dem venraud, 1, 326, 
beiftimmt, aus der Berbindung bes Wortes 
Aerzte" mit dem Worte „Wundärzte“ durch 
„und“ folgert, daß jebenfale ein Arzt und 
ein Wundarzt notwendig fei. Wie kommt 
jebo Bachmann bei feiner am Buchſtaben baf- 
tenden Interpretationeweiie dazu, einen Arzt 
unb einen Wunbdarzt für ausreichend zu halten, 
nachdem das Geich ſich doch bes Plurals be- 
dient? Eben biefer Plural if cin weiterer 
Beleg für die hier vertretene Anficht, indem 
bod nicht leicht anzunebnten ift, baf in allen 
Fällen zwei Aerzte und zwei Wundärzte bei- 
zuziehen fein und dieſen unter Umftänben, 
wobei nah Pachmann gewiß an beſonders 
ſchwierige Fälle zu denfen wäre, etwa anftatt 
das Gutachten der medieiniſchen Faeultät ein« 
zuholen, noch zwei Hebammen beigegeben were 
ben follen. 
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8. 104. 

Den Ehegatten Liegt zuerft ob, ihren Entſchluß zur Scheidung fammt ben Bewegnugk⸗ 
gründen ihrem Pfarrer zu eröffuen. Des Pfarrers Pflicht ift, die Ehegatten au das weigiel 
feitig bei der Trauung gemachte feierliche Verſprechen zu erinnern, und ihnen die nachtheiliger 
Folgen der Scheidung mit Nahdrud au dns Herz zu legen. Diele Vorfiellungen mäfen gu 
drei verfjiedenen Malen wiederholt werden. Sind fie ohne Wirkung, jo muß ber Pfarter 
ben Parteien ein ſchriftliches Zengniß ausſtellen, daß fie, ber dreimal geſchehenen Borfchugen ; ı 
ungeachtet, bei dem Verlangen, fid) zu ſcheiden, verharren. 


8. 105. 


Beide Chegatten haben mit Beilegung dieſes Zeugnifles das EScheibungsgefudg bei ihrem 
ordentlichen Gerichte anzubringen. Das Gericht fol fie perſönlich vorrufen und, wenn fle vor : 
demfelben beftätigen, daß fie über ihre Scheidung fowol als die Bedingungen in Abfit anf 
Bermögen und Unterhaft miteinander verftanden find, ohne weitere Erforſchung bie verlangte 
Scheidung bewilligen und dieſelbe bei den Gerichtsacten vormerken. Sind Kinder vorhanden, 
fo ift das Gericht verbunden, für dieſelben nad deu in bem folgenden Hauptkäde enthaltenen 
Vorſchriften zu forgen. 

8. 106. 

Ein minderjähriger oder pflegebefohlener Ehegatte kaun zwar für ſich ſelbſt im bie Eder 
dung einwilligen, aber zu dem Uebereinkommen in Abficht auf das Vermögen ber 
and den Unterhalt, fowie aud in Rückſicht auf die Verforgung der Kinder if die Einwilli⸗ 
gung des gefetslichen Vertreters und des vormundichaftlichen Berichtes nothwendig. 


8. 107. 
Aufhebung ber ehelichen Gemeinſchaft: ohne Einverftänbniß. 


Bi ein Theil in die Scheidung nicht einwilligen und bat ber andere Theil redgtmähige 
Gründe, anf diefelbe zu dringen, fo mäflen and in diefem Falle die gätligen Borkekungen 
des Pfarrers voransgehen. Sind fie fruchtlos oder weigert fi der befchufbigte Theil, bei bem 
Pfarrer zu erfcheinen, dann ift dad Begehren mit beö Pfarrerö Zengniß und beu nöthiger 
Beweilen bei dem orbentlihen Gerichte einzureichen, welches die Sade von Amts wegen zu 
unterſuchen und darüber zu erfennen hat. Der Richter Tann dem gefährdeten Theile auch ned 
vor der Entiheidung einen abgelonderten anftändigen Wohnort bewilligen. 


8. 108. 


Streitigleiten, welde bei einer ohne Einwilligung des anderen Ehegatten angeindten 
Scheidung über die Abfonderung deö Vermögens oder die Verforgung ber Kinder entichen, 
find nad) der nämlichen Vorichrift zu behandeln, weiche unten im 8.117 in Nüdficht auf bie 
Trennung der Ehe ertheilt wird, 


8. 109. 


Wichtige Gründe, ans denen auf die Scheidung erfannt werben Tann, ſind: Wenn ber 
Gellagte eines Ehebruches oder eines Verbrechens ſchuldig erllärt worben ik; wenn er ben 
Hagenden Ehegatten boshaft verlaflen oder einen nuordentlichen Lebenswandel geführt Hat, 
wodurch ein beträchtlicher Theil bes Vermögens des klagenden Ehegatten ober die guten Sitten 
ber Familie in Gefahr gefetst werden; ferner dem Leben oder ber Gefundheit gefährlidde Nach⸗ 
ftellungen; ſchwere Mishandiungen, oder, nad dem Berhältnifie ber Perfouen, ſehr empfinb- 
lie, wiederholte Kränfungen; anhaltende, mit Gefahr der Anftelung verbundene Leibes⸗ 
gebredgen. 

8. 110. 
Art der Wiebervereinigung. 


Geſchiedenen Ehegatten ftcht es frei, fi wieber zu vereinigen; doch mn bie Bereinigung 
bei dem ordentlihen Gerichte angezeigt werben. Wollen bie Ehegatten nach einer ſolchen 
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Bereinigung wieder geſchieben werben, fo haben fie eben bad zu beobachten, was in Nüdficht 
der erſten Scheidung vorgefärieben if. 
Unter Scheidung der Ehe (separatio quoad thorum et mensam) verfteht man 


die Entbindung der Ehegatten vom ehelichen Zufammenleben bei Yortbeftand der Che 


. nwrn 


— — 


dem Bande nach (quoad vinculum). Sie iſt entweder eine einverſtändliche oder 
nichteinverſtändliche, je nachdem ſie mit Einverſtändniß beider Ehegatten, oder 
gegen ben Willen eines derſelben; eine immerwährende ober eine zeitliche, je nach— 
dem fie für Die ganze Dauer der Ehe oder blos für einen beftinmten Zeitraum ſtatt⸗ 


findet. Die immerwährende Scheidung bildet vie Regel !. 

Um bie einverftändlihe Scheidung zu erwirken, haben tie Ehegatten entweder 
tiefen ihren Beſchluß fammt Beweggründen ihrem ordentlichen Ceelforger mitzutheilen, 
fh von ihm ein Zeugniß über die im $. 104 vorgefchriebenen Berjöhnungsverfuche zu 


verfchaffen und dieſes tem zur Bewilligung der Scheidung competenten 


erihte vor⸗ 


zulegen (8. 105); oder fie können die Scheidung ohne Weiteres bei Gericht nadyjuchen, 
im meld letzterem Falle diefe Verſöhnungsverſuche, bevor in eine Amtshandlung in ber 
Hanptſache eingegangen wird, von Gerichte felbft in Zwifchenräumen von je acht Tagen 

n find (8. 2 des Gef. vom 31. Dec. 1868, R. ©. Bl. vom J. 1869, 
Nr. 3). Letzteres hat immer auch dann ftattzufinden, wenn beide Ehegatten Feiner ge- 
feglih anerkannten Kirche oder Weligionsgefellihaft angehören ($. 1, Al. 3 des Gef. 


vom 9. April 1870, R. ©. BL, Nr. 51). 
nicht anerfannten oder gar feiner Keligioneg 


Geelforger bes anderen, fo bebarf es bes 
Pede nicht mehr. 


Gehört blos ein Ehegatee einer gejeklich 


enoffenfchaft an und erſcheint er vor dem 
erföhnungsverfuches durch bie politifche Be- 


Competent zur Bewilligung der einverſtändlichen Scheitung ift das Bez.-Gericht, 


im beffen Sprengel der Mann feinen Wohnfig bat ($. 87, I. N.) 2. 


Beide Ehegatten 


haben vor bemfelbem perſönlich zu erflären, daß fie fowol über ihre Scheidung, als 


die Bedingung derfelben in Anfehung auf Vermögen und Unterhalt einig find. 


Ob 


dieſe Erklaäͤrung auf Wahrheit beruht, hat das Gericht nicht zu unterſuchen (8. 105), 
wer darf fein Vorbehalt weiterer rechtliher Verhandlungen darüber zugelaffen werben 
(8.8 des Gef. über das Verfahren in Eheangelegenheiten vom 23. Aug. 1819, 3. ©. ©., 
Kr. 1595). In Wirklichkeit können fte fpäter natürlich dennoch ihre Streitigfeiten be- 


ich Andeinanberjegung bes Vermögens auf dem Nechtswege verfolgen. 


Eine amtliche 


orge findet nur in Anjehung ber minderjährigen Kinder ftatt, für deren Verpflegung, 
Erziehung und Berforgung, foweit e8 nad den obwaltenten Berhältniffen uur immer 
thunlich iſt, die beiden Ehegatten die von ihnen zu leiftenden Beiträge in einer be— 


ffimmten Höhe feftzufegen haben. 


Zur Siderftellung berfelben können ſie nicht verhalten 





ı Obwol * der Rubrif ” 8. 103 bie —— 
hen, welche von der eidung von Ti 

Eh Bett handeln, mit „zeitliche Scheidung“ 
überfchrieben find, jo lann e8 doch nicht zweifel- 
haft fein, baß auch eine einverftändliche immer- 
währende Scheidung zutäffig ifl. Der Ausdrud 
„zeitlihe Scheidung‘ ift namlih nur die Be— 
zeichnung für Scheibung von Tiſch und Bett 
überhaupt, im Gegenfage zur „gänzlichen Tren⸗ 
nung”, wovon bie nädftfolgenden 88. 111 fg. 
handeln. Ja es fcheint fogar, daß das Geſetz 
unter „zeitliher Scheidung“ gerade bie 
imsıerwährende Scheidung verficht. Denn 
biefe Ueberfchrift bezieht ſich auch auf die Gchei- 
bung ohne Einverftändniß. Für die Scheidung 
ohne Einverſtändniß find aber im 8. 109 
größtentheils biefelben Gründe feſtgeſetzt, aus 
welchen nach 8. 115 bie gänzlihe Trennung 
der Ehe verlangt werben Tann, ohne daß zwi- 
fhen ben einzelnen Scheibungsgründen irgenb- 
welcher Unterſchied gemacht wird. Hat aber 
ein Ehegatte in einem befiimmten Falle das 
Neht, die Trennung ber Che zn verlangen, 
und räumt ibm das Geſetz zugleich ohne Ein- 


fhränfung auf eine beftimmte Zeitdauer Das 
Recht auf Scheidung ein, fo kann darunter 
wol nur ein Recht auf immermährende Schei⸗ 
dung verftanden werden, und biejes, ba das 
Geſetz zwifchen ben einzelnen Scheidunasgriin- 
den nicht unterfcheibet, auch in jenen Fällen, 
in welchen die Trennung nicht verlangt werben 
kann. Dafür fpridt auch der Umftand, daß 
im entgegengefetten alle gewiß Beflimmungen 
getroffen worden wären, auf welden Zeitraum 
die Scheidung ausgeiprohen werben könne. 
Es ift alfo bei der Klage auf Scheidung ohne 
Einverftändniß nur als ein Verzicht anf ein 
ihm zuſtehendes Recht anzufehen, wenn ber 
berechtigte Ehegatte blos die Scheidung filr 
eine beftimmte :Zeit verlangt und mehr im 
Geiſte als in ben Worten der 88. 109—107 
gelegen, eine zeitweife einverſtändliche oder un- 
einverftändfiche Scheidung zujulaffen.| 

2 Zur Annahme, daß das VBegebren um 
Scheidung fchriftlich anzubringen fei, wie Pach— 
manıı, 8. 438, ©. 426 amminmt, liegt doch 
gar kein Grunb vor, 
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werben, ſondern das Gericht hat nur darauf zu fehen, daß jeder Ehegatte ſich wondg- 
lich ziffermäßig zur Leiſtung desjenigen verpflichte, wozu er nad den 88. 139—154 
gefeglidh verhalten werben kann. in minderjähriger Ehegatte bedarf zur Uebereinkunft 
rüdfichtlid) des Vermögens, nicht auch zur einverftändlichen Scheibung felbft, ter Zu⸗ 
ſtimmung feines gefeglihen Vertreter8 und der Genehmigung des Gerichts (8. 106). 
Die nichteinverſtändliche Scheidung fann nur aus einem ber im 8. 109 
namentlid) aufgeführten Gründe, ober doch auf denfelben gefeglihen Motiven 
beruhenten und jene an Schwerre überwiegenden oder ihnen body mindeſtens gleichkommen⸗ 
ben Gründe bewilligt merben $. Damit der Ehebruch als Scheidungsgrund gelten kann, 
muß der andere Ehegatte entweder ſchon ftrafgerichtlich des Ehebruches ſchuldig erflärt 
worden fein, ober des Ehebruches im Scheivungsprocefle ‚felbft überwiefen werben *#. 
Wegen eines Verbrechens, das nicht zugleich anderweitig als Scheivungsgrund qualificirt 
ift, Fann die Scheidung nur dann nachgefucht werben, wenn ber andere Ehegatte deshalb 


ftrafgerihtlih verurtheilt worden ift ®. 


Als boshafte Verlaffung kann nur die mit 





s Nah den Hofd. vom 13. Oct. 1786 
(3. ©. S., Nr. 585) und 27. April 1787 
(3. ©. ©., Nr. 670) war die Beurtheilung der 
Statthaftigfeit des geltend gemachten Scheidungs⸗ 
grundes ganz dem Ermeſſen des Richters an⸗ 
beimgeftellt. — Im $. 108 des Weftgal. &. 2. 
heißt e8: „Die Scheidung von Tiſch und Bett 
muß auf Begehren eines Ehegatten, auch ohne 
Einwilligung des anderen in folgenben Fällen 
geftattet werben: 1) wenn ein Ehegatte fich bes 
Ehebruches ſchuldig gemacht bat; 2) wenn ein 
Ehegatte ben anderen werlaffen bat und falle 
fein Aufenthalt befaunt ift, auf eine ihm ge- 
richtlich zugeftellte, ober, wofern der Aufenthalt 
nicht befannt ift, auf öffentliche gerichtliche Vor⸗ 
ladung innerhalb eines Jahres nicht erfchienen 
iſt; 3) enblih, wenn ein Ebegatte von bem 
anderen gröblich mishandelt worden, und wenn 
fein Leben, feine Geſundheit, ein beträchtlicher 
Theil feines Bermögens, oder wegen fehlechten 
Beifpieles andy die guten Sitten in Gefahr ge- 
fefetgt werben. Daraus nun, Daß das 4. b. 
G. 2. mehr Scheibungsgründe aufzählt als 
bag Weſtgal. ©. B. und babei bennod bie 
ftreng ausfchließende Yorın der Aufzählung des 
Meftgal. G. B. vermeidet, feheint gefolgert 
werben zu müffen, Daß das A. b. G. B. einer- 
feits zwar feine genaue, ſämmtliche Scheidungs- 
fälle umfaffende Aufzählung geben wollte; 
anbererfeits erfcheint aber umgelehrt aus ber 
nicht zu verlennenden Sorgfalt, womit bei 
Aufzählung ber Eheſcheidungsgründe zu Werke 
gegangen wird, und bem weiteren Umſtande, 
Daß Der betreffende Paragraph des Weſtgal. 
G. B. die Griinde der Scheidung fireng tara- 
tiv aufführt, endlich ans ber Beſtimmung Des 
8.8 des Hofd. nom 23. Aug. 1819, J. G. S., 
Nr. 1595, „daß der (nichteinverftändlichen) 
Scheidung nur durch rechtliches Erfenntniß aus 
den in dem & 109 A. b. G. 83. vorkommenden 
Gründen ftattgegeben werben könne“ bie Folge: 
rung gerechtfertigt, daß man es nicht ganz dem 
richterlichen Ermeſſen überlaffen wollte, aus 
welchen anderen Gründen bie Scheidung be- 
willigt werden fünne, ſondern fich dieſe wenigftene 
genau an bie vom Geſetze angeführten anzu— 
Schließen haben. Derfelben Anſicht ift auch (ohne 
Motivirung) Zeiller, I, 284, diefer ſich am meiſten 
nähernd Dolliner, III, 95 fg. Weiter geben 
Nippel, Erläuterungen, II (1830), 95; Stuben- 
rauch, I, 841, 342; Pachmann, 8. 441, ©. 483. 


So wirb alfo bie mit Berfonen anderen Gefchlechtes 
vollzogene widernatürliche Befriebi ung des 
Geſchlechtstriebes dem Ehebruche ohne iteres 
gleichzuachten fein (ogl. auch Kuoph, S. 552, 
Richter, ©. 631, Gitzler, ©. 177, Note 6), 
mährenb die von Bachmann, 8. 441, S. 433, 
Ann. 5, aufgeworfene Beast, ob auch Apoſtafie, 
Confeſſionswechſel hierher zu rechnen ſeien, un⸗ 
bedingt zu verneinen iſt. 

Daß eine ſtrafgerichtliche Verurtheilung 
wegen Ehebruches ausreicht, kann nach dem 
Wortlaute des Geſetzes: „eines Ehebruchs... 
ſchuldig erklärt worden iſt“, nicht zweifelhaft ſein 
und wird dies auch allgemein zugegeben. Strei⸗ 
tig iſt es, ob der Ehebruch auch anderweiti 
erwieſen werben kann? Auch dieſe Frage i 
unbedenklich zu bejahen. Denn nach $. 115 
wirb ber Umftand, daß fi der andere Ehe⸗ 
gette „eines Ehebruches .. . [huldig ge» 
macht bat”, für Alatholilen fogar als Ehe⸗ 
trenuungsgrund anerlannt, unb aus einer Ber- 
gleihung der Scheibungs- mit ben Trennunge- 
grinden ergibt fich, daß bie Trennung ber 
noch mehr erfchmert werben follte ale bie bloße 
Scheidung. Auch heißt es in 8. 108 bes Weft- 
gel. G. B.: „Wenn ein Ehegatte ſich des Ehe- 

ruches ſchuldig gemacht hat”, unbbie abweichende 
Stilifirnng des A. b. ©. B. findet ihren Er- 
klärungsgrund barin, daß der im Meftgal. 
G. 8. fehlende Scheidungsgrunb wegen Ser. 
brechen bier ceingefhoben wurde. Nach allge 
meinen civilproceffualen Grunbfüßen muß je- 
doch angenommen werben, baß ber Ehebruch 
eben in Beziehung auf Die begehrte Scheidung 
zu ermeifen ift und daß e8 nicht binreicht, wenn 
er in einer anderen Rechtsſache, z. B. in einem 
Vaterſchaftsproceſſe, deſſelben überwieſen wurbe. 

. Nippel, II, 85; Dolliner, III, 61; 
Winimwarter, I, 293, nach welchem es hinreichen 
mürbe, wenn ber Ehebruch in einem anderen 
Rechtsſtreite für eriwiefen angenommen wurde, 
während nah Stubenraud, I, 338, Bachmann, 
Defterr. Viertelj. Schr., VIT (1861), 6 fg. 
immer ein ftrafgerichtliches Erfenntni vorauö⸗ 
gehen müßte, eine Anſicht, bie auch fehr gerrichtige 
praftiiche Bedenken gegen fidh bat. 

s Es ift die Thatfache ber Verurtheilung unb 
bie damit verbundene Schmach entfcheibenb, 
woran auch durch nahgeiot te Begnabigung 
nichts geändert wird. Da fi die Anfichten 
über die Schiimpflichleit einer firafgerichtlichen 
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: ber Abficht, die eheliche Gemeinſchaft aufzuheben, vorgenommene Entfernung von dem 
» amberen Ehegatten angeſehen werden. Unter ſchweren Mishandlungen können nur thät⸗ 
Ge Ausſchreitungen (Realinjurien) verſtanden werden. Wiederholung derſelben iſt nicht 


Liegen auf beiden Seiten Scheidungsgründe vor, ſo kommt es auf die Art der ſich 
henden Scheidungsgründe, auf die größere oder geringere Empfindlichkeit oder 
ichleit, melde ein oder der andere Scheivungsgrund entweder ſchon an ſich ober 
wit Rüdficht auf die im gegebenen Falle obwaltenten Verhältniſſe hat, an, ob bie 
Scheidung zu bewilligen oder zu verweigern ift?. 
| Durch Fortfegung der Ehe nad dem Eintritt eines Scheidungsgrundes erliſcht das 
Recht, die Scheibung der Ehe zu verlangen, wenn barin ein gültiger Verzicht auf 
dieſes Recht liegt, was mit Berüdfichtigung aller Umftände, namentli ber inzwijchen 
verfloſſenen Zeit, des Benehmens des die Scheidung nachſuchenden Ehegatten gegen den 


anderen Ehegatten vom Richter nach freiem Ermeſſen zu beurtheilen ift ®. 

Auch der nichteinverftänplichen Scheidung müſſen Verſöhnungsverſuche des Seel- 
fergers (8. 107 4. b. ©. 3.) over des zur Bewilligung der Scheidung competenten 
Gerihtes (Geſetz vom 31. Dec. 1868, R. ©. Bl. vom 3.1869, Nr. 3) vorhergehen. 

: Die rein perfönlihen Tolgen der Scheidung von Tiſch und Bett beftehen darin, daß 
ale jene Wirkungen der Ehe, um bereniwillen das ehelihe Zuſammenleben angeorpnet 
m, fowie die aus jenen Wirkungen gezogenen gefeglichen Folgerungen 10, endlich jene 


Rechte 


Serurtbeilung feit der Puklication des A. b. 
®. 8. geändert haben unb biefe nur auf ge- 
wife Klaffen von Verbrechen eingeſchränkt wich, 
wäre biefer Scheidungsgrund einer Reform be- 
kirftig.. Ob bie Berurtbeilung durch ein in» 
diſches ober ausländbifches Gericht erfolgt ift, 
R, nachdem das Geſetz nicht unterfcheibet und 
be ratio legis auch bei Berurtheilungen im 
Ynslande rt, eagntig: Diefer Anficht 
: ab au olliner, IH, 73, Winiwarter, I, 294, 
UM. Pachmann, 8. 425, Stubenraud, I, 339, 
Kumany, S. 489, 3. 7. Als felbfiverftänd- 
ih muß jedoch bier vorausgefeht werben, baß 
das Etrafurtheil des ausländischen Gerichtes in 
Sefterreich anerfannt if. Auch wen bie Ber- 
artbeilung wegen Berbrechens ſchon vor Ein- 
gehuug der Ehe erfolgt ift, fan bie Scheibung 
vem anderen Ehegatten dann verlangt werben, 
mern er davon feine Kenntniß hatte. 

® Dies wirb auch zugegeben von Dolliner, 
IN, 81, 82, Stubenraud, I, 341 (der ſich irr⸗ 
tbümlich gegen Dolliner in Oppofition glaubt), 
Bahmann, Defterr. Biertelj. Schr., VII, 26, 
27. Dagegen nur Nippel, Erl. II, 93. 

7 Bgl. Dofliner., UI, 87 fg., iusbeſ. S. 
30 fg. — So werben beiberfeitige ſchwere Mis- 
banbiungen,wieberholteempfinbliche Kränkungen, 
anftedende Leibesgebrechen in ber Regel jeden 
Ehegatten zur Scheidung berechtigen. Ebenſo, 
menn fi der eine Chegatte eines Ehebruches 
ſchulbig gemacht, ber andere wegen eines Ver⸗ 
brechens verurtheilt worden if. Haben fich 
beide Theile eines Ehebruches ſchuldig gemacht, 
fo dürfte bei ber ungleich ſchwereren Pflicht: 
verfegung, die ber rau zur Laft fällt, nur ber 
Mann, nicht aber die rau die Scheidung ver- 
augen können. Anderer Anficht, was ben Ehe⸗ 
irn anbelangt, Dolliner, III, 92. Die An- 
Kt, daß Hei auf beiden Seiten vorliegenden 
Scheibungegründen immer jeder Ehegatte bie 
Säeibung verlangen lünne, wenn nur ber 


fallen, welche, wenn aud nicht das Zuſammenleben der Ehegatten, fo 
bh gegenfeitiges Bertrauen zur Vorausſetzung haben !1, 12, 


Ueber die vermögens- 


Hagende Chegatte nicht den Scheidungsgrund 
in dolofer Abficht herbeigeführt bat, vertreten 
Pahınann, Kirchenrecht, II, 8. 442; Defterr. 
Biertelj. Schr., VII, 11 fg.; Stubenraud;, I, 342. 

® Unfere Schriftfteller befchäftigen ſich größ- 
tentheil® ınit ber Unterfuchung piefer Brage nur 
in Bezug auf ben Ehebruch (vgl. Dolliner, IIT, 
68 fg., Nippel, II, 87 fg., Winimarter, I, 
293 fg., Stubenraud, I, 339), und man ift 
allgemein (vgl. auh Pachmann, Kircheurecht, 
8.44 a. &.) der Anfiht, daß in ber freiwilligen 
Beimohnung ein Verzicht auf die Scheidung 
liege, was wol oft der Fall fein wird, aber 
nicht immer zutreffen nıuß. — Berzcibung der 
im GChefcheibungsgrunde Tiegenden Kränkung 
ſchließt nicht nothwendig einen Verzicht auf bie 
Zdeidung in ſich. Bgl. hierüber auch Dolliner, 


ꝰSo die gegenſeitige Verbindlichkeit zur 
Leiſtung der ehelichen Pflicht (8. 44); Die Ver— 
bindlichkeit der Jrau, Dem Manne in der Hauke 
haltung nad Kräften beizuftchen (8. 92); Die 
Unterordnung der Frau ımter ben Mann (8.91). 

10 So bie Berbindlichleit der Frau, dem 
Manne in feinen Wohnfig zu folgen ($. 92) 
und die fih darauf gründende Beſtimmung bes 
8 19 J. N., daß die Frau, folange die ehe: 
liche Gemeinſchaft nicht gerichtlich aufgehoben 
ift, dem Gerichtsftande des Mannes folgt; die 
Bermutbung der ehelihen Geburt ber von ber 
Frau geborenen Kinder (8. 138, U. b. G. B. 
und Hofd. vom 15. Suni 1835, 9. ©. S., 
Nr. 30). 

11 Hierher ift das dem Manne zuftehende 
Recht, feine Frau zu vertreten ($. 91 a. E.), 
zu rechnen. Die dem Manne über feine Frau 
übertragene Vormundſchaft erlifcht zwar nicht 
von felbft, jo wenig als er fie ipso jure durch 
bie Ehe erwirbt, aber fie wird ihm in der Regel 
abzunehmen fein. 

12 Alle Übrigen rein perfönligen Wirkungen 


92 Erſter Theil. Von dem Verſonenrthhit. 


rechtlichen Wirkungen ber Scheidung von Tiſch und Bett ſ. die Bemerkungen gm; 
88. 1263—1266. | 
8. 111. 
Bänzlide Trennung ; bei Katholiken burch den Tob unb bie Tobeserflärung. 
Das Band einer gültigen Ehe kaun zwiſchen katholiſchen Perfonen nur dur ben Tab 
bes einen Ehegatten getrennt werden. Ebenſo unauflöslich ift das Band ber Che, wenn anf; 
nme ein Theil fon zur Zeit der geihloflenen Ehe der Tatholifhen Religion zugethan war. 4 


8. 112. 


Der bloße Verlauf der in dem 8. 24 zur Todeserflärnung beftimmien Zeit, binnen welcher 
ein Ehegatte abweſend ift, gibt zwar dem anderen Theile nad lein Recht, bie Ehe für auf 
gelöſt zu halten und zu einer anderen Ehe zu fhreiten; wenn aber biefe Abweſenheit mit 
ſolchen Umftänden begleitet ift, welche feinen Grund zu zweifeln übrig Iaflen, daß ber Ab 
weiende verftorben fei, fo kann bei dem Laundrechte des Bezirkes, wo der zuriidgelafiene Che 
gatte feinen Wohnſitz Hat, die gerichtliche Erklärung, daß ber Abweienbe für todt zu Kalten . 
und die Ehe getrennt fei, augeſucht werden. 





8. 113. 


Nach diefem Gefnhe wird ein Curator zur Erforfchung des Abweienben aufgeſtellt, unb 
der Abweſende dur ein anf ein ganzes Jahr geftelltes und dreimal bem äffentlichen, nach 
Umftänden auch den ausländiſchen Zeituugsblättern einzurtidendes Edict mit dem Veiſatze var 
geladen, daß dad Gericht, wenn er während biefer Zeit nicht erſcheint ober dafſſelbe auf aubere 
Art in bie Kenntuiß feines Lebens feht, zur Todeserklärung fchreiten werde. 


8. 114. 


Iſt diefer Zeitraum fruchtlos verftrichen, fo ift auf wieberholtes Anfndhen des verlaffenen 
Ehegatten dad Fiscalamt oder ein amberer rechtſchaffener und fachverftändiger Maun zur Ber 
theidigung des Ehebandes zu beftellen und nach gepflogener Verhandlung zu eriennen, ob bad 
Geſuch zu verwilligen fei oder nicht. Die Bewilligung ift der Partei nicht fogleig Tumb zw 
machen, fondern durch dad Obergericht zur höchſten Schlußfafinng vorzulegen. 

Das U. b. ©. B. geht, wenn es die Zuläffigkeit der Trennung einer Ehe, bei 
deren Eingehung felbft auch nur ein Theil Fatholiich war, nur durch den Tod eines 
Ehegatten anerfennt (8. 111), noch weiter als das kanoniſche Recht, welches wenigſtens 
eine Trennung der noch nicht confumirten Ehe zuläßt !. 

Durch die Zobeserflärung wirb die. Ehe nicht getrennt, fondern es wird nur bie 
infolge berfelben eingegangene Ehe unter der Vorausſetzung zugelafien unb für gültig 
anerkannt, daß nicht etwa nachträglich erwieſen wird, baß der für tobt erflärte Ehegatte 
zur Zeit der Wieberverehelihung bes Hinterbliebenen Ehegatten noch am Leben war *. 


8.115. 
Bänzlige Trennung bei anderen chriſtlichen Religionsverwanbten. 


Nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten geftattet dad Geſetz, nad ihren Bell- 
sionsbegriffen ans erheblihen Gründen, bie Trennung ber Ehe zu fordern. Solche Gründe 


ber Ehe bleiben unberührt. So behält bie ge- 
fchiebene Gattin ben Namen unb bie Stanbes- 
vorzüge bes Mannes; ein von ber Frau ge- 
boreneg Kind ift, wenn gegen ben Mann ber Be- 
weis der Vaterſchaft erbracht wird, als eheliches 
anzufehben; aud das Hecht, für den Ehegatten 
bie Berufung (8. 278, Str. Kr. O.) ober Nich⸗ 
tigleitsbefchwerde (8. 298, Str. R. D.) zu er⸗ 
greifen, dürfte Dadurch nicht berührt werben. 
I Eine noch nicht conſumirte Ehe wirb nach 
Tan. Recht (vgl. Pachmann, $. 418) durch ben 
Eintritt eine® (Ehegatten in einen geiftlichen 
Orden, bem das Gelübde ber Keuſchheit ob- 


4 


liegt, von ſelbſt, ſonſt durch päͤpſtliche Erlaub⸗ 
nie getrennt. 

2 Dies ift ungeachtet ber Ranbrubrif zu 
8. 111 fg.: „Sänzlihe Trennung ber Ehe 
bei Katholiken burch ben Tob und die Todes» 
erflärung”, dann ber Schlußworte bes $. 112: 
„jo kann die gerichtliche Erklärung, daß ber 
Abweſende für tobt zu halten unb bie Ebe 
getrennt ſei, angefucht werben‘, ‚wegen des 
8. 111 mit Recht bie communis opinio fämmt- 
licher öfterr. Schriftfteller, bie ER erüber 
ausgeſprochen haben ( Zeiller, I, ‚ 291; 
Dolliner, IV, 61; Stubenraud, I, 366, 856). 


En Ins, 
$. 116. 


Das Geſetz geftattet dem nicht Tatholifhen Ehegatten, aus den angeführten Gründen die 
nung zu verlangen, obichon der andere Theil zur Igtholiihen Religion übergetreten iſt. 


Durch F. 115 wird die Trennbarkeit der Ehe für alle Afatholifen, zu denen jedoch 
mirten Griechen nicht zu rechnen find, ausgefprodhen. — Den Alatholifen find in 
hung der Trennbarkeit der Ehe jene Perfonen gleich zu achten, welche keiner ges 
h anerfannten Kirche oder Keligionsgefellihaft angehören (8. 2 des Geſetzes vom 
yril 1870, R. ©. Bl., Nr. 51). 

Die Aufzählung der Trennungsgründe ift eine ftreng tarative. Der geltend gemachte 
nungegrund muß ſich unter einen ber im $. 115 der Oattung aufgeführten, wenn 
nicht dem Wortlaute nah, fo doch mittels logifcher Interpretation einreihen 
tl, 

Wegen „unüberwindliher Abneigung“ kann bie Trennung der Ehe nur bewilligt 
en, wenn beide Ehegatten barum anſuchen. Die unüberwindliche Abneigung braucht 
bewiefen zu werben 2, ſondern fie ift fehon dann als vorhanven anzunehmen, wenn 
Ehegatten nach vorhergegangener Scheibung von Tiſch und Bett, und zwar wenn 
auf unbeſtimmte Zeit angeordnet worben, nach Verlauf eines Zeitraumes, welcher 
Richter für ausreichend erfcheint, wenn fie auf einen beftimmten Zeitraum ans 
wet wurde und ber Richter ihn nicht etwa zu verlängern für nöthig erachtet 
115 a. E.), nad Ablauf defielben ihr Begehreu auf Trennung der Che wiederholen. 
Betreff der übrigen Trennungsgründe vgl. die Bemerf. zu 88. 103—110. 

Das im Ehetrennungsprocefie erflofiene Erfenntnig kann aud im Wege der Re 





Inrichtig ift es, wenn Dolliner, IV, 118, 
ptet, baß die Trennungegrünbe bes 8. 115 
ausdehnende Erklärung zulafſen. Denn 
be Gefeßesinterpretation dazu beftimmt, 
sahren Willen bes Geſetzgebers zu finden, 
5 bei jeder Eolliflon zwischen bem Wort⸗ 
ub dem dadurch auszubrüdenden Willen 
e Seßterer als maßgebend angefehen wer- 
— Darauf, ob die vom Geſetze aufgeftellten 
enunngegrünbe andy in dem Neligionsbe- 
siffe Der Ehegatten begründet find, fommt es 


rungen, Handlungen oder Unterlaffungen, aus 
benen auf bie unüberwinblide Abneigung ber 
Ehegatten geistoffen werben fol) nicht feft- 
fielen, fo kann auch die daraus gezogene Fol⸗ 
gerung (unüberwindliche Abneigung) nicht als 
ewiejen gelten und man wird baber wol ben 
mit bem Begehren auf Trennung verbundenen 
Angaben der Ehegatten für fich allein ohne 
weiteren Beweis Glauben ſchenlen müffen. Auch 
würde eine Beweisführung ber unüberwind⸗ 
hen Abneigung durch Indicien oft zur Ko⸗ 
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ftitution wegen neu aufgefundener Beweismittel angefochten werben *. Weber das Ber 
fahren bei Ehetrennungen f. die Bemerk. zu 88. 93—102 a. €. 





8. 117. 

B Auseinanberfegung bed Vermögens. , 

Wenn fich bei einer Trennung ber Ehe Streitigfeiten äußern, welde ſich auf einen weiter ; 
geihlofienen Vertrag, anf die Abfondernng des Vermögens, auf ben Unterhalt ber Kinber 
oder auf andere Forderungen und Gegenforberungen beziehen, ſoll der ordentliche Richter alle 
zeit vorläufig einen Verfuh machen, dieſe Streitigleiten durch Vergleich beizulegen. Ginb 
aber die Parteien zu einem Vergleiche nicht zu bewegen, fo hat er fie auf ein ordentliches 
Verfahren anzuweifen, worüber nach den in dem SHauptftüde von den Ehepacten enthaltenen 
Vorfhriften zu entfheiden, inzwifhen aber der Ehegattin und deu Kindern ber anftänbige 
Unterhalt auszumeſſen ift. 


Vgl. 8. 1266 und bie dazu gehörigen Bemerfungen. 
Die getrennte Frau behält den Namen und die Stanbesvorzüge des Mannes !, 


8. 118. 
Art ber BWiebervereinigung. 
Wenn die getrennten Ehegatten ſich wieder vereinigen wollen, fo nımf die 
als eine neue Che betrachtet nud mit allen zur Schließung eines Ehevertrages nad dem Ge⸗ 
fee erforderlichen Feierlichkeiten eingegangen werben. 


a ee 


6. 119. 
Beſchraͤnkung und Vorfiten in Rüdfigt der Wiederverehelichung. 

Den Getrennten wird zwar überhaupt geftattet, fi) wieder zu verehelichen; doch Tann 
mit denjenigen, welde vermöge der bei der Trennung vorgelegeuen Beweiſe durch Epebrud, 
durch Verhetzungen oder auf eine andere fträflihe Art die vorgegangene Trennung veraulaßt 
haben, feine gültige Ehe gefchloflen werben. - 


$. 120. 


Wenn eine Ehe für ungültig erklärt, getrennt oder durch des Mannes Tob aufgelök 
wird, fo kaun die Fran, wenn fie ſchwanger ift, nicht vor ihrer Entbindung und, wenn über 
ihre Schwangerſchaft ein Zweifel entiteht, nit vor Ablauf des ſechſten Monates zu einer 
nenen Ehe ſchreiten; wenn aber nach den Umftänden oder nad dem Zengnifle ber Sachver⸗ 
ftändigen eine Schwaugerſchaft nicht wahrſcheinlich ift, fo laun nad Ablanf breier Donate 
in der Hauptſtadt von der Landeöftelle, nud auf dem Laude von dem SKreidamte hie Dis⸗ 
penfation ertheilt werben. 

- 8. 121. 

Die Nebertretung diefed Geſetzes ($. 120) zieht zwar nicht die Ungültigkeit ber Ehe nad 
fih, alfein die Frau verliert die ihr von dem vorigen Manne durch Ehepacten, Erbrertrag, 
legten Willen oder durch das Webereintommen bei der Trennung zugewendeten Vortheile; ber 
Daun aber, mit dem fie die zweite Ehe flieht, verliert bas ihm anfer diefem Falle durch 
ben $. 58 zufommende Net, bie Ehe für ungültig erflären an laſſen, und beide Ehegatten 
find mit einer den Umfländen angemeflenen Strafe zu belegen, Wird in einer folgen Ehe 
ein Kind geboren, und es ift wenigitend zweifelhaft, ob es nicht von dem vorigen Maune 
gezeugt worden fei, fo ift demfelben ein Enrator zur Vertretung feiner Nechte zu beſtellen. 





3 Nur wäre de lege ferenda, wenn ber ge- 

trennte Ehegatte inzwifchen zu einer neuen Ehe 
geichritten ift, wenn auch nur einer ber beiben 
Ehegatten bei Eingehung ber Ehe bona fide 
gebanbeit hat und die Ehe nit etwa ſchon 
urh ben Zob bes neuen Ehegatten gelöft 
worden ift, dem das Zrennungsurtbeil auf» 
hebenden Erkenntniſſe gegen den Willen des 
gutgläubigen Ehegatten nicht flattzugeben, 


ı Bol. Nippel, II (1830), S. 137; Pachmann, 
Kirchenrecht (3. Aufl.), II, 8. 285, ©. 410. 
Ebenfo nah gem. Rechte. Bel. Hermann, 
„Meber das Recht der Namensführung unb ber 
Namensänderung‘ im Archiv für civ. Praxis, 
XLV (1862), 153—169 und 315—339, in&bef. 
©. 331, 332. Anderer Anficht fürs öſterr. 
Recht find Dolliner, IV, 250, Kuzmäny, ©. 
530, 531. 


Hauptfiud II. Bon dem Eherechte. 99. 117—122. 


5. 19. 


Wenn eine Ehe für ungültig erkanut oder für getrennt erklärt wird, fo ſoll dieſer (Erfolg 
in dem Traunngöbuche an ber Stelle, wo die Trauung eingetragen ift, angemerkt und zu dem 
Cube von bem Gerichte, wo bie Verhaudluug über die Ungültigkeit oder Trennung vor ſich 
gesungen if, die Erinnerung an bie Behörde, welche für die Nichtigkeit de8 Tranungsbuches 


gu ſergen hat, erlaflen werden. 
| Es fteht getrennten Ehegatten frei, fi) wieber zu verchelidyen, jedoch unter folgen- 


wo. 


den Beichränlungen: 


Ungältig ift 1) die Ehe bes getrennten Ehegatten mit denjenigen Perfonen, gegen 
welche aus dem bereits im Treunungsproceſſe vorgelegenen Beweismateriale der Beweis 
bergeftellt wird, daß fie die Trennung abſichtlich ? mit herbeigeführt haben (8. 119, ſog. 
Ehehinderniß der Mitihuld am Trennungsgrunte) ?; 2) kann, wenn eine Ehe afatho- 
Giher Glaubensgenoſſen getrennt wird, jeder getrennte Ehegatte bei Lebzeiten Des 
anberen fih nur mit afatholifhen Perfonen und wenn einer ber getrennten Ehegatten, 
fet e8 während des Beftandes oder nach Trennung der Ehe, zur katholiſchen übergetreten 
ift, der Tatholifch gewordene Ehegatte bei Lebzeiten des anderen Chegatten fi) gar nicht 


verehelichen ® (fog. Ehehinderniß des Satholicismus). 


Tritt er aus ber kath. Kirche 


wieder aus, fo fteht feiner Wieberverehelichung dieſes Ehehinderniß nicht entgegen *. 
Berboten ift die Ehe mit einer Frau, welche aus einer getrennten oder für uns 

giltig erflärten Ehe ſchwanger iſt. Iſt e8 zur Zeit der beablichtigten Ehefchliegung 

ob nicht evident, daß bie Frau aus der früheren Ehe nicht ſchwanger ift, fo ift bis 


= 


Ablanf von ſechs Monaten nad) Ungültigerflärung oder Trennung ver früheren 
zu warten und bie Eingehung ver Ehe erft dann erlaubt, wenn ſich nad Ablauf 


dieſes Zeitraumes heransftellt, daß die Frau nicht fehmanger ift. Jedoch kann, wenn 
we Schwangerfchaft, fei es nach den bejonberen Umftänben des alles oder nady dem 
Uxtipruche der Sacverftändigen, nicht anzunehmen ift, ſchon nad) Ablauf von brei 
Monaten nad der Ungültigfeitserflärung oder Trennung ber früheren Ehe von ber 
bandesſtelle S, die Dispenfation zur Eingehung einer neuen Che ertheilt werden ($. 120). 
Bei ebertretung dieſes Eheverbotes verliert die Chegattin die ihr vom vorigen Manne 
fr den Fall der Auflöfung der Ehe unentgeltlich 6 durch ein Rechtsgeſchäft unter 


ı ‚Sträflich" (8. 119), welcher Ausbrud ſchon 
ar ſich nicht fo viel fagt, ale „mit Strafe be- 
brohet und noch weniger in bem Zufammen- 
hauge, in welchen er im 8. 119 gebraucht 
wird, in dieſem engeren Sinne zu nehmen ift, 
fonbern, wie häufig im gemeinen Leben, im 
Einne eimes hoben Grades von Miskilligung 
gebraucht wird. 

2 Mit Recht ganz unbeachtet ift die Anficht 
Beiller'& (I, ) geblieben, daß die Worte: 
„bei der Trennung vorgelegene Beweife” ($. 119) 
ſich nur auf den Ehekrud und nicht auch auf 
die übrigen Trennungsurfachen beziehen. 

3 Hofd. vom 26. Aug. 1814 (3. ©. S., 
Ar. 1099), vom 4. Aug. 1814 (Pol. G. S., 
XLH, 98) und 17. Juli 1835 (Pol. ©. ©., 
LXIII, 298) und Hoflriegsräthlibe Bog. vom 
29. Aug. 1814, Fol. 755. Konſequent muß 
man dann auch annehmen, daß, wenn ein ge⸗ 
trennter alath. Ehegatte fich wieder verebelicht 
hat, währenb ber zweiten Ehe aber kath. wirt, 
dadurch bie zweite Ehe invalibirt wird, obgleich 
vie erfe Ehe rechtlich für getrennt angejehen 

Pachmann (2. Aufl.), 8. 360, ©. 266; 
Etubenraud, I, 367, Kuzmany; S. 189. 


‚® Bei der Aufhebung der Kreisämter (j. Die 
diesbezliglichen Verordnungen angeführt bei 


ben 88. 83—88, Anın. 3) ift nämlich Das ben- 
jelben na S. 120, 9. b. ©. B. zugeftandene 
Dispenfationsrecht ebenfalls an die Yandesftellen 
übergegangen. 

° Dafür, baß die Frau nur ber ihr ohne 
Entgelt durh Rehtsgefchäfte unter Lebenden 
zugewenbdeten Rechte verluftig wird, fpricht nicht 
nur die Zertirung bes 8. 121, indem ntan bei 
entgeltlihen Rechtögejchäften nicht wel fagen 
tann, daß ein Contrahent dem anderen „Vor— 
theile” zumenbet, fonbern auch die Natur der 
Sade ſelbſt. Denn bei entgeltlichen Rechts: 
geſchäften muß angenommen werben, Daß das 
volle Entgelt der Leiftung bes einen Con— 
trabenten in der Gegenleiftung liegt und jeber 
Theil dabei nur fein eigenes Intereffe verfolgt. 
Die Frau, welche blos entgeltliche Rechtsge— 
ihäfte mit ihrem Ehegatten gejchloffen hat und 
fih unter Misachtung dieſes Eheverbotes ver> 
ehelicht, kann daher nicht der Vorwurf treffen, 
fie babe das bei Abfchluß des entgeltlichen Rechts— 
gejchäftes in fie gefeßte Vertrauen getäujcht 
und es liegt daher auch fein Grund vor, ben 
Widerruf eines ſolchen Rechtsgefchäftes zuzulaifen. 
Diefe Nachtheile treten ſelbſt dann ein, wenn es 
gewiß iſt, daß die Frau nicht ſchwanger iſt, weil 
die Beſtimmungen ver 88. 120 und 121 X. b. 
G. 3. die Öffentliche Moral und Decenz be» 
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Lebenden, ober durch (miberruflihe ober vertragsmäßige) letztwillige Verfügung 
gewendeten Rechte, wenn fie deren nicht etwa ohnehin ſchon infolge ber —* 
erklärung oder Trennung der Ehe verluſtig geworben ift 7, und der Mann ober, 


bie Ehe durch den Tod beffelben getrennt werben ift, beifen Erben erlangen das —— 
das Gegebene zurückzufordern. Der dieſem Verbote wiſſentlich zuwiderhandelnde Mam 
verliert das ihm nach 8. 58 zuſtehende Recht, bie Ungültigfeitserfiärung der Ehe zu 


verlangen, und beide Ehegatten find von den politifhen Behörden mit einer arbiträren 
Strafe zu belegen. 

Wird in diefer Ehe ein Kind geboren und find in dem Zeitpunkte der Geburt 
deſſelben feit ber Ungültigkeitserflärung oder Trennung ber früheren Ehe noch nicht 
10 Monate und feit Eingehung der neuen Ehe ſchon mehr ale ſechs Monate verftrichen, 
fo ift für baffelbe ein Curator zu beftellen (8. 121). 


Getrennte Ehegatten können fig aud untereinander unter Beobachtung aller : 
Foörmlichkeiten, welche zur Eingehung einer neuen Ehe erforderlich find, wieder ehelichen : 


(8. 119). Auf eine folhe Ehe, fowie wenn fid) zwei Perfonen ehelichen, beren 
Ehe für ungültig erflärt worden iſt, findet das Eheverbot des 8. 120 keine 
wendung ®. 
8. 123. 
Ausnahmen ber Judenſchaft. 


Bei der Iudenihaft Haben mit Räüdfiht anf ihr Religionsverhältniß nachſtehende Ab⸗ | 


weicgungen vom dem in dieſem Hanptftüde allgemein beſtehenden Eherete ftatt. 


8. 124. 
Ausnahmen ber Judenſchaft: 1) In Rüdfigt der Ghehinberniffe. 

Zur Schließung einer gültigen Ehe mäflen bie Verlobten die Bewilligung von bem Nreis 
amte bewirken, im deſſen Bezirke fih die Sanptgemeinbe befindet, welcher ein und ber andere 
Theil einverleibt iſt. 

Die Beſtimmung des 8. 124 wurde durch die Kaiſ. Vog. vom 29. Nov. 1859 
(R. ©. DL, Nr. 217) außer Kraft geſetzt. 


8. 125. 
Das Ehehinderniß der Verwandiſchaft erftredt fi unter Seitenverwanbten bei der Juben- 


ſchaft nicht weiter, ala auf die Ehe zwilhen Bruder und Schweſter, daun zwiſchen ber Schweſter 
und einem Sohne oder Eulel ihres Bruders oder ihrer Schweſter; bad Ehehinderniß ber 





Schwägerſchaft aber wird anf nachftehende Perſonen beſchräukt. Nach anfgelölter Ehe iR der ' 


Daun nit befugt, eine Verwandte feines Weibes in anf: und abfleigender Linie, noch au 
feines Weibes Schweiter; und dad Weis ift nicht befugt, einen Verwandten ihres Mannes in 
auf⸗ und abfteigender Linie, noch aud ihres Mannes Bruder, noch einen Sohn sder Enkel 
von ihres Mannes Bruder oder Schweiter zu ehelichen. 


Das moſaiſche Recht ftellt, ohne beftimmte Grabe ber Berwandtidaft zu lennen, 
blos das Princip auf: Omnis homo ad proximam sanguinis sui non accedat, ut 
revelet turpitudinem ejus, und verbietet die Ehe in auf und abfteigender Sinie mit 
ben Aeltern, ber Tochter des Sohnes oder der Enkelin von der Tochter, bei Collateralen 
zwifchen Bruber und Schweſter, mit ver Schwefter des Vaters oder der Mutter und 
dem Bruder des Vaters 1, 





ſchützen follen. Obſtg. Entf. vom 9. März 1858, 
3. 1572, ©lafer und Unger,II (1864), Nr. 524. 
©. bie Bemerf. zu den 88. 1263—1266. 

Es entfällt bier nämli ganz und gar bie 
gefeglihe ratio dieſes Eheverbotes. Unrichtig 
ıft e8 aber, wenn Stubenraud, I, 369, dafferbe 
auch für bie Bälle ber 88. 62— 64 behauptet. 
Denn wenn aud bie in folden Ehen erzeugten 
Kinder nicht die Bermuthung ber ehelichen Ge⸗ 
burt für fi haben, fe ſtehen der Eingehung 


einer neuen Ehe mit einer anderen Berfon ale 
bem früheren Ehegatten vor Ablanf ber im 
8. 120 feftgefetsten Sri Rückſichten ber Schick⸗ 
lichkeit, des Anſtandes und ber Sicherheit ber 
Abſtammung der Kinder Ftgegen. 

Bgl. Schulte, a. a. O 157. Es iſt 
dieſes jedoch keineswegs unbeftritten. So hält 
Richter, a. a. O., S. 591, 595, Note 8, blos 
bie Ehe mit ber "Mutter, be⸗ Sohnes Toter, 
ber Tochter Tochter, ber volle und balbbürtigen 


TE DTEIUNDIHUNG DEI ASUDUTHEYTENR MUB IN DEE SYUUBDHE vorr in oum BEIELINIDATLIIHEN 
sie, wo aber Tein ſolches beiteht, von der Ortsohrigleit an die Haupt: und befondere 
nde, welder ein und der andere verlobte Theil einverleiht ift, an drei nacheinander: 
ven Enbbat- oder Feiertagen mit Beobachtung der in den SS. 70—73 ertheilten Bor- 
a geihehen. Die Nahfiht von den Berlündigungen ift nach den Vorſchriften der SS. 84 


m erlangen. 


Der vorftehende Paragraph fchreibt vor, daß die Verkündigung an brei nad 
aderfolgenvden Sabbat- oder Feiertagen erfolgen müſſe, während 8. 71 blos 





Aer unb der Mutter Schwefter für ver- 
Graßl, Das öfterr. Eherecht der Juden 
Ausg., Wien 1848), ©. 61, hält alle 
zwiſchen Afcenbenten und Defcendenten 
boten. Weſſely, „Ein Wort zur Reform 
sher in DOefterreih geltenden jüdifchen 
6”, in Haimerl’8 Magazin, VI (1852), 
ält in ber Seitenlinie bie Ehe zwifchen 
e und Schwefter, zwifchen der Schweiter 
nem Sohne oder Enkel ihres Bruders 
hrer Schwefter, und in auf» unb ab» 
yer Linie bis zur Ur-Urgroßmutter von 
: ober Bater ei unerlaubt, mit ber Ur- 
zoßmutter Dagegen für erlaubt und glaubt, 
lei Berbindungen in ber Wirklichkeit gar 
vernfbar und nichts als Fictionen einer 
migen Schulcaſuiſtik feien, fo falle die 
mumg bes A. b. ©. 8. ($. 65) in ber 
mit ben Beftimmungen bes mofaifch- 
iſchen Rechts zufammen. Nach Duſchak, 
oſaiſch⸗ talmudiſche Eherecht (Wien 1864), 
werben als Blutsverwandte in der Bibel 
Kid Fu aus ber Aleenbenz bie 
:= aus ber Defcenbenz bie Enkelin; aus 
eitenverwanbtfcjaft Die Schweſter (voll> 
abbũrtige) des Vaters und ber Mutter 
ker. Die Rabbiner hätten auch Die 
Srubersfrau verboten unb bie biblifche 
enz und Defcendenz weiter ausgeführt, 
demnach alle Afcendenzen und Deſcen⸗ 


san Muttor unh (Knoll ie Mhırttor No& 


fter der rau bei Lebzeiten ber Frau verboten, 
welche Eheverbote mie bei der Blutsverwandt⸗ 
[haft ebenfalls bie Rabbiner weiter ausgeführt, 
und Die Frau des Großvaters von väterlicher 
Seite, die Frau feines Enkels, die Urgroß- 
mutter feiner Frau, die Urenkelin feiner San, 
die Stiefmutter feiner Frau, die Yran bes 
Brubers feines Großvater von väterlicher oder 
mätterliher Seite, die Frau bes Bruders feiner 
Mutter, bie Frau des Brubers feines Vaters 
von mütterlicher Seite, endlich die Stiefmutter 
feiner Frau verboten hätten. 

2Es ift Dies bie fog. Leviratsehe. Sehr 
ausführlih handeln davon Weflely, a. a. O., 
S. 231 fg.; Pre ©. 25, 112—117, 121 
—129. Es heißt davon im 5. Buch Mof. 
XV, 5—9: „Wenn Brüder beifammenmohnen 
und es ftirbt einer von ihnen und bat feinen 
Sohn, fo fol das Weib des Verftorbenen nicht 
außerhalb eines fremben Mannes werben; ihr 
Schwager foll zu ihr lommen und fie fih zum 
Weibe nehmen und an ihr die Schwagerpflicht 
üben. Und es foll gefheben: der Erfigeborene, 
ben fie gebiert, fol eintreten auf ben Namen 
feines verftorbenen Bruders, damit nicht aus- 
gelöfcht werbe fein Name aus Iſrael. Wenn 
aber der Mann fein Verlangen bat, bie 
Schwägerin zu nehmen, fo fol feine Schwäge- 
rin hinaufgehen zu den Aelteften (d. h. zu Ge⸗ 
richt) und fpreden: es weigert ſich mein 
& 
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bie Beftimmung enthält, vie Verkündigung müſſe „an brei Sonn⸗ ober Feſttagen“ ges 
ſchehen. Diefe Beftimmung, welcher es an jebem inneren Grunde fehlt, erregt um fo 
gerechtere Bedenken, als dem jüdiſchen Eherechte das Aufgebot ganz fremb ift, $. 129 
jede Judenehe, welche ohne Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften gefchleffen wird, 
für nichtig erklärt, und die Beſtimmung des $. 74, daß zur Gültigfeit der Che ein 
einmaliges Aufgebot binreiht, anf Judenehen keine Anwendung findet !. 


8. 127. 
Audnabmen ber Judenſchaft: 8) Der Trauung. 
Die Trauung muß von dem Rabbiner ober Meligionsichrer (Meligtonsweiler) der Haupt⸗ 
gemeinde deö einen ober anderen verlobten Theiled, nachdem fie fi mit ben erforderlichen 
BZenguifien ansgewiefen haben, in Gegenwart zweier Zengen vollzogen werden. Der Rabbiner 


Erfter Theil. Bon dem Serfoncnreihte. 
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oder Religiondichrer Taum auch ben Rabbiner ober Religionslehrer einer anderen Gemeinde 


zur Trauung beftellen. 
8. 128. 

Die vollzogene Tranungöhandlung hat der ordentliche Rabbiner oder Religionslehrer in 
der Laudesſprache in das Tramnugsbuch auf bie in ben 88. 80-82 vorgeſchriebene Weiſe 
einzutragen, bie von deu Verlobten beigebrachten nothwendigen Zenguifle mit der Reihenzahl, 
unter welcher die Getranten dem Trauungsbuche einverleibt worden find, zu bezeichnen und 
bem Tranungäbudhe anzubeften. 

8. 129. 


Eine Indenehe, welche ohne Beobachtung der geſetzlichen Vorichriften geſchloſſen wird, iR 


ungültig. 
‚8. 180. 
Berlobte oder Rabbiner und Religionslehrer, welche den erwähnten Vorſchriften zuwider 
handeln, daun diejenigen, welche ohne bie orbentliche Beſtellung eine Trauung vornehmen, 
werben nach dem 8. 252 des zweiten Theile des Strafgeſetzbuches beftraft. 


8. 131. 


Die Rabbiner oder Neligionsichrer, welche bie Trauumngsbücher nit nad ber Vorſchriſt 
des Geſetzes führen, find mit einer angemefienen Gelb- ober Leibesſtrafe zu belegen, von 
ihrem Amte zu entfernen und für immer als unfähig zu demfelben zu erflären. 

Nah jüdiſchem Ritus ift zur Nechtögültigkeit der Ehe erforderlih: 1) daß die 
Berlobten unter dem Trauhimmel zufammentommen; 2) ber Bräutigam der Braut 
einen Ring anftedt, welder fein freies Eigenthbum fein muß, nicht mehr werth fcheinen 
barf, als er wirklich ift, und in weldem ſich Feine Edelſteine befinden dürfen; 3) daß 
ber Bräutigam bei der Anftedung des Ringes die Worte genau fpridt: „Hiermit 
ſollſt Du mir angetraut fein nach der Weile Mofes und Iſraels“; 4) daß zwei weder 
mit dem Ehepaare noch unter fih verwandte männlide Zeugen zugegen 
find; 5) daß ein Traubrief vorgelefen und übergeben wird; 6) daß beftimmte Gebete 
und Segensſprüche verrichtet werden. Zur Vornahme des Trauungsactes ift jeder 
Iſraelit berechtigt, welcher binlängliche Kenntnig in den auf bie Eheſchließung fidh bes 
ziehenden Geſetzen befigt 2. 





ı Bol a „a. a. O., ©. 442, 443. 
Anderer Anficht —F Graßl, a. a. O. S. 102; 
Gtubenrauch, a. a. O., S. 267. Wenn Stuben⸗ 


ligiöſe und bürgerl. Berfafiung ber Juden in 
den königl. preuß. Staaten betreffenden Geſetze, 


rauch, a. a. O., ſich darauf beruft, daß nicht 
abzuſehen wäre, warum das Geſetz bie jüdifchen 
Ehen rückſichtlich des Aufgebotes, das doch dem 
jüdiſchen Kirchenrechte gänzlich fremd ſei, noch 
ſtrenger als die chriſtlichen Ehen behandeln 
wollte, fo iſt dagegen zu erinnern, baß 8. 126 
zu berfelben Zeit erfloffen ift, zu welcher man 
den $. 124 aufzuftellen für nöthig erachtete. 

I Bol, Heinemann, Sammlung ber bie re- 


Verordnungen, Öutachten, Berichte und Er⸗ 
tenntniffe (Berlin 1821), &. 243 fg.; Gitter, 
a. a. O. ©. 203; Duſchak, ©. 44 fg. 

VBgl. Weſſely, Wer ift nad ben Grunb- 
ſätzen bes öſterr. Rechts zur Vornahme einer 
jüdiſchen Zrauung bereditigt? Mit Rüdficht 
auf das moſaiſch⸗ talmudiſche Eherecht beant- 
wortet (Prag 1839), ©. 25, 26 unb in Hai- 
merl's Magazin, VI, 444; Duſchak, S. 48, 


— 


Hauptſtück II. Von dem Eherechte. ss. 1272 131. 99 


Nah öſterr. Recht gelten auch rückſichtlich der Eheſchließungen der Juden die Vor⸗ 
ſchriften der 88. 75 fa. A. b. ©. DB. mit der alleinigen Abweichung, daß bie feierliche 
Erklärung der Einwilligung vor dem orbentlihen Rabbiner oder Keligionslehrer der 
Dauptgemeinde bes einen oder anderen verlobten Theiles abgegeben werben muß (88. 123, 
127). Als der orventlihe Rabbiner, Keligionslehrer, Religionsweiſer ift derjenige zu 
betrachten, welcher von der Gemeinde als folder angenommen, von der politifchen Bes 


börde als folder anerfannt und noch im Amte ift 
Unter den Vorſchriften, deren Außeradtlaffung die Ungültigfeit einer Judenehe 
nach ſich zieht (8. 129), find alle im X. 6. ©. B., aber auch nur diefe, aufgeftellten 


Borfchriften zu verftehen ®. 


Da an die Stelle des Str. ©. vom 3. Sept. 1803 mit 1. Sept. 1852 das 


Str. ©. vom 27. Mei 1852 getreten ift und im Eingange des K. M. Pat. ausprüd- 


lich erflärt wird: „Wir haben von dem obigen Str. ©. 3. vom 3. Sept. 1803, mit 
Einfhaltung ver durch fpätere Gefeke verfügten Abänderungen, und mit 
Aufnahme mehrerer neuer Beitimmungen eine neue Ausgabe veranftalten laſſen“, ber 
8. 130 4. b. ©. B. aber eine folde Abänderung des 8. 252, Th. II des Str. ©. 


vom 3. Sept. 1803 enthalt, und in der Textirung bes an feine Stelle getretenen 


8. 507 des Str. ©. vom 27. Mai 1852 ° feine Berüdfihtigung gefunden hat, fo 
muß man annehmen, daß der Gefebgeber in dieſer Beziehung die Gleichſtellung ber 


ZJuden mit den chriftlihen Confeſſionen durchführen wollte 7. 


Die Strafbeftimmung 


bes 8. 131 ſcheint noch zu Recht zu beftehen und wäre von ben politifchen Behörden 


zu handhaben. 





2 Bgl. Sraflua.a.D., S. 109, 110; Stu- 
benraud, a. a. D., S. 268. Anderer Anficht 
iſt Weſſely, in den Krit. Jabrbüchern für deutſche 
Rechtswiſſenſchaft, VI, 647 und in Haimerl’s 
Magazin, VI,443 fg., welcher unter „Traunng“ 
im 8. 127 die Eingebung ber Ehe nach jüdi— 
ſchem Ritus verfteht, für welche Annahme aber 
nach öſterr. Recht ficherlich feine ausreichenden 
Gründe vorhanden find. Nach preuß. Rechte 
it ausdrücklich die Eingehung der Ehe unter 
dem Trauhimmel und Das feierliche Anftecfen 
bes Ringes vorgefchrieben, Die Trauung nad) 
bern feitftebenden Ritus zu wollzieben, und nur 
der Trauungsichein nicht nothwendig. Vgl. 
Gitler, a. a. O., ©. 203; Heinemanı, a. a. O., 
S. 254, 255. 


° Bol. über das Schwanfende dieſer Benen- 
nungen und die jüdiſchen Dignitarien über- 
haupt Weſſely, Die jüd. Trauung, ©. 23 fg., 
und in Haimerl's Magazin, VI, 446 fg. An 
fleineren Gemeinden, beren Mittel zur Auftel- 
lung eines ordentlichen Rabbiners nicht hin- 
reihen, wird ein fog. More-Zedel, Religions: 
weiſer, aufgeftellt,, deſſen Autorität geringer ift, 
als Die des Rabbiners, welcher aber doch ge» 
wille rabbiniſche Functionen verrichten darf. 
Ein jeder Rabbiner ift zugleich Religionsweifer, 
aber nicht jeder Religionsweifer Rabbiner, 
Weſſely, Jüd. Trauung, ©. 24. Die fog. 
Schulſinger, Chafan (Borbeter) find nad) öſterr. 
Rechte, menn fie nicht zugleih Religionsmeife 
find, zur Bornahme der Trauung nicht berech— 
tigt. Weffely, Jüd. Trauung, ©. 24, 28. 


® Graßl, a. a. O., ©. 154 fa., und in der 
Ztſchr. für öſterr. Rechtögel., 1837, 1, 1—21; 
Biniwarter; I, 339, Stubenraud, a. a. O., 
S. 269, wollen nur jene Vorfchriften hierher 
‚beziehen, welche auch eine chriftlihe Ehe un— 
giftig machen, ober an die Stelle der Ehe- 


binderniffe für chriftliche Ehen treten (8. 125, 
126). Bei biefer Auslegung würde jedoch 
8. 129 nur etwas fi von felbft Verſtehendes 
feſtſetzen. Stubenraud, a. a. O., ©. 269, be- 
merkt im Aufchluß an Graßl, ans dem Um» 
ftande, daß ein Paragraph als überflüſſig er- 
feine, könne fein trefiendes Argument gegen 
eine Anfiht hergeholt werden, welche fonft mit 
dem Geifte des Geſetzes übereinftimmt. Damit 
wird fich jedoch Über die Regeln ber Interpre- 
tation ganz binmeggefeßt und außer Acht ge- 
laifen, daß Die Juden durch das A. b. G. 3. 
jelbjt auch in jo mancher anderen Hinſicht (8.593), 
insbefondere aber im Eherechte ($8..124, 130, 
131), ob mit Recht oder Unrecht, kann, wo es 
fih um die Interpretation allein banbelt, nicht 
in Betracht kommen, zurücgefegt wurden, daß 
fih an den 8. 129 unmittelbar die 88. 130 u. 
131 anreiben, und daß ber Geiſt des Gefehes 
baber eher für Die entgegengefette Anficht 
jpridt. De lege ferenda würde dieſe Frage 
freilih anders zu entfcheiden fein. Bel. and 
Weſſely, in Haimerl's Magazin, VI, 442, 443, 

eg, 252, Tb. II des Str. &. vom 3. Sept. 
1803 lautet: „Wer ſich mit Verſchweigung eines 
ihm befannten geſetzlichen Ehehinderniffes trauen 
laßt, ohne vorher Die orbentlide Dispenſation 
erhalten zu baben; wer fih in ein frembe 
Land begibt, um daſelbſt eine Ehe zu fchlieken, 
die nah den Yandesgefegen nicht ftattfinben 
fonnte, iſt mit firengem Arrefte von Drei bie zu 
ſechs Monaten und der Berführende ftets ſtren⸗ 
ger zu trafen; der Arreft aber noch zu ver- 
Ihärfen, wenn einem Theile das Hinderniß 
verheimlicht und er jolcdhergeftalt ſchuldlos zu 
einer nichtigen Ehe verleitet worden.” Faſt 
wörtlich übereinſtimmend lautet auch 8. 507 
Str. G. vom 27. Mai 1852. 

Anderer Anſicht iſt Stubenrauch, a. a. O., 


S. 269, Abſ. 8, lit. b. 


Tr 
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8. 132. 
Ausnahmen ber Judenſchaft: 4) Der Scheibung. 
Bei der Scheidung von Tiſch und Bett gelten and in Nüdficht der jübifchen Ehegatten 


die allgemeinen Vorſchriften; fie haben ſich daher gleichfalls an deu Rabbiner oder Neltgiene 


lehrer zu wenden, und Diefer die oben ertheilte Anordnung zu beobadten (88. 104—110). 


$. 133. 
Ausnahmen ber Yubenfhaft: 3) Der Trennung. 


a ak. ' 


4 


Eine gültig geihloflene Ehe der Juden Tann mit ihrer wechjelfeitigen freien Einwilligung 


vermittelft eined von dem Manne der Fran gegebenen Scheidebriefes getrennt werben; jebad 


müflen fi die Ehegatten zuerft ihrer Trennung wegen bei ihrem Nabbiner oder Neligiond: 


Ichrer melden, welder die nachdrücklichſten Vorftellungen zur Wiedervereinigung zu verſuchen, 


and nur dann, wenn der Verſuch fruchtlos tft, ihnen ein Tchriftlihes Zeugniß auszufteen 
bat, daß er die ihm anferlegte Pflicht erfüllt, ungeachtet aller feiner Bemühungen aber bie 


Barteien von dem Entichiufie abzubringen nicht vermocht habe. 


8. 134. 


Mit diefem Zenguifie müflen beide Ehegatten vor dem Landrechte des Vezirled, in welchen 
fie ihren Wohuſitz haben, eriheinen. Findet diefe Behörde ans deu Umfänden, daß zw ber 
Wiedervereinigung noch einige Hoffunng vorhanden ift, fo fol fie die Eheſcheidung nicht fs- 
gleich bewilligen, fondern die Ehegatten anf ein oder zwei Monate zurlidweilen. Nur wenn 
and) dieſes fruchtlos oder gleich Anfangs Teine Hoffunng zur Wiebervereinigung wäre, fol 
das Landrecht geftatten, daß der Mann den Scheibebrief der Frau übergebe, und wenn fid 
heide Theile nochmals vor Gericht erklärt haben, daß file den Scheibebrief mit freier Ein- 
willigung zu geben und zu nehmen entihlofien find, ſoll der Scheibebrief für rechtsgültig ge⸗ 
halten nnd dadurch die Ehe anfgelöft werden. | 


8. 135. 


Wenn die Ehegattin einen Ehebrud begangen Hat und die That erwieien wird, fo ſteht 
dem Manne dad Recht zn, fie and wider ihren Willen durd einen Scheidebrief von fidh zu 
entlafien. Die anf die Trennung der Ehe gegen die Fran geftelite Klage muß aber bei dem 
Laudrechte des Bezirkes, in welchem die Ehegatten ihren ordentlichen Wohnſitz haben, ange: 
bracht uud gleich einer anderen Streitfahe behandelt werden. 


8, 136. 


| 


Dur den Mebertritt eines jüdiſchen Ehegatten zur chriſtlichen Religion wird die Ehe - 


nicht anfgelöft, fie Tann aber ans den eben (88. 133—135) angeführten Urſachen anfgelöft 
werben. 

Die Scheidung von Tifh und Bett ift dem mofaifchen Rechte ganz fremb . Die 
öfterr. Gefetgebung hat hierauf Feine Rüdficht genommen ($. 132). Die durch das 
Geſetz vom 31. Dec. 1868 eingeführten Aenderungen der 88. 104—110 4.6.8.8. 
(f. diefelben angeführt bei dieſen Paragraphen) gelten auch für die Scheidung von 
Judenehen ($. 1 dieſes Gefetes). 

Das Eherecht der Juden kennt nur eine Trennung der Ehe. — Nach mofaifchen 
Rechte Tann der Mann feine Frau mittelft Scheibebriefe® von ſich entlaflen, wenn er 
etwas Misfälliges an ihr findet (si mon invenerit gratiam ante oculos ejus propter 
aliquam foeditatem). Ungefähr vierzig Jahre vor Chriftus entftand zwifchen den 
Schulen Schamai und Hille Iebhafter Streit über die wahre Bedeutung dieſes Wortes. 
Während die Schule Schamai lediglich den Ehebruch als Trennungsgrund gelten ließ, 
tonnte nah der Schule Hillel ver Mann feine Gattin faft ganz nad Belieben ver: 
ftoßen ?. Die letztere Anfiht behielt bei den damals in Polygamie lebenden Juden 
das Uebergewiht, man accommobirte das Geſetz der damals herrichenden Uebung. Se 


1 Bgl. Graßl, a. a. D., S. 194 fg.; Wef- | über Zheidung von Tiſch und Bett insbeſon⸗ 
ſely, „Ueber Sgeidung und Trennung jüdi- | bere Nr. 55; Duſchak, S. 66, 78. 
fher Ehen nad öſterr. Rechte“, in der Allgem. ® Bgl. Graßl, S. 204 fg.; Duſchal, S. 88 fg. 
Defterr. Gztg. 1853, Nr. 6568, 71—73 und 
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—— m ann alle jene ausgeſ 

| en Sitte und Sittlichleit verftoßen, ohne Ihre —SeS entlaffen würben ®, 
en Mofls, nur wenn der Mann unterließ, ihr 
Beige wo uen ober ihr ben ‚nöthigen Unterhalt u gewähren, bas Recht, die 
| eines Scheipebriefes vom Manne zu verlangen *. 

- iger religiöfer Anffaffung der Juden bat bie Fan ftatt 1) auf 
i Beranlaffung bes Gerichtes, wenn bie Frau einen 
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Shen Umgang mit Jemandem gepflogen hat, vor dem ihr De — 
verbotene Kibduſchin ** Rattfinbet, © ne daß die Che eine Sceinche 1. wegen enber 
Kraufbeit des Mannes. 2) Der Mann kann die Trennung beantragen, wenn die Fran 





Eicher Mebertretung ritueller Borf 
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 Berführt wird, naar vrgung bes Gaufoefeng ben 


; wenn bie Frau eines cl 


ann zu unwiflent«- 
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Frau nicht alimentiven will; wegen Impotenz ober 


Der Dam, welcher feine Frau wegen Ehebruch, oder weil ſie trotz ſeiner der 
mit einem Anderen vertraulichen Azons gepflogen bat, entlaͤßt — wozu 


verpflichtet iſt —, hat nach dem 


Talmud über dieſe —— ſeiner au 


Beweis zu führen, fonbern ift R, Teigtich an fein Gewiſſen geb 


up 
— 
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ilung eines S ME Yon Gehte bee 


vennung ber 
Mannes an die Frau unerläßlich ?, ad auch die Frau, welche die Trennung ber Che 


verlangt, muß den Dann zur Vebergabe bes Scheibebriefes verhalten s, 





2 Bol. Graßl, S. 210; Duſchak, ©. 85, 86. | ©. 93 fg.; Brafl, © 


‘ Ba Graßl, S S. 208-209. — Degen Che- 
bruch des Mannes bie Trennung zu verlangen, 
— die ie Gen nicht berechtigt, während umge» 

Mann zur Entiaffung feiner ehe⸗ 

— Are I fogar — tet war. Bgl. 
Graßl, S Duſchak, S. 86, 90. 

sn Ribbuihin bebeutet: 1) bie — 

) die 


Die —* 
ſchem Rechte ein 
Iung von mindeſtens 13 Ferfonen, einen Schrift- 
führer unb zwei Zeugen mitinbegriffen, vor- 
uehmen, bie unbeſcholten und wmeber mitein- 
ander noch mit den Ehegatten bis zum vierten 
Grade verwandt ober verfchwägert fein Dürfen. 
Der Scheibebrief, ber nach gewiflen Regeln ge- 
fchrieben, aus 12 Zeilen beitehen und von ben 
Zeugen gefertigt fein muß, wirb vom Rabbiner 
dem Marne eingehänbigt, und biefer wirft ihn 
ber Fran mit ben Worten auf die flache Hand: 
„Kiermit biſt du von mir getrennt unb einem 
Anderen zum Weibe geſtattet.“ Bgl. Duſchak, 


Eng 
Be _ 


. 211, 212. — Ein For⸗ 
mular eines Sheibebriefes wäre: „Am vierten 
Tage ber Woche, am vierten des Monats Kis- 
lef im Jahre 5445 nad Erſchaffung ber Welt, 
nach der Zahl, die wir zählen hier in ber Stabt 
Amſterdam, bie ba heißt Amftelerbam, und liegt 
am Ufer des Meeres, das genannt wird Taja, 
und am Fluſſe Ampftel. — Ih, Abraham, ein 
Sohn Benjamine, mit dem Zunamen Wolf, 
ein Priefter, ber ſich heute befindet in ber Stadt 
Amfterdam, bie genannt wirb Amſtelerdam, 
welche liegt am ufe er bes Det welches ge- 
nannt wird Zaja, und m Sluffe Ampfel, 
oder was ih ober meine Aeltern, wie auch 
mein Wohnort, oder meiner Aeltern Wohnort 
für einen Namen ober Zunamen haben mag, 
bejahe mit meinem freien Willen, ohne Zwang 
und Drang, baß ich befreie, perlaſſe und ent- 
laſſe dich, meine Frau, mit Namen Rebella, 
eine Tochter Iſaals, des Leviten, die bu dich 
heute befindef in der Stadt, bie ba beißt 
Amfterbam, oder auch Amftelerbamt, welche liegt 
am Meere, Taja genannt und am Fluſſe Ampftel, 
ober was bu, ober beine Wohnung, ober beine 
Ueltern oder aud die Wohnun mg beiner Aeltern 
für einen Beinamen haben mögen, dich, bie 
du meine Frau bisjeßt gewefen, nım aber be- 
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Die Uebergabe des Scheidebriefes Tann nach moſaiſch-talmudiſchem Rechte auch 


durch einen Bevollmächtigten erfolgen 9. 


Nach öſterr. Rechte fteht nur dem Manne ein Recht auf nichteinverflänbliche 
Trennung zu, und auch biefem nur dann, wenn bie rau des Ehebruches Aberwiefen 


ioirb (8. 135). 


Außer dem Falle des Ehebruches von Seite der Gattin Tann bie 


Trennung nur durch wechfelfeitige freie Einwilligung beider Ehegatten er- 


folgen (8. 133) 19. 


Bei ber einverftänblichen Trennung ift das in ben 88. 133 und 134 vorgefchrie- 
bene Verfahren zu beobachten, die nicht einverſtändliche Trennung ift im Rechtswege 
geltend zu machen und babei nah dem Verfahren in Cheftreitigfeiten vorzugehen, nur 
daß es feines Vertheidigers des Ehebandes bebarf "1. 

Sowol bei ber einverftänblichen als bei ber nicht einverftänblichen Trennung ift 
die Webergabe eines Seipebriefes wefentlih und wird erft da durch bie Ehe aufgelöſt 


(88. 134 a. €, 135) 1%, 


Sowol zur Annahme des Scheibebriefes ‚von Seite des Weibes als zur Webergabe 
deſſelben von Seite deg Mannes find Zwangsmaßregeln zuläfftg, bei ber einverfländ- 


freie, verlaſſe und entlaffe ih bi, ſodaß es 
von nun an in beiner Gewalt fei, und bu 
Über dich felbt Macht Habe, hinzugehen und 
einen jeben beliebigen Mann zu heirathen. — Es 
fol dich niemand meinetwegen baran hindern 
von num an und zu aller Zeit. — Siehe, bu 
bift jebermann erlaubt, Hiermit erhäftft bu 
von mir einen Scheide», Trennungs- unb Ent- 
laſſungsbrief. 


Nach den Rechten Moſes und Iſraels. 
Simon, ein Sohn Zatobe, 


Zeuge. 
Ralonimos, ein Sohn Gabriele, 
Zeuge." 


Dufgat, S. 143; 144. — ©. ein anderes 
Formular eines Scheibebriefes bei Graßl, ©. 
212, 213 und ein folches in bebräifcher Sprache 
bei Dufhat, im Anh., sub Nr. IL. 

"Bl. Dufgat, ©. 106 fg. 

10 Daß aufer dem Ehebrud) ber Frau, wel- 
her blos dem Manne ein einfeitiges Recht auf 
Trennung gibt, eine Judenehe nicht auch noch 
aus ben im $. 115 angeführten Trennungs- 

rünben getrennt werben Tann, geht baraus 

jerbor, daß nah $. 123 nur das „allge 
mein beftehende Eherecht“ auch für Jubenehen 
gilt, im $. 115 aber das befondere Recht ber 
nigttatholifhen hriſtlichen Religions 
vermandten normirt ift, ferner weil fih aus 
ber Zertirung bes 8. 185 ergibt, ba fein 
Zweg nicht bahin geht, den Ehetrennungsgrunb 
des Ehebruches blos auf ben Mann gegen bie 
ehebredjerifche Frau einzufhränten, fonbern 
daß bamit erft ein Chetrennungsgrund auf» 
geftelt werben follte. Gnblich fpricht, baflkr 
aud nod) ber Umftanb, baß $. 136 auch) beim 
Uebertritt eines jübifhen Ehegatten die Tren⸗ 
nung nur aug ben in ben 88. 133—136 (foll 
wol heißen 135) unb nicht aus ben im $. 115 
angeführten Urfachen geftattet. Dieſe Anficht ift 
aud die herrfpende unb von ber —8 ale 
richtig anerkannte. Bol. Gral, a. a. D., ©. 
272, Note 2; Weffely, in ber Defterr, Gptg. 
vom Jahre 1855, Nr. 56 unb Obſtg. Entid. 
vom 11. Juli 1861, 3. 4591, Unger u. Olajer, 
II (1865), Nr. 1866. Mad preuf. Rechte 





finden die im A. L. R. II, 1, 88. 668 fg. 
fefgefetsten Trennungsgrände auch auf. Juden- 
ehen Anwendung. Bl. Gitzler, a. a. O. 
©. 204; Heinemann, a. a. D., ©. 120—122. 

2 Graßl, a. a D., ©. 47 In und mit 
ihm Stubenraud, a. a. O., ©. 274, find ber 
Anficht, baß das Verfahren in Ehefahen vom 
23. Aug. 1819 auf die Berhanblung über bie 
Trennung jübifher Chen feine Anwendung 
finde, fondern babei ganz nad ben Grunde 
fäten bes gem. Proceſſes vorzugehen fei. 

€8 heißt jebod) im Gingange des Hofb. vom 
23. Aug. 1819: „Zu der in bem Anhange 
folgenden Vorſchrift Über das Verfahren in 
freitigen Epeangelegenbeiten wirb  bemerft, 
bafı auch bei Verhandlungen um die Ungültige 
erflärung und um’bie Trennung ber Che bad 
jenige zu beobachten fei, was bie geltenbe Ge« 
riteinftruction Über bie Buziehung unb Cin- 
flußnehmung ber Kameral- und polit. Repri« 
fentanten überhaupt vorfchreibt, ſowie Bagsgen 
infolge Hofd. vom 13. Nov. 1816 (I. ©. ©., 
Nr. 1296), wenn es fih um Judenehen in 
Gemäßeit ber $$. 133, 134, 185 4.6. ©. 8. 
hanbelt, weder eine fiscalämtlihe Vertretung 
einzutreten hat, noch bie Beiziehung eines 
pofit, Nepräfentanten zur Werhanblung ober 
Entfeibung von Seite ber Gerichtebehörden 
nothwendig if.” 

Daraus ift aber unſchwer zu entnehmen, baß 
für Jubenehen nur die Mbiweichung fefgefegt 
wurde, daß es ber Beiziehung eines polit. 
ober fiscalämtlichen epräfentanten nicht be» 
bürfe, im Uebrigen aber ganz nad biefem 
Berfahren vorzugehen ift. & erſcheint fomit 
bie Beftimmung bes_$. 135, baß bie Klage 
auf Trennung ber Che „gleich einer anderen 
Streitfahe" zu behandeln iſt, durch das Ber- 
fahren in ftreitigen Eheangelegenpeiten berogirt. 
Die Beiziehung eines polit. Repräfentanten 
entfältt jet für alle priftlichen Confeffionen, 
Kaif. Bog. vom 15. Dec. 1848 (#. ©. BL, 
Ergänzungsband Nr. 26). 

12 Bgl. Graßl, a. a. D., 234, 235; Heine: 
mann, a. a. D., ©. 221 fg. Der Scheidebrief 
iſt auch bei der nißteinverfänbticen Trennung 
nicht entbehrlich, aber er wirkt micht eher, als 


| Genpindk IT. Mo den Eferräte. 95. 182136. 108 
Ehen Trennung jedoch exft nach ber zweiten Erflärung vor Gericht, daß fie ben 
Sqhewebrief 

totraft erwachſen iß 18, Eine BeRimpte —* iſt zur Gultigkeit 
— muß von den Ehegatten per- 


unb Nebernahme bes Scheibebriefes 
Enlich erfolgen. Nur ein riftlichen Reli etreten, 1 
Par eben Besellmbätigen verein Lafer (De. vom 11. Sum! 1819, 9. 8.0, 
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104 Erfter Theil. Bon dem Nerfonenreäte, 


Drittes Hanpiſtück. 
Bon den Rechten zwifchen Aeltern und Kindern. 


8. 187. 
Urfprung bes Redtöverhältnifies zwiſchen ehelicden Aeltern und Kindern. 

Wenn aus einer Ehe Kinder geboren werben, fo entfteht ein nenes Nechtsverhältuiß; e# 
werden dadurch Rechte und Verbindlicteiten zwiſchen ben ehelichen Aeltern und Kindern ge 
gründet, 

8. 138. 
Geſetzliche Beftimmung ber ehelichen Geburt. 

Für diejenigen Kinder, welde im fiebenten Monate nad gefchlofiener Ehe oder im zehnten 
Monate, entweder nach dem Tode des Mannes oder nad gänzliger Auflöfung des ehelichen 
Bandes von ber Gattin geboren werden, ftreitet bie Vermuthung der ehelichen Gebärt. 


BE m er Wer "We a VB 


Während die Geburt von einer beftimmten Mutter Teicht erwiefen werben kam, 


läßt fih die Zeugung durch den Vater nur bei vollftändiger Abfonderung der Frau in 
dem Zeitpunkte der möglichen Conception von anderen Männern, alfo nur in ganz 
außerorbentlihen Ausnahmefällen erweifen. Diefe mangelnde natürliche Gewißheit wird 
durch die Nechtövermuthung erfegt: pater est, quem nuptiae demonstrant. Da es 
jedoch auch phyſiſch möglich fein muß, daß das von ber Ehegattin geborene Kind von 
ihrem Ehegatten gezeugt worden fein kann, fo hat biefe Regel ſchon nah röm. Recht 
eine Beſchränkung dahin erlitten, daß nur die im fiebenten Monate nach Eingehung 
der Ehe geborenen Kinder als vom Ehegatten gezeugt anzufeben find, fowie fie auf der 
anderen Seite mit Rüdfiht auf den Umftand, daß ein in ber Ehe erzeugtes Kind zehn 
Monate nad Auflöfung der Ehe geboren werden fann, eine Erweiterung bahin ge= 


funden bat, daß auch no von den im zehnten Monate nach Auflöfung der Ehe ge- 
borenen Kindern vermuthet wird, daß fie von dem Manne gezeugt wurden !. Diefe 
Rechtsvermuthung ift auch in das öfter. Recht übergegangen ($. 138). Es ift 


biefes fein in Form einer bloßen Bermuthung ausgefprochener Rechtsſatz (praesumtio 
juris et de jure contrarii probationem non admittens), fondern eine einfache gefeß- 
fihe Bermuthung (praesumtio juris), gegen welche der Gegenbeweis durch alle gefeßlich 
zuläffigen Beweismittel erbracht werben kann (8. 158), welde ſich fonft dazu eignen, 
die Unmöglichkeit der buch ihn erfolgten Erzeugung des Kindes zu erweifen?. Der 
Umftand, daß die Mutter zur Zeit der Conception Ehebrud getrieben, fowie ihre ein- 


I Bol. über das röm. Recht Glück, XXVIII 
(1826), S. 111 fg., 137 fg.; Göſchen, Bor- 
lefungen über das gem. Civilrecht, beransge- 
geben von Errleben (Göttingen 1839—1840), 
I, 8. 42, ©. 146; Sintenis, Das praft. gem. 
Civilrecht (2. Aufl., Leipzig 1861), III, 8. 138, 
Anm. 4. 

2 Ebenfo nah preuß. Rechte. Dal. Kod, 
Lehrbuch des preuß. gem. Privatrechts (2. Aufl., 
Berlin 1852), II, 8. 770, ©. 664, 665; Förfter, 
Theorie und Praris des heutigen preuß. gem. 
Privatrechts, II (2. Aufl.1870), 8.219. Anderer 
Anfiht ift Gitzler, a. a. O., ©. 132, nad 
welchem der Eib der Frau nad preuß. Hechte 
als Beweismittel unzuläffig wäre, unb wie 
nah röm. Rechte (vgl. Sintenis, III, ©. 86, 
Anm. 8) bie Rechtévermuthung der ehelichen 


Geburt nur dur ben Beweis ber Unmög- 
lichkeit der Zeugung wegen Abweſenheit ober 
Impotenz entlräftet werben könnte. Hält man 
jedoch daran feft, daß gegen dieſe geſetzliche 
Bermuthung überhaupt der Gegenbeweis zu- 
läſſig ift, fo wäre eine ausbrüdlihe geſetz⸗ 
liche Beftimmung erfordberlih, um biefen auf 
gewiſſe Arten deifelben einfchränfen zu können 
und ba eine folde nad öſterr. Rechte nicht 
eriftirt, fo muß ber Mann nicht nur zum Be⸗ 
weije zugelaffen werden, baß er ber Mutter 
nit in dem im $. 138 bezeichneten Zeitraum 
beigewohnt habe, fondern es ift fogar der Be⸗ 
weis ftattbaft, daß er der Mutter bes Kindes 
nit innerhalb des Zeitraumes beigewohnt 
babe, in welchem nach ber Reife bes Kindes 
die Zeugung nothwendig erfolgt fein müßte. 


HanptKäd III. Bon den Achten zwiſchen Leitern und Kindern. $$. 137 u. 138. 


105 


face Behauptung, daß das Kind nicht von bem Manne herruhre, iſt noch kein ſolcher 
Segenbeweis und kann daher dem Kinde die Eigenſchaft eines ehelichen nicht entziehen 
G. 158 a. €)*®. Bei der Berechnung dieſes Zeitraumes iſt ein Monat zu 30 Tagen 


anzunehmen (8. 902). 


Der Mann hat fich feines Beſtreitungsrechts binnen längftens drei Monaten nad 
erlangter Kenntnig der Geburt des Kindes zu bedienen (8. 158)*. Stirbt der Mann 
vor Ablauf dieſes Zeitraumes, fo läuft feinen Erben biefe Frift vom Zeitpunfte des 


Todes deſſelben ($. 159) 5. 


Hat der Mann die breimonatlihe Friſt unbenugt ver- 


fireihen laſſen oder das Kind als eheliches anerkannt, jo fteht Niemandem mehr ein 


Beſtreitungsrecht zu ©. 


Aber auch bei einer vor Ablauf des fechften Monates erfolgten 


Geburt eines Kindes tritt die Vermuthung ber ehelichen Geburt ein, wenn der Mann 
nicht binnen brei Monaten nad) erlangter Kenntniß gegen bie Legitimität des Kindes 
gerichtlich proteftirt 7, ober wenn er zwar rechtzeitig proteftirt, jedoch erwieſen wirb, 


Der Beweis, baf innerhalb des geſeblichen 
ober beöjenigen Zeitraumes, in weichem nad 
Ausfage ber Kunſtverſtändigen bie Zeugung 
erfolgt fein müßte, eine Beiwohnung nicht ftatt- 
jefunben habe, kann auch dur die Mutter ale 
Geige unb ben Grfüllungseid bes Mannes, 
unb wenn die Mutter bem Rechtsſtreite ale 
Bertretungsfeifterin beigetreten it, auch durch 
den ihr aufgetragenen Haupteib erbradht wer- 
den, indem nur bie Behauptung ber Mut- 
ter, baß ihr Mind unebelih fei, für fid 
allein demſelben bie Rechte der ehelichen Ge» 
burt nicht entziehen kann (8. 158), ber Haupt- 
eb aber wol allerdings ſeine Behauptung in 
ich Ichließt, fich aber gleigwol von einer bloßen 
Behauptung fehr weſentlich unterfceibet. Bl. 
uch Zima, Darflellung bes Rechtsverhältniffes 
pilgen ehelichen Aeltern und Kindern nad) den 
jerreich beftchenben Gefehen (Wien 1830), 
©. fg. Diefe Anficht iſi jeboch Keineewegs 
unbeftritten, vgl. Stubenrauch (2. Aufl.), I, 
295, 296. Im ber Obſtg. Entf. vom 5. Mai 
1858, 3.4038, Glafer und Unger, II, Nr. 557, 
murbe die Auftragung bes Haupteibes an bie 
Mutter, durch Obfig. Entf. vom 19. Behr. 
1867, 3. 529, Gerichtshalle 1867, Nr. 54, bie 
Führung ber Mutter als Zeugin mit ber An- 
bietung bes Erfilllungseides des Mannes für 
unzuläffig erflärt. 


3 Bgl. Sintenie, III, 9.138, ©. 86. Aus-⸗ 
drüdlich beftimmt bies das Pr. 2. R., II, 2, 
88. 1—6. Bol. Gigler, a. a, D., ©. 132. 

* In ber Dbfig. Entieh. vom 4. Mai 1858. 
3.3143, Gfafer und Unger, II, Nr. 554, findet 
Fi, der Grunbfat; ausgefprochen, bafı die Ber 
meislaft bes Zeitpunftes, in welchem bem Eher 
gatten bie Geburt des Kindes befannt wurde, 
nicht dem Ehegatten, ſondern bem Eurator bes 
indes obliege, weil fonft dem Hagenden Ehe- 
gatten „ber Beweis einer Negative aufgeblrdet 
würde, was ber Natur bes Beweifes zumider- 
laufe”, Bgl. aud bie Bemerkungen zu ben 
88. 1488—1492. 


5 Die Beitreitung hat mitteld Klage im 
- orbentlichen procehwege zu erfolgen, fann aber 
wie jebe® Klagerecht au im Wege ber Ein- 
rede geltend gemacht werben, jeboh nur fo 
lange, al® das Mlagereht nicht erlofen ift 
(. 159). (Bgl. Unger, II, ©. 510 19). — 
Auch hat die Stattgebung biefer Einrede in 


einem beſtimmten Proceffe nur die Bedeutung, 
baß bem Kinbe bie in jenem beftimmten 
Broceffe aus ber ehelichen Geburt abgeleiteten 
Rechte nicht zukommen. — Daß nach Erlöfhung 
bes  agerehts auf Beftreitung ber ehelichen 
Geburt biefe auch nicht mehr im Wege ber Ein» 
rebe beftritten werben lönne, wird verfannt in 
ber Obftg. Entfch. vom 5. Oct. 1864, 3. 5804, 
Olafer, IV, Nr. 1981. 


Nah preuß. Rechte (A. 2. R. II, 2. 
88. 16, 17) tönnen bie Lehen» ober Fibeicom- 
mißanmwärter, foweit es fi um bie Succeffion 
in das Lehen ober Fibeicommiß handelt, wenn 
ber Mann bei feinen Lebzeiten ben erforber- 
lichen Beweis nicht aufgebracht, ober das Kinb 
ausbrüdtich ober fillichweigend für das feinige 
anerfannt bat, noch binnen brei Jahren nad 
bem Tode befielben bie Rechtmaͤßigleit bes 
Er beftreiten. Bgl. Gitzier, a a. O., 


7 Bol. auch die Obſig. Entſch. vom 14. Sept. 
1858, 3. 9129, Gfafer und Unger, IL, Ir. 615. 
Daß unter „gerichtlich widerſprechen“ (8. 156) 
nit eine Beftreitung ber ebelihen Geburt im 
Wege ber Klage zu verſtehen ift, ergibt ſich 
daraus, weil befoubere Gründe vorhanden fein 
milgten, um unter biefeu Worten etwas Anderes 
zu verftehen, als fie grammatikaliſch bedeuten, 
folhe Gründe aber nicht nur nicht vorliegen, 
fonbern im Gegentheil jehr gewichtige Gründe 
bafür fprechen, biefe Worte gerade in ihrer ge» 
wöhnlichen fprachligen Bebentung zu nehmen. 
Denn 1) wird gewiß nicht opme Abfidht im 
8. 158, wo ber Dann jein Recht unzweifelhaft 
im Klagewege geltenb zu ME bat, auch ein 
ganz anderer, dem entſprechender Ausdruck: 
mbeflreiten“ gebraudt; 2) wäre die Beftim- 
mung bes $. 158, baß ber Mann bie eheliche 
Geburt bes Kindes Tängftens binnen brei Mo— 
naten nach erhaltener Nachricht beftreiten müffe, 
ganz überflüffig und würde bamit nur etwas 
fon fi aus 8. 156 von felbft Verftehenbes 
fegeiebt werben, wenn ber Mann aud im 
Tale des $. 156 fein Redpt mittels Klage zu 
wahren hätte; 3) wäre e8 ganz ungereimt, zu 
Gunften bes Mannes eine Vermuthung anfzu- 
ſtellen und gleichwol ihm, für ben bie Ber« 
muthung fprigt und nidt dem Vertreter des 
Kindes bie Ymitiative zu einem Rechtsſtreite 
aufzubileben, wobei, wenn auch der für das 
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daß ihm die Schwangerſchaft der Frau vor der Schließung ber Ehe bekannt war 
(8. 156). Bon dem Protefte ift fowol die Yrau als ein für das Kind zu beftellender 
Curator fofort zu verftändigen, indem fle fonft nicht in der Lage wären, den ihnen 
nah 8. 157 obliegenden Kunftverftänpigenbemeis durchzuführen ®, 

Die früher beftandene Controverfe 9, ob die Vermuthung der - ehelichen Geburt 
auch für die Kinder einer gefchievenen Gattin, weldhe nah dem zehnten Monate von 
der Scheibfing an geboren werben, ftreite, wurde durch das Hof. vom 15. Nmi 
1835 (9. ©. S., Nr. 30) ganz richtig dahin entfchieben, daß ein ſolches Kind nur 
dann für ehelih zu halten fei, wenn gegen den Ehemann ber im $. 163 geforberte 
Beweis geführt, oder wenn fonft bewiefen wird, daß in dem Beitraume, im 
nad 8. 138 die Zeugung gefchehen fein konnte, der Ehemann unb die Mutter, ob 
gleich ohne dem Gerichte die Anzeige zu erftatten, in bie vorige Gemeinſchaft zuräd- 
getreten waren. 

Die Bermuthung der ehelichen Geburt bezwedt nicht blos den Vortheil des Kindes, 
fondern aud der Aeltern. Das Kind muß fie daher auch gegen fich gelten Lafjen 10. 
Jedoch iſt das Kind, welches die ehelihe Abftammung von gemiflen eltern beftreiten 
will, dabei an keine beftimmte Yrift gebunden, indem bie Yriften der 88. 156 mb 
158 bier feine Anwendung finden können. 


8. 139, 
. Gemeinſchaftliche Rechte und Pflichten ber Keltern. 

Die Aeltern haben überhaupt die Verbindlichkeit, ihre ehelichen Kinder zw erzichen, das 
ift: Für ihre Leben und ihre Gefundheit zu forgen, ihnen den auftändigen Unterhalt zu ver: 
hoffen, ihre Törperlicden und Geifteökräfte zu entwideln, und durch Unterricht in ber Religion 
amd in nüblichen Kenntniffen den Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu fegen. 


8. 140. 

In was für einer Religion ein Kind, befien Aeltern in dem Religionsverhältnifſe midt 
übereinftimmen, zu erziehen, nnd in welchem Alter ein Kind zu einer anderen Religion, ald 
in der es erzogen worden ift, fi) zu belennen berechtigt fei, beftinmen die politiſchen Bor 
ſchriften. 

8. 141. 

Es ift vorzäglih die Pflicht des Vaters, fo ange für den Unterhalt ber Kinder zu 
forgen, bis fie ſich felbſt ernähren können. Die Pflege ihres Körpers und ihrer Geſundheit 
tft hanptſächlich die Mutter auf ſich zu nehmen verbunden. 


ftreite über die Klage, womit der Mann bie 


Kind zu beftellende Curator fih contumaciren 
ebelide Geburt nad 8. 1584. b. G. B. be- 


läßt, immerhin Koften auflaufen, bie der Mann 


wentgftens vorzufchießen hätte und von bem 
Curator bes Kindes nur in ben jeltenften 
Fällen erfetzt erhalten wird, weil fie der Cu⸗ 
rator nicht aus Eigenem zahlen und das Kind 
nicht das nöthige Vermögen befißen wird. Es 
enügt alfo auch (wie nach preuß. Rechte, vgl. 
Ko U, 8. 270, ©. 662) einfadher Proteft. 
Bol. auch die Bemerkungen zu ben 88. 1488— 
1492 vor Anm. 4 und dieſe felbft. 

s Zu bedauern ift, daß das Geſetz feine 
Vorſchriften Über das Verfahren enthält, und 
foger die Nothwendigkeit einer fofortigen Ver⸗ 
ft nbigung nur ans 8. 157 gefolgert werben 
muß. Yür den Fall bes Mislingens bes Kunft- 
verftändigenbefunbes bätte der Curator, wenn 
Grund zur Annahme vorliegt, daß das Kinb 
leihwol von bem Manne, wenn auch nur in 
Dem im $. 163 firirten Zeitraume außer ber 
The gezeugt worden ift, gleich in bem Rechte⸗ 


freitet, unter einem auch ben Beweis der außer⸗ 
ehelichen Beimohnung nad 8. 163 anzubieten, 
und ift im alle des Gelingens biefes letzteren 
Beweifes nad einer zwingenden Analogie aus 
8.161 das Kind al8 durch subsequens matri- 
monium legitimirt anzufeben. 


? Bol. Winiwarter, in ber zer. f. öfter. 
Hechtsgel. (1829), I, 147 fg.; Dolliner, eben- 
baf., ©. fg. 

10 Bol. auch Gitzler, S. 132, welcher jeboch 
glaubt, daß diefe Bermuthung blos den Vor⸗ 
theil bes Kindes bezwede und bie Annahme, 
daß fie auch zum Nachtheile bes Kindes An- 
wendung finde, als arg. ab absurdo erflärt, 
gleichwol aber als richtig zugibt, daß das Kinb 
biefe Bermuthung durch Gegenbeweis zu ent- 
träften babe. 
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8. 18. 
Denn bie Efegaiten geſchleben aber gänzliä getrennt werben und nicht einig find, von 








8. 148. 
eriangen ben Namen ihres Baters, fein Wappen und alle Übrigen nicht bie 
ilbsligen Mechte feiner Familie und ſeines Staudes. 

Diie Wirkungen bes älterlichen Verbältniffes in Anſehung ber Perſon beſtehen 
Nein, daß die Kinder in die Familie bes Vaters treten, feinen Namen und Staub 
sad die bamit verbundenen, wicht blos rein perfönlichen Rechte erhalten (8. 146), und 
den Aeltern Ehrfurcht und Gehorfam ſchuldig find ($. 144). Die Ueltern haben bie 
Berbindlichleit ($. 139) und das Recht (8. 144), ihre Kinder zu erziehen, fie in Aus⸗ 
Übung dieſes Erziehungsrechts auf eine der Gefundheit nicht ſchädliche Art zu züchtigen, 
entwichene jedermann abzuforbern und nöthigenfall® mit obrigkeitlichem Beiftande zu ſich 
—— au (8. 145). Bei fih äußernder Meinungsverſchiedenheit über die Art der 
iehung entſcheidet ber Bater als das Haupt der Familie (8. 91). Die Wahl der 
Religion, in weldyer die Kinder erzogen werben follen, ift ven Aeltern nicht vollkommen 
frei geftellt, fonvern es beftehen darüber befondere pelitifhe Vorſchriften (8. 140) 1. 
' Eind die eltern gefchieven oder getrennt, fo find, wenn nicht erhebliche, vorzüglich 
aus der Urſache der Scheivung oder Trennung ſich ergebende Gründe dagegen ſprechen, 
Madchen bis zum vollendeten fiebenten, Knaben bis zun vollendeten vierten Jahre ber 
| Per: ‚aub von biefem Alter angefangen dem Bater zur Erziehung zuzuweiſen 
. 142) 2. 
In vermögensrehtliher Beziehung fieht den Kindern gegen ihre Xeltern 
(88. 141, 143), fowie umgekehrt ben eltern gegen ihre Kinder (8. 154) ein Recht 
auf Alimentation zu. i 
Der Inhalt der Alimentationsverbinblichkeit geht nicht blos auf den zur Friſtung 
bes Lebens erforderlichen Unterhalt, fondern begreift audh Wohnung, Kleidung, Arznei 
und fonftigen Bebarf der Förperlihen Pflege, bei Kindern auch vie Koften des Unter⸗ 
richtes in ſich?. Vorausſetzung der Alimentationsverbindlichkeit ift Meberfluß auf Seite 





f 


1 S. biefelben bei Michel, I, 217 fg. (Nr. 2 Zur Entſcheidun higure ſind die welt⸗ 
6834); Stubenraud (2. Aufl.), J, 276 fg.,lichen Gerichte uojh teßlich competent. Obfig. 
aub jetzt insbeſondere auch noch Das Geſetz Über | Entf. vom 4 Juni 1860, 3. 14976, Glaſer 
Die interconfeffionellen VBerhältniffe vom 25. Mai | unb Unger, III, Nr. 1052. 
1868 (8. ©. BL, Rr. 49). ® Bel. Sintenie, III, 8. 140, ©. 129, 130, 


> 
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bes Berpflichteten nad) Beftreitung feiner eigenen Bebürfniffe und Bedürftigkeit auf 
Seite des Berechtigten, indem jedermann zunädft ſich felbft zu erhalten verpflichtet if, 
infofern feine eigenen Sräfte oder fein eigenes Vermögen dazu ausreihen. Das 

auf Alimentation beginnt daher bei Kindern in dem Augenblide der Geburt, bei Aeltern, 
wenn fie in Dürftigfeit verfallen (8. 154). Es hört auf, wenn bie Kinder die nöthige 
Erziehung genofjen haben und fi felbft zu erhalten im Stanbe find; bei Xeltern, 
wenn der Grund ihrer Dürftigkeit hinwegfällt, und beginnt wieder von neuem, fobald 
wieder die Unmöglichfeit, fich felbft zu erhalten, eintritt. Jedoch dürfen bei Kindern, fo- 
lange fie unter väterliher Gewalt ftehen, nur die Einkünfte ihres eigenen Ber- 
mögens zu ihrer Alimentation verwendet werben (8. 150). Die Höhe ber Alimen- 
tationsverbindlichkeit richtet fih nach dem Vermögen und dem Stande bes Verpflichteten 
und den Bedürfniſſen des Berechtigten. 

Zur Alimentation der Kinder ift zunädft der Vater (8. 141), und wenn ber 
Bater mittello8 oder niht mehr am Leben ift, die Mutter verpflihte. Von der Mutter 
geht die Berbinplichkeit auf die väterlichen Orofältern, ſodann auf bie mütterlichen 
Großältern (8. 143), dann auf bie väterlichen Urgroßältern, endlih anf die mütter— 
lihen Urgroßältern zc. über *. 


il. 


Auch die Mimentationsverbindlichkeit der Kinder (8. 154) ift nicht auf die Defcen- 


benten erften Grades eingefchränkt, ſondern fie geht auch auf die Defcendenten ent- 
fernteren Grades über, nur ift der entferntere erft beim Hinwegfallen des näheren ver- 
pflichtet 5. 

Sind mehrere Perfonen gleihmäßig zur Alimentation verpflichtet, fo tragen fie zu 
gleihen Theilen bei (Analogie aus 8. 888). ©. 

Ein Ausflug des älterlihen Berhältniffes ift endlich auch noch die väterlide 
Gewalt, welche ihren Einfluß fowol auf die Perfon als auf das Vermögen be 
Kindes äußert (88. 147 fg., 172 fg.). 


8. 147. 
Befondere Nechte des Vaters: Väterliche Gewalt. 

Die Rechte, welche vorzüglich dem Bater ald Haupt der Familie 'zuftchen, machen bie 
väterliche Gewalt ans, 

8. 148. 
Yolgen ber väterliden Gewalt: 1) Im Rüdfiht ber Stanbeswahl ber Kinder. 

Der Vater Tann fein noch unmündiges Kind zu dem Stande, welchen er für baflelse an- 
gemeflen findet, erziehen; aber nad erreichter Milndigleit Tann dad Kind, wenn es fein Ber 
langen nad einer anderen, feiner Neigung und feinen Yähigleiten mehr angemeflenen Be⸗ 
rufsart dem Vater fruchtlos vorgetragen hat, fein Geſuch vor das ordentliche Gericht bringen, 
welches mit Nüdjicht auf den Stand, auf das Vermögen und die Einwendungen bed Vaters 
von Amts wegen darüber zu erlennen bat. 


> 8. 149. 
Folgen der väterliden Gewalt: 2) An Rüdfigt des Wermögens. 
Alles, was die Kinder anf was Immer für eine geſetzmäßige Art erwerben, tft ihr 
Eigenthum; folange fie aber unter der väterlichen Gewalt ftehen, kommt dem Water bie Ber- 
waltung zu. Nur wenn der Vater zur Verwaltung unfähig oder von denjenigen, bie feinen 
Kindern dad Vermögen zugewendet haben, von derſelben ausgeſchloſſen worden ift, ernennt 
das Gericht einen anderen Verwalter. 
8. 150. 
Von den Einkünften des Vermögens find, foweit fie reihen, die Erzichungstoften zu be⸗ 
fireiten. Ergibt fi) dabei ein Ueberſchuß, ſo muß er angelegt und darüber jährlich Rechnung 





‘ Im 8.143 iſt nur bie Reihenfolgeorbnung | berer Beihenfolgeorbmumg, auf bie entfernte- 
bezeichnet, in welcher bie Afcenbenten zur | ren Afcenbenten. Bgl. Sintenis, ITI, 8. 140, 
Alimentation verpflichtet Sind, nicht die Grenze . 131. 

berfelben. Auch nah röm. Recht erftredt fich 5 Bgl. Sintenis, IU, 8. 140, ©. 183, 

bie Alimentationsverbinblichleit, wiewol in an⸗ ° Bgl,. Sintenis, a. a. O. ©. 183, 
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' werden, Ra Dann, mern Beier Ucherfäuh gering wär, Iazn ber Bater van Brgung 
z Beigunng freigeſprochen aub ihm derſelbe zur freiwilligen Berwenbung Überiafien werben. 

ib dem Baier von bemienigen, dem das Kind bad Vermögen zu verbanlen hat, bie Frucht⸗ 
klung verwiligt, fo haften bie Eintänfte doch immer für den fanbesmäßigen Unterhalt 
isbeh, ua fe innen zum Aäbrade befielden von ben Glänbigern bed Vaters nigtin 


gERSRMEN Werden, 
$. 151. 


lieber daß, wad ein, obgleich minberjühriged, jedoch außer der Verpflegung Der Heltern 
Ieiabeß Kind. durch feinen Fleiß erwicht, fowie auch über Sachen, bie einem Kinde ug 
aniiter Rundigleit zum Gebrauche übergeben worden find, Taun es frei verfügen. | 


- $. 158. 
Wolgen ber väterliden Gewalt: 3) In Rüdfit ber Berpflichtung ber Kinder, 
Be unter ber wäterligen Gewalt fiehenden Kinder lünnen ohne ober ba 
Hiläweigende Einwilligung des Baters eine gültige Verpflichtung eingehen. Auf ſolche 
—— IR kbechanyı badjenige anzuwenden, was In dem nähen Hauptſtüce über 
die verbinblidgen Ganbiungen ber unter ber Bormundſchaft chenden Minderjährigen Sefimmt 
uhb, Dem Bater Tommt any bie Verbindlichleit zu, feine minderjährigen Siaber zu ver⸗ 


‚ welen, 
a 4.188. 

Die Borſchriften, welde zur gültigen Ehe einer — Perſon besbachtet werben 
 uüfen, ſind in dem vorhergehenden Hauptſtüce enthalten (5. 49 fg.). 

Die vãterliche Gewalt bes öfterr. Rechts iſt ein ehe beutlüreäitfüßes R 
isfüut, welches feinen Urfprung in dem beutfchen' Mundium und mit dem R 
—52* ber patria potestas bes röm. Rechts nichts gemein hat. Si iſt in m Belent 

Then eine Vormundſchaft, bie fi von ber eigentlihen nur durch bie geringere o 
Ä Obervormundſchaft, fowie dadurch unterſcheidet, daß gewifſſe Ge melde 
| undſchaft unfähig machen, auf bie wäterliche Gewalt feine Anwendung finden, 
Zee bem Vater ein wenn aud nur fehr- befcränktes Nutzungerecht au dem Ber 
mg bes Kindes zuftcht, Alles, was das Kind erwirbt, ift fein Eigenthum ($. 149), 
* dem Bater fteht, gleihwie dem Bormunde, nur bie Verwaltung beflelben zu (88. 149, 
188); Bater und Vormnnd haben die gleiche Pflicht der Vertretung des Minderjährigen 
ver Gericht (88. 152, 243); aud fteht der Vater rüdfihtlih ber Vertretung feines 
Ä —* bei Eingehung von Rechtsgeſchäften ganz unter denſelben Vorſchriften wie ein 
gewöhnlicher Vormund (8. 152). Das dem unter Vormundſchaft ſtehenden Minder- 
jährigen zuſtehende Recht, über Sachen, die ihm nad erreichter Mündigkeit zum Ge— 
eingehändigt wurden, und über die Früchte ſeines Fleißes frei zu verfügen 
(8. 246), kommt auch dem unter väterliher Gewalt fiehenden Minverjährigen zu 
(8. 151) !. 
⸗ Dagegen liegt eine Verringerung ber ftantlihen Obervormundſchaft barin, daß ber 
Bormund auch in Angelegenheiten der Erziehung in wichtigen und bebenklihen Fällen 
erft die Genehmigung und bie Borfchriften des vormundſchaftlichen Gerichtes einzuholen 
verpflichtet ift (8. 216), während dem Vater in diefer Beziehung volllonmene e Freiheit 
gelaſſen ift und das Gericht nur über die Befchwerden des münbigen ‘Minderjährigen 
einzufchreiten bat (8. 148); daß ber Bater, wenn das Kind eigenes Vermögen befigt, 
nicht wie der Vormund ($. 219) bie Unterhaltskoften des Kindes vom ©erihte 








ı Die Beſchränkung bes freien Verfügungs- | verpflichtet ift, was es felbft erwirbt. Es wirb 


rechts auf basjenige, was ein außer der 
Berpilegung der Aeltern ſtehendes Kind 
feine eigene Thätigkeit erworben hat, 
— keine Erweiterung der Befugniſſe der 
—* en Gewalt gegenüber der vormund⸗ 
en, ſondern hat ihren Grund blos darin, 

ß ein Kind, welches in ber Verpflegung ber 
eltern ſteht, auch basjenige dazu beizutragen 


nämlich voransgefet, daß ſolche Erwerbungen 
bes Kindes ganz unbedeutend find unb Die 
Koften feiner Berpflegung nicht überfleigen. 
Das Kind wird alfo Bu nicht dauernd Eigen- 
thümer bes auf ſolche Art Erworbenen, wenn 
ihm bie eltern nicht ausdrücklich oder ftill- 
ichweigend bie Einwerfung in ben gemeinfchaft- 
lihen Haushalt erlafſen. 
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beftimmen zu laſſen Hat, fondern das Gericht nur einem übermäßigen Aufwande bie. 
nöthigen Grenzen zu ſetzen hätte; ferner daß ber Vater zur Ertheilung ber Einwillignug 
zur Ehe (88. 49, 153) und Adoption (8. 181) nit an die Genehmigung bes Ges 
richtes gebunden ift. 

Die väterlihe Gewalt erlifht, wenn der Vater die Verpflegung und Crziehung 
des Kindes gänzlich vernadhläffigt (8. 177), ferner infolge Verurtheilung des Baters 
wegen eine® Verbrechens zu einjähriger Kerkerſtrafe (8. 176), jedoch nur während ber 
Dauer der Strafzeit (8. 176); fonft kann das Gericht nur eine den Umftänden anges 
meflene Berfügung treffen (3. 178), welche aber nicht in ver Entziehung der väterlichen 
Gewalt beftehen darf. Ueber die Endigung der Vormundſchaft |. die Bemerk. zu 
88. 191—194. " 

Ein Nutungsreht an tem Vermögen des Kindes fteht dem Vater zu, wenn bie 
Einkünfte deſſelben die Koften der Erziehung um wenig überfteigen. In diefem Falle 
kann dem Vater von dem Gerichte bie freie Verwendung dieſes Ueberſchuſſes geftattet 
werben (8. 150) ?. 

8. 154. 

Der auf die Erziehung der Kinder gemadte Aufwand gibt deu Aeltern leinen Auſpruh 
auf dad von den Kindern nachher erworbene Bermögen. Berfallen aber die Aeltern in Dirk 
tigleit, fo find ihre Kinder fie anftändig zu erhalten verbunden. 

Bol. die Bemerkungen zu den 88. 139—146. 


8. 155. 
Rechtsverhältniß zwiſchen unehelichen Heltern und Kindern. Nähere Beftimmung bed Begriffes von unchelichen 


Kindern. 

Die unehelihen Kinder genießen nicht gleiche Rechte mit den ehelichen. Die rechtliche 
Vermnthung der unehelichen Gebnrt hat bei denjenigen Kindern ftatt, welde zwar von einer 
Ehegattin, jedoch vor oder nad dem oben ($. 138) mit Rückſicht auf der eingegangene ober 


anfgelöfte Ehe beftimmten geſetzlichen Zeiträume geboren worden find, 


8. 156. 

Diefe rechtliche Vermuthung tritt aber bei einer früheren Geburt erft dann ein, wenn 
der Mann, dem vor der Verehelihung die Schwangerſchaft nicht belannt war, längſtens 
binnen drei Monaten nad) erhaltener Nachricht von ber Geburt des Kindes der Baterſchaft 
gerichtlich widerſpricht. 


8. 157. 


Die von’ dem Manne innerhalb dieſes Zeitraumes rechtlich widerſprochene Redtmäßigtett 
einer früheren ober fpäteren Geburt Tann nur dur Nunftverftändige, welche nad genaner 
Unterſuchung der Beſchaffenheit des Kindes und der Mutter die Urſache des anferorbentlidgen 
Falles deutlich angegeben, bewielen werben. 


8. 158. 


Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner Gattin innerhalb des geſetzlichen Zeit: 
ranmes geborenes Kind nicht das feinige ſei, fo muß er die eheliche Gebnrt des Kindes 





3 Die weitere Beſtimmung bes $. 150, daß, 
wenn bem Bater von bemjenigen, dem bas 
Kind das Bermögen zu danken bat, bie Frucht⸗ 
nießung vermwilligt wurde, die Einkünfte Doch 
immer für den flandesgemäßen Unterhalt bes 
Kindes haften, und zum Abbruche veffelben 
von den Gläubigern des Baters nicht in Be⸗ 
ſchlag genommen werben können — melde nur 
in künſtlichen Zufammenhbang mit ven Be- 
fimmungen über bie väterliche Gewalt gebracht 
ft — erflärt fi, wie Zeiller (Commentar, 1, 
336) bemerft, daraus, daß nad ber Abficht 


bes Berleihers bie Nutzungen bauptfädhlich zur 
befferen Erziehung des Kindes verwendet wer- 
ben follen. Es ſcheint, baß dieſe Beftimmung 
auch auf die Mutter und überhaupt alle Afcen- 
denten bes Kindes Anwendung findet, in deren 
Verpflegung fih das Kind zur Zeit ber Zu- 
wendung befand. Vgl. jedoch auch bie A 
Entf. vom 4. Sept. 1855, 3. 1247, Glaſer 
und Unger, I, Nr. 129, mit welcher ven Gläu⸗ 
bigern des Baters bie Erecution auf einen 
ſolchen Fruchtgenuß bewilligt wurbe, 
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iugftens binnen drei Monaten nad erhaltener Nachricht beftreiten, und gegen ben zur Ber 
Meibtgung der ehelichen Geburt aufzuſtellenden Eurator die Unmäglichleit ber von ihm er⸗ 
elgten Zeugung beweiſen. Weber ein von ber Mutter begangener Ehebruch, noch ihre Be- 
heuptung, daß ihr Kind uuchelt fei, Tonnen für fi allein demſelben bie Rechte ber ches 
Bien Geburt entziehen. 







8. 159. 


Gtirbt der Mann vor dem ihm zur Veftreitung der chelidden Geburt verwilligten Zeit 
une, ſo Iduuen and die Erben, benen ein Abbruch an ihren Rechten geihähe, inuerbalb 
kei Monaten nad; dem Tobe ded Mannes and dem angeführten Grunde die eheliche Geburt 
tines folgen Kindes beftreiten. 


Bgl. die Bemerkungen zu den 88. 137, 138. 


8. 160. 

Sesitimation ber unebelihen KHinber: 1) Durch Hebung bes Ehehinberniffes ober fchulblofe Unwiſſenheit ber Ehe. - 
Rinder, bie zwar and einer ungältigen, aber ans keiner ſolchen Ehe erzeugt worben find, 
"ir bie in ben 88. 62—64 angeführten Hinderniſſe entgegenftchen, find als eheliche anzu⸗ 
ſehen, wenn das Ehehinderniß in der Folge gehoben worden ift, oder wenn wenigftens Einem 
ifter Aeltern bie ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehinderniſſes zu ſtatten kommt; doch Bleiben 
in dem letzteren Falle ſolche Kinder von Erlaugung desjenigen Vermögens ausgeſchloſſen, 

welches durch Familienanuordaungen der ehelichen Abftammmng beſonders vorbehalten iſt. 


8. 161. 
Legitimation ber uneheliden Kinder: 2) Durch bie nachfolgende Ehe. 
Kinder, welche außer ber Ehe geboren und durd bie nachher erfolgte VBerehelichung ihrer 
. Udtern in die Familie eingetreten find, werden, fowie ihre Nachkommenſchaft, unter bie 
ehelich erzeugten gerechuet; une Tonnen fie den im einer inzwifchen beftandenen Ehe erzeugten 
ehligen Kindern die Eigenjchaft der Erftgeburt und andere bereit erworbene Rechte nicht 
feeitig machen. 
8, 162. 
Zegitimation ber unehelichen Kinder: 3) Dur Begünftigung bes Lanbesfürften. 
die nnehelihe Geburt Tann einem Kinde an feiner bürgerlihen Achtung und an feinem 
Fortlommen Leinen Abbınd thun. Zu diefem Ende bedarf es Teiner befonderen Begünftigung 
bed Randeöfürften, wodurch das Kind als eim eheliches erklärt wird, Nur die Aeltern Tönnen 
m ſolche anſuchen, wenn fie das Kind gleich einem chelihen der Standesvorzüge oder des 
Rechts am dem frei vererblihen Vermögen theilhaft nahen wollen. In Nüdfiht auf die 
übrigen Familienglieder hat diefe Begünftigung keine Wirkung. 


Durch die Legitimation werben unehelihen Kindern die Rechte ehelicher entweder 
gegen alle Berwandten der Xeltern ober blos gegen den Vater in allen over blos in 
gewifien Beziehungen ertheilt. Das öfterr. Recht kennt drei Arten von Legitimationen: 

1) Legitimation der aus einer ungültigen Ehe! ftanımenvden Kinder ($. 160). 
In Anfehung jener Ehen, deren Gültigfeit nach dem jegt aufgehobenen Ehe⸗G. für Ka⸗ 





1 Bol. über bie Borausfeßungen, welche vor⸗ 
handen fein müffen, um wenigſtens eine un- 
gültige Ehe annehmen zu können, bie Bemer- 
tungen zu ben 88. 93—102. Der wirklichen 
Behebung des Ehehinderniffes ift auch bie Dis— 
penfation gleichzuhalten. — Anderer Anſicht ijt 
Stubenraudh (2. Aufl.), I, 299, lit. a, welder 
eine ſolche Ehe einer fhon urjprünglich gültig 
geiätofienen Ehe gleichgeftellt wiffen will, was 

ie bei 88. 8389 a. E. gerügte Unzuldömm- 
lichkeit zur Folge hätte. Jedoch darf bei Pri- 


vatebebinderniffen das Hinderniß nit durch 
Berziht auf die - Beftreitung ber Gültigkeit 
der Ehe Durch den dazu berechtigten Ehegatten 
erfolgt fein, weil bier das Ehehinberniß gar 
nicht zur Wirkfantleit gelangt iſt, die Ehe viel» 
mehr von Anfang an als gültig eingegangen 
angejeben wird und daher auch in Anfebung 
der Kinder alle Wirkungen einer ſchon urfprüng» 
lich gültigen Ehe äußert. Vgl. auch Nippel, 
II, 222; Stubenraud, 1, 299, lit. c. 
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tholifen vom 8. Dct. 1856 (R. ©. Bl., Nr. 185) zu beurtheilen ift, wurde 8.160 W' 
G. B. mit Rüdfiht auf die vielen nenentftandenen Chehinderniffe dahin abgeändert, de 
bie aus einer ungültigen, jebodh nad) Kundmachung diefes Geſetzes gefchloffenen, ober zux 
Ihon früher gejchloffenen, jedoch über diefen Zeitpunkt hinaus fortgeſetzten Ehe erzeugt 
Kinder, die Ungältigkeit der Che möge auf was immer für Gründen beruhen, als ch 
liche anzufehen find, wofern wenigftens Einem ber Aeltern bie ſchuldloſe Unwiffenheit de 
Ehehinderniſſes zu ftatten fommt. Nur rüdfichtlich der Erlangung besjenigen Vermögen 
welches durch Familienanorbnungen ver ehelihen Abſtammung befonders vorbehalten if 
find auch rüdfichtlih einer folden Ehe die allgemeinen gefeglichen Beſtimmungen ana 
wenden ($. 50, Anh. I. Diefe Beſtimmung wurbe durch bie Kaif. Bdg. von 
3. Juni 1858 (R. ©. Bl., Nr. 92) auch auf bie in einer zwifchen Perfonen, weld 
hinfihtlih ihrer Cheangelegenheiten nicht den Beftimmungen des Pat. vom 8. Oc 
1856 unterliegen, nah Kundmahung diefer Verordnung, oder zwar frühe: 
gejhloffenen, jedoch über diefen Zeitpunkt hinaus fortgejegten ungültige 
Ehe erzeugten Kinder ausgedehnt. 

2) Dur nachfolgende Ehe. Die auf folhe Art Legitimirten Kinder können aber 
ben aus einer inzwifchen beftandenen Ehe erzeugten Kindern die Eigenfchaft der Erf. 
geburt und andere bereit8 erworbene Rechte (3.3. eine ihnen nach $. 773 angefallee 
und erworbene Erbſchaft) nicht freitig machen ($. 161). 

Borausfegung biefer Art der Legitimation ift, daß das vor der Eingehung ber 
Ehe geborene Kind von beiden eltern, ausdrüdlich oder ſtillſchweigend, als das ihrige 
anerkannt wurbe, ober daß das Kind feine Abftammung von beiden Ehegatten zu er⸗ 
.weifen im Stande if. Durd die Eingehung der Ehe werden nicht nur die vorher ge 
borenen Kinder, fondern auch deren Nachkommenſchaft, letztere aber nur dann legitimirt, 
wenn das Kind die Verheirathung feiner Aeltern erlebt hat ?. ‘ 

Daß den beiden Xeltern ein Ehehindernig im Wege ftand, ſodaß fie ſich zur Feit 
ber Geburt des Kindes gar nicht ehelichen Tonnten, fteht der Legitimation bes Kindes 
nicht entgegen ®. 

Die erfolgte Legitimation kann nah M. Vdg. vom 18. Oct. 1851, 3. 3075, im 
Zaufbuche angemerkt werben. 

3) Durch Begünftigung des Landesfürften. Nah 8. 263 des Gefeges von 
9. Aug. 1854 (R. ©. Bl., Nr. 208) und 8. 6 der Kriegs M. Vdg. vom 1. Febr. 1851 
(R. ©. Bl., Nr. 34) ift dazu die Einwilligung des ehelichen Kindes ober, wenn e 





2 Gemeinrechtlich (vgl. Glück, IL [1791], | Anm. 2. Die entgegengefetste Anficht wir 
813; Sintenis, III, 8. 138, Anm. 46) gilt bertpeibigt von Pratobevera in feinen Mate 
ba8 Gegentbeil. Nach öfterr. Recht fpricht für | rialien, VI (1822), 347. Auch bei Beiller, ] 
bie im Terte aufgeftellte Anficht insbefondere | 857, findet ſich bie entgegengefeste Anfich 
ber Umftand, daß das Batent vom 22. Febr. | jeboch ohne irgendwelche Begründung. 


1791, 8. 4, lit. I, ausdrüdlich beftimmte, „daß, 
wenn das umehelihe Kind zur Zeit der Ver⸗ 
ehelihung feiner Aeltern nicht mehr am Leben 
ift, dieſe Verehelichung auf die von bemfelben 
vorhandenen Enkel feine Wirkung habe‘, daß 
bie Anordnungen dieſes Patents faft durchgehende 
nur mit geänderten Ausdrüden in das gali- 
zifhe Geſetzbuch aufgenommen wurden, ber 
8. 161 A. b. G. B. wörtlich gleichlautend mit 
8. 135 des gal. ©. B. ift und in ben bei ber 
Revifion und Superrepifion des A. b. G. 2. 
aufgenommenen Brotolollen fi feine Spur 
Davon findet, als hätte man von ber Beftim- 
mung biefes Patents in biefem Punkte ab- 
weichen wollen. Es fcheint, daß man durch ben 
Sat, „indie Familie eingetreten find“, 
bie im 8. 4, lit. 1 des cit. Pat. ausgefprochene 
Anordnung kürzer wiedergeben wollte Bgl. 
Dolliner, in der Ztſchr. für öſterr. Rechtsgel., 
1826, I, 126. Diefe Anficht ift auch bie herr: 
jhende. Bgl. Stubenraudh (2. Aufl.), I, 301, 


3Es werden alfo aud im Ehebruch erzeugi 
Kinder durch bie nachfolgende Ehe bes Vater 
mit ber ehebrecherifhen Mutter legitimir 
Bol. Vangerow, I, $. 255, Anm. 2; Sinte 
nis, III, 8. 138, Anm, 46. Auch die Eh 
binderniffe ber 88. 62—64 hindern bie Legiti 
mation nicht, indem $. 160 nur zur Straf 
für das Eingehen einer Ehe beim Obwalte 
folder Hinderniffe die in einer ſolchen Ehe er 
zeugten Kinder von der Legitimation ausfchließ; 
Irrig iſt die webguptung Stutenrauche (2. zuf. 
I, 300, Abfat 3 und Anm. 4, daß ein im Ehe 
bruch erzeugtes Kind, beffen Legitimität voı 
bem Gatten der Mutter nicht beftritten wurd 
(8. 158), nicht legitimiert werben könne, wei 
ed dadurch als eheliches in deſſen Familie ein 
getreten ki und in die Familie feiner wirt 
ihen eltern nicht mehr eintreten Tönne 
ng bie Bemerkungen zu ben 88. 187 mn 

a. €. 







Entihliegung zu entnehmen ®, 


- Selen belaunt fei, beftätigt worben ift. 


Ritter. 
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wänberjährig ift, bes Bormundes und der Vormundſchaftsbehörde erforderlich *. 
an nit von dem Kinde, fondern nur von ben eltern (wol aud Grofältern ꝛc.) 
azeſucht werben, äußert ihre Wirkungen nur dem Welterntheile gegenüber, welcher fie 
nie Hat, nicht auch gegen die übrigen Familienglieder veffelben und ven anderen 
Lelterntheil. 
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Das auf ſolche Art legitimirte Kind erlangt entweder blos die Standesvorzüge 
ser blos das geſetzliche Erbrecht auf das frei vererbliche Vermögen des betreffenden 
Jelterntheiles ober beides zugleih und find die Wirkungen aus ber Tanvesfürftlichen 


8. 163. 
Beweis der Vaterſchaft gu einem uneheliden Kinde. 

Ber anf eine in ber Gerichtsordnung vorgefchriebene Art überwielen wird, daß er Der 
Butter eines Kindes innerhalb des Zeitraumes beigewohnt babe, von welchem bis zu ihrer 
Eatbindung nicht weniger als ſechs, nicht mehr als zehn Monate verftricden find, ober wer 
Seid and ur außer Gericht 'gefteht, von dem wird vermuthet, daß er dns Kind erzengt 
ke. 


8. 164. 

Die anf Angeben der Mutter erfolgte Einfchreibung beö väterlichen Namens in bad Tanf- 
er Geburtsbuch macht nur daun einen vollftänbigen Beweis, wenn bie Einfchreibung nad) 
de geſetzlichen Berihrift mit Eimwilligung des Vaters geſchehen, nnd dieſe Cinwilligung 
erth das Zeugniß des Seelſorgers und des Pathen mit dem Beiſatze, daß er ihnen von 


8. 165. 
Beſchaffenheit des Rechtsverhältnifieß zwiſchen unehelicden Aeltern unb Kindern. 
Uneheliche Kinder find überhaupt von ben Rechten der Familie und ber Verwandtſchaft 
euigeihlofien ; fie haben weder anf ben Familiennamen des Vaters, noch anf ben Adel, bag 
Rıyyen und andere Vorzüge der Aeltern Anſpruch; fie führen den Geſchlechtsnamen ber 


y 8. 166. 


Aber and ein uneheliches Kind hat das Necht, von feinen Aeltern eine ihrem Vermögen 
ausemeflene Verpflegung, Erzichung und Verforguug zu fordern, nnd die Rechte ber Aelteru 
über daſſelbe erftreden fi fo weit, als es der Zwed der Erziehung erfordert. Uebrigens 
Bet das uneheliche Kind nicht unter der eigentlichen väterlichen Gewalt feines Erzengers, 


iondern wird von einen Vormunde vertreten. 


8. 167. 


Zur Verpflegung ift vorzüglich ber Vater verbunden; wenn aber diefer nicht im Stande 
iR, dad Kind zu verpflegen, fo fällt dieſe Verbindlichkeit auf die Mutter. 





Das Gefuh ift nad Verfchiebenheit ber 
Säle, wie bei der Annahme an Kindesftatt, 
entweder auf bie im 8. 258 oder auf bie im 
8.259 beſtimmte Art dem zuftändigen Gerichts- 
bofe erfter Inſtanz, von dieſem aber mittels 
des Obergerichtes, welches feine Aeußerung 
beijufügen hat, dem Juſiizminiſter vorzulegen, 
belder Darüber, infofern die Bewilligung des 
Geſuches keinem Anftande zu unterliegen fcheint, 

Gutachten an ben Yandesfürften zu er- 
ra bat ($. 264 des Geſetzes vom 9. Aug. 


Die Iandesfürftliche Entjchließung wird ben 
tteien durch das Gericht bekannt gemacht 
und bat von dem Tage an, an welchem fie er- 
folgt ift, rechtliche Wirkung; zugleich hat das 


Kiräfketter, Commentar. 2. Aufl. 


Gericht die Anmerkung berfelben in bem Ge: 
burtsbuche zu veranlafien ($. 265 ibid.). 

5 Das Pr. L. R. kennt auch eine Legitima- 
tion durch richterlihen Ausſpruch, namentlich 
dadurch, daß der Mutter die Rechte einer Ehe: 
gattin beigelegt werden, obgleidh die Trauung 
wegen Weigerung des Mannes nicht vor ſich 
gebt. Das Kind erhält dadurch, wenn der 
Bater adelig ift, den adeligen Stand, Namen 
und Wappen des Vaters, wenn auch der Mutter 
biefe Rechte abgejprochen wurden; ferner eine 
Legitimation durch gerichtlihe Erklärung des 
Baters, wenn Das Kind mit einer förmlich 
verlobten Braut erzeugt wurde. Vgl. Koch, 
11, 8. 772; Gitzler, a. a. O., ©. 135. 


8 
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8. 168. 


Eolange die Mutter ihr uneheliches Kind, der künftigen Beſtimmung gemäß, ſelbſt 
ziehen will und kaun, darf ihr bdaflelbe von dem Vater nicht entzogen werben, befien ı 
achtet muß er die Verpflegungstoften beftreiten, 


8. 169. 


Länft aber dns Wohl des Kindes durch bie mütterliche Erziehung Gefahr, fo IR 
Bater verbunden, dad Kind von der Mutter zn trennen nnd foldhes zu fich zu nehmen ı 
anderöwo fiher und anftändig unterzubringen. 


8. 170. 


Es ſteht den Aeltern frei, fi über deu Unterhalt, bie Erziehung und Verſorgung 
unehelichen Kindes miteinander zu vergleichen; ein folder Vergleich laun aber Dem Rechte 
Kindes Teinen Abbruch thun. 


4 


8.171. 


Die Verbindlichkeit, uneheliche Kinder zu verpflegen nnd zu verforgen, geht, glei € 
anderen Schuld, auf bie Erben der Aecltern über, 


Die Mutter eines unehelihen Kindes ift in der Kegel nicht weniger gewiß ale 

eines ehelihen. Dagegen ift eine natürliche Gewißheit, wer der Water befielben 
noch weniger vorhanden, als bei ehelichen. ‘Diefer Ungewißheit wird dur die ed 
vermuthung abgeholfen, daß derjenige, welcher der Mutter innerhalb eined Zeitraum 
beigewohnt hat, von welchem bis zu ihrer Entbindung nicht weniger als ſechs 
nicht mehr als zehn Monate verftrihen find, für ben Bater des Kindes gehalten v 
($. 163) !. 
s Das außergerichtliche Geſtändniß braucht nicht mit den Erforderniffen des 8. | 
A. ©. O. verfehen zu fein?. Die Einfchreibung des väterlihen Namens in bie Tı 
oder Geburtsbücher macht nur dann einen vollftändigen Beweis, wenn fie auf bie 
8. 164 vorgejchriebene Art erfolgt iſt ®. | 

Dem vorjuftinianeifhen röm. Rechte ift eine Verbindlichkeit des Mannes, ſ 
unehelichen Kinder zu ernähren, fremd. Erſt durch Yuftinian wurde ben im GC: 
cubinate erzeugten Kindern, nicht aud ben fog. spurii oder vulgo quaesiti, ı 





1 Diefer Zeitraum ſtimmt mit dem für bie 
Bermuthung der ehelichen Geburt angenommenen 
(8. 138) überein. Das Pr. L. R. bat für bie 
Bermuthung ber außerebelihen Vaterſchaft 
210—285 Tage, für bie Vermuthung ber ehe⸗ 
Iihen Geburt 210-302 Tage. Bgl. Koch, II, 
88. 770, 778. Die im $. 163 aufgeftellte 
Bermuthung ift wie bie im 8.138 in Anfebung 
ber ehelichen Geburt enthaltene Bermuthun 
(vgl. die Bemerkungen zu ben 88. 137, 138) 
eine einfache praesumptio juris, gegen melche 
ber Gegenbeweis auch durch den Nachweis er- 
bracht werden kann, daß die Beiwohnung nicht 
innerhalb des Zeitraumes ftattgefunden habe, 
innerhalb deſſen fie nach ber Reife bes Kindes 
nah den Gefegen ber Natur bätte flattfinben 
müffen. Dies wird verlannt in ber Obfig. 
Entſch. vom 7. Nov. 1866, 3. 9671, Gerichts 
halle 1867, Nr. 68, und vom 7. Nov. 1866, 
3. #671, Gerichtszeitung 1867, Nr. 11. 

2 „Das im zweiten Abſatze des 8. 163 X. b. 
G. B. ermwähfte außergerichtliche Geſtändniß 
iſt beweismachend, wenn es auch nicht alle 
anderen Erforderniſſe der Gerichtsordnung hat, 
wenn nur fein Inhalt beſtimmt und entfchei- 
dend ift, und das Geftändniß felbft mit Ernſt 
unb Ueberlegung abgelegt worden if. Der 


8.163 enthält zwei abgefonberte Beſtimmur 
über den Beweis ber Vaterſchaft: 1) Wer 
eine in der Gerichtsordnung 2c.; 2) wer 
nur außergerichtlich geftehbt 2. Das au 
gerichtliche Geſtändniß ift nah 8. 110 
. O. eine in ber Gerichtsorbnung vo 
zeichnete Weberweifungsart, daher unter 
erfte Gattung ber Beweiſe ber Baterfı 
zu vechnen; bie zweite Gattung ift alfo of 
bar ein Geftänbniß, welches nicht mit den 
forberniffen bes $. 110 verjehen ift, fonft £ 
ber Gejetggeber biefen Beweis nicht bejon 
und als Gegenfat zu anderen gerichtsorbnun 
mäßigen Beweisarten hervorgehoben, ober 
ganze zweite Sag würbe etwas Meberflüff 
enthalten.” Beſchluß vom 13. Febr. 1! 
3.873, aus Anlaß eines vom mäbeif-Thtef] 
Appellationsgerichte vorgelegten Proceffes. 
vom Jahre 1856, Nr. 137, Beitler, Nr. 46 
Die Anertennung ber Vaterſchaft begreift 
Geftändniß ber Beimohnung in dem im 8. 
bezeichneten Zeitraume in fi. gl. auch 
Obftg. Entf. vom 26. Febr. 1861, 3. 12 
Glaſer und Unger, III, Nr. 1278. 

° ©. die Vorſchriften Über die Führung 
Geburts-, Trauungs- und Tobdtenbilcher, 
geführt bei Michel, Handbuch, I, 234. 
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Weniger aber ben incestuosi ober adulterini, ein Recht auf Alimentation gegen ihren 
Bater gewährt, und auch jenen nur, wenn fie vom Vater ale feine Kinder anerkannt 
worden waren, worauf jedoch ſchon aus bem eben ber Concubine im Haufe und ber 
Behandlung ihrer Kinder als eigener gefchloffen wurde. In Deutichland Dagegen 
machte ſich ſchon ſehr früh die Rechtsanſicht geltend, daß der Vater zur Alimentation 
in was immer für einem außerehelichen Beiſchlaf gezeugten Kinder und zwar 
ſegar vor der Mutter verpflichtet ſei ®. Diejes iſt aud) in Defterreich geltenves Net 
(8. 166, 167). Ob viele Berbinblichkeit in einem Delicte bes Vaters, oder in 
Einem höchft perfönlihen Verhältniſſe zwifchen dem Vater und Kind, eimem Status 
oder Analogon beffelben, der Berwandtihaft, over endlih in der Thatjache ber 
Erjengung, als einem in ſich abgefchlofienen Acte, Liege, durch welchen der Erzeuger 
eine wahre, mit feiner weiteren perjönlihen Relation zu dem Kinde vechtlich verbundene, 
ſelbſtändige Obligation contrahirt, ift fehr ftreitig 6. Die herrfchende Anfiht nimmt bie 
Serwandtfchaft als Grund der Berbinplichkeit an r, 

Diefe Streitfrage ift von großer praftifcher Bedeutung. Ninmt man an, daß bie 
Amentationsverbinvlichleit in einem Delicte ihren Grund hat, fo wäre fie entweder 
nad dem Rechte bes Procehforums ober nach dem Rechte des Ortes des vollzogenen 
Veiſchlafes, je nachdem das eine oder das andere dem aufßerehelichen Vater günftiger ift, 
vom Standpunkte der Berwandtichaft hingegen nach dem Rechte des Domicils des Vaters 
zu beurtheilen. Als Delict müßte ber Beiſchlaf dem Vater auch imputirt werden können, 
und er wäre bei einem entſchuldbaren Irrthum in der Perſon zur Alimentation nicht verbunden. 

Diejenigen, weldhe von dem Standpunkte des Delictes ausgehen, nehmen eine foli- 
dariſche Haftung ſämmtlicher Concumbenten an; biejenigen, welde vom Stanbpuntte 
der Berwandtichaft ausgehen, halten durch die fog. exceptio plurium concumbentium 
das Klagfundament zerftört. Nimmt man ben Standpunkt des Delictes an, fo geht bie 
Verbindlichkeit unbedingt auf die Erben über; nimmt man dagegen blos eine höchſt 
perfönliche Relation zwifhen Vater und Find an, fo hört mit dem Tode des Vaters 
je weitere Verbindlichkeit auf ®. 

Nah dem A. 5. ©. B. läßt fih das Feſthalten an einem beftimmten Principe 
sicht wahrnehmen und es wird daher insbeſondere in Ermangelung einer gefetlichen 

Beftimmung barüber, nad welchem Rechte die Alimentationsverbindlichfeit zu beurtheilen 





ft, nah dem Principe der Verwandtſchaft, als dem allein richtigen, das Recht des 
Domicils des Baterd in Anwendung zu bringen fein; aud) wird von biefem Principe 
aus nad öfterr. Rechte der nicht imputable Beiſchlaf die Alimentationsverbindlichkeit 


nad fich ziehen. 
Des 8. 163 ausgejchloffen ®. 


% Bgl. Glück, XXVIII (1826), 68 fg., 77 
148 fg.; Sintenis, III, 8. 138, Anm. 40, 
©. 93; Bangerow, 1, 8. 260, Anın. 1. 

5 Beranlaffung dazu gab eine unrichtige Auf- 
faflung des fan. Rechtes (Cap. 5 X. de eo 
qui duxit [4. 7]), welches bios die im Con- 
cubinate nach dem Tode der rechtmäßigen Frau, 
nicht aber die im Ehebruche erzeugten Kinder 
im Auge bat. Dean bezog diefe Stelle jedod) 
auf bie adulterini und fam dann zum Schluffe, 
daß ber Bater umfomehr zur Alimentation der 
spurii verpflichtet fein müſſe. Vgl. Glück, 
XXVII, 149 fg.; Sintenis, III, 93; Van—⸗ 
gerow I, 482. 

Vgl. hierüber vorzüglih Buſch, „Ueber 
ben Grund der Verbindlichkeit bes Erzeugers, 
fein unehelihes Kind zu ernähren“, im Archiv 
für civ. Praris, XXIII (1840), 217 fg. 

7 Bgl. Heermwart, „Noch etwas über Die 
Rechte Uneheficher Kinder’ in der Gießer Ztſchr. 
für Eiv. R. u. Pr., XVII (1842), 327 fg.; 
Bangerow, a. a. O.; Fabricius, in Belker's 
und Mutbher’s gahıbücern des gem. deutſchen 


Die exceptio plurium concumbentium ift durch die Mare Tertirung 
Indeffen dürften body wol mehrere Goncumbenten 


Rechts, VI (1863), 371, 372; Sintenis, III, 
8. 138, Anm. 40, wel’ letzterer a. a. O., 
S. 94, bemerkt: „Die Annahme einer oblig. 
ex delicto jcheint mir in Der That zu ſeltſam! 
Ft es nicht geradezu verfebrt zu nennen, wenn 
man ben Kinde zumuthen folf, jein Eriftent- 
werben als Delict zu verfolgen? Und was bie 
dritte Meinung anbelangt, jo läßt fich von dem 
Begriffe der Erzeugung, wenn man ibn einmal 
annimmt, doch eine perfönliche Relation gar 
nicht getrennt denfen. Nur darf man nicht 
vergeffen, daß der Begriff der Verwandtichaft 
bier nur mit Rückſicht auf das Vorhandenfein 
jeiner natürlichen Grundlagen angewendet wer: 
den darf, daß man aber, fobald man hier aus 
ihm weitere, jonft ihn begleitende Folgen zu 
zieben fucht, namentlich rüdfichtlich anderer, 
vermeintlidy folgeweije verwandter Perſonen, 
auf Abwege gerathen muß.’ 

8 Val. Vangerow, I, 482, 483. 

° Auch in der Obſtg. Entſch. vom 28. Sept. 
1859, 3. 7485, Glaſer und Unger, II, Nr. 875, 
und vom 28. Febr. 1860, 3. 1354, Glafer 
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weber folidarifch, no im Falle per Infolvenz des Einen nacheinander in Anfprud g 
nommen werben können 10. 

Den unehelihen Bater fteht nad öſterr. Recht nicht das Recht zu, fein unchelid, 
Kind bei ſich zu erziehen und zu verpflegen ($. 168) !!. 

Außer dem Rechte auf Alimentation fteht nach öfterr. Rechte den unehelich 
Kindern auch noch ein Recht auf Verforgung zu (88. 166, 171), und es geht bie 
Berbindlichkeit, uneheliche Kinder zu ernähren und zu verforgen, „glei einer andere 
Schuld“ auf die Erben der Xeltern über (8. 171). Die unehelihen Kinder e 
fcheinen alfo als Gläubiger der BVerlaffenfhaft, fehmälern die Erbtheile der ehelich 
und können fie unter Umftänden ganz in Anſpruch nehmen, während der Anſpruch d 
ehelichen Kinder auf Alimentation, wenn er auch nicht durch ihr Erbrecht bedingt ift ! 
dennoch die Natur eines erbredhtlihen Anſpruchs an fi trägt und bie Höhe ihr 
Inteftaterbportion nicht überfchreitet 19, 

Es liegt darin ein Erſatz für das ben unehelihen Kindern gegen alle ihre Be 
wandten, mit Ausnahme der Mutter, entzogene Erbrecht, fowie dafür, dag <hnen ble 
gegen ihre eltern ein Recht auf Alimentation zulommt 1. 

Mas die Höhe der dem unehelichen Kinde gebührenden Alimentation und Berforgur 
anbelangt, fo ift dabei nur auf das Vermögen, nicht auch auf ben Stand ber ba; 
verpflichteten Perfonen zu fehen (8. 166), indem es des Standes berjelben nicht thei 
haftig wird, fondern von der Mutter blos den Geſchlechtsnamen, nit auch ik 
Stanvesvorzüge erhält ($. 165). Im übrigen kommen auch rüdjichtlid der unehelich 
Kinder die in den 88. 139—146 aufgeftellten Regeln zur Anwenbung. 

Hat ein Anderer als der dazu Verpflichtete das uneheliche Kind verpflegt, jo far 
er den Erfat von den Xeltern verlangen ($. 1042). Das Kind felbft aber ift nic 
berechtigt, die bereit8 von einem Anderen genofjene oder ſich felbft verfchaffte Berpflegur 
von feinen eltern in Anfprud zu nehmen 2°. 





und Unger, III, Nr. 1092, wurbe bie exceptio 
plurium concumbentium verworfen. &benfo 
nach preuß. Rechte. Nur ift nach preuß. Rechte 
dieſe Einwendung, wenn fie erwieſen wird, bei 
ber Beftimmung ber Höhe der Anfprücde ber 
Mutter (vgl. Anm. 15) zu berüdfichtigen. 
Koch, II, 8. 767, ©. 656. Auch bat in einem 


gegen eheliche Kinder mit dem Tode des Ve 
pflichteten, nicht minder aber auch gegen m 
ebeliche. Bgl. Bangerow, I, 484, Abſatz 8 a. I 
‚ 1% Sreilih kann diefe Beftimmung bes $.1i 
im einzelnen Falle zur großen Benadhtheiligur 
ber ebelihhen Kinder führen. Bgl. über b 
eigenthümlichen Beſtimmungen bes Pr. 2. 9 
Koh, II, $. 853. Ungeachtet ber 8. 171 bie 


ſolchen Falle das Kind keinen Alimentations- 
anfpruch gegen die väterlihen Großältern. 
Koh, II, $. 595, ©. 284. 

10 Vgl. au Stubenraud, I, 312. 

ı2 Gemeinrechtlich ift dies ftreitig. Vgl. Fa⸗ 
bricius, „Ueber bie Derehtigung zur Erziehung 
und Berpflegung unehelicher Kinder” in Bekker's 
und Mutber’s Sahrblcern bes gem. beutfchen 
Rechts, VI (1863), 365— 388, insbef. S. 372 1g- 
welcher dieſe Frage bejaht. — Das Pr. U R., 
Thl. II, it. 2, 8. 622 beftimmt: „Nach 
zurüdgelegtem vierten Jahre hängt es von ber 
Wahl des Baters ab, die Verpflegung und Er- 
ziehung bes Kindes felbft zu beforgen ober fie 
ber Mutter auf feine Koften ferner zu über- 
laffen.“ 8. 623 ebendaf.: „Will die Mutter 
bie Erziehung und Verpflegung bes Kindes auf 
ihre aleinigen Koften Übernehmen, fo bat ber 
Bater kein Recht zum Widerſpruch.“ 

12 Bol. bie Bemerk. zu $. 795. Der An- 
fpruh auf Berforgung kann aber nicht eher 
geltenb gemacht werben, als bis das Bedürfniß 
berjelben eintritt. Bol. bie Obftg. Entf. vom 
12. Sept 1855, 3. 8327, Glaſer und Unger, I, 
Nr. 138. 

13 Vol, die Bemerk. zu ben 88. 787—794, 
vor Anm. 9 und zu 8. 795. Auch nad röm. 
Recht erlifcht bie Alimentationswerbinblichkeit 


Verbindlichkeit eine „Schulb‘ nennt, fo ba 
jedoch nicht überfehen werben, daß diefe Schu‘ 
fih nad dem Bermögen ber Aeltern richt 
(8. 166). Das Recht auf Alimentation fle 
Daher im Falle des Eoncurfes allen Gläub 
gern nah, und das Kind kann aus dem Eoı 
cursmaffevermögen nichts fordern, wenn nid 
alfe Ottubiger befriedigt werben können, R} 
wenig als ben erwerbsfähigen Aeltern je 
deren Selbfterhaltungsredht doch bem ber Kir 
ber vorgeht (vgl. die Bemerk. zu den 88. 18 
— 146), Unterhaltsanfprüche gegen bie Eoncuri 
maſſe zuftehen, und ber Bater hödftens fi 
das uneheliche Kind auch die Rechtswohlthate 
bes $. 362 4. ©. O. in Anfpruh nehm 
fönnte. Zu einem anderen Nefultate wär! 
man gelangen, wenn man ale ben Grund bı 
Alimentationsanfprüche nicht bie Berwandtfcha| 
fondern ein Defict annähme. 

19 Bel. Süd, a. a. D., S. 291 fg. und d 
neuefte Literatur bei Bangerow, a. a. O 
S. 485, Anm. 3. In biefem Sinne find au 
die Obftg. Entſch. vom 5. Mai 1857, 3. 497: 
Glaſer und Unger, 1, Nr. 838, vom 24. Feb 
1858, 3. 1684, Glaſer unb Unger, II, Nr. 51' 
vom 31. Aug: 1859, 3. 9683, &lafer un 
Unger, II, Nr. 851, vom 24. Oct. 186 
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Das Recht auf Alimentation und PVerforgung fteht blos den unehelihen Kindern 
gegen ihre eltern, nicht auch umgelehrt den Aeltern gegen ihre Kinder zu 16, 

Für die Mutter eines auferehelihen Kindes entftehen durch die Schwängerung 
gegen den Schwängerer nur dann gewifle Anfprücde, wenn fie verführt wurde Nur 
in biefem Yale find ihr die Entbindungs- und Wocenbettöfoften (8. 1328), fowie 
auch aller fonftiger dadurch entftandener nachweisbarer Schade zu erfeten ?7. 


8. 172. 
Erlöfhung der väterliden Gewalt über bie Kinder. 
Die väterliche Gewalt Hört mit der Großjährigleit des Kindes fogleich auf, wofern nicht 
us gerechter Urſache die Fortdaner derſelben anf Auſuchen des Vaters von dem Gerichte ver: 
wifigt und Öffentlich befaunt gemacht worden ift. 


8.173. 

Gerechte Urſachen, die Fortbaner der väterlihen Gewalt bei Gericht anzufudgen, find: 
Bean dad Kind ungeachtet der Bolljührigteit wegen Leibes- ober Gemüthögebrechen ſich felbft 
u verpflegen, oder feine Angelegenheiten zu beforgen, nicht vermag; oder wenn es fidh 
während ber Minderjährigleit in beträchtliche Schulden verwidelt, oder ſolcher Bergehungen 
fAuldig gemacht bat, wegen welcher eö noch ferner unter genauer Aufficht des Vaters gehalten 
werben nf. 

8.174. 

Kinder können and vor Zurücklegung bes vierunbzwanzigften Jahres and ber väterlichen 

Gewalt treten, wenn der Bater mit Genehmhaltung des Gerichtes fie ansdrüclich entläßt, 





aber wenn cr einem zwanzigjährigen Sohne die Yührung einer eigenen Hanshaltung geftattet. 





83. 8823, Glafer und Unger, II, Nr. 1214, 
vom 20. Oct. 1861, 3. 5486, Slafer und 
Unger, IH, Nr. 1375, und vom 6. Nov. 1861, 
3.6845, Glaſer und Unger, III, Nr. 1414 er- 
floffen. Borausfegung ift jedoch, daß ber Dritte 
Den animus recipiendi gehabt hat, welcher 
indeß nicht beſonders erwiefen zu werben 
braudt. Dieſer Erſatzanſpruch ſteht auch der 
Mutter gegen ben unehelichen Vater zu. Vgl. 
Koch, II, 8. 595, ©. 284. Es kann fi jebod 
auch ſchon aus den Umftänden, unter denen Die 
Verpflegung geleiftet wurde, ergeben, daß ber 
animus recipiendi nicht vorhanden mar. Dies 
wurde mit Recht in einem Falle angenommen, 
wo die Mutter eines im Jahre 1844 geborenen 
Kindes erſt im Jahre 1863 klagbar auf Ritd- 
erſatz der von ihr feit der Geburt bis zum 
Klagstage beftrittenen Alimente auftrat. Obſtg. 
Entid. vom 6. Febr. 1867, 3. 891; Gerichts⸗ 
balle 1867, Nr. 38. Auf dieſen Anfprud 
finden die Berjährungsiriften der 88. 1480 und 
1489 feine Anwendung. Obfig. Eutſch. vom 
22. Febr. 1859, 3. 1577, Glaſer und Unger, 
II, Nr. 733, vom 22. Febr. 1860, 3. 1727, 
Glaſer und Unger, III, Nr. 1089, und vom 
24. Oct. 1860, 3. 8823, Glaſer und Unger, 
III, Nr. 1214. 

16 Die entgegengefeßte Beſtimmung' enthält 
Las Pr. L. R., II, 2, 8. 638. Bol. Koch, IT, 
285, Nr. 4. Für das öſterr. Recht nehmen 
manche wenigſtens rüdfichtlih der Mutter eine 
Berbindlichteit des unehelichen Kindes zur Alt- 
mentation an, fo 3. B. Stubenraud, I, 319, 
Abſatz 11, weil der unehelihen Mutter auch ein 
Erbrecht gegen Das Vermögen des Kindes zu- 


fomme (8. 756) und das Kinb ber Mutter 
gegenüber faft „geine Rechte wie die ehelichen 
genieße (88. 754, 763, 795, 1220, 1231). 

17 Das Br. L. R. unterfcheibet vier Fälle: 
1) Bei Weibsperfonen, welche fih in Huren- 
bäufern aufhalten oder fih gegen Bezahlung 
preisgeben, von ihren Männern getrennt lebende 
Ehegattinnen und Frauensperfonen, welche den 
Mann zum Beilchlaf verführt haben, entfteht 
für den Mann gar feine Berbindlichkeit. 2) Wenn 
die Mutter fchon vorhin von einem Anderen ale 
bem jeßigen Schwängerer gejhmwängert war 
oder von ihrem Manne getrennt lebt, ſich vor- 
mals in Hurenhäuſern aufgehalten bat oder 
übelberlichtigt ift, fo hat der Mann nur bie 
Entbindungs- und Wochenbettstoften, Kur- und 
Beerdigungetoften der in den Wochen fterben- 
den Diutter zu beftreiten. Active Unteroffiziere 
und Soldaten haben eine Tare von 1 Thlr. 
10 Sgr. bie 2 Thlr. zu entrichten. 3) Unbe- 
icholtene ledige Frauenzimmer, Witwen und 
nicht wegen Chehrudhe geichtedene Frauenzimmer 
haben außer Diefen Koften eine Ausftattung zu 
fordern. 4) Fraueneperjonen, weldhen von dem 
Schmwängerer die Ehe ausdrücklich verjproden 
wurde und dann ein lebendes Kind zur Welt 
bringen, fowie jene, welche genothzüchtigt wur— 
den, haben das Recht, die Verehelichung oder 
eine Eheſcheidungsſtrafe und Namen, Rang 
und Stand feiner gefchiedenen Gattin zu ver- 
langen. Die exceptio plurium concumbentium 
bat anf den Inhalt der Forderung den Ein: 
fluß, daß fie auf das geringfte Maß berab ge- 
mindert wird. Koch, II, 8. 767; Kitler, a. a, 
O., ©, 152 fg. 
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8. 175. 


Penn eine miuderjährige Tochter fi verehelicht, ſo kommt fie zwar in Müchſicht ihrer 
Berfon unter die Gewalt des Mannes (88. 91 und 92); in Hinficht auf daB Vermögen aber 
hat der Vater bis zu ihrer Großjührigfeit die Rechte ımb Pflichten eines Curators. Gtirkt 
der Mann während ihrer DMinderjährigkeit, fo kommt fie wieder unter bie väterliche Gewalt. 


8. 176. 

Wenn ein Vater ben Gebrand ber Vernunft verliert, wenn er als Verſchmender erklärt 

oder wegen eines Verbrechens auf längere Zeit als ein Jahr zur Gefäugnißftrafe verurtheilt 

wird, wenn er eigenmädhtig auswaudert, oder wenn er über ein Jahr abweiend if, ohne vor 

feinem Aufenthalte Nachricht zu geben, fo Tommt die väterlihe Gewalt außer Wirkſamleit 

und es wird ein Vormund beftellt; hören aber biefe Hinderniffe auf, fo tritt der Bater wicher 
in feine Rechte ein. 


8. 177. 


Väter, welche die Verpflegung und Erziehung ihrer Kinder gänzlich vernadgläffigen, ver- 
lieren die väterlihde Gewalt auf immer. 


8.178, 


Gegen den Mishrand der väterlichen Gewalt, wodurd das Kind in feinen Nedhten ge 
fränft wird, oder gegen bie Unterlaffung der damit verbundenen Pflichten Tann nicht nur Das 
Kind felbft, fondern jedermann, der davon Kenntniß bat, nnd befonders bie näüchſten Anver⸗ 
wandten, den Beiftand des Gerichtes aurufen, Das Gericht hat den Gegenftand ber Beidgwerbe 
zu unterfuchen nud bie ben Umſtänden augemeſſenen Verfügungen zu treffen. 


Die gemeinrechtlich ftreitige Brage, ob auch bei Zöchtern die Anlegung eines eigenen 
Haushaltes die Beendigung der väterlihen Gewalt nach ſich zieht ?, wurde durch 8. 174 
in verneinenden Sinne entjchieven, und das Alter des Sohnes nad) dem Vorgange des 
Pr L. R. (I. 2, 8. 215) für diefe Art der Entlaffung aus ber väterlihen Gewalt 
auf 20 Jahre feitgejegt 2. 

Die Zuftimmung des Vaters zur Führung eines felbftändigen Haushaltes Tann 
auch ſtillſchweigend ertheilt und, wenn fie ohne gerechte Urfachen verweigert wird, vom 
Richter fupplirt werden. Die Entlaffung aus ver väterlihen Gewalt durch aus⸗ 
drückliche Erklärung des Vaters mit Genehmigung des Gerichtes findet 
auch auf Töchter Anwendung und es ift hierzu nicht, wie zur Entlaffung eines Minder⸗ 
jährigen aus der vormundſchaftlichen Gewalt ($. 252), das zurüdgelegte zwanzigfte 
Jahr unerläßliche Beringung (Hof. vom 15. Juni 1835, 9. ©. ©., Nr. 36). 

Durd die Eingehung einer Ehe wird bei einen minderjährigen Manne die väter- 
fihe Gewalt oder Bormunbfhaft ganz unberührt gelaffen. Beim Weihe find bie 
väterlihe Gewalt und Vormundſchaft in ihren rein perfünlihen Wirkungen mit den dem 
Manne zuftehenden Rechten unvereinbar, und fie gehen daher mit ber Verheirathung der 
Minderjährigen in eine Bermögenscuratel über ($. 175). Der Dann erlangt alfo aud 
nit das ihm nad 88. 1238 und 1239 zuftehende Berwaltungs- und Nutnießungs- 
recht. Iſt der Mann felbft noch minderjährig, fo kommt deſſen minberjährige Frau 
zwar bemungeadhtet in allen rein perfünlichen Beziehungen unter feine Gewalt; da er 
jebody felbft noch unter wäterliher Gewalt oder Bormundjchaft fteht, mittelbar unter die 
Gewalt des Vaters oder Vormundes deffelben *. 

Die Beſtimmung des $. 176, daß die Verurtheilung bes Vaters wegen PVer- 
brechens zu einer bie Dauer eines Jahres überjchreitenden Gefängnißftrafe Die Hemmung 
ber väterlihen Gewalt für die Zeit der Haft nad) -fih zieht, wurde für die der Civil. 





I Bol. Kraut, Die Vormundſchaft nah den | nen Haushaltes Überhaupt denfelben, a. a. O., 
Grundſätzen des Deutihen Rechts (3 Bde., | S. 600 fg., 647 fg. 

2b. I, Göttingen 1835, Bd. II, 1847, Bb. III, ® Bol. dazu Kraut, II, 649, 654 fg., 656 fg. 
1859), II, 658, unb über die Erlöſchung der ® Bol. Kraut, II, 649 fg. 

säterlihen Gewalt durch Anlegung eines eige- * Bgl. Über das gem, Recht Kraut, IT, 561 fg. 


Gaupttäd M. Bon den Rechten zwifchen Leitern und Kindern. 66. 175—182. 119 


ſtrafgerichtsbarkeit unterſtehenden Väter ° durch 8. 5 des Gefeßes vom 15. Nov. 1867 
R. SG. Bl., Nr. 131) dahin geändert, daß ber Richter hierüber in jedem einzelnen 
Falle nad, feinem Ermeſſen zu entfcheiden hat. Die „angemeflenen Verfügungen‘ des 
8. 178 dürfen nicht in der Entziehung ber väterlihen Gewalt auf immer beftehen. 

Bird die väterlihe Gewalt über die gefeglihe Dauer verlängert (88. 172, 173), 
fo danert fie mit allen ihren rechtlichen Wirkungen fort und geht nicht in eine gewöhn⸗ 
Tiche Curatel über. 

Iſt das Kind bereit3 aus der väterlihen Gewalt getreten, fo kann nur noch aus 
den in ben 88. 273 fg. angegebenen Gründen die uratel über bafielbe verhängt 
werden. Wird jedod ber Vater zum Curator beftellt, jo wird er ber ſtaatlichen Ober- 
bevormundung lebiglid fo unterworfen, als wenn eine Verlängerung ber väterlichen 
Gewalt verfügt worden wäre. Insbeſondere bevarf alfo feine Zuſtimmung zur Ein- 
gehung einer Ehe nicht der obercuratorifchen Genehmigung. Vgl. auch die Bemerkungen 
zu den 88. 147—153. " 


8. 179. 
Dem Redtöverhältniffe zwiſchen Aeltern und Kindern ähnliche Verbindungen, Annehmung an Kinbesftatt. 
Berfonen, welche den ehelofen Stand nicht feierlich angelobt nud Teine eigenen ehelichen 
Kinder haben, können an Sindeöftatt annehmen; bie annehmende Perſon heißt Wahlvater 
sder Wahlmutter; die angenommene heißt Wahlkind. 


8. 180. 
Erfordernifſe gur Annahme an Kinbesfatt. 
Bahtoäter oder Wahlmütter mäflen das fünfzigfte Jahr zuridgelegt Haben, und ein 
Wahllind muß wenigftend achtzehn Jahre jlinger fein als feine Wahlältern. 


. 181. 


Die Annahme an Kindesſtatt Tann, wenn das Kind minderjährig iſt, une mit Einwilli⸗ 
gung beö ehelichen Vaters, oder, in befien Ermangelnung, nur mit Einwilligung der Mutter, 
des Vormundes nnd des Gerichtes zu Stande kommen. Auch wenn dad Kind großjährig, 
aber fein chelicher Bater noch am Leben ift, wird deſſelben Einwilligung erfordert. Gegen 
bie ohne binreihenden Grund verfagte Einwilligung Tann bei dem ordentlihen Richter Be: 
ſchwerde geführt werden. Die mit der erforderlichen Einwilligung verfehene Annahme an 
Kindesſtatt ift der Landesſtelle zur Beftätigung und dem Gerichtöftande der Wahlältern und 
des Wahlkindes zur Eintragung in dic Gerichtsacten vorzulegen. 


8. 182. 
Aus Annehmung an Kinbesftatt entipringenbe Rechte. 

Eine wejentlihe, rechtliche Wirkung der Annahme an Kindesftatt ift: daß die angenoms 
mene Perſon den Namen des Wahlvaters oder den Geſchlechtsnamen der Wahlmutter erhält; 
fie behält aber zugleich ihren vorigen Familiennamen mund den ihr etwa eigenen Familien⸗ 
adel bei. Wünſchen bie Wahlältern, daß der ihnen eigewe Adel und das Wappen auf das 
Wahlkind übergehe, fo muß die Bewilligung des Landesfürften angeſucht werben. 





6 Wiewol durch $. 5, Abſatz 2 des Gefekes 


° Der Civilftrafgerichtsbarfeit unterfianden 
vom 15. Nov. 1867 nur ausbrüdlich bie 


zur Zeit bes Beginnes der Wirkfamleit Diefes 


Geſetzes alle jene Perſonen, welche nicht durch 
das f. Bat. vom 22. Dec. 1851, R. ©. BL, 
Nr. 255 der orbentliden Militärgerichtsbarteit 
zugetwiefen waren. Gegenwärtig find die Be⸗ 
ftimmungen bes Geſetzes vom 20. Mai 1869 
(R. G. Bl., Nr. 78) und vom 23. Mai 1871 
(R. ©. Bl., Nr. 45) maßgebend. gl. bier- 
über die Bemerk. zu 88. 16—18. Entſchei⸗ 
dend ift der Gerichteftand des Vaters. 


88. 191, 254 und 281 A. b. G. B. dahin ge: 
ändert werben, daß Über die Frage, ob eine 
ftrafgerichtliche PVerurtheilung für ben Ber- 
urtbeilten bie Untauglichleit zur Uebernabme 
von Vormundſchaften oder Euratelen nad fich 
ziebe, der Richter in jedem einzelnen alle 
nad feinem Ermeſſen zu entfcheiden babe, fo 
ſpricht dDoh eine zwingende Analogie für bie 
gleiche Behandlung der väterlichen Gewalt, 


120 Erfier Theil. Von dem Serfonenreite. 


8.183. 


Zwiſchen den Wahlältern und dem Wahltinde und deſſen Nachkommen finden, infowei 
dad Geſetz Teine Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwiſchen den ehelichen Aeltern unl 
Kindern, ftatt. Der Wahlvater übernimmt bie väterlihe Gewalt. Auf bie Übrigen RU 
glieder der Familie der Wahlältern bat dad Verhältniß zwiſchen den Wahlältern umb ben 
Wahllkinde keinen Einfluß; dagegen verliert bad Wahllind and bie Rechte feiner eigene 
Familie nit. 


8. 184. 
Die Rechte zwilhen Wahlältern nnd Wahllindern können burch Vertrag aubers beſtimm 


werden, infofern dadurch die im $. 182 angeflihrte weientlihe Wirkung der Annahme as 
Kindesftatt nicht abgeändert, uoch dem Rechte eines Dritten zn nahe getreten wird. 


8. 185. 
Erlsſchung bes Rechtsverhältnifſes. 


Das rechtliche Verhältniß zwiſchen den Wahlältern und dem Wahllinde lann, infolangı 
das Wahlkind minderjährig iſt, nur mit Einwilligung der Vertreter des Minderjährigen mul 
des Gerichtes aufgehoben werden. Nach Erlöſchung bed Rechtsverhältniſſes zwiſchen den 
Wahlvater und dem Wahltinde kommt das minderjährige Kind wieder unter die Gewalt bei 
ehelichen Vaters, 


Nah röm. Recht, aus welden das Nechtsinftitut der Adoption ind gemeine un 
aus dieſem in das öſterr. Recht übergegangen ift, bezwedte bie Adoption vorzüglich bi 
Erwerbung ber väterlihden Gewalt und bradjte die Wirkung mit fi, daß Adoptir 
find und Adoptivvater in ein dem natürlichen rüdfichtlih feiner Wirkungen gleiche 
Berwandtihaftsverhältnig verfegt wurden, das Rind den Nämen bes Adoptivvaters an 
nahm und zu den von bemfelben abftammenven, noch in feiner Gewalt befinbliche 
Kindern und ferneren Defcendenten in das Geitenverwanbtihaftsverhältnig vom Vate 
her trat. Auch traten für den Mboptivvater alle Wirkungen und Yolgen ein, welch 
die väterlihe Gewalt in Anfehung des Vermögens des Aooptivfindes und ber fonftige 
gegenfeitigen Berhältniffe nach fi zog, während fie für ven leiblichen Water de 
Aboptiofindes aufhörten. Außer der Adoption im eigentlihen, engeren Sinr 
(adoptio plena) fennt das röm. Recht auch noch eine Adoption im weiteren Sinn 
(adoptio minus plena), burdy weldye weder rüdfichtlih der väterlichen Gewalt de 
Adoptirenden noch feines Tamilienverhältnifies etwas geändert wurbe, fondern dere 
rehtlihe Wirkung einzig und allein darin beftand, daß das Wboptivfind feine 
Aboptiovater, wenn er über feinen Nachlaß nicht lektwillig verfügt batte, wie ei 
(ei liches Kind beerbte, ohne jedoch ein Notherbenreht gegen benfelben ;: 
erlangen 2. 

Nach heutigem Rechte hat die väterlihe Gewalt bie große praftifhe Bebeutun, 
nicht "mehr, welde fie nad röm. Rechte hatte. Unmittelbarer Zwed ber Adoption ifl 
fi einen Erben feines Namens und Vermögens zu verfchaffen, und bie Erwerbung ve 
väterlihen Gewalt fommt nur noch ganz nebenbei in Betracht ®. 

Nah öſterr. Hecht befteht die einzige nothwendige Wirkung der Adoption bio: 
darin, daß das Aboptivfind den Namen des Adoptivvaters ober den Ge 
[hledhtönanen der Adoptivmutter erhält (8. 182). Alle übrigen geſetzlichen 





1 Bol. Sintenis, III, 8. 139, ©. 10. | _* Bgl. Sintenie, IIT, $. 189, Anm. 1 
» Bgl, Sintenis, III, 115 fg. ©. 9. 
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Virkungen der Adoption können vertragsmäßig befeitigt werben ($. 184). Wenn und 
inſoweit jedoch durch den Aboptionsvertrag nichts Abweichendes feitgefeßt wurbe, erzeugt 
| die Aoption zwifchen dem Aooptivenden und dem Aboptirten und ben Nachkommen 
defielben, nicht auch dem Ehegatten des Wooptirenden, ausgenommen es hätten beide 
adoptirt, und aud nicht zwifchen den Verwandten des Aboptirenben, ein ber ehelichen 
Bermandtfchaft, und zwar der Abſtammung des Adoptivfindes von dem Adoptirenden 
im erſten Grade, in allen ihren rechtlichen Wirkungen gleichſtehendes Rechtsverhältniß 
(. 183), nur fteht bem Adoptirenden kein gefetsliches Erbrecht gegen das Adoptivfind 
a($. 756 a. E.). Auch wird die Adoptivverwandtſchaft im Eherechte der natürlichen 
verwandtſchaft nicht gleichgeftellt. 

Den natirlihen Verwandten des Aboptirten gegenüber befteht das bisherige Ver⸗ 
Klug in allen feinen rechtlichen Beziehungen, mit Ausnahme berjenigen, welche fid) 
anf die rechtliche Gewalt beziehen, fort ($. 183 a. E.). 

Fähig zu aboptiren ift ohne Unterfchieb des Gefchlechtes jerermann, welcher das 
fäufjigfte Lebensjahr zurüdgelegt (8. 180), den ehelofen Stand nicht feierlich angelobt 
bat? umd Feine eigenen ehelichen Kinder befist (8. 179). Das Wahlfıind muß um 
' 18 Jahre jünger als der Mboptirende ($. 180) und darf Fein uneheliches Kind deſſelben 
fen (Hofd. vom 28. Ian. 1816, 9. G. S., Nr. 1206) ®. 

Die Adoption kann nur buch einen fohriftlichen Vertrag bewerkftelligt werben 
($. 257 des Gefeßes vom 9. Aug. 1854), welcher zu feiner Gültigfeit der Betätigung 
der Pandesftelle (8. 181) und, wenn ber Übel und das Wappen der Wahlältern auf 
8 Bahllind übergeben follen, rüdfichtlih der Wirkſamkeit dieſer Beftimmung ver 
baudesfürſtlichen Bewilligung bebarf (8. 182) und der Perfonalinftanz der Wahlältern 
ſewol als des Wahlfindes zur Eintragung in bie Gerichtsacten vorzulegen ift ($. 181). 
Etirht der Wahlvater oder die Wahlmutter vor der Ertheilung ber Beftätigung bes 
Moptivactes, fo ift der Vertrag ungültig. Iſt jeboch die Adoption nody bei Lebzeiten 
berielben erfolgt, jo Tann der Adoptivact auch nad dem Tode des Adoptanten bem 
Gerihtöftande beider Theile vorgelegt und in die Gerichtsacten eingetragen werben 
Hoſd. vom 28. Juni 1837, 9. ö. 5 Nr. 209). Rückſichtlich der Erforberniffe des 

optionsvertrages gilt nur das Beſondere, dag auch, wenn das Kind großjährig ift, 
die Zuſtimmung bes ehelichen Vaters deſſelben erfordert wird ($. 181). Die Einwilli- 
gung des minderjährigen Kindes ift zur Adoption, wie überhaupt zu Rechtsgeſchäften, 
welhe von deſſen Vater oder Vormündern gejchloffen werben, nicht wefentlich 7. 

Der Aooptionsvertrag Tann, folange das Kind minberjährig ift, auch wenn ber 
ehlihe Vater defjelben noch am Leben ift, nur mit Einwilligung des Gerichtes aufge- 
hoben werben ($. 185). 

In allen Fällen ift ein eigener Vertrag zur Aufhebung der Aboption erforberlid), 
welher jevody, ausgenommen wenn wegen Minderjährigfeit des Adoptirten die gericht: 
liche Beftätigung erforderlich ift, nicht fchriftlich gefchloffen zu werden braucht und aud) 





* Der Empfang ber höheren Weihen ift, 
weil dabei nicht wie beim Eintritt in einen 
geiſtlihen Orden ber ehelofe Stand feierlich 
gelobt wird, Fein Hinderniß ber Adoption. 
Bl. auch Haimberger, „Kurze kirchenrechtliche 
Bemerkungen zu ben 88. 573 u. 179 4.6.6.8." 
in der Ztichr. für öfterr. Rechtsgel., 1838, II, 
57 [% Stubenraud, I, 327. Anders nad 
Pro. g., II. 2, 88. 668—671, wonach ber 
Adoptirende nicht vermöge feines Standes zum 
elofen Stanbe verpflichtet fein barf. Vgl. 
8b, II, 8. 771. 

Anlaßlich eines fpeciellen Falles wurde 
durch das Hofd. vom 21. April 1820 (J. ©. 
&., Nr. 1659) ausdrücklich erflärt, daß auch 
die einfeitige Adoption des einen Chegatten 


zufäffig fei und baß auch bie bloße Möglichkeit, 
noch eigene Kinder zu erhalten, 3. B. wegen 
jüngeren Alters der Öattin, fein Hinderniß ber 
Adoption fei. 

s Auch nad röm. Recht mußte ber adoptans 
um eine plena pubertas älter fein als ber 
adoptandus (adoptio naturam imitatur, 1. 16. 
D. 1. 7. de adopt.), und war bie Adoption 
von Concubinenkindern verboten (vgl. Vange⸗ 
row, I, $. 249, Anm. 1, Abjat 2, 6). 


? Beftimmungen über das Berfahren in 
jenen Fällen, in welchen, weil ber ebeliche 
Bater nicht mehr anı Leben ift, bie gerichtliche 
Einwilligung erfordert wird, enthalten bie 
88. 258—262 bes Gefetses nom 9. Aug, 1854, 


122 aerſer Teil. Mm dem herſenemeqhte. 


der Beſtätigung ber Landesſtelle nicht bebarf®., Durch bie vertragsmäßige Aufhebung 
werben alle Wirkungen ber Adoption befeitigt. 


8. 186. 
Uebernahme in bie Pflege, 


Die Rechte und Berbinbligfeiten ber Wahlältern und Wahllinder Iefien ſich auf Kinder, 
die ur in Pflege genommen werben, wicht anwenden. Diele Pflege fteht jedermann frei; 
wollen aber bie Parteien hierüber einen Vertrag fließen, fo muh er, infsfern die Rechte 
des Pflegelindes geihmälert oder demſelben befondere Verbindlichleiten anferiegt werben 
foffen, gerichtlich befätigt werden. Huf. deu Erfay der Pflegekoſten haten bie_Pflegeältern 
feinen Auſpruch. 


s Na Pr. ER. (Bol. Koh, II, 8. 771 
a. €.) iſt diefer Vertrag von berfelben Beide 
zu beftätigen, burch welche bie Errichtung be⸗ 


fätigt wurbe. Dem röm. zaeie iR eine f 
Aufhebung fremb. Rod, II, $. 771, Aum.1 








Hanpttüd IV. Bon ben Vormundſchaſten und Euratelen. 66. 187 m. 188, 123 


Viertes Haupiſtück. 
Bon den Bormundfchaften und Euratelen. 


8. 187. 
Beſtlummung ber Vormundſchaft und Guratel. 

Berfonen, deuen die Sorge eines Vaters nicht zu ftatten Tommt, umb bie noch minder 
jährig oder ans einen anderen Grunde ihre Angelegenheiten ſelbſt zu beforgen nufähig find, 
gewähren die Geſetze durch einen Vormund ober durch einen Enrator befonderen Schutz. 

8. 188. 
Unterfgieb zwiſchen Vormundſchaft unb Curatel. 
Ein Vormund Hat vorzüglich für die Perſon des Minderjährigen zu forgen, zugleich aber 


: fen Vermögen zu verwalten. Ein Curator wird zur Beforgung ber Angelegenheiten ber- 


jenigen gebraucht, welche dieſelben ans einem anderen Grunde, als jenem ber Minderjährig« 
kit, ſelbſt zu beforgen unfühig find. 


Nah der heutigentags fat allgemein für richtig erkannten Lehre! beſteht nad 
tim. Rechte der Hanptunterfchied zwiſchen Tutel (Vormundſchaft) und uratel darin, 
daß der Tutor bei der bilxgerlihen Unfelbftänvigfeit des Pupillen deſſen Handlungs» 
unfühigfeit zu ergänzen, auctoritatem interponere, ber Curator hingegen nur feinen 
Conſens zu ertheilen hatte. 

Die frühere Anfiht ging dahin, das Haupteriterium liege darin, daß der Vor⸗ 
mund hHauptfächlich für die Perfon des Mündels, der Curator nur für da8 Vermögen 

Suranden zu forgen habe ?. Diefe Auffaffung, welche noch lange nad) ber 
Afaffung des U. b. ©. B. bis in die neuere Zeit herauf die herrſchende war, hat 
offenbar auch den Berfaffern des 4. b. ©. B. bei der Aufftelung des Unterfchiebes 
wilhen Vormundſchaft und Curatel ($. 188) vorgeſchwebt, wurde jedoch nicht voll. 
fändig aboptirt, indem anerfannt wird, daß aud ber Curator je nach dem Grunde 
der Curatel ſür die Perſon des Pflegebefohlenen zu forgen habe ($. 282). Damit 
wurde jeder begriffliche Unterfchied befeitigt; auch gelten für die Curatelen ridjichtlich 
der Beftellung (8. 280), der Entfchuldigungs- und Ausihliegungsgründe ($. 281), der 
Art und Weile der Verwaltung ($. 282) ganz biefelben Rechtsfäge wie bei der Alters 
vormundſchaft. Nur in Anfehung der Entftehung und Erlöfchung machen fi in ber 
atur der Sache liegende Berjchiedenheiten, jedoch wieder nicht nur zwifchen ber 
Altersvormundſchaft und der Curatelen, fondern auch zwifchen ven einzelnen Arten ber 
Curatelen ſelbſt bemerkbar, ſodaß die einzelnen Arten der Curatelen unter ſich nicht 
mehr Gemeinſames haben als mit der Altersvormundſchaft. 


— — — ——— —— ————— —— ———— —— ——— — —— 


I Bl. Löhr, „Weber die röm. Begriffe von | 1. 12—15 D. de test. tut. (26, 1): Certarum 
Tutel und Enratel“ in feinem Magazin fir | rerum vel causarum testamento tutor dari 
Rehtew., III, 14 fg.; Slüd, XXIX (1827), | non potest, nec deductis rebus (l. 18) et si 
©. 1 fg.; Rudorff, Das Necht der Bormunb- | datus fuerit, tota datio nibil valebit (1. 14), 
haft aus ben gem. in Deutfchland geltenden | quia personae, non rei vel causae 


echten entwidelt (3 Bde., Berlin 1832, 1833, 
), I, 21 fg; Sintenis, III, $. 145, 
Anm, 1, ©. 177 fg.; Bangerow, I, 487 fg. 
Und pie ausführfige Citeraturangabe bei Ban- 
erow, a. a. O., ©. 4%. 


2 Diefe Anſicht ſtützt ſich vorzüglich auf 


datur, welche Worte dahin zu verſtehen ſind, 
daß der Tutor zur Ergänzung der ganzen 
juriſt. Perfönlichkeit, nic für ein einzelnes 
Geſchäft beftellt werben könne (Vangerow, I, 


$. 263, Anm.). 
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8.189. 
Kon der Vormundſchaft. Beranlaffung zur Beſtellung. 

Wenn der Fall eintritt, daß einem Minderjährigen, er fei von ehelicher oder une 
Geburt, ein Bormund beftellt werben muß, fo find die Verwandten bed Minderjährige 
andere mit ihm in uahem Verhältnifſe ftehende Perſonen unter augemeſſener Ahndun 
bunden, dem Gerichte, unter deſſen Gerichtsbarleit ber Minderjährige fteht, die Aunze 
machen. Auch die politiicgen Obrigleiten, die weltlichen und geiftlihen Vorſteher bi 
meinden, müflen forgen, daß dad Gericht hiervon benachrichtigt werbe. 


8 IR. 
Ver ben Bormund zunächſt beftelle. 
Das Geriht muß, fobald es zur Kenntniß gelangt if, von Amts wegen die Vef 
eines tanglihen Vormundes vornehmen. 


Für die in Waifen- und Findelhäuſern befindlihen, oder noch unter Auffic 
Direction berfelben in Berpflegung und Erziehung ftehenden Kinder ift fein Bo 
zu beftellen, außer es fiele ihnen ein unbeiwegliches Gut oder ein bebeutenves I 
liches Vermögen zu (Hof. vom 17. Aug. 1822, I. ©. ©., Nr. 1888). Ein 
mögen im Werthe unter 500 Fl. C. M. bleibt der Verwaltung der Direction übe 
(Ihofd. vom 8. Juli 1843, J. G. S., Nr. 722). 

Wenn ein Ausländer ein in bem öfterr. Staate befinbliches minderjähriges 
hinterläßt, fo ift demfelben auf fo lange ein Bormund zu beftellen, bis von db. 
ftändigen ausländifhen Behörde eine andere Verfügung getroffen wird ($. 183 
Pat. vom 8. Aug. 1854). 


8. 191. 
Nothwendige Entihulbigung von einer Vormundſchaft überhaupt. 

Untauglih zur Vormundſchaft Überhaupt find diejenigen, welde wegen ihres m 
jährigen Alters, wegen Leibes- oder Geifteögebrecdhen, oder aus anderen Gründen 
eigenen Geſchäften nicht vorftchen Tonnen; die eines Verbrechens ſchuldig erfaunt worden 
oder von denen eine anftändige Erziehung des Waifen oder nüstlihe Verwaltung bei 
mögens unit zn erwarten iſt. 


8. 192. 


Auch Perfonen weiblichen Geſchlechtes, Ordendgeiftlichen und Einwohnern fremder S 
fol in der Regel (8. 198) Feine Vormundſchaft aufgetragen werden. 


8. 1983. 
Nothwendige Entſchuldigung von einer beſtimmten Vormundſchaft. 

Zu einer beſtimmten Vormundſchaft find diejenigen nicht zuzulaſſen, welche der 
ausdrücklich von der Vormundſchaft ausgefchlofien hat, die mit den Aeltern des W 
jährigen oder mit ihm felbft bekanntlich in Feindfchaft gelebt, ader die mit dem M 
jährigen entweder ſchon in einem Procefie verwidelt find, oder wegen nod nicht berid 
Forderungen in einen verwidelt werben könnten, 


8. 19%. 


Berfonen, die in der Provinz, zu welder der Minderjährige der Gerichtsbarkei 
gehört, ſich entweder gar nicht aufhalten, oder doch länger als ein Jahr von derfelbe 
fernt fein müflen, find in der Hegel zur Vormundſchaft nicht zu beſtellen. 


Das röm. Recht unterjcheivet rüdfihtlih der Tähigkeit zur Uebernahme 
Bormundfhaft zwifchen ver eigentlihen Unfähigkeit, bei deren Borhandenfein 
Unfähigen die Vormundſchaft gar nicht angetragen wird und an biejenigen übe 
weldhe dazu berufen gewejen wären, wenn ber Unfähige gar nicht eriftirt hätte — 
den nothwendigen Entfhuldigungsgründen (eXcusationes necessariae), 
aur Folge haben, daß ihm bie Dormundfchaft zwar angetragen wird, von ihm 


— — — — 
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ht ausgeübt werben kann, dabei aber Feine Delation an ben zunächſt Berechtigten 


Rottfindet, fondern die richterliche Beftellung des Vormundes ($. 199) eintritt 1, 

Das 4.6. G. B. hat dieſe Unterfcheivung mit Hecht befeitigt. Es gibt nach öfter. 
Reht nur eine Unfähigkeit ur Bormundfhaft (Feine nothwendigen Entfehuldigungs- 
| im Sinne des röm. Rechts), und es ift daher nicht zu billigen, wenn das 

b. G. 3. von den Gründen der Unfähigkeit zur Vormundſchaft unter der Ueberfchrift 
„Nothwendige Entſchuldigung von einer Vormundſchaft überhaupt oder von einer be= 
kiamten Vormundſchaft“ Handelt, anftatt fich des, auch ſprachlich angemefjeneren Aus⸗ 
vrades „Unfähigkeit“ zu bevienen. 

Die Unfähigkeit zur Vormundſchaft ift entweber eine abfolute ($$. 191, 192) ober 
eine relative (S8. 193, 194). 

Minderjährige bleiben auch dann ausgefchloffen, wenn fie aus der väterlichen Gewalt 
entlafien oder für großjährig erflärt wurden ?. Iſt ein Deinverjähriger oder Geiftes- 
kranker letztwillig zur Vormundſchaft berufen worden, fo ift blos bis zu feiner 
Orogjährigkeit oder Wiebergenefung ein anderer Bormund zu beftellen . Bon den kraft 


x gefeglider Vorſchrift zur Vormundſchaft berufenen Perfonen können nur die Mutter 


und der Bruder des Pupillen, wenn fie zur Zeit der Beftellung des Vormundes noch 
minderjährig waren, die Mebertragung der Vormundſchaft begehren (8. 259). 
Mitglieder des Deutſchen Ordens können eine Vormundſchaft nur dann über- 
schmen, wenn es ihnen von dem Hoch- und Dentfchmeifter durch eine Dispenjation 
ven den Ordensgeſetzen geftattet wird (Pat. vom 28. Juni 1840, I. ©. ©., neue 


Felge, Nr. 451) *. 


Die 88. 191, 254 und 251 4. b. ©. 3. wurden durch $. 5 bes Geſetzes vom 
15. Nov. 1867 (R. ©. Bl., Nr. 131) für die der Civilftrafgerichtsbarfeit unterftehenven 
Perfonen, inbegrifflich der Landwehr (Gef. vom 23. Mai 1871, R.G. Bl., Nr. 45) 
dahin abgeändert, daß über bie Trage, ob eine ftrafgerichtliche Verurtheilung für den 
Bernrtheilten den Berluft von Bormunbfchaften und gerichtlihen Curatelen und beffen 
Untanglichleit zur Webernahme eines dieſer Aemter nad fi zu ziehen babe, das Bor« 
mmdihafts- oder Curatelsgericht in jedem einzelnen Yale nad feinem Ermeſſen zu 
eatiheiven haben foll. 


$. 195. 
Freiwillige Entfhulbigungdgrünbe von einer Vormundſchaft. 
Wider ihren Willen können zur Uebernehmung ciner Vormnudſchaft nicht angehalten 
werden: Weltgeiftliche, wirklich dienende Militärperfouen und öffentliche Beamte; ebenfo 


derjenige, der fechzig Jahre alt ift, dem die Obforge über fünf Kinder oder Enkel obliegt, 


dder der ſchon eine mühlame Vormundſchaft oder drei Kleinere zu beforgen bat. 


Die freiwilligen Entfhulbigungsgründe kommen bei jeder Art von Vormundſchaft, 
insbeſondere auch bei der gefeglihen Berufung zur Anwendung 1. 


I! Bol. Bangerom, I, 8. 270, Anm.; Sin- 
tenie, III, 8. 146, Anm. 1. Es iſt bier ein 
ganz ähnliches Berhältnig wie zwiſchen Inca— 
pacität und Indignität im Erbrechte. Vgl. bie 
Vemerk. zu ben 88. 536—5465, Anm. 5. 

? Ausprüclich beftimmt biefes das Pr. L. R. 
Sl. Koch, II, 8. 792’, ©. 726. 

’ Bol. auch Sintenis, III, 3. 146, ©. 188. 
Yen Geiſteskranken können jedoch in biefer Be- 
ziehung Die Verſchwender nicht gleichgeachtet 
werden, indem auch nad Aufhebung der Cu⸗ 
tatel immer noch hinreichende Bedenken übrig 
bleiben, ihnen bie Verwaltung fremden Ber: 
Mögens anzuvertrauen. Vgl. Sintenis, a. a. 

9 


K Bat über die fog. nothwendigen Entjchul: 
arngegrünbe vorzüglih auch Wuborff, II, 


I Bal. Auborff, IL, 11 fg.; Vangerom, I, 
8. 271, ©. 507, 508; Sintens, IIL, $. 142, 
S. 197, 8. 148, ©. 213. Nach röm. Recht 
konnte von der au fi begründeten Ercufation 
fein Gebrauch gemacht werben: 1) Wenn ber 
Bormund dem Vater verfproden hatte, bie 
Tutel zu übernehmen; 2) wenn der Bormund 
ben legten Willen, in welchem ihn der Vater 
ernannte, ſelbſt gefchrieben hatte; 3) wenn der 
Bormund, ohne fih zu ercufiren, ſchon wirk— 
lich die Adminiftration übernahm; 4) wenn ber 
Tutor Teftamentarius das ihm im Teftamente 
ausgefeßte Vermächtniß angenommen hatte. 
Bangerow, I, 508. Nah Pr. U R. (val. 
Koh, II, $. 792, S. 729) kann ſich ber 
jonft zur Ereufation Berechtigte nicht ercufiren, 
wenn er bie Mebernahme der Bormundichaft 
ſchriftlich verſprochen hat. Wer im Zeftamente 
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8. 196. 
Arten der Berufung zur Vormundſchaft. 1) Teſtamentariſche. 
Bor Alten gebührt die Bormnndfchaft demjenigen, welden ber Vater dazu ber 
wenn dbemfelben Feines ber in den SS. 191—194 angeführten Hinderniſſe im Wege fi 


8. 197. 


Hat eine Mutter oder eine andere Perfon einem Minderjährigen ein Erxrbtgell ; 
und zugleich einen Vormund eruannt, fo muß Diefer une in der Eigenſchaft eines ( 
für das Hinterlaflene Vermögen angenommen werben. 


8. 198. 
Urten ber Berufung zur Vormundſchaft. 2) Geſegtliche. 

Wenn der Vater Teinen oder einen unfühigen Vormund ernannt Kat, fe if 1 
mundſchaft vor Allen dem väterlichen Großvater, dann ber Mutter, fo fort ber vi 
Großmutter, endlich einem anderen Verwandten nnd zwar demjenigen anzuvertrauen, 
männlichen Geſchlechtes, der nächfte oder ans mehreren gleich nahen ber ältere iſt. 


8.199. 
Arten ber Berufung zur Vormundſchaft. 3) Gerichtliche. 

Kann eine Vormundfchaft auf die angeführte Art nicht beftellt werben, ſo häng 
dem Gerichte ab, wen es mit Rückſicht auf Fähigleit, Stand, Vermögen und Anfälfig 
Bormunde ernennen will, 

8. 200. 
Form der wirklichen Beſtellung bes Bormunbes. 

Jeden ernannten Bormund, ohne Unterſchied, hat das vormunbihaftliche Gericht 
anzuweiſen, daß er bie Vormundſchaft übernehme. Der Vormund, sb er glei 
Berfon unter einer anderen Gerichtsbarkeit fteht, iſt ſchuldig, die Bormundihaft 
nehmen, und wird in NRüdficgt auf alle zu biefem Amte gehörigen Angelegenheiten 
mundfchaftlichen Behörde unterworfen. 


8. 201. 
Form, die Beſtellung abzulehnen. 

Glaubt derjenige, welchen dad Gericht zur Bormundichaft berufen Hat, daß er z 
Amte nicht geſchickt fei, oder daß ihn das Geſetz davon frei fpreche, fo muß er fi i 
vierzehn Tagen, von ber Zeit des ihm bekannt gemachten gerichtlichen Auftrages, 
vormnndfcheftliche Gericht oder, wenn er demſelben für feine Perſon nicht unterwarfe 
feine perfönfihe Gerichtöftelle wenden, welche feine Gründe mit ihrem Gutachten | 
und dem vormandichaftlichen Gerichte zur Entfcheidung vorlegen ſoll. 


8. 202. 
VBerantwortlichleit bed Bormundes und bes Gerichtes in Rückſicht dieſes Begenftandes. 
Wer feine Uutanglichleit zur Bormmndihaft verhehlet, hat, ſowie das Gerii 
wiflentlih einen nach dem Geſetze untanglihen VBormund ernennt, allen bem Binden 
dadurch entftandenen Schaden nnd entgangenen Ruben zu verantworten, 


8. 203. 


Diefer Verantwortung fett fih auch berjenige ans, welder ohne gegrändete Ur 
weigert, eine Bormundichaft zu übernehmen, und er ſoll überdies durch augemeſſene 
mittel dazu angehalten werden, 





zur Bormundfchaft beftimmt ift und fidh ercu- 
firt, verliert das ihm zugebachte Legat, wenn 
es auch nicht ausdrücklich mit Rüdficht auf bie 


zu üÜbernehmenbe Bormunbfchaft ausgefe: 
Hat er es angenonmmen, fo muß er e 
ftellen oder bie Vormundſchaft übernel 
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8. 204, 
Antritt der Vormundſchaft. 
Man Yaun das vormundfhaftlihe Amt nur nach einem von dem gehörigen Gerichtöftande 
bazu erhaltenen Auftrage übernehmen. Wer fih eigenmädhtig in eine Vormundſchaft ein- 
beängt, ift verbunden, allen bem Minderjährigen dadurch erwadienen Schaden zu erſetzen. 


$. 206. 
Angelobung der Bormunbicaft. 

Geber Borsmmd, mit Ansnahme bes Großvaters, der Mutter und ber Großmutter, muß 
wruitteift Haudſchlages angeloben: daß er ben Minderjährigen zur Rechtichaffenheit, Gottes⸗ 
ht und Tugend anführen, daß er ihn bem Stande gemäß als einen braudbaren Bürger 
eichen, vor Gericht unb außer bemfelben vertreten, das Vermögen getrenlih und emſig 
xxwaliten, und fi in Allem nad Vorſchrift der Geſetze verhalten wolle, 


8. 206. 
Urkunde über bie Bormunbicaft. 


Einem anf biefe Art verpflichteten Bormunde hat das Gericht eine förmliche Urkunde 
beräßer andzufertigen, damit er in Anfchung feines Amtes beglanbigt fei und fich in vor⸗ 
Imumenben Zählen rechtfertigen könne. Uebernimmt ein Großvater, eine Mutter ober Große 
unter eine Bormundichaft, fo muß ihnen eine ähnliche Urkunde zugeſtellt und berielben bas⸗ 
inige, was andere Bormünder angeloben, eingeſchaltet werden. 


Bormund kann nur derjenige werben, welder zur Bormundfchaft berufen wird. 
Das A. 6. ©. B. unterfcheivet wie das röm. Recht drei Arten der Berufung, nämilich 
a) durch ben Willen des Vater des Mündels, fog. teftamentarifhe Berufung (tutela 
tstamentaria). Nach öfterr. Rechte ift bafür keine beftimmte Form vorgejchrieben 
(8.196). Es genügt daher dazu eine ganz formlofe Willenserklärung, und es ift 
beber auch die aus dem röm. Rechte, nach weldhem fie in einem Zeftamente ober im 
um neben dem Zeftamente vorhandenen und darin beftätigten Codicille erfolgen 
meßte 2, Herübergenommene Bezeihnung „teftamentarifche Berufung” unpaffend. Diefes 
Recht der Berufung der Vormundſchaft fteht als ein Ausflug der väterlichen Gewalt 
um dem ebelihen Vater und dem Üboptivvater, vorausgefegt, daß ber eheliche Vater 
nicht mehr am Leben ift (8. 185), zu. Hat die Mutter oder eine andere Perfon einem 
Minderjährigen einen Vormund beftellt, jo muß diefer nur in der Eigenfchaft eines 
Curators über das dem Minderjährigen von ihr letztwillig Hinterlaffene Vermögen an- 
genommen werden ($. 197)2. b) Die gefegliche Berufung (tutela legitima) ($. 198). 
e) Die rihterlihe Berufung (tutela dativa) ($. 199). 

Diefe drei Berufungsarten ftehen in dem Berhältniffe zueinander, daß bie tefta- 
matarifche der gefeglichen und richterlihen (8F. 196, 198, 199), die gejegliche aber 
ber rihterlichen vorgeht ($. 199) °. 

Die wirklihe Beftellung des Vormundes erfolgt durch richterliches Decret 
($$. 205, 206), durch welches er angewiefen wird, die VBormundfchaft zu übernehmen 
($. 200) und welches ihm zugleich zu feiner Legitimation dient ($. 206). 

Das zur Beitelung des Vormundes berufene Gericht (88. 83, 84 J. N.) kann 








Bl. Sintenis, I, $. 147, ©. 194. 

I Das öfterr. Recht kennt alfo die unvoll> 
Iommene teftamentarifhe Vormundſchafts⸗ 
beſtellung des röm. Rechts (tut. testamentaria 
imperſecta) nicht. Nach röm. Recht (vgl. Van⸗ 
kerom, I, $. 265, Anm., ©. 492; Sintenis, 

I, 195 fg.) konnte nämlidy auch der von ber 

ter ernannte Vormund die gerichtliche Be⸗ 
Rätigung verlangen, wenn fie bas Kind zu« 
Bleib zu Erben eingefetst hatte. Ebenſo follte 
der vom bisherigen Bormunde bes Minder⸗ 
jährigen beftimmte Bormundb vom Gerichte be- 


fätigt werben, wenn ber Minderjährige ohne 
alles Bermögen war und zum Erben eingefetzt 
wurde. Es dürfte jedoch auch nach herr. 
Rechte je nah ber Nähe der Berwanbtichaft 
und ber Größe des dem Minderjährigen zu- 
gedachten Bermögens auf eine ſolche Ernennung 
von Vormündern angemeffene Rüdficht zu 
nehmen fein, indem in ber Veftellung eines 
Curators für einen Theil des Vermögens ohne⸗ 
bin immer etwas Misliches Tiegt. 

3 Bgl. über die verfchtebenen Arten ber Be⸗ 
rufung Kraut, a. a. O., I, 165285. 
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auch ſolche Perfonen zu Vormündern beftellen, für welde es nicht Perſonalinſtanz fl 
und der Bormund wird ohne Rüdfiht auf feinen fonftigen Gerichtöftend in allen au 
bie Vormundſchaft bezüglichen Angelegenheiten dem vormundfchaftlihen Gerichte unten 
worfen (8. 200). 

Glaubt der beftellte Bormund, daß er zur Vormunbfchaft untauglich fei, ober wil 
er von einem ihm zuftehenden Entſchuldigungsgrunde Gebrauh machen, fo hat er die} 
entweber dem vormundjcaftlihen Gerichte oder feiner Perjonalinftanz binmen 14 Tage 
von der Zeit der Zuftellung feines Beſtellungsdecretes anzuzeigen und um Ent 
anzuſuchen. Zur Entfcheidung über diefes Anfuchen ift das Bormunbfchaftsgericht berufen, 
und daher da8 Geſuch von ber Perfonalinftanz an das vormunbfchaftlihe Gericht zu 
leiten ($. 201). Durch die Verabjäumung biefer Friſt verliert der ernannte Born 
das Recht auf die Enthebung wegen freiwilliger Entſchuldigungsegründe, unb wird fir 
bie unterlaffene Anzeige ihm befannter Unfähigleitsgründe, fowie das Gericht feik, 
welches wiffentlid eine unfähige Perfon zum Vormunde beftellt hat, zum Erſatze bes 
dem Minderjährigen dadurch entftantenen Schadens und entgangenen Nutzens ver 
pflihtet ($. 202). 

Wird von der Vormundſchaftsbehörde der geltend gemachte freiwillige Entichuldigunge 
grund oder ber angezeigte Unfähigkeitsgrund für vorhanden erachtet, fo wird bamit bie 
Berufung zur Vormundſchaft für gar nicht gefchehen erflärt. Im egengeſetzten 
Falle hingegen iſt die Berufung ſchon vom Tage der Zuſtellung des Beſtellungedecretes 
an als wirkſam zu betrachten, und ber beſtellte Vormund hat ſchon von dieſem Zeit- 
punkte an als Vormund zu haften Dieſer Haftungsverbindlichkeit ſetzt fih and 
derjenige aus, welcher ſich weigert, bie ihm vom Gerichte übertragene Vormundſchaft 
zu übernehmen. Ueberdies kann aud mit angemeflenen Zwangsmitteln gegen ihn vor 
gegangen werben ($. 203). 

Der Bormund, mit Ausnahme des Grofvaters, der Mutter und Großmutter, 
bat die im $. 205 vorgefchriebene Angelobung zu leiften. Bei den genannten Berfonen 
findet blos die Einfhaltung desjenigen, was andere Vormünder anzugeloben haben, in 
Form einer Ermahnung in das Beſtellungsdecret ftatt ($. 206). 

Hat fi) Jemand eigenmädtig die Vormundſchaft angemaßt (protutor), fo binder 
feine Handlungen natürlih den Mündel nit und er hat für den dem Münbel ent 
ftandenen Schaden zu haften ($. 204). Der Umfang feiner Haftungsverbinblichter 
richtet fih darnah, ob er dabei in gutem ober böfem Glauben oder doch aus grobe 
Bahrläffigkeit gehandelt hat oder ihm blos ein geringes Verſchulden zur Lat fallt ®. 


8. 207. 
Führung ber Vormundſchaft. Worläufige gerichtliche Vorficht. 

Jedes vormunbichaftlide Gericht ift verbunden, ein fogenanntes Vormmdſchafts⸗- abe 
Waiſenbuch zu führen. In diefes Buch müſſen die Vornamen, Familiennamen, Bas Alte 
der Minderjährigen und alles, was fidh bei der Uebernahme, Fortdaner und Enbigung be 
Bormundfhaft Wichtiges ereignet hat, eingetragen werben. 


8. 208. 


In diefem Buche ſoll auch anf alte Belege dergeftalt Bingewiefen werben, bamit ſowe 
dad Gericht felbft, als and in der Folge die volljährig gewordenen Waifen alles, was ihne 
zn wiflen nützlich ift, in beglanbigter Form einfehen können. 


Das Waiſenbuch ift nach dem Formular IX des Gefeges vom 9. Aug. 1854 5 
führen, und es hat der Vorftand bes Gerichtes dafür zu forgen, daß bie Ausfüllun 
ber Rubriken jederzeit fogleich bei Vorfall jedes Gefchäftes und nicht erſt zu Ende be 
Jahres oder fonft erft nachträglich vor fi gehe ($. 186 des Geſetzes vom 9. Aug 
1854). 





* Bol. Ruborff, ©. 199 fg.; Sintenis, IH, ® Bol. Sintenis, III, $. 157, ©. 294. 
$. 148, ©. 221 fg. | 
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6. 209. 

Bereinigung der vormunbiäaftligen Sauptpfliäten, ber Erziehung und VBermögenävermaltung in Einer Berfon. 

Sowie ein von dem Bater ernanuter Vormund nicht nur über die Perſon bes Minder⸗ 
Whrigen, ſondern auch über defien Vermögen zu forgen hat, ebenſo wird vermnthet, daß ber 
Bater Jemandem, beu er zum Gurator über das Vermögen ernannt bat, zugleich die Aufficht 
} ber bie Perſon Habe anvertrauen wollen. Hat aber der Vater einen Bormund nicht für alle 
Rinder, oder einen Curator nicht für dad ganze Vermögen ernannt, fo licgt dem Gerichte ob, 
fir bie anderen Kinder einen Bormund oder für den Hbrigen Theil des Vermögens einen 
Urrator zu beftellen. 
8. 210. 


Einb mehrere Vormünder ernannt worden, fo Tonnen fie zwar das Vermögen des Minder⸗ 
" Wrigen gemeiufhaftlich oder theilweile verwalten. Verwalten fie es aber gemeinichaftlid, 
wer theilen fie die Verwaltung ohne Genehmhaltung des Berichtes unter ſich, fo haftet jeder 
Einzelne für ben ganzen dem Minderjährigen erwahlenden Schaden. Immer muß auch das 
-, Weit verauſtalten, daß die Perſon bes Minderjährigen und die Hanptführung der Geichäfte 
: mu von Einem befargt werbe. 
8. 211. 
Unterftügung einer Bormünberin durch einen Ritvormund. 

Müttern und Großmättern, bie eine Vormundſchaft übernehmen, muß cin Mitvormund 
pgeschen werden. Bei der Wahl befielben ift vor allem anf den erllärten Willen des 
Beters, dann auf den Borichlag der Bormünderin, endlich auf die Verwandten des Minder⸗ 
führigen Rückſicht zu nehmen. 

8. 212. 
Pfligten und Rechte bed Ritvormunbes. 


And der Mitvormund muß eine Veglaubigungsuriuude vom Gerichte erhalten und auge: 
Ishen, daß er dad Befte bes Minderjährigen befördern wolle, und er muß zu dieſem Ende 
ber Bormünderin mit feinem Rathe beiftehen. Sollte er wichtige Gebrechen wahrnehmen, fo 
muß er ſich beſtreben, benfelben abzubelfen, und nöthigenfalls dem vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richte Anzeige davon machen. 





8. 213. 


Eine andere weſentliche Pflicht de Vormundes ift, daß cr bei vorfalfenden Geſchäften, 
zu deren Gültigleit die Einwilligung des vormundichaftliden Gerichtes nothwendig iſt, das 
Gefud der Bormünderin mit unterzeihne, oder feine befondere Meinung beilege, ſowie er 
auch auf Verlangen des Berichtes über ein ſolches Geſchäft unmittelbar fein Gutachten zu 
erftatten Bat. 

8. 214. 


Ein Nitvormund, weldher diefe Pflichten erfüllt Hat, bleibt von aller ferneren Berant- 
wortung frei; iüft einem Mitvormunde aber zugleich die Berwaltung des Vermögens anfge- 
tragen worden, fo hat er mit diefer Verwaltung alle Pflichten eines Curators übernonmen, 


8. 215. 
Wenn eine Bormünderin von der Vormundihaft austritt, fo ift die Bormundichaft in 
ber Regel den gewefenen Mitvormunde anfzutragen. 


Mehrere Bormünder können in verfcierener Weiſe vorkommen, nämlich 1) als 
Specialvormünder, welde voneinander ganz unabhängig find, und von weldyen der 
eine für die Handlungen oder Unterlaffungen des anderen in feiner Weiſe verant- 
wortlich ift; 2) in der Weife, daß mehrere Perfonen zu Vormündern (contutores) 
Keftellt werben, und Einem von Ceite des Gerichte8 die Erziehung des Mündels 
und die Hauptführung der Geſchäfte, den übrigen aber entweder gar fein beſtimmter 
Wirkungsfreis oder blos bie Verwaltung eines Theiles des Vermögens zugemiejen 
wird. Iſt den mehreren Vormündern fein beftimmter Wirkungsfreis von Seite des Ge—⸗ 
richted ausgemeſſen worden, fo führen fie die Verwaltung mit Ausnahme der Dber- 


v. Riräfetier, Gommentar. 3. Hufl. N) 
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leitung gemeinfchaftlih, entfteht Meinungsverfchievenheit unter ihnen, fo entjd 
unter ihnen Mehrheit der Stimmen (8. 838)1. Yür alle geſchehenen ober ı 
bliebenen Berwaltungshandlungen haften fie ſolidariſch (8. 210). Es flieht jedoch 
Belangten das Recht zu, von den Übrigen Vormündern ben Erſatz zu gleihen Ti 
zu verlangen (8: 896), unb gebührt allen das Regreßrecht gegen den Hauptſ 
tragenden (8. 1313): Haben die mehreren Bormäünder die Verwaltung ohne G 
migung des Gerichte getheilt, fo berührt dies ihr Rechtsverhältniß gegenüber 
Mündel nicht (8. 210). Wurde dagegen die Verwaltung vom Gerichte unter fi 
theilt, fo haben fie in ben ihnen nicht zugewiefenen Theilen der Berwaltung bio 
gegenfeitiges Beauffichtigungsreht, und werben nur für beren Vermachläſſi 
folivarifch verantwortlidh *. 3) Der Mutter und Großmutter muß als Vormim 
nah öfter. Rehte immer ein ſog. Mitvormund beigegeben werben (8. : 
deſſen Rechtsverhältniß in den 88. 212— 214 beitimmt wird ®, 


5. 216. 
Beſondere Bfliten und Rechte bes Bormundes. 1) In Rücficht ber SErnehung ber Perſon. 
Ein Bormund bat gleich dem Vater die Berbiudiichteit und bad Net, für bie Erzi 
des Minderjährigen Sorge zu tragen; doch muf; er im wichtigen umb bebenflichen Ange 
beiten exit die Genehmigung und die Vorſchriften des vormmudichaftlichen Gerichtes ein! 


8. 217. 
Entſprechende Berbinblichleit bes Pflegebefohlenen, 

Der Minderjährige ift feinem Vormunde Ehrerbietung und Folgſamleit ſchulbig: 
aber auch berechtigt, fich bei feinen nächſten Verwandten oder bei der gerichtlichen Behör 
befcäweren, wenn der Vornmnd feine Macht auf was immer für eine Art misbranchen 
die Pflichten der nöthigen Obforge nnd Pflege bintanfegen würde. Auch den Verwandte 
Minderjährigen und jedem, der hiervon Kenntniß erhält, ftebt Die Anzeige bevor. An 
Behörde Hat ſich and der Bormund zu wenden, wenn er den VBergehungen bes Minderjäl 
durch die zur Erziehung ihm eingeränmte Gewalt Einhalt zu thun nicht vermag. 


$. 218. 
Ber zunädft die Erziehung beforge. 


Die Berfon des Waiſen fol vorzüglich der Mutter ſelbſt baun, wenn fie die Vor 
(haft nicht übernommen sder ſich wieder verheirathet hat, anvertraut werben; es wäre 
daß dad Beſte des Kindes eine andere Berfügung erheiſchte. 


8. 219. 
Beſtimmung der Quantität und der Duellen ber Erziehungstoften. 


Die Unterhaltungstoften beftimmt das vormundſchaftliche Gericht, und nimmt bei & 
ſtimmung anf die Anordunng des Baterd, anf das Gutachten des Bormundes, anf dad 
mögen, anf den Stand und andere Verhältnifie des Minderjährigen Nückſicht. 


8. 220. 
Wenn die Einkünfte zur Veitreitung diefer Koften oder zur Veftreitung eines Aufıwı 
wohnrd der Minderjährige in einen fortbauernden Nabrungsftand verſetzt werben fol, 


zureichen, fo darf mit Geuchmhaltung des Gerichtes and das Hanptvermögen augeı 
werben. 


ı Nah röm. Hechte ift jeder Mitwormund | der ilbrigen nichts vornehmen. Bei 
zur Bornahme jeder Berwaltungshandlung allein | Meinungsverfahiebenheit entfcheibet nicht 
befugt. ie muß jedoch unterbleiben, wenn | menmehrheit, fonbern das vormundfdk 
ein Mitvormund, ehe ein beabfichtigtes Ge» | Gericht. | 
ſchäft vollzogen wird, Einſprache erhebt (vgl. 2 Bol. u Sintenis, III, 8.151, & 
Sintenis, IIL, $. 151, ©. 257). Nach Hr. Audorff, II, 241. 

Le. R. (vgl. Koch, II, $. 794) gilt der entgegen- Bgl. über die geſetzliche Bormunbic: 
gefegte runbfag. Es kann nämlich ber einzelne | Mütter und Großmlitter Ruborff, I, 245- 
ormund ohne Zuziehung und Beiflimmung 
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8. 221. 


Ju dem Falle, daß bie Waifen ganz mittellos find, ſoll das vormundſchaftliche Gericht 
Ye bemittelten nädften Berwanbten zu beren Verpflegung, bafern fie ua dem 8. 143 Hier 
Mt ahnehin rechtlich verbunden find, zu bewegen ſuchen. Außerdem bat der Bormund auf 
Wertlige milde Stiftungen und beftehende Armenauftalten fo lauge einen gerechten Auſpruch, 
3* Minderjuhrige im Stande iſt, ſich durch eigene Arbeit mub Verwendung ſelbſt au er⸗ 









8. 222. 
echere Pflichten der Vormundſchaft. 2) In Rat der Bermögenäverwaltung. Grforfhung und Sicherſtellung 
bes Bermögens. 


Die dem vormundichaftlichen Gerichte über das Vermögen des Waiſen ambertraute Ob⸗ 
: ege fordert, daß es zuerſt deſſelben Vermögen zu erforfchen uud es durch Sperre, durch 
rentur und Schützung ſicherzuſtellen ſuche. 


8. 228. 
Sicherſtellung bed Bermögens durch Sperre unb Inventur. 


Dur die gerichtlige Sperre werben unr baun, wenn es zur Sicherftellung nothwendig 
MR, bie Geräthſchaften in Verwahrung genommen; bie Iuventur aber, das ift ein genanes 
Bereit des Tünmtlihen, dem Wailen gehörigen Vermögens, muß ftetö, felbft ohne Rüde 
Mi anf das Verbot des Vaters ober eines anderen Erblaflerö, errichtet werden. 


8. 224. 
Schaͤgung bed Bermögend unmittelbar von bem vormunbidaftligen Berichte. 


Das Berzeiguiß bed Vermögens unb die Schätzung ber beweglichen Saden müflen ohne 
Siterrtuh, allenjalls auch vor Bchellung eines Vormundes, vorgenommen werden. Das 
Iertarium wird bei den Verlaſſenſchaftsacten aufbewahrt und dem Vormunde eine bes 
Hanbigte Abſchrift davon mitgetheilt. Die Schätzung des uubeweglihen Vermögens muß, 
fbald es thunlich ift, vorgenommen werben; fie Tann aber au, wenn der Werth fi aus 
anderen zuverläffigen Onellen barftellt, ganz nuterbleiben. 


8. 225. 
Bermögendihägung vermittelft der Realbehörbe. 


Legt ein unbewegliches Gut des Minderjährigen in einer anderen Provinz oder gar in 
eisen fremden Staate, jo muß bie vormundſchaftliche Behörde den ordentlichen Gerichtsſtaud 
bee anderen Provinz oder des fremden Staates um die Inventur und Schägung und um bie 
Riütkeilung berfelben angeben, biefem Gerichtöftaude aber die Beftellung eines Curators 
über dieſes Gut überlafien. 


8. 226. 


Liegt dns unbewegliche Gut in der nämlichen Provinz, aber unter einer anderen Be: 

‚, fo gebühren zwar biefer alle anf das Gut fi bezichenden Rechte, folglich and bie 
Rentur und Schätung, allein fie muß der vormundicaftlihen Behörde anf Verlangen nicht 
au eine Abſchrift davon mittheilen, fondern and dem Vormunde die freie Verwaltung des 
Gntes überlaflen, ohne fi über feine vormundihaftlihen Handlungen eine Art von Gerichts: 
Barleit anzumaßen. 

8. 227. 
Wohin dad bewegliche Vermögen gehöre. 


Diejenigen Mobilien, welhe ſich anf einem unbeweglichen Gute befinden, um beftändig 
“uf demſelben au bleiben, find als ein Theil diefes Gutes auzuſehen; alle übrigen Mobilien, 
ng Eufdbriefe und ſelbſt die anf einem unbeweglichen Gute haftenden Kapitalien gehören 
Ser bie vornundſchaſtliche Gerichtöbarfeit. 


ax % 
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§. 228. 
Allgemeine Vorfchriften in Rückſicht auf bie Bermögendverwaltung. 

Sobald ein Bormund oder Eurator dad Vermögen übernimmt, bat ex es mit aller 
merlfamteit eines rebligen und fleikigen Hausvaters zu verwalten und für fein Verf 
zu haften, 

Das röm. und gem. Reht ! gehen von dem Grunbfage ans, baf der Bor 
wenn er fih nicht zur Uebernahme der Vormundſchaft gedrängt hat, alfo in de 
weitem meiften Fällen, nur für jenen Grad des Fleißes und der Aufmerkſamkeit i 
Beforgung der vormundſchaftlichen Geſchäfte hafte, welchen er auf feine eigenen 
gelegenheiten zu verwenden pflegt (diligentia qualem suis rebus adhibere solet), i 
die Obrigkeit dadurch, daß fie ihn entweber felbft wählte, oder, werm er letztwillig 
vom Geſetze dazu berufen war, ihn als Bormund beftätigte, ſtillſchweigend in 
Perfönlichkeit confentirt, und von ihm nicht verlangt werden könne, baß er um 
Bormundihaft willen feinen Charakter ändere. Das öſterr. Recht ftellt nach dem 
gange bes Pr. 2. R.2 den Grundſatz auf, daß der Vormund ober Curator bei 
Berwaltung der vormundſchaftlichen Angelegenheiten für alle Aufmerkſamkeit eines 
lihen und fleifigen Hausvaters (diligentia in abstracto) zu haften habe (8. : 
Es kommt alfo auf den Fleiß und die Aufmerffamfeit, welde ex auf feine ey 
Angelegenheiten zu verwenden pflegt (diligentia quam suis), nicht an, und es gilt 
auch hier die Regel des äfterr. Rechts ®, daß die verfchiedenen Grade bes Verſchul 
nur auf den Umfang ver Haftungsverbinblichkeit von Einfluß find, die Frage hing 
ob Jemand überhaupt in einem beftimmten Yale zu haften habe, gar nicht berühr 


8. 229. 
Beſondere Vorfchriften in Abſicht ber unmittelbaren Vermögendverwaltung, infonberheit in Rüdfidt ber Koſtbar 


Juwelen, andere Koftbarleiten und die Schulöbriefe Tommen, ſowie alle wichtigt 
Inuden, in geriätlihe Verwahrung; von den erfteren erhält ber Vormund ein Verzeh 
von den letzteren bie zu feinem Gebraude nöthigen Abſchriften. 


8.230. 
Verwaltung bes baaren Belbes. 


Vom baaren Gelde ſoll une fo viel in deu Händen bes Vormundes verbleiben, al 
Erziehung des Waifen und zum ordentlichen VBetriche der Wirthſchaft nöthig iſt; das Ue 
muß vorzüglich zur Tilgung der etwa vorhandenen Schulden ober zu einem anderen vor 
haften Gebrauche verwendet umd, wenn Tein wortheilhafterer Gebrand zu machen iR, 
Zinfen in öffentliche Kaſſen oder gegen geſetzmäßige Sicherheit and bei Privatyerfone 
gelegt werden. Die Sicherheit ift aber une dann geſetzmäßig, wenn burd bie Gicherfiei 
mit Einrechnung der etwa vorgehenden Laſten, ein Hans nicht Über bie Hälfte, ein Re 
oder Grundftüd aber nicht über zwei Drittheile feines wahren Werthes beſchwert wird. 


Dgl. die 58. 193—202 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854. 

Geſetzlich zuläffige Arten, Bupillargelder fruchtbringend zu machen, find ı 
ben im $. 194 des Geſetzes von 9. Aug. 1854 bezeichneten Arten auch noch: bie 
lage in Grundentlaftungsobligationen (8. 21 Kaiſ. Pat. vom 11. April 1851, R. G 
Nr. 83); in Pfandbriefen der Nationalbauf als Hypothekenbank (8.4 F. M. Erl. 
21. Oct. 1855 und 8. 42 ber Statuten berfelben vom 20. März 1856, R. ©. 
Nr. 36 und 27. Dec. 1862, R. ©. Bl. vom Jahre 1863, Nr. 2); in Pfanbbr 
und auf Grund von Darlehen an Gemeinden ausgegebenen Schulpverfchreibunger 
priv. Dodencreditanftalt zu Wien (M. Erl. vom 1. Suni 1864, R. ©. Bl., Wr. 
Art. 86); die auf Grund des Landesgefehed vom 18. Januar 1867 emittirten 


I Bol. Sintenis, III, $, 150, ©. 246, 247; | kennt dedoh au Ausnahmen. Bel 
a. a. O. 


Rudorff, III, 69— 78. 
2 Bol. Koch, II, 8. 797. Das Pr. URN. ° Bal. die Bemerk. zu ben 88. 138— 


Ganptkäl IV. Bon ben Bormunbichaften und Guratelen. 66. 228238. 133 


x fsibensohligationen ber Stabt Wien; die Domänenpfandbriefe (I. M. E. vom 19. März 
F 1867, mitgetheilt in der ©. 9. 1867, Nr. 26); Hypothekarpfandbriefe (Gefe vom 
F 2 Juli 1868, R. ©. BL, Nr. 93); Prioritätsobligationen von Eifenbahnen in ben 
: im Reichörathe vertretenen Königreichen und Ländern, wenn fie die Staatsgarantie für 
-Serinfung und Rückzahlung des Kapital genießen (Gefes vom 14. März 1870, 
8 ©. BL, Nr. 33). 

: Kleine Rapitalien, deren Zinfen zur Ernährung der Pupillen nicht binreichen, 
fimen Privaten ımter der Verbindlichkeit, dieſelben zu erziehen oder fie ein Handwerk 
men zu Iaffen, geliehen werben (Hofd. vom 29. Sept. 1789, 9. ©. ©., Nr. 1075). 
r9 Häufer, auf welchen ein Demolirungsrevers haftet, find zur Anlegung von Pu⸗ 
- plengelvern nicht geeignet (Hoflzd. vom 30. März 1840, 3. ©. ©., Nr. 418). 


be 





8. 231. 
Verwaltung bed Übrigen bewegliden Vermögens. 

Das übrige beweglige Vermögen, welches weder zum Gebrande des Minderjährigen, 
wg zum Andenlen ber Familie, oder nad Anorbunug des Baterd aufzubewahren ift, noch 
suf eine andere Art vortheilhaft verwendet werden Taun, muß im Allgemeinen öffentlich feil- 
gehsten werden. Das Hansgeräth kaun man ben Aeltern und ben Miterben in dem gericht⸗ 
en Schätzungspreiſe and freier Hand überlaflen. Stüde, die bei der öffentlichen Verſteige⸗ 
zung nicht veräußert worden find, lann der Vormund mit Bewilligung des vormundſchaftlichen 
Cerichtes and) unter dem Schätzungspreiſe verlaufen. 


8. 232. 
Verwaltung in Rüdfigt des unbeweglien Vermögens. 
Ein unbewegliches Gnt Tann nur im Nothfalle oder zum offenbaren Vortheile des Min- 
berjäßrigen, mit Geuehmhaltung des vormundfchaftlihen Berichtes, umd in der Hegel unr 
Fr yerwittelit öffentlicher Verfteigerung veräußert, and wichtigen Gründen aber Tann and cine 
berinßernug aus freier Hand von dem Gerichte bewilligt werben, 


8. 233. 
Verwaltung bei vorzukehrenden wichtigen Veränderungen. 

Ueberhanpt Tann ein Bormmnd in allen Geſchäften, welde nicht zu dem ordentlichen 
Birthfhaftöbetriehe gehören und welche von größerer Wichtigkeit find, nichts ohne gericht: 
ige Einwilligung vornehmen. Er kann alfo eigenmädtig Teine Erbſchaft ausfhlagen oder 
mbehingt annehmen, keine Veräußerung der feiner Verwahrung anvertrauten Güter vor: 
nehmen, keinen Pachtvertrag abfchließen, Tein mit gefebmäßiger Sicherheit auliegendes Ka⸗ 
yitel anflündigen, Teine Forderung abtreten, Leinen Rechtsſtreit vergleihen, keine Fabrik, 
dandlung und Gewerbe ohne gerichtliche Genehmigung anfangen, fortfegen oder aufheben. 


Bl. die 88. 187, 188 und 189 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854. 

Die Frage, ob aud bie Führung eines Rehtsftreites zu den Gefdäften von 
größerer Wichtigkeit im Sinne des $. 233 gehört, zu welden ter Vormund ber ge: 
richtllichen Genehmigung bedarf, ift wol dahin zu beantworten, daß es dabei auf ten 
Werth des Streitgegenftandes und die Größe des Vermögens tes Müntels anfonımt, 
und daß eine gerichtliche Genehmigung dann unbedingt nicht erforderlich ift, wenn fid 
der Rechtsftreit blos auf ten Gegenftand des ordentlichen Wirthihaftsbetriebes, 3. 2. 
Eintreibung von Miethzinfen over Kapitalzinfen, erftredt 1. 


8. 234. 
Verwaltung bei Ginhebung ber Kapitalien. 

Ein Vormund kann für fi allein Tein Kapital des Minderjährigen, wenn es zurüd- 
bezahlt wird, in Empfang nehmen. Der Schuldner, dem ein foldes Kapital aufgekündigt 
— —————— ————— — —— — — — —— — — — — — 

Bor. auch Stubenrauch, S. 370, 371. In | fat rückſichtlich des Vaters in Anſehung ſeiner 


der Obftg. Entf. vom 27. April 1868, 3.3621, | minderjährigen Kinder anerkannt. 
Glaſer und Unger, I, Nr. 550, ift Diefer Orund- 
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wird, muß ſich zu feiner Sicherheit von bem Bormmube bie gerichtliche Bewilligung 
hebung bed Kapitals vorzeigen Iafien mud fig nit mit ber Onittung des Bormumbı 
begnügen; and ſteht es ihm frei, bie Zahlnug numittelhar an das Geriät fetsR zu 


8. 285.. 
Verwaltung bei weiterer Verwendung des Wermögens. 
So oft der. Fat eintritt, daß ein anöftchendes Kapital eingehen falle, hat & 
mund fiir befien vortheilhafte Verwendung bie Auſtalt zu treffen, und zu ber wirfiid 
werbung bie Genehmigung des Berichtes einzuhstien. 


8. 256. 
Verwaltung bes Vermögens jur Sicherſtellung unbebedier Fordernngen. 

Ueber Schuldforderungen, zu beren Veweiſe Teine Urkunden vorhauden find, 
Vormund fi Urkunden verfchaffen und biejenigen, welche nit figer geſtellt finb, 
möglich figer zu ftellen ſuchen oder zur Verfallzeit eintreiben. Dog ſoll deu Mel 
Rayital des Minderjährigen, wenn es and nit geſetzmäßig verſichert, ber Winde 
jedoch wahrfcheinficherweife Teiner Gefahr eines Verluſtes andgefeht iſt, nit anfg 
werden, wofern ihnen die Zurückbezahlung ohne Veräußerung ihres mbeweglichen En 
Abtretung vom ihrem Gewerbe ſchwer fallen würde, 


8. 287. 

“ Gaution. 

Der Bormund ift bei Antreiung ber Vormmdſchaft nicht ſchuldig, Gaution zu 
Er bleibt auch in ber Folge von der Kantion befreit, folange er bie durch das G 
Sicherheit des Vermögens beitehenden Vorfchriften genan beobachtet und zur geböri 
ordentlih Rechnung legt. 

8. 238. 
Berbindlichkeit zur Rechnungslegung. 

In der Regel iſt jeder Vormund und jeder Curator verbunden, über bie ihr 
traute Verwaltung Rechnung zu legen. Bon der Rechnungslegung Taun zwar ber | 
in Anfehung des von ihm freiwillig vermachten Betrages ben Vormund losſprech 
das vormmndfchaftliche Gericht Tau biefes, wenn das Einkommen bie Auslagen 
Unterhalt nud die Erziehung bed Minderjährigen wahrfheinlicd nicht überſteigt; a 
in der Inventur aufgenommene Hanptvermögen und Sapital unß ein Bormumb im alle 
ausweifen; and von dem Zuſtande feines Pflegebefohlenen, wenn darin eine wicht 
änderung vergeht, Bericht erftatten. 


8. 239. ’ 
Zeit der Rechnungelegung. 

Die Rechnnungen müſſen mit jedem Jahre oder läugſtens innerhalb zwei Mona 
defien Verlauf mit allen erforderlihen Belegen dem vormundſchaftlichen Gerichte ü 
werben. In diefen Nechnungen muß bie Einnahme nnd Ausgabe, ber Ueberſchuß 
Verminderung bed Kapitals genan beftimmt werden. Iſt unter bem Vermögen bes 
jährigen eine Handlung begriffen, fo hat fi das Gericht mit dem vorgelegten beg! 
Rechnungsabſchlufſe oder mit der ſogenannten Bilanz zn begnügen umb ſolche gi 
halten. Gegen einen Vormund, welder in ber beftimmten Zeit bie Rechnung zu Iegı 
läßt, müſſen bie ben Umftänden angemefienen rechtlichen Zwangsmittel angewendet 


8. 240. 
Drt, wo bie Rechnung Ju legen. 

Penn der Minderjährige in verfchiedenen Provinzen nnbewegliche Güter befit 
Verwaltung einem Vormunde allein anvertrant ift, fo muß ber Vormund für jede 
eine befoudere Rechnung führen nad der dortigen Behörde vorlegen; allein es bi 
freigeſtellt, zum Beften des Minderjährigen ben Ueberſchuß bes in einer Prosinz | 
Bermögens in einer anderen zu verwenden. 
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8. 241. 
Art ber Redänungälegung. 
Das vormundſchaftliche Gericht iR verbunden, die Rechnungen bed Bormundes nad ben 
beionderen Boriäriiten buch Rechnungs und Sachverſtändige prüfen und berichtigen zu 
fen, und die Erledigung darüber bem VBormmnde mitzutheilen. 


8. 242, 


IR in ben Rechnungen etwas vergefien worden oder fonf was immer für ein Berfteß 
 wiesgelanfen, ſo Tann dieſes weber dem Bormunde nad; dem Minderjährigen zum Nachtheile 





| Bgl. über die Rechnungslegung der Vormünder bie 88. 203—216 des Geſetzes 
vom 9. Aug. 1854. 
8. 243. 
Beesbere Beriäriften für ben Mormunb Bei ber mittelbaren Bermögenäverwaltung. Inſonderhelt bei Bertretungen. 
Ein Rinberjähriger kann weber ald Kläger noch als Gellagter vor Gerigt eriheinen; 
u mub ihn ber Bormund entweber ſelbſt vertreten ober durch einen Auberen vertreten laflen. 


8. 244. 
Borfchriften bei Verträgen bes Pflegebefohlenen. 
Ein Minderjähriger ift zwar berechtigt, buch erlaubte Handlungen ohne Mitwirkung 
kind Bormundes etwas für ſich zn erwerben; allein er Iaun ohne Genehmhaltung der Vor⸗ 
mmbthnft weber etwas von dem Seinigen veräußern, nod eine Verpflichtung anf fid) nehmen. 


8. 245. 


Jusbeſondere Tonnen Minderjährige ohne Einwilligung ber Vormundſchaft Teine gültige 
Ehe eingehen (88. 49-51). 

Vgl. die Bemerkungen zu den SS. 48—53 und 147—153 4.5. ©. B. und vie 
88. 190 und 191 bes Gefetes vom 9. Aug. 1854. 


8. 246. 
In welden Fällen der Minderjährige ohne Einwilligung bed Vormundes verbunden werbe. 

Hat der Minderjährige auch ohne Einwilligung feines Vormundes fih zu Dienften ver- 
bangen, fo Tann ihn der Bormund ohne wichtige Urſache vor der gefet- oder vertragsmäßigen 
Frin nicht zurückrufen; was er auf biefe oder anf eine andere Art durch feinen Fleiß er: 
wirbt, darüber Tann er, fowie mit jenen Saden, die ihm nad erreichter Mündigleit zu 
ſeinem Gebraude eingehändigt worden find, frei verfügen nnd ſich verpflichten. 


8. 247. 

Einem Minderjährigen, der das zwanzigfte Lebensjahr zurüidgelcgt hat, Tann die Ober- 
sermumdichaft den reinen Ueberſchuß feiner Einkünfte zur eigenen freien Verwaltung über- 
lafſen; über diefen feiner Verwaltung anvertranten Betrag ift er berechtigt eigenmächtig fi 
zu verbinden. 

8. 248. 

Ein Minderjähriger, welcher ſich nad zurüdgelegtem zwanzigften Jahre bei einem Ge- 
fääfte für großjährig ausgibt, ift für allen Schaden verantwortlih, wenn der andere Theil 
vor Abſchließnng des Gefchäftes nicht wol erft Erfundigung über die Wahrheit ded Vor— 
gebens einholen lonnte. Ueberhaupt ift er auch in Hinſicht anf andere verbotene Handlungen 
und den duch fein Verſchulden verurfachten Schaden ſowol mit feiner Perſon, als aud mit 
feinem Vermögen verantwortlid. 

Die Etilifirung des 8. 248 läßt es zweifelhaft, ob ein Minderjähriger überhaupt 
erft nach zurüdgelegtem zmanzigften Lebensjahre für von ihm begangene Delicte zu 
haften babe, oder ob fib die Beichränfung feiner Haftungsverbindlichkeit auf dieſes 
Alter blos auf den Fall erftredt, wenn er fich bei Abfchliegung eines Rechtsgeſchäftes 
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für großjährig ausgibt und der andere Theil nicht leicht Erkundigungen 
konnte. Die letztere Annahme ſcheint die richtigere zu ſein. Denn —— 
daß es fi ſehr wohl rechtfertigen läßt, wenigſtens ein Alter von 20 Jahren aus 
nehmen, um Jemanden irrthümlich für großjährig halten zu Tonnen, fpriät 
ber Umftand, daß nad röm. und gem. Rechte ein Minderjaähriger für bie 
begangenen. Delicte, infofern fie ihm nad ſeiner geiftigen Eutwidelung 
imputirt werben können, ohne Rüdfiht auf ein beftimnmmies Alter haftet 2. 
A. b. ©. B. die Haftungsverbindlichkeit des Minderjährigen ganz „gemein 
dem zurüdgelegten zwanzigften Jahre beginnen Iaflen wollen, fo wäre bie®. 
röm. und gem. Rechte gegenüber deutlicher ausgedrückt worden. Diefes iR and mit 
Recht die herrſchende, insbeſondere in ben ftrafgerihtlihen Erlenntniſſen zu Tag 
tretende Praxis. Und es wäre au in der That widerfinnig, wenn ſelbſt u 
Minderjährige foger dem Strafgejege verfallen können (88. 269, 270 Ste. G.), te 
civilrechtliche Haftung ausnahmslos erft mit dem zurüdgelegten — "Jahre 
eintreten zu lafien. Ein Minverjähriger kann in vielen Fällen nicht im i 
bie Bortheilgaftigfeit eines Rechtsgeſchäftes richtig zu wilrbigen, aber nm 
was rvechtlih erlaubt oder nicht erlaubt, bedarf es in ber Regel keines Witers über 
20 Jahre. Jedoch kann fein jugendliches Alter Urſache fein, daß ihm eine be | 
ſtimmte Danblung ober Unterlaſſung überhaupt gar nicht als Verſchulden auge⸗ 
rechnet wird 


i 
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8. 249. 
Enbigung ber Vormundſchaft: 1) Durch ben Tob. 
Eine Bormundfchaft endigt ſich gänzlich durch ben Tob des Minderjährigen. Stirbt aber 
ber Vormund oder wird er entlaflen, fo muß nach der Vorſchrift des Gefetes (8. 198 ua 
199) ein anderer beftellt werden. 





8. 250. 
Enbigung der Bormuubfchaft: 2) Nach gehobenem Hinderniß ber Ausübung der väterligen Gewalt. 


Die Vormundihaft endigt fih au, wenn ber Vater die dur einige Zeit sehemmete 
Ansübung feiner Gewalt wieder übernimmt (8. 176). 


8. 251. 
Endigung ber Vormundſchaft: 3) Durch bie wirkliche Volljährigkeit. 


Die Vormundſchaft erliſcht auch ſogleich, als der Pflegebefohlene die Großjährigkeit gr 
reicht hat; doch Tann das vormundſchaftliche Gericht, auf Auſuchen oder nad Bernehmmz 
des Vormundes nnd der Verwandten, wegen Leibes- oder Gemüthsgebrechen bes Pflege⸗ 
beſohlenen, wegen Verſchwendung oder and anderen wichtigen Gründen bie Fortdaner ber 
Bormundfhaft auf eine längere und unbeftimmte Zeit anorbuen. Diele Versrhuuug mul 
aber in einem angemeflenen Zeitranme vor dem Eintritte der Volljährigkeit öffentlich befaunt 
gemacht werden. 

8. 252. 
Enbigung der Vormundſchaft: 4) Durch bie vermittelt ertheilter Nachſicht regtli angenommene Beijährigteit, 


Einem Minderjährigen, welcher das zwanzigfte Jahr zurüdgelegt hat, kaun das vor⸗ 
mundſchaftliche Geriht, nad eingeholtem Gutachten des Vormundes und allenfalls auch ber 
nächften Verwandten, die Nachficht des Alters verwilligen und ihn volljährig erflären. Wird 
einem Minderjährigen der Betrieb einer Handlung oder eines Gewerbeö von ber Bchörbe 
verftattet, jo wird er dadurch zugleich für volljährig erklärt. Die Erklärnug ber Volljährig⸗ 
Teit Hat ganz gleie rechtliche Wirkung mit ber wirklich erreichten Volljährigkeit. 


Bol. die Bemetkungen zu ven 88. 172—178. 





I Bol. Kraut, II, 4; Bangerow, I, 8. 279, | Biertelj. Schr. VIII (1861), 136 fg. unb bie 
&. 519; linger, II, g. 76, S. 29. Bemerk. zu den 88. 1305—1310, 
“al, auch Schufter (Koren;) in ber Oeſterr. | 
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8. 258. 
Gubigung ber Bormundigaft: 5) Durd bie amtliche ober angeſuchte Entlaflung bes Bormundes. 
Die Eutlefiung bed Bormundes verordnet das Gericht in einigen Fällen von Amts 
wen, in anderen, wenn barum angeindt wich. 


8. 254. 
Fälle der amtlien Entlaffung. 

Bon Amts wegen muß ein Vormund entlafien werben, wenn er bie Bormunbiaft 
‚Wiätwiörig verwaltet, wenu er als unfähig erlaunt wird, oder wenn fi in Auſehung feiner 
. ide Bedenklichleiten äußern, weldge ihn Traft des Gefebes von Webernchmung ‚ber Vor⸗ 
wrhchaft audgeihlsfien Haben würden. 


Wenm eine Mutter, welde die Bormundiäaft ihres Kindes führt, ſich wicher verehelicht, 
fo uuh fie felbit oder der Mitvormund es dem vormmmbichaftlichen Gerichte zur Benrtheilung 
mtigen, ob ihr die Fortſetzung der Vormundiaft zu bewilligen fei. 


8. 256. 


Hat der Erblafler oder bad Gericht einen Vormund nur anf eine Zeit beſtellt oder ihn 
ou einen beftimmten Ereiguungsfalt ansgeſchloſſen, fo muß er entlaſſen werben, fobald dieſe 
Beit verfiofien ober ber beſtimmte Fall eingetreten if. 


8. 257. 
Fälle der amtlichen Entlaffung vom Bormunbe, 
Kenn während ber Bormundichaft ſolche Gründe eintreten, bie ben Vormund Fraft der 
beſeze von Nebernehmung berfelben befreit oder ansgeſchloſſen Hätten, fo ift er in dem 
eferen Galle berechtigt, in dem Iehteren aber verpflichtet, die Entlafiung anzufuchen. 


8. 258. 


Einem Bormmnbe, dem man ald vermeintlichen nächſten Verwandten des Minderjährigen 
bie Vormundſchaft aufgetragen hat, fteht es frei, einen fpäter entbedten näheren und taug- 
lien Verwandten an feine Stelle vorzufchlagen; allein der nähere Verwandte hat Tein Recht, 
zu fordern, daß ihm ein minder naher Verwandter eine bereit3 angetretene VBormundfchaft 
abtrete, er wäre denn früher ſich zu melden gehindert worden. 


8. 259. 
Fälle von Anderen rechtlich angeſuchter Gntlaffjung. 

Vie Mutter oder der Bruder können, wenn fie zur Zeit der beftellten Bormundfchaft 
fit noch minderjährig waren, nad erreichter Volljährigkrit anf die Vormundfhaft An- 
ſyruch machen. And fteht jedem Verwandten frei, wenn das Gericht einen Nichtverwandten 
m Bormundfchaft berufen bat, fich binnen Jahreöfrift um die Uebernehmung der Vormund- 
IHaft zu melden. 

Nah röm. Rechte mußte bei der mominatio potioris ($. 258) der namhaft ge- 
machte Bormund eine ſolche Perfon fein, welche nicht felbft wieder einen potior nennen 
Ionnte, damit fie nicht einen Wechfel der VBormundfchaft durch mehrere Grade zur 
Bolge haben konnte!. Das öſterr. Recht fordert blos, daß überhaupt ein näherer 
tangliher Verwandter vorgefchlagen werde. 

Die nominatio potioris ift blos ein Recht des ernannten Vormundes, der als 
dermeintlicher nächfter Verwandter zum Vormund beftellt wurde, einen näheren Ver— 
wandten dazu vorzufchlagen, und feine Pflicht deflelben. Der nähere Berwandte kann 
alfo die Abtretung der Vormundfhaft gegen den Willen des bisherigen Bormundes in 
der Regel nicht verlangen. Davon eriftiren nachftehende Ausnahmen: 1) wenn ber 





Bol. Ruborff, II, 159 fg. 
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nähere Verwandte früher fich zu melden gehindert war ($. 258 a. &.); 2) Mutie 
und Bruder können, wenn fle zur Zeit ber Beftellung bes Bormundes noch minder 
jährig waren, nad erreichter Bolljährigkeit die Ueberlaſſung der Vormundſchaft bes 
ſpruchen (8. 269); 8) jeter Berwandte fann, wenn ein Ri bter als Bormm 
beftellt wurde, bie Webertragung ber Vormundſchaft verlangen (8. 259). 

Das Recht, die Ueberlaffung der Vormundſchaft zu verlangen, muß in allen ber 
Fällen binnen Jahresfriſt ausgeübt werden ?. Diefe Friſt beginnt im erften Falle vom 
Zeitpunfte bes Aufhörens des Hinberniffes, im zweiten Falle vom Tage ber erreidte 
Großjährigkeit, im dritten Falle vom Tage der Zuftellung des Bormmnbfchaftsberrel 
an den Nichtverwandten. 


8. 260. 
Wenn eine Minderjährige ſich verehelicht, fo hängt es von ber Benetheifung bei . 
richtes ab, 05 bie Enratel bem Ehegatten abgetreten werben fell (8. 175). 
Vgl. die Bemerkungen zu den 88. 172—178. 


8. 261. 
Bebingungen zur Entlaffung bed Bormundes: 1) Bewöhnlier Zeitpunkt. 

Ein Vormmnd kann in ber Regel nur am Ende beö vormmnbidaftlidden Jahres, nachde 
fein Nachfolger bie Verwaltung des Vermögens ordentlich übernommen hat, die Bormunl 
fhaft niederiegen. Findet aber das Gericht es zur Sicherheit der Perſon aber des Vermögen 
nothwendig, fo Tan es ihm dieſelbe and fogleih abnehmen. 


$. 262. 
Bebingungen zur Entlaffung des Vormundes: 2) Schlußrechnung. 

Ein Vormnud ift verbunden, Tängftens innerhalb zwei Monaten nad geenbigter Be 
mundichaft dem Gerichte feine Schlußrechnung zu übergeben, und erhält von demſelben na 
gepflogener Nichtigkeit eine Urkunde Über bie redlich und ordentlich geführte Verwalten 
feines Amtes, Diefe Urkunde fpricht ihn aber von der Verbindlichleit and einer ſpäter en 
bedten argliftigen Handlung nicht frei. 

Bol. die Bemerkungen zu den 88. 234—242. 


8. 263. 
VBebingungen zur Entlafſung des Bormundes: 3) Uebergabe bes Vermögens. 

Am Ende einer Vormuudſchaft ift es die Pflicht des VBormundes, das Vermögen ben 
volljährig Gewordenen oder dem nen beftellten Vormunde gegen Empfangsſchein zu über 
geben und fi) dariiber bei Gericht andzuweilen. Das aufgenommene Verzeichniß des Ber 
mögend und bie jährlich genehmigten Redhunngen dienen bei ſolchen Uebergaben zur Richt 
ſchnur. 

Vgl. die SS. 217 und 218 des Sefetee vom 9. Aug. 1854 und die Bemerkunge 
zu den 88. 865, 866 9.5. ©. B., . 8. 


—— 


3 Aus ber zertirung ber 88. 258, 259 allein 
it dieſes nicht mit Sicherheit zu entnehmen. 
Am erften könnte man glauben, daß das Ge- 


Geſetz den näheren Verwandten gegenüber de 
entfernteren eine längere Frift —* geſtatt 
wollen, als den Verwandten 


ſetz gerade für Mutter und Bruder als bejon- 
ders nahe Verwandte dieſe Friſt nicht zur An» 
wendung Eringen wollte Dies ift indeſſen 
wegen des innigen Zufammenhanges, in wel⸗ 
chem gerade biefer Ball mit dem Beftreitungs- 
rechte der Berwanbten gegen Nichtvermanbte 
abgehandelt wird, — für meld,’ letzteren Wall 
dieſe Frift zunächf gegeben erſcheint —, nicht 
anzunehmen. — Diefe | Sabresfrift gilt aber auch 
für nähere Berwantte gegenüber entfernteren, 
meil nicht leicht abzufehen wäre, warum bas 


gegenüber Ric 
verwandten, und im Gegentheil ein bereits ı 
Befig ber Bormundicaft befindlicher entfen 
terer Verwandter gegenüber dem näheren mel 
Derüdfihtigung zu verbienen ſcheint, ale e 
Nichtverwandter gegenüber was immer für eine 
Berwandten. Endlich muß man a: ſchon aı 
ber Grmangelung ber Feſtſetzung einer Frif 
beftimmung für die erften — fe daraı 
ſchließen, daß dieſe Iahresfrift alle dr 
Fälle gelte, 
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> 8. 264. 
Haftung bed Bormunbes aus frembem Berfäulben. 
Jasgemein hat ein Borsmnd nur für fein Verſchulben und nit and für bad Ver⸗ 
Maiden ber Ihm Tintergeorbneten zu haften. Hat er aber wiſſentlich nufähige Berfonen an- 
get, Hat er folge beibehalten oder nit anf ben Erfah des von ihnen veruriachten 
Gäabens gebrungen, fo ift er and dieſer Nachläſſigkeit wegen verautwortlich. 
Bgl. die Bemerkungen zu ven 88. 216—228 und 88. 1313—1315. 


8. 265. 
Gubfibiarifge Haftung bes vormmbigaftligden Gerichten. 
Grton dad vormnubiägaftlidde Gericht, welches fein Ant zum Nachtheile eines Minber- 
Hiltigen vernadläffigt Hat, iR dafür verantwortli nud, wenn andere Mittel zum Erſathe 
mengeln, ben Schaden zu erfegen verbunden. 


©. die wichtigſten Beſtimmungen des Geſetzes über die Haftung für das Ber- 
ſchulden der Gerichtsbeamten und die Behandlung der Syndikatsbeſchwerden (Kaif. Bhg. 
vom 12. März 1859, R. ©. BL, Nr. 46), abgevrudt bei $. 131. 


8. 266. 
ZJaͤhrliche Belohnung bes Bormunbes. 
Enfigen Vormlnbern Tann dad Gericht ans ben in Eriyarang kommenden Eintünften 
eine verhältnißmäßige jährliche Belohnung zuerlennen; bo barf biefe Belohnung nie mehr 
fünf vom Hundert ber reinen Einkünfte betragen und ſich höchſtens auf viertauſend 
Olden jährlich belanfen. 
8. 267. 
Belobnung bed Bormundes beim Audtritte. 


Wenn bad Vermögen bed Minderjährigen fo gering ift, daß ſich wenig oder nichts in 
jährige Erfparung bringen läßt, fo Tann einem Bormmnde, welder das Vermögen nuver- 
zindert erhalten oder dem Minderjährigen eine anftändige Verſorgung verſchafft hat, wenig- 
feat am Ende der Vormnudſchaſt eine den Umſtänden angencflene Belohnung ertheilt werden. 


Nach älterem deutſchen Rechte gebührten dem Vormunde bisweilen alle Mobilien 
md Nutzungen des von ihm verwalteten Vermögens; nach manchen Partikularrechten 
erhielt er nur eine beftimmte Quote, oft ein Zehntheil der Einkünfte. Die neueren 
Geſetzgebungen erkennen ein ſolches unbebingtes Recht des Vormundes auf einen be— 
inmten Theil der Einkünfte nicht an, fondern machen e8 mehr oder weniger von Be- 
dingungen abhängig, unter welchen ihm eutweber ein geſetzlich beflimmter oder vom 
annnbfiaftögeriähte nah freiem Ermeſſen zn beftimmender Theil der Einfünfte 


Das U. b. ©. 2. überläßt die Beftimmung der Belohnung dem Gerichte, welches 
dieſelbe, wenn fich von den Einkünften überhaupt ein beträchtlicher Theil erſparen läßt, 
imerhalb der im 8. 266 vorgezeichneten Grenzen, und wenn fid) wenig oder nichts 
eiparen ließ, jevoh der Stamm des Bermögens erhalten oder vom Vormunde dem 
indel eine anftändige Verforgung verfchafft wurde, am Ende ber Bormundichaft 
mt Berüdfichtigung aller Umſtände ganz nach freiem Ermeſſen beftimmen Tann (8. 267). 

Nah dem Hofd. vom 9. Yuli 1802 (9. ©. ©., Nr. 568) gebührt dem aus—⸗ 
ketenden Bormunde die Remuneration nur von jenen Zinfen und Einfünften, vie er 
3 zum Abſchluſſe feiner Bormundfhaftsrehnung wirklich eingehoben hat, nicht aber 
auch von jenen, bie erft fein Nachfolger einzubringen hat. Unter den 4000 Fl. des 
$. 266 muß die zur Zeit des Erſcheinens des A. b. ©. B. geltende Pandeswährung, 
d. i. W. W., verftanden werben. (Val. Abfat 9 des K. M. Pat. zum A. b. ©. 8.) 





Bgl. Ruborff, I, 5; II, 475; IIT, 65 fg., 131 fg. 
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8. 268. 
Reätömittel ded Vormundes bei Beichwerben. 
Ein Bormunb, welder fi) duch eine Berorbuung des vormundſchaftlichen Gerid 
fwert zu fein erachtet, ſoll bie Beſchwerde zuerft bei bem nümlichen Gerichte und um 
biefe fruchtlos war, ben Recurs bei bem höheren Gerichte anbringen. 


Dal. die SS. 9—16 des Gefeges vom 9. Aug. 1854. 


‘ 


8. 269. 
Bon ber Guratel. Begriff ber Curatel. 
Für Berfonen, welche ihre Angelegenheiten nicht ſelbſt beforgen nub ihre Ned: 
ſelbſt verwahren können, Kat das Gericht, wenn bie väterliche ober vormundſchaftli 
wait nicht Platz findet, einen Enrator oder Sachwalter zu beftellen, 


Bol. über den Unterſchied zwifhen Vormundſchaft und uratel die Beme 
zu den 88. 187 und 188. 


8. 270. 
Fülle ber Guratel. 

Dieſer Fall tritt ein: bei Minderjährigen, bie in einer anderen Provinz ein m 
liches Vermögen beſitzen (8. 225), ober die in einem befonderen Falle von dem Bat 
Bormunde nit vertreten werben können; bei Volljährigen, bie in Wahn oder B 
„verfallen, bei erflärten Berſchwendern, bei Ungeborenen, zuweilen and bei Tanbftı 
bei Abweienden und bei Sträfliugen. | 


8. 271. 
Fälle der Guratel: 1) Für Minberjährige. 


In Gefhäften, welche zwifhen Aeltern und einem minderjührigen Kinde oder 1 
einem Bormunde nnd dem Minderjährigen vorfallen, muß das Gericht angegangen | 
für den Minderjährigen einen befonderen Curator zu ernennen. 


8. 272. 


Fallen zwildden zwei oder mehreren Minderjährigen, welche einen und denſelbe 
mund haben, Nechiöftreitigleiten vor, fo darf diefer Vormund Leinen der Minderj 
vertreten, fondern er muß bad Gericht angehen, daß es für jeden insbefondere einen ı 
Eurator ernenne, 

8. 273. 
Fälle ber Euratel: 9) Für Wahn» ober Blöbfinnige. 3) Für Verſchwender. 

Für wahn- oder blödfinnig Tann nur derjenige gehalten werden, welcher nad ı 
Grforfhung feines Betragens und nad Einvernehmung der von dem Gerichte ebenfat 
verordneten Aerzte gerichtlich dafür erflärt wird. Als Verfchwender aber muß dag 
benjenigen erflären, von welchem nad der vorgelommenen Anzeige und ber hierül 
pflogenen Unterſuchung offenbar wird, daß er don Vermögen auf eine nnbefounene Art 
bringt und ſich oder feine Familie durch muthwillige oder umter verderblichen Bedin 
geihlofiene Borgverträge Tünftigem Notbftande preisgibt. In beiden Füllen muß die 
liche Erflärung öffentlich befannt gemacht werben. Ä 


Nah röm. Rechte ift man darüber uneinig, welche Art der Geiftesftörung 7 
furor (Wahnfinn) und dementia (Blödfinn) zu verftehen ſei. Während Einig 
Ausprüde für gleichbedeutend Halten, nehmen Andere an, daß unter Wahnfin 
nit Tobfucht verbundene, unter Blödſinn eine nit von foldhen Ausbrüden be 
©eiftesverwirrung zu verftehen fei. Andere fegen den Unterſchied in ven grüßere 
geringeren Grad ber Geifteszerrüttung, und beziehen den Ausprud Wahnfin 
gänzliche Geifteszerrüttung (mentis ad omnia caecitas), gleichviel ob fie von 
brücden ber Wuth begleitet ift oder nicht, dauernd ober vorübergehend ift; d 
zeichnung Blöbfinn auf jene Fälle, in welchen ber Geiftesfranfe des Gebrauches 
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unft zwar nicht gänzlich beraubt, aber doc feine Geſchäfte mit der gehörigen Be⸗ 
beit zu verwalten außer Stande tft !. 
Diefe Unterfheidung, welche ſchon nah röm. Rechte von geringer praltifcher Ve⸗ 
mg war ?, ift nad öfterr. Rechte ganz bebeutungslos. Es ift volllommen gleich 
g, ob die Euratel wegen Wahn- oder Blörfinns verhängt wırde, und find biefe 
n Ausprüde rechtlich ſynonym zu nehmen. Sowol der für wahnfinnig als ber 
böpfinnig Erflärte ift unfähig, ſich durch Nechtögefchäfte zu verbinden, Tann 
h ein blos zu feinem Vortheile gemachtes Berjprechen gültig annehmen, wenn er ent« 
t blos an partieller Geiftesftörung leidet oder des Gebrauches feiner Verſtandes⸗ 
feiten nicht ganz beraubt ift, chne daß es auf die Art der über ihn verhängten 
tel irgendwie ankommt ®, 
Im fog. lichten Zwiſchenräumen (dilucida intervalla) erlangt ber Geiſteskranke 
röm. Rechte feine ganze Handlungsfähigkeit, ſodaß inzwifchen die Euratel ruht *, 
Das Pr. 2. R. und mande andere Partikularrechte enthalten die entgegengefeßte 
mmung ®, Nach öjterr. Rechte eriftirt in Ermangelung einer ausbrüdlichen ge 
Verfügung kein Grund, den Geiftesfranfen in lichten Zwiſchenräumen bie 
dlungsfähigleit abzufprehen. Die Hantlungsunfähigfeit verfelben hat ihren Grund 
in der verhängten Curatel, fondern fie ift eine rein natürlihe Die Curatel Bat 
ben Zwed, ven Mangel der natürlihen Handlungsfähigkeit zu erfegen, ſie ift ganz 
gar zwecklos, wenn ber Geiſteskranke feine vollen Verftanvesfräfte wieder erlangt 
Er ſelbſt bedarf des Beiftandes des Eurators in den lichten Zwiſchenräumen nicht, 
dritte Perfonen, welche nicht immer ©elegenheit haben, von der Berhängung 
Curatel Kenntniß zu erlangen, denen jedoch die Geiſteskrankheit, Tofange fie wirt 
vorhanden ift, von felbft auffallen wird, würden ganz ohne Noth ber Gefahr aus⸗ 
t, ungültige Rechtsgeſchäfte zu fchliegen. Am wenigften zweifelhaft dürfte dieſes 
krrichtung von legtwilligen Anorbnungen fein. Denn es ift nicht anzunehmen, daß 
67 unter Erblaffern, weldhe den Gebrauch bes Verſtandes verloren hatten, zur 
ber Errichtung der leßtwilligen Anorbnung aber bei voller Befonnenheit waren, 
ve die Ausnahmefälle im Auge hatte, in welchen die Beftellung eines Eurators 
nicht erfolgt ift, indem fonft gewiß auf ähnlihe Weile wie nach $. 569 für Un⸗ 
dige für fie vorgeforgt worden wäre. Ganz unzweifelhaft find ihnen aud bie in 
n Zwifhenräumen begangenen Delicte ohne Weiteres zu imputiren, und ihr Qurator 
für fie in feiner Weife verantwortlid 6. Ueber die Yähigfeit eines Vrrfinnigen, 
sten Zwilchenräumen eine Ehe einzugehen, vgl. die Bemerkungen zu ven $$.48—53, 
.1, ©. 64 d. W. 





Bgl. Ruborff, I, 120, 121; Sintenis, TIL, 
5, Aum. 4, ©. 286. 
Sintenis, a.a. DO. Die furiosi waren der 
lichen Curatel ber Agnaten und Gentilen, 
aento capti, fatui und dementes ber Da⸗ 
tatel unterworfen. Rudorff, I, 122. 
Rah Preuß. 2. R. (vgl. Koch, I, $. 46) 
en Bahnfinnige, au wenn ihr Wahnſiun 
ein partieller ift, ben Kindern, Blöbjin- 
ingegen ben Unmündigen gleichgeftellt. 
herr. Rechte ift in jebem einzelnen Falle 
Rüdfiht auf ben Namen der verhäugten 
tel auf den Grab ber Geiſteskrankheit zur 
» Daß auch das öſterr. Recht verfchiedene 
e ber Geiftestrankheit anertennt und nur 
ieines Berftandes gänzlich Beraubte um: 
if, ein zu ſeinem Vortheile gemachtes 
wechen anzunehmen, ergibt ſich daraus, 
8. 21 zwiſchen Wahn- und Blödfinnigen, 
e bes Gebrauches ihrer Bernunft entiveder 
ih beraubt oder wenigſtens unvermögend 
die Folgen ihrer Handlungen einzufehen, 
Iheibet, und nad 8. 865 nur berjenige, 
m ben Gebrauch ber Vernunft nicht hat, 


einem Kinbe unter fieben Jahren gleichgeftellt 
wird. Unter Berfonen, „welche ben Gebraud 
der Bernunft nicht haben”, dürften aber nur 
ſolche zu verftehen fein, welde bes Gebrauches 
berfelben gänzlich beraubt find. Vgl. auch den 
von Ölafer und Unger, I, Nr. 491, mitge- 
theilten Rechtsfall, in weldem die erfte In⸗ 
ftanz über einen hochbejahrten Mann die Eus 
vatelsoerhängung für unzuläffig erklärt, bie 
zweite bie Euratel wegen Bloödſinnes verhängt 
batte, und ber Dberfie Gerichtshof entfchied, 
daß die Curatel nicht wegen Blödfinnes, fondern 
wegen erwiefener Unfähigfeit zur per» 
fönlihen Beforgung der eigenen Aus» 
gelegenheiten zu verhängen fei. 

Vgl. Sintenis, III, $. 155, ©. 287. 

5 Vgl. tod, I, 8. 112; Kraut, II, 210. 

6 Der Beſchädiger haftet alfo nicht blos fub- 
fibiarifch, wenn der Beſchädigte von den in 
S. 1309 bezeichneten Perſonen ben Erfat des 
Schadens nicht erlangen kann, und die Bes 
ftinunung bes $. 1310: „Kann der Befchädigte 
auf folhe Art (nämlich von den im 8. 1309 
bezeichneten PBerfonen, meil Diefe entweder fein 
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Die Curatel Über Verſchwender kommt im röm. Rechte, ſowie bie über B 
und Blödſinnige ſchon im XII. Tafelgeſetze vor ?, auch finden fi iu —— 
frühzeitig, insbeſondere in den Statuten der großen deutſchen Handelsſtaͤdie B 
rungen gegen Verſchwender, welche nicht dem röm. Rechte entlehut waren, —* 
ben Bekanntwerden des röm. Rechts von ben Grundſätzen deſſelben verdraͤngt wurd 

Wegen der tief in bie perſönliche Freiheit eingreifenden Wirkungen der Berhän; 
ber Curatel wegen Berfhwenbung wird dazu ein foldhes Vergeuden des Bermd 
erforbert, welches auf eine eigenthümliche, gerade barauf geridtete Dit 
fition oder auf eine Schwäche, welde die Sorge für den nädften Zag 
Eindrud des Augenblides opfert, zurädihliegen läßt? Es genägt 
nicht, daß Jemand mehr ausgibt, als er nach feiner Einnahme thun kann, übermäf 
Aufwand macht, auch nicht, daß Jemand fein Vermögen auf unnüge Dinge verm 
und ein Misverhältnig zwifhen ben Ausgaben und bem Kapital des Vermögens 
fteht, daß das Vermögen nad und nad aufgezehrt werben muß 1%. Dagegen i 
auch nicht nothwendig, daß er bereits fein ganzes Vermögen oder Boch einen. bein 
lichen Theil beffelben auf leihtfertige Weife wirklich durchgebracht hat?" 

Der als Verſchwender Erflärte ift unfähig, etwas von feinem Vermögen zu 
äußern, Rechtsgeſchäfte zu ſchließen, wodurch er eine Verbindlichkeit übernimmt ee 8 
er ift in der Teſtirfähigkeit befhränft (568), kann unter gewiflen Borausfegungen 
Pflichttheile auegeiöhofien werden ($. 773) und wird rüdfichtlich ber Scäliegung ı 
Ehe denfelden Beſchränkungen wie ein Minderjähriger unterworfen (8. 49), er 
unfähig zur väterlihen Gewalt ($. 176) und zur Verwaltung einer Sormunbfaft 
Euratel (88. 191, 281) und kann nur ein zu feinen Gunften gemachtes Berfpri 
gültig annehmen (8. 865) 12. 


8. 274. 
Fälle ber Guratel: 4) Für Ungeborene. 


In NRäüdficht auf Ungeborene wird ein Sachwalter entweber für die Nachlommen 
überhaupt, oder fr eine bereits vorhandene Leibesfrucht (8. 22) aufgeſtelt. Im erften | 
hat der Sachwalter dafür zu forgen, daß die Nachkommenſchaft bei einem ihr befkim 
Nachlaſſe nit verkürzt werde, im zweiten Falle aber, daß bie Nechte bed noch uugeben 
Kindes erhalten werben. 

8. 275. 
Fülle der Guratel: 3) Für Taubftunme. 

Taubſtumme, wenn fie zugleich blödfinnig find, bleiben beftänbig unter Vormmudſt 
find fie aber nad Antritt bes fünfundzwanzigſten Jahres ihre Geſchäfte zu verwalten fı 
{0 darf ihnen wider ihren Willen Tein Gurator gefeht werden, nur ſollen fie wor Gerich 
ohne einen Sadwalter erfcheinen. 


8. 276. 
Fülle der Guratel: 6) Für Abweſende ımd für unbelannte Theilnehmer an einem Geſchüfte. 


Die VBeftellung eines Curators für Abweſende oder für die dem Gerichte zur Zeit 
nubelannten Theilnehmer an einen Geſchäfte findet daun ftatt, wenn fie Teinen orbenti 
Sachwalter zurüdgelaflen haben, ohne ſolchen aber ihre Nechte durch Verzug gefährdet, 





hinlängtiches Bermögen befigen ober ihnen | jhränfen, in welchen lichte Zwifchenr 
ſelbſt kein Verſchulden in der Bewachung zur broceffualifg nicht vollkommen erweisbar 
Laft fällt) den Erfat nicht erhalten, fo fol der | Bgl. auch die Bemerf. zu ben 88. 1300 — 
Richter mit Erwägung bes Umſtandes, ob dem ? Bgl. Vangerow, I, 8. 29%, Am 
Beſchädiger, ungeachtet er gewöhnlich feines Ruborff, I, 128 fg. 


Berftandes nicht mächtig ift, in dem beftimmten Bgl. Kraut, 1, 210 fg.; udorff, I, 
alle nicht dennoch ein Verſchulden zur Laft ’ Sıntenis, a. a. D., ©. 38 
ege ..... mit Rückſicht auf das Bermögen 10 Bgl. Sinlenis, 8. 156, Anm, 18 ; 


8 
bes Beſchädigers und bes Beſchädigten, auf den Glück, XXXIII, 182, und Rudorff, I, 184, 
ganzen Erſatz, oder doch einen billigen Theil ı Bl. Rraut, II, 214. 
»sfjejben erkennen”, iſt anf jene Fälle zu be 12 Bol. auch Kudorfl, I, 187 fg. 


Hanptkül IV. Bow ben Bormundfhalten und Euratelen. 96. 274—278. 143 


te eines Anderen in ihrem Gange gehemmt würden. IR ber Aufenthaltsort eines 
ben belaunt, jo un ihn fein Enrater yon der Rage feiner Angelegenheiten unter- 
uud dieſe Angelegenheiten, wenn Teine andere Verfügung getroffen wird, wie jene 
Inberfährigen beforgen. 


e Guratel über Abweſende ift nad röm. Rechte nichts als eine ang gewöhn- 
rmögenscuratel unb unterliegt allen gefeglihen Borfchriften der Realcuratelen. 
it insbefondere auch in Anfehung der fubjectiven Wähigfeit zur Webernahne 
(dien Curatel. Nach deutſchem Rechte beruht diefe Curatel auf einem präfun« 
ebrechte und dem eigenen Intereſſe, welches die Erbinterefienten an der Er⸗ 
bes Vermögens des Abweſenden haben, fobald der Erbſchaftsfall eintritt. Sie 
ar Sicherſtellung diefer eventuellen Erbanfprüche, trat nicht bei jebem Abweſenden, 
nur dann ein, wenn der Abweſende als verjchollen anzufehen war und es 
nm die nächſten (Inteſtat⸗,, Teſtaments⸗ oder Vertrags⸗) Erben, ohne Rüdficht 
Zahl, Geſchlecht und perfönlihe Fähigkeit, darauf Anſpruch, ſodaß alfo auch 
übrige und Blöbfinnige zu diefer Curatel gelangen konnten, und ihr Vormund 
ıwator das Vermögen des Abwefenden mit zu verwalten hatte. Kam ein näherer 
bter des Verſchollenen zum Vorfchein, fo hatte der beftellte Curator die Euratel 
abzutreten !. 
ich heutigem Rechte ift die Curatel über Abwelende nur noch wie nad röm. 
ine Vermögenscuratel, weldhe fi von ben übrigen Arten der Quratelen nicht 
inet. Dieſes ift auch ber Standpunkt bes öſterr. Rechts. Die Beitellung 
urator absentis findet nur ftatt, wenn ber Abweſende, deſſen Aufenthaltsort 
nt ift, nicht felbft einen Bevollmächtigten mit ausreichender Vollmacht zurück⸗ 
bat, und es entweder fein eigener Vortheil erfordert, oder die Rechte eines 
ı in ihrem ange gehemmt oder gar vereitelt würden. Kine beftimmte Perfon 
(fo die Aufftellung eines Curators für einen Abweſenden nur verlangen, um 
: Rechte gegen denfelben geltend zu machen. Daß dieſe Rechte auch gerichtlich, 
m ftreitigen oder außerftreitigen Verfahren, zur Verhandlung kommen, ift nicht 
dig, fondern es fann die Beltellung eined Curators auch blos zu dem Ende 
t werden, um außergerichtliche Bereinbarungen über Civilrechtsanſprüche zu 


ie Suratel über Abwefende wird analog aud auf unbelannte, entfernte und 
te Intereſſenten ausgedehnt ®. 


8. 277. 


St Jemand bei Eintretung der dur dad Geſetz in dem 8. 24 beſtimmten Crforde- 
bie gerichtlihe Todeserklärung eines Abweſenden an, jo hat das Gericht für diefen 
den vor allen einen Curator zu ernennen, dann wird er dur ein auf ein ganzes 
ftelltes Edict mit dem Beiſatze vorgeladen, daß das Geriht, wenn er während der 
ht erſcheint, oder das Gericht auf eine andere Art in die Kenntniß feines Lebens 
r Zodederllärung fchreiten werde. 


5.278, 


er Tag, au welchem eine Todeserflärung ihre Rechtskraft erlangt hat, wird für den 
em Sterbetag eines Abweſenden gehalten; dad flieht eine Todeserflärung ben Be- 
st aus, daß der Abweſende früher oder fpäter geftorben, ober da er noch am Leben 
memt ein folder Beweis zu Stande, fo ift derjenige, welder auf den Grund der ge= 
a Todeserllärung ein Vermögen in Befig genommen hat, wie ein anderer redlicher 
zu behandeln. 


gl. die Bemerkungen zu $. 24. 


.Glück, XXXIII, 262 fg.; Kraut, IT, 2 Bol. Rudorff, I, 147. 
; Rudorff, I, 146 fg. 
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8.279. 
Fälle ber Curatel: 7) Für Sträflinge. 

Einem zur ſchwerſten oder fdhweren Kerlerſtrafe vernrtheilten Verbrecher iR ein Euraise 
zu beftellen, wenn ex ein Bermögen befitt, weldes durch die Länger fortbauernde Strafe einer 
Gefahr ausgeſetzt ſein würde. 

Außer den im U. 6. ©. B. beftimmten Fällen ift nad) 8. 182 des Geſetzes vom 
9. Aug. 1854 auch no, wenn Jemand Orbensgelübde ablegt, deren Ablegung nad 
dem Geſetze den Verluſt der freien Berwaltung des Vermögens nach fi zieht, für 
basjenige Vermögen, worüber er unter Lebenden nicht verfügt hat, ein Curator zu bes 
ſtellen. Die Ablegung der einfachen Ordensgelübde bei Rebemtoriften (Hofd. vom 
30. Dec. 1830, 3. ©. ©., Nr. 2498), bei Barmberzigen Schweftern (Hofd. vom 
6. Mai 1831, 3. ©. S., Nr. 2514), und bei Rittern des Deutfhen Ordens (Pat. 
vom 28. Juni 1840, 3. ©. S., Nr. 451) zieht diefe Wirkung nicht nach fich. 


$. 280. 
Beflellung ber Euratel. 

Dad Gericht, weldgen bie Ernennung eines Vormundes zuſteht, Hat im ber Regel 
unter der nämlichen Vorſicht und nad den nämlichen Grundfähen and den Curator zu be 
ftelfen. Iſt e8 aber um die Verwaltung einer Sache oder eines Geſchäftes zum thun, weide 
zn einem anderen Gerihtöftande gehören, fo Hat biefer Gerichtsſtand and den Enrater zu 
ernennen. 

8. 281. 
Enti&ulbigungsurfaden. 

Wer die gehörigen Eigenfhaften zum vormnudſchaftlichen Amte befiht, Tan andy eine 
Euratel übernehmen. Auch finden bei der Curatel die nämlihen Entſchuldigungsgründe und 
Vorzugsrechte wie bei der Vormundſchaft ftatt. 


8. 282. 
Rechte und Berbinblicdhkeiten. 
Die Rechte und Verbindlichleiten der Curatoren, welche entweber nur für bie Berwaltung 
beö Vermögens oder zugleich für die Perſon ihres Pflegebefohlenen zu fargen haben, find and 
den, den Vormündern hierüber ertheilten Vorſchriften zu beurtheilen. 


8. 283. 
Erloſchung der Curatel. 


Die Curatel hört anf, wenn die dem Curator auvertrauten Geſchäfte geendigt find, aber 
wenn bie Gründe aufhören, die den Pflegebefohlenen au der Verwaltung feiner Yngelegen 
heiten verhindert haben. Ob ein Wahn: oder Blödfinniger den Gebrauch ber Vernunft er- 
halten habe, oder ob ber Wille eines Verſchwenders gründlich nud banerhaft gebeflert |. Mg 
muß nad einer genauen Erforihung der Umftände, and einer anhaltenden Erfahrung, ui 
im erfton Tolle zugleich aus den Zengnifien der zur Unterfuhung von dem Gerichte beſteltemn 
Aerzte eutihieden werden. 








8. 284. 
Ausnahme in Rüdfiht des Bauernftanbes. 

Die beſonderen Vorfihten bei der Vormundſchaft und Euratel des Baueruftandes ind un 
den politifhen Geſetzen enthalten. 

Die Berufung bes $. 284 auf die in ben politifhen Gefegen enthaltenen Em e- 
fonderen Vorſchriften bei Vormundſchaften und Guratelen des Bauernftandes tft nunme Wr 
unpraktiſch, indem burd 8. 1 des Kaiſ. Pat. von 7. Sept. 1848 bas Unterthäniglkeik- &- 
verhältnig, auf weldem dieſe politifhen Geſetze beruhten, aufgehoben wurde. 








I Sapigny, Syſtem, I, 338; Unger, Sy- 
Sum, I, 214 und 355. Aehnlich ift auch bie 
Definition Wächter's (Handbud, II, 205): 
„Sachen (im eigentlichen Sinne) find bie ber 
Gewalt des Menſchen unterwerfbaren materia- 
Im Dinge der Außenwelt." Ebenſo Puchta 
Bandetten, 8. 35): „Sache ift ein von ber 

n Äußerlih unabhängiger, aber gänzlich 

Unterwerfung unter ihren Willen fühiger 
Ürperlicher ee Dagegen Windſcheid, 
Ll, 8. 137: „Sachen find die einzefnen Stüde 
der vernunftlofen Natur.‘ 

88. 1 und 2 Inst. de rebus corporalibus 
* incorporalibus (2. 2): Quaedam res corpo- 
8 sınt, quaedam incorporales.. Corpo- 
fan 2° hae sunt, quae tangi possunt: veluti 
ae dus, homo, vestis, aurum, argentum et 
“"Omäque alise res innumerabiles. Incor- 
Orales autem sunt, quae tangi non pos- 
R Qualia sunt ea, quae in jure consi- 
Eunt; sicut hereditas, ususfructus, obli- 
Em giones quoquo modo contractae. 
Nach der heutzutage herrſchenden Auffaffung 
er biejes feine Eintheilung der Sachen, fon- 
Dexn blos eine Eintheilung der möglichen Ber- 
RR Sgensbeftanbtheile, wobei jene echte, 
elche nicht Bermögensrehte find, gar 


Kirchſtetter, Sommentar. 2. Aufl. 


ra] 


weiter Theil. 


Bon dem Sacheurechte. 


Bon Sachen und ihrer rechtlichen Eintheilung. 


8. 285. 
Begriff von Sachen im rechtlichen Sinne. 


| Alles, was von der Perfon unterſchieden ift umd zum Gebrauche ber Menſchen bient, 
"wird im restlichen Sinne eine Sache genannt. 


Saden find räumlich abgegrenzte Stüde der äußeren unfreien Natur, welche ber 
phnfiichen Herrichaft des Menſchen unterwerfbar find !. 

Im Einflange mit der älteren, das röm. Recht misverftehenden Doctrin, nad 
: weldier man korperliche und unlörperlihe Sachen unterfcheiden zu müſſen glaubte * 





nicht inbegriffen find, und das wichtigfte Ver⸗ 
mögensrecht, das Eigenthumsrecht, zu ben res 
corporales zu zählen it. Man glaubte, indeß 
irrtbümlih, daß in diefer Stelle bes röm. 
Rechts eine Eintheilung der Sachen in körper⸗ 
fihe und unförperliche enthalten fei, während 
e8 blos eine Eintheilung der Bermögensbeftand- 
theile in Sachen und in Rechte if. Sehr 
treffend bemerkt hierüber Unger (Syftem, I, 
357): „Bei dieſer Eintheilung bes Bermögens 
wird zufolge eines allgemein üblihen Sprad- 
ebrauches das Object ber Herrfchaft mit der 
Serrichaft jelbft dann und aus bem Grunde 
verwechſelt, wenn unb weil die Herrſchaft über 
die Sache in folder Zotalität befteht, daß mit 
ber Benennung der unferer Herrfchaft gänzlich 
unterworfenen Sache zugleich bie beftimmte 
Borftellung jener totalen Herrſchaft über die⸗ 
jelbe hervorgerufen wird. Man fagt, ber A 
bat in feinem Bermögen ſechs Pferbe, zwei 
Uhren ꝛc. Dieſes totale Haben einer Sache 
kann ein phyſiſches und ein rechtliches ſein, 
ſowie die Herrſchaft ſelbſt Aber eine Sache eine 
phyſiſche oder eine rechtliche ſein kann; erſtere 
iſi der Beſitz (Sachbeſitz), letztere das Eigen⸗ 
thumsrecht. Die übrigen Beſtandtheile des 
Bermögens werben als Rechte aufgezählt, weil 
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und demnach eine Definition von Sachen aufftellte, worunter auch bie untörperlichen 
Sachen inbegriffen find, fieht der vorftehenve Paragrapl) von dem Momente der Körper 
(ihleit ganz ab und nimmt Sachen gleihbebentend mit Rechtsobject, wozu aud Hand 
lungen gebören. 

Da zwifhen den Rechtsverhältniſſen zu einer Sade und bloßen perfönlicen 
Leiftungen einer Perfon ein wefentlicher Unterſchied befteht und eine foldde Gleich— 
ftellung von Recdhtsobjecten fo verſchiedener Natur leicht zu VBerwirrungen und nament 
fh zur Uebertragung der Grundſätze des Sachenrechts auf das Obligationenredk 
führen fann ®, jo iſt die Aufftellnng einer fo weiten Begriffsbeftimmung von Sachen 
unangemeffen *. 

8. 286. 
Gintheilung der Sachen nad Verſchiedenheit des Subjectes, bem fie gehören. 


Die Sachen in dem Staatögebiete find entweder ein Staats- oder ein Privatgut. Bei 
leßtere gehört einzelnen oder moralifhen Perfonen, Heineren Geichihaften oder ganzen Ge 
meinden. 

8. 267. 
Freiftehende Sachen; dffentlides But und Staatövermögen. 

Sachen, welche allen Mitgliedern des Staates zur Zueignung überlaflen find, heißen fre 
ftehende Saden. Jene, die ihnen nur zum Gchrande verftattet werden, als Laudſtraße 
Ströme, Flüfle, Scehäfen und Meereönfer, heißen ein allgemeines oder üffentliches &=m 
Was zur Bedeckung der Stantsbedürfnifie beſtimmt ift, als das Münz⸗ oder Poft- und aubeı 
Regatien, Kammergüter, Berg: und Salzwerfe, Steuern und Zölle, wird das Staatsvermöge 
genannt. 

8. 288. 
Gemeinbegut. Gemeinbevermögen. 

Auf gleiche Weife maden die Sagen, welde nad der Landesverfaffung zum Gebrange 
eines jeden Mitgliedes einer Gemeinde dienen, dad Gemeindegut; diejenigen aber, deren 
Einkünfte zur Beftreitung ber Gemeindeanslagen beftimmt find, dns Gemeindevermägen am. 


In den Inftitutionen Yuftinian’s findet fi 1 al8 oberfte Eintheilung von Saden 
die in Sachen, welde im privatredhtlichen Vermögen find (res privatae oder res sin- 
gulorum), und foldye, weldye ſich nicht im privatrechtlichen Vermögen befinden (res quae 
extra nostrum patrimonium habentur; res yuarum commercium non est). 

Die res extra commercium, welde theil8 aus religiöfen oder moralifchen, theile 
politiihen oder ftaatswirtbfchaftlihen Gründen, theil® ihrer Natur nad dem Verkehre 
entzogen waren, wurden weiter unterjchieben 1) in res divini juris (res Sacrae, sanctac 
und religiosae); 2) Sachen, welde ihrer Natur nad) feinem Einzelnen unterworfen feir 
fönnen (res communes omnium), die Luft, das fließende Wafler, das Meer; 3) di 
im Eigenthun des Staates, als einer juriftifchen Perfon, ftehenten Sachen (patrimonrun 
fisci); 4) die zum öffentlihen Gebrauche bejtimmten Saden, wie öffentliche Plätze 
Vlüffe, Häfen (res publicae im engeren Sinne); 5) Sachen, welche aus allgemeine: 
polizetlihen Gründen dem Verkehre entzogen werben, 3. B. Gifte, verbotene Büche 
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es dann, wenn die Herrſchaft über eine Sache 
keine totale iſt, einer beſtimmten Angabe des 
Rechts ſelbſt bedarf, um den Umfang und In⸗ 
halt der partiellen Herrſchaft über die Sache 
kennen zu lernen und weil bei ben übrigen 
VBermögensrechten, deren unmittelbarer Gegen⸗ 
ftand eine Leiftung ift, ohnehin eine Verwechſe— 
lung der Sade als des möglichermeife blos 
mittelbaren Objectes mit bem Rechte ſelbſt un- 
möglich iſt.“ 

2Dieſe Uebertragung der Rechtsverhältniſſe 
des Sachenrechts auf das Obligationenrecht 
findet ihren Ausdruck darin, daß man nicht 
jelten von Eigenthum an Forderungen jpridt. 


+ Zu weit gebt jedoch Unger (Syftem, : 
635), wenn er behauptet, daß die Definitio 
von Saden, wie fie $. 285 aufftellt, eben| 
gut auch filr den Begriff von Ding angenon 
men werden könne. Denn wenn Ding jeb: 
Gegenftand fowol der Sinnen- als ber © 
dankenwelt ift, wie 3. B. Treue, Edelmut 
Hoffart, fo find dieſe Doch keine Gegenftänd 
welhe zum Gebraude ber Menſche 
dienen, fondern lediglich Begriffe, welche er 
durch Abftraction von gewiffen Wahrnehmunge 
gewonnen werden und blos in der VBorftellun 
des Menſchen eriftiren. 

1. Schilling, Inſt., II, 211 fg. 


| Bon Sachen und Ihrer rechtlichen Eintheilung. 99. 285-289. 147 


* an a von „Berrentof en Sachen, melde fi blos zufällig nicht in Jemandes 
Rad äftere. Rechte ift ver Begriff der res sanctae ®, wie nach heutigem echte 
Ferhaupt, veraltet. Die unmittelbar zum Gottesdienſte Gehiummten Caden Gen —* 
Fhud Gegenſtände des Eigenthumsrechts, und zwar Können fie nicht nur im Eigenthum 
fer Kirche, ſondern auch von Privatperfonen fichen *. Auch” Begräbnißpläge (res 
Kreligiosae) find Gegenftand des Eigenthumes. Daß an einer beftimmten Stelle ein 
-Zerter beerbigt wurde, hat auf das Eigenthum an biefer Grundfläche keinen Einfluß. 
Die res communes omnium find zu ben Sachen im jurift. Sinne gar wicht gehörig. 
Das Staatseigenthum ift wie jede andere Sache Gegeiftand des Verkehres und fann 
auh in das Eigenthum von Privaten übergehen. — Dem Verkehr entzogen find nad 









‚Ber. Rechte nur: 1) Flüſſe und Ströme, von der Stelle an, wo beren Benutzung | 


ze Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flößen beginnt, fammt ihren Seitenarmen 
(9. 2 des Gefeges vom 30. Mai 1869, R. ©. BL, Nr. 93). Bei anderen fliehen 
den Gewäſſern erfennt bie öſterr. Geſetzgebung Eigentbumsreht an und find Bäche und 
-[nafige fließende Gewäſſer, infofern nichts Anderes nachgewieſen wird, nad Maßgabe 
der Üferlänge als Zugehör berjenigen Grundſtücke zu betrachten, über welche ober 
zeichen denen fie fließen (88. 3—5 des cit. Gel.) ®; 2) öffentliche Wege und Pläge 
8.287), welchen auch die für Stantseifenbahnen erproprürten Gründe gleichgeftellt 
erben (Hofd. vom 15. Oct. 1845, 9. ©. ©., 3. 904) 7; 3) ärarifche Monturftide, 
ſxelche, wo fie angetroffen werben, in Beſchlag zu nehmen und an bie nächſte Militkr- 
Delonomie⸗Commiſſion oder das nächfte Depot zum ferneren Gebrauche der Truppen 
eingeben find ®; 4) ausländifche Xotterielofe (38. 24 und 25 bes Lottopat. vom 
13. Maͤrz 1813 und Hofb. vom 7. Yuni 1826, Polit. ©. ©., LIV, 181) ®. 

:  Srenzpartileln und Reliquien därfen mit Ausnahme ver Faſſung nicht entgelt- 
lid veräußert werben, können aber verjchenft, vererbt, vermadt werben, nur nicht an 
"Mistholifen (Hofd. vom 25. Nov. 1826, 3. G. S., Nr. 2234) und find daher Gegen 
ad des Verkehres 10, 288 

8. . 


Brivatgut bes Landedfürften. 
Auch dasjenige Vermögen des Landesfürften, welches ex nicht als Oberhaupt bed Gtantes - 
heist, wird als ein Privatgut betrachtet. 


Bol. die Bemerkungen zu 8. 20. 


— —— 


Bol. Böcking, Inſt. I, 88. 69 fg.; Sin⸗Zulaſſung von Privateigenthum in vielen Fällen 
tenis (2. Aufl.), I, 410 fg.; Arndt's Bandelten | dem natürlichen Anrechte Anderer darauf wider⸗ 
G.Aufl.), 8. A9; Unger, I, 367 fg. ſtreiten würbe. Bgl. barliber die verbienft- 
’ Sanctum est, quod ab injaria hominum | volle Abhandlung von Lemayer, Oeſterr. Gztg. 
%efensum atque munitum est. 1. 8 pr. D. | 1809, Mr. 41 fg., insbefondere Nr. 42. 
% divisione rerum et qualitate (1. 8), — 7 Bol. Randa, S. 99, Anm. 10, gegen 
Res sanctae waren Mauern unb Shore ber Unger, I, 365, Anm. 13. 
Städte, deren Verlegung, ja fogar Ausbeſſe⸗ S. die zahlreihen hierüber erfloffenen 
mg fireng beftraft wurde. 1. 8 D. 1. 8, | Berorbnungen, angeführt bei Stubenraud 
— J. de rerum divisione et acquirendo | (2. Aufl.), I, 467, Anm. 1. 


). 

‚'®gl. Unger, I, 367, 368; Randa, in | Unger, I, 366, Anm. 16, der Anſicht ift, daß 
kinem bei 8. 309, Anm. 1 angeführten W., | nur deren entgeltliche Veräußerung und Er- 
6. 101. ' werbung unterfagt fü und ben Verfall bes 
“ U Yinger, I, 368. Loofes nach fich ziehe, eine unensgeittihe 
* Der Begriff bes Eigenthumsrechts ($. 354 | Ueberlaffung aber zuläffig fei. — Das Hoffo. 
:15.8. 8.) if auf fließendes Waffer (anders bei | vom 7. Juni 1826 verordnet jedoch ganz all- 
F kinem Bette), da baffelbe eine vollkommene Be- | gemein bie fofortige Bernihtung ober Ueber- 
—2 nicht zuläßt, nur mit ſehr wefentlichen | gabe ſolcher Looſe an bie Behörde. Sie wären 
Rodificationen anwendbar und follte, ſelbſt bort, | baher auch im Falle einer umentgeltlichen Er- 
weine ſolche ausſchließliche Herrſchaft möglich iſt, werbung, z. B. dur Vermachtniß, entweber 
ih an Rehenden Gewäflern, biefe aus bem | im Auslande zu veräußern ober bie Bewilli⸗ 
zum mindeſten nit ohne Weiteres | gung ber Finanzbehörde zur Erwerbung nach⸗ 

_ lich anerkannt werben, weil das Waffer | zufuchen. Randa, ©. 96, Anm. 4*. 
fir den Menſchen ein unentbehrliches Nahrungs- 10 Val. Unger, I, 866, Anm. 16; Rande, 
wütel iR und fo vielen anderen menfchlichen | &. 100, Anm. 11%. Die Beſtimmung bielee 
Behärniffen und Eulturzweden dient, baf bie | Hofb., daß die Beriußerung Ing. Retnuien, 


10* 













* Bol. Randa, ©. 96, Anm. 4°, während 
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8. 29%. 
Allgemeine Vorſchrift in Rüdfiht dieſer verfhiebenen Arten ber Güter. 

Die in diefem Brivatsechte enthaltenen Vorſchriften liber die Art, wie Sachen rechtmijig 
erworben, erhalten und auf Andere übertragen werden können, find in ber Regel an mu 
den Berwaltern der Staats: und Gemeindegüter, oder des Staats⸗ und Gemeinbenermägnd 
zu beobachten. Die in Hinfiht anf die Verwaltung und deu Gebranuch dieſer Güter fi be 
ziehenden Abweichungen und beionderen Vorfchriften find in dem Staatsrechte und in deu 
solitifhen Verordnungen enthalten. 

Der Staat in feiner Eigenfchaft als vermögensfähiges Rechtsſubject heißt Fiscue 
Nah rim. Recht war der Fiscus mit einer großen Anzahl von Privilegien ausgeftsttei 
welche von den neueren Gefeßgebungen auf ein beſcheidenes Maß zurüdgeführt wurbex 
Auch nach äfterr. Recht finden fih nur wenige folder Begünftigungen, wie z. 3. di 
längere Verjährungs⸗ und Crfigungszeit (88. 1472, 1485 4. b. ©. B.), das Zr 
eignungsrecht von Infeln, welche fih in fhiffbaren Flüſſen bilden (8. 407 4. 6.6.3. 
wogegen es auch an privilegiis odiosis nicht fehlt, wie 3. B. baß der Fiscus mr 
feinen Strafgeldern im Concurs in der fünften Klafje ver Gläubiger zu ftehen fomn 
(8. 48, 3. 2, C. ©.). 

Ueber den privilegirten Gerichtsftann des Fiscus |. 8. 23 I. N. 

Die Rechte, welhe dem Fiscus nit aus dem Titel des Privatrechts zuftehe 
gehören in das öffentliche Recht. 


8. 291. 
Eintheilung der Sachen nah dem Unterfchiebe ihrer Beſchaffenheit. 

Die Sagen werben nad dem Unterſchiede ihrer Beichaffenheit eingetgeilt: im körperli 
und untörperliche, in bewegliche und unbewegliche, in verbraudbare und unverbrandbare, 
ſchützbare und unihäsbare. 

8, 292. 
‘ Körperlide unb unlörperligde Sachen. 

Körperlide Sachen find diejenigen, welcht in die Sinne fallen, fonft heißen fie untörp 
fie, 3. V. das Recht zu jagen, zu fiſchen und alle anderen Rechte. 


Bol. Über die Eintheilung der Sachen in lörperliche und untörperliche bie Beme 

fungen zu 8 285. 
8. 293. 
Beweglide und unbewegliche Saden. 

Saden, welde ohne Verlegung ihrer Subftanz von einer Stelle zur anberen verfe 
werden können, find beweglich, im entgegengefeten Falle find fie unbeweglih. Sachen, d 
an fi beweglich find, werben im redgtlichen Sinne für nubeweglich gehalten, wenn fie we 
möge des Geſetzes oder der Beftimmung des Eigenthümers das Zugehör einer unbeweglich 
Sache ansmachen. 


Unbewegliche Sachen ſind der Grund und Boden und alles, was dergeſtalt dam 
zuſammenhängt, daß es, ohne zerſtört oder der Form nad) verändert zu werben, bi 
Raumverhältnig nicht ändern Tann; bewegliche Sachen biejenigen, melde, unbefchat 
ihrer Beihaffenheit nah Form und Gehalt, von einem Drte zum anderen gebraı 
werben können . Durch fpecielle gefetzlihe Verordnungen wurden ausdrücklich als E 
weglih erklärt: Schiffsmühlen (Hof. vom 29. Mai 1824, I. G. ©., Nr. 2011 





nit au Alatholifen erfolgen bürfe, ift wol | Kellerräumen 2c. ohne Störung feiner Bewohn 
durh Art. 14 bes 5 anategrunbaeiebes vom | wegen ber vom Gemeinderathe von Bofton a 
21. Dec. 1867 (R. ©. Bl., Nr. 142) als auf» | georbneten Erweiterung ber Straße von 465 
zubeben anzufehen. auf 60 Fuß Breite um 14 Fuß verfchob 
' Bgl. Sintenis, I, 417; Arndt's Pandekten, wurde (f. Abenbblatt der Neuen Freien Bre 
8. 50; Unger, I, 881 fg. Wenn es indeffen | vom 24. Mai 1870, Nr. 2060), dann bärfl 
wahr tft, daß das ſechs Stod hohe und nicht | Die Begriffe von beweglih und unbewegl 
um beften Bauzuftande befinblihe „PBelham- | bald anders zu faffen fein. 
Hotel” in Bofton mit feinen Berlaufsläben, 


Kon Saden und ihrer rehtlihen Eintheilung. 99. zuv- .. 


e Proterhütten in Wien (M. Borg. vom 7. Jan. 1854, R. ©. Bl., Nr. 10), di 
Rorkthätten (DM. Vdg. vom 3. Nov. 1855, R. ©. Bl., Nr. 190) und die Antheil: 
m dem gewerkichaftlihen Vermögen bei einem Bergbaue (Sure) ($. 140 des Berg 
geiebe8 vom 23. Mai 1854, R. ©. Bl., Nr. 146). | 
Der Begriff von Beweglichkeit und Unbeweglichkeit paßt eigentlich nur auf Körper 
liche Gegenſtände. Indeſſen kommt es doch häufig vor, daß ſich die Parteien ove 
dad Geſetz des Ausdruckes „beweglich“ oder „unbeweglich“ nicht blos in Beziehung au 
förperliche Gegenſtände, fondern in Beziehung auf Nechtsobjecte überhaupt bedienen 
und es iſt bann zu entjcheiven, welche VBermögensobjecte mit Rückſicht auf ein gewiffer 
Rehtsverhältnig unter die Kategorie der beweglichen ober unbeweglihen Sachen (in 
weiteren inne) fallen. Wird z. B. in einem Teſtamente dem A das bewegliche, ben 
B das unbewegliche Vermögen zugedacht, fo muß nothwendig ber ganze Nachlaß nad 
dieſem Eintheilungsgrunde getheilt werben. 
era jene Rechte, deren unmittelbare oder mittelbare Objec 
eine eglihe Sache ift, als unbeweglihe, alle übrigen dagegen als beweglich 
Sachen anzufehen und accefforifche Rechte, welche für fich felbft nicht eriftiren können 
nah dem Hauptrechte zu beurtheilen. Hiernach wären nicht nur das Eigenthumsrecht 
Dienſtbarkeiten und Keallaften, ſondern auch alle blos perfönlihen Anſprüche auf ein 
unbewegliche Sache als unbeweglih, vingliche und perfönliche Rechte auf eine beweg 
liche Sade, j. B. GServituten an beweglichen Saden, Forderungsrechte einer Geld 
furgeme oder anderer bewegliher Sachen, als beweglih, Pfandrecht und Bürgichaft j 
uag S der Natur des dadurch ficherzuftellenden Hauptrehts bald als beweglich, bald alı 
uat Beweglich anzufehen. Slagerechte würden ſich nach der Natur des dadurch geltend zı 
MU chenden Rechts richten 2. 
Das öfter. Recht ftellt als Regel auf, dag Rechte als beweglihe Sadeı 
“ u zufehen find, went fie nicht mit dem Beſitz einer unbeweglichen Sache verbunde 
Der dur tie Landesverfaſſung für unbeweglich erflärt werben (8. 298, vgl. insbe 
Vondere auch die Randrubrif zu dieſem Paragraph). Die Fälle, in welchen Rechte durd 
Die Lanbesverfaffungen als unbeweglich erflärt wurben, find größtentheil® antignirt ! 
u den „mit dem Befige einer unbeweglichen Sache verbundenen Rechten“ vürften abe 
ur dinglihe Rechte an unbeweglihden Sachen und ſolche Rechte zu verftehen fein 
Welche dem Eigenthümer einer unbeweglichen Sache oder fonft dinglih daran Berech 
tigten kraft feines dinglichen Rechts noch anderweitig zukommen können, wie Realrecht 
xaticirte Gewerbe, Patronatsrechte ꝛc. *. 
Der Umftand, daß ein obligatorifches Keht auf einen unbeweglichen Gute fiche 
geftellt ift, hat auch nad) öſterr. Rechte für die Entſcheidung der Frage, ob es ale ! 
weglich oder unbeweglid anzufehen ift, feinen Einfluß ($. 299). 


8. 294, 
Zugehör überhaupt. 

Inter Zugehör verfteht man dasjenige, was mit einer Sache in fortdauernde Verbir 
gefetst wird. Dahin gehören nicht nur der Zuwachs einer Sache, folange er von der 
nicht abgefondert ift, fondern and die Nebenfahen, ohne welche die Hauptſache nicht gef 
werben Ianıı, oder die das Geſetz oder der Eigenthiimer zum fortdanernden Gebran 
Sanptfache beſtimmt Hat. 


8. 295. 
Zugehör insbeſondere bei Grunbftilden und Teichen. 
Gras, Bäume, Früchte und alle brauchbare Dinge, welche die Erde anf ihrer £ 
bervorbringt, bleiben fo Innge cin unbeweglihes Vermögen, als fie niht von & 


2 Bot, Kierulff, I, 322 jg.; Wächter, II, 3 Bat. hierüber Stubenraud, I, - 
223. fg.; anderer Auficht ift Unger, I, 396, * Bol. Über das Ungenügende ' 
397, welder Pfandrechte an Immobilien zu | mung des $. 298, Unger, I, 897 
 nhemwealichen Rechten rechnet. fondere S. 400. 
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Boden abgefondert worden find. Selbſt die Filche in einem Teiche und das Wild im einem 
Walde werden erft dann ein bewegliches Gut, wenn der Teich gefifgt nub bad Wilb gefangen 
oder erlegt worden ift. 

8. 296. 


Auch dad Getreide, das Holz, das Viehfutter und alle übrige, obgleich ſchon eingebrachte 


5 
| 
| 


Erzeugnifie, fowie alles Vieh und alle zu einem liegenden Gute gehörige Werkzeuge uud Ge 


räthfchaften werden infofern für unbewegliche Saden gehalten, als fie zur Fortſetzung des 
srdentlihen Wirthſchaftsbetriebes erforderlich find. 


8. 297. 
. Bugehör bei Bebäuben. 


Ebenſo gehören zu ben unbeweglichen Sachen diejenigen, welde auf Grund und Boden 
in der Abſicht aufgeführt werden, daß fie ſtets daranf bleiben follen, als Hänfer und andere 
Gebäude mit dem in fenfrechter Linie darüber befindlichen Luftraume; ferner, nicht nur alle, 
was erd=, mauer=, niet= und nagelfeft ift, als Braupfannen, Branntweinteflel und einge 
zimmerte Schränfe, fondern aud diejenigen Dinge, die zum anhaltenden Gebrandge einet 
Ganzen beftinmt find, 3. 3. Brunneneimer, Seile, Ketten, Löſchgeräthe und bergleiden. 


Nach der bei 8. 293 aufgeftellten Vegriffsbeftimmung muß jede Sache als unbe 
weglich gelten, welche mit Grund und Boden phufifch verbunden ift, dadurch einen 
Körper mit dem Ganzen bildet und einen integrirenden Beftandtheil deſſelben ausmacht. 
Diefe Verbindung fann 1) daher rühren, daß eine Sade ein natürlihes Erzeug: 
niß (Frucht, fructus naturalis) einer anteren, des Grundes und Bodens if. Solange 
diefe mit Grund und Boden verbunden ift, bildet fie einen Beſtandtheil beffelben, und 
fie fängt erft nach der Trennung (fructus separati, percepti, apprehensi) an, felbftänbig 
für fih zu eriftiren. Bis zur Trennung kann fie nur als zufünftige Sache Gegenftand 
von Rechtsverhältniffen fein. Das A. b. ©. B. handelt davon im erften Abfate bes 
8. 295. 2) Die Verbindung kann eine von außen ber kommende zufällige fein, indem 
3. B. auf dem Grundſtücke ein Gebäude aufgeführt (inaedificatio) (8. 297, 1. Abſatz), 
oder eine Pflanze auf einem Grundftüde gepflanzt wird und daſelbſt Wurzel fchlägt 
(implantatio) ($. 295, 1. Abfak). Die beiden. unter 1 und 2 aufgeführten Fälle 
werden unter dem Austrud Zumads (accessio) im weiteren inne begriffen. Der 
Zuwachs gilt als ein integrirenver Beftandtheil der Hauptfahe und ift in allen redt- 
lien Berfügungen über die Hauptſache mit inbegriffen. Wird die Hauptſache 
veräußert oder verpfündet, fo iſt es and) der Zuwachs; wer die Hauptſache erwirbt, 
erwirbt auch den Zuwachs. Jede Dispofition über die Hauptſache ſchließt auch ben 
Zuwachs in ſich. 

Außer dem Zuwachs gibt es aber noch eine andere Klaſſe von Nebenſachen, welche, 
wenn auch nicht in allen, ſo doch in mehreren Beziehungen als zu einer anderen (mit 
ihr phyſiſch nicht zu einem Ganzen verbundenen) Sache in einer ſolchen Be—⸗ 
ziehung ftehen, daß fie als zur Sache gehörig betrachtet werden und in einer Ber: 
fügung über die Hauptfahe in der Kegel al8 mit inbegriffen gelten. Man nennt 
ſolche Nebenfahen PBertinenzen. Die Pertinenzqualität beruht auf der Verbindung, 
in welche eine Sache mit einer anderen durd ihre Beftimmung für bviefe geſetzt ift, 
indem fie eben als Nebenſache den Zweden viefer Hauptfache fortwährend zu dienen 
beftimmt ift und dazu wirklich verwendet wird. Unmittelbar körperliche oder mechanifche 
Verbindung ift dazu weder überall erforderlich, noch überall genügend 1 und es tft daher 
nicht, wie e8 im 8. 297 heißt, alles, was erb-, mauer=, niet- und nagelfeft ift, ſchon 
deshalb allein Pertinenz, ſondern es muß zu dieſer Verbindung nody der angegebene 
Zwed hinzukommen. ' 

Den Sat, daß die Pertinenz das Schidfal der Hauptjadhe theilt, pflegte man 
früher mit Rüdfiht auf unbeweglihe Sachen in ver Art auszudrüden, daß man Per- 
tinenzen von unbeweglichen Sachen felbft für unbeweglich erklärte, und viefes hat auch 
das U. b. ©. B. im $. 293 gethan, was aber aus dem Grunde verwerflidh ift, weil 


1Arndt's PBanbelten, $. 54. 


1 


BE om Sahen mub ihret rehllihen Eintfellung. 55.206, 207. 151 


6 Pertinenzen nicht fo, wie biefes beim Zuwachs der Fall ift, in allen rechtlichen Be⸗ 
Jangen das Schidfal der Hauptſache theilen. Die Bertinenzgualität macht fi nur 
Metern geltend, als, wenn bie Haupftſache, ſei es entgeltlih ober unentgeltlich ver- 
eiert, verpfänbet oder letztwillig über fie verfügt wird, die Pertinenzen als von jelbft 
A der Beräußerung, Berpfänbung oder letztwilligen Berfügung mit inbegriffen ange 
hen werben. In allen übrigen rechtlichen Beziehungen find die Pertinenzen Sachen 
fit. Es Tazın daher, namentlich a) bei der Veräußerung der Hauptfache bedungen 
krden, daß die Bertinenzen nicht mit inbegriffen fein follen; b) wirb, wenn ber 
hgenthümer eines Örunbftädes daſſelbe mit einer Pertinenz, an welder ihm nicht das, 
enthumsrecht zufteht, veräußert, der Erwerber des Grundſtückes nicht and Eigen⸗ 
Wimmer derſelben; c) werden Pertinenzen wie bewegliche Sachen erſeſſen. Wenn 3. ©. 
pad ein Haus durch Erſitzung erwirbt und in ben letzten Tagen, welche zur Boll« 
ang der Erſitzung noch erforderlich find, eine Feuerſpritze als Pertinenz hineinftellt, 
erwirbt er mit dem Haufe nicht etwa zugleich auch bie einem Dritten gehörige 
Fenerſpritze. Diefe müßte felbftändig befeffen und erjeflen werben; d) wenn der Be⸗ 
iger eines unbeweglichen Gutes zur Zurüdftellung deſſelben verurtheilt wird, muß er 

x den Zuwachs und bie Früchte, nicht aber die Pertinenzen, welche er felbft zu ber 
| Binzugefügt bat, herausgeben, felbft wenn fie erd⸗, niet-, mauer⸗ ober nagelfeft 


1441 



















Man pflegte früher die Pertinenzen in präfumtive und gewillfürte einzutheilen 
ed verftand unter präfumtiven Pertinenzen (oft auch geſetzliche genannt) biejenigen 
Behen, welche dem Intereſſe einer anderen Sache felbft, nicht blos den befonderen 
heeden des jeweiligen Beſitzers derfelben, bleibend zu dienen beflimmt und zu 
ſeſem Zwecke bereits in vie nöthige Beziehung gebradt find ®; unter ge 
Blärten Pertinenzen jene Sachen, bie nicht fhon durch die Art ihrer Verbindung 
Perlinenzen einer anderen Sache find, fondern welche die Pertinenzqualität erſt erhalten, 
pen die Abſicht der Parteien, welche darüber zn verfügen haben, darauf gerichtet ift, 
£.8. wenn Sattel und Zeug bei einem verkauften Pferde, bei Lanbgrumbftüden das 
entar durch Berabrebung der Parteien als Pertinenz behandelt wird 4 Dieſe Ein- 
Belang ift deshalb vermwerflih, weil bei den gewillfürten Bertinenzen ber Ausdruck 
Ferlinenz“ in ganz vnlgärem Sinne genommen wird, und eine Pertinenz, bei welcher 
es uicht auf eine Interpretation aus ber Natur der Sache, fondern auf einer Inter⸗ 
ſretation des concreten Willens der Parteien ankommen fol, eine contradietio in adjecto 
MM. Wenn jedoch das A. 6. G. B. von Nebenfachen fpricht, welche „das Geſetz ober 
der Eigenthümer zum fortwährenden Gebrauche ver Hauptſache beftimmt hat“ (8. 294 
a E, vgl. auch 8. 293 a. E.), fo werben unter ben erfteren nicht die „gefelichen‘ in 
tem eben angegebenen Sinne und -unter den legteren die gewillfürten Pertinenzen ver- 
Banden, fondern es fol damit blos gefagt werden, daß das Geſetz für gewiffe Sachen, 
welhe mit einer anderen Sache in ein beftimmtes Verhältni gebracht find, eine recht- 
lihe Bermuthung für die Pertinenzqualität aufftellt, ſodaß beim Vorhandenſein dieſes 
Lerhältnifjes die Pertinenzqualität bis zum Beweiſe des Gegentheiles vorausgefetzt wird ®. 
Solche Bermuthungen ftellt das Geſetz in Anfehung des Outsinventars eines Lanb- 
gundftüdes (8. 296) 7, und der im $. 297 aufgezählten Gegenftände auf ®, welche nicht 





2 dgl. Kierulff, Theorie, ©. 330 fg.; Wäch⸗ ® Unger, I, 448, 449. Diefe Ausbrude- 
ker, Sanbbuch, II, 245 fg.; Sintenis, I, 443 fg.; | mweife ber 88. 293 a. E. und 29 a. €. ift, 


serzüglich aber Unger, I, 435 fg. wie Unger a. a. DO. bemerft, ganz unpeffend 
, dgl. Wächter, II, 251. und kann leicht zu irrigen olgerungen führen, 
dal. Wächter, II, 257. indem niemals das Gejeß, ſondern immer eine 


“Unger, 1, 450; vgl. Kierulff, ©. 330 fg. | beftimmte Berfon die Sache zum fortwährenden 
"Ran fan das Pferd mitjammt dem Sattel | Gebraucde ber Hauptfache beftimmt. 
Rd dem Zeug verpfänben, verlaufen, vermadhen, 7 Nach röm. und gem. Recht gilt bas in- 
Mponirent 2c., dennoch ftehen Sattel und Zeug | strumentum fundi nicht al® Bertinenz, fonbern 
8 im einem ſolchen Verhältniß zum Pferde, | als im Intereſſe des Beſitzers vorhanden. Bal. 
EB fie dieſem dienen, fie find fo wenig Hülfs- Unger, I, 456, Anm. 61. 
Inden bes Dferdes, als Meffer und Gabel Vgl. Unger, I, 457 fg. Die Anordnung 
Kiſeſachen ber zu verzehrenden Speiſe find” | des 8. 297, Daß alles, was erb-, mauer-, niet» 
‚üger, I, 451). und nagelfeft ıft, als Zugehör der unbeweg- 
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Boden abgefonbert worden find. Selbſt die File in einem Teiche und bad Wild im einem 
Walde werden erft bann ein bewegliche Gut, wenn der Teich geſiſcht mo das Wilb gefangen 
oder erlegt worden ift. 
8. 296. 
Auch dad Getreide, das Holz, das Vichfutter nnd alle übrige, obgleich ſchon eingebragte 
Erzengnifle, fowie alles Bich und alle zu einem liegenden Gute gehörige Werlzenge und Ge⸗ 


— — _oas_ dd: 


räthichaften werden infofern für nubeweglihde Sachen gehalten, als fie zur Fortſetzung des 


ordentlichen Wirthichaftäbetriebes erforderlich find. 


8. 297. 
- Zugehoͤr bei Gebäuben. 

Ebenſo gehören zu den unbeweglichen Sachen diejenigen, welche auf Grund mub Boden 
in der Abficht aufgeführt werden, daß fie ftetö daranf bleiben follen, als Hänfer uud andere 
Gebäude mit dem in ſenkrechter Rinie darüber befindlichen Luftraume; ferner, nicht nur alle, 
was erd=, maner-, niet und nagelfeit ift, als Branpfannen, Branntweinteflel uud einge 
zimmerte Schräufe, fondern auch diejenigen Dinge, die zum anhaltenden Gebrandge eines 
Ganzen beftimmt find, 3. B. Brunneneimer, Seile, Ketten, Löſchgeräthe und dergleichen. 


Nach ver bei 8. 293 aufgeftellten Begriffsbeftimmung muß jede Sache als unbe 
weglich gelten, welche mit Grund und Boden phufifh verbunden ift, dadurch einen 
Körper mit dem Ganzen bildet und einen integrivenden Beftandtheil deſſelben ausmadit. 
Diefe Verbindung kann 1) daher rühren, daß eine Sache ein natürlihes Erzeug: 
niß (Frucht, fructus naturalis) einer anderen, des Grundes und Bodens if. Solange 
diefe mit Grund und Boden verbunden ift, bildet fic einen Beſtandtheil deſſelben, und 
fie fängt erft nad) der Trennung (fructus separati, percepti, apprehensi) an, felbftänbig 
für ſich zu exiſtiren. Bis zur Trennung kann fie nur als zufünftige Sache Gegenftand 
von Rehtsverhältniffen fein. Das U. b. ©. B. handelt davon im erften Abfate bes 
8. 295. 2) Die Verbindung kann eine von außen her kommende zufällige fein, indem 
3. B. auf dem Grundſtücke ein Gebäude aufgeführt (inaedificatio) ($. 297, 1. Abſatz), 
oder eine Pflanze auf einem Grundſtücke gepflanzt wird und daſelbſt Wurzel fchlägt 
(implantatio) ($. 295, 1. Abſatzſ. Die beiden. unter 1 und 2 aufgeführten Fälle 
werben unter den Austrud Zu wachs (accessio) im weiteren Einne begriffen. Der 
Zuwachs gilt als ein integrivender Beftandtheil der Hanptſache und ift in allen redt- 
lihen Berfügungen über die Hauptſache mit inbegriffen. Wird die Hauptjache 
veräußert oder verpfänbet, fo ift es aud) der Zuwachs; wer die Hauptfahe erwirbt, 
erwirbt au den Zuwachs. Iebe Dispofition fiber die Hauptſache fhließt auch ben 
Zuwachs in fid. 

Außer dem Zuwachs gibt es aber noch eine andere Klaffe von Nebenfachen, welche, 
wenn auch nicht in allen, fo doch in mehreren Beziehungen al® zu einer anderen (mit 
ihr phyfifch nicht zu einem Ganzen verbundenen) Sache in einer folden Be— 
ziehung ftehen, daß fie als zur Sache gehörig betrachtet werden und in einer Ber: 
fügung über die Hauptfahe in der Hegel als mit inbegriffen gelten. Man nennt 
folhe Nebenfahen Bertinenzen. Die Pertinenzqualität beruht auf der Verbindung, 
in welche eine Sache mit einer anderen durd ihre Beſtimmung für dieſe gefegt ift, 
indem fie eben als Nebenſache den Zweden dieſer Hauptſache fortwährend zu dienen 
bejtimmt ift und dazu wirflich verwendet wird. Unmittelbar körperliche oder mechanifche 
Verbindung ift dazu weber überall erforderlich, noch überall genügenp ! und es ift daher 
nicht, wie e8 in $. 297 heißt, alles, was erd-, mauer=, niet: und nagelfeft ift, ſchon 
beshalb allein Pertinenz, fondern es muß zu biefer Verbindung nod der angegebene 
Zwed hinzukommen. 

Den Sag, daß die Pertinenz das Schickſal der Hauptſache theilt, pflegte man 
früher mit Rüdfiht auf unbewegliche Sachen in der Art auszubrüden, daß man Per- 
tinenzen von unbeweglichen Suchen felbft für unbeweglich erklärte, und diefes hat auch 
das A. 6. ©. 3. im $. 293 gethan, was aber aus dem Grunde verwerflich ift, weil 


1Arndt's PBanbelten, $. 54. 
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menzen nicht fo, wie biefes beim Znwachs der Fall ift, in allen rechtlichen Be⸗ 
n das Schidfal der Hauptfache theilen. Die Bertinenzgualität macht ſich nur 
geltend, als, wenn die Hauptſache, fei e8 entgeltlih ober unentgeltlich ver- 
verpfändet over letztwillig über fie verfügt wird, bie Pertinenzen ala von ſelbſt 
Beräußerung, Verpfändung oder letztwilligen ung mit inbegriffen ange⸗ 
erden. In allen übrigen rechtlichen Beziehungen find die Pertinenzen Sachen 

Es kann daher, namentlich a) bei der Veräußerung ber Hauptfache bebungen 
dag die Pertinenzen nicht mit inbegriffen fein follen; b) wirb, wenn ber 
hmer eines Grundſtückes daſſelbe mit einer Pertinenz, an welcher ihm nicht das. 
msrecht zufteht, veräußert, der Erwerber des Grunpftüdes nicht anch Eigen⸗ 
verfelben; c) werben Pertinenzen wie bewegliche Sachen erfeflen. Wenn 3. ©. 
ein Haus durch Erfigung erwirbt und in den lebten Tagen, welche zur Boll» 
ber Erfigung noch erforderlich find, eine Feuerſpritze als Pertinenz Bineinftellt, 
ebt er mit dem Haufe nicht etwa zugleich auch die einem Dritten gehörige 
ige. Diefe müßte felbftändig befefien und erfeflen werben; d) wenn ber Be 
te8 unbeweglichen Gutes zur Zurüdftellung vefielben verurtheilt wird, muß er 
n Zuwachs und die Früchte, nicht aber die Pertinenzen, welche er jelbft zu ber 
inzugefügt bat, herausgeben, jelbft wenn fie erb-, niet, maner» ober nagelfeft 


an pflegte früher die Pertinenzen in präfumtive und gewillkürte einzutheilen 
fand unter präfumtiven Pertinenzen (oft auch geſetzliche genaunt) diejenigen 
welche dem Intereſſe einer anderen Sache felbft, nicht blos ben befonberen 
bes jeweiligen Beſitzers verfelben, bleibend zu dienen beffimmt und zu 
Zwede bereits in die nöthige Beziehung gebracht find ®; unter ge 
n Pertinenzen jene Sachen, die nicht ſchon durch die Art ihrer Berbinbung 
zen einer anderen Sache find, fondern welche bie Pertinenzqualität erſt erhalten, 
e Abſicht der Parteien, welche darüber zu verfügen haben, darauf gerichtet ift, 
ern Sattel und Zeug bei einem verkauften Pferde, bei Landgrunpftüden das 
r durch Verabredung der Parteien als Bertinenz behandelt wird +, Diefe Ein- 
ift deshalb verwerflih, weil bei den gewilltürten Pertinenzen ber Ausbrud 
nz“ in ganz vulgärem Sinne genommen wird, und eine Pertinenz, bei welder 
auf eine Interpretation aus der Natur der Sache, ſondern auf einer Inter- 
ı des concreten Willens der Parteien anfommen foll, eine contradictio in adjecto 
Bein jedoch das A. b. ©. B. von Nebenfachen fpricht, welche „das Gejet oder 
enthümer zum fortwährenden Gebrauche der Hauptfache beftimmt hat‘ (8. 294 
‚gl. auch 8. 293 a. E.), jo werden unter den erfteren nidyt die „gefelichen‘ in 
n angegebenen Sinne und -ımter den legteren die gewillkürten Pertinenzen ver- 
fondern es ſoll damit blos gefagt werten, daß das Geſetz für gewifle Sachen, 
nit einer anderen Sade in ein beftimmtes Verhältniß gebracht find, eine recht⸗ 
muthung für die Pertinenzqualität aufftellt, fobaß beim Vorhandenfein dieſes 
niffes die Pertinenzqualität bis zum Beweiſe des Gegentheiles vorausgefeßt wird ®. 
Vermuthungen ftellt das Geſetz in Anfehung des Gutsinventars eines YTanb- 
ickes (8. 296) 7, und ber im $. 297 aufgezählten Öegenftände auf ®, welche nicht 


. Kierulff, Theorie, ©. 330 fg.; Wäch⸗ 
obuch, UI, 245 fg.; Sintenis, I, 443 fg.; 
h aber Unger, I, 435 fa. 

. Wächter, II, 251. 

. Wächter, II, 257. 

er, I, 490; vgl. Kierulff, S. 330 fe. 
anıı das Pferd mitjammt dem Sattel 
Zeug verpfänden, verkaufen, vermadhen, 
u 2c., dennoch jteben Sattel und Zeug 
einem jolchen Verhältniß zum “Pferde, 
yiejem dienen, fie find jo wenig Hülfs— 
es Pferdes, als Meſſer und Gabel 
ven der zu verzehrenden Speife find‘ 

’ 


® Unger, I, 448, 449. Diefe Ausbrude- 
weife ber 88. 293 a. E. und 29 a. E. ift, 
wie Unger a. a. O. bemerkt, ganz unpaffend 
unb kann leicht zu irrigen Folgerungen führen, 
indem niemals das Geſetz, fondern immer eine 
beſtimmte Perfon die Sache zum fortwährenben 
Gebrauche der Hauptfache beftimmt. 

"Nah röm. und gem. Recht gilt das in- 
strumentum fundi nicht al8 Bertinenz, fonbern 
als im Intereffe des Beſitzers vorhanden. Bol. 
Unger, I, 456, Anm. 61. 

8 Bgl. Unger, I, 457 fg. Die Anordnung 
bes 8. 297, daß alles, was erd⸗, mauer⸗, niet- 
und nagelfeft ift, als Zugehör ber unbeweg- 
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ſchon einen integeivenden Theil einer unbewegliden Sache bilden, wie bie i 
Abſatze jenes Paragraphen bezeichneten, welche, wenn bie Berbinbung in be 
eſchah, daß fie der Hauptfache bleibend dienen follen, nicht blos ala Ber 
ondern als Zuwachs der unbeweglihen Sache anzufehen find, und daher in all 
lichen Beziefungen als unbeweglich gelten müſſen . 

Nah vem Hofb. vom 7. April 1826 (9. ©. ©., Nr. 2178) Tann bas 
eines unbeweglichen Gutes und insbefondere das im 8. 298 als folches au 
für ſich allein nicht in Execution gezogen werben. \ 


8. 298. 
Rechte find indgemein ala bewegliche Sachen anzuſehen. 
Rechte werden den beweglichen Sachen beigezählt, wenn fie nicht mit dem Bef 
unbeweglichen Sache verbunden ober durch die Laubesverfaſſung für eine nubewegfiı 


erfiärt find. 


8. 299. 
Als bewegliche Sachen find ferner Forberungen anzuſehen. 
Schulbfordernugen werden durch bie Sicheritellung auf ein unbeweglihes Gut 


ein unbewegliches Bermögen verwandelt. 
Bol. die Bemerkungen zu 8. 293. 


8. 300. 
Ra welchen Geſetzen vie unbeweglichen und nad melden bie beweglichen Saden gu beurtheilen 
Unbewegliche Sachen find den Geſetzen des Bezirles unterworfen, in welchem fi 
alle übrigen Sachen Hingegen ftehen mit der Perſon ihres Eigenthämers unter glei 


ſetzen. 


Vgl. die Bemerkungen zu den 88. 34—37.7 


8. 301. 
Verbraudbare und unverbrauchbare Sachen. 
Sachen, welche ohme ihre Zerfiörung oder Verzehrung den gewöhnlichen Nuten 
währen, heißen verbrauchbare; die von entgegengeſetzter Beichnffenbeit aber unverbı 


Sachen. 


lichen Sache anzuſehen ſei, iſt aber im Zu⸗ 
ſammenhange mit 8. 294 dahin einzuſchränken, 
daß dieſe Gegenſtände zu ben Ende erd⸗, mauer-, 
niet⸗ und nagelfeſt gemacht ſein müſſen, um 
zum fortdauernden Gebrauche ber Hauptſache 
au bienen. gl. auch Unger, I, 8.55, ©.459, 


Ob eine Sache zu dem Ende: erb-, niet- 
ober mauerfeft gemacht wurde, um dem Ger 
bäude oder dem Grundſtück für befländig zu 
dienen, kann zur Vermeidung von Gtreitig- 
feiten auch bei ber Realität grundblicherlich 
enogeaeitpnc werben (el. Obſtg. Entfeh. vom 
22. Jan.1862, 3.261; Glafer, IV, Nr. 1462.) — 
Die Beftimmung bes 8. 295, „Selbft bie Fifche 
in einem Zeiche und das Wild in einem Walde 
werben erft dann ein bemegliches Gut, wenn 
ber Teich gericht und das Wild gefangen ober 
erlegt worden tft”, fowie auch ber erfte Sat 
bes 8.296 erflärt fi) aus dem älteren beutfchen 
Rechte, nach welchem Fruchtnießer, Pächter ꝛc. 
bei Beendigung ihres Nutzungsrechts ein Recht 
auf bie Induſtrialfrüchte hatten, wenn ſie bie 
größte zu ihrer Öeminnimg erforderliche Arbeit 
gethau hatten, ebenfo auf bie Fiſche im Teiche 
und das Hol; im Walde, wenn bie regelmäßige 


Zeit zum Fifchen und zum —W6 
war. Man drückte dieſen Rechtsgrur 
bin aus, das Holz im Walde, die 
im Teiche, die Früchte, wenn b 
das Rand beftrihen babe ꝛc., fei 
rende Habe, um damit auszubrüc 
ber Fruchtnießer, Pächter 2c. und dere 
welche das unbewegliche Gut bei Be 
des Berhältniffes herausgeben müten, 
jene Nutungen beziehen bürfen. Dief 
ſätze des älteren beutfchen Rechts follt 
diefe Beftimmung bes $. 295 neg 
ben. Unger, I, 393. — Im $. 2 
aud ber in ſenkrechter Linie Über einen 
ſtücke befindliche Furftraum als Zugehör 
bezeichnet. Dieſe geſetzliche Beftimr 
jedoch nur ein unpaſſender Ausdru 
daß Niemand, ohne ein beſonderes Rec 
erworben zu haben, einen Theil ſei 
bäudes, 3. B. feinen Erker, in biefe L 
hineinragen laſſen darf. Man pfle 
früher dahin auszudrücken, der Luftraı 
als Zubehör des Grundftüdee a 
Unger, I, 363, Anm. 4. Bol. Re 
feinem bei 8. 309, Anm. 12 angefäh 
©. 95, Anm. 3. 
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Unter verbraudbaren Sachen verfteht man jene, deren orbentlicher, ihrer Bes 
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Krikttmung entfprechender Gebrauch mit der Zerftörung ihrer Subftanz verbunden: ift. 


Da die Bollsanfiht bei ihnen mur die Zahl und Güte ſchätzt und der Individualität 


* Teinen Werth beilegt, fo können verbrauchbare Sachen durch andere der nämlichen 


ng vertreten werden und ſind felbe daher fänmtlih vertretbar. Da aber 
nicht alle Sachen, bei denen.es im rechtlichen Verkehr nicht auf das Individuum, fon- 
dern blos auf eine beftunmte Quantität und Qualität ankommt, - zugleih auch ver- 
brauchbar find, fo find die Begriffe der Verbrauchbarkeit und Bertretbarfeit nicht 
identiſch, und bilden die verbraudbaren Sachen blos einen Theil der vertretbaren. 
Dennod werben dieſe beiven Begriffe häufig ibentificirt, und daraus erflärt ſich auch, 
daß das A. b. ©. B. bei der Eintheilung von Saden blos von verbraudybaren und 
mwerbraucbaren handelt, ohne die Eintheilung in vertretbare und nicht vertretbare 
zu erwähnen, obwol eigentlih nur legtere Eintheilung juriſtiſche Bedeutung hat, und 
ber Umftand, daß eine Sadye verbrauhbar oder unverbraudbar ift, für das Nedhte- 
gebiet nur mittelbar Bedeutung erlangen Tann ?. 


8. 802. 
Gefammtjade (universitas rerum). 


Ein Inbegriff von mehreren befonderen Sachen, bie als Eine Sache angeſehen und mit 
einem gemeinſchaftlichen Namen bezeichnet zu werden pflegen, macht cine Geſammtſache ans 
ud wird als ein Ganzes betrachtet. 


Unter Gefanmtfadhen verfteht man mehrere einzelne, fomit von einander getrennte 
Sachen, melde in gewiffen Beziehungen als ein Ganzes in der Art in Betracht 
bommen und zu behanveln find, dar ungeachtet des Wechfeld und der Veränderungen 
der einzelnen zu biefem Ganzen gehörigen Stüde doc die Rechtsverhältniſſe und die 
miftifhe Natur und der Fortbeftand des Ganzen fich nicht ändern . 

Sachgeſammtheiten kommen immer nur in gewiflen rechtlichen Beziehungen in Be— 
kadht und find in allen anderen Beziehungen nicht als Geſammtheit zu behandeln. 

Diefe rechtlichen Beziehungen find vorzüglich folgende: 

1) Wenn eine Geſammtſache vermacht wird, fo find alle diejenigen Sachen als 
vermacht anzufehen, welche zur Zeit des Todes des Exblaffers unter dieſes Collectiv- 
ganze fallen. Daffelbe gilt aud von Schenkungen unter Lebenden unter einer auf- 
ſchiebenden Bedingung. Es ift nämlich anzunehmen, daß Jemand die Gefammtfache, 
n B. ein Waarenlager, fo verſchenken wollte, wie fie es beim Eintritt der Bedingung 
ein werde. 

2) Wird eine Geſammtſache veräußert, jo bat man blos dafür zu haften, daß 
man Eigenthlinter des Ganzen war und der Erwerber das Oanze behalten kann; man 
baftet aber nicht dafiir, wenn einzelne Stücke evincirt werden. 

3) Meun eine Geſammtheit von Saden, z. B. eine Bibliothek, eine Heerde, ein 
Biergefpann, Oegenftand eines Nechtsgefchäftes ift, jo ift es Aufgabe der Interpreta- 
tion, zu ermitteln, ob der Wille der Parteien auf die Geſammtheit als foldye gerichtet 
ft, oder ob das Rechtsgeſchäft dadurch nicht alterirt werben fell, wenn die Sach— 


ı Bol. Kierulfi, ©. 313 fg.; Wächter, II, 


und würtemberg. Brivatrechte, Stuttgart 1845, 
227 ig.; Unger, T, 401 fa. 


1846, Heft I, 2). Als wichtige Unterſchiede 


ı Bol. Mächter, II, 235; Unger, I, 475 fg. 
Früher unterichied man häufig zmwifchen uni- 
versitates juris und facti. Unter universita- 
tes juris verftand man einen Inbegriff von 
Brperlihen und unkörperlichen Saden ober 
Rechten, welde nad den Geſetze als ein 
Ganzes zu betrachten oder zu behandeln find 
und als folches unter ganz befonderen Rechte: 
grunbfägen ftehen, unter universitates facti 
einen Inbegriff von blos körperlichen Saden, 
welche als banıes, wenigftens in einigen recht— 
lihen Beziehungen in Betracht fommen (Wäch- 
ter, Erörterungen aus dem röm., deutſchen 


ber univ. juris von den univ. facti führte 
man vorziiglich an, daß bei erfteren ber Grunb- 
fa gelte: res succedit in locum pretii et 
pretium in locum rei. Nun ift e8 (mie Wädh- 
ter, a. a. O., 5. 5 benterft) zwar allerdings 
richtig, Daß bei Sachgeſammtheiten in gewiſſem 
Grade, und zwar mebr ober minder je nad 
ihrer befonderen Natur, Surrogirungen zuläfflg 
find. Allein diefe Zuläffigkeit ift feine Eigen» 
thitmlichkeit Der univ. juris und gilt nament— 
lich nicht bei ihnen im ber behaupteten Aus— 
dehnung. Vgl. auch ungen I, 470 t- 
Tradition, S. 225— 244. 
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gefammtheit als ſolche nicht mehr exiftirt, 3. B. eine Heerde auf ein Stüd vermindert 
wird, von dem Biergefpann ein Pferd abhanden kommt. Bet legtwilligen Verfügungen 
und Schenfungen ift wol das letztere, bei entgeltlichen Veräußerungen im Zweifel das 
erftere anzunehmen 2. 
$. 303. 
Schätbare und unfhägbare Saden. 

Schäsbare Sachen find diejenigen, deren Werth dur Vergleichnug mit anderen zum - 
Berlehre beftimmt werden kann; darunter gehören auch Dienftleiftungen, Hanb- und Kay 
arbeiten. Sachen hingegen, deren Werth durch Leine Bergleihung mit anderen im Berichte 
befindlichen Sachen beftimmt werden Tann, heißen unſchätzbare. 


8. 304. 
Maßſtab der gerichtlichen Schägung. 
Der beſtimmte Werth einer Sache heißt ihr Preis. Wenn eine Sade vom Gerichte zu 
ihäten ift, fo muß die Schätung nad einer beitimmten Summe Geldes geſchehen. 


8. 305. 
Drrbentliher und außerorbentliher Preis. 

Wird eine Sache nad dem Nuben geſchätzt, den fie mit Rüdficht auf Zeit und Ort ge- 
wöhnlich und allgemein Leiftet, fo fallt der ordentliche und gemeine Preis aus; nimmt man 
aber auf die befonderen Verhäftnifie und auf die in zufälligen Eigenfdaften ber Sache ge 
gründete befondere Vorliebe desjenigen, dem der Werth erſetzt werden muß, Näüdfit, ſo 
entiteht ein außerordentliher Preis. 

8. 306. 
Welcher Preis bei gerihtliden Schägungen zur Richtſchnur zu nehmen fei. 

In allen Fällen, wo nichts Anderes entweder bebuugen oder von dem. Geſetze versrduet 
wird, muß bei der Schätung einer Sache der gemeine Preis zur Richtſchnur genommen werben. 


Die Eintheilung der Saden des $. 303 in ſchätzbare und unſchätzbare ift 
fhon aus dem Grunde nicht zu billigen, weil daber von bem Momente der $örper- 
lichkeit ganz abgejehen wird und auch Dienftleiftungen, Hand- und Kopfarbeiten unter 
diefe Eintheilung von Sachen mut inbegriffen werden. Diefe Eintbeilung ift aber aud) 
an und für fi vermwerflid), weil auf dem Rechtsgebiete nur jene Sachen von Bebeu- 
tung find, welche im Verkehr einen Werth haben, alle übrigen aber gar nicht Gegen- 
ftand von Privatrechten find. 

Der Werth einer Sache ift entweder ein gemeiner, ordentliher Werth, 
Marktpreis, welden die Sade einzeln, an und für fi, an einem beftimmten Orte, 
zu einem beftimmten Zeitpunkte im Verkehr befitt; oder ein befonderer, außer: 
orbentliber Werth, welden eine Sade mit Rückſicht auf gewiffe Umftände unt 
befondere Berhältniffe, die ihren Werth erhöhen, hat. Ein Pferd kann z. B. einen 
Marktpreis von 200 Fl., als Beftandtheil eines Viergeſpannes aber vielleicht einen 
boppelten Werth haben. Neben tiefen beiven Werthen kennt das A. b. ©. B. (88. 305, 


2 Das A. 6. ©. B. nimmt au Beſitz, 
Eigenthun und Pfandrecht an Gefammtjacen 
an (vgl. 88. 311, 427, 452). Diefe Annahme 
ift praftifh undurchführbar und beruht nur 
auf Selbſttäuſchung. Denn da zum Befite 
einer Sache deren factifche Innehabung erfordert 
wird, fo ift man ale Befiter ber Gefammt- 
ſache nur infoweit und auf fo lange Befitzer 
aller einzelnen bazu gehörigen Sachen, als 
man dieſe felbft in feiner phyſiſchen Gewalt 
hat. Erwirbt Jemand das Eigenthumsrecht an 
einer Geſammtſache, fo ermirbt er Damit keines⸗ 
wege auch das Kigenthumsredht an jenen 
Darunter befindlichen Sachen, an melden feinem 


Bormanne das Eigentbumsreht nicht zuftant, 
und e8 gehören dieſe Sachen gar nit zur Ge 
ſammtſache. Noch deutlicher ift Dies beim Pfand: 
recht bei der nach öſterr. Recht herrſchenden 
Specialität, indem zur Erwerbung bes Pfand 
rechts an beweglichen Sachen wirflihe Inne⸗ 
babung der bemeglihen Sade, bei unbemeg- 
lichen Sachen aber Gintragung in bie öffeut- 
lichen Bücher unbedingt nothwendig if. Bol. 
Unger, I, 483 fg.; Randa, in feinem bei 8. 
309, Anm. 1 cit. Werke, ©. 181 fg.; Exner, 
Tradition, ©. 215—247; Förfter, Preuß, Pri- 
vatrecht, I, $. 21, S. 95 fe. 
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bie Braterhütten in Wien (M. Borg. vom 7. Yan. 1854, R. ©. Bl., Nr. 10), bie 
Moerkthütten (M. Vdg. vom 3. Nov. 1855, R. ©. BL, Nr. 190) und bie Antheile 
an bem gewerkichaftlihen Vermögen bei einem Bergbaue (Kure) (8. 140 des Berg: 
geiegeß vom 23. Mai 1854, R. ©. Bl., Nr. 146 

Der Begriff von Beweglichteit und Unbeweglichfeit paßt eigentlich nur auf förber- 
lihe Gegenftände. Indeſſen fommt es doch häufig vor, daß fi die Parteien oder 
das Geſetz des Ausprudes „beweglich ober „unbeweglich” nicht blos in Beziehung auf 
ie Gegenftände, ſondern in Beziehung auf Rechtsobjecte überhaupt bedienen 

und es iſt dann zu entſcheiden, welche Vermögensobjecte mit Rückſicht auf ein gewiſſes 
Rechtsverhältniß unter die Kategorie der beweglichen oder unbeweglichen Saden (im 
weiteren Sinne) fallen. Wird z. B. in einem Teftamente dem A das bewegliche, dem 
B das unbewegliche Vermögen zugedacht, fo muß nothiwendig der ganze Nachlaß nad 
dieſen Eintheilungsgrunde getheilt werben. 

Ro rei jene Rechte, deren unmittelbare oder mittelbares Object 

eglihe Sache ift, als unbeweglihe, alle übrigen dagegen als bewegliche 
Suden anzuſehen und acceſſoriſche Nechte, welche für fich felbft nicht eriftiren können, 
nd dem Hauptrechte zu beurtheilen. Hiernach wären nicht nur das Eigenthumsrecht, 
Dienftbarkeiten und Reallaſten, fondern auch alle blos perfünlichen Anfprüde auf eine 
undeweglihe Sache als unbeweglih, dingliche und perfönliche Rechte auf eine beweg- 
lich Sache, z. 3. Servituten an beweglichen Sachen, Forderungsrechte einer Geld⸗ 
jumme oder anderer beweglicher Sachen, als beweglih, Pfandrecht und Bürgſchaft je 
nad der Natur des dadurch ficherzuftellenden Hauptrechts bald als beweglich, bald als 
unbeweglich anzufehen. Klagerechte würden fid) nach der Natur des dadurch geltend zu 
mahenden Rechts richten 2. 

Das öfterr. Recht ſtellt als Regel auf, daß Rechte als bewegliche Sachen 
anzuſehen ſind, wenn ſie nicht mit dem Beſitz einer unbeweglichen Sache verbunden 
oder durch Die Landesverfaſſung für unbeweglich erklärt werden (F. 298, vgl. insbe⸗ 
ſondere auch die Randrubrik zu diefem Paragraph). Die Fälle, in welchen Rechte durch 
die Landesverfaſſungen als unbeweglich erkläͤrt wurden, find größtentheils antiquirt >, 
Zu den „mit dem Beſitze einer unbeweglichen Sache verbundenen Rechten“ dürften aber 
nur dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen und ſolche Rechte zu verſtehen ſein, 
welche dem Eigenthümer einer unbeweglichen Sache oder ſonſt dinglich daran Berech⸗ 
tigten kraft ſeines dinglichen Rechts noch anderweitig zukommen können, wie Realrechte, 
radicirte Gewerbe, Patronatsrechte ꝛc.*. 

Der Umftand, daß ein obligatorifches Recht auf einem unbeweglichen Gute ficher- 
geftelft ift, hat auch nach öfter. Rechte für die Entſcheidung der Frage, ob es als be- 
weglich oder unbeweglich anzuſeheu iſt, keinen Einfluß (8. 299). 





8. 294. 
Zugehör Überhaupt. 

Unter Zugehör verſteht man dasjenige, was mit einer Sache in fortbauernde Berbindung 
geſetzt wird. Dahin gehören nicht nur der Zuwachs einer Sache, folange er von derfelben 
nicht abgelondert ift, fondern auch die Nebenſachen, ohue welde die Hauptſache nicht gebrandt 
werben lann, ober die das Geſetz oder der Sigenthümer zum fortdanernden Gebraude der 
Hauptſache Heftimmt hat. 


8. 295. 
Zugehör insbeſondere bei Srunbftüden und Teichen. 
Grad, Bäume, Früchte und alle brauchbare Dinge, welde die Erbe auf ihrer Oberfläche 
Gerborbringt, bleiben fo Tange cin unbewegliches Vermögen, als fie nicht von Grund und 


3 Bgl. Kierulff, I, 322 fg.; Wächter, II, j gel. bieriiber Stubenraud, I, 417, Nr. 3. 
223. fg.; anderer Anficht ift Unger, I, 396, Dal be a bas Ungenigenbe ber Beſtim⸗ 
397, welcher Pfandrechte an Immobilien zu mung es 8. 298, Unger, I, 897 fg., insbes 
ben unbeweglichen Rechten rechnet. fondere ©. 400. 


156 Zweiter Tell. "Bon dem’ Saqheürechte J or 


Weſentliches Merkmal eines dinglichen Rechts iſt, daß eine Perfun ummit 
über eine Sache das Recht ausüben kann. 

Die perfönlihen (Forderungs-) Rechte beziehen fid unmittelbar blos auf en 
(pofitive oder negatived Handlungen einer hierzu beſonders verpflichteten hi 
Durch das perfünlihe Hecht wird eine beftimmte Perfon aus einem b 
welcher von dem Berechtigten immer nachzuweiſen hi zu einer beflimmien 3 
pflichtet, und wenn dieſe Leiſtung auch dahin geht, uns eine beſtimmte Sache, 
das Eigenthum, eine Servitut oder den bloßen Beſitz, zu verſchaffen, ſo iſt der 
mittelbare Gegenſtand immer die Handlung ber Perſon, und die Sache blos n 
barer Gegenftand des Rechtsverhältnifies. 

8. 308 zählt unter den dinglihen Rechten auch den Beſitz und das Erbrech! 
Der Beſitz ift aber überhaupt Fein Recht, fonbern ein bloßes factiſches Verhä 
und das Erbredt Fein dingliches Recht, fondern eine bloße Sucieffionsart in ! 
eined Berftorbenen. Der Erbe oder Legatar wird Eigenthümer an Sachen, an w 
dem Erblaſſer das Eigenthumsrecht zuftand, blos perfönlich berechtigt bei Forder 
des Erblaffers ?. 


2 Bol. Wächter, II, 292 fg.; Unger, I, 511 fg. 


Erfie Abtheilnng 
des Sachenrechts. 


Bon den dinglichen Rechten. 





Erſtes Hauptſtück. 
Von dem Beſitze. 


$. 309. 
Sinbaber. Befiger. 


Wer eine Sache in feiner Macht oder Gewahrſame bat, heißt ihr Inhaber. Hat ber 
Inhaber einer Sache den Willen, fie als die feinige zu behalten, fo ift er ihr Beſitzer. 


Beſitz ift die thatfächlihe Ausübung eines beftimmten Rechts. Die Ausübung der 
Rechte geftaltet ſich verfchieden je nad ißren Inhalte und ihren Objecten. So wird 
fi Die normale Ausübung des Eigenthumsrechts anders manifeftiren, als die einer 
bloßen Servitut, und die Ausübung des Eigenthiumsrechts felbft wieder anders bei un- 
bewegliden und beweglichen Saden, und wieder anders bei ben verjchiedenen beweg- 
lihen Saden. 

Bei beweglichen Saden bildet der Beftand eines phufifchen Gewaltverhältniffes des 
Eigenthümers zur Sade die Kegel. Man pflegt fie unter Schloß und Riegel zu 
halter, obwol aud hier Ausnahmen vorkommen. Man vdenfe an den Dünger, der 
, auf emen Ader abgeladen wird; die Garben, die auf dem Felde liegen; den Kahn, ber 
blos auf den Strand gezogen ift. Dagegen befteht bei unbeweglichen Sachen die Mög- 
lichkeit einer fofortigen Einwirkung in der Kegel nur bei Häufern und in ihrer nächten 
Nähe gelegenen Grundſtücken. Hier offenbart fid) das Eigenthumsrecht dritten Perfonen 
gegenüber durch bie Ziehung der Nubungen, oder dag man fih fonft als Boll- 
beberrfcher der Sache gerirt 1. 

Der Wille, das Kigenthumsredyt auszuüben, wird von felbft aus dem be— 
ftehenden phyſiſchen Gewaltverhältniffe oder aus der Vornahme folder Handlungen, 
welde in der Regel nur dem Eigenthümer zuftehen, gefolgert‘ und hat derjenige, welcher 
das PVorhandenfein des animus domini beftreitet, das Abhandenfein deſſelben zu be— 
weiſen *. Dean fpricht beim Vorhandenfein des animus domini von juriftiihem Befig, im 





ı Ihering, „Beiträge zur Lehre vom Be- | 1. Aufl., 1868), 2. unveränderte Aufl. (1869), 
fig", in den Jahrbücdern für Dogmatif, IX | ©. 158 fg. 
(1868), als Separatabdruck erſchienen (Jena, 2 Ihering, a. a. O., ©. 170. 
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ſchon einen integeivenden Theil einer unbeweglihen Sache bilden, wie bie im erft 
Abſatze jenes Paragraphen bezeichneten, welche, wenn bie Berbinpung in ber. Abfl 
geſchah, daß fle der Hauptſache bleibend bienen follen, nicht blos ala Pertineng 


fondern als 


Zuwachs der unbeweglichen Sache anzufehen find, und daher in allen rei 


lichen Beziehungen als unbemweglidy gelten müſſen ®. 

Nah dem Hofd. vom 7. April 1826 (9. ©. ©., Nr. 2178) kann das Zuge 
eines unbeweglichen Gutes und insbejondere das im 8. 296 als foldhes aufgezäh 
für ſich allein nicht in Execution gezogen werben. \ 


erflärt find. 


Als beweglige Saden fi 


ein unbewegliches Bermögen verwanbelt. 
Bol. die Bemerkungen zu $. 293. 


feßen. 


8. 298, 
Rechte finb indgemein ala bewegliche Sachen anzufehen. 
Rechte werden den beweglichen Sachen beigezägit, wenn fie nidgt mit bem Beſitze eu 
unbeweglidien Sache verbunden ober durch die Ranbesverfaffung fr eine nubewegliche Sa 


8. 29. 
nb ferner Forberungen anzuiehen. 


Säuldforberungen werden duch die Sicherftellung auf ein unbeweglihed Gut nid 


8. 300. | 
Nach welchen Geſetzen bie unbeweglichen und nad welchen bie beweglichen Sachen zu beurtheilen find. 
Unbewegliche Sachen find den Geſetzen des Bezirkes unterworfen, in welchem fie Tiege 

alle übrigen Sachen Hingegen ftehen mit der Perfon ihres Eigenthämers unter gleichen € 


Dal. die Bemerkungen zu den 88. 34—37.7 ' 


8. 301. 
Verbraudbare und unverbraudgbare Saden. 
Sachen, welche ohne ihre Zerftörung oder Verzehrung den gewähnlihen Nutzen nidt | 
währen, heißen verbrauchbare; bie von entgegengefeister Beichaffenheit aber unverbrauchbi 


Sachen. 


lichen Sache anzuſehen ſei, iſt aber im Zu- 
ſammenhange mit 8. 294 dahin einzuſchränken, 
daß dieſe Gegenſtände zu dem Ende erd⸗, mauer⸗, 
emacht ſein müſſen, um 
ebrauche der Hauptſache 
—— dienen. Vgl. auch Unger, I, 8. 55, S. 459 


niet⸗ und nagelfeſt 
zum fortdauernden 


' 


Oh eine Sade zu bem Ende erb-, niet- 
ober mauerfefl gemacht wurde, um bem Ge—⸗ 


bäude ober bem Grundſtück für beftändig 


zu 


bienen, kann zur Vermeidung von Gtreitig- 
teiten auch bei der Realität grundblicherlich 
anogegeiänet werben (opt Obſtg. Entſch. vom 


an. 1802, 3.261; © 
in einem Teiche und das Wild in einem 


aſer, IV, Nr. 1462.) — 
Die Beſtimmung bes 8. 295, „Selbſt bie gise 
alde 


werben erft dann ein bemegliches Gut, wenn 
ber Teich gericht und das Wild gefangen oder 


erlegt wor 


en iſt“, ſowie auch der erſte Sat 


des 8. 2% erflärt fih aus dem älteren beutfchen 


Rechte, nach en 
bei Beendigung ihres 


ruchtnießer, Pächter 2c. 
tzungsrechts ein Recht 


auf bie Indbuftrialfriichte hatten, wenn fte die 
größte zu ihrer Öeminnung erforberfiche Arbeit 


getban hatten, ebenfo auf 


e Fiſche im Teiche 


nd das Holz im Walde, wenn bie regelmäßige 


Zeit zum Fiſchen und zum Holzſchlag vorü 
war. Man brüdte dieſen Hechtegrundfag 
bin aus, das Holz im Walde, bie Kıf 
im Teiche, die Früchte, wenn bie Eg 
das Land beftrihen babe ac., feien fa 
rende Habe, um damit auszubrüden, | 
der Fruchtnießer, Pächter ıc. und deren Erb 
welche das unbewegliche Gut bei Beenbigı 
bes Berbältniffes herausgeben müffen, denn 
jene Nutungen beziehen dürfen. Diefe Gru 
ſätze des älteren beutjchen Rechts follten bı 
diefe Beftiinmung bes 8. 295 negirt x 
den. Unger, I, 393. — Im 8. 297 n 
auch ber in fenfrechter Linie Über einem Gru 
ſtücke befindliche Rurftraum als Zugebör beffel 
bezeichnet. Diefe gefegliche Beſtimmung 
jedoh nur ein unpaffender Ausbrud ba 
dag Niemand, ohne ein befonderes Hecht hie 
erworben zu haben, einen Theil feines ı 
bäubes, 3. 3. feinen Erfer, in biefe Lu 
bineinragen laffen darf. Man pflegte 
früher dahin auszubrüden, der Luftraum mı 
als Zubehör des Grunbftüdes angefel 
Unger, I, 363, Anm. 4. Bgl. Rande, 
feinem bei $. 309, Anm. 12 angeführten 
©. %, Anm. 3. 
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Unter verbraudbaren Sachen verfteht man jerte, deren ordentlicher, ihrer Be⸗ 
| Gebrauch mit der Zerſtörung ihrer Sıföflanz verbunden: ifl: 

die Bollsanſicht bei ihnen nur die Zahl und Güte fchätt und ver Inbivibualität 
kenn Werth beilegt, jo innen verbrauchbare Sachen durch andere ber nämfichen 
B vertreten werben und find ſelbe baber fämmtlih vertretbar. Da aber 
wir alle Sachen, bei denen.es im rechtlichen Berkehr nicht auf das Individuum, ſon⸗ 
ter blos auf eine beftimmte Duantität und Qualität anlommt, - zugleich auch ver- 
find, fo find vie Begriffe der Verbrauchbarkeit und Vertretbarkeit nicht 
identiſch, und bilden bie verbrauchbaren Sachen blos einen Theil der vertretbaren. 
Vdemoch werben biefe beiden Begriffe häufig identificirt, und daraus erklärt ſich auch, 
daß das A. b. ©. DB. bei der Eintheilung von Sachen blos von verbraudbaren und 
‚ mwerbraucbaren handelt, ohne die Eintheilung in vertretbare und nicht vertretbare 
a emähnen, obwol eigentlih nur letztere Eintheilung jweiftifche Bedeutung hat, und 
der Umſtand, daß eine Sache verbrauchbar oder unverbrauchbar ift, für das Rechts⸗ 
‚gebiet mr mittelbar Bedeutung erlangen fnın!. 


8. 802. 
Gefammtiadge (universitas rerum). 
Ein Inbegriff von mehreren: befuuberen Sachen, die als Eine Enge angeſehen uud mit 
einem gemeinfchuftfichen Namen bezeichnet zu werben pflegen, macht eine Gelammtiadge ans 
m wird als ein Ganzes betrachtet. 


Unter Geſammtſachen verfteht man mehrere einzelne, fomit von einander getrennte 

‚ welde in gewiffen Beziehungen als ein Ganzes in der Art in Betracht 
kemmen und zu behandeln find, daß ungeachtet des Wechſels und der Veränderungen 
der einzelnen zu biefem Ganzen gehörigen Stüde doch bie Rechtsverhältniffe und die 
Meiftifhe Natur und der Fortbeſtand des Ganzen fich nicht ändern-!. 

Sachgeſammtheiten kommen immer nur in gewiflen vechtlichen Beziehungen in Be⸗ 

und find in allen anderen Beziehungen nicht als Gefammtheit zu behandeln. 

Dieſe rechtlichen Beziehungen find vorzüglich folgenbe: 

1) Wem eine Oeſammtſache vermadt wird, fo find alle diejenigen Sachen als 
vermacht anzufehen, welche zur Zeit des Todes des Erblaffers unter dieſes Collectiv⸗ 
ganze fallen. Dafielbe gilt auch von Schenkungen unter Lebenden unter einer aufs - 
ſchiebenden Bedingung. Es ift nämlich anzunehmen, daß Jemand bie Geſammtſache, 
5 B. ein Waarenlager, fo verſchenken wollte, wie fle es beim intritt der Bedingung 
fein werbe. 

2) Wird eine Geſammtſache veräußert, fo hat man blos dafür zu haften, daß 
man Cigenthümer des Ganzen war und ber Erwerber das Ganze behalten kann; man 
haftet aber nicht dafür, wenn einzelne Stüde evincirt werben. 

3) Wenn eine Gejammtheit von Saden, 3. B. eine Bibliothek, eine Heerde, ein 
-Biergefpann, Gegenftand eines Rechtsgeichäftes ift, jo ift e8 Aufgabe der Ünterpreta- 
tion, zu ermitteln, ob der Wille der Parteien auf die Gefammtheit als joldye gerichtet 
if, oder ob das Rechtsgeſchäft dadurch nicht alterirt werden fol, wenn bie Sach— 


Ä 


I Bol. Kierulfi, ©. 313 fg.; Wächter, II, 
227 fe; Unger, T, 401 fg. 
I Bol. Wächter, II, 285; Unger, I, 475 fg. 


und würtenberg. Privatrechte, Stuttgart 1845, 
1846, Heft I, 2). Als widtige Unterfchiebe 
ber univ. juris von ben univ. facti führte 


Früher unterſchied man häufig zwifchen uni- 
versitstes juris und facti. Unter universita- 
tes juris verftaud man einen Inbegriff von 
PBrperlihen und unlörperliden Saden ober 
Rechten, welhe nad dem Geſetze als ein 
Banzes zu betrachten ober zu behandeln finb 
und ale folches unter ganz befonberen Nechts- 
grundſätzen flehen, unter universitates facti 


einen Inbegriff von blos förperlihen Sachen, 


welche als Ganzes, wenigftens in einigen recht⸗ 
lichen Beziehungen in Betracht kommen (Wäch⸗ 
ter, Erörterungen aus dem röm., deutſchen 


man vorzüglich an, daß bei erſteren der Grund⸗ 
fat gelte: res succedit in locum pretii et 
pretium in locum rei. Nun ift es (wie Wäch⸗ 
ter, a. a. O. ©. 5 bemerkt) zwar allerdings 
richtig, daß bei Sachgeſammtheiten in gewiſſem 
Grabe, und zwar mehr oder minder je nad 
ihrer befonderen Ratur, Surrogirungen zuläffig 
find. Allein diefe Zuläſſigkeit iſt keine Eigen⸗ 
thümlichkeit der univ. juris und gilt nament⸗ 
lich nicht bei ihnen in ber behaupteten Aus⸗ 
dehnung. Bgl. auch Unger, I, 470 fg.; Exner, 
Tradition, S. 225—244. 
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gefammtheit als ſolche nicht mehr eriftirt, z. B. eine Heerde auf ein Stüd vermindert 
wird, von den Biergefpann ein Pferd abhanden kommt. Bei letztwilligen Verfügungen 
und Schenkungen ift wol das Ießtere, bei entgeltlihen VBeräußerungen im Zweifel bas 
erftere anzunehmen 2. 
8. 308. 
Schägbare und unfhägbare Saden. 

Schätzbare Sachen find diejenigen, deren Werth durch VBergleihung mit anderen zum: 
Verkehre beftimmt werden kann; darunter gehören and Dieuftleiftungen, Haud⸗ und Ray 
arbeiten. Sachen hingegen, deren Werth durch Leine Vergleichung mit anderen im Verlehre 
befindlihen Saden beftimmt werben Tann, heißen unſchätzbare. 


8. 304. 

Mapftab der geritlihen Schäyung- 

Der beftimmte Werth ciner Sache heißt ihr Preis. Wenn cine Sade vom Geridgte zu 
ſchätzen ift, fo muß die Schätzung nad einer beftimmten Summe Geldes geihehen. 





8. 305. 
Ordentlicher und außerorbentlider Preis. 


Wird eine Sache nad; dem Nuten geſchätzt, den fie mit Rückſicht auf Zeit und Ort ge 
wöhnlich und allgemein Seiftet, fo fällt der ordentliche und gemeine Preis and; nimmt man 
aber auf die befonderen Verhältniſſe und anf die in zufälligen Eigenfhaften ber Sache ge 
gründete befondere Vorliche desjenigen, dem der Werth erjet werben muß, Nüdficgt, fe 
entitcht ein anßerordentliher Preis. 

- $. 306. 
Welcher Preis bei gerichtlichen Schägungen zur Richtſchnur zu nehmen fei. 

In allen Fällen, wo nichts Anderes entweder bednngen oder von dem Geſetze verordnet 
wird, muß bei der Schätung einer Sache der gemeine Preis zur Richtſchunr genonmten werden. 


Die Eintheilung der Sachen des 8. 303 in ſchätzbare und unſchätzbare ift 
ſchon aus dem Grunde nidyt zu billigen, weil dabei von dem Momente der Körper- 
Iichkeit ganz abgejehen wird und aud) Dienftleiftungen, Hand- und Sopfarbeiten unter 
diefe Eintheilung von Sachen mit inbegriffen werden. Diefe Eintheilung ift aber auch 
an und für fi) verwerflid, weil auf dem Rechtsgebiete nur jene Sachen von Beben: 
tung find, welche im Verkehr einen Werth haben, alle übrigen aber gar nicht Gegen: 
ftand von Privatrechten find. 

Der Werth einer Sache ift entweder ein gemeiner, ordentlider Werth, 
Marktpreis, melden bie Sache einzeln, an und für fih, an einem beftimmten Orte, 
zu einem beftimmten Zeitpunfte im Berfehr beſitzt, oder ein bejonderer, außer: 
ordentliher Werth, welden eine Sache mit Rückſicht auf gewilfe Umftände un 
befondere BVerhältniffe, die ihren Werth erhöhen, hat. Ein Pferd kaun z. B. einen 
Marktpreis von 200 Fl., als Beftandtheil eines PViergefpannes aber vielleicht einen 
doppelten Werth haben. Neben dieſen beiden Werihen kennt das A. b. ©. B. (88. 305, 


2 Das 4. b. ©. B. nimmt auch Beſitz, 
Eigenthum und Pfandredt an Gefammtjacdhen 
an (vgl. 88. 311, 427, 452). Diefe Annahme 


Vormanne das Eigenthumerecht nicht zufland, 
und e8 gehören dieſe Sachen gar nicht zur Ge: 
fammtfache. No deutlicher tft Dies beim Pfand⸗ 


ift praftifch unburchführbar und beruht nur 
auf Selbfttäufhung. Denn da zum Beſitze 
einer Sache deren factifche Innehabung erfordert 
wird, fo ift man als Befier ber Oefammt- 
ſache nur inſoweit und auf fo lange Beſitzer 
aller einzelnen bazu gehörigen Sachen, als 
man biefe felbft in feiner phyfiſchen Gewalt 
hat. Erwirbt Iemand das Eigenthumsrecht an 
einer Geſammtſache, fo erwirbt er Damit feines- 
wegs auch Das Eigenthumsrecht an jenen 
darıınter befindlichen Sachen, an welchen feinem 


recht bei ber nach öſterr. Recht herrſchenden 
Specialität, indem zur Erwerbung des Pfand. 
rechts an beweglichen Sagen wirkliche Inne⸗ 
habung der beweglichen Sache, bei unbeweg- 
lihen Sachen aber Eintragung in bie äffent- 
lichen Buicher unbedingt nothwendig iſt. Bgl. 
Unger, I, 483 fg.; Sande, in feinem bei 8. 
309, Anm. 1 cit. Werke, ©. 181 fg.; Exner. 
Tradition, ©. — ſorſer— Frèe Pri⸗ 
vatrecht, J, 8. 21, 33 
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1831) noch einen in — — en ften der Sache gegründeten Werth 
Fbefouberen Borliebe (fog. Affectio 
fine weitere Eintheilung ber Sachen, De das A.b. G. B. nicht ausdrücklich 
lt, welche aber auch dem öſterr. Rechte nicht fremd iſt, iſt bie in theilbare 
untheilbare. Yuriftiih theilbar gelten nur jene Sachen, bei welchen eine 
Hung obne Zerſtörung ihres ens oder unverhältnigmäßige Werthsverminderung 
Hg iſt. Berſchieden von dieſer natürlichen (Meal-) Theilung einer Sache ift bie 
ifche, intellectwelle Theilung, welde eine Berneinung ber realen, phyſiſchen 
Hung unb babei doch bie Bejahung einer Theilung enthält. Es wirb babei ber 
enſtand nicht wirklich getheilt, aber getheilt gebaht?. Sie ift feine Theilung 
. Gase, fonbern bes Rechtsinhaltes 
ift aber möglich, daß eine Sack, welche nad) ber hier aufgeftellten Begriffs⸗ 
—* von Theilbarkeit real getheilt werben Tann, vermöge geſetzlicher Vorſchrift 
mw Privatdispoſition entweder gar nicht getheilt werben darf, ober daß bie Theilung 
piffen Beſchränkungen unterworfen iſt, und daß ſolche Sachen in ganz anderem Sinne 
ic untheilbar find, 3. B. voxmals in Oeſterreich ganz allgemein Bauerngüter ®, 
Auch die intellectuelle Theilung kann verboten fein, 3. ®. bei Lehen, in welche 
mer blos eine Perfon fuccebiren darf. Wo die intellectuelle Theilung ausgefchloffen 
gr es in ber Regel auch die reale, nicht aber auch umgefehrt *. 








&. 807. 
Begriffe vom binglihen und perfönliden Sachenrechte. 
ee, welche einer Berfon über eine Sache ohne Nüdficht anf gewifle Perſonen zuſtehen, 
= Rechte genannt. Rechte, welche zu einer Sache nur gegen gewifie Berfonen 








r nd einem Gelee oder and einer verbindlichen Handlung entſtehen, heißen 
e Sacheunrechte. 


$. 308. 


Dingliche Sachenrechte find das Recht des Beſitzes, des Eigenthumes, des Pfaudes, der 
nnd des Erbrechts. 


Die wichtigſte Verſchiedenheit der Vermögensrechte gründet ſich darauf, ob durch 
| ' Bermögensrecht unferer Herrfchaft und unferem Willen unmittelbar eine Sadıe 
ober im einzelnen Beziehungen) unterworfen ift, oder ob unferer rechtlichen 
unmittelbar nur eine einzelne Hanblung einer verpflichteten Perfon unter- 
xfen wird 1. Rechte der eriteren Art find dingliche Rechte, der letzteren Art per— 
glidhe Rechte. mn 
Die charalteriſtiſche Verſchiedenheit des dinglichen Rechts von anderen Vermögens- 
hten beſteht darin, daß das dingliche Recht dahin geht, daß wir die Sache unferem 
te gemäß behandeln dürfen, nicht darauf, daß eine beftimmte Perfon uns etwas 
Re. Die Berpflihtung ‚anderer Perfonen ift hier blos eine negative und befteht 
e in ber Berbindlichteit, uns in ber Ausübung des dinglihen Rechts nicht zu ſtören. 
efe Berbinvlichkeit ift in der Regel eine allgemeine und das binglihe Hecht daher 
abſolutes gegen jeden Dritten gehendes Recht. Dieje abjolute Wirkung ift aber 
neöweges den binglihen Rechten ausſchließend eigen, ſondern Tommt aud) bei blos 
fönlichen Rechtsverhältniffen (og. Perfonenrechten, Zuſtandsrechten, Statusredhten) 
e und kann auch blos perfönlidden oder Forderungsrechten ausnahmsweiſe beigelegt 
b bei dinglichen Rechten beſchränkt fein. 


ı Sp ‚Der male —* Inzeionenerthe⸗ 2 Wächter, II, 277. 

wie Unger, I ervorhebt, ein Wi: 3 . 

ch, indem bamit blos perſönliche Nei- S. bie Bemerk. zu 8. 761. 
been zu Geld angeſchlagen werben, welche Wächter, II, 280. Bgl. über bie Theil: 
er pecuniären Beranichlagung unfähig find | barkeit ber Sachen, Unger, I, 409 fg., und 
b gerade zu jenen unfägbaren Sachen ge: über bie Theilbarteit ber Hechte, ©. 607 fg. 
wa, von benen 8. 303 fpricht, und welche ı Wächter, Erörterungen, ©. 88. 
». 305 dennoch wieder geſchätzt erben follen. 


„4 I rt — 
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Weſentliches Merkmal eines dinglichen Rechts iſt, daß eine Perſon unmit 
über eine Sache das Recht ausüben kann. 

Die perſönlichen (Forderungs-) Rechte beziehen ſich unmittelbar blos auf en 
(poſitive oder negative) Handlungen einer hierzu beſonders verpflichteten P 
Durch das perſönliche Recht wird eine beſtimmte Perſon aus einem beſtimmten Ch 
welcher von dem Berechtigten immer nachzuweiſen iſt, zu einer beſtimmlen Leiſtung 
pflichtet, und wenn dieſe Leiſtung auch dahin geht, uns eine beſtimmte Sache, 
das Eigenthum, eine Servitut oder den bloßen Beſitz, zu verſchaffen, ſo iſt de 
mittelbare Gegenſtand immer die Handlung der Perſon, und die Sache blos ı 
barer Gegenſtand des Rechtsverhältnifies. 

8. 308 zählt unter den dinglichen Rechten auch den Beſitz und das Erbrech 
Der Bei ift aber überhaupt Fein Recht, fondern ein bloßes factifches Berhi 
und das Erbrecht Fein dingliches Recht, fondern eine bloße Succeſſionsart in ! 
eines Berftorbenen. Der Exbe oder Legatar wird Eigenthilmer an Saden, an u 
dem Erblaffer das Eigenthumsrecht zuſtand, blos perfänlich berechtigt bei Forder 
des Erblaffers ?. 


2 Bol. Wächter, II, 292 fg.; Unger, I, 511 fg. 


Erfie Abtheilnng 
des Sachenrechts. 


Bon den dinglichen Rechten. 


Erftes Hauptſtück. 
Bon dem Beſitze. 


8. 309. 
Inhaber. Befiger. N 


Wer eine Sache in feiner Macht oder Gewahrfame bat, heißt ihre Inhaber, Hat ber 
Iubaber einer Sache den Willen, fie als die feinige zu behalten, fo ift er ihr BVeſitzer. 


Beſitz ift die thatfächlihe Ausübung eines beftimmten Rechts. Die Ausübung ber 
Rechte geftaltet ſich verfchieden je nah ihrem Inhalte und ihren DObjecten. So wird 
fiy die normale Ausübung des Eigenthumsrechts anders manifeftiren, als bie einer 
bloßen Servitut, und die Ausübung des Eigenthumsrechts felbft wieder anders bei un- 
beweglichen und beweglichen Sachen, und wieder anders bei den verjchiedenen beweg- 
lichen Sachen. 

Bei beweglidhen Sachen bildet der Beſtand eines phyſiſchen Gewaltverhältniffes des 
Eigenthümers zur Sade die Regel. Man pflegt fie unter Schloß und Riegel zu 
halten, obwol aud hier Ausnahmen vorfommen. Mean denke an den Dünger, der 
‚ auf einem Ader abgeladen wird; die Garben, die auf dem Felde liegen; den Kahn, der 
blos auf den Strand gezogen ift. Dagegen befteht bei unbeweglihen Saden die Mög— 
lichkeit einer fofortigen Einwirkung in der Regel nur bei Häufern und in ihrer nächſten 
Nähe gelegenen Grundſtücken. Hier offenbart fi das Eigenthumsredht dritten Perjonen 
gegenüber durch bie Ziehung der Nugungen, oder daß man fih fonft als Doll- 
beherrſcher der Sache gerirt }. 

Der Wille, das Eigenthumsredht auszırüben, wird von felbft aus dem be— 
ſtehenden phyfiſchen Gewaltverhältniſſe oder aus der Vornahme ſolcher Handlungen, 
welche in der Regel nur dem Eigenthümer zuſtehen, gefolgert' und hat derjenige, welcher 
das Vorhandenſein des animus domini beſtreitet, das Abhandenſein deſſelben zu be— 
weijen ?. Man ſpricht beim Vorhandenſein des animus domini von juriſtiſchem Beſitz, im 





ı Ihering, „Beiträge zur Lehre vom Be⸗IL. Aufl., 1868), 2. unveränderte Aufl. (1869), 
fig", in den Jahrbücdern für Dogmatit, IX | ©. 153 fg. 
(1868), als Separatabdruck erjchienen (Jena, 2 Ihering, a. a. O., S. 170. 
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Segenfage zur bloßen Iunehabung, Detention, weldhe dann vorhanden ift, wenn zw 
das normale Äußere, zur Ausübung eines beftinnnten Rechts erforberlihe Berhälte 
befteht, das Recht aber entweder nicht im eigenen Namen, ſondern nur für eim 
Dritten ausgeübt wird, oder die Abficht, das Recht auszuüben, ganz mangelt, ünb m 
auf Die Gewahrſame einer Sache gerichtet ift. 

Das A. b. G. B. (8. 309) nimmt in Uebereinftimmung mit der bis in bie nend 
Zeit herrſchenden Doctrin an, daß zum Begriffe des Beliges ein phyſiſches Gewel 
verhältnißg zu einer Sache wefentlih fei, che daß jedoch dieſer Begriffsbeſtimm 
praftifche Bedeutung beizulegen ift ®. 

Nadı röm. Recht wird der Befig nur gegenüber von Saden ale Sachbefik v 
erfannt. In gewiffen Fällen konnte der Beſitz einer Sache vorbehaltlich des Kign 
thumes und unter Anerkennung veflelben von Seite des Erwerber auf Andere üle 
tragen werben. Dieſes war der Fall 1) beim Pfandrecht, um den Pfandgläubge 
fowol dem Eigenthümer der Sache als jeder britten Perſon gegenüber im Befike be 
Pfandſache zu fügen *; 2) beim Bittleihen (precarium). Es fonnte hier theils Beh 
theil® bloße Detention übertragen werben, aber das erftere war die NRegel®. Dabım 
war der Precarift in. den Stand gefegt, fi ohne Hülfe des Eigenthümers im Beh 
ber Sache zu ſchützen; 3) beim Sequefter, wenn ihm bie Sache von den Streittheilt 
zu dem Ende übergeben wurde, um dadurch alle bisherige, bereits begonnene Erfigun 
zu unterbrehen; 4) ftetS bei der Emphyteuſe und 5) bei der Superficis. Es fa 
biefes die Yülle des fog. abgeleiteten Beſitzes. In allen dieſen Fällen hatte di 
Befiger den animus domini nicht, und es lag das Eigenthümliche dieſes Befites dar 
daß ein früherer Befiter feinen Befig ohne Eigenthum übertrug, und daß dabei d 
animus domini gar nicht möglich war, weil das Eigenthum eines Anderen ausbrädli 
anerfannt wurde ®, 

Außer dem Eigenthumsbefis und dem abgeleiteten Befig 7 unterjcheidet man wa 
röm. Recht auch noch eine fog. quasi possessio, weldhe man bei allen Beftan! 
theilen des Eigenthumes annahm, welde als eigene Rechte für fi, ur 
abgefondert vom Eigenthum felbft, eriftiren können, nämlich bei allen bin 
lichen und perjönlichen Servituten, bei der superficies, kurz überhaupt bei allen Recht 
welche unter dem Namen jura oder jura in re als abgefonderte Beftandtheile t 
Eigenthumes dem Eigenthbum, als ber Totalität aller vinglihen Rechte, entgegengelt 
werden & Wie ſchon das Wort quasi possessio fagt, ſah man darin blos einen d 
Eigenthumsbeſitz nahgebildeten Beſitz, und nah Savigny follte hier eigentlih < 
nit vom Befig die Rebe fein. 

Was die rechtlihe Natur des Beſitzes und feine Stellung im Süfteme i 
Privatrehts anbelangt, fo erklärt ihn Savigny für ein Factum und Recht zugleid 
für ein Factum, infofern ihm ein bloßes factifches (unjuriftifches) Verhältnig ( 
Detention) zu Grunde liegt; für ein Recht, infofern mit dem bloßen Dafein je 
factifhen Verhältniſſes Rechte verbunden find, und betrachtet ihn in das Obligatiom 
recht gehörig 1%. Nach Bruns 11 wäre der Beſitz als das dem betreffenden Rec 


— — — — — — an — — 


2VBgl. die Bemerk. zu 88. 310-315, Anm. 
10, 348—352. 


4 Der Gläubiger hatte possessio, b. h. das 
Necht der Iuterdicte, aber feine possessio ci- 
vilis, d. h. nicht das Recht der Ufucapion; 
der Schuldner hatte nicht das Hecht der In⸗ 
terbicte, ja er batte Überhaupt gar feinen 
Befit, aber er fette dennoch Die angefangene 
Erfigung fort, gleich als ob er noch immer 
ben Befig gehabt hätte. Savigny, Recht bes 
Beſitzes (7. Aufl., beforgt von Auborff, Wien 
1865), S. 297. 

5 Savigny, Befit, 8. 25, ©. 302. 

° Bgl. Savigny, Beſitz, 8. 23, ©. 282; 
Vangerow, Banbelten (7. Aufl.), I, $. 200, 
- 1, ©. 3563 Gegen die Annahme 


abgeleiteten Veſitzes eider Emphyteuſe 


und Superficies erklärt ſich Windſcheid, 
8. 154, Anm. 7. 

? Ein Ausdrud, welcher zuerft von Sabig 
in feinem „Recht des Beſitzes“ gebraucht u 
jeitbem allgemein beibehalten wurbe. 

s Sapigny, 8. 12, ©. 19. 

’ Sapigny, $. 5, ©. 43, 44. 

10 ‚Das jus possessionis, das Recht, w 
ches ber bloße Befit gibt, befteht lediglich 
dem Anfprud, ben ber Befit auf. die Int 
dicte (welche in das Obligationenrecht gehört 
bat, ſobald eine keftimmte Form der Verletzr 
binzutritt. Abftrahirt man von biefer 8 
letzung, fo gibt der Beſitz gar kein Red 
Sapigny, ©. 51. 

11 Bruns, Das Recht bes Befiges im Mit 
alter und in der Gegenwart (Tübingen 18 
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fponbirenbe factifche Gewaltverhaltniß immer bei dem betreffenden Rechte abzu⸗ 
und Hätte gar Heine felbftändige Stelle im Sufteme bed Privatrechts ein⸗ 


$ Das A. b. G. B. erflärt ven Beſitz, wie biefes im 17. und 18. Jahrhundert in 
Dextihlaud allgemein üblih war 12, für ein Recht und handelt bavon bei ben 
le en Rechten. 
I Rad 8. 311 Tönnen alle Törperlichen und unlörperlichen Sachen, welde Gegen 
> bes rechtlichen Berkehres find, in Beſitz genommen werben. Das öfterr. Hecht 
ıt alſo eimen Gefammtbegriff des Beſitzes an, von welchem bie Faͤlle, in welden 
* Rechte quasi possessio angenommen wird, bloͤße Unterarten bilden. Kine 
| Uebertragung bes Beſitzes ohne ben aum Begriffe deſſelben erforberlichen 
orthumswillen (animus domini) ift dem öſterr. Rechte fremb 18, 
% Son dem eigentlichen jnrift. Beſitz unterjcheidet das U. b. G. B. in Uebereinſtim⸗ 
ing mit dem roͤm. Rechte bie bloße Innehabung (Detention) und nimmt eine ſolche 
ja dem alle an, wo man eine Sache in feiner Macht oder Gewahrfame hat, ohne 
a Willen zu haben, fie ale bie feinige zu behalten ($. 309 a. €.). 
Diefe Definition von Imnehabung ift ans dem Grunde zu weit, weil biernad 
u bei Abhandenſein alles und jedes Willens noch Innehabung ochanber wäre. 
Kun man zufällig auf der Straße allein vor einen offenen, aber leeren Haufe ſtehen 
ft, mit einer Art allein durch einen Wald geht, auf einer Sache ohne alle pſychiſche 
Hheiligung fteht, ſitzt oder Liegt, jo bat man allervings die Möglichkeit der aus- 
— 2 Verfügung, allein es iſt geradezu widerſinnig und ſprachwidrig, hier von 
5* — zu ſprechen. Es kann daher auch die Innehabung nur dann von recht⸗ 
g ſein, wenn ein beſtimmter Wille damit verbunden iſt, nud es beſteht 
7 Unterfchieb von Beſitz und Detention nicht in dem gänzlihen Abhandenfein bes 
Miles bei legterer, fondern in dem Inhalte und der Richtung bes Willens, ob 
a file fih felbft und im eigenen Namen ober als Stellvertreter eines Anderen betinirt. 
h denn ift bloße Detention vorhanden, wenn der Wille, die volle Herrfchaft über 
he Ende. auszuüben, rechtlich nicht anerkannt ift, z. B. bei Wahnfinnigen 1%, 























8. 810. 
Erwerbung bed Beſitzes. Faͤhigkeit ber Berfon zur Beſigerwerbung. 
” Berfonen, die den Gebrauch der Vernunft nicht haben, find an ſich unfähig, einen Veſitz 
wtlangen. Sie werben durch einen Vormund oder Eurator vertreten. Unmündige, welde 
die Jahre der Kindheit zurückgelegt haben, können für ſich allein eine Sache in Beſitz nehmen. 


8. 31l. 
Gegenſtände des Beſitzes. 
Ale kürperlichen und unkörperlichen Sachen, welche ein Gegenftaub des rechtlichen Ver⸗ 
lehres find, können in Beſitz genommen werden, 


8. 812. 
Arten der Befigerwerbung. 
Körperliche, beweglihe Sachen werden durch phyfiſche Ergreifung, Wepführung ober 
ahrung, unbewegliche aber durch Betretung, Berrainung, Einzäumung, Bezeihuung oder 





 Baldus bat zuerft vier Arten von jus in | Der Befit nach öfter. Recht mit Berückfichti ung 
fem angenommen: Eigenthum, ‚ Servitut, Pfand» | des gem. Rechts, bes tz Ar ud fi 
air und Erbrecht. In der folge tft auch der | Geſetzbuches (Reipzig 1 ©, 


Bei, Die dos, emphyteusis u. a. m. barunter 13 Es gibt baher nach öſterr. ed feinen 


Aug. de je re, Helmet. 1039) Di Buhl | (-zcrfecteen DeÄh- Bol. and Ban 


itaug 
safelben auf fünf fegeiekt, jene vier nämlich 
| wb ben Befi: feine überaus ſchlechten Schrif⸗ 4 Bruns, ©. 466 fg. Bol. auch Unger, 
ken ga haben die Ehre gehabt, an ber Spike | Der revibirte ſä Entwurf uı und ein Berthei- 
einer fehr ‘zahlreichen Partei zu ſtehen.“ Sa- | biger Dr. 2 Pöihmann. eplit (Wien 
vigny, ©. 52; j. auch Bruns, S. 383; Randa, | 1861), S. 101 fg. 
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Bearbeitung in Befit genommen. In den Beſitz unkörperlicher Soden ober Rechte 
man durch den Gebrauch derſelben im eigenen Namen. 


8. 318. 
Befigerwerbung indbefonbere von einem bejahenben, verneinenben ober einem Verbotsrechte. 


Der Gebrand) eines Rechts wird gemacht, wenn Jemand von einem Anderen etw 
eine Schuldigfeit fordert, uud diefer es ihm Leiftet; ferner, wenn Jemand bie einem W 
gehörige Sache mit defien Geftattung zu feinem Nuten auwendet; endlich, wenn auf fi 
Berbot ein Auderer das, was er font zu thun befugt wäre, nuterläßt. 


8. 814. 
Unmittelbare und mittelbare Erwerbungsart be& Befiges. 


Den Beſitz ſowol von Rechten als von körperlichen Sachen erlangt man entwel 
mittelbar, wenn man freiftehender Rechte und Saden; oder mittelbar, wenn man 
Rechts oder einer Sache, die einem Auderen gehörte, habhaft wird. 


8. 815. 
Umfang ber Ermerbung. 


Durch die unmittelbare und durch die mittelbare eigenmächtige Vefigergreifung 
man nur fo viel in Beſitz, als wirklich ergriffen, betreten, gebraucht, bezeichnet o 
Verwahrung gebracht worden ift; bei der mittelbaren, wenn uns der Inhaber in feine 
eines Anderen Namen ein Recht oder eine Sache überläßt, erhält man alled, ıı 
vorige Inhaber gehabt und durch deutliche Zeichen übergeben hat, ohne daß es nöt 
jeden Theil des Ganzen beſonders zu übernehmen. 


Während nad) röm. Rechte ver Begriff des Beſitzes unftreitig nur in Anwe 
auf Saden und dingliche Nutzungsrechte vorkommt, wurde berfelbe von ben n 
Gefeßgebungen auch auf andere Rechte ausgedehnt. In der That ift der Begr 
Beſitzes, als die einem beftimmten Rechte entfprechende thatſächliche Herrſcha 
Rechtsfubjectes über das Rechtsobject, auch auf nicht dingliche Rechte anwendbar 
es iſt nicht, wie man häufig vom Standpunkte des röm. Rechts behauptet, an u 
ſich widerſinnig, den Begriff des Beſitzes auf das Obligationenrecht und auf 
rechtliche Zuſtände (das ſog. Perſonenrecht) anzuwenden I, indem bier der Beſitz 
„Anderes iſt, als die factiſche Möglichkeit, von einer Perſon obligatoriſche Leiſtunge 
Belieben in Anſpruch nehmen zu können over ſich in einer beſtimmten familienred 
Stellung, 3.8. als Gatte oder Vater, zu behaupten 2. Daß das A. b. G. B. 
an Forderungen annimmt, ift bei ver allgemeinen Textirung des $. 311, wona 
förperlihen und unkörperlichen Saden, unter welch letzteren nad) 8. 292 al 
benfbaren Vermögensrechte verftanden werben, in Beflß genommen werben 1 
insbefondere aber nad) der erften Hälfte des 8. 313, wofelbft die Art und 
beftimmt wird, wie man in den Befit derſelben gelangt, nicht in Zweifel zu 
Da jedoch Befit überhaupt nur an ſolchen Rechten denkbar ift, welche eine fort 
Ausübung ihres Inhaltes geftatten ®, jo ift der Beſitz auch nad öſterr. Rech 


! Bruns, a. a. O., ©. 480. 

2 Der Standpunkt des kan. Rechts und ber 
Praris bis zum 18. Jahrhunderte, auch bei 
Perfonenrechten Befit anzunehmen, der auch in 
ben allgemeinen Sprachgebraud übergegangen 
ift, ift demnach pbilofopbife durchaus zu billi⸗ 
gen. Bruns, a. a. O., ©. 485, 486. 

3Auch in der Innehabung einer Sache als 
Fauſtpfand Tiegt die Ausübung eines fehr 
weientlihen im Fauſtpfandrechte enthaltenen 
Zeſugniſes (8. 451; vgl. auch Windſcheid 
2. Aufl.], I, 8. 163, Anm. 2), und es 
ift mol nicht begründet, wenn Unger, Ent» 
wurf, ©. 101, Syftem, I, 532, Note 81; 
II, 268, Note 55; Randa, Beſitz, ©. 242 fg.; 


Erner, Tradition, S. 46 fg. den weſe 
Anhalt des Fauſtpfandrechts ausſchließ 
ber Beräußerungsbefugniß feben umb 

die Möglichkeit bes Befites am auf 
rechte leugnen. Auch beim Cigenthun 
liegt die volle Ausübung aller darin lie 
Sehugnifle nur in der Berfügung ÜE 
Totalität der Sache (Veräußerung, 8 
dung, Zerftörung 2c.), und zwar mülj 
Eigenthümer eigentlih alle dieſe Bei 
auf einmal ausüben. Aber fowie zum 
thumsbeſitze Die bloße Innehabung ber S 
ber Intention, diefe al8 eine mit dem 
tbumsrechte verbundene Befugniß aus; 
binreicht, muß auch zum Beſitze bes 
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uhe Forderungsrechte einzufchränfen, weldye nicht durch einmalige Ausübung erlöfchen, 
bern eine ſortgeſeote Ausübung zulaſſen, wie dieſes insbeſondere bei Renten, 
ji den aus ben Leih-, Mieth- und Pachtverträgen fließenden Benubungsrecdhten ber 
ft ®. 
Nah fan. Recht ift auch das gegenfeitige Recht der Ehegatten als Gegenftand bes 
Befipes anerfannt?. Wenn ein Ehegatte ven anderen etwa unter dem Vorwande eines 
—— — oder Scheidungsgrundes verließ, ſo ſtand dieſem unter Ausſetzung des 
btreites über das wirkliche Recht der Ehe eine Klage auf Reſtitution zu. In ähnlicher 
Beile beftimmt auch $. 1458 A. b. G. B., daß denjenigen, welde die Rechte eines 
Chegatten, Vaters oder Kindes redlicher Weife ausüben, vie ſchuldloſe Unwiſſenheit 
& einftweiligen Behauptung und Ausübung ihrer vermeinten Rechte zu ftatten komme. 
feht dem Berechtigten ohne weitere Unterfuhung eine Klage zur einftweiligen Auf- 
whthaltung des beftehenven factifchen Berhältniffes zu. Demungeachtet kann nach 
Wer. Rechte an Familienrechten Befig nicht angenommen werben, weil burdy $. 311 
Oefig nur an folhen Rechten möglich ift, „welche ein Gegenftand des rechtlichen Ver⸗ 
khres find”, und daher Beſitz bei Rechten, welde feinen vermögensrechtlichen 
Berth haben, ausgeſchloſſen ift ©. 

Beſitz ift die Ihatfächlichfeit des Rechts. Da viefes in feiner normalen Aus» 
ung ohne ein phyſiſches Gewaltverhältniß des Berechtigten zur Sache beftehen Tann, 
—F auch zur Erwerbung des Beſitzes ein ſolches Gewaltverhältniß kein nothwendiges 

fit, ſondern es genügt, wenn der dem fraglichen Rechte entſprechende Zuſtand 
ſergeſtellt wird’. Wie dies gefchieht, ift eine Trage des täglichen Lebens ®.. Ich 
cumentire mich als Eigenthümer von Werthſachen, Waarenvorräthen u. dgl. da- 
ech, daß ich fie in meinem Haufe oder Magazine verfchloffen Halte; als Eigen⸗ 


er von Baumaterialien, daß ih fie auf meinem Bauplage abladen laſſe; als 

thümer eines Grundſtückes, daß ich es bebaue, pflüge ꝛc.; als Servituts- oder 
mderweitig Berechtigter, daß ich das betreffenve Recht ausübe. 

Da e8 aber bejonvders bei Rechten an körperlichen Sachen nothwendig ift, baß ber 
beſtz eines Rechts auch geſchützt werde und die fonftigen Rechtswirkungen nad ſich 


— 


zandrechts die Innehabung Des Fauſtpfandes in 
vr Abſicht, ein dem Fauſtpfaudgläubiger zu— 
ehendes Recht auszuüben, als ausreichend an⸗ 
eſehen werben. Ausdriidiih wird dem Fauſt— 
fandgläubiger Rechtsbefit beigelegt vom Zürt- 
er G. B., 8. 490. Bgl. dazu Bluntſchli, 
ommentar, II, 16 fg. Das ſächſ. Geſetzbuch 
.208) ertheilt Dem Fauſtpfandgläubiger neben 
m Eigenthümer Die Beſitzklage, fein Beſitz 
xd aber nicht ale NRechtsbejiß, ſondern als 
achbeſitz aufgefaßt. Vgl. 8. 208 des ſächſ. 
. mit 88. 530, 531 und 556-562 ſächſ. 
‚B., und Siebenbaar, Commentar, I, 204, 
4. Nah Preuß. L. R. find die Meinungen 
wie nach öſterr. Recht getheilt. Vgl. hier— 
er Randa, Beſitz, $. 24, Anm. 15 a. ©. 
* Bol. Rauda, S. 254 fg. Derjelben As 
bt war auch Unger, Der Entwurf eines bürgerl. 
efeßbuches für das Königreich Sadfen, mit 
fonderer Ritdficht auf Das öfterr. U. 6. ©. 2. 
ſprochen (Wien 1853), S. 90 fg., wo er ſo— 
ran Familienrecdhten Befits annahm, während 
in Syftem, I, 5465, Anm. 25, ſelbſt Befiß 
orberungen fehlechtiveg verwirft und 8. 313 
. G. 8. lediglih von Servituten und Real- 
ten verftanden wiflen will. Somie dem 
mftpfandgläubiger legt auch dem Miether 
id Pächter Rechtsbeſitz bei 8. 490 des Züri- 
7 ©. B., neben dem Eigenthümer Sad 
8 $. 208 des ſächſ. ©. B. (f. Die vorher⸗ 
de Anmerkung). 


v. Kirchſtetter, Commentar. 2. Aufl. 





5 „Man bat zwar gegen die Annahme eines 
Ehebeſitzes im fan. Rechte in neuerer Zeit vom . 
Standpunkte des röm. und germ. Rechts aus 
bedeutend geeifert, und allerdings paßt ber- 
ſelbe weder zum Beſitzſyſteme bes röm. noch 
des germ. Rechts .... In ber That iſt aber 
die Anmwendung des Beſitzes auf die Ehe in 
den Decretalen fo ganz offen und entjchieden 
ausgejproden, daß man bei einem einiger- 
maßen unbefangenen Blide wirklich nicht ben 
geringften Zweifel darüber haben kann .... 
und jene vollftändige Verwerfung zeigt doch 
nur, daß man feinesweges der “Philofophie 
allein den Vorwurf machen kann, daß fie den 
Sinn für unbefangene Auffaffung Hiftorifcher 
Erſcheinungen trübe.” Bruns, ©. 191; vgl. 
auch Randa, ©. 247 ig: 

° Bol. Randa, S. 236. Daß im $. 1458 
nit vom DBefite im technifchen Sinne dee 
Wortes die Nede ijt, dürfte fi, mie Randa, 
S. 239, bemerkt (abgejehen von der entgegen- 
ftehenden Norm des 8. 311) fchon daraus er- 
geben, daß die Neblichkeit und ſchuldloſe Un- 
wiffenheit Des Ausübenden Bedingung bes 
einftweiligen Schuges ift, während anerfannter- 
maßen beim Befite auf Reblichkeit, Wiffen 
oder Nichtwiffen des wahren Berhaltes gar 
nichts ankommt. 

Vgl. Ihering, S. 153 fg. 

8 Ihering, S. 163. 
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ziehe, bevor noch eine wieberholte, ungeftörte Vornahme von Handlungen ftattg 
bat, wodurch der Berechtigte dritten Perfonen gegenüber als ſolcher erfennbar w 
wird ſchon an die Vornahme gewifjer Handlungen, aus denen die Abficht hervor! 
das Recht auszuüben, vorausgeſetzt die Möglichkeit, e8 in der That auszuübe 
Beſitz des Rechts geknüpft, obgleich dadurch Die Möglichkeit der fortwährenden jof 
unmittelbaren Einwirkung auf die Sache nicht begründet und das Recht fi 
normaler Weife dadurch nicht ausgellbt wird. Auch das A. b. G. B. befin! 
ungeachtet der in daſſelbe übergegangenen Theorie, daß zum Begriffe des Befi 
förperlihen Sachen ein phyſiſches Gewaltverhältniß erforderlich fei, mit dem hi 
fagten in Webereinftimmung. Die bloße Bearbeitung eines Grunbftüdes reicht aı 
Beſitzerwerbe (8. 312), wenngleich dadurch Fein Gewaltverhältniß zu demjelben be 
wird; der Beſitz unbewegliher Sachen wird auch durch Betretung, Berrainung, X 
nung (8. 312), der Befig beweglicher Sachen durch Uebergabe von Urkunden err 
womit das Eigenthum bargethan wird, oder durch Verbindung von Merkmalen ı 
Sache, wodurch Jedermann leicht erkennen kann, daß die Sache einem Anderer 
laſſen worden ift (8. 427), obgleich bier weder ein Gewaltverhältniß zur Sa 


gründet, noch das Recht dadurch ausgelibt wird 10, 11, 


n 


’ Randa, Bes, ©. 121 fg., und Gztg. 
1867, Nr. 102. Dieje Urkunden fünnen folde 
fein, wodurch der Uebergeber ats Eigenthilmer 
legitimirt, oder woburd fein Erwerbstitel do- 
cumentirt wirb, ober endlich auf Grund beren 
ein Dritter zur Herausgabe der Sade an den 
Snhaber der Urkunde verpflichtet if. Daß die 
Worte „Urkunden, wodurch bas Eigenthum 
dargetban wird” (8. 427), nicht buchftäklich zu 
nehmen find, fondern Darunter auch Urkunden 
fubfumirt werden müfjen, welche blos deu Er- 
werbstitel bes Uebergebers enthalten, darin 
ſtimmt Ranba, Gztg. 1868, Nr. 102 (anders 
noch Befig, S. 125—127) mit Erner, ©. 182, 
183 überein. Es kann Dies Deshalb füglich 
nicht beftritten werben, weil ber Ausdrud 
„Eigenthumsrecht“ in 8. 427 offenbar nicht im 
ſtreng juriftifhen Sinne gebraucht wird, indem 
auch Schulbforderungen als Gegenftänbe ber 
Tradition durch Urkunden aufgezählt werben. 
Daß aber auch Urkunden, wodurch ein Dritter 
zur Herausgabe verpflichtet erfcheint, wie öffent- 
lie ober 'Brivatdepofitenicheine, Verſatzzettel, 
Handwerkerzeichen, Zol- und Mautbbolleten, 
Gepädiheine, Frachtbriefe, Connoſſemente 
(Erner, ©. 185), und gerade dieſe vorzüglich 
hieher zu rechnen find, ergibt ſich aus ber Er- 
wägung, daß durch ben Beſitz biefer Urkunden 
dem Hebernehmer von dem Uebergeber die Aus- 
lieferung der Sache gefichert wird. — Das äfterr. 
Recht erfennt auch Beſitz an obligatorifchen 
Rechten an (f. die Bemerk. zu g. 309), und 
da 8.427 von ber Erwerbung des Eigenthums- 
rechts an Schulbforberungen durch Mebergabe 
ber Schuldurkunde fpricht, fo könnte man ſich 
verſucht halten, anzunehmen, baß aud ber 
Beſitz an obligatorifhen Rechten durch Ueber- 
gabe bes betreffenden Schulddocumentes er- 
worben werde, welcher Annahme jebody der 
Schlußſatz bes 8. 312 entgegenſteht. S. über 
dieſe Beſtimmung bes 8. 427 auch die Bemerk. 
zu 88. 1392- 1399, Anm. 4. 

10 Die bis zu Anfang dieſes Jahrhunderts 
berrfhende Lehre nahm an, daß das von ihr 
als im Begriffe des Beſitzes gelegen erachtete 


Gewaltverhältniß nur durch ummittelba 
rühren der Sache, bei beweglichen 
burh Ergreifen mit der Hand, bei uı 
lihen durch Betreten mit Yüßen, be 
werde, und erffärte alle übrigen Ar 
Befißerwerbung für ſymboliſche Beſitzerwe 
acte, apprehensiones fiectae —, eine Auf 
welche aud in das 4.6. G. B. überg 
ift und in ber Ueberſchrift bes 8.427 2 
B. ihren Ausdrud findet. Sapigny un 
Anhänger (vgl. insbefondere Randa, 
S. 120 fg.), welche zwar cbenfall® zu 
griffe bes Befites die Möglichkeit der u 
aren Einwirfung auf die Sade er 
verwerfen die Annahme einer Befitern 
burh Symbole und find bemüht, zu bi 
Daß in jenen Fällen, in denen nad pı 
Rechte Befiberwerb anerlannt wird, ir 
fichleit die Möglichkeit ber unmittelbare: 
über die Sache hergeftellt werde, was au 
den im 8. 427 A. b. ©. 3. aufgezählte 
bolifhen Erwerbungsarten bei Der Ue 
von Werkzeugen, wodurch der Uebernel 
ben Stand gefett wird, ausſchließlich d 
fig der Sade zu ergreifen, der Fall ij 
rend anbererfeitS ungelehrt, wie X 
©. 136 fg., 174, 175 fg. nachgewiefen 
gewiffen fällen der fog. phyſiſchen Ap 
fion, z. B. Betretung eines Grunpdftüde 
zeichnung einer beweglichen Sache, ein 
ches Gewaltverhältniß ganz gewiß mi 
gründet wird. Anftatt aber das Requifi 
phyſiſchen Gewaltverhältniffes zum Begr 
Beſitzes aufzugeben, fhlug man den um 
ten Weg ein und nahm man unter Zubälf 
einer Reihe von Fictionen und unter au 
ger Berwerthung des Satzes: Plurim 
jure’ possessio mutustur — possessi 
tantum corporis sed et juris est (l. 
8. 1 D. de acqu. vel amitt. poss. 41. 
daß in allen jenen gälen, wo das Gef 
fit an körperlichen Saden anerkennt, e 
ches phyſiſches Gewaltverhältniß vorbani 
Uebrigen® find die meiften Neueren, fo 
ſcheid, I, 8. 153, von ber Savigny'ſche 











Recht, 
mit 


Eintheilung bes 


Hauptftüdt I. Bon dem Befse. 66. 313-315. 


jonbern eine bloße Thatjache ift, fo findet aud in dem 
it Willen des bisherigen Befigers auf den neuen Befiter übergeht, feine 
in feinen Beſitz ſtait. Der neue Beſitzer ift nicht Rechts nachfolger des 
', e8 gibt feinen berivativen Vefigerwerb in dem Sinne, wie es einen derie 
Rechtserwerb gibt; jede Befitierwerbung ift eine originkre 7%, Es ift daher 
il $. 314 in unmittelbare und mittelbare Befigerwwerbung ver- 


163 


igen Beſitzers erworben. Da jedoch der- 
alle, als 


ich, wei von mittelbarer Befigerwerbung uur bei berivativem Erwerbe die Rede 


Fönnte 













wenigftens jo weit abgegangen, daß fie 
bie — — * die 
rt und ummittelbar einzuiwirfen und 

e Einwirkung anszuihliehen, ver- 
fondern fi mit eimer im nicht allzu 
gerüdten ober gar zweifelhaften 

feit der Berfligung über die Sache be+ 


Unrichtig ift die ſchon von Aelteren aufe 

uud neueſtens wieder von Exner 

173 ja., 175, Anm. 66) aufgenommene 

daß im ben Fällen der fog. fyınbofie 
Zrabition fraft der Befimmungen der 

427, 452, 481 zwar das Eigenthum umb 
andere dingliche Rechte an beiveglichen Sachen, 
miht aber ber Beſitz daran ermorben werde, 
Dbnol Exner ſelbſt (5. 152 fg.) bie Belege da- 
fir bringt, vah bie zur Zeit der Abfaffung des 
#5. 0. 8. berefchenbe Anficht dahin ging, daß 
Die fymbolifche Tradition bie wirfliche in jeder 
iehung erfege und (©. 176, Anm. 68) 
ausdrücklich anerkennt, ba auch bie Rebactoren 
ka U. 6. ©. 8. diefe Anfhauung theilten, jo 
glaubt er fich doch fürs Öfterr. Met deshalb 
badurch nicht gebumden, weil dieſe Doctrin mit 
ben Wedtsgrundfägen über den Eriverb bes 
in Wiberfpruch fiehe und eine aus- 
drüdliche geſetzliche Sanction nicht erhalten 
Dagegen ift jebod im erfterer Beziehung 

wohl zu erwägen, daß das A. b. G. B. über« 
haupt micht an ber von ihm aufgeftellten Bes 
griffsbeftimmmumg feftgehalten hat (f. bie Bemerl. 
zu $. 309, Anm. 3; vgl. auch Rande, Gätg. 
1867, Nr. 102); im letzterer Hinficht winumt 
Ermer (S. 175, Anm. 67) mit Randa (Befib, 
©. 120, 121) an, baf ſich bie Worte „beut- 
Tiche Zeichen“ 315 nicht auf die fumbos 
füfche Uebergabe des $. 427 beziehen, fondern 
barınter iii unzweideutige Willensäufe- 
rungen zu verfieben feien. Bedenkt man jedoch, 
da 8. 315 von ber Erwerbung des Befißes 
handelt, daß ber Ausbrud „Uebergabe durch 





bier, wo es fi um bloße Detention handelt, 
für jene Fälle, wo man bie pbyfifche Meber- 
gabe von Haub zu Hand micht für zuläffig 
erachtete, die fymbolifche Des $. 427 vor» 
jeſchrieben wird, ift eim im Terte des Geſetzes 
jelbft gelegener Beleg dafür, daß die jymbo- 
fiiche Tradition des $. 427 ber wirklichen auch 
in Betreff bes zur Befibermerbung erforber- 
lichen eorpus gleichjufellen ift. Mus biefen 
Gründen ift es auch wicht zu billigen, ivenm 
Nanda, Beſitz, ©. 127, behauptet, die jymbo- 
fifche Uebergabe begrinbe als finguläres Recht 
nur im alle der Tradition und unter Bor- 
ausſetzung des Cigenthumsüberganges Befit- 
erwerb des Empfängers, Bol. dagegen aud 
Exner, ©. 168 fg., welcher freilih von einem 
ganz anderen Gehehtepunfte als bem bier ver⸗ 
tretenen ausgeht. 


12 Kanda, ©. 145 fg.; Sintenis (2, Aufl), 
I, 454, Anm. 8; Bangerow (7. Wufl.), I, 
361 fg. 

13 Bgf, Unger, II, 5, Note 9; Rande, ©. 
152, 153. 
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Sade nit wohl gedacht werden fann. Die Abficht kann aber aud dahin gehen, | 
ideelle Theile eines räumlich nicht getheilten Ganzen in Befig zu nehmen. 

ſolcher getheilter Beſitz (possessio pro indiviso, compossessio) Mehrerer in Bezug 
diefelbe Sache ift bei beweglichen Sachen fo gut wie bei unbeweglichen möglich 1*. 

Eine Geſammtſache, d. h. eine unter einer Collectiobezeihnung zuſammenge 
Bielheit, fei e8 auch von blos körperlichen Sachen (ſog. universitas facti), ifl 
jolde gar nicht Gegenftand der Befiterwerbung, fondern ‚immer find es bios 
einzelnen Beftandtheile derfelben und es wird daher nie Befig an der Gefammt| 
fondern blos an den einzelnen Sachen erworben, welche wirflih in Beſitz genon 
werben 25, 

Tähiges Subject, ein beftimmtes Recht zu befiten, ift nur derjenige, we 
auh das dem Beſitze entiprechende Recht jelbft haben Tann. Es find daher 
Perfonen, welde von dem Erwerbe gewiſſer Sachen ausgeſchloſſen find 1°, audy unf 
Beſitz an denjelben zu erwerben. “Derjenige, welcher Befig erwerben will, muß fi 
auh den zur Befigergreifung erforderlihen Willen haben können. Diefer le 
Diangel kann aber durch Stellvertretung behoben werden. Bei Kindern wird 
röm. Recht auf die intellectuelle Reife derjelben geſehen. Nach öfterr. Recht (88. 
310) wird das fiebente LTebensjahr ohne Nüdfiht auf deren Törperliche oder ge 
Entwidelung zur Befitergreifung als hinreihend angenomnten. 

Zur Ermwerbung des Befiges durd Stellvertreter wird erfordert, daß der € 
vertreter die Sache in Beſitz nimmt, mit der Abficht, den Beſitz nicht für ſich, for 
für einen Anderen zu erwerben, und daß der Repräfentirte wolle, daß ihm der ! 
erworben werde (ignoranti possessio non acquiritur). Diefer Wille kaun j 
durch nachträgliche Genehmigung erfegt werden und wird bei jurift. Perfonen 
Verfonen, welde durch Vormünder und Guratoren vertreten werben, inmer 
durch die vertretende Perſon erjegt, um auch dieſe Perfonen der Bortheile des Be 
tbeilhaftig zu machen 77. 


8. 316. 
Rechtmäßiger, unrehtmäßiger Befig. 
Der Befis einer Sache heißt rechtmäßig, wenn er auf einem gültigen Titel, das tft 
einem zur Erwerbung tauglihen Rechtsgrunde beruht. Im entgegeugefegten Falle hei 


unrechtmäßig. 317 


Haupttitel bes rechtmäßigen Beſitzes. 

Der Titel Tiegt bei freiftehenden Sachen in der angeborenen Freiheit zu Hanudlu 
wodurd die Rechte Anderer nicht verleßt werden; bei anderen in dem Willen des vo 
Beſitzers oder in dem Ausſpruche des Richters, oder endlih in dem Geſetze, wo 
Jemandem dad Recht zum Befise ertheilt wird. 


8. 318. 
Der Inhaber bat noch keinen Titel. 
Dem Inhaber, der eine Sache nicht in feinem, fondern im Namen eined Anderen 
hat, Tommt noch fein Rechtsgrund zur Beſitznahme diefer Sade zu. 


8. 319. 
Der Inhaber kann einen Titel nicht eigenmäcdhtig erlangen. 
Der Juhaber einer Sache tft nicht berechtigt, den Grund feiner Gewahrfame eigenm 
zu verwechſeln und ſich dadurch eines Titel anzumaßen; wohl aber Tann derjenige, w 


4 


14 Böcking, Panbelten, 8. 124, ©. 459. 17 Bol. Randa, ©. 186 fg.; Erner, 2 
15 Bol. Randa, ©. 181 fg.; Vangerow, I, | tion, S. 125—151; aud Baron, „Zur 
8. 204, Anm. 2 und die Bemerf. zu $. 302 | vom Erwerb und Berluft des Beſitzes“ i: 
4.5 G. B. Jahrbüchern fir Dogmatik, VII (1865) 
!e Bgl. die Bemert. zu $. 356. 39 — 165. 
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her eine Sache im eigenen Namen rechtmäßig beſaß, das Befigrecht einem Anderen über- 
Iafen nud fie Tünftig in deflen Namen inne haben. 


8. 320. 
Wirkung bes bloßen Titels. 


Dur einen gültigen Titel erhält man nur das Net zum Befibe einer Sade, nicht den 
Seit ſelbſt. Wer nur dad Recht zum Beſitze bat, darf fih im Verweigerungsfalle nicht 
tigenmãchtig in den Beſitz ſetzen; er muß ihn von dem ordentlichen Richter mit Anführung 
ſeines Titeld im Wege Rechtens fordern. 


Der jurift. Beſitz ift überall, wo er anerlannt wird, derſelbe; es gibt feine Arten 
deſſelben . Alle Eintheilungen des DBefiges beziehen ſich auf zufällige Umſtände, von 
benen er begleitet fein kann, welche aber das Weſen des Befiges nicht ändern. 

As ſolche Eintheilungen werben nad röm. Rechte aufgeführt: 

1) Die Eintheilung in justa et injusta poBsessio, 

.. a) Justa possessio im weiteren Sinne ift derjenige Bells, zu welchem man bes 
rehtigt ift, injusta, zu welchem man nicht berechtigt tft. 

b) Im engeren Sinne verfteht man unter injusta possessio benjenigen Beſitz, 
welher vi, clam oder precario begonnen hat, weldem dann die justa possessio als 
derienige gegenüberfteht, welcher mit feinem biefer drei fog. vitiis possessionis behaftet 
R, d.h. nicht mit Gewalt, Verheimlihung oder bittweife angefangen hat 2. 

2) Possessio bonae et malae fidei, je nachdem der Beſitzer glaubt, daß er den 
Befig auf eine im Gefege erlaubte Art erworben hat oder nicht ?. 

Die sub 1, a, aufgeführte Eintheilung ift im $. 316 wiebergegeben; justa 
possessio in dem dafelbft bezeichneten Sinne heißt bei ung rehtmäßiger, die 
possessio injusta unrehtmäßiger Beſitz. Der Begriff der justa et injusta 
possessio im engeren Sinne ift im $. 345 normirt und als ehter und unedter 
m bezeichnet. Bon der Eintheilung in reblihen und unreblihen Befit handelt 
. 326. 

So widhtig es für die Erwerbung des Eigenthumes an der befefienen Sahe und 
für die Frage, was ver vom Eigenthiimer belangte Befiger demfelben zu leiften habe, 
if, ob der Defig zu ter einen oder der anderen Art gehört, fo ift die Art des Beſitzes 
für das Weſen veffelben dennoch gleichgültig, und es genießt fogar der unechte Beſitzer 
gegenüber allen Perfonen, nur nicht gegenüber demjenigen, weldhem er den Beſitz auf 
eme vitiofe Art entzogen bat, vollkommenen Beſitzesſchutz; ſowie andererjeits wicht 
überfehen werben darf, daß auch bei ver Erwerbung des Eigenthumes durch Erfißung 
tiefe die gefekliche Wirkung einer Menge von Vorausſetzungen ift, unter denen ber 
Veſitz nur ein, wenngleich höchſt weſentliches Erforderniß iſt, für ſich allein aber 
leinesweges hinreicht *. 

Was den Rechtsgrund des Beſitzes betrifft, fo ſtellt $. 319 in Uebereinſtimmung 
mit dem röm. Rechte die Regel auf, daß, wer einmal auf Grund einer gewiſſen Ver— 
anlaſſung zu beſitzen angefangen hat, durch bloßen Vorſatz allein darin keine Aende— 
Ang hervorbringen könne (nemo sibi ipsi causam possessionis mutare potest), wenn 
nicht eine neue äußere Thatſache hinzukommt. Es kann alſo der bloße Inhaber blos 
dadurch, daß in ihm ver Wille zu befitzen entſteht, feine Innehabung nicht in juriſtiſchen 

eſitz umwandeln. Eine ſolche äußere Thatſache iſt aber vorhanden, wenn dem bis— 
erigen Inhaber von dem juriſtiſchen Beſitzer der Sache der Beſitz übertragen wird 
und jener num im eigenen Namen zu beſitzen anfängt (traditio brevi manu, S. 428), 


rn 


Pr ' Sintenis, T, 446. Uebereinftimmend auch | böft, „Ueber die drei vitiae possessionis” im 
terufff, I, 370; Savigny, Beſitz, $. 8. civ. Arhiv, XXIV (1841), ©. 197 fg. 
. 3 Savigny, Beſitz, 8. 8. 
Bol. Sintenis, I, 446. Bgl. auch Braden- Vgl. Kierufff, S. 371 und 400, 
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3. B. der Eigenthümer verkauft feine Sache einer Perfon, welche fie bisher zı 

tte, welcher Befigergreifung der im $. 319 normirte Gall gegenüberfteht, w 
isherige DBefiger einer Sache ven Willen erflärt, dieſelbe künftig im Name: 
fremden Perfon als deren Stellvertreter innehaben zu wollen (fog. cons 
possessorium ). 

Nach der bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts herrjchenden Theorie 
man zur Erwerbung von dinglichen Rechten (und als folches galt, wie bere 
wähnt, auch der Belle) einen rechtlichen Grund, welcher e8 möglich macht, eu 
wirklich zu erwerben, und ein förperliches Factum, wodurch das Recht wirklich er 
wird, Den redhtlihen Grund nannte man titulus, das körperliche Yactum ı 
acquirendi. Go wurde 3.3. beim Kaufe eines Buches der Kauf titulı 
Mebergabe modus acquirendi genannt. Wenn man ein Stüd verfteinertes Ho! 
Niemandem gehört, zu fih nimmt, fo wird man Eigenthümer. Hier nannte m 
Titel des Eigenthumsrechts die Nechtsregel res nullius cedit accupanti, den 
acquirendi die Apprehenfion ®. 

Im röm. Recht findet fih das Wort justus titulus nur in der Anwe 
auf den Befig vor und wird gleichbebeutend mit cauba possessionis, initiu 
sessionis genonimen. Es heit daſelbſt jo viel al8 der Rechtsgrund, worauf 
Befiger beruft und der ihn zum Eigenthümer gemacht hätte, wenn nicht ir 
Hindernig bei Erwerbung des Beſitzes mit unterlaufen wäre. Man bat ;. ? 
Sache von Jemandem, der nicht Eigenthümer berjelben war, gefauft oder g 
erhalten. Die Glofjatoren unterfchieven bei Yorderungen, welde dem Erwer 
Beſitzes vorhergegangen, wenn Tradition darauf folgte, die Forderung ı 
Tradition, und nannten die erftere den Titel, die causa remota, auf melde 
Uebergabe zu folgen hat, und es bildete fih nad und nad der Sprachgebrauch 
bei der Erwerbung des Eigenthbumes durd Tradition erft no als 
ein Recht gegen einen beftimmten Schuldner zu verlangen. In einem im Jahre 
erichienenen Werke ° findet fi dem titulus zum erftenmale die Tradition als n 
acquirendi ſcharf gegenübergeftellt. 

der Folge ging man weiter und fagte, fowie bei der Erwerbung bes 
thumes durch Tradition der Anſpruch auf Tradition den Titel, die Tradition fel 
Modus bilde, fo fei auch bei anderen, insbejondere abgeleiteten Erwerbungsar 
Eigenthumes, z. B. als Erbe an einer in die Erbſchaft gehörigen Sade, ein 
was man Titel nennen fünne, und als folder wird von Einigen der bloße Re 
daß eine gewilfe Begebenheit das Eigenthum geben könne, von Anderen der 
Umftand, der bei der Sache vorausgejeht wird, damit der Rechtsſatz auf fie ann 
fei, wie 3.2. bei der Occupation berrenlofer Saden ihre Herrenlofigfeit, | 
Zrabition, daß man fle zur fordern hat, bei der Erbichaft, daß fie Einem deferirt 
bezeichnet 7. 

Diefe ganze Lehre, welche im röm. Rechte nicht begründet, in ihrer An 
höchſt unficher und ſchwankend ift und praftifch zu gar feinem Refultate führt, ı 
nur infofern Erwähnung, als fie auch in das A. b. ©. B. Eingang gefunden h 
fordert nicht nur zur Erwerbung des Befited (88. 316—320), fondern a 
Erwerbung des Eigenthumes (88. 380, 381), des Pfandrechts ($. 449) u 
Dienftbarkeiten (8. 480) einen gültigen Titel und eine rechtliche Erwerbungsari 
gültige Titel bei Erwerbung des Befiges werben die angeborene Freiheit zu Hand 
wodurd die Rechte Anderer nicht verlegt werben, der Wille des vorigen Befige 
Ausſpruch des Richters und endlih das Geſetz felbft, wodurch Jemandem bat 
zum Beſitz ertheilt wird, erflärt, wobei man es, wenn überhaupt diefe Lehre vom 
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Höpfner, Commentar zu ben Heineccifhen | modus acquirendi” in feinem Civ. 1 
Infitutionen (8. Ausg., beforgt von Weber, | IV (1812), S. 137 fg., 158. 
Frauffurt a. M. 1833), $. 293. " Hugo, a. a. O., ©. 164 und 165. 

® Bgl. über die 88. 380, 381 ineb 

° Triboniana jurisprudentia a Dettl. Hor- auch Pagenftedyer in jeinem bei $$. 35 
stio, frisio, |. Hugo, „Bollftändige Darftellung | Anm. 3 cit. Werke, Die röm. Lehre vor 
ber Lehre vom (justus) titulus und bem fog. thum, II, 1 fg. 


Hauptſtuck J. Bon dem Beſthe. 95. 321 m. 322. 167° 


ıb modus richtig wäre, in einem alle mit zwei ober brei, in dem anberen nur mit 
mem einzigen Titel zu thun hätte So z. B. wären bei ber Erwerbung bes Beſthes 
ah Tradition drei ber im 8. 317 angegebenen Titel: das Geſetz, welches fagt, daß 
erh Tradition Beſitz erworben wird,. die angeborene Freiheit, zu trabiren und ſich 
ine Sache tradiren zu laflen, und der Wille des vorigen Beſitzers; bei ber Erwerbung 
es Beſitzes durch Dcenpation zum minbeften ein Titel (ber Wille bes vorigen Be- 
ers) weniger vorhanden. 

Daf die bloße Möglichkeit, den Veit zu erwerben, und fogar das Recht auf 
en Beſitz (jus possidendi), noch nicht Beftg ſelbſt iſt (8. 820), ergibt fih aus bem 
Berriffe des Beſitzes. 


8. 821. 
Grforberung zum wirfliden Beſitzrechte. 
Ws Ing. Landtafeln, Stadt: oder Grundbücher aber andere dergleichen üffentliche Regifter 
melährt find, wird ber rechtmäßige Veſitz eines dinglichen Rechts auf unbewegiidhe Sachen 
me durch Die ardentlihe Eintragung in biefe öffentlichen Bäder erlangt. 


8. 322, 


IR eine bewegliche Sache nach und nach mehreren Perſonen übergeben werben, ſo gebührt 
ns Sefisrecht derjenigen, welde fie in ihrer Macht hat. ft aber bie Ende nubeweglich und 
Ind öffentliche Bücher eingeführt, fo ſteht das Veſitzrecht ausſchließlich demjenigen au, welcher 
W Befiser derſelben eingeihrichen iſt. 


Das Eigenthumsrecht einer Perſon an einer Sache manifeftirt fi anderen Per- 
men gegenüber in der Kegel durch die wirkliche Ausübung der in demſelben Tiegenden 
htlihen Herrſchaft, d. i. durch den Befitz. Dean geht im gewöhnlichen Leben von ber 
Bemuthung aus, daß ber Beſitzer einer Sache auch Eigenthümer berfelben fei, und 
Kmmt wegen biefer im Beſitze liegenden praesumtio dominii Beſitz gleichbebentenb mit 


So iſt es üblich, gewiffe Worte faft immer mit dem Worte Beſitz zu 


erbinden, und nur da, wo ber Befig dem Eigenthume gegenübergeftellt werben foll, 
0 Wort Eigenthum zu gebrauchen. Im biefem Sinne fpriht man 5.9. von Grund⸗ 
fie, Realitäten-, Haus-, Fabriks-, Gutsbeſitzern. 

Daß aud) das A. b. G. B. im $. 321 das Wort „Beſitz“ in biefem vulgären 
Sinne nimmt, geht aus folgender Betrachtung hervor. 

Nah 8. 309 ift zum Begriffe des Beſitzes erforverlih, daß Jemand eine Sache 
n feiner Macht oder Gewahrfame hat, mit dem Willen, fie als bie feinige zu be- 
ſandeln, und werben nad $. 312 unbemeglihe Sachen durch DBetretung, Berrainung, 
rinzäunung over Bearbeitung, Rechte an unbeweglichen Saden aber durch ven Ge- 
rauch derjelben im eigenen Namen in Beſitz genommen. Es wird alfo wefentlid eine 
Intfächliche Herrfchaft über Die unbeweglihe Sache, verbunden mit dem Willen, felbe 
suflih auszuüben, erfordert. Dadurch aber, daß das Eigenthumsrecht oder irgendein 
mdered dingliches Recht in die öffentlichen Bücher eingetragen wird, erjcheint weder 
ns Gewaltverhältnig über die Sache hergeftellt, noch ift e8 nothwendig, daß berjenige, 
effen Hecht eingetragen wurde, dieſe Herrihaft auch in Wirklichkeit ausüben wolle. 
& würde alfe ganz im Widerjpruche mit den Beftinmungen des $. 309 einen Beſitz 
u mbeweglihen Sachen geben, welcher die dazu weſentlich vorausgejegten Erforber- 
We nicht enthielte, und ınan müßte 8. 321 als eine Ausnahme von $. 309 auf- 
afen, was mitunter in ver That nicht felten gefchehen if. Man behauptet nämlich, 
"88. 309 und 312 hätten bezüglich unbewegliher Sachen nur dann Anwendung, 
van an einem Orte entweder gar keine äffentlihen Bücher eingeführt find, ober wo 
dar Hffentlihe Bücher beftehen, eine unbeweglihe Cache aber in diefelben nicht ein— 
fragen ift. Diefe Anficht wird jedoch durch 8. 1468 wiberlegt, welcher von ber 
usübung der Beſitzrechte Über Sachen, wo zwar orbentlihe öffentliche Bücher 
teen, felbe aber niht auf den Namen besjenigen, der bie Befigredte 
Sübt, in die öffentlichen Büher eingetragen find, fpridt, und auf Grund 
er folhen durd dreißig Jahre fortgefegten Ausübung Erſitzung zuläßt. Es muß 
rer auch an Orten, wo ordentliche öffentliche Bücher beftehen und eine Sade in 


— 
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dieſelben eingetragen iſt, ein Anderer als derjenige, auf deſſen Namen ‚fie eingetragen 
ift, Befiger fein können. Um die angeführten Paragraphen unter fih in Ei 

feßen, muß man annehmen, daß im $. 321, wie dies offenbar im $. 441 ber 
ift, der Ausprud „rechtmäßiger —* dann im Schlußſatze des 8. 322 der Aushrai 
„Beſitzrecht“ im nicht techniſchen Sinne, d. i. gleichbeveutend mit Eigenthumsrecht ge 
braudt wird, wobei freilidy der Gebraud) des Wortes Beſitz im vulgären, von ber 
technischen Bedeutung bes Wortes fo verfchiedenen Sinne und noch dazu mit ber geradep 
irreführenden Bezeichnung beffelben als rehtmäßig (welcher. Begriff nur anf den Bei 
Anwendung findet), mitten in dem Hauptftüde, welches vom Befig handelt, nicht m 
billigen ift !. Dagegen ift im erften Abfate des $. 322 das Wort „Beſitzrecht niht 
im Sinne von Eigenthumsrecht, fondern im jurift. Einne, gleichbedeutend mit „Bellg“, . 
und auch der Ausprud „übergeben“ nicht im Sinne von „trabiren‘, fondern von „Be 
figüberlaffung  gebraudt. Denn wird eine Sache Iemandem tradirt, fo erwirbt ber 
jenige, welchem fie trabirt wurde, das Eigenthumsrecht? und e8 Tann ibm baffelbe dar 
dur, daß der frühere Eigenthümer die Sache fpäter einem zweiten tradirt, nicht wieber 
entzogen werben; biefer erwirbt, wenn nicht befondere Umſtände eintreten ($. 367), 
wirklich nur, mie es in $. 322 heißt, den bloßen Befik. 


8. 323. 
Der Befiger kann zur Angabe bes Rechtsgrundes nicht aufgeforbert werben. 


Der Befiser einer Sache hat die rechtliche Vermuthung eines gültigen Titels für fi; er 
laun alfo zur Angabe defleiben nicht aufgefordert werden. 


8. 324. 


Diefe Aufforderung findet auch dann noch nicht ftatt, wenn Jemand behanptet, daß der 
Beſitz feined Gegners mit anderen rechtlichen Vermuthungen, 3. B. mit der Freiheit des 
Eigenthumes, ſich nicht vereinbaren laſſe. In folden Fallen muß der behauptende Gegner 
vor dem ordentlihen Richter Magen und fein vermeintliches ftärleres Recht darthun. Im 
Zweifel gebührt dem Befiger der Vorzug. 


8. 325. 
Ausnahme. 


Inwiefern der Beſitzer einer Sache, deren Verfchr verboten oder die entwendet zu ſein 
fheint, den Titel feines Beſitzes anzuzeigen verbunden fei, darüber entſcheiden die Straj- naD 
politifchen Geſetze. 


Wer ein Recht für fi in Anfprud nimmt, hat die daſſelbe begründenden factifchert 
Vorausſetzungen dem Richter gegenüber zu enweiſen. Kann er dieſes nicht, jo wird er 
mit feinem Anſpruche jachfällig, eine Negel, die man mit dem Satze ausdrückt: actore 
non probante reus absolvitur. Cine natürliche Folge diefer Sachfälligkeit des Kläger 
iſt es dann, daß an dem vor Einleitung des Rechtsſtreites beftandenen Zuftande beibex 
Proceßparteien durch das Urtheil nichts geändert und dag der Beklagte im Beſitze der 
Sache, welche der Kläger für ſich in Anſpruch nimmt, erhalten wird. Der Borzug 
des Beſitzers liegt aljo darın, daß er in einem Streite um ben Beſitz als Beflagtex 
erfcheint, als ſolcher vie gervöhntichen Bortheile des Bellagtenverhältniffes genießt, unD 
wenn ber Kläger nicht ein woirfliches Recht nachzumeifen im Stande ift, ohne felbft 
irgend etwas ermwiefen zu haben, Sieger im Proceſſe bleibt. Da jedod der Befits 
ein im Eigenthumsrechte gelegenes Befugniß ift, bracht der nichtbefigende Eigenthümer 
gegenüber dem Befiter, fei es, daß verfelbe feine Sache in ihrer Zotalität beiigt,. 
oder blos ein beftimmtes Recht darauf, 3. 2. eine Servitut thatfählih ausübt, nich 
erft den Nachweis zu liefern, daß er auch ein Recht auf ven Beſitz habe, fondern ber 
ter Beſitzer fein Recht auf ben Befit zu erweifen 1. 








ı Bol. auch Randa, ©. 38 fg. reitö einen Anderen überlaffen wurde, auf DE 
2 Bol. die Bemerk. zu ben 88. 1423—1430 | Erwerbung bes Eigentfumsrechte bat, BE 
und Über bie Streitfrage, welchen Einfluß die merkungen zu den 88. 423—490 a. €. 
Kenntniß des Umftandes, daß bie Sache be- I Bol. auch die Bemerk. zu $. 528. 


J 
I 


Hanptfäd I. Von dem Beſihe. 66. 323—328. 169 


Zur Zeit. der Abfaffung des A. b. G. B. war es üblih, anftatt die Beweislaſt 
5 Procefie anf allgemeine PBrincipien zurüdzuführen, eine Reihe von fog. Bermuthingen 
,‚ am bamit anzubenten, wen in einem Nechtöftreite einer gewifien Gattung 
u Beweislaft treffe, wobei e8 natürlich, wenn eine gewille Vermuthung in einer und 
me andere in einer anderen Beziehung aufgeftellt war, oft zu Collifionen ‚wilden den 
kesihiedenen Bermuthungen felbft kommen und einer vor ber anderen ber Vorrang ein- 
räumt werben mußte. 

:  &o findet fih auch im 8. 323 bie allgemeine Kegel, daß ber Kläger, welcher 
ben Beſitz einer Sache in Anfpruch nimmt, ben Beweis ber redhtserzeugenden That- 
When zu führen habe, der Beklagte hingegen von aller Beweislaft frei fei, außer 
Wenn ex einen fchon erbrachten Beweis des Klägers durch Gegenbeiweife zu entfräften 
het — in Bezug auf den Beſitz dahin ausgedrückt, daß der Beſitzer die rechtliche Ver⸗ 
wuirung einee gültigen Titels für ſich habe und zur Angabe deſſelben nicht aufgeforbert 
| nme 


Die weitere Regel, daß ber nichtbefigende Eigenthümer gegen den Beſitzer als 

Müger aufzutreten und den Nachweis feines jus possidendi zu liefern habe, finvet fich 
in 8. 324 dahin ausgeſprochen, daß der Vermuthung des gültigen Titels des Beſitzers 
der Borzug vor ber’ rechtlichen Vermuthung ber Sreibei bes Eigenthumes gebühre. 
ı ‚Iniwiefern fi Jemand über die Rechtmäßigkeit feines Beſitzes vor den Straf- 
'kehörden oder ein Befiger einer außer Verkehr gefebten Sache vor den politifchen Be- 
‚Sitten anszumeifen habe, ift nicht Gegenftand des Privatrechts und daher auch nicht 
ad den Grundſätzen des Privatrechts zu beurtheilen (8. 325): 


8. 826. 
Reblier unb unreblier Befiger. 

Ver ans wahriheinlihen Gründen die Sache, bie er befitzt, für die feinige hält, ift ein 
wiger Beſitzer. Ein unredlicher Beſitzer ift derjenige, welder weiß sder aus den Umftänden 
Krusihen muß, daß die in feinem Beſitze befindliche Sache einem Anderen zugehöre. Ans 
Selbe in Thatſachen oder ans Unwiflenheit der geſetzlichen Vorſchriften kann man ein un⸗ 
etgtnißiger (8. 316) und doch ein redlicher Veſitzer fein. 


| 8. 327. 
Wie ein Mitbefiger zum unrebliden ober unrehtmäßigen Beſitzer werde. 
Befigt eine Perfon die Sache ſelbſt, eine andere aber das Recht auf alle oder anf einige 
gen diefer Sache, fo Tann eine und diefelbe Perſon, wenn fic die Grenzen ihres Rechts 
überfgreitet, in verfchiedenen Rückſichten ein redlicher nnd unredlicher, ein rechtmäßiger und 
mrechtmäßiger Beſitzer fein. 
$. 328. 
Entſcheidung über bie Redlichkeit bes Veſitzes. 
Die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzes muß im Falle eines Rechtsſtreites durch 
rithterlichen Ausſpruch eutſchieden werden. Im Zweifel iſt die Vermuthung für die Redlich⸗ 
kit des Beſitzes. 


Während die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit des Beſitzes von gewiſſen 
ectiven Erforderniſſen abhängt, beruht die Redlichkeit oder Unredlichkeit auf der rein 
ubjectiven Vorausſetzung, daß Jemand aus Irrthum von der Fehlerloſigkeit ſeines 





Als Folgerung aus dieſer Bermuthung | lichen Rechts) berühmt hat (8. 66 A. ©. ©. 

x dann im $. 323 der Sat hingeftellt, daß | Bgl. auch 8. 557 der Regierungsvorlage einer 

Beſitzer zur Angabe feines Titels nicht | Eivilproceforbnung, Wien, Staatshruderei 

fgefordert werben könne. Aber auch zur | 1867), in dem Beſitze einer körperlichen Sache 

Sründung dieſes Satzes bedurfte es nicht | aber, und von biefen allein ift 8. 322 U. b. 
ber Aufftellung einer foldhen befonderen | &. B. zu verftehen, liegt ganz gewiß feine 

Onutbung. Denn bie Aufforderungsflage | Berühmung eines Rechts, am allerwenig- 
zur Borausfegung, daß ſich Jemand eines ben die Berühmung eines perfönliden 
t8 gegen einen Dritten (alfo eines perjön- echt, 
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diefelben eingetragen ift, ein Anderer al8 derjenige, auf beffen Namen fie eingetragen 
ift, Befiter fein Finnen. Um die angeführten Paragraphen unter fih in Ei 

fegen, muß man annehmen, daß im $. 321, wie dies offenbar im 8. 441 ber 
ıft, der Ausprud „rechtmäßiger Bells“, dann im Schlußfage des $. 322 ver Ausbend 
„Beſitzrecht“ im nicht techniſchen Sinne, d. i. gleichbedeutend mit Eigenthumsreht ge 
braucht wird, wobei freilich der Gebrauch des Wortes Befit im vulgären, von be 
technischen Bedeutung des Wortes fo verſchiedenem Sinne und noch dazu mit ber geraden 
irreführenden Bezeichnung deſſelben al8 rehtmäßig (welder. Begriff nur auf den Beh 
Anwendung findet), mitten in dem Hauptftüde, weldes vom Befig banbelt, nicht p 
billigen iſt !. Dagegen iſt im erften Abjate des $. 322 das Wort „Befigrecht‘ nich 
im Sinne von Eigenthnmsérecht, ſondern im jurift. Einne, gleihbedentend mit „Befly“, 
und auch der Ausdruck „übergeben“ nicht im Sinne von „trabiren‘, fondern von „Be 
ſitzüberlaſſung“ gebraucht. Denn wird eine Sache Iemandem tradirt, fo erwirbt ber 
jenige, welchen fie trabirt wurbe, das Eigenthumsrecht? und es kann ihm baffelbe be 
durch, daß der frühere Eigenthlimer die Sache fpäter einem zweiten tradirt, nicht wieder . 
entzogen werden; biefer erwirbt, wenn nicht beſondere Umſtände eintreten ($. 367), 
wirflih nur, mie es in $. 322 heißt, den bloßen Befik. 


8. 323. 
Der Befiger kann zur Angabe bed Rechtsgrundes nit aufgefordert werben. 
Der Befiser einer Sache hat dic rechtliche Vermuthung eines gültigen Titels für fi; er 
laun alfo zur Angabe deſſelben nicht aufgefordert werden. 


$. 324. | 


Diefe Aufforderung findet auch dann noch nicht ftatt, wenn Jemand bebanptet, daß ber 
Beſitz feines Gegners mit anderen rechtlichen Vermuthungen, 3. B. mit der Freiheit des 
Eigenthumes, ſich nicht vereinbaren laſſe. In folhen Fällen muß der behauptende Gegner 
vor dem ordentlichen Richter Hagen und fein vermeintliches ftärleres Recht darthun. Im 
Zweifel gebührt dem Befiter der Borzug. 





| 


8. 325. 
Ausnahme. 
Inwiefern der Befiger einer Sache, deren Verkehr verboten oder die entwendet zu fein 
ſcheint, den Titel feines Beſitzes anzuzeigen verbunden fei, darüber entſcheiden die Straf: mu 
politifchen Geſetze. 


Wer ein Recht für fi in Anſpruch ninmt, hat die daſſelbe begründenden factifchen 
Borausfegungen dem Richter gegenüber zu erweilen. Kann er diefes nicht, fo wird er 
mit feinen Anſpruche jachfällig, eine Kegel, die man mit dem Satze ausbrüdt: actore 
non probante reus absolvitur. Cine natürlihe Folge diefer Sachfälligkeit des Klägers 
ift e8 dann, daß an dem vor Einleitung des Rechtsſtreites beftandenen Zuftande beider 
Procefparteien durch das Urtheil nichts geändert und daß ber Bellagte im Beſitze ver 
Sade, welche der Kläger für fih in Anjprud nimmt, erhalten wird. Der Borug 
des Beſitzers liegt aljo darin, daß er in einem ÖStreite um den Befit als Beklagte 
erjheint, als folder die gewöhnlichen Vortheile des Deflagtenverhältniffes genießt, und | 
wenn ber Kläger nicht ein wirkliches echt nadhzumeifen im Stande ift, ohne felbfl 
irgend etwas erwiejen zu haben, Sieger im Proceſſe bleibt. Da jedoch der Beſih 
ein im Eigenthumsrechte gelegenes Befugnis ift, braucht der nichtbefigende Eigenthümer 
gegenüber dem Befiger, fei es, daß verfelbe feine Sache in ihrer Totalität befikt, 
oder blos ein beftimmtes Recht darauf, z. B. eine Servitut thatfächlih ausübt, nicht 
erft den Nachweis zu liefern, daß er aud ein Recht auf ven Beſitz habe, fordern hat 
ver Befiger fein Recht auf den Befiß zu eriweifen 1. 





I Bol. auch Randa, ©. 38 fg. reits einem Anderen überlaffen wurbe, auf Di 

2 Bol. die Bemerk. zu den 88. 1425—1430 | Erwerbung bes Eigenthumsrechts hat, die We⸗ 
unb über bie Streitfrage, welchen Einfluß die | nierfungen zu ben 88. 423—480 a. €. 
Kenntniß des Umſtandes, daß die Sache be- I Bl. auch die Bemerk. zu 8. 528. 


Hauptfäd I. Von dem Befife. 66. 323328. 169 


jeit. der Abfaffung des U. b. G. B. war es üblich, anftatt die Beweislaſt 
auf allgenteine Brincipien zurüdzuführen, eine Reihe von fog. Vermuthungen 
um bamit anzudenten, wen in einem Nechtöftreite einer gewifien Gattung 
aft treffe, wobei es natürlih, wenn eine gewiſſe Vermuthung in einer und 
in einer anderen Beziehung aufgeftellt war, oft zu Collifionen zwifdhen ben 
ı Bermuthungen ſelbſt kommen und einer vor der anderen der Vorrang ein- 
erden mußte. 
wet fih auch im $. 323 die allgemeine Regel, daß ber Kläger, welcher 
ner Sache in Anfprudy nimmt, den Beweis der rechtderzeugenden That⸗ 
übren habe, der Bellagte hingegen von aller Beweislaft frei fei, außer 
en fchon erbrachten Beweis des Klägers durch Gegenbeweife zu entfräften 
Bezug auf den Beſitz dahın ausgebrüdt, daß ber Beſitzer die rechtliche Ver⸗ 
16 gültigen Titels für fi habe und zur Angabe veffelben nicht aufgeforbert 
e 


eitere Regel, daß der nichtbefigende Eigenthümer gegen ben Befiger als 
ıtreten und ben Nachweis feines jus possidendi zu liefern babe, finvet ſich 
dahin ausgejprochen, daß der Vermuthung des gültigen Titels bes Beſitzers 
vor der rechtlihen Vermuthung der Freiheit des Eigenthumes gebühre. 

ern fih Jemand über die Rechtmäßigkeit feines Befited vor den Straf» 
er ein Befiter einer anßer Verkehr gefetten Sache vor ben politifchen Be⸗ 
uweifen habe, ift nicht Gegenftand des Privatrehts und daher auch nicht 
runbfägen des Privatredhts zu beurtheilen (&. 325): 


8. 326. 
Reblier und unreblider Befiger. 
3 wahriheinlihen Gründen die Sache, bie er befitst, für die feinige hält, tft ein 
ser. Ein unredlicher Beſitzer ift derjenige, welcher weiß oder ans den Umftänden 
aß, daß die in feinem Beſitze befindliche Sade einem Anderen zugehöre. Ans 
Thatfachen oder aus linwiflenheit der gefeßlichen Vorfchriften Tann man ein un⸗ 
(8. 316) und doc ein redlicher Veſitzer fein. 


| 8, 327. 
Wie ein Mitbefiger zum unrebliden oder unrechtmäßigen VBefiger werde. 
ine Perfon die Sade felbit, eine andere aber das Recht anf alle oder anf einige 
efer Sache, jo kann eine und diefelbe Berfon, wenn fie die Grenzen ihres Rechts 
in verfhiedenen Rückſichten ein redliher und unredlicher, ein rechtmäßiger nnd 
er Beſitzer fein. 
8. 328, 
Entjheidung über bie Redlichkeit des Beſitzes. 


lichfeit oder Unredlichkeit des Beſitzes muß im Falle eines Rechtsſtreites durch 
Ausſpruch entichieden werden. Im Zweifel ift die Vermuthung für die Redlich⸗ 
hes. 


id die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit des Beſitzes von gewiſſen 
rforderniſſen abhängt, beruht die Redlichkeit oder Unredlichkeit auf der rein 
n Vorausſetzung, daß Jemand ans Irrthum von der Fehlerloſigkeit feines 


gerung aus dieſer Vermuthun lichen Rechts) berühmt bat (8. 66 A. ©. ©. 
ı 8. 323 der Satz hingeſtellt, bat Bol. auch 8. 557 der Regierungsvorla e einer 
zur Angabe feines Titels nicht | Eivilproceßorbnung, Wien, Staatsdruderei 
werben inne. Aber aud zur | 1867), in dem Beſitze einer körperlichen Sache 
dieſes Sabes bedurfte e8 nicht | aber, und von biefen allein if 8. 322 9. b. 
ftellung einer folchen befonderen | ©. 3. zu verftehen, Tiegt ganz gewiß fcine 

Denn die Aufferderungsllage | Berühmung eines Rechts, am allerwenig- 
nsfegung, daß fih Iemand eines | ften die Berühmung eines perfönliden 
einen Dritten (alfo eines perjön- ' Rechts. 
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8. 342. 


Was in den vorhergehenden Paragraphen in Nüdficht einer nenen Bauführung verork 
wird, ift and anf die Niederreißung eined alten Gebändes oder anderen Werkes anzuwenbe 


Nach den in Defterreich geltenden Banvorjchriften hat derjenige, welcher eim 
Bau zu führen beabfichtigt, vorläufig die Genehmigung der politifchen Behbrde zu e 
wirfen. Diefe hat die vorzulegenden Pläne nicht nur in Rüdfiht der allenfalls ü 
Wege ftehenden politischen Dedenfen zu prüfen, fonbern aud vor ber Ertheilung de 
wirflihen Bauconfenfes die Anrainer zu vernehmen, wenn biefe gegen den Ban Eis 
iprache erheben, einen gütlihen Ausgleich zu verfuhen, und wenn bie Erzielung ein 
ſolchen nicht möglich ift, die ftreitenden Parteien auf den Rechtsweg zu verweiſen. 

In einem folhen Falle fteht dann den Baufährer nah &. 72 U. G. O. ba 
Recht zu, die Widerftrebenden mittelft einer eigenen Aufforverungsflage dahin zu I 
langen, ihre angeblichen Rechte gegen die von ihm beabfichtigte hrung in eu 
angemeflenen Friſt auszuführen, wibrigens fle damit nicht mehr gehört und es ik 
freiftehen folle, den Bau nad dem eingelegten Riſſe vorzunehmen. Hat ſich hi 
ver Bauführer nicht in diefer Weile gegen allfällige Widerſprüche geſchützt, fe 4 
nah $. 340 A. b. G. B. dem gefährbeten Beſitzer einer unbeweglichen Sache a 
eines bloßen dinglichen Rechts hierauf das Recht zu, die Unterlafiung ber | 
zu fordern. Dieſe Klage ift nad öfter. Recht mit dem Befige ber un 
Sache oder eines binglihen Rechts (jus in re aliena), 3. B. einer Servitnt, va 
bunden. Sie fteht dem Befiger felbft gegen einen anderen nad) intellectuellen Theit 
Mitbefig nden jowol, als auch gegen denjenigen, welder ein anberes dingliches 
auf diefelbe unbeweglihe Sache befitt, fowie gegen ven Eigenthümer felbft zu, 
diefer entwerer gar nicht im Befite der Sade ift, oder zwar die Sache ſelbſt beſt 
während ein anderer ein jus in re aliena hierauf ausübt, welches durch die Baufll 
rung beeinträdhtigt würde ?, 

Die Klage wird durch bloße Ausbeflerung ſchon beſtehender Baulichkeiten zu 
begründet, fondern es ift dazu erforderlih, daß ein, wenn and nicht volllomm 
neues, fo doch den bisherigen Zuſtand des Grundes und Bodens veränderndes Be 
aufgeführt wird. 

Bis zur Entſcheidung des über das Unterfagungsreht abzuführenden Nechtöftrei 
ift nad) $. 341 die Fortſetzung des Baues nur bei einer nahen offenbaren Gefahr, 
wie auch dann zu geftatten, wenn ber Bauführer angemefjene Sicherheit für die Wi 
berftellung des vorigen Standes und Vergütung des entftandenen Schadens Ieiftet, W 
Verbotöleger dagegen in dem alle, daß ber Derlogte bereit8 eine ſolche Sicherfici 
geleiftet hat, nicht ebenfalls Sicherftellung für die Folgen feines Verbotes leiftet ?. 

Mas von der Ausführung eines neuen Baues gilt, findet, wie nad rim. Nah 
auch anf die Niederreißung eines Gebäudes over Werkes Anwendung ($. 342). 















/ 


ı Für Niederöfterreih das Geſetz vom | nicht gegen ben Eigenthüümer berechtigt we 
20. Dec. 1869 (%. ©. Bl. von Sabre 1870, | Arubts, Panbelten, 8. 330; Geuffert, 
Nr. 2) Für Induftriebauten und das Gefet | des praft. Pandektenrechts (3. Anfl., Ski 
vom 20. Dec. 1869 (8. ©. BI. 1870, Nr. 1) | 1852), UI, 8. 419. Jedoch if im Cimgelu 
für Wohnhäuſer. Siehe eine Aufzählung bev | vieles ftreitig. Vgl. Vangerow (6. Sn) u 
in den übrigen Kronlänbern geltenden Bor» | $. 676, Anm.; Sintenis (2, Sufl.) I, | 
e 
hergerihh 





ſchriften bei Stubenrauh (2. Aufl.), I, 458, 3 Nach röm. Recht beftanb 
Anm. 2. operis novi nuntiatio in einer au 

2 Anders nad röm. Recht, mo bie operis | lichen Proteftation gegen das neue Wert, weil 
novi nuntiatio, welcher bie Klage bes $. 340 | ben Nuntiaten verpflichtete, ben Yan fee 
offenbar nachgebilbet if, dem Eigenthümer des | einzuftellen, widrigens der Numtiant bie Dem 
gefährdeten Grundftüdes, nicht auch ben Dlit- | lirung des nad der Runtiatien gebauten 
eigenthümern gegeneinander, febanın bem Su= | langen konnte, ohne daß ber Rumtiat it! 
perficiar, Empbyteuta und Pfandgläubiger zu⸗ | Einrebe, er fei zur Bauführnung bereditigt 
ftand, während ber Rutznießer zur Anftellung | wefen, gehört wurde. 
Diefer Klage nur procuratorio nomine, alfo $. 419; Bangerow, a. a. O., ©. 58, 





Hanptftäd 1. Bon dem Beſthe. 66. 329-338. 171 


8. 831. 
. Rechte des reblihen VBefiges: 3) Des Aufwanbes. 
Hat ber rebliche Befiger an die Sache entweder zur fortwährenden Erhaltung der Sub- 


| han; einen nothwendigen, oder zur Vermehrung noch fortdnnernder Nutungen einen nützlichen 


Kıfwand gemacht, fo gebührt ihm der Erfah nach dem gegenwärtigen Werthe, infofern er 


dan wirfli gemachten Aufwand nicht überfteigt. 


8. 382. 


Son dem Anfwande, welder nur zum Vergnligen und zur Verihönerung gemacht werben 
®, wird une fo viel erfebt, als die Sache dem gemeinen Werthe nad wirklich dadurch ge: 


men bat; doch hat der vorige Vefiber die Wahl, alles für fi wegzunchmen, was davon 


int Schaden der Subſtanz weggenommen werben Tann. 


8. 388. | 
Anſpruch auf ben Erfag bes Preiſes. 

Selbſt der redliche Befiger ann ben Preis, welchen er feinem Vormanne für die ihm 
Iserlaflene Sache gegeben Hat, nicht fordern. Wer aber eine fremde Sache, bie der Eigen- 
Kümer ſouft ſchwerlich wieder erlangt haben würde, redliher Weiſe an ſich gelöft und badurd 
den Eigentblimer einen erweistihen Nuten verihafft hat, Tann eine angemefiene Vergütung 
ſurdern. 

8. 334. ' 

DI einem redlihen Juhaber das Recht zuftehe, feiner Forderung wegen bie Sache zurüd- 


rchalten, wird in dem Hauptſtücke vom Pfandrechte beftimmt. 


8. 835. 
Berbindlichkeit bes unrebliden Beſitzers. 
der unredliche Beſitzer iſt verbunden, nicht unr alle durch den Beſitz einer fremden Sade 
elanste Vortheile znrüdzuftellen, fondern auch diejenigen, welche der Verkürzte erlangt haben 
wire, uud allen durch feinen Beſitz entftandenen Schaden zu erfesen. In dem Falle, daß 
her mredliche Befiser durch eine in den Strafgefetien verbotene Handlung zum Vefige gelangt 
MR, erftredt ſich der Erfah bis zum Werthe der befonderen Vorliebe. 


8. 336. 
Hat der unredliche Befiber einen Aufwand auf die Sache gemacht, fo ift dasjenige auzu⸗ 
denden, was in Nüdficht des von einem Geſchäftsführer ohne Auftrag gemachten Aufwaudes 
ia em Hauptſtücke von der Bevollmächtigung verordnet ift. 


8. 337. 
Beurteilung der Reblichleit bes Befiges einer Gemeinde. 
Der Befit einer Gemeinde wird nad der Reblichkeit oder Unreblichleit der im Namen 
der Nitglieder handelnden Machthaber beurtheilt. Immer müſſen jedoch die unreblichen fo- 
wol den redlichen Mitgliedern, als dem Cigentblimer den Schaden erfeben. 


8. 338. | 
Inwiefern durch die Klage ber Beflg unredlich werbe. 

Un der redliche Beſitzer, wenn er dur richterlihen Ausſpruch zur Zurückſtellung der 
Enge verurtheilt wird, ift in Müdfiht des Erfaßes der Nubungen und des Schadens, wie 
und in Rüdfiht des Aufwandes, von dem Zeitpunkte ber ihm zugeſtellten Klage, gleich einem 
mredligen Befiter zu behandeln; bad haftet er fir deu Zufall, der die Sade bei dem 


 Ggesifümer nicht getroffen Hätte, une in dem Falle, daß er bie Zurückgabe durch einen 


nsiheiffiigen Nechtsſtreit verzögert bat. 


Die vorftehenden Paragraphen enthalten die Beftimmungen darüber: I) Was der 
mer gegen den Befiter feiner Sache im alle der Borenthaltung derfelben zu 

Prdern bat (Umfang der Reftitutionspflicht des Beklagten). II) Welche Anfprüce dem 
m Reftitution verurtheilten Beflger gegen den vindicivenden Gläubiger AUÜH Ver 
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8. 342. 


Was in den vorhergehenden Paragraphen in Nüdficht einer neuen Bauflifrung versrdszl 
wird, ift auch auf die Niederreißnug eines alten Gebäudes oder anderen Werles anzmwenden, 


Nah den in Defterreich geltenden Bauvorjchriften ! hat berjenige, welcher einen 
Bau zu führen beabfichtigt, vorläufig die Genehmigung ver politifchen Behörde zu er 


wirfen. 
Wege ftehenden politischen 


Diefe hat die borgulegenben Pläne niht nur in Rüdficht der allenfalle m 
evenfen zu prüfen, fondern aud vor ber Ertbeilung de 


wirflihen Bauconfenjes die Anrainer zu vernehmen, wenn dieſe gegen den Bau Ein 
iprache erheben, einen gütlihen Ausgleih zu verfuhen, und wenn bie Erzielung eine 
folhen nicht möglich ift, die ftreitenden Parteien auf den Rechtsweg zu verweilen. 

In einem folden Falle fleht dann dent Bauführer nah &. 72 U. ©. O. u 
Recht zu, die Widerftrebenden mittelft einer eigenen Auffordernngsflage dahin zu ber 
langen, ihre angeblihen Rechte gegen bie von ihm beabfichtigte Bauführung im einer 
angemefjenen Friſt auszuführen, widrigens fie damit nicht mehr gehört und es ihm 
freiftehen folle, den Bau nad) dem eingelegten Kiffe vorzunehmen. Bat fi hi 


der Bauführer nicht in diefer Weife gegen allfällige Widerfprüche 


ngegen 
geſchutzt, fo ſicht 


nah $. 340 A. b. G. B. dem gefährdeten Beſitzer einer unbeweglichen Sache oder: 


eines bloßen dinglichen Rechts hierauf das Recht zu, die Unterlaſſung der Bauführung: 
Diefe Klage ift nad öfterr. Recht mit dem Beſitze der unbeweglicen 
Sache oder eines binglichen Rechts (jus in re aliena), 3. B. einer Servitut, ver 
Sie fteht dem Beſitzer felbft gegen einen anderen nad intellectuellen Theilen 
Mitbefig nden ſowol, als aud) gegen denjenigen, welder ein anderes dingliches Recht 
auf diefelbe unbeweglihe Sache befigt, fowie gegen den Eigenthümer felbft zu, wenn 
biefer entwerer gar nicht im Beſitze der Sache ift, oder zwar die Sache felbft befikt, 
während ein anderer ein jus in re aliena hierauf ausübt, welches durch die Yaufüh 


zu fordern. 


bunden. 


rung beeinträdtigt würde 2. 


Die Klage wird durch bloße Ausbefferung ſchon beftehender Baulichkeiten nicht 
begründet, fondern es ift dazu erforberlih, daß ein, wenn aud nicht vollkommen 








neues, fo doch den bisherigen Zuftand des Grundes und Bodens veränderndes Wer | 


aufgeführt wird. 


Bis zur Entfeheivung des über das Unterfagungsredht abzuführenden Nechtöftreiteb 
ift nad) 8. 341 die Fortſetzung des Baues nur bei einer nahen offenbaren Gefahr, fer 
wie auch dann zu geftatten, wenn der Bauführer angemeflene Sicherheit für Die Wieder 
berftellung des vorigen Standes und Be des entftandenen Schadens leiftet, ver 


Verbotsleger dagegen in dem alle, daß der 


klagte bereits eine ſolche Sicherftellung 


geleiftet hat, nicht ebenfalls Sicherftellung für die Folgen feines Berbotes leiftet ?. 
Was von der Ausführung eines neuen Baues gilt, findet, wie nad röm. Recht, 
auch auf die Nieberreißung eines Gebäudes oder Werkes Anwendung ($. 342). 


ı Für Niederöflerreib das Gefeß vom 
20. Dec. 1869 (L. &. Bl. vom Jahre 1870, 
Kr. 2) für Induſtriebauten und das Geſet 
vom 20. Dec. 1869 (8%. &. 31. 1870, Wr. 1) 
für Wohnhäuſer. Siehe eine Aufzählung ber 
in den übrigen Kronländern geltenden Bor: 
ihriften bei Stubenrauh (2. Aufl), I, 453, 
Anm. 2. 

2 Anders nad rom. Recht, wo Die operis 
novi nuntiatio, welcher die Klage des 8. 340 
offenbar nachgebildet ıift, dem Eigenthümer bes 
gefährdeten Grundflüdes, nicht auch ben Mit— 
eigenthbämern gegeneinander, fobanıu bem Su- 
perficiar, Emphyteuta und Pfandbgläubiger zu⸗ 

and, während der Nutznießer zur Anftellung 


Dieter Klage nur procurstorio nomine, alfo 


/ 


nit gegen ben Eigenthümer berechtigt war. 
Arndts, Pandelten, $. 330; Seuffert, Lehrbuch 
des prakt. Pandektenrechts (3. Aufl., Würzburg 
1852), 1I, 8. 419. Jedoch ift im Ginzelnen 
vieles ſtreitig. Vgl. Vangerow (6. Aufl.), II, 
8. 676, Anm.; Sintenis (2. Aufl.), II, 745 fg. 

: Nah rim. Recht beftand die eigentliche 
operis novi nuntiatio in einer außergericht- 
lichen Proteftattion gegen das neue Werk, melde 
ben Nuntiaten verpflichtete, den Bau ſofort 
einzuftellen, widrigens ber Nuntiant die Demo⸗ 
lirung des nach der Nuntiation gebauten ver⸗ 
langen konnte, ohne daß ber Kımtiat mit ber 
Einrede, er fei zur Bauführung berechtigt ge- 
weien, gehört wurde. Seuffert, Bandelten, IE, 
8. 419; Bangerow, a.a.D., ©. 548, 544. 


Ganptihk I. Bon dem BeRke. 68. 2-1. ‚1% 


8, 348, 
Nechtamittel Bei ber Gefahr eines vorbanbenen Bauen. 

ber Befiger eines dinglichen Nechts beweilen, daß ein bereits vorhandener feember 
eine andere fremde Enge den Einfturze nahe ſei und ihm sfienbarer Echaben braße, 
er being, gerichtlich anf Eiherfielung zu dringen, wenn aubers bie politiiche Behörde 
hiulduglich für bie öffentliche Sicherheit geſorgt hat. 
ach röm. Recht konnte ber durch Einſturz eines fremden Bauwerkes bedrohte 
andbefitzer ober blos obligatoriſch berechtigte Inhaber eines Grundſtückes von 
a Eigenthümer des eingeftärzten Bauwerkes nur dann Erfag verlangen, wenn dem⸗ 
den ein Berichulden zur Saft flel. Es Konnte fich derſelbe jedoch auch außerdem 
Llogereäit wegen bes burd den Cinfturz zu befürchtenden Schadens dadurch ver- 
fen, daß er von dem Beſitzer deſſelben die Sicherftellung bes künftigen Schadens 
pestio damni infecti) verlangte, und es begründete ſchon das gerichtliche Begehren 
u. Sicherftellung einen Hagbaren Anfpruh auf Erjat des mittlerweile entftandenen 
hadens. Nach äfterr. Rest ift das N Reit, Sicherftellung zu begehren, nur dem 
iter eines dinglichen Rechts (alfo nicht auch dem blos obligatorifch Berechtigten) 


Ihaft if es, ob nad, öſterr, wie nad roͤm. Rechte, bie vorbergegangene 
——— oder die wirküche Leiſtung der Sicherftellung eine weſentliche 

für den Anſpruch auf Erfat des ohne Berſchulden des Beſitzers bes 
I entfionbenen Schadens bildet. Das Richtige ditrfte fein, dag das Gefeg 
, Beflger eines Baues ganz allgemein die Verpflichtung auferlegen wollte, dafür zu 
en, daß ‚buch Pille infkurz, er mag aus deflen mange Auffähren oder 
F lonft einem Grunde zu beforgen len, Niemand Schaben leide, baß ihm bie 
erlaffung der nöthigen Vorkehrungen als Berſchulden angerechnet wird, welches er, 
Biel, ob der Behrahte —— * verlangt hat oder nicht, zu "vertreten bat 
A.) "der Umftand, ob der Beichäbigte vorher eigerftellung verlangt bat oder nicht, 
g kinen Entſchädigungsanſpruch Teinen Einfluß Aufßert 


. 344. 
Rechtsmittel zur Erhaltung bed ——— 1) Bel dringender Gefahr. 

Zu den Rechten des Befibes gehört and dad Recht, fi im feinem Veſitze zu ſchützen unb 
Edem Falle, daß bie richterlihe Hülfe zu fpät Iommen würde, Gewalt mit angemeflener 
Dewalt abzutreiben (8. 19). Uebrigens bat die politiihe Behörde für die Erhaltung ber 
— Nude, ſowie dad Strafgericht für die Beſtrafung öffentlicher Gewaltthätigkeiten zu 


8. 345. 
Rechtsmittel zur Erhaltung bed Beſitzſtandes: 2) Gegen ben unechten Beſitzer. 

Bam fih Jemand in den Befis eindrängt, oder durch Lift oder Bitte heimlich einfchleicht 
w dad, was man im and Gefälfigkeit, ohne fich einer fortdanernden Verbindlichkeit zu 
werziehen, geftattet, in ein fortwährendes Recht zu verwandeln ſucht; fo wird ber au fi 
mehtmähige und unreblidge Beſitz noch überdies unecht; in entgegengefehten Fällen wird der - 
khy für echt angeichen. 346 


Gegen jeden nuechten Beſitzer kann ſowol die Zurückſetzung in die vorige Tage, als and 
R&4ebloähaltung eingeflagt werden. Beides muß das Gericht nad rechtlicher Verhandlung, 
GR ohne Rüdficht anf ein ftärkeres Recht, welches ber Gellagte anf die Sache haben Lönnte, 
trerduen. 


8. 347. 
Nechtsmittel zur Erhaltung des Beſitzſtandes: 3) Beim Zweifel Über bie Echtheit des Beſites. 

Zeigt es ſich wicht gleich auf der Stelle, wer ſich in einem echten Beſitze befinde und in⸗ 
lejeen ber eine oder der andere Theil auf gerichtliche Unterfugung Anfpruc babe, fo wird 
kim Streite verfangene Sache fo lange der Gewahrfame des Gerichtes oder eines Dritten 
wertrant, bis der Streit über den Bei verhandelt und eutfchieder worden ift. Der Sad 
Bas Tann au nach dieſer Eutigeibung bie Klage and einen vermeintlich ſtärkeren Rechte 
I bie Sachhe noch anhängig machen. 
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Was in den vorhergehenden Paragraphen in Nüdficht einer nenen Baufährung 
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wird, ift auch anf die Niederreißung eined alten Gebäudes oder anderen Werkes anzuwenden 


Nach den in Defterreicd geltenden Bauvorjchriften ! hat berjenige, welcher einen 
Bau zu führen beabfichtigt, vorläufig die Genehmigung der politifchen Behörde zu ex 
Diefe hat die vorzulegenden Pläne nit nur in Rückſicht der allenfalls in 

Bebenfen zu prüfen, ſondern aud vor ber Ertheilung de 
wirklichen Bauconfenfes die Anrainer zu vernehmen, wenn biefe gegen ben Bau Ei 
ſprache erheben, einen gütlihen Ausgleih zu verfuhen, und wenn bie Erzielung eime 
folchen nicht möglich ift, die ftreitenden Parteien auf den Rechtsweg zu verweiſen. 

In einem folden Falle fteht danıı dem Baufährer nah &. 72 U. G. O. mi 
Hecht zu, die Widerftrebenden mittelft einer eigenen Aufforderungsflage dahin zu kei 
langen, ihre angeblichen Rechte gegen bie von ihm beabfihtigte Bauführung in ei 
angemefjenen Friſt auszuführen, wibrigens fie damit nicht mehr gehört und es ih 
freiftehen folle, den Bau nach dem eingelegten Riſſe vorzunehmen. Hat fich hingegei 
der Bauführer nicht in dieſer Weife gegen allfällige Wiberfprüche | 
nah $. 340 A. b. G. 3. dem gefährbeten Befiter einer unbeweglichen Sache one 
eines bloßen dinglichen Rechts hierauf das Recht zu, die Unterlafiung der Bauführunge 
zu fordern. Diefe Klage ift nad öfterr. Recht mit dem Beſitze der unbeweglichen 
Sache oder eines dinglichen Rechts (jus in re aliena), 3. B. einer Serpitnt, 
Sie fteht dem Befiter felbft gegen einen anderen nad intellectuellen 
Mitbefig nden fowol, als auch gegen denjenigen, welder ein anderes dingliches Kedik 
auf diefelbe unbemeglihe Sache befitt, fowie gegen ben Eigenthümer felbft zu, wen 
diefer entwerer gar nicht im Beſitze der Sache ift, ober zwar die Sache felbft beflkk; 
während ein anderer ein jus in re aliena hierauf ausübt, welches durch die Yaufül 


wirken. 
Wege ſtehenden politiſchen 


bunden. 


rung beeinträchtigt würde 2. 


Die Klage wird durch bloße Ausbeſſerung ſchon beſtehender Baulichkeiten 
begründet, ſondern es iſt dazu erforderlich, daß ein, wenn auch nicht volllomme: 
neues, jo doc den bisherigen Zuftand des Grundes und Bodens veränderndes Wal: 


aufgeführt wird. 


Bis zur Entſcheidung des über das Unterfagungsreht abzuführenven Kechtöftreiieh‘ 

















geihätt, fo f 


ift nad) $. 341 die Fortjegung des Baues nur bei einer nahen offenbaren Gefahr, fer: 
wie auch dann zu geftatten, wenn der Bauführer angemeflene Sicherheit für die Wiebe] 


herftellung des vorigen Standes und Bergütu 


des entftandenen Schadens Teiftet, ber’ 


n 
Verbotsleger dagegen in dem Yalle, daß der Derlogte bereitö eine ſolche Sicherftellung 
geleiftet hat, nicht ebenfalls Sicherftellung für die Folgen feines Berbotes Leiftet ?. 

Was von der Ausführung eines neuen Baues gilt, findet, wie nad rim. Recht, 
auch anf die Nieberreifung eines Gebäudes oder Werkes Anwendung ($. 342). 


ı Für Niederöflerreih das Geſetz vom 
20. Dec. 1869 (k. ©. Bl. vom Jahre 1870, 
Nr. 2) für Inbduftriebauten und bas Geſet 
vom 20. Dec. 1869 (8. G. 31. 1870, Wr. 1) 
für Wohnhäufer. Siebe eine Aufzählung ber 
in den übrigen Kronländern geltenden Bor: 
ritten bei Stubenrauch (2. Aufl.), I, 453, 

um 


2 Anders nad rüm. Recht, mo die vperis 
novi nuntiatio, welcher die Klage des 8. 340 
offenbar nachgebildet ift, dem Cigenthiliner bes 
gefährdeten Grunbdftüdes, nicht auch ben Mit⸗ 
eigenthämern gegeneinauber, fobanı dem Su⸗ 
perficiar, Emphyteuta unb Pfanbgläubiger zu: 
ftand, während ber Nutnießer zur Anftellung 
diefer Klage nur procurstorio nomine, alſo 


— — — — — — - 


nicht gegen den Eigenthümer berechtigt war. 
Arndts, Pandekten, 8. 330; Seuffert, Lehrbuch 
des prakt. Pandektenrechts (3. Aufl., Würzburg 
1852), 11, 8. 419. Jedoch iſt im Einzelnen 
vieles ſtreitig. Bgl. Vangerow (6. Aufl.), LIE, 
5. 676, Anm.; Siutenis (2. Aufl.), II, 745 fg. 

3 Nah rom. Recht beftanb die eigentlice 
operis novi nuntiatio in einer außergericht- 
lichen Proteftation gegen das neue Werl, welche 
ben Nuntiaten verpflichtete, den Bau fofert 
einzuftellen, widrigens ber Nuntiant bie Demos 
lirung des nad der Nuntiation gebauten ver⸗ 
langen fonıte, ohne daß ber Nuntiat mit bex 
Einrebe, er fei zur Bauführung berechtigt ge 
weien, gehört wurde. Seuffert, Pandekten, II, 
8. 419; Bangerow, a.a.D., ©. 548, 64. 
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. 343. 
3 Rechtomittel bei der * eines vorhandenen Baues. 
Kann ber Befitzer eines dinglichen Rechts beweiſen, daß ein bereits vorhandener fremder 
E Ben oder eine andere fremde Sache dem Einſturze nahe ſei und ihm offenbarer Schaden drohe, 
ſe iR er befngt, gerichtlich anf Sicherſtellung zu dringen, wenn anders bie politifhe Behörde 
nit bereits hinläuglich für bie öffentliche Sicherheit geſorgt hat. 

Nah röm. Recht Eonnte der durch Einfturz eines fremden Bauwerkes bedrohte 
:Onmbbefißer oder blos obligatorifd berehtigte Inhaber eines Grundftüdes von 
den Eigenthümer des eingeftürzten Bauwerkes nur dann Erfa verlangen, wenn dem⸗ 
klben ein Verſchulden zur Laft fil. Es konnte ſich derfelbe jedoch auh außerdem 
en Klagerecht wegen des durch den Einfturz zu befürdhtenden Schadens dadurch ver- 
haften, daß er von dem Beſitzer veflelben die Sicherftellung des fünftigen Schabens 
(eantio damni infecti) verlangte, und es begründete ſchon das gerichtliche Begehren 
aa Sicherftellung einen klagbaren Anſpruch auf Erſatz des mittlerweile entjtandenen 
Schadens. Nach dfterr. Recht ift das Net, Sicherftellung zu begehren, nur dem 
Befiger eines dinglichen Rechts (alfo nicht auch dem blos obligatorifch Berechtigten) 

annt 





Zweifelhaft iſt es, ob nad öſterr, wie nad) röm. Rechte, die vorhergegangene 
Mage auf Sicherſtellung oder die wirkliche Leiſtung der Sicherſtellung eine weſentliche 
Borausſetzung für den Anſpruch auf Erſatz des ohne Verſchulden des Beſitzers des 
Bauwerkes entflandenen Schadens bildet. Das Richtige dürfte fein, daß das Geſetz 
dem DBefiger eines Baues ganz allgemein die Verpflichtung auferlegen wollte, dafür zu 
ſergen, daß dur deſſen Einfturz, er mag aus deſſen mangelhafter Aufführung oder 
us ſonſt einem Grunde zu bejorgen fein, Niemand Schaden leide, daß ihm die 
‚Unterleffung der nöthigen Vorkehrungen als Verſchulden angerechnet wird, welches er, 
gechviel, ob der Bedrohte Sautionsleiftung verlangt hat oder nicht, zu vertreten hat 
und daß der Umftand, ob der Beſchädigte vorher Sicherftellung verlangt hat oder nicht, 
anf feinen Entſchädigungsanſpruch keinen Einfluß äußert. 


. 344. 
Rechtsmittel zur Erhaltung bed —— 1) Bei dringender Gefahr. 

Zu deu Rechten des Beſitzes gehört and dad Recht, ſich in feinem Beſitze zu ſchützen und 
in dem Falle, daß die richterliche Hülfe zu ſpüt lommen würde, Gewalt mit augemeſſener 
Gewalt abzutreiben (8. 19). Uebrigens hat die politiſche Behörde für dic Erhaltung der 
— Nude, ſowie das Strafgericht für die Beſtrafung öffentlicher Gewaltthätigkeiten zu 


8. 345. 
Rechtsmittel zur Erhaltung des Beſitzſftandes: 2) Gegen ben unechten Beſitzer. 

Ben fi Jemand in den Beſitz eindrängt, oder durch Lift oder Bitte heimlich einſchleicht 
ws das, was man ihm ans Gefälligkeit, ohne ſich einer fortdaneruden Verbindlichkeit zu 
mierziehen, geftattet, in ein fortwährendes Recht zu verwandeln fndht; fo wird der au fich 
mchtmähige und unredliche Beſitz noch überdies unecht; in entgegengeiehten Fällen wird ber 
Beig für echt angefchen. 246 


Gegen jeden unechten Befiger kann ſowol die Zurückſetzung in die vorige Lage, als and) 
ie Schadloshaltung eingellagt. werden. Beides muß das Gericht nach rechtlicher Verhandlung, 
OR she Rücſicht anf ein ftärkeres Recht, welches der Gellagte auf die Sache haben könnte, 


Wrstönen. 
8. 347. 


Rechtamittel zur Erhaltung bes Beſitzſtandes: 3) Beim Zweifel Über bie Gchtheit bed Beſitzes. 

Zeigt es ſich nicht gleich auf der Stelle, wer ſich in einem echten Beſitze befinde und in« 
wiefern ber eine oder ber andere Theil anf gerichtlihe Unterſuchung Anfpruc babe, fo wird 
ik im Streite verfangene Sache jo lange ber Gewahrſame des Berichtes oder eines Dritten 
wseriraut, bis der Streit über den Beſitz verhandelt und eutfchteden worden iſt. Der Sade 
Mige Tann auch nach diefer Entiheibung die Klage aus einen vermeintlich ſtärkeren Rechte 
wi die Gare noch anhängig machen. 


176 Zweiter Theil. Bon dem Sadenreäte. 
Da es zu den größten praftifhen Inconvenienzen führen würbe, wenn Jedermam 
dem ein beftinmtes Necht zufteht, dieſes fein Recht gegenüber Jedem, welder ihn i 
ber Ausübung deſſelben ftört, jederzeit vollinhaltlich zu beweifen hätte, fo wird bei g 
wiſſen gefährlicheren Störungen ſchon der Befig als folcher vorläufig gefchütt und de 
Etreit Über das Recht auf den Beſitz einem befonderen Rechtöftreite vorbehalten! 
Nach rüm. Recht hatte man zum Schuß des beftehenden Befiges U 
interdicta retinendae possessionis; um fid) den bereit verlorenen Belt wiede 
zurädzuverichaffen, vie interdicta recuperandae possessionis; und um fich einen Be 
erft ganz neu zu verſchaffen, die interdicta adipiscendae possessionis ®. 
Darin, daß ein Beſitzer gegen gewaltthätige Störungen feines Befiges, wen 
rihterlihe Hülfe zu ſpät kommen würde, fid) felbft ſchützen darf ($. 344), Tiegt fu 
Degünftigung des Beſitzes, fondern blos ein Ausflug des Rechts der Nothwehr, welch 
auch den bloßen Inhaber zufteht, indem eben Niemand von einen: Anveren Gewalt 
erbulden braucht. ‚ 
Das A. b. G. B. ftellt in ven 88. 339 und 346 zwei Schugmittel des Vefiy 
auf. Nah 8. 339 hat der in feinem Beſitze Geftörte das Recht, die Unterfagung bi 
Störung und den Erſatz des erweislichen Schadens zu fordern (analog dem rin 
interdictum retinendae possessionis), und 8. 346 räumt dem bereitö aus feinem U 
fige Vertriebenen (entfprehend dem röm. interdictum recuperandae poussessionis) de 
Recht ein, die Zurüdfegung in die vorige Lage und Schabloshaltung zu fordern. 
Beine Rechtsmittel gehen, wie nad) röm. Recht, nur gegen ben unechten Befik 
felbft, D. i. gegen denjenigen, welcher den Befiter in feinem Befige auf die im $. 34 
bezeichnete Weife (vi, clam, precario) geftört hat, und gegen die Erben deſſelbe 
nicht aber gegen jene Perfonen, auf melde der Befiß aus den Händen bes unechte 
Befigerd übergegangen ift. Sie find ferner nur mit dem Befige und nicht mit di 
bloßen Innehabung verbunden . Nur infofern der Inhaber der Sache zugleich Befik 
eines binglichen oder obligatorifhen Rechts an der Sache ift, z. B. einer Servitut od 
eines Beſtandrechts, genießt er den Schu des Befites, jebody nur, wenn und infowe 
durch die Befitftörung diefer fein Rechtsbeſitz verlegt wird. Iſt er lediglich Inhabı 
der Sache, und dies nicht al8 Stellvertreter des Beſitzers, fo wird er in feiner Innehabm 
nur gefehlt, wenn in der Befitftörung eine durch das Strafgefeß verbotene Hantiım 
3. B. Raub, Diebtahl, gelegen ift over Anlaß zum Einfchreiten für die politifchen V 
hörden gegeben ift *. 





I Bol. iiber den Grund des Beſitzesſchutzes 


gerichtet und dienten daher eigentlih nu 
Shering, Beiträge zur Yebre vom Befiß, Se: h 


mittelbar zum Schute bes beſtehenden B 


paratabdrud aus ben Jahrbüchern für die Dog- 
matif, IX (erfte Aufl.), Iena 1868, ©: 3 fg. 

2 Die interdicts adipiscendae possessionis 
dienten nicht zum Schuße des Beſitzes, ſondern 
hatten nur ben Zweck, Jemandem einen Beſitz, 
den er noch gar nicht erworben hatte, zu ver- 
ihaffen, und finb daher gar nicht hierher ge- 
börig, wo e8 fih um ben Beſitzesſchutz handelt. 
Die interdicta retinendae possessionis (in Be- 
ziehung auf Örundftiide int. uti possidetis, bei 
Mobilten int. utrubi genannt, nach juft. Rechte 
aber unter fich praftifch nicht mehr verfchieden) 
bezwedten Anerkennung Des beftehenden Be: 
figes, Unterlaffung künftiger Störungen und 
Scabenerfaß wegen bereits verübter Befites- 
ftörungen. Dieje Interdicte waren duplicia, 
db. h. e8 hatte fogar der Kläger, wenn er von 
eben den Bellagten, ber ihn im Be— 
fige ftdrte, Den Bejiß auf eine witidfe 
Art an fih gebradt hatte, demfelben 
den Befiß abzutreten. Die interdicta 
recuperandae possessionis waren auf Zurück⸗ 
ftellung des widerrechtlich entzogenen Beſitzes 


fites. Als ſolche unterfchied man nad rör 
Recht das interdietum de vi und de precari 

Das int. de vi hatte nur auf Grundſtüt 
Anwendung und ging auf Wiebererftattung d 
Befites und vollen Schabenerfag, aber m 
gegen denjenigen, welcher bie gewaltjame St 
rung verübte und deffen Erben, nicht auch ser 
denjenigen, auf welchen vom Dejicienten 
Beſitz übergegangen war. Das int. de pr 
cario ging auf Zurädftellung bes Befites m 
vollen Schabenerfa gegen denjenigen, weld 
eine Sache bittweife zu leihen batte umb jel 
auf ergangenen Widerruf nicht fofort zurtas⸗ 
Das int. de clandestina possessione, welch 
auch häufig zu dem int. recup. gezählt wiı 
eriftirt nad) juft. Rechte nicht mehr (Sapigr 
Beſitz, $. 41). 

3 Vgl. Die Ausführungen Rauda’e, ©. 70° 
und über die abweichenden Anfichten Ande 
insbefonbere Randa, ©. 71, Anm. 2. 


„Bei gewaltfamen ober in böfer Abſi 
vorgenommenen Befisftörungen bat base B 






wenn ber 


—— 


doch nie eine 





bandtti 1. Ben den Behr. 4. 38. 


Die Einwendung, dem Bellagt Recht bei 
a Ba Mr nm 08 ae 
ihm felbſt auf eine fehlerhafte Art an fih YA 
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be, N kan 
kicität ber — — if —X 
eh Redptömittel wurde durg 


Verurteilung beb R lägers 
dur, Bolge haben, Te Tine Coichtt iu 


Ede mann biefer im 4.5.8.8. 


vom 97. ‚Di. 1849 (R. G. Bl. 


8.848. 
Bermwahrungämittel des Inpaderb gegen mehrere gnfammentzeflenbe Befqwerder, 


: Wenn ber binhe Inhaber von mehreren Befigwerbern zugleich 
qe angegangen wirb, und fi einer Darunter befindet, in deſſen Namen 
wurbe, fo wird fie vorzuglich biefem übergeben und bie Uebergabe 


um bie Uebergabe ber 
bie 
den iebrigen be· 


gemät. Bann! Die Tnfuns Bee pı Ban, mi Di Bade kr Gemskrlane 
Mifgter® aber eined Dritten anvertraut. Der Nidter hat bie Redtögräude der Bep- 


r zu prüfen und barüber zu entſcheiden. 
Der von mehreren 


Vefigwerbern angegangene Inhaber 


ihm 


348 zuſtehende — die Sache demjenigen zu übergeben, in deſſen Namen .. 


bat, ober zu Gericht zu erlı 


das — feinen Vormann nam er zu machen, 


wie ber 375 bel 
Hader, yrocfiath dung Klage 


Aderlag! oder, wenn er es vorzieht, in ben orbentlihen Proceßichriften geltend 


machen * 








vom . . 
Ku Nah töm. Recht war im biefer Ber 
King itgiebig geforgt, in genifen Fällen 

Annahme eines abgeleiteten Beſiges 
R bie Bemert. zu 8. 309), bei Abiweienheit 
% hurift. Befitzers durch außerorbentliche Er- 
üenmg ber Segitimation zur Proceßfiihrung 
ie den abmefenben Befiper: „Indices ab- 
“am, qni cujns libet rei possessione pri- 
Wi sunt, suscipiant in jure personss, et 
toritatis suas formidabile ministeriam 

, atque ita tucantur absentes, ut id 

diligenter inquirant, an ejus, qui quo- 

bet modo peregrinatur, possessio ablata sit, 
"a propinguns, vel parens, vel proximus, 
amicus, vel colonus, vel libertus, sen 





Fras gaolibet titulo retinebat“, c. 1 C. si 
® rim vel alio modo absentis (8. 5). An 
ver ale der im Terte anfgeftellten Anficht ift 


»Rirgpeiter, Tommentar. 3. Kufl. 





Unger Entwurf, ©. 80, 81. Bol. jegen 
Aunıa, ©. 89, 90. er Duos 

56. auch Bruns, Beſitz, ©. Fu welcher 
bie ai mgefübeten Paragraphen bee A. 5.@.%. 
fpeciel befpricht. 

Bgl. Füger-Weffely, Serigtliches Ber 
fahren A Streitſachen nad ber Öfterr. allgem. 
Gerits- umb Concureorbnung vom 1. Mai 
1781 (7. Aufl., beforgt von Damianifeh, 
Bien 1862), Srtänterungen zu ben 88. 40 


’ Die Anficht findet ihre — Ring | in 
bem von Glafer und Unger, I, mit» 
getheilten Rechtsfalle, wo der bon dem Eigen- 
tbilmer beiangte Inhaber demſelben erft im- 
Kaufe bes gewöhnlichen Proceßverfahrens mit 
Erfolg bie Einwenbuug entgegenjebte, baß er 
die Sache für einen Dritten innehabe, weicher 
fie ihm zur Bearbeitung übergeben habe. 
Detaillirte Befimmungen über bie Benen- 
nung des Autors in Beſidſtreitigkeiten enthält 
bie Regierungsvorlage einer Civilprocegorbnung 
(Bien, Staatebruderei 1867), 93. 78-75. 
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178 Zweiter Theil. Bon dem Sacherrthhtt. 


8.349. | 

Grlöfgung des VBefiges: 1) Körperlicher Sachen. 

Der Belig einer Törperlihen Sache geht inögemein verloren, wenn dieſelbe ahme Hefe: 

ung, wieder gefunden zu werden, in Verluſt geräth, wenn fie freiwillig veriaflen wird air; 
in fremden Beſitz kommt. 


Ds 


8. 350. 
Erlöfhung des Befiges: 2) Der in bie Öffentlihen Bücher eingetragenen Rechte. 
Der Beſitz derjenigen Rechte und unbeweglichen Sachen, welde einen Gegenſtaud der 
öffentligen Bücher ansmachen, erliiht, wenn fie ans den landtäflichen, Stadt» aber Grmb 
büchern gelöjcht, oder wenn fie auf den Namen eines Anderen eingetragen werben. 


8. 351. 
Erlöihung bes Beſitzes: 3) Anderer Nechte. 


Bei anderen Rechten hört der Befiz auf, wenn das Gegentheil das, was er ſonſt geleikel 
hat, nicht mehr leiften zu wollen erflärt, wenn er die Ausübung des Rechts eines Anderen 
nicht mehr duldet, oder wenn er das Verbot, etwas zu unterlaflen, nicht mehr achtet, ber 
Beſitzer aber in allen diefen Fällen es dabei bewenden läßt und die Erhaltung des Befiked 
nicht einflagt. Durch den bloßen Nichtgebrauch eines Rechts geht der Beſitz, außer den im 
Gefege beftimmten Verjährungsfällen, nicht verloren. 


8. 352. 


Solange nach Hoffnung vorhanden ift, eine verlorene Sache zu erhalten, lann man fi 
durch den bloßen Willen in ihrem Beſitze erhalten. Die Abweienheit des Beſitzers ober bie 
eintretende Infähigleit, einen Befit zu erwerben, heben dem bereits erworbenen Befit nicht auf, 


Der Begriff des Befiges, als ver thatfächlichen Ausübung des Rechts, bringt ei 
mit fih, daß er verloren wird, wenn die normale Ausübung des entſprechenden 
Rechts nicht mehr vorliegt. Wie fi) die Erwerbung des Befites je nach den Objecter 
befjelben verſchieden geftaltet, ebenfo verſchieden geftaltet fid) auch der Verluſt deſſelben 

Im Allgemeinen laffen fic) die Fälle des Befigverluftes in zwei Gruppen theilen. De 
Befig wird entweder infolge fortgejetster, anbanernver Nichtausübung des entjpredyenbe: 
Rechts verloren, oder er geht ſchon deshalb verloren, weil ber Befiter in gewiſſen 
fritifchen Lagen nicht als folder erſcheint. Fälle ver erfteren Art find: Der Befit 
von Adergeräthicdhaften, welche man jonft während der Zeit, Da man fie zur Bearbei 
tung von landwirtbichaftlichen Grunpftüden benöthigt, auf dem Felde läßt, wird ver: 
loren, wenn fie auch über Winterszeit dort belaffen werden; der Beſitz von Grundftüden 
enbigt, wenn ber Befiter auf längere Zeit verreift, ohne für fein Beſitzthum Vorſotge 
zu treffen, ober wenn fonft nicht nur deren ordnungsmäßige Benutzung, ſondern and 
die Vornahme von Handlungen, wodurd man fid) als Befiger pocumentirt, andauernd 
unterlaffen wird. Fälle der zweiten Art find: Der Beſitz von Werthſachen wird ver 
loren, wenn fie der Befiger mit Abfiht auf freien: Felde liegen läßt, ober fie dert 
verliert oder vergißt und nicht fogleid, die nöthigen Schritte veranlaßt, fie wieder in 
feine Verwahrung zu befommen; wenn fid ein zahmes Thier verläuft und man nidt 
jofort tradhtet, e8 wieder aufzufinden; wenn ber Befiger aus feinem unbeweglichen Be 
ſitzthum verdrängt wird und nichts thut, um fi darin zu behaupten oder daſſelbe 
wieder zurüd zu erlangen; bei obligatorifchen Rechten, wenn derjenige, von weldem 
eine wiederkehrende Peiftung als Recht in Anfprudy genommen wurde, die ferner: 
Veiftung verweigert; bei jura in re aliena, wenn der Befiger des belafteten Grundſtücke 
die Ausübung der den Inhalt des dinglichen Rechts an ver fremden Sache bildende 
Handlungen nicht mehr geftattet oder bie ihm bisher zugemutheten Unterlaflungen nid 
mehr beachtet und ber Beſitzer dieſes binglihen Rechts es dabei bewenven läßt un! 
die vichterliche Hülfe zur Wahrung feines Befiges nicht in Anſpruch nimmt (8. 351) 
Ob der Befig des Rechts mit Abficht aufgegeben wird (bei abfichtlidem Aufgeben ve 
Veliges an körperlichen Sachen fpriht man von Dereliction), oder die Außeradhtlaffun; 


beume 1. Ben din Behke. SS M0-332. 179 


fr zur Wahrung des Befiges nöthigen Handlungen in der Nachlaſſigkeit bes Beſitzers 

. Sem hat, if} dabei völlig gleichgäftig 

Die bisherige romauiftiſche Doctrin fieltte die Regel auf, der Beſitz werde nur 

m verloren, wenn in Anſehung eines ber zur Genesung 8 deſſelben erforderlichen 
ente (corpus und animus) das gerade Gegentheil eingetreten fei ®. 

Bon biefem —— eht auch das A. b. G. B. aus, wenn e8 bei dem 
eüeren beweglicher Sachen die Erhaltung bes Befiges an die bloße Hoffnung hilft, 
mieberzufinden, wenn auch ber iger nichts vorkehrt, die Hoffnung zu realifiren” 
M. 349, 352); ebenfo, wenn ber Abweſenheii des Beſitzers von der Sache (8.352) 
der noch fo lange andauernden Unterbrechung ber Ausübung eines Rede 
RE 351 a. ©), alſo der Zeit als folder die Bedeutung eines auf ben Verluft bes 
—2* nehmenden Factor ganz Eur wirb ®, 

Da der Beſitz die Thatfächlichleit deg Rechte ift, fo wird durch eintretenbe 













ß ig rechtliche een beigelegt, 
N fich irgenbeines Fnderen —E feines Vermögens entäußern 
H 352). 

Richtig des durch Stellvertreter ansgelibten Veſitzes laßt fich im allgemeinen 
Kegel aufftellen, daß er bei Eintritt jener Umftände verloren geht, welche a ven 
PPefuft des im eigenen Namen ausgeübten Beſitzes nad; ſich ziehen. Iebodh wirb 

Pefig durch den Tob, eintretende Willensunfähigfeit oder durch das Aufgeben befjelben Yun 
Stellvertreter mur dann verloren, wenn ber Bertretene in einer dem Objecte bes 
tüpe: angemefenen Friſt den Befig weder perſönlich noch durch einen Anderen Stell · 


Eon fe Eintragung in die öffentlichen Bücher mit dem Erwerhe des Beflgee 

ts gar nichts gemein hat (ſ. die Bemerk. zu ben $$. 321 und 322), AN iſt 

des Beñdes don der ———— Loſchung des Beeefenben I is 

indem ber Beſitz als eine res facti gar feinen Gegenſtand der 

in By Öffentlichen Bücher bilbet, fonbern immer nur das bemfelben ent« 
Recht felbft ausgezeichnet und geidfät werben Tann. 





4 Bel. Ihering, Befig, ©. 182 fg. Nur 
"den einen alle verlor nad röm. Rate 
dm Befiger eines Grunbftüdee, welder bie 

K@kkituug defielben unterfaffen hat, den Befig 
er wenn bie Bearbeitung aus gegränbeter 
unterblieben if} (1. 4 C.-de acqu. poss. 
„BL dan ring, ©. 189, 190. 

m eg findet r allerdings in ben 
im. Reihtsquellen: „... ut. nulla possessio 
“url nisi animo ee eorpore, potest, tta 
ls amittitor, nisi in qua ntrumane in con- 
* (e0)“, 1.153 D. de R. I. (50. 17); 
kin fie Meht, wie Ihering nachgewieſen bat, 
Wim Einflange mit den coucreten Erfcei- 
ze bes rom. Redits (Ihering, Befik, 
& 88 fg., 136 fg., 198, 194), und cs fiegt 
* — ein misglädter Berfuc ber Auf- 


or 1e8 allgemeinen Principe. Shering 
Bie wenig biefe Aı ber Def» 
Mk bes Deren ei eine phyfden Gemae 
veahlifes (6. 809) paßt, if einleudtend. 
Mir foll gerabe das realfte aller Rechtöver- 


„ber Befit, dazu fommen, von ber 
ber Weafität, weiches fonf für 
URL vermbgensrecptlichen Berhältniffe gilt, ber 


freit zu werben? Das Eigenthum ging im 
alten xöm. Recht dur Ufucapion — in 
einem, beziehungsweife in zwei Jahren unter; 
ebenfo bie Servituten durch Nichtgebrauch bie 
prätoriſchen Strafflagen verjäßrten in einem 
Jahre; raſch alfo confumirt fih nah röm. 
Vorſteilung das Recht, wenn es ber Realität, 
der Auslibung entbehrt. Aber ben Befig fi f 
ber Mangel dieſes Moments nit an — 
einen Methufalem wurde er auch ohne daflefbe 
undert Sabre und barüber fortdauern!“ 
hering, Befih, ©. 198. 

© Seföftverftänblid ift bier nur bon theil ⸗ 
meifer Hanblungsunfäpigfeit bie Rebe. Bei 

— — Hanblungsunfähigen (Bahnfimnigen, 
Sn finnigen, ganz umentwidelten Kindern) 
tommt ber Wille ohnehin gar nicht in Betracht. 


® Die herrſcheude Anſicht, wonad ber Beſitz 
fo lange fortbefteht, bie nicht in Anfehung eines 
zur Erwerbung beifelben erforberlichen Momentes 
in contrarium scotum est, nimmt bier ohne 
Weiteres Fortheſtand bes Befiges an, wenn 
u auch ber Vertreter um feinen Beſitz nicht 
ee So au nad äflerr. Recht Rande, 

fit, $. 


12* 
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Bweites Haupiſtück. 
Bon dem Eigenthumsrecte. 


8. 353. 
Begriff bes Eigentbumes. Gigenthbum im objectiven Sinne. 


Alles, was Jemandem zugehört, alte feine Törperlichen uud unkörperlichen Sade 


fein Eigenthum. 
8. 354. 


Eigentbum im fubjectiven Sinne. 


Als ein Recht betrachtet, ift Eigenthum das Vefuguiß, mit der Subftanz 
Nusungen einer Sade nad Willkür zu falten und jeden Auderen davon anszufchli 


8. 355. 
DObjective und fubjective Möglichkeit ber Erwerbung bes Gigenthumes. 
Alle Sachen find insgemein Gegenftände des Eigenthumsrechts, und Jedermann 
Geſetze nicht ausdrücklich ausſchließen, ift befugt, daſſelbe durch ſich ſelbſt oder di 
Anderen in ſeinem Namen zu erwerben. 


Bon ganz beſonderer Wichtigkeit für die rechtliche Natur der Bermögent 
ihr unmittelbarer Gegenſtand, ob dieſer eine Sache im techniſchen Sinne, 
perſönliche Leiſtung einer hierzu verpflichteten Perſon iſt; es beruht hierauf die 
lung in dingliche und perſönliche Rechte. 

Das wichtigſte dingliche Recht iſt das Eigenthumsrecht. Man definirt es ir 
Zeit gewöhnlich als die volle und ausſchließliche Herrſchaft einer Perſon ü 
Sade !, während man früher anftatt einer Definition die einzelnen damit ver 
Rechte aufzuzählen bemüht war. Gegen .beide Arten, das Wefen des Eigentt 
beftimmen, läßt ſich mit Grund einwenden, daß aud bei nicht totaler Herrid 
eine Sache das Eigenthumsrecht dennoch fortbefteht, daß die größtmöglichſte 
binglicher Rechte das Eigenthum feinesweges vernichtet, daß dem Eigenthüm 
alle gewöhnlich mit dem Eigenthumsrechte verbunden gedachten Befugniſſe entzı 
fönnen, ohne daß er aufhört, Eigenthümer zu fein? Das Eigenthumsrech 
vielmehr in der unbeftimmten und an ſich beftinnmungslofen Herrfchaft über t 
lität einer Sache, welche nur infofern beſchränkt ift, als fie mit beftinunten 
gungen britter Perfonen auf biefe Sache unvereinbar ift ®. 

Das A. b. G. B. vefinirt im $. 354 das Eigenthumsrecht als das Befu— 
der Subflanz und den Nugungen einer Sache nah Willfür zu fohalten u 


Anderen davon auszufchliegen und zählt in den 88. 362, 363, 364 und 


1 ©. die Definitionen Savigny’s, Puchta’s, 
Sintenie’, Mühlenbruch's bei Böcking, Pandekten 
des röm. Privatrechts aus dem Standpunkte 
— heuti Tr Rechtsſyſtems (2. Aufl., Bonn 


1. Fieferung (Bonn 1855), 
s er Note 15. 


2 Als folde Befugniffe werden 3. B. von 
Schilling, Inft., II, 8.145: Beſitz, Benußung, 
Verfügung, Veränderung, Derbrauchung, Zer⸗ 
ſtörung, Ausſchließung Anderer, Heraus lagung 
vom Beſitzer, Veräußerung und Ueberlaſſung ein⸗ 
zelner Rechte an Andere aufgezählt. Dagegen 
Böding, a. a. O., Note 19: „Setze man an meinen 
nießbrauchbelafteten Eigenthum beſtehendes Pig- 
nus und Litigioſität, fo fehlen mir alle dieſe Be- 


fugniffe, ohne daß ich deshalb Cigent 
fein aufhörte.“ 

Böcking, a. a. O., S. 9. Bgl 
ſtecher, Die röm. Lehre vom Eiger 
ihrer modernen Anwendbarkeit (Abth. 
und geſetzliche Beſchränkungen, Heidelb 
Abth. II, Erwerb und Verluſt des Eig« 
1858; Abth. III, rRechtoſchutz des Eigı 
1859), I, 3 fg.; Yeift, Ueber bie 9 
Eigentbumes (Iena 1869), ©. 49 f 
tanner, „Die NRechtsftellung der Sache 
Eigenthumsbegriff, mit befonderer Rü 
Sachgeſammtheiten (universitates rer 
ceffion und Miteigentbum‘ in ben Ja 
für Dogmatit, III (1859), ©.58 fg.; W 
Lehrbuch des Pandektenrechts, I, 8. 167, 
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‚einzelnen vorzüglichſten darin enthaltenen Befugniffe auf. Noch wichtigere als die an- 
‚geiührten Bedenken, das Weſen des Figenthumee in biefer Weife zu befiniven, machen 
fh aber dagegen geltend, daß in $. 353 auch unförperliche Sachen als Objecte bes 
Eigmthumsrechts bezeichnet werden, Damit wirb ber Begriff des Eigenthumsrechts 
als eines befonders ausgezeichneten dinglichen Rechts, welches nach ganz eigenen Grund⸗ 
firen zu beurtheilen ift, ganz aufgegeben und daſſelbe mit den Vermögensrechten über: 
haupt, von denen e8 eben als eine bejondere Klaffe verfelben auszufcheiden ift, gleich- 

tend genonmmen und man ift, da das A. b. G. B. die Worte „Eigenthum“ und 
„Eigenthumsrecht“ aud in einem foldyen weiteren und uneigentlihen Sinne nimmt, in 
tem einzelnen Falle genöthigt, zu unterfcheiden, ob diefe orte im juriftifchen Siune 
oder gleichbedeutend nit Vermögensrecht zu nehmen find ®. 


8. 356. 


Wer alfo behauptet, daß der Berfon, die etwad erwerben wi, in Nüdficht ihrer per⸗ 
fialigen Fähigkeit oder in Rüdficht auf die Sache, die erworben werden foll, ein geſetzliches 
hindernifz entgegenftebe, dem liegt der Beweis ob. 

Soldye gegenwärtig nod) gültige Beſchränkungen find: 

1) Fremde, melde in Sronläntern, wo noch das Verbot der Grund» 
zerſtückelung befteht 1, Bauerngüter oder einzelne dazu gehörige Grunpftüde an ſich 
hingen wollen, find zum Eigenthume und rechtlichen Beſitze verfelben fo lange unfähig, 
Wi fie die Eigenjchaft eines Inländers und Unterthans angenommen und in den öfterr. 
Staaten ihren Wohnfig genommen haben (Hofd. vom 28. Febr. 1788, 9. ©. S., 
%. 790). Eine Ausnahme befteht nur rüdfihtlih der Unterthbanen ber ehemaligen 
beutihen Bundesftaaten (Deutihe Bundesacte vom 8. Juni 1815, 8. 18, lit. a). 

2) Die in den Yändern des ehemaligen Königreih8 Sardinien heimatberedhtigten 
Unterthanen bes Königreichs Italien find unfähig zum Erwerbe von Grundftüden, 
welche nicht mrindeftens 5 Kilometer won der Grenze entfernt find (Hof. vom 2. Yan. 
.1840, J. G. S., Nr. 401) ?. 

3) Manche Perfonen find vom Befite gewiffer Sachen nicht unbedingt ausge- 
ſqloſſen, bedürfen jedoch dazu einer befonderen behördlichen Bewilligung, in deren Er» 
wangelung dieſelben rechtlihen Folgen eintreten, wie bei unbebingtem Mangel der 
Beisfähigfeit. Dieſes ift der Fall bei Gift (8. 366 Str. G.), verbotenen Waffen und 
Mumtionen (Kaiſ. Pat. vom 24. Oct. 1852, R. ©. Bl., Wr. 223) und verbotenen 
Druchchriften 3. 

Die früher beftantenen Beſchränkungen ver Befitfähigkett ver Juden in Anfehung 
undeweglicher Güter, fowie die Beftimmung des Hoft. von 19. Dec. 1839 (Polit. 
G. E., LXVII, 280), wonad tie Juden von dem Erwerbe aller Gegenftände audge- 
Ihlofen waren, melde zum Gebrauche beim kath. Gottesvienfte dienen, wurden durch 
At. 6 und 14 des Stantsgrundgefeges vom 21. Dec. 1867 (NR. ©. Bl., Nr. 142) %, 





Was 8. 353 Eigenthum im objectiven | 
Sinne nennt, iſt nichts Anderes als eine An: 
gabe der möglichen Objecte des Eigenthums: 
tchte, während der Darauf folgende 8. 354 
unter ber Rubrik „Eigenthum im fubjecti: 
den Eine” das Eigenthumsrecht als Recht 
m jubjectiven Sinne definirt. 


Bol. auch Windſcheid, Pandekten, 8. 168. 


! Da Bauerngüter feit der Aufhebung des 
Unterihansverbandes in politiſcher Beziehung, 
and dort, wo unumſchränkte Freiheit der Grund— 
zerfütelung beſteht (ſ. die Bemerk. zu 8. 761), 
ud in rechtlicher Beziehung von auderem Grund⸗ 
eigenthum keine Verſchiedenheit mehr bieten, fo 

ie ganz allgemein für Bauerngüter ausge- 
Prohene Bejchränfung des im Terte cit. Hoſd., 

tan überhaupt, jo body nur mehr im jenen 
Tonfändern anwendbar, wo noch das Verbot 
ber Grundzerftüdelung beftebt. 


2 Da durch das Aufgehen des Königreichs 
Sardinien im Königreiche Italien nicht Die 
öfterreichifcherfeits in Betreff der ehemaligen 
jardinifchen Untertbanen beftandenen efehlichen 
Beftinmungen als von felbft befeitigt angefehen 
werden können, fo erübrigt wol nichts, als fie 
auf Die in den Yändern des ehemaligen König: 
reichs Sardinien heimatberechtigten —2*8*— zu 
beziehen. 

3Vgl. Unger, I, 370, Anm. 35. Eine 
ſolche befchränfte Beſitzfähigkeit ift auch bei 
Sachen, deren Einfuhr verboten ift, vorhanden, 
welche Randa, S. 96, lit. c, zu beit res extra 
commercium zählt. 

! Art.6 des Staatsgrunbgejetges vom 21. Dec. 
1867 (R. ©. Bl., Wr. 142) lautet: „Jeder 
Staatebürger fann an jedem Orte des Staats: 
gebietee fernen Aufenbalt und Wohnfit nehmen, 
Tiegenfchaften jeder Art erwerben und über 
diefelben frei verfülgen, ſowie unter den gefeß- 
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bie Befisunfähigfeit der unbefugt Ausgewanberten durch das Staatsgrundgeieh vo 
21. Dec. 1867 9 (R. ©. Bl., Nr. 142) Urt. 4, die der türfifhen Unterthanen infelg 
des Beitrittes Defterreihs zum türkischen Geſebe vom 18. Juni 1867 (Tundgemad 
durch das R. ©. Bl. vom J. 1869, Nr. 5) befeitigt ®. 


8. 357. 
Gintheilung des Eigenthumes in volftändiges und unvollſtändiges. 

Wenn das Recht auf die Subftanz einer Sache mit dem Rechte auf die Nutungen bı 
einer und derſelben Perfon vereinigt ift, fo ift dad Eigenthumsrecht vollftändig mud ung 
theilt. Kommt aber Einem nur ein Recht anf die Subftanz der Sade, ben Auberen bu 
gegen, nebft einem Rechte anf die Enbftanz, das ansichließende Recht auf derſelben Nutzunge 
zu, dann ift das Eigenthumsrecht getheilt und für beide unvollſtändig. Jener wird Obe 
eigenthümer, diefer Nutungseigenthiimer genannt, 


8. 358. 
Alle andere Arten der Beſchränkungen durch das Gefetz oder durch ben Willen des Eigen 
thümers heben die Vollſtäudigleit des Eigenthumes nicht auf. 
8. 359. 


Die Abſondernug des Rechts auf die Subſtanz von dem Rechte anf die Nutzungen eu 
ſteht theils durch Verfügung des Eigenthümers, theild durch geietliche Verordnung. Re 
Verſchiedenheit der zwiſchen dem Ober- und Nubungseigenthümer obwaltenden Verhältuil 
werden die Güter, worin das Eigenthum getheilt ift, Lehen-, Erbpadt- und Erbzinsgäh 


genannt, 


Bon dem Lehen wird in dem beionders beftehenden Leheurechte, von den Erbpach 


und Erbzinsgätern aber in dem Hanptftüde von Beftandverträgen gehandelt. 


lichen Se imgungen jeden Erwerbszweig aus⸗ 
üben. Für bie Todte Hand find Beſchränkungen 
bes Rechts, Liegenjchaften zu erwerben und 
über fie zu verfügen, im Wege des Geſetzes 
aus Gründen des Offentlichen Wohles zuläſſig.“ 
Darnach würden die früheren Vorſchriften über 
die Einſchränkung der Beſitzfähigkeit für aus— 
ländiſche Inden noch fortbeſtehen. Allein daß 
dieſes nicht die Abſicht des Geſetzes iſt, ergibt 
fi) aus der Beſtimmung des Art. 14 des ©e- 
jeßes: „Der Genuß ber bürgerligen und 
politifhen Rechte ift von dem Religionsbelennt: 
niffe unabhängig, fowie aus 8.33 A. b. G. B., 
wonad ben Fremden gleiche bürgerliche Rechte 
mit den Eingeborenen zukommen, wenn nicht 
zu dem Genuſſe dieſer Rechte ausdruglich die 
Eigenſchaft eines Staatsbürgers erfordert wird. 
Als ganz unvereinbar mit rt. 14 d. Geſetzes 
muß auch die Ausſchließung ber Juden von 
Ermwerbe von Gegenftänden, bie zum Ge— 
brauche beim kath. Sottesdienfte dienen, ange- 
jeben werden. — Ein vor der Wirkſamkeit 
biefes Geſetzes abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft, 
welches die Erwerbung des Eigenthumsrechts 
oder von Beſtandrechten durch einen Iſraeliten 
vum Gegenftande bat, ift nunmehr als von 

Anfang an gültig anzufehen, wenn nicht etwa 
ein Contrahent bereits vom Vertrage abge— 
gangen ift und eine folche Abficht felbft auch 
nur aus den Umftänden zu entnehmen ift. Vgl. 
bie Bemerk. zu $.5, ©. 20 vor Anm. 14 
und 15. Ganz unjuriftifh und verworren find 
bie Dagegen erhobenen Einwendungen Geller's, 
Gexigte alle 1868, 

die Bemert. jr rg 28—82. 


° Die früheren geſetzlichen Vorſchriften übt 
bie Beſitzunfähigkeit tüxt. Unterthanen (f. bi 
jelben in ber 1. Aufl. d. W., ©. 168) ware 
nur in Anwendung des "Brincips der Recipro 
eität erlaffen worben (f. insbejondere das Hefb 
vom 5. Mai 1820, Prov. G. ©. für Nieder 
öfterreih, ©. 318, für Mähren, S. 263) unl 
müſſen daher infolge der den Öfterr. Unter: 
thbanen durch den Beitritt Defterreich® zum 
tür. Geſetze vom 18. Juni 1867 authell ge 
wordenen Beſitzfähigkeit in ber Türkei für 
feitigt gelten. Die Beftimmungen biefes Ge 
ſetzes erſtrecken fih nicht nur auf bie ber Otte 
manifchen forte unmittelbar, fondern aud 
auf bie ihr mittelbar untergebenen (jouzeränen 
Länder (in Europa die Moldau und Walachei 
Serbien und Montenegro, in Afien Die Inſe 
Sanıos und der Fibanon, in Afrifa Aegyp 
und feine Nebenländer), für welche zum Be 
ſchon früher begüinfligende Ausnahmen beſtan 
ben (j. die 1. Aufl. d 

Nur in ber Provinz elta; find Die F 
den nach wie vor von der Erwerbun 
Eigenthumsrechtes an unbeweglichen hte 
ausgefchloffen (Art. 12 ©.) Hedi ed 
Hedſchas ift das Stufenland und das Tehan 
längs des Rothen Meeres, ber Mittelpunft d 
religiöjen Traditionen ber Türen. Da es jebo 
bier offenbar nicht auf Die Zurüdfegung der eörer 
ben abgeſehen ift, fonbern ledigli ie 
Rüdfichten maßgebend find, und fih in S e 
reich ein Analogon hierfür nicht findet, ſo lä 
ſich eine ähnliche Ausnahme für die Befi 
fähigfeit türfifcher Untertbanen in Defterrei 
nicht annehmen. 
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8. 860. 

Ans ber bloßen Abführung eines fortdauernden Zinfes oder jährlicher Reuten von einem 
GemdRäde kann man noch nicht anf die Theilung des Eigenthumes felgern. In allen Fällen, 
I welden die Trennung bed Rechts auf die Subftanz von dem Rechte anf die Nutzungen 
sit ansdrücklich erhellt, ift jeder redliche Beſitzer als vollftändiger Eigenthümer anzufehen. 


8. 361. 
Miteigenthum. 
Wenn eine noch ungetheilte Sache mehreren Perſonen zugleich zugehört, fo eutſteht ein 
gemeinihaftliches Eigenthum. In Beziehuug ef das Ganze werden bie Miteigenthümer für 
sine einzige Perſon augeſehen; infoweit ihuen aber gewifle, obgleich unabgefonderte Theile 
augenielen find, hat jeder Miteigenthiimer das vollftändige Eigenthum des ihm gehörigen 
Deiles. 


Die Eintheilung des Eigenthumes in Ober- und Untereigenthum beruht auf der 
Anſicht, die weſentlichen Begriffsmerkmale des Eigenthumsrechts ſeien in dem Rechte 
auf die Subſtanz (im Gegenſatze zu den bloßen Nutzungsrechten) gelegen. Man ſah 
fd daher in allen jenen Fällen, in welchen man die ſog. Proprietätsrechte zwiſchen 
mehreren Perfonen nicht nach intellectuellen Theilen, fondern als felbftändige, für fid 
‚ beftehende Befugniffe vertheilt fand, genöthigt, ein getheiltes Eigenthumsrecht (dominium 
 dirisum) anzunehmen und zwar namentlicd beim Erbpacht, Erbzins, Bodenzins, vor- 
"glich aber beim Lehen. Man nannte das Recht des Erbpäcters, Erbzind- und 
Bedenzinsmannes und des Bafallen, weil allen dieſen nächſt gewiffen Rechten auf bie 
! Babflanz ausfchlieklih das Recht auf die Nutzungen zuftand, Nutzungseigenthum (dom. 
' utile) und das Recht vesjenigen, welder blos über die Zubftanz verfügen konnte, 
 Obereigenthunt (dom. direetum) !, 

Dieſe praktiſch keineswegs gleichgültige Gintheilung ? ift aus dem Grunde zu 
verwerfen, weil in allen jenen Fällen, in welchen man von einem dom. utile ſpricht, 
Hofe jura in re aliena vorhanden find, welche, fo fehr fie das Eigenthumsredt be- 
ſchränken mögen, dennoch fein wahres Eigenthumsrecht find. Denn das Eigenthums- 
seht befteht in der am fich unbeftimmten rechtlichen Herrichaft über eine Sache, während 
jene Rechte, welche mıan mit dom. utile bezeichnet, wie alle anderen jura in re aliena 
das Recht des Eigenthümers nur infofern beſchränken, als eine ſolche Beſchräukung in 
tiefen Rechten jelbit gelegen ift und Das Eigenthumsrecht wieder frei wird, fobald jene 
deſchränkenden Rechte ver Nichteigenthümer auf was immer für eine Art erlöfchen, was 
leineswegs auch für die bloßen fog. Nugßungseigenthümer gilt, indem diefe, wenn aud) 
das Recht des Eigenthümers an der Sache aufhören follte, immer nur vermöge eines 
eigenen von ihrem Dinglicen echte unabhängigen Rechtsgrundes das Eigenthum 
erwerben fünnen. 

Während es feine Theilung des Eigenthnumsrechts nad den einzelnen barin ent- 
baltenen Befugniffen gibt, ift es fehr wohl möglich, daß es mach intellectuellen 
Intheilen, d. i. in der Art zwifchen mehreren Berfonen getheilt ift, daß jeder Die ganze 





"Die Ausprüde dominium direetum und | zu überfeßen, und verftand Darunter jenes 
ale rühren ſchon von ben (Sloffatoren ber. | Nechteverbältniß, kraft deffen Jemandem alle 
an verftand unter dom. utile das Recht, /Nutzungs- und einige Proprietätsrcchte zu: 
Welhes mit einer rei vindicatio utilis (zum | fanden, während man unter dom. directum 
nterſchied von direeta) Magbar geltend ge | alle übrigen Proprietätsrechte begriff. Dgl. 
Macht werben konnte, wozu man anfinglih | Bangerow, I, 8. 302, Anm.; Windſcheid, 
te Fälle, im welchen Jemand nur fog. beni- | 8. 169° (2. Aufl.), Anm. 9; Pütter, Die 
tatiſcher Eigenthümer war, dann aber auch | Lehre vom Eigenthnm nad deutſchen Rechten, 
as Recht des Emphotenta und Superficiars, aus den Quellen dargeſtellt und mit den röm. 
Asbeſondere aber das Recht des Vaſallen, Rechtsgrundſätzen verglichen (Berlin 1831), 
chem man ebenfalls eine rei vindieatio | ©. 54; Sell, ©. 46 fg. 
itilis zuerlannte, rechnete, und in den Fällen 2 So hat z. B. nur der Eigenthümer An— 
T rei vindicatio utilis von einem dominium | ſpruch auf das angeſpülte und abgeriffene Fand 
Sle fprad. Nac und nach fing man au, | talluvio und avulsio, 88. All und 412) und 
tefen Auadrud mit „nußbares Eigenthbum“ | Die insula nata (8. 407). 
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Sache, aber jeder nur zum Theile, jedoch Feiner von ihnen ein beftimmter reeler 
Theil ausſchließlich gehört, ſodaß immer blos ver Rechtsinhalt als getheilt anzufchen 
ift (Miteigentum, condominjum) ®. 

Nachdem fhen durch das Gefeß vom 17. Dec. 1862 (R. G. Bl., Nr. 163) ie. 
Ruſtical⸗ und Beutellehen, fowie die fonftigen ihrer Natır nach frei verfäuflicen u 
vererblichen Lehen aufgehoben worden waren, wurde der Lehenverband gänzlich befeitig: 
in Steiermarf durd) Gelek vom 31. Dec. 1867 (R. ©. Bl. vom Jahre 1868, Kr. 8);. 
in Salzburg durd) Gefeg von 31. Dec. 1867 (R. G. Bl. vom Jahre 1868, Nr. 9); fir‘ 
Mähren (mit Ausnahne des Deutſchen Ordens), Defterreih unter und ob ber Em, 
Böhmen, Schlefien, Tirol und Vorarlberg, Görz, Gradiska, Iſtrien und ber Gtebti 
Trieft mit ihrem Gebiete, Dalmatien, Kärnthen, Krain durch das Geſetz vom 12. Mä 
1869 (R. ©. Bl., Nr. 103—112). 





&. 362. 
Rechte des Eigenthümers. 

Kraft des Rechts, frei über fein Eigenthum zu verfügen, kann der vollſtändige Eige 
thümer in der Regel feine Sade nad Willfür bennben oder unbenutzt Iafien; er lam ſe 
vertilgen, ganz oder zum Theil anf Andere übertragen oder unbedingt ſich berieben begehen, 
das ift, fie verlaflen. 

8.368. _ 
Beihränfungen ber Rechte. 

Eben diefe Rechte genießen and unvollſtändige, ſowol Ober- als Nutungseigenthänr; 

nur darf der Eine nichts vornehmen, was mit dem Nechte des Anderen im Widerſpruch fehl. 


8. 364. 
Ueberhaupt findet die Ausübung des Eigenthumsrechts nur infofern flatt, als babark 
weber in die Mechte eines Dritten cin Eingriff geſchieht, noch die in den Gefeen zur Er 


haltung und Beförderung des allgemeinen Wohles vorgefhrichenen Einfchräntungen überterien 
werden. 


Ueber die Aufzählung im 8. 362 der im (Sigenthumsrechte liegenden Befugnife 
ſ. die Bemerfungen zu den 88. 353— 355. 

Beihränfungen des Eigenthumsrechts von ver im $. 364 angebeuteten Art find 
in den Bau= und Feuerlöſchordnungen, Forſt- und Berggefeßen ꝛc. enthalten. 


8. 365. 


Wenn es das allgemeine Beite erheifcht, muß ein Mitglied des Staates gegen cine «= 
gemefiene Schadloshaltung felbit das vollſtändige Eigenthum einer Sache abtreten. 


Das Recht der Staatsgewalt, im Umfange ihres Territoriums im öffentlichen 
Intereffe und gegen Entſchädigung die Abtretung des Eigenthunsrechts oder ander 
binglicher Rechte zu verlangen, heift das decht der Erpropriation 1, 





©. 54, 55. Bgl. gegeu die Annahme em 


»Vgl. über Den Begriff des Miteigenthumes 
ſolchen Gefammteigenthumes auch Gerber, © 


Sell, ES. 44; Pagenftecer, I, 23 fg.; ir: 


tanner, in den Jahrbüchern für Dogmatik, III, 
239 fg. Verſchieden von dem hier aufgeftellten 
Begriffe bes Miteigentbumes ift dag Gefamınt- 
eigenthbum des beutichen Rechts, welches fo 
gedacht wird, daß feinem der Miteigenthümer 
irgendein Theil des Rechts ober der Sache ge— 
hört (Rem habent, nec pro indiviso, nec pro 
diviso, nec pro certis partibus, nec pro in- 
certis partibus; sed sine partibus), fo 3. B. 
bei ber ehelichen Gütergemeinfchaft. „Ein fol 
ches Eigenthum ift aber nicht blos fehr ſchwierig, 
. fondern ganz unmöglich zu begreifen”, Pütter, 


ftem des deutſchen Privatrechts (8. Aufl., Im 
1863), $. 77; Windſcheid, I (2. Aufl), $. 169° 
Anın. 8. 

Vgl. Meyer (Georg), Das Recht ber & 
propriatien (Leipzig 1868, &. 4). Das Neil 
der Erprepriation wird nicht blos gegen Be 
Angehörigen des betreffenden Stantes, Tone 
auch gegen dinglich berechtigte Ausländer wirt 
fam, jedoch muß ſich das zu erproprürcakt 
Recht auf eine im Territorium des betreffenden 
Staates befindliche Sache beziehen. lingenau 
Meyer, a. a. O., S. 4 
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Welche Bedingungen für die Zuläffigfeit der Erpropriation erforbert werben, ifl 
Bine Frage des Staatsrechts; Gegenftand des Privatrehts bildet nur die Entfhäbigungs- 


Bon dem Kigenthumsrehte. 99. 362—-365. 


M Anſehung des aus der Erpropriation entftehenden Rechtsverhältniſſes ift zu 

waiercheiden, ob der Erpropriat in bie Erpropriation willigt oder nit, und im 

aſteren Falle wieder, ob Erpropriant und Erpropriat zugleih auch über die Entſchä— 

Ripingsfrage einig find, oder ſich zwar über die Abtretung, nidyt aber über bie Ent- 
tgung geeinigt haben. 

’ n fih Expropriant und Erpropriat ſowol über die Abtretung als über vie 
hädigung geeinigt, fo Liegt ein einfacher Kaufvertrag vor, der im Momente ver 
enseinigung perfect wird. Iſt zwar eine Einigung über die Abtretung, nicht aber 

Ber die Entſchädigung zu Stande gelonmen, fo liegt ein bebingter Kaufvertrag vor, 

deflen Perfection von der Feſtſetzung der Entſchädigung abhängt, auf melde aber beide 

Theile dringen können. Kommt eine Einigung weder über die Abtretung noch über bie 

Eutfhädigung zu Stande, fo wird die Pflicht zum Wbtretung auf der einen Seite mit 

dem Diomente der Rechtskraft des Erpropriationserfenntniffes eriftent. Bis zur wirf- 

ischen Feſtſetzung der Entſchädigung ift das Rechtsverhältniß, gleihwie wenn eine Ver- 

Rubarung über die Abtretung, nicht auch über die Entihädigung ftattgefunden hat, ale 

bedingter Kauf anzufehen. 

Die Feſtſetzung der Entſchädigung kann dann entweder im Wege der freien Ver— 
einbarıng oder durch bie competente Behörde erfolgen. Jeder Theil hat aber ein Recht, 
biefe Feſtſetzung zu veranlaffen, und kann fein Theil einfeitig zurüdtreten ®. 

Die neueiten Borfchriften über das Verfahren in Erpropriationsfällen enthält bie 

Tirol und Vorarlberg erfloffene M. Vdg. vom 27. April 1859 (R. ©. Bl. 
Kr. 71), durch welde in ven genannten Kronländern das duch M. Boy. vom 
'&. Dec. 1855 (R. G. Bl., Nr. 213) für Grundeinlöſungen zu Staatseifenbahnbauten 
vergezeichnete Verfahren auf alle Grundeinlöfungen, welde im Wege der Erpropriation 
sfr öffentliche Ziwerfe vorgenommen werden follen, ausgedehnt wurde. Die Berhand- 
ang und Entſcheidung über Grundeinlöfungen zu öffentlihen Zweden fteht hiernad) 
den politifchen Behörden zu, melde die einzulöfenden Grundftüde genau zu bezeichnen 
"ud durch die Kealinftanzen die Ausfertigung von Edicten zu veranlaffen haben, in 
melden Alle, welche auf die zu erpropriirenden Grundſtücke ein dingliches Recht haben, 
at Anmeldung deſſelben aufzufordern find. Die Anmeldungsfriſt iſt auf 90 Tage zu 
befimmen und in der Anmeldung find zugleich) die Anſprüche felbft zu erweifen. Wer 
die rechtzeitige Anmeldung verfäunt, werliert jeden Anſpruch an den Staatsſchatz. 
Eind tie betreffenden Intereffenten mit ver angebotenen Entfhädigungsfumme nicht 
jufrieben,, fo find fie mit ihren Mehranfprüden auf den Rechtsweg zu vermeifen, 
ohne daß dadurd) die Abtretung der einzulöfenden Grundftüde gehemmt wird, melde 
fogleih nach eingetretener Rechtskraft des von der politifhen Behörde gefällten 
Erpropriationserkenntniffes zu erfolgen hat, in fehr dringenden Fällen aber auch noch 





"Ro. Meyer, a. a. O., S. 183 fg., 186 fg., 
188 fg., 212, 213, 215. Als Entfhädigung 
fan auch eine Naturalleiftung vorkommen, in 
Klden Falle dann das obligatorifche Rechte: 
derhältniß ala Tauſch zu behandeln ift; anftatt 
DB dinglichen Rechts ſelbſt kann dem Berech 
tigten auch blos Die zeitweilige Benutzung 
eſſelben entzogen werden, und es erſcheint 

an die Erpropriation ala Pacht, Miethe ꝛc. 
gl. Meyer, ©. 1%. Die Auffaffung der 

propriation ale Kauf kann jedoeh nur info- 
Weit die Anwendung ber Grundfäre über Kaufe 
derträge zur Folge haben, als fich dieſe aus 

Natur der Peiftung und Gegenleiftung er: 
geben, nicht auch iniofern fie aus dem vor- 
yandenen Conſens hervorgehen, wenn und info: 
deit diefer bei der Erpropriation nicht vorhanden 
8%. Denn da der Erpropriat durd feine Ein- 


willigung in die Erpropriattion nur Die Abficht 
bat, fich der Nothwendigkeit zu fügen, fo kaun 
er durch feine Zuftimmung in feine ungünftt- 
gere Yage verfeßt werden, als wenn er es auf 
die wangoweiſe Durchführung hätte ankommen 
laſſen. Nah gem. Rechte tritt dies praktiſch 
bervor bei Haftung des Verkäufers für culpa. 
Nah gem. Rechte haftet der Verkäufer, weil 
der Kauf in beiderfeitigem Intereffe gejchloffen 
gift, für omnis culpa, bei der Erpropriation 
hingegen, wo der Erpropriat nur der Notb- 
wendigkeit fich fügend anzufehen tft, fomit Die 
Vorausſetzung entfällt, daß er fein Recht frei- 
willig und im eigenen Jutereſſe weräußert 
babe, blos für culpa lata. Nach öfterr. Recht 
ıft Das freilih anders. Vgl. die Bemerf. zu 
88. 1293—1295. 


Lg 
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früher durch die politifche Behörde verfügt werben kann, in welchem Falle vorher der 
Werth des Grundftüdes unter Zuziehung des Eigenthümers feftzuftellen ift. 

In den Übrigen Kronländern beftehen eigene Vorjchriften für Erpropriationen zum 
Zwecke des Strafenbawes ?, des Wafferbaues *, des Eifenbahnbaues ®, der Kataſtrab 
vermeflungen 6, ber Erweiterung von Gaſſen 7, zu Zwecken ber Staatömonopole, in⸗ 
beſondere des Salzes 8, 

Ein Ball der Erpropriation bei beweglichen Saden ift in der Di. Bog. vom 
11. Sept. 1850 (2. ©. DL. für Mähren, Nr. 138) bezügli der Anwendung ver 
Keule zur Verhütung der Rinderpeſt enthalten. 


$. 366. | 
Klagen aus dem Eigenthumsrechte: 1) Gigentlihe Eigenthumsklage: wen unb gegen wen fie gebühre? 
Mit dem Rechte des Eigenthümers, jeden Anderen von dem Befige feiner Sade aut 
fließen, ift auch das Recht verbunden, feine ihm vorenthaltene Sade von jedem Juhale 
durch die Eigenthumsklage gerichtlich zu fordern. Doc fteht diefes Recht bemienigen nich 
zu, welcher eine Sache zur Zeit, da er nod nicht Eigenthümer war, in feinem- eigenen Rawrı 
veränßert, in der Folge aber das Eigenthnum derfelben erlangt hat. 


8. 367. 


Die Eigenthumsllage findet gegen deu redlichen Beſitzer einer beweglichen Sade uidt 
ftatt, wenn er beweift, daß er diefe Sache entweder in einer öffentlichen Verſteigernug ar 
von einem zu diefem Verkehre hefnugten Gewerbömanne, oder gegen Entgelt von Iemandın 
an ji gebracht hat, dem fie der Kläger felbit zum Gchraudhe, zur Verwahrung, ober is 
was immer für einer anderen Abſicht anvertraut hatte. Ju diefen Fällen wirb von dem zb 
lichen Befizern dad Eigenthum erworben und dem vorigen Eigenthümer fteht nur gegen jem, 
die ihm dafür verantwortlich find, dad Recht der Schadloshaltung zu. 


8. 368. 

Wird aber bewielen, daß der Befiter entweder ſchon aus der Natur ber an fig ger 
brachten Sadje oder aus dem auffallend zu geringen Preife derfelben, sber aus dem belanzien 
perſönlichen Eigenſchaften feines VBormannes, aus defien Gewerbe oder anderen Verhältuifen 
einen gegründeten Verdacht gegen die Redlichkeit feines Beſitzes hätte ſchöpfen künnen, fo mu 
er als ein unredlicher VBeliger die Sade dem Eigenthümer abtreten. 


8. 369. 
Bas dem Kläger zu bemeifen obliege? 
Wer die Eigenthumsklage übernimmt, muß den Beweis führen, daß der Bellagte dit 
eingellagte Sache in feiner Macht habe und daß dieſe Sache fein Eigenthum fei. 
8. 370. 


Wer eine beweglidie Sade gerichtlich zurückfordert, muß fie durch Merkmale beſchreiben 
wodurch fie von allen Ahnlihen Sachen gleiher Gattung ausgezeichnet wird, 





» Hoft. vom 2. Mai 1818, Bolit. G. S. 5 Big. vom 8. Dec. 1855, 8. G. B 
XLVI, 149; vom 11. Oct. 1821, Bolt. G. S., Nr. 212. 


XLIX', 306; 31. Dec. 1841 und 2. April 6 Decret der Grundfteuerregulir 
€ unasbo en 
1842 (Boy. “ faib. Gub. vom 22. April miſſion vom 19. ee oo. geht r 


1842), Brov. G. S., ©. 151 — welde Bor: 

ſchriflen durch M. €. vom 7. Okt. 1858, De S. 314; wie, Sandend, 

Mr. 179, R. ©. Bl., auch auf Dalmatien aud- [ 

gebehnt wurde. Dal. Michel, Handbuch, I, * Bauordnung für Wien vom WU. De 

Nr. 616 fg.; Stubenraud (2. Aufl.), I, 484jy, ; 1869, X. ©. Bl. 1870, Nr. 1 und für Indr 
‘ Die Vorſchrift über Erpropriationen zum ftrießauten außerhalb Wiens vom 20. De 

Zwecke des Straßenbanes find durch Hefd. vom 1869, L. G. BI. 1810, Nr. 2. 

23. Oct. 1834, Polit. ©. ©., LXII, 239 aud v Zoll - und Staatemonopolordnung PA 

auf Wafferbanten für anwendbar erflärt werden. 11. Juli 1835; Michel, Handbuch, I, Nr. 656 
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$. 371. 


Sachen, bie fi auf biefe Art wicht unterſcheiden Iaflen, wie baares Geld mit anderem 
nen Gelbe vermengt, oder anf den Meberbringer Iantende Echnibbriefe, find alſo in ber 
egel fein Gegenſtand der Eigenthumstlage, wenn wit foldhe Umſtände eintreten, ans denen 
s Möger fein Eigenthumsrecht beweifen Tann, und ans denen der VBellagte wifien mußte, 
er die Sache fi zuguwenden nicht berechtigt fei. 


Das Recht des Kigenthümers kann in doppelter Weife verlegt werben, nämlich 
) buch vollfländige Nichtanerkennung feines Eigenthumsrechts unter Bor- 
haltung des Beſitzes; 2) durch nicht vollftändige Anerkennung des Eigenthums⸗ 
HE duch Anmaßung irgendeiner Beſchränkung deſſelben. Zum Schutze gegen bie 
gteren Beſchränkungen der Freiheit des Kigenthumes dient die fog. actio negatoria, 
ovon das A. b. G. B. einen Gall im $. 523 behandelt; gegen vollftändige Nicht. 
sertennung kann ſich der Eigenthümer durch die eigentliche Figenthumsflage, rei vin- 
katio, ſchützen, wovon vorzüglid bie vorftehenden Paragraphen handeln. 

Kläger bei der rei vindicatio ift derjenige Eigenthümer, welcher fi gar nicht im 
Kite der ihm eigenthümlichen Sache befindet, oder welcher zwar juriftifcher Beſitzer 
njelben ift, dem aber der Naturalbefig von Jemandem aus was immer für einem 
kunde vorenthalten wird 1. 

Noch foweit gehende Beichränkungen des Eigenthumsrechts durch jura in re aliena 
eben der Anftellung diefer Klage gegen Dritte nicht im Wege. Bellagter bei ber 
igenthumsflage ift nur der Beſitzer der Sache, gleichviel ob juriftifcher Beflter oder 
ger Inhaber (qui tenet et habet restituendi facultatem). Gegenſtand der Eigen- 
wmelinge find nur beftimmte Törperlihe Sachen, an melden Eigenthumsrecht möglich 

Eine Folgerung aus diefem Grundfage ift, daß res extra commercium und aud) 
wantitäten fungibler Sachen nicht vindicirt werden können, wenn fie fi nicht genau 
on anderen ähnlichen Gegenftänden unterfcheiden laſſen ($. 370). Aber auch unter 
wfer Borausfegung ift die Cigenthumsflage bezüglih fungiblee Sachen nur in 
r —F ſtatthaft, wenn ver Beklagte den Beſitz mala fide erworben hat (8. 371 

.G. 8.) 2. ” 

Die Eigenthumsklage wird ausgeſchloſſen: 

1) Durch die fog. exceptio rei venditae et traditae ?, worunter man alle jene 
Ale begreift, in welchen Jemand durch ein am ſich zur Erwerbung des Eigenthumes 
mgliches Nechtögefchäft, 3. B. Kauf, Tauſch, Schenkung, eine Sache tradirt erhalten 
tt und dadurch Eigenthiimer geworden wäre, wenn ber Tradent felbft Eigenthlimer 
eweſen wäre. Erwirbt nun der Veräußerer in ver Folge das Eigenthun an diefer 
eräußerten Sache, jo faun er die Eigenthumsklage nicht anftellen (8. 366). Dieſe 
Anwendung fteht, wie nad) röm.*, ohne Zweifel auh nad öfterr. Rechte dem vindi— 
tenden Eigenthümer analog auch dann entgegen, wenn ber wahre Eigenthümer Erbe 
es Veräufererd wird, ober wenn Jemand eine Sade, ohne fie tradirt erhalten zu 
aben, gefauft oder durch Tauſch oder fonft ein gitltiges Nechtsgefchäft ® einen klagbaren 





I Hierauf bezieht fih auch nach Puchta, Inſt., 

18.232, Note c, ferner Pandekten, 8. 168, 
dei, der vielbejprocdhene casus unus in $. 2 
de actionibus (4. 6.) „Sane uno casu qui 
nidet, nihilo minus actoris partes obtinet, 
nt in latioribus Digestorum libris oppor- 
dius apparebit.” Solche Fälle würden 5.8. 
teten, wenn ber Eigenthümer von dem 
mbgläubiger, Miether, Depofitar 2c. nad 
digung des betreffenden Kechtsverhältniffes 
ie Sache zurüdfordert.e Vgl. über Dieje 
zerſt controverfe Stelle Vangerow (7. Aufl.), 
8. 332, Anm. 3, ©. 651 fg., mwelder alle 
berigen Berfuche zur Erklärung biefer Stelle 
ungenügend hält. 


? Vgl. Unger, Entwurf, S. 203 fg. S. aud 
Obftg. Entſch. vom 4. Juni 1857, 3. 4472, 
Glaſer und Unger, I, Nr. 373, mit welcher ver 
Bindication eines Sparkuffenbuches ftattgegeben - 
wurbe, weil Sparlaffenbüder durh Nummern, 
Serien und Namen unterfchteden werben fünnen. 
Bgl. aud) die Bemerkungen zu $. 444, Annt. 1. 

3 Die Bezeihnung exceptio rei venditae et 
traditae iſt nur & potiori entnommen. 

Vgl. Vangerow (7. Aufl.), I, 659 fg. 

5 Schenkungen wären nur dann bierber zu 
rechnen, wenn fie fchriftlich errichtet murben, 
weil ſonſt nicht auf Uebergabe geklagt werben 
kann (8. 943). 
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Anſpruch auf Uebergabe der Sache erworben hat und in der Folge den Beftk auf ein 
nicht fehlerhafte Art erlangt. 

2) Bei beweglihen Sachen, wenn bieje reblicherweife entweder a) in einer Affe 
lichen Berfteigerung oder b) von einem zum Verkehr hiermit befugten Gewerbemame, 
ce) gegen Entgelt, von Jemandem erworben wurden, dem fie der Kläger ſelbſt zum Ge 
brauche, zur Verwahrung oder in was immer für einer anderen Abſicht anvertraut hat 
(Hand muß Hand wahren) (8. 367) ®. 

Nah Art. 307 9. ©. erwirbt auch derjenige, welcher Inhaberpapiere redlicher 
weife von wem immer an fich bringt, das Eigenthum an benjelben. — Die Beftimmung 
des Art. 306 9. ©., daß der reblihe Erwerber, wenn er von einem Kaufınamm 
Waaren oder andere beweglihe Sachen, weldhe von ihm in feinem Handelsbetrich 
veräußert werden, an fi bringt, das Eigenthum an dieſen Gegenftänden dann nid! 
erwerbe, wenn diefe Öegenftände geftohlen oder verloren waren, findet nad 
öfterr. Recht Feine Anwendung, weil nah Art. 308 9. ©. dadurch die dem Belike 
günftigeren Landesgeſetze nicht berührt werben ſollen, $. 367 U. 6. ©. 3. aber für de 
Befiger in der That günftigere Beitimmungen aufftellt, indem danach der Umftand, daj 
eine Sache geftohlen over verloren ift, auf die Erwerbung des Eigenthumes feine 
Einfluß hat ?. Ä 

Nah öfter. Recht hat der Eigenthlimer immer expressa causa zu Hagen, db. } 
es muß in der Klage der NRechtstitel angegeben werden, worauf man fein Eigenthums 
recht gründet ®. 


8. 372. 
Klagen aus bem Eigenthumsrechte: 2) Gigenthumsflage aus dem rechtlich vermutheten Gigenthume bes Klägers. 
Gegen welden Befiger biefe Vermuthung eintrete? 

Wenn der Kläger mit dem Veweiſe des erworbenen Cigenthumes einer ihm vorenthalten 
Sache zwar nicht ausreicht, aber den gültigen Titel und die echte Art, wodurd er zu ihren 
Beſitze gelangt ift, dargethan Hat; jo wird er doch in Rückſicht eines jeben Beſitzers, der 
feinen oder nur einen ſchwächeren Titel feines Befibes anzugeben vermag, für ben wahre 
Eigenthümer gehalten. ° 

8. 373. 


Weun aljo der Beklagte die Sache auf eine unredliche oder nnrechtmäßige Weile befkt, 
wenn er keinen oder nur einen verdäcdtigen Vormann anzugeben vermag, sder wenn er dir 
Sade ohne Entgelt, der Kläger aber gegen Eutgelt erhalten hat, jo muß er dem Klägeı 
weichen. 

8. 374. 


Haben der Beklagte nnd der Kläger einen gleichen Titel ihres erhten Beſitzes, fo gebühr 
dem BcHagten Traft des Beſitzes der Vorzug. 


Wer mit der Eigenthumsflage auftritt, hat fein Eigenthumsreht vollkommen ;: 
erweifen, wibrigend er mit berfelben aud dann abzumeifen wäre, wenn felbft fe 
Anſpruch auf die Sache weit begründeter wäre, als ber des Bellagten 1. 

Indeffen führte ſchon frühzeitig das praftifche Bedürfniß dahin, Jemanden, welde 
eine Sache veblicherweife erworben hat, gegenüber demjenigen, welcher Teinen folde 
Erwerbgrund für ſich anzuführen im Stande ift, in feinem relativ beſſeren Rechte z 





s Bgl. hierzu Obftg. Entſch. vom 13. Nov. ? Diefes ift auch anerfannt in ber ob« 
1861, 3. 6949, Glafer, Unger und Walther, | Anm. 6 citirten Obftg. Entf. vom 11. Yu 
II, Nr. 1417. Die Redlichleit bei der Be» | 1866. 
fiterwerbung ift nicht vom beffagten Befiter, s Nah öſterr. Recht ift Diefes nad 8. 
jondern bie mala fider beffelben vom Kläger | N. ©. DO. unzweifelhaft. Nach röm. Recht 
zu erweifen. Vgl. Die Bemerk. zu den 88. 1460— | Diefe Frage beftritten, ſ. hierüber insbefonde 
1464 vor Anm. 4, und die Obftg. Entid. vom | Puchta, Kleine ciwiliftifhe Schriften, gefamm 
11. Juli 1866, 3. 6268, Gztg. 1867, Nr. 91. | und herausgegeben von Ruborff (Leipzig 186 
©. über die Entftehung des $. 367 aus dem | Nr. IX, 170 fg. 

A deutihen Rechte Erner, Tradition, I Bgl. Bagenfteher, II, 137 fg. 
. g. 
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Nach röm. Recht diente zu dieſem Zwecke bie auf der Fiction ber volleiveten 
beruhende actio publiciana *. Der 8. 372 nennt dieſes Redtsmittel „Klage 
dem rechtlich verumtheten Eigenthume”. . 

Die Erforberniffe diefer Klage find: 

1) daß der Kläger den Befik der Sache justa causa erworben, dann aber wieber 








’ 

2) daß der Bellagte entweder gar Feine rechtlich anerkannte Erwerbungsart feines 
für fih anführen kann (unrechtimäßiger Beſitzer if), ober mur einen ſchwächeren 
feines anzugeben vermag, als der Kläger, welcher mit diefer Klage gegen 
auftritt. ALS ſolche ſchwächere Titel werben im 8. 873 beifpielsweife bezeichnet, 
der Beklagte (zwar rechtmäßiger, aber) unreblicher Befiger iſt over nur einen 
tigen VBormann anzugeben im Stande ift, oder wenn ber Bellagte die Sache 
ber Kläger aber gegen Entgelt erworben hat. Vermag ber Kläger feinen ftärkeren 
nicht nachzumeifen, fo wird er mit feiner Klage fachfällig, und nach dem Grund⸗ 
: actore non probante reus absolvitur, ber Beklagte im Befige der Sache erhalten ®, 


| 8. 375. 
. Wer eine Gase in frembem Namen befitt, Tann ſich gegen die Eigenihumslinge daburch 
Hisen, daß er feinen Vormann nambaft macht und ſich darüber ausweik. 

©. hierüber die Bemerkungen zu &. 3481. 


8. 876. 
Geſetzliche Folge: 1) Der Wbleugnung bes Beſttzes. 

Ber ben Bell einer Sache vor Gericht Ienguet und befien überwieſen wird, muß bem 
Mäger beöwegen allein fchen dem Beſitz abtreten; doch behält er das Net, in ber Folge 
fr Eigenthumstlage anzuftchen. .. 377 
" Geſetgliche Folge: 2) Des vorgegebenen Befiges. . 
Wer eine Sache, bie er nicht beftgt, zu beſitzen vorgist und deu Kläger baburd irre 
Bist, haftet für allen daraus entitehenden Schaden. 


8. 378. 
Beleglihe Folge: 3) Des aufgegebenen Befiges der ftreitigen Sache. 
Ber eine Sacht im Beſitze hatte und nad zugeftellter Klage fahren lich, muß fie dem 
Bläger, wenn diefer ſich nicht an ben wirklichen Inhaber halten wit, auf jeine Koſten zurück⸗ 
verihaffen oder den auferordentlihen Werth berfelben erfeten. 


‘ 8. 879. 
Bas ber Befiger dem Gigentbümer erftatte. 


Was ſowol der redliche als unredliche Befiger dem Eigenthlimer in Anfehung des ent⸗ 
yangenen Nutzens oder des erlittenen Schadens zu erſetzen babe, ift in dem vorigen Hanpt- 
Ride beftimmt worden. 


Eine weſentliche Vorausſetzung der Eigenthumsflage ift ver Beſitz des Beklagten. 
Um ober dem Kläger diefen an ſich oft fehwierigen Nachweis zu erleichtern und dem 
Öeflogten durch einfaches Ableugnen des Beſitzes nicht ein bequemes Mittel an bie 

d zu geben, fich gegen tie Reftitution der Sache zu fhügen, hat der mit ber 
igenthumoͤklage belangte Beklagte, welcher den Beſitz der Sache leugnet und deſſen 

ieſen wird, ſchon aus dieſem Grunde allein dem Kläger den —* abzutreten 
5. 376), in welchem Falle dann der klagende Eigenthümer in die günſtigere Stellung 
9 Bellagten kommt und der frühere Beklagte ald Kläger aufzutreten hat. 





” Bgl. Pagenftecher, 111, 193 fg.; Sell, | von den neueren Gefeßgebungen auch bei be- 
Maliche Rechte, S. 397 fg. weglichen Sachen zugelafien. Nah röm. Recht 
° 6, auch die Bemerf. zu 88. 323—325 und | ift es ftreitig, ob fie nicht blos auf Immobilien 
8. 523. Anwendung batte und bei beweglichen Sachen 
I Die nominntio, laudatio auctoris wird | ausgefchloffen war. 
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Die Kegel, daß nur ber Beſitzer einer Sache mit ber Eigenthumsllage 
werben kann, erleidet folgende zwei ſchon mad; röm. Wedit 1 beſtehende und Re bed 
Öfterr. Recht übergegangene Ausnahmen: a) Wenn ein Nichtbeſitzer fih auf 
Eigenthumsklage fo einläßt, als wenn er Vefiger wäre und den Gigenthlimer abſiqtlich 
irreführt, um ibn vielleicht von der Anftellung der Eigenthumsklage gegen bem wirklichen 
Beſitzer abzuhalten (si quis liti se obtulit) ($. 377); b) wenn ber im Beſitz befindlich 
Beklagte während des Proceſſes die Sache fahren ließ (si dolo malo possidere desit): 
($. 378). Im beiden Fällen erfolgt bie Berurtheilung ganz fo, als wenn der Bellatte 
fih wirflih im Befike der Sache befänve, und er hat dem Aläger m erfteren Yale: 
für allen dadurch entftandenen Schaden zu haften, im zweiten Falle fogar ben 
ver außerorbentlichen Vorliebe zu erfegen. Der anf folde Art fadhfällig gem 
Beklagte kann jedoch, wenn ber Eigenthümer fpäter wirflih in ben Beſitz ber 
gelangt, das Gezahlte zurüdverlangen, weldyer Verbindlichkeit ſich aber ver Gig 
durch Meberlaffung der Sache an ihn entziehen Tann. Denn bie 58. 377 und 37 
legen dem Bellagten nur bie Verpflichtung auf, den Magenben Cigenthümer vollkonmes 
ſchadlos zu halten. Auf mehr als ven Erſatz des erlittenen Schadens hat ber Eigen 
thümer feinen Anfprud. Es kann ihm daher nicht geftattet fein, die a felbft und 
beren Werth zu behalten und er bat daher dem fietus possessor das Bezahlte wieder 
zurückzuerſtatten. Da er jedod dadurch, daß er ben Beſitz ber Sache wiebererlangt ha 
in feine ungünftigere Lage fommen kann, ald wenn dies nicht der Ball geweſen wäre, mf 
ihm die Wahl geftattet fein, ob er die Sade felbft oder deren Werth herausgeben wil®, 

Ueber die grundbücherliche Auszeichnung der Streitanhängigleit bei CEigentkumk 
ftreitigfeiten |. die Bemerk. zu 88. 445, 446. ' 












' Bgl. Arndts, Pandeften (5. Aufl.), 8.166; | wirklichen Befiger fann ber verurt 
Bangerow, I, 647 fg. possessor nad) öfterr. Recht ſow als jr 

” Anders nad) röm. Recht, nach welchem bie | röm. Recht (vgl. Bangerom, a. a. D ., ©. 
Zahlun ng ber litis aestimatio als Privatftrafe | verlangen, inbem ihm biefes Recht nirgendt 
galt. e Ceſſion der Klage gegen ben ! eingeräumt iſt. 


—* 
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Driltes Haupiſtück. 
Bon der Erwerbung des Eigenthumes durch Zueignung. 


8. 880. 
Rechtliche Erforderniſſe der Erwerbung. 
e Titel mid ohne rechtliche Erwerbung Tann Tein Eigenthum erlaugt werben. 


8. 381. 
Titel und Art ber unmittelbaren Grwerbung. Die Bueignung. 


freiftehenden Sachen befteht der Titel in ber angeborenen Freiheit, fie in Beſitz zu 
Die Erwerbungsart ift die Zueignung, wodurch man ſich einer freiſtehenden Sache 
t, in der Abſicht, fie als die ſeinige zu behandeln. 


8. 382 
ſtehende Sachen Tönnen von allen Mitgliedern des Staates durch die Zueigunng er⸗ 
jerden, infofern dieſes Vefngniß nit durch politiſche Geſetze eingeſchrüxtt iſt oder 
Ritgliebern das Vorrecht der Zueigunng zufteht. 


r Erwerb des Eigenthumes iſt entweder ein derivativer ober ein originärer. 
Zu den derivativen Ermwerbungsarten gehören 1) bie Tradition; 2) der Er⸗ 
n Früchten einer fremden Sache vermöge eines obligatorifhen Redteverhält- 
9 ber richterliche Zufprud im Xheilungsprocefie. 
Die originaͤren Erwerbungsarten find entweder unabhängig” vom „oberigen 
ım bes Erwerbers oder abhängig vom bisherigen Eigenthum befielbe 
Unabhängige Erwerbungsarten vom bisherigen Eigenthum bes Erwerbers find: 
Belisergreifung herrenlofer Sachen (Occupation); 2) die Neugeftaltung einer 
Specification); 3) der Erwerb der Früchte einer fremden Sache vermöge eines 
n Rechts an derjelben; 4) die Erfigung. 
Vom bisherigen Eigenthum des Erwerber abhängige Erwerbungsarten find: 
rb der Erzeugniffe an der eigenen Sache; 2) durch Berbinbung einer fremden 
it ber eigenen unter gewiſſen Vorausfeßungen (confusio, commixtio, adjunctio); 
Zuwachs der Örundftüde durch Aenderung des Tlußbettes. Dieſe Aenderung 
weder dadurch erfolgen, baß ber Fluß ſein Bett ganz verläßt (alveus derelictus), 
e Inſel in dem Fluſſe entſteht (insula in flumine nata), oder an das Grund⸗ 
veder ein größeres Stück Land angetragen (avulsio), oder nad) und nad Erd— 
zeſchwemmt wird (alluvio), oder endlich, wenn ber Fluß von einem Ufer weiter 
in Nah öfter. Recht wird nur in den beiden Tebteren Fällen ohne Weiteres 
m durch Zuwachs erworben. ?. 
2 > äftefte und urfprünglichfte Erwerbungsart bes Eigenthumes tft die Beſitzer⸗ 
beweglicher oder unbemweglicher herrenlofer Sachen, Occupation d. Die Er- 


yerubt hier der Eigenthumserwerb an | Windfcheid, Pandelten, ©. 450 fg., umb bie 

chten auf bem Gefchehenlaflen des JBemerk. zu ben 88. 407—413. 

ners, welches der Tradition vergleidy- ® Quod nullius est, id ratione naturali 
occupanti conceditur L. 3 pr. D, de sdqu. 

Sintenis (2. Aufl.), I, 479 fg.; | rer. dom, (41, 1). 

Pandelten (5. Aufl.), $. 144 fg.; 
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forderniſſe derfelben find: 1) Herrenlofigfeit der Sache, indem biefe entweder früher ned: 
Niemandem gehörte oder gegenwärtig feinen Eigenthümer hat, oder doch wenigftend bie 
Ausmittelung befjelben unmöglich ift; 2) wirkliche Befitergreifung; 3) bie Abficht, te. 
durch das Eigenthum zu erwerben. 

Ueber die vom U. b. ©. B. aufgeftellten Erforverniffe eines gültigen Titels und. 
rechtlicher Ermwerbungsart (titulus und modus acquirendi) (88. 380, 381) f. bie Be 
merfungen zu den 88. 316— 320. 

Die Occupation berrenlofer Sachen fteht übrigens nicht, wie im 8. 382 
blos „allen Mitgliedern des Staates”, fondern wol Jedermann zu. 

Die römifcdh=rechtlihe Theorie von der Decupation hat in Deutſchland vielfade: 
Modificationen erlitten, welche aud in das öſterr. Recht übergegangen find. Es if. 
das freie Occupationsrecht des röm. Rechts zum Theile mehrfach durch Borzugsrechte 
welche entweder dem Staate oder Privaten eingeräumt werben, befchränft, fo 3. B. bei 
der Occupation gewiffer Mineralien, wilder Thiere *; zum heile ift gewiflen — * 
blos ein ſolches bevorzugtes Occupationsrecht eingeräumt, wo nach röm. Recht der 
Eigenthumserwerb ganz ohne Occupation vor ſich ging ®. 











8. 383. 
Die Bueignung: 1) Durd den Thierfang. 


Dieſes gilt insbefondere von dem Thierfange. Wem dad Recht zu jagen oder zu Aiden 
. gebühre, wie der übermäßige Anwachs des Wildes gehemmt und der vom Wilde veruriadte 
Schade erfegt werde, wie der Honigraub, der dur fremde Bienen geſchieht, zu verhinden 
fei, ift in den politifhen Geſetzen feſtgeſetzt. Wie Wilddiebe zu beftrafen feien, wirb in bes 
Strafgeſetzen beitimmt. 
8. 384. 


Häusliche Bienenfhwärme und andere zahme und zahm gemachte Thiere find kein Gegen : 
ftand des freien Thierfanges, vielmehr hat der Eigenthümer das Net, fie auf fremem 
Grunde zu verfolgen; doch foll er dem Grundbefiter den ihm etwa verurſachten Schaden er 
ſetzen. Im alle, daß der Eigenthiimer des Mutterftodes deu Schwarm burd zwei Tag 
nicht verfolgt bat, oder daß ein zahm gemachtes Thier durch zweimdvierzig Tage von feisf 
auögeblieben ift, Tann fie auf gemeinem Grunde Jedermann, anf dem feinigen ber Grundeiger 
thümer für ſich uehmen uud behalten. 


Nach röm. Recht waren wilde Thiere, ſowol vierfüßige als Vögel und Fiſche, 
res nullius und als ſolche Gegenſtand der Occupation ſelbſt auf fremdem Grund und 
Boden, inſofern man derſelben habhaft werden konnte, ohne das Verfügungsrecht des 
Eigenthümers über fein Grundſtück zu beeinträchtigen, indem man z. B. vermöge eines 
ſelbſtändigen Rechts (Servitut des ususfructus oder usus, irgendeiner Weggerechtig⸗ 
keit, Miethe oder Pacht) oder doch mit Geſtattung des Eigenthümers das Grunbftäd 
ſonſt zu betreten und ſo das Jagdrecht auszuüben im Stande war. 

Nach deutſchem Rechte galten in Anſehung der nicht jagdbaren Thiere, wozu 
man ſehr gefährliche, wie Wölfe, Bären und ſonſtige Raubthiere, ſowie ganz kleine 
Thiere, wie Vögel, Inſekten ꝛc., rechnete, ebenfalls im Allgemeinen die Grundſätze bed 
röm. Rechts. In Anfehung der jagdbaren Thiere faßte man das Jagdrecht ur 
ſprünglich als eine blos dem Eigenthümer des Grundſtückes zuſtehende Berechtigung, 
gewiſſermaßen als eine Pertinenz des Grundes und Bodens auf. Durch die allgemeine 
Ausbildung des Jagdregals, insbeſondere im 17. Jahrhundert, wurde jedoch in An⸗ 
ſehung der jagbbaren Thiere das Jagdrecht noch von einem anderen Erforderniſſe, näm⸗ 
lid) der Verleihung der Jagdgerechtigkeit abhängig gemacht und dadurch das früher « 
Jagdrecht infomweit verdrängt, als der anerfannte Umfang des Jagdregals reichte. Nun 
ber grundbejigende Adel erhielt ſich im Beſitze der Jagdgerechtigkeit größtentheils um 


Nach älteren deutfchen Recht auch bei gefun- | und über bie Lehre von der Occupation ing 
denen Sadıen (j. die Bemert. zu 88. 388-397). | Allgemeinen Pagenfteher, 11, 57 fg.; Leiful 
’ Bgl. die Bemert. zu den 88. 407—413, | ©. 73 jg. 
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t und wußte biefelbe auch auf die Grundſtücke der Bürger und Bauern aus: 


enerer Zeit wurde infolge der Ereigniſſe des Jahres 1848 in Dentfchland vos hg. 
allgemein aufgehoben. In Defterreich wurde durch das Kaif. Bat. vem 7. März 
Sagdrecht auf fremben Grund und Boden aufgehoben (8. 1 dieſes Pat.). 
ſchädigung hatte zu Gunften des bisherigen Berechtigten nur in den Fällen 
e8 fi erweislich auf einen mit dem Eigenthümer des Orundes und Bodens 
enen entgeltlichen Vertrag gründete (8. 2 des Pat), Die Ausübung des 
Wiſt nur jedem Befiger eines zujfammenhängenden Grundcomplexes von 
200 Zoch auf biefem eigenthümlichen Grundeomplere geftattet (8. 5 1. c.). 
übrigen Grundſtücken, mit Ausnahme von gefchloffenen gärten, fteht das 
der Gemeinde zu (88. 4 und 6 1. c.). Das Jagdrecht der Gemeinden darf 
: im Wege der Verpachtung ausgelibt werben ($. 1 ber Vog. des Min. bes 
m 15. Dec. 1852, R. ©. Bl., Nr. 257) ®. 
Anfehbung der Fiſcherei wurde durch M. Erl. vom 31. Yan. 1852, 3. 460, 
h erflärt, daß durch die Geſetze über die Entlaftung von Grund und Boden 
reirehte nicht aufgehoben worden feien und demnach im statu quo des 
347 zu verbleiben haben. 
Anfehung der Bienen war nad) bentihem Rechte das Decupationsredht zum 
nit beſchränkt? oder nur dann ausgefchloffen, wenn der Eigenthümer feinen 
in continenti verfolgte. Dieje Frift iſt nach fterr. Hecht auf 2 Tage, nach 
mberen Gefeßgebungen auf 3 Tage ausgebehnt. 

zahme Thiere (animalia mansueta) anbelangt, fo gebt nad bfterr. Recht 
8 nach rim. dadurch, daß fie fich verlaufen oder wegfliegen, das Eigenthum 
Befiße verloren ®. 
ſahmgemachten Thieren (animalia mansuefacta) ging nad röm. Recht das 
t verloren, wenn fie die Gewohnheit ver Wiederkehr aufgegeben hatten *. 

A. 5. ©. 3. nimmt anftatt der römifhen in jedem einzelnen Falle wechfeln- 
wocefjualifch ſchwer nachweisbaren Frift einen’ Zeitraum von 42 Tagen an, 
ı Ablauf an verlaufenen zahmgemachten Thieren auf gemeinem Grunde Jeder⸗ 
f feinem eigenen dem Eigenthümer das Occupationsrecht zufteht. 

Ausmaß der Frift auf 42 Tage oder 6 Wochen erinnert an die altbentfche, 
älteren Gerichtöverfahren in Berbindung ſtehende Berjährungsfrift von Yahr 
(1 Jahr 6 Wochen und 3 Tage). 


8. 386. 
Die Zueignung: 2) Dur das Finden freifiehender Sachen. 
Brivatperfen ift berechtigt, die dem Stante durch die politifchen Verordunngen 
ven Erzeugnifle fich zuzueignen. 


Maurenbreder, Lehrbuch bes ge- 
eutigen gem. beutfchen Privatrechts 
Bonn 1840), I, 88. 276 fa,; Ger⸗ 
1 des beutjchen Privatrechts (8. Aufl., 


Iagbberechtigten und zwar fo, ale wenn er 
deffen unfreiwilliger Repräfentant im Erwerbe 
gewefen wäre Schüte, a. a. O., &. 108. 


), 8. 9. 

die intereffante Frage, went Das 
Brecht am Wildergut zukommt, vgl. 
zom Eigentbumserwerb am Wilder- 
zelker's und Muther's Jahrbüchern 
eutſchen Rechts, VI (1863), 61 fg., 
08 fg. Das vom Wilderer erlegte 
igentbum des Jagbberecdhtigten. Der 
wirbt zwar an und für ſich zunächſt 
yumsrecht am Wild, als einer berren- 
e, durch deren Occupation. Allen 
Erwerb auf eine gefetswibrige und 
3eife flattgefunden bat, weil er Das 
be Dccupationsrecht eines Anderen 
erwirkt er in demſelben Augen 
aum erworbene Eigentbum an ben 


fetter, Eommentar. 2. Aufl, 


3 ‚Denn bie bien ift ein wilder Wurm‘, 
beißt es im ſächſ. Weichbild. Vgl. Mauren- 
brecher, I, $. 240; Pütter, Die Lehre vom 
Eigentbum nach deutfhen Rechten, aus ben 
Quellen dargeftellt und mit den röm. Rechts⸗ 
grundfägen verglichen (Berlin 1831), ©. 67. 


So haft es 5.8. in 1.5 D. de acqu. 
rer. dom. (41. 1): Gallinarum et anserum 
non est fera natura. Itaque si quolibet modo 
anseres mei et gallinae mese turbati turba- 
taeque adeo longius evolaverint, ut ignoremus, 
ubi sint, tamen nihilominus in nostro 
dominio tenenutur. 


5 Nam si revertendi animum habere de- 
sierint, etiam tua esse desinunt, et fiunt 
occupantium 1. 5 D. 41. 1. 


18 
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Die im 8. 385 angebeuteten, dem Staate zur Zueignung vorbehaltenen 
ftände find: Kochſalz (8. 381 der Zoll: und StaatSmonopolsorbnung vom 11. 
1835) und gewiffermaßen aud) die fog. regalen Fofftlien, zu deren Gewinnung eine bef 
Erlaubniß erfordert wird (Beragefeg vom 24. Mai 1854, R. ©. BL, Nr. 146). . 

Tabak und Scießpulver, welche man als ©egenftände des Staatsmonopols ge 
wöhnlih auch hierher rechnet, find nicht hierher gehörig, weil auch der Staat ben 
Taback nicht occupirt, fondern zu beftimmten Preifen einlöft, Schießpulver aber | 
erzeugen muß und dann wie jede andere Perfon Eigenthümer der verarbeiteten Sache 


8. 386. 
Beweglihe Sachen, welche der Eigenthümer nit mehr als bie einigen behalten wii 
und daher verläßt, Taun ſich jedes Mitglied des Staates eigen maden. 


8. 387. 


Inwiefern Grundftüde wegen gänzlider Unterlafiung ihres Anbanes oder Gebäude wegen 
der unterlaflenen Herftelluug für verlafien anzufehen oder einzugichen jeien, Beftimmen die 
politiſchen Geſetze. 

Das Patent vom 17. April 1784 (Kropatſch. G. S. VOL, 301) beſtimmt, def 
ein Grundbefiter, welcher feinen Grund unbebaut Tiegen läßt, von der politifchen Be 
hörde durch drei Jahre ermahnt, nach Verlauf ves dritten Jahres von bemfelben ex 
jeßt und der Grund für feine Rechnung veräußert werden fol. Ebenſo wurde in 
fehung baufälliger Häufer in Städten, welche ganz verwahrloft werben, beftimmt, de 
derfei Gebäude abzufhäßen und dem Meiftbietenden mit der Verbindlichkeit hina 
feien, ſelbe baldmöglichſt herzuftellen (Hof. vom 1. Inli 1784, Piller'ſche ©. ©, 
©. 162). 

Ei dem erften diefer beiden Bälle wird der Eigenthümer zur Strafe für feinen 
Unflei aus nationalötonomifchen Gründen, im legteren Tale aus polizeilichen Rd 
fihten feines Eigenthumes verluftig, ohne daß wahre Dereliction und Dccupation 
eintritt. Es kann invefien feinen Zweifel unterliegen, daß aud nad öfter. Recht 
Dereliction, d. ı. einfeitiger Verzicht auf Rechte an unbeweglichen Sachen, welder 
Dritten erfennbar gemacht wird, den Verkuſt diefer Rechte, namentlih auch des Eiger 
thumsrechts nad) fih zieht !, und daß, wenn Jemand feine unbeweglihe Sache derelim 
guirt und Diefes auf unzmweifelhafte Art nachgewiefen werden Tann, Jedermann fofert 
wie bei beweglihen Sachen zur Occupation beredtigt iſt?. Löſchung des Dinglicen 
Rechts in den öffentlichen Büchern ift zur rechtlichen Wirkſamkeit der ‘Dereliction nicht 







erforderlich ®. 


Der Derelinquent bleibt jedoch zur Vornahme aller Verfügungen, welde 





ı Bol. hierüber die Bemerk. zu 88. 917— 
920, Anm. 1. 

2 Diefer Anficht find auch Zeiller, Kommen: 
tar, U, 166; Unger, II, 8. 94, ©. 182. 

3 Anderer Anſicht ift Unger, II, $. 94, ©. 
182, in Betreff der jura in re aliena und, mie 
aus der Berufung auf 88. 444, 445 N. b. 
G. B. gefchloffen werden muß (die Stilifirung 
der darauf be üglichen Ausführungen iſt nicht 
ganz klar) aud in Anfebung des Eigenthums— 
rechts an unbeweglichen Gütern. Diefe entgegen: 
gefettte Anficht Unger’s wäre jedoch nur dann 
richtig, wenn ber Erwerb und Berluft Ding- 
licher Rechte an unbeweglichen Gütern burd 
bie Intabufation, rückſichtlich Ertabulation dieſer 
Rechte nothwendig bedingt wäre und Damit zu— 
jammenfallen würde. Erkennt man jedoch an, 
daß es neben dem bücherlichen Eigenthumsrechte 
auch ein außerbilcherliches giebt (f. Die Bemerk. 
zu 88. 431—437), — und was nom Eigenthums- 
recht gilt, findet auch auf jura in re aliena 
Anwendung —, fo wird man wol auch zugeben 
müſſen, daß die Dereliction einer unbeweglichen 
Sache obne Löſchung des dinglichen Rechts in 


ben öffentlichen Büchern ebenſogut rechtlich mög⸗ 
lich iſt, als die Veräußernng durch irgend ein 
zweiſeitiges Rechtsgeſchäft ohne gleichzeitige Um⸗ 
ſchreibung bes Eigenthumserechts in den öffent⸗ 
lihen Büchern. Nur wird, fowie hier auf 
Grund des gefchloffenen Vertrages, bort anf 
Grund der erfolgten Dereliction und ber bierauf 
ftattgefunbenen Occupation, die Einverleibung 
bes Eigenthumsrechts in ähnlicher Weije mie 
bei der Erwerbung defjelben durch I 
zu bewerkſtelligen ſein. — Das ſächſ. G. B. 8.2 
enthält die Beſtimmung: „Eine unbewegliche 
Sache bleibt, ſelbſt wenn der Eigenthümer fie 
aufgiebt, im Eigenthume deſſelben, ſolange er 
in dem Grundbuche eingetragen iſt. Erklän 
er bei Gericht, das Eigenthum aufgeben zu 
wollen, fo ift die unbewegliche Sache als ert- 
Iojes (1) Gut zu behandeln, nachdem ein äffent: 
licher Nufruf der etwa Berechtigten ftattgefun: 
den bat. Das ſächſ. Geſetzbuch hält aber aud 
fonft ftrenge an dem Publicitätsprincip feh, 
indem e8 ;. 3. auch Erwerbung des Gigen 
thumsrechts an Grundſtücken durch Grfigum 
nicht zuläßt (8. 279 ſächſ. ©. B.). 


“= Gunptäft III. Mon der Erwerbung deb Eigentiumes durch Bucguung. 95. 386—394. 195 
an das Eingetragenefein in öffentlichen Büchern genüpft find *, fo lange be- 





bis die Loͤſchung des vinglichen Rechts in den öffentlichen Büchern erfolgt if. . 


8. 888, 
Vorſchriften über das Finden: 1) Berlorener Sachen. 
Es iR im Zweifel nicht zu vermuthen, daß Jemand fein Eigenthum wolle fahren Iaflen; 
barf tein Finder eine gefundene Sache für verlaflen anſehen und ſich dieſelbe zueignen. 
weniger darf ſich Iemand bes Strandreiits ammaßen. 


8. 389. 


Der Finder iſt alfo verbunden, dem vorigen Befiter, wenn er ans ben Merkmalen ber 
sber aus anderen lmftänden deutlich erfanst wird, bie Sache zurädzugeben. IM ihm 
sorige Beſitzer wicht befannt, jo muß er, wenn das Gefundene einen Gulben am Werthe 
Meigt, den Fund inuerhalb adt Tagen anf bie an jedem Orte gewöhnliche Art belaunt 
Iaflen, und wenn die gefunbene Sache mehr ala zwölf Gnlben werth if, ben Verfall 
Dxtssbrigteit anzeigen. 



















8. 390. 

- Die Ortöshrigteit bat die gemadte Anzeige, obme die befonderen Merimale ber gefun- 
Eu Sache zu berühren, ungefünmt auf die au jedem Orte gewöhnlidde Art; wenn aber ber 
enthümer in einer deu lmfländen augemeſſenen Zeitfriſt fi nicht entbedt, umb ber. 
#5 Ser gefundenen Sache fünfundzwanzig Gulben überfieigt, dreimal durch die üffentlichen 
geöhlätter belaunt zu machen. Kann die gefundene Sache wit ohne Gefahr. in be 
ben des Finders gelaflen werben, fo muß bie Sache, oder wenn dieſe nicht ohne merk 
m Schaden aufbewahrt werben könnte, ber durch bie öffentliche Feilbietung barand gelöſte 
xch gerichtlich hinterlegt ober einem Dritten zur Verwahrung übergeben werben. 


8. 391. 


e Benn ſich der vorige Juhaber oder Eigenthümer ber gefundenen Sache in einer Jahres⸗ 
von ber Zeit ber vollendeten Kundmachung, meldet, und fein Recht gehörig darthut, 
RM ihm Die Sache ober dns darans gelöfte Gelb verabfolgt. Er ift jedoch verbunden, bie 
lagen zn vergüten und dem Finder auf Verlangen Zehn vom Hundert des gemeinen 
the als Finderlohn zum entrichten. Wenu aber nad diefer Berechnung die Belohnung 
fe Enmmie von taufend Gulden erreicht hat, fo fol fie in Nädficht des Uebermaßes nur zu 
son Önndert andgemeflen werden. 


8. 392. 

Wird die gefundene Sache innerhalb der Iahresfrift von Niemanden mit Recht ange 
Insten, fo erhält der Finder das Hecht, die Sache oder ben daraus gelöften Werth zu be 
ungen. Meldet fi der vorige Inhaber in der Folge, fo muh ihm nad Abzug der Koften 
u bes Finderlohnes die Sache oder der gelöfte Werth fammt ben etwa daraus gezogenen 
Waien zurüdgeftelit werden, Erft nad) der Verjührungszeit erlangt der Finder, glei einem 
gen Befiter, dad Figenthumsredt. 


8. 393. 


Wer immer die in den SS. 388-392 angeführten Vorſchriften außer Acht läßt, haftet 
Re alte ſchädliche Folgen. Lüßt fie der Finder außer Acht, fo verwirkt er and deu Finder⸗ 
Ita und macht fich zufolge des Strafgeſetzbuches noch überdies nach Umſtänden des Betruges 


s 8. 3%. 


Mehrere Berfonen, welche eine Sache zugleich gefunden haben, kommen in Rüdficht der⸗ 
ſthen gleiche Verbindlichleiten und Rechte zu. Unter die Mitfinder wird auch berjenige ges 
Mitt, weidger zuerft die Sache eutdedt und nad; derielben geftrebt hat, obgleich ein Anderer 
Rfräger an ſich gezogen hätte. 


Bol. die Bemerk. zu den 88. 423—480 und 431—487. 
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196 Zweiter Theil, Bon dem Sadbenreäte. 


8. 39. 
Vorſchriften über dad Finden: 2) Verborgener Gegenſtände. 
Werden vergrabene, eingemauerte oder fouft verborgene Sachen eines wubelaunten Eigen 
thümers entdedt, muß die Anzeige jo, wie bei dem Funde überhanpt, gemacht werben. 


8. 3%. 


Wird der Eigenthümer aus den änßerlichen Merimalen oder anderen Umſtünden entbeil 
fo ift ihm die Sache zugnftellen; er muß aber, wenn er nicht beweifen Tau, ſchon che Keunl 
niß davon gehabt zu haben, dem Finder den 8. 391 anögemeflenen Finderlohn eutridten. 


8. 397, 


In dem Falle, daß fi der Eigenthümer nicht ſogleich erfennen läßt, muß bie Obrigkl 
nach den Vorfchriften der 88. 390-392 verfahren. 


Nah röm. Recht erwarb der Finder einer verlorenen, nicht derelinquirten Sath 
nur dann das Eigenthum berfelben durch Erfigung, wenn er die verlorene Sache im 
tbümlich für derefinquirt hielt und die Umftände biefen feinen Glauben umnterftätte, 
oder feine bona fides befonders nachgewieſen wurde. Er tonnte die Sache dam zum 
nit pro derelicto, wohl aber auf den Titel pro suo hin, der fih auf das Warm 
der Occupation ftüßt, erfigen. War der Finder davon überzeugt, daß die Ga 
nicht derelinguirt, fondern blos verloren fei, fo konnte er fie felbft dann nicht erfigen 
wenn er auch der Meinung war, gefundene Sachen fünnen erfeflen werben, indem a 
folder Rechtsirrthum den Mangel eines geſetzlich anerkannten Titels nicht zu erjehe 
geeignet war. Einen Oegenftand der Occupatien bildeten nad röm. Recht verlorem 
Saden nicht, fonvern es wurde deren Hinwegnahme in gemwinnfüchtiger Abſicht als ci 
furtum betrachtet, vor deſſen Verdacht man fidy durch die öffentlich abgegebene Erklärung 
zu fchügen fuchte, daß man die Sache dem ſich meldenden Eigenthümer auszufolgen be 
reit fei. Den verlorenen Sachen wurden die geftrandeten Saden in rechtlicher Beziehm 
gleichgeftellt 1. 

Abweichende Grundfäge galten nad) älteren deutſchen Rechte. Es machte ſich hie 
das Strandredt, nämlich die Befugniß zur Occupation von Gegenſtänden, welde ve 
einem Schiffe aus Ufer gejchwenmt wurden, ohne von dem Eigenthümer berelingut 
zu fein, in vollen Umfange geltend, bis es durch 8. 35 des deutſchen Reichsabſchied 
vom Jahre 1559 aufgehoben wurde. Ebenfo galt in Anfehung gefundener Sachen vi 
Orundfag, daß Jedermann zu deren Occupation berechtigt ſei. Erſt nah und ma 
wurde fie in manden Particularredhten durch eine Regalität an denſelben ausgeſchloſſe 
in manden anderen Gefeggebungen die redhtlihe Wirkſamkeit derfelben bis zur Erfol 
lofigfeit der öffentlihen Berlautbarung aufgefhoben . Melvete ſich der Eigenthüm 
bis zum Ablaufe einer beftimmten Frift 3 nicht, jo hatte er ſich feines Rechts ve: 
ſchwiegen. Diefe Verfhweigung hatte zunächſt die Wirkung einer Ertinctivve 
jährung für den Eigenthümer und zog den Verluft feines Rechts nah ſich. Zugle 
hatte fie jedoch auch die Wirkung einer Acquifitiovverjährung fir den Finder, wol 
aber fein Erwerb immer eine Folge deffen war, daß ber bisherige Berechtigte währe 
ber beftimmien Zeit gefhwiegen und ſich dadurch jeines Rechts verfchwiegen hatte *. 


Rechte oder Sachenrechte, I, Röm. Lehre des deutſchen Privatrechts (2. Aufl., Bonn 
Eigenthums (Bonn 1852), ©. 79; Anger, | II, 8. 240; Delbrück, a. a. O., ©. 14 fg. 
Entwurf, S. 144, 178; Windſcheid, ©. 469, 3 Die regelmäßige Friſt ift ſechs Wed 
“am. 7; Eintenis, I, $. 50, Anm. 4, und | und brei Tage, jedoch Jahr und Tag, we 
über dieſe ganze Lehre insbefondere Deibrüd, | die Sache in bie Hände des Richters geko 
„Vom Binden verlorener Sachen” in den Jahr: | men if. Nah dem Schwabenfpiegel betr: 
büchern für Dogmatif, TIL (1859), 1—57. die Friſt bereits drei Iabre. Bgl. Unger, 

® Bgl. Gerber, Syſtem bes dentſchen Pri- | 282, Anm. 95; Pütter, Eigentbum, S. 69 
vatrechts (8. Aufl., Iena 1863), $. 91; Mau⸗ Unger, II, 280. 


1 Bol. Sell, Röm. Lehre der dinglichen | venbreder, Lehrbuch des gejammten FR 
l 
ig 


Hauptſtück III. Bon der Erwerbung bed Eigenthumeß durch Aneignung. 66. 395—397, 197 


In ganz ähnlicher Weife wird auch nad öſterr. Hecht das Eigenthumsredht an 
‚lundenen Sachen erworben. Der Fund ift gehörig zu verlautbaren (88. 389, 390). 
FM die Berlautbarung in der gefeglich vorgefchriebenen Art erfolgt und meldet fi) ber 
: Üigentbümer nicht, fo erwirbt ber Finder „nad der Verjährungszeit gleich) einem reb- 
: fihen Befiter Das Eigenthumsrecht“ (8. 392). E8 Tiegt bier jedoch Fein Fall einer 
" gemöhnlichen Berjährung vor, weil das Eigenthumsreht durch Verjährung nicht erliicht 
und ber Beſitzer der Sache nad Ablauf der Verjährungszeit, wenn nicht zugleich auch 
Efigung Hinzutritt, nicht Eigenthümer wird d. Ebenſo wenig liegt eine gewöhnliche Er- 
Hung vor, weil die wefentlihen VBorausfegungen der Erfißung nicht vorhanden fin. 
Dem der Sünder ift nicht vechtmäßiger Beſitzer, weil das bloße Finden einer Sache 
fin zur Ermwerbung bes Eigenthumsrechts an derſelben taugliher Rechtsgrund (8. 388) 
R; ja er ift auch nicht einmal veblicher Befiker, wenn er fih nicht in Unfenntniß ber 
Serihrift Des 8. 388 befunden hat, daß er durch das Finden nicht Eigenthümer wirb 
($. 326) °. Es wird alfo auch nad öſterr. Rechte hier wie bei der Verſchweigung 
de deniſchen Rechts der erlöfhenden Verjährung die Wirkung der erwerben- 
ben beigelegt ?. 

. 2er Finder erwirbi das Eigenthumsreht an ver gefundenen Sache in drei, rück⸗ 
ſichtlich ſechs Jahren (SH. 392, 1466, 1472) 8. 

Diefe Frift beginnt mit dem Tage der vollendeten Kundmachung, weil bie Rund» 
wahung nothwendige Borausjegung für die Verjährung des Eigenthumsrechts an ber 
gefimbenen Sache ift, die Verjährung vor der Vollendung der Kundmachung nicht zu 
laufen anfangen kann, und bie Erwerbung des Eigenthumsrechts an der gefundenen 
Sache eben nur als Folge diefer Ertinctivverjährung eintritt ). Im Uebrigen finden auf 
dieſe Verjährungsfrift die allgemeinen Grundſätze über die Verjährung, insbefondere die 
: Allgemeinen Unterbredungs- und Demmungsgründe Anwendung 19. 

Bis zum Ablaufe dieſes Zeitraumes bleibt es demjenigen, weldher die Sache ver- 
leren bat, unbenommen, feine Ansprüche gegen den Finder auf dem Rechtswege mittels 
: ordentlicher Klage geltend zu machen. Da aber der Befit des Finders fein fehlerhafter 
Mt, fo genügt es nicht, daß der Kläger in feiner Klage blos feinen früheren Beſitz er: 
weit, indem in dem Umſtande allein, daß er einmal im Befite der verlorenen Sache 
war, fein Grund liegt, die Sache einem Anveren abzufordern, welcher fie auf eine nicht 
fehlerhafte Art erworben hat !. Er hätte daher in feiner lage, wenn auch nicht fein 
Shnchumsreqt, ſo doch ſein relativ beſſeres Recht auf die Sache (8. 372) zu er— 
weiſen. 
Die Klage geht auf Herausgabe der Sache ſelbſt, und wenn ſie ſchon urſprünglich 
in Geld beſtand oder nachträglich veräußert wurde, auf Ausfolgung des Erlöſes ſammt 
den etwa davon gezogenen Zinſen, nicht aber auch auf Erſatz der ſonſtigen Nutzungen, 
welche der Finder durch den Gebrauch der Sache ſich zu verſchaffen wußte (8. 392). 








— 


’ Bl. die Bemerk. zu den 88. 1498—1502. ber Finder in ben rechtmäßigen Beſitz geſetzt“, 
Vgl. auch Graßl, „Ueber die Erwerbung und aus bem folgenden Sate das Wort 
des Gigentbumes einer gefundenen Zade durch „anderen“ binmeggelaffen wurde, fo ſollte 
den Finder“, in Haimerl's Magazin, VII gewiß weder an der rechtlichen Stellung bes 


SET, S. 96 fg. Befiers, ned au der Erfißungszeit etwas ge— 
„ Unger, IE, 281 fg. und Unger, Entwurf, ändert werden, ſondern man ſcheint dieſe Worte 
S. 198 für überflüffig gehalten zu haben. Bgl. über 


Daß unter dem Ausdrude „Verjährungs- dieſe jehr ftreitige Frage Graßl, a. a. D., ©. 
jzeit“ (8.392) ein Zeitraum von Drei beziebunge: 86 fg. und 98 fg. Im NRejultate damit ftimmit 
weile ich® (88. 1466, 1472), und nicht von auch Unger, II, 382, Anın. 99, überein. 


I Ausdrüdlid ansgelproden iſt dies n 
20 az N 566 8. 120, II, des weſtgal. G. B. Vgl. Graßl 
daß 8. 392 aus 8. 121, II des weſtgaliziſchen du —— f. Bar. 9 Unger, 
II, 280, 282, Ann. 99%. Nur bei Sachen im 
Weorthe unter einem Gulden, bei melden eine 
Berlautbarung nicht vorgefchrieben ift ($. 389), 
bleibt nichts übrig als die Verjährung vom 
Tage bes Findens an zu rechnen. 


ſetmmäßigen Zeit das Eigenthumsrecht.“ Wenn  ' Bol. auf Graßl, a. a. O., ©. 9. 
m 8.392 A. b. G. B. ber Zab, „Te wird 11 S. die Bemerf. zu den 88. 314—347 a. E. 
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Zweiter Theil. Bon dem Sadeuteäte. 


Die Gegenanfprücde des Finders befchränfen ſich auf den Erſatz des auf die Sa 
gemachten Aufwanbes, in welcher Beziehung er wie ein rebliher Vefiger (88. 33 
332) zu behandeln ift, und auf Zahlung bes fog. Berges oder Finderlohnes in ve 
im F. 391 angegebenen Ausmaße ($. 392). Ein Retentionsredht zur Geltendmachm 
biefer Anſprüche ift ihm nicht eingeräumt 12, 

Nah Ablauf eines Jahres nad der vorfehriftsmäßig vollgogenen Kundmachm 
hat der Finder das Recht auf Benugung der Sache. Sollte die Sache nicht ohne @ 
fahr in den Händen des Finders belaffen werben fünnen, fo kann er, wenn er fe 
Sicherftellung leiften will oder kann, nur einen ſolchen Gebrauch davon machen, welch 
möglich ift, ohne die Sache felbft in Händen zu haben. Wäre z. B. die Sache bera 
daß fie fich paflenderweife vermiethen ließe, fo kann er bei der zuftänbigen @uratels 
börbe den Antrag ftellen, daß die Sache vermiethet und ihm der Miethzins überlaff 
werde 13. 

Durch Hofd. vom 24. Yan. 1818 (9. ©. ©., Nr. 1410) wurde verorbnet, is 
Obligationen, die auf einen beftimmten Namen lauten, weil fie den Cigenthüner m 
binreichenden Merkmalen bezeichnen, im alle des Findens nur nad dem 8.389 UI 
G. B., Abſ. 1, wonad) der Finder dem Eigenthümer die Sache zurüdzuftellen ſchuldi 
ift, zu behandeln find und daher, wenn fie auch auf einen erbichteten Namen laute 
immer von den Yinder tem Eigenthümer zuridgeftellt oder, wenn berfelbe sicht be 
fannt wäre, für diefen bei Gericht veponirt werden müſſen und in einem: folden Fall 
bie übrigen das Finden verlorener Sachen betreffenden Paragraphen bes A. b. G. B., ſowol i 
Beziehung auf den Genuß der Intereffen und die Forderung eines Finderlohns, als auf 
auf die Verjährung keine Anwendung haben, fonvern der Finter als Gefchäftsführe 
ohne Auftrag nur den Erſatz der allenfall8 aufgewendeten Koften von dem Eigenthümen 
fordern könne. 

Diefe gefetsliche Beftimmung bat ihren Grund darin, weil der Eigenthümer folde 
Obligationen leicht durch Verbotslegung die Umfchreibung auf einen Dritten verhindern 
fih im Wege der Amortifation eine gleihe Obligation verfhaffen kann und ihn 
durch die Zurüdftellung derfelben durch den Finder nur die Einleitung dieſer Schritt 
erfpart wird. Sie kann daher nur auf Privatereditpapiere, 3. B. Actien, welde au 
beitimmte Namen lauten, nicht aber auf andere Sachen, deren Eigenthümer ans be 
ftimmten Merkmalen der Sache oder aus anderen Umſtänden mit Sicherheit erkonn 
werben fünnen, analog ausgevehnt werden 1*, 

Unter vem Werthe von 1 Fl. des $. 389 und ver Belohnung von 1000 1. de 
8. 391 ift nach dem Einf. Pat. zum U. 6.6. B. W. W. zn verftehen. 

Berborgene Gegenſtände, von denen der Eigenthümer wußte, wo fie fidy befande 
und biefen Umftand zu erweifen im Stande ift, find nicht wie andere gefundene Gegen 
ftände zu behandeln ($. 396), wiewol, wenn fid der Eigenthümer nidyt fogleih aı 
eine unzweifelhafte Art ermitteln Täßt, die über Berlautbarung bes Fundes geltende 
Vorſchriften auch auf fie anzumenden find ($. 397). Der Beweis, daß er den Au 
bewahrungsort der verborgenen ©egenftände kannte, liegt dem klagenden Eigenthüm— 
ob (8. 396). 


198 
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12 Auf ein Retentionsrecht kann nicht etwa 
aus dem 8. 392 geſchloſſen werden, wo blos 
der materielle Umfang der Anſprüche des 
Finders gegen denjenigen, welcher ſeine ver— 
lorene Sache zurückfordert, nicht aber die pro— 
ceſſualiſche Form der Geltendmachung normirt 
wird. Diejenigen, welche ein Retentionsrecht 
annehmen, kommen mit den ganz klaren Be— 
ſtimmungen der 88. 334 und 471 A. b. G. B. 
in offenbaren Widerſpruch. 

18 Streitigkeiten zwiſchen dem Finder und 
dem für den unbekannten Eigenthümer der 
gefundenen Sachen zu beſtellenden Curator über 
die Benutzung des Fundes, ſowie zwiſchen dem 
Curator und dem Finder oder dem ſich mel- 


denden Eigenthümer über das Eigenthumsret 
an den gefundenen Sachen ſind im ordentlich 
Proceßwege zu entſcheiden. Vgl. auch Obſt 
Eutſch. vom 13. Mai 1863, 3. 3388, Glaſt 
IV, Nr. 1716. 

14 Bol. auh Helm in ber Zeitichr. fi 
Oeſterr. Rechtögel. 1826, II, 51 fg. Bei Ob 
gationen, welde auf ben Inhaber lauten, 
ber Eigentbümer allerdings zur Entrichtung d 
Sinderlobnes verpflichtet und zwar vom N 
minalmwertbe, wenn nidt von Seite E 
Eigenthümers nachgewiefen wird, baf fie 3 
Zeit des Fundes einen niedrigeren Börſencu 
hatten (Obſtg. Entf. vom 2. April 18% 
3. 2895), Glaſer und Unger, I, Ar. 181. 


Hauptſtück IIL Bon der Erwerbung des Eigenthumeß durch Zutignung. 66. 398-401. 199 


8. 398. 
Borichriften Über das Finden: 3) Eines Schapes. 
Beſtehen die enibedten Sachen in Geld, Schmuck oder anderen Koftbarleiten, bie fo auge 
ı Berborgenen gelegen haben, daß man ihren vorigen Eigenthümer nicht mehr erfahren Tann, 
wu beißen fie ein Schatz. Die Entdedung eines Schatzes ift von der Obrigleit der Landes: 
elle anzuzeigen. u 
8. 399. 


Bon einem Schatze wird der dritte Theil zum Staatövermögen gezogen. Bon den zwei 
igen Drittheilen erhält eines der Finder, das andere der Eigenthümer des Grundes. Iſt 
nB Eigenthum des Grundes getheilt, fo fällt das Drittheil dem Ober: und Nutungseigen- 
Kümer zu gleichen Theilen zu. 

8. 400. 


Ber fi Dabei einer unerlaubten Handlung ſchnldig gemacht, wer ohne Wiflen und Willen 
ns Rutzungseigenthümers den Schatz aufgeſucht oder den Fund verheimlicht bat, deſſen An- 
heil ſoll dem Angeber oder, wenn kein Angeber vorhanden ift, dem Stante anfallen, 


- 


8. 401. 


Finden Arbeitsleute zufälliger Weife einen Schatz, fo gebührt ihnen ats Findern ein Dritt- 
hheil davon. Sind fie aber von dem Eigenthümer ausdrücklich zur Aufſuchnug eines Schatzes 
ungen worden, jo müſſen fie fi) mit ihrem ordentlichen Lohne begnügen. 


Eine juriftifch befonders. ausgezeichnete Art des Findens ift die des Schatzes. Dan 
verfteht unter Schag im juriftifhen Sinne beweglihe Sachen von Werth, welde 
vor fo langer Zeit vergraben oder verborgen wurden, daß es ſchon von 
en feftfteht, daß fih deren Eigentbümer niht mehr ausmitteln 
ißt!. 


Da mit Hofd. vom 16. Juni 1846 (Polit. G. S., LXXIV, 138) der Anſpruch 
bes Staates auf ein Drittheil des gefundenen Schatzes aufgehoben wurde, fo gelten 
— rückſichtlich der Erwerbung des Eigenthumes am Schatze nachſtehende 

fäße: 

1). Wird der Schag auf einem freiftehenden Grundftüde gefunden, fo fällt er 
dem Finder allein zu, indem außer ihm Niemand darauf Anfprudy erheben Tann. 





— — — 


Thesaurus est vetus quaedam depositio : praedium, terra, terrula, ager solum und locus 
pecuniae, cujus non extat memoria, ut jam | in dem Sinne von solum fpreden, wenn fie 
doninum non habeat: sic enim fit ejus, qui | den Ort bezeichnen wollen, wo der Schaf ver- 
inrenerit, quod non alterius sit; alioguin si : borgen wurde. Diefes Argument wird aber da— 
quis aliquid vel lucri causa, vel metus, vel | dur ilberwogen, daß in den Stellen, welche bie 
eustodiae condiderit sub terra, non est the- | Begriffsbeftimmung enthalten, von diefem Er- 
saurus, cujus etiam furtum fit. 1. 31, 8, 1. | ferderniffe feine Rebe ift, und dürfte feinen 
- de adqu. rerum dom (41. 1)... . the- | ganz natlirlichen Erflärungsgrund darin finden, 
ssurnm id est condita ab ignotis dominis | daß Schätze in beweglichen Saden zu ben 
tempore, vetustiori mobilia (l. un. C. de the- | außerordentlichften Seltenheiten gehören. Bon 
uris, 10. 15). Man ftreitet fürs gem. Recht | demfelben Gefichtspunfte ift auch bei ber Be- 
“rüber, ob der Begriff des Schates blos anf | urtheifung der biesbezüglihen Beftimmungen 
N unbeweglichen Sachen ober auch auf in be= | des dfterr. R. (88. 398, 399, 1143, 1147) aus- 
glihen Sachen gefundene Wertbgegenftände | zugehen. Ein intereffantes Beiſpiel eines in 
Amendung finde Für Die erftere Anficht: | einer beweglichen Sache aufgefundenen Schaßes 
ilhelm Sell, Verſuche (Gießen 1833, 1834), | ift der im badischen Volksblatte vom 30. Dec. 
„146; Karı Sell, Dinglibe Rechte, S. 90; | 1834 mitgetheilte, von Sell, Dingl. Rechte, 
Sing, Iuft., 8. 150, Anm. 31; Schwad, | S. 90, Aum.“* angeführte Kal des Fundes eines 
herr. Biertelj. Schr., XII (1863), 115, | großen Diamanten im Werthe von 500000 S1. 
um. 3 und S. 144; für Die Ausdehnung des | durch einen Arbeitergefellen im Jura beim Ab- 
Egriffes auf bewegliche Sachen: Bagenflecher, | drehen eines Stückes levantiniſchen Holzes. 
+ 88 fg.; Brinz, I, 193; Windſcheid (2. Aufl.), | Dan vermutbete, daß der Diamant, als der 
8. 184 Anm. 11; Arndts, 8. 154, Anm. 6 | Baum noch jung gewefen, bineingeftedt und 
- & Erſtere Anfiht begründet man bamit, | fpäter überwachien fei. | 
aß die röm. Rechtsquellen nur von fundus, 


200 Zweiter Theil. Bon dem Sadenredte. 


2) Findet Jemand auf fremdem Grund und Boden einen Schag entiweber zufällig, ob 
wenn er mit Erlaubniß des Eigenthümers danach gefucht hat, fo fällt die eine Half 
ihm, die andere Hälfte dem Eigenthümer zu. 3) Findet ber vollftändige Eigenthän 
eines Orunbftüdes auf demſelben einen Schatz, jo gehört er ihm allein, indem Eige 
thümer und Finder in Einer Perſon zufammenfallen. 4) ft Jemand Eigenthümer ein 
Grundftüdes, während einem Anderen die Rechte eines Vaſallen, Erbpacht- oder Er 
zinsmannes darauf zukommen, fo fällt die eine Hälfte des Schates denſelben zu gleich 
Theilen ? (alfo zu je einem Biertheil), die andere Hälfte dem Finder zu (88. 39 
1143); dem Bodenzinsberedhtigten als ſolchem, wenn er nicht etwa zugleich auch Find 
ft, fallt nur dann ein Viertheil zu, wenn der Schat auf ber Oberfläche des Grun 
ftüdes gefunden wurde ($. 1147). 5) Da nad öfterr. Rechte dem Fideicommißinhab 
Nutungseigenthum und dem Fideicommißanwärter Obereigenthum beigelegt wird ($&. 629 
fo fällt ein auf dem Fideicommißgute gefundener Schat zur Hälfte dem Inhaber «a 
freies Eigenthum zu und wird die andere Hälfte zum Stamme bed Yideicommißgatı 
geihlagen *. 6) Steht Jemandem ein perfünliches Recht auf Uebergabe einer unbewe 
lihen Sache zu (3. B. fraft eines Kauf oder Taufchvertrages) und wirb vor ber wir 
fihen Mebergabe auf derfelben ein Schatz gefunden, fo gehört der auf den Eigenthüm 
entfallende Antheil, wenn der Schat vor dem Zeitpunfte der bedungenen lebe 
gabe gefunden wird, den Eigenthümer des Grundftüdes, wenn der Schat nad) biefa 
Zeitpunkte gefunven wird, dem Uebernehmer. Iſt feine Zeit der Uebergabe bedunga 
worden, fo entjcheidet der Beitpunft der wirklichen Uebergabe (Folgerungen aus $$. 1050 
1051 A. b. B.) . 7) Wer ohne Wiffen und il bes Eipentblimers (oben 
wenn das Eigenthum getheilt ift, auch der fog. Obereigenthümer, ohne Wifſſen um 
Willen des Nubeigenthümers) nah den Schate gefucht oder die Auffindung deſſelbe 
verheimlicht hat, verwirkt feinen Antheil am Schate zu Gunften des Anzeigers ober, 
in Ermangelung beffelben, des Staates. Daffelbe ift nah 8. 406 A. b. ©. B. and 
dann der Tall, wenn der Finder bein Auffuhen des Echates ſich „einer unerlaubte 
Handlung ſchuldig gemacht hat“. Als foldhe unerlaubte Handlungen wurden nad rm 
Recht Zauberkünſte bezeichnet. Nach dfterr. Recht müſſen unter den im Sinne tieel 
Paragraphen unerlaubten Handlungen, da felbe in keiner Richtung näher bezeichn 
werben, alle jene verftanden werben, welche unmittelbar zum Zwecke der Behebung de 
Schatzes vorgenonmnen werden und wodurch man dritten Perfonen, wenn aud m 
privatredhtlid, verantwortlid wird. 8) Wird Jemand ausdrücklich zur Auffindung em 
Schatzes gedungen, fo hat er nur den bedungenen Arbeitslchn zu fordern, und es in 
an die Stelle des wirklichen Finders derjenige, welder ihn zum Eucen beftelt h 
($. 404). Ob dieſer felbft den ganzen Schaß oder einen Theil erwirbt, ift na 
88. 399, 1147 zu beurtheilen. 

Nach Hofd. vom 14. Aug. 1846 (Polit. G. S., LXXIV, 174) iſt ber Find 
numismatifcher und ardjäologifcher Gegenſtände, inſoweit es ohne Zwang thunlid i 
zur Einſendung beſonders intereffanter und leicht transportabler Stüde an das Fa 
Kabinet zu vermögen. Die Anzeige eines gefundenen Schatzes an bie Landesſtel 
(8. 398) ift, nachdem der Anſpruch des Staates auf ein Drittheil aufgehoben ift, nic 
mehr nüthig. 

Das U. b. ©. DB. enthält Feine ausdrückliche Beſtimmung darüber, ob der Eige 
thümer des Grundftüdes das Eigenthumsredt an dem gefundenen Schate ohne Weiter 
erwirbt, oder ob ihm blos cin obligaterifcher Anſpruch gegen den Finder zuſtel 
Nach röm. Recht erwirbt der Eigenthümer des Gruudes im Momiente der Dccupati. 
des Schatzes durch den Kinder an der ihm gehörigen Hälfte das Eigenthumsrecht 


2 Der Empbyteuta bes rom. Rechts bat | fuche, S. 177 fa.; Windſcheid, $. 184, Anm. 1 
feinen Anfpruch auf einen Antbeil am Scate. | Ragenftecher, IL, 87 fg.; Gimmertbal im € 
3 Bgl. die Bemerk. zu ben 88. 629—631, Archiv, LI (1868), 63 fg., welch letzterer « 
Anm. 1. Anders ift das Rechtsverhältniß bei | nimmt, daß der Schag ſchon unmittelb 
der fidetcommiffarifhen Subftitution. Bgl. die | durch bie Auffindung zu ideellen Hälf 


Bemerk. zu den 88. 611—617, Anm. 8. dem Finder und Eigenthilmer des Bodens 
* Bol. au Koch, Lehrbuch des Freuß, „gen falle; entgegengefegter Anficht find Puch 
Privatrechts. (2. Aufl, Berlin 1851), I, 468. Borlef., I, 8. 154, S. 300; Bdding, Irı 


° Bol. Sell, Dingliche Rechte, S. 87; $. 150, Anm. 35. 


Hanptftäd 111. Bon der Erwerbung des Eigenthumes dar Zueignung. $. 402. 201 
Dies dürfte auch fürs öſterr. Recht anzunehmen fein, indem &. 399 rückſichtlich ver 
Urt, wie der finder und ber Eigenthümer das Recht auf den Schatz erwerben, nicht 
uuterfcheibet und auch der im Schlußſatz biefes Paragraphen gebrauchte Ausprud „zu: 
fallen“ darauf Hindeutet, daß der Eigenthümer des Grundſtückes nicht blos obligatoriſch 


: berechtigt wird $._ Der Schakfinder felbft erwirbt das Eigenthumsrecht nah Analogie 
ber Occupation ?. 
8. 402. 
L- Bon ber Beute. 


Ueber das Net der Bente und der vom Feinde zurückerbenteten Sachen find die Bor: 
läriften in den Kriegsgeſetzen enthalten. 


Nach röm. Recht galten die dem Feinde gehörigen Saden, ohne Rüchkſicht darauf, 
eb deren Eigenthümer Soldaten waren oder nicht, ſowol Soldaten als Privaten gegen- 
über als herrenlos. Nur Immobilien und Mobilien, welche in Dienfte des Staates 
abeutet wurben, fielen dem Staate zu. Die Erwerbung war mit dem Momente, in 
welchem fie dem Feinde abgenommen wurden, vollendet. Wurden vom Feinde erbeutete 
Eachen wieder zurüderobert, fo fielen unbeweglihe Sachen an ihre vorigen Eigenthüuer 
zirüd (jus postliminii), bewegliche Zaden verblieben im Cigenthum derjenigen, welde 
fe dem Feinde wieder abgenommen hatten !. 

Die Grundſätze des heutigen Völkerrechts?, auf welches nah öſterr. Rechte bei 
der Dürftigkeit der in biefer Beziehung erlaflenen pofitiven Geſetze größtentheils zurüd- 
- gegangen werben muß, find von denen des röm. Rechts wefentlich verfchieden. 

Mit Zuhülfenahme ver allgenı. völferrechtlihen Grundſätze laſſen ſich fürs öfterr. 
Recht nachftehende Normen aufftellen: 

1) In Landfriegen find nur jene beweglichen körperlichen Sachen Gegenftand ber 
Beute, welche dem feindlichen Heere oder einzelnen dazu gehörigen Individuen gehören, 
im Seekriege dagegen auch Schiffe und Güter der feindlichen Untertanen. In Land— 
kriegen ift 2) das Beutemachen nur auf fpecielle Erlaubniß des connnandirenden Generals ; 
3) nur auf dem Schlachtfelde; 4) nur Soldaten geftattet; 5) die erbeuteten Gegenftänte 
werben nicht unmittelbar Cigenthun des beutemadenden Soldaten, fondern erft durch 
Zuweiſung durch den Befehlshaber; 6) Fahnen, Standarten, Pferde, Kanonen, Munition, 
Kriegskaſſen werden durch die Erbeutung Eigenthum des Staates; 7) über die Gültig— 

* fat der zur See aufgebrachten Beute iſt ſich bei dem competenten Priſengerichte auszu— 
weiſen, welches auch tie Bertheilung verfelben vorzunehmen hat. Das Recht zum 
eutemachen zur See kanu auch Privatfapern ertheilt werden ). Handelsſchiffe und ihre 
Ladungen Können aus dem Grunde, daß biefelben einen Lande angehören, mit welchen 
Oefterreich in Krieg ift, von öfterr. Kriegsfahrzeugen zur See nicht aufgebracht werden, 
noch von öſterr. Brifengerichten als gute Prife erklärt werben, wenn bie feindliche Macht 
Sfterr. Handelsfchiffen gegenüber die Gegenfeitigfeit beobachtet (Kaif. Vog. vom 13. Mai 
1866, R. ©. Bl., Nr. 60, Art. D. 
, Bat. auch Stubenrauch, I, 519. den Seneralen bie Bewilligung ertheilt worden, 
. Qgl. Dernburg, in der Heidelberger frit. | auf dem Schlachtfelde oder im feindlichen Lager 
Seitfchr, I (1853), 148; Bagenftecher, IL, 82, | Beute zu machen, fo milffen hierzu Die Yeute 
} Unger, Der revidirte Entwurf, S. 109,110. | in volllommener Rüftung durch Ober⸗ und 
gl. Schmid (A. €. 3), Handbuch des | Unteroffiziere angeführt, die Standarten, Fahnen 
jem. beutichen bürgerl. Rechts (Yeipzig 1847), | umd andere Ehrenzeihen, Kanonen, Munition 
"68; und Proviant, Die Kriegsfaffen, Kanzleien u. Dal. 


— 


m mm — - 
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g. 
Vgl. Heffter, Das Europäiſche Völkerrecht 
Gegenwart (5. Aufl., Berlin 1867), 88. 130 fg. 
Diefe Beftimmungen find: 

Der 23, Kriegsartifel von Jahre 1808: 
Aue Kriegsgefangenen, die eroberte Artillerie, 
Einehre, Munition, Fahnen, Standarten, Pferde, 

Agazine, Kriegsfaffen, Kanzleien ꝛc. jind bei 
ſchwerer: Strafe dahin abzugeben, wohin der 
Ommandirende General es befehlen wird.‘ 

8. 2, Milit. Dienftvegl., 2. Thl., 2. Haupt: 
Da ‚4. Abichnitt: „Iſt der Feind gänzlich zum 

Üdzuge gebracht, und ven den commanbdiren- 


ber 


in dag Hauptquartier eingeliefert, Die Übrige 
Beute aber mit Rüdficht auf Die verdiente 
größere Belohnung denjenigen, die fich befonders 
ausgezeichnet haben, vertheilt, bei ſchwerer Strafe 
aber nichts verheimlicht oder verborgen wer: 
den. — Rildfihtlih der zur See gemachten 
Beute beſtimmt der 42. Marinefriegsartifel vom 
Jahre 1803, daß Die von Individuen der f. Lt. 
Marine aufgebrachten Schiffe und zur Seebeute 
gehörigen Effekten jeder Art dem zur gefeß- 
mähigen Bertheilung beftimmten Prifentribunal 
zu itbergeben find. 


200 Zweiter Theil. Bon dem Sadenrehte. 


2) Findet Jemand auf fremden Grund und Boden einen Schag entweder zufällig, oda 
wenn er mit Erlaubniß des Eigenthümers danach gefuht bat, fo fällt die eine Hälfte 
ihm, die andere Hälfte dem Eigenthümer zu. 3) Findet ber vollftänbige Kigenthüne 
eines Grundſtückes auf demſelben einen Schak, fo gehört er ihm allein, indem Eigen 
thümer und Finder in Einer Perſon zufammenfallen. 4) ft Jemand Eigentbilmer eis 
Grundftüdes, während einem Anderen die Rechte eines Vaſallen, Erbpacht- oder Eb 
zinsmannes barauf zufommen, fo fällt die eine Hälfte des Schates beufelben zu gleihe 
Theilen ? (alfo zu je einem Biertheil), die andere Hälfte dem Finder zu (88. 399 
1143); dem Bodenzinsberechtigten als ſolchem, wenn er nicht etwa zugleich auch Finde 
ift, fällt nur dann ein Biertheil zu, wenn der Schatz aufber Oberfläche des Grund 
ftüdes gefunden wurde ($. 1147). 5) Da nad öfter. Rechte dem Fideiconmißinhabe 
Nutungseigenthum und dem Fideicommißanwärter Obereigenthum beigelegt wird ($. 629) 
jo fällt ein auf tem Fideicommißgute gefuntener Chat zur Hälfte dem Inhaber alı 
freies Eigenthun zu und wird die andere Hälfte zum Stamme des Fideicommißgute 
geihlagen 3. 6) Steht Jemandem ein perfünliches Recht auf Uebergabe einer unbeiweg 
Iihen Sache zu (3. B. kraft eines Kauf oder Tauſchvertrages) und wirb vor ber wirl 
fihen Webergabe auf verfelben ein chat gefunden, fo gehört der auf den Eigenthüme 
entfallende Antheil, wenn ver Schak vor dem Zeitpunfte der bepungenen Ueber 
gabe gefunden wirt, ven Cigenthümer des Grundſtückes, wenn der Schaß nad dieſer 
Zeitpunkte gefunden wird, vem Uebernehmer. Iſt keine Zeit der Uebergabe bedunge 
worden, jo entfcheidet der Zeitpunft der wirklichen Webergabe (Folgerungen aus 88. 1060 
1051 A. b. ©. B.). 7) Wer ohne Wiſſen und Willen, des Eigenthümers (ode 
wenn das Eigenthum getheilt iſt, auch der ſog. Obereigenthümer, ohne Wiſſen un 
Willen des Nutzeigenthümers) nach dem Schatze geſucht oder die Auffindung deſſelbe 
verheimlicht hat, verwirkt ſeinen Antheil am Schatze zu Gunſten des Anzeigers oder 
in Ermangelung deſſelben, des Staates. Daſſelbe iſt nad 8. 406 U. b. G. B. am 
dann der Wall, wenn der Finder beim Aufſuchen des Schates fi „einer unerlaubte 
Handlung Ihultig gemacht hat“. ALS foldhe unerlaubte Handlungen wurden nad, rem 
Recht Zauberfünfte bezeichnet. Nad) Afterr. Recht müfjen unter ven im Sinne biee 
Paragraphen unerlaubten Handlungen, da felbe in keiner Richtung näher bezeichn 
werden, alle jene verſtanden werben, welche unmittelbar zum Zwecke der Behebung ke 
Schates vorgenommen werden und wodurch man dritten Perfonen, wenn aud m 
privatrechtlih, verantwortlid wird. 8) Wird Jemand ausprüdlid zur Auffindung eine 
Schatzes gebungen, fo hat er nur den bedungenen Arbeitslohn zu fordern, und es ti! 
an die Stelle des wirklichen Finders derjenige, welcher ihn zum Suchen bejtellt & 
(8. 404). Ob viefer felbft den ganzen Schaß oder einen Theil erwirbt, iſt na 
88. 399, 1147 zu beurtheilen. 

Nach Hof. von 14. Aug. 1846 (Bolit. G. ©, LXXIV, 174) ift der Yu 
numismatiſcher und archäologiſcher Gegenftänbe, infoweit es ohne Zwang thunlich il 
zur Einſendung beſonders intereffanter und leicht transportabler Ctüde an das Kai 
Kabinet zu vermögen. Die Anzeige eines gefundenen Schates an bie Landesſtel 
(8. 398) ift, nachdem ber Anſpruch des Staates auf ein Drittheil aufgehoben ift, mic 
mehr nöthig. 

Das A. b. ©. B. enthält feine ausdrückliche Beftimmung darüber, ob der Eige 
thilmer des Grundſtückes das Eigenthumsrecht an den gefundenen Schatze ohne Weiter 
erwirbt, over ob ihm blos ein obligaterifcher Anfprud, gegen den Finder zufte 
Nach röm. Recht erwirbt der Eigenthümer des rundes im Momente der Occupati 
des Schatses durch den Kinder an der ihm gehörigen Hälfte das Cigenthumsred 1 


2 Der Emphyteuta bes röm. Rechts bat | fuche, S. 177 fg.; Windſcheid, $. 184, Aum. 
feinen Anfpruch auf einen Antheil am Schate. | Pagenftecher, IL, 87 fg.; Gimmerthal im E 
’ Bol. die Bemerk. zu ben 88. 629—631, | Ardiv, LI (1868), 63 fg., meld letzterer 
Anm. 1. Anders ift das Rechtsverhältniß Bei | nimmt, daß der Schat fen unmittelE 
ber fibeicommiffarifhen Subftitution. Vgl. die | durch die Auffindung zu ibeellen Säarl 
Bemerl. zu den 88. 611 - 617, Aum. 8. dem Finder und Eigenthilmer des Bodens 
“ Bol. au Koch, Lehrbuch des preuf. gem. falle; eptgegengejetter Anficht find Pud 
Private ht 2. Aufl., Berlin 1851), I, 4686. Borlef., I, $. 154, ©. 300; Bdding, Ir 

s Bol. Sell, Dinglihe Rechte, S. 87; Ber- ' $. 150, Anm. 35. 


Hanptftäd III. Bon der Erwerbung des Eigenthumts darch Iueignung. $. 402. 201 
Diet dürfte auch fürs öſterr. Recht anzunehmen fein, indem 8. 399 ridfichtlich ver 
üht, wie der finder und ber Eigenthümer das Recht auf den Schatz erwerben, nicht 
unterjheibet und auch ber im Schlußfat diefes Paragraphen gebrauchte Ausorud „zu: 
fallen“ barauf hindeutet, daß der Eigenthümer des Grunpftüdes nicht blos obligatorifch 
berechtigt wird 6. Der Schakfinder felbft erwirbt das Eigenthumsrecht nach Analogie 
der Occupation ?. 
8. 402. 


Bon der Beute. 


Ueber das Recht der Bente und der vom Feinde zuräderbenteten Sachen find die Vor⸗ 


Iöriften in den Kriegsgeſetzen enthalten. 


Nah röm. Recht galten die dem Yeinde gehörigen Sachen, ohne Rüdficht darauf, 
eb deren Eigenthilmer Soldaten waren oder nicht, fowol Soldaten als Privaten gegen- 


über als berrenlos. 
‚ebeutet wurden, fielen dem Staate zu. 


Nur Immobilien und Mobilien, welche im Dienfte des Staates 
Die Erwerbung war mit dem Momente, in 
welden fie dem Feinde abgenommen wurden, vollendet. 


Wurden vom Teinde erbeutete 


Sachen wieder zurüderobert, fo fielen unbeweglihe Sachen an ihre vorigen Eigenthlimer 
ck (jus postliminii), bewegliche Sachen verblieben im Eigenthum derjenigen, welche 


dem Feinde wieder abgenommen hatten !. 


Die Grundſätze des heutigen Völkerrechts?, anf welches nach öſterr. Rechte bei 
der Dinftigfeit der in dieſer Beziehung erlaflenen pofitiven Geſetze größtentheild zurüd- 
gegangen werben muß, find von denen des röm. Rechts weſentlich verfchieden. 

Dit Zuhülfenahme der allgem. völferredhtlichen Grundſätze laſſen fi) fürs öſterr. 


Recht nachftehende Normen aufftellen: 


1) In Landkriegen find nur jene beweglichen törperlihen Sachen Gegenſtand der 
Lente, welche dem feinplichen Heere oder einzelnen dazu gehörigen Individuen gehören, 
m Seefriege dagegen auch Schiffe und Güter der feindlichen Unterthanen. In Land— 
kigen ift 2) das Beutemachen nur auf ſpecielle Erlaubniß des commanbivenden Generals ; 
I) nur auf dem Schlachtfelde; 4) nur Soldaten geftattet; 5) die erbeuteten Gegenftänte 
werden nicht unmittelbar Cigenthum des beutemacdhenden Soldaten, fondern erft durd) 
Inweifung durch den Befehlshaber; 6) Fahnen, Standarten, Pferde, Kanonen, Munition, 
Kiegskaſſen werden durch die Erbeutung Eigenthum des Staates; 7) über die Gültig« 
it der zur See aufgebrachten Beute ift fi bei dem competenten Prifengerichte auszu- 


weiſen, welches auch vie Vertheilung vderfelben vorzunehmen hat. 
ahen zur See fann aud Privatkapern ertheilt werben ꝰ. 


Das Recht zum 
Handelsſchiffe und ihre 


Sadungen können aus dem Grunde, daß diefelben einem Lande angehören, mit welchem 
Orfterreich in Krieg ift, von öfter. Kriegsfahrzeugen zur See nicht aufgebracht werben, 
noch von öfter. Brifengerichten als gute Prife erflärt werden, wenn bie feindliche Macht 
öfter. Handelsfchiffen gegenüber die Gegenfeitigfeit beobachtet (Saif. Vog. von 13. Mai 


1866, R. ©. Bl., Nr. 60, Art. D. 





"Bol. au Stubenraud, I, 519. 

’ Bol, Dernburg, in der Heidelberger frit. 
Zeitſcht. I (1853), 148; Bagenftecher, II, 82, 
8 Unger, Der revibirte Entwurf, ©. 109, 110, 

dgl. Schmid (A. C. J.), Handbuch des 
Les heutfchen bürger!. Rechts (Leipzig 1847), 


g. 
2 Bol. Heffter, Das Europäiſche Völlerrecht 
Er Gegenwart (5. Aufl., Berlin 1867), 88. 130 fg. 

3 Diefe Beftimmungen find: 

Der 23, Kriegsartitel vom Jahre 1808: 
Ale Kriegsgefangenen, bie eroberte Artillerie, 
Swehre, Munition, Kahnen, Standarten, Pferde, 

agazine, Kriegskalfen, Kanzleien 2c. find bei 
Biwerer- Strafe babin abzugeben, wohin der 
Symanbirende General es befehlen wird.“ 

5.2, Milit. Dienftregl., 2. Thl., 2. Haupt- 
Mid, 4. Abſchnitt: „Iſt ber Feind gänzlich zum 
Tuchnge gebracht, und von den commanbiren- 


den Generalen bie Bewilligung ertbeilt worben, 
auf dem Schlachtfelde oder im feindlichen Lager 
Beute zu machen, fo müffen hierzu die Leute 
in volltommener Rüſtung durch Ober⸗ und 
Unteroffiziere angeführt, die Standarten, Fahnen 
und andere Ehrenzeihen, Kanonen, Munition 
und Proviant, Die Kriegstaffen, Kanzleien u. dgl. 
in das Hauptquartier eingeliefert, Die übrige 
Beute aber mit Rüdfiht auf die verbiente 
größere Belohnung denjenigen, bie fich beſonders 
ausgezeichnet haben, wertheilt, bet ſchwerer Strafe 
aber nichts verheimlicht oder verborgen mer- 
den.” — NRüdfihtlih der zur See gemachten 
Beute beftimmt der 42. Marinelriegsartifel vom 
Sabre 1803, daß die von Individuen ber k. k. 
Marine aufgebrachten Schiffe und zur Seebeute 
gehörigen Effekten jeder Art dem zur geſetz⸗ 
mäßigen Bertbheilung beftimmten Prifentribunal 
zu Übergeben find. 
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Ueber die Zurüderoberung der vom Feinde erbeuteten Sachen emtbält dad he. 
Recht gar keine Borfehrift und es hat daher die nad europäiſchem Vollerrechte 
Kegel zur Anwendung zu fommen, daß die vom Feinde eroberten Sachen nad) 
von 24 Stunden in fein volles Eigenthum übergehen, und daß fie Daher ber vorige 
Eigenthümer, wenn fie dem Feinde nah Ablauf dieſes Zeitraumes abgemomme 
werben, nicht wieder zurückbekommt. Nur die vom Feinde erbeuteten Schiffe oder ander 
Sachen, welde von Kriegsichiffen oder Kapern wieder zurüderbeutet werben, erhält ver 
Eigentümer wieder zurüd, wiewol felbft von Kriegsichiffen nur gegen Entſchädigung. 

Die vor Ablauf dieſes Zeitraumes dem Feinde abgenommenen Gegenftände 
werben von ben Kriegsſchiffen dem Eigenthümer ohne Entſchädigung zurüdgeftellt, vm 
ben Kapern jedoch ebenfalls nur gegen angemeſſene Entfhädigung *, 


8. 403. 
Bon dem. Rechte aus der Rettung einer fremden beweglichen Sage, 

Wer eine fremde beweglihe Sade von dem unvermeiblichen Berluſte oder Untergang 
rettet, ift beredhtigt, von dem rüdfordernden Eigenthümer ben Erſatz feines Wufwanbes mb 
eine verhältnigmäßige Belohnung von höchſtens zehn von Hundert zu forberm. 

Nah 8. 1036 ift derjenige, welcher, obgleich unberufen, ein fremdes Geſchäft pu 
Abwendung eines bevorftehenden Schadens beforgt, von demjenigen, zu beflen Nuten 
dieſes geihah, den Erſatz des nofhwendigen und zwedmäßig gemachten Aufwandes za 
fordern berechtigt, wenngleih die Bemühung ohne fein Verſchulden fruchtlos geblieben 
ft. Diefe Beitunmung gilt fowol in Anfehung von Leiſtungen, welche unmittelbar zu 
Erhaltung einer fremten, fei e8 beweglichen oder unbeweglihen Sade, als aud rik 
fihtlih folder Bemühungen, weldhe ganz allgemein, um irgend einen vermögensrecht 
Iihen Nadıtheil von Jemanden abzuwenden, vorgenommen wurden. Hat aber Jemant 
eine frenıde bewegliche Sadhe vom unvermeidlihen Berlufte oder Untergangı 
gerettet, fo ift er nach $. 403 nebft den ihm ſchon nad 8. 1036 zuftehenden Criek 
anfprühen auch noch eine verhältnigmäßige Belohnung von höchſtens 10 Proc. bei 
Werthes ber geretteten Sache zu fordern beredtigt, welchem Anſpruche auf Belohumg 
(nit aber aud auf Erſatz des fonftigen Aufwandes) ſich jedoch der Eigenthümer, wen 
er die Sache jelbit fahren läßt, entfchlagen Tann. 

Die Einreihung diefes in die Lehre von der Geſchäftsführung ohne Auftrag ge 
bhörigen Paragraphen in das Hauptftüd von der Erwerbung des Eigenthumes durch Zu 
eignung ift wol nur dadurch erflärlih, daß man unter den fremden beweglichen Sacher 
welche Jemand vom unvermeiblichen Verlufte oder Untergange rettet, zunächſt an Gegen 
ftände wie 3. B. Holz, Pflanzen, Habfeligkeiten, welche die Gewalt des Waſſers for 
geriffen over der Beflger in einem Schiffbruche ausgeworfen bat u. dergl., dachte un 
bei derlei Gegenftänden die Occupation ausfhließen wollte. 


Nach ber Barifer Declaration vom 16, April | feindlihe Waare, mit Ausnahme der Krieg: 
1856, welcher jümmtliche Seeftaaten Europas | contrebande, dedt, und daß auch die neutra 
fowie die meiften größeren Seejtaaten Amerifas, | Maare, mit Ausnahme ber Kriegscontrebant 
mit Ausnahme Nordamerilas, beigetreten find, | unter feindlicher Flagge nicht weggenomm: 
ift Die Kaperei zwijchen ben Unterzeichnern der: | werben barf. Vgl. Deffter, 8. 124°, 
felben abgefchafft worden. Selbe enthält auch I gl. Beiller, II, 186 fg. 
bie Beftimmung, daß bie neutrale Flagge bie 
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Viertes Hauptſtück. 
Bon ber Erwerbung bes Eigenthumes durch Zuwachs. 


® 8. 404. 
Zuwachs. 

Zuwachs heißt alles, was and einer Sache entfteht oder neu zu derſelben Tommt, ohne 
wi es dem Eigenthümer von Jemand anderen übergeben worden if. Der Zuwachs wirb 
mh Natur, buch Kunſt ober durch beide zugleich bewirft. 

Unter Zuwachs, Acceffion, verfieht man eine folhe Verbindung einer Sache mit 
iser anderen, daß die erflere (res accessoria) als Nebenbeftandtheil der Ießteren (res 
wincipalis) die juriftiichen Schickſale verjelben theilt. 

Eine ber früher .üblichften Eintheilungen des Zuwachſes, welche auch das U. 5. 
vB. aufftellt, ift die in natürlichen, Tünftlichen und gemifchten ı. Diefe Eintheilung 
nt, abgeſehen von ihrer fonftigen geringen Brauchbarkeit, auch noch das gegen ſich, 
w& fih in den meiften Fällen nicht genau beftinnmen läßt, ob der Zuwachs ein Fünft- 
ker oder gemifchter ift, und ein rein Tünftlicher Zuwachs eigentlich gar nicht eriftirt. 

Die heutzutage nad röm. Recht üblichfte Eintheilung ift: 1) in Zuwachs, welcher 
weurch gebilbet wird, daß eine unbeweglihe Sache zn einer anderen unbeweglichen 
Want (insula in flumine nata und alveus derelictus); 2) in Zuwachs beweglicher 

zu einer unbeweglichen (alluvio, avulsio, implantatio); 3) beweglicher Sachen 
ſ beweglichen ®. 

Nach öfterr. Recht (vgl. die Bemerk. zn ven 88. 407—410) wird die insula iu 
lemine nata nicht durch Zuwachs erworben, fondern es befteht in Anfehung berfelben 
um ein bevorzugtes® Occupationsrecht. Auch auf das verlafiene Ylußbett haben vie 
Eigenthlimer der angrenzenden Grunbftäde nur in zweiter Linie einen Anſpruch, und 
 Ioınmen die Grundſätze über die Erwerbung des Eigenthumes durch Zuwachs in An- 
chung deſſelben nur mit ganz frembdartigen Beinengungen zur Anwendung. Ebenſo 
bildet die avulsio nad) öſterr. Recht feinen reinen Fall des Zuwachſes. 

Bgl. auch noch die Bemerf. zu den 88. 294—297, 


8. 408. 
Natürlider Zuwachs: 1) An Naturprobucten. 23) Werfen ber Thiere. 

Vie natürlichen Früchte eines Grundes, nämlich ſolche Nutzungen, die er, ohne bearbeitet 
Ruerben, hervorbringt, ald: Kräuter, Schwämme und dergleihen, wachſen dem Eigen: 
Süner des Grundes, fowie alle Nuyungen, welche aus einem Thiere entftehen, dem Gigen- 
Hiner des Thieres zu. 

$. 406. 

Der Eigenthümer eines Thieres, welches durch das Thier eines Anderen befeuchtet wird, 
! diefem Teinen Lohn ſchuldig, wenn er nicht bedungen worden ift. 

Früchte find die natürlichen Erzeugniffe einer Sache, welde dieſe aus ſich, jet 

durch Einwirkung von Außen oder ohne eine ſolche, auf organifchem oder unorga- 
ſchem Wege hervorbringt !. Sind dieſelben noch mit der Hauptſache verbunden, fo 





Bol. Höpfner, 88. 308 fg. der Frucht (Leipzig 1848); Wächter, Handbuch 
Bgl. zangerom (7. Aufl.), I, 629 jg.; 11 Fi ER Erörterungen, I, 3; Unger, I 
ü g.; 


1:8. 253 fg. indſcheid, ©. 355 fg. 
Bol. überhaupt Heimbach, Die Lehre von 
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heißen fie pendentes oder stantes; find fie von der Hauptfache abgeſondert, fo nem 
man fie getrennt, separati; wurden fie von Jemandem eingefammelt, fo fpriht ma 
von fructus percepti oder apprehensi. Früchte, welche hätten gewonnen werben können 
aber vernacdhläffigt wurden, bezeichnet man als ziehbare, fructus pereipiendi. Inſofer 
man ans einer Sache auch durch andere als natürliche Erzeugniſſe Nuten ziehen Im, 
unterfcheidet man auch fructus naturales et civiles. 

Häufig pflegt man die Früchte als eine Art des Zuwachſes aufzufaffen, was aud 
nah dem U. b. G. B der Fall iſt. Es gelten aber für die Ermwerbung des Eigen 
thumsrechts an den Früchten ver Sache und dem Zuwachs großentheils wefentlich ver: 
ſchiedene Orundfäge?. Der Cigenthümer einer Sache erwirbt in allen Fällen bat 
Eigenthbum der Früchte, behält es aber nur fo lange, als fie mit berfelben verbunden 
find und kann es vermöge eines felbftändigen, einer dritten Perfon darauf zuftehete 
Rechts entweder durch bloße Trennung oder durch Perception von Seite des hierzu Be 
rechtigten verlieren °. Der Zuwachs füllt nah röm. Recht in allen Fällen, nad) öften 
Hecht mit vielen Ausnahmen * dem Eigenthümer der Hauptfache zu. Sobald: die Ber 
bindung der Nebenfache mit der Hauptſache aufhört, kann wol unter gewiflen Boranı 
fetsungen das Recht des vorigen Eigenthlimers an der Nebenſache wieder aufleben, ohn 
daß jedoch folche felbftändige Rechte dritter Perfonen, wie bei der Erwerbung ve 
Früchten auch auf den Zuwachs einer Sache rechtlich anerfannt wären. Es iſt dahe 
zweckmäßig, die Früchte von dem Zuwachs ganz auszuſcheiden, indem fie einer gan 
verfchiebenen vechtlihen Beurtheilung unterliegen. 


Zweiter Theil. Bon dem Sadenrente. 


$. 407. 
Ratürligder Zuwachs: 3) Inſeln. 
Wenn in der Mitte eined Gewäflers eine Infel eutfteht, fo find die Eigenthümer de 
nach der Ränge derfelben au beiden Ufern liegenden Grundftüde ausſchließend befugt, bie ent 
ftandene Inſel in zwei gleichen Theilen fich zuzueignen und nad Maß der Ränge ihrer Grul 
ſtücke unter fi zu theilen. Eutſteht die Infel auf der einen Hälfte des Gewäſſers, ſo hı 
der Eigenthümer des näheren lferlandes allein darauf Anſpruch. Juſeln auf fchiffsen 
Flüſſen bleiben dem Staate vorbehalten. 


$. 408. 


Werden blos dur die Austrocknuug des Gewäflers oder durch deſſelben Theilung | 
mehrere Arme Iufeln gebildet oder Grundſtücke überſchwemmt, fo bleiben bie Rechte d 
vorigen Eigenthümers unverletzt. 


8. 409. 
Natürlider Zuwachs: 4) Vom verlaffenen Waflerbette. 
Wenn ein Gewäfler fein Bett verläßt, jo haben vor allem die Grundbefiger, welche du 


2 Bol. Sell, ©. 253. 


Zuftinmung des Eigenthümers ber frud 
3 Nach rim. Recht erwarb der Empbyteuta, 


tragenden Sache erfolgen. Diefe Zuſtimmu 


beffen dingliches Nutzungsrecht am ausgebehn- 
teften war, Die Früchte Durch bloße Separation, 
der Ujufructuar erft Durch Perception. Wind- 
jcheid, I, 8. 186. Nach öfterr. Recht erfolgt 
der Eigentbumsermerb des Ufufructuare durch 
Separation (f. die Bemerf. zu den 88. 509— 
All), was um fo mehr aud) von den weit um— 
faffenderen Nechten des Erbpächters u. Boden: 
jinsmannes gelten muß .In allen Fällen, wo das 
Recht bes Fruchtbezuges ein Ausfluß eines 
dinglichen Rechts ift, findet ber Fruchterwerb 
fraft dieſes dinglichen Nechts, unabhängig von 
ben Willen des Eigenthilmers, ja jogar gegen 
beffen erflärten Widerſpruch flatt. Iſt Dagegen 
das Recht auf die Früchte ein blos obligato: 
riſches, 3. B. beim Pächter, dem Käufer einer 
Ernte, fo fann ber Eigenthumserwerb nur mit 


wird in ber Regel gleich bei Abfchluß bee | 
treffenden obligatorischen Rechtegeſchäftes at 
drücklich oder ftillfehweigend im vorhinein 
tbeilt. Sie ift beim Pachtvertrage ſchon 
Begriffe des Vertrages enthalten. Nichtsbei 
weniger erwirbt aber der blos obligatorifch 2 
rechtigte das Eigenthumsrecht der Früchte ba 
nicht, wenn der Eigenthilmer biefe Geftattu 
jpäter zurüdzieht oder ihn.gar an der Bercı 
tion hindert. Vgl. Windfcheid, I, 8. I 
Anm. 6; Erner, Tradition, ©. 17 fg. 2 
blos obfigatorifch zum Fruchtbezuge Berechti 
befindet ſich dann in derſelben Stellung ı 
ein Käufer, dem Das Kaufsobjelt vom B 
fäufer vertragswibrig vorenthalten wird. 

Solche Ausnahmen enthalten insbefonkt 
bie 88. 411 fg. 
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ıuenen Lauf des Gewäſſers Schaden leiden, das Recht, aus dem verlaflenen Bette oder 
ken Werthe entigädigt zu werben. 


8. 410. 


Anger dem Falle einer ſolchen Entigadigung gehört das verlaflene Bett, fo wie von einer 
enbenen Inſel verordnet wird, den angrenzenden Uferbeſitzern. 


8. 411. 
Ratürlider Zuwachs: 5) Vom Anfpülen. 


Das Erdreih, weldes ein Gewäfler unmerklich an ein Ufer anfpült, gehört dem Eigen⸗ 
mer des Ufers. 


8. 412. 
Natürlider Zuwachs: 6) Vom abgeriffenen Lande. 


Wird aber ein merklicher Erdtheil dur die Gewalt des Fluſſes au ein frembes fer 
legt, fo verliert der vorige Befiger fein Eigenthumsrecht darauf uur in dem Falle, wenn 
es in einer Jahresfriſt nicht ausübt. 


$. 413. 


Jeder Grundhefiger ift befugt, fein fer gegen bad Ausreißen des Fluſſes zu befeſtigen. 
kein Niemand darf folhe Werke oder Pflauzungen anlegen, bie den orbentlichen Lauf bes 
afied verändern, oder die der Schiffahrt, den Mühlen, der Fiſcherei oder anderen fremden 
täten nachtheilig werden Könnten. Ueberhanpt können ähnliche Anlagen nur mit Erlaubniß 
e yolttifchen Behörde gemacht werden. 


Die Art und Weife, wie in einem Fluſſe eine Infel entftehen kann, ift eine brei- 
&e, nämlih 1) durch plötzliches Emportauchen einzelner Theile des Ylußbettes über 
8 Waſſerſpiegel; 2) durch fucceffives Aufchwenmen von Grundtheilen; 3) durch Thei⸗ 
ng des Fluſſes in mehrere Arme. 

Da in dem zulegt aufgeführten alle die durch Theilung des Fluſſes in zwei oder 
ehrere Arme entftandenen Inſeln Teine neugefchaffenen Landftreden find, am welchen 
R die Eigenthumsverhältniffe zu ordiren wären, fo wird nur durch die erften beiden 
atſtehungsarten Eigenthum durch Acceffion erworben ($. 408). | 

Die durch plötzliches Emportauchen entftandene Infel wurde nah röm. Recht fowol 
ſchiffbaren als in nicht ſchiffbaren Flüſſen, ſowie das verlaffene Flußbett ganz von 
ft Eigenthum ver Uferanwohner nad) Verhältniß ver Ufergrenzen ihrer Orundftüde, 
id bildete diefe Erwerbungsart des Eigenthumes einen reinen Fall der Acceffion. 

Rad öfterr. Hecht beftehen hiervon folgende Abweichungen: 

1) Wird ein Flußbett trocken gelegt, fo haben vor allen die Grundbeſitzer, welche 
ch ven neuen Lauf des Gewäſſers Schaden leiden, das Recht, aus dem verlaffenen 
ußbette oder deſſen Wert) entſchädigt zu werben ($. 409), und nur außer dem 
lle einer folgen Entſchädigung wächſt das verlafjene Bett den augrenzenden Uferbe- 
mn zu (8. 410). - 

Co zmwedmäßig diefe Beſtinmungen dem Principe nad find, fo ift Dody die Aus- 
tung derfelben mit Schwierigkeiten verbunden, die fih auf dem Wege der reinen 
eorie kaum löſen laſſen. Es bleibt Hier nichts übrig als anzunehmen, daß diejenigen 
undbefiger, welche durd) Veränderungen des Flußbettes Schaden erlitten haben, nad) 
rhältniß ihres erlittenen Schadens Miteigenthümer des trodengelegten Fluß— 
te8 werden, und wenn ter Werth des verlaffenen Flußbettes den, Geſammtſchaden 
er Beichädigten überfteigt, auch die an das verlaffene Ylußbett angrenzenden Orund- 
iser fi in das Eigenthum vefjelben, und zwar in der Art theilen, daß bei Be— 
umung ihrer Antheile die Länge ihrer Ufergrenzen als Bafis dient (88. 407, 
0, Wenn alfo 3.3. der Schade der überſchwemmten runbbefiter 40000 Fl., 
: Werth der trodengelegten Flußbettes 50000 #1. betragen würde, und auf einer 
ite des Fluſſes zwei Grundbeſitzer mären, deren Ufergrenze je 1800 Klafter, auf der 
deren aber drei, deren Ufergrenze je 1200 Klafter beträgt, fo würden die beſchädigten 
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Grundbefiger vier Fünftel des Flußbetts, von dem legten Fünftel die angrenzenben 
Uferbefiger, deren Grenze je 1800 Klafter beträgt, je ein Zwanzigftel, Die drei ül 
Grundbeſitzer auf der anderen Seite aber je ein Dreißigftel des verlaffenen Fluß 
nad) intellectuellen Theilen enthalten. 

2) Ein weiterer Unterſchied des öſterr. Rechts vom röm. Recht liegt darin, 
nad öfter. Recht eine in einem Fluſſe entſtandene Inſel nur in nicht ſchiff 
Tlüffen den benachbarten Hrundbeſitzern zufällt, in ſchiffbaren Flüſſen aber Eigen 
des Staates wird ($. 407 a. E.) 1. | 

3) Liegt eine Eigenthümlichteit bes öfter. Rechts in den Beſtimmungen 
88. 407 und 410, daß die Eigenthümer der angrenzenden Grundftüde blos ausſchli 
befugt find, die entſtandene Inſel oder das verlaſſene Flußbett ſich zuzueig 
alſo nicht durch bloßen Zuwachs von felbſt, ohne ihr eigenes Zuthun, Eigenth 
werden. Dieſes ausſchließliche Zueignungsrecht verjährt in der gewöhnlichen Friſt 
30 Jahren. Ob derjenige, der ſich mittlerweile der Inſel oder des Flußbettes bemä 
bat, als redlicher oder unredlicher Befiger zu beurtheilen fei, ift nach allgemeinen ©: 
fägen zu beurtheilen. 

Die Bertbeilung der Infel und des verlaflenen Flußbettes im Falle des 8. 
gefchieht, wie nach röm. Recht 2, in der Weiſe, daß mitten durch den Fluß nad 
Länge des Strombettes über die entſtandene Inſel hin oder durch das verlaſſene 
eine Linie gezogen wird und die Länge des neuen Eigenthumes ſich nach der Läng 
angrenzenden Grundſtücke richtet. Bei Entſtehung einer zweiten Inſel neben der 
gilt die erſte Inſel als Uferland. 


Wird Erdreich nach und nach an ein Grundſtück angeſpült (alluvio), ſo er 
der Eigenthümer des Grundſtückes auch das Eigenthum ber angeſchwemniten Erd 
und es ift dieſe Erwerbungsart des Eigenthumes eine echte Acceifionsart. 

Wird dagegen ein merklicher Theil Yandes von einem Grundſtücke durch das B 
weggeführt und an ein anderes Grundſtück angefhwenmt (avulsio), fo erlangt der & 
thümer des legteren Grundftüdes erft dann das Eigenthum des angeſchwemmten La 
wenn der Eigenthümer des entführten Grunpftüdes fein Eigenthumsrecht binnen | 
Jahre nicht geltend macht. In diefem alle wird alfo nicht durch die Verbindun, 
beiden Grundftüde allein, wie nad röm. Rechte, ſondern erft nach Ablauf dieſer 
jährungefrift das Eigenthum erworben. Es ift daher auch die Erwerbung des Ü 
thumes bei der Aoulfion nad öſterr. Recht keine reine Acceffton ®. 


8. 414. 
Künftlier Zuwachs durch Verarbeitung ober Vereinigung überhaupt. 
Wer fremde Sachen verarbeitet, wer fie mit den feinigen vereinigt, vernengt obeı 
miſcht, erhält dadurch noch feinen Anfpruch auf dad fremde Eigenthum. 


8. 415. 


Können dergleichen verarbeitete Sachen in ihren vorigen Staud zurüdgebradht, verei 
“Dermengte oder vermiſchte Sachen wieder abgejondert werben, jo wird einem jeden ( 
thümer das Seinige zurüdgeftellt nd demjenigen Schadloshaltung geleiftet, dem fie gel 
Iſt die Zurüchſetzung in den vorigen Stand oder die Abſondernug nicht möglich, fo wi: 
Sache den Theilnehmern gemein; doch fteht demjenigen, mit defien Sade der Andere 
Verſchulden die Vereinigung vorgenommen bat, die Wahl frei, ob er den ganzen Gege: 
gegen Erfat der Verbeſſerung behalten oder ihn dem Anderen ebenfalls gegen Vergütung 





ı Beiller, II, 194, motivirt biefe Beftunmung ® In biefer Erwerbungsart des Eigent! 
bamit, daß foldhe Infeln ur Beförderung ber | rechts liegt wie in ber —— gn 
Schiffahrt auf nannichfade Art benugt, oder | Saden (I. die Bemerf. zu den $ 
oft zur Herſtellung des Laufes bes Fluffes | ein Fall der deutjchrechtlichen Berföweie 
durchſtochen ober onveggeräumt werben miffen. gl. Unger, II, 283. 

’ Bl. Sell, S. 257 ig Bagenfteder, II, 

135 fg.; Bing, Inf, $ ‚168, Note 30. 
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lchen weite. Der ſchuldtragende Theilnehmer wird nad Beſchaffenheit feiner redlichen ober 
mreblicgen Abſicht behandelt. Kann aber keinem Theile ein Verſchulden beigemeflen werben, 
ſo bleibt dem, deſſen Antheil mehr werth ift, die Auswahl vorbehalten. 


8. 416. 


Werben fremde Materialien nur zur Ausbeflerung einer Sade verwendet, fo füllt bie 
ſreude Materie dem Eigenthümer der Hauptſache zu und diefer iſt verbunden, nad Be-. 
IMefienheit feines redlichen oder unredlihen Verfahrens, dem vorigen Eigenthümer ber ver- 
uöäten Materialien deu Werth derfelben zu bezahlen. 


Nah röm. Recht gilt als Grundſatz, daß bei einer ohne Einwilligung ber 
Eigenthümer bewirkten dauernden nebenfählihen Verbindung mehrerer beweglichen 
Gaben, d. h. einer ſolchen Verbindung, wodurch die eine als Beftandtheil der anderen 
erſhheint, die eine Zuwachs der anderen wird, ber Eigenthümer ver Hauptfache auch 
das Eigenthum ber mit derſelben in dauernde Verbindung geſetzten Nebenſache erwirbt 
md dem Eigenthümer ver lettteren nur feine etwaigen Entſchädigungsanſprüche vorbe- 
halten bleiben !. 

Entfteht durdy die ohne Einwilligung der Eigenthümer vorgenommene Verbindung 
kn ſolches nebenfächliches Verhältniß? oder Tann dieſes ohne Aenderung des Weſens 
jener Sachen wieder aufgelöft werben ®, fo ändern ſich auch die bisherigen Eigenthums- 
verhältnifje nicht. 

Welhe Sadye als Nebenfahe und welche als Hauptſache anzufehen fei, fuchte man 
daraus zu entjcheiden, ob eine Sache ohne die andere beſtehen kann. Hiernach wurde 
das Färben, Anftreichen, Bergolden beweglicher Sachen immer als Nebenfache betrachtet. 
Romten beide verbundene Sachen für ſich beftehen, fo galt diejenige als Nebenſache, 
welhe nur den Zweck der anderen zu fördern beftimmt ift und nur als Einfaffung oder 

en, Derzierung einer anderen Sache dient. Wurde eine banernde Verbindung 
wehrerer an fi gleihmäßig als Hauptſache zu betrachtender Gegenftände vorge— 
kommen, fo wurde nach Größe, Maffe, Umfang und Werth der Sachen entfchieren, 
welcher ver beiden Eigenthümer das Kigenthum an dem Ganzen erwarb *. 

Das A. 6. ©. 2. fteht nur rüdfichtlid der im $. 416 enthaltenen Beftimmung, 
a fremde Materialien, welche blos zur Ausbefferung verwentet werden, dem 
Agenthümer der Hauptſache zufallen, auf dem Stantpunfte des röm. Rechts, und es 
Ein tiefen Falle die rechtliche Natur des Zuwachſes fogar noch ſtrenger feftgehalten 
8 nah röm. Rechte, indem der Cigenthümer der Materialien fein Eigenthum auch 


— 


Br Seh, S. 278; Böcking, Juſt., IL > ‚I Diefen Fällen konnte zwar der Eigen- _ 
48, Hei einer mit Zuftimmung beider | tbilmer der Hauptjache Das Ganze vindiciren, aber 
agenthümer vorgenommenen Verbindung ent» | der Eigenthüner der Nebenfache ihm entweder die 
amd in allen Fällen Diteigentbum, wenn | doli exceptio auf Erftattung des Werthes eut⸗ 
icht durch Vertrag etwas Abweichendes be- | gegenfeten ober auch gegen ihn die ad exhiben- 
Immt werden war, und zwar nad Berhält- | dum actio auf Trennung anftellen und fo bas 
iſſen, bie ſich Durch beiderjeitige Uebereinftim: | Seinige vindiciren. Es hatte alfo das Eigen» 
lung, und wo dieje nicht entfcheidet, Durch die | thumsrecht an ber Acceffion nicht aufgehört, 
+lantität der gleichartigen oder den Mertb der | fondern es war nur mährenb ber beftebenben 
Ngleihartigen geeinigten Sachen beftimmte. | Verbindung gehemmt. In Betreff des Eigen⸗ 
Bl. Büding, Inſt., II, 153, 8. 7; Windfcheid, | thumsrechts war es gleichglltig, von went 
y 486. (wenn nur nicht zufolge Suwiligung ber 

3. B., wenn blos verſchiedene Geräth- | Eigenthämer) und wie und durch welche Mittel 
Aften zufammmengeftellt oder mehreren Eigen: | ein folches ſcheidbares Acceffionsverhältniß ber- 
mern gehörige Thiere zufammengelaufen vorgebracht wurde, ob durch Anfchweißung, 
Ten oder auch, wenn Durch Zujammenmifchen | Anldthung, Annietung, Annagelung, Antit- 
'ımmixtio) oder Zuſammengießen (confusio) | tung, Anleimung, Anzapfung ꝛc., wenn nur 
Ichartiger Stojje ein nur der Quantität nach | die mit der Hauptjache in Cohäſion gebrachte 
IT den einzelnen vermengten Sachen ver» | Nebenfache unter Erhaltung ihres Wefens wie- 
dedenes Ganzes gebildet wird. Im diefen | der davon getrennt ober gefchieben werben 
‚Uen konnte jeder Eigenthümer die einzelnen | fan.“ Böcking, Anft., II, 158, Note, 8. £. 
a eigentbümlichen Gegenitände ober, mo Bgl. Arndts, Vandekten (5. Aufl), 8. 152, 
"je nicht mebr zu unterfcheiden waren, feinen | Aum. 5; Böding, Inſt., II, 148 fg.; Sel, 
Rbeil wındiciren. Bgl. Sell, S. 288, Rr.2. | ©. 278 je. 
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dann verliert, wenn ſich die verwendeten Materialien von ber Hauptſache abſonde 
laſſen würden ($. 416). In allen übrigen Fällen bes Suwadlen von beweglichen ; 
beweglihen Sachen ift der Grundfaß des röm. Rechts, daß dem Eigenthämer ber Ham 
fahe das Eigenthum der mit ihr dauernd Sehen Nebenſache zufalle, ganz m 
gar aufgegeben. 

Bor allem wird aud nad öfterr. Rechte daranf Rüdfiht genommen, ob fid di 
vereinigten, vermengten ober vermifchten Sachen wieder auf ihren vorigen Stand jı 
rüdbringen laffen, und wenn dieſes ber Val ift, werben die Eigenthumsrechte gan 
unberührt gelafien. Iſt jedoch eine folde Trennung nit möglih, fo erwirbt md 
etwa der Eigenthlimer der Hauptfahe das Eigenthum der Nebenfache, fondern es wir 
bie Sache den Theilnehmern, und zwar nach DVerhältnig des Werthes ihrer vereimigte 
Sachen, gemein. ft ein Theil bei ber Bereinigung der beiven Saden im der 
ſchulden, fo fteht es dem anderen Theile frei, die ganze Sache gegen Erfag der Ba 
befferung (niit des urjprünglichen Werthes) der fremden Sade ® für ſich zu behalte 
($. 415); ſonſt fteht dieſes Wahlrecht demjenigen zu, deſſen Antheil me wert i 
(8. 415 a. €). Der ſchuldtragende Theil ift dem anderen Eigenthümer überdieß au 
noch zum Schabenerfage verpflichtet, wobei die allgemeinen Grundfäge über Schade 
erfag zur Anwendung kommen. Unter Umftänden kam er auch als Gefchäftsfühn 
ohne Auftrag zu behandeln jein. 

Wird aus einer fremden Sache eine ihrem Begriffe und Weſen nach bisher mo 
nicht vorhandene neue Sade, eine nene Species gebilbet, fo wurde nad) neuerem rör 
Recht das Eigentum an derfelben (dur Specification) dann erworben, wenn fi d 
urſprüngliche Form nicht wieder berftellen lief. Man erklärte die fpecificirte Sad 
als eine neugefchaffene, herrenlofe und nahm an, daß fie der Specificant durch Deu 
pation jofort erwerbe ®. 

Das 4. b. ©. 2. ift von diefer Auffaffung des röm. Rechts abgewichen und b 
handelt die Specification al8 einen Hall des Zuwachſes (nämlich der Arbeit zum Stoffe) 
welcher wie die übrigen Arten des Zuwachſes einer beweglichen zu einer beweglick 
Sade zu beurtheilen if. Es ift aljo zuerft darauf zu fehen, ob die Sade in b 
vorigen Stand zurückverſetzt werben kann oder nit. Iſt Die Burüdverfegung nic 
möglich und fällt keinem Theile ein Verſchulden zur Laſt, fo kann, je nachdem t 
Arbeit oder der Stoff mehr werth iſt, der Specificant oder Eigentümer bes Stoff 
die Sache gegen Vergütung für fi behalten. Fällt dem Specificauten ein Berjchuld 
zur Laft, fo fteht dem Eigenthümer des Stoffes das Wahlrecht zu, ob er die Sa 
für ſich behalten oder fie dem Specificanten gegen Entihäbigung überlaffen will. Yu 
feine Verbindlichkeit zum Schadenerfage iſt nach den oben aufgeftellten Grundſätzen 
beurtheilen ®. 


8. 417. 
Künftlider Zuwachs insbeſondere bei einem Baue. 


Wenn Jemand auf eigenem Boden ein Gebäude aufführt und fremde Materialien di 
verwendet bat, fo bleibt das Gebäude zwar fein Cigentbum, doch muß jelbft ein redlid 
Vauführer dem Beſchädigten bie Materialien, wenn er fie außer den im $. DE angeführ: 
Berbältnifien an ſich gebracht hat, nad dem gemeinen, ein unrebliher aber muß fie nach d 
höchſten Preife and überdies noch allen anderweitigen Schaden erſetzen. 4 


5 Wenn da8 Ganze an gemeinem Werthe | führte, von Juſtinian fanctionirte Mitteln 
nicht geivonnen hat, alfo ganz ohne alle Ent- | nung hervor, daß durch Specification Gig 
Schädigung. thumı durch Occupation, jedoch nım dann 

6 ® f. Bangerow (7. Aufl.), I, 8. 310, | worden werde, wenn bie nene Species n 

g g N) s mehr in bie alte Geftalt zurückgebracht wer 


kann. Bol. Bangerow, a. a. O.; Püt 
FB Es iſt dieſes die Auffaſſung der Sabinia— 
ner, welcher die der — gegenüber Eigenthunm, ©. 101. 

ſtand, daß durch Specification in allen Fällen B Dal über das Ganze auch Unger, & 
durch Occupation Eigenthum erworben werbe, | wurf, ©. 164 fg. 

Aus dieſen beiden ging die im Terte ange- 
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un überdies allen durch feine Handlung entſtandenen Schaden, ber redliche hingegen 


fE = - Genptüht IV. Bon ber Erwerhung des Eigcathumss band Aunadt. 55.416120. 208 


nn $. 418. 

}, Get im entgegengeichten Galle Jemand mit eigenen Materialien, ohne Willen und 
fen bes Eigenthümers, anf fremdem Grunde gebaut, fo füllt das Gebäube dem Gruub⸗ 

uni Der redliche Banführer Tann ben Erſatz ber nothwendigen und mützlichen 

nen ferdern; ber unredliche wird gleich einem Geſchäftaführer ohne Auftrag behandelt. 

I der Eigenthümer bes Grundes die Bauführung gewuht und fie nicht jogleich dem reb- 

m Bauführer unterfagt, fo Tann er nur ben gemeinen Werth für den Gruud ſorbern. 


$. 419. 

AMdas Gebäude auf frembem Grunde uub aus fremben Materialien entſtanden, ſo wächſt 
Sa in biefem Falle das Eigenthum deſſelben | 
genthümer und dem Banführer treten bie nämlicden Nechte und Verbindlichleiten, wie 
sorichenden Paragraphe, ein, und ber Bauführer muß dem vorigen Eigenthümer der 
ten, nad Beſchaffenheit feiner redlichen oder unrebliden Abſicht, ben gemeinen oder 


8.490. 

3 Bermifter Zuwachs. 
E a8 biöher wegen ber mit fremden Naterialien aufgeführten Gebäude Sekinmt 
and für bie Fälle, wenn ein Feld mit frembem Enmen beſäet aber wit fremben 
beſetzt werben if. Ein ſolcher Zuwachs gehbrt dem Eigenthümer bei Gruubes, 
au auberö bie Pflanzen ſchon Wurzel geſchlagen haben. 

Ra der Regel: Solo cedit, quod inaedificatur; Solo cedit, quod solo implan- 
sur, oder allgemein gefaßt: Superficies solo cedit,. erwirbt ber Eigenthümer 


dem Grunbeigentgämer zu. Zwiſchen dem 


bes 


des in ber Regel das Eigenthum der darauf aufgeführten Gebäude und ber baranf 
gerlanzten Gegenftänbe, ſobald fie organifch feft geworben find. 

. . Rah dem 4. 5. ©. B. find folgende Fälle zu unterfcheiden: ' 
& 1) Hat der Eigenthlimer des Grundes auf bemfelden mit fremben Materialien 
Pant ober mit fremden Sämereien gejüet ober fremde Planen darauf gepflan 


zt, fo 
nwend Der Umſtand, 


a gemeinen Marktpreis der verwendeten Gegenftänve zu erſetzen hat (88. 417— 


2) Hat Jemand mit eigenen Materialien auf fremdem Grund und Boden ges 
Kaut?, fo fällt das Gebäude dem Grundeigenthümer zu, ausgenommen es hätte ber- 
ſelbe von dieſer Bauführung gewußt und fie den Bauführer nicht ſogleich unterfagt, 
in wel letzterem Falle der Baunführer die Weberlafjung des Eigen— 
thumes des Bodens gegen Erſatz des gemeinen Werthes verlangen kann. 
Sonſt kann der redliche Bauführer den Erfat ber notbwendigen und nützlichen Aus⸗ 


G. 418) ®. 


— — —— 


Wenn er ſich „einer durch das Strafgeſetz 
botenen Handlung ſchuldig gemacht, ober 
* Muthwillen und Schadeufreude gehandelt 
“iR er auch zum Erſatze bes pretium affec- 
Mis verpflichtet (8. 1831). Je nach dem Grabe 
ee Berfehuldens ift jeboch auch ber rebliche 
ufährer zum Erſatze des weiteren Schadens 
pflitet (89. 1324, 1331). 
Da dasjenige, was von Bauen gilt, auch 
RT das Pflanzen und Säen anzumenben ift 
®- 420), fo wird fernerhin ber Kürze wegen 
RT vom Bauen geſprochen. 
In diefer Beftimmung bes $. 418, daß 
Max der unrebliche Bauführer als Ge- 


v. Airchſtetter, Sommentar. 2. Aufl. 


— 


verlangen; der unredliche iſt wie ein Geſchäftsführer ohne Auftrag zu behandeln 


ſchäftsführer ohne Auftrag zu behandeln 
iſt, liegt eine wichtige Ausnahme von den Be⸗ 
Nimmungen der 88. 1323, 1324, 1331, wo⸗ 
nach felbft der reblihe Bauführer bei einem 
geringen Grabe bed Verſchuldens bem Gigen- 
thümer des Grunbes, wenn biefem burch bie 
Bauführung ein Nachtheil entftanden ift, zur 
Hinwegräumung bes Gebäudes und zum Er- 
fate bes damnum emergens, ‚bei unterlaufenem 
groben Berfchulden fogar zum Erſatze bes 
Iucrum cessans verpflidtet wäre, dem unreb- 
fihen Bauflihrer aber noch weiter gehenbe Ber- 
pflihtungen obliegen würden. 
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3) Hat Jemand auf fremdem Grunde mit fremden Materialien gebaut, 
fo gelten zwifchen dent Bauführer umd dem Eigenthümer des Grundes biefelben ms 
füge, als wenn der Bauführer mit eigenen Materialien gebaut hätte, und ber Bar 
führer bat dem Eigenthümer. der Materialien je nad) feiner reblichen ober umredlichen 
Abſicht den gemeinen oder den höchſten Werth derſelben zu erfegen (8. 419). Rd 
fihtlich des Erfabes des meiteren Schadens und entgangenen Gewinnes kommen die 
88. 1324, 1331 zur Anwendung. Gegen ben Grundeigenthümer ftehen dem Eigen 
thümer der Materialien feine Anſprüche zu. 

Nach röm. Recht kann der Bauführer, weldyer von dent Grundeigenthümer feine 
Entſchädigung erhält, infofern dies ohne Beſchädigung des rundes gefchehen kam, 
die Materialien wieder hinwegniehmen *, und der redliche Bauführer, wenn die Hinwe- 
nahme nicht thunlich ift, wenigftens feinerzeit, wenn das Gebäude wieder abgetragen 
wird, die Materialien vindiciren 9. Nach öſterr. Rechte ift Eines wie das Andere us 
ftatthaft. | 


} 

g. 421. | 

Das Eigenthum eines Baumes wird nit nad ben Wurzeln, bie ſich in einem angır | 
zeuden Grunde verbreiten, jondern nad) dem Stamme beftimmt, der aus dem Grunde her . 
ragt. Steht der Stamm auf den Grenzen mehrerer Eigenthämer, fo ift ihnen der Bam 
gemein. | 


8. 422. 


Jeder Grundeigenthümer kann die Wurzeln eines fremden Baumes ans feinem Van 
reißen und die über feinem Luftraume hängenden Aefte abſchneiden oder fonft benutzen. 


Das Eigenthum eines an der Grenze mehrerer Grunpftüde wachſenden Baumes 
wird nicht nach den Wurzeln, fondern nad) dem Stamme beurtheilt. Zur Zeit der 
Aufftellung diefer Beſtimmung war man allgemein der Anfiht, daß nad röm. Kedt 
das Eigenthum eines Baumes nad den Wurzeln zu beurtheilen fei, und es follte hier 
durch etwas Abweichendes feſtgeſetzt werben !. 

“ Confequenterweife muß man aud annehmen, daß dem Eigenthümer des rundet 
bie darauf überhängenden abgefehnittenen Hefte gehören 2. Daſſelbe dürfte auch ven 
ben ausgehanuenen Wurzeln gelten ®. 


| 
| 





4 Nec enim debuit, jam alienam (aream) 


certus, aedificium ponere; sed hoc ei con- 
cedendum est, ut sine dispendio domini 
arese tollat aedificium quod posuit (l. 37 
D. de rei vind. 16. 1). Bgl. Sell, ©. 277. 

5 Bgl. Sell, S. 275; dem unredlichen Bau- 
führer ftand dieſes Bindicationsrecht nicht zu, 
Cell, ©. 276. 

ı Nah Sell, S. 264, Note x, entjcheiden 
indeflen auch nach röm. Recht Über das Eigen- 
tbum au einem Baume nidt die Wurzel, 
fondern der Ort, wo ber Stamm dem Boden 
entwächft, und ift die entgegengefegte Anficht 
durch Misverftändnig einer Stelle aus Gajus 
in 1. 7. 8. 13. D. de adqa. r. dom. (41. 1) 
entftanden. Bol. jeboh auch DBangerow, I, 
8. 329, Anm. 2; Windſcheid, ©. 482, Anın. 
4; Unger, Entwurf, ©. 211. 


‚? Darauf beutet bie Beftimmung bes 8. 422 
bin, daß der Grundeigenthümer die über feinen 
Luftraum ragenben Xefte, anflatt fie abzuſchnei⸗ 
ben, auch anderweitig benugen kann. Es gilt 
bier ber Grundſatz des beutfchen Rechte, det 
Ueberfall und Ueberhang gehört zum Luftraum. 
Pütter, Eigenthum, S. 67. Dem Eigenthümer 
der Wurzel bes Gewächſes iſt denifchrechtlich 
jebody geftattet, auf feiner Grenze ftehend: 
bie grüchte an fich zu ziehen. Bütter, a. a. O. 
Vgl. auch Unger, Entwurf, ©. 144. 

* Nah rom. Recht hatte der Eigenthämer 
bes Grundes fein Recht, die in feinen Boder 
eindringenden Wurzeln abzubauen, fondern € 
hatte mit ber Actio negatoria zu lagen, no! 
esse aus (vieini), immissum babere. Sell 


©. 2 
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Sünftes Sauptflükk. 
Bon der Erwerbung des Eigenthumes durch Uebergabe. 


8. 423. 
Mittelbare Erwerbung. 


Sachen, die ſchon einen Eigenthümer haben, werben mittelbar erworben, indem fie auf 
ige rechtliche Art von dem Eigenthümer auf einen Anderen übergeben. 


8. 424. 
Titel berfelben. 
Ver Titel der mittelbaren Erwerbung liegt in einem Vertrage, in einer Verfügung anf 
kn Todesfall, in dem richterlicden Ansiprude oder in der Auorbnung des Geſetzes. 


8, 425, 
Mittelbare Erwerbungßart. 
Der bloße Titel gibt noch Yein Eigenthum. Das Eigenthum und alle dinglichen Rechte 
Ikerhaupt Tönnen, anßer den in dem Geſetze beftimmten Fällen, nur dur die rechtliche 
hebergabe und Meberuahme erworben werben. 


8. 426. 
Arten der Uebergabe bei bewegliden Saden: 1) Körperliche Webergabe. 
Beweglihe Sachen können in der Negel unr durch körperliche Mebergabe von Hand zu 
band an einen Anderen übertragen werden. 


8. 427. 
Arten ber Uebergabe: 2) Turd Beiden. 

Bei ſolchen beweglichen Sachen aber, weldhe ihrer Beſchaffenheit nad Teine Torperliche 
Uebergabe zulaſſen, wie bei Schuldforderungen, Frachtgütern, bei einem Waarenlager oder 
einer anderen Geſammtſache, geftattet das Gefet die Mebergabe durch Zeiden, indem ber 
kigenthümer dem lebernehmer die runden, wodurd das Eigenthum dargethan wird, oder 
die Werkzeuge übergibt, durch die der Uebernehmer in den Stand gefetst wird, ausſchließend 
ben Veſitz der Sache zu ergreifen; oder indem man mit der Sade cin Merkmal verbindet, 
worans Jedermann deutlich erfennen kaun, daß die Sache einem Anderen überlaffen worden ift. 


8. 428. 
Arten ber llebergabe: 3) Turd Erklärung. 

Durch Erflärung wird die Sache übergeben, wenn der Veräußerer auf eine erweisliche 
irt feinen Willen an deu Tag legt, daß er die Sache Tünftig im Namen des Uebernehmers 
mehabe; oder daf der Uebernehmer die Sache, welde cr bisher ohne ein dingliches Recht 
Mehatte, Tünftig ans einem dinglichen Rechte beſitzen folle. 


8. 429. 


Folge in Rüdfiht der überfendeten Sache. 


In der Regel werden überfhidte Eachen erft dann für übergeben gehalten, wenn fie der 
Eberuehmer erhält; es wäre denn, daß diefer die Ueberſchickungsart felbft beftimmt oder ge⸗ 
Ehmigt Hätte, 
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8. 450. 
Folge in Rüdfiht an Mehrere veräußerter Sadıen. 


Hat ein Eigenthümer eben diefelbe bewegliche Sache an zwei verſchiedene Perſonen 
eine mit, an die andere ohne Uebergabe veräußert, jo gebührt fie derjenigen, welder fi 
erft übergeben worden ift; doch bat der Eigenthümer dem verletten Theile zu haften. 


Zur Ermwerbung des Eigenthumsrechts ift, fowie nach den meiften neueren © 
gebungen, auch nad) öfterr. Rechte in der Hegel! die bloße Willenserklärung ter | 
trabenten nicht hinreihend, ſondern e8 muß auch noch bie Ueberlaffung des Beſitzes 
Sade, Tradition, binzutreten, „es muß der Wille, Eigentbun zu geben 
zu erwerben, in dem Befiße des Erwerbers fid verförpern“ ($. 425)? 

Die Erforderniffe der Tradition find: 

1) Sandlungsfähigfeit des Tradenten und des Empfängers. 

Berfchieden von den Mangel der Hanblungsfähigfeit ift das Verbot, eine € 
zu veräußern. Daſſelbe kann entweder ein gefetsliches fein oder auf einer Privatdi 
fition, Vertrag oder Tettwilliger Verfügung beruhen. Wird die Veräußerung 
Sache durd) ein Geſetz unterfagt, fo ift es Sache der Interpretation, ob bie bi 
Sefete zuwider vorgenonmmene Veräußerung als nichtig zu betrachten ift oder ı 
Im Zmeifel dürfte wol das Erftere affgunehinen fein *. 

Hat fi Jemand vertragsmäßig verpflichtet, eine Sache nicht zu veräußern, | 
eine foldhe Verabredung wegen Mangels des rechtlichen Intereſſes in der Regel 
ungültig. Aber felbft im alle des Borhandenfeins eines rechtlichen Intereſſes an 
Nichtveräußernng erzeugt ein ſolches pactum de non alienando blos ein obligatori 
Rechtsverhältniß zwiſchen ben beiden Kontrahenten, kraft beifen der Eigenthümer 


Entihädigung verpflichtet wird. 


I Ausnahmen dort, wo öffentlihe Bücher 
beftehen, bei Immobilien. ©. die Bemerf. zu 
88. 431 fg., und über das Verhältniß des 
bücherlichen Eigenthümers zum Naturalbefiger 
die Bemerf. zu 88. 431—437 nad Anın. 2. 

2 Buchta, PBandelten, $. 148. Vgl. Leiſt, 
Civil. Studien, ©. 179 fg.; Erner, Die Lehre 
vom NRechtserwerb durch Fradition nad öfterr. 
und gem. Recht (Wien 1867), ©. 1 fg., 11. 
Das bier liber Die Erwerbung des Eigenthums- 
rechts Scjagte findet auf die Erwerbung ding⸗ 
liher Rechte Überhaupt, namentlich auch auf 
Serpituten Auwendung (88. 445, 480). Bol. 
auch Erner, a. a. O., ©. 30—49, 123. — Die 
Entſcheidung der Frage, ob ſich auch Reallaſten 
zur Tradition eignen, hängt von der überaus 
ſtreitigen (ſ. die Bemerk. zu 8. 530) Vorfrage 
ab, ob Reallaſten dingliche oder perſönliche 
Rechte ſind. Dieſe Vorfrage kann durch 8. 530, 
welcher blos die Auffaſſung derſelben als per- 
jönlihe Serpituten negirt, ohne etwas Pofiti- 
ves dafür zu fegen, nad öfterr. Recht gewiß 
nidt, wie Randa, Gztg. 1867, Nr. 101, 
gegen Erner, Tradition, ©. 43 fg., behauptet 
(welcher fi für die Anwendbarkeit ber Tra- 
ditton auf Reallaften nach üfterr. Recht aus» 
ſpricht), zu Gunſten derjenigen entſchieden au⸗ 
geſehen werden, welche Reallaſten für rein 
obligatoriſche Rechte halten. Dies hat auch 
Unger, I, 8. 63, nicht gefunden, welcher in 
Vebereinftimmung mit ber bei 8. 530 im Terte 
anfgeftellten Lehre das Recht auf die Reallaſt 


Die gegen das Beräußerungsverbot vorgenom! 


im Ganzen als bingliches Recht bezeiı 
Bol. Unger, a.a.D., ©. 558, 559, 560, 
Ziff. 2. Jedoch dürfte in Wirklichkeit 

der Fall vorkommen, daß eine Reallaft tı 
wird, fondern der Berechtigte crft burd 
Empfangnahme der Leiftung in ben Beſi— 
langen, fo wie felbft bei Servituten bie 
bition wol in der Regel unterbleikt uni 
Servitutsberechtigte fih erft durch Aneil 
berfelben in den Beſitz fett. Wo öffer 
Bücher beftehen, ift die Tradition ohnehin 
nach öſterr. Necht entbehrlich. 


3 Der Hauptwerth der Tradition liegt t 
Daß dadurch die Ungewißheit Darüber, 
welchem Zeitpunkte an das dingliche Rech 
Ermwerbers feinen Anfang nehme, das cı 
bene obligatoriſche Recht deffelben in Da 
durch bezweckte dingliche Recht übergehen 
worüber fid Die Parteien in der Regel 
Har bewußt werben, auf eine den Sntent 
der Parteien entjprechende und fih in 
meiften Fallen eng an ben Verkehr anfchlie 
Weife geregelt wird. ©. hierüber Die « 
penbe Darftellung Exner's, ©. 301—314, 


Nach rom, Recht (vgl. Bangerom, I, 8. 
Anm., Abfag 1; Arndts, $. 132; Wind| 
8. 172°, Anm. 1) ift Die gegen ein fı 
verbietendes Geſetz vorgenoinmene Ber 
rung, 3.8. der res litigiosa, des fundu: 
talis, des Milndelgutes, nichtig. 
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Beröußerung felbft bleibt jedoch gültig ®, ausgenommen bei unbeweglidhen Saden, 
wenn ed durch die Eintragung in vie öffentlichen Bücher den Charakter der abfoluten 
Berfolgbarkeit gegen jeden Erwerber derfelben annimmt. 

It Jemandem die Veräußerung einer Sache letztwillig unterfagt worden, fo ift zu 
mierſcheiden, ob dies mit Rüdficht darauf gefchehen ift, daß die betreffende Sache fpäter 
a ane dritte Perfon fallen foll oder nit. Im erfteren Tale ift die Veräußerung 
nichtig. Der Grund der Nichtigkeit Liegt hier darin, weil in einem foldhen Veräuße— 
‚mmgsverbote die Anorbnung einer fideicommiffarifhen Subftitution (8. 708) Liegt ®. 
IM dagegen das Veräußerungsverbot dem Bedachten blos in feinem eigenen Intereſſe 
anferlegt worden, fo ift e8 ohne rechtliche Wirkung 7. 

Selbſt ein geſetzliches Veräußerungsverbot trifft jedoch nicht jene Veräußerung, 
"wehe unabhängig von dem Willen des Eigenthümers kraft felbftändigen Rechts eines 
: Dritten herbeigeführt wird ®. 

2) Fähigkeit der Sache, im Eigenthume ftehen zu können. 

| 3) Willensübereinftimmung des Tradenten und bes Erwerbers rüdjichtlid) der 
tradirten Sache. 

| 4) Die Abfiht auf Seite der einen Perfen, Eigenthum zu übertragen, und auf 
Exite der anderen, das Eigentum zu erwerben (Trapitionsvertrag). Diefer Wille, 
Eizenthum zu übertragen, rüdfichtlich zu erwerben, ift in feiner unmittelbaren Wirkung, 
dem Uebergang des Eigenthumsredhts, unabhängig von dem ihm zu runde liegenden 
Rotive. Daraus folgt, daß das Eigenthumsreht auch dan übertragen wird, wenn 
Tradent und Empfänger verſchiedene Rechtsgeſchäfte im Sinne haben, 3. B. der Tradent 
Kauf, der Empfänger Schenfung, oder wenn ber Tradition ein gültiges Rechtsgeſchäft 
überhaupt nicht zur Grunde liegt, oder das beabfichtigte Rechtsgeſchäft von einem Con- 
ttabenten, 3. B. wenn unterlaufener Mangel der Willenserflärung (Zwang, Betrug, 
Ferthum [88. 869—877]) unter Umftänven ſſ. die Bemerf. zu dieſen Paragraphen]) 
wieder angefochten werben kann und dem Geber cin perſönliches Recht gegen den 
Empfänger auf Zurüdftelung des Gegebenen (condictio) zufteht?. 
5) Uebertragung des Befiges von dem Tradenten auf ben lebernehmer in ber 
Abſicht, Eigenthum zu Übertragen und zu erwerben, wobei die allgemeinen Regeln über 
Ne Erwerbung des Beſitzes zur Anwendung fonımen 19, 

Hat ter Uebernehmer die Sache, weldye ihm tradirt werben foll, bereits un feiner 

Innehabung, jo bedarf es Feiner Beſitzübertragung mehr, ſondern es genügt der beiber- 

ſeits erflärte Wille, daß er tie Sade von nun an als Eigenthümer befigen foll (traditio 

bresi manu) ($. 428, Abfag 2). Eine Art der Erwerbung des Befites durch Stell— 

vertreter ift e8, wenn ter Eigenthümer die zu tratirende Sache im Namen Des 

Erwerbers zu teteniven erflärt (constitutum possessorium, $. 428, 1. Abfat). Ueber— 

ſchidte Sachen werden nad) 8. 429 A. b. G. B. erft dann als übergeben angefehen, 









IR. Bangerew, I, 8. 299, Anın., Ab: , Tradition, S. 74—85, 313—321; Fitting im 
eb 4; Arndts, 8. 132; Windſcheid, 8. 172° | Civ. Archiv, LIT (1869), 410 fg.; Förſter, 
ug, Theorie und Praxis bes heutigen gem. Preuß. 

*Bgl. Windſcheid, S. 172°, <. 441; Ban- | Privatrechts (2. Aufl., 1870), II, $. 178; 
tom, I, 8. 299, Anm., Abſatz 3; Arndts, | Randa, Gztg. 1871, Nr. 43, S. 170, Nr. 44, 
5. 132. S. 174. Tie Conbictionen (vgl. hierüber Die 

Bemerk. zu 88. 1431—1437) bilden nicht etwa 
eine Annahme, ſondern enthalten gerade eine 
Beltätigung Der Regel, daß Das Eigenthums— 
recht auch ohne cin der Tradition zu Grunde 
liegendes gültiges Nechtsgefchäft übertragen 
wird. Wenn nun aber auch Der Eigenthume 
übergang nit durd ein ihm zu Grunde 
lienendes Rechtsgefchäft bedingt ift, fo wird 
doch im Den meiften Ballen Die Abficht, Das 
Eigenthumsrecht zu übertragen, nicht anders 
ale durch Angabe des Rechtsgeſchäftes, auf 

| rund beffen die Uebergabe ber Sache erfolgt 
| ift, eriwiefen werden können. 

no S. die Bemerk. zu den 88. 310—315. 


7 Bol. Vangerow, I, 8. 299, Aum., Abi. 3; 
Vindſheid S. 441; Arndts, a. a. O. Die 
in Oeſierreich herrſchende Praxis unterſcheidet 
in diejer Beziehung nicht und nimmt ein ſolches 

Cräuferungsgebot ohne Weiteres für gültig 
an, Bat. Obſtg. Entſch. bei Glaſer und Unger, 

r. 115, 140, 238. 

® Bal. Arndts, $. 132 a. E. Dies ift auch 
Arerfannt in den von Hafer und Unger, 
Kr. 116, 140, 238 und 1951 mitgetheilten 
Sbſtg. Entſch. 

»Darin ſtimmen überein: Bahr, Die An— 
eriennung als Verpflichtungsgrund (2. Aufl., 
Naſſel und Göttingen 1867), 8. 4; Exner, 
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wenn fie der Uebernehmer erhält. Eine Ausnahme tritt nur dann ein, wenn er bi 
Ueberſchickungsart felbft beftimmt ober genehmigt bat, in welchem alle fie in ven 
Momente als trabirt gelten, al® die Berfendung auf bie vereinbarte Weiſe begomma 
hat, daher der Adreſſat als Eigenthümer der Sache allen Zufall zu tragen hat! 
Art. 345 H. ©. beftimmt hingegen: „Nach Mebergabe der Waaren an ben Spediten 
oder Trachtführer over die fonft zum Transport der Waaren beftimmte Perfon trägt ba 
Käufer die Gefahr, von welder die Waare betroffen wird. Hat jedoch der Käufer eim 
befonvdere Anmeifung über die Art der Ueberjendung ertheilt, und ift ver Berläufe 
ohne dringende Beranlafjung davon abgewichen, fo ift biefer für ben Daraus entfliehen 
den Schaden verantwortlid. Der Verkäufer bat die Gefahr, von welder tie Wan 
auf dem Transport betroffen wird, in dem Falle zu tragen, wenn er gemäß bem das 
trage die Waare an ben Drt, wohin der Transport gefchieht, zu liefern hat, foref 
diefer Ort für ihn als Ort der Erfüllung gilt. Daraus, daß ver Berkäufer be 
Zahlung von Koften der Verſendung übernonmen bat, folgt für ſich allein noch nidt, 
daß ber Ort, wohin ver Zransport geichieht, für den Verkäufer als Ort der Erfüllung 
gilt. Durch die Beftimmung dieſes Artikels ift nicht ausgefchloffen, daß bie Oefak 
ſchon feit einem früheren Zeitpuntt von dem Käufer getragen wird, fofern dieſes nad 
dem bürgerl. Rechte der Yal fein würde.“ 

Es fragt fih, ob und wiefern durch dieſen Art. des H. ©. die Beftimmungen 
bes &. 429 A. b. G. B. über den Zeitpunkt, wann überfchidte Sachen als übergeben 
anzufeben find, in Hinficht auf Rechtsverhältniffe, welche nach Handelsrecht zu beurtbeilen 
find, eine Aenderung erlitten haben, ob 

a) aus den Beſtimmungen des Art. 345 9. ©. über ben Zeitpunkt, in weldem 
die Gefahr der überfchidten Sache auf den Käufer übergeht, zugleich auch tarauf ge 
Ichloffen werden kann, daß tie Sache in diefem Zeitpunkt als trabirt gilt, oder ch 

b) dur das Handelsrecht die Beſtimmungen des A. b. G. B. über den Zeitpunkt 
ber Tradition aud) bezüglid) der Handelsgeſchäfte unberührt gelaffen wurten, und and 
nad) Handelsreht che Rüdfiht anf den Umſtand, von welchem Zeitpunkt an be 
Käufer nad) Art. 345 9. ©. die Öefahr ver überfchidten Sache zu tragen habe, hie 
Sache mit Beginn der Abjendung als übergeben anzujehen fei, wenn ber Cmpfänge 
die Berfendungsart felbft beftimmt hat, oder endlich 

c) ob nach Handelsrechte die Trage, mit welchem Zeitpunfte eine Sache als trabırl 
gelte, weder aus Art. 345 9. ©. nody aus 8. 429 4.5. ©. 2. beurtheilt werben Tan. 

Aus Art. 402 H. ©. ergibt fi, daß das Letztere das Richtige iſt. Denn banıd 
bat der Abfender der Waare, ohne Küdfiht darauf, ob der Deftinat die Ueberjchidungs 
art felbft beftimmt hat oder nicht, das Recht, ven Wrachtführer zur Zurückgabe tet 
Gutes fo lange anzumweifen, als biefer nicht den Frachtbrief an den in vemfelbe 
bezeichneten Empfänger abgeliefert hat. Iſt aber der Abfender berechtigt, die Sendung 
beliebig zu widerrufen, fo kann fie auch, folange dieſes Widerrufsrecht dauert, ned 
nicht als tradirt gelten, fondern die Uebergabe ift, wenn ein Frachtbrief ausgeftell 
wurde, mit der Ausbändigung des Frachtbriefes an den Empfänger in allen Fällen, 
wo kein Frachtbrief ausgefertigt wurde, wenn nicht vertragsmäßig etwas Anderes feflge 


Zweiter Theil. Bon dem Sahenrete. 


fett wurbe, erft mit der wirklichen Ablieferung der Waare an denjelben vollzogen , 





11 Bol. über dieſe Beſtimmung dee 8. 429 
Unger, Der revidirte Entwurf, S. 103 fe. 

2 ©. auch die Nürnberger Conf. Brot., 
165. Situng, ©. 1379 fg., wo ebenfalls bie 
Anfiht ausgeſprochen ift, daß der Abſender 
ben Beſitz auf den Käufer nicht durch ein 
constitutum possessorium übertrage und nicht 
im Namen bes Deftinaten zu deteniren anfange. 
— Denn in Art. 345 9. ©. blos bes Käufers 
und Berfäufers gedacht wird, fo bat dies feinen 
natürlichen Erflärungsgrund darin, daß im 
Hantelsverfehr ber Kaufvertrag das weitaus 
wichtigfte, ja nahezu einzige Mechtoge fait ift, 
infolge beffen Waaren zum Zwecke ber Ueber⸗ 


tragung Des Eigenthumsrechts verſandt werden. 
Daſſelbe findet jedoch gleihmäßig auf andere 
den Uebergang des Eigenthumsrechts nad fid 
ziehende, faufmännifche Nechtsgefchäfte Anwen 
dung, in deren Bollziehung die Waaren ve 
einer Berfon an die andere überſchickt werden 
Liegt der Ueberſendung ein ſolches Nedte 
geihäft nicht zu Grunde, fo ermirbt der Def 
nator von dem Momente, in welchen fonft de 
Eigenthumsreht an der Waare übergebe: 
würde, ein blos obligatorijches Recht gegen de 
Frachtführer 2c. auf Ablieferung ber Waare 
feine Beziehungen zum Deftinatar unb britte 
Befiter ber Waare werden aber burd Bi 


— 
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era 8. 430 4.5. ©. B. wird, wenn eine und biefelbe bewegliche Sache an zwei 

! onen, an eine mit, an bie andere ohne Uebergabe, veräußert wurde, 

e Eigenthüner, welcher fie zuerſt a uerft übergeben wurbe 19, e wollen von ber hier 
egel 


den Fall ‚ als ber 
* —— — In an Gel cine Ensuahe —— — haͤlt 


wi * ve, 8 Ki — Verbindlichkeit des Eigenthümers, bie Sache 
ijenigen, an ben er fie veräußert hat, auch zu trabiren, eur baß er fie darauf _ 
men Anderen veräußert und trabirt, welcher von ber früheren Beräußerung Kennt⸗ 
8* durch das Wiſſen des Legaiers von ber früheren Beräußerung ihre rechtliche 
ur einer blos obligatorifhen Verbindlichkeit nicht ändern Tann und das eier bes 
Ang 3 ihn in die Obligation zwiſchen Cigenthämer und erſten Erwerber nicht 
‚ neh weniger aber eine Schmälerung bes dinglichen Rechts des 
Y N ee fo kann auch dieſem Wiſſen bes Empfängers eine rechtliche —* 


Das von ber Trabition Gefagte findet and auf die Eigenthumseinverleibung in 
be öffentlichen Biher Anwendung N 322 a. E.). er wi .. 9 es für bie Erwer⸗ 
Be des Eigenthumes gleichgültig, ob berjenige, meliher Einverleibung in, bie 
milihen Bücher erwirkt bat, von der Weberlaffung eben an einen Anberen zu 
a früheren Beitpunfte gewußt hat ober nicht (88. 322 a. E., 440, 441) 1°. 
lieber bie Bedeutung des Wortes „Titel |. die Bemer!. zu $8. 316—320. 












8. 481. 
Nebergabe unbeweglicher Baden miltelR Einverleibung in bie Bffentliden Bäder. 
. Zur Mebertragung des Eigenthumes nubewegliher Sachen muß dad Erwerbungsgeſchäft 
L * beftimmten Öffentlichen Büder eingetragen werben. Diele Eintragung nennt man 
3 (Intabulation). 


$. 432. 
’ Bebingungen ber Einverleibung. 
Bar Allem iſt zur Einverleibung in bad äffentlidde Buch neihwendig, daß derjenige, von 
. das Eigenthum anf einen Anderen übergehen Ton, ſelbſt ſchon als Eigenthümer einver⸗ 
t ſei. 
8. 433. 
Einverleibung insbefonbere bei einer Erwerbung: 1) Durch Vertrag. 
Zur weiteren Uebertragung vermittelſt Vertrages iſt es bei Bauerugütern genug, wenn 
ber Uebergeber und Uebernehmer, oder and nur der Uebergeber allein, var der Grund⸗ 
 Weigleit eriheint, und die Einverleibung des Erwerbungsgefhäftes in das öffentliche Bud 


t ⸗ 


— — e — —ñ — —ñ —ñ — — — — — — — — — — — 
Raltur des ber-Berfendung zu Grunde liegen⸗ | Recht vertheidigt, enthalten Code Nep- ‚, Kt. 


ben Rehtsgefchäftes beftimmt. S. über diefe | 1141, und das Pr. 2. R. I, 10, 8. 
‚ Banjekehre bie tůchtigen Ausführungen Exrner’s, 16 Bol, auch Un er, "nl, ©. 197 fe. 
©. 183 fg., 207, 208. Die entgegengefeiste Anficht wird neneftens ver- 


| theidigt von Füger v. Rechtborn, Syftematifche 
aa nt: 1.5, * 1. D. de cond. sine causa Darftellung der Redtswirkungen ber inter 
—8 1. 1,8. 2. * ‘de cond, ob turpem in bie öffentlichen Biker, nah den Grund- 
Anm (12 5) fügen bes sonen. ‚al. "yaa on Befegbuges 
17) ien 9. An ch. 
©. oben Anm. 9. vom 17. Juni 1857, 3. 4 — er und 
13 Bol. auch Unger, Entwurf eines bir "Bas: Unger, I, Nr. 388, vom 6. Fe 1858, . 3156, 
—* fit Das Königreich Sachſen, S Slafer und Unger, II, Nr. 556, vom 7. Aug. 
enrauch (2. Aufl.), I, 541, 542. Exner, 1861, 3. 5023, ebenb. IU, Nr. 1369, und 
ion, ©. 288 fg. Die entgegengefeßte vom 30. Ian. 1866, 2. 110, G. 3. dom J. 
Sefimmmung, welche Schuſter in Pratobevera's 1866, Nr. 63, geben von bem entgegen- 
Nat. VI (1822), ©. 200 fg., auch fürs öfter. ! gef etten Grundſatze aue. 
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Die Erforderniffe der grundbücherlichen Einverleibung eines dinglichen Rechts i 
Allgemeinen wıb ber Einverleibung des Eigenthumsrechts insbeſondere find: 

I. Muß derjenige, von dem ein bicherliches Recht auf eine andere Perfon über 
gehen ſoll, ſelbſt als berechtigt in den Öffentlichen Büchern erfcheinen, over doch gleich 
zeitig als ſolcher einverfeibt oder vorgemerkt werben (8. 21 Grundb. G.) 8. Bir 
jedoch eine Liegenfchaft auf mehrere Perfonen auferbücherlih übertragen, fo kann be 
legte Lebernehmer unter Nachweifung feiner Bormänner verlangen, daß die grund 
büdyerliche Uebertragung unmittelbar auf feine Perfon vorgenommen werde (8. 2% 
Grundb. ©.). 

Auch kann bei Veräußerung unbeweglicher, in eine Verlaſſenſchaft gehöriger Güte 
ber Erwerber tie Einverleibung unmittelbar nad tem Erblaffer anſuchen (Hofd. vom 
26. Nov. 1839, 3.0. S., Nr. 394 und $. 23 Grundb. ©) Endlich kann md 
ben bisherigen "Stande der öfterr. Geſetzgebung aud) nad) dem Tode des Eigenthümer 
einer Realität die Bormerfung einer von demſelben herrührenden Verbindlichkeit fo lang 





der Gerichtszeitung vom 93. 1867, Nr. 7 mit- 
getheilten Nechtsfalle entjchieden: Gegen ben 
bücherlichen Eigenthümer einer Realität, welche 
im Executiouswege verfteigert worden war, 
überreichte ein nicht hypothecirter Gläubiger 
beffelten, noch bevor ber Erftcher der Realität 
die ſämmtlichen Meiftbotraten erlegt und feine 
Beſitzanſchreibung erwirkt hatte, ein Gefuh um 
Ginverleibung des erecntiven Pfand— 
rechts auf der fragliden Realität und 
um Pfändung der dem Erecuten aus 
den Licitationsacte erwadfenden 
Rechte. Die erfte Inſtanz bewilligte die letz— 
tere durch Anmerkung auf dem Picitationspro- 
tofolle, wies jedoeh das Begehren um execu— 
tive Pfandrechtscinverleibung ab. Die zweite 
Inſtanz beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid, 
weil NRecurrent das Pfanbrecht auf die feil» 
aebotene Realität nicht befeffen bätte, von Dem» 
felben erft nach ftattgefundener Feilbietung um 
Ertbeilung Des erecutiven Pfandrechts angeſucht 
worden fet, Die Erecution demſelben nur auf 
has Vermögen Des Schuldners bewilligt wer— 
den könne, durch die vor Einbringung dee 
Geſuches Des Recurreuten ftattgehabte erecutive 
Feilbietung ber fraglichen Realität aber Das 
Eigenthumsrecht des Schuldners auf Diejelbe 
erlojchen fei. 

Der Oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe gleich- 
lautenden Erlenntniffe der erſten und zweiten 
Juſtanz in der Erwägung, daß dem NRecurren- 
ten ohnehin Die Pfändung aller feinen Schuld— 
ner aus dem Licitationsprotofolle über deſſen 
veränßerte Realität zuftehenden Rechte, nament— 
lih des etwaigen Heftes des Erlöſes bewilligt 
und durch Anmerkung in obigem Protokolle 
vorzunehmen bewilligt worten fet, er aljo da: 
durch bereits das Pfandrecht auf den an die 
Stelle der Realität getretenen, bereits erlegten 
Preis Derfelben erlangt habe, femit nicht auch 
Die Realität jelbft neh in Erecution ziehen 
könne, welche nad dem Inhalte der Licitations- 
bedingniffe mit dem Tage der Erftebimg dem 
Beſitze und Genuſſe Des Schuldners entrüdt fei. 
Bon Denjelben Grundſätzen gebt die Obitg. 
Entſch., Gztg. 1867, Ir. 65 aus, Der 8.72, 
Grundb. Gef. verfügt Die fofortige Anmerkung 
des Vollzuges ber executiven Verſteigerung 
durch Wie Realinſtanz mit Der Wirkung, daß 


weitere Eintragungen gegen ben biöherige 
Eigenthümer nur für ben Fall wirkfam, wen 
die Berfteigerung annullirt wird. 

© Ueber das hei Anlegung, Ergänzung 
Wiederherſtellung oder Aenderung ven Grund. 
oder Bergblichern zu beobachtende Berfahre 
beftimmt das Geſetz vom 25. Juli 1871 
R. G. Bl., Nr. 96: Sobald ber Entmurf eine 
neuen Grundbuches beendet, ober wenn at 
Grundbuh durch Eintragung einer neue 
Liegenfchaft ergänzt werben fol, ift ein Erik 
zu erlaffen, wodurch Jedermann aufgeferden 
wird, feine Mechte auf eine beftimmte Liegen 
ihaft und zwar, wo e8 auf eine Rangerdnun 
ankommt, unter Angabe bderjelben innerhall 
einer im Edikte genau auszubrüdenden Ari 
(8.6 2% ©.) anzumelden (875. ©) unl 
als Nechtsfolge der Unterlaffung der An 
meldung die Verwirkung des betreffende 
Rechts gegenüber benjenigen dritten Per 
fonen zu bezeichnen, welche bücherliche Red 
auf Grund der neuen Eintragungen eriir 
haben, wenn c8 nicht ſchon bei Anlegung de 
nenen Grundbuches, als zum alten gaftenfant 
gehörig, in das neue Grundbuch eingetrage 
worden ift (8. 6 d. Geſ.). Gebe Anmelbur 
ift durch eine Anmerlung im Grunbbude i 
Evidenz zu halten (8.826) Wird i 
Falle von Streitigkeiten zwifchen ben Bethe 
ligten eine Einigung nicht erzielt, fo find Di 
jenigen, welche eine Aenderung ber Ei: 
tragung Begehren, auf ben Rechteweg zu ve 
weiten (8. 9 d. ©.) ımb hat Das Gericht . 
beftimmen, welce der Parteien und innerha 
welcher Friſt fie Den Rechtsweg zu betret: 
bat (8. 15 d. G.), nad deren Verſäumm 
Das Recht unanfehtbar wird ($. 16 d. Gef. 
Nach Ablauf der zur Anmeldung beſtimmte 
Friſt ift ein zweites Edikt zu erlaffen und fir 
darin alle biejenigen, welche ſich burdy ke 
Beftand oder die Rangordnung eines cir 
getragenen Rechts verkürzt halten, anfzufa 
bern, ihren Widerfpruch innerhalb Der iı 
Edikte zu beftimmenden Frift zu erheben, widr 
gens die Eintragungen Die Wirkung grund 
bücherlicher Eintragimgen erlangen ($$. 1 
und 20 d. Geſ.). Streitigteiten find in Ki 
angegebenen Weife auszutragen. 


vr 
“ 
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Baefucht werben, als der Erbe deffelben Eigenthlimer des von bemfelben überkommenen 
Bates iſt (F. 20 8. Bat. für Böhmen vom 22. April 1794). 

ne von bem in 8. 21 des Grundb. ©. aufgenommenen Orunbfate ent 
tragungen nur gegen benjenigen zufällig find, welcher zur Zeit bes An- 
Ben Eigentümer ift, und diefe Beftimmung des 8. 20 2. Bat. für Böhmen in dieſes 
Bere feine Aufnahme gefunven bat, fo muß fie mit dem Tage der Wirkſamkeit dieſes 


Da diefe Eintragung 


deſeges als außer Kraft getreten angefehen werben, was wol zu bebauern ifl. 
- Richt als Ausnahme von dem obigen Grundſatze iſt e8 hingegen anzufehen ?, daß 
a Yegatar feine Gigenthumseinverleibung auf ein ihm Iegirtes in ber Berlaflenfchaft 


| Grundſtück, ohne bie Befltanfchreibung des Erben abwarten zu müffen, und. 
hat daß dieſe auch nur ftatthaft wäre, unmittelbar nach dem Erblaſſer anzujuchen hat. 


Bern der Fegalar leitet feine Rechte unmittelbar vom Erblaffer und nicht vom Erben 
M, und der Erbe ift hier nicht Mittelsperfon des Erwerbes ®. 

n I. Muß das Unfuchen um Einverleibung von derjenigen Perfon ausgehen, welcher 
a beftimmtes Hecht erworben werben fol. Wird bie Einverleibung im Vollmachts⸗ 


Ben eines Anderen angejucht, jo genügt eine allgemeine Vollmacht. 
ichtlich beftellte Vertreter bebürfen hierzu keiner befonderen Ermächtigung ?. 
met: 1) Wenn es fih um die Eintragung gemeinfchaftlicher Bee 5 


Geſetzliche over 
Aus- 
anbelt, welche 


ne Theilung im Berhältnig zum Ganzen nicht zuläßt, kann jever Theilhaber die Ein- 
agung für fich und im Namen der übrigen Theilhaber anfuchen ($. 80 Grundb. Gef.). 
P Denn derjenige, an welchen eine Liegenfchaft ober ein bücherliches Recht außerbücherlich 
Jngt iſt, darauf ein Hecht, welches Gegenſtand ber öffentlichen Bücher ift, einem 
beren eingeräumt hat, fo kann Letzterer die Eintragung ber Rechte feines Bormannes 
Mlangen ($. 78 Grundb. Geſ.). 3) Der Bürge kann, wenn der Gläubiger das ihm 


5! Wie Klepſch, Das öſterr. Tabularrecht 
T7T 1862), ©. 129, behauptet. 
LO Ms weitere Ausnahme führt Klepfch (a. a. 
Fr, ©. 128) nach dem bisherigen Stande ber 
Beet. Geſetzgebung auch noch au: daß berjenige, 
Acher ein unbewegliches Gut im Executions⸗ 
‚Wege erſtanden hat, feine Einverleibung un⸗ 
‚mittelbar nach dem Executen verlangen könne, 
ad wenn der Erecut mittlerweile das Eigen- 
Kım der Realität an eine andere Berfon über- 
hätte. Es ift jedoch unrichtig, daß ber 
ber einer erecutiv verfteigerten Realität, 
Wide vom Erecuten nach flattgefundener ere- 
cativer Berfteigerung meiter veräußert wird, 
fümmert um bie mittlerweile vollzogene 
mundbücherliche Eigenthumseinverleibung des⸗ 
sen, welcher bie Realität auf Grund eines 
mt dem Erecuten geichloffenen Rechtsgeſchäftes 
werben hat, feine Befitanfchreibung erwirken 
m, Der von Klepih (a. a. D., ©. 128, 
Km. xx) dafür angeführte Grund, „der mittler- 
e Erwerber Babe fein Recht, fich zu be⸗ 
‚ weil ihm der Erecutionszug aus deu 
lichen Büchern wol erfichtlich war‘, ift ganz 
tig. _ Denn fürs Erfte ift es unrichtig, 
ber ang aus den öffentlichen 
erfichtlich if. Was aus den öffentlichen 
erfihtlih iſt, ift nur Die erecutiwe 
Mendrechtseinverleibung. Die Cinverleibung 
executiven Pfanbrechts dient aber in vielen 
nur als ein Mittel, fih ein Pfand⸗ 
tät zu verſchaffen und läßt einen Schluß 
“uf eine wirtiig Im Zuge befindliche Erecution 
gar nicht zu. rner ift ja ber Erecut mwäh- 
Mb der ganzen Dauer Des Erecutionszuges 
Mr Veräußerung der Realität volllommen be- 
rechtigt. Es iſt Daher nicht einzufehen, wie 


jet bie pofitive Kenntni von einer im Zuge 

efindlichen Erecution ber Gälltigleit ber Ber- 
äußerung ber Realität durch ben Erecuten ent- 
gegenfteben fol, da doch ber flattgefunbene 
erecntive Verlauf felbft aus dem Grundbuche 
nicht erfichtlich if. Auch ift es bei Realitäten, 
die mit vielen erecutiven Pfanbrechten belaftet 
find, oft fehr umftändlih und fchwierig, ſich 
fichere Kenntniß davon zu verfchaffen, wie weit 
jede einzelne Erecution gebiehen ift, und es 
fann bem Erwerber um fo weniger zugemnihet 
werben, berlei mühſame Nachforſchungen zu 
pflegen, als die Gerichte zur Ertheilung von 
folhen Auskünften gar nicht verpflichtet find. 
Selbft wenn man aber auch annehmen wollte, 
baf der Erfteher einer Realität die Eintragung 
feines Eigenthumsrechts ungeachtet einer mitt» 
lerweile von einem Anderen auf Grund einer 
vom Erecuten vorgenommenen Beräußerung 
erwirkten Eigenthumseinverleibung verlangen 
könne, fo wäre Dies boch nur benkbar, wenn 
man bie mittlerweile erwirkte grundbücherliche 
Eigentbumseinverleibung für vehtsunwirt- 
ſam, für null und nichtig anfieht, welche gar 
nicht in Betracht kommt, und es läge daun in 
der Beſitzanſchreibung des Erſtehers unmittel⸗ 
bar nach dem Executen dennoch keine Ausnahme 
von dem im Terte aufgeſtellten Grundſahze. 
Nach dem Grunbdbuchsgeſetze vom 25. Juli 
1871, welches die Anerkennung des Vollzuges 
der executiven Verſteigerung vorſchreibt (ſ. oben 
Anm. 5) könnte dieſe Schwierigkeit nur vers 
fommen, wenn die Anmerkung aus Berfehen 
unter Dlieben it ui Sen durch 
ies wird ausbrüdlich ausgefprodhen Dur 
8. 77 Grundb. Geſ. 
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eingeräumte Recht zur Erlangung des Pfandrechts an dem bücherlichen Rechte 
Schuldners nidt ausübt, im Namen des Gläubigers die Eintragung begehren 
Grundb. Gef.). 

II. Eine öffentliche oder folhe Privaturkunde, auf welder bie Unterji 
gerichtlich oder notariell beglaubigt find. Auf Grund von Urkunden eines ° 
haber8 kann eine Einverleibung gegen den Machtgeber nur dann bewilligt werben, 
die von dieſem ausgefertigte Vollmacht entweder auf das beflimmte Geſchäft 
oder doch nicht früher als innerhalb eines Jahres vom Anfuchen um bie Einverl 
ausgeftelt ift (8. 31 des Grundb. Gef.) 1%. Die Mitfertigung von Zeugen if 
dieſem Geſetz nicht erforderlich. Im Auslande errichtete Privaturkunden müſſen v 
öſterr. Geſandſchaft oder Conſularbehörde beglaubigt fein, infofern nicht geſetzl 
Anſehung beſtimmter Staaten Ausnahmen beſtehen ($. 32 d. Geſ.). 


Eine nit 8. 431 A. b. ©. B., wonach zu Uebertragung des Eigenthuni 
beweglicher Güter die grundbücherliche Auszeihnung des Eigenthbumsrechts des Ern 
erfordert wird, ganz im Einflange ftehende Beſtimmung ift die der 88. 436 unt 
daß auch zur wirklichen Erwerbung des Eigenthunsrechts, auf Grund rehtekr 
Urtheils, gerichtlicher Theilungsinftrumente, Verlaſſenſchaftseinantwortungen zc. 
das grundbücherliche Eigenthumsrecht nit erworben wird. 

Da nur Rechte auf unbeweglihe Güter oder gewiſſe für den Erwerb ob: 
Berluft derjelben bedeutſame rechtliche Momente ?! und nicht die Urkunden, auf ' 
deren bie Cinverleibung erfolgt, als folde, Gegenſtand der grundbücherlichen ( 
leibung find (vgl. auch $. 4, lit. b und $. 5 der Kaiſ. Vog. vom 16. März 
R. G. Bl., Nr. 67), fo beftinmt and) $. 437, daß bei Vermäcdtniffen von I 
anf unbewegliche Güter nicht die erblafferifhhe Anordnung überhaupt, fonderu ba 
machte Recht grundbücherlich einzuverleiben ift 1%. Das Gleihe gilt auch bei ı 
bücherlihen Eintragungen auf Grund rechtöfräftiger Urtheile, gerichtlicher Thei 
inftrumente und Einantwortungsurkunden einer Erbfchaft, obwol bier 8. 436 ſelb 
Einverleibung der Urkunden ſpricht 23, 

Wird ein Geſuch um grundbüdjerlide inverleibung des Eigenthumsrechts 
wiefen, fo ift ver abjchlägige Beſcheid grundbücdherlih anzumerken. Diefe Anm 
findet nicht ftatt, wenn das Gut, auf welches tie Eintragung begehrt wird, me 
dem Geſuche nody aus deffen Beilagen erfichtlih oder in den Büchern des Grund 


10 Beachtenswerth ift ber VBorfchlag Glaſer's, 
56. Sitzung des Abg. Haufes, Prot., ©. 1160, 
bie erfte Zeile des 8. 31 zu ftilifiren: Die 
Einverleibung fann mit unmittelbarer Wir- 
fung 2c. 2c. und biefem Paragraphen eine 
Fortſetzung des Inhaltes zu geben: „Out: 
ſprechen die Urkunden, auf Grund beren bie 
Einverleibung angeſucht wird, den in den 
88. 434, 435 des A. b. ©. 2. geftellten An— 
forderungen, fe kann auf Grund derfelben bie 
GEinverleibung aud dann bewilligt werben, 
wenn die Unterfchriften nicht Tegalifirt find. 
Es ift jedoh in dieſem delle der Einverlei- 
bungsbeſcheid dem Ausfteller perfönlich zuzus 
ſtellen, und es ftebt Diefem frei, binnen 14 Tagen 
nach der Zuftellung gegen die Echtheit der Ur—⸗ 
funde durch eine bei dem Grundbuchsgerichte 
eiungebrachte Eingabe Berwahrung einzulegen. 
Die Wirkung diefer Verwahrung befteht bariı, 
baß Die Cinverleibung ale ungültig anzufehen 
und auf Anfuchen des Betheiligten zu löſchen 
ift, wenn ber Ginverleibungswerber nicht 
binnen 14 Tagen bie Klage auf Anerkennung 
der Echtheit der Urkunde einbringt, und wenn 
das Darauf ergebende Urtheil die Anerkennung 
der Echtheit nicht ausſpricht.“ 


1 Sog. Anmerkungen ober Adnota 
S. bie Bemerk. zu 8$. 445, 446. 


12 Nah 8. 177 bes Geſetzes vom 9 
1854 kann die Eintragung des Gigen 
rechts auf umbeweglide Güter auf 
einer Berlaffenfchafts - Kinantwortungs- 2 
nung nur bei Der Abhandlungsinitan; 
fucht werden, welche Diefelbe, wenn bi 
antwortung rechtskräftig ift, zu bewillige 
fofern das unbewegliche Gut einer c 
Gerichtsbehörde unterfteht, dieſe um ber 
zug zu erſuchen bat. Denjenigen, weld 
unbemwegliches &nt als Vermächtnißnehm 
fällt, ift mach $. 178 des bürgerl. Geſetz 
ber Abbandiungsbehörde auf ihr Berlan, 
Beftätigung zu ertheilen, daß fie im Den 
lichen Büchern als Eigenthiimer eing 
werden können. 


13 Auch im $. 441 heißt e8 ganz un 
„Sobald die Urkunde über Das E 
thumsrecht in das öffentliche Buch eing 
ift, tritt der neue Eigenthümer in ber 
lichen Beſitz.“ 
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ichtes nicht eingetragen ift, oder für eine andere Perfon, als gegen weldye eine Ein- 
ecleibung ober Bormerkung ftattfinden kann, eingetragen iſt ($. 99 Grundb. Gef.). 
die Abweifung von einem anderen Gerichte verfügt worben, fo ift das Grundbuchs⸗ 
‚gericht von Amts wegen wie die Anmerkung derfelben zu erfudhen ($. 100 d. Gef.) 
md bat das Grundbuchsgericht, ſobald es in Kenntniß gelangt, daß eine ſolche Ab- 
‚weifung rechtskräftig geworben ift, die Anmerkung ver Abweifung von Amts wegen zu 
Eſchen ($. 101 d. Gef.) 10. 


$. 438. 
Bebingte Aufzeihnung in bas öffentlihe Bud, ober Vormerkung. 

Wenn derjenige, welcher das Eigenthum einer unbeweglichen Sade anfpridt, dariiber 
ar eine glaubwürbige, aber nicht mit allen in den SS. A34 und 435 zur Einverleibung 
eſchriebenen Erfordernifien verfehene Urkunde befitst, fo kann er doc, damit ihm Niemand 
Vorrecht abgewinne, die bedingte Eintragung in das äffentliche Buch bewirken, welde 
ng (Bränotation) genannt wird. Dadurch erhält er ein bedingtes Eigenthumsrecht 
er wird, fobald er zufolge richterlihen Ausſpruches die Vormerkung gerechtfertigt Hat, 
der Zeit des nach geſetzlicher Ordnung eingereichten Bormerkungsgefuches für den wahren 
hümer schalten. 









8. 439. 


Die geihehene Vormerknng muß ſowol demjenigen, der fie bewirkt Dat, als aud feinem 
Gegner durch Zuftellung zu eigenen Händen befannt gemadjt werden. Der Vormerkungswerber 
wub binnen vierzehn Tagen, vom Tage der erhaltenen Zuftellung, die ordentliche Klage zum 
Erweile des Eigenthumsrechts einreichen; widrigenfalls ſoll die bewirkte Vormerkung auf An- 
Inhen des Gegners gelöſcht werben. 


Von der Intabulation, durch welche das bücherliche Recht erworben wird, ohne 
daß der Geſuchſteller außer ven in feinen Geſuche beigebrachten Nachweiſen noch 
weilere zu liefern hat, unterſcheidet ſich die Pränotation ? nah den Beſtimmungen des 
A. b. G. 3. dadurch, daß bei ber Pränotation die grundbücherlihe Auszeichnung des 
dinglichen Rechts auf Grund einer, obgleich nicht mit den Erforberniffen der $. 434 
um 435 verfehenen, jedoch glaubwürbigen Urkunde, unter ber Verbintlichfeit bes Präno- 
tanten vollzegen wird, feine Anfprüde innerhalb ter gejeßlihen Frift auf eine zur 
Intabulation derfelben geeignete Art nachzuweiſen, welche grundbücherliche Auszeichnung, 
venn diefe Nachweiſung in der gehörigen Frift erfolgt, tiefelben Wirkungen bat, als 
; wenn anftatt der Pränotation fofort die Intabulation des Eigenthumsrechts ſtatt⸗ 
| kenben hätte, im entgegengefeßten alle aber über Anfuchen des Kigenthümers zu 
iſchen ift. 

Nah dem Grundbuchsgeſetz findet die Vormerkung (Pränotation) ftatt, wen die 
beigebrachten Urkunden zwar nicht alle gefetslihen Erforderniſſe für die Einverleibung 
befiten, jedoch frei von fihtbaren Mängeln find, durch weldhe ihre Glanbwürdigkeit 
geihwädht wird und einen gültigen Rechtsgrund zur Cinverleibung eines beftimmten 
dinglichen Rechts enthalten ($. 35 d. Geſ.). Auf Grund gerichtlicher Erkenntniſſe erfter 
oder höherer Inſtanz, welche noch nicht in Nechtsfraft erwachſen find, ift die Pränota- 
Mon nur dann zuläffig, wenn das dingliche Recht unberingt zuerkannt worden ift 
$.38 d. Gef). Enthält vie Urkunde einen Rechtsgrund zur Erwerbung des dinglichen 


— 


gr. 





4 Ungenau ift es, wenn $. 101 d. Gef. die | Wörter Vormerkung und Boranmerfung 
Löſchung Des abweichenden Beſcheides blos für | ganz zu beſeitigen und dafür lediglich Die Wür- 
den Fall verfügt, wenn bie Ergreifung des | ter: Imtabnlation und Bränotation zu 

ecurſes unterlaffen worden ift. Ganz bafjelbe | gebrauchen. Das Grundbuchsgeſetz vom 25. Juli 
muß auch gelten, wenn der Beſcheid im Ne | 1871 fiihrt nur bei ber Aufzählung Der ver 
curbwege beftätigt wird. fhiedenen Arten der grundbücherlichen Gin: 
I Nah Kaif. Pat. vom 14. Febr. 1804 | tragungen im 8. 8 die Ausbrüde „Vormer 
(9.6. S., Nr. 652) find zur Vermeidung von fung‘ und „Pränotation‘ als gleichbedeutend 
Undeutlichkeiten fomol in den Gejuchen der auf, bedient fih aber im weiteren Verlaufe 
Parteien, als in vichterlichen Erfedigungen die | nur des Ausdruckes „Vormerkung“. 
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Rechts nicht, fo ift die Vormerkung nur in jenen Fällen zuläffig, in denen Exetutien 
zur Sicerftellung verlangt werden kann (8. 38 d. Gef.). 

Der Pränotent hat das pränotirte Recht binnen 14 Tagen vom Tage ber an ihn 
erfolgten Zuftelung des Pränotationsbeſcheides nachzumweifen, die Pränotation zu recht 
fertigen, welche Friſt jebody eine Erweiterung zuläßt ($. 18, lit. d 2. Bat. für Böhmen, 
und $. 42 Grundb. Gef). Die Rechtfertigung kann entweber mittel ordentlicher 
Klage, ober auf Grund einer zur Einverleibung geeigneten Erflärung besjenigen, gege 
weldyen die Pränotation erwirkt wurde, bei Vormerkung gerichtlicher Erkenntniſſe duh 
die Beibringung des Nachweifes der Erecutionsfähigfeit gefchehen ($. 41 Grundb. Cd), 
Es ftand den Parteien nad) den bisherigen öfterr. Geſetzen frei, ihr Begehren, 

alternativ dahin zu ftellen, daß, wo ferner nicht Die Intabulation, wohl aber bie Pri- 
notation ftattfinden Tonne, bie letttere bewilligt werde. Es war aber dem Tabuları 
vichter nicht geftattet, eine von den Parteien nicht ausbrüdlich angefuchte Pränotaties 
zu bewilligen. Es war demnach, wenn blos die Intabulation angefuht wurde, bes 
Geſuch gänzlich abzuweifen, wenn auch bie Pränotation zuläffig wäre, biefe aber nıdl 
insbefondere begehrt wurde (Hof. von 1. Yuli 1835, 9. ©. S., neue Folge; 
Nr. 46). Diefe ſchwer zu redhtfertigende Beftimmung wird durd 8. 85 Grundb. Geſ. 
befeitigt, wonad das Begehren von Einverleibung jenes um Vormerkung ſtillſchweigend 
in fi) begreift. 

Kann über ein Gefud weder die Intabulation noch die Pränotation bewilligt : 
werden, jo ift daſſelbe lediglich abzumeifen, ohne daß Vorbeſcheide ertbeilt werben bürfen 
(Hofd. vom 16. April 1830, J. G. S., Nr. 2459, $. 95 Grundb. Gef.). 

Können die Originalurfunden dent Gefuche nicht beigefchloffen werden, weil fie fid 
nicht im Befitze des Geſuchſtellers befinden, fo ift anzugeben, wo fie ſich befinden und 
an deren Stelle eine vidimirte Abfchrift beizubringen und ift auf Grund derſelben zur 
Wahrung der Rangordnung das betreffente Recht mit dem Beifate: „Bis zur Einlangun 
des Originals“ im Grundbuche anzumerken (8. 88 Grundb. Gef.) %, dem Gefuchfteller eine 
Frift zur Nachtragung der Originalien zu Leftimmen, und wenn die Nachtragung binnen ber 
gegebenen oder erweiterten Brift erfolgt, zu erledigen, wibrigenfall® abzuweifen und bie 
Anmerfung zu löſchen. 

Befindet ſich jedoch die Originalurkunde bein Grundbuchsgerichte, entwede 
in den Amtsacten oder als Beilage zu einem beim Grundbuchsgerichte überreichten Ge 
fuche, jo genügt die Beibringung einer einfachen Abfchrift, wenn genau angegeben 
wird, wo fih das Original befindet, und hat der Grundbuchsrichter daſſelbe nad ge 
nommener Einſicht der Originale wie jedes andere mit den Originalen gehörig belegte 
Geſuch ordnungsmäßig zu erledigen (8. 88 Grundb. Gef.) 3. | 

Wird die Eintragung auf Grund einer Urkunde verlangt, welde nicht in eine | 
Sprache verfaßt ift, in welder Eingaben beim Grundbuchsgericht überreicht werden 
tönnen, und liegt eine beglaubigte Ueberſetzung nicht bei, fo iſt das Geſuch, wefem 
nicht fhon aus dem Inhalte deffelben hervorgeht, daß es jedenfalls abzumeifen ift, zur 
Wahrung der Rangordnung des betreffenden Rechts mit dem Beilage: „Bis zur Ein 
langung der Ueberjegung”, im Grundbuche anzumerken und dem Gefuchfteller eine an 
gemefjene Friſt zur Nachtragung der Ueberfeßung zu beſtimmen. Wird die Weberjegung 
in ber urſprünglich firirten oder erweiterten Frift nadhgetragen, fo ift das Geſuch in 
der Sache felbft zu erledigen, fonft abzuweifen und die Anmerkung von Amts wegen ju 
löſchen ($. 89 Grundb. Gef.). 






ginals befindet ober baffelbe ans mas immer 
für einem Grunde nicht jofort beizubrin en im 
Stande ift. Jedenfalls würde bie bloße Br: 


2 8 verdient bier Gemerkt zu werben, daß 
nah dem NWortlaute des 8. 18 des v. P. für 
Böhmen Die Stattbaftigkeit ber Pränotation 


davon abhängig war, daß fih das Driginal 
bei einem anderen „Gerichte“ befindet, wäb- 
rend ſich $. 88 Grundb. Gef. des Ausdruckes 
„bei einer anderen Behörde” bedient. Allein 
es Dürfte weder Der eine noch ber andere Aus—⸗ 
druck nicht genan fein: es genilgt, wenn fich 
die Bartei iiberhaupt nicht im Beſitze des Ori— 


hauptung des Geſuchſtellers binreichen, indem 
bein Grundbuchsgerichte gewiß nicht die Auf: 
gabe obliegt, nachzuforfchen, ob diefe Angabe 
richtig ift, oder gar cine eigene Verhandlung 
darüber zuzulaffen. 

° Daffelbe ift mit Recht auch ſchon bisher 
Praris gewefen. 
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8. 440. 
Vorſchrift Über die Gollifion ber Ginverleibungen.' 
Eigenthümer eben diefelbe unbeweglihe Sache zwei verſchiedenen Berfonen tiber: 
Int fie derjenigen zu, welche früher die Einverleibung angeſucht bat. 


S. 441. 
Folge der Erwerbung: 1) In Rüdficgt des Befiges. 


die Urkunde über das Eigeuthumsrtecht in das öffentliche Vuch eingetragen ift, 
ve Eigenthümer in den rechtmäßigen Veſitz. 


: einerfeits das in allen Beziehungen wirkfame Eigenthumsreht an einer un⸗ 
Sade ohne Einverleibung deffelben in die öffentlichen Bücher nicht erworben 
> wenig genügt anbererfeits ſchon die bloße Einverleibung für fih allein zur 
bes Eigenthumsrechts, fondern diefe muß von den gejeglichen Erfordernifien 
wen oder vderivativen) Erwerbung des Eigenthumsrechts begleitet fein, fonft 
inverleibte das Eigenthumsreht nur infolge der Unterlaffung der redhtzeitigen 


der Einverleibung von Seite des dadurch in feinen Rechten Verletzten oder 
ober breifigjährige Erfigung erwerben 1. 


‚ Krainz, Gztg. 1868, Nr. 97 und 
er Anfiht Unger, Gztg. 1868, 
ber, geftüttt auf $. 1500 A.b. G. B., 
gentyumserwerb annimmt, wenn ber 
Bertrauen auf bie öffent- 
her erfolgt ift, wozu aber nicht 
‚ns fides Des Ermwerbers binreicht, 
ynoh ein gegen Entgelt mit 
grundbücherlidy einwerleibten Bor: 
offenes Rechtsgeſchäft kommen muß, 
m mag auf mas immer für eine 
e8 auch durch Betrug, als Eigen- 
etragen worden fein. Noch weiter 
Das Publicitätsprincip. Studien 

Hypothekenrecht (Wien 1870), 
yer Die bLüderlihe Eintragung ganz 
bon den materiellen Borausfegungen 
genen Rechts halt und gegen Den ma— 
chtfertigten Erwerb nur obligatorifche 
t. Den Grundſatz, Daß der im Ber- 
ie öffentlichen Bilcher Handelnde das 
recht ohne Weiteres erwirbt, ent- 
yair. Hypothekengeſetz vom 3. 1822, 
hierzu Gönner, Kommentar über 
kengeſetz für Das Königreich Baiern, 
23, 1, 273), Das würtemb. Pfand— 
57, das A. b. G. B. für Das 
SZachſen, 8. 278, die Hypothekenord— 
euvorpommern und Rügen vom J. 
(ſ. Maſcher, Das deutſche Grundbuch— 
ekenweſen, Berlin 1869, ©. 162). 
Recht kann aus 8. 1500 A. b. G. 
f daſſelbe Princip geſchloſſen wer— 
braucht deshalb nicht mit Krainz 
„Nr. 97) der Anſicht zu fein, daß 
rſitzung oder Verjährung erworbene 
if Auszeichnung des erſeſſenen oder 
3 verjährten Rechts ein blos per— 
jei, — was doch wol nicht richtig ift, 
nfpruch auf grundbücherliche Ein— 
bes erjejjenen binglichen Rechts tit 
onſequenz dieſes Dinglichen Rechts, 
ſolches ſchon vor der Einverleibung 


eriftirt (f. auch bie Bemerk. zu 88. 431—437), 
— und daß ſich deshalb durch Generalifirung 
bes 8. 1500 höchſtens ber Sat ableiten laſſe, 
daß überhaupt perſönliche Anſprüche auf 
Uebertragung oder Löſchung eines bücherlichen 
Rechts auch gegen den Singularfucceffor bes 
bücherlich Einverleibten verfolgt werben könne, 
feineswegs aber, daß ber dingliche, aljo 
gegen Jedermann wirfjame Löſchungsanſpruch 
des Eigenthümers gegen jenen, ber im Ver⸗ 
trauen auf die öffentlichen Bücher gehandelt 
bat, nicht verfolgt werden könne. Gegen bie 
Ausdehnung des im $. 1500 aufgeftellten Prin⸗ 
cipes, welche ſich de lege ferenda rechtfertigen 
ließe, fprechen de lege lata: ber Wortlaut 
dieſes Paragraphen, der blo8 von ber Ber- 
jährung und Erſitzung handelt; daß forwol ' 
8. 1500 als die 88. 468, 469, 527, 1443, 1446 
Fülle behandeln, welche das gemeinſam haben, 
daß materiell begründete Rechte durch nach— 
träglid erfolgte Thatſachen, welde aus 
ben effentlihen Büchern nicht erfichtlich find, 
aufgehoben worden find (vgl. Randa, Gztg. 
1871, Nr. 39 fg. gegen Erner, a. a. O.); 
daß nach der entgegengefetten Anficht Das Gel- 
tungsgebiet des fo allgemein gehaltenen $. 1467 
blos anf zwei Fälle beſchränkt wäre (f. die 
Bemerk. zu 88. 1466-1471, Anm. 1); end- 
lich Daß durch das Hofd. vom 14. Dlärz 
1846 (3. ©. ©., Nr. 951) über die Anfrage, 
eb der 8. 1500 A. b. G. B. auch auf Die Ber: 
jähruung Der öffentlich eingetragenen For— 
berungen oder anderer Rechte anzumenben fei, 
die Erläuterung dahin ertheilt worden ift, daß 
and bie Erlöſchung eines in Die öffentlichen Bücher 
eingetragenen Rechts durch Verjährung bem- 
jenigen, welcher daſſelbe noch vor deffen Löſchung 
im Vertrauen auf bie öffentlihen Bilcher an 
ſich gebracht, ober andere daſſelbe beſchränkende 
Rechte darauf erworben, zu keinen Nachtheile 
gereihen könne, während, wenn ber Gefet- 
geber dieſer ermeiterten Anſchauung geweſen 
wäre, ſein Ausſpruch hätte viel allgemeiner 
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Wird ein Geſuch um eine grundbücherliche Einverleibung entweder ſchon vom erfe 
Richter oder int Recurswege vom höheren Richter bewilligt, fo wird bie Rechtswi 
der Cinverleibung auf den Zeitpunft der Neberreihung bes Geſuches zuräh 
bezogen. Bei Gefuchen, die an dem nämlichen Tage überreicht werben, ift bie | 
Nummer des Einreihungsprotofols zur Richtſchuur zu nehmen (Pat. vom 12. De 
1785, J. ©. S., Wr. 503, 8. 29 Grundb. Gef.), und zu biefem Ende jebe | 
zu fordern bereditigt, daß ihr Geſuch fogleih in ihrer Oegenwart mit ber Rune; 
bie benifelben nad) der Ordnung zukommt, bezeichnet, in das Protofoll eingetragen mi 
ihr zu ihrer Berfiherung hierüber der Empfangsfchein ausgeftellt werde (Pat. von 
12. Dec. 1785, 3.8. S., Nr. 503) 2. Es iſt daher ungenau, wenn e8 im $. u 
heißt, „jobald tie Urkunde fiber das Eigenthumsrecht in das äffentliche Buch ein 
getragen ift, tritt der neue Eigenthümer in den rehtmäßigen Beſitz“ ®. j 

Fu den Fällen, in welden das Gefuh nicht unmittelbar bei dev Tabularbehäck 
zu überreichen ift, läuft Die Priorität von dem Zeitpunfte des Einlaugens des Erfahi 
Ichreibens um die Vornahme der Grundbuhshandfung an die Nealinftanz (Hofb. ve 
10. März 1840, 3. ©. ©., neue Folge, Nr. 415, und von 24. Juni .1839, 9. ©. 6, 
neue Folge, Nr. 366, 8. 29 Grundb. Gef.) Zu dem Eude ſoll aud jedes ab⸗ 
Ihlägige Geſuch ber Realinſtanz zngefendet werben, banıit bie Bartet im alle ba 
Bewilligung des Geſuches durd den höheren Kichter in dem ihr von ber Zeit bel 
Cinlangens des Erſuchſchreibens an die Realinftanz zuftehenden Vorzugsrechte nicht ven 
fürzt wird (Pat. von 14. Febr. 1804, 9. ©. S., Nr. 652, 8. 100 Grundb. Gef.) 
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Eintragungen, welde infolge gleichzeitig eingelangter Eingabe vorgenomme 
wurden, ftehen untereinander in gleiher Rangorbnung ($. 29 Grunbb. Gef.) *. 

Ben der Erledigung der Grundbuchsgeſuche find nächſt dem Bittfteller zu va 
ftändigen: 1) derjenige, anf deſſen Eigenthum ein bücherlihes Recht erworben wir 
oder deſſen bücherliche Rechte abgetreten, belaftet, beſchränkt oder aufgehoben werde 


fauten müſſen. Mit Unrecht beruft fih Krainz, 
Gztg. 1868, Nr. 98 nnd 1869, Nr. 15, behufs 
Erweifung feiner Anfiht für das A. b. G. B. 
auch auf 8. 150 der Grundbuchsordnung für 
Ungarn, welche mit Bewußtſein eine vom A. 
b. G. B. abweichende Beſtimmung trifft (ſ. Die 
Bemerk. zu ben 88. 1466— 1471, Anm. 1). 
Dagegen findet die im Terte aufgeftellte An- 
ficht allerdings ihre Beftätiguug in den Be— 
ftimmungen des Grundbuchsgeſetzes vom 25. Juli 
1871 über Löſchungsklagen und Streitanmer⸗ 
kungen (88. 61 fg. d. Gef. Entmw.) (f. diefelben 
weiter unten int Xerte zu ben 88. 445, 446 
entwidelt). 


2 al. auch 8. 16 des 8. Bat. für Böhmen 
vom 922. April 1794. Eine Folgerung aus 
rieſem Grundſatze enthält die Beſtimmung bes 
Hofd. vom 24. Juni 1839 (I. ©. ©., neue 
Folge, Nr. 366), Daß Pränotationen und Ein- 
verleibungen, welde vor Eröffnung des Con— 
curjes bei der KRealinjtanz angejucht worden 
find, Das dingliche Redt von dem Tage der 
Anbringung des Geſuches auch in Dem Falle 
bewirken, wein dieſelben erft nah Eröffnung 
des Concurſes vorgenommen werden, ed möge 
die Pränotirung oder Einverleibung wor oder 
nach der Eröjinung bes Concurſes bewilligt 
worden jein. 


qVgl. auch Die Bemerk. zu den 88. 431— 
437 a. E. Ganz ricbtig beißt es Dagegen im 
8. 440: „Sat der Eigenthümer biejelbe un— 
bewegliche Sache zwei verſchiedenen Perſonen 
überlaſſen, ſo fällt ſie derjenigen zu, welche 


früher die Einverleibung angeſucht hat.“ 


Vgl. über dieſen Paragraph Die Bemerk. zu ba 
88. 423430 a. €. 

* Das angefuchte Recht wird ben mehreren 
Geſuchſtellern nad intellectuellen Theilen ge 
meinfam. Wurden von zwei Perfonen gl 
zeitig Gefuche um Einverleibung des Pfandredtt 
für ungleih große Forderungen überreicht, fe 
theilen fie fi in die Hypothek nicht etwa nad 
Verhältniß ihrer Forderungen, ſondern & 
wird ihnen dieſe zu gleihen Theilen gemein 
Beträgt 3. B. die Forderung des A. 2000 Fl. 
unb Die des B. 3000 FI. unb wirb aus ba 
Realität blos ein Meiftgebot von 3000 Fi er 
zielt, fo erhäft jeder 1500 51. Klepſch, S. 106 
118 jg., ift der Anficht, Daß mehrere Eiger: 
tbumsprätendenten ein ungetheiltes, bed 
ein durch bie gleichen Eigenthumsanfprüde bei 
anderen ftreitig geworbdenes, unter fich burd 
feine bücherliche Rangordnung beworzugtes, um! 
nur nenen Grwerbern gegenüber ale ſolche 
geltendes Eigenthumsrecht erlangen. Es wäre‘ 
ſämmtliche Gefuche um Einverletbung befielbe 
binglichen Rechts unter Auszeichnung der Gleich 
zeitigfeit zu bewilligen, wodurch bie Berbäd« 
rung Die nämliche Ünzuläſſigkeit erlange, mel 
Die Anmerkung der Streitanhängigteit bewirf 
und wie Die Eintragung von Rechtsanſprüche 
zu behandeln wäre, welche Durch Die nämlide 
Rechtsanſprüche anderer Berfonen ftreitig g 
worden find unb im Proceffe (nad melde 
Grundfäßen?) ausgefohten werden müjle! 
Anderer Anfiht ift auch Fuger v. Rechtbor 
Lie Rechtswirkungen der Eintragungen in TE 
Öffentlichen Bücher, 8. 18, jedoch mit gaı 
unftattbafter Begründung. 













OGanpitie v. Dane Eee Den A Ba wur. 2 


em Machtgeber zuzuftellen, ———— a en 
ei. des — macht darg Ant —F %- und Zu- 
bang bezüglich en Ma er iſt u die este, welcher bie Fahrung bes 
Maflers obliegt, — Renntni 

er Bier 174 bariceten Betr bt sn am Düne, 124 


ar derjenige, —* ans ber bücherlichen Eintragung Hi ablei 

a an ——— 
[ei in vo 

N ne Friften iR unzufäffg (8. 82 Grundh. Gel). 


6.42. 
Folge der Grwerbung: 3) Der banıit verbunbenen Begte. 
Ver das Eigenthau einer Gage eriwirht, erlaugt auch bie Damit berbuubenen Seite. 
eöite, die auf die Perfan bed liebergebers eingefgränkt find, Tann ex wit Übergehen, 
kberhaupt Tann Niemand einem Anderen mehr Meipte abtreten, als er ſelbſt hat. 


8. 48. 
delse ber Grwerbung: 3) Saften. , 
Mit dem Eigenthume unbewegliger Sachen werben and bie baranf haftenben, in ben 
Ölenttichen Büchern augemerkien Raften übernommen. Wer biefe Bücher wicht einficht, leibet 
in allen Fälten für felne Nachlläſſigkeit. Andere Forderungen und Anfprüge, die deren 
in den vorigen Eigenthümer hat, gehen nicht auf den neuen Erwerber Über. 


Unter den im 8. 442 erwähnten, mit einem unbeweglichen Gute verbundenen 
Reöten find nicht etwa bie einzelnen im Eigenthumsrechte als ſolchem liegenden Befug- 
nffe (88. 362 fg.), fondern Realrechte, wie Fiſchereigerechtigleiten, dingliche Vatronats · 
"rehte, radieirte Gewerbsbefugniſſe zc. und Realfervituten zu verftehen !, 
2 Sowie aber der, neue Eigenthümer ale mit ber erworbenen Realität ale folder 
verbundenen Rechte erwirbt, hat er auch alle darauf haftenden Laſten und Belhrän- 
4 hingen, Pfandrechte, Servituten ꝛc. zu tragen, wenn fie in ben öffentlichen Büchern 
‚angemerkt find, Eine ſehr wichtige Ausnahme von dem Orunbfage, daß ber neue 
Emverber nur die in den öffentlichen — eingetragenen Laſten zu Übernehmen habe, 
enthalten die $$. 1498 und 1500 A. b. ©. 8. 

Wenn Jemand ein Redt auf ein unbemegliches Gut erfefen hat, fo fann er bie 
Cinverleibung deſſelben in bie Öffentlichen Bücher aud) gegen den neuen Beſitzer ver- 
langen, wenn er nachzuweifen im Stande ift, baß berjelbe das unbeweglihe Gut nicht 
{m Vertrauen auf die öffentlichen Bücher an ſich gebracht habe. Diefer, Nachweis ift 
demjenigen gegenüber, welder das Gut durch Singularfucceffion erworben hat, her- 
Ki wenn erwieſen wird, daß er von ber Ausübung diefes binglihen Rechts Kennt 

tte. 

Derjenige, welder das Eigenthum durch Univerfalfucceffion (Erbſchaft) oder auch 
ur als Legatar erwirbt, kann ſich in der Regel (vgl. die Bemerk. zu ben 88. 1498— 
> 1502) nicht darauf berufen, ex habe daſſelbe im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher 

a ſich gebraht. Cr übernimmt alſo ohne Nüdficht darauf, ob er davon Kenntniß 





"Bol. die Bemert. zu 8. 298. ‚ 
dRirhftetter, Commentar, 3. Aufl. b 15 
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hatte oder nicht, alle Rechte, welche britten Perfonen darauf zuftehen, ohne Unterſch 
ob fie den öffentlichen Büchern bereit vor feiner Eigenthinnseinverleibnng eingetrey 
waren oder nit. Vgl. Übrigens auch die Bemerkungen zu 8. 928. 


| 8. 444, 
Erldſchung des Eigenthumsrechts. 
Das Eigenthum überhanpt kann durch den Willen des Eigenthümers, durch bad Ge 
und durch richterlichen Ausſpruch verloren gehen. Das Eigenthum ber unbeweglichen Eai 
wird aber nur durch die Löſchung aus dem Öffentlichen Büchern aufgehoben. 


Das Eigenthumsrecht geht unter: I) mit dem Untergange ber das Object befell 
bildender Sade; 2) durch Entziehung der Verkehrsfähigkeit; 3) durch Berluft | 
Befies der Sache, wenn und infofern er VBorausfegung des Eigenthumsrechts iſt, 3 
wenn wilde Thiere ihre natürliche Freiheit wieder erlangen; 4) an fungiblen Sad 
wenn Jemand in gutem Glauben in ben Beſitz derſelben gelangt iſt (8. 370) 
5) wenn der bisherige Eigenthünter feine Sache berelinguirt oder das Eigenthum 
eine andere Perjon überträgt; in ben im $. 367 aufgeftellter Fallen aud durch % 
äußerung von Seite eines Dritten, weldyer nicht Eigenthümer der Sache' war; 6) dr 
Eintritt einer auflöfenden Bedingung, an welde das Eigenthum einer beftimm 
Perfon geknüpft war. Die Aufhebung des Eigenthumes tritt hier ipso jure ein ı 
das Eigenthumsrecht wird dergeftalt aufgehoben, daß es dem früheren Cigenthän 
gleich als ob es nie aufgehört hätte, Eigenthümer zu fein, zufällt (dominium re: 
vitur ex tunc)?. Verſchieden davon ift der Yall, wenn Jemand blos eine Fordern 
auf Rüdübertragung des Eigenthumes hat, welde auf die dritten Perfonen inzwilt 
eingeräumten Nechte nicht zurückwirken kann (revocatio ex tunc) 3, 

Das bücherliche Eigenthun unbeweglicher Güter wird, fowie e8 nur durd ( 
tragung in die öffentlichen Bücher erworben werden Tann, nur durch Xöfchung ı 
benjelben verloren. a 


8. 445. 
Ausdehnung biefer Vorfäriften auf andere dingliche Nedhte. 
Nach den in diefem Hanptitüde über die Erwerbungs- und Erlöſchungsart des Eiy 
thumsrechts unbewegliher Sachen gegebenen Borfchriften hat man ſich aud bei den übri 
anf unbeweglidde Sachen ſich bezichenden dinglichen Rechten zu verhalten. 


8. 446. 
Form und Vorſichten ber Einverleibung. 
Auf welde Art und mit welchen Vorſichten überhaupt bei Einverleibung dinglicher Rei 
vorzugehen fei, ift in den über die Einrichtung der Landtafeln und Grundbücher beftchen 
befonderen Anordnungen enthalten. 


©. eine Gefhichte der Entwidelung des Landtafelmejens in Oeſterreich bei Ha 
in feinem bei den 88. 431—437, Anm. 1 angeführten Werke, ©. 1—13, 34— 


I Dabei wird natürlich vorausgejett, Daß es 
möglich ift, Das vermengte Geld auszufcheiden 
und die auf ben Ueberbringer lautenden Schuld⸗ 


jheine auf eine kennbare Weife zu bezeichnen. 


Es find 3.8. neue mit alten Silberftüden 
oder Gold mit Eilbermünzen vernengt wor⸗ 
den, und der Eigenthümer weiß die Zahlen 
feiner Schuldfcheine oder fonftige Merkmale an- 
zugeben. Iſt Diejes nicht ber Fall, fo wirb 
das Eigenthum fhon aus dem Grunde nicht 
Hagbar zu verfolgen fein, weil ber zurildfor- 
dernde Eigenthilmer die Sache nicht auf Die im 


8. 370 vorgejchriebene, für Sebermann k 
bare Art zu bezeichnen im Stande if. ©. ı 
die Bemerk. zu den 88. 366—871. 


2 Das röm. Recht kennt einen ſolchen Ei, 
thbumsübergang bei Auflöfung ber Che, 
Wiederverheirathungen ober wegen beharrli 


Weigerung bes Erben, eine letztwillig au 
legte Belaftung zu erfüllen. 


Nach Öfterr. 9 

kaun er nur vertragsmäßig bebungen werd 
’ Bol. Sell, ©. 417 fg.; Pagenſtecher, 

356 fg.; Sintenis (2. Aufl.), I, 536. 


w—, 
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: ronologifhe Aufzählung der verfchievenen durch das Grundbuchsgeſetz vom 
‚Salt 1871 aufgehobenen Lanbtafel- und Grunbbuchspatente, bei Haan, ©. 13, 14. 


Srundbüderlihe Anmerkungen (Apnotationen). Außer den binglichen 
ten können auch gewiſſe für ben Erwerb und Verluſt derfelben bebeutfame Qualifi⸗ 
ionen, 3. B. Minderjährigleit —, oder rechtlich bebeutfame Thatſachen, z. B. Er. 
fung des Concurſes, Berlängerung der Vormundſchaft oder der väterlihen Gewalt, 
abängung der Curatel, die Auffünbigung eines Kapitals, die Anhängigmachung der 
age in Betreff eines beftimmten grundbücherlich einverleibten Rechts, der Simultan- 
fung, der Sequeftration —, oder gewifie ſich auf die Liegenſchaft beziehende perſönliche 
echte, 3. B. Borkaufs- und Wiederkaufsrecht, Beſtandrechte —, oder die Liegenfchaft felbft 
teffende Beränverungen, 3. B. Ab» und Zuſchreibungen, Gegenſtand ber grund- 
cherlichen Auszeichnung fein. Man nennt biefe Auszeichnungen, zum Unterjchieve von 
5 Eintragungen dingliher Rechte, Anmerkungen, Aonotationen . Begrifflich ift bei 
fen Adnotationen ebenfo gut wie bei dem binglihen Rechte eine Eintragung ohne 
itere Rechtfertigung (Intabulation) als auch eine bedingte Eintragung (Pränotation, 
Stmerfung) denkbar. So läßt fi 3.9. auf Grund eines noch nicht in Rechtskraft 
machfenen richterlihen Beſcheides, wodurch die Bormundfchaft ober väterlidhe Gewalt 
Blängert, det Concurs eröffnet, die Sequeftration verfügt wird, bie bebingte, d. i. 

infolge eingetretener Rechtskraft dieſer Beſcheide in eine unbedingte übergehenbe 

gung annehmen. Nocd weniger zweifelhaft kann bie Zuläffigfeit einer ſolchen 
fingten Eintragung beim Vorkaufs- und Wieberlaufsrechte, Beſtandrechte, ber grund- 
Kherlihen Zu⸗ oder Abfchreibung fein. Das Grundbuchsgeſetz vom 25. Yuli 1871 ftellt 
e Intabulation und Pränotation ven bloßen Anmerkungen gegenüber und erklärt die Bor: 
keiften über Intabulstion und Pränotation nur „auf dingliche Rechte, ferner das Wieder⸗ 
wf8- und Vorkaufsrecht, fowie das Beftandrecht” anwendbar (88. 8 und 9 Grundb. Geſ.)*. 
gegen wird für andere Anmerkungen als ber des Wiederkaufs⸗, Vorkaufs⸗ und Be⸗ 
udrechts ein beftimmtes Maß von Borausfegungen geforvert, bei deren Vorhanden⸗ 
in das Begehren um Anmerkung zu bewilligen, fonft aber ohne Weiteres abzumweifen 
t Bon folhen Anmerkungen find hervorzuheben: 

a) Die Anmerkung perjönlicher Verhältniffe, der Minderjährigfeit, Curatel, Con⸗ 
urſeröffnung, mit der Wirfung, daß fid) Niemand auf die Unfenntniß dieſer Verhält- 
ie berufen kann (88. 20, 52 Grundb. Gef.). 

b) Die Anmerkung der Rangordnung. Der Eigenthümer einer Liegenihaft ift 
erehtigt, die bücherliche Anmerkung zu verlangen, daß er feine Liegenſchaft ver=- 
ußern oder ein Darlehen, beilen Betrag anzugeben ift, darauf aufnehmen will, 
m bie bücherliche Rangordnung vom Zeitpunkt dieſes Anfuchens für die infolge dieſer 
Iefhäfte einzutragenden Nechte zu begründen. Mit gleicher Rechtsfolge Tann ein 
hpothefargläubiger die Anmerkung der beabfichtigten Abtretung over Löſchung 
Ber Forderung verlangen. Die Annerfungen folder Geſuche können jedoch nur 





Irrig if e8, wenn Klepſch, S. 80 fg., | fen Subflitutionen ift der Fideicommiffar 


bei Lehen, Fideicommißgütern, fiveicom- 
Fariſchen Subftitutionen bloße Anmerkungen 
3 Lehen», Fideicommiß- und Subflitutions- 
udes ficht, während bier ganz felbftändige, 
beneinanber ſtehende dinglihe Rechte vor⸗ 
en. Bei Lehen iſt der Lehensherr Eigen⸗ 

er des Gutes, und dem Lehensmanne 
hen ſehr ausgedehnte Nutzungsrechte zu. Das 
b. G. B. nimmt hier ſogar getheiltes Eigen⸗ 
im an (88. 357, 359); ebenſo bei Fidei⸗ 
nmißgütern (8. 629). Bei fideicommiſſari⸗ 


Nutznießer, der Subftitut Eigenthilmer (8. 618). 

3 Durch biefe Aufzählung bes Wiedertaufs-, 
Borkaufs- und Beſtandrechts neben ben bing- 
lihen Rechten wird bie Berſchiedenheit biefer 
rein perfönlichen echte von ben binglichen 
Rechten anerlannt (vgl. bie Bemerk. zu SS. 1090 
—10%), gleihwol aber mit Abfiht die Ans 
wenbung der Borfchriften über die Eintragung 
dinglicher Rechte auf dieſe blos obligatorifchen 
Rechte verfügt. 
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hatte oder nicht, alle Rechte, welche dritten Perfonen daranf zuftehen, ohne Unterihie, 
ob fie den äffentlihen Büchern bereitd vor feiner Eigenthumseinverleibnng eingetragen 
waren oder nicht. Vgl. Übrigens auch die Bemerkungen zu 8. 928. 


5. 444, 
Erlöfhung bes Eigenthumsrechts. 


Das Eigenthum überhaupt kaun durch den Willen des Eigenthümers, durch bad Ge: 
“und durch richterlichen Ausſpruch verloren gehen. Das Eigenthum ber unbeweglichen Ecke, 
wird aber nur durch die Löſchnug aus dem öffentlichen Büchern anfgchoben. 

Das Eigenthumsrecht geht unter: 1) mit dem Untergange der das Object beflelken, 
bildender Sade; 2) durch Entziehung der Verkehrsfähigkeit; 3) durch Verluſt de 
Befiges der Sache, wenn und infofern er Vorausfegung des Eigenthumsrechts if, zV. 
wenn wilde Thiere ihre natürliche Wreiheit wieder erlangen; 4) an iblen Saden, 
wenn Jemand in gutem Glauben in den Beſitz berfelben gelangt ift (8. 370)% 
5) wenn ber bisherige Eigenthümer feine Sache verelinguirt ober das Kigenthum au 
eine andere Perfon überträgt; in den im $. 367 aufgeftellten Fällen auch durch Ber 
äußerung von Ceite eines Dritten, welcher nicht Eigenthümer der Sache’ war; 6) duırd 
Eintritt einer auflöfenden Bedingung, an melde das Eigenthum einer beftimmten 
Perfon gefnüpft war. Die Aufhebung des Eigenthumes tritt hier ipso jure ein un 
das Eigenthungrecdht wird dergeſtalt aufgehoben, daß es dem früheren Eigenthümet 
gleich als ob es nie aufgehört hätte, Eigenthümer zu fein, zufällt (dominium resel. 
vitur ex tunc)?, Verſchieden davon ift der Yall, wenn Jemand bios eine orberum 
auf Rüdübertragung des Eigenthumes bat, welche auf die dritten Perfonen inzwiſche 
eingeräumten Rechte nicht zurückwirken kann (revocatio ex tunc) 3, 

Das bücherliche Eigenthun unbeweglicher Güter wird, fowie e8 nur durd Cie 
tragung in bie öffentlichen Bücher erworben werben kann, nur duch Löſchung au 
denſelben verloren. U 


8. 445, 
Ausdehnung diefer Vorſchriften auf andere dingliche Rechte. 
Nach den in dieſem Hauptſtücke über die Erwerbungs- und Erlöſchungsart bes Eiger 
thumsrechts unbeweglicher Sachen gegebenen Vorſchriften hat man ſich auch bei dem übrigen 
anf unbewegliche Sachen ſich beziehenden dinglichen Rechten zu verhalten. 


8. 446. 
Form und Vorſichten ber Einverleibung. 
Auf welde Art und mit welden Vorſichten überhaupt bei Einverleibung binglicher Reihte 
vorzugehen fei, ift in den über die Einrichtung der Landtafeln und Gruudbücher beftchendes 
befonderen Anordnungen enthalten. 


©. eine Geſchichte der Entwidelung des Landtafelweſens in Oeſterreich bei Haan, 
in feinem bei ven 88. 431—437, Anm. 1 angeführten Werke, ©. 1—13, 34—39, 





I Dabei wird natürlich vorausgejett, daß es 8. 370 vorgejchriebene, für Jedermann kenn 
möglich ift, das vermengte Geld auszuſcheiden bare Art zu bezeichnen im Stande ifl. ©. and 
und bie auf ben Ueberbringer lautenden Schulde die Bemerf. zu den 88. 366—871. 
fheine auf eine kennbare Weife zu bezeichnen. 2 Das röm. Recht kennt einen ſolchen Eigen 


Es find 3.8. neue mit alten Silberftüden 

ober Gold mit Eilbermünzen vermengt wor- Wicbernerkeirätgungen cher Wagen Schenfihe 
den, und ber Eigeuthümer weiß bie Zahlen Weigerung bes Erben, eine Iettiillig aufge 
feiner Schulbfcheine oder fonftige Merkmale an- fegte Belaflung zu erfüllen. Nac öfter. Red 


zugeben. Iſt Diejes nicht der Fall, fo mirb ne: 
das Eigenthum ſchon aus dem Grunde nicht lann er nur vertragsmäßig bebungen werben. 


klagbar zu verfolgen fein, weil ber zurlidfor-r  ° Bol. Sell, ©. 417 fg.; Pagenſtecher, I 
bernde Eigenthlimer die Sache nicht anf die im 356 fg.; Sintenis (2, ul), I, 536. 
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ie chronologiſche Aufzählung der verfchievenen durch das Örmbbudhegefeg vom 
5 Fuli 1871 aufgehobenen Landtafel- und Grundbuchspatente, bei Haan, ©. 13, 14. 


Grunpbüherlide Anmerkungen (Xbnotationen) Außer den dinglichen 
Inhten können auch gewille für ben Erwerb und Verluſt derſelben bebeutfame Dualifi- 
Kionen, 3. B. Minderjährigleit —, ober rechtlich bebeutfame Thatſachen, z. B. Ex 
Imng des Concurſes, Verlängerung der Vormundſchaft oder der väterlichen Gewalt, 
echängung ber Curatel, die Aufkünbigung eines Kapitals, die Anhängigmachung ber 
ge in Betreff eines beftimmten grundbücherlich einverleibten Rechts, der Simultan⸗ 
Klang, der Sequeftration —, oder gewifie ſich auf die Liegenſchaft beziehende perjänliche 
Inhte, 3. B. Borlaufs- und Wiederkaufsrecht, Beftandrechte —, oder die Liegenſchaft ſelbſt 
Hreffende Beränberungen, 3. B. Ab⸗- und BZufchreibungen, Gegenftand ber grund⸗ 
Iherlichen Auszeichnung fein. Man nennt diefe Auszeichnungen, zum Unterfchieve von 
8 Eintragungen dingliher Rechte, Anmerkungen, Adnotationen ĩ. Begrifflich ift bei 
fen Adnotationen ebenfo gut wie bei dem binglihen echte eine Eintragung ohne 
eilere Rechtfertigung (Intabulation) als auch eine bedingte Eintragung (Pränotation, 
Imertumg) denkbar. So läßt fih 3.8. auf Grund eines nod nicht in Rechtskraft 
wachſenen richterlichen Beſcheides, wodurch die Vormundſchaft oder väterlihe Gewalt 
längert, det Concurs eröffnet, die Sequeftration verfügt wird, bie bebingte, d. i. 

infolge eingetretener Rechtskraft diefer Beſcheide in eine unbebingte übergehenve 
wiragung annehmen. Nocd weniger zweifelhaft kaun bie Zuläffigfeit einer folchen 
Aingten Eintragung beim Borkaufs- und Wieberfaufsrechte, Beſtandrechte, der grund- 
Kherlihen Zu⸗ oder Abſchreibung fein. Das Grundbuchsgeſetz vom 25. Yuli 1871 ftellt 
ie Intabulation und Pränotation den bloßen Anmerkungen gegenüber und erklärt die Bor- 
keiften über Intabulation und Pränotation nur „auf dingliche Rechte, ferner das Wieder⸗ 
uei8- und Vorkaufsrecht, ſowie das Beftandrecht” anwendbar (88. 8 und 9 Grundb.Gef.)?. 
Dagegen wird file andere Anmerkungen als der des Wieverfaufs-, Vorkaufs⸗ und Be- 
Iabrecht3 ein beftimmtes Maß von Borausfegungen geforbert, bei deren Vorhanden⸗ 
ein das Begehren um Anmerkung zu bewilligen, fonft aber ohne Weiteres abzuweifen 
8 Bon folhen Anmerkungen find hervorzuheben: 

a) Die Anmerkung perfönliher Berhältniffe, der Minderjährigfeit, Curatel, Con» 
mieröffnung, mit der Wirfung, daß fih Niemand auf die Unkenntniß biefer Verhält- 
üfle berufen kann (88. 20, 52 Grundb. Gef.). 

b) Die Anmerkung der Rangordnung. Der Eigenthümer einer Liegenſchaft ift 
berehtigt, die bücherlice Anmerkung zu verlangen, daß er feine Liegenſchaft ver- 
iußern ober ein Darlehen, deſſen Betrag anzugeben ift, darauf aufnehmen will, 
um die bücherliche Rangordnung vom Zeitpunkt diefes Anfuchens für die infolge biefer 
Geſchäfte einzutragenden Nechte zu begründen. Mit gleicher Rechtsfolge kann ein 
Önpothefargläubiger die Anmerkung ver beabfichtigten Abtretung oder Löſchung 
mer Forderung verlangen. Die Anmerkungen folder Gefuche können jedoch nur 









Irrig iſt es, wenn Klepſch, S. 80 fg., I fhen Subftitutionen ift ber Fideicommiſſar 
u bei Lehen, Fideicommiſigütern, fibeicom- | Nutnießer, der Subftitut Eigenthümer (8. 618). 
ariihen Subftitutionen bloße Anmerkungen 2 Durch diefe Aufzählung bes Wiedertaufs-, 
bes chen», Fideicommiß- und Subflitutions- | Borlaufs- und Beftandrechts neben ben ding» 
fieht, während hier ganz felbftändige, | Tihen Rechten wird bie Verſchiedenheit biefer 
Mbeneinanber ftehende binglihe Rechte vor- | rein perfönlichen Rechte von ben binglichen 
m. Bei Lehen ift ber Lehensherr Eigen» | Rechten anerlannt (vgl. bie Bemerk. zu 88. 1090 
er bes Gutes, und dem Lebensmanne | —1095), gleihwol aber mit Abſicht bie An 
bien gr ausgedehnte Nutzungsrechte zu. Das | wenbung der Borfchriften Über die Eintragung 
6.8.8. nimmt hier fogar getheiltes Eigen- | dinglicder Rechte auf biefe blos obligatorifchen 
Sm an (88. 357, 359); ebenfo bei Fibei- | Rechte verfügt. 
Mmmißgütern (8. 629). Bei fipeicommiffari- 
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dann bewilligt werben, wenn nad) dem Grundbuchsſtande die Einverleibung bes einzu 
tragenden Rechte, beziehungsweife die Löſchung des beftehenden Rechts zuläffig wir 
und wenn bie Unterfchrift der Geſuche geridhtlih oder notariell beglaubigt ift ($. 5: 
Grundb. Gef). Bon dem Beſcheide, mit welchem das Geſuch bewilligt wird, daı 
nur eine. Ausfertigung ertheilt werden; dieſelbe ift mit der Beftätigung der vollzogen 
Anmerkung zu verfehen ($. 44 Grundb. ©). Die Anmerkung der Rangorbnung i 
nur auf 60 Tage wirkſam. Dies ift in dem Beſcheide unter Angabe de 
Kalenvertages, an welchem bie Frift endet, auszufprehen (8. 55 Grundb. Gef. 

Wird das Gefuh um Eintragung des Rechts oder der Löſchung, fir welde d 
Rangordnung angemerft worben ift, innerhalb der feitgefegten Friſt angebracht und d 
Einverleibung oder Vormerkung bewilligt, fo fommt der Eintragung bie angemerf 
Rangordnung zıt. 

Unter diefer Vorausſetzung kann die Eintragung mit der angemerkten Rangorbmm 
felbft dann bewilligt werden, wenn die Tiegenfhaft oder die Hypothekar 
forderung nah dem Einfhreiten um die Anmerfung ber Rangordbnung a 
einen Dritten Übertragen ober belaftet worden wäre. 

Verfällt der Eigenthümer der Liegenfchaft oder der Hupothelargläubiger vor di 
Ueberreihung des Eintragungsgefucdhes in Concurs, fo ift die Anmerkung nur ba 
wirkungslos, wenn die Concurseröffnung ſchon vor dem Tage, an weldem die Urkun 
über das Geſchäft ausgefertigt wurde, ftattgefunden hat (8. 56 Grundb. Geſ.). 

Wird die Einverleibung der Veräußerung der Tiegenfchaft oder der Geffion od 
Löſchung der Forderung in der angemerften Rangordnung bewilligt, fo ift auf Anſuch 
ber Partei, für welde die Einverleibung erfolgte, zugleih die Löſchung derjenigen Ei 
tragungen zu verfügen, welde etwa in Anfehung diefer Liegenſchaft oder Forderu 
nach Ueberreihung des Anmerfungsgefuches erwirft worden find ($. 57 Grundb. Gel, 

Wird das Eintragungsgefud nicht vor dem Ende der feftgefetten Friſt angebrac 
oder wird der Betrag, für welden die Anmerfung ber Nangorbnung erfolgte, bis zu 
Ende diefer Frift nicht erichöpft, fo wird die Anmerkung unwirkſam und ift von Am 
wegen zu löſchen. Bor Ablauf der gefeglihen Frift kann die Löſchung der Anmerkur 
nur dann bewilligt werden, wenn die Ausfertigung des Beſcheides über die Bewilligu 
der Anmerkung vorgelegt wird. Die Löſchung ift auf diefer Ausfertigung anzumerl 
(8. 58 Grundb. Geſ.). | 

ec) Die Anmerkung der Auffündigung und der Hypothekarklage. (S. bierüber b 
Bemerkungen zu $. 466.) 

d) Die Streitanmerfung. Wenn Jemand durch eine Einverleibung in fein 
bücherlihen Rechte ſich verlegt glaubt, dieſe im Proceßwege beftreiten und bie Wie 
berftellung des vorigen bücherlichen Standes begehren will, fo ift zu unterfcheiben, e 
bie Löſchungsklage gegen diejenigen Perfonen gerichtet werden fol, welche unmittelba 
durch die Einverleibung, auf deren Löſchung geklagt wird, Rechte erworben haben, ot 
von einer Paft befreit worden find, oder fid) vie Klage auf folche Berbältnifie ftüg 
welche unmittelbar zwifhen dem Kläger und dem Geflagten obwalten —, ober t 
eine Einverleibung auch gegen dritte Perfonen als ungültig beftritten wird. 

Im erfteren Yale bat der Kläger entweder gleichzeitig mit ver Klage oder ſpäten 
jedoch innerhalb der gefetlichen Verjährungsfrift (8. 62 Grund. Gef. [f. hierüber d 
Bemerk. zu SS. 1466 —1471, Anm. 1]), entwerer bei dem Proceß- oder Grundbucht 
gerichte die Annterfung des Streites anzufuchen, welde Streitanmerfung die Wirkurn 
hat, daß das über die Klage ergebende Urtheil auch gegen biejenigen Perfonen, weld 
erft nad) dem Zeitpunkte, in weldem das Gefud um die Streitanmerkung an ii 
Grundbuchsgericht gelangt ift, bücherliche Rechte erlangt haben, feine volle Wirkfamk 
äußert (8. 61 Grundb. Gef.). 

Wird eine Einverleibung aud gegen dritte Perfonen beftritten, fo ift weit 
zu unterfheiden, ob ber Kläger von der Einverleibung vorfhriftsmäßig verftän 
digt worden ift oder nicht. Im erfteren alle hat er binnen der Friſt, welde ih 
zum Recurſe zufime (8. 63 Grundb. Gef.), d. i. bei Zuftellungen innerhalb des Ob 
landesgerichtsſprengels 30 Tage, außerhalb beffelben 60 Tage (8. 127 Grundb. Gel 
im letteren Galle innerhalb der orventlihen Verjährung ($. 64 Grundb. Gef.), ! 
dem Grundbudgerichte die Anmerkung, daß dieſe Einverleibung ftreitig fer, an 


Ganpikhl V. Bon der Erwerbung des Eigentöumes buch Nebergabe. 65. 444 -446. 229 


ben, und entweber zugleich oder längften® binnen weiteren 60 Tagen nach Ablauf 
2 Recurafriſt die Klage zu überreichen, welche mit Exfolg felbft gegen diejenigen 
erfonen gerichtet werben kann, welche vor der Streitanmerfung (8.63 Grundb. Geſ.), 
u vie beftrittene Einverleibung ein bilcherliches Hecht erlangt oder weitere Ein- 
rleibungen oder Bormerkungen darauf erwirkt haben ($. 63, Abf. 1 Grundb. Gef.). 

Nach Ablauf diefer Friften (der Recursfriſt und einer weiteren Friſt von 60 Tagen) 
um gegen britte Perfonen nur auf Löfchung derjenigen Eintragungen erfannt werben, 
elche nach dem Zeitpunfte, in welchem das Geſuch um die Streitanmerlung an das 
unbbuchögericht gelangt ift, angefucht worden find (8. 65, Abfag 2), ausgenommen 
an dieſe dritten Perfonen nicht im guten Glauben gehandelt haben, in welchem Falle 
uh gegen dritte Perſonen, welche nod vor der Streitanmerkung weitere bücherliche 
kechte auf dem zu löſchenden Rechte erwirkt haben, auf Löſchung erkannt werben kann 
h 23, Abf. 2 und 8. 64 Grundb. Gef.). 

Wenn eine bücherliche Eintragung infolge einer ftrafgefeglih verbotenen Hand» 
mg erwirkt worben ift, kann bei der Grundbuchsbehörde die bücherliche Anmerkung der 
Steitanhängigkeit auf Grund einer VBeftätigung der competenten Behörbe, daß bie 
rafanzeige bei derfelben erftattet worden ift, mit der Wirkung erfolgen, daß das 
rüber erfliegende Erkenntniß feine volle Wirkſamkeit auf alle Berfonen äußert, welche 
iſt nach dem Zeitpunkte des Einlangens des Gefuches bie Streitanmerkung bicherlicher 
tehte erlangt haben (8. 66, Abf. 1 Grundb. Gef... Sol jedoch deren Anſpruch auf 
® Ungültigleitserflärung einer Einverleibung auch gegen britte Perfonen, welde 
kherliche Rechte noch vor der Streitanmerfung im guten Glauben erworben haben, 
ictſam fein, fo muß die Streitanmertung bei dem Grundbuchsgerichte innerhalb 
m Recursfriſt angefucht werten (8. 66, Abſ. 2 Grundb. Geſ.). Erffärt das 
Arafgeriht, dag die Einverleibung fammt ven bücherlichen Rechten, welche etwa 
a der im $. 66 bezeichneten Anmerkung erworben worden find, zu löſchen fei, 
ı bat bie Grundbuchsbehörbe, wenn von ber verlegten Partei das Erkenntniß hierüber 
ü ber Beftätigung feiner Rechtskraft beigebracht wird, dieſe Löſchung nach den Be: 
amungen bes 8. 65 in Bollzug ſetzen zu laffen. Hat das Strafgeriht dagegen zwar 
a die Schuld des Angeflagten, jedoch nicht auf eine folche Löſchung erkannt, und die 
— Partei hinſichtlich der angeſprochenen Löſchung der Einverleibung -auf ben 
ivilrechtsweg gewieſen, fo ſteht der Partei für die Klage auf Löſchung der Einverlei- 
ang und ber oben bezeichneten büdyerlichen echte eine Friſt von 60 Tagen nad Ein- 
ritt der Rechtskraft dieſer Entſcheidung zu. 

Nach dem fruchtloſen Ablaufe dieſer Friſt, ſowie wenn das Strafgericht auf die 
SAuld des Angeklagten nicht erkannt hat, iſt die Löſchung der Streitanmerkung auf 
Infuhen desjenigen, der an der Aufrechthaltung der Einverleibung ein Intereſſe hat, 
u bewilligen (8. 67 Grundb. Gef.). 

Ueber bie fonft noch zuläffigen Streitanmerfungen wegen Erfigung (8. 70 Grundb. 
def) und Verjährung ($. 71 Grundb. Gef.) f. die Bemerkungen der 88. 1498— 
02; über die Anmerkung der executiven Berfteigerung ($. 72 Grundb. Gef.) bie 
demerlungen zu 88. 431—437, Anm. 5; des Simultanpfandredhts (88. 106 fg. 
Irundb. Gef.) die Bemerkungen zu $. 457; der Rangorbnung, wenn dem Gefuhe 
ne DOriginalien oder die vorgefchriebenen Ueberjegungen nicht beigefchloffen find, bie 
Bemerkungen zu 88. 438, 439. 
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Sechstes Hauptſtück. 
Von dem Pfandrechte. 


8, 447. 
Begriff von dem Pfandrechte und Pfanbe. 


Das Pfandrecht ift dad dingliche Recht, welches dem Gläubiger eingeräumt wir 
einer Sade, wenn die Verbindlichkeit zur beftimmten Zeit nicht erfüllt wird, die Bı 
gung zu erlangen. Die Sache, worauf dem Gläubiger diefes Recht zufteht, Heißt übe 
ein Pfand. 

8. 448, 
Arten bes Pfanbes, 

Als Pfand Tann jede Sache dienen, die im Verkehr ſteht. IA fie beweglich, fo n 
Handpfand oder ein Pfand in enger Bedeutung genannt; ift fie nubeweglich, jo beißt f 
Sppothel oder ein Grundpfand. 


Jedes Forderungsrecht (obligatio) ift auf eine Handlung oder Leiftung ein 
ftimmten Perfon gerichtet, welche einen vernögendrechtlihen Werth in fid fi 
Die Garantie für die Verwirflihung ter Forderung liegt zunächſt in ber Perſt 
Schuldners, weldher durch Zwangsmittel zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit ver 
werden kann. | 

In vielen Fällen aber, namentlih wo es ſich nicht um rein perfönliche Leiſt 
fondern um das Verſchaffen einer beftimnten Sache over Duantitäten von ( 
handelt, liegt die Sicherheit für die Erfüllung nicht fo fehr in ber verpflichteten 
al8 in deren Vermögen, welches der Gläubiger, wenn der Schuldner der ihm ob 
den Berbinvlichkeit nicht nachlommt, nad dem Werthe feiner Forderung für f 
Anſpruch nehmen fann. Da indeflen der Schulpner nit nur durch Veräußerung 
Bermögens, fondern auch durch Häufung von Schulden mit und gegen feinen ! 
in bie Lage gerathen kann, daß fein Vermögen nicht zur Befriedigung aller 
Gläubiger binreicht, fo ift es wünſchenswerth, ein Mittel zu befigen, wodurch d 
fülung einer Yorderung ohne Rüdfiht auf den Wechſel des Vermögens in ber ' 
des Schuldners fichergeftellt wird. 

Eine ſolche Sicherftellung Tiegt in der Bürgſchaft, durch welche die Haftım 
auf die Perjon des Bürgen ausgedehnt wird, ganz vorzüglich aber im Pfandrecht 

Gegenftand des Pfandrechts‘ ift immer ein beftimmtes Recht, Eigenthumsred; 
irgendein anderes dingliches oder Forderungsrecht. In ähnlicher Weife jedoch, wi 
anftatt vom Eigenthumsrechte an einer Sahe vom Haben der Sache fchlechte 
ſpricht, ift e8 auch üblih, die Verpfändung des Eigenthumsrechts an einer Sad 
Berpfändung der Sache zu bezeichnen 1. 


1 Sg Breiner, Das Pfandredt und die | ben Gläubiger eigenthämlich zum Zwe 
Pfanbobjecte (Leipzig 1867), insbei. S. 39 fa., | Sicherftellimmg einer ftreitigen, bebingt« 
59 fg.; Pfaff, Defterr. Gztg. 1868, Nr. 75, | betagten oder eventuellen Forderung üb 
76. Auch baares Geld, nämlich Das Eigen- | (pignus irregulare), 3. B. Caution, 
thumsrecht an demfelben kann Gegenftand bes | eine Proceßpartei der anderen zur Sit 
Pfantredhts fein. Werden baares Geld oder | lung der Proceffumme oder auch nur t 
andere vertretbare Sachen dem Pfanduehmer | richtskoften (actoriſche Caution) durch €: 
oder einem Dritten (3. B. dem Gerichte) für Gerichtshänden leiſtet, ober zur Sicher! 
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Das Pfanudrecht ift ſelbſt dann, wenn fein Object ein dingliches Recht ift, nicht 
PR cin dingliches Rechi, indem es dem Öläubiger feine Herrſchaft über bie Sache 
nleift, wohl aber in allen Fällen ein abfolutes, gegen jeven Erwerber des Pfand» 


Niectes verfolgbares Recht ?. 


Au) die Beriußerungsbefugniß bes Glänßigers beftcht 


we neben der des Eigentümers, und der Berfauf durch den Gläubiger wird nur als 
a Wuftrage des Schuldners (procuratorio nomine) geſchehen betrachtet, daher ber 
aäufernde Gläubiger auch nicht für Fehler und — der Sache haftet ®. 


Da der Sweet des Pfanbredits darin liegt, bem 


länbiger aus ber verpfänbeten 


Bade Befriebigung zu verfhaffen, darf au alles das nicht verpfänbet werben, was 


it Gegenftand des rechtlichen Verkehres ift 





W Forberungen aus Bachtverträgen, welche 
13 Er bem Berpächter beftellt, ober für 
i Gerberungen aus einem Dienfivertrage, 
der Dienfinehmenbe % B. Eaffier) bem 
88 feiftet, fo iſt das Forderungerecht 
I ionsleifter8 an ben Empfänger © en⸗ 
mb bes Pfandrechts. Bol. Pfaff, Gug. 
8, Wr. Bl, 82 fg., 87, ©. 852. er 
miionsfeger Mr Ban ehem u Cau- 
® mr gegen mung feiner Schuld, zu 
pen EA Caution beftellt worden 
verlangen berechtigt. Pfaff, a. a. D., 
E86. \leher bie Berichicbenfeit. biefer Ahr 
ana FY der Eompenfation ſ. Pfaff, a. a. 
Rt. 18. 
® Ueber die Ratısr bes Bfandrechts, ob baffelbe 
a dingliches Reit (jus in ro aliena), ober 
Webligatorifchee, gegen Jedermann wirt» 
77 mit einer actio in rem berfehenes Recht 
Pandgläubigers auf bie Pfanbfache (rei 
fei, _berrfcht befanntlich Tebhafter 
den Anhängern ber erfteren (äfteren) 
jehören Puchta, Inf, II, 8. 249, 
[7 Pandetten, $. 203, Note d; Schmidt 
LE @.), Grundfäge bes ger. und preuß. 
Neubrechts (Breslau 1840), 8. 5, insbel. 
5.33 fg.; Bachofen, Das röm. Pfandrecht 
Bari 1847), ©. 296; Windfheib, Banbelten, 
1877 fg; insbef. aber Dernburg, Das Pfand- 
tät nach den Örunbfägen bes heutigen röm. 
(dl. ®b., Leipzig 1860, II. Bo. 1864), 
‚104 fa. Die Ießtere Anfiht wurbe zuerft 
Wfährih von Büchel, Civ. Grörterungen 
188), I, Nr. 2 (2. Aufl., 1847, I, 259 fg., 
a (2) vertheibigt umb feither von Gintenis, 
Menbbuch bes gem. Pfandrechts (Halle 1836), 
3.5 fg., Bratt. Givifret, I, 605; Hufdle, 
Uber Sieper Btfhr., XX (1844), ©. 21 fg.; 
tl, in ber Krit. Viertelj. Sohr., II (1860), 
f8.; Pfaff, Gytg. 1868, Nr. 75, insbef. 
am. 79; Bangerom (7. Aufl), I, 797 fg. 
Siligt, weich Ietterer bemerkt: „Die Ietsteren 
inglichen) Rechte gewähren dem Berechtigten 
aterielle Herrihaftsredte, vermöge deren 
Mährenb ber Daner feines Rechts in größe ⸗ 
Mm ober geringerem Umfange auf bie bienft- 
te Sadje einzuieirfen,, fie zu gebrauden, fie 
b mugbar zu machen befugt if; fie find ihrer 
tur nach auf Dauer berechnet, und fie wer⸗ 
u nur ihrer felbit wegen errichtet, d.h. ger 
de nur, um ben Berechtigten jene Herrſchafis⸗ 
#te und bie bamit verbundenen Nugungen 
gewähren. Ganz anders has Pfandredht! 
m materiellen Herrſchaftsrechten während der 








Daner des Rechts ift Hier keine Rebe, indem 
ber Berechtigte in keinerlei Weiſe auf bie ver- 
haftete Sache einzuwirlen ober fie zu gebrauchen 
befugt ift, jonbern fein Recht Bit: t nur darin, 
fi, für den Fall, daß der Sgutdner nicht , 
tehtzeitig zahlt, zu der Sache, bei wen inmer 
fie fein mag, binguziehen umb dadurch feine 
Befriedigung erzwingen zu bürfen; mer zw 
biefen Awsede — alfo nur um eine anderwei - 
tige deſſiung herbeizuführen — nicht um Be 
geünbung ber Hertſchaft ſelbſt willen wird 
daffelbe conftititwirt, und es if alfo begreiflich 
micht auf Dauer berechnet, fonbern mit Er⸗ 
reichung jenes Zwedes erlifht es von ſelbſt 
unb je eher e8 — um fo mehr entfpridht 
dies beim Intereſſe bes Berechtigten. Daß in 
al biefen Punkten das Bfanbrecht ſich ebenfo 
fehr der Obligation annähert, wie es fi von 
ben übrigen jurs in re aliena unterfceibet, 
bebarf feiner befonderen Ausführung, und de 
dürfte es doch wol mehr als eine bloße in 
das Reich ber Phantafie zu verweifende Spie- 
Terei (f. Puchta, Borlefungen, $. 193 a. E.; 
Dernburg, I, 111) fein, wenn man im Gegen» 
fat zu ben übrigen jura in re sliene, melde 
eine rei servitus begründen, das ſpecifiſche 
Weſen bes Pfandrechis in eine rei obligatio 
fegt.”" Gemiffermaßen in der Mitte zwifchen 
diefen beiben entgegengefehten Anfichten fteht 
Arndts, 8.364, welcher unter Anerkennung bes 
Unterſchiedes zwiſchen bem Pfandrechte und den 
binglichen Rechten gleihwol nur dem Pfand» 
rechte in feiner Ausdehnung auf Forberungen 
den Charakter ber Dringlichteit abipricht. S 
über die Definition bes 8. 447 A. 6. 
welche im Wefentlihen mit ber des A. a 
I, 1, 8. 20 üßereinfimmt, Schmidt, Pfanb- 
recht, S. 1 fg. 

Bgl. Bangerow, I, $. 363, Anın. 2. 

Durch ausbrüdliche gsi je Vorſchrift 
find überdies nachftehenbe Gegenftände von ber 

erpfänbung ausgenommen: 

1) Während ber Dauer eines von bem Aerar 
mit Brivaten aögefäoffenen Lieferungs-, Fracht ⸗ 
ober ähnlichen Contractes dürfen weber auf Die 
zu Tiefernden Artikel, noch auf bie in Gemäß- 
heit eines folgen Contractes von dem Aerar 
den Contrahenten zu leiſtenden Borfhüffe oder 
Natenzablungen, noch auf bie zur Erfüllung 
des Bertrages nothwendigen Geräthigaften ge: 
tihtliche Werbote ober. Bfändungen bewilligt 
werben. 8 if} lebigfih geflatiet, noch vor 
erfüllten Contracte ein Berbot oder eine Pfän⸗ 
dung auf benjenigen Betrag auzufugen, ber 


@ 


Schstes Seuztänk. 


Rız 1:z Firrkzchten 





Au Yasb ienz jede Soche bicnen, Die im Zeriche Brhe. Is fir beweglich, Is 
Seuuyfanb oder cin Plaxd in cuger Bedeutung gemamsı: ih fie zubewegiih, fe heiſt 
Suovothet ober cin Granbrieub. 


dere Arrrerunstseht cbligaiio in WeÜ Doutlang eter Leintang ci 
Kimmien Perlen oer:tian, mike erer eerischektiben Berb = nd 
Le GEarartie fer tie Beneirflitong tr Asreerg Ben ;umidh im ber Fer 
ZAult ners, weiter tert Zeanzerinel ser Erfälleng feiner Sertiundüchleit v 
werten Tann. 

Ya vielen Fallen aber, namentlich wo es fi nicht um ızin perfenliche Lei 
fentern um ta6 Berfhaften einer keitinmten Sache eder Inamtitäten Ten 
huntelt, liegt zie Sicherheit für tie Erfüllung niet ie fehr in ter verpflichteten 
als in zeren Bermögen, weihes ter Glãubiger, wenn ter Schulduer ber ibm c 
in Berkinzligfeit nicht nablemmt, nab tem Werthe ſeiner Ferderung für 
Anſrruch nehmen faun. Ta intefien ter Schuldner nicht nur durch Beriuferum 
Bernigens, ſendern au durch Häufung ven Schulden mit und gegen feinen 
in tie Yage gerathen kann, taß jein Vermögen nit zur Pefrietigung alle 
Hläukiger hinreicht, fo ift e8 wünſchenswerth, ein Mittel zu befigen, wedurch 
füllung einer Forterung ohne Rüdfiht auf ten Wechſel res Bermögen® in ber 
Les Zchuldners fihergeftellt wirt. 

Eine folhe Zicherftellung liegt in ver Bürgſchaft, durch welche tie Haftu 
auf zie Berfen des Dlrgen ausgerehnt wirt, ganz vorzüglich aber im Pfandrec 

Gegenſtand tes Pfandrechts ift immer ein beftimmtes Recht, Eigenthumsre 
Irgentein anderes kingliches ober Forderungsrecht. Im ähnlicher Weife jedoch, 
anftatt vom (Zigenthumsrechte an einer Sache vom Haben ter Sache ſchlech 
ſpricht, iſt es auch Üblih, tie Verpfäntung tes Eigenthumsrechts an einer Si 
Verpfändung ter Sache zu bezeichnen 1. 


En Gin. 


Ugl. Vremer, Das Pfandreht und bie | ben Glänbiger eigentbümlih zum 3 
Pſandobſecte (Yeipzig 1867), inobeſ. S. 39 fg., | Sicherftellung einer ftreitigen, bedin 
bi ſa.; Pfaff, DOefterr. Gztg. 1868, Nr. 75, | betagten oder eventuellen Forderung i 
706. Auch baares Gelb, nämlich das Eigen- (pignus irregulare), 3. B. Caution 
thumerecht an demfelben Tann Gegenſtand bes | eine Procefpartei ber anderen zur € 
Pfantrechte fein. Werben baares (Held oder | lung der Proceßfumme oder aud nur 
andere vertretbare Sachen bem Pfanbnehmer | vichtstoften (actorifche Caution) durch 
oder einem Dritten (3. 8. dem (Berichte) für ' Gerichtshänden leiftet, ober zur Sich 
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t.. Das Pfondreit ift felbft dann, wenn fein Object ein dingliches Recht ift, nicht 
FR ein dingliches Recht, indem es dem Gläubiger feine Herrſchaft über die Sache 
weht, wohl aber in allen Fällen ein abfolutes, gegen jeven Erwerber des Pfand» 
Ibiectes verfolgbares Reht?. Auch die Veräußerungsbefugnig des Gläubigers befteht 
mr neben der des Eigenthilmers, und der Berfauf duch den Gläubiger wird nur als 
im Wuftrage bes Schuldners (procuratorio nomine) gefchehen betrachtet, daher ber 


erãußernde Gläubiger auch nicht für Fehler und Mängel der Sache haftet ?. 
ö 


2 Da ber Bwed des Pfandrechts darin liegt, bem 


läubiger aus der verpfänbeten 


je Befriedigung zu verfchaffen, darf auch alles das nicht verpfändet werben, was 
Gegenftanb des rechtlichen Verkehres ift *. 





Forderungen aus Bachtverträgen, melde 
Pächter dem Berpädter beſtellt, oder für 
ige Gerberungen aus einem Dienftvertrage, 
ber Dienftnehmenbe (3. B. Eaffier) bem 
jeber leiſtet, fo ift das Forderungsrecht 
ttiongleifters an ben Empfänger Gegen- 
bes Bfandrehts. Dot. Baff, Gitg- 
‚ Nr. 81, 82 fg., 87, ©. 852. er 
Ientionsfeger iſt bie Zurüdftellung der Cau- 
Im nur gegen Areifmung feiner Schuld, zu 
men Eihefteltung bie Caution beftellt worben 
[8 % verlangen berechtigt. Pfaff, a. a. D., 
Be. 86. lieber bie Berfehicbenfeit biefer Ab⸗ 
tämung von ber Compenſation f. Pfaff, a. a. 
Kr Nr. 84 fa. 
® Ueber die Natur bes Pfandrechts ob baffelbe 
in dingliches Recht (jus in re aliena), ober 
In obligatorifches, gegen Jedermann wirt» 
u mit einer actio in rem verfehenes Recht 
Bandgläubigers auf bie Pfanbfache (rei 
Wögatio) fei, berrfcht bekanntlich lebhafter 
Weit. Zu den Anhängern ber erfteren (älteren) 
Sahöt gehören Pußta, uf, II, S. 249, 
Betr c, Pandelten, 8. 203, Note d; Schmidt 











Dauer des Rechts if Hier feine Rebe, indem 
ber Berechtigte in keinerlei Weife auf bie ver- 
baftete Sache einzuwirken ober fie zu gebrauchen 
befugt ift, ſoudern fein Recht befteht nur darin, 
fi) fir ben Fall, daß ber Schulbuer nicht 
rechtzeitig zahlt, zu der Sache, bei wen immer 
fie fein mag, hinguziehen und baburd feine 
Befriedigung erzwingen zu bürfen; nur zu 
biefem Amede — alfo nur um eine anbertei« 
tige Leiſtung herbeizuführen — nicht um Be» 
grünbung ber, Herrfhaft ſelbſt willen wird 
daffelbe confititniet, und es ift alfo begreiflich 
nicht auf Dauer berechnet, fondern mit Er- 
reichung jenes Zwedes erlifht es von felhft, 
und je eher es erlifct, um fo mehr entſprichi 
bies beim Intereffe des Berechtigten. Daß in 
all biefen Punkten bas Bfandredht ſich ebenfo 
fehr der Obfigation annähert, wie es fih von 
ben übrigen jura in re allena unterfdheibet, 
bedarf feiner befonderen Ausführung, und ba 
bürfte e8 doch wol mehr als eine bloße im 
das Reich der Phantafie zu verweifende Spie- 
Terei (f. Buchta, Borlefungen, $. 193 a. €; 
Dernburg, I, 111) fein, wenn man im Gegen» 
fa zu den Übrigen jura in re sliena, melde 
eine rei servitus begründen, das fpecifiiche 
Weſen des Piandredjts in eine rei obligatio 
fett." Geiwiffermaßen in ber Mitte zwiſchen 
biefen beiden entgegengefeten Auſichten fteht 
Arndts, 8.364, welcher unter Anerfennung des 
Unterfehiebes ziwifen dem Pfandrechte und den 
dingficren Nedten gleihwel nur dem Pfand- 
vechte in feiner Ausdehnung auf Forderungen 
ben Charakter ber Dringlichteit abſpricht. Bat. 
Über bie Definition des $. 47 A. b. G. B., 
melde im Wefentlihen mit ber des A. 2. R., 
I, 1, 8. 20 übereinfimmt, Schmibt, Pfaubs 
recht S. 1 fl. 

3 Bol. Bangerow, I, $. 363, Aum. 2. 

* Dur) ausbrüdlie gefebliche Vorſchrift 
find überdies nachnehende Gegenftände ven ber 
Berpfändung ausgenommen: 

1) Während ber Dauer eines von bein Aerar 
mit Privaten aögeihtoffenen Lieferungs⸗, Fracht⸗ 
oder ähnlichen Contractes dürfen weber auf die 
zu liefernden Artikel, noch auf bie in Gentäß- 
beit eines ſolchen Contractes von ben Aerar 
den Contrahenten zu leiſtenden Vorſchüſſe oder 
Natenzablungen, noch auf bie zur Erfüllung 
des Vertrages nethwendigen Geruͤthſchafien ge» 
vichtfiche Verbote oder Pänbungen bewilligt 
werden. Es ift lediglich geftattet, noch vor 
erfüllten Contracte ein Verbot oder eine Pfän— 
dung auf benjenigen Betrag anzuſuchen, ber 
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Zweiter Theil. Won dem Sacheurthhte. 


Eine verpfändete beweglihe Sache wird, weil nah 8. 451 4.5.8. % 
Pfandrecht an ihr nur durch bie wirkliche Innehabung begründet wird, nad 





bem Eontrahenten nach gepflogener Liquidation 
als Guthaben noch ge übren wirb (Hofd. vom 
16. Mai 1793, J. G. S., Nr. 103, vom 13. Mai 
1814, 3.6. ©., Nr. 1086, und vom 15. Febr. 
1815, J. G. S., Nr. 1232). . 

2) Auf die Gegenftände eines Staatsmono- 
pols, welche von Jemandem mit ber Berbind- 
lichfeit der Ablieferung an den Staatsfchat er» 
zeugt ober für Rechnung befjelben bereitet 
werben, kann Niemand ohne Bewilligung ber 
Gefällsbehörden ein Pfandrecht erwerben. Das 
Gleiche gilt von ben Geräthichaften, Vorrich⸗ 
. tungen und anderen Erforberniffen der Erzeu- 
gung ober Bereitung von Gegenſtänden ber 

taatsnıonopole, wenn dadurch die Erzeugung 
oder Bereitung ber gedachten Gegenſtände ge⸗ 
bemmt würde. Dagegen ift der Preis ober 
Lohn, welder von dem Staatsichate für Die 
abgelieferten Gegenftände gebührt, von der 
gunwenbung der zur Sicderftelung und Ein» 
bringung ber aus dem bürgerl, Rechte ent- 
fpringenden Anfprüce nicht ausgeſchloſſen (3. 
und St M. DO. vom 11. Yuli 1835, Kai. 
Pat. nom 29. Nov. 1850, R. G. Bl., Nr. 462). 

8) Das bei Tabads- und Stempelverlegern 
vorfindige Material darf nur mit Bewilligung 
ber Gefällsbehörben mit Pfand belegt werben, 
iſt aber keineswegs der Pfändung entzogen, 
indem denſelben nur fo viel an Material ver- 
abfolgt wird, als dur ihre Kaution gededt 
ift, wenn nicht der Ueberſchuß baar bezahlt 
wird, das bei ihnen vorfindige Material alfo 
ihr Eigenthum ift (Hoftd. vom 11. Mai 1841, 
J. G. S., neue Folge, Nr. 535). Auf Potto- 
gewinnfte findet meber ein gerichtliches nod) 
fonftiges Berbot ftatt (8. 22 bes Pat. vom 
13. März 1813, Polit. ©. ©., LV, 41). 

4) Die den Inhabern affecurirter Gebäude 
von ben eueraffecuranzanftalten zu leiftenden 
Brandfehadensvergütungen bürfen weber durch 
Ceſſionen, noch durch gerichtliche Verbote und 
Erecutionsführungen ihrem Zmede zur Wicder- 
berftellung ber durch Feuer beſchädigten Ge⸗ 
bäude entzogen werben (Hofd. vom 18. Juli 
1828, 3. ©. ©., Nr. 2354). Desgleihen find 
Die zur Milderung eines Notbitandes aus 
Staats» ober Lanbesmitteln ober anderen 
Öffentlihen Fonds gewährten Unterfügungen 
von Verbot und Erecution befreit (Kaif. Vdg. 
vom 22. Dec. 1865, R. ©. Bl., Nr. 142). 

‚ 5) Die Bezüge aus einigen Penfions- 
inftituten, nämlih: ber Verforgungsanftalt 
der Wiener juribifhen Yacultät (Hofd. vom 
14. Mär; 1812, I. ©. ©., Nr. 980); der Ber- 
forgungsanftalt für Brager Advocaten und Mit—⸗ 
glieder ber ‚Prager juridifhen Facultät (Hofbd. 
vom 29. Mai 1838, 3.6. S., neue Folge, 
Nr. 274); der mebicinifchen und chirurgiſchen 
Witmenfocietät in Wien (Hofd. vom 21. Oct. 
1817, 3. ©. ©., Nr. 1380); der Witwengejell- 
haft der bürgerl. Seibenzeug-, Sammt- und 
Dünntuhmader in Wien (Hofb. vom 16. Febr. 
17%; Krop., IV, 189); der Prager Witwen», 


Waiſen⸗ und ZTanbflummen - Privat 
(Hofb. vom 3. April 1807, J. G. S., N 
Berpflegungsbeträge aus bem zur Berz 
bienftunfähiger Hanblungsbiener erridhte 
ftitute (Dec. der nieberöfterr. Regieru 
11. Aug. 1796; Krop., IV, 149). 

6) Almofengelder aus ben Eti 
Armen» ober Kameralfonden (Hofl 
5. Juli 1784, Nr. 313, 11. April 
J. G. S., Nr. 1002). 

7) Bezüge der Beamten und zw 
Beſoldungen (Pat. vom 25. Det. 1798, 
Nr. 436), Perſonalzulagen (als auße 
liche Beſoldungen über bie ſtatusmäßi 
halte), Quartiergelder (Hofd. vom 1 
179%, J. G. S., Nr. 256), Perzentual, 
(Hofd. vom 23. Nov. 1810, I. G. ©., 9 
die Adjuten der mit wirklichen Anft 
becreten verfehenen Praftifanten und 
tanten (Hofd. vom 15. Mai 1818, 3. 
Nr. 1455). Auf aufßerordentlihe, ein 
amten bewilligte Belohnungen findet I 
ention unbedingt ftatt (ausdrüdlich ausge 
war Diefes in ben prov. Civilproceßor 
für Ungarn und Siebenbürgen). 

Den Staatsbeamten gleich: 
find: bie Hoftheaterbeamten (Hofd. vom 
1828, 3. ©. S., Nr. 2328 [feineswi 
die Hoffchaufpieler, Hof. vom 1. Ju 
J. G. S., Nr. 614]); die an öff 
Schulen angeftellten Yehrer und Yeb 
(Hofd. vom 9. Febr. 1841, I. G. S 
Folge, Nr. 505); die Beamten des 
amtes, ber Kranten- und Berforgungsa 
dann die ftädtifhen Beamten (So 
26. Ian. 1799, 3.6. ©., Nr. 458 
Dienerfchaft des Kaiſ. Hofftaates, welc 
den Staatsbeamten ihre Zahlung a 
Univerfo erhält (Hof. vom 26. Apr 
J. G. S., Nr. 486). 

Uebrigens iſt, wenn ein Beamter fi 
nes oder nicht binlängliches Vermöge 
das feftgefeßte Verbot jeder gerichtlid 
ſchreitung auf bie Befoldung nicht 
Fall auszudehnen, wo gerichtliche Alin 
nen für Gattin oder Kinder zuerkannt 
und zwar kann hierfür der ganze Ge 
das Duartiergeld eines activen Bea 
Erecution gezogen werben. Hofd. vom ! 
1799, 3. 467, 14. Sept. 1805, 
19. Nov. 1819, 3. 1626 und 30. No 
3.850. ©. aud) Obftg. Ente. vom ! 
1866, 3. 3782, Gjztg. 1867, Nr. 16 
ber ganze Gehalt und das Quartierg 
activen 8. k. Beamten felbft auch für 
Dige Alimente feiner Ehegattin in ( 
gezogen wurde. 

8) Benfionen-, Duiefcentengehalte, Er; 
beiträge, Unterhaltsgelder fir Bean 
Witwen und Kinder können jebenjalle 
zur Hälfte und, wenn fie den Bel 
150 Fl. W. W. nicht erreichen, gar nicht ı 
werben (Hofd. vom 16. Ian. 1786, ' 
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Baht Handpfand, auch Pfand ſchlechtweg, eine unbeweglihe hingegen Grundpfand 
ber Hypothel genannt (8. 448) °. 

Das Pfandrecht ift nach der Verfchiebenheit feiner Entftehung entweder ein freis 
Billiges ober ein nothwendiges; das freiwillige entweber ein vertragsmäßiges 
ıder legtwilliges; das nothwenbige ein gefegliches, wenn es mit einer beftimmten 
Ieberung durch ein Geſetz, als ſich von felbft verftehend, verbunden ift, ohne daß es 
ser eigens darauf gerichteten Thätigkeit ber Parteien bedarf ®, over ein richterliches, 
wenn es durch Erecution eines richterlihen Erkenntniſſes eder gerichtlichen Vergleiches 
worben wird. Das Pfanbredit fann ferner ein einfaches, db. h. ein ſolches fein, 
welches rüdfichtlic, feiner Wirlſamkeit in Berhältnig zu anderen Pfandrechten nur nad) 
m Alter in Betracht kommt, ober ein privilegirtes, welches nicht nach feinem 

, ſondern nad einem geſetzlich begründeten Vorrecht vor anderen aud älteren 
Yandreihten wirkſam ift 7. 
. 8.49. 

Titel des Pfandrechts. 
Das Pfaudrecht bezieht ſich zwar immer anf eine gültige Forderung, aber nicht jede 

8 gibt einen Titel zur Erwerbung des Pfaudrechts. Dieſer gründet ſich anf das 


, anf einen richterlihen Ausſpruch, auf einen Bertrag ober ben Iehten Willen des 


hümers. 





J. G. S., Nr. 2606; 3. Juli 
nene Folge, Nr. 283; 22, April 
©., neue Folge, Nr. 356; 29. Mai 
©., neue Folge, Nr. 445). Provi⸗ 
find von der Beſchlagnahme ganz befreit 
DR, vom 11. Sept. 1795, & &. 6, 
. 353). 
9) Eomwol den bienftleiftenben als penfionirten 
fen, Stabs- und Oberoffizieren lan, 
& mag eine Aecrarial- ober Privafforberung 
Weeffem, zu_beren Berichtigung nie und aus 
Anlaffe mehr als ein Drittel ber ger 
Wöhnlichen Friebensgesilhr oder Benfton zurid- 
genen werben (boftriegsräthl. bg. vom 
Juni 1808, C. 646); betragen bieje Beziige 
anter 420 ZL., jo fan nur ein Biertel ge- 
Mindet werben (Bat. vom 19. März 1791, 
39.©., Nr. 129). Auf die Abfertigungs- 
ſemmen austretender Offiziere fann wie auf 
Ies_ andere benfelben gehörige Vermögen ger 
gäften werben (hoitriegeräthl. Vdg. vom 1. Det. 
il, 5. 566). 


Bere 


10) Heirathscautionsintereffen unter 
. können gar nicht; wenn fie micht über 
1. betragen, blos mit einem Biertel; for 
fern fie mehr als 420 ZI. betragen, mit einem 
Drittel gepfändet werben (Hofb. vom 15. April 
803, 3.6. ©., Nr. 601, und 5. Mai 1839, 
. ©. ©., N. 357). 
11) Bon jeder Erecutiongführung ausgenom- 
ten find die Löhnungen ber Patentalinvaliben 
Dofb. dom 1. Juli 1839,° 9. ©. ©., neue 
dige, Ar. 368), die Neengagirungszulage ber 
Stellvertreter (Bhg. vom 21. Febr. 1856, R 
3. 8., Nr. 27), die Mebaillenzulage (hof- 
Sigeräig, Dog. vom 7. Aug. 1823, 9. 675). 
gl. aud Michel, Handbuch des allgem. 
Brivatrechte für das Kaiferthum Defterreich 
Olmüg 1853), II, Nr. 752 fg.; Stubenraud) 
2. Aufl.), I, 566 fg. 
® Eine anbere Bedeutung hat das Wort 
hypotheca nach röm. Recht. Proprie pignus 





dieimus, quod ad ereditorem transit; hypo 
thecam, cum non ftransit nee possessio ad 
ereditorem 1.9, $.2 D. de pign. act. (13.7). 
Pignus appellatum est & pugno, quia res, 
quae pignori dantur, manu traduntur 1. 288, 
8.2 D. de V.S. (50. 16). Dagegen 1. 5, 
8. 1.D. de pig. 20. 1: Inter pignus et hy- 
pothecam tantum nominis sonus differt. Bol. 
bierüber Stögl, „Zur Lehre vom Fauftpfanbe‘, 
im Archiv für Civ. Praris, XLV (1862), 
©. 254-286, 364—385. 


Es wird hier unter gefeglichem Pfandrechte 
nicht basjenige verftanben, zu deſfen Beftellung 
Jemand ſchon kraft bes Geſetzes, 3. B. nad 
8. 520 %. 6. ©. 8., verpflichtet ift, zu beffen 
Griftenz aber erft noch die wirflihe Vefellung 
erforderlich iſt (ügl. Die Bemerk. zu ben 
88. 440452 a. E.), fondern welches mit ber 
Entftepung der Forderung an gewiffen Sachen 
von felöft entfteht, wie 3.8. das Pfanbredit 
des Vermiethers und Verpächters auf die in- 
vecta et illata ($. 1101 A. b. ©. ©.), ober 
bas Pfanbrecht für rüdfändige Grund und 
Berzehrungsftenern, Zollgebühren, das Pfand» 
echt nad Art. 374, 382, 409 9. ©. ıc. 


? Die weiteren, nah röm. Rechte üblichen 
Eintgeilungen in öffentliche und Privat» 
pfandredte, je nachdem fie fih auf eine 
Öffentfiche Urtunbe gründen ober nicht, fowie bie 
in altgemeines und befonberes Pfanb- 
recht haben ihre Bebeutung verloren, meil bag 
in einer öffentlichen Urkunde beftellte Pfand» 
recht nad öfter. Recht vor ben Privatpfanb- 
rechten feinen Vorzug genießt, Generalbypo- 
theten aber ſchon burch 8.13 2. ®. für Böhmen 
rüdfihttih unbewegliger Güter ausbrüdfich 
für unftatthaft erflärt wurden und bei beweg⸗ 
lihen Saden, ba die Bermahrung ber Pfand» 
ſache burd den Pfanbgläubiger zur Erwerbung 
des Pfandrechte unerlaßlid if, ohnehin don 
ſelbſt ausgefchloffen fein müffen. 
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Hat ein Dritter für den Perſonalſchuldner ein Pfand beftellt, fo ft ve 
beftellung nur dann gültig, wenn ihr ber animus donandi zu 
aber nur dann angenommen werben kann, wenn erwiefen wird, daß ber Bfantt \ 
von ber tehlerhaftigfeit der Obligation Kennimß hatte. Er lomm bier in eine g 
ähnliche Lage, wie derjenige, welcher eine Schuld bezahlt, von ber er weiß, daß a 
nicht uwie iſt (8. 1432). 

Nah röm. Recht konnte das Pfandrecht durch den bloßen Pfandvertrag, 

oder ſchriftlich, ohne alle weitere Form, begründet werden. Uebergabe des Bfant a 
ftandes war nicht erforderlich, die Einverleibung des Pfandrechts auf unbetvegfüche € 
ganz unbelannt. Das öfterr. Recht forbert zur Erwerbung des Pfandrechts an | 
lihen Sachen, daß fie der Pfandgläubiger auf die zur Webergabe bes Cigenthumeh | 
gefchriebene Art (88. 426 und 427 A. b. ©. 2.) in Beſitz nehme 13, bei unbe 
lichen Gütern die Einverleibung des — 88 in die öffentlichen Bücher Frei 
(8. 451) 10. 

« Das Pfandreht an bücherlich eingetragenen Rechten kann entweber auf einen gang 
Grundbuchskörper oder, wenn das Cigenthum an bemfelben für mehrere Perfonen a 
getragen ift, auf den Antheil eines jeden Miteigenthümers, dagegen aber * 
einzelne Beſtandtheile eines Grundbuchskörpers oder auf einen Theil des einem Mit 
thümer im Grundbuche zugeſchriebenen Antheiles eingetragen werden. 

Die Uebertragung einer Hypothekarforderung und die Erwerbung bes Aft 
rechts ift zuläffig binfichtlich der ganzen Forderung, fowie hinſichtlich eines v 
mäßig oder ziffermäßig beftimmten Theiles berfelben (8. 13 Grunbb.-Sef.). 

Das Pfandrecht kann nur für eine ziffermäßig beftimmte Geldſumme ei 
tragen werben. Dei einer verzinslihen Forderung muß aud die Höhe der Zirfl 
eingetragen werben. 

Sollen Forderungen, die aus einem gegebenen Crebite, aus einer übernonm 
Gefhäftsführung oder aus dem Titel der Gewährleiftung over des Schabenerfatet e 
ftehen können, pfandrechtlich fichergeftellt werden, fo muß in ber Urkunde, auf Un 
welcher vie Eintragung erfolgen fol, ein Höchftbetrag, bis zu welden ber Er 
oder die Haftung reichen fol, angegeben fein. Fehlt die Angabe biefes Betrages, | 
muß berfelbe in dem Anfuchen ausgedrüdt werden. Halt fi im letzteren Falle de 
jenige, gegen welchen die Eintragung erwirkt wird, dadurch beſchwert, daß ein zu große 
Betrag zur Eintragung angegeben wurde, fo kann er die Verminderung deſſelben ver 
langen, worüber das Gericht, von dem die Eintragung bewilligt wurde, nad Eimer 
nehmung ber Parteien zu erkennen und den Betrag nad) billigem Ermeffen feftzufege 
hat ($. 14 Grundb.⸗Geſ.). 

Dei der Verpfändung folder beweglichen Sachen, melde feine Eörperliche Ueber 
gabe von Hand zu Hand zulaflen, ſoll die Verpfändung auch nody auf die im $. 497 
Schlußſatz, bezeichnete, für Jedermann erfennbare Art erfichtlich gemacht werben ($. 452) 
Die Außerachtlaſſung dieſer Vorſchrift zieht jedod, wenn anders bie Wehergabe anf ein 
der im 8. 427 bezeichneten Arten erfolgt iſt, nicht die Ungültigkeit der Berpfänten 
nad) fi, ſondern „wer dieſe Borfidt unterläft, haftet für die nachtheiligen Holger 
(8. 452 a. E.) 18. Es jcheint, daß hier ſowol Pfandſchuldner als Pfandgläubiger p 










ſondern wirflich entrichtet oder hinterlegt wurde. kann fi aber ſelbſtverſtändlich bie Gürtigtek 
Der Hinterlegung des Preiſes, welche nichts ande» | der Wette ober Schenkung nicht Über ben 

res als Das Bintanbalten leichtfinniger Wetten | der verpfändeten Sade hinaus erftreden. 
bezwedt, muß aber die Beftelung eines Pfan—⸗ 13 Auch Art. 309 H. ©. gewährt in dieſet 
Des, beffen Werth zur Dedung des Preijes zu | Beziehung keine Erleichterung. 

bienen hat, gleichgehalten werben. Ebenſo wird 4 Diefe Einverleibung bes Pfandrechte u 
ein mündliches Schenkungeveriprehen Flagbar, | die öffentlihen Bücher it nunmehr auch für 
wenn zur Sicherſtellung der Erfüllung ein | Zirol Bedingung ber Gültigfeit degten ni 
Fauſtpfand beftellt und übergeben wurde. Denn | vom 27. März 1869 (R. e. 8 

wenn auch nicht Die Uebergabe der gefchentten 15 Anders nah Pr. L. R Er "si 
Sache oder Geldſumme ſelbſt ſtattgefunden hat, | 8. 276 (vgl. Schmidt, —58 S. 157), 104 
fo erfcheint dem Gefchentnehmer doch eine | welhem ber Pfanbgläubiger, wenn bie Br 
Sache übergeben, aus beren Werth er feine | zeichnung nicht gehörig erfolgt ift, gegen einem 
Befriedigung fuchen kann. In beiden Fällen I Dritten, welcher zum Naturalbefit redlicher⸗ 
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m haben, weil beide gleihmäßig als zur Bezeichnung verpflichtet gelten müſſen. 
ben Umfang ihrer Haftungsverbindlichkeit richtet fih nad dem Grabe ihres Ber- 
Diefe Vorſchrift der Bezeichnung bezieht ſich nur auf Verpfändungen, deren Object 
dingliches Recht iſt, nicht auch auf obligatoriſche Rechte. Die Verpfändung obli- 
wilcher Rechte kann jo gut als deren Uebertragung (Cession) ganz formlos vor ſich 
m’. Zur Erwerbung des Pfandrechts an bücherlich eingetragenen Rechten 
We Eintragung des Pfandrechts in die öffentlihen Bücher erforverlih (8. 451). 
| Forderung und Pfandrecht find ihrem Urfprunge und ihren Vorausfegungen nad) 
Binanber verfhieden. Wie zu anderen Rechten gehört auch zur Entftehung des An- 
auf ein Pfandrecht eine beſtimmte rechtserzeugende Thatſache (Bertrag, einfeitige, 
ige ober richterliche Verfügung). Ausnahmsweiſe verbindet ſchon das Geſetz mit 
, privtlegirten Forderungen einen Anſpruch auf Sicherftellung (88. 520, 688, 
8 1245, 1260, 1321, 1364) und ift dann diefe Sicherftellung durch Bfanbbeftellung 
tißten (8. 1373). In gewiſſen Fällen endlich entſteht das Pfandrecht zugleich mit 
"Forderung, ohne daß es einer darauf gerichteten Thätigkeit ver Parteien bebarf ?®. 







8. 453. - 
Grwerbungsart bes Pfandrechts: 4) Durch bie Vormerkung. 


Jindet die Einverleibung einer Forderung in bie öffentlichen Bücher wegen Mangels ge: 
süßiger Förmlichleit in ber Urkunde nicht ftatt, fo kaun fi) der Gläubiger vormerlen 
astiren) lafien. Durch biefe Vormerkuug erhält er ein bebingtes Pfandrecht, welches, 
u bie Forderung auf die oben SS. 438 und 439 angeführte Art gereihtfertigt worden ift, 
dem Zeitpuntte des nad gefetliher Orbuung eingereichten Vormerkungsgeſuches in ein 
dingtes übergeht. 


Der bisherige Stand der dfterr. Gefeßgebung über die Pfandredhtspränotation ift 


Nah S. 445 find die Vorfchriften über die Intabulation und Pränotation bes 
enthumsrechts auf die Erwerbung dinglicher Rechte auf unbewegliche Sachen über- 
ft, daher auch auf die Intabulation und Präuotation des Pfandrechts anzuwenden. 

Was die Intabulation des Pfanprechts anbelangt, fo bot die analoge An- 
bung ber gejeglihen Beſtimmung über die Intabulation des Eigenthumsrechts Feine 
iwierigfeiten. In Anfehung der Pränotation des Pfanpredhts hat jevoh Die Be— 
amung des $. 453, der Gläubiger könne ſich, wenn die Einverleibung feiner Forderung 
die öffentlichen Bücher wegen Mangels gefegmäßiger Förmlichkeiten in der 
funde nit ftattfinde, pränotiren laffen, zur Streitfrage Anlaß gegeben, ob zu den 
esmäßigen Förmlichkeiten in der Urkunde, melde zur Pfandreditspränotation nicht 
geihrieben find, auch der nad 8. 449 erforberlihe Titel zum Pfandredte zu 
men ſei, ob die Pränotation des Pfandrechts auch ohne urfundlihe Nachweilung des 
els zun Pfandrechte in Pränotationsgeſuche ftatthaft fei, und ob, wenn biejes wirk- 
ı anzunehmen ift, das Vorhandenfein des Titel8 zum Pfandrechte im Zeitpunfte der 
berreichung bes Pränotationsgeſuches bei der Yuftificirung der Pränotation felbftändig 
d unabhängig von der Forderung nachgewiefen werden müſſe, oder ob auch ohne 
en folhen Nadyweis, in dem Urtheile, mit welchem die Forderung als zu Recht be 
kab anerfannt wird, aud die erwirkte Pfandrechtspränotation für gerechtfertigt zu 
ören fei. 


fe gelangt ift, von feinem Pfandrechte feinen 17 S. die Bemerk. zu den 88. 1392—1399, 
rau machen kann. Bgl. aud) Unger, Ent: | Anm. 4. Bol. auch Hoffmann, Oefterr. Viertelj. 
rf, S. 234, 235, welder aud fürs — Schr., XIII (1864), 16. Uebergabe des Schuld- 
cht Ungültigfeit ber Verpfändung anzus | feines oder Anmerkung der Berpfändung auf 
men feheint. Der 8. 452 fpricht aber in | demijelben, die Auszeichnung in den Depofiten- 
m Schlußjaße gewiß nicht ohne Abficht büchern öffentliher Behörden, die Berftändigung 
8 von der Haftung filr Die machtheiligen | des Schuldners von der erfolgten Verpfändung 
lgen, anſtatt die Ungliftigfeit der Berpfün= | dienen nur zur Sicerftellung des Pfandgläu- 
ig auszuſprech en. bigers. 
S. die Bemerk. zu den 88. 1293 - 1295. 18 ©. Aum. 6 zu ben 88. 447, 448. 
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Nun war nad 8.108. P. f. Böhmen vom 22. April 1794 (3. G. S., N 
Jedermann berechtigt, feine Forderung auch vor der Verfallszeit auf das 
Schuldner eigenthümlich gehörige Gut vormerken zu lafien, ohne baß hier 
Einwilligung des Schuldners nothwendig war. Ferner wurden bır 
Hofd. vom 21. Yuli 1797 (8. ©. ©., Nr. 360), weldes durch Hof 
4. Sept. 1820 (3. ©. S., Nr. 1697) ausdrücklich als noch in Kraft b 
erflärt worden war, nur bie Pränotirungen auf Grund bloßer mit 
Urkunden unterftüßter Klagen, oder Anfuchen, over aud) Zeugniffe, Weisartikel 
botener Eide unterfagt; dagegen wurden nicht nur vom Echuloner felbft ausgeſt 
funden, fondern auch andere, im 13. Hauptftüde der ©. O. enthaltene YIuflı 
al8 3.8. die einen halben Beweis wirkenden Hanblungsbücher, zur Erwirkunged 
notatton für hinreichend erklärt. Ebenſo geht auch 8. 19 des Einf. ©. zum 
von ber Borausjegung aus, daß Hanblungsconti, felbft ohne Agnoscirung voı 
des Schuldners, ganz ohne weitere Vorausſetzung pränotationsfähig find. — U 
geſetzlichen Borfähriften mit 8. 449 4. 6. ©. B. in Einklang zu bringen, w 
gezwungen, anzunehmen, daß mit dem Beſitze einer folhen Urkunde an fi 
Vorberungsberedhtigten ein Anfprudy auf ein Pfandrecht auf das einen Gegenfk 
Einverleibung in bie öffentlihen Bücher bildende Vermögen des Schuldners ve 
fei, und diefer Anſpruch daher feines bejonderen Nachweiſes bei der Yuftificir 
Pränotation bedürfe, fondern blos von dem Beſtande ver Forderung felbft und I 
erfennung derſelben durch richterliches Erkenntniß abhängig fe. Es ergibt fid 
insbefonvere aus der ausbrüdlichen Aufzählung von bloßen Handlungsconti un 
pränotationsfähigen Urkunden. Denn da das Geſetz den Forderungen ber Hant 
als folden nirgends ein Pfandrecht beilegte und dennoch tie Pränotation auf 
einfaher Conti zuließ, welde als folde die Ertheilung eines Pfandrechts du 
Schuldner gar nicht enthalten können, fo mußte das Recht auf Pränotatio 
in dem Beſitze einer Über die Forderung allein halben Beweis machenden Urku 
legen fein. Die Zulaffung der Pränotation auf Grund foldyer nadter Bud 
wäre aber ganz zwedlos gewefen, wenn außer der Richtigkeit der Forderung überbi 
ein befonderer Titel zum Pfandrechte zur Zeit der Pränotation nachzuweiſen gewejen 
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I Anderer Anſicht aus unzureihenben Grün- 
ben, Harum in Haimerl's Magazin, XII 
(1856), 24 fg. ©. eine Zufammenftellung ber 
verſchiedenen hierüber aufgeftellten Anfichten bei 
Stubenraud, I, 598 fg., und dazu Klepſch, ©. 
62 fg., insbefondere aber Erner, Gztg. 1868, 
Nr. 52 fg., welcher mit Recht hervorhebt, daß 
das A. b. ©. B., wenn es in $. 453 den Er- 
werb ber Hppothef lediglich an ben Befit einer 
Urkunde über bie Forderung knüpft, das im 
8.449 aufgeftellte Princip verläßt, wonach zur 
Erwerbung des Pfandrehts ein befonderer, 
nicht fchon im ber Forderung gelegener Titel 
erforberlich fei und $. 453 am beſten als ee 
Ausnahme vom 8.449 aufzufaffen fei. Nicht noth- 
wenbig eradhteteman bie Erbringung Des Beweifes 
der Forderung im Yuftificirungsproceffe durch 
eben feine Urkunde, auf Grund deren die Prä— 
notation erwirkt worden ift, indem die Aufti- 
ficirung blos von ber Eriftenz einer pränota— 
tiofäbigen Urkunde und dem Beweiſe der For— 
derung abhängig gemacht war. Dagegen erfor: 
berte man den Beweis des Borhandenfeins einer 
folhen Urkunde und daß Diefe ſich im Juſti— 
ficirungsproceffe nicht etwa als falfch heraus— 
ftelle. Dies wird anerkannt in Obftg. Entf. 
vom 7. Nov. 1866, 3. 9637, Gztg. 1867, 
Nr. 35. — Ganz unweſentlich fiir die Präno- 
tation war ber Nachweis einer Gefahr (Obſtg. 
Entſch., ®lafer, Unger, Nr. 716, 1582), und 


war die Pränotation in Anfehung bes 
der Hypothek nicht auf ein beftimmtes | 
ſchränkt. Dan fah darin gewöhnlich ein 
thümliche Unzukömmlichkeit gegenüter 
ſchränkenden Beſtimmung bes 8. 1374, 
derjenige, der einen ſelbſtändigen Anſp 
Sicherſtellung hat, Häuſer bis zur Hä 
Grundſtücke bis zu zwei Drittheile 
Werthes als Hypothek anzunehmen ve 
iſt, und man bat daraus gefolgert, d 
jenige, welcher einen vertragemäßige 
willigen, oder durch ben Richter erthei 
ſpruch auf Sicherftellung geltend mac 
mehrere Hypothek fih im Wege ber 
tation nicht verfchaffen könne und best 
günftiger geftellt ſei, als derjenige, mel 
eine einen halben Beweis madenbe 

über die Forderung befitt. So aud 
Gztg. 1868, Nr. 54, und Obſtg. Entid. 
Unger, Nr. 963, 245, erftere Entſch. 
Metivirung, daß in den Fällen, wo du 
trag eine Hypothek beftellt worden fet, : 
muthung Dafür ftreite, daß der Gläub 
ihm eingeräumte Hypothek für binlän; 
faunt und deshalb fih damit zufrieber 
babe (9). Man ſah fih zu biefer Au 
bes 8. 1374 vorzüglich aus dem Grun 
Erner, a. a. O.) veranfaft, weil ma 
daß fonft Die Beftimmung biefe® Paro 
in Anfchung von Hypotheken ganz un 
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Nah 8. 36 des Grundb. Gefehes vom 25. Juli 1871 findet die Bormerkung 
Erwirkung bes Pfandrechts nur bann flatt, wenn fowol bie Forderung als ber 
et zum Pfandrecht hinlänglich befcheinigt if. Im dem Rechtfertigungsprocefie hat 
Mäger den Redhtötitel zum Erwerbe des angefprochenen bücherlichen Ntechts, daher 
ſchtlich eines vorgemerkten Pfandrechts nicht nur die Nichtigkeit: der Forderung, 
wen aud den Rechtstitel zur Erwerbung des Pfanbrechts und deſſen Umfang dar- 
mu. Dem Gellagten fteht frei, alle feine Einwendungen gegen ben Beftand des 
erlichen Rechts felbft dann anzubringen, wenn er gegen ven Beſcheid, wohurd bie 
merkung bewilligt wurde, den Recurs nicht ober ohne Erfolg ergriffen haben follte 
42 des Grundb. Gef.). | 









Anmerlung. 
Das Ältere deutſche Recht kannte außer ber obrigkeitlichen Plänbung im Grecutioneverfahren 
no eine fogenannte Pfändung im Arreſtverfahren, welche barin beftand, baf in gewiſſen 
‚ wenn nämlich bie Befriedigung bes Gläubigers im ordentlichen Procehverfahren gefährbet 
„ buch ein bem Proceß vorbergebendes, bie Erecution anticipirenbes Arrefiverfahren dem 
sibner vom Gericht verboten wurde, Über beftimmte Sachen gi verfügen, ober Sachen bes 
niöner® in gerichtliche Verwahrung genommen wurden (Meibom, Deutfches Bfandrecit, 
Burg 1867, S. 147 fg.). Im feiner Anwendung auf Immobilien beißt biefer Arreft Real- 
RE (protestatio de non amplius disponendo vel intabulando), Der Realarreſt ift auch in 
£ neneren Geftaltung verſchieden von her Pfandrechtspränotation unb befteht feine Funktion 
s, daß bem Gläubiger unter gewiffen Bebingungen (Befcheinigung ber Forberung, Gefähr- 
berfelben und ber liberreichten Klage) ein zwar gegen jeben fpäteren Eigenthilmer bes Gutes, 
von dem Tage ber —* des an oder mit bem Momente 
erfolgten erecutiven Einverleibung (aljo ohne Rüdziehung auf ben Zeitpuntt ber Er- 
ung des Arreſtes) wirkſames Pſandrecht gewährt wird Die Zulaffung eines folden Real- 
28 neben ber Kr ge Bianbretepr notation würde fih auch Ahr das Öfterr. Recht 
„ und beftehen nach preußifchem Rechte in ber That beide Rechtsinftitute, bie orbent- 
fandredhtspränotation (Protestatio de conservando jure et loco) unb ber Realarreſt 
kestatio de non amplius disponendo vel intabulando) nebeneinander. Auch Johauny 
ichte und Reform ber öfter. Pfaubrechtspränotation, Wien 1870, S. 201 fg., insbefondere 
) ſpricht nd für das Zurückgehen auf bie Beſtimmungen bes preuß. Rechts aus. Allein 
amt an**, daß durg die Juſtifieirung des Arreſtes, der nach Johanny auch gegen bie 
nie Behauptung ber Gefährdung unter Cautionsleiftung zu bewilligen wäre, ein auf ben 
kant bes geichlagenen Arreſtes rüdziehbares Pfandrecht erworben werde. Die Eröffnung 
ncurfes vor erwirkter Yuftificirung babe bie Folge, daß ber Arreft nicht mehr juſtificirt 
ben könne, daher der Arreftgläubiger aud ein Pfandrecht auf das arreftirte Gut erwerben 
se. „Jedoch bürften ihm gegenüber und zu feinem Schaden bie poftlocirten Gläubiger ihre 
nbrechte nicht geltend machen; der von ihnen zu ihrer ausfchließlichen Befriedigung in Be⸗ 
ıg genommene Theil des Arreftobjectes müſſe ihm gegenüber fo angejeben werben, als ob es 
) wie vor in bie allgemeine Maſſa des Cridatars gehörte. Der Arreftgläubiger habe alfo 
bem Eoncurfe eine Quote anzufprecdhen, bie auf ihn entfallen würde, wenn Die poftlocirten 
mbiger feine Pfandgläubiger, fondern Gemeingläubiger wären und das Vermögen fo vertheilt 
de, wie es zur Zeit feines Arreftes war. Diefe Quote erhalte er aus dem Arreftobjecte 
R, weil er vor allen darauf gegriffen und es nur geredht fei, daß das Intereffe bes Arreſt⸗ 
ibigers von ben poftlocirten Gläubigern eutjchäbigt werbe. Nach einer ber neueften unb 


% Dies ift jeboh nicht ber Fall, bemu 
e Vorſchrift erlangt, abgefehen von den 
em Fällen, in welchen e8 fonft noch praftifch 
den faun, ob irgend ein Anfpruch als ge- 

fühergeftellt anzufehen ift (3. B. ob ein 
ermögen auf eine beflimmte Realität 
izt werben darf), ihren praftifchen Werth 
a, wenn für den Sicherftellungsberechtigten 
te auf ſämmtlichen Realitäten des Schuld- 
1 das Pfandrecht einverleibt ift, 'er ſich da⸗ 
4 aber nicht gededt erachtet, und Deshalb 
) anberweitige Sicerftellung durch Fauft- 
ber oder Bürgen beanfprucht. Wenn aber 
ı biefe Unzutömmlichleit zwifchen den Vor⸗ 
ften über Pränotation und dem $. 1374 
b beftebt, fo ift es anbdererfeitd doch nicht 

en, daß die Ausdehnung bes Inftituts 
Blanbreiitspränotation nach bisherigem 
T. Recht weit liber das Ziel hinausſchießt, 


nämlich für jene Fälle, in benen Jemand nicht 
fofort alle für die Intabulation vorgefchriebenen 
firengen gefeßlihden Erforberniffe zu erfilllen 
vermag, ein Proviforium zu bilden, wodurch 
verbiltet wird, daß das wirflih vorhandene 
materielle Recht, beziehungsweife ber begrün- 
dete Anſpruch auf baffelbe, nicht infolge ber 
zu deſſen Verwirklichung vorgejchriebener Förm⸗ 
lichkeiten zu Schaden komme. Demnach iſt 
die Statthaftigkeit der Pfandrechtspränotation 
an die Beſcheinigung eines beſonderen Rechts⸗ 
titels zum Pfandrechte zu knüpfen, wie dies 
nach ber Verſicherung Erxner's nad) fämmtlichen 
deutſchen Hypothekargeſetzgebungen, welche ähn⸗ 
liche Rechtsinſtitute, wie das der Pfandrechts⸗ 
pränotation kennen (f. Belege hierſür bei Exuer, 
Gztg. 1868, Nr. 56 a. E.), und nunmehr auch 
nach öſterr. Recht ber Fall iſt. 
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beften Quellen jedoch (Förſter, Theorie und Praxis bes preuß. Brivatredts, III, 2. Aufl. Berfu 
1870, 8. 198, Anm. 49) wird nach preuß. Rechte burch ben Realarreit dem Cigenthümer xzi 
die freie Verfügung über die Realität zum Nachtheile des Arreſtglänbigers eutzogen, biefer em 
wirbt aber fein Hypothekenrecht und fein Vorzugsrecht, fondern es entſtebt das a 
recht erft mit dem rechtskräftigen Urtheil; biefe befchränttere Wirkung bes Reala 
bürfte der von Johauny vorgefchlagenen vorzuziehen fein. Denn kann auch ber nidhttitikt 
Gläubiger fo. gut als der Gläubiger mit Pfanudrechtstitel fi ein Pfandrecht mit Rüdzichuu 
auf den Zeitpunkt des erwirkten Arreftes erfchaffen, wenn er nur Kaution für die Gefähr 
leiftet, und ben Arreft vor Ausbruch des Concurfes rechtfertigt, fo find wieder titulirte und nick 
titulirte Pfandgläubiger principiell gleichgeftellt, und die von Johanny angenommene Verſchitben 
beit, daß der michttitulirte Gläubiger die Pränotation vor Ausbruch bes Concurfes rechtfertigeg 
mitffe, ift, wenn man ſchon dem Arreſte rückwirkende Kraft beilegt, ohne innere Berechtigung. | 

** Zu bemerfen ift, daß Johanny, ©. 212 fg., zwiſchen Forderungen mit einem Pfau 
rechtstitel und Forderungen ohne Pfanbrechtstitel nicht unterjcheidet. Wie he aus ben „Ben 
bemerkungen“ ©. 1 fg. hervorgeht, verfteht derfelbe unter Pränotation bes Pfanbrechte immer 
nur bie ohne fpeciellen Titel zum Pfandredt. 


8. 454. | 
Erwerbung eines Afterpfandes. 


Der Pfandinhaber Tann ſein Pfand, inſoweit er ein Recht darauf hat, einem 
wieder verpfänden, und infofern wird es zum Afterpfande, wenn zugleich Letzterer ſich 
übergeben, oder die Afterverpfändung auf dad Pfandrecht im bie öffentlichen Bäder 
läßt. 

8. 455. 


Wird der Eigenthümer von ber weiteren Verpfändung benachrichtigt, To Tann er ſein 
Schuld nur mit Willen deflen, der das Afterpfand hat, dem Gläubiger abführen, ober di 
muß fie gerichtlich Hinterlegen, fonft bleibt das Pfand dem Inhaber des Afterpfandes ven 
haftet. 

Unter Wfterverpfändung (subpignoratio) verfteht man die VBerpfändung einer For 
derung mit dem zu ihren Schutze beftellten Pfandrechte 1. 

Die Wirkungen der Afterverpfändung beftehen darin, daß der Schuldner ohne Ein 
willigung bes Afterpfandgläubigers nicht an den erften Gläubiger zahlen kann und ber 
Afterpfandgläubiger in dem Umfange, als feine eigene Forderung die des erften Gläubigert 
deckt, aus der Pfandfache feine Befriedigung juchen kann. Rüccſichtlich der Art, wie 
ber Afterpfandgläubiger diefe feine Befriedigung fuchen kann, befteht nach äfterr. Net 
ein wichtiger Unterfchied vom rim. Recht. Nach röm. Recht ? fonnte der Afterpfans: 
gläubiger, wenn die Forderung bes erjten Gläubigers bereits fällig war, unmittelber 
gegen den Schuldner mittelft einer actio utilis auftreten und alle Rechte gegen ber 
jelben ausüben, weldye den: erſten Gläubiger gegen jenen zuftanden, mit ber gezahlten 
Schuld, wenn fie in gleihartigen Öegenftänden beftand, feine eigene Forderung com | 
penfiren, oder wenn fie in anderen nicht compenfablen Gegenſtänden beftanb, bas Er 
haltene als Pfand behalten und fein Pfandrecht hierauf geltend machen. | 

Nach öfterr. Recht ? fteht dem Afterpfaudgläubiger immer blos das Beräußerugk | 
recht der verpfändeten Worderung zu, wenn er es nicht vorzieht, die verpfändete Zar 
derung ſich felbft an Zahlungsftatt einantworten zu laffen. Ein unmittelbares Reqht 
gegen ten Schuldner des erften Gläubiger8 oder die Pfandfache felbft ift ihm nicht cin 
geräumt, wiewol dieſes gewiß im hohen Grave wünfchenswerth wäre. 

Küdfihtlih der wirklichen Erwerbung des Afterpfandrechts gelten vie in den 
SS. 451—453 enthaltenen Vorſchriften. Zur vollen Wirkſamkeit deffelben gegenäber 





I Semeinrechtlih wird dariiber geftritten, 
ob tie Pfandſache, oder das Pfandrecht 
Gegenftand ber Berpfändung fer (vgl. insbef, 
Bangerow, I, $. 368, Anm. 2). Diefer Streit 
ift ganz unfruchtbar, weil fih daraus feine 
praltijchen Folgerungen ableiten laſſen. Bal. 
Arndts in Yinde's Stichr., neue Folge, III 
(1847), 285, Pandekten (5. Aufl.), 8. 367, 
Aım. 3. Ebenſo ift es flreitig, ob mit dem 


Pfandrechte zugleich die Forberung bes After 
verpfänders als vwerpfündet anzunehmen 
Die berrfhende Meinung (vgl. Bangerow, & 
a. D.) bejaht dies. Vgl. bierliber inöbeſondert 
Dernburg, I, 478, 


2 Vgl. Arndts, Panbelten, 8. 382; Yange 
row, I, 8. 368, Anm. | 


® Ebenſo nah Pr. L. R. Bgl. Koch, I, 6 
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m Cigenthümer der Pfandſache, refp. bei mehreren fucceffive nacheinanderfolgenden 
fterverpfänbungen auch gegenüber den vorhergehenden Afterpfandgläubigern, tft bie 
erftändigung berfelben erforderlich, welche Verftändigung aud bei Erwirkung des After⸗ 
ſandrechts auf unbewegliche Güter nothwendig ift, indem das Gefek hierfür feine Aus- 
uhme macht, und der Grund, weshalb die Benachrichtigung vorgefchrieben ift, fo gut - 
ie bei Afterverpfändungen beweglicher Sachen eintritt. 

. Eine im Intereffe des Pfandſchuldners getroffene Beſtimmung ift die des 8. 460, 
der Afterverpfänber für den Zufall haftet, welcher die Pfandfache bei dem After⸗ 
gläubiger trifft. Der Pfandſchuldner fol dadurch, daß das Gefeg dem Gläubiger 
ie Befugniß einräumt, die Sache ohne feine Einwilligung nad Belieben weiter zu 
fanden, in feine ungünftigere Lage verjet werben, als wenn die Sache beim erften 
ndgläubiger verblieben wäre *, | | 







8. 456. 
Verpfändung einer fremben Sade. 


Wird eine fremde bewegliche Sade ohne Einwilligung des Eigenthlimers verpfündet, ſo 
u Biefer in der Negel zwar das Net, fie zurüdzufordern; aber in folhen Fällen, in 
Bien die Eigenthumsklage gegen einen redlichen Befiger nicht ftatt bat (ß. 367), iſt er 
rsunden, entweder ben redlichen Pfandinhaber ſchadlos zu halten oder das Pſand fahren 
s lafien und fi mit dem Crfatrechte gegen den Verpfänder zu begnügen. 


Zur Erwerbung des Pfandrechts an beweglichen Sachen ift erforberlih, daß ber 
kerpfänder zur Zeit der Uebergabe ver Pfandſache, bei Rechten, welche einen Gegen⸗ 
amd der Eintragung in bie öffentlihen Bücher bilden, zur Zeit der Ueberreichung bes 
heſuches um Einverleibung des Pfandrechts Eigenthümer des Pfandobjectes iſt. 

Ben diefer Regel gelten nachftehende Ausnahmen !: 

1) Das vom Nichteigenthüner beftellte Pfandrecht wird gültig, wenn der Cigen- 
Kümer in die Verpfändung einwilligt oder fie nachträglich ratihabirt. 

2) Sleihe Kraft wie die Einwilligung des Eigenthümers bat es, wenn berfelbe 
weßte, daß feine Sache von einem Nichteigenthlimer verpfändet wurde und dazu argliftig 

ieg, vorausgeſetzt, daß er wirklich ohne alle Koſten warnen und dadurch vor Schaden 
ten Fonnte ?, 

3) Das Pfandredt convalefeirt, wenn der Verpfänder fpäter Eigenthlimer der 
Mondfache wird. Denn wenn nad $. 366 die von Jemandem zur Zeit, als er nicht 

enthümer war, vorgenommene Veräußerung durch den fpäteren Erwerb bed Cigen- 
thumes gültig wird, fo muß dies um fo mehr von der Pfanpbeftellung gelten, welche 
bles eventuell zur Veräußerung der Pfandfadhe führen Tann °. 

4) Wenn ver Eigenthümer der Sache den Berpfänder beerbt, indem der Erbe mit 
dem Erblafjer Eine Perfon vorftellt und auch die Analogie aus der exceptio rei ven- 
Ätse zur Anwendung kommt *. 





‚+ Freilich fteht Diefe Beftimmung mit $. 1305 können, daß ber Eigenthümer bei ber Ber- 
nicht im Einklange, wonach derjenige, welder , Pfändung nicht ſchweige. Benachrichtigung aus 
Bes von ſeinem Necte Gebrauch macht, für | der Ferne durch Briefſchreiben, Botenfenden ꝛc. 
den einem Anderen Daraus erwachſenden Yadıs | geben gleich in Das Gebiet des äftimablen Inter- 
theil nicht zu baften bat. Vgl. Unger, Ent- | effjes, alfe der fächlihen Aufopferung über, 
wurf, S. 239; Stubenrauh, I, 624. Nach | wobei beffen Geringfügigkeit nicht in Anfchlag 
tum. Recht (vgl. Dernburg, I, 484) haftet der | tommen kann.“ Huſchke, a. a. O., ©. 217, 
Aterverpfänder blos für culpa in eligendo. »Nach röm. Recht ift es fireitig, ob das 
Sl. auch Koch, I, 634. Pfandreht blos gegeniiber dem Verpfänder 
' Bol. Huſchkte, „Von der Verpfändung der | oder auch gegen ben neuen Erwerber ber Sache 
Sachen, deren Eigenthümer man nicht iſt“, in | gilt. Der erſteren Anſicht find Huſchke, a. a. 
e's (Sicher) Ztihr., XX (1844), 177— | D., ©. 239 fg., und Windſcheid, a. a. O., ©. 
; Windſcheid, Erklärung der Stelle, 1. 9, | 434, der lekteren Vangerow, I, $. 372, Anm. 
3 D. gni potiores in Linde's Ztſchr, neue | 2, lit. c. 
Bolge, III, 424; Sintenis, Pfandredt, 8. 16; 4“ Nach röm. Rechte finden fid) hierüber zwei 
vachofen, Pfandrecht, ©. 541 fg. ſich widerſprechende Pandektenſtellen. Mode- 
?1.2 C. si aliena res pign. 8. 16. „In | stinus gibt dem Pfandglänbiger eine utilis 
der Regel wird aljo mur gefordert werden ! actio, 1. 22 D. 20. 1. Paulus erflärt fie für 


vKirhfletter, Gommentar. 2, Aufl, 16 
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5) Wenn ein bonae fidei possessor eine Sache verpfändet hat, fo iſt bie 
fhehene Berpfändung allen denen gegenüber gültig, welche einen ſchwächeren T 
auf die verpfünbete Sache haben, al8 der verpfändende bonae fidei possessor. 

6) Die Berpfändung ift auch in allen Fällen gültig, in weldhen, wenn bie Pfe 
ſache anftatt verpfündet, veräußert worden wäre, die Eigenthumsklage nuftatthaft m 
(8. 456 4. b. ©. B.). Denn menn der Eigenthümer das plus (bie Beräußen 
ber Sache durch den Nichteigenthümer) anerkennen muß, fo muß er fi) auch das mit 
(die bloße Verpfändung) gefallen laſſen d. Da der redliche Beflger nad ten $8. 3 
und 456 A. b. G. B., wenn die Sachen von einem Kaufmann in feinem Gewer 
betriebe veräußert oder verpfändet wurden, ausnahmslos und felbft dann das Eigenth 
oder Pfantredht ermirbt, wenn die Pfandſache geftohlen ober verloren war, jo tritt a 
öfterr. Recht der in Art. 308 5. ©. vorgefehene Fall ein, daß die Landesgeſetzgeb 
für den Pfandbefiger günftiger ift, als tas H. ©. 


8. 4157. 
Objectiver Umfang bes Pfandrechts. 


Das Pfandrecht erftredt ſich anf alle zu dem freien Eigenthume des Berpfänbers gehst 
Theile, auf Zuwachs und Zugehör des Pfandes, folglich auch anf die Früchte, infolange 
noch nicht abgefondert ober bezogen find. Wenn aljo ein Schnldner einem Gläubiger 
(Gut und einem anderen die Früchte deſſelben verpfändet, fo tft bie fpätere Verpfündung 
in Rückſicht anf die ſchon abgefonderten und bezogenen Früchte wirkfam. 


Der Umfang des Pfandredhts kann in doppelter Beziehung, nämlich in Anfehı 
bes Gegenftrnpes und ter Forderung in Frage fommen. 

A) Umfang des Pfandrechts in Beziehung auf ven Gegenftand. 

Tas Pfandrecht an einer Sache erftredt ſich von ſelbſt auch auf alle Erweiterun— 
veffelben, auf Acceſſionen und Banten. 

Wurde ein Haus verpfünbet, fo gilt der Grund, worauf e8 gebaut ift, mit v 
pfändet . War die verpfündete Sache mit einer Dienftbarkeit ober fonft einem bin 
lihen Rechte behaftet und wird fie ſpäter Davon frei, fo erftredt fi Das Pfanbre 
auch auf die nunmehr mit der Pfanpfache vereinigten dinglichen Rechte. Analog fl 
auch tie adjunctio, implantatio, das Färben eines Stoffes, Beichreiben eines Papiers 
jedoch felbftwerjtändlih nur mit den in der Pehre von Eigenthbum (88. 411—4 
X. 5. ©. B.) aufgeftellten, nad öſterr. Recht geltenten Beichränfungen zu behante 
Das Gleiche gilt auch von der alluvio ? und wol aud) von ber avulsio, insula in f 
mine nata und ben: alveus derelictus (88. 407—412 U. b. ©. B.), obwol tiefe t 
letzteren Erwerbungsarten des Cigenthumes nad öſterr. Recht Feine reinen Acceffier 
arten find, 





unzuläſſig, 1.41 D. 13.7. Alle Verſuche einer 
Bereinigung diefer Antinomie baben bisher zu 


liche Prandredt ein“. Dagegen beruht 
Obſtg. Entſch. vom 4 Dec. 1867, 3. 9: 


einem befriedigenden Reſultate gerührt. 

>8. 456 jeßt voraus, Daß Die Verpfän— 
dung durch Den Dritten erfolgt ift, 
Dr. b. daß Das beftellte Pfandrecht cin frei- 
williges iſt, und findet. aber anf die gericht- 
liche Pfändung feine Anwendung. ©. ad) 
Obſtg. Entſch. vom 1. Anti 1857, 3. 5832, 
Safer und Unger, I, Wr. 402. Damit fteht 
nicht im Widerfpruch Die Obftg. Entſch. vom 
oft. 1867, 3. 7742, Gt. 1868, Nr. 9, 
denn im dem daſelbſt mitgetheilten Rechtsfalle 
wurde ein bereits executiv gepfändeter, beim 
Schuldner belaſſener und von dieſem dem Satt— 
ler zur Reparatur übergebener Wagen vom 
Schuldner dem Sattler verpfändet, und 
ändert an der vertragomäßigen Natur dieſer 
Pfandbeſtellung der Umſtand nichts, daß die 
Pfandbeſtellung in einem gerichtlichen Vergleiche 
erfolgt, und der Ausdruck gebraucht wurde, 
„er ränme feinem Gläubiger Tas erſte gericht— 


G. H. 1868, Nr. 14, welche die Eigenthum 
klage für ausgeſchloſſen erklärt, wenn der Eig 
thümer ſeine Sache demjenigen auvertraut & 
für deſſen Schuld ſie gerichtlich gepfändet wi 
auf einer gänzlichen Verkennung der Ra 
der Beſtimmungen der $. 367 und 546. 


I Domo pignori data et area ejus tent 
tur; est enim pars ejus; et contra, jus ! 
sequitur aedificium I. 21 D. de 'pig. 
(13. 7). 


2 Si fundus hypothecae datus sit, dei' 
alluvione major factus est, totus obligab; 
l. 16. pr. D. 13.79). „Denn bie Allux 
bei einem Grundſtück, deſſen Ufergröße ge 
den es befpiilenden Fluß in einen beftär 


wechſelnden Zuftande ift, verhält jich ebe 


wie Das Fetterwerden eines Thieres“. Hafı 
in der Giefer Ztſchr, XX, 249) Bol. : 
Bernburg, 1, 432 fa. 
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Iſt eine frichttragende Sache verpfäntet worden, fo find nach röm. Rechte 
meh ftillfchweigend die künftigen Früchte mitwerpfändet, fofern nicht das Eigenthum 
yerfelben dur ihre Separation von der Hauptfahe einem Anderen als 


sem Berpfänder oder beffen Erben zufällt?. 


Daſſelbe gilt auch nad öfterr. 


Hecht, aber nur mit ber weiteren Befchränfung, daß fi das Pfandrecht auf die bereits 
Kögefonderten Früchte nur dann erftredt, wenn vor der Abfonderung bderjelben die 


dweife Sequeftration des Gutes erwirft wurde (8. 320 4. ©. D.) *. 


Hat aber 


Gläubiger die Sequeftration erwirkt, fo wird dadurch das Pfandrecht auf die Na- 
Beral- und Civilfrüchte ° allen Pfandgläubigern in derfelben Priorität erworben, welche 
Forderungen auf das unbewegliche Gut felbft zukommt (Hofo. vom 12. Oct. 1790, 

. G. S., Nr. 63, und vom 20. Ian. 1834, I. ©. ©., Nr. 2638) ©. 


% Si mancipia in causam pignoris cecide- 
Treat, ea quoque, quae ex his nata sunt, 
jare habenda sunt; quod tamen dixi- 
Ks, etiam agnata teneri, sive specialiter de 
convenerit, sive non, ita procedit, si 
minium esorumadeum pervenit, qui 
bligavit, velheredem ejus: ceterum, 
i apud alium dominum pepererint, 
20n erunt obligata, 1. 29, 8. 1 D. de 

et hypoth. (20. 1). VBgl. Bangeroiw, I, 
5 370, Anm. 

“Rab röm. Recht (vgl. Bangerow, I, 8. 
370, Anm., Adi. II) wurde zwifchen ber Zeit 
Vor und nah der Pitisconteftation 
uunterfhieben. Für die Zeit nach der Fitis- 
conteſtation hatte nicht nur der Verpfänder, 
T auch jeder folgende Eigenthiimer alle 
‚ ſowol fructus perceptos als perci- 
bins und consumtos herauszugeben, rück⸗ 











i ib zu vergüten, wenn bas Pfandobject 
[ RER zur Dedung der Forderung nicht bin- 
reichte. Für Die Zeit vor der Fitiscontefta- 
. en wurde weiter unterfchieden, ob Die Pfand— 

Bage gegen den Verpfänder ſelbſt ober Leffen 
- Üben, oder gegen einen folgenden Eigeuthümer 

angeftellt wird. Der Verpfänder oder deſſen 
Eben hatten Die noch vorhandenen Früchte 
herauszugeben, ein folgender Eigenthiimer hin- 
pen fonnte niemals zur Herausgabe der vor 
[ Re Litisconteftation gezogenen Früchte verur- 
theilt werben. 

Dieſe Gleichſtellung der Civilfrüchte (5. 2. 
Baht: und Miethzinſe) mit ben Naturalfrüch⸗ 
ten finder fich auch anerkannt in den Obftg. 
nid. vom 30. Iuni 1858, 3. 6588, Glaſer, 
Unger und Walther, II, Nr. 587, und vom 
Mai 1859, 3. 5934, ebenda. II, Nr. 800. 
Dagegen heißt es in den Gründen zur Obitg. 

4. von 5. Juni 1855, 3. 3990, Glaſer 
amd Unger, I, Nr. 96, Beftandzinjen feien rein 
Miällige Sivilfriichte, nicht „Zumwads und Zu- 
gehör des Pfandes“, wovon im 8. 457 9. 6. 
6. B. die Rede fei, in Bezug auf fie beftehe 
Mm der Regel nur ein Ibligationsverhältniß 
Midhen Beltandgeber und Beftandnebmer, und 
8 ſtehe Daher dem erfteren frei, darüber fo- 
lange nach Belieben zu verfügen, als Die Pfand» 
Hänbiger dieſelben nicht mit Sequefter belegt 
ben. Ganz derſelbe Grundjaß findet ſich 
ah in ber Obftg. Entid. von 26. Mai 1858, 
3 5086, Slafer, Unger und Waltber, II, Nr. 
576, ausgeſprochen. 





6 Das Hofd. vom 12. Oct. 1790 beftimmt 
nämlich, daß durch die von einem Gläubiger 
bewirkte Sequeftration, fie möge im Execu⸗ 
tionswege oder als Sicherftellungsmittel (pofjef- 
jortiche oder petitorifhe Sequeftration) erwirlkt 
worden fein, ber fchuldigen Abführung ber 
Sntereffen von ben auf die fequeftrirte Reali⸗ 
tät bereits früher vorgemerkten Kapitalien nicht 
der minbefte Abbruch gefchchen fol, ſondern 
ſolche Interefien auh vom Sequefter nad 
Ordnung ber Priorität der Kapitalien 
abzuführen feien. Im Anfchluffe an biefes 
Hofd. verorbnet das Hofd. vom 20. San. 1834 
in feinem Schlußfaße, „Genießt bie Forderung, 
zu deren Eintreibung die Sequeftration, teich 
viel ob im politifchen oder gerichtlichen Wege, 
verhängt worden tft, vor ben früher intabu- 
litten Kapitalien einen Borzug, fo wird fie 
nah Maßgabe deſſelben aud vor ben Zinfen 
biefer Kapitalien zu bezahlen fein; genießt fie 
aber einen ſolchen Borzug nicht, fo wird fie 
den Zinfen diefer Kapitalien nachftehen müſſen.“ 

Menn in beiden Gefeten immer nur von 
ben Zinfen ber vorbergehenben Kapitalien Die 
Rede ift, fo wird norausgejett, Daß die vor- 
bergebenden Pfandglänbiger die Sequeftration 
noch gar nicht, oder Doch wenigftens nicht zur 
erecutiven Eintreibung ihrer Kapitalsforderung 
erwirkft haben. Hätte einer berjelben die Se- 
queftration ber Früchte beziiglich feiner Ka- 
pitalsforderung erwirkt, fo hätten die 
Früchte, bevor etwas auf einen nachſtehenden 
Pfandgläubiger entfallen Tann, auch zur Be- 
friedigung der Hauptforderung zu dienen. Da- 
gegen jtebt es Dem nachſtehenden Pfandgläubi- 
ger, welcher von den Früdten nichts erhält 
und wächer die Abzahlung der Schuld eines 
vorhergehenden Pfandgläubigers aus den feque- 
ftrirten Früchten nicht abwarten will, frei, bie 
Berfteigerung der Pfandrealität zu begebren 
und fih aus den Werthe der Pfandſache felbft 
in der auf ihn entjallenden Priorität zahlhaft 
zu machen. 

S. auch Obftg. Entf. von 14. Oct. 1852 
(Gaz. dei Tribunali 1853, Nr. 42), in wel⸗ 
her der Grundſatz ausgefproden ift, der Se: 
quefter babe die Intereſſen nur an bie dem 
Sequeftrationsiwerber vorhergehenden Gläubi— 
ger und nicht auch an die demfelben nacdhftehen- 
ben Gläubiger abzuführen. Vgl. auch Unger, 
Entwurf, ©. 220 fg. 


” 


16* 
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Streitig ift ed, wie viel, wenn für cime und biefelbe Forderung mehrere 

Nachhypotheken behaftete Sachen jimultan verpfändet find, jebes einzelne Pfandj 
zur Berichtigung dieſer Forderung beizutragen habe. Wenn auf mehreren für bie 
Forderung verpfänveten Saden feine Nachhypotheken haften, jo ift man tarüber eu 
daß es in dem Belieben des Pfanpgläubigers ftehe, aus jeder Specialhypothek? ſe 
Befriedigung ganz zu fuhen. Sind dagegen die Specialbypothefen mit Nachhypotke 
behaftet, fo hat man häufig die Anwendbarkeit biejes Principed bezweifelt, jedod ı 
Unrecht. Alle Theorien, melde eine Abweichung von diefem Principe aus Billigkei 
rüdjichten befürworten, enthalten Unbilligkeiten gegen ben vorhergehenden Pfandgläuki, 
und würden eine völlige Unfjicherheit im Credite erzeugen. Dies gilt insbejondere v 
ber fog. Societätstheorie, nad weldyer der Pfanpgläubiger zuerjt das nicht weiter v 
pfändete Pfand, oder, wenn beide anderweitig verpfündet find, beide und zwar in de 
Berhältnig der Größe der aus beiden Zeparaterlöfen zufanmengenommen dem Gh 
biger möglicherweije zuftehenden Tilgungsfunme zu der Größe ver Summe, welde 
zu fordern hat, angreifen, reſp. aus teren Erlös fid) befriedigen fol; denu biefe Fre 
würde in jeden fpeciellen Yalle einer beſonderen Beurtheilung unterliegen ®. Uebrige 
ift der fpätere Pfandgläubiger nit ganz ohne Hülfe, indem er durch das ihm fait m 
allen Gejeßgebungen und auch $. 462 U. b. ©. B. zuftehende Einlöfungsredht den il 
drohenden Schaden abwenden kann. Es gilt alfo der Grundſatz, daß der befjere Pfar 
gläubiger fein Pfandrecht ganz ohne Rückſicht auf die nachfolgenden geltend machen far 
and, bei Simultanhypotheken, welche mit Nachhypotheken behaftet find und zwar um 
mehr, als fid) die fpäteren Pfandgläubiger bei der nach öfterr. Recht herrſchenden Pub 
ettät von ten vorhergebenten Pfantrechten Kenntniß verihaffen Eonnten d. Ausdrüdl 
anerkannt wird dieſes Princip durch $. 37 der Concursordnung von 25. Dec. 181 
für unbeweglihe in eine Concursmaſſe gehörige Güter. Wenn jedoch ein frühe 
Gläubiger von diefen feinen Wahlrehte Gebrauch macht, fünnen die ihm in der Pri 
rität nachjtehenden Gläubiger, welde infolge jener Wahl weniger erlangen, als we 
alle zur Concursmaſſe gehörigen Pfandrealitäten zur Befriedigung des ihnen vork 
gehenden Pfandgläubigers mit jenem Theilbetrage beigetragen hätten, welcher ſich 

jeiner Forderung verhält, wie der von jeden einzelnen Gute nad) Befriedigung der vı 
bergehenten Forderungen erübrigente Reſt des Erlöjes zu der Summe aller dieſer Re 
fordern, Daß aus dem Grlöfe der übrigen Güter derjenige Betrag, welcher nad) biej 
Verhältniſſe davon auf feine Forderung eutfallen wäre, ausgejhieden und an fie u 
belajtet abgeführt werde ($. 37, 1. Abf., C. O.) 10. Sind die übrigen Güter nod niı 





"Was von Hypotheken gilt, bat jelbftver- 
ſtändlich auch auf Fauſtpfänder Aumendung; 
praktiſch wichtig iſt dieſe Streitfrage vorzüglich 
bei Hypotheken. 

s Auffallend unrichtig iſt auch Die ſog. Brio- 
ritätstheorie (euthalten in der Bairiſchen 
Prioritätsordnung vom 1. Juni 1822, Abſ. 2), 
wonach der Erlös aus ſämmtlichen Special— 
bypotheken zuſammengeworſen, und aus dieſem 
Geſammterloſe die auf alle ee Güter hypo— 
theiariſch verſicherten Forderungen ned Der 
Priorität Der Zeit ohne Unterſchied, 
auf weiches Sur fie urjprünglid mit 
Bfandrect verſehen waren, bezahlt wer- 
den jollen. 

Beträgt der Kaufjailling Des Gutes X = 
WO Fl., der des Gutes Y = 7000 Fl., uud 
baftet auf dem Gute X eine Forderung Des A 
aus dem Jahre 1803 per 9000 Fl., bes B 
jeit 1804 per 4000 Fl., Des C feit 1805 per 
3000 Fl., auf den Gute Y ebenfalls die For- 
derung Des B fett 1504 per 4000 Fl. und 
überdieß und zivar auf den Gute Y allein eine 
Borderung des D per 4000 Fl. feit 1806, fo 
erbält von deu Geſammterlöſe per 16000 Fl. 
A Fl., B UuW und C 200 Fl, und D 


fällt mit feiner Forderung ganz burd, mi 
rend er Doch mit dem Werthe Des Gutee 
ganz gebedt ift und nicht er, jondern C dur! 
fallen jollte. — Vgl. Suyet, „Ueber vie 2 
jriedigung eines mit mebreren Specialhyt 
thefen verſehenen Gläubigers“ im Arciv | 
cin. Pracis, XX (1837), 365 fg. 

» Es iſt dieſes die jog. Wahltheorie, wel 
auch nad franz. echte gilt (vgl. Guyet, a. 
D.), und für welde ſich Stubenraud, Schul 
in Haimerl's Magazin, X (1857), 99 fg., I. 
1, 637 fg.; Füger v. Rechtborn, Die Red 
wirfungen der Eintragungen in Die dffentlid 
Bücher; Haan, Studien Über Yanbdtafelmei 
S. 133 fg., 168 fg., auch fürs öfterr. Re 
entjcheiten. Sie finder fid and angewendet 
Objtg. Entf. vom 2. Det. 1860, 3. 1141 
Slajer, Unger und Walther, ILL, Nr. 1200. 

10 Es iſt Dies der fhon von Sintenis, Pfaı 
vet, S. 472 fg., vorgejchlagene Vertheilun 
modus: Es ſei A die Perſon, ber zwei GA 
jpeciel verpfäntet find, S die Summte, wel 
durch Addition der Gelder herauskommt, 
A möglicyerweije aus den Erldje jener erbal 
tönnte, und S werde als ein Ganzes betrach 
Maun jubwahtre mu Die Forderung, Z des 
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‚ fo tritt diefer Anfpruch in die Rangordnung ber getilgten Forderung und ift, 
derfelbe in einem öffentlichen Buche eingetragen ıft, in der Nangorbnung ber 
inem zu löſchenden Forderung einzuverleiben (8. 37, 2. Abf., &. O.). Bei 
indern findet die im $. 37, Abf. 1, C. D. vorgefchriebene Bertheilung nur 
Hung ter Procef- und Erecutionsfoften (nicht aud in Anfehung der Rapitale- 
tg und fonftigen Nebengebühren) Anmentung (8. 38, Abf. 2, C. O2). 

ehr eingehende Beftimmungen über bie Führung ber Grundbücher über Simultan- 
fen enthalten SS. 106—117 Grundb. Gef. 

I Bezüglich der Forderung. 

as Pfand haftet fir Die ganze Forderung, für welche es beftellt murbe, auch 
geringften Theil vderjelben, im ganzen Umfange feines Gegenftanves (pignoris 
ndivisa est) 12. 

ie Pfandſache haftet ferner nicht blos für Die Hauptforderung, ſondern auch für 
a8 wegen der nicht gehörig oder nicht rechtzeitig erfolgten Erfüllung der Haupt- 
ichfeit von dem Schuldner gefordert werben kann, alſo aud für Verzugszinſen, 
t: und Grecutionstoften "3. 

a8 die vertragsmäßigen Zinjen und die allenfalld bebungene Conventionalftrafe 
3t, jo wird nad) röm. Recht im Zweifel angenommen, daß fid) das Pfandrecht 
rauf erjtvedt, wenn ver Verpfänder zur Zeit der Beftellung des Pfandrechts 
Kenntniß hatte %. Nach üfterr. Recht ift dieſer Grundſatz auf Fauftpfänder 





und ermittle, dev wievielfte Theil | A aus jedem Gute befonmt, wogegen jene 
eft, Q, von Sift. Run fubtrabire man | Abzlige den folgenden Hypothekgläubigern zu» 
nſovielſten Theil der Summe, | fallen. — Als Beijpiel wird angeführt: X und 
18 jedem Gute möglicherweiſe erhalten | Y feien die Erlöſe zweier ſpeciell verpfändeten 
on biefer Summe. Die bierdurh Güter, A, B, C und D die Gläubiger, denen 
n Refte find dann die Gelder, melde I fie haften. 


X=8000 Rihlr. Y=4000 Rthlr. 
B=5000 Athfr. A=4000 Rthlr. 
A=4000 » D= 1600 » 
= 50 » 

8000 Rthlr. 


B ab ==5000 » 


30004 Y= 7000 Rihlr. (S) 
Z=400 » 


3000 Rtblr. alfo Q=3, S 


% 3000 Rthlr. 4000 Kthlr. 
1714°, Rthlr. + 2285°% Rthlr.= 4000 Rthlr. für A. 
8000 Kthlr. 4000 Rthlr. 
1714 "jr » 2255 °;, » 


Cs bleiben alfo für C übrig =2285% Ribir. und fir D =1714%, Rthle. 


‚ber Die ältere öſterr. Geſetzgebung Haan, Studien iiber Landtafelweſen, S. 132 ig. 


überraſchend dieſe limitirte Ausdehnung | Anger und Walther, II, Nr. 995, und vom 
ınbeweglihe Güter aufgeftellten Ber: | 15. Kebr. 1860, 3. 1140, ebenbaf. III, Nr. 
modus auf Fauſtpfänder erfcheint, jo | 1082. Der Pfandgläubiger ift daher auch be— 
der Wortlaut Des 8.38, Abſ. 2E.D., rechtigt, aus Dem depofitirten Erlöfe für eine 
bei Fauſtpiändern „in Anſehung Der | im Executionswege verkaufte Realität die De 
fetten, Der Zinsen amd wiederfebren- | vofitengebühr anzufprechen berechtigt. Obſig. 
ungen, ſewie der erwachjenen Pro> | Entih. vom 4 Inli 1866, 3. 21, Gira. 
d Erecutionsfoiten, Die in Deu | vom 3. 1866, Wr. 65, &erichtäballe vom J. 
37 C. O. in Betreff Der unbeweglichen | 1867, Nr. 5. 
ifgeſtellten Grundſätze zur Anwendung a un, 
m haben’, keine andere Treutung zu. "Sal, Dernburg, I, 552. 
auch Obſta. Entib. vom 26. Nov. 1 Bol. Zintenie, Pfandrecht, S. 442, Ei 
11394, Glaſer und Unger, I, Wr. | vilrecht, L, 640; Dernkurg, J, 550 fy.; Arndts. 
n 11. Juni 1856, 3. 5556, Glaſer, 8. 369. 
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einzufchränfen 25; bei unbeweglichen Sachen erftredt fi das Pfandrecht nur fowett, 
es aus den öffentlichen Büchern felbft erfichtlich ift 2%, und ift auch bie Höhe ber u 
im Grundbuche auszuzeichnen (8. 14, Abſatz 1, Grundb.⸗Geſ.). 


8. 458. 
Rechte und Verbindlichkeiten bes Pfanbgläubigers: 1) Bei Entbedung eines unzureichenben Pſfanbes. 
Wenn der Werth eines Pfandes durch Verſchulden des Pfaudgeberö ober wegen ei 
erft offenbar gewordenen Mangelö der Sache zur Bedeckung der Schulb nicht mehr zureid 
gefunden wird, fo ift ber Gläubiger berechtigt, von dem Pfandgeber ein anderes angemefi 
Pfand zu fordern. 
8. 459. 
Rechte und Verbindlichkeiten bes Pfandgläubigers: 2) Bor dem Berfelle. 


Dhne Bewilfigung deö Pfandgebers darf ber Gläubiger das Pfandſtück nicht beunpen 
muß es vielmehr genau bewahren und, wenn es burd fein Verſchulden in Verluſt geräth, 
für Baften. Geht es ohne fein Verſchulden verloren, jo verliert er deswegen feine Ye 
rung nicht.) 


Daß der Verpfänder, wenn ber Werth des Pfandes dur fein Verſchulden 
mindert wird, baher um fo mehr, wenn das Pfand ganz zu Grunde geht ober gar 
Pfandgläubiger felbft befhäbigt, für den dem Pfandgläubiger dadurch zugefügten © 
ben zu haften hat, würbe fi ſchon aus allgemeinen Grundfägen (8. 1295) erge 
Der Berpfänver hat aber nad $. 458 auch fir die ſchon zur Zeit der Beftellung 
reits vorhanden gewefenen, erft fpäter offenbar gewordenen Mängel zu haften, w 
das Pfand zur Dedung der Schuld als unzureichend erjcheinen Laffen. 

Die Folge diefer Haftungsverbindlichfeit ift, daß der Pfandſchuldner das Pf 
durch andere angemefjene Pfänder aufzubellern verpflichtet iſt. Welches Pfand als 
angemefjenes zu betrachten ift, fommt nach 8. 1374 zu beurtheilen. Sollte daher 
geachtet der duch Verſchulden des Pfandſchuldners eingetretenen Berfchledhterung ı 
ber jpäter hervorgefommenen Mängel der verbleibende Werth des Pfandes nod au 
meſſene Sicherheit bieten, fo entfällt ver Anfpruch des Pfandgläubigers auf Beſtell 
eines neuen Pfandes. Eine befondere Beftimmung bes röm. Rechts, welche in 
öfterr. Recht nicht Eingang gefunden hat, ift es, daß der Gläubiger, weldyer vertr 
wibrig ein unzuveichendes Pfand erhalten hat, ohne auf die Wälligkeit feiner Forder 
warten zu müfjen, ven unbebedten Theil derſelben fogleih mittels perfünlicher 8 
eintreiben Tann 1. 

MWährend der Dauer der Verpfändung hat der Pfanpgläubiger kein Gebrau 
recht an der verpfündeten Sache, wenn es ihm nit ausbrüdlic eingeräumt wu 
Er hat daher, wenn er deunody davon Gebrauch macht, dem Pfanpfchulpner ben 
weislihen Werth, welchem dieſer Gebrauch gleihlommt, zu erjegen?. Er haftet 


15 Bol, auch Unger, Entwurf, ©. 238 fg. 

16 Bol. Über dieſe Lehre auch Gfpan, Ueber 
bie Befriedigung concurrirender Gläubiger 
(Stra 1837—1839); Schufter, „Ueber die 
Grundfäße bei der Befriedigung eines durch 
Simultanhypothek verficherten Gläubigers“ in 
Haimerl’8 Magazin, XVI (1857), ©. 99 fg.; 
Dürrſchmidt, Zur Lehre der Verbandhypotheten 
der deutſchen Rechte, mit befonberer VBerüd- 
fihtigung ber bairifhen Geſetzgebung (Angs⸗ 
burg 1856), angezeigt von Kifling in Hai— 
merl's Magazin, XVI (1857), 174 fg. 

! Creditor, qui non idoneum pignus ac- 
cepit, non amittat exactionem ejus debiti 
quantitatis, in quam pignus non sufficit. Fr. 
28 de rebus creditis (12. 1). Bgl. Sintenis, 
Pfandredt, S. 251. Irrig ift es, wenn Stu- 
benraud), I, 662, auch für das öſterr. Recht 
behauptet, der Pfandgläubiger könne in Dem 
Falle, wenn die Beltellung eines binreichendeit 
Pfandes vertragsmäßig bedungen wurde, Dafs 


felbe aber fich wegen ſpäter offenbar gewt 
ner Mängel ala unzureihenb herausftellt 
ber Pfandſchuldner nicht im Stande ift, 
ausreichenbes Piand zu beftellen, nad 8. 
die gänzliche Aufhebung des Vertrages forl 
alfo die Schuld, ohne an bie fonft beftim 
Termine gebunden zu fein, eintreiben. 2 
abgefeben Davon, daß ein Widerfprudh tk 
liegt, von der Aufhebung bes Bertr 
und gleichzeitiger Eintreibung der Schull 
ſprechen, finden nad öfterr. Recht bie g 
Iihen Beftimmungen über die Gewährleif 
auf das Pfandrecht feine Anwendung. Bgl 
Bemerf. zu den 88. 921—933, Anm. 3. 
greift bier vielmehr die fpeciellere Borfı 
des 8. 458 platz. Bgl. jedoch auch W 
Entwurf, S. 236. 

2Nach röm. Rechte machte er ſich dal 
eines furtum usus ſchuldig. Si pignore 
ditor utatur, furti tenetur. Fr. 56 pr. D 
furtis (47. 2). 
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ehlerung. und Beſchädigung der Pf in einer als. Bere 
en anzurechnenden ee ober Untelafıng ihen Ge Gehen nicht 

u reinen Zufall. Wenn der Pfandgläubiger für den Berluft des Pfanbftildes 
guſt hat, ftehen ſich nicht etwa feine nen Gele nr feine Sorberung 
Fcompenjable Obligationen von gleicher Größe gegenüber, wel ich gegeufeiti; at 

en (zu welcher Schlußfolgerung man aus bem Schli ae 6 I 8. 459 9: 

Öft), ®, fonbern der Schuloner ann vom’ Pfanbgläubiger verlangen, daß er Im: Se 

© gleicher Oualität wie das zu Grunde gegangene Pfanbftüd wieder verſchaffe, 

d inne wenn dieſes nicht möglich und an bie Stelle diefer urjpränglihen Forderung 
Aequivalent in Geld zu leiften ift und bie Forderung des Panbgläubigers gleich- 
£ Eine Gelbforberung ift, kann, foweit ſich beide Auſprüche deden, compenfirt 


8. 460. 


"Hat der Gläubiger das Pfand weiter verpfündet, fo haftet er felbR für einen ſolchen 
af, wodurch das Pfand Hei ihm nicht zu Grunke gegangen aber verfälimmert werben 



















©. bie Bemerkungen zu ben $$. 454 und 455. 
8.461. 


2 Neäte und Berbindligteiten des Pienbgläubigerb: 3) Rad bem Berfalle ber Jorderuns. 

Wird der Pfondglänbiger nad) Verlauf der beRimmten Zeit nicht befriehigt, fo iR er 
lt, Die Feilbietung des Pfandes gerichtüch zu verlangen. Das Gericht hat dabei nad 
eihrift der Gerichtsordunug zu verfahren, 

Der Berfauf des Pfandobjectes bildet zwar in ben weitaus meiſten fällen bei der 
Übung des Pfandrechts die Regel, if aber dann nicht nothwendig, wenn baares 
ober andere mit dem egenftanbe ber fichergeftellten Forderung — ver⸗ 


ger hierüber nicht einigen, r it ber PBfandgläubiger berechtigt, bie ie geriet 
ng des Pfandes zu verlangen. Da babei nad; ben Vorfänzft Hm ver Gerichts · 
vrd * vorzugehen ift, die Gerichtsordnuugen nur eine a nad) vorherge- 
gener erecutiver Pfändung und Schätzung kennen, und biefe Erecutionsacte nur 
inf Orunmd eines über voransgegangene Klage erfloffenen Urtheil® oder geſchloſſenen ge- 
Ahtlichen Vergleiches ftattfinden birfen, fo hat der Pfantgläubiger, welder die Ber- 
> ber Pfandſache bewerfftelligen will, vorerft Hagbar gegen den Schuldner aufs 


om wefentlihen Fortjhritt * in biefer Richtung enthalten die Art. 310 und 311 





* Durd) den Schlufjab des 8. 469 follte bie 
limmung des älteren deutfchen Rechts negirt 
en, wonach der Pfaubnehmer felbft Sir 

fall, ber nicht eingetreten wäre, wenn 
ie fanbjache beim Verpfänder geblieben wäre, 
lest baftete, bafı er bie Einlöfung derjelben 
IM Schuldner nicht verlangen konnte (Meie 
nee beutfhe Pfandreht, Marburg 1867, 


— insbeſondere Unger, Ent 


Fre Gotg 1868, Nr. 77, 78, 82, 
A iR baper ungenau, wenn die berrfchenbe 
Nlkhre (ng. Piaff, Gtg. 1868, Nr. 77, Anm. 

den Berlauf ber Pandjache und bie Be- 

igumg des Pfanbgläubigers aus dem Er- 

als ein begrifilihes Merkmal des vfand- 
weht® betrachtet, 

Pe Auſicht find es 5 ber 

w. f. Öftere. Rechiogel. 1835, II, 369 fg. 








1837, I, 187 fg., unb m 159 fg., und Zur 
nes, 2 a. D., 1837, 1, 279 fg., und 1838, 
fg.; Hoffmann, in ber Defterr. Biertelj. 
Fr XII (1864), 1 [3 Bgl. dagegen Ko- 
petty, a. a. D., 1837, II, 251 fg. und Kopp 
(Befen, in Ar. 28 ber ——S vom J. 
1859; Stubenrauch (2. Aufl.), I, 625, Nr. 5. 
Nach röm. Recht war weder eine borherg je: 
genaene Kiamibirung, ber Forderung mothmen. 
di noch baß der Verkauf unter Intervention 
des Gerichtes erfolgte. Dagegen mußte ben 
Berfaufe eine Denunciation an ben Berpfänder 
vorhergeben und nad zwei von Juſtinian er⸗ 
laffenen Gefegen (I 4 C. de distract. pign. 
(8. 28], und 1. 3. 8. 1 C. de juro dom. im- 
petri [8. 34]) von biefer an noch zwei Jahre 
mit bem Berlaufe-gewartet werben. Vgl. audı 
Dernburg, I, 269 fg. 
® Anderer Anficht In Dernburg, II, 270. 
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9. ©. 3. und 8. 47 Einf. ©.* und 8. 14, lit. e des Börfen-Gef. vom 11. Il 
1854 (R. ©. BL, Nr. 200)°, und die 88. 3 und 4 der NotariatSorbnung von 


25. Juli 1871 (R. ©. BL, Nr. 75) €. 
Befondere Privilegien genießen: 


1) Die Priv. Defterr. Nationalbant hat nah F. 55 bes Pat. vom 1. Yult 1841 
(3. ©. ©., nene Folge, Nr. 547; Polit. © ©, LXIX, 161) das Recht, fid 
ohne Rüdfiht auf die Anſprüche eines Dritten aus den in ihrem Beſitze befindlichen 
Effecten ohne gerihtlihe Dazwiſchenkunft zahlhaft zu machen. Diefer Par 
graph wurde durch Hofd. vom 7. Dct. 1844 (9. G. ©., neue Folge, Nr. 831) dahi 
erläutert, daß der Nationalbank dieſes Vorzugsrecht nicht nur auf jene Gelber um 
Effecten, welche ihr vom Schuldner zur Sicherheit ihrer Forderung übergeben werten 
find, fondern ohne Unterfhied auf alles bemeglihe Vermögen ihres Schulones 


* „SR die Beftellung eines Fauftpfanbes 
unter Kaufleuten für eine Forderung aus bei- 
berfeitigen Handelsgeſchäften fchriftlih erfolgt, 
fo fann ber Gläubiger, wein der Schulbner 
im Berzuge ift, fih aus dem Bfande fofort be- 
zahlt maden, ohne daß es einer Klage gegen 
den Schuldner bedarf.“ 

„Der Gläubiger hat die Bewilligung hierzu 
unter Borlegung ber erforderlichen Beſcheini— 
gungemittel bei dem für ihn zuftändigen Han- 
belsgerichte nachzufuchen, von welchem hierauf 
obne Gehör des Schuldners und auf Gefahr 
bes Gläubigers ber Berlauf der verpfändeten 
Gegenftände oder eines Theiles berfelben ver: 
ordnet wird.‘ 

„Don ber Bewilligung, fowie von der Boll» 
ztebung des Verkaufes bat ber Gläubiger den 
Schuldner, fomweit es thunlich, fofort zu be- 
nachrichtigen; unterläßt er die Anzeige, fo ift 
er zum Schabenerfage verpflichtet. Um ven 
Verlauf zu bewirken, ift der Nachweis ber An: 
zeige nicht erforderlich” (Art. 310 9. ©.). 

„Wenn die Beftellung eines Fauſtpfandes 
unter Kaufleuten für eine Forderung aus bei- 
derfeitigen Handelsgeſchäften erfolgt und fehrift: 
lih vereinbart ift, daß der Gläubiger ohne ge- 
richtliches Verfahren fih aus dem Pfande be- 
friedigen könne, fo darf, wenn der Schuldner 
im Berzuge iſt, der Gläubiger das Pfand 
öffentlich verlaufen laffen; er darf in dieſem 
galle ‚ wenn die verpfändeten Gegenſtände einen 

Örfenpreis oder Marktpreis haben, ben Ver⸗ 
kauf auch nicht öffentliih durch einen Handels⸗ 
mäffer oder in Ermangelnng eines ſolchen durch 
einen zu N Rn befugten Beamten 
zum laufenden PBreife bewirken. Bon der Boll» 
ziehung des Verkaufes hat der Gläubiger ben 
Schuldner, foweit es thunlich, ſofort zu be- 
nachrichtigen; bei Unterlaffung ber Anzeige ift 
e vum Schabenerfate verpflichtet” (Art. 311 


„Für ben nad Art. 310 dee H. G. B. vor 
zunehmenden dffentlihen Verkauf bat das bes 
willigende Gericht einen einzigen Termin feft- 
zuſetzen und in ber für executive Verfteige- 
rungen üblichen Weife kundzumaden. Eine 
Schätzung bat ber Eommiffar vor dem Ber- 
faufe nur dann zu veranlaffen, wenn bie zu 
verlaufenden Gegenftände weder einen Börſen⸗ 
preiß ober Marktpreis haben, noch auch in 
Privatigulburtunden beftehen, und wenn zu⸗ 


gleich beide Theile darüber einig find, daß bie 
Schätung ftattfindet, ober eine ber Parteien 
bie Bornahme der Schätung auf ihre Kofen 
verlangt” ($. 47 Einf. ©. zum H. ©.). 


® „Hat ein Eontrahent Effecten in Pfand ge 
nommen, und bat der Pfandgeber bei Ablauf 
der Zahlungsfrift feine Zahlungsverbindlichlei 
nicht erfüllt, jo ift ber Pfandnehmer berechtigt, 
das Pfand, foweit es zu deſſen Befriedigung 
nothwendig ift, und wenn eine Theilung nit 
möglich wäre, ganz durch einen Senjalen ver 
äußern zu laſſen und fi aus dem Erle 
völlig zahlhaft zu machen“ (8. 14 Bit. c De 
Börfen-Gef.). 


° „Notariatsacte, in melden eine Schulb ax 
Gelb oder anderen vertretbaren Sachen feige 
ftellt ift, und in welden bie Perſon des Be 
rechtigten, fomie jene des PVerpflichteten, der 
Rechtstitel, der Gegenſtand und die Zeit ber 
Leiftung genau beſtimmt find, find gleich ba 
vor Gericht abgejchloffenen Vergleichen eream 
tionsfähig, wenn zugleich der Berpflichtete in 
der Urkunde zugeftimmt bat, daß viefelbe in 
Anjebung der anerlannten Schuld fofort voll⸗ 
ftredbar fein fol. Iſt die Verbindlichkeit von 
dem Eintritte einer Bedingung ober eines nicht 
kalendermäßig feftftebenden Zeitpunftes ab 
bängig, fo ift zur Bollftredbarleit erforberlid, 
Daß auch der Eintritt der Bedingung ober bei 
Zeitpunktes durch eine Öffentliche Urkunde nach⸗ 
gewwiefen werde. Vollmachten, auf Grund 
welcher ein Notariatsact errichtet werben fol, 
müfjen, um dem XActe die Bollfiredibarleit zu 
fidern, fofern fie nicht jchon öffentliche Ur 
funden find, gerichtlich oder notariell beglaubigt 
fein.” (8. 3 Not. Ordg.) „Wenn die Execn⸗ 
tionsfraft eines Notariatsactes im Civilrechtt⸗ 
wege beftritten werden will, ift Die Klage bei 
bem nah den Pcoceßgeſetzen zufländigen Ge 
richte zu erheben. Die vorläufige Einftellung 
ber Erecution ift aus Anlaß der Erhebung eine 
felgen Klage auf Begehren des Klägers zr 
verfügen, wenn Dur gerichtlichen Augenfchet 
ober durch vollbemeifende Urkunden bargethn 
ift, daß ber Notariatsact mit Verlegung folde 
Vorſchriften aufgenommen ober ausgefertig 
wurde, von deren Beobadhtung die Kraft be 
Actes als einer Öffentlichen Urkunde ober bi 
Erecutiousfähigkeit defjelben in biefem Geſet 
abhängig gemanıt N. (8. & Rat, Orbg.) 
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omme, in befien Innehabung fie durch was immer für Gefchäfte gelangt ift, und 
z biefelbe in der Ausübung diefer Vorzugsrechte ſelbſt durch Eigenthumsanſprüche 
er andere früher erworbene Rechte dritter Perfonen nicht gehindert werben könne, 
ofern fie für vie Nationalbank bei der Uebernahme nicht deutlich erkennbar waren. 

Durch Fin. Min. Erl. vom 20. März 1856, 8. 2, wurbe der Nationalbant das 
echt eingeräumt, auf Grund des zu ihren Händen ausgeftellten Schuldſcheines oder 
derer Berbintlichkeitserflärung und der Auszüge aus ihren Hauptbüchern gegen den 
umigen Schuldner oder Beſitzer des verhupothecirten Gutes ſogleich die Erecution 
Kufuchen, wenn vie bezügliche Verpflichtungsurkunde gerihtlih ober von einem 
ter Iegalifirt if. Diefe Privilegien wurden durch 8. 20, Abſatz i der Bank— 
a 27. Dec. 1862 (R. ©. Bl., Nr. 2, vom Jahre 1863) ausdrücklich aufredht 

ten. 

2) Sparkaffen, welche auf Grundlage der Directiven vom „Jahre 1844 (Hofb. 
m 26. Eept. 1844, Polit. ©. S., LXXII, 224) eingerichtet find, können bie ihnen 
pfändeten Staatsfchuldverichreibungen und Bankactien, falls zur Verfallzeit das da- 
: gewährte Darlehn ſammt Zinſen nicht berichtigt wurde, ohne gerichtliche Da— 
iſchenkunſt veräußern (Vog. des M. für Handel ꝛc. vom 2. Febr. 1852, R. ©. 
4 Rt. 42). 

3) Die Priv. Oefterr. Crebitanftalt für Handel und Gewerbe ift berechtigt, ſich aus 
s Geldern, Effecten und fonftigen Werthgegenftänven,, welche ihr von dem Schuldner 
er für venfelben zu ihrer Sicherheit übergeben worden find, oder in beren Inne—⸗ 
bung fie durch ein ihr ſtatutenmäßig zuſtehendes Geſchäft gefommen ift, vor allen 
deren Gläubigern zahlhaft zu machen, ohne hierzu vie gerichtliche Hilfe anfuchen zu 
Men. Nur bei jenen Effecten, die von ben börjenmäßigen Verkehre ausgeſchlofſſen 
id, bat fie die Verfteigerung bei dem f. f. Handelögerichte in Wien anzufuchen. ‘Dies 
Be ift ihr gegen Borlegung eines Ausweijes über ben ziffermäßigen Betrag ihrer 
derung jofort zu bewilligen und bei einem einzigen Termine vorzunehmen ($. 66 

mit M. Erl. vom 6. Nov. 1855, 3. 19361 genehmigten, $. 80 ihrer neuen 

en vom 20. Mat 1864). 

Diefelden Vorrechte genießen: 4) Die Triefter Commercialbanf (8. 41 ihrer mit 
erh. E. von 23. Dec. 1857 genehmigten Statuten und Min. Erl. vom 6. Nov. 
%1, 3. 3567); 5) die Niederöfterr. Escompte-Gefellfhaft (8. 107 der mit Allerh. 

vom 13. März und 3. Sept. 1864 genehmigten Statuten); 6) die böhmifche 
kompte-Bant (8. 107 der Statuten von 16. Mai 1863). 

7) Die Salizifch-ftändifche Creditanſtalt iſt berechtigt, zur Hereinbringung der rüd- 
adigen Zinſen, Nüdzahlungsraten und fonftigen Gebühren entweder vie politifche 
er die gerichtliche Erecution zu ergreifen ($. 44 ihrer mit Allerh. E. vom 3. Nov. 
141 genehmigten Statuten). Die gerichtliche Erecution ift gegen die Mitglieder des 
reines und gegen die britten Befiter des verpfänbeten Gutes aud) über das lediglich 
it einer Abfchrift des betreffenden Schuldſcheines und des Landtafelzeugniſſes über 
Men Einverleibung, dann mit dem Anszuge aus dem Hauptbuche des Vereines 
degte gerichtsordnungsmäßige Geſuch der BVereinsbirection oder über das mit dem 
Biebsrichterlichen Artheile belegte Anfuchen des Schiedsgerichtes chne Einvernehmung 
er Segenpartei zu bewilligen ($. 46 ver Etatuten). 

8) Die Allgemeine Oefterr. Borencrebitanftalt ift berechtigt, auf Grund des zu ihren 
Sänden ausgeſtellten Schuldſcheines oder einer anderen Verbintlicyfeitserflärung und ber 
Intzüge aus ihren Hauptbüchern gegen den ſäumigen Schuloner oder den Befiter des 
erippothecirten Gutes ſogleich die Execution anzufuchen, wenn die bezügliche Ber: 
fihtungsurfunde gerichtlich oder von einem Notar legalifirt ift ($. 85, lit. c der Sta- 
den von 1. Juni 1864, R. ©. Bl., Nr. 49). 

9) Die Pfandleih-Geſellſchaft in Wien iſt berechtigt, die bis zur Verfallzeit nicht 
Mgeläften over umgefegten Pfänder, ohne in weiteren Verkehr mit den Eigenthimern 
tfelben treten oter bie Intervention der Gerichte in Anfpruch nehmen zu müſſen, durch 
e Pfantleihanftalten, und zwar Waaren in öffentlichen Licitationen geſchäftsordnungsmäßig 
fleigern, Werthpapiere aber durch einen beeideter Senfal an der F. k. Börſe in Wien 
kaufen zu laflen und fih aus dem Erlöſe zahlhaft zu mahen. Auch gehen Eigen: 
msanfprüche oder andere früher erworbene Rechte dritter Perfonen anf die von dem 
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Schuldner ober für venfelben der Gejellfchaft übergebenen Pfänver ben Anfprüde 
felben nur dann vor, wenn fie ihr fchon bei ver Uebergabe bekannt oder doch fi 
unzweifelhaft erkennbar gewefen find (8. 21 der Etatuten von 24. Juni 1864, | 
D., Nr. 56). Aehnliche Privilegien wurden auch den anderen ſchon früher errid 
Pfanbleihanftalten bei ihrer Gründung ertheilt. 

10) Die Fleifchkaffe zu Trieft ift berechtigt, wenn vor dem Ablauf des beftin 
Termine der bewilligte Vorſchuß nicht gänzlich zurüdbezahlt wird, durch tas C 
ver Fleiſchkaſſe Das im Schlachthofe zurückbehaltene Vieh ohne weitere gerichtliche Pre 
zu veräußern und, wenn der aus bem öffentlichen Verkaufe gelöfte Ertrag zur Di 
ber aushaftenden Vorfchüffe nicht ausreicht, auf die erlegte Caution zu greifen ($ 
ber M. Vdg. vom 23. März 1859, R. ©. Bl., Nr. 48). 

11) Endlich find alle der Auffiht der Staatöverwaltung unterftebenden Anft 
welche nad ihren ftatutarifhen Zwecken Creditgeſchäfte betreiben, nad Vdg. des S: 
und Yuftizumnifteriums vom 28. Oct. 1865 (R. ©. Bl., Nr. 110) berechtigt, 
Hereinbringung ihrer durch ftatutenmäßige Geſchäfte entflandenen Forderungen au 
ihnen dafür beſtellten Fauſtpfändern nad ihrer Wahl ſich entweber des im Art. 
oder 311 tes 9. ©. B. vorgezeichneten Verfahrens zu bedienen, gleichviel o 
Vorderungen Kaufleuten gegenüber aus Hanbelsaejhäften hervorgegangen find, u 
eine fchriftliche Vereinbarung über die Beſtellung des Yauftpfandes und über Das 
fahren ftattgefunven hat oder nicht. Der nad) Art. 310 des H. G. B. ermirkte i 
liche Verkauf des Fauſtpfandes erfolgt nad) Anweiſ. des $. 47 des Einf. ©. 
H. ©. B. Dieſen Anftalten ift außerdem rüdfichtlid, ihrer Worberungen die Aus 
des Netentionsrechts an beweglichen Sachen und Werthpapieren ihres Schuldner 
deren Innehabung fie durch ein nad) den Statuten zuläffiges Geſchäft gelangt 
nach den Beitimmungen ter Art. 313—316 des H. ©. 2. eingeräumt, jelbft 
der Schuldner Fein Kaufmann ift und die Forderungen nicht aus Handelsgejchäfte 
ftanden find. Früher erworbene Nechte dritter Perfonen auf Werthpapiere und ı 
beweglihe Sachen, welche von einer der vorgenannten Anftalten auf Grund eine 
ben Statuten zuläffigen Gefchäftes als ein Vermögen ihrer Schuloner überno 
worden find, gehen den Anfprücen der Anftalt in dieſem Tale nur dann vor, 
jene früheren Rechte ver Anftalt fen bei ver Uebergabe befannt oder doch deutli 
kennbar waren (Art. III d. Vdg.). 

Diejenigen unter den erwähnten Anftalten, zu deren Geſchäftsbetriebe insbe] 
die Gewährung von Hypothekardarlehnen oder tie Erwerbung und Beräuferung 
weglicher Güter gehört, genießen zur Einbringung ihrer verfallenen Hypothekar 
rungen folgende Vorrechte: 

a) Auf Grund ver legalifirten Originalſchuldurkunde und eines gerichtlich 
notariell beglaubigten Auszuges aus ihren Büchern kann tie Anſtalt ohne Küdjid 
die Zeit, feit welder bie Forderung einverleibt ift, wie Erlaſſung des Zahlun 
trages begehren. Hierbei ift nad den Ban. von 21. Mat 1855 und 12. Yuli 
(R. ©. Bl., Nr. 95 und 130) zu verfahren; jedoch ift Die Friſt zur Zahlung u 
den Einwendungen ohne Nüdfiht auf den Aufenthalt des Schuldners auf vierzehn 
zu beſtimmen. Auch fteht der Erlag einer Dedung im Sinne des 8. 7 ver ke 
Verordnung der Bewilligung und Bollziehung der Pfändung oder Cequeftratio 
hypothecirten Gutes nicht im Wege. b) Iſt die Öypothefarforderung der Anftalt 
fräftig zugefprodhen, jo kann diefe Die einzelnen oder Die geſammten Erträgniffe t 
queftrirten Gutes mittelft öffentlicher Verfteigerung aud) verpadhten laſſen. Sie | 
dieſem Behufe die Yicitationsbedinguiffe vworzufhlagen und dent Gerichte Liegt 
biefelben ohne Einvernehmung des Gegners zu prüfen und, falls fie unbedenlli 
fcheinen, zu genehmigen. Bei Beranlafjung der Berfteigerung hat das Gericht a 
beftimnen, au wen, nad) Berichtigung der Vorzugspoften, namentlich der Steuer 
öffentlihen Abgaben, dann ter Zinfen der vorangehenden Tabularſätze und ver 
tbefarforberung der Anftalt, ter etwa verbleibente Pachtſchilling abzuführen fei. c 
die Anftalt zur erecutiven Veräußerung des bypothecirten Gutes jchreiten, fo ber 
einer vorgängigen erecutiven Schätzung nicht. Als Ausrufspreis ijt derjenige 
anfag anzunehmen, welcher nad) ten Statuten oder nad ter ftaatlid) genchmigte 
ſchäftsordnung der Ermittelung der Dedung für das gewährte Darlchn zu € 


Hauptflüd VI. Bon dem Bfandredte. 56.6265. 251 








wurbe, oder welcher nad) der Ermittelungsart ſich ergibt, die in den Statuten 
ondere zur Feſtſtellung des Ausrufspreifes für den Gall der Verfteigerung beftimmit 
d) Hat ein anderer Gläubiger bereits die erecutive Yeilbietung des hypothe— 
Gutes erwirkt, deren Vollzug jedoch oder die Vornahme der Bertheilung des Ver⸗ 
löſes durch vierzehn Tage verzögert, fo kann die Anftalt zum Zwecke ver Keali- 
g ber ihr rechtskräftig zugefprechenen Hypothekarforderung an deſſen Stelle in bas 
tonsverfahren eintreten. e) Mit Ausnahme bes Zahlungsbefehles find gerichtliche 
Häfte, welche fich auf die Nealifirung der Hypothefarforderungen der Anftalt beziehen, 
zen fie in Abweſenheit des Gutsbefiters dem Verwalter oder Pächter des hypothecirten 
etes zugeftellt, over fall aud) dieſe abweſend wären, in Gegenwart von zwei Zeugen 
der Thür ver Wohnung des Gutsbeſitzers, Verwalter oder Pächters angejchlagen 
den, als zu Händen des Gutsbeſitzers zugeftellt zu betrachten (Art. IV d. Vdg.). 


Eine nah röm. Recht ftreitige Frage ift, ob und inwiefern der Pfantgläubiger 
» Pfandfchuldner dem Käufer der Pfandſache zur Evictionsleiftung verpflichtet find. 
a nah 8. 367 U. 6. ©. DB. gegen denjenigen, welcher eine Sache in einer öffent⸗ 
hen Berfteigerung erftanden hat, die Eviction ganz unzuläffig ift, fo ift dieſe Frage 
w öſterr. Recht nur praftiich, wenn der Pfanvgläubiger das Pfand mit Einwilligung 
8 Pfandſchuldners außergerichtlich veräußert hat und dem Käufer die Sache fpäter ent- 
Irt wird. Da ver Pfanpgläubiger feine Ermächtigung zum Verkaufe von dem Rechte 
Berpfänders ableitet und, wenn auch vermöge eines felbftändigen Rechts, beim Ver⸗ 
eigentlich nur als Mandatar des Berpfänders handelt, jo hat der Käufer, dem 
Umftand, daß er cine verpfändete Cache vom Pfanpgläubiger kauft, befannt war, 
im Talle eines Betruges, nur einen Anſpruch gegen den Berpfänter. 


8. 462. 


! Ber der Feilbietung des Gutes ift jedem daranf eingetragenen Pfandgläubiger die Ein- 
Ing ber Forderung, wegen welcher die Feilbietung angefudt worden, zu geftatten, 


J 


8. 463. 
Schuldner haben kein Recht, bei Verſteigerung einer von ihnen verpfändeten Sache mit⸗ 
bieten. 
8. 464. 


Wird der Schuldbetrag aus dem Pfaude nicht neloft, fo erfeht der Schuldner das Zeh: 
de; ihm füllt aber aud dag zu, was über den Schuldbetrag gelöft wird. 


8. 465. 


Inwiefern ein Pfandgläubiger fih an fein Pfand zu halten ſchuldig oder auf ein anderes 
ermögen feines Schuldners zu greifen berechtigt fei, beftimmt die Gerichtsordunng. 


Nach öfterr. Recht fteht das jus offerendi, nämlid das Recht des Pfandgläubi— 
ers, tie Forderung, für welche die Feilbietung der Pfandſache ftattfinden foll, einzu— 
öen uud dadurch die Feilbietung zu verhindern, jedem Pfandgläubiger ohne Rüdjicht 
we die Priorität jeines Pfandrechts, daher unftreitig auc dem beſſeren Pfandgläubiger 
m 68 ift dieſes auch eine ganz in der Natur der Sache liegende Beftimmung; denn 
ah Hofe. von 15. Yan. 1787 (J. G. ©., Nr. 621) haftet der Meiftbietente den auf 
em erfaufter Gute mit Pfandrechten verfehenen Glänbigern nur fo weit, als fi ver 
uffdilling erſtreckt. Es kann alfo aud) der beſſere Pfandgläubiger Gefahr Laufen, 
ah den Kaufichilling nicht gededt und feiner Forderung ganz oder zum Theile verluftig 
ı werten 1. 





! Anders nah röm. Recht, nach welchem | zu Folge hatte, wenn biefe nicht Durch den Kauf- 
Fr Berfauf des Pfandflüdes Durch einen nach: | jchilling bealichen wurden und jedem vorher: 
benben Gläubiger in der Kegel (Ausnahmen | gebenben Pfandgläubiger das jus distrahendi 
bei Arnbts, Pandekten, 8. 392, Anm. 2) | zuftand, wein er nicht befriedigt wurde. Nach 
neswegs die Befreiung des Pfandftüces won | ron. Recht war alſo Das jus offerendi für den 
ı darauf haftenden vorhergebenten Pfändern ! beſſeren Pfandgläubiger weit weniger wichtig 
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Schuldner oder für denſelben ver Gejellihaft übergebenen Pfänder den Anfprüden ta 
felben nur dann ver, wenn fie ihr ſchon bei ver Webergabe bekannt oder doch für fi 
unzweifelhaft erfenubar geweſen find (8. 21 ter Etatuten vom 24. Juni 1864, R. © 
Bl., Nr. 56). Aehnliche Privilegien wurten aud den anberen ſchon früher errichtete 
Pfanvleihanftalten bei ihrer Gründung ertheilt. 

10) Die Fleiſchkaſſe zu Trieſt ift berechtigt, wenn wor dem Ablauf des beftimmte 
Termines der bewilligte Vorſchuß nicht gänzlich zurüdbezahlt wird, durch das Comik 
ber Fleiſchkaſſe das im Schlachthofe zurückbehaltene Vieh ohne weitere gerichtliche Procebar 
zu veräußert und, wenn der aus dem öffentlichen Verkaufe gelöjte Ertrag zur Dedung 
der aushaftenden Vorſchüſſe nicht ausreicht, anf die erleate Caution zu greifen ($. 17 
der M. Vdg. vom 23. März 1859, R. ©. Bl., Nr. 48). 

11) Endlich find alle der Aufſicht ver Staatsverwaltung unterſteheuden Anftalten, 
welche nad) ihren ftatutariihen Zweden Grebitgefchäfte betreiben, nad) Vdg. Des Staatt 
und Yuftizuinifteriums von 28. Oct. 1865 (9. ©. DL, Nr. 110) berechtigt, zur 
Hereinbringung ihrer dur ftatutenmäßige Geſchäfte entſtandenen Forderungen aus ben 
ihnen dafür beftellten Fauftpfündern nad ihrer Wahl ſich entwerer bes im Art. 310 
oder 311 te8 5. ©. B. vorgezeichneten Verfahrens zu bedienen, gleichviel ch du 
Forderungen Kanfleuten gegenüber aus Handelsgeſchäften hervorgegangen find, und di 
eine fohriftliche Vereinbarung über die Beftellung des Fauſtpfandes und über das Ber 
fahren ftattgefunven hat oder nit. Der nad) Art. 310 des 9. ©. 2. erwirkte öffent 
liche Verkauf des Fauftpfandes erfolgt nad) Anweif. des 8. 47 tes Einf. ©. zum 
H. ©. B. Diefen Anftalten ift außerdem vüdjichtlid) ihrer Forderungen die Ausübung 
des Netentionsrechts an beweglihen Sachen und Werthpapieren ihres Schuldners, is 
deren Innehabung fie durch ein nach den Statuten zuläffiges Geſchäft gelangt find, 
nah den Beſtimmungen ter Art. 313—316 des 9. ©. 2. eingeräumt, jelbft wer 
der Scultner fein Kaufmann ift und die Forderungen nicht aus Handelsgeſchäften ent 
ftanden find. Früher erworbene Rechte dritter Perfonen auf Werthpapiere und ander 
bewegliche Sachen, melde von einer der vorgenannten Anftalten auf Grund eines nad 
den Statuten zuläffigen Gefchäftes als ein Vermögen ihrer Schuldner übernommer 
worten find, gehen den Ansprüchen der Anftalt in biefem Wale nur dann vor, went 
jene früheren echte ver Anftalt ſchon Lei der Uebergabe bekannt oder doch deutlid er 
keunbar waren (Art. III d. Vdg.). 

Diejenigen unter den erwähnten Anftalten, zu deren Geſchäftsbetriebe insbeſonden 
die Gewährung ven Hypothekardarlehnen oder die Erwerbung und Veräußerung unbe 
weglicher Güter gehört, genichen zur Einbringung ihrer verfallenen Hypothekarforde 
rungen folgende Vorrechte: 

a) Auf Grund ver legalifirten Originalſchuldurkunde und eines gerichtlid cder 
notariell beglanbigten Auszuges aus ihren Büchern kann die Anftalt ohne Rüdjicht auf 
bie Zeit, fett welder tie Forderuug einverleibt ift, die Erlaffung tes Zahlungsan- 
trages begehren. Hierbei ift nad den Bean. vom 21. Mai 1855 und 12. Juli 1859 
(R. G. DL, Wr. 95 und 130) zu verfahren; jedoch ıft die Friſt zur Zahlung und zu 
ben Einwendungen ohne Nücfiht auf den Aufenthalt des Schulpners auf vierzehn Tage 
zu beftimmen. Auch fteht ver Crlag einer Dedung im inne bed 8. 7 der legteret 
Verordnung der Bewilligung und Bollziehung der Pfändung oder Sequeftration de 
hypothecirten Gutes nicht im Wege. b) Iſt vie Öypothefarforderung der Auftalt redt® 
fräftig zugeſprochen, fo kann dieſe die einzelnen oder Die gefammten Erträgniſſe bes fe 
queftrirten Gutes mittelſt öffentliher Verfteigerung and verpachten laſſen. Lie hat zu 
dieſem Behufe die Licitationsbedingniſſe vorzuſchlagen und dem Gerichte Tiegt es ch 
biefelben chne Einvernehmung des Geguers zu prüfen und, fall fie unbedenklich er 
heinen, zu genehmigen. Bei Veranlaſſung der VBerfteigerung hat das Gericht aud) zu 
beftunmen, an wen, nad) Berichtigung der Vorzugspoften, namentlich der Steuern wi 
öffentlichen Abgaben, dann ter Zinfen der vorangehenten Tabularjäße und ber Hype 
thekarforderung der Anftalt, ver etwa verbleibende Pachtſchilling abzufüͤhren fei. c) Wil 
Die Anftalt zur erecutiven Veräußerung des hypothecirten Gutes fchreiten, fo bebarf 6 
einer vorgängigen erecutiven Schätzung nicht. Als Ausrufspreis iſt derjenige Wert) 
anfab anzunehmen, weldyer nad den Statuten ober nad) ver ftaatlid, genchmigten Ge 
ſchäftsordnung ber Grmittelung der Dedung far dos gewährte Darlchn zu Grund 
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legt wurbe, oder welder nad) ver Ermittelungsart ſich ergibt, die in ven Gtatuten 
Wbeionbere zur Feſtſtellung tes Ausrufspreifes für den Yall der Verfteigerung beſtimmt 
wide. d) Hat ein anderer Gläubiger bereitd bie erecutive Teilbietung des hypothe— 
tin Gutes erwirkt, deren Vollzug jedoch oder die Vornahme der Bertheilung des Ver- 
mferlöfes durch vierzehn Tage verzögert, fo kann die Anftalt zum Zwede ber Keali- 
zung ber ihr rechtskräftig zugefpredhenen Hypothefarforderung an deſſen Stelle in das 
Recntionsverfahren eintreten. e) Mit Ausnahme des Zahlungsbefehles find gerichtliche 
kläfle, welche ſich auf die Nealifirung der Hypothefarforderungen ber Anftalt beziehen, 
kan fie in Abweſenheit des Gutsbeſitzers nem Verwalter oder Pächter des hypothecirten 
tes zugeftellt, over falls auch diefe abwejend wären, in Gegenwart von zwei Zeugen 
ı der Thür der Wohnung des Gutsbefigers, Verwalters oder Pächters angeichlagen 
den, als zu Händen des Gutsbeſitzers zugeftellt zu betrachten (Art. IV d. Bbg.). 


Eine nad röm. Recht ftreitige Frage ift, ob und inwiefern der Pfantgläubiger 
db Pfandſchuldner dem Käufer ter Pfandſache zur Cvictionsleiftung verpflichtet find. 
a nad) 8. 367 U. b. ©. B. gegen venjenigen, welder eine Sache in einer dffent- 
ben Berfteigerung erftanden hat, die Eviction ganz unzuläffig ift, fo ift dieſe Frage 
ch öfterr. Recht nur praftifch, wenn der Pfandgläubiger das Pfand mit Einwilligung 
B Pfandſchuldners außergerichtlid, veräußert hat und dem Käufer die Sache fpäter ent- 
ihrt wird. Da der Pfanpgläubiger feine Ermächtigung zum Verkaufe von dem Rechte 
8 Berpfünders ableitet und, wenn and) vermöge eines felbftänvigen Rechts, beim Ber- 
ufe eigentlich nur als Mantatar des Verpfänders handelt, fo bat der Käufer, dem 
z Umftand, daß er eine verpfündete Sache vom Pfandgläubiger kauft, befannt war, 
Ber im Falle eines Betruges, nur einen Anſpruch gegen ven Verpfänter. 


8. 462. 


- Bor der Feilbietung des Gutes iſt jedem darauf eingetragenen Pfandgläubiger die Ein- 
Ieng der Forderung, wegen welcher die Feilbietung angeſucht worden, zu geftatten. 


r 6 
| 8. 463. 
Jluuer haben kein Recht, bei Verſteigerung einer von ihnen verpfändeten Sache mit⸗ 
u. | 
8. 464. 


Wird der Schuldbetrag aus dem Pfande nicht gelöft, fo erieht der Schuldner dag Feh—⸗ 
de; ihm fällt aber aud dag zu, was über den Schuldbetrag gelöft wird. 


8. 465. 


Inwiefern cin Pfandgläubiger fih an fein Pfand zu Halten ſchuldig oder auf ein anderes 
wmögen feines Schuldners zu greifen berechtigt fei, beitimmt die Gerichtäordnung. 


Nach öfterr. Recht fteht das jas offerendi, nämlich das Recht des Pfandgläubi— 
w, die Forderung, für welche die Feilbietung ter Pfandſache ſtattfinden ſoll, einzu— 
fen und dadurch die Feilbietung zu verhindern, jedem Pfandgläubiger ohne dtückſicht 
die Priorität feines Pfandrechts, daher unftreitig aud) dem beſſeren Pfandgläubiger 
u. Es ijt diefes auch eine ganz in der Natur ber Sache liegende Beſtimmung; denn 
ah Hoſd. vom 15. Jan. 1787 (9. ©. S., Nr. 621) haftet ver Meiſtbietende den auf 
em erfauften Gute mit Pfandrechten verjehenen Gläubigern nur fo weit, als ſich ber 
fihilling erſtrekt. Es kann alfo audy der beſſere fandglänbiger Gefahr laufen, 
wh den Kaufichilling nicht gebedt und feiner Fordernng ganz oder zum Theile verluftig 
Imerten 1. 





U Anters nad röm. Recht, nah welchen | zu Folge hatte, wenn dieſe nicht Durch den Kauf- 
Berlauf des Pfandſtückes Durch einen nad: | jchilling bealichen Wurden und jeden worber: 
enben Glänkiger in der Regel (Ausnahmen | gehenden Pfandgläubiger das jus distrahendi 
ei Arndts, Bandelten, 8. 392, Anm. 2) | zuftand, wenn er nicht befriedigt wurde. Nach 
eswegs die Refreiung Der Prandftüdes von | rim. Recht war alfo das jus offerendi fir den 
Darauf haftenden vorhergehenden Nfändern I bejferen Bfandaläubiger weit weniger wichtig 
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Obwol diefes Einlöfungsreht den Pfandgläubigern, wie aus ber ſich unmittelb 
an 8. 461 anſchließenden Tertirung des $. 462 und dem in Iegterem Paragraph g 
brauchten Ausdruck „Feilbietung“ hervorgeht, zunächſt blos bei gerichtlichen Verſteig 
rungen von Pfandſachen eingeräumt wird, fo findet e8 gewiß aud auf anfergerichtlic 
vom Schulpner im Einverftändnifje mit dem Pfandgläubiger 2 beabfichtigte Veräußerunge 
von Yauftpfändern Anwendung, um den Befigühergang in fremde Hände zu Binder: 
obgleich im Falle des außergerichtlichen Verkanfes ver Käufer, wenn er von der mehrfache 
Berpfändung Kenntniß hatte, die Pfandredhte übernimmt, wenn nicht das Zugeſtändni 
aller Betheiligten vorliegt, daß der Kaufſchillung zur Befriedigung Aller zu bienen un 
an vie Stelle des Pfandftüdes zu treten habe, welche Zuftimmung auch aus ten ve 
Verkauf begleitenden Umftänden gefolgert werben Tann. 

Unter mehreren zum Verkauf Berechtigten entſcheidet die Prävention ®. 

Das im $. 463 ausgefprochene Verbot, daß Schuldner kein Recht haben, kai 
PVerfteigerung einer von ihnen verpfändeten Sache mitzubieten, erftredt fich nur auf 
jene Schuloner, welche zugleich perſönlich fir vie exequirte Forderung obligirt find, 
nit auch auf bloße Hypothekarſchuldner *. | 

Die Beftimmung des $. 464, daß der den Schulbbetrag überſteigende Theil dei 
Kauffchillings dem Schuldner zufällt, ergibt fi aus der Natur des Pfandrechts, in 
bem das Pfand zwar zur Dedung der ganzen Schuld, cum omni causa, aber and 
nicht weiter zu haften bat. 

Gerihtsortnungsmäßig fteht e8 dem Gläubiger frei, fih an fein Pfand zu halten 
oder auf ein anderes Vermögen feines Schuldners zu greifen. Nur in ben Fällen, in 
welchen das Geſetz den noch nicht hinlänglich fichergeftellten klagenden Gläubiger bat 
Recht auf proviforifche Sicherftellung gewährt, 3. B. nad) 8. 298 Schlußſatz A. G. O. 
und 8.7 der Raif. Vog. vom 21. Mai 1855 (R. ©. Bl., Nr. 95), ift der Gläubiger 
ſchuldig, fi vorerft an das beftellte Pfand zu halten ®. 


$. 466. 


Hat der Schuldner während der Verpfändungszeit das Eigenthum der verpfändeten Ent 
auf einen Anderen übertragen, fo ſteht dem Gläubiger frei, erft fein perſönliches Recht gegen 
den Schuldner und dann feine volle Befricdigung an der verpfändeten Sache zu Inden. 


Bei Liegenſchaften fann der Gläubiger die gerichtlich angebrachte oder notariell be 
urfundete Auffündigung einer Önpothefarforderung, fowie die Anmerkung einer Hype 
thekarklage anjuchen, wenn derjenige, gegen den die Auffündigung ober Klage gerictel 
ift, als Eigenthümer der Liegenſchaft eingetragen erfcheint. 

Die Anmerkung der Auffündigung ift beim Grundbuchsgerichte anzuſuchen; bie der 
Hypothekarklage kann ſowol beim Grundbuchs- als Procefgerichte angefucht werden 
(8. 59 Grundb.-Geſ.). 





ale nah öſterr. Recht, und es ift auch fehr 
ftreitig, ob ihn iiberhaupt dieſes Recht zuſtand. 
Die bejahende Anſicht wirb vorzüglich vertreten 
von Bangerom, I, 8. 377, Anm. 1, auf Grund 
der Stelle in Pauli rec. sent. 1I, 13. 8: „No- 
vissimus creditor priorem oblata pecunia, 
quo possessio in eum transferatur, dimit- 
tere potest. Sed et prior creditor secundum 
creditorem, si voluerit, dimittere non pro- 
hibetur, quamqnam ipse in pignore potior 
est.” Das Einlöſungsrecht hatte filr ihn nur 
ben Zweck, den Befigübergang des Pfandes 
in fremde Hände zu bindern. 

2 Bgl. auch Unger, Entwurf, S. 227. Es 
wirb Dabei vorausgejett, daß wirklich Mehrere 
zugleich ein Fauſtpfandrecht auf dieſelbe Sache 
haben und ſich die Sache in Händen eines 
derſelben oder eines Dritten befindet, welcher 
fie im Namen Aller in Beſitz bat, daß jedoch 


ber Pfandgläubiger, durch welchen oder =’* 


/ 


deffen Zuftimmung bie Veräußerung flattfinden 
fell, kraft feines älteren Pfandrechts, unbe 
kümmert um bie fpäteren Pfanbrechte, zur Be 
figüibertragung an den Erwerber ber Pfant- 
ſache berechtigt ift. 

2Vgl. Unger, Entwurf, S. 227. 


Vgal. Obſtg. Entfh. vom 4. Juni 187, 
3. 5405; Glaſer und Unger, I, Nr. 377. 


s Der 8. 465 erflärt fi) daraus, Daß mad 
älterem deutſchen Rechte ber perſönliche Schult: 
ner, welder fih noch im Beſitze be 
Pfandſache befand, berechtigt war, bei 
EHagenben Gläubiger auf das Pfand 
object zu verweifen und von ihm zu ver 
langen, daft er fih vorerft aus dieſem befrie 
dige und nur im Kalle der Unzulänglidte 
auf andermweitiges Vermögen greife, ein Gruml 
fat, welcher auch in das Pr. L. N. überg: 
aangen ir, Bol. Unger, Etwuti, S. 224. 
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Diefe Anmerkung der Aufkündigung ober Klage äußert ihre Wirkſamkeit gegen 
den fpäteren Eigenthlimer ver Liegenjhaft und kann die Erecution auf das verpfänbete 
hut auf Grund des über die angemerfte Klage erfolgten gerichtlichen Erkenntniffes oder 
ſecutionsfähigen Bergleiches unmittelbar gegen jeden Eigenthümer der Liegenfchaft an- 
Auht werden (8. 60 Grundb.-Gef.). 

Iſt jedoch das Pfandgut wegen einer Forderung bereits ın Erecution verfallen, jo 
Innen wegen biefer Yorderung die Erecutionsfchritte auf das verpfändete Gut ungeachtet 
mer ſpäter erfolgten Veräußerung aud) gegen jeden neu eintretenden Eigenthümer bei. 
{ben fortgejegt werben 1. 


Hauptſtück VI. Bon dem Hfandrecte. 66. 466469. 


8. 467. 
Erlöfgung bes Pfandrechts. 

Wenn die verpfändete Sache zerftört wird, wenn fid der Gläubiger feines Rechts darauf 
Khymäßig begibt, oder wenn er fie dem Schuldner ohne Vorbehalt zurüdftelit, fo erliſcht 
war das Pfandrecht, aber die Schuldforderung beftcht nah. ' in: Er: 

EEE EN 
8. 468. - 1. 

Das Pfandrecht erlifcht ferner mit der Zeit, auf welde es eingefhräntt war, folglich 
wh mit dem zeitlichen Rechte des Pfandgebers auf die verpfüudete Sache, wenn anders diefer 
Kutand dem Gläubiger befannt war oder ans dem öffentlichen Büchern befannt fein Tonnte, 


8. 469. 


‘ Durch Tilgung der Schuld hart das Pfandreht auf. Der Pfandgeber ift aber die Schuld 
m gegen dem zu tilgen verbunden, daß ihm das Pfand zugleich zurüidgeftellt werde. Zar 
Iafhebung einer Hypothek ift die Tilgung der Schuld allein nicht Hinreichend. Ein Hypothelar- 
mt bleibt jo Inuge verhaftet, bis die Schuldurkunde aus den öffentlihen Büchern gelöſcht ift. 

Die Erlöfhungsgründe des Pfandrechts find theils allgemeiner Art, d. b. ſolche, 
weſche das Pfandrecht mit allen übrigen Rechten gemein hat, theils joldhe, welche das 
Fandrecht allein betreffen 1. 

A) Erlöfhungsgründe allgemeiner Art find: 

1) Der Untergang des Objectes defjelben. Je nachdem das Object eine körper⸗ 
ie Sache, oder ein jus in re aliena, oder eine Forderung ift, geht aud) das Pfand- 
ht unter, wenn bie Sache entweber ganz zu runde geht, ober bie verpfänbeten 
dinglichen oder Forderungsrechte erlöfchen 2. War daher das Recht des Verpfänders 
rÜbR ein zeitliches, fo erlöfcht e8 mit dem Ablauf biefes Zeitraumes. Cine Ausnahme 
int nach 8. 468 bei Rechten, welche einen Gegenftand der Eintragung in die öffent: 
lihen Bücher bilden, dann ein, wenn die Beſchränkung dieſer Rechte dem Pfantgläu- 
Der nicht befannt und auch aus den öffentlichen Büchern nicht zu erfehen war. Eine 
kitere Ausnahme findet ftatt bei Yauftpfändern in ben Fällen, in welchen, wenn bie 





ı/ vi 1 
( 


! Ansprüdlich bejtiimmte dies die I. M. Vdg. 
vom 19. Sept. 1860 (R. G. Bl., Nr. 212), 
% 6, aus welcher Bdg. die 88. 59 und 60 des 
Orundp. Gef. entflanden find. Es fcheint, daß 
dus Grundb.⸗Geſ. dieje Beſtimmung des 8. 6 

Bdg. als aus den 88. 59, 60 Grundb.⸗ 
fh von felbft ergebend oder als Leinen 
Ggenftand der Grundbuchsgeſetzgebung bildend 
tggelafien babe. Dafjelbe jeheint in Be- 
der weiteren Anordnung Diejer 3. M. Vdg. 

Hall zu jein, dag bie im $. 6 d. Dog. 
Mfaitenen Anordnungen aud) auf jolde Pfand—- 

Aumwendung finden, weldye in Yandtafeln, 

t- oder Grundbücern nicht eingetragen 
I, ſowie in benjenigen Kronländern, in 
beiden derlei Bücher nicht beftehen. 

’ %gt. Dermburg, Il, 537 jy. 

Die ausprildliche Bejtimmung des 8. 467, 


baß, wenn bie verpfändete Sache zerftört wird, 
zwar das Pfandrecht erlöfche, aber bie For⸗ 
derung noch jortbeftehe, erflärt fich baraus, 
ba damit der Gegenfag zu dem älteren 
deutfchen Rechte ausgedrückt werben follte, 
wonadh der Pfanbgläubiger die Gefahr bes 
zufälligen Unterganges der Pfandſache trug 
und fogar den Mehrwerth des Pfandes an 
den Pfandſchuldner zu erfegen hatte Nur 
bei lebenden Pfändern (effenden, im Gegen⸗ 
fate zum Schreibpfand, Kiftenpfand) haftete der 
Piandgläubiger zwar nicht für den von ihm 
nicht verfchuldeten Tod, aber er verlor doch 
feine Forderung als Gegenjats, wie der Schulbd- 
ner dann fein Thier. Bluntfchli, Deutjches 
Brivatrecht (2. Aufl., Münden 1860), 8. 102, 
Abſ. 2. Bol. auch Unger, Entwuti, SER iq, 
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Pfanpfache anftatt verpfändet, veräußert worden wäre, nad) 8. 367 bie Cigentkumf 
Denn wenn in folden Fällen das von einem Nictagel 
thümer beftellte Pfandrecht unbeſchränkt aufrecht erhalten wird (8. 456), fo muß dieß 


Mage ausgefchloffen wäre. 
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um fo mehr ber Fall fein, wenn das Recht des Eigenthümers ein blos der Zeitda 


nad) beſchränktes war. 


2) Berziht, welcher nad $. 467 angenommen wird, wenn der &fäubiger de 
Schuldner die Pfandſache ohne Vorbehalt zurüdftellt 3, aber auch aus anderen Umſtẽ 


entnommen werten fann. 


3) Ablauf der Zeit, für welche es beftellt wurbe. 


4) Verjährung des Pfandrechts. 


5) Durch Vereinigung des Eigenthumsrechts und Pfandrechts in einer und 
Eine Ausnahme ift jedoch nach öfterr. fo gut wie nad 
Recht * für den Fall anzunehmen, wenn der Eigenthümer dadurch den nachſtehe 
Pfandgläubigern gegenüber in eine ungünftigere Lage kommen würde, als wenn al 
Eigenthum der Sache nicht erworben hätte ®, Br 
B) Erlöfhungsgründe, welche aus der Natur des Pfandrechts hervorgehen, f 
1) gerichtliche Weilbietung des Pfandgegenſtandes (f. die Bemerk. zu den 88. 


ſelben Perfon (confusio). 


— 465). 


23) Erlöſchung der Forderung, zu beren Dedung es zu bienen hatte. Inde 
wird ausnahmsweiſe, nämlid wenn und infoweit es ſich um bie Geltendmachung | 
Pfandrechts handelt 6, um des Pfandrechts willen die Forderung ſelbſt aufrecht 
und zwar bleibt ungeachtet der erfolgten Bezahlung der Schuld das Tabularpfantoiie 
denjenigen, weldyer die Forderung entgeltlih und bona fide an ſich gebracht hat, | 
lange verhaftet, bis tie Pfandredhtseinverleibung aus den öffentlichen Büchern g 


löfcht ift 7. 


2Als Ausnahme hiervon kann Art. 409 
9. ©. angejehen merden; „Der Frachtführer 
hat wegen aller durch den Frachtvertrag be— 
gründeten Korberungen, insbejondere ber Fracht⸗ 
und Liegegelder, jowie wegen ber Zollgelder 
und anderer Auslagen ein Bfandredt an dem 
Frachtgute. Diefes Pfandrecht befteht, jolange 
das Gut zurüdbehalten oder niedergelegt it; 
e8 dauert auch nach der Ablieferung noch fort, 
infofern ber Frachtführer es binnen drei Tagen 
nach ber Ablieferung gerichtlich geltend macht 
und das Gut noch bet ben Enipfänger ober 
bei einem Dritten fich befindet, welcher es für 
ben Empfänger befist. Er kann zu feiner Be— 
friedigung den Berfauf des Gutes oder eines 
Theiles Deffelben weranlaffen (Art. 407). Gr 
bat dieſes Recht auch gegenüber den übrigen 
GSläubigern und der Concursmaſſe des Eigen- 
tbiimere.‘‘ 

VBgl. hierüber Sintenis, Pfandrecht, 8.17; 
Vangerow, L, 8. 392, Anm. 

5 Bringt 3. B. ein Satzgläubiger, deſſen 
primo loco haftende Satzpoſt durch den Werth 
der Realität gedeckt iſt, das Eigenthum der⸗ 
ſelben an fich, fo gebt es nicht an, feine For— 
derung zu Gunften Der nachfolgenden Saß- 
glänbiger als erlofhen zu betrachten. 

° Soweit die Forderung durch das Wand 
nicht gedeckt erfcheint, ift fie erlofhen. So 
auch Obſtg. Entf. vom 3. Sept. 1869, 3. 
5427; Slafer und Unger, IV, Wr. 1782, 23, 
Nov. 1864, 3. 8663, ebenbaf. Ir. 2021. An- 
derer Anficht Krainz, Gztg. 1869, Nr. 26, für 
die in den 88. 469, 1443 und 1500 normirten 
Fülle. Allein, wenn das Sefeh im 8. 440 Den 
Grundſatz aufftelt, daß das Pfandrecht ohne 




















güftige Forberung nicht beftehen kann umb gleig 
wol das Pfandredt für eine bereits beufl 
oder durch Compenfation oder Berjährung t 
loſchene Forderung fortbeftehen läßt, bezwe 
e8 offenbar nur, dem Uebernehmer ber gr 
bücherlich fichergeftellten Forderung fo wid 
gewähren, als er nad Ausweis der öffen 
Bücher nothwendig als erworben anneh 
mußte. Dies iſt aber nur, für ſeine Forberug 
fo weit Zahlung zu erlangen, ale ber Bei 
ber Hypothek reicht. Die entgegengeiegt: 2 
fiht würde praftifch zu den gefährlächften Cem 
fequenzen führen. Denn hiernach wärbe fr: 
eine Forderung, beren Löſchung auf einem ( 
überfchen wurde (mas indbefonbere bei ber 86 
zur Einführung des nenen Grunbbuchegeickk: 
beftandenen mangelhaften Führung ber zu . 
tanhypotheken leicht worfemmen konnte), fehl} 
fie cedirt wird, nicht blos Die Mealität, af 
Der fie nicht gelöfcht wurbe, fonbern ber Edel | 
ner mit feinem ganzen Bermögen haften. 

die Richtigkeit der im Texte aufgeflellten 
fibt fpridt auch eine faum abmweisbare 

gie aus $. 1483. Die neue öflerr. Orb | 
buchsordnung enthält hierüber keine KBefiw 
mung. 

? Nadı Krainz, Gztg. 1869, Nr. 26, wirte 
bie Zahlung vor erfolgter Löſchung bes Pfard⸗ 
rechts nicht die Erlöſchung bes Pfanbredtd 
ſondern blo8 gegen denjenigen, welcher alt 
im Bertrauen auf Die Äffentliden Bücher £ 
handelt hat, eine exceptio begrünben, 
Anſicht, welche nicht nur das im 8. 449 unr 
geftellte Princip, fondern auch ben Wertlan 
des 8. 469 gegen ſich hat, wonach das Pfand 
recht dur Zilgung ber Schuld aufhört, m 
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8. 470, 
Bom Vorzugsrechte ber Pfandbgläubiger. 


. Borzugsrechte der Gläubiger bei dem Ausbruche eincd Concurſes beſtimmt das Ver⸗ 
a Eoncuröfällen. 


ie Pfandrechte mehrerer Pfandgläubiger können in einem jolden Verhältniſſe 
ver ſtehen, daß jeden nur ein Theil der Sache verpfändet ift, was, außer im 
iner bejonderen Verabredung, dann anzunehmen ift, wenn eine und biefelbe 
nehreren Pfanpgläubigern in einem und demfelben Acte verpfändet wurde. Es 
ih hier dann die Pfanduntheile nach dem Betrage der Forderung zu richten. 
n aber auch Mehreren dieſelbe ganze Sache in solidum verpfändet fein. In 
alle iſt e8 von Wichtigkeit zu entfcheiden, in welcher Rangordnung die einzelnen 
echte zueinander ftehen. 

ie Lehre hiervon ift nach öfterr. Nechte durch vie Befeitigung ber General⸗ 
fen, ferner durch die Beitimmung, daß zur Erwerbung des Pfandrechts an be= 
n Saden Tradition erforderlich ift, endlich durch das Inſtitut ber öffentlichen 
im Dergleih zum röm. Rechte! wejentlich vereinfacht und verbeflert. 

te Rangordnung verſchiedener Pfandrechte richtet fi entweder nach dem Alter 
ndrechte (Priorität im engeren Sinne), oder nad befonderen Privilegien, wodurch 
Pfandrechten ohne Rüdficht auf ben Zeitpunft ihrer Entftehung ein VBorzuge- 
x anderen ertheilt wird. 


I. Priorität. 
aß tem ver Zeit nad) früheren Pfandrechte der Vorzug vor bem jüngeren zu- 
folgt aus der Natur der Sadie?. Denn hat Jemand bereit ein Pfandrecht 
: beftimmte Sache erworben, fo kann jedes fpätere Pfandrecht nur mit Berüd- 
ig des bereit8 beftehenden begründet werden und der jpütere Pfandgläubiger hat 
s Recht, dasjenige in Anſpruch zu nehmen, was nad) der Befriedigung des vor- 


ben auf ihn entfällt. 


Hypothek bis zur Löſchung derjelben 
n im 8. 468 angegebenen Bedingungen 
bleibt. (S. die Bemerk. zu Den 88. 
2.) Auch erklärt das Hofd. von 
1 1825 (3. ©. S., Wr. 2090), daß 
ı Schuldner vom Ölänbiger erlajjene 
ng, wenn aud Die Berzichtleiftung im 
iner Echenfung erfolgte, fein Gegen- 
ver Ceſſion ſei, mithin die Intabulation 
hen Ceſſion nicht ftattfinben fünne. Es 
gar fein Grund vorbanden, warum 
serumgen, die durch Verzicht erlofhen 
pas Abweichendes von Den füllen gelten 
welchen Die Forderung auf andere Art 
angen if. Der praktiiche Unterſchied 
der im Texte aufgeitellten und ber 
ben Anficht liegt Darin, Daß nach letzterer 
mldner Die für eine bereits bezahlte 
aushaftende Hypothek neuerdings, ent: 
u Gunſten eines nenuen oder des bis— 
Gläubigers wirkſam machen konnte, 
er Die Hypothek von dem friiheren Gläu— 
ı einen neuen Gläubiger cediren läßt, 
: bisherige Gläubiger Dem Schuldner 
ihlte zurückſtellt. Eine jelche Hypothet⸗ 
g mit der Rangordnung der für die 
Schuld aushaftenden wurde mit Obſtg. 
som 24. Februar 1863, 3. 942; GSla- 
jer, IV, Wr. 1659, als rechtsrwirhfam 
t. So wünſchenswerth indeſſen deren 
seit je mag, mit Den Prineipien des 


öfterr. Rechts fteht fie nicht im Einklange. 
Dagegen beftimmt $. 84 der Hypothekenord— 
nung fir Baiern: „Der Schuldner kann nad) 
erlofchener, aber tm Hypothekenbuche noch nicht 
gelöjchter Hypothef den Rang diefer Hypothek 
einemanderen, auch einem neueren Gläubiger... 
einräumen.‘ Nocd weiter gebt der Entwurf der 
preng. Hypothekenordnung vom J. 1864, 8.24 
(vgl. Krit. Biertelj. Schr., VII (1865), 440, 
wonach die Schuld uriprünglich auf den Namen 
des Eigenthümers geftellt und nach gejchebener 
Tilgung, wenn er nicht blos Offenbaltung der 
Stelle beantragt, ı auf jeinen Namen unfchrieben 
werden kann. Die neue dfterr. Grundbuds- 
erdnung ſchweigt auch hierüber. 

I 3gt. Dernburg, II, 409—479. 

® Tirect ausgeſprochen findet ſich dieſer Satz 
in der öſterr. Geſetzgebung nicht. Eine un 
zweideutige indirecte Auerkennung deſſelben ent- 
halt 8. 17 der nunmehr aufgehobenen a. C. O 
vom 1. Mai 1781. Eine ganz ſpecielle Aus— 
nahmsbeſtimmung enthält Art. 411 9. ©.: 

„Wenn auf demſelben Gute zwei oder meh— 
rere gemäß den Art. 374, 382 und 40) be: 
gründete Pfandrechte beftehen, jo gebt unter 
Denjenigen Pfandrechten, welche Durch die Ber- 
ſendung oder durch ben Transport des Gutes 
entſtanden ſind, bas ſpäter entſtandene 
dem früher entſtandenen vor; dieſe Pfand: 
rechte haben ſämmtlich den Vorrang vor dem 
Pfandrechte des Commiſſionärs und vor dem 
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Veräußerung des Gutes rüdjtäntig find. 


träge. 


20. Febr. 1866, 3. 1475, Gerichtsballe 1867, 
Nr. 10. Jedoch find in jenen Kronläntern, 
in melden jeder Satgläubiger feine Satpoft, 
um bei Bertbeifung des Kaufichillings berüd- 
fihtigt zu werten, bei Gericht anmelden muß, 
die Koften dieſer Anmeldung jo wenig, als 
wenn über bie Liquidität oder Priorität einer 
Dorberung geftritten wird, die Koften der 
iquidirungs: und Prioritätsproceffe als Bor- 
zugspoſten zu behandeln (S. 11 d. Hofd. von 
19. Nov. 1839). Dan bat Die allgemeine An: 
wenbbarfeit Diejer Beſtimmung des Hofd. vom 
19. Rov. 1839 (Feilbietungserdnung für Tyrol), 
obwol baffelbe in die Juſtizgeſetzſammlung aufges 
nommen wurde, dennoch aus dem Grunde be- 
ftritten, weil die Aufnabme in die Auftizgefeß: 
fammlung feine güftigeXtundmadbuna von 
Geſetzen ſei, jondern als eine ſolche, nach Allerb. E, 
vom 7. Nov. 1827 int. mit Hofd. von 2. Tec. 
1327, 3. 28396, nur jene angejeben werden 
fönne, welche durch die politiiche Behörde er- 
folgt jei (Zurnes, in ber Oeſterr. Gztg. von J. 
1865, Nr. 39). Allein es ſcheint, daß durch 
das Hofd. vom 2. Dec. 1827 die Hofd. vom 
29. Dec., 3. 1785 (J. G. S., Nr. 50) und 
vom 20. Row. 1818 (3. ©. S., Nr. 1519 
(ſ. Diefelben S. 4 d. W.) gar nicht berührt 
werden follten. Die Aufnahme eines Geſetzes 
in die Suftizgefeßianımlung war aud wor Dem 
Erſcheinen des Hofd. von 2. Dec. 1827 nidt 
als Bublication eines Geſetzes und daher auch 
die Aufnahme eines zunächſt nur für cin be: 
ftimmtes Kronland erlaffenen Geſetzes in Die 
jelbe nicht ala Bublication für alle übrigen 
Kronländer, in welden dag A. b. G. B. gilt, 
anzujehen. Die Einfebaltung eines ſolchen Ge— 
fees in die I. ©. S. it vielmehr nur ale 
eine ſtillſchweigende authentiſche Anter- 
pretation über den Umfang der Wirkſamkeit 
biejes Geſetzes aufzufaſſen und bedarf ala ſolche 
gar feiner Kundmachung. 

Eine andere Frage iſt Die, ob jenes Gejeß, 
worauf fie fi gründet, de lege ferenda ge 
rechtfertigt. ift. 

Man jucht ein ſolches Vorzugsrecht damit zu 
begründen, daß der Erequent zum Bortbeile 
der übrigen Satgläubiger handle. Allein fürs 
erjte ift dies wol möglich, ebenfo leicht kann 


Zweiter Theil. Bon dem Sachtmehhtt. 


6) In Fällen ver Erecution auf Bergwerke ſind aus dem erzielten Meike 
nah Abzug der Koften für die Schätzung, allfällige Zequeftrtrung und Veränkerm 
des Gutes und vberjenigen, melde durch das Verfahren zur Beſtimmung der Ra 
ordnung unten den Pfantgläubigern und zur BVertheilung des Meiftbotes entftchen, J 
erft folgende Gläubiger, und zwar in ber hier aufgeführten Ordnung mit gejeglice 
Pfanprechte zu befriedigen: 1) Der Staatsfhag mit feinen Forderungen an Mofe 
gebühren unt an der Bergfrene bis auf drei Jahre vor tem Erkenmmiſſe über W 
Veräußerung. 2) Die Arbeiter der Berg- und Hüttenwerfe rüdfichtlih ihrer Forberung 
an Arbeitslohn, jofern dieſelben nicht über Ein Yahr vor dem Erkenntniſſe über 
3) Die Yorberungen der Knappſchafts⸗ oie 
Bruderladen hinfichtlidy der won ben Arbeitern zwar entrichteten ober benfelben an be 
Lohne abgezogenen, aber nit in bie Kaffe erlegten, ober in derſelben abgängigen ® 
4) Die nit über Ein Jahr vor dem Erkenntniſſe über die Veräußerung 
Gutes ausftändigen Forderungen an Erb- und Revierftollengebühren und anderen 2 
trägen zu Revieranftalten, an Wafjers, Schacht: und Geftängfteuern und anderen j£ 
lichen Leiftungen für eingeräumte Bergbaudienftbarkeiten. 


| e& aber den Übrigen Sapgläubigern vel 





















men gleihgültig jein, ja es kann ihnen [og 
jebr ungelegen kommen, daß Die Realität c 
Berlanfe fommt. Wie bäufig fommt es wi 
vor, daß die Satzgläubiger dem Erſteher bg 
Realität ihre Satpoften, daß and ein 
theilweije zum Zuge fommender Satgläubiz 
bem Griteber den in den Kauffchilling falal 
den Theilbetrag feiner Jorberung ganz ge 
unter denſelben Bedingungen beläßt, umke 
denen früher das ganze Pfandlapital anshafteie 
und von dem Erftehber nur noch ben übe 
nonmenen Theilbetrag verzinit erhält, wäh 
rend der Grecut ihn Die Zinſen Des game 
Kapitals immer pünktlich entrichtete! 

Daß Die Mitpfandgläubiger einen Vortbel 
aus der Feilbietung ziehen, wäre alio in jeder 
einzelnen Falle erjt nachzuweiſen. Ein telda 
Nachweis würde aber noch immer nicht — 
nügen, dem Exquenten einen Anſpruch 
Erſatz Der anfgewandten Erecutionsfoftn p 
gewähren, denn der Umſtand allein, daß Me 
mand zum Vortheile eines Anderen handeh, 
genügt noch lange nicht, dieſen Anderen rech 
lich zu verpflichten. Der Erequent könnte der 
Erſatz jeine& Aufwandes Dob nur aus Tem. 
Rechtstitel Der Geſchäftsführung ohne Auftrag 
(88. 1035 fg. A. b. G. B.) verlangen. Cr 
und oberſte Vorausſetzung der neg. gestio 
iſt aber, daß ber neg. gestor in der Atjidt, 
den Dritten zu obligiren und nicht blos ım 
eigenen Intereſſe, oder aus reiner Yiberalu 
gebandelt bat (vgl. Die Bemerk. zu den 88 | 
1055—1042). Der Erequent bandelt aber blet 
in eigenen Intereſſe und e8 wird mol ſchwer⸗ 
li Jemand bebaupten, er habe die Eprecutien 
los in der Abficht geführt, Damit bie anderen 
Zußglänbiger zum Gelde fommen. 

Geſetzt aber auch, Der Erecutionsfübrer bärte 
nachweisbarermaßen blos un Intereſſe Des einen 
oder des anderen Mitglänbigere handeln mollen, 
jo wilrde ibm daraus immer nur ein rei 
perſönliches Recht gegen dieſe beftimm- 
ten Gläubiger zuſtehen und es iſt auch Lamm 
nch völlig unbegreiffih, woraus ihm cin Prt- 
pilegirtes Pfandrecht gegen Die erequirte Pfand 
ſache erwachſen joll. 


Hauptſtück VI. Bon dem Pfaudrtchte. $. 470. 257 


Den Zinfen und fonftigen Nebengebühren einer Kapitalsforberung kommt dieſelbe 
angordnung zu, wie der Stammforberung, den einzelnen fälligen Raten fid) wieber- 
dlenter Zahlungen das gleiche Vorrecht mit dem Bezugsrechte felbft. 

Ausnahmen: 

a) Bei hypothekariſch fichergeftellten Yorderungen genießen nur dreijährige Rück— 

e von Zinfen (8. 17 Grundb. Gef.) und ebenfo nur die nicht über drei Jahre 

ändigen Ansprüche auf jährliche Renten, Unterhaltsgelver und andere wiederkehrende 

lungen. die gleiche Priorität mit dem Bezugsrechte felbft ($. 18 Grundb. Geſ.). 

b) Im Concurfe kommen die länger als drei Jahre vor der Concurseröffnung 

Aſtändigen Zinfen, Renten, Unterhaltsgelder oder fonjtigen wiederkehrenden Zahlungen 
nad) den anderweitigen auf den unbeweglichen Gute haftenden Laſten in ber dem 

ven Sapitale oder Bezugsrechte zufommenden Rangorbnung zur Befriedigung 

ee C. O.). Daſſelbe gilt auh in Anſehung von Fauſtpfändern ($. 38 
>. 

















II. Befondere Borzugsrehte der Pfandrechte. 


Als eigentliche privilegirte Pfandrechte find nur jene anzujehen, welche gewiſſen 
ngen auf eine beftimmte Sache ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Entftehung 
Pfandrechts zuftchen, nämlich: 

1) Das Pfandredt dreijähriger Grunpftenerrüdftände in Beziehung auf das Gut, 
won welchen fie zu entrichten waren (Hofd. vom 16. Sept. 1825, I. ©. ©., Nr. 2132). 
kr 2) Die zur Laſt der Berpflichteten ermittelte jährliche Grundentlaſtungsentſchädigungs⸗ 
gente, ift im zmanzigfachen Anfchlage zum Napitale erhoben, als eine auf dem ent- 
afteten Gute in Concurs⸗ und Erecutionsfällen mit der gejeglichen Priorität vor allen 
Hypothekarlaſten beftehenve, vie Vorrechte der I. f. Steuer genießende Laſt an⸗ 
und zu behandeln (8$. 21 und 22 Kaiſ. Pat. vom 4. März 1849, R. ©. DL, 
inzungsband, Nr. 152). 

3) Unberichtigte VBermögensübertragungsgebühren rüdfichtlih des Gutes, deſſen 
Webertragung ftattgefunden hat (8. 7 Kaiſ. Pat. vom 9. Febr. und 2. Aug. 1850, 
RG. Bl., Nr. 50 und 329). 

4) Feuerlöſchkoſten genießen das Borredt vor allen übrigen auf dem Haufe Hafı 
Schulden (Feuerlöſchordnung für Wien, Polit. ©. S., XLV, 403) ®. 

5) Die mit der Schätzung und Feilbietung eines unbeweglihen Gutes und. ber 
ihtlihen Verhandlung über die Bertheilung des Kaufjhillings verbundenen Koften 
gehen allen auf ter verfteigerten Nealität einverleibten Sagpoften vor (Allerh. E. vom 
12. Rov. 1839, fundgemadt mit Hofd. vom 19. Nov. 1839, 3. ©. ©., Nr. 388, 
$.11)7, Nur im Concurfe genießen foldye Erecutionskoften blos gleiches Vorrecht mit 
dem Rapitale (8. 36 ©. O., vgl. auch $. 38 C. O). 





Ormblage für Die Beurtheilung ber Priorität | und die Obſtg. Entf. vom 19. Aug. 1863, 
Diet, durch Ichtere Min. Vdg. ein Ausweg | 3. 5660; Glafer, Unger, IV, Nr. 1773 und 
Klhaffen werden jollte. 10. Auguft 1864, 3. 5889; Glaſer, Unger, IV, 
Wenn und infoweit diefe nicht die gleiche | Nr. 1961 erfloffen. Uebereinſtimmend damit 
renung mit bem SKapitale genießenden | auch 8. 564 der beflandenen prov. Civ. P. DO. 
Üprähe durch das Pfand (Hypothek oder | file Ungarn, Siebenbürgen. Bei erecutiven Mo⸗ 
and) nicht gebedt find, kommen fie erft | bilienfeilbietungen findet ein ſolches Vor⸗ 
ber vierten Klaſſe der Concursglänbiger zur | zugsrecht der Erecutionstoften nicht ftatt. Obftg. 
deriedigung ($. 46 €. D.). Entf. vom 30. Juni 1863, 3. 4588; Glafer, 
a rom. Recht genoffen Überhaupt Bor: | Unger, IV, Nr. 1750. Entgegengejett Obitg. 
en, welche zur Erhaltung ober Wieder: | Entjh. vom 10. Aug. 1864, 3. 5889; Glaſer, 
lung ber verpfändeten Sache contrahirt | Unger, IV, Nr. 1961. Die Braris der unteren Ger 
Rmden, wenn die Verwendung wirklich ftatt- | richte, insbefondere des Wiener Handelsgerichte- 
hatte, ein privilegirtes gefetliches | erfenmt ganz conftant ein folches Borzugsrecht der 
anbrecht. Feilbietungstoften auch bei Mobilien an, ohne daß 
Das Borzugsrecht der Feilbietungsfoften | dagegen appellirt wird. Zu ben Koften ber 
beweglicher Gitter iftaljovom Standpunkte | Schäbung und Feilbietung find außer ben be- 
Bieter beftchenden Geſetzgebung unbedingt zu= | zitglihen Commiffionsauslagen auch die Koften 
Beben. In diefem Sinne find and die Plenar- | für das Schätzungs- und Feilbietungsgeſuch, 
1 yabung bee Oberſten Gerichtshofes vom | dann für Einfhaltung des Ebdictes im bie 
Jan. 1866, 3. 10675, Gjtg. 1866, Wr. 96, Zeitungsblätter zu reinen. DObite, Ent. vom 


& Kiräfetter, Sommentar. 3. Aufl. Yı 


Zweiter Theil. Bon dem Sadenreäte. 


6) In Fällen ver Erecution auf Bergwerke finn aus dem erzielten 9 
nah Abzug der Koften für die Schätzung, allfällige Sequejtrirung und Per 
des Gutes und derjenigen, welche durch das Verfahren zur Beftimmung ve 
ordnung unten ven Pfandgläubigern und zur Vertheilung tes Meiftbotes entft: 
erft folgende Gläubiger, und zwar in der hier aufgeführten Ordnung mit ge 
Pfandrechte zu befriedigen: 1) Der Staatsfhag mit feinen Forderungen an 
gebühren und an ber Bergfrone bis auf brei Jahre vor dem Erfenntnifie 
Beräußerung. 2) Die Arbeiter ver Berg: und Hüttenwerte rückſichtlich ihrer For 
an Arbeitslohn, fofern diejelben nicht über Ein Jahr vor dem Erkenntniſſe 
Veräußerung des Gutes rüdftändig find. 3) Die Forderungen der Knappſcha 
Bruderladen hinfihtlich der von den Arbeitern zwar entrichteten oder benfelben 
Lohne abgezogenen, aber nicht in die Kaſſe erlegten, oder in berfelben abgängı 
träge. 4) Die nicht über Ein Jahr vor dem Erfenntniffe über die Veräußer 
Gutes ausftändigen Forderungen an Erb- und Kevierftollengebühren und ante 
trägen zu Revieranftalten, an Waſſer⸗, Schacht- und Geftängfteuern unt ander 
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lichen Leiſtungen für eingeräumte Bergbaudienftbarkeiten. 





20. Febr. 1866, 3. 1475, Gerichtebulle 1867, 
Nr. 10. Jedoch find in jenen Kronländern, 
in welchen jeder Satsgläubiger feine Satıpoft, 
um bei Bertheilung des Kaufichillings berüd- 
fihtigt zu werden, bei Gericht anmelden muß, 
die Koften diefer Anmeldung je wenig, als 
wenn über bie Liquidität oder Priorität einer 
Korberung geftritten wird, die Koften ber 
iquidirungs- und Prioritätsproceife als Bor: 
zugspoften zu behandeln ($. 11 d. Hofd. von 
19. Nov. 1839). Man bat die allgemeine An— 
wendbarkeit diejer Beſtimmung Des Soft. vom 
19. Nov. 1839 (Feilbietungserdnung für Tyrol), 
obwol daffelbe in die Juſtizgeſetzſammlung aufge- 
nommen wurde, dennoch aus dem Grunde be- 
ftritten, weil Die Aufnabme in die Juſtizgeſetz 
fammlung feine gültige Kundmachung von 
Geſetzen ſei, ſondern als eine folche, nach Allerb. €. 
vom 7. Nov. 1827 int. mit Hofd. vom 2. Tee. 
1827, 3. 28396, nur jene angejeben werden 
fönne, welche Durch die politiiche Behörde er- 
folgt jei (Turnes, in der Oeſterr. Gitg. vom J. 
1865, Nr. 39). Allein es jcheint, daß durch 
das Hofd. vom 2. Dec. 1827 die Hofd. vom 
29. Dec., 3. 1785 (3. 6. S., Rr. 50) und 
von 20. Non. 1818 (3. G. S., Mr. 1519) 
(f. Diefelben S. 4 d. W.) gar nicht Lerübrt 
werden follten. Die Mufnahme eines Geſetzes 
in die Juſtizgeſetzſammlung war auch ver dem 
Erfheinen des Hof. vom 2. Dec, 1827 nicht 
als Bublication eines Geſetzes und Daher auch 
die Aufnahme eines zunächſt nur für cin be: 
ftimnites Kronland erlaffenen Giejeßes in die 
jelbe nicht als Publication für alle übrigen 
Kronländer, in melden Das A. b. G. 2. gut, 
anzufehen. Die Einfhaltung eines ſolchen Ge— 
fees in die %. ©. S. iſt vielmehr nur als 
eine ſtillſchweigende authentiſche Inter— 
pretation Über den Umfang der Wirkſamleit 
dieſes Geſetzes aufzufaffen und bedarf als joldhe 
gar keiner Kundmadung. 

Eine andere Frage ift die, ob jenes Geſetz, 
worauf fie ſich gründet, de lege ferenda ge: 
rechtfertigt ift. 

Man jucht ein folches Vorzugsrecht damit zu 
begründen, daß der Erequent zum Bortheile 
ber übrigen Sabgläubiger handle. Allein fürs 
erfte ift bies wol möglich, chenfo leicht kann 


| es aber den übrigen Satzgläubigern 


men gleichgültig fein, ja es kann ibn 
jebr ungelegen foınmen, Daß bie Rea! 
Verlaufe fommt. Wie häufig fommt 
vor, Daß die Satzgläubiger dem Erfi 
Realität ihre Sakpoften, daß aud 
theilmeife zum Zuge fommender Sakı 
Dem Erfteber den in den Kaufjchillin 
ben Theilbetrag feiner Forderung gar 
unter denjelben Bedingungen beläß 
denen friiher Das ganze Pfandkapital aı 
und von dem Grfteber nur noch d 
nemmenen Theilbetrag verzinjt erbäi 
rend der Execut ibm Die Zinſen Dee 
Kapitals immer pünktlich entrichtete! 

Daß die Mitpfandgläubiger einen 
aus der Feilbietung ziehen, wäre alje 
einzelnen Falle erjt nachzuweiſen. Et 
Nachweis würde aber neh immer ı 
nügen, Dem Exquenten einen Anſpi 
Erfat Der aufgemwandten Grecutienst 
gewähren, denn Der Umſtand allen, 
mand zum Vortheile eines Anderen 
aenügt noch lange nicht, dieſen Anden 
lich zu verpflichten. Der Ereanent fü 
Erſatz jenes Aufwandes doch nur a 
Rechtstitel Der Geſchäftöführung ohne 
(88. 1035 fg. A. b. G. B.) verlangen 
und oberſte Vorausſetzung der neg 
iſt aber, daß Der neg. gestor in der Y 
den Dritten zu obligiren und nicht b 
eigenen Intereſſe, oder aus reiner Yı 
gebandelt bat (vgl. Die Bemerk. zu 
10355 —1042). Der Exequent bandelt a 
im eigenen Antereffe und es wird wol 
lich Jemand bebaupten, er babe die E 
bles in der Abficht geführt, Damit Die a 
Sabaläubiger zum Gelde fommten. 

Geſetzt aber auch, der Erecutionsfübı 
nachweisbarermaßen bles im Intereſſe d 
oder des anderen Mitglänbigers handeln 
ſo würde ihm daraus immer nur ei 
perſönliches Recht gegen dieſe be 
ten Gläubiger zuſtehen und es iſt au 
noch völlig unbegreiflich, woraus ibm 
vilegirtes Pfandrecht gegen die exequirte 
ſache erwachſen ſoll. 


Hauptlüd VII. Bon den Dienfibarkeiten (Servituten). $$. 472476. 261 
lichen Rechten zukommt, fo ift e8 aud in bie Begriffsbeftimmung jelbft nicht auf- 
men 


2) Da die Servitut nothwendig den Vortheil eines individuell beftimmten beredh- 
en Subjectes (Perfon oder Grunbftüdes) bezweden muß, fo ift fie unveräufßerlich 
)unvererblich 2. 

3) Die Servituten find untheilbar, indem fie nicht an einem ibeellen Theile eines 
andftüdes erworben, ausgeübt oder verloren werben können (8. 485, 844)®. Cine 
nahme tritt nur beim ususfructus ein, indem biefer in einem Bezug ber Früchte 
kht und ſich dieſer allerdings theilen Täßt *. 


8, 473. 
Eintheilung der Dienftbarteiten in Grunddienſtbarkeiten und perjönliche. 
Wird das Recht der Dienftbarkeit mit dem Beſitze eines Grundftüides zu deflen vortheil- 
eren oder bequemeren Benutung verfnitpft, fo entfteht eine Grunddienftbarkeit; außerdem 
Ne Dienftbarkeit perſönlich. 


8. 474. 
Eintheilung ber Dienftbarteiten in Feld» unb Hausfervituten. 


Grumbdienftbarkeiten ſetzen zwei Grundbeſitzer vorans, beren Einem als Verpflichteten 
dienſtbare, dem Anderen als Berechtigten das herrſchende Gut gehört. Das herrſchende 
moſtück iſt entweder zur Landwirthſchaft oder zum einem anderen Gebrauche beftimmt; daher 
micheidet man auch die Feld- und Hansfervituten. 


8. 475. 
Gewöhnlidere Arten: 1) Der Hausfervituten. 

Die Handfervitnten find gewöhnlid: 

1) Das Net, eine Laſt feined Gebäudes anf ein fremdes Gebäude zu fehen; 

2) einen Balken oder Sparren in cine fremde Wand einzufügen; 

3) ein Fenſter in der fremden Wand zu öffnen, es ſei des Lichtes oder der Ausſicht 

wegen; 

4) ein Dad oder einen Erfer über des Nachbars Luftraum zu bauen; 

5) den Rauch durch des Nachbars ES chornftein zu führen; 

6) die Dachtraufe auf fremden Grund zu Leiten; 

7 Flüſſigkeiten auf des Nachbars Grund zu gießen oder durchzuführen, 
Durch dieſe und ähnliche Hausfervituten wird cin Hausbeſitzer befugt, etwas auf dem 
ande ſeines Nachbars vorzunehmen, was diejer dulden muß. 


8. 476. 


Durch andere Hausſervituten wird der Befiter des dienftbaren Grundes verpflichtet, etwas 
imterlafien, was ihm fonft zu thun freiftand. Dergleichen find: 
8) fein Haus nicht zu erhöhen; 
9) e8 nit niedriger zu maden; 
10) dem herrſchenden Gebäude Licht und Luft, 
11) oder Ansicht nicht zu benchmen; 
12) die Dachtraufe feines Haufes von dem Grunde des Nachbars, dem fie zur Bewäfle- 
rung feines Gartens oder zur Füllung feiner Eifterne, oder auf eine andere Art 
nüßlid fein Tann, nicht abzuleiten. 


nn Ten 


Dal. Kuntze, a. a. O., S. 254 fü. Windſcheid, $. 205; Evers, ©. 542. Frui 
dgl, Eintenis, I, 552. quidem pro parte possnmus, uti pro parte 
Sl. Sintenis, I, 552; Arndts, 8. 178; | non possumus. 1. 19 D. de usu (7. 8). 
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Siebentes Haupiſtück. 
Bon den Dienftbarkeiten (Serpituten). 


8. 472. 
Begriff des Rechts der Dienſtbarkeit. 


Durch dns Recht der Dienftbarleit wird ein Eigenthümer verbunden, zum Bortheile ein 
Anderen in Rüdficht feiner Sache etwas zu dulden oder zu unterlafien. Es ift ein dingligei 
gegen jeden Befiger der dienftbaren Sade wirlfames Recht. 


Servitut ift ein am ein beftimmtes berechtigtes Subject gebundenes dingliches Ge 
brauchsrecht einer nicht im Eigenthum des Berechtigten befindlihen Sache !. Durch bu 
Gebundenheit an ein beftimmtes berechtigtes Subject, mit deffen Hinwegfallen die Sem 
vituten erlöfchen, unterjcheidet fie fi won den übrigen jura in re aliena. 

Folgerungen aus der Natur der Serpituten find: 

1) Daß Servituten, ſowie dinglihe Rechte überhaupt, nicht in einer Verpflichtung 
einer bejtimmten Perfon zu einer pofitiven Handlung beftehen können (servitus im 


faciendo consistere nequit). 


Da jedoch darin feine Eigenthümlichkeit der Servituten 


liegt, fondern ihnen diefes Merkmal nicht mehr und nicht weniger als allen übrigen 





1.Bgl. Über die Begriffsbeftimmung ber 
Serpituten Elvers, Die röm. Serpvitutenlehre 
(Marburg 1856), 88. 4, 5, und bazu unbe 
in der Heidelberger krit. Ztichr., II (1855), 
©. 232 fg.; Böcking, Inſt., II, 88. 160, 161; 
Bangerow, I, $. 338, Anm. 1; Windfcheid, I, 
8. 200; Sintenis, I, 8. 57; Keller, $. 163; 
Schönemann, Die Servituten (Leipzig 1866), 
©. 25, 28, 55, 56. Streitig iſt e8, ob Die 
Servituten abgelöfte Figentpumsbelanbtpeite 
find. Bangerow, a. a. O., nimmt dieſes bei 
den servitutes praediorum urbanorum an. Bei 
ben übrigen Servituten hingegen ſeien die dem 
Servitutsberedhtigten eingeräumten Berngniffe 
nit fowol von bem Eigenthume wirklich ab- 
gelöft, als vielmehr nur deren Ausübung bem- 
jelben als jelbftändiges dingliches Recht geitattet. 
Es werde alfo nicht eine eigentliche Bermin« 
derung ber Eigenthumsrechte, fondern bios 
eine Beſchränkung des Eigenthumes herbei— 
geführt. Der Gegenſatz zwiſchen wirklicher Ver— 
minderung und bloßer Beſchränkung wird da— 
hin angegeben, daß iu erſterem Falle eine 
Eigenthumsbefugniß ſo gänzlich aus dem Com— 
plex der Eigenthumsrechte ausgeſchieden er- 
ſcheine, daß, um ſie wieder zu vereinigen, ein 
neuer Erwerb von Seite des Eigenthümers 
erforderlich ſei, während im Falle einer bloßen 
Befchränkung mit dem Wegſallen ber Schrante 
von jelbft das bisher beſchränkte Eigenthume- 
recht wieder in feiner vollen Unbefchränktheit 
vorhanden ſei. Es iſt jedoch die Gegenein— 
anderſtellung der Begriffe: beſchränken und 
vermindern, zu unſicher, indem der erſte immer 
auf das zweite hinausläuft (Sintenis, I, 8. 57, 
Anm. 2), Bgl. auch Schünemann, a. a. O., 
S. 19 fg., 22, 23; indſcheid, 8. 200, 


Anm. 3, ©. 561. Ferner ſtreitet man bar 
über, ob das Moment ber Eigenthumsbeſchrän⸗ 
fung überhaupt in die Definition der Dienf 
barteit aufzunehmen fei. Windicheid, a. a. O. 
8. 200, Anm. 3 a. €, will dies aus bem 
Grunde nit, „weil die Eigenthumsbeſchrän⸗ 
fung eine Wirkung der Dienftbarteit fei, aber 
die Dienftbarkeit nicht in ber Gigentbums« 
beſchränkung beftehe”. Richtiger ift es, Die 
Beſchränkung des Eigenthümers deshalb nicht 
in der Begriffsbeſtimmung ber Servituten auf 
zunehmen, weil e8 nicht nothwendig ift, daB 
bie dienende Sade im Eigenthum Jemandes 
jtehe und eine Serpitut vielmehr auch an einer 
res nullius beftehben kann. Bol. auch Elvers, 
S. 30 fg., Schönemann, S. 16 fg. Es ifl 
nämlich 3.8. jehr gut benfbar, daß der Eigen: 
tbümer eines Grundftüdes über ein benach⸗ 
bartcs berrenlofes Grundſtück die Befugniſſe 
eıner Weggerechtigkeit ausübt und biefe alt 
ein Recht für fih in Anſpruch nimmt, ohn 
nur Daran, zu benfen, Eigenthümer bes berrent 
loſen Grundftüdes fein zu wollen. Es ſieh 
nun nicht im Wege, daß ein Dritter dieſe 
berrenlofe Grundſtück occeupirt, jedoch nu 
unter Anerkennung der dem Eigenthümer DE 
benachbarten Grundjtüdes darauf zuftchnr 
Servitut. Wollte man die Mögliclet ve 
Serpituten an herrenlofen Sachen nicht 32 
geben, jo müßte Seder, dem es auch nur ız ? 
eine beftimmte Servitut zu thun ift, immer Er 
herrenlofe Suche vccupiren und dadurch de 
Eigenthumserwerb durch einen Anderen i 
vorherein ausſchließen, um ſich nur Die Mö 
lichkeit der Ausübung der im Eigenthumnsred 4 
liegenden Scrvitutsbefuguiffe zu wahren. 
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gerrjchende Grundſtück den Charakter der Serpitut beftimme und die Servitut, wenn 
Je einem Gebände zufteht, eine ſtädtiſche, jonft eine Ländliche fei. Indeſſen bat auch 
ie entgegengeſetzte Anfiht, daß es auf das dienende Grundſtück ankomme, ob bie 
itut eine ftäbtifhe oder ländliche fei, zahlreiche BVertheidiger gefunden. Nach 
beren ift eine ftäbtifhe Servitut nur dann vorhanden, wenn ſowol herrſchendes als 
ienendes Grundſtück ftäbtifche find. Vangerow? fucht den Unterſchied in inneren 
Mertmalen und nimmt ſtädtiſche Servituten gleihbedeutend mit servitutes faciendi und 
die ländlichen mit servitutes habendi und prohibendi. Das öfterr. Recht hat die zu- 
ft angeführte Anſicht aboptirt ($. 474). Nach Elvers * wäre dieſer Unter- 
heitung ſchen nad) röm. Recht gar keine principielle Bedeutung beizulegen und gelten 
Ir ſtädtiſche und ländliche Servituten dieſelben Rechtsregeln. Unzweifelhaft iſt dieſes 
ch öſterr. Recht der Tall. 

Antere Eintheilungen ber Gervituten find die in affirmative und negative, je 
taten das benfelben entſprechende Recht für den Berechtigten eine pofitive Befugnif 
der ein bloßes Unterſagungsrecht enthält (88. 475 a. E., 476); ferner in ſtändige 
der unjtäntige (continuae oder discontinuae), je nachdem das darin enthaltene Be— 
ugniß auf Aufrehthaltung eines ununterbroden dauernden Zuftandes geht, wie 
- B. bei den negativen Cervituten, ober in einem nur öfters wieberfehrenven Handeln 


eftebt. 






8. 480. 
Erwerbung bes Rechts der Dienftbarfeit. Titel zur Ermwerbung. 
Der Titel zu einer Serpitut ift auf einem Vertrage, auf einer lebten Wilienserflärung, 
af einem bei der Theifung gemeinichaftliher Grunditüde erfolgten Rechtsſpruche, oder 
adlich auf Verjährung gegründet. 


8. 481. 
Ermwerbungdart. 

Das dinglihe Recht der Dienftbarfeit Tann anf unbeweglide Sachen und überhaupt auf 
Ihe Gegenitände, die in üffentlihen Büchern eingetragen find, une durch die Eintragung 
ı Diefelben erworben werden; anf andere Saden aber erlangt man es durch die oben 
8. 126—428) angegebenen Arten der Ucbergabe. 


KRüdjihtlid rer Erwerkung ter Servitnten gilt nichts Abweichendes von der Er- 
erbung dinglicher Nechte überhaupt. Pal. hierüber Die Bemerk. zu den 8$. 316— 
20, 423—430 und 131—437. 


8, 482. 
Rechtsverhältniß bei ven Tienftbarleiten. Allgemeine Vorſchriften über bas Recht der Dienſtbarkeit. 

Alle Servituten Tommen darin überein, dab der Beſitzer der dienftbaren Sachen in der 
egel nidjt verbunden ift, etwas zu thun, jondern nur cinem Anderen die Ausübung eines 
cht3 zu gejtatten, oder das zu unterlafien, was er als Eigenthümer fonft au thun be 
htigt wäre. 


8.489. 

Daher muß auch der Aufwand zur Erhaltung und Serftellung der Sache, welde zur 
ienftbarfeit beſtimmt ijt, in der Negel von den Berechtigten getragen werden. Wenn aber 
efe Sache aud von dem Verpflichteten bennst wird, fo muß er verhältnißmäßig zu dem 
ufwande beitragen, und nur durch die Abtretung derſelben an den Berechtigten Tann er fich, 
ıd ohne deflen Beiſtimmung, von dem Beitrage befreien. 





* Nangerom, 1, 8. 339, Anm. Vgl. Evers, Elvers, ©. 377. Tl: Dagegen Böcking, 
. 319 io. Suft., 1, 8. 161, Anhang 1 
5 Vgl. auch Unger, Entwurf, S. 254, 255. 
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8. 484, 


Der Beſitzer des herrſchenden Gutes Tann zwar fein Recht auf bie ihm gefälfige | 
andüben, doch dürfen Servituten nicht erweitert, fie müflen vielmehr, infoweit es ihre N 
und der Zwed der Beſtellung geitattet, eingeſchränkt werden. 


8. 485. 


Keine Servitnt läßt fi eigenmächtig von der dienftbaren Sache abfondern, noch auf eine 
andere Sache oder Perfon übertragen. Auch wird jede Servitut infofern für umtheilbar ge 
halten, als das auf dem Grundftüde haftende Recht durd Vergrößerung, Verkleinerung ie 
Zerſtückung deſſelben weder verändert, noch getheilt werden Kann, 


8. 486. 


Ein Grundſtück Tann mehreren Perfonen zugleich dienftbar fein, wenn anders bie älteres 
Rechte eines Dritten nicht darunter leiden. 


Im Wefen der Servituten als dinglicher Nutzungsrechte liegt e8, daß der Pefiker: 
ber dienenden Sache zu feiner pofitiven Leiſtung an ven Servitutäberechtigten verpflichtet 
fein kann. Es fallen daher Verpflichtungen des Eigenthümers, wie z. B. die Wege 
herzuftellen, die Röhren zur Wafferleitung zu legen, ganz außer ven Servitutsbegriff 
und. find blos obligatoriſche Rechtsverhältniſſe, melde zufällig mit der Servitut ver 
bunden find, dem Die Herftellung der zur Ausübung der Servitut erforderlichen Bars 
rihtungen und Reparaturen eine Vorausfegung der Ausübung der Servituten if, 
ſomit tem Serpitutberechtigten zur Laft fällt !, wozu aber aud ber Eigenthümer ver 
bienenden Sache infoweit beizutragen hat, als er felbft Nutzen zieht (8. 483) 2. 

Servituten find, ſoweit e8 ihre Natur und der Zwed ihrer Beſtellung gejtattet, 
einzufhränfen (8. 484), eine Vorſchrift, welche jedoch nur als Interpretationsregel zur 
Anwendung kommen Tann 3. 

Da die Servituten das Eigenthumsredht nur infoweit beſchränken, als dieſes zur 
Ausübung der Servitut erforderlid, ift, fo faun der Eigenthümer Der dienenden Sade 
mehreren Perfonen eine Servitut beftellen ($. 486). Ueber den 8. 485 vgl. bie 
Bemerk. zu 8. 472. 


8. 487. 
Anwendung auf bie Grundbienftbarteiten, insbefondere auf das Recht, eine Laſt, einen Balken auf frembem Gebände 
zu haben, oder den Rauch durchzuführen. 

Nach den Hier aufgeſtellten Grundſätzen jind die Rechtsverhältniſſe bei dem befonderrs 
Arten der Servituten zu beitimmen. Wer alfo die Yait des benachbarten Gebändes zu tragen, 
die Einfügung des fremden Balkens au feiner Wand, oder den Durchzug des fremden Raudes 
in feinem Schornfteine zu dulden hat, der muß verhältnigmäsig zur Erhaltung der dazn be: 
ftimmten Maner, Säule, Wand oder des Schorniteines beitragen. Es kaun ihm aber nicht 
zugemuthet werden, daß er das herridende Gut unterſtützen oder den Schornftein des Na 
bars ausbeſſern laſſe. 


Die Servituten, die Laſt des benachbarten Gebäudes zu tragen (serv. oneri 
ferendi), und das Net, einen Balken auf frembem Gebäude zu haben (serv. umi 
immittendi), unterjheiden ſich dadurch, daß bei der erſteren Theile des . herrſchenden 
Gebäudes in der dienenden Wand ihren Stůtzpunki finden und nur vermittelſt derſelben 
erhalten werben, während bei der letzteren blos Theile Des herrſchenden Haufes in bie 
dienende Wand hineinragen, ohne daß ihnen dieſe als Stützpunkt dient. Welche von 





ı Etwas Abweichendes galt nach röm. Recht | [7. Aufl.), S. 716) entſchieden, ob dem Eigen⸗ 
bei der serv. oneris ferendi. Bgl. die Bemerk. | thümer der dienenden Sache ein concurrirenttt 
zu 8. 487, Anm. 1. Gebranch mit dem Servitutsberechtigten | 

? Durd Diefe Beftimmung des A. b. G. B. | kommt. Bgl. Unger, Entwurf, ©. 261 
ift zugleich Die Streitfrage Des ro. Rechte 3 Bol. bierüber Elvers, ©. 205 fg. 

(vgl. Bargerow, I, $. 34U, Anm. 2, Abjag 4 
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.berrichende Gruntftüd den Charakter der Serpitut beftimme und die Servitut, werm 
fe einem Gebäude zufteht, eine ſtädtiſche, fonft eine Ländliche ſei. Indeſſen hat auch 
vie entgegengefegte Anficht, daß es auf das dienende Grundſtück anfomme, ob bie 
Servitut eine ftädtifche oder ländliche fei, zahlreiche Vertheiviger gefunden. Nach 

Anderen ift eine ftädtifche Servitut nur dann vorhanden, wenn ſowol herrichenves als 

dienendes Grundſtück ftäbtiihe find. Vangerow? fucht den Unterfchied in inneren 

Merkmalen und nimmt ftäbtiihe Servituten gleichbedeutend mit servitutes faciendi und 

die ländlichen mit servitutes habendi und prohibendi. Das öfterr. Recht hat die zu- 

erſt angeführte Anfiht adoptirt ($. 474). Nach Elvers * wäre dieſer Unter- 
ſcheidung ſchen nah röm. Recht gar feine principielle Bedeutung beizulegen und "gelten 
fir ſtädtiſche und ländliche Servituten dieſelben Rechtsregeln. Unzweifelhaft iſt biejes 

aach öfterr. Recht der Fall 6. 

Andere Eintheilungen der Servituten ſind die in affirmative und negative, je 
nachdem das denſelben entſprechende Recht für den Berechtigten eine poſitive Befugniß 
eder ein bloßes Unterſagungsrecht enthält (88. 475 a. E., 476); ferner in ſtändige 
oder unftändige (continuae oder discontinuae), je nachdem das darin enthaltene Be— 
fugnig auf Aufrechthaltung eines ununterbrodhen dauernden Zuſtandes geht, wie 
3 2. bei den negativen Servituten, oder in einem nur öfters wieberfehrenden Handeln 


beiteht. 









8. 480. 
Ermwerbung des Rechts der Tienftbarkeit. Titel zur Erwerbung. 
Der Titel zu einer Servitut ift anf einem Vertrage, anf einer lebten Willenserklärung, 
auf einem bei der Theilung gemeinfchaftliher Grundftüde erfolgten Rechtsſpruche, oder 
endlich auf Berjührung gegründet. 


8. 481. 
Erwerbungsart. 

Das dinglihe Recht der Dienftbarfeit kann anf unbeweglihe Sahen und überhaupt anf 
Isihe Gegenitände, die in öffentlichen Büchern eingetragen find, nur duch die Eintragung 
in diefelben erworben werden; anf andere Sachen aber erlangt mau es durch die oben 
(88. 426128) angegebenen Arten der Uebergabe: 


Rüdfichtlih der Erwerbung der Servituten gilt nichts Abweihendes von der Er- 
werbung dinglicher Rechte überhaupt. Vgl. hierüber Die Bemerk. zu den 88. 316— 
320, 423—430 und 431—437. 


8. 482. 
Rechtsverhältniß bei den Dienftbarleiten. Allgemeine Vorſchriften über das Recht der Dienfibarleit. 

Alte Servituten fommen darin überein, daB der Beſitzer der dienftbaren Sachen in der 
Regel nicht verbunden ift, etwas zu thun, fondern nur einem Anderen die Ausübung eines 
Mechts zu geitatten, oder das zu unterlafien, was cr als Eigenthümer fonft zu ihun be 
redtigt wäre. 


8. 483. 


Daher muß auch der Aufwand zur Erhaltung und Herftellung der Sache, welde zur 
Dienſtbarleit beſtimmt ift, in der Negel von dem Berechtigten getragen werden. Wenn aber 
Biefe Sache and von den: Verpflichteten beunst wird, fo muß er verhältuigmäßig zu dem 
YAufwande beitragen, und nur durch die Abtretung derſelben an den Berechtigten Tann er fi, 
auch ohne defien Beiltimmung, von dem’ Beitrage befreien. 





® Bangerow, I, $. 339, Anm. Pal. Eivert, * Eivers, ©, 377. Bol. dagegen Böding, 
©. 319 tg. Inſt. U, 8. 161, Anhang 1. 
° Bol. auch Unger, Entwurf, S. er, 2. 
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8. 484, 


Der Befiger des herrſchenden Gutes Tann zwar fein Recht auf bie ihm gelällige Art 
angüben, doch dürfen Servituten nicht erweitert, fie müſſen vielmehr, infoweit es ihre Hetar 
und der Zwei der Beitellung neitattet, eingejchränft werden. 


8. 485. 


Keine Servitut läßt fi eigenmädhtig von der dienftbaren Sache abfondern, mad auf eine 
andere Sache oder Perfon übertragen, And wird jede Servitut infofern für nutheilbar ge- 
halten, als das anf dem Grundftüde haftende Recht dur Vergrößerung, Berlieinerung oder 
Zerftüdung deſſelben weder verändert, noch getheilt werden Tann. 


8. 486. 


Ein Grundſtück Tann mehreren Berfonen zugleich dienftbar fein, wenn anders die ältere 
Rechte eines Dritten nicht darunter leiden. 


Im Welen der Servituten als dingliher Nutzungsrechte liegt e8, daß ter Beliger 
ber dienenden Sache zu Feiner pofitiven Leiftung an den Servitutöberechtigten verpflichtet 
fein Mann. Es fallen daher Verpflichtungen des Eigenthümers, wie 3. B. die Wege 
berzuftellen, die Röhren zur Wafferleitung zu legen, ganz außer den Servitutsbegriff 
und. find blos obligatorifhe Rechtsverhältniſſe, weldye zufällig mit ber Cervitut ver 
bunden find, indem die Herftellung der zur Ausübung der Serpitut erforderlichen Bor 
rihtungen und Reparaturen eine Borausfegung der Ausübung der Servituten if, 
ſomit dem Servitutberedhtigten zur Laſt füllt, wozu aber aud der Eigenthümer be 
bienenben Sache infoweit beizutragen hat, als er felbft Nugen zieht ($. 483) ?. 

Gerpituten find, ſoweit es ihre Natur und der Zweck ihrer Beſtellung geſtattet, 
einzuſchränken ($. 484), eine Vorſchrift, welche jedoch nur als Interpretationsregel zur 
Anwendung kommen Tann 3. 

Da die Servituten das Eigenthumsredht nur infoweit bejchränten, als Diefes zur 
Ausübung der Servitut erforderlich ijt, fo faun der Eigenthümer der dienenden Sad 
mehreren Perfonen eine Servitut Leftellen ($. 486). Ueber den 8. 485 vgl. die 
Bemerk. zu 8. 472. 


8. 487. 
Anwenbung auf bie Grunbdbienftbarfeiten, insbefondere auf das Necht, eine Laſt, einen Ballen auf fremdem Gebäude 
zu haben, oder den Rauch durchzuführen. 

Nach den Hier aufgeſtellten Grundſätzen jind die Rechtsverhältniſſe bei den befonderen 
Arten der Servituten zu beitimmen. Wer alfo dic Yaft des benadhbarten Gebäudes zu tragen, 
die Einfügung des fremden Balkens an feiner Wand, oder den Durchzug des fremden Rauches 
in feinem Schorniteine zu dulden hat, der muß verhältnigmänig zur Erhaltung der dazu be- 
ftimmten Mauer, Säule, Wand oder des Schorniteines beitragen. Es Tann ihm aber nicht 
zugemuthet werden, daß er das herrſcheude Gut unterftüen oder den Scornitein des Nad- 
bare ausbefiern laſſe. 


Die Servituten, die Paft des benachbarten Gebäudes zu tragen (serv. oneris 
ferendi), und das Net, einen Balken auf fremden Gebäude zu haben (serv. tigni 
immittendi), unterfcheiden fih dadurch, daß bei ver erjteren Theile des .herrfchenden 
Gebäudes in der dienenden Wand ihren Stüßpunft finden und nur vermittelſt derſelben 
erhalten werden, während bei der letzteren blos Theile des herrſchenden Hanfes in bie 
dienende Wand hineinragen, ohne daß ihnen diefe ala Stützpunkt dient. Welche von 


ı Etwas Abweihendes galt nah rim. Recht [7. Aufl), ©. 716) entſchieden, ob tem Eigen- 
bei ber serv. oneris ferendi. Bzl. Die Bemerk. | tbimer der dienenden Sade ein concurrirender 
zu 8. 487, Am. 1. Gebrauch mit dem Servitutsberechtigten zu 
2 Dur dieſe Beſtimmung des A. b. G. B. | kommt. Bgl. Unger, Entwurf, S. 261 fa. 
iſt zugleich die Streitfrage des röm. Rechts »Bgl. hierüber Elvers, ©. 205 fg. 

(dgl. Bangerow, I, $. 340, Anın. 2, Abſatz 4 
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8. 498. 
Weiderecht. 
FA bei Erwerbung des Weiderechts die Gattung und die Anzahl des Triebviehes, ferner 
e Zeit und das Maß des Genufles nicht beftimmt worden, fo ift der ruhige dreißigjährige 
fig zu ſchützen. In zweifelhaften Fällen dienen folgende Vorfchriften zur Richtſchnur. 


8. 499. 
Gefeglihe Beftimmung: 1) Ueber bie Gattung bes Triebviches. 

Tas Weiderecht erftredt fih, infoweit die politifden nud im Forſtweſen gegebenen Ber- 
Anungen nicht entgegenitchen, auf icde Gattung von Zug-, Rind- umd Schafvieh, aber 
icht auf Schweine und Federvieh, chenfo wenig im waldigen Gegenden auf Ziegen. Un⸗ 
ines, ungeinndes und fremdes Vieh ift ftetd von der Weide ausgeſchloſſen. 


8. 500. 
3) Deſſen Anzahl. 

Hat die Anzahl des Trichviches während der Testen dreißig Jahre abgewechſelt, fo muß 
28 dem Triebe der drei erften Jahre die Mittelzahl angenommen werden. Erhellt auch 
iefe nicht, fo iit theil® auf den Umfang, theils auf die Beſchaffenheit der Weide billige 
üdficht zu nehmen, und dem Berechtigten wenigftend nicht geftattet, daß er mehr Vieh auf 
r fremden Weide halte, als er mit dem anf dem herrſchenden Grunde erzeugten Futter 
wgwintern lanu. Säugevieh wird nicht zur beftimmten Auzahl gerechnet. 


8. 501. 
3) Triftzeit. 
Die Triftzeit wird zwar überhaupt durch den in jeder Feldmarle eingeführten unange⸗ 
Steuen Gebrauch beftimmt; alfein in Teinem alle darf der vermöge politiſcher Beſtim⸗ 
mgen geordnete Wirthſchaftsbetrieb dur die Verhütung verhindert oder erſchwert werden, 


8. 502. 
4) Maß des Genuffes. 

Ter Genuß des Weiderechts erftredt fih auf feine andere Benubung. Der Bercchtigte 
ırf weder Gras nähen, nod in der Regel den Eigenthümer des Grundftüdes von der Dit: 
eide ausſchließen, am weniniten aber die Zubitanz der Weide verlegen. Wenn ein Schade 
abefürchten iſt, muß er fein Vieh von einem Hirten hüten laſſen. 


8. 508. 
Anwendung diefer Beftimmungen auf andere Servituten. 

Ras bisher in Rückſicht anf das Weiderecht vorgefchrichen worden, ift verhältnismäßig 
ud auf dic Rechte des Thierfanges, des Holzſchlages, des Steinbredens und die übrigen 
-erditnten anzuwenden. (Glaubt Jemand diefe Rechte auf das Miteigenthum gründen zu 
zuuen, fo jind die darüber entjtchenden Streitigkeiten nad den in dem Hauptſtücke bon der 
emtinſchaft des Eigenthumes enthaltenen Grundjägen zu enticheiden. 


In Weſen des Weiderechts (jus pascendi), al® einer Nealfervitut, liegt es, daß 
8 Rich, weldes auf das dienende Grundſtück getrieben werten darf, durch jene 
Theitöfraft, Ten Dünger oder Die fonftigen Nugungen dem herrſchenden Grundſtücke 
m Vortheil ſein muß!. Die SS. 498—502 enthalten ausführliche Beſtimmungen, 
m melden Grundſätzen bei der Beurtheilung des Umfanges tes Weiderechts rüdjicht- 
H Gattung und Menge des Viches, der Triftzeit und des Maßes des Genuſſes aus— 
tgehen fei. In zweifelhaften Fällen hätte die Auslegungsregel des 8. 484 zur An— 
endung zu kommen. 

Das Recht Der Mithnt Kann dem Befiker des dienenden Grundſtückes nur 
nn abgefpredyen werben, wenn ten Berechtigten eine bejtimmte Anzahl Ihiere zuge: 


— 
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I Bol. Elvers, S. 416. 
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8. 492. 
Recht des Fußſteiges, Viehtriebes und Fahrweges. 

Das Recht des Fußſteiges begreift das Recht in fih, auf dieſem Steige zu gehe 
von Menſchen tragen oder andere Menſchen zu fi Tommen zu lafien. Mit dem Bic 
ift das Recht, einen Schieblarren zu gebrauhen, und mit dem Fahrwege bad Red 
einem oder mehreren Zügen zu fahren, verbunden. 


$. 493. 


Hingegen Taun, ohne befondere Bewilligung, dad Recht, zu geben, nicht auf das 
zu reiten, oder fi) dur Thiere tragen zu laſſen, weder dad Recht des Vichtriebes a 
Recht, ſchwere Laften liber den dienitbaren Grund zu fchleifen, noch das Recht, zu fahr: 
das Recht, freigelaflenes Vieh darüber zu treiben, anögebehnt werden. 


8. 494. 


Zur Erhaltung des Weges, der Brücken und Etege tragen verhältnißmäßig alle Br 
oder Grundbeſitzer, denen der Gebrauch derfelben zufteht, folglich and der Beſitzer des 
baren Grundes, jo weit bei, als cr davon Nutzen zieht. 


8. 495. 
Raum bierzu. 


Der Ranm für diefe drei Servitnten maß dem nöthigen Gebrande und den Umf 
deö Ortes angemefien fein. Werden Wege und Etege durch Ueberfhwemmung oder 
einen anderen Zufall unbraudbar, fo muß bis zu der Herſtellung in den vorigen é 
wenn nicht ſchon die politifhe Bchörde cine Vorlehrung getroffen hat, ein nener Rau 
gewiefen werden, 


Der $. 492 unterjcheidet, wie Lies ſchon nad) röm. Recht üblich war, dre 
fchiedene Arten von Wegjervituten: das Recht des Fußſteiges (iter), des Vieht 
(actus) und des Fahrweges (via). Nach dfterr. Recht begreift das Recht bes 
Ir das Recht, zu reiten oder fih durch Thiere tragen zu laffen, nicht ü 

493) 1. Der Unterfhied zwiſchen dem Rechte des Viehtriebes und des Fahr 
egt darin, daß erfteres blos das Befugniß enthält, mit einem Sciebfarren zu fi 
im [etteren aber das Recht, zu fahren, ohne Einfhränfung gelegen iſt ($. 492). 
fefter Weg wird zur Servitut des Fahrweges nicht erfordert 2. 

Im Rechte des Viehtriebes ift auch das Recht bes Fußſteiges und im Recht 
Fahrweges das Recht des Viehtriebes enthalten. 


8. 496. 
Recht, Waſſer zu ſchöpfen. 
Mit dem Rechte, fremdes Waſſer zu ſchöpfen, wird auch der Zugang zu dem 
geſtattet. 
8. 497. 
Recht der Waſſerleitung. 


Wer das Recht Hat, Waſſer von fremdem Grunde anf den ſeinigen, oder von | 
Grande auf fremden zu leiten, ift auch beredtigt, die dazu nöthigen Röhren, Rinne 
Schlenßen auf eigene Kojten auzulegen. Das nit zu überfchreitende Maß dieſer Yı 
wird durch dad Bedürfniß des herrichenden Grundes feſtgeſetzt. 


ı Nah rim. Recht galt ſowol das Recht, | zwtichen ber serv. actus und viae in den 
fich (gleichviel ob durch Menfchen oder Thiere) Weg ſetzen. So bebauptet Elvers, ©. 
in einer Sänfte tragen zu laſſen, als das Recht, | das Recht auf die Straße ſei der nächſt 
zu reiten, in dem Recht des Sußfteiges, wenn | unmittelbare Inhalt Der serv. viae nl 
es ohne nähere Beſtimmung eingeräumt wurde, | eine weitere Conſequenz dieſes Rechts f 
mit inbegriffen. Vgl. Bangerom, I, g. 341, | dort geben, fahren ꝛc., zu können. DB 
Anm. 1. Allgemeinen liber dieſe Drei Arten von x 

2 Anders nach rom. Recht, nach welchem | tuten Windſcheid, 8 . 211; Bangerom, I, $ 
Einige foger den charakteriftifchen Unterfchied ' Anm.; Sintenis, 1, 8. 63. 
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8. 498. 
j Weiderecht. 
IH bei Erwerbung des Weiderechts die Gattung und die Anzahl des Triebviches, ferner 
Ele Zeit und dad Maß des Genufies nicht beftimmt worden, fo ift der ruhige breißigjährige 
‚ Befig au ſchützen. In zweifelhaften Fällen dienen folgende Vorſchriften zur Richtſchuur. 


8. 499. 
Geſetzliche Beftimmung: 1) Ueber die Gattung bes Triebviehes. 

Das Weiderecht erftredt fi, infoweit die politifchen mud im Forſtweſen gegebenen Ver⸗ 
Srönungen nicht entgegenitchen, auf jede Gattung von Zug:, Rind- und Schafvieh, aber 
nicht auf Schweine und Federvieh, ebenſo wenig im waldigen Gegenden auf Ziegen. Un⸗ 
wined, uugeiundes und fremdes Vieh iſt ftets von der Weide ansgeihlofien. 


8. 500. 
2) Defien Anzahl. 

Hat die Anzahl des Triebviches während der Testen dreißig Jahre abgewechſelt, fo muß 
sus dem Triebe der drei erften Jahre die Mittelzahl angenommen werden. Erhellt and) 
biefe nicht, fo ift theild auf den Umfang, theils anf die Beichaffenheit der Weide billige 

Rürkſicht zu nehmen, nnd dem Berechtigten wenigitend nicht geftattet, daß er mehr Vich auf 
k.ber fremden Weide Halte, ale er mit dem anf dem herrſcheuden Grunde erzeugten Futter 
i surdwintern lanu. Cäugevich wird nicht zur beſtimmten Anzahl gerechnet. 


8. 501. 
3) Triftzeit. 
Die Triftzeit wird zwar überhaupt durd den in jeder Feldmarke eingeführten unauge- 
fochtenen Gebrauch beſtimmt; allein in keinem alle darf der vermöge politiſcher Beſtim⸗ 
mungen geordnete Wirthichaftäbetrich dur die Verhütung verhindert oder erſchwert werden. 


8. 502. 
4) Maß des GSenufles. 

Der Genuß des Weiderechts erſtreckt fi anf feine andere Benutzung. Der Berechtigte 
barf weder Gras mähen, nod in der Regel den Eigenthümer des Grundftüdes von der Mit: 
weide ausſchließen, am weniniten aber die Subjtanz der Weide verlegen. Wenn ein Schade 
zu befürchten ift, muß er fein Vich von einem Hirten hüten lafien. 


8. 505. 
Anwendung diefer Beſtimmungen auf andere Servituten. 

Ras bisher in Rüdjiht auf das Weiderecht vorgefchriehen worden, ift verhältnißmäßig 
auch auf die Rechte des Thierfanges, dee Holzſchlages, des Steinbrechens und die übrigen 
Ecrvitnten anzuwenden. Glaubt Jemand diefe Rechte auf dag Miteigeuthum gründen zu 
Tonnen, fo find die darüber entitchenden Streitigkeiten nad) den in dem Hanptitüde von der 
Gemeinihaft des Eigenthumes enthaltenen Grundſätzen zu entſcheiden. 


Im Weſen des Weiderechts (jus pascendi), als einer Realſervitut, liegt es, daß 
das Vieh, welches auf das dienende Grundſtück getrieben werden darf, durch ſeine 
Arbeitskraft, den Dünger oder die ſonſtigen Nutzungen dem herrſchenden Grundſtücke 
zum Vortheil ſein map. Die 88. 498—502 enthalten ausführliche Beſtimmungen, 
ven welchen Grundſätzen bei ter Beurtheilung tes Umfanges des Weiderechts rüchſicht— 
lich Gattung und Menge des Viehes, der Triftzeit und des Maßes des Genuſſes aus— 
zugehen ſei. In zweifelhaften Fällen hätte die Auslegungsregel des 8. 484 zur An— 
wendung zu kommen. 

Das Recht ter Mithut kann dem Beſitzer des tienenden Grundjtüdes nur 
dann abgefprehen werden, wenn dent Berechtigten eine beſtimmte Anzahl Thiere zuge— 


—ö 
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I Dal. Elvers, S. 416. 
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ftanden ift und dieſe feine genügende Weide finden wilrden, wenn das Vieh bes Ber ' 


lafteten ebenfalls meiden würde ?. 


Iſt eine beftimnte Anzahl nicht feftgefeßt, fo fteht das Weivereht den Beſitzern | 
des herrſchenden und dienenden Grundſtückes verhältnigmäßig nah dem Bedarfe tes 


Biehftandes auf beiden Grundftüden zu. 


Reicht die Weide nicht für beive Heerben aus, 


jo gebührt im Zweifel dem Eigenthümer des Grundftüdes ein Vorzugsrecht ?. 


8. 504. 
Perſönliche Dienſtbarkeiten; insbeſondere das Recht des Gebrauches. 
Die Ausubnug perſönlicher Servituten wird, wenn nichts Anderes verabredet worden iR, 
nach folgenden Grundſätzen beſtimmt: Die Servitut des Gebranches beſteht darin, def 
Jemand befugt iſt, eine fremde Sache, ohne Verletzung der Subſtauz, blos zu feinem Be 


dürfnifle zu benntzen. 


8. 505. 
Beſtimmung in Rüdfiht der Nugungen. 
Wer aljio das Gebrauchsrecht einer Sache hat, der darf, ohne Rüdfiht auf fein übrige 
Vermögen, den feinem Stande, feinen Gewerbe und feinem Hausweien angemeflenen Nuber 


davon zichen. 


$. 506. 


Das Bedürfniß ift nach dem Zeitpunfte der Bewilligung des Gebraudes zu beftimmen. 
Nachfolgende Veränderungen in dem Stande oder Gewerbe des Berechtigten geben Teinca 


Anfprud anf einen auögedehnteren Gebraud. 


8. 507. 
Beſtimmung in Rüdfiht der Subftanz. 
Ter Beredhtigte darf die Subjtanz der ihm zum Gebrauche bewilligten Sache nicht ver: 
ändern; er darf auch dad Recht an keinen Anderen übertragen. 


8. 508. 
Beftimmung in Rüdficht der Laften. | 
Alle Benutzungen, die fi ohne Störung des Gebrauchsberechtigten aus der Sache fhöpfen | 


lafien, Tommen dem Cigeuthümer zu ftatten, 


Diefer ift aber verbunden, alle ordentliden 


und anßerordeutliden auf der Sache hafteuden Laften zu tragen und fie anf feine Koften in 


nutem Stande zu erhalten. 


Mur wenn die Koften - denjenigen Nuten überfteigen, der dem 


Eigenthümer übrig bleibt, muß der Beredhtigte den Ueberſchuß tragen oder vom Gebraucht 


abſtehen. 


Unter der Dienſtbarkeit des Gebrauchsrechts (usus) verſteht man nach röm. Recht 
Das dingliche Recht, eine fremde Sache mit Schonung ihrer Subſtanz ordnungsmäßig, 
jedoch ohne das Recht, ſich deren natürliche Erzeugniſſe anzueignen, nach 


ſeinem individuellen Bedürfniſſe zu benuken 1. 


2 Bol. Luden, Die Lehre von den Servi— 
tuten (Jena 1837), ©. 66 fa. 

3 Bgl. Yuden, ©. 67, und ilber Die Weide- 
geredhtigfeiten überhaupt and noch Koch, TI, 
88. 344 fg.; Mittermaier, Grundſätze des gem. 
deutſchen Privatrechts (7. Aufl., Regensburg 
1847), I, 88. 168 fg.; ®erber, Syſtem bes 
deutſchen Privatrechts (8. Aufl., Jena 1863), 
88. 145 fg. 

I Cui usus relictus est, uti potest. 1. 2 
pr. D. de usu (7. 8). (Pompon.) ait, et si 
tibi usus, mihi fructus legetur, concurrere 
nos in usu, me solum fructum habiturum 
( 14. $. 2 D. de usu). Poterit autem apud 


Indeſſen wurde ſchon nad 


aliıum esse usus, apud alium fructus sine 
usu. 1. 14. 8.3 D. de usu. 

Deutlib tritt nah röm. Recht der Unter 
ſchied zwifchen usus und ususfructus beim usus 
an Sklaven hervor. Der usuarius eines Sklaven 
erwarb nicht den von Diefem durch bie einem 
Anderen geleifteten Dienfte gemachten Erwer, 
weil in der Aneignung dieſes Ermerbes nidt 
bie Befriedigung feines individuellen Nutungt 
bebürfniffes liegt, wogegen ihm allerdings das 
Recht zuftand, cine mietbweife übernonmene 
und von ihm felbft zu verrichtende Arbeit dur 
ben Sklaven verrichten zu laſſen. Vgl. Böding, 
$nft., II, 8. 167, lit. c. 
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im. Recht nad) der wahrfcheinlihen Abficht des Verleihers das Recht des usus er⸗ 
witert, dem Uſuar aud) das Recht des Bezuges von Früchten, jedoch nur zum 
mmiüttelbaren eigenen Verbrauche nach feinem perſönlichen Bedarf zugeftanden ? und 
aitunter Der usus dem ususfructus jogar vollkommen gleichgeftellt. 

Die Ältere Auffaffung des usus, welche auch in das A. b. G. B. übergegangen ift, 
ging dahin, daß das Gebrauchsrecht zu jeder Art von Nutzung ermächtige, folange fie 
fh auf das ftricte Bebürfniß des Berechtigten beichränte (8. 504). Das Bebürfuiß 
M nah $. 506 nad) dem Zeitpunfte der Beftellung des Rechts zu beurtheilen, ſodaß 
nachgefolgte Beränterungen in dem Stande oder Gewerbe veilelben auf feine Auspeh- 
mung Des Rechts Anſpruch geben. Allerdings wird aber eine Veränderung der Zahl 
ber Hamilienangehörigen ven Umfang deſſelben erweitern oder verringern. Denn ber 
Unar ift nicht als Individuum, fontern als Vermögen habente Berfon, als Mitglied 
mer Familie berechtigt *. Er kanu alfo die Sache felbft benugen und durch feine 
Angehörigen benutzen laffen, keineswegs aber felbft auch nur die bloße Ausübung feines 
Rechts auf einen Anderen übertragen *. 

Alle Nußungen, welche aus der bienfibaren Sache gezogen werben fünnen, ohne 
daß ter Servitutsberechtigte in feinem Rechte beeinträchtigt wird, fallen felbftverftänd- 
Ch vem Cigenthümer zu. Diefer hat jedoch nad) öjterr. echt, foweit die ihn zu 
Orte kommenden Nutzungen reihen, Lie uſuariſche Sache nicht nur auf eigene Koften 
in gutem Stande zu erhalten, fondern fogar aud alle fonftigen barauf haftenven, 
rdentlihen und aufßerordentlihen Laften zu tragen, fodaß ter Ufuar nur injofern 
beizutragen bat, als diefe Koften den dem Cigenthüner verbleibenden Nußen über- 
Reigen. 

j Nah röm. Neht war blos für eimen fpectellen Fall ausgefproden, daß ber 
Eigenthünter, wenn er aus der Sache Nutzen zieht, die barauf haftenden Yaften allein 
m tragen habe und nur dann von der Verpflichtung frei werte, wenn er felbft gar 
keinen Vortheil aus verfelben bezieht d. Nach öſterr. Recht ift diefe fpecielle Vorſchrift 





? Dieſes mar vorzüglih dann der Fall, 
wenn fih außer den Früchten keine Nutzungen 
a6 dem usus unterworfenen Sachen ziehen 
laſſen. Hier batte der Ujuar das Recht, fich 
fe viel von den Erträgniffen anzueignen, als 
& für ſich und für jeine Familie bedurfte, 
md wenn ein felher Fruchtbezug unthunlich 
Bar, jo viel Davon zu verfaufen, ala erforderlich 
War, um einen ſolchen Gebrauch zu erjegeit. 
„Dirus Hadrianus cum quibusdam usus 
silvae legatus esset, statuit fructum quoque 
eis leyatum videri, quia, nisi liceret legata- 
riis caedere silvam et vendere, quemad- 
Bodum usufructuariis licet, nihil habituri 
esent ex legato’. 1. 22 pr. D. de usu 
(7.8), Vgl. Evers, S. 617; Schönemanı, 
©, 36 ji, 30 fg. 

*Böcking, $. 167, Anm. 23. Deshalb find 
m g. 506 gewiß nicht ohne Abſicht Die im 
- 505 vorkommenden Worte „feinen Haus— 
»eſen“ hinweggelaſſen worden. 

* Nec ulli alii jus, quod habet, aut ven- 
Cre aut locare aut gratis concedere potest, 
» 11. de usu (2. 5). Item is, qui acdium 
Sum habet, hactenus jus habere ıntelligitur, 
t ipse tantum habitet, nee hoc jus ad 
ljum transferre potest, et vix receptum 
Sse videtur, ut hospitem ei recipere liceat:; 
ed cum uxore sua, liberisyue suis, item 
ibertis, nec non aliis liberis personis, qui- 
Ms non minus quam servis utitur, habitandi 
ıs habet, 8. 2 1. de usu (2, 5). Per Sak: 
Gr darf Das Recht au keinen Anderen 
bertragen“, ſtimmt, wie Unger (Entwurf, 


S. 285, Anm. 1) bemerkt, mit dem röm. 
„nec hoc jus ad alium transferre potest“ 
in dem cit. 8. 2 I. de usu überein, und muß 
Daher non der Ueberlaffung der Ausübung ver: 
ftanden werden. Sonſt erjchiene auch jene aus- 
drüdliche Beiſetzung als überflüſſig ($. 485). 

5 Si domus usus legatus sit sine fructu, 
communis refectio est rei in sartis tectis tam 
heredis, quam usuarii, Videamus tamen, ne, 
si fructum heres accipiat, ipse reficere 
debeat; si vero talis sit res, cujus usus re- 
legatus est, ut heres fructum percipere non 
pussit, legatarius relicere cogendus est; quae 
distinetio rationem habet, 1. 18 D. de usu 
(7. 8). In dieſer Stelle iſt zunächft nur ge: 
jagt, daß, wenn der Teftator dem Ufuar eine 
Wohnung in einem größeren Hauſe vermachte, 
im dem noch Miethwohunngen find, welche 
Zinſungen abwerfen, Demjelben nicht die Ob» 
forge für Die Erhaltung des Daches aufbürden 
wollte, ſondern dieſe den Eigenthümer treffen 
ſoll, und es erjcheint unbillig, Daraus ein all: 
gemeines Princip zu conftruiren und anzu— 
nehmen, daR jederzeit, wenn dem Cigenthünter 
neben Dem Uſuar nur etwas Nutzen verbleibt, 
er allein die ganze Abgabenlajt, Reparatur: 
koſten 2. zu tragen bat. Elvers, ©. 623. Es 
gebt vielmehr die richtige Anficht nach rum. 
echt dahin, Daß Der Uſuar die Erbaltungse 
und Reparaturkoſten und analog auch die öffent» 
lichen Yajten nach dem Verhältniſſe trägt, nach 
welchen ſein Gebrauchsrecht Das an der ufr 
riſchen Sache überhaupt ſtatthafte erſch 
Boing, 8. 1676. 
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bes röm. Rechts mit ber Beſchränkung der Verbindlichkeit des Eigenthümers auf ie 


Höhe des von ihm gezogenen Nugens zum Principe erhoben worben. | 
$. 509. n 
VBeftimmung in Rüdfiht ber Fruchtnießung. ! 


Die Fruchtnießnng ift dad Recht, eine fremde Sad, mit Schonung der Subitanz, ohne 
alle Einſchränkung zu genießen. 


8. 510. 
Inwiefern fie fi auf verbrauchbare Sachen erftreden Fönne. 
Verbranchbare Sachen find an fid; ſelbſt kein Gegenitand des Gebrandes nder ber Frutht⸗ 
nießung, fondern nur ihr Werth. Mit dem baaren Gelde kaun der Berechtigte nad Beliebes 
verfügen. Wird aber ein bereits anliegendes Kapital zum Fruchtgenuſſe oder Gebramde 
willigt, jo kann der Berechtigte nur die Ziufen fordern. 







8. 511. 
Rechte und Verbindlichkeiten des Nuhynießers. 


Der Fruchtnießer kat ein Recht anf den vollen, ſowol gewöhnlichen als ungewäßnlides 
Ertrag; ihm gehört daher aud die mit Beobachtung der beftehenden Vergwerldorbunng er 
haltene reine Ausbente von Bergwerlsantheilen und das forftmäßig geſchlagene Holz. 
einen Schatz, welder in dem zur Fruchtnießung beftinmten Grunde gefunden wird, het e 
feinen Anfprud). 


Uebereinftimmend mit der röm. redhtlihen Definition ‚‚ususfructus est jus alienis 
rebus utendi fruendi salva rerum substantia” vefinirt $. 509 bie Fruchtnießung als 
das Recht, eine fremde Sache mit Schonung der Subftanz ohne alle Einſchränkung, 
d. h. nicht blos nad Maßgabe feines rein perfünlichen Bedürfniſſes, zu geniegen. Als 
Servitut ift der Fruchtgenuß von ber Perfon des Berechtigten nicht trennbar T mb 
erlifcht mitt deren Tode. Er ift theilbar? und Tann nur an einer folchen unbeweglichen 
oder beweglihen Cache beftehen, weldye eine Benutzung mit Schonung der Subſtanz 
wie fie im Inhalte dieſer Eervitut gelegen ift, zulajien. Wird an verbraudhbaren 
Sachen ein ususfructus beftelt, jo wird dadurch nidt, wie e8 zum Welen alle 
Servituten gehört, ein dingliches Recht au diefen Segenftänden, ein bloßes jus in re 
aliena, fontern das Cigenthumsredyt felbft erworben, jog. quasiususfructus, welde 
mehr Aehnlichkeit mit dem Darlehnsvertrage, als mit dieſer Servitut hat und feine 
Structur nad) cher einen Plag um Obligationenrechte als unter den Serpituten hätte 
finden müſſen 3. 

Cin foldyer quasiususfructus wird aud) bei Yorberungsredjten angenommen. Rad 
öfterr. Recht ift der Fruchtnießer gleihwol in Zweifel nicht zur Einforderung bei 
Gegenftandes der Obligation felbft, jondern nur zum Bezuge der Zinfen beredtigt 
($. 510) ®. 

Der Nutznießer hat Das ausſchließliche Recht auf alle aus den dienftbaren Sachen 
gewonnenen natürlichen und Givilfrühte. Er bat bei der Gewinnung derſelben 
mit Schenung der Subftanz zu Werke zu gehen und kann unter diefer Vorausjegung 
auch ſogar Anlagen zur Gewinnung von Materialien machen und die beveits darauf 
befintlicyen für fid) benugen. Da ein Scag wicht zu ben Ertrügniffen eines Grund 
ſtückes gehört, ſo fäut ihm auch nicht die auf ten Eigenthümer entfallende Hälfte z0 
($. 511 a. E.). Das Eigenthum an den Früchten erwirbt der Uſufructuar ſchon mi 
der Separation d. Deutlich geht dieſes auch aus 8. 519 hervor, wonach bei Ende 
gung der Nutnießung nur die noch ftehenden Früchte dem Eigenthümer, hingegen 
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1 Bol. Kuntze, in Der Heidelberger krit. Anders nach röm. Recht. Binbiärt 


Ztſchr., IT, 256 fg. S. 525. Pol. aud Unger, Entwurf, © 
2 ©. die Bemerk. zu 8. 472, Abſatz 3. 278 fg. 
Elvers, ©. 578; Dagegen Schönemann, 5 Nach röm. Recht erſt mit der x percepfin, 


©. 79 fg., 82. Arndts, $. 179; Windfcheid, 8. 203, Anm. 8. 
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ri rennten, gleihviel ob percepti oder nicht, dem Nutznießer ober deſſen 
a 


T Nutznießer iſt auch berechtigt, zwar nicht das Recht ſelbſt, aber die Aus⸗ 
deſſelben entgeltlich oder unentgeltlich auf einen Anderen zu übertragen ®. 


8. 512. 
Rechte und Verbindlichkeiten: 1) Insbeſondere in Rüdfit ber auf ber Sache haftenden Lafer. 
ein reiner Ertrag Tann aber nur das angeichen werben, was nach Abzug aller 
Auslagen übrig bleibt. Der Fruchtnießer übernimmt alfo alle Laſten, welche zur 
bewilligten Fruchtnießung mit der dienſtbaren Sache verbunden waren, mithin and 
m der darauf eingetragenen Kapitalien. Auf ihn fallen alle ordentlihen unb außer 
ben, vou der Sache zu leiftenden Schuldigleiten, infofern fie and ben währenb ber 
er Fruchtnießung gezogenen Nutzungen beftritten werben können; er trägt and bie 
ohne welche die Früchte nicht erzielt werben. 


8. 518. ⸗ 
Rechte und Verbindlichketten: 2) Bei Erhaltung ber Sache. 
Fruchtnießer iſt verbinden, die dienſtbare Sache als ein guter Haushalter in dem 
in welchem er fie übernommen hat, zu erhalten, imd aus bem Ertrage bie Aus⸗ 
en, Ergänzungen und Herftellungen zu beſorgen. Wird deſſen ungeachtet ber Werth 
ISaren Sache 6105 durch den rechtmäßigen Genuß ohne Verſchulden des Fruchtnießers 
t, fo ift er bafür nicht verantwortlich. 


8. 514. 
Rechte und Verbindlichkeiten: 3) Bel Bauführungen. 
m der Eigenthümer Banführungen, die durch bad Alter des Gebäudes ober burd 
fall nothwendig gemacht werden, auf Auzeige des Fruchtnießers anf feine Koften be⸗ 
‚im der Fruchtnießer, nad Maß der dadurch verbeflerten Fruchtnießung, bie Zinfen 
endeten Kapitals zu vergüten ſchuldig. 


8. 515. 
a oder will der Eigenthümer dazu fi nicht verftehen, fo ift der Fruchtnießer be- 
entweder den Ban zu führen und nad geendigter Fruchtnießung, glei einem reb- 
figer, den Erfat zu fordern, oder für die durch Unterbleibung des Baues vermißte 
Bung eine angemefiene Vergütung zu verlangen. 


8. 516. 


führungen, weldye nicht nothwendig, obgleih fonft zur Vermehrung des Ertrages 
find, ift der Fruchtnießer nidt verbunden, ohne vollftändige Entihädigung zu 


8 Recht des Fruchtnießers erftredt fih nur auf den ökonomiſchen (Rein) 
der Sache. Er trägt daher die zur Öewinnung ber Früchte erforderlichen 
nd die hierauf haftenden, ſowol aus dem üffentlihen Rechte als aus Privat- 
In entipringenden Laften, welche, wie 3. B. jährlide Renten, als eine von ben 
en des Gutes zu präftirende Leiſtung anzufehen find, nah ausdrücklicher 
ıng des 8. 512 auch die Zinfen der zur Zeit der Beftellung der Servitut 
ingetragenen Satfapitalien, keineswegs aber aud etwaige auf dem Gute 
ratenweife zu berichtigende Kapitalgrüdzahlungen, wenn diefe auch ganz un- 
wären, obgleich das Gut dafür verhaftet bleibt. 
fſichtlich dieſer Haftungsverbindlichkeit läßt ſich der Grundſatz aufftellen, daß 
e des Nutznießers den ihm der Priorität nach vorhergehenden Pfandgläubige 
ı, den nachfolgenden Pfandgläubigern aber vorgehen. 





Vangerow, I, $. 344, Anm. 3. 
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Daraus folgt: 1) Der vorhergehende Pfanpgläubiger ift berechtigt, ſowol a 
Subftanz als die Nußungen des verpfändeten Gutes ganz ohne Rüdfiht auf den 
träglich einverleibten Fruchtgenuß Erecution zu führen. 2) Schreitet ein vorherge 
Pfandgläubiger zum erecutiven Verfauf ver Pfantrealität, fo fteht es ibm frei 
Veilbietungsbedingniffe fo einzurichten, daß der Erfteher ven darauf haftenden 
fructus zu übernehnen habe, aljo blos die Subjtanz in Verkauf zu ziehen, in w 
Falle danı natürlich der Meiftboterlös fi um ten Geldwerth bes ususfructus 
mindern wird, oder auf die ganze Realität, ohne Küdfiht auf den ususfri 
Erecution zu führen. Eine ſolche Erecutionsführung ift dann vorhanden, wenn i— 
Veilbietungsbebingniffen nicht ausdrücklich feftgefet ıft, Daß der ususfructus vor 
Erfteher zu übernehmen ſei. Im legteren Kalle würde der Ufufructuar mit 
Entſchädigungsanſprüchen nad) der ihm zuftehenden Rangordnung der bücherlichen 
tragung zur Befrierigung lommen. 3) Erwirkt ein vorhergehender Pfandgläubig 
Gequeftration des Gutes und wird Die Schuld aus ten Früchten des Gutes getil, 
fommt der Ufufructuar ganz im Diefelle Lage wie ein nachſtehender Pfandgläu 
welcher die Schuld des vorhergehenden eingelöjt hat. Cr tritt daher in die Pfant 
des Sequejtrationswerbers auf das fegnejtrirte Gut ein, ſodaß er zugleih Pfandglä 
und Ufufructuer wird. 4) Der nachſtehende Pfuandgläubiger hat blos ein Pfan 
anf das, war ihm vom Eigenthümer des mit dem ususfructus bereit8 belafteten | 
noch verpfüntet werben Fonnte, d. i. auf vie Subſtanz des Gutes und die nad 
hören des ususfructus frei werdenden Nußungen deſſelben. Er kann burd 
Erecutionsführung die Rechte des Ufufructuars nicht beeinträchtigen und ift dahe 
berechtigt, Die Feilbietung des Gutes, unbeſchadet des darauf haftenden Fruchtger 
zu verlangen. Die erecutive Eequeftration zum Nachtheil des Ufufructuars dar 
in feinem alle bewilligt werben 1. 

Im Concurfe ift der Fruchtgenuß, ſowie Dienftbarfeiten überhaupt, an ve: 
fteher des unbeweglichen Gutes zu überweifen, foweit dadurch ven vorherget 
Hypothekarforderungen fein Abbruch geſchieht. Würden dieſe dadurch benachtheili 
tritt der Entſchädigungsanſpruch für die nicht überwieſene Dienſtbarkeit als Hypot 
forderung an die Stelle tiefer Tienftbarkeit (8. 32 ©. O.). Analog bei Tier 
feiten an beweglichen Sachen (8. 38 C. ©.). 


Der Fruchtnießer hat die dienftbare Sache fo zu gebrauchen, wie ein vernün 
befonnener Mann feine eigene derartige Sache Lenugen würde, und für bie Ju 
haltung terjfelben zu forgen. Bon Veränderungen, welde die Sache weder vert 
noch verjchlechtern, türfen nur ſolche vorgenommen werden, durch welche Die 
nad) den Anfichten des Berfehres ihrer Art nicht eutzogen wird, fo zwar, di 
nad) der Veränderung ganz in voriger Weife und zu denfelben Zweden benutt w 
kann, wie bisher 2. 

Dem Ufufructuar ift e8 daher nicht geftattet, ohne Einwilligung des Eigenthi 
das Gebäude höher zu machen, im Innern Zimmerabtheilungen, Gänge, TI 
Gewölbe u. dal. zu machen, und überhaupt wejentliche Veränderungen vworzued 
die nicht durd) den Zweck ordnungsmäßiger und ihrer Beſtimmung entſprechender 
nutzung gerechtfertigt werben 3, 

Berfchlechterungen, melde nothwentig durch den Gebrauch entjtchen, oder ! 
bie Sache zufällig erleivet, treffen den Eigenthümer (8. 513). Diejer bat au 
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I Bat. auch Gſpan, „Darſtellung Des vecht- | vel atrium mutare, vel virdiaria ad 
lihen Einfluffes einer Servitut auf ein mit | modum convertere; excolere enim que 
Pfandrechten belaftetes dienendes oder herr: | venit putest qualitate acdium non imn 
Ihendes Gut“ in der Ztſchr. f. üfterr. Nechtögel., | — item Nerva eum cui aedium ususfi 
1836, IL, 125—162. legatns sit altius tollere non posse, « 

x in » vis lumina non obseurentur, quie t 

Bgl. Elvers, ©. 468. magis turbatur; quod Labeo etiam in 

3 ,... neque diaetas transformare vel con- | prietatis domino seribit. idem Nervs 
jungere aut separare ei permittitur, vel adi- , obstruere enm posse, 1. 13.8. 7 D. de 
tus posticasve vertere, vel refugia aperire, - fructu (7. 1). 
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x Tas Alter eines Gebäudes oder zufällig nothwendig gewordenen Bauführungen 
zuftellen.. Bloße Ausbefferungen von Gebäuden find vom Fruchtnießer zu be 
reiten. Wird durch ſolche vom Eigenthümer vorgenommenen Bauführungen die Frucht⸗ 
ießung zugleich verbefjert, fo ift der Fruchtnießer zum Erſatz der Zinfen von dem 
m dieſe Verbeſſerung entfallenden Theile tes zur Bauführung verwendeten Kapitals 
erpflichtet (S. 514). Der Eigenthümer kann aber zu Bauführungen nicht gezwungen 
Reben, jondern es fteht dem Fruchtnießer blos das Recht zu, entweder den Bau felbft 
p führen und nach geendigter Fruchtnießung nad) den filr den reblichen Beſitzer gelten- 
Grundſätzen ven Erſatz feiner Verwendungen, oder für die ihm zugegangene 
Ghmälerung der Fruchtnießung eine angemefjene Vergütung zu verlangen ($. 515) *. 
808 nüglihe Bauführuugen, z. 8 Auffegung eines Stodwerkes, Zuban eines 
Beitentractes, ift der Fruchtnießer nur gegen vollftändige Entſchädigung für die ihm 
vährend der Dauer des Baues entgangene Fruchtnießung zu geftatten verpflichtet 
8. 516). Sollte durch dieſe, obgleich nüglihen Bauführungen eine Veränderung 
es dienftbaren Gebäutes oder Grundſtückes bezwedt werben, was in jevem einzelnen 
alle nach billigem Ermeflen aus der Beichaffenheit der Sache zu beurtheilen ift, jo ift 
e per Fruchtnießer auch nicht einmal gegen ſolche Entſchädigung vornehmen zu laſſen 
unden 5, 


8. 517. 
Rechte und Berbindlicdhleiten: 4) Der Meltorationdloften. 

Was der Fruchtnießer ohne Einwilligung des Eigenthümers zur Vermehrung fortdauern- 
er Nutzungen verwendet hat, Tann cr zurüdnehmen; eine Vergütung der and der Verbeſſe⸗ 
ug noch beftchenden Nutzungen aber Tann er nur fordern, infofern fie ein Geſchäftsführer 
bar Auftrag zu fordern berechtigt ift. 


8. 518. 
Beweismittel darüber. 

Zur Erleichterung des Beweifes der gegenfeitigen Forderungen fallen der Eigenthümer 
w der Fruchtnießer eine beglaubigte Beſchreibung aller dienitbaren Saden aufnehmen 
fen. Iſt fie unterlafien worden, fo wird vermnthet, daß der Fruchtnießer die Sade fammt 
en zur ordentlichen Benutzung derfelben erforderlichen Stüden in brauchbarem Zuftande von 
Rittlerer Beſchaffenheit erhalten habe. 


8. 519. 
Zutheilung ber Nutzungen bei Erlöfhung ber Frudtnießung. 

Nach neendigter Fruchtnießung gehören die noch ftehenden Früdte dem Eigenthümer; 
sh muß er die anf deren Erzielung verwendeten Koften dem Fruchtnießer oder deflen Erben, 
Heid einem redlichen Beſitzer, erſetzen. Auf andere Nutzungen Haben der Fruchtnießer oder 
deſſen Erben den Anſpruch nad) Maß der Dauer der Frucdtniehung. 


$. 520. 
Inwiefern der Gobraudsberedhtigte ober ber Fruchtnießer zur Sicherſtellung verbunden ſei. 

In der Regel kann der Eigenthümer von dem Gebrauchsberechtigten oder Fruchtnießer 
am bei einer fi äußernden Gefahr die Sicheritellung der Subitanz verlangen. Wird fie 
sißt geleiitet, To fol die Sahe entweder dem Cigenthümer gegen eine bilfige Abfindung 
uerlaffen oder nad Umſtänden in gerichtlihe Verwaltung gegeben werden. 





Dieſe Bergütung dürfte blos nah Ab: 5 Neratius ait: Usuariae rei speciem is, 


lanf des Zeitraumes, in welchem Die Nutzun— 
An fällig geworden find, gefordert werden 
anen, und es jcheint dem Nutznießer Das 
Recht nicht zuzufteben, eine beftimmte, nach 
er muthmaßlichen Dauer feines Fruchtgenuffes 
technete Kapitalsſumme in Anſpruch zu nehmen. 


v. Kichfet&r, Commentar. 2. Aufl. 


cujus proprietas est, nullo modo com- 
mutare potest. Paulus: deteriorem enim 
causam usuarii facere non potest; facit 
autem deteriorem, etiam in meliorem sta- 
tum commutata, 1. 23 D. de usu et habit. 
(7. 8). 
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Nah Auflöfung der Fruchtniegung gehören die noch ftehenden Naturalfrüchte bei 
Eigenthilmer 1, welder die auf deren Erzielung verwendeten Koften dem Nutznießer 
erfegen bat. Civilfrüchte, wie z. B. Mieth- oder Kapitalzinjen, werben zwiſchen 
thümer und Nutznießer nach DVerhältni der Dauer des Nießbrauches getheilt ei 51 
Eoliten fie aber blos ein Erſatz für zu ziehende Naturalfrücte fein, fo fommt 
darauf an, went tie Naturalfrüchte zugefallen wären, indem die von einem Xheile 
gegangenen obligatorifhen Rechtsverhältniffe das gegenfeitige Rechtsverhältniß zwiſ 
Eigenthiimer und Nutnießer nicht berühren. 

Küdfihtlih der Verwendungen, welche der Nutznießer auf bie bienftbare S 
ohne Einwilligung des Eigenthümers gemacht Hat, fteht ihm das jus tollendi zu 
Wenn dieſes nicht ausführbar ift, wird er rüdfichtlih feines Anfprudhes auf 
derſelben als negotiorum gestor behandelt (8. 517). 

Nach 8. 518 gilt die VBermuthung, daß der Fruchtnießer die bienftbare 
fammt allen zur orbentlihen Benugung berjelben erforverlichen Stüden in braud) 
BZuftande übernommen habe. Diefe Vermuthung fanıı wie jede andere durch ven 
weis bes Gegentheiles auf was immer für eine proceſſualiſch zuläffige Art 
werben. Cine von demjenigen, gegen melchen fie zum Beweife dienen fol, gefeti 
Beſchreibung der dienftbaren Saden ift wol das bequemfte und ficherfte, aber nicht 
einzig zuläffige Beweismittel. Die Vermuthung des $. 518 ift analog aud auf 
Cervitut des Gebrauches anzuwenden. 

Während nah röm. Recht der Ufufructuar nur in ben gejeßlih ausgenemm 
Fällen von der PVerpflihtung zur Beſtellung einer Caution befreit war 3, Tann 
8. 520 der Fruchtnießer nur bei eintretender Gefahr der vienftbaren Sache unter ben 
in biefem Paragraphen angegebenen Rechtsfolgen zur Sicherftellung derſelben verhalten 
werben *. 
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8. 521. 
Dienſtbarkeit ber Wohnung. 

Die Serpitut der Wohnung ift das Recht, die bewohnbaren Theile eines Hanfes 5 
feinem Bedürfniffe zu beuntzen. Sie ift alfo eine Servitut des Gebraudes von ben Wehe 
gebäude. Werden aber Jemandem alle bewohnbaren Theile des Haufed, mit Schonung bet 
Subſtanz, ohne Einfhränfung zu genießen überlafien, fo tft es eine Zrudtuießuug bes Wohn: 


gebäudes, 


Hiernad find die oben gegebenen Vorſchriften auf das rechtliche Verhältij 


zwifchen dem Beredtigten nnd dem Cigenthümer anzuwenden. 


I Mach rum. Hecht auch die separati, aber 
noch nicht percepti. Wach öſterr. Recht wird 
der Nubnießer fhon Dur die Separation 
Eigenthümer der Früchte (j. die Bemerk. zu 
den 88. 509—511, vor Anm. 5). 

2 8, 517 erwähnt bes jus tollendi zwar 
nur rüdfichtlich Der impensae utiles. Es muß 
ihm jedoch, wie dem redlichen Beliger (8. 332), 
aud in Anſehung der imp. voluptuariae zu- 
geitanden werden (vgl. die Bemerk. zu Den 
88. 329338, Anm. 5). Daffelbe nimmt 
Elvers, &. 541, ungeachtet 1. 15 pr. de 
usufr. (7. 1) auch nad röm. Recht für den 
Fall an, wenn das jus tollendi ohne Ber- 
fchlechterung der Sache oder irgendeine dem 
Ufufructuar unterfagte Veränderung ausgeübt 
werten fanıı. 

? Aeqnissimum praetori visum est, de 
utroque legatarium cavere, et usurum se 
boni viri arbitratu, et quum usufructus ad 
eum pertinere desinet, restiturum, quod inde 
extabit, 1. 1 pr. D. Usnfructuarius quemadıu. 
eaved (7. 9). Habet autem stipulatio ista 
duas causas, unam, si aliter quis utatur, 


hierüber Elvers, a. a. O., ©. 551 fg.) 


quam vir bonus arbitrabitur, aliam de use 
fructu restituendo; quarum prior statim com 
mittetur, quum aliter fuerit usus, et saepias 
committetur finito usufructu, 1. 1. 8,6 D. 
(7. 9). 

Ausgenommen waren 3. B. ber Bater ald 
Wußnießer ber bona adventitie feiner Kinder, 
der Gefchentgeber, welcher ſich ben Niepbraud 
an der gejchenkten Sache vorbehielt ıc. Mit 
ben Hinmwegfallen des eigenthbümlichen Zwedel 
ber cautio usufructuaria im röm. Rechte (vzl 
mußte 
fürs öſterr. Recht auch dieſe Regel des rim. 
Rechts ſelbſt aufgegeben werden. 

Da ber im 8. 520 aufgeſtellte Gruntieh. 
daß der Eigentbiimer vom Gebrauchsberechtig⸗ 
ten oder Fruchtnießer nur bei fich äufernde 
Gefahr die Sicerftellung der Subſtanz zu ver 
langen berechtigt ift, abgefehen von abweichen 
den, vertragsmäßigen oder letztwilligen Be 
ftimmungen, welche als feine eigentlichen Aut 
nahmen anzujeben find, ausnahmelos gift, ſo 
wäre das Wort „Regel“ im Gingange biejed 
Paragraphen beffer hinweggebliehen. 
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8. 522, 
In jebem Falle behält der Eigenthiimer das Recht, über alle Theile des Hanfes, die 
At zur eigentlichen Wohnung gehören, zu verfügen; and darf ihm: die nöthige Aufſicht 
ber fein Haus nicht erihwert werden. 


: Die Servitut der Wohnung, melde nah rüm. Recht ein dem usus nahe ver- 
handtes, aber dennoch in mehrfaher Beziehung Davon verjchiebenes Recht war !, wird 
m S. 521 nicht ale ein vom Nießbranch oder Gebrauchsrecht verſchiedenes, fondern je 
wh feiner größeren ober geringeren Ausdehnung mit dem einen oder bem anderen 
Rammenfallenves Recht bezeichnet. Der Eigenthümer ift berechtigt, von dem dienſt— 
iren Gebäude allen Nußen zu ziehen, welcher fid) ohne Störung des Wohnens bes 
ervitutsberechtigten ziehen läßt, über alle nicht zur eigentlihen Wohnung gehörigen 
beile des Haufes ganz frei, über die zur eigentlichen Wohnung gehörenden Theile aber 
:bem Umfange zu verfügen, al® ein foldyes Verfügungsrecht dem Eigenthümer einer 
iache, an welcher Jemandem das Gebrauchsreht oder der Niefbrauch eingeräumt ift, 
kommt, und find überhaupt die gegenfeitigen Beziehungen des Wohmmngsberedhtigten 
ıt GEigenthümers entweder nad; ven für das Gebrauchsrecht oder ben Niekbraud) 
Itenden Borjchriften zu beurtheilen. Im Zweifel, ob das Wohnungsreht als bloßes 
ebrauchsrecht oder als Nießbrauch aufzufaſſen fei, hat die einjchränfende Auslegung 
8 8. 484 zur Anwendung zu Tommen. 


8. 523. 
Klagerecht in Rüdfiht der Servituten. 


In Anfehnng der Servituten findet ein doppeltes Klageredht ftatt. Man kann gegen den 
Agenthümer das Recht der Ecrvitut behaupten, oder der Eigenthümer Tann fi über die 
nmaßung einer Servitut beſchweren. Im erften Falle muß der Kläger die Erwerbung der 
zervitut oder wenigſtens den Bejit derfelben als cines dinglichen Rechts, im zweiten Falle 
wE er die Aumaßung der Scrvitut in feiner Sache beweifen. — 


Die Trage, ob Bei Der actio negatoria den Kläger oder ben Bellagten die Be— 
wislajt treffe, ift nicht nur in den verjchiedenen Oefeßgebungen Deutſchlands theild zu 
Sunften des Nlägers, theils zu Gunften tes Beklagten entſchieden, fondern auch nad) 
Im. und gem. Rechte im hoben Övade ftreitig !. 

Tie actio negatoria iſt nicht auf ten Kal der Anınafung einer Servitut be— 
hränkt, ſondern überhaupt Die Nlage, durch welche ver Eigenthümer einer Sache 
artielle Anmafungen von Beſchränkungen jeines Eigenthumsrechts von fid) abmehrt. 
Ste iſt nichts Anderes ald eine Eigenthumsklage und von der rei vindicatio nidyt dem 
Uaggrunde, jontern nur der Beranlafjung nad) verfchieden, indem die rei vindicatio 
totaler, Die actio negatoria bei partieler Verlegung des Eigenthumsrechts zur An- 





1% tennte die Ausübung der habitatio 
8 röm. Rechts mol unentgeltlich), nicht aber 
me Eutgelt an Andere überlaffen werten. 
Ferner endigte Die habitatio mach röm. echt 
Mt wie Der usus und nsusfructus Durch 
Apitigs deminntio maxima und media des 
berechtigten. 

I Eine ſebr verbreitete Anſicht gebt dahin, 
AB der Kläger nicht nur Den Beweis feinen 
igentbumes, jondern in jedem alle auch Den 

eis zu liefern habe, Daß der Beklagte fein 
Serbitutsrecht babe. Audere maden ben Um: 


mb, ob der Kläger oder der Beflagte zu ber. 


xijen babe, davon abhängig, ob der Beklagte 
4 im Beſitz der ftreitigen Servitut befindet 
er nicht. Eine Dritte Meinung geht dahin, 


daß den Kläger dann der Beweis treffe, wein 
der Bellagte bereits in possessorio 
gefiegt babe, ſonſt aber ter Beklagte beweis- 
pflichtig fei. Die meijten und ausgezeichnetſten 
Anhänger (vgl. Bangerow [7. Aufl.], I, 771) 
zählt die Anſicht, daß dem Kläger blos der 
Beweis jeines Eigenthumes und dem Bellagten 
Der Beweis der Serbitut obliege, melde An- 
fiht nad dem Zeugniſſe Mittermater’s (Archiv 
jür civ. Praxis, AIX, 287) auch in Frauk— 
reich herrſchend iſt. Vgl. Elvers, S. 797 fg.; 
Sell, Dingl. Rechte, ©. 386 fg.: Pageıt- 
ſtecher, Eigenthum, III, 182 fg.; Vangerow, 
I, 8. 353, Anm. 1 und 2 und die daſelbſt 
zahlreich Angeführten; Randa, Beſitz, S. 
61 fg. 


18* 
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wendung fommt?. Eowie ber vindicirende Eigenthümer nicht zu erweifen braudt, ba 
ber Bellagte fih im unechten Befige befinde, ſondern jeder Beſitzer, fein Beſitz me 
von was inmer für einer Art fein, zur Rüdftelung der Sache an den Cigenthümeg 
zu verhalten ift, alfo 3. B. derjenige, welcher ein fremdes Grundſtück befigt und team 
zugleich die mannidfaltigften, im Eigenthumsrechte gelegenen Befugniffe, welche, dancg 
getrennt, die Beſtandtheile der Eervituten und fonftigen dinglihen Rechte bilden, ang 
übt, dem ſich als Eigenthümer legitimirenden Kläger daſſelbe ohne Weiteres bern 
geben muß, fo muß nothwendig aud) derjenige, welcher ſich nicht im Beſitze des gang 
Grundſtückes, fondern blos einzelner dinglicher Rechte befindet, demjenigen, welder fd 
Eigenthumsrecht erwiefen hat, weichen, wenn er nicht fein Recht jelbft, nicht bios t 
Beſitz deſſelben, zu ermweifen im Stande if. Nach der entgegengefetten Anficht, w 
bem Kläger ben Beweis der unechten Erwerbungsart der Servitut von Geite bed Ba 
Hagten auferlegt, brauchte der Beklagte, welcher feine Sadhfälligfeit im Cigenthum 
procefle voraußfieht, anftatt das Eigenthumsrecht des Klägers felbft zu beftreiten, | 
blos irgendein andgiebiges jus in re aliena, 3.3. den Nießbrauch beizulegen, um be 
Kläger zu dem oft viel fchwierigeren Beweiſe des unechten Befites dieſer Servitut 
nöthigen, welchen Beweis er, wenn ber Bellagte fein Eigenthumsrecht ganz beftritte 


hätte, nicht zu erbringen gehabt hätte. 


Der Klüger bei der actio negatoria wird allerdings anführen, daß ber B 

ſich diefes oder jenes Recht auf feine Sache angemaßt babe, und infofern wird vi 
Anmaßung die Veranlaffung zur Klage geben. 
ebenfo wenig wejentlih, als die Behauptung vesjenigen, weldher eine Darlehneihuil 
ba der Bellagte am Berfalltage nicht gezahlt habe. Es iſt dahe 

die im 8. 523 enthaltene Beftimmung, daß der Flagende Eigenthümer big 
Anmaßung der Servitut auf Geite des Beklagten zu erweifen habe, niht 3 


einklagt, 


billigen ®. 


8. 524. 
Erlöſchung der Dienftbarteiten. Im Allgemeinen. 
Die Servituten erlöfhen im Allgemeinen auf dirjenigen Arten, wodurch, nad dew; 
dritten und vierten Hauptftüde des dritten Theile, Rechte und Verbindlichleiten überhew 


aufgehoben werden. 


8, 525. 
Befondere Anordnung bei Erlöfdung der Tienftbarleiten: 
herrſchenden Grunbes, 


Der Untergang des dienitbaren oder des herrfchenden Grundes ftellt zwar die Dienftber 


— m — — — — nm nn — — — 


2 Vangerow, 8. 353, Anm. 2, S. 770. 

’ E8 liegt dieſer Beſtimmung Die irrige Bor: 
ausfegung zu runde, daß Der Kläger bei ber 
actio negatoria ſich auf die Freiheit feines 
Eigenthumes ſtütze, daß jedoch die für den Be- 
fiser ſtreitende Vermuthung den Vorzug vor 
der Vermuthung für Die Freiheit des Eigen— 
thumes babe. Der Kläger ſtützt jedoch feine 
lage blos auf Die Rechtswahrheit, Daß der— 
jenige, welcher Eigenthümer ift, alle im Eigen: 
thumsrechte gelegenen Benutzungen und Dispo: 
ſitionen über die Sache hat. Mittermaier, 
Archiv für civ. Praxis, XIX, 202 ig. — Die 
Obſtg. Entjeb. miderjpreden ſich. So findet 
fih ın den Entſch. vom 24. Dec. 1857, 3. 
12924, Glaſer, Unger und Walther, II, 
Nr. 1044, vom 24. Jan. 1860, 3. 14917, 
ebend. IIl, Wr. 1062, vom 25. Oct. 1864, 
3. 1229, Slajer und Unger, IV, Jr. 1997 das 
an und filr fid) richtige, jedoch mit der un— 
zweifelhaften Beſtimmung dis 8. 523 nicht 
ilbereinftimmende Princip aufgeftellt, daß bei 
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Allein diefe Anführung in der Klage i 


1) Dur den Untergang bes bienftbaren ober 


ber negatorifchen Servitutstlage der Bellagte 
Das ihm beftrittene Recht und nicht der Kläger 
den Nichtbeitand beffelben zu ermweifen habe. 
Die entgegengefebte Anficht findet fh m 
ben Obſig. Entih. vom 14. März 1854 

3. 2135, Glafer und Unger, I, Nr. 14, vom 
8. Juli 1856, 3. 5140, ebend. Nr. 206, 

vom 30. Nov. 1859, 3. 12479, Glaſer, 

Unger und Walther, II, Wr. 916, und vem 

30. Dec. 1854, 3. 13109, ebend. II, Ar. 

971, ausgefprodhen. Bgl. auch Unger, Ent | 
wurf, ©. 91 fa., 265, und insbejonber 
Swoboda, „Ueber das Wefen ber verneint 
ben Eigentbumsflage und die VBemweisführung 
bei deren Einbringung” in ber Dear. 
Biertelj. Schr., X (1862). S. 1—31, welde 
jedoch (S. 14 fg.) aud fürs öſterr. Recht hie 
nach rom. und gem. Rechte herrſchende Anficht 
vertheidigt, Dabei aber mit dem Schlußſate 
des S. 523, welcher faum einer anderen alt 
ber im Texte aufgeftellten Deutung fähig iR, 
in Widerfpruch geräth. 



















fh Die Geroitut wieder ihre vorige Kraft, 


verſtorben If. 


‚ als die moralifhe Perſon befteht. 
Die Seroituten erlöjchen: 


2) dur Erwerbung des Eigenthumes 


Sinypiftac VIL Mon ben Dienfbarkeiten (Gervituten). 95. 524529. 
Bein, fobald.aber der Gruub oder bad Gebäude wieder in ben vorigen Staud gefcht iR, 
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8. 526. 

| Grlöfhung ber Dienfbarteiten: I) Durch Bereinigung. 

Wenn das Eigenthum des bienfibaren unb des herrſchenden Grundes in Einer Berfon 
inigt wird, Hört bie Dienfibarleit von ſelbſt anf. Wird aber in der Folge einer biefer 
inigten Gründe wicher veräußert, ohne daß -inzwiſchen in den äffentlichen Büchern Die 
Mbarleit gelöſt worben, fo ift ber neue Beſitzer des Herrichenden Grunbes befugt, bie 


8. 527. 
4 Erlöfhung der Dienfibarleiten: 3) Durch‘ Beitverlauf. 
Het das blos zeitliche Recht desjenigen, ber bie Servitut beftellt hat oder bie Zeit, auf 
he fie beigräntt worden ift, dem Servitutöinhaber ans öffentlien Bädern ober auf eine 
Art belaunt fein Tönnen, fo hört nach Verlauf dieſer Zeit bie Servitut von felbft auf. 


8. 528. 


Eine Servitut, welche Jemandem Bis zur Zeit, da ein Dritter ein beſtimmtes Alter er⸗ 
‚„ verliehen wird, erlifägt erft zu ber beftimmten Zeit, obſchon der Dritte vor dieſem 


8. 529. 
Erlöjgung ber perſonlichen Servituten inäbefonbere. 
Perſünliche Servituten hören mit bem Tode anf. Werben fie ansdrücklich auf die Erben 
nt, fo find im Zweiſel nur Die erften gefetlicden Erben darnnter verfiauden. Das 
Familie verlichene Recht aber geht anf alle Mitglieder berfelben über. Die von einer 
e oder einer anderen moraliſchen Perfon erworbene perſönliche Servitut dauert fo 


1) dur Untergang der dienenden Sade, wenn biefer Untergang ein gänzlicher 
und nicht blos vorübergehende Unbrauchbarfeit eintritt (8. 525) 1; 


an ber dienftbaren Sache (confusio, bein 


ießbrauch consolidatio genannt), weil man nit eine Servitut an ber eigenen Sad) 


ıben kann. 


Diefe Erlöfhungsart der Servituten ergibt fih ſchon aus allgemeinen Grund— 
gen und findet vaher, obwol $. 526 fie nur als eine Erlöfhungsart der Realfervi- 
ten aufzählt, auf alle Servituten Anwendung. Dagegen kann die weitere Beftimmung 
wies Paragraphen, daß die durch Confufion erlofchene Servitut, wenn eines ber ver- 
kigten Güter in der Folge wieder veräußert wird, ohne daß die Servitut zur Löſchung 

t wurde, wieder auflebe, als eine ganz fpecielle Ausnahmsbeſtimmung, welcher 
Baragraph blos in Anfehung der Realjervituten aufftelt, auf Berjonal- 


witnten niht ausgedehnt werben. 


Hat alfe z. B. der Ufufructuar eines 


das Eigenthum bdefjelben erworben und e8, ohne daß der Niekbraud) aus den 
Mentlihen Büchern gelöfcht wurde, wieder veräufert, fo lebt der durch Confolivation 
Blefhene Nießbrauch vemungeachtet nicht wieder auf. 
3) Durch Ablauf des Zeitraumes, für welchen fie beftellt wurden, ober, wenn 
6 Recht des Beſtellers der Servitut auf die Sache felbft nur ein zeitliches war, mit 
& Endigung des Rechts des Beftellers. Eine Ausnahme tritt nur dann ein, wenn 


ie Beichränkung des Rechts des Beftellers 


dem Gervitutsberechtigten weber wirklich 


Haunt war, noch aus ben öffentlihen Büchern zu erfehen war ($. 527). Bei Ser- 


Iuten, welche Jemandem bis zur Zeit, da 


ein Dritter ein beftimmtes Alter erreicht, 





2 Nah rom. Recht hatte bei perfönlichen 
ervituten gänzliche Umgeftaltung der dienen» 
u Sache diefelbe Wirkung wie ihr gänzlicher 
tergang. Fr. 10. 8. 3 D. quibus modis 


ususfructus (7. 4). .... si stagni ususfructus 
legetur, et exaruerit sic, ut ager sit factus, 
mutata re, ususfructus extinguitur. 
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beftellt werben, gilt die geſetzliche Vermuthung, daß die Parteien die Dauer ber € 
nit davon abhängig machen wollten, daß dieſer Dritte wirklich dieſes Alter 
jondern daß darin eine reine Zeitbeftimmung Liege. 

4) Perjönliche Servituten endigen mit dem Tode des Berechtigten. Wer 
ausprüdlid auf die Erben ausgebehnt, fo find darunter im Zweifel nur bie erf 
feglihen Erben (nicht blos Defcendenten) zu verfteben. Die einer Familie verl 
Gervituten endigen erft mit dem Ausfterben aller Glieder, Servituten jın 
Perſonen mit dem Exlöfchen verfelben ($. 529) 2. 

5) Durch Verjährung, welche aber nicht durch bloße Nichtausübung (nun ı 
begründet wird (8. 1482), fondern wozu immer aud) noch Nichtauerkennung be 
vitut von "Seite des Berpflichteten kommen muß. Sie wird ſchon nad drei Jahr 
dem Zeitpunkte der gefchehenen Hinderung vollendet ($. 1488) ®. 


8. 530. 
Unanwenbbarfeit auf beftänbige Renten. 


Beftändige jährliche Nenten find keine perfünliche Servitnt und Tonnen alſo ihre 
nad anf alle Nachfolger übertragen werben, 


Das deutſche Recht kennt eine Reihe von Rechtsverhältniffen, wo Jema 
einem Grundſtücke regelmäßige, dauernde Leiftungen zu entrichten hat, weldhe m 
dem Ausprude Keallaften zu bezeichnen pflegt. Die zwei Hauptelemeute dieſes 
verhältnifjes find: erſtens eine dauernde, auf dem Gute ſelbſt als ruhend ı 
Berpflihtung auf ewig wieberfehrende Leiftungen in Geld, Naturalien over T 
die Laſt als Ganzes, welche nicht in einer Beſchränkung der Eigenthumsbej 
fondern in einem pofitiwen Thun befteht, welche juriſtiſch als obligatio tes Grur 
gedacht wird; zweitens die Verbindlichkeit zu den einzelnen fällig gewo 
Teiftungen, welde eine burd ben Befi des Grundftüdes begründete Obligat 


3 Nah röm. Recht war bie Dauer bes 


8. 1482: „die Beſchränkung muß di 
Nießbrauches jurifiifcher Berfonen (alle Stellen, 


werbung oder Erfigung Des Unter‘ 


welche von Perfonalfervituten juriftifher Per— 
fonen handeln, ermähnen nämlih nur des 
Nießbrauches) auf 100 Jabre beſchränkt. Et 
placuit, centum annos tuendos esse munici- 
pes, quia is finis longaevi hominis est, 1. 56 
D. 7.1 


3 S. auch Obſtg. Entib. vom 23. Ecpt. 
1856, 3. 5052, Glaſer, Unger und Walther, 
I, Nr. 1003. Nah rim. Recht genügte in 
ber Regel bloßer non usus, jedoch wurde bei 
affirmativen und negativen Grunddicnftbar- 
teiten, deren Ausübung in einen gemilfen 
dauernden Zuftande bejtebt, nebſt der Nicht: 
ausübung der Servitut auf Seite des Berech— 
tigten, auch bie Erfigung ber Areibeit 
des Eigenthumes (usucapio libertatis) 
durch den Berpflihteten erfordert. Haec 
autem jura similiter, ut rusticorum quoque 
praediorum certo tempore non utendo pereunt, 
nisi quod haec dissimilitudo est, quod non 
omnimodo pereunt non utendo, sed 
ita si vicinus simul libertatem usu- 
capiat, veluti si aedes tuae aedibus meis 
serviant, ne altius tollantur, ne luminibus 
mearum aedium officiatur, et ego per statu- 
tum tempus fenestras meas praefixas habuero 
vel olbstruero, ita demum jus meum amitto, 
si tu per hoc tempus aedes tuas altius subla- 
tas habueris; alioquin si nihil novi feceris, 
retineo servitutem. 1. 6. D. de s. p. u. 8. 2, 


Bol. Windſcheid, $. 216. Tie Worte Des 


rechts oder Hinderungsrechts bewirkt r 
find, wie fih aus 8. 1488 ergikt, 
Friſt für diefe Unterfagung beftimmt wi 
im jurift. Sinne zu nebmen. Es tft 
feiner eigentlichen usucapio libertatis, 
wie ım 8. 1488, Die Rebe, jondern 
nur die Folgen angedeutet, Die für dei 
tbiimer auch bei der bloßen Verjähr. 
Servituten eintreten. Der praftiich 
Unterfchted zwiſchen dein Verluſte d 
vituten Durch bloßen non usus und ı 
libertatis beftebt darin, Daß bet der ı 
libertatis Die dienende Sache währ 
Berjährungszeitt auch in fereitutsfret 
ftande befejjien werben, daß dieſer B 
unterbrochen und bonae fidei fein mui 
I Bearbeitungen Diefer Lehre find: 
Die Yehre von den NReallaften (: 
1837); Maurenbrecher, Deutiches Pri 
8. 319 fg.; Walther, Deutſches Pri 
8. 146 fg.; Gerber, „Zur Theorie d 
laften‘ in ben Jahrbüchern für Dogn 
(1808), 2. 35 fg. und Deutiches Pr 
8. 167 ig.; Heimbach, im Nechtelerifi 
Steallaften, IX, 782 fg.; Unger, & 
553 fg.; Friedlieb, „Ergänzende Erör 
zur Theorie der Reallaſten“ in De 
büchern für Dogmatit, III (1359), S. 
und vorzüglid) deſſelben Verfaſſers 
theorie Der Reallaften (Jena 1860). 
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Medion if. In der erften Beziehung enthält alfo das Rechtsverhältniß 
j Redt gegen die Sade jelbft, in der zweiten ein Recht gegen bie 
erſon 2. 

' Zur Erwerbung, Uebertragung und Berpfändung ber Realfaften ift die Eintragung 
die öffentlihen Bücher nothwendig. Der Beſitzer des belafteten Grundſtückes kann 
durch Dereliction defjelben von aller Verbindlichkeit für die Zukunft, nit aber 
der Berbindlichfeit zur Entrichtung der einzelnen, bereits fälligen Leiftungen befreien. 

Rüdftände feines Vorgängers haftet er mit dem Grunpftüde ®. 

Da die Reallaſten als Ganzes eine Verbindlichkeit des Gutes find, fo gehen fie 
ach durch executive Veräußerung deſſelben nicht unter. 

Die Reallaften find theils der Ausflug der ehemaligen Grundherrſchaft, theils ein 
lequivalent für gegebene Gelbfummen, ober ganz ober zum Theile veräußerte Grunb- 
Ade. Eigentliche Reallaften, welche privatredhtlihen Charakter haben, find bie Grund- 
infen, Renten, Güften und Zehnten, während die Grundfteuern und Communallaften 
welhe auch Häufig hierher gerechnet werben), der Staatsgewalt ober der Gemeinbe- 
brigkeit als ſolcher zu leiften und daher aus dem Privatrechte gänzlich auszuſcheiden 
ib. Auch das MWitthum, die Leibzucht und Apanage können den Charakter von Real 
aften erhalten *. 

Bon ven Reallaften find zu unterſcheiden die fog. „Realſchulden“, bei welch 
Ateren die Berbinblicyfeit mit einer Sache bergeftalt verknüpft gedacht wird, daß ſie 
ir die Sache ergreift und mit ber Sache auf jeben Erwerber übergeht. Es find 
Nligetionen, welche jeberzeit durch Zahlung getilgt werben können, woburd fie ſich 
xincipiell von den Reallaſten unterſcheiden. Es ift aber ſowol die Eriftenz folder 
Rehtöverhältniffe, als insbefonbere die Möglichkeit der Begründung durch Privatwillen 
ietritten ©. 








insbejondere auch * Der entgegengefegten Anficht ift Walter, 
v achten bie Reallaſten ſewol in $. 151, welcher nur bann eine Verkinblicfeit 
ker Totali als in ihren einzelnen Leiftun- | zur Haftung für Rüdftände annimmt, wenn 
en, obne jede perjönliche Verpflichtung des | der Nachfolger im Beſitze zugleih Erbe jeines 
Bweiligen Befiters Iebiglich als Schulb des | Borgängers iR ober bie Rüdftände im Hypo 
drandftüdes, wobei das Grundftüd feldit in | tefenbuche eingetragen find. vol. über Die 
arz Fünftlicher und gemwaltjamer Weiſe perfo- verſchiedenen Auſichten Unger, I, 8.63, Note 33, 
gan wird. Die geradezu entgegengefeßte | und Entwurf, ©. 206 fg. 
iht erflärt bie Reallaiten fir perjönlice, —5— mr 
Bit einer Snpotbet am Grunbftüde verbundene | “ gibt Perieben, in benen bie — 
orterungen, jo 5. ®. Gerber, Denfhes | KH folder an fi A Itemmen. sec mäßiger 
trecht, 8. 167, welcher die Reallaften als eſuen eines Sal «s Senmuiß ex 
Kligafionen kefinirt, meiche Durch Antırlipfung | rien Betvegung eines Boltes werben; fie er- 
m ein Grunbitüc perpetuirt und fo in keinen N ar a A en 
# ihre Dauer Medıtei eit, ber ſich Die Gegenwart auf Koften bei 
AR een von sr ftrengen Rechts zu entzieben ſtrebt. Wenn fo 
ig. 1869, Nr. 30, Mm. 249 gegen wie | Die Öefetnebungen heutigentags burh dt- 
—x ®. erhobenen Borwan , dal; Gerber löſungsgeſetze die Möglicleit einer Befreiung 
füjgfich unter Biejenigen eingereiht merbe, | DES ebene vom ben zur Ungebiibr angenndr 
reihe die Neallaften als hupotbetariich wer. | TEEN Yafıen aewäbren, jo ült bamit freilich 
ibete Forerung anfehei, | unter Muberen | MIT EMeM angenbfitlichen Bebüichniffe Genüge 
u6 Defeler, Deutfceo Yeivatreht, 2, Huf. | SENEL, micht aber bie Fchenstzaft bee Prin- 
1866], 8. 190, An. 5.) Much Griehtieh, | 9P9, welches biefen Kechtsverhältnifien inne- 
estheorie der Reallafien, $. 86, 2, 220, | WOhnt, für immer bejetigt.“ Gerber, Deut- 
Mefinirt Reallaften „als eine paffin ‚reale und ſches Privatrecht, $. 168. 
kaburh effectio perperuirte und unerfhöpflihe | ® gl. bierüker Meibom, „Ueber Reaffaften 
eminalobligatien‘. Eine andere früber fehr | und Realſchulden“ in Betler's und Mutber's 
werbreitete Anſicht jahte bie Neallaften als | Jahrbidern des gen. dentſchen Rechts, IV 
Zarituten auf, welde in einem faciendo be- (1860), S. 442 fg., und bazu Gerber, „Real« 
Reben. Diefe Tebtere Anficht, welche gegen- | 1aft oder Reafjchulb“ in feinen und Ahering's 
ie Bun —28 wenige Anhänger zählt, Sabröirhern für Dogimatit, VI (1863), ©. 
auch durd 8. verworfen, 266 fg. 


® Balter, 8.148. Cini 
Dunder, bi 
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Achtes Hanptflükk. 
Bon dem Erbredte. 


8. 531. 
Berlaffenihaft. 
Der Inbegriff der Rechte und Verbindlichleiten eines Berftorbenen, infofern fie widt i 
blos perfönlihen Verhältnifien gegründet find, heißt deſſelben Verlaflenfchaft oder Nachlaß. 


8. 532. 
Erbredt und Erbichaft. 

Das ausſchließende Recht, die ganze VBerlaflenihaft oder einen in Beziehung anf 
Ganze beitimmten Theil derſelben (3. B. die Hälfte, ein Drittheil) in Befig zu ne 
heißt Erbredt. Es ift ein dingliches Recht, welches gegen einen Jeden, ber fi der 
lafienfhaft anmaßen will, wirkfam ift. Derjenige, dem das Erbredt gebührt, wird 
nnd die Verlaflenfchaft in Beziehung anf den Erben Erbſchaft genannt. | 


8, 533. 
Titel zu dem Erbredte. 


Das Erbrecht gründet fih auf den nach geſetzlicher Vorſchrift crflärten Willen des Erb 
laſſers, anf einen nah dem Gefete zuläffigen Erbvertrag (8. 602), oder auf das Geſetz. 


8. 534. 


Die erwähnten drei Arten des Erbrechts Tonnen auch nebencinander beftehen, fodaß einem 
Erben ein in Bezichung auf das Ganze beitimmter Theil aus dem letzten Willen, dem ambereı 
aus dem Bertrage und einem Dritten ans dem Geſttze gebührt. 


8. 535. 
Unterſchied zwiſchen Erbihaft und Vermächtniß. 

Wird Jemandem kein ſolcher Erbtheil, der ſich auf den ganzen Nachlaß bezieht, ſonden 
une eine einzelne Sache, eine oder mehrere Sachen von gewiſſer Gattuug, eine Summe ode 
ein Recht zugedacht, fo heißt das Zugedachte, obſchon deflen Werth den größten Theil der 
Verlaſſenſchaft ausmacht, ein Vermächtniß (Legat), und derjenige, dem es hinterlafien worden, 
ift nicht als ein Erbe, fondern nur ale ein Vermächtnißnehmer (Legatar) zu betrachten. 


In der Privatredhtsiphäre eines Menſchen laſſen fi) zwei Hauptklaſſen ven 
Nechtsverhältniffen unterfcheiden, nämlih: 1) familienrechtlidhe und ſolche vermögen 
rechtliche Berhältniffe, welche ihrer Natur oder Beſtimmung nad, oder zufolge pofltiver 
Anordnung an das Individuum gebunden find und daher mit ihm untergehen, 
und 2) Vermögensrechte, weldye an das Leben eines beftimmten Menfchen nicht ges 
bunden find. Diefe bilden bei feinem Zote feine Erbſchaft, Verlaſſenſchaft, 
Nachlaß ($. 531) 1. 

Der Inbegriff der Rechtsnormen über die rechtlichen Schidjale der VBermögen® 
rechte bei dem Wegfalle des Trägers derjelben durch den Tod heißt das Erbredt im 
objectiven Sinue; das Recht, in die Vermögensverhältniſſe des Verſtorbenen ein⸗ 
zutreten, heißt Erbrecht im fubjectiven Sinne und zwar, wenn es ſich auf 
bie Geſammtheit der Vermögensverhältniſſe oder auf einen mit Beziehung auf das 





ı Bol. Unger, Syſtem bes öſterr. allgem. | verfhiedene Auflage, 1871), $. 1, Schirmer 
Privatrechs, VI, das öſterr. Erbredt (1. Auft., rend bes röm. Erbrechts Thi. I (Leipjtt 
Leipzig 1864, 2. von der erſten nur durch | 1863), 8 
Hinweglaffung der Anm. 2 und 3 zu 8. 23 


281 


Banze beftinnten Theil derſelben bezieht, Erbreht im eigentlihen und vor- 
züglichen Sinne, Univerfalfucceffion, Gefanmtfolge ?, wenn es fidh blos 
auf einzelne Vermögensrechte erftredt, Singularfucceffion ($. 535). Der PVer- 
ſtorbene heißt Erblaffer; derjenige, welder in die Gefanmitheit der Bermögens- 
Serhältnifie oder einen aliquoten Theil verfelben fuccedirt, Erbe, und die Verlaffen- 
haft mit Redficht auf diefe Succeſſion Erbſchaft (8. 532 a. E.); derjenige, welcher 
blos einzelne, nicht in Beziehung auf die ganze Verlaſſenſchaft beftimmte Vermögens: 
‚vertheile erhält, Vermächtnißnehmer oder Legatar ($. 535 a. E.), und der ihm 
zugedachte VBermögensvortheil Vermächtniß, Yegat. 

Hat der Erblaffer Jemanden auf eine beftimmte Sache als Erben eingefett 
(heredis institutio ex re certa) ?, d. h. eine Perfon zwar zum Erben genannt, als ihren 
Erktheil aber eine beſtimmte Sache, einen beſtimmten VBermögensvortheil und nicht einen 
in Beziehung auf den ganzen beftimmten Theil der Verlaſſenſchaft bezeichnet, fo kann 
eine ſolche legtwillige Verfügung in der Regel nur als Pegat gelten. Cs ift jedoch 
möglich, daß in einer folhen Verfügung eine wahre Erbeinfeßung gefunden werben muß, 
je; B. wenn der ganze Teftamentsinhalt nur darin befteht, daß einer oder mehreren 
:Berfonen beſtimmte Sachen zugewendet werben, und diefe nad der Meinung des 
Erblajfers den Nachlaß erfhüpfen®, oder wenn einige Perfonen unbeftinmit 
eder auf Quoten, andere daneben auf res certae berufen find und bie Berufungsworte 
für alle gleihmäßig nach dem juriftiichen Sprachgebrauche auf eine Erbeinfegung hin- 
veiſen; denn dann liegt auch nad) öftere. Recht Fein Grund vor, dieſe Worte nicht in 
ihrer juriftiichen Berentung zu nehmen Alles käme dabei natürlich auf die Meinung 
des Erblaffers an ?. 

Während bei den alten Römern das Recht des Individuums, einen Erben 
zu ernennen, für eines ver vorzüglichften Freiheitsrechte eines röm. Bürgers galt und 
bie ganze Exrbfchaft als ein einheitliches Vermögen aufgefaßt wurde, trat das deutſche 
Recht dieſer Auffaffung fchroff entgegen. Der Wille des Erblaffers kam nad) der ur- 
: fpränglichen Rechtsanſicht aller deutschen Völker gar nicht in Betracht. Das Erbrecht 
Beruhte vielmehr auf der natürlichen Ordnung der Bamilie®. Mit dem Tode des 
Erblaſſers hörte fein Recht und feine Macht auf und es traten feine nächften Ver- 
wandten fogleih ohne Weiteres in den rechtlichen Befiß (die Gewere) jeines Ver— 
mögens ®. Durch den Einfluß der Kirche wurden zwar allmählich letztwillige Verfügungen 
met zu frenmen Stiftungen und dann überhaupt zuläffig. Daburd) konnte wel ben 
geſetzlichen Erben ter Nachlaß geſchmälert, aber nicht die von tem Willen des Erb- 
laſers unabhängige Eigenſchaft eines Erben entzogen werten. Daher verblieben vie 
Theile tes Nachlaſſes, Über welhe ter Teftater nicht verfügt hatte, oder melde von 
dem im Tejtamente Eingefetten nicht erwerben wurden, ben geſetzlichen Erben, ſodaß 
der Satz des röm. Rechts: nemo pro parte testatus, pro parte intestatus decedere 


Hauptſtück VIII. Bon dem Erbredte. 66. 531—535. 










? Val. über die Rezeichnung des Erbrechtse | laß vorbanten ifl, wein ſich Die res certa 


m $. 532 ale dingliches Recht die Bemerk. zu | Überbaupt nicht oder nicht Dauernd im Nach— 
. 308. laffe vorfinbet, ſelbſt in den Fällen, in welchen 
Das Legat einer beftimmten Sache ungültig ift 
(vgl. die Bemert. zu ten 88. 660—662), einen 
birecten Anſpruch auf Yeiftung bes Werthägqui- 
valentes (vgl. Neuner, S. 253 fg.), ferner 
jteht ihm aud Das Anwachſungsrecht zu, wenn 
einer Der Miterben ausfällt, infofern es ſonſt 
eintreten würde. 

? Bluntihli, Deutſches “Privatrecht (dritte 
turh Nufnabme des Handels: und Mechiel- 
rechts ermeiterte Auflage, bejergt ven Dahn, 
Münden 1864), ©. 688 fg. 

° Dieten Gedanken brüdt Die unſerem Zprad: 
gerühl fremd gewordene Rechtsparömie aus: 
„Der Zebte erbt Den Vebendigen, le mort 
saisit le vif.‘ Bering, Rem. Erbredt in bi: 
jterticher und dogmatiſcher Entwidelung (Hei⸗ 
delberg 1861), S. 833; Bluntſchli, S. 696. 


BVgl. hierüber im Allgemeinen Neuner, 
die Heredis institutio ex re certa. (ine 
civiliſtiſche Abhandlung (Gießen 1853 ,, 556 
Seiten. 
„Anders nah rim. Recht (nal. Neuner, 
©. 28 fg.), nach melden es auf das vom Erb— 
laffer gebraudte Wort ankam. Bol. aud 
Unger, Erbrecht, $. 8, Anm. 4. 

Neuner, a. a. O., S. 5345 7. 
Nenner, S. 547, 548. 

Vgl. auch Unger, Erbrecht, 8. 2, Anm. 6. 
Der Unterfebier zwiſchen der Aufiaſſung einer 

mmten letztwilligen Verfügung als bloßes 
ermächtniß oder ale Erbeinſetzung iſt ſehr 
edeutend. Namentlich bat der Bedachte in 
letzterem Falle, wenn noch unvertheilter Nach— 


282 Zweiter Theil. Bon dem Sacherrtthte. 


- potest, Feine Anwendung fand 10. Nach beutihem Rechte find mehrere erbı 
Volgen in biefelbe Berlafienichaft, nämlid bie gejeßlihe, teftamentarifche und v 
mäßige zuläffig, wel letztere nach röm. Rechte, ſowol wegen ber darin li 
Beſchränkung der Zeftirfähigfeit, worauf man ben größten Werth legte, als au 
halb ganz unzuläffig war, weil man davon einen Anreiz zu meuchleriſchen 
ſtellungen beſorgte 11. 

Auch das öfterr. Recht ift von den Grundſätzen des rim. Rechts abge 
indem es eine breifache Erbfolge, eine gefetlihe, teftamentarifche und vertrage 
zuläßt (8. 533), welche Erbfolgeorpnungen auch nebeneinander beftehen können ($ 
ſodaß auh nad öfter. Recht der Grundſatz nemo pro parte x. nidt pli 


($. 556). 


8. 536. 
Beitpunft bes Erbanfalles. 
Das Erbrecht tritt erfi nah dem Tode des Erblaflerd ein. Stirbt ein verme 
Erbe vor dem Erblafier, fo bat er das noch nit erlangte Erbredt auch nit a 
Erben übertragen können. 


8. 537. 
Hat der Erbe den Erblafier überlebt, jo geht dad Erbrecht aud vor Uebernal 
Erbſchaft, wie andere frei vererbliche Rechte, anf feine Erben über, wenn es ande: 
Entfagung oder anf eine andere Art noch nicht erloſchen war. 


§. 538. 
Fähigkeit zu erben. 

Ber ein Vermögen zu erwerben berechtigt ift, Tann in der Regel auch erbeı 
Jemand dem Rechte, etwas zu erwerben, überhaupt entfagt oder auf eine beſtimmte G 
gültig Verzicht gethan, fo ift er dadurch des Erbrechts Überhaupt oder des Rechts 
beftimmte Erbſchaft veriuftig geworden. 


8. 539. 


Inwiefern geiftlihe Gemeinden oder deren Glieder erbfähig find, beftimmen bi 
tiſchen Vorſchriften. 

8. 540. 
Urſachen der Unfähigkeit. 

Wer ben Erblaſſer, deſſen Kinder, Aeltern oder Gatten ans böſem Vorſatze aı 
Leib oder Vermögen auf ſolche Art vericht oder zu verlehen gefucht hat, daß gegen i 
Amts wegen oder anf Verlangen des Terletten nad den Strafgefeben verfahren werde 
ber ift fo lange des Erbrechts nuwürdig, als fih aus den Umſtänden nicht entnehm: 
daß ihm der Erblaſſer vergeben babe, 


8. 541. 


Die Nahlommen bdesjenigen, welcher fi des Erbredts unwürdig gemacht Hai 
wenn letterer vor dem Erblafier verftorben ift, von dem Erbrechtt nit ausgeſchloſſe 


8. 542. 

Wer den Erblaffer zur Erklärung des lebten Willens gezwungen oder betrüglid 
verleitet, an der Erflärung oder Abänderung des Ichten Willens gehindert oder eiı 
ihm bereitö errichteten letzten Willen unterdrückt bat, ift von dem Erbredte ausge! 
und bleibt für allen einem Dritten dadurch zugefügten Schaden verantwortlich. 


10 Bering, a. a. O. Bgl. über Die Bebeu- 11 Bluntſchli, ©. 546. Bol. aud 
tung biefer Regel des rim. Rechts Gans, Das | merk. zu ben 88. 552—554 und b6 
Erbredt in ie A Entwidelung, I | Aum. 1 
(Berlin 1825) 451 fg 
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8, 543. 
Berfonen, weldie des Ehebruches oder der Blutſchande gerichtlich geftändig oder über- 
Sefen find, werben unter fi von dem Erbrechte and einer Erklärung des lebten Willens 


anigeihlofien. 


8. 544. 


Inwiefern Landeseingeborene, die ihr Vaterland oder die Kriegsbienfte ohne ordentliche 
Erlaubniß verlaflen Haben, des Erbrechts verluſtig werden, beftimmen die politifhen Ver⸗ 


Brdaungen. 


8. 545, 
Rah welchem Zeitpuntte bie Fähigkeit zu beurtbeilen. 
Die Erbfähigfeit Tann nur nad dem Zeitpuntte des wirklichen Erbanfalles beftimmt 
werben. Diefer Zeitpunkt ift in der Regel der Tod des Erblafierö (8. 703). 


8. 546. 
Eine fpäter erlangte Erbfähigkeit gibt Fein Recht, Anderen das zu entziehen, was ihnen 


rechtmüßig angefallen iſt. 


Die Berufung zur Erbfolge ſetzt vor Allem nothwenig voraus, daß der Erbe den 
Erblaſſer überlebe (8. 536), zur Zeit der Berufung (Delation, Erbaufall) wenigſtens 
im Mutterleibe exiſtire (88. 545, 22) ! und von der Zeit der Berufung bis zum 
wirflihen Ermwerbe ver Erbſchaft erbfühig fei (8. 545) 2. 

Zeit der Berufung ift in der Regel die des Todes des Erblaffers (8. 545 a. E.). 

Bei der teftamentarifchen Erbfolge tritt bei bevingten Erbeinfeßungen, wenn bie 
Bedingung nicht hen vor dem Ableben des Erblaffers erfüllt wurde, die Berufung 





mVgl. Unger, Erbredt, $. 5 und die Dazu 
geherige Arım. 1, von dem Divorzaf in ber 
Toter. Biertelj. Schr., XV (1865), ©. 297, 
28 nur in der Begründung abweicht. Dies 
zit insbeſondere von Der Inteftaterbfelge. 
Lei der teſtamentariſchen Erfolge ergibt es fich 
ven selbft, Daß Der unmittelbar Eingefeßte 
iben zur Zeit Des Todes des Erblaſſers ge: 
beren oder Doch erzeugt fein, alſo Dielen 
„überlebt“ (8. 537% baben muß. Unger. 
Erbreht, 8.5, Anm. 1. Die nach röm. Recht 
herrſchende Anficht (oal. Bangererv [7. Aufl.], 
II, 88. 411, Anm. und 429, Anm. 3, Nr. 2 
und It. b, und Die daſelbſt Angerlibrten) aebt 
tabin, daß Der zur Zeit des Todes Des Erb: 
laſſers noch nicht Concipirte ſowol von der ge: 
fetlihen als teftamentariichen Erbfolge ausge— 
ſchloſſen ſei. Allein ſchon nach rum. Rechte 
(dgl. Vangerow, '8. 420, lit. b) war es bei 
der mittelbaren tejtamentarifeben Erb- 
ſolge nicht nothwendig, daß der Berufene zur 
EIE des Todes des Erblaſſers ſchon con: 
AP mar, und beruhte bei der Inteftaterbfolge 
„les Erforberniß auf der dem röm. Recht 
igenthümlichen ſtrengen Auffaſſung Des Ver— 
andtichaftsverhältnifſes (val. Unger, Erbrecht, 
ganz’ Anm. 1). Fürs öſterr. Recht läßt die 
. allgemeine Beſtimmung des s. 545 m 
Bindung mit 8. 22 A. b. G. B. wol feinem 
Aweifel Darüber Raum, daß Die Exiſtenz Des Be— 
(eig ren zur Zeitber Berufung im Mutter- 
5 e genügt. Die Anordunng des Hofd. wem 
* Juni 1845 (vgl. Die Bemerk. zu 8. 610), 
B bie Erbeinfeßung einer erft nach dem Tode 


des Erblaffers geborenen Berfon als eine fideie 
commiffarifche Subftitution zu bebanbeln fei, tft 
daher auf jene Fälle einzufchränten, in welchen 
die bedadıte Berfon zur Zeit des Erbanfalles 
noch nicht concipirt ift. 

2 „Durch den GErbanfall erwirbt der Be: 
rufene nur Die rechtliche Medglichkeit, die Erb- 
ſchaft Durdy Antretung zu erwerben: wenn ibm 
nun zu Diefer Seit Die Erbfühigfeit mangelt, 
wie jollte er durch Die Adition noch Erbe wer— 
den können? ...... Auf den 8 545 läßt ſich 
die entgegengeleßte berrichende, von 
Zeiller, II, 403; Nippel, IV, 44, 45; Rint: 
warter, III, 33; Ztubenrauch (1. Mufl.), II, 
271, 272 iin der 2. Aufl, I, 537 bat ſich 
derjelbe an Unger angeſchloſſen); Michel, in 
der Oeſterr. Viertelj. Schr., IL (1858), Wr. 2, 
S. 29 fg. und 36 aufgeftellte Anficht mit 
Grund und Erfolg nicht ftüßen, Ba das Wört— 
den „nur“ Durch die Beziebung auf die Ver: 
neinung des Erforderniffer Der Erbfühigfeit in 
einem früberen Moment (Dev Zeftamentserridh: 
tung) jeine ausreichende Erklärung erhält und 
Die Nichterwähnung des Porhandenjeins Der 
Erbfühigfeit zur Zeit Des Erbichaftserwerbes 
daraus erflärt werden kann, daß dieſes Erfor— 
derniß ſich in der That „von ſelbſt“ verſteht 
(Savigny, Syſtem, VIII, 458). Daß die 
Erbfähigkeit vom Zeitpunkt des Erbanfalles bis 
zum Antritt der Erbſchaft ununterbrochen fert- 
Danern muß, ergibt fich Daraus, daß im Augen: 
lid Des Verluſtes der Erbfähigkeit Die Erb- 
ſchaft jofert einem Anderen Deferirt wird.’ 
Unger, Erbredt, 8. 5, Anm. 22. 
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(8. 705 a. €) 3. 


Die Berufung zur gefeßlihen Erbfolge erfolgt dann nicht ſchon im Momente bei 
Todes des Erblaffers, jondern erft bei eintretender Ungültigfeit oder Unwirkſamleit be 
Zeftamentes, wenn biefe erft nad den Tode des Erblaffers fich entjcheidet, oder ba 
Eintritt der fucceffiven Erbfolge, wenn eine folde ſtattzufinden bat ®. 

Die Erbfähigkeit veicht für phyſiſche Perfonen fo weit als beren Rechtöfähigtet 
und hält mit bdiefer gleichen Schritt ($. 538) ®; 
Perfonen (8. 26) und zwar gegenwärtig aud) für geiftlihe Gorporationen, indem de 
früher beftandenen fog. Amortifationsgefege durch Art. 29 und 35 bes mit Kaif. Pat. 
Nr: 195) kundgemachten Concorbates aufgehobe 


vom 5. Nov. 1855 (R. ©. Bl., 
wurden. 


Der Erbfähigkeit fteht die Erbunfähigfeit gegenüber, welche entweder eine abfelute 


oder relative ift ®. 


Abfolut erbunfähig find: 1) Defertenre ver Linie und der Reſerve (nicht auch ber 
Landwehr), welche aus der activen Dienftleiftung entwichen find, vom Tage ihrer En⸗ 
weidhung, wenn fie nicht aus der activen Dienftleiftung entwichen find, vom Zoge 
der Zuftelung des Einberufungebefehles oder der legalen Veröffentlichung deſſelben 


bis zu ihrer Stellung oder Einlieferung 7; 


zu erwerben überhaupt entfagt haben (8. 538), d. h. Drdensperfonen, welde teB 
Auch kann der einem erbunfähigen Profeſſenn 
angefallene Erbtheil nicht etwa von deſſen erbfähigem Orden erworben werben (Hofb- 
vom 23. März 1809, 9. ©. ©., Nr. 887) ®. 
1) Ausländer, bezüglich des in Defterreih befinnlihen 
wenn mit ihrem Mutterftaate fein Freizügigkeitsverrag 


Gelübde ver Armuth abgelegt haben. 


Relativ erbunfähig find: 
Verlaſſenſchaftsvermögens, 


beſteht? und fie auch die mit Hofd. vom 18. Sept. 1815 (J. ©. S., 


Bon dem Sadenreäte. 


zur Erbfolge erft nah Erfüllung der Bedingung ein ($. 703). Bei Erbeinfeunge: 
unter einer Zeitbeftinnmung erfolgt zwar die Berufung ſchon zur Zeit des Tobeh, a 
wird jedoch die Acquifition der Erbfchaft bis zu jenem Zeitpunkte anfgefchoben 


daſſelbe gilt auch für juriftilde 





2) Perfonen, welde dem Rechte ewas 


Nr. 1173 ) 





3 Bl. Unger, Erbredt, 8. 28, Aum. 1. 

Windſcheid (2. Auft.), III, 8. 56%. 

5 Eintenis, Das praft. gem. Civilrecht (2. Aufl., 
Leipzig 1861), III, 303. 

s Das röm. Recht unterfcheidet zwiichen In - 
capacität, Ermwerbunfäbigteit, aud) 
Srbunfäbigfeit im eigentliden Sinne ge— 
nannt, bei welcher Delation, aber kein Erwerb 
ftattfond, und die Erbichaft in Ermangelung 
don Subftituten theil® an gewiſſe, in dem- 
jelben Teſtament bebachte Perſonen, theils an 
den Fiscus fiel, und Indignität, Erbun- 
würbigfeit, bei welcher weber Delation 
noch Ermerb der Erbſchaft ansgefchloffen mar, 
aber dem Erben bie Erbſchaft wieder entriffen 
wurde und zwar tbeild vom Fiscus, theils von 
anderen Perſouen. Vgl. Schirmer, 8. 4; 
Sintenis, III, 8. 205, Anm. 1. Das öfterr. 
Recht fennt nur eine Erbunfäbigfeit. Die 
88. 540—543 enthalten nur Falle von relati» 
ver errunfäbigteit Bal. Unger, Grbredt, 
8.5, Anm. 

S. die Simert. zu 88. 1H—18, lit. d. 

B Kol. auch Obſtg. Entſch. vom 7. Jan. 
1357, 3. 12809, Glafer und Unger, I, Nr. 270. 

9 Solde Freizů igkeitsverträge beſtehen laut 
Verordnung der | Dinifterien des Aeußern, Deo 
Innern, der Juſtiz und der Finanzen vom 
32. Gept. 1858 (R. ©. 8, dr. 134, Abe 
jag A) mit: 


| Anhalt» Bernburg (9. Hofb. vom 18. Febr. 
1847, 3. © 035). 


Baden (Staatsvertrag vom 17. Sept. 1806, 
3.06. ©, ©. 127, 3. 859; Decret ber 
Gentral - - Organifirungs - > Hofcommiffion vom 
12. Mai 1816, J. G. S., ©. 257, 3. 1249. 

Tagen (Allerb. Bat. bom 26. Iuni 1801, 
J. G. S., S. 17, 3. 670; Fa au 
15. Febr. 1811, eodem ©. 953 
Hofd. vom 26. April 1811 und vom 3 Zus 
1816, eodem ©. 278 und 375, 3. 43 mb 
1254). 

Belgien (Staatsvertrag vom 9. Zuli 189, 
J. G. S., ©. 344, 3. 370). 

Dänemark (Hoitd. vom 27. Dec. 1816, 3.6.8- + 
©. 414, 3. 1306, und vom 8. Zuli 1830, 
&. %03, 2. 2743). 

Deutfche Bundesftaaten (Alerh, 8 vorn 
2. Wär; 1823, J. G. S. S. 194, 3. 1652: 
Hoftzb. vom 12. Oct. 1827, eodem &.101. 
3. 2312). 

Franffurt (Hoflzd. vom 15. Zuli 1840, 3. &- 
S., ©. 515, 3. 454). 

Griechenland (Hanbels: und ie, 


vom 4. ‚März 1835, 
. 87). 
Hannover (beit. vom 14. März 1837, J. 
G. S., ©. 134, 3. 213; Erl. bie Min. bet 


Aeußern om 27. Zuli "1853, R. G. Bl. 


S. 130, Nr. 149). 
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benen Reverfalien de observando reciproco nicht beizubringen im Stande 
ſenommen fie wären gegenüber einem beftinimten Staate ausbrüdlich erlaſſen) ?9, 


n Falle dann Retorſion eintritt 11. 


2) Derjenige, welcher den Exblafler, 





ſſel (Hoflzd. vom 5. Nov. 1837, J. 
©. 159, 3. 241). 
mflabt (Stastenertrng vom 23. Mai 
n» Hechingen, und 
n=» Sigmaringen (Juſtizhofd. vom 
847, J. G. S., ©. 465, 3. 1074). 
t Mafia und Carrara (Staatövertrag 
Oct. 1818, 3. G. ©, ©. 57, 3. 
Juſtizhofd. vom 10. März 1826, 
5.9, 3. 2171; Hoflzd. vom 4. Juli 
pdem ©, 202, 3. 2472). 
Staatsvertrag vom 18. Juli 1842, 
5., ©. 45, 3. 626). 
Decret ber ee arganifinn 8» 
aiſſion vom 13, Mai 1816, 9. 8.6, 
. 1244). 
t Sicilien (Staatsvertrag vom 19. 
44 und vom 4. Juli 1846, 93. ©. 
204 und 340, 3. 800 unb 973). 
? mit Luremburg (Staatsvertrag 
Febr. 1840, J. G. S., ©. 471, 


tanifche Freiftaaten (Abbitionalver- 
1 8. Mai 1848, R. G. Bl., S. 841, 


). 
(Hoflzb. vom 27. Aug. 1842, 9. 
©. 59, 3. 638). 

taatsvertrag vom 1. März 1818 und 
Dec. 1822, 3. ©. S., ©. 12 und 
1427 unb 1913). 

doftzd. vom 10. Oct. 1835, J. G. S., 
3.89, und Erl. des Min. des Aeußern 
Sept. 1852, R. ©. Bl, ©. 813, 


it Bolen (Hoftzd. vom 14. Juni und 
1824, dann vom 3. Suni 1825, 
5., ©. 212 und 269, 3. 2015 und 
ann ©. 303, 3. 2102). 
joftzd. von 11. Nov. 1835, 3.8. S., 
93 


. 93). 
oburg- Gotha (Staatsvertrag 
3 1852, R. ©. 3, ©. 


(Erl. des Min. des Aeußern vom 
1852, R. G. Bl., S. 676, Nr. 144). 
Dandele- und Sciffahrtsvertrag vom 
1725, Art. 31). 

and Norwegen (Hofkzd. vom 15. Ian. 

. G. S., S. 185, 3. 2). 

(Herb. Pat. vom 21. Aug. 1804, J. 

5.24, 3. 680; Hofd. vom 18. Juli 

dem S. 41, 3. 1475; Hoflzd. vom 

3 1837, eodem ©. 117, 3. 185; 

talerflärung vom 14. Nov. 1851, 

31., Jahrg. 1852, ©. 39, Nr. 8). 

Staatövertrag vom 28. Febr. 1822, 

5., ©. 83, 3. 1847). 

8 (Hoftzd. von 13. Dec. 1837, 9. 
. 162, 3. 245; Erl. des Min. des 
vom 21. Juni 1850, R. ©. UL, 
3. 115). 


vom 
292, 


10 Solche Staaten find laut Abſatz B ber in 
Anm. 7 erwähnten M. 8.: - 


Großbritannien und Irland (Hofld. vom 14. 
April 1829, 3. 21357—2017, von 18. Febr. 
1834, 3. 6142-6469, unb vom 12. Nov. 
1841, 3. 34, 481-3195). 

Frankreich (Hoflzb. vom 9. Juni 1885, 3. G. 
S., S. 18, Fi 80). 


Moldau (Hofb. vom 24. Febr. unb 28. Oct. 
1820, J. G. S., ©. 1% und 246, 3. 1681 
und 1712). 

Sonifge Inſeln (Hoflzd. vom 4, März 1827, 
3. 6987-654). 


11 Dies war früher ber Fall gegenliber ben 
Untertanen der Ottomanifchen Bforte, indem 
nur die aus beweglichen Gütern beftehenben 
Berlaffenfchaften ber in Defterreich verftorbenen 
türfifchen Untertbanen ber Ottomanifchen Ge⸗ 
fandtfhaft ober dem nädften Ottomanifchen 
Confulate auszufolgen waren (Hofd. vom 
5. Febr. 1828, 3. 5496; Michel, Handbuch, I, 
Nr. 170), und türkifche Untertbanen in Ans 
ſehung von Berlaflenfhhaften öſterr. Unter- 
thanen ganz erbunfähig waren (Bofrefer. vom 
23. Dec. 1775 [Kropatih. G. S., VIII, 496)). 
Cine Ausnahme beftand nur in Anfehung der 
Montenegriner, welche gegen Beibringung ber 
Reverfalien über bie gleihe Behanblung ber 
öfterr. Untertanen bei Erlangung von. Ber- 
Iaffenfhaften in Montenegro als erbfähig zu 
behandeln waren, jedoch mit ber vu die 
Allerh. E. vom 23. Juni 1825 und 11. Oct. 
1845 feftgefeßten Befchränfung, daß diefe Be⸗ 
günftigung auf die Fähigkeit zum Befite von 
unbeweglichen Gütern nicht auszubehnen, fon- 
bern ihnen nur ber Erlös auszufolgen fei 
(Allerh. E. vom 26. Juli 1849, M. Erl. vom 
18. Aug. 1849, R. ©. Bl., Nr. 368). — 
Durch Art. IV des türk. Gef. vom 18. Juni 
1867, welchem Defterreih in dem Brototolle 
vom 5. Nov. 1868, R. G. Bl. 1869, Nr. 5 
beigetreten ift, wird den fremden Unterthanen 
in ber Türkei das Recht ertheilt, über jene 
ihrer unbeweglichen Güter durch Schenkung 
ober Teflirung zu verfügen, binfichtlich deren - 
eine derartige Verfügung gefeglich zuläffig if. 
Ueber jene ihrer unbewegliden Güter, über 
welche fie nicht verfügt haben, ober über welche 
Ihenfungsweife ober teftamentarifh zu ver- 
fügen ihnen bie türkiſchen Geſetze nicht ge- 
ftatten, ift bie Berlaffenfchaft nad Ottomani- 
ſchen &efeten abzuhandeln. Solche Immobilien, 
über welche eine ſchenkungsweiſe oder teftamen- 
tarifche Berfügung nah tür. Gejegen unzu⸗ 
läſſig ift, find Die fog. Wakfs oder Wakufs, 
nämlich bie Güter der Mojcheen, welche, wenn 
ber Befiger, dem fie verlieben wurden, ohne 
Nachkommen erften Grabes ftirbt, an bie 
Moſchee heimfallen. (Vgl. D. Ohsson, Tableau 
general de l’empire Othoman, Tome I, Paris 
1787, S. 307 fg.) — Hiermit ift die vollkom⸗ 
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defien Kinder, Aeltern oder Ehegatten vorfäglih an feinem Körper, Vermögen, Ehe 
oder Freiheit entweder wirklich verlegt, over zu verlegen verſucht bat, ſodaß gegen iſn 
von Amts wegen oter auf Verlangen des Verletzten nad den Strafgefegen verfahns 
werben fonnte, wenn ihn der Erblaffer nicht entweder ausbrüdlic verziehen hat, ote 
auf eine Verzeihung ans den Verhältniſſen geſchloſſen werben Fann (8. 540) %, 
3) Derjenige, welcher eine ver im $. 542 aufgezählten Hantlungen, denen auch ei 
Unterſchiebung eines legten Willens gleichzuftellen ift, unternommen bat. Auch ba 
dürfte ver Verſuch der wirklichen Ausführung gleichzuachten fein und die Erbunfähiglei 
durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Verzeihung des Erblaſſers behoben werten ! 
4) Unfähig zur teftamentarifchen, nicht auch zur gejetlichen Erbfolge find diejenigen, 
welche des Ehebruches oder der Blutſchande mit dem Erblaffer gerichtlich geſtändiz 
ober überwiefen find (8. 542). Dabei macht es feinen Unterſchied, ob das Gerd 
ein Civil- oter Strafgeridt ijt 1%. 

Unpajfenderweije führt $. 538 auch den Verzicht anf eine beftimmte Erbſchaft alt 
Erbunfähigkeitsgrund auf. in gültiger Verzicht auf eine beftimmte Erbſchaft eg 
geradezu die Fähigkeit zu erben voraus. ine beſtimmte Form des Erbverzichtes iſt 
nad) öſterr. Recht fowenig als nach gen. Rechte vorgefchrieben; er muß jebod, um 
wirkſam zu fein, die Eigenfihaft eines mit dem Erblaffer gefchloffenen Vertrages on 
fih tragen und hat überhaupt nur einen juriftifhen Einn, wenn dadurch auf die ger; 
jegliche Erbfolge verzichtet wird. Durch den Erbverzicht werden audy die Nachkommen 
des Verzichtenden, er mag ver oder nad) dem Erblaffer geftorben fein, von ihrem ger 
jetlihen Erbrechte ausgefchloffen ($. 551) 19. 

Nach röm. Recht wird der Erbunfähige jo behandelt, ala wenn er nicht mek 
am Yeben wär. Man ieh fidy jebody durch die Begriffe, daß ber heres in locum 
defundi succedit, ejus personam sustinet, heredis vice fungitur zu ber irrigen Ber 
ausjegung beftinmen, taß ter Nepräfentant nicht fraft eigenen Rechts (jure proprio) 
juccedire, fontern den Repräſentirten beerbt haben und tiefer felbft erbfähig geweſer 











fein müſſe 76. 
8. 541 beſtimmt nämlich: 


Auch auf das A. b. G. B. ift dieſe Anfiht nicht ohne Einfluß geblieben 
„Die Nachkommen desjenigen, welder fid) des Erbrecht 


unwürdig gemacht hat, find, wenn leßterer vor dem Erblaſſer vwerftorben ift, ven bem 


Erbrechte nicht ausgeſchloſſen.“ 


Tiefer geſetzlichen Beſtimmung liegt unſtreitig das 





& 

mene (Sleichjtellung der öfterr. Untertbanen mit 
den Unterthanen der Türkei, freilich zunächſt 
nur in Betreff unbeweglicher Güter, auge: 
fproden; aber nah der Ztellung, welcde Die 
bewegliden Zacen bisber zu den Immobilien 
eingenommen batten, unterliegt es keinem 
Smeifel, Daß Diele Gleichſtellung für Die be: 
wealiden Sachen als felbjtverftändlic ange: 
nommen wurde. Dieſes Geſetz gilt nicht nur 
für das türkiſche Reich im engeren Sinne, 
d. h. die der Pforte unmittelbar botmäßigen 
Länder, ſondern auch für die autouomen, 
tributpflichtigen Vaſallenſtaaten (in Europa 
die Donaufürjtentbümer Moldau und Walachei, 
das Fürſtenthum Serbien, das Fürſtenthum 
Montenegro, in Afrika die Inſel Samos und 
der Libanon, in Afrika Aegypten und ſeine 
Nebenländer). 


12 Verletzung an Freiheit iſt zwar im 8. 510 
nicht ausdrücklich augeführt, iſt aber Den im 
8.940 aufgezählten Verletzungen gleichzuachten. 
Vgl. auch 8. 948. Unter Aeltern und Kindern 
ſind nicht nur leibliche, ſondern auch adop— 
tirte zu verſiehen. Vgl. Unger, Erbrecht, 
8. 5, Anm. 11. 


13 Die entgegengeſetzte Anſicht vertheidigt 
Füger v. Rechtborn, Das Erbrecht nach dem 


öſterr. A. b. G. B. (Hermannſtadt 1860), 1, 
12 fo. 

zu weit geben Liejenigen (je z. B. 
Ztubenraud, 1, 736), welche auch) S chiebögericte 
bierber redmen. Ch das Geſtändniß ın der 
Borunterfuchung oder wäbrend ter Sdluß— 
verbanblung abgelegt wurde, iſt gleichgültig 
8. 204, lit. e, Sır. Br. O. vom X. IS. 
Die in Nr. 9 der Allgem. öſterr. Gztg. von 
J. 1552 mitgetbeilte Obſtg. Entid., auf welche 
jib Ztubenrauch, I, 7586, für ſeine entgeger 
gejetste Anficht beruft, fußt auf ber Duntale 
geltenden Str. Pr. O. Bat. über Die Erfer 
Dernijfe des Geſtändniſſes Des Ehebruches and 
Obitg. Entſch. vom 26. Aug. 1857, 3. Yıdü 
Glaſer und Unger, L, Ar. 430, 

15 al. Die Bemerk. zu 8. 551. 

16 Zintenie, III, 8. 163, Anm. 11. © 
ift Dics Das ſog. „Neprajentationeredt" IM 
feiner unrichtigen Auffaffung. „Der Ausrend 
ift nnverfänglich, wenn nur nicht Die (jept ab 
gemein aufgegebene) Idee Damit verbunden 
wird, Daß die Enkel nicht kraft eigenen edit, 
fondern blos ale Erben ihres Parens neh 
Söhnen und Töchtern Den Großvater beerben 
founen. Arndts, 8. 477, Anm. Lo. 14 
Bgl. bieriiber Dworzak in der Oeſterr. Viertth— 
Schr., XVI (1865), S. 116 jy. 
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eincip zu Grunde, daß, wenn der Erbunfähige den Erblaffer überlebt, 
ine Nahlommen vom Erbrecht ausgejhlofjen find und feine Nad- 
Immen wur dann an feine Stelle treten, wenn er bei Ableben des Erb- 
tjſſers nicht mehr am Leben ift ?7. | 

Zweifelbaft ift es, ob ſich wenigftens bie im $. 541 normirte Ausnahme von 
eſem Grundſatze auf alle Erbunmürbigfeitsfülle oder blos auf die des $. 540 bezieht. 
Ne Einreihung dieſer Ausnahmöbeftimmung uad) den Erbunmirdigkeitsfällen des 
. 540, anjtatt nad) 8. 542, ſpricht für die VBerneinung biefer Trage; dagegen 
beinen innere Gründe für die bejahende Antwort zu fpreden. Denn es ift nicht 
wohl abzufehen, warum das Geſetz die Erbunmürbigfeitsgründe der 88. 540 und 542 
verſchieden behandeln ſollte. 

Eine unzweifelhafte Ausnahme von der Regel ſelbſt gilt in Anſehung der Deſerteure. 
dach 8. 208, lit. c, Milit. Str. G. vom 15. Jan. 1855 iſt die einem Deſerteur 
zgefallene Erbſchaft an feiner ftatt jenen gejetzlihen Erben zuzuwenden, denen fie zu— 
fallen fein würde, wenn der Defertenr den Ausfallstag nicht erlebt hätte. 
Das Geſetz ift alfo hier ganz dem richtigen Princip gefolgt. Auch die Nachkommen 
etjenigen, welcher in einen geiftlichen Orden getreten ift, fowie die Kinder von Aus- 
ändern, wenn fie felbft die öſterr. Staatsbürgerfchaft erlangt haben, dürften, wenn 
k Parens zur Zeit des Erbanfalles nody am Xeben ift, von Erbrecht nicht aus- 
Ahlefien fein 18. | 

Nah röm. Recht geht eine noch nicht angetretene Erbſchaft in ber Regel auf vie 
ben des Delaten nicht über 19. Nach öfterr. Recht gilt dagegen der Grundſatz, daß 
e einem Erbfähigen angefallene Erbſchaft, fie mag von ihm bereits angetreten fein 
ver nicht (nur darf er fie nicht etwa ſchon ausgefchlagen haben) 2°, auf feine Erben 
hergeht (F. 537). Jedoch geht eine angeordnete Subſtitution der Transmiffion vor 
jJ. 809) 21. Hat der Transmittent mehrere Erben, jo transmittirt er fein Erbrecht 
af fie ungetheilt und es kann jeder von ihnen, wenn die übrigen won ihren Nechte, 
ie ihrem Erblaffer angefallene Erbſchaft anzutreten, feinen Gebrauch machen, die ganze 
Kbihaft anzutreten, und es verhält fih dann fo, als wären die Erben des Delaten 
nmittelbar miteinander zur Erbſchaft des Erblaffers berufen ($. 560) 22. 


S. 547. 
Wirkung der Annahme der Erbidaft. 


Der Erbe ftellt, fobald er die Erbihajt angenommen hat, in Nüdficht auf dieſelbe den 
Erblafier vor. Beide werden in Beziehung auf einen Dritten für Eine Berfon gehalten. Vor 
er Annahme des Erben wird die Verlaſſenſchaft fo betradtet, ald wenn fie nod von dem 
serftorbenen bejefien würde. 


Eomwie jedes Recht durch den Untergang des Gegenftandes, welcher Das Object 
eflelben bildet, zu Grunde gehen muß, fo muß es auch nothwendig dann untergehen, 
denn tie Perjon, Tas Subject des Nichts, wegfällt, wenn nicht Die Urfache des Unter- 
janges tiefer beftimmten Perſon gleichzeitig ben Uebergang des Rechts auf eine 


— — — — 


7 Bol. auch Unger, Erbrecht, 8. 33, Anm. 1. | patimur (I. un. $. 1 C. de cad. toll. 6. 51). 
selöftverftänblich Kommt dieſes Princip nur | Bon dieſer Regel beftanden jedoch wichtige 
der gejeglichen, nicht auch bei der tefta- , Ausnahmen: 1) Die ſog. transmissio ex ca- 
entariſchen Erbfolge in Betracht, weil mur | pite infantiae oder ex jure patrio; 2) trans- 
T gefeliche Erbe jure proprio fuccebirt und | missio Theodosians; 3) transmissio Iustinia- 
U der teftamentarijchen Erbfolge böchftens | nea; 4) transmissio ex capite in integrum 
Tansmifjion eintreten kann. restitutionis, Vgl. Bering, S. 502 fg.; Arndts, 
18 u . 88. 512 19. 

un val. jedoch auch Unger, Erbrecht, 8. 33, 20 VglꝰUnger, Erbrecht, $. 36, Anm. 17. 
Be 21 Nach rom. Recht ging die Tranesmiffion 
1% Hereditatem etenim, nisi fuerit adita | der Zubftitution vor. Arndts, $. 512. 
Ansmitti nec veteres concedebant, nec nos 22 Unger, Erbrecht, $. 36, Anm. 17. 
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Nah röm. Recht konnte ein Verzicht bei Lebzeiten des Erblaſſers auf deſſen 
ſchaft, Erbverziht, renunciativer Erbvertrag, gar nicht vorfommen. Ein VBerzid 
bie Erbſchaft hätte nach röm. Recht auch nur bei Pflichttheilsberechtigten Bedeutun 
habt, weil anderen Perſonen gegenüber derſelbe Zweck durch Enterbung erreicht w 
konnte. Allein man hielt es für eine Impietät, ſich von ihnen auf ihr Erbrech! 
zichten zu lafien . Dagegen waren nad deutſchem Rechte, folange ZTeftamente 
fannt waren, Erbverzidhte nöthig, um Jemanden vom fünftigen Nachlaſſe auszujclie 

Nach heutigem gem. und auch nad öfterr. Rechte ift zu unterſcheiden zw 
Berziht auf das (Inteftat-) Erbreht und auf den Pflichttheil.. Der Verzicht au 
Pflichttheil begreift den Verzicht auf Die Inteftaterbfolge nicht in fi. Der Not 
ver blos auf feinen Zwangsanſpruch verzichtet, entſagt blos dem echte, gegei 
Willen des Erblaffer® zu erben, er hört auf, qualificirter Inteftaterbe zu fein, 
aber dody noch geſetzlicher Erbe?. Der Erbverzicht ift nur dann wirkſam, me 
vom Erblaffer angenommen wurde, d. b. vertragsmäfig erfolgte %; eine hefondere 
bes Vertrages ift nad) öfterr. Recht nicht vorgefchrieben. 

Iſt die Verzichtleiſtung zu Gunſten eines Dritten erfolgt, fo ift es Gegenftar 
Interpretation, ob diefe Begünftigung das Motiv oder die Bedingung des Crbver 
ift °; im Zweifel iſt wol das leßtere anzunehmen. 

Nach gem. Rechte bindet der Erbverziht nur den VBerzichtenden und widt 
diejenigen, welche, wenn der Verzichtende vor tem Erblaffer verftorben tft, die ni 
Notherben veffelben find, welche nur die etwa erhaltene Abfindungsfunme zu conf 
haben 6. Nady- öfterr. Recht erftredt ſich die Wirkung des Erbverzichtes auch aı 
Nachkommen des Berzichtenden, wenn er aud vor dem Erblaſſer verftorben ift. 
werben fo angefehen, ale ob fie ſelbſt verzichtet hätten’. Bol. auch bie Deme 
ven 88. 762— 767. 
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I Bel. Sintenis, III, 8. 201, Anm. 2; | die Berzichtleiftung auf Erbrechte“ in Hai 
Bangerow, Pandelten (6. Aufl., 2. unverän» | Magazin, VII (1853), 290 und 247 fg. 
berter Abdruck, Marburg und Leipzig 1863), ° Unger, Erbredt, 8. 30, Anm. 9. 
U, 8. 475, Anm. 1, Abfaß 3, lit. c. mit einem Dritten abgefdyloffener Bertr 

2 Dal. Walter, Deutfches Privatrecht, 8. 436. | ungültig ($. 879). 

3 Unger, Erbrecht, $. 30, Anm. 7. Bgl. * Bol. Müblenbrud, XXXVIII (] 
Berthaler, „Zur Lehre der Berzichtleiftung auf | 90 fg.; Unger, Erbredt, $. 30, Aum 
das Erbrecht‘ im Juriſt, IX (1843), 427, | Dworzat in der Defterr. Bierteli. Schr., 
428; Sierlinger, „Das Recht auf ben Pflicht: | (1865), 122 fg. 
theil nach dem öfterr. bürgerl. Geſetzbuche“ im "©. and Obſtg. Entſch. vom 3. Yan. 
Gerichtsſaal 1853, I, 314 fg., 321. 3. 10927, Slafer und Unger, I, Rr. 151. 

* Bol. Unger, Erbredht, 8.30, Anm. 6 gegen | den Grund diejer Beftimmung und bie 
Stubenrauh (1. Aufl.), III, 686, Note *** | denken gegen diejelbe val. Unger, Er 
2. Auftl.), IT, 559, Anm. 2. Micel, „Ueber | 8. 30, Anm. 11. 
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Uenntes Hauptſtück. 


ı der Erklärung des letzten Willens überhaupt und den Teſtamenten 
insbeſondere. 


8. 552. 
Erflärung bes legten Willens. 
e Anorbunng, wodurch ein Erblaffer fein Vermögen ober einen Theil deſſelben einer 
ehreren Berfonen widerruflich «uf ben Todesfall Aberläht, Heißt eine Erfiäruug des 
Willens. | 
8.558. 
Innere Form ber Srflärung bes letzten Willens. 


ird in einer letzten Anorbunng ein Erbe eingeicht, fo Heißt fie Teftament, enthält he 
ne andere Berfägungen, ſo heißt fie Codicill. 


8. 554. 
Butheilung ber Erbſchaft: 1) Wenn nur Gin Erbe. 


st der Erblafler einen einzigen Erben, ohne ihn anf einen Theil der Verlaſſenſchaft au 
nien, unbeftimmt ein„efest, fo erhält er ben ganzen Nachla. IR aber dem einzigen 
une ein in Beziehung anf dad Ganze beftimmter Erbtheil anögemeflen werben, ſo 
bie übrigen Theile dem geſetzlichen Erben zu. 


Benn eine Tegtwillige wiberruflihe Verfügung eine Erbeinfegung enthält, heißt 
ſtament, ſonſt Cobicill (8. 553) 1. Im weiteren Sinne werben auch wol unter 
Ausorude Teſtament letztwillige Verfügungen überhaupt verſtanden *. Dem 
en Rechte in feiner ungetrübten Reinheit waren Zeftamente ganz unbefannt ®. 
as röm. Recht beſonders durch ben Einfluß der Geiſtlichkeit fih Geltung ver- 
:*, fo blieb dennoch ungeachtet der völligen Romanifirung der Doctrin bie echt 


ah röm. Hecht unterſcheidet man zwi⸗ 


geriaffenihaft, zunächſt ber fahrenden 
Inteftat- Codicillen, melde ganz felbft- 


Habe) wurden in den ſüdlichen Ländern durch 
die Geiftlichfeit in Uebung gebracht und zwar 


für ſich beſtehen, und teftamentari-> 
Eodicillen, welche als bloßes Accefforium 
eftamentes aufgefaßt werben und mit 
ren ftehen und fallen. Vgl. Fein, Fort⸗ 
von Glück's Pandekten, XLIV, 105 fg. 
5 f; .; Vangerow, II, 8. 526, Anm. l, 
2, ©. 516 fg.; Mayer (M. ©), Die 
bon —* Legaten und öibeicommiffen 
th., Tübingen 1854), ©. g. 

ich ber Ausdrud „letzte Siudledirarung 
a einem weiteren Sinne, worunter auch 
träge begriffen ſind, und in einem engeren 
gleichbedeutend mit element im wei⸗ 
Sinne, genommen ($. 552). 

gl. Siegel, Das deutſche Erbrecht nad 
er en des Mittelalters (Heidelberg 


Die « Sefhäften (einfeitige (egtmillige 
ungen über einzelne Theile ber 


mit einem hohen Grade von Schlauheit; um 
den rechtmäßigen Erben zur Vollziehung ber- 
jelben zu bringen, ftellte man diefelben ale 
Gabe Gottes hin und flatuirte fo, wo es an 
einer rechtlihen Berpflichtung fehlte, eine 
moralifche. In der Ausführung des in einem 
Geſchäfte Verordneten kam ber Erbe nur bem 
Willen Gottes nad. Daß in ber Folge hier⸗ 
von die Geiftlichen, bie Stellvertreter Gottes 
auf Erben, bei Errichtung ber Gejdäfte ſelbſ 
mit Rath > m, verf 

ſelbſt, de‘ ech 4 

«pro 88 

das 2 

—* 

efreien 

Habe X 
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Nah röm. Recht konnte ein Verzicht bei Lebzeiten des Erblaffers auf deſſen 
Ihaft, Erbverziht, renunciativer Erbvertrag, gar nit vorkommen. Ein Berzii 
die Erbichaft hätte nach röm. Recht auch nur bei Pflichttheildberedhtigten Bebeutu 
habt, weil anderen Perfonen gegenüber verjelbe Zweck durch Enterbung erreicht ! 
konnte. Allein man hielt es für eine Impietät, fih von ihnen auf ihr Erbred 
zichten zu laffen !. Dagegen waren nad) deutſchem Rechte, folange Teftamente 
fannt waren, Erbverzichte nöthig, um Jemanden vom fünftigen Nachlaſſe anszujcli 

Nah heutigem gem. und auch nad öftere. Rechte ift zu unterſcheiden ;ı 
Berziht auf das (Inteftat-) Erbrecht und auf den Pflichttheil. Der Berziht a 
Pflichttheil begreift den Verzicht auf die Inteftaterbfolge nicht in fih. Der Re 
ber blos auf feinen Zwangsanſpruch verzichtet, entfagt bios dem Rechte, gegt 
Willen des Erblaſſers zu erben, er hört auf, qualificirter Inteftaterbe zu fein, 
aber doch nody gefegliher Erbe ?. Der Erbverzidt ift nur dann wirkſam, w 
vom Erblaffer angenommen wurbe, d. h. vertragsmäßig erfolgte %; eine beſondere 
des Vertrages ift nad) öſterr. Recht nicht worgejchrieben. 

Iſt die Berzichtleiftung zu Gunſten eines Dritten erfolgt, fo iſt es Gegenfta 
Interpretation, ob dieſe Begünftigung das Motiv oder die Bedingung tes Erbve 
ift 5; im Zweifel ıft wol das leßtere anzunehmen. 

Nach gem. Rechte bindet der Erbverzicht nur ven Verzichtenden und nid 
diejenigen, welche, wenn der DVerzichtende vor Tem Erblaffer verftorben ift, bie n 
Notherben deſſelben find, weldhe nur die etwa erhaltene Abfindungsfunme zu con 
haben 6. Nach öfterr. Recht erjtredt fi tie Wirkung des Erbverzichtes auch o 
Nachkommen des Berzichtenden, wenn er aud vor dem Erblaſſer verftorben if. 
werben jo angefehen, ale ob fie felbft verzichtet hätten’. Vgl. aud bie Bem 
den 88. 762—767. 


=... mn. — — — — — —4 — — on. - — — · — —— .- — mn — — nn —— — — — —— — — 


. 1 gl. Sintenis, III, 8. 201, Anm. 2; | die Berzichtleiftung auf Erbrechte“ in Ho 
Bangerow, Panbelten (6. Aufl., 2. unverän» | Magazin, VII (1853), 290 und 297 fg 
berter Abbruf, Marburg und Leipzig 1863), ° Unger, Erbredt, 8. 30, Anm. 89 
II, 5. 475, Anm. 1, Abfat 3, lit. c. mit einem Dritten abgefchloffener Berl 

2 Vgl. Walter, Deutiches Privatrecht, 8. 186. | ungültig ($. 879). 

3 Unger, Erbrecht, $. 80, Anm. 7. Bgl. * Bol. Mühlenbruhd, XXXVII ( 
Perthaler, „Zur Lehre der Berzichtleiftung auf | YO jg.; Unger, Erbredt, $. 30, Am 
das Erbredt‘ im Juriſt, [X (1843), 427, | Dworzat in ber Oeſterr. Biertelj. Schr 


428; Fierlinger, „Das Recht auf ben “Pflicht: | (1865), 122 % 
theil nach dem öfterr. bürgerl. Geſetzbuche“ im "©. auch Obſtg. Entſch. vom 3. Jan 
Gerichtsſaal 1853, I, 314 fg., 321. 3. 10927, Glaſer und Unger, I, Wr. 151. 


Vgl. Unger, Erbredt, 8.30, Anm. b gegen | den Grund Diefer Beſtimmung und d 
Stubenrauh (1. Aufl), III, 686, Note *** | denfen gegen bdiejelbe val. Unger, E 
2, Aufl.), IT, 559, Anm. 2. Michel, „Ueber | 8. 30, Anm. 11. 


—“ 


Baupttt IX. Ron der ErPlärung des lehten Willens äderhaupt c. 95.552. 201 
Uenntes Hanptſtück. 
ı der Erklärung des letzten Willens überhaupt und den Teſtamenten 
insbefondere. 
8. 552. 


Grllärung bes Ichten Willens. 
e Anorbuung, wodurch ein Erblaſſer fein Vermögen ober einen Theil deſſelben einer 
chreren Berfonen widerrnflih auf ben Todesfall Überläht, Heißt eine Erklärung des 
Willens. | 
8.558. 
Innere Form ber Erklärung bes legten Willens. 


ſird in einer lebten Anorbunng ein Erbe eingefeht, fo Heißt fie Teſtament, enthält fie 
ur andere Verfügungen, fo heißt fie Codicill. 


8. 554. 
Buthellung der Erbſchaft: 1) Wenn nur Gin Erbe. 
st der Erblafler einen einzigen Erben, ohne ihn anf einen Theil der Verlaſſenſchaft zu 
nien, unbeftimmt ein,efebt, fo erhält ex den ganzen Nachlaß. IR aber dem einzigen 
nur ein in Beziehung auf bad Ganze beſtimmter Erbiheil ausgemeſſen werden, To 
bie übrigen Theile den geſetzlichen Erben zu. 


Benn eine Tettwillige widerrufliche Verfügung eine Erbeinfegung enthält, heißt 
ftament, fonft Codicill (8. 553) !. Im weiteren Sinne werben aud wol unter 
Ausdrude Teſtament lettwillige Verfügungen überhaupt verftanden Dem 
en Rechte in feiner ungetrübten Reinheit waren Xeftamente ganz unbelannt ®. 
as röm. Recht beſonders durch den Einfluß der Geiſtlichkeit ſich Geltung ver⸗ 
:*, fo blieb dennoch ungeachtet der völligen Romaniſirung der Doctrin die echt 


ah röm. Recht unterfcheibet man zwi» | Berlaffenfhaft, zunächſt ber renben 


Inteftat- Kobicillen, welche ganz felbft- 
für fich befteben, unb teftamentari- 
Cobicillen, welche als bloßes Accefforium 
eftamentes aufgefaßt werben unb mit 
ren fteben und fallen. Bgl. ein, Fort- 
von Glück's Pandekten, XLIV, 105 fg. 
5 fg.; Bangerow, II, $. 526, Anm. 1, 
2, ©. 516 fg.; Mayer (M. ©.), Die 
von den Legaten und Fibeicommiffen 
tb., Tübingen 1854), ©. 81 fg. 

ich der Ausdrud „letzte Willenserklärung‘ 
n einem weiteren Sinne, worunter auch 
träge begriffen find, und in cinen engeren 
‚ gleichbedeutend mit Teftament im wei⸗ 
Sinne, genommen ($. 552). 

gl. Siegel, Das deutſche Erbrecht nad 
zes en des Mittelalters (Heibelberg 

. 134 fg 


Die « Gefhäften (einfeitige letztwillige 
ungen Über einzelne Theile ber 


fah 
Habe) wurden in ben füblichen Ländern durch 
die ©eiftlichleit in Uebung gebradht und zwar 
mit einem hoben Grabe von Schlaubeit; um 
den rechtmäßigen Erben zur Vollziehung der⸗ 
jelben zu bringen, ftellte man biefelben ale 
Gabe Gottes Hin und ftatuirte fo, wo es an 
einer rechtlihen Berpflichtung fehlte, eine 
moralifhe. In der Ausführung bes in einem 
Gefchäfte VBerorbnneten kam ber Erbe nur bem 
Willen Gottes nah. Daß in ber Folge hier- 
von die Geiftlihen, bie Stellvertreter Gottes 
auf Erden, bei Erridtung ber Gefchäfte felbft 
mit Rath zugegen waren, verftebt fi von 
jelbft, handelte es fih doch zugleih darum, 
«pro salute animae» eine e zu machen, 
das fog. Seelgeräthe, Seelding, wodurch man 
die Seele von ben Qualen bes Fegefeuers zu 
befreien glaubte, indem man wol meiſt fahrende 
Habe zu frommen ober gemeinnüßigen den 
zu verwenden beftinmte‘ (Siegel.n. a.O. S. 130) 


9% 
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röm. Borftelung von ZTeftament dent modernen Rechtsbewußtſein bis auf unfere 
fremd und es konnte ſich insbefondere ver den Neueren von jeher fo rätbj 
erfchienene Sat: „nemo pro parte testatus, pro parte intestatus decedere po: 
welcher zu den oberften Grundſätzen des röm. Erbrechts gehörte, zu feiner Zeit Ge 
in Deutfchland verfchaffen®. Er findet fih durch $. 554 A. b. G. B. auch 
öfterr. Recht ausbrüdlich befeitigt. 


8, 555. 
Zutheilung ber Erbſchaft: 2) Wenn Mehrere ohne Theilung. 

Sind ohne Vorſchrift einer Theilung mehrere Erben eingefeßt worden, fo theilen 
gleichen Theilen. 

8. 556. >” 
Zutbeilung der Erbichaft: 3) Wenn Alle in beftimmten heilen. 

Sind mehrere Erben und zwar alfe in beftimmten Erbtheilen, die aber das Ganze 
erihöpfen, eingefett worden, jo fallen die übrigen Theile dem gefeblihen Erben zu. 
aber der Erblafier die Erben zum ganzen Nadlafie berufen, fo haben die gefeglichen 1 
feinen Anſpruch, obfhon er in der Berechnung der Beträge oder in ber Aufzählung der 
ftäde etwas übergangen hätte. 

8. 567. 
Zutheilung ber Erbihaft: 4) Wenn Einige mit Theilen, Andere ohne Theile eingeiegt find. 

Wird unter mehreren eingejetsten Erben einigen ein beftimmter Theil (3. 8. ein Drit 
ein Schötheil), anderen aber nichts Beftimmteö ausgemeflen, fo erhalten diefe den üb 
Nachlaß zu gleichen Theilen. | 

8. 558. 


Bleibt nichts übrig, fo muß von ſämmtlichen beftimmten Theilen für den unbeft 
eingefetten (Erben verhältnißmäßig fo viel abgezogen werden, daß er einen gleichen Aı 
mit demjenigen erhalte, der am geringiten bedacht worden iſt. Sind die Theile der ( 
gleich groß, fo Haben fie an den unbeftimmt eingefeßten Erben fo viel abzugeben, d« 
einen gleichen Antheil mit ihnen empfange. In allen anderen Fällen, wo ein Erblafie 
verrechnet hat, ift die Theilung auf cine Art vorzunehmen, wodurch der Wille des Erbli 
nach den über dad Ganze erflärten Verhaltnifien auf das möglichfte erfüllt wird. 


8. 559. 
Welche Erben ald Eine Perſon betrachtet werden, 


Treffen unter den eingefeuten Erben ſolche Perfonen zuſammen, wovon cinige be 
geſetzlichen Erbfolge gegen die übrigen als Eine Perfon angefehen werden müflen (3. 9 
Bruderölinder gegen deu Bruder des Erblaflers), fo werden fie auch bei der Theilung 
dem Teftamente nur als Cine Berfon betrachtet. Cin Körper, cine Gemeinde, eine 
famımlung (3. B. die Armen) werden immer nur für Eine Perfon gerechnet. 


Die eingejegten Erben theilen fi in die Erbſchaft in der Kegel nad Ki 
wenn ter Erblaſſer nicht ausprüdlid oder ftillichweigend etwas Anderes ange 
‚bat. Das lettere wird rückſichtlich folder Verwandten bes Erblaſſers angenom 
welche, wenn ſie den Erblaſſer ab intestato beerbt hätten, nach Stämmen ſuccel 
würden (8. 559), Es wird hier nänilich vermuthet, daß der Erblaſſer dieſe Art 
Theilung beibehalten wollte *. Auf eine folde Abficht des Erblaſſers kann auch te 
gefchloffen werden, wenn der Erblaffer durch Satz- und Periodenbau mehrere Perſ 


»Bluntſchli (3. Aufl.), 8. 246. dieſes Bruders, Nah gem. Recht (an 

I Diefe Theilung findet jedoch nicht ftatt, | nach öſterr. Recht) findet eine Theilung 
wenn dieſen Perfonen Überhanpt gar fein ge- Köpfen aud dann ftatt, wenn ber Erbl 
jegliches Erbrecht zuftcht, wie z. B. unehelichen | jeine Entel ober VBrubersfinber inftituirt 
Kindern gegenüber ibren Vater, oder wenn | diefe von verfchiedenen Söhnen ober Brü 
die berart eingefetten Erben bei der gejeglichen | des Erblajjere ebflanımen. Vgl. Unger, | 
Erbfolge gar nicht miteinander concurriren | recht, $. 15, Anm. 9; Schirmer, 8. 16. 
fönnen, 3. B. ber Bruder umd die Kinder 
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Gegenſatze zu den übrigen in nähere Verbindung zur einer unter fie zu vertheilenben 
chaftsquote gebracht bat?. Die Erbeinfepung juriſtiſcher Perſonen ift von ber 
jelner Mitglieder zu unterſcheiden. Cine juriftifhe Perſon zählt nur für eine 
fifhe ($. 559 a. E.). Die weitere Beftinimung des 8. 559 a. E., daß Arme, 
che chne nähere Bezeichnung zu Erben eingejegt werben, immer blos für Eine Berjon 
ufehen feien, vwerfteht fid) wol von ſelbſt und drängt aud ſchon die Natur der Sache 
u, Inden eine andere Vertheilung auch kaum anwendbar wäre °. 

Sind einige der Erben auf eine beftunmte Quote ver Verlaffenfchaft, andere ohne 
ſtinmmung eines beſtimmten Theiles eingefeßt worden, fo erhalten die letteren ben 
ft der Verlaſſenſchaft zu gleichen Theilen (8. 557). 

Erſchöpfen die von Erblaffer angeordneten Theile das Ganze nicht, jo fällt der 
ige Theil der Berlaffenfhaft ven gefetlihen Erben zu, ausgenonmen, e8 wäre bar= 
3, daß ter Erblaffer demungeachtet nleichzeitig die eingefeßten Erben zum ganzen 
ichlaß berief, zu entnehmen, daß er blos in der Berechnung der Quoten geirrt habe 

556), in welchem Falle dann ver Reſt der Nachlaſſenſchaft ebenfalls den eingefeten 
ben nach Verhältniß ihrer Erbichaftsguoten zufällt. 

Hat der Erblaffer bei der Erbtheilung Beſtimmungen getroffen, wodurd) der ganze 
ichlaß überjchritten wird, jo find dabei folgende Fälle zu unterſcheiden: 

1) Der Erblaffer hat mehrere Erben auf beftimmte Erbtheile, welche das Ganze 
are erichöpfen, und überdies einen oder mehrere Erben ohne Beſtimmung eines Erbs 
iles eingefeßt. In Diefem Falle find die Erbtheile der beftinmmt eingefeten Erben 
der Art verhältnißmäßig herabzufegen, daß die unbeftinut eingejegten Erben fo 
{ al8 der am ungünftigften bedachte beſtimmt eingefegte Erbe, wenn alle beftinnmt 
igeſetzten Erben gleiche Theile erhalten, einen gleihen Theil mit den übrigen, und 
an blos ein beftimmt eingejeßter Erbe vorhanden wäre, einen gleihen Theil mit 
jem erhalten ($. 558) *. | 

2) Sind allen Erben beſtimmte Erbtheile zugewiefen, welche das Ganze über— 
igen, fo findet eine verhältnigmäßige Reduction der einzelnen Erbſchaftsquoten flatt. 

3) Hat der Erblaffer mehreren Erben beſtimmte Antheile der Erbſchaft zugewiefen, 
Ihe bereits Eins überfteigen und überdies mehrere Erben unbeftimmt eingefegt, jo 
d zuerſt die Erbtheile der beſtimmt eimgefeßten Erben verhältnigmäßig zu rebuciren, 
ap fie zufammen Eins ausmacheu; ſodann ift den unbeftimmt eingefegten Erben fo 
T zuzuweifen, al8 der am ungünftinften bedachte beſtimmt eingefegte Erbe erhält ®. 

Die Ritigftellung ver Erbſchaftsquoten, es mögen die vom Erblaffer angeordneten 
weile das Ganze nicht erſchöpfen und der Keft der Erbſchaft den eingefetten Erben 


— 








’ Wenn die Berufung zu einem und dem— 
ben Erbtbeil in verſchiedenen Sätzen geſchieht, 
heißen die eingelegten Erben re conjuneti; 
d fie auch in demſelben Sate berufen, re 
verbis conjuncti. 

’ Das Hofd. vom 17. Sept. 1812 (J. G. S., 
. 1006) verordnet: „In Dinfiht Der Ver: 
ndung ber Berfaffenfchait, wenn der Erb: 
er feine Seele obne nähere Beſtimmung 
n Erben einjegt, iſt noch fernerhin in den 
len, wenn Jemand feine Zeele zum Erben 
fegt und jeinen Willen ausdrücklich zu er- 
nen gikt, daß jein Vermögen zur Yefung 
iger Meilen verwendet werden ſoll, Diejen 
len des Erblaſſers pünktlich nachzuleben; 
den jeltenen Füllen aber, wo ven Meſſen 
te austrüdliche Erwähnung geichiebt, können 
i Drittheile einer ſolchen Univerjalerbichaft 
ı tocalarneninftitute gegen Die Bedingung 
ni werten, daß Die damit betheiligten 
nen für bergleichen Verſtorbene zu beten 
m. Tagegen muß zugleich bei jelhen Fällen 
Me Bra. vom 19. Ian. 1809 Rückſicht 
Ammen werden, nad welcher dergleichen 


Bermächtnijje, welche ohne eine beftimmte Ber- 
bindlichkeit blos zur Rettung und Ruhe der 
Seele des GErblajfere im Allgemeinen über- 
laſſen werden, ſogleich auszufolgen und zu 
einem Drittheile auf heil. Mefjfen und zı zwei 
Drittheilen zur Bertheilung von Almojen an 
Arme, Denen ein angemeljenes Gebet für ben 
Erblaffer zur Pflicht zu machen ift, verwendet 
werden ſollen.“ 


Nah röm. Recht wurde, wenn die Quoten 
zuſammen gerade Eins erfüllen, dieſes auf ein 
Halb berabgejeßt und Diefes den unbeftimmt 
eingefegten Erben zu gleichen Theilen zuge 
wiefen. Bali. Arndte, S. 404. 


5 Nach rom. Recht wurde in diefem Kalle 
die Berlaffenichaft balbirt, und was Damm am 
Ganzen feblte, Den ohne nähere Beſtimmung 
eingejessten Erben zugetbeilt. Ueberfteigen die 
Quoten nicht nur Eins, jondern zwei und 
mehr Ganze, jo bedingte fih hiernach eine 
weitere Verminderung Der Quoten auf Drittel 
ihres Nennwerthes ꝛc. Sintenis, III, 8. 172, 
5. 398 ig., 408, lit. an. 
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uch Verhältniß ihrer Erbſchaftsquoten zufallen, oder die von Erblaſſer angeorpnet 
Theile das Ganze“ überfteigen, gefchieht in ber Art, daß man die Brüche, welc 
zufammengenommen ein Oanzes nicht erreichen ober überfteigen, auf eine gemeinjar 
Benennung bringt und ihre Zähler abbirt; die Summe dieſer Zähler gibt fohin d 
eigentlihen Nenner und die Zähler geben die Verhältnißzahlen, nad welden t 
Berlafienfhaft ven einzelnen Erben zufällt ©. 


$. 560. 
Net bes Zuwachfes. 

Wenn alle Erben ohne Beſtimmung ber Theile oder in dem allgemeinen Ausbrude ein 
gleihen Theilung zur Erbſchaft berufen werben, und eö kann oder will einer der Erben vı 
feinem Erbrechte feinen Gebraud machen, jo wächſt ber eriebigte Theil ben Übrigen eimg 
ſetzten Erben zu. 

8. 561. 


Sind ein oder mehrere Erben mit, ein auberer oder mehrere ohne BVeſtimmung des Eri 
theiles eingefett, fo wächſt ber erledigte Theil nur dem einzelnen, oder ben mehreren nei 
übrigen unbeftinmt eingeſetzten Erben zu. 


8. 562. 


Einem beſtimmt eingefegten Erben gebührt in Teinem Falle bad Zuwachsrecht. Wen 
alſo Tein unbeſtimmt eingefeter Erbe übrig ift, To fällt ein erledigter Erbtheil nicht einen 
noch übrigen, für einen beſtimmten Theil eingefeiten, fondern dem gefetlihen Erben zu. 


$. 563. 


Ber den erledigten Erbtheil erhält, übernimmt and die damit verfuüpften Laften, iv 
fofern fie nicht auf perfünlihe Handlungen des eingeſetzten Erben eingeihräuft find. 


Denn in einer lestwilligen Verfügung mehrere Perfonen ohne Beſtimmung ihre 
Exbtheile, oder blos unter Anordnung gleicher Theile zu Erben eingefeßt oder kra 
ihres geſetzlichen Erbrechts als Erben berufen werden und einer von ihnen hinwegfäll 
fo wächſt der erledigte Erbtheil den übrigen Erben zu (8. 560)’, und zwar, weil bie 
eine Theilung der Erbfhaft nur megen des Zufammentreffens ber mehreren Erben erfolg 
von felbft (ipso jure) und mit Nothwendigfeit, ohne daß e8 einer befonderen Erflärun 
der Annahme des erledigten Erbtheiles bevarf ?. 

Sind einige Erben mit, andere ohne Beftimmung ihrer Erbtheile zu Erben eu 
gefett, jo fällt der erledigte Erbtheil den unbeſtimmt eingejegten Exben zu ($. 561 
Beſtimmt eingeſetzten Erben gebührt in Teinem alle ein Zuwachsrecht ($. 562). Bo 
ausfegung des Üccrefcenzrehts iſt jedoch, daß weder Subftitution noch Transmiſſir 


6 Vgl. Härbtl, Ueber die Berechnung ber 
Erbtheile unter Teftamentserben nach 88. 556— 
558 4.0.8.8. (Wien 1838), ©. 143, 144. 

ı Nah röm. Recht hatte auch bei Erben, 
mwelhe auf beftimmte Erbantheile eingefekt 
waren, das Anwachſungsrecht ftatt, indem nad 
dem abe: „nemo pro parte testatus, pro 
parte intestatus decedere potest‘‘, jeber bey 
eingefetten Erben als zur Univerfalerbfolge 
berufen galt. Vgl. Mühlenbruch, Lehrbud 
bes Pandektenrechts (4. Aufl., herausgegeben 
von Madai, Halle 1844), IIT, 515, und deſſen 

ortfegung von Glück's Panbeften, XLIII, 

43 fg. Das A.b. G. B. handelt von bem 
Accrefcenzredhte in der Lehre von den Teſta⸗ 
menten, obwol es ebenfo gut auch bei ber ge- 
ſetzlichen Erbfolge eintritt. 


2 Et hoc nolentibus ipso jure acer 
scat, si suas portiones jam agnoverur 
quum sit absurdum, ejusdem hereditai 
partem quidem agnoscere, partem quide 
respuere. Const. un. $. 10 Cod. de cad. to 
(6. 51). Qui semel aliqua ex parte her 
exstiterit deficientium partes etiam inv 
tus accipit, id est, tacite ei deficientiu 
partes etiam invito accrescunt. Fr. 53. 8. 
D. de acquir. her. (29. 2). Bgl. Baumeift 
Das Anwachſungsrecht der iterben mx 
röm. Recht (Tübingen 1829), ©. 125 fr 
Mayer (M. ©), Das Recht ber Anwacfır 
bei dem teftamentlihen und gejetlihen Er 
rechte und bei Legaten unb Fideicommiff 
(Tübingen 1835), ©. 222 fg.; Unger, Er 
recht, 8. 38, Note 4. 







Sanptftäl IX. Bon der Erfikrung des Ichten Aillens Aberhanpt ıc. 66. 560-569. . 295 


erievigten Erbtheiles ftattfindet (98. 537, 809), dem nur bann gilt der Erbantheil 
eriebigt. IM der anwachſende Erbtheil auf irgendeine Weile, z. B. durch Segete, 
ober fonft irgendwie belaftet, fo treffen biefe Laſten die Miterben, wel 

tefer Erbtheil zufällt, ausgenommen, e8 wäre eine beftimmte Leiftung entweder (don 
‚sermöge ihrer Natur oder kraft ausprüdlicher Beſtimmung bes Erblaffers blos auf den 
ansfallenden Erben berechnet geweſen ($. 568) ®, 
| Bei der Imteftaterbfolge zeigt ſich das Anwachſungsrecht mit der Modification wirk⸗ 
fam, daß daſſelbe duch das Rachrücken jener entfernteren Verwandten in verjelben 
Mlafle, welche durch den näheren vorläufig ausgeſchloſſen waren, ausgeſchloſſen wird *. 
Das Üccrefcenzrecht fteht j jenen Miterben zu, welche mit dem ausfallenden zu einem 
einſchaftlichen Erbtheile concurriren und fid) deshalb werhfelfeitig beichränfen, bei der 
eßlichen Erbfolge aljo vorerft denjenigen, welche mit dem ausfallenden zu bemfelben 
me ober berjelben Linie gehören, bei ber teſtamentariſchen Erbfolge vor allen den⸗ 
jenigen, welde ter Erblaffer mit dem ausfallenden in eine ſolche nähere Berbinbung 
gebracht hat, daß dadurch ein Maßſtab der Bertheilung der Erbmaſſe unter alle as 
Billichweigend aufgeftellt betrachtet werben muß ®, daher zunächſt benjenigen, welche re 
% verbis, ſodann denjenigen, welche re tantum miteinander verbunden find ®. 










8. 564. 
Der Erblafler muß deu Erben ſelbſt einſetzen, ex kann deſſen Ernennung nicht dem Aus⸗ 
Iprndge eines Dritten überlaflen. 


8. 565. 
Die Erllärung muß überlegt, beftimmt und frei fein. 
Der Wille des Erblaſſers muß beftimt, nicht durch bloße Bejahnng eines ihm gemachten 
Beriälages, er muß im Zuſtande der vollen Veſonnenheit, mit Ueberlegung und Eruft, frei 
Zwang, Betrag unb weſentlichem Irrthum, erflärt werben. 


8. 666. 
Urſachen ber Unfähigkeit zu teftiren: 1) Wegen Mangel an Beſonnenheit. 
Wird bewiefen, daf die Erflärung im Zuftande ber Raferei, des Wahnfiunes, Blödſinnes 
Wer der Truntenheit geſchehen fei, To ift fie mugültig. 


8. 567. 
Wenn behanptet wird, daß der Erblafler, welcher den Gebrauch des Verſtandes verloren 
- Jette, zur Zeit der lebten Anordnung bei voller Befonnenheit geweien fei, fo muß die Be- 
herytuug durch Kunftverftändige oder durch obrigfeitliche Perfonen, die den Gemüthszuſtand 
a Sehtafiers genan erferfchten oder durd andere zunerläffige Beweife außer Zweifel geſetzt 
n. 


8. 568. 
Urſachen der Unfähigkeit zu teſtiren: 2) Wegen Prodigalitätserklärung. 
Ein gerichtlich erllärter Verſchwender Tann nur über die Hälfte feines Vermögens durch 
ihten Willen verfügen, die andere Hälfte fällt den geſetzlichen Erben zu. 


8. 569. 
Urſachen der Unfäpigleit zu teftiren: 3) Wegen unreifen Alters. 
Unmündige find zu teftiren unfähig. Minderjährige, die das achtzehnte Jahr noch nicht 
önrädgelegt haben, können nur mündlid vor Gericht teftiren. Das Gericht muß durch eine 
. Qngemefiene Erforſchung ſich zu überzeugen ſuchen, daß die Erklärung des letzten Willens frei 


nn — 


I Sintenis, III, 8. 208, ©. 647. Sintenis, II, $. 208, Anm. 14. Ueber ven 
Sintenis, a. a. O. Unterfchieb des Accrefcenzrechts von ber wech⸗ 
$ Sintenis, III, $. 203, ©. felfeitigen Subftitution ber eingefeten Erben 
Bgl. Unger, Exbredtt, 8, "ze, Note 5; ! vgl. Die Bemerk. zu ben 88. 608. 
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und mit Meberlegung gefchehe. Die Erllärung muß in ein Protokoll anfgemsnmen unb dat | 
jenige, was ſich aus ber Erforfchung ergeben bat, beigerüdt werben. Nach zurüdigelegten 
achtzehnten Jahre Taun ohne weitere Einfchräntung ein letzter Wille erflärt werben. 


8. 570. 
Urſachen der Unfähigkeit zu teftiren: 4) Wegen weientliden Irrthumes. 
Ein weſentlicher Irrthum des Erblaflers macht die Anordnung ungültig. Der Irrthm 
ift wefentlih, wenn der Erblafler dic PBerfon, welche er bebenten, ober ben Gegenflan, 
welchen er vermaden wollte, verfehlt bat. 


8. 571. 


Zeigt fih, daß die bedachte Perfon oder die vermadte Sache nur unrihtig benannt ode 
beſchrieben worden, fo ift dic Verfügung gültig. 


8. 572, | 


Auch wenn der von dem Erblafier angegebene Beweggrund falich befunden wird, Blei 
bie Verfügung gültig; es wäre denn erweislich, daß der Wille des Erblaflers einzig und 
allein anf diefem irrigen Beweggrunde beruht habe. 


8. 573. 
Urfacdhen ber Unfähigkeit zu teftiren: 5) Wegen Drbendgelübbe. 

DOrbenöperfonen find in der Regel nit befugt, zu teftiren; allein wenn ber Orden ein 
befondere Begünftigung, daß feine Glieder teftiren Tönnen, erlangt hat, wenn Orbenöperfonen 
bie Auflöfung von den Gelübden erhalten haben, wenn fie durch Aufhebung ihres Ordent, 
Stiftes oder Klofterd aus ihrem Stande getreten find, oder wenn fie in eimem ſolchen Ber 
hältniſſe angeſtellt find, daß fie vermöge ber politifchen Verordnungen nicht mehr als Ange: 
hörige des Ordens, Stiftes oder Kloſters augeſehen werden, fondern vollſtäudiges Eigentkum 
erwerben Tonnen, fo ift eö ihnen erlaubt, durch Erklärnng des lebten Willens barüber zu 
verfügen. 

8. 674. 
Urſachen der Unfähigkeit zu teftiren: 6) Wegen ſchwerer Sriminalftrafe. 

Ein Berbrecher, der zur Todesftrafe verurtheilt worden, Taun von dem Tage bes ihm 
angeliindigten Urtheiled, wenn er aber zur fchwerften oder ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilt 
wird, folange feine Strafzeit dauert, feine gültige Erklärung feines lebten Willens maden. 


$. 575. 
Zeitpuntt ber Bültigkeit ber Anordnung. 


Ein rechtsgültig erflärter Tester Wille kann duch fpäter eintretende Hinderniſſe feine 
Bültigleit nicht verlieren. 


S. 576. 


Einen anfänglih ungültigen letzten Willen macht die fpäter erfolgte Aufhebung des Hin 
bernifles nicht gültig. Wird in diefem Falle Leine neue Verfügung getroffen, fo tritt das: 
geſetzliche Erbrecht ein. 


Seinem Weſen nah muß das Teſtament auch unmittelbar als der eigentlick 
wirkliche Wille des Erblaſſers erſcheinen; es kann daher eine Verfügung nicht abfolz 
und direct dem Ermeſſen eines Anderen anheimgeſtellt werden (8. 5664) !. Im Uebrige 


!ı Bering, ©. 202. Illa institutio: quos | geftellten Poteftatinbedingung dieſelbe Wirhr 2 
Titins voluerit vitiosa est, quod alieno | erreihen. — Si quis Sempronium hered«= 
arbitrio permissa est: nam satis constanter | instituerit sub hac conditione: si Titiue 
Veteres decreverunt testamentnrum jura ipss | capitolium ascenderit; quamvis non al® 
per se firma esse oportere, non ex alieno | heres esse possit Sempronius, nisi Tit®:! 
arbitrio pendere, 1. 32 pr. D. de her. inst. | ascendisset in capitolium, et hoc ipsum | 
(28. 5). Dagegen kann ber Erblajfer mittel - | potestate sit repositum Titii: quai tamme 
Far durch Beifeßung einer auf den Dritten | scriptura non est expressa voluntas Täfäü 
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ben auf Teftamente vie für die Gültigkeit von Rechtsgeſchäften überhaupt geltenden 
ranbjäte Anwendung. 

Die Willenserklärung des Erblaffers nu in dem Grabe deutlich fein, daß ver 
ſille deflelben, wenn auch erſt auf dem Wege ver Interpretation, mit Sicherheit daraus 
Imommen werden kann?. Pon dieſem Gefihtspunfte aus ift durch ausdrückliche ger 
bliche Beftimmung (8: 565) eine letzte Willenserklärung, welche in ber bloßen Be- 
Bung eines dem Erblaſſer gemachten Vorſchlages befteht, für ungültig erflärt ?. Daß 
e bedachte Perfon mit Angabe des Namens bezeichnet werde, ift nicht nothwendig, 
ac darf über deren Ipentität fein Zweifel berrjchen *. 

Die letzte Willenserflärung muß ferner in dem Maße vollftändig fein, daß ber 
Keklich erflärte Theil für fi) allein zur Ausführung gebracht werden kann und nidt 
wa aus der unvollendet gebliebenen Willenserklärung mit Beftimmtheit die Abficht des 
ſeblafſers zu entnehmen ift, daß fie entweder überhaupt nicht für ſich allein oder doch nur in 
ker anderen als in der aus dem vorliegenden Bruchftüde zu entnehmenven Weife gelten foll ®. 
Der Erblaffer muß ferner zur Zeit der Errichtung des Testen Willens nicht nur 
endlungsfähig fein, ſondern auch noch insbefondere die Fähigkeit, einen gültigen lebten 

en zu errichten (testamentifactio), haben. 


A) Wegen mangelnder Handlungsfähigkeit find unfähig zu teftiren: 
1) Diejenigen, welche von allgemeiner Geiftesfranfheit befallen find oder fonft aus 


28 immer für einem Grunde blos momentan ihrer Sinne nicht mächtig find. 


it utilis ea institutio. Atquin si quis ita 
wipserit: si Titius voluerit, Sempronius 
res esto, non valet institutio. Quaedam 
sim in testamentis, si exprimantur, effectum 
allum habent..... 1.68 D. de her. inst. 
®. 5). Das kan. Recht jtellt hingegen ben 
Seh auf: „qui extremam voluntatem in al- 
wius dispositionem committit, non videtur 
lscedere intestatus“, c. 13. X de test. 3.26. 
Bal. hierüber Glück, Pandelten, XXXTII, 476 
g.; Vangerow, II, $. 432, Anm. 

2 Bal. Vangerow (7. Aufl), II, 8 432. 
Anm. 1, Nr. 1, S. 98 ja. 

‚* Zeiler, II, 436, bemerkt zu dieſer Be— 
Rmmung des 8. 565: „Wer einen ibm ge: 
machten Vorſchlag, ober vorläufig fehon ent» 
borfenen und ubgelefenen Aufſatz Lies mit 
Kopfniden ober ciner kurzen Bejahungsfermel 
Billige, läßt den Zmeifel übrig, ob er ihn ge— 

und richtig aufgefagt babe. 

! Ueber Das fog. test. mysticum vgl. die Be: 
met. zu ben 88. 577—h82. 

Vgl. Unger, Erbredt, 8. 13, Aum. 7; 
Bangerom (7. Aufl.), IT, 8. 435, Ann. 1; 

erzaf in der Defterr. Bierteli. Schr., XV 
(1865), 231 fa. Dies zu ermitteln, wird in 
vielen Fällen Aufgabe einer forafältigen Inter: 
prefation jein. Am Allgemeinen läßt fich als 
gel dafür aufitellen, daß angeortnete Erb: 
emegungen gültig find, wenn auch der Erb- 
Mer nech Nermächtniffe auswerfen wollte 
Bangerew, a. a. O., S. 101), und daß ebenſo 
umgefehrt die Gültigkeit angeordneter Wer: 
mächtniſſe won beabfichtigten aber nicht ausge: 
ſerebenen Erbeinſetzungen unabhängig ift 
Unger, 8.13, Anm. 7;. Dat ſich Der Erblaſſer 
af eine anbermweitig, 3. B. im Teſtamente einee 

teren vorgenommene Beitimmung der An- 
heile bezogen und findet fich dieſe nicht, fo iſt Die 
Rerdnung ungültig, wogegen Die ansaedrüdte 


Bars 


theile treffen zu wollen, wenn ſich eine jolde 
Theilbeſtimmung nicht vorfindet, ber Gültigkeit 
der Anordnung nicht im Wege ftebt, fondern viel- 
mehr anzunehmen ift, der Erblaffer habe feine 
Abfichbt aufgegeben (Arndts im Rechtslexikon, 
III [1841], 920, Bangerow, II, 8, 449, Anm. 
3, Nr. 3, S. 168; linger, Erbredt, $. 15, 
Anm. 4) Bon dieſem Geſichtspunkte aus ifl 
mol auch auszugeben, wenn der Erblaffer einen 
oder mehreren Erben ohne Feſtſetzung ihrer 
Antbeile eingefeßt und Die Abficht ausgeſprochen 
bat, noch andere Erben einfeßen zu wolen, 
dieſes aber unterlajfen bat (vgl. auh Dworzak, 
a. a. O., S. 231), oder wenn er erflärt hat, 
jeine Anordnung an eine Bedingung Inipfen 
zu wollen und es findet fih eine jolche nicht 
(vgl. Bangerow, II, 8. 433, Anm. 1, Wr. 1; 
Unger, Erbrecht, 8. 13, Ann. 7). Natürlich 
kann dieſe Aunahme dann nicht plaßgreifen, 
wenn ber Erblaffer an der Ergänzung feiner 
fetten Willenserllärung gebindert war, 3. 2. 
meil er mährend bes Teftiractes geftorben tft 
(vgl. Bangerow, II, 8 433, Anm. 1, Nr. 2, 
3. 101). Sit die Beifügung dev Bebingung 
ans Verſehen unterblieben, jo ift die betreffende 
Fispofitten ungilltig (Bangerew, II, 100; 
Unger, GErbredt, 8. 13, Anm. 7; Dworzak, 
2.231). Hat dagegen der Erblaffer aus Ber- 
jeben umterlafjen, einen oder mehreren nicht 
anf beſtimmte Quoten eingefeßten Erben Dit 
erben zu ernennen, je wird wel dem muth- 
maßlichen Willen des Erblaffere am meiften 
durch Zuweiſung des ganzen Nachlaffes zu 
gleichen Theilen an die eingeſetzten Erben ent: 
ipreben werten. Wollte ber Erblaſſer dem 
Bedachten einen Portbeil unter einer Zeitbe 
ftimmung zumenden, und findet fih dieſe nicht, 
je it Die Anordnung immer als unbetagt zu 
behandeln (vgl. Vangerew, II, 100, 101; 
Unger, Erbrecht, 8. 15, Anm. 7; Tiwerzat, 


fiht, erit Künftig eine Zeitinmung ber An ' 2. 231, 232). 
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tieller Wahnſinn, fire Ideen fchliegen die Handlungsfähigfeit nicht aus, und jelbit 
haltend und allgemein Geiftesfranfe können in lichten Zwiſchenräumen teftiren. ! 
müßte, wenn behauptet wird, daß ein Erblaſſer, von welchem feftfteht, daß er in eu 
längeren Zeitraume, in welchen auch ter Zeitpuntt ber Teitamentserrihtung fällt, 
anhaltender und allgemeiner Geiftesfrantheit Iitt, in einem ſolchen lichten Zwiſé 
raume teftirt bat, nad den allgemeinen Regeln über die Bertheilung ber Beweis 
biefer Uınftand von dem ihn Behauptenden nachgewieſen werten. Diefer Nachweis 
durch Anführung folder Umftände zu erbringen, aus weldhen auf ben behaupte 
Geifteszuftand des Erblaſſers gefchloffen werten kann. Nunftverftändige, beren $. 5 
erwähnt, kommen dabei als blicke Zeugen von befonderer Glaubwürdigkeit in Betra 
Ihre Ausfagen haben als Bafis eines gerichtsorpnnngsmäßig durchzuführenden Km 
verftändigenbefundes zu dienen, oder e8 hat auf Grund derſelben der Richter nad) frei 
Ermeflen das Urtheil zu ſchöpfen. 

Obrigkeitliche Berfonen, melde bei der Errichtung des letzten Willens mitgewi 
haben (88. 587—590), können, wie nach Hofd. vom 29. Nov. 1808, 3. 38084 u 
2. März 1825, 3. 8191, Staatsbeamte überhaupt über dasjenige, was ihnen 
Ausübung ihres Amtes bekannt wurde, nicht als Zeugen vernommen werden, fond 
es kann blos das aufgenommene Protofoll vorgelegt werden. Diefes hat Die Bedeut 
eines amtlichen Zeugniffes, welches erft der Beurtheilung des Erfenntnigrichters un 
liegt und worüber in gewiflen Fällen erft der Sachverſtändigenbeweis durchzufüh 
fein kann. 

2) Unmündige. Miündige Minderjährige unter 18 Jahren Finnen nur mün 
lih vor Gericht‘, Minderjährige über 18 Jahre dagegen ganz unbefchränft tefti 
(8. 569) 7. | 

B) Durch ausdrückliche gejeßliche Verfügung ift die Fähigkeit, eine legte Wille 
erflärung zu errichten, entzogen: 1) ben geridhtlidy erflärten Verſchwendern, jebod) ı 
rüdfihtlid) der Hälfte ihres Vermögens und nur zu Gunften ihrer gefetlihen Er 
($. 568). Wären gar feine gefeglichen Erben vorhanden oder hätten diejenigen gel 
lichen Erben, welche zur anderen Hälfte des Vermögens berufen wären, gültig werzid 
je können fie ganz unbefchräntt teftiren ® Es fteht ihnen jedoch frei, eine bereits 
‚ ber Prodigalität errichtete letzte Millenserflärung zu widerrufen ($. 718). 2) Ju 

Kegel Ordensperfonen (8. 573), und zwar find hierüber folgende Vorfhriften in Gültigk 
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* Sach 8. 60 der Not. Odg. vom 21. Mai 
1855 auch nicht vor einem Notar. Streitig ift 
es, ob das Gericht, wen c8 Den miündigen 
Minderjährigen für nicht hinlänglich entwidelt 
hält, eder wen es findet, Daß er nicht frei 
und mit Ueberlegung handle, die Aufnahme 
des letzten Willens vermweinern dürfe. Die 
herrſchende Anſicht iſt mit Recht dafür, daß 
dem um Die Aufnahme des letzten Willens er- 
ſuchten Gerichte ein ſolches Recht nicht zuftehe, 
daß Diejes nur eine causae cognitio aufzu⸗ 
nehmen habe und Die Entfheidung über bie 
Gültigkeit des legten Willens dem Erkenntniß— 
richter zufomme. Bol. Nippel, Erläut., IV, 
35; Stubenrauh (2. Aufl.), 1, 764; Unger, 
Erbrecht, 8.9, Anm. 2. Wach Zeiler, II, 
442 und 443, hätte das Gericht den Minder: 
jährigen, wenn fich offenbarer Muthwille oder 
Feichtfinn zeigte, beionders wenn feine Ge: 
fahr am Berzuge obwaltet, zurückzuweiſen, mo- 
gegen Diefem der Recurs offenftände, in zwei— 
felhaften Fällen, die eine weitere Erforſchung 
nöthig machen, den Minderjährigen auf einen 
anderen Zeitpunkt zu verbeſcheiden. 

” &uranden und Perfonen, über welche bie 
väterliche Gewalt verlängert wurde, können, 
wenn fie nicht nad $. 566 unfähig find, giftig 
teftiren. Vgl. Unger, Erbrecht, 8. 9, Anm. 4; 


Obſtg. Entid. vom 21. Juli 1857, 3. 61. 
Safer und Unger, I, Nr. 419, md t 
6. Mai 1858, 3. 4588, Glafer, Unger ı 
Walther, II, Nr. H75. 

»Auch nach Wr. v. N. (I, 12, 88. 27 
find Berfchwender blos dahin befchränft, | 
fie zum Nachtbeil Des Ehegatten und jedes 
jetlichen Erben bis zum fechsten Grabe « 
ſchließlich nur über Die Hälfte deſſen, was d 
ſelben ab instetato zukommen würde, verfü 
dürfen. Bal. über die Unhaltbarkeit dieſer! 
ſtimmung Koch, Commentar (2. Aufl.), 
2. Abthl., S. 15, Anm. 33; Gruchot, Pre 
Erbrecht, I (Berlin 1865), 350, 351; Un 
Erbrecht, 8. 9, Anın. 4 und dazu Dmorzaf 
der Oefterr. Biertelj. Schr. XV (1865), 228 
Nach rim. Recht waren die Prodigi teftir 
fähig, weil man confequent an der Gle 
ftellung derſelben mit den furinsis feſtbi 
Nach Preuß. L. R. joll Durd Die Befchränf 
ihrer Teſtirfähigkeit dafür geſorgt werden, 
ſie nicht aus Leichtſinn oder aus Rache ge 
ihre Familie, die fie als Verſchwender erllo 
ließ, dieſer alles entziehen und den Gefüh 
ihrer Ausſchweifungen zuwenden. Gruchot 
a. O.; Koch, a. a.O. Es iſt Dies „ein ſelbf 
ſchaffenes Recht, das eben deshalb aller ju 
Lebenskraft entbehrt“. Gruchot, a. a. O. 
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Erreligiofe, welde die Auflöfung ihrer Gelübve erhalten haben oder durd Auf 
ung ihres Ordens, Stiftes oder Klofter8 aus ihrem Stande getreten find, können 
(kommen frei über ihr auf was immer für eine Art erworbenes Vermögen legtwillig 
fügen (Hofd. vom 28. Dec. 1835, I. ©. ©., neue Folge, Nr. 111). 

Kebemptoriftenpriefter können, da fie vermöge ihrer Verfaſſung eine congregatio 
wbyterorum saecularium bilden und nicht die feierlichen, fondern blos die einfachen 
fübde ablegen, und demzufolge auch jederzeit wieder ohne höheren Dispens aus ber 
ugregation austreten können, ganz frei teftiren (Hofd. vom 9. Ian. 1843, J. ©. S., 
ie Folge, Nr. 670). 

Letzte Willenserflärungen und Schenkungen auf den Todesfall der Mitglieder bes 
utſchen Ritterordens fine null und nichtig, werm nicht der Hoch- und Deutjchmeifter 
weder die beſondere Genehmigung hierzu ertheilt oder dem Ordensmitgliede im Allge- 
inen das Recht zur Errichtung eines legten Willens eingeräumt bat. Die Erlaubniß 
: Erridtung eines lebten Willens oder Schenkung auf ten Todesfall fann einen 
densmitgliede nur bei Lebzeiten deſſelben ertheilt werben, foll aber ohne bejondere 
Ande nie verweigert werden. Das Orbensoberhaupt hat, wenn es einen letten 
Men zu errichten gefonnen ift, das Großfapitel des Ordens um die Ermächtigung dazu 
ingehen (Pat. vom 28. Juni 1840, 3. ©. ©., neue Folge, Nr. 451). Den Deutjchen 
cdensrittern find tie Malteferordensritter gleihgehalten (Hofd. vom 11. Dec. 1795, 
G. ©., Nr. 268). Den Prieftern diefes Ordensconventes zu Prag, fie mögen ſich im 
fdensconvente befinden oder auf Pfarren angeftellt fein, ift die ihnen früher zuge: 
ndene Teftirfähigfeit durdy Hofd. vom 22. Ian. 1818 (3. ©. ©., Nr. 1408) wieder 
Bogen worden. 

Der kath. Säcularflerus ift in der Fähigkeit zu teftiven nicht beſchränkt. Nur 
ben bei kath. Biſchöfen die bifchöflihen Abzeichen und Kirchengewande und, wo es 
(ih ift, die Bücher als bifchöfliches Tafelgut auf den Nachfolger überzugehen ? (Art. 

des mit Kaif. Pat. vom 5. Nov. 1855 kundgemachten Concordates). Dagegen 
men in ber Milttärgrenze nad) Art. 5 und 18 bes declaratorium illyricum vom 
. Sept. 1779 der Erzbiſchof und Carlowiger Metropolit, fowie die anderen grie= 
fh nichtunirten Bifchöfe nur Über die Hälfte ihres erworbenen Bermögens 
d auch über diefe nur zu Gunſten öſterr. Staatsangehörigen teftiren. Die niedere 
aftlicheit ift den Laien gleichgeftellt; jedoch darf ein Deficient nicht über mehr als 
ı Drittheil feines im geiftliden Stande erworbenen Vermögens lettwillig verfügen. 

Für die der Militärgerihtsbarkfeit unterfiehenden Perfonen beftehen überbies 
ch folgende Teſtirunfähigkeitsgründe: 

3) Verurtheilung zur Todes- oder ſchweren Kerkerſtrafe. Die Teſtirunfähigkeit 
zjinnt vom Momente der Publication des rechtskräftigen Urtheils, dauert jedoch bei 
zurtheilung zu ſchwerem Kerker nur folange als die Strafzeit ($. 574, A. b. G. B., 
‚45 lit. d, 46, 47 und 129 Milit. Str. G.). Für die der Civilftrafgerichtsbarkeit 
terftehenden Perjonen wurden $. 574 U. b. ©. B., dann $. 27 lit. b des Allgem. 
trafgeſ. außer Kraft gefetst (Gef. vom 15. Nov. 1867, R. ©. Bl., Nr. 131, 8.5). 
. 4) Defertion, und zwar wenn ber ‘Defertenr zur Zeit feiner Entweihung in activer 
enftleiftung geftanden ift, vom Tage ber Entweihung bis zu feiner Stellung oder 
ulieferung, wenn er außer ber activen Dienftleiftung entwichen ift, vom Tage ber 
hberufung 1° (8. 8 des Hofd. vom 21. Febr. 1842, J. ©. ©., neue Folge, Wr. 
9 und 8. 208 lit. a Milit. Str. ©.). 


Ein rechtsgültig erflärter letter Wille verliert feine Gültigkeit nicht durch fpäter 
ttretende Hinberniffe zu teftiren ($. 575). Diefe Regel gilt ausnahmslos, wenn ber 
Hafler wegen Berluftes der Handlungsfähigkeit unfähig wird, einen legten Willen zu 
üchten (8. 575). Was den Verluft des testamentifactio anbelangt, fo gilt fie 
mfalls bei Verurtheilung zur Todes- oder ſchweren Kerkerſtrafe, wie diefes ausdrücklich 





’ Diefe Gegenflände finden ſich in der Min. | _ ’° gl. bie Bemert. zu ben 88. 16—18, 
bg. vom 7. Febr. 1859 (Nr. 33, R. G. Bi.) , Anm. 2 und 7. 
ein aufgezählt. 
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in ben 88. 45, lit. d und 47 Milit. Str. ©. ausgeſprochen ft 11. Letzte Willens 
erflärungen ver Dejerteure, welche fie bereit vor der Defertion errichtet haben, werben 
ungültig ($. 208, lit. b, Miltt. Str. ©.), leben aber mit dem Zeitpuntte ihrer Stellung 
oder Einlieferung wieder auf 12. Letzte Willenserflärungen von UOrbensgeiftlichep ver 
Tieren ihre Gültigkeit durch den Eintritt des Erxblaffers in den Orden und leben wi 
auf, wenn entweder der Orden ober der Erblaffer das Recht zu teftiren erhalten ha 
oder der Erblaffer aus dem Orden wieder ausgetreten iſt 13, 

Ein von Anfang an nichtiges ZTeftament bleibt, die Nichtigfeit mag was immer 
für einen Grund haben, nichtig, wenn auch der Nichtigfeitsgrund fpäter wegfüßt 
(8. 576). Eine nachträgliche Beftätigung over Anerkennung eines folden ungültige 
Teftaments bebarf zu ihrer Gültigkeit der Teftamentsform 1%. 

Ueber ten Einfluß des Zwanges, Betruges und Irrthumes auf vie Gültigfe 
von legten Willenserflärungen vgl. die Bemerk. zu ven 88. 869—877. 










8. 577. 
Aeußere Form ber Erflärung bes legten Willens. 
Man lan anßergerichtlich oder gerichtlich, fchriftlih oder mündlich, ſchriftlich aber 
oder ohne Zengen teſtiren. 
8. 678. 
Aeußere Form der Erklärung bes legten Willens: 1) Der außergerichtlichen ſchriftlichen. 
Wer fchriftlih und ohne Zengen teftiren will, der muß dad Teftament oder Codicill eigen 
bändig ſchreiben und eigenhändig mit feinem Namen unterfertigen. Die Beifeuung bes Taget, 
des Jahres und des Ortes, wo der letzte Wille errichtet wird, ift zwar nicht moihwenbig, 
aber zur Vermeidung ber Streitigkeiten räthlich. 


8. 679. 


Einen letzten Willen, welchen ber Erblafler von einer anderen Perſon niederfchreiben Tief, 
muß er eigenhändig unterfertigen. Er muß ferner vor drei fähigen Zengen, wovon wenig 
ſtens zwei zugleich gegenwärtig fein ſollen, den Auffat als feinen Testen Willen beftätigen 
Endlih ſollen auch die Zeugen ſich entweder inwendig oder von außen, immer aber anf bi 
Urkunde ſelbſt und nicht etwa anf einen Umſchlag als Zeugen des Ichten Willens mutter 
(reiben. Den Inhalt des Teitamentes hat der Zeuge zu wiſſen nicht nöthig. 


8. 580. 

Ein Erblafler, welder nicht fhreiben laun, muß, nebit Beobachtung der in dem vorigen 
Paragraphen vorgefchriebenen Förmlichkeiten, anftatt der Unterſchrift fein Handzeichen md 
zwar in Gegenwart aller drei Zengen eigenhändig beifegen. Zur Erleichterung eines bleiben 
ben Beweifes, wer der Erblaffer fei, ift ed auch vorſichtig, daf einer der Zengen deu Namen 
des Erblafierd als Namensunterfertiger beijeße. | 


8. 581. 

Wenn ber Erblaffer nicht Iefen Tann, fo muß er den Auflat von einem Zeugen is | 
Gegenwart der anderen zwei Zengen, die den Inhalt eingefehen haben, ſich vorleſen Lafles 
und befräftigen, daß derjelbe feinem Willen gemäß fei. Der Schreiber des letzten Willen 
Iann in allen Fällen zugleich Zeuge fein. 





1 Diefer Anficht ift nunmehr auch Unger, 13 Auch bei Orbensperfonen ift bie unfehiger 
Erbrecht, $. 23, Anm. 3, welcher früher, Zy- | zu teſtiren eine Folge des Verluſtes ber DM 
fiem, 1, 8. 33, Anm. 5, Die entgegengefeßte | pofitionsbefugniß über ihr Vermögen. Sie 


Meinung vertbeidigte. nimmt daher mit diefer ihren Anfang und ihr 
12 Ihre Unfähigkeit zu teftiren und die Un: | Enbe. 
güftigfeit eines bereits errichteten letzten Willene 14 Ein ſolches ungültiges Teftament bel 


tft wie bei unbefugt Ausgemwanderten eine Folge | nur Die Bebeutung eines bloßen Aufjages, at; 
dee Mangels der Tiispofitionsbefugnif ilber | welchen fih ber Erblaſſer bezieht (9. 582) 
ihr Bermögen. Hört diefe auf, jo treten auch | Vgl. Unger, Erbredt, 8. 22. 

Die früher errichteten letzten Willeuserklärungen 

iwieber in Kraft. 


ann. . . 
“ .ı 


12 









[21 
. 


Ber [ } 
J 3 
Du} 
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8. 6582. 

Fine Berfügung bes Exhlaflerd durch Beziehung anf einen Zettel ober auf einen Aufſatz 

Dr dann vor Wirkung, wenn ein folder Aufſatz mit allen zur Gültigleit einer letzten 
erklärung nöthigen Erforbernifien verſehen if. Außerdem können dergleichen non dem 

Jer angezeigte Täpriftlicde Bemerkungen nur zur Erläuterung feines Willens angewendet 


y röm. Recht war zur Errichtung eines gültigen Privatteſtaments regelmäßig 
g von fieben Zeugen erforberlih, in deren gleichzeitigem Beifein, ſodaß 


ben Erblafier jehen konnten, der ganze Act der Teftamentserrichtung zu vollenden 












(test. allographa). 


gen werben fan ($. 579). 


seiert 














A de8 legten Willens bilden °. 





:Umo contextu testari oportet, est autem 
® contextu nullum actum alienum testa- 
ko intermiscere (l. 21, 8. 1 D. qui test. 
po8s. et quem admodum fiant. 28. 1). 
Defielben Tages und Zeit, ohne daß einige 
dere auswendige Handlung oder Weile, denn 
kin die der Leibesnoth halben geſchehe und 
wäre, bazwifchenfalle.” (8.7. O. vom 
1512.) — „Zu einer Zeit und an einer Statt, 
ie, daß kein ander Zeit, denn die Mein wäre 
aus Nothdurft der Natur ſich begebe, dar⸗ 
gen falle.” (8.9 N. O. vom J. 1512.) 
dts, Panbelten, $. 485, Aum. 1. 
® Bebeutung der Zuziehung ber fieben Zeugen 
Bering, ©. 175 fg. 
A In ber Obſtg. Entich. vom 25. Nov. 1857, 
; 11827, Glaſer und Unger, I, Nr. 478, und 
24. Jan. 1866, 3. 1400, Gztg. 1866, 
x 66, ift ber Grundſatz ausgefproden, daß 
m dieſer Beziehung nicht eine materielle Aeuße⸗ 
bs des Teftators den Zeugen gegenüber in 
Sinne erforderlich ſei, daß die Urkunde 
Beirtfich feinen letzten Willen enthalte, fondern 
es genüge, wenn ber Erblafler dies durch 
Benebmen an ben ve legt, welches ben 
bie wmoralifche Ueberzeugung von ber 
tät des Schriftitiides verſchafft. Im ber 
9. Entſch. Glaſer, Unger und Maltber, II, 
» 562 und 982, wurde ein bloßes Kopfniden 
Erblaffers für hinlänglich erflärt. 
r I Die bloße Beiſetzung eines Handzeichens 
UM wicht genügend (Dbftg. Entſch. vom 6. Sept. 
, 3. 10266; Slajer, Unger und Walther, 










2, Das öflerr. Recht unterfcheivet zwifchen Teftamenten, welche der Erblaſſer 
Hanbig geſchrieben und unterfchrieben bat (test. holographa), und Xeftamenten, 
eine dritte Perfon gefchrieben und der Erblaffer blos eigenhändig unterfchrieben 
Bei erfteren ift die Zuziehung von Zeugen ganz unmelent- 
($. 578), bei leßteren die Zuziehung von drei Zeugen vorgefchrieben, von weldyen 
zwei zugleich zugegen zu fein brauchen, wenn ber Erblaſſer einen fhriftlichen Auf⸗ 
als feinen legten Willen beftätigt ? und ber britte Zeuge vor oder nad) ihnen bei⸗ 
Den Inhalt der Urkunde brauch 
nach röm. Rechte zu wiſſen. Die Zeugen haben ſich auf ber Urkunde felbft und 
blos auf einem Umfchlage und zwar als Zeugen des leuten Willens zu 
igen (8. 579 a. &.)®. Beifegung ber Siegel ift nicht vorgefchrieben *. 

t der legte Wille aus mehreren 
Meiste Bogen von dem Erblaſſer unterfchrieben ift und fih die Zeugen wo immer 
ber Urkunde unterfertigt haben. Nur mößte, wenn bie einzelnen Bogen nicht den 
Ichriften des $. 115 U. ©. D. gemäß miteinander verbunden find, ber 18 
acht werden, daß bie mit dem unterfertigten nicht zufannnenhängenden Bogen einen 


en bie Zeugen ſowenig 


gen, fo ift er gültig, wenn auch nur 


II, Nr. 1188, und vom 16. Ian. 1861, 3. 
10660, ebendaf. Ar. 1261). 

“Nah röm. Recht hatten die Zeugen bie 
Urkunde felbft, welde den letten Willen ent- 
bält, zu unterfertigen und zu verfiegeln 
und dem Siegel abermals ihre Namen 
eigenhändig beizufegen. Arndte, $. 485, 
Anm. 3. Dagegen war, wenn ber Erblaffer 
feinen legten Willen eigenhändig gefchrieben 
und biejes felbft bemerkt hatte, feine eigene 
Fertigung nit nothwendig. Vgl. Mübhlen- 
bruch, Pandekten, LI, $. 661, Anm. 3. 

5 Diefes ift auch anerfannt in der Obſtg. 
Entſch. vom 17. Mai 1859, 3. 4823; Glafer, 
Unger und Walther, 11, Nr. 793. Ganz mit 
Unrecht hat man häufig die Gültigkeit bes In- 
baltes jener Bogen, bei welden eine Unter- 
ſchiebung möglich war, bezweifelt, während es 
doch nur eine Frage bes Beweiſes fein kann, 
ob jene Bogen einen Beſtandtheil des letzten 
Willens bilden oder nicht. Wäre ber Beweis 
nicht bergeftellt, Daß die mit dem unterfertigten 
Bogen nicht zufammenbängenden Bogen zu 
diefem gehören, und würde der unterfertigte 
für fih allein keine beutlihe Willenserklärung 
enthalten, jo ift gar feine gültige letzte Willens» 
erflärung vorhanden. 4 auch Unger, Erb- 
recht, $. 10, Anm. 9 a. E. und Anm. 1. 

Nach dem Weitgal. ©. B., Thl. U, $. 373, 
mußte ber Erblaffer auch feinen Bornamen 
beifegen. Da diefe Beftimmung in das W. b. 
G. B. nit übergegangen ift, genilgt Die Bei⸗ 
fegung feines Familiennamens. 
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Auffa gerichtlich zu verficgeln und auf dem Umfchlage anzumerten, weſſen leiter Wi 
enthalten fei. Ueber das Geſchäft ift ein Protokoll anfzunchmen nud der Aufſatz geg 
ftellung eines Empfaugſcheines gerichtlich zu hinterlegen. 


8. 588. 


Bill der Erblafler feinen Willen mündlich erflären, fo ift die Erflärung in ein 
to aufzunehmen und dafielbe ebenſo, wie in dem vorhergehenden Paragraphen von deu 
lichen Aufſatze gemeldet worden ift, verfiegelt zu hinterlegen. 


8. 589, 


Das Gericht, welches die jchriftlihe oder mündliche Erklärung bed leiten Will 
nimmt, muß wenigftend aus äwei eidlich verpflichteten Gerichtöperfonen befteben, ber 
in dem Orte, wo die Erklärung aufgenommen wird, dad Richteramt zufteht. Die 
{haft der zweiten Gerichtsperſon, außer dem Richter, können and zwei andere Zen 
treten, 


8. 5%. 


Im Nothfalle können bie erft beftimmten Perfonen fih in bie Wohnung des €: 
begeben, feinen letzten Willen fhriftlich oder mündlich aufnehmen und baun das Geld 
Beiſetzung des Tages, Jahres und Ortes zu Protololl bringen, 


Die Förmlichkeiten eines Privatteftaments können zum Theile durd die Deih 
einer öffentlihen Autorität, des Gerichtes oder eines öffentlihen Notare erjegt 

Das röm. Recht fordert zur Gültigkeit eines gerichtlihen Teftamentes, t 
Teitator jelbft mündlich feinen letzten Willen vor Gericht zu Protokoll erkläre 
gemeinrechtlihe Praxis geftattet auch die Uebergabe eines verfiegelten Teſtamer 
das Gericht, ferner, daß der Teftator anftatt wor Gericht zu erfcheinen, den 
erfucht, fih zu ihm zu verfügen !. Diefe Erleichterungen gelten auch nad 
Recht. Die legte Willenserklärung fann entweder mündlich zu Protokoll gegeb 
ſchriftlich abgefaßt bei Gericht überreicht werden (8. 587), oder es kann fih 1 
rihtscommiffion zur Aufnahme der mündlichen legten Willenserklärung ober Er 
nahme ber fhriftlichen letzten Willenserklärung in die Wohnung bes Teſtators 
(8. 590). Die Gerihtscommifjion muß immer entweder aus wenigftens Ei 
eideten Gerichtsperfon, welder an "dem Orte, wo die Erklärung aufgenonmmeı 
das Richteramt zufteht?, und einer zweiten beeiveten Gerichtsperſon, oder in Er 
lung ver legteren außer dem Richter aus zwei anderen Zeugen beftehen ($. 
Der ſchriftliche Aufja bat die eigenhändige Unterfchrift des Teſtirenden zu entf 
und das Gericht hat denfelben daranf aufmerkſam zu machen. Sollte er nicht |ı 
können, fo hätte er fein Handzeichen vor Gericht beizujegen ($. 580), Kanı ı 
lefen, fo muß ihm der legte Wille vom Gerichte vorgelefen werden ($. 581). 

Der Teftirende hat feine Erklärung vor Gericht perſönlich abzugeben; ' 
mächtigte werben nicht zugelaflen ($. 587) *. Ueber das ganze Geſchäft ift ein 
toll aufzunchmen und das Protofoll und die etwa übergebene fchriftliche letzte 2 
erflärung auf die im $. 587 angegebene Art gegen Aushändigung eine® En 
Icheines gerichtlich zu hinterlegen. 


— — — 


ı Bgl. Heimbach in Weiske's R. L., X, 741; > Nah gem. Rechte (vgl. Heimba 
Keller, 8. 479. O., ©. 142) ift die Unterjchrift bes 


2 Dur diefe Beſtimmung iſt die gemeine entbehrlich. 
rechtlich ſehr beſtrittene Frage, ob dem Richter Gemeinrechtlich iſt es ſehr ſtreitig, 
auch außerhalb feines Gerichtsbezirkes die Be- Uebergabe eines gerichtlich zu errichten! 
fugnig der Aufnahme einer legten Willenser- | ſtaments durch einen Bevollmädhtigte: 
flärung zuſtehe (vgl. Glück, XXXIV, 206 fa.; | finden faun (vgl. Heimbad, a. a. O., ©. 
Heimbach, a. a. D., ©. 748 und 749) auf eine | und die in der Note 192 angeführten ı 
ungweijelhajte Art entſchieden. lieller,. 


.. 
J 






















stetament 


* * 


Biebeue Zengen beftätigt werben, 


æ Zweifel gefetst werben. 


Ken aufuchnen, anzuwenden, 


 Sanptkid IX. Mon der Erflärung des Ichten Wilcns überhaupt ıc. 95.588596. 306 


te Zurucknahme eines dem Gericht übergebenen ſchriftlichen Auffages entzieht 
en une ben Charakter eines gerichtlich en Teflamentes (&. 717 fg.), es bleibt 
j wenn bie geleglichen Erforbernifie eines Privatteflamentes beobachtet wurben, als 


' Die Vorſchriften über die notariellen Teftamente finb in den 88. 7075 d. Gel. 
25. Juli 1871 ([R. ©. DL, Nr. 75) Notariatsordnung) enthalten. 


&. 591. 
Unfäbige Zeugen bei legten Anordnungen. 
Die Mitglieder eines geiſtlichen Orbens, Frauensperſonen, Jünglinge unter 18 Jahren, 
Bisie, Blinde, Tanbe ober Etumme, baum diejenigen, welde bie Sprache des Erblaſſers 
verſtehen, Tännen Hei letzten Auordunugen nicht Zeugen fein. 


8. 592. 


Ber wegen Verbrechens des Truges aber eined anderen Berbreiiens aus Gewinnf 
Fcheilt werben ift, Tann nicht als Zeuge gebrandt werben. | 


8. 598, 
Wer ſich nicht zur chriſtlichen Religion bekennt, Tann den Iehten Willen eines Chriſten 


8. 594. 


in Erbe oder Legatar ift in Nüdficht bes ihm zugebachten Nachlafſes Tein fühiger Zeuge, 
pabenio wenig defien Gatte, Weltern, Kinder, Geſchwiſter oder in chen bem Grabe ver⸗ 
igerte Perſonen und bie befoldeten Hausgenoſſen. Die Verfügung muß, um gültig zu 
ı von dem Exrblafier eigenhändig gefchrieben ober durch drei won den gebachten Perſonen 


8. 595. 


Wenn der Erblaffer demjenigen, welder ben letzten Willen ſchreibt, aber defien Ehegattin, 
au, Aeltern, Geſchwiſtern ober in eben bem Grabe verſchwängerten Perſonen einen Nach⸗ 
befinmt, jo muß die Anordunug anf bie im worbergehenden Paragraph erwähnte Art 


8. 596. 


E& Bas von der Unbefangenheit und Fähigleit des Zengen, die Berfon des Erblaflerd außer 
zu Teen, verordnet wird, tft auch auf bie gerichtlichen Perſonen, die einen lebten 


Um Teftamentszeuge fein zu können, find gewiſſe phyſiſche und rechtliche Eigen⸗ 
erforderlich. Die Fähigkeit, Teftamentszeuge zu fein, mangelt: 1) Denjenigen, 
che Ihon aus natürlihen Gründen gar fein Zeugnig ablegen können, d. i. Sinn⸗ 
en, ſowie denjenigen Perfonen, welche nicht den ganzen Act der Teftamentserrichtung 
‚bezeugen im Stande find, nämlih Blinden, Tauben, Stummen !, oder weldye bie 
| des Erblafjerd nicht verftehen (8. 591); 2) Jünglingen unter 18 Jahren; 
M Grauensperfonen ?; 4) Ordensgeiſtlichen ($. 591); 5) Denjenigen, welche wegen 





ı P Ausbrüdiich beftimmt dies 8. 64 der N. O. 
Dem 21. Mai 1855 in Anfehung der notariel- 
Zeftamente. Vgl. Heimbach, a. a. D., ©. 
„fg.; Vangerow. II, 244, 245; Unger, 

t, 8. 12, Anm. 3. 
„ı Blinde find nah röm. Recht nur deshalb 
— ausdrücklich für unfähig erklärt, weil es 
Ka om. Zuriften nit in den Sinn kam, 
Zeugen bei einem Act für möglich zu 
“fen, defien Wahrnehmung ohne den Sinn 


d. Eirch ſetter, Commentar. 2. Aufl. 


Ha 


bes Gefichtes nicht vollftändig und in allen 

—* weſentlichen Momenten möglich iſt. 

„ucta, Bandelten (9. Aufl., 1868), $. 465, 
ote p. 


* Die unrichtige Tertirung des 8. 591 in ber 
urfprünglichen amtlichen Ausgabe des U. b. 
G. B. „Frauensperfonen und Junglinge unter 
18 Jahren” wurde buch Hofb. vom 2. Oct, 
1812 (Goutta, VII, 208) abgeftellt. 
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Anfſatz gerichtlich zu verfiegeln und anf dem Umfchlage anzumerten, weſſen letzter Bike! 
enthalten fei. Ueber das Geſchäft ift ein Protokoll aufzunehmen nud ber Aufſatz gegen 
ſtellung eines Empfangfheines gerichtlich zu hinterlegen. 


8. 588. 


Will der Erblafler feinen Willen mündli erklären, fo ift bie Erflärung in ein $ 
toll aufzunehmen und dafielbe ebenjo, wie in dem vorhergehenden Paragraphen von dem |ı 
fihen Anffate gemeldet worden ift, verliegelt zu hinterlegen. 


8. 589, 


Das Gericht, weldes die fchriftlige oder mündliche Erflärung bes letzten Willen 
nimmt, muß wenigſtens aus zwei eidlich verpflichteten Gerichtsperſonen beſtehen, deren 
in dem Orte, wo die Erklärung anfgenommen wird, dad Richteramt zuſteht. Die Ze 
{haft der zweiten Gerichtsperfon, außer dem Richter, können and zwei andere Zenge 
treten, 


8. 5%. 


Im Nothfalle Lönnen die erft beitimmten Perfonen fih in die Wohnung des Erbli 
begeben, feinen letzten Willen fchriftlih oder mündlich anfuchmen md baum das Geſchäf 
Beiſetzung des Tages, Jahres und Ortes zu Protokoll bringen. 


Tie Förmlichkeiten eines Privatteftaments fünnen zum Theile burdy die Mitwu 
einer öffentlihen Autorität, des Gerichtes oder eines äffentlihen Notars erjett we 

Das röm. Recht fordert zur Gültigkeit eines gerichtliden Teftamentes, daß 
Teftator jelbft mündlich feinen legten Willen vor Gericht zu Protokoll erfläre. 
gemeinrechtliche Praris geftattet auch die Uebergabe eines verfiegelten Zeftamentel 
das Gericht, ferner, daß der Teftator anftatt vor Gericht zu erfcheinen, den Ri 
erfucht, fih zu ihm zu verfügen. Diefe Erleichterungen gelten auch nah 3 
Recht. Die legte Willenserklärung kann entweder mündlich zu Protokoll gegeben 
ſchriftlich abgefaßt bei Gericht überreicht werden (8. 587), oder es kann fidh die 
rihtscommiffion zur Aufnahme der mündlichen letzten Willenserklärung oder Emp 
nahme der jchriftlihen letzten Willenserklärung in die Wohnung des Zeftators bei 
(8. 590). Die Geridtscommijjion muß immer entweder aus wenigftens Cine 
eideten Gerichtsperſon, weldyer an "dem Orte, wo die Erklärung aufgenommen : 
das Richteramt zufteht 2, und einer zweiten beeideten Gerichtsperſon, oder in Erm 
lung ver legteren außer dem Richter aus zwei anderen Zeugen beftehen (8. ! 
Der ſchriftliche Auffa Hat Die eigenhändige Unterfchrift des ZTeftirenden zu enthal 
und das Gericht hat denjelben darauf aufmerkſam zu machen. Sollte er nit ſchr 
tünnen, jo hätte er fein Handzeichen wor Gericht beizujegen ($. 580), Kann er 
lefen, fo muß ihm der legte Wille vom Gerichte vorgelefen werden (8. 581). 

Der Teftirende hat feine Erflärung vor Gericht perfönlich abzugeben; Be 
mächtigte werden nicht zugelafien ($. 587) *. Ueber das ganze Geſchäft ift ein P 
fol aufzunchmen und das Protofoll und die etwa übergebene fchriftliche legte Wil 
erflärung auf die in 8. 587 ungegebene Art gegen Aushändigung eines Empf 
Icheines gerichtlich zu hinterlegen. 


— — 


Bgl. Heinibach in Weiske's R. L., X, 741; > Nach gen. Rechte (vgl. geimnad, 
Keller, 8. 479. O., 9. 142) ift die Unterfchrift bes Teft 


2 Dur dieſe Beſtimmung ift Die gemein» entbehrlich. 
rechtlich ſehr beſtrittene Frage, ob dem Richter Gemeinrechtlich iſt es ſehr ftreitig, o 
auch außerhalb feines Gerichtsbezirkes die Be- Uebergabe eines gerichtlich zu errichtenden 
fugniß der Aufnahme einer letzten Willenser- | jtaments durch einen Bevollmächtigten 
flärung zuftehe (vgl. Glück, XXXIV, 206 fg.; | finden kann (vgl. Heimbach, a. a. O., S. 74 
Heimbady, a. a. D., ©. 148 und 749) auf eine | und die in ber Note 192 angeführten Gd 
ungweijelhajte Art entſchieden. lteller). 


pr. 
Hanptflüd IX. Bon der Erklärung des Ichten Willens überhaupt ıc. 66. 5886596. 305 


r. Die Zurüdnahme eines dem Gericht Übergebenen fchriftlichen Aufſatzes entzieht 
nur den Charakter eines gerichtlichen Teftamentes (8. 717 fg.), es bleibt 
wenn bie gefetlichen Erforderniſſe eines Privatteftamentes beobachtet wurben, als 
eftament gültig ®. 
Die Borfhriften über die notariellen Teftamente find in den 88. 70—75 d. Gel. 
25. Juli 1871 ([R. ©. BL, Nr. 75) Notariatsorbnung) enthalten. 



















8. 591. 
Unfäbige Zeugen bei legten Anorbnungen. 
. Die Mitglieder eines geiftlihen Ordens, rauensperfonen, Jünglinge unter 18 Jahren, 
e, Blinde, Tanbe oder Stumme, dann diejenigen, welche die Sprache des Erblaflers 
verſtehen, lönnen bei letzten Anordnungen nicht Zeugen fein. 


8. 592. 


x wegen Berbredieng des Truges oder eines anderen Verbrechens aus Gewinnfndt 
heilt worden ift, kann nicht als Zeuge gebraudt werden. 


8. 593. 


e fi nit zur hriftlichen Religion beiennt, kann den lebten Willen eines Chriſten 
bezengen. 

8. 594. 
Ein Erbe oder Legatar ift in Rückſicht des ihm zugedachten Nachlaſſes Tein fühiger Zeuge, 
enſo wenig defien Gatte, Aeltern, Kinder, Gefchwifter oder in eben dem Grade ver⸗ 
erte Perſonen und die befoldeten Hausgenoſſen. Die Verfügung muß, um gültig zu 
son dem Erblafier eigenhändig gefchrieben oder durd drei von den gedachten Perfonen 
ene Zeugen beftätigt werden, 


8. 595. 


Benn der Erblafier demjenigen, weicher den letzten Willen ſchreibt, oder deſſen Ehegattin, 
‚ Aeltern, Geſchwiſtern oder in eben dem Grade verfhwängerten Perfonen einen Nach⸗ 
beſtimmt, jo muß die Anordnung auf die im vorhergehenden Paragraph erwähnte Art 
Zweifel geietst werden. 


8. 596. 


Bas von der Unbefangenheit und Fähigkeit des Zeugen, die Berfon des Erblaflerd außer 
zu ſetzen, verordnet wird, ift auch auf die gerichtlichen Berfonen, die einen letzten 
aufuehmen, auzuwenden. 

Um Teftamentözeuge ſein zu können, find gewilfe phyſiſche und rechtliche Eigen— 
erforderlih. Die Fähigfeit, Teftamentözenge zu fein, mangelt: 1) Denjenigen, 
fhen aus natürlichen Gründen gar fein Zeugniß ablegen können, d. i. Sinn- 
‚ jowie denjenigen Perſonen, welde nicht den ganzen Act der Tejtamentserrihtung 
Sezeugen im Stande find, nämlich Blinden, Tauben, Stunmen 1, ober welde die 
e des Erblaſſers nicht verftehen (8. 591); 2) Yünglingen unter 18 Jahren; 
rauensperfonen 2; 4) Ordensgeiſtlichen ($. 591); 5) Denjenigen, welde wegen 





5 Yusbrüdlich beſtimmt Dies $. 64 der N.O. | des Gefichtes nicht vollftändig und in allen 
we 21. Mai 1855 in Anſehung der notariel: | jeinen wefentliden Momenten möglih iſt. 
‚ Zeftamente. Bgl. Heimbad, u.a. O., S. | Pudta, Pandekten (9. Aufl., 1863), $. 465, 
‚ {9.5 Vangerow. II, 244, 245; Unger, | Wote p. 

echt, $. 12, Anm. 3. 

4 Blinde find nad röm. Recht nur deshalb 2 Die unrichtige Tertirung bes $. 591 in der 

ansdrüdlih für unfähig erflärt, weil c8 | urjprünglichen amtlichen Ausgabe des N. b. 
zöm. Juriften nit in den Zinn kam, | ©. B. „Frauensperfonen und Jünglinge unter 
e Zeugen bei einem Net für möglich zu | 18 Jahren“ wurde burh Hofd. vom 2. Oct. 
a, deſſen Wahrnehmung ohne den Sinn ! 1812 (Goutta, VII, 208) abgeftellt. 


En.Rirgfetter, Eommentar. 2. Aufl. 20 
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eines Verbrechens aus Gewinnſucht verurtheilt wurden (8. 592).. Diefer Unfäl 
grund endigt bei Perfonen, weldye der Civilſtrafgerichtsbarkeit unterftehen, mit du 
laufe von 10 Jahren, fonft mit dem Ablaufe von 5 Yahren. Geſetz vom 15 
1867 (R. ©. Bl., Nr. 131), 8. 6 ?. 6) Den in ber Iegtwilligen Verfügung bi 
Erben oder Legataren und den mit venjelben in ben im 8. 594 bezeichneten Ber 
ſchafts⸗ over Schwägerſchaftsverhältniſſen ſtehenden Berfonen; 7) ven Ehegatt 
den befolveten Hausgenoſſen der in ber leptwilligen Verfügung bedachten P 
jedoch nur rückſichtlich des venfelben zugedachten Nachlaſſes. Die Verfügung m 
gültig zu fein, auf die im $. 594 a. E. angegebene Art beftätigt werben * ($ 
8) Ebenſo dem Schreiber des letzten Willens und den mit ihm in ber voren 
Beziehung ftehenden Perfonen — mit Ausnahme der beſoldeten Hansgenoſſen - 
ſichtlich des dem Schreiber des Teftamente® ober einer biefer Perfonen zugen 
Nachlaſſes. Auch hier muß die Verfügung, um gültig zu fein, anf die im 
a. E. vorgefchriebene Art beftätigt werden ($. 595)°. 

Die Anordnung tes $. 593 wurde durch Nail. Big. von 6. Ian. 1860 
Bl., Nr. 9) befeitigt. 

Das röm. Redt fordert außer der Fähigkeit der Teflamentözeugen aud 
daß fie zum Zeugniß bei der Teftamentshandblung befonders aufgefordert werben m 
Auch nad) öfterr. Recht ınuß angenommen werden, daß die Zeugen aufgefordert 
müffen, die Erklärung des legten Willen® entgegenzunehmen, daß nicht jebe 
anmwefende Berfon, fondern nur jene, weldye der Erblaffer wenigftens ftillfchweig: 
Zeuge annehmen zu wollen erflärte, als ſolcher fungiren kann?. 


8. 597. 
Bon ven begünftigten Iegten Anordnungen. 

Bei letzten Anordnungen, welche auf Schiffahrten und in Orten, wo bie Peit ot 
liche anftelende Senden herrſchen, errichtet werden, iind auch Mitglieder eined gt 
Ordens, Frauensperſonen und Jünglinge, die das vierzehnte Jahr zurüdgelegt habt 
tige Zeugen. 

8. 598. 

Zu diefen begünitigten letten Anordnungen werden nur zwei Zeugen erfordert, 
einer das Teitament fhreiben kann. Bei Gefahr einer Anftedung ift andy nicht nöth 
beide zugleich gegenwärtig feien. 


® Bgl. audy Harum, Gztg. 1868, Wer. 11. Lucio 'Titio legatum daretur. gl. 


Beſondere VBegünftigungen beftanden nad) 
röm. Recht beim fog. test. inter liberos (mo 
nur für Kinder und SKindestinder des Teſta— 
tors Verfügungen getroffen waren); bierzu ge- 
nilgte ein jchriftlicher Auffag, worin der Erb- 
laffer eigenhändig die Namen der eingejegten 
Dejcendenten uud die Erbtbeile derjelben mit 
orten, nicht mit Ziffern ſchrieb und Dad 
Datum beijegte. Bgl. Sintenis, III, $. 170, 
S. 375; Heimbadh, a. a. O., ©. 844 fg. 

b Nah röm. Recht waren durch das SC. 
Libonianum über denjenigen, welcher ſich, fei 
es auch auf Befehl des Dictirenden Erblaffers, 
zum Erben einjegte, die Strafen der lex Cor- 
nelia de falsis verhängt. Nur bie zu Gunften 
eines Hauskindes getroffene Verfiigung konnte 
durch einfache Unterfchrift (gemeralis subscriptio) 
bes Erblaſſers aufrecht erhalten werden und, 
wenn es der einzige Inteftaterbe war, beburfte 
ed auch dieſer nicht, wenn Das Zeftament nur 
fonft formell gültig war. Später kam aud 
noch eine specialis subscriptio hinzu. Die 
generalis subsoriptio lautete: se ea (sc. quae 
in testamento scripta sunt) dictasse et re- 
cugnovisse; die specialis: se dictasse ut 


Auserwählte Yebren bes röm. Civilrecht 
1848), ©. 294, Anm. 121; Bering, \ 
Siutenis, III, $. 171, ©. 383; Mühl 
a. a. D., 8. 645, Abſatz 2. Ueber dar 
reichende der an die Stelle dieſer Beſti 
des röm. Rechts gejegten Borfchrift dei 
Rechts vgl. Unger, Erbredt, 8. 10, A 
„Was für eine Garantie für Die &ı 
bes Willens kann die Anordnung ge 
daß die Berfügung von drei anderen 
Zeugen unterfchrieben werden muß? 
denn die Gewähr dafür vorhanden, 
Erblajfer die Teftamentsurfunde durchle 
fi) überzeugt habe, daß der Schreil 
Teſtaments nur dasjenige niebergel 
habe, was bes Erblaffers Willen 
iſt?“ 

° Der Urſprung dieſer rogatio testit 
aus der Mauncipationsform bei dem Te 
per aes et librem hergeleitet. Ba 
rogatio testium gefchehen, fo war bas 
ment ungiltig. Vgl. Heimbach, a. 
©. 759. 


Vgl. and Unger, Erbredt, 8. 10, Uı 


. Yon -n 


han 










: Eine analoge Ansbehnung ber wi 
5 wie —* und —— 


befinbet ? 


enden Beitimmunge | 

bbeben und andere Ereigniffe ift unzuläfftg !. 
- Daß die anftedende Kranlheit in der ganzen Ortſchaft, wo das ent 
N, herrſchte, ift nicht nothwendig, ſondern es genligt ber Ausbruch biefer Krankheit 
dem Orte der Teſtamentserrichtung, d. i. in dem Hauſe, im welchem fich der Teſta⸗ 


= * vanptftůe A. Ben ber Erklärung ded Tehten Vilend überhanpt ıc. s 597—Wi. 807 


; 5. 5%. | 
IVechs Monate nach ——ã Schiffahrt oder Seuche verlieren bie begünſtigten letzten 
alla ı Tıa ihre 


n auf Gefahren anberer 
errichtet 


Letztwillige Anordnungen erkrankter Eontumaziften Binnen ohne alle fonft er- 
erliden Förmlichleiten errichtet werben *. Imbivibuen bes Co 

bürfen aber durch diefelben weber zu Univerfalerben, noch Legataren, 
MBocliftredern eingefeßt werben. Eine Ausnahme findet nur dann flatt, wenn ber 
fafler mit einem ſolchen Individuum ermweislich verwandt ift, und feinen lebten . 
m eigenhändig geichrieben und unterfchrieben oder doch vor Zeugen beutli und 
Belicklic, feinen ungezwungenen Millen und 
pol. DO. vom 30. Juni 1837, Polit. ©. S., LXV, 206). 


8 O⸗ 


freien in erflärt hat (8. 71 ber 


8. 600. 


Die Begünftigungen der Militärteftamente find in den Militärgefegen enthalten. 


Die Teftamente der Militärperjonen find 

26 (in procirictu) errichtet. werden. Der 

j. erachtet, ſobald er mit feinem Gehalte von dem Aerar auf den Kriegefuß geſetzt 

j, und er hört aljobald auf, in procinctu’zu fein, al® er wieder auf die gewöhn- 

Friedensgebühr zurücdgefetst wird (Hoffriegsräthl. Eirc. vom 1. Imi 1881, Mit. 
.3 












S., ©. 64, 8. 3). 


iber des Teſtamentes fein kann. 


grnilegirt, wenn fie während des Feld⸗ 
oldat wird aber dann in procinctu zu 


Die Begünftigungen eined folhen priv. Teſtamentes beftehen darin, daß ein - 
ätliches Teſtament, wem es von dem Erblaffer nicht eigenhändig gefchrieben und 
æſchrieben ift, nur der Unterfchrift zweier Zeugen bedarf, von welchen einer ber 


Ein mündliches Teftament kann in Gegenwart zweier Zeugen, die den Erblaſſer 
Perſon kennen, errichtet werden (Milit. Iuftiznorm vom 25. Yuni 1754, Hofb. 


a A. Dec. 1816, Dienftreglement für die k. k. Infanterie, II. Theil, 1. Hauptitüd, 


} Abſchnitt, 8. 1) 1. 


8. 601. 











I Bol. auch Heimbach, a. a. D., ©. 818. 
‚Unger, Erbrecht, $. 11, Anm. 1, ift 
Anfiht, es ſei eimerfeits nicht ge- 
gend, andererſeits nicht erforderlich, daß 
Seuche in des Teſtators Haufe berriche 

: baß biefer felbft daran frank liege. Bgl. 
gen Sintenis, III, $. 170, Anm, 14; 
ER a. 0. O., S. 823; Bangerow, II, 

A iniwarter, III, 102; Stubenraud 
Mufl., II, 362 und 363; 2. Aufl., I, 797). 


ww 


RV 


Ungültigkeit ber unfoͤrmlichen lezten Anordnungen. 


Wenn der Erblaſſer eines der hier vorgeſchriebenen und nicht ausdrücklich ber bloßen 
überlafienen Erforderniſſe nicht beobachtet hat, fo iſt die letzte Willenserklärung un⸗ 


Bol. vie Bemerk. zu den 88. 538—544, 564—574, 576 und 1487 A. b. G. B. 
bie 88. 123—127 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854 (MR. ©. Bl., Nr. 208). 





’ Im 8. 45 ber Inſtr. für die Eontumaz- 
directoren (Gen. Sanitätsnorm vom 2. Ian. 
1770, Kropatihel’s G. S., IV, 87) heißt es, 
„baß folde legtwillige Anordnungen als pri- 
vilegirte Teſtamente betrachtet werben, in 
welhen obne alle Be erfordern bie 


alleinige natürliche Brobe erforderlich iſt.“ 

I Meber bie Privilegien ber Militärteſta⸗ 
At nach röm. Recht vgl. Keller, Panbelten, 
8. 


20* 
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8. 602. 
„Srbverträge find nur unter Ehegatten gültig. 
Erbuerträge über die ganze Berlafienfchaft aber einen in Beziehung anf bad Ge 
ftimmten Theil. berfelben Tönnen nur unter Ehegatten gültig geichlofien werden. Di 
ſchriften hierüber find in dem Hauptftäde von ben Ehepacten enthalten. 


Bgl. die Bemerk. zu den $$. 1249—1254. 


8. 603. 
Bon Schenlungen auf ben Tobesfall. Beziehung. 
Inwiefern eine Schenkung auf den Todesfall als ein Vertrag oder als ein lekteı 
zu betrachten fei, wird in dem Hanptſtücke von den Schentungen beftinmt. 


Bol. die Bemerk. zu den 88. 955, 956. 


Hanpiftüd X. Bon Naderben und Fideicommiffen. 66. 604608. 309 


Behntes Haupiſtück. 
Bon Nacderben und Fideicommiffen. 


8. 604. 
. Gemeine Subftitution. 
. Jeder Crblafler faun für den Fall, daß der eingefeßte Erbe die Erbſchaft ih erfangt, 
‚ und wenn and diefer fie nicht erlangt, einen zweiten, und im gleichen Falle einen - 
oder auch nod mehrere Nacerben berufen. Diefe Anorbunng heißt eine gemeint 
Bitution. Der in der Reihe zunächſt Berufene wird Erbe. 


8. 605. 


Hat der Erblafier ans den beftimmten Fällen, daß ber ernannte Erbe nit Erbe fein . - 
Br oder daß er niht Erbe fein will, nur einen andgebrädt, To ift der andere Fall anöge: . 
en. 





8. 606. 
Rechte aus berfelben. 
Die dem Erben anfgelegten Laften werben aud anf den au feine Stelle tretenden Nach⸗ 
ausgedehnt, wofern fie nicht durch den ausdrücklichen Willen oder die Beſchaffenheit der 
e anf die Perfon ded Erben eingefhräntt find. 


8. 607. 


Eind die Miterben allein wechfelfeitig zn Nacherben berufen worden, fo wird angenommen, 
ber Erblafler die in der Einfegung ausgemefienen Theile auch anf die Subſtitution aus⸗ 

wollte. Wird aber in der Subftitution außer den Miterben noch fonft Jemand bes 
‚ fo fällt der erledigte Erbtheil allen zu gleichen Theilen zu. 








8. 608. 
Fibeicommiffarifhe Subftitution. 


Der Erblafier Tann feinen Erben verpflihten, daß er die angetretene Erbichaft nad 
nem Tode oder in anderen beftimmten Fällen einem zweiten ernannten Erben überlaſſe. 
tefe Anordnung wird eine fibeicommiflarifhe Subftitution genannt. Die fideicommiflariiche 
wbftitution begreift ftillfhweigend die gemeine in fid. 


Der Erblaffer kann eine Erbeinfegung oder ein Legat für den Yall anorbnen, daß 
n Zuvorberufener die Erbſchaft oder das Vermächtniß nicht erwirbt, oder in der 
Beife, daß er die Erbſchaft oder das Vermächtniß zu eimer beftimmten Zeit, z. B. 
ach ſeinem Tode, an einen Anderen herausgeben ſoll und dieſer wieder an einen 
Dritten ꝛc. Eine ſolche Einſetzung eines eventuellen Erben over Vermächtnißnehmers 
wift Subſtitution, und zwar, wenn fie für ben dal angeorbnet ift, daß ber Vor— 
krufene Das ihm Zugedachte gar nicht erwirbt, gemeine oder Bulgarfubftitution (8. 604), 
md wenn fie für den Wall angeordnet wurde, daß der Vorberufene das ihm Zugedachte 
h ben Nachberufenen wieder herauszugeben hat, fideicommiſſariſche Subſtitution 

608) !. 





I Bgl. Vering, a. a. D., ©. 338 fg. und — ſie eine Berufung zur ganzen Erbſchaft oder 
6 fg.; Müblenbruch, Pandekien, III, 8. 668; | zu einer beſtimmten Quote des Nachlaſſes ent- 
läd und Mühlenbruch, Erlaͤuterungen ber hält, eine wahre Erbeinſetzung, während ſie 
andelten, XL (1838), 249. Nach öſterr. Recht | nach röm. Recht als Univerſalvermächtniß be— 
: die fideicommiſſariſche Subftitution, wenn | handelt wird, der Fiduciar formell Erbe bleibt 
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Die gemeine Subftitution kann angeorbnet fein für den Wall, daß der zum 
Eingefeßte den ihm zugebadhten Nachlaß nicht erwerben kann (fog. casus impotent 
ober daß er venfelben nicht erwerben will (fog. casus nolentiae oder noluntatie), 
ver Erblaffer von diefen beiden Fällen nur einen ausgebrüdt, fo ift ber anbere ar 
ſchloſſen ($. 705), wenn nicht aus den Umftänden eine andere Abſicht des Crbla 
mit Sicherheit zu entnehmen ift ?; bagegen begreift die fideicommiſſariſche Subftti 
ſtillſchweigend aud) die gemeine in fih (8. 608 a. E.). 

Der Erblaffer kann aud einem eingefetten (inftituirten) Erben mehrere © 
ober mehreren Erben blos Eine Perfon fubftituiren. Auch können die einge 
Erben einander gegenfeitig fubftitwirt werben (substitutio reciproca). Sind bie 
gelegten Erben einander fubftituirt, fo gilt die Kinfegungsquote eine® jeden aud 

aßftab der Bertheilung des freigemorbenen Erbtheiles. Iſt außer bem eingeli 
Erben nody eine andere Perfon fubftituirt, welche nicht zugleich auch —* fl 
wurde nach röm. Recht für dieſelbe zuerft ein Kopftheil ausgeſchieden und 
Reſt unter die Übrigen Erben nah Verhältniß ihrer Einfegungsquoten vertheilt. | 
öfterr. Recht wird in biefem alle der ausfallende Antheil unter alle Subftituten 
Kopftheilen vertheilt ($. 607). 

Die Subftitution enthält eine Doppelte Erbeinfegung. Der fubftituirte Erbe 
balt, felbft wenn er zugleich inftitwirt wäre, den erledigten Erbtheil nicht 
ſelbſt, ſondern er erlangt nur das Recht, venfelben anzutreten oder abzulehnen. T 
liegt der Unterſchied zwiſchen der wechſelſeitigen Subſtitution der Miterben und 
Accreſcenzrechte ®. 

Die auf dem freigewordenen Erbtheile haftenden Laſten gehen auf den Subſti 
in der Regel über (F. 606); dagegen find Bedingungen auf denſelben in ber 9 
nicht auszudehnen ($. 702). 


$. 609. 
Inwiefern die Aeltern ihren Kindern fubftituiren dürfen. 
Auch die Aeltern können ihren Kindern, felbft in dem alle, daß diefe zu teftires 


fähig find, nur im Nüdfiht des Vermögens, das fie ihnen hinterlaflen, einen Erben 
Nacherben ernennen. 


Nach rön. Recht hatte der Vater oder väterlihe Afcendent das Recht, dem | 
väterlihen Gewalt unterworfenen Finde, für den Sal, daß dieſes währent ber 
mündigkeit fterben follte, einen Erben zu ernennen ! (Substitutio pupillaris), E 
hatte der Afcendent eines Wahnfinnigen das Recht, vemfelben für den Yall, daj 
Defcendent im Wahnſinn fterben follte, einen Erben zu ernennen (Substitutio q 
pupillaris, exemplaris, Justininianea) 2 Diefe Beſtimmungen des röm. Rechts ſi 
durch die Vorschrift des öfterr. Rechts, daß Aeltern ihren Kindern nur in Rüdfid; 
Vermögens, welches fie ihnen, ohne rechtlih dazu verpflichtet zu fein, Hinter! 
(8. 774), einen Nacerben ernennen können, daß ihnen alfo über ihre Kinder 
weiteren Rechte zuftehen, als dritten Perfonen, negirt werben ®. 


und ber fFibeicommiffar nur quasi heres wird. | gefeßte Regel aufftellte. Unger, Erbreiht, 
Bol. Unger, Erbredt, $. 20, Anm. 2, und dazu | Anm. 4; Dworzak in der DOeflerr. 
re a ber efterr. uk Sir. a Schr., XV (1865), 258, 259. 
1865), fg.; Vangerow, II 55 nm 3 . . *8 
Nur wenn bem Erben aufgetragen wird, Je⸗ Sehr en 5 174, ©4124; 1 
mandem einen aliquoten Theil des reinen echt, 8. 19, Anm. 114. 
Nachlaſſes herauszugeben (ſog. legatum parti- I Bal.Müblenbrucd, Pandekten, III, 8. 6 
tionis), fo ift dieſe Verfügung auch nach öfterr. | Glück⸗-Mühlenbruch, XL, 8. 1450 fg. 
Recht als Legat zu bebanbeln. Bgl. Unger, | 370 fg.). 
Erbrecht, $. 54, Ann. 4; Dworzak, a. a. O. 2 Bol. Mühlenbruch, III, 8. 676 A 

2 Die Beſtimmung des $. 605 ift als bloße | Müblenbrud, XLI (1840), 8. 1456 fe 
Interpretationsregel anzufeben, deren Aufnahıne | 1 19.) 
in das A. b. G. B. ſich daraus erflärt, Daß bie ? Ygl. auch Unger, Erbrecht, $. 20, Un 
ältere Jurisprudenz mit Unrecht die entgegen» | und 8. 82, Anm. 3. 


u... D — 
m 
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8. 810, 

3 Gtitjgweigende fbeicommifferifge Subfitutien. 

Get der Erblafſer dem Erben nerbaten, Über ben Nachlaß zu tefiren, fo if es eine 
Hiurmifieriiäge Subſtitution und der Erbe muß ben Nadia für feine geſetzlichen Erben 
2* Dad Berbet, die Sache zu veräußern, ſchlieſt das Recht, barlder zu teRizen, 


Hat der Erblafler dem Erben verboten, über ven Nachlaß zu teftiren, fo ift biefe 
sung als eine fideicommiſſariſche Subſtitution rüdfihtlih des vom Erblaffer her⸗ 
Pnber Bermögend zu Gunften ber gefetlichen Erben bes eingefebten Exben anzu⸗ 
5 Anch eine betagte over bebingte Erbeinfehung wird als eine ftveicommiffarifche 
itntion behandelt (88. 707 und 708). Das Gleiche gilt nad ansdrücklicher Be⸗ 
Bung des Hof. v. 30. Imni 1845 (Anhang für Ungarn, Nr. 54) auch von der 
Anfeung einer erft nach dem Tode des Erblaſſers erzeugten Perfon ?. 
Das erblafferiiche Berbot, eine Sache zu veräußern ober zu verpfänben, entzieht 
Erben oder Legatar nur bie perfänliche Fähigkeit, die Sache unter Lebenben zu 
Außen oder mit Pfandrechten zu belaften. Ein ſolches Beräußerungs- ober Ein» 
Mungeverbot fteht aber dem nicht entgegen, daß die Gläubiger beffelben He Sicher⸗ 
Bug und Befriedigung aus einer ſolchen Sache ſuchen Törmen, wenn ſie dieſes Recht 
BR aus einem mit dem Schuldner abgefchloffenen, dem Beräußerungs- oder Einſchul⸗ 
dot zuwiderlaufenden Bertrag ableiten ®, 


g. 611. 

Einſchraͤnkung ber fidelcommiflarifgen Substitution. 

E Die Reihe, in welder bie fibeicommiflarifchen Erben anfeinanber felgen fsiien, wirb, 
m fie Alle Zeitgensfien des Erblefierö find, gar nicht beſchräukt, fe laun ſich auf den 
ten, Bterten und noch weiter ausbehnen. 


8. 612. 

Siud es nicht Zeitgenofien, ſondern ſolche Nacherben, bie zur Zeit bed errichteten Teſta⸗ 
bes nach nicht geboren find, fo lam ſich bie fideitommiſſariſche Enbkitutien im Rückſicht 
Gelbfummen und andere bewegliche Sachen bis auf den zweiten Grab erireden. In Au: 
eng unbeweglicher Güter gilt fie nur auf den erften Grab; doch wird bei Beſtimmung ber 
abe unr derjenige Nacherbe gezählt, welcher zum Beſitze der Erbfchaft gelangt if. 


8, 613. 
Rechte bes Erben bei einer ſibeicommiſſariſchen Subftitution. 
P Bis der Fall der ſideicommifſariſchen Subſtitution eintritt, Tommt dem eingefehten Erben 
W eingefchräntte Eigenthumsrecht mit den Rechten und Verbindlichteiten eines Fruchtnießers au. 


8. 614. 
Auslegung ber Subftitutionen. 
IR eine Subftitution zweifelhaft ansgedrüdt, fo ift fie anf eine folge Art auszulegen, 
= bie Freiheit des Erben, über das Eigenthum zu verfügen, am minbeften einge- 
















wird. 





' I Bat, Unger, Erbrecht, 8.320. auflage bewilligt. Dagegen wurbe mit Obftg. 
I Bol. Obfig. Entf. vom 25. Juli 1855, | Entf. vom 25. Mai 1861, 3. 8686, Glafer, 
& „Glaſer und Unger, I, Nr. 116, und | Unger und Walther, III, Nr. 1831, ein Ge⸗ 
37. Dct. 1825, 3. 10300, ebendaf. Nr. 140. | fuh um grunbbücherliche Uebertragung einer 
dem erfteren Falle wurde ungeachtet bes auf | Rente auf Grund einer Ceſſion, in welcher 
Realität haftenden Beräußerungs- und | gegen das erblafferifche Beräußerungs- unb 
ulbungsverbotes die Pränotation bes erpfänbungsverbot bie Rente cebirt umb die 
rechts in bem zweiten falle auf eine | Bewilligung zur grundbücherlichen Uebertra⸗ 
dem Einſchuldungsverbot behaftete Reali- gung der Rente an ben Ceſſionar ertheilt wor⸗ 

Ü die executive Einverleibung einer Zahlungs- | den war, zurüdgewiefen. 


nu 
£- 
22 
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S. 615. 
Erlöfhungsart der gemeinen und fideicommiſſariſchen Subftitution. 


Die gemeine Subſtitution erlifht, fobald der eingefette Erbe die Erbſchaft ange 
bat; die fibeicommiflarifhe, wenn feiner von den berufenen Naderben mehr übrig iſt, 
wenn der Fall, für dem fie errichtet worden, aufhört. 


8. 616. 


Insbeſondere verliert die einem Sinnlofen gemachte fideicommiflarifhe Subſti 
(88. 608 und 609) ihre Kraft, wenn bewiefen wird, daß er zur Zeit feiner letzten Anor 
bei voller Befonnenheit war, oder wenn ihm das Gericht wegen erlangten Berftaudeögebr 
bie freie Verwaltung des Vermögens eingeräumt hat, und die Subftitution lebt wicht 
auf, ob er gleich wegen Rückfalles wieder unter einen Curator gefetst worden ift und 
Zwifchenzeit Teine letzte Anordnung errichtet hat. 


8. 617. 


Die von einem Erblafler feinem Kinde zur Zeit, da es nod Teine Nachkomme 
hatte, gemachte Subftitution erliſcht, wenn daſſelbe erbfähige Nachkommen hinterlafien 


Das Recht des Fideicommiſſars ift von der Beringung abhängig, daß ber 
tuirte Erbe die Erbſchaft wirklich erwirbt !. Es iſt ferner immer zugleih au 
betagtes, nämlich durch die vom Erblaſſer geſetzte Reftitutionsfrift hinausgeſche 
zufünftiges Recht. Den Cintritt der Bedingung des Antrittes des Vorerben mu 
Fipeicommiffar erleben ($. 703), fonft fann die Subftitution nur nod als g 
wirffam werden ($. 608). Hat er aber den Antritt des Vorerben erlebt, jo übı 
er fein Recht auf die Erwerbung ber Erbihaft (oder des Legates), wenn er au 
der Reftitution verftorben ift, auf feine Erben ($. 705)? Er kann die Er 
entweder fofort nach dem Tode des Erblaſſers oder erft beim Eintritt des Subftit 
falles annehmen und feine Erberflärung überreichen 3. 

Tritt der Fall der Subftitution ein, fo hat der Fiduciar die Erbſchaft an i 
reftituiren. Der Drt der Reftitution ift der Wohnort des Fiduciars (8. 1420) 
Gegenftände verfelben beſtimmen ſich nad) dem Inhalte der fideicommifjarifchen 
ftitution. Sind die Gegenftände von dem Erblaffer nicht näher beftimmt word: 
behält der Fiduciar alles, was er für die Erfüllung einer Bedingung oder was eı 
als Erbe, fordern als Yegatar oder aus einen anderen Rechtsgrunde erhalten Hat 
behält die bis zum Eintritt des Subftitutionsfalles bezogenen Früdte?. Er haft 
jedes auch noch fo geringe Berfchulden, aus welchem die Zurüdgabe eines ver zu 
tuirenden Gegenftände entweder gar nit oder nur in einem verſchlechterten Zı 
erfolgen kann ($. 513). Auch den Erſatz des auf Die zu reftituivenden Geyer 
gemachten Aufwandes Tann der Fiduciar unter denfelben Borausfegungen, w 
Fruchtnießer verlangen (88. 515 fg.) 


— 





I Bol. Unger, Erbredt, $. 20, Anm. 3. 

2 Bol. Bering, S. 786; Unger, Erbredt, 
8. 48, Aum. 2. 

3 Die Anſicht Unger (Erbredt, 8. 48, 
Anm. 1), der Nacherbe könne, menn er unge: 
achtet der an ihn ergangenen Nufforderung 
unterläßt, feine Erbserflärung zu überreichen, 


findet, wenn biefelbe entiweder in dem 
Willen erlaffen ift oder die Betheiligten r 
gültig darauf Verzicht leiften. 
Nach rim. Recht ber Ort ber Ani 
der Erbichaft, 1. 66, 8. 2, 4 D. ad SC 
bell. (36. 1). Bgl. Bering, ©. 793. 


zwar nad S. 128 des Geſetzes vom 9. Aug. 
1854 noch immer fein Erbredt geitend machen 
und ſeinerzeit Reſtitution der Erbſchaft fordern, 
aber die amtliche Sicherſtellung ſeines Rechts 
hätte in einem ſolchen Falle nach %. 120 bes 
angef. Geſetzes nicht ftattzufinden, ftebt im 
Widerſpruch mit 8. 158 dieſes Geſetzes, wo— 
nach die Sicherſtellung nur dann nicht ſtatt⸗ 


5 ad röm. Recht behielt der Fiduc 
Früchte bis zum Eintritt der mora, 
der Fideicommiſſar erſt infolge ſeiner ei 
Willenserklärung als Erbe behandelt 
(Vering, S. 794). Nach öſterr. Rech 
gegen iſt der Fideicommiſſar bei Eintr 
Subſtitutionsfalles von ſelbſt (ipso jure 
Unger, Erbrecht, 8. 48, Note 9 und 11 
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Nah 8. 158 des Geſetzes von 9. Aug. 1854 find fideicommiſſariſche Subftitutionen 

den benfelben unterworfenen Gütern in den öffentlichen Büchern einzutragen. Sind 
Pitalien oder anderes bewegliches Vermögen zu reftituiren, fo muß daſſelbe, infofern 
ht vie Sicherftellung in ven Ickten Willen erlaffen ift oder die Betheiligten rechts— 
(tig darauf Verzicht leiſten, pupillarmäßig verfihert werben ®. 

Subftitutionen find im Zweifel fo auszulegen, daß dadurch die Freiheit des ein- 
legten Erben am wenigften befchränft wird (8. 614); gewiflermaßen nur Anwen— 
ngen dieſes Grundſatzes find die weiteren Interpretationsvorſchriften der 88. 616 
db 617. 

Erliſcht die Subftitution aus dem Grunde, weil der Fideicommiſſar und aud) 
Wen Erben vie Erbſchaft nicht erwerben, fo bleibt die Erbfchaft in den Händen bes 
duciars und fällt nidht etwa an vie gefeglichen Erben oder als erblofes Gut an den 
tat, denn der Fiduciar ift wahrer Erbe und fein Erbredt nur durch das Recht der 
wm Erblaſſer bezeichneten Perſon, vie Reſtitution der Erbſchaft zu fordern, der Dauer 
ch beſchränkt. Fällt viefes Recht aus was immer für einem Grunde hinweg, fo wird 
h fein Erbrecht cin der Zeit nach unbefchränktes und es entfallen auch alle jene 
eſchränkungen binfichtlih der Benutzung und der Veräußerung ber Erbſchaft, welche 
ft die Reſtitutionsverbindlichkeit nach fich zieht. 

Angeordnete Vermächtniſſe werden, wenn der Erblaſſer nichts Beſonderes ange- 
bnet hat, vom Fiduciar und Fideicommiffar nad Verhältniß ihrer Erbantheile ge- 
gen. Hat der Fiduciar die ganze Erbjchaft oder doch feinen Erbantheil herauszu- 
ben, fo trägt der Fideicommiſſar die angeordneten Vermächtniſſe allein”. Dem 
duciar fteht nach öjterr. Rechte nicht das Eigenthumsrecht, fondern blos der Frucht⸗ 
muß an dem fidercommiffarifhen Nachlaſſe zu (S. 613) ®. 

Auch beringte letztwillige Verfügungen find als ſtillſchweigende Inſtitutionen, be= 
ugte Yegate zu Ghunften ver eingefegten Erben, bedingte Erbeinfeßungen zu Gunften 
x nicht auf beftimmte Quoten eingefeßten Miterben und in Ermangelung folder der 
xteftaterben — unter gleichzeitiger Anordnung einer fideicommiſſariſchen Subftitution 
Gunſten des bedingt Bedachten zu behandeln ($. 707). Bei legtwilligen Ber- 
gungen unter einer affirmativen Suspenfivbebingung wird die Bedingung zugleid als 


Hauptſtück X. Bon Racherben und Zibeicommiffen. 66. 615—617. 





“Nah dem Ref. Entw. eines Sefeßes über 
ı Erbfchaftserwert vom J. 1867 foll eine 
ntlihe Kürlorae fir Die Rechte Des Sub- 
tutionserben oder Yenatars nur noch infofern 
finden, als in Die Beurfuntung des Erb— 
chts oder Bermächtnijjes inmmer auch die ihm 
baftenten Befhränfungen aufzunehmen find, 
ber Die grundbücherliche Gintragung Der 
echte des Inſtituten, welche einen Segenftand 
= Öffentlichen Bücher bilden, ohne aleichzeitine 
intragung Der Rechte Des Subftituten nicht 
attfinden kann (j. auch Motive, S. 120, Abe 
g 4. Im Uebrigen ftebt dem Zubftituten 
e einem Erbſchaftsgläubiger if. Die Bemerk. 
188. 813— 815, Anm. 5?) gegen den Erben 
MR ein Recht auf Siceritellung ans deſſen 
anzem Vermögen au, welches Sicherſtellungs— 
bt aber erſt im Wege des Arreſtproceſſes 
xt Des ordentlihen Civilproceſſes durchge— 
hrt werden muß (f. Motive, S. 120, Abſ. 3). 
tan vgl. zu bieiem Gefeßentwurfe eriter Leſung 
e Ausführungen Ranta’s, Erm. der Erbſch., 
. 89, 90, 101 fa. 
Bol. Bering, S. 
8a. E. 

"Wenn c8 im 8. 613 beißt, „Pie der Fall 
e fibeicommiffariihen Zubftitution eintritt, 
mmt Bein eingejeßten Erben Las einge 
ränkte Cigentbunsreht mit Den 
'hten und Berkbindlichleiten eines 


1798; Unger, Erbredt, 


Fruchtnießers zu“, fo ıft bier der Ausdrud 
„Eigenthumsrecht“ im vulgären Sinne dee 
8. 353 zu nehmen; denn Eigenthumsrecht im 
techniſchen Sinne mit den Rechten und Ber: 
bindlichkeiten des Fruchtnießers ift eine con- 
tradietio in adjectv, Der Fiduciar bat da: 
ber feinen Antbeil an dem gefundenen Schatze. 
(Anderer Anficht ift Anger, $. 48, Arm. 4). 
Auch ift jede vom Fiduciar vorgenommene 
Beräußerung von Erbfchaftsgegenftänden, wenn 
nicht Die Vorausſetzungen Des 8. 367 eintreffen 
oder Die veränßerte Zade eine verbrauchbare 
ft (8. 510), oder die Grundſätze der Erb: 
Schaftsflane (wal. Die Bemerk. zu den 88. 823 
und 824) eine Abweichung mit fih bringen, 
nichtig. Val. auch Unger, $. 48. Nach Br. 
ER. (val. Roc, IT, 809 fg.) wird ber Fidu 
ctar wirfliger Erbe und Eigenthlimer der Erb- 
ichaft, er kann über die Erbſchaftsſachen redhts- 
gültig verfügen und der Fideicommiffar bat 
gegen ihn blos eim Forderungsrecht auf Her— 
ausgabe derjelben. Jedoch find in fraudem 
fideicommissarii gejchehene Beräußerungen 
nichtig und der Subftitut kann bei Eintritt des 
Subftitutionsfalles Die veräußerten Gegenflände 
pinbieiren. 

’ Mal. Unger, Erbrecht, $. 16, Anm. 20; 
Dworzak in der Oeſterr. Biertelj. Schr., XV 
(1865), 246 fa. 
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Zeitbeftimmung angejehen und der bedingt Bedachte erhält den Fruchtgenuß erft 
dem Zeitpunkte der Erfüllung der Beringung (8. 707) 9. 


8. 618. 
Fideicommiß. 
Ein Fideicommiß (Familien-Fideicommiß) iſt eine Anordnung, kraft welcher ein 


mögen für alle Tünftige, oder doch für mehrere Geſchlechtsfolger, als ein unveräußer 
Gut der Familie erflärt wird. 


Das rim. Recht geftattete Jedermann, über feinen ganzen Nachlaß, mit allei 
Ausnahme des Pflichttheiles, ohne irgendwelche Beſchränkung zu verfügen, und 
Söhne und Töchter gleichmäßig zur Erbſchaft. In der politifchen Berfaflung 
Adels, wie fie fih im Mittelalter, namentlih durch das Lehnweſen feftgeftellt 
lag Unveräußerlichfeit der Güter und PVerbleiben verfelben beim Mannsftanme. 
Schutmittel zur Wahrung des einheimifchen Rechts gegen das Umfichgreifen des 
Rechts war in der dem Adel in Yamilienangelegenheiten zuftehenden Autonomi 
legen. Dan beftimmte durch Aufftellung von Veräußerungsverboten gewiſſe Güte 
Erhaltung des Glanzes der Tamilie!. Der Einfluß des röm. Rechts und die © 
echt dentſche Rechtsinftitute in römische Formen zu Heiden und mit röm. Nam 
belegen, war jedoch fo mädtig, daß man zur Einführung und Begründung | 
Beräußerungsverbote, obgleihb die römiſchen Fideicommiſſe? nur einen entfernten 
gleihungspunft darboten ?, eine teftamentarifcye Dispofition erforderte * und den 
druck Yamilienfiveicommiß auf fie übertrug. 

In der heutigen Rechtsſprache verſteht man unter einem Familienfideicommi 
wol die Anordnung, kraft welder ein Vermögen oder eine einzelne Sache ent! 
für befländig oder doch wenigftens durch mehrere Gefchlechtsfolgen bei einer Fe 
bleiben und zu deren Beſten nicht veräußert werben fol, als auch die Sache 
welche auf diefe Weife für unveräußerlich erklärt worden ift ®. 

Tamilienfiveicommiffe fönnen ſowol gemeinrechtlich als nad) öfterr. Recht (8. 
nit nur durch lettwillige Berfügungen, fondern auch buch Rechtsgeſchäfte 
Tebenden errichtet werden 6 und es fann daher die ſchwache Analogie derfelben mit 
röm. fideicommissum familiae relictum fein Redtfertigungsgrund bafür fein, bie 
davon im Erbrechte abzuhandeln. Das Familienfideicommiß ift ein Inftitut bes 
milienrecht8 und ebenfowenig als das Lehenrecht, ungeachtet ver eigenthämlichen Succ 
in Lehen, in das Erbredt gehörig 7. 


$. 619. 
Hauptarten ber Fibeicommiffe. 
Das Fideicommiß ift insgemein entweder eine Brimogenitur, oder cin Majorat, odı 
Seniorat, je nahdem der Stifter deſſelben die Nachfolge entweder dem Erftgeborene 
der älteren Linie oder dem Nächten ans der Familie dem Grade nad, unter mehreren 
Nahen aber dem Aelteren an Jahren, oder endlich, ohne Rückſicht auf die Tinte, dem Ae 
ans der Yamilie zugedadht Hat. 


10 S. die Bemerk. zu den 88. 695-708. gung eine gleihe Wirkung zugejchrieben 


I Salza, in Weiske's R. 2. IV, 238. eine ſolche durch Konfirmation befräftig! 
2 gl. hierüber Arndts, in Weiske's R. L., kunde gleichfam ala ein testamentum pr 
VI, 295 fg.; Bering, ©. 676. oblatum betrachtet.“ Salza, in R. 8. 


® Bol. hierüber Salza, Die Fehre von Ka- | 239. Bgl. auch Eichhorn, Deutfhe S 
mitien«, Stamm- und Öeiäichtefikeicomminen und Rechtsgeſchichte (Göttingen 1844), IV 
nach ben Grundfäßen des gem. beutfchen Bri- | und 318. 
vatrechts (Leipzig 1838), I, 37 fg. 5 Salza, Fideicommiffe, I, 14. 

‘ „Die Verträge, die von regierenden Her- 6 Bol. die Bemerk. zu $. 627, Anı 
ren ausgingen, ließ man als Geſetze gelten, | Vgl. auch Stubenraub (1. Aufl., II, 
und wo dieſe geziwungene Auslegung nicht | Nr. 2; 2. Aufl., I, 820, Nr. 2). 
plaßgreifen fonnte, wurde der Kaiſ. Beltäti- 7 Anger, Erbrecht, 8. 89, Anm. 8. 


: Hauptſtück X. Bon Kacherben und Zideicommiflen. $. 626. 317 
EB. nicht der Bruder des lebten Fideiconmißbefiger8 und der Sohn eines vorver- 
| en Bruders beflelben miteinander fuccediren. 






















Deftehen außer dem Fideicommiß für vie erftgeborene Pine (dev Prinogenitur, 
an Unterfhieve von Secundo-, Tertiogenitur ꝛc.) auch noch Fideicommiſſe für die 
megeren Linien (Secundo-, Tertiogenituren ꝛc.), fo tritt hier nır das Beſondere ein, 
die mehreren Fideicommiſſe nicht in Einer Hand vereinigt fein dürfen, folange in 
Geſchlechte verſchiedene Linien, over falls nur eine Linie vorhanden ift, mehrere 
e eriftiren und die mehreren Yideicommijfe nur folange in Einer Perfon vereinigt 
‚ 5i8 wieder zwei ober mehrere Linien entftehen (8. 625). Denn durch bie 
dung mehrerer Fideicommiſſe joll eben für ven Glanz jeder einzelnen Linie ge— 
t werden, und dieſem Zwecke würde die Bereinigung in Einer Hand widerſtreben. 
Stirbt, wenn außer der Primogenitur noch eine Secundo-, Tertiogenitur ꝛc. befteht, bie 
Drimogenitur aus, jo kann das Hauptfideicommiß auf die zweite Linie nur dann über⸗ 
zehen, wenn das Fideicommiß diefer Linie am die nächſt jüngere Pinie abgetreten wird. 
benjo hätte beim Ausfterben der Secundogenitur die Tertiogenitur, wenn fie dag 
tcommiß der Secundogenitur erlangen will, das von ihr beſeſſene Fideicommiß au 
nächftfolgende jüngere Linie abzugeben c. Wären mehr Fideicommiſſe als Linien 
handen, jodaß zwei Fideicommiſſe in -Einer Perfon vereinigt werden müſſen, fo hätte 
ke Bereinigung in der Primmogenitur ftattzufinden. Hat einmal die Vereinigung ftatt- 
Munben, fo tritt eine Trennung erft mit dem Tode des Inhabers der mehreren Fidei⸗ 
anmiſſe ein, weil derjelbe, ſolange er nody am Leben ift, mit feiner Defcendenz nur 
Linie bildet. 

Die Erwerbung des Fideicommißvermögens durd den Succeffor erfolgt nah Ana- 
ie ber geſetzlichen Beftimmungen über die Erwerbung von Erbſchaften, beziehungsweife 
Permächtniſſen?. Der Succejfionsberedhtigte hat fidy über feine Abficht, das Fidei— 
Mrmig anzutreten, dem Gerichte gegenüber zu erklären, fein Recht zur Succeſſion der 
Werichtöbehörde nachzuweiſen und von dieſer die Anerkennung feines Succeſſionsrechts 

erwirten ®. 
$. 626. 


Die weiblihe Nachkommenſchaft hat in der Regel keinen Auſpruch auf Fideicommiſſe. 
Bat aber der Stifter ausdrücklich verordnet, daß nad Erlöſchung des Manusſtammes das 
Fideicommiß auf die weiblihen Linien übergehen ſoll, fo geſchieht dieſes nad der für die 
kamänulihe Geſchlechtsfolge vorgefhriebenen Ordnung; doch gehen die männlichen Erben der: 
“ Fenigen Linie, welche zum Beſitze des Fideicommiſſes gelangt ift, den weiblichen Erben vor. 
F Nicht juccejfionsfähig in Beziehung auf Fideicommiſſe find a) unehelihe Kinder 
: ($. 165); b) die nad) den 88. 160 und 162 legitintirten Kinder; c) die Adoptivkinder 
(88. 183, 184), d) Perſonen, welde überhaupt etwas zu erwerben unfähig find !; 
©) wenn das Fideicommiß auf einer legtwilligen Anordnung beruht, nicht nur die ab» 
ſolnt erbunfähigen, fondern auch die relativ erbunfähigen, infofern fi die relative Erb— 
 wmfübigfeit auf die Perfon des Yireicommißftifters oder auf das Fideicommißvermögen 
“ Baieht 2; f) Frauensperfonen und ihre Nachkommenſchaft, wenn nidyt der Stifter des 





Bgl, die Bemerf. zu den 88. 684 und ı Erbfchaftsgegenftänden, wie die bloße Möglich- 
130-508, teit, ein Hecht unter einer in Die eigene Bil 
Die entgegengefette Anficht Lewis’, Das | für gefeßten Bedingung zu erwerben, zu ben 
Recht des Familienfideicommiſſes (Berlin 1868), | betreffenden Rechte felbſt. Ebenſo irrig ift die 
2, S. 407, Anm. 12, daß der Succeffor | weiter damit im Zuſammenhange jtehende An— 
nah öſterr. Recht (wie nad gem. Recht vgl. | ficht Lewis’, daß durch bie gerichtliche Einant— 
kewis, S. 326, 403 fg.) ipso jure das Eigen- | wortung der Erbſchaft der phyſiſche Befi der 
Human den Fideicominißgegenftänden erwerbe, | Erbfhaft übertragen werde. 
bt auf einer ganz irrigen Interpretation 1So Dejerteure, f. bierüber die Bemierk. 
er 88. 537 und 809, welche gewiß nicht jagen, } zu den 88. 16—18, Orbensperfonen, melde 
daß der Erwerb ber Erbſchaft ipso jure erfolge. | das Gelübte der Armuth algelegt haben (vgl. 
„Erbrecht““ (8. 537) wird, wie ſich aus | $. 538). Auch nah gem. Recht find Mönche 
$. 809 ergibt, nicht das Eigenthumsrecht 2c. 2c. | nicht jucceffionsberedhtigt (wgl. Lewis, ©. 338). 
AM den einzelnen Erbſchaftsſachen, fondern bie 2 Bgl. die Bemerf. zu den 88. 536 - õ46. 
Tufung zur Erbfolge verftanden, und verbält | Nach öſterr. Recht fällt die abſolute Erbun: 
Äh das Erbrecht zum Eigenthumsrecht an den " jähigfeit mit dev Erwerbunfähigkeit zuſammen. 


— 
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Fideicommiſſes eine abweichende Anorbnung getroffen bat, und zwar Tann biejes 
weder in der Art der Fal fein, daß Männer und Frauensperfonen, ohne Unter 
bes Gefchlechtes, zur Succeſſion berufen werden (ſog. gemiſchte ſubſidiariſche 7 
commiffe), oder in der Art, daß die Frauensperſonen und deren Defcendenz erft 
bem Erlöſchen des Mannsftammes ein Recht auf die Erbfolge erlangen (gemil 
nicht ſubſidiariſche Fideicommiſſe). 

Die gemeinrechtlich ſehr ſtreitige Frage, ob die für den Mannsſtamm vorgeſt 
bene Succeſſionsordnuug auch für die Succeſſion der weiblichen Linie zu gelten | 
oder ob dieſe nach der gemeinen Erbfolge fuccebiren ®, ift durch den vorftehenven * 
graph dahin entfchieven worden, daß die weiblichen Pinien nad) der für bie männl 
Geſchlechtsfolge vorgejchriebenen Ordnung in das Fideicommiß fuccebiren. 
weitere Frage, ob beim Ausſterben der männlichen Linie die dem Stifter des Fidei 
miſſes oder dem letzten Beſitzer am nächſten ſtehende weibliche Linie das Fideicon 
erhalte, findet ihre ganz richtige Löͤſung in 8. 623. Iſt die weibliche Linie zur | 
ceffion gelangt, jo wird dieſelbe innerhalb derſelben wieder agnatifh, das heißt, 
männlichen Mitglieder verjelben gehen den weiblichen vor *. 


8. 627. 
Bebingungen zur Grridtung eines Yibeicommifles. 


Ohne befondere Einwilligung der gefeigebenden Gewalt kann kein Fideicommiß err 
werden. Bei der Errichtung ift ein ordentliches, beglanbigtes Verzeichniß aller zu dem} 
commifie gehörigen Stüde zu verfafien und gerichtlich aufzubewahren. Dieſes Inventa 
dient bei jeder Befibveränderung und bei Abfonderung des Yideicommifies von dem f 
Vermögen zur Richtſchnur. Für die Sicherheit des Fideicommiſſes hat das Gericht nad 
befonderen Vorſchriften zu forgen. 


Ein Fideicommiß kann fowol durch eine Tegtwillige Erklärung als durd ein Re 
gefhäft unter Lebenven, und zwar nicht blos durdy Vertrag, fondern auch burd 
einfeitige Verfügung unter Yebenden I errichtet werden. 

Zur Gültigkeit der Fideicommißerrichtung ift ein Neichögefeg erforderlich (C 
vom 13. Juni 1868, R. G. Bl., Nr. 64, 8. 1). 

Dbject eined Fideicommiffes können nicht nur unbewegliche, fondern auch be 
liche Sachen fein, an weldyen Benugung ohne Verlegung der Subftanz ober dod 
Ziehung von fog. Civilfrüchten möglich ift, daher insbefondere Kapitalien Ar 
bewegliche Sachen fünnen nur als Zubehör eines unbeweglidyen Gutes oder in Ver 
dung mit einem Geldfideicommiſſe Gegenftand eines Fideicommiſſes fein, nämlich in 
Art, daß das Veräußernngsverbot auf gewiffe Kleinodien, Kunftfammlungen, Bi 
thefen 2c. ausgedehnt wird, welche zwar nicht für ſich allein, wohl aber in Verbindung 
dem ein entiprechendes Erträgniß abwerfenden Stamme des Fideicommiffes den © 
einer Familie zu erhöhen geeignet find °. 

Der Errichter eines Fideicommiſſes muß die freie Dispofitionsbefuguig über 
zum Fideicommiß beftimmte Vermögen haben. E8 eignen fih daher lehnbare 


Dies das Preuß. L. R., II, 4, 8. 28. 

nach öſterr. Recht die Errichtung eines F 
commiſſes durch einſeitige Verfügung ı 
Lebenden zuläſſig iſt, ergibt ſich aus der 
ſtimmung des 8. 628, A. b. G. B. 1 


’ Bol. Salza, 8. 69 und die daſelbſt Ange- 
jührten; Lewis, ©. 393 fg. 

* Semeinrehtlih werden auch (vgl. Lewis, 
S. 393) alle ebrlofen Perſonen filr nicht fuc- 
cejfionsfähig gehalten, weil ihre Berufung zur 
Eucceffion mit dem Zwecke der Erhaltung des | unter Fideicommiſſen, welche ber Stifter | 
Anjehens der Familie fich nicht vereinigen lafje. | zu widerrufen in der Yage jein fol und we 
Allein abgejehen von der Schwierigkeit der |, Wieniaud „durch Uebergabe ober Bertrag 
Firirung dieſes Begriffes, ift Doch wol zu be | Recht erworben hat“, Können nur folde 
denen, daß der rein äußerliche Glanz einer | flanten werben, welche durch einjeitige Berfi: 
Familie ebenfo gut ohne wirkliche Ebrenhaftig- | unter Lebenden gefchaffen wurden. 
feit als letztere ohne erftere befteben kann. 2 Vgl. Wildner, a. a. DO, S. 58 fg. K 

I Bgl. Lewis, Das Recht des Familienfidei S. 50 fg. 
commifjes, S. 119 fg. Ausdrücklich beſtimmt ’ Bol. Lewis, S. 53, 54 fg. 













erbeı. 
e Familie noch nicht erfolgt iſt ?. 


en angejehen. 
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Die näheren Vorſchriften über die Errihtung von Fideicommiſſen find in ben 
B- 220-—222 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854 enthalten. 


8. 628. 
Widerruf der Erridtung. 
Der Fideicommißftifter hat dad Net, die Errichtung des Fideicommiſſes zu widerrufen, 
noch Niemand durch die Uebergabe oder dur Vertrag ein Recht erworben hat, und 
Wille wird als widerrufen angefehen, wenn dem Erblafler ein männlicher ehelicher Erbe, 
in dem Fibeicommifle nicht begriffen ift, geboren wird. 


Die Trage, ob die Errichtung eines Fideicommiſſes widerrufen werben fan, ift 
nach den verfchiedenen Arten der Errichtung ? verichieden zu beantworten. 

Ein dur lettwillige Verfügung begrünvetes Fideicommiß kann wie jede andere 
illige Anorbnung vom Stifter bis zu feinem Tode ohne Weiteres widerrufen 
Ebenſo kann ein durch einfeitige Verfügung unter Lebenden errichtetes Yibei- 
ß fo lange widerrufen werben, als tie Uebergabe des Fideicommiſſes an die be 
Ein vertragsmäßig errichtetes Fideicommiß läßt 
in das Belieben des Stifters geftellten Widerruf überhaupt nicht zu. 
dem Stifter ein männlicher ehelicher Erbe geboren wirt, der in der Stiftung nicht 
iffen ift, fo wird felbft das vertragsmäßig errichtete Fideicommiß als ftillfchweigend 


Wenn je 


R 8. 629. 

r Grundfag über bie Rechte der Anwärter und des Inhabers bes Fideicommiſſes. 

„. Das Eigenthum des Fideicommißvermögens ift zwifhen allen Anwärtern nad dem jedes⸗— 

Aligen Fibeicommißinhaber getheilt. Jenen kommt das Obereigenthum allein, dieſem aber 
das Nutzungseigenthum zu. 







8. 630. 
Beiondere Rechte ber Anwärter. 
Dad Obereigenthum berechtigt die Fideicommißanwärter, die Hinterlegung ber Yibei- 
mwißfchuldiceine zn Gerichtshanden zu verlangen, eine üble Verwaltung der Fideicommiß- 
 gäter gerichtlich anzuzeigen, zur Vertretung des Fideicommifles und der Nachkommenſchaft 
nen gemeinfchaftlichen Fideicommißcurator in Vorfchlag zu bringen, überhaupt alle zur 
Eigerheit der Subſtanz nöthige Maßregeln zu treffen. 


8. 631. 
Uneingefhräntte Rechte des Inhabers und Verbindlichkeiten deflelben. 
Ter Zideicommißinhaber hat alle Rechte und Verbindlichleiten eines Nutzungseigenthümers. 
Im gehören alle Nugungen von dem (sideicommißgnte und dem Zuwadfe, aber nidt die 
Enbftanz defielden. Er trägt dagegen aud alle Laſten. Fiir die ohne fein Verſchulden er 





ı 8gl. Span, I, 66. 22 fg. 

dgl. die Bemerf. zu $. 618 a. €. 
Die Unterfcheidung, welche Yewis, ©. 176, 
& gem. Recht zwiſchen unbedingten oder un- 
betagien einerſeits, und bedingten oder betagten 
eicommißſtiftungen andererſeits macht — bei 
bteren fol mwilltürliher Widerruf zuläſſig 
an, bei eriteren nicht, — iſt mol ſelbſt nad) 
Bit, Recht durch Die Annahme nicht motivirt, 
ing AM erfteren Falle das Fideicommiß fofort 
* Leben und in das Eigenthum des dazu Be— 
fenen übergehe und nur in letzterm Falle 
Vertrag nicht vorliege. Zum Uebergange 


flgte Berminderung der Subftanz hat er nicht zu haften. 





‚ des Fideicommißvermögens in das Eigentbum 


des Bedachten ift auch bei Errichtung durch 
unbedingte und unbetagte einſeitige Verfügung 
unter Lebenden die Uebergabe deſſelben (nach 
öſterr. Recht bei unbeweglichen Gütern die 
grundbücherliche Einverleibung) erforderlich; 
ſolange dieſe nicht erfolgt iſt und zum ein— 
ſeitigen Rechtsgeſchäfte der Fideicommißerrich⸗ 
tung nicht der zweiſeitige Traditionsvertrag 
binzugetreten iſt, liegt auch bei unbedingter 
und unbetagter Errichtung nur ein einſeitiges 


| Nechtsgefchaft vor. 


° \ 
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Die Rechte, melde dem jeweiligen Fidetconmmißbefiger und den Yibeicommi 
wärtern zuftehen, ergeben fih aus ver zum Beſten der Familie angeorbneten Unver 
außerlichfeit des Fideiiommißgutes. Der jeweilige Fideicommißbeſitzer ift in 
Verfügung, dem Gebrauche und Genuffe des Fideicommißvermögens nur infoweit bes 
ſchränkt, als es jeine Berbindlidykeit zur Hinterlaſſung der Eubftanz befjelben an feinen 
Nachfolger mit fi) bringt. Dieſes Rechtsverhältniß des Fideicommißbeſitzers zum Fi⸗ 
deicommißgute läßt fih am einfachften und natürlichften erklären, wenn man, wie tie 
nach der herrſchenden gemeinrechtlichen Lehre ver Fall ift!, annimmt, daß bem Fidei⸗ 
commißbefiger ein auf feine Lebensdauer beſchränktes, unveräußerliches Eigenthum 
zufteht, in ähnlicher Weife, wie demjenigen, dem das Eigenthumsrecht an einer S 
auf Lebenszeit vermacht werten ift ?. 

In der Mitte des vorigen Jahrhunderts machte fid) die Anſchauung geltent, 
dem Fideicommißbeſitzer dominium utile am Fideicommißvermögen zuftehe, und legte 
man dad domin. directum ber Familie in ihrer Geſammtheit bei. Dieſer Anſicht f 
auch das öfterr. Recht gefolgt ?. 

Hat der Fideicommißbeſitzer Gegenftände des Fideicommiffes veräußert, fo Ei 
diefelben, wenn überhaupt die Eigenthumsflage ftatthaft ift (8. 367), in Gemäßheit der 
nad öfterr. KRedyt angenommenen Theorie, daß das Obereigenthumsrecht der ganzen 
Tamilie zuftehe, nur vom Fideicommißcurator, als ber zur Vertretung aller Fidei⸗ 
commißanmwärter berufenen Perſon, vindicirt werden *. 













8. 632. 
Eingeſchränkte Rechte: 1) Zur Verzihtung und Berpfändung. ' 
Ein Fideicommißbeſitzer kann zwar für fid), jedoch keineswegs für die wenn gleih neh 
nicht vorhandene Nachkommenſchaft anf jein Recht Verzicht thun. Verpfändet er Die Frücht 
des Fideicommifies oder jelbit das Yideicommißgut, fo gilt die Verpfändung nur für bew 
jenigen Theil der Früchte, welhen er einzufammeln berechtigt ift, nicht aber für dad Zieh 
commißgnt oder den Theil der Früchte, welcher dem Nachfolger gebührt, 


8. 633. 
Eingeſchränkte Rechte: 2) Zur Verwandlung, Bertaufhung oder Erbverpadtung des Fibeicommißgutes. 
Unter der gleich uadjsolgenden Befchrankung kann der Fideicommißinhaber das unbeweg 
lihe Fideicommißgut in ein Kapital verwandeln, er kann Grundftäde gegen Grundſtücke ver 
tauſchen oder gegen angemefiene Zinfen vertheilen, oder auch in Erbpacht überlafien. 


| 


8. 634. 


Zu diefen Veränderungen bedarf er der Genehmhaltung der ordentlichen Gerichtsbehärde, 
Diefe muß alle befannte Anwärter oder, wenn fie minderjährig oder abweſend jind, ihre 


1 Bgl. Lewis, 8. 13, ©. 187 fo. 


2 Ebenſo wenig als die Beſchränkung der 
Rechte Des Fideicommißbeſitzers auf ſeine Yebens- 
dauer, fteht der Auffaſſung feines Rechtsver— 
bältnijtes zum Fideicommißvermögen ale Eigen: 
tbummsrecht (und ebenfo analog auch bei anderen 
dinglichen oder perfünlichen Rechten) die Uner— 
laubtbeit der Einwirkung auf De Subſtanz 
entgegen. Denn jonft könnte man nad vom. 
Recht dem Ebemanne nicht Das Eigenthums— 


recht am fundus dotalis zufpreden. Bgl. 
yewis, $. 13, S. 187, 188. 
3 Vgl. Lewis, $. 15, ©. 108 fg. Die An— 


nahme eines getheilten Eigentbumes zicht jedoch 
Die praktiſch wichtige Folge nad) ſich, daß Der 
dem Eigenthilmer des rundes zufallende Schaß- 
antbeil zur einen Bälfte Dem Fideicommißin 
baber als freien Eigenthum zufällt und zım 


anderen Hälfte zum Stanım bes Fideicommifiet 


geſchlagen wird (8. 399). 

Die Veräußerung ſelbſt iſt, wenn nicht bie 
Beſtimmungen bes 8. 367, A. b. G. 3, ent 
gegenſtehen, nichtig und kann daher ſofort bie 
Eigenthumsklage angeſtellt werden, ohne daß 
das Klagebegehren auf Rescindirung des be— 
treffenden Rechtsgeſchäftes geſtellt werden müßte. 
Dem Fideicommißbeſitzer ſelbſt läßt ſich jedoch 
ein ſolches Vindicationsrecht nicht zuerkennen, 
indem ihm nach öſterr. Recht für ſeine Perſon 
Das Alleineigeuthum nicht zuſteht, er auf deu 
bloßen Genuß verzichten kann und ihm übe: 
dies Die exceptio rei venditae et traditae ent 
gegenfteht. Much ertbeilt ihn feines der dem‘ 
hen Particularrechte, Die ſich hierüber aus 
ſprechen, das Revocationsrecht. Bgl. Lemie, 
8. 16, S. 222 jg., 234 fg., 241, 243 jg., 46 
247 19. 


— — — — — 
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we dem Subftitutionsbande behaftete Güter nicht zu Gegenftänden eines Fideicom⸗ 
iffes *. 

Die näheren Borjchriften über die Errichtung von Fideicommiſſen find in ven 
88. 220--222 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854 enthalten. 


8. 628. 
Widerruf ber Errichtung. 


Der Fideicommißftifter hat das Recht, die Errichtung des Fideicommifles zu widerrufen, 
ſalauge noch Niemand dur die Uebergabe oder durch Vertrag ein Recht erworben hat, und 
der Wille wird als widerrufen angefehen, wenn dem Erblafier ein männlicher cheliher Erbe, 
der in dem Fideicommiſſe nicht begriffen ift, geboren wird, 


Die Yrage, ob die Errichtung eine® Fideicommiſſes widerrufen werden kann, ift 
je nach den verfchienenen Arten der Errichtung ! verſchieden zu beantworten. 
Ein durd legtwillige Verfügung begründetes Fideicommiß kann wie jede andere 
letztwillige Anordnung vom Stifter bis zu feinem Tode ohne Weitere widerrufen 
. werden. Ebenſo kann ein durch einfeitige Verfügung unter Lebenden errichtete Tyibei- 
ommiß jo lange widerrufen werben, als vie Uebergabe des Fideicommifjes an die be 
dachte Familie nody nicht erfolgt ıft *. Ein vertragsmäßig errichtetes Fideicommiß läßt 
men in das Belieben des Stifter geftellten Widerruf überhaupt nicht zu. Wenn je 
dech dem Stifter ein männlicher eheliher Erbe geboren wird, der in der Stiftung nicht 
begriffen ift, fo wird felbft das vertragsmäßig errichtete Fideicommiß als ſtillſchweigend 
berufen angejehen. 


$. 629. 
Grundfag über die Rechte der Anwärter und des Inhabers des Fibeicommifles. 


Das Eigenthum des Fidcicommißvermögens ift zwiſchen allen Anmwärtern und Dem jedeö- 


waligen Fideicommißinhaber getheilt. 
md dad Nutumgseigenthun zu. 


Jenen tommt das Obereigenthun allein, dieſem aber 


8. 630. 
Beiondere Rechte der Anwärter. 

Das Obereigenthum beredtigt die Fideicommißanwärter, die Hinterlegung der Fidei⸗ 
mmißfchuldicheine zu Berichtshanden zu verlangen, eine üble Verwaltung der Fideicommiß⸗ 
Küter gerichtlich anzuzeigen, zur Vertretung des Fideicommifles und der Nachtommenſchaft 
Einen gemeinfhaftlihen Fideicommißcurator in Vorſchlag zu bringen, überhaupt alle zur 
Eigerheit der Subftanz nöthige Maßregeln zu treffen. 


8. 631. 
Uneingefhräntte Rechte des Inhabers und Verbindlichkeiten beffelben. 

Der Fideicommißinhaber hat alle Rechte und Berbindlichleiten eines Nutzungseigenthümers. 
m gehören alle Nusungen von dem Fideicommißgnte und dem Zuwachſe, aber nicht die 
Enbftanz defielben. Er trägt dagegen aud alle Laſten. Für die ohne jein Verſchulden er- 
ſolgie Verminderung ber Subftanz hat er nicht zu haften. 


EEE 


* Bel. Sfpan, I, 88. 22 fg. 

1 Bol. die Bemerf. zu $. 618 a. €. 
., * Die Unterfcpeidung, welche Lewis, ©. 176, 
Ars gem. Recht zwiſchen unbebingten oder un- 
etagten einerfeits, und bebingten ober betagten 
tbeicommißftiftungen andererjeit8 macht — bei 
enteren fol millfürlicher Widerruf zuläfjig 
ein, bei erfteren nicht, — ift wol ſelbſt nad) 
sem. Recht durch die Annahme nicht motivirt, 
daß im erfteren Falle das Fideicommiß fofort 
u8 Leben und in das Eigenthum bes dazu Be- 
enfenen übergehe und nur in letzterm Kalle 
ein Vertrag nicht vorliege. Zum llchergange 


des Fibeicommißvermögens in das Eigentbum 
des Bedachten ift auch bei Errichtung durch 
unbedingte und unbetagte einfeitige Verfügung 
unter Lebenden bie Webergabe dejjelben (nach 
öfterr. Recht bei unbemweglihen Gütern die 
grundblicherlihe Einverleibung) erforderlich; 
folange dieſe nicht erfolgt ift und zum em» 
feitigen Rechtsgefchäfte ber Fideicommißerrich⸗ 
tung nicht ber zweifeitige Traditionsvertrag 
binzugetreten ift, liegt auch bei unbedingter 
und unbetagter Errichtung nur ein einfeitiges 
Nechtsgefchäft vor. 


320 


Die Rechte, melde dem jeweiligen Fideicommißbeſitzer und den Fideicommißan 
wärtern zuſtehen, ergeben ſich aus der zum Beſten der Familie angeordneten Unver; 
Der jeweilige Fideicommißbeſitzer ift in be 
Verfügung, dem Gebrauche und Genuſſe des Fideicommißvermögens nur infoweit bey 
ihränft, als es feine Verbindlichkeit zur Hinterlaffung der Subſtanz deſſelben an ſeine 
Dieſes Rechtsverhältniß des Fideicommißbeſitzers zum Fir 
beicommußgute läßt ſich am einfachften und natürlichften erklären, wenn man, wie Dies 
nad) ver herrſchenden gemeinrechtlichen Pehre ver Hau ift?, annimmt, daß tem Fidei⸗ 
commißbefiger ein auf feine Lebensdauer beſchränktes, unveräußerlihes Eigenthumsree 


äußerlichkeit des Fideicommißgutes. 


Nachfolger mit ſich briugt. 


Zweiter Theil. Von dem Sachenrthhte. 









zufteht, in ähnlicher Weife, wie denjenigen, dem das Eigenthumsrecht an einer Sach 


auf Lebenszeit vermacht worden ift ?. 


In der Mitte des vorigen Jahrhunderts machte fid die Anſchauung geltent, 
dem Fideicommißbeſitzer dominium utile am Fideicommißvermögen zuftehe, und le 
man das domin. directum der Fantilie in ihrer Geſammtheit bei. 


auch das öfter. Recht gefolgt ?. 


Hat der Fideicommißbeſitzer Gegenftände des Fideicommiſſes veräußert, jo Fönne 
diefelben, wen überhaupt die Eigenthumsklage ftatthaft ift (8. 367), in Gemäßheit dei 
nad) öfterr. Kedyt angenommenen Theorie, daß das Obereigenthumsrecht der ganz 
Familie zuftehe, nur vom Fideicommißcurator, als ber zur Bertretung aller YWibes 
commißanmwärter berufenen Perſon, vindicirt werben *. 


8. 632. 
Eingefhräntte Redte: 1) Zur Verzihtung und Verpfändung. ‘ 
Ein Fideicommißbefiger kann zwar für fih, jedod) keineswegs für die wenn gleid 
nicht vorhandene Nachkommenſchaft auf jein Recht Verzicht thun. Verpfändet er die F 
des Fideicommiſſes oder felbft das Fideicommißgut, fo gilt die Verpfändung un für 
jenigen Theil der Früchte, welchen er einzufammeln berechtigt tft, nicht aber für dad Fi 
commißgnt oder den Theil der Früchte, welcher dem Nachfolger gebührt. 


8. 633. 
Gingeihräntte Rechte: 2) Zur Verwandlung, Bertaufhung ober Erbverpadtung bes Yibeicommißgutes. 













Diefer Anficht di 


Unter der gleich nachfolgenden Beſchräukung Tann der Fideicommißinhaber das unbeweg 
lihe Fideicommißgut in ein Kapital verwandeln, er Tann Grundftüde gegen Grundftüde ver‘ 
tauſchen oder gegen angemeflene Zinfen vertheilen, oder aud in Erbpacht überlaflen. 





8. 634. 


Zu diefen Veränderungen bedarf er der Genehmhaltung der ordentlichen Gerichtsbehörde. 
Diefe muß alle bekanute Anwärter oder, weun fie minderjährig oder abweiend find, ihre 





ı Bol. Lewis, 8. 13, S. 187 fo. 


2 Ebenſo wenig als die Beſchränkung Der 
Rechte des Fideicommißbeſitzers auf jeine ebene: 
dauer, ſteht der Auffaffung feines Rechtsver— 
bältnijjes zum Fideicommiſtvermögen als Eigen- 
thumsrecht (und ebenſo analog auch bei anderen 
dinglichen oder perfönlichen Rechten) die Uner— 
laubtbeit der Einwirkung auf die Subftanz 
entgegen. Denn jonft könnte man nach vom. 
Recht dem Ehemanne nicht Das Eigenthums— 


rebt am fundus dotalis zufpreden. Vgl. 
vewis, $. 13, S. 187, 188. 
3 VBgl. Yewis, 8. 15, S. 108 fg. Die An— 


nahme eines getbeilten Eigenthumes zicht jedoch 
Die praftijch wichtige Folge nach fi, daß der 
dem Eigenthümer Des Grundes zujallende Schaß- 
antbeil zur einen Hälfte Dem Fideicommißin 
baber als freies Eigenthum zufätlt und zur 


anderen Hälfte zum Stamm des Fibeicommified 


gefchlagen wird (8. 399). 

4 Die Beräußerung feibft ift, wenn wicht bie 
Beſtimmungen bes $. 367, X. b. B., ent 
gegenfteben, nichtig und kann daher fofort die 
Eigenthumsklage angeftellt werden, ohne daß 
das Klagebegehren auf Rescindirung des br- 
treffenden Rechtsgeſchäftes geſtellt werden müßte. 
Dem Fideicommißbeſitzer ſelbſt läßt ſich jedoch 
ein ſolches Vindicatiousrecht nicht zuerkennen, 
indem ihm nach öſterr. Recht für ſeine Perſon 
das Alleineigenthum nicht zuſteht, er auf den 
bloßen Genuß verzichten kann und ihm über: 
Died Die exceptio rei venditae et traditae ent: 
gegenfteht. Auch ertheilt ihm feines Der deut⸗ 
ſchen Particularrechte, Die fi) hierüber au: 
jpredhen, Das Revocationsrecht. Vgl. Lewie, 
S. 16, ©. 222 jg., 239 fg., 241, 243 jg., 246, 
247 f9. 
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wen, baun ben Enrator des Fideicommifles und der Nadhtommenfchaft veruchmen, bie 
gleit der Gründe beurtheilen und indbefondere bei Bewilligung ber Zerftädung der 
Rüde dafür forgen, daß das in den politifchen Verordnungen vorgeichriebene Maß be: 
et werde. Dad dabei bedungene Entgelt wird als ein Fideicommißlapital angelegt. 


8. 655. 
Eingeſchränkte Rechte: 3) Berfhulbung. 

er Sibeicommißinhaber kann ein Drittbeil des Fideicommißgutes verfchnlden oder, 
es in Kapitalien befteht, ein Drittheil davon erheben. Hierzu bedarf es Teiner Ein» 
mg ber Anwärter oder Curatoren, fondern nur der Genehmigung der ordentlichen Ge- 
ehörde. | 

8. 636. 

Beftimmung bed zu verſchuldenden Drittbeiles. 

a dieſes Drittheil find alfe unter was immer für einem Namen anf dem Fideicommiß⸗ 
mftende Laften dergeftalt einzurechuen, daß zwei Drittheile ganz frei bleiben. 


8. 637. 
Beftimmung bes Werthes des Fibeicommißgutes. 


ver Werth eined Fideicommißgutes, wenn es vertauſcht oder verſchuldet werden foll, 
burch die gerichtliche Schätung, wenn ed aber zu Geld gemacht werben folk, durch öffent 
Berfteigerung beſtimmt. 

Die Beftimmungen biefer Paragraphen finden ihre Ergänzung in ben: 88. 233— 
bes Geſetzes vom 9. Aug. 1854. Gegenftand einer lebhaften Controverfe, melde 
nicht zum Abſchluſſe gefommen ift, ift es, ob der Fideicommißbeſitzer, welcher ein 
yeil des Fideicommiſſes verfchulden will, ohne Angabe von Gründen um bie Ge- 
gung hierzu anfuchen Eönne, oder ob unter Genehmigung im 8. 635 eine Be 
ung nad vorausgegangener Unterfuhung von Gründen zu verftehen fer. | 
Es fcheint, daß ſich die Genehmigung des Gerichts nicht blos auf die Unter- 
ig bes Werthes des Tibeicommifles und Beſtimmung der barauf bereits haftenden 
| zum Behufe der Feſtſetzung der aufzunehmenden Geldſumme erftredt und daß 
elaftung des Fideicommiſſes bis zu einem “Drittheil feines Werthes nicht Tebiglich 
m Belieben des Beliters abhängt. Dafür fpriht vorzäglih der Umftand, daß 
1 ausdrücklich eines fpeciellen Falles erwähnt, in welchem der Yibeicommißbefiger 
Belaftung des Fideicommiſſes berechtigt fein jol. Diefe Beftimmung hätte aber 
ı Sinn, wenn ihm dieſe Befugniß ſchon kraft allgemeiner gefeglicher Vorſchrift 
ide 


Die Verſchuldung des Fideicommiſſes kann auch in einem größerem als dem durch 
orbezeichneten Paragraphen zugelaſſenen Umfange ſtattfinden, jedoch darf die Be— 
jung hierzu, welche dem Oberſten Gerichts⸗ und Kafſationshofe zuſteht, nur dann 
ft werden, wenn fie zur Erhaltung des Fideicommißgutes unabweislich nothwendig 
Yefeg vom 13. Yuni 1868, R. ©. BL, Nr. 61, $. 3.). 


8. 638. 
Art ber Rüdyablung. 
Die Rüdzahlungen einer Fideicommißſchnld find fo zu beſtimmen, daß jährlich fünf vom 
ert am ber Schuld getilgt werden. Nur aus erheblichen Urſachen ift eine Verlängerung 
riſt zu geftatten. ..680 


DIE der Fideicommißbeſitzer von ben bereit geleifteten Rückzahlnugen wieder einen Be 
m feinem Gchranude erheben, fo muß er zur Tilgung beflelben noch insbeſondere jähr- 
inf vom Hundert bezahlen. 
8. 640, 

Haftung bes Nachfolger für bie Schulben. 
Der Rachfolger im Fideicommiſſe ift nur die mit gerichtlicher Genchmiguug armani 
ben feines Borfoprerd zu bezahlen ſchulbdig. Für die zur Tilgung drrieiura Than v 
Tegfletter, Gommentar. 2. Aufl. M 
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fallenen Rüdzahlungen haftet er nur infoweit, als fie nicht and dem frei vererbil 
mögen deö Vorfahrers geleiftet werben können. 


8, 641, 


Hat der Vorfahrer zur Erhaltung oder wichtigen Verbeflerung des Fideicammif 
beträchtlichen Aufwand gemacht, wozu er das Fideicommißgut zu verſchulden bere 
weien wäre, fo muß der Anfwand erſetzt werden. Hierzu find aber die Nachfolge 
ein Drittheil des Fibeicommißgntes zu belaften. Die Rückzahlnngen werben anf bu 
8. 638 vorgefchriebene Art geleiftet. 


8. 642. 


Ein Fideicommißgläubiger Tann die Bezahlung einer felbft mit gerichtlicher Ben 
auf dem Fideicommifle baftenden Schuld nicht aus dem Stammgute, fondern nur 
Einlünften deſſelben verlangen. 


Bol. dazu die SS. 247—254 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854. 

Die Beltimmung bes 8. 641, daß ber Fideicommißnachfolger zum Zw 
Nüderfates des von feinem Vorfahrer zur Erhaltung oder wichtigen Verbefier 
Fideicommiſſes gemachten beträchtlichen Aufwandes beredtigt fei, ein Drittf 
Fideicommißgutes zu verfchulden, hat die Anfiht hervorgerufen, daß der N 
nur bis ‘zur Höhe des Werthes eines Drittheiled des Fideicommiſſes hafte und 
Erſatz nur infoweit plag zu greifen habe, als verfelbe dem Fideicommißn 
durch noch zu leiftende Depurationen zur Laft gefallen wäre, wenn ber Fidei 
befier das Yideicommiß mit der zur Beflreitung bes gemachten Aufwanbes 
Summe onerirt hätte!. Mit Recht bat ſchon Span auf die fi nach dieſer 
ergebenve fchwierige Berechnung der Erſatzſumme und die Willfütrlichleit einer 
Beſchränkung der Erfagverbinplichfeit hingewieſen ?. 


8. 643. 
Teilung ber Früchte bed Iegten Jahres. 
Die Früchte des letzten Jahres werden zwifchen ben Erben des Vorfahrers ı 
ae im Fideicommifle ebenfo wie zwifchen dem Fruchtnießer und Eigenthümer 
8 . 


Bol. die 88. 223—225 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854 und 8.519 A.b 


8. 644. 
Auflöfung eines Fideicommiſſes. 


Ein Fideicommiß kann aufgelöft werben, wenn eine zum Fideicqmmiſſe berufen 
Tommenfchaft zu vermuthen ift. Zur Auflöfung des Fideicommißbandes aber wird u 
Einwilligung des Nutungseigenthümers und aller Anwärter, die. dur ein Edict bei 
find, and die Einvernehmung des Curators der Nachlommenſchaft und die gerichtl 
willigung erfordert. 

8. 645. 
Grlöfhung eined Fideicommiffes. 

Das Fideicommiß erlifcht, wenn es zu Grunde geht oder wenn alle in dem Ei 
bernfene Linien, ohne Hoffnung einer Nachkommenſchaft, ausgeſtorben find, Im dem 
Falle vereinigt fi das Obereigenthum mit dem Nutungseigentbume und der Behl 
nach Willkür über das Fideicommiß verfügen. 


Ein Fideicommiß fanıı erlöfchen: \ 
1) Durch Ungültigkeitserlärung ber Errichtung deflelben: a) wegen Ba 


I Bol. Nippel, Grläut., IV, 258; Wini- | fiter das Fibeicommiß aus dem Grun 
warter, III, 163; Stubenrauh, 1. Aufl., II, | oneriren, weil er e8 felbft fchon omeri 
439; 2. Aufl., I, 850. nommen bat, jo würde er die Hälft 

2 Wäre nämlih ber Aufwand z. B. fchon | Erfatrechts verlieren, wozu bocd gen 
zehn Iahre nor dem Tode des Vorfahrers ge- | Grund vorhanden if. Vgl. Gfpan, U 
macht mworben und Tonnte der Fideicommißbe⸗ 
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gung von pflichttheilsberechtigten Perfonen, und zwar, wenn das Fideicommiß durch 
ine letztwillige Verfügung angeorpnet wurde, gleichviel ob Afcendenten oder Defcen- 
ernten; wenn e8 aber durd ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden errichtet wurde, nur von 
Michttheilsberechtigten Defcendenten ($. 951) ?; b) wegen Verkürzung ber zur Zeit der 
richtung des Fideicommiſſes bereitS vorhandenen Gläubiger ($. 953). 

2) Wenn feine zum Fideicommiſſe berufene Nachkommenſchaft zu vermuthen ift, 
sch Einwilligung des Fideicommißbefigers und ſämmtlicher durch Edict vorzulabenben 


nmärter. 


In dieſem Falle kann nad erfolgter Einvernehmung des Curators ber 


tachfommenfchaft die gerichtliche Bewilligung zur Auflöfung des Fideicommiſſes ertheilt 


erden ($. 644) 2. 





I Anderer Aufiht it Sfpan, I, 31, weldyer 
ie Beſtimmung des 8. 951 analog auch auf 
fcendenten angewendet wiffen mill, meil „ber- 
be Grund bei Ajcendenten, wie bei den 
Defcenbenten eintrete”. Dabei wird von ihm 
edoch Überfehen, daß Aſcendeuten und Defcen- 
wnten einander überhaupt nicht gleichgeftellt 
ind (88. 765 und 7665), und daß im $. 951 
ns Wort „Abitämmlinge” gewiß nicht ohne 
Micht anftatt des allgemeinen Nusbrudes 
nErben‘ gebraucht wurde. 

‚: Durd vollkommenes und unbebingtes Ein- 
berſändniß aller Sntereifenten allen Tann 
Me bie Auflöfung des Fideicommiſſes nicht 
eigeführt werben. Vgl. Über Las gem. 
ht Salza, S. 220 fg. Dit ein Fideicom⸗ 

Wißanwärter ungeachtet der Edictalvorlabung 
mbelannt geblieben oder erit nad Auflöſung 
dee Fideicommiſſes geboren worden, jo fteht 
dem (allenfalls auf Berlangen bes Fideicom⸗ 
mißanmwärters erſt zu beftellenden) Fideicom— 
mißcurator, als der zur Vertretung Des Fidei⸗ 
eommiffes Lerufenen Perſon, eine Klage auf 
Wirterheritellung des Fideicommiſſes zn. Dieje 
Klage tränt Die Natur der Erbicafteflage an 
fih, fie gebt ſowol gegen den legten Fideicom— 
mißbeſitzer, welcher in eine ganz ähnliche Yage 
fommt, wie derjenige, welcher, ohue Erbe zu 
ſein, Gegenſtände der Erbſchaft in Beſitz ge— 
‚nemmen oder weiter veräußert hat, ſowie gegen 
dritte Perſonen, welche von demſelben zum Fi— 

commiſt gehörige Gegenſtände unredlicher 
weiſe (5. 821 a. E.) an ſich gebracht haben, 
ſedoch immer nur mit den der Erbſchaftoklage 
rhaupt in Anſehung des Umfanges und des 

Inbaltes der Reſtitutionspflicht anhaftenden Be— 

ränlungen (vgl. Die Bemerk. zu den 88. 823 
and 824). — Die Anfichten der öſterr. Schrift— 
Reller bierüber jind ſehr verſchieden. Wilduer, 
>. 337, iſt Der Anſicht, daß der übergangene 
ſideicommißanwärter ohne Weiteres zur 
in dication berechtigt ſei. Nach Gſpan, I, 
jg., wäre zu unterſcheiden, ob die über— 
Mgenen Fideicommißanuwärter zur Zeit der 
uflsfung Des Fideicommiſſes ſchon geboren 
er wenigſtens erzeugt waren oder nicht. Die 
t nach Auflöſung Des Fideicommiſſes erzeng 
RM Anwärter ſollen feinen rechtlichen Anſpruch 
tff Bas Fideicemmiß machen können, weil fie 
IT Beit des beftandenen Fideicommiſſes noch 
ht eriftirt, felglih auch in feinem echte 
zfährdet werden Könnten. Für Die zur Zeit 
X Allodialifirung bereits erzeugten Anwärter 
gegen könne der gireicommißcurator gegen je- 
en dritten Befiter mit der Bindicationsklage auf- 


treten, weil jeber dritte Erwerber wiffen mußte, 
daß nur alle Kideicommißintereffenten zufammen 
berechtigt feien, ihm das Eigenthum zu über- 
tragen, und bie Weberfommung bes @igen- 
thumsrechts von der Bedingung abhängig fei, 
daß außer den Uebertragenden nit noch an- 
bere eriftiren. Es ift jedoch unrichtig, baf es 
zur Auflöfung des Pideicommiffes hinreicht, 
daß ſämmiliche Sntereffenten miteinander ein- 
verftanden find. Die Diepofition, durch welche 
über ein Vermögen für alle künftigen Gene- 
rationen verpflichtend verfügt wird, ift von 
dem Geſetze anerlannt und einem Geſetze 
gleihzuachten. Die einzelnen Anwärter können 
zwar ıhrem Revocationsrechte entfagen, dadurch 
wird aber das Yideicommißbanb nicht aufge: 
heben (Salja, S. 222), welches eben zum 
Zwede hat, ber lebenden Generation zum 
Beften ber nachfolgenden Generationen bie 
Hände zu binden (Salza, &. 223), und es 
kanu Daher dem nachgeborenen Fideicommißan⸗ 
wärter der ihm ex pacto et providentia ma- 
jorum zukommende Anſpruch auf Die Succeffion 
in Das Fideicommiß auch nicht durch eine vor 
jeiner Erzeugung getroffene Uebereinkunft ſämmt⸗ 
licher Intereſſenten gejchmälert werben. Es 
hat aljo Die Unterjcheidung zwifchen vor und 
nach Der Allobialifirung erzeugten Fideicommiß- 
anmärterı Feine Berechtigung. Derjenige aber, 
welcher nad) erfolgter Allodialifirung Gegen» 
ftände des Fideicommiſſes an fich gebracht hat, 
muß, wenn er nicht von dem Borbandenfein 
eined  Übergangenen Fideicommißanwärters 
Kenntniß hatte, immerhin als vedlicher Beſitzer 
behandelt werden, gegen welchen nah 8. 824 
a. E. Die Eigenthumsklage unftatthaft ift. Ganz 
gewiß ift aber die VBebauptung Gſpan's uns 
richtig, daß ſchon Deshalb Die Vindication gegen 
ibn zuläffig fei, weil er babe wilfen müffen, 
daß zur Auflöſung des Fideicommiſſes die Zus 
ſtimmung ſämmitlicher Juterefjenten erforderlich 
jei, indem Unwiſſeuheit ber gejetlihen Bor- 
jchriften hierüber ohne Zweifel möglich ifl, und 
eine ſolche Unwiſſenheit den Dritten Erwerber 
zum veblihen Beſitzer macht (8. 326). 
Winiwarter, II, 143, glaubt, daß dem Fi⸗ 
deicommißanwärter immer nur eim Anfpruch 
auf Erſatz gegen diejenigen zuftebe, melde das 
aufgelöfte Fideicommiß oder den Werth deffelben 
getheilt haben. Nah Nippel, Erl., IV, 265, 
kann gegen Niemanden ein Anſpruch auf Er- 
fat oder Wiederherftellung erhoben werben. 
Bgl. auch Stubenraud, I, 852, welcher jeboch, 
wie es fcheint, der Anficht ift, daß bie Erb- 
Ihaftsllage dem Fideicommißanwärter zuftebe, 
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3) Durch) Abgang des ganzen Mannsftanımes ober, wofern and bie Frauentper- 
fonen zur Succeffion berufen find, durch Ausfterben des ganzen Geſchlechtes. 

4) Durch Untergang des Gegenftandes des Fideicommiſſes (8. 645). 

5) Durch Verjährung ($. 1474). 

6) Durd eine befondere geſetzliche Verfügung. ' 

Die Rechte der Fideicommißgläubiger werben durch die erfolgte Aufhebung bes 
Fideicommißbandes nicht berührt. Es erwirbt alfo verjenige Gläubiger, welder mit | 
gerichtlicher Bewilligung ein Pfandrecht auf die Früchte des Fideicommiſſes erwirkt hat, 
durch die Allobialifirung allein noch fein Pfandrecht auf die Subftanz des Gulet, 
fondern e8 müßte dieſes Pfandrecht erft neu erworben werben ®, 


8. 646. 
Unterfieb eines Fideicommiſſes von Stiftungen. 

Bon den Subſtitutionen und Fibeicommifien unterfigeiben fi die Stiftungen, wodnrd bie 
Eintünfte von Kapitalien, Grundftüden oder Rechten zu gemeinnützigen Auftalten, als: für 
geiſtliche Pfründen, Schulen, Krauken⸗ oder Armenhänfer, ober zum Unterhalte gewifier Per: 
fonen anf alle folgenden Zeiten beftimmt werben. Die Vorſchriften über Stiftungen find In 
den Holitiihen Verordnungen enthalten. 


3 Anderer Anfiht ift Stubenrauch (1. Aufl., 

‚442, 443; 2. Aufl., I, 852, Nr. 4), „weil 
ihr Pienbrent auf dem Fideicommiſſe felbft 
bafte, ihre Rechte nur, folange das Fideicom- 
mißband noch befteht, nicht aus dem Stamm 
gute, fondern blos aus den Einkünften getilgt 
werden können, mit ber Auflöfung bes Fidei⸗ 
commißbandes aber jene Beſchränkung hinweg⸗ 
falle und nunmehr das Stammgut felbft ın 
die Erecution gezogen werden könne.“ Es ift 
jedoch irrig, daß die Fibercommißgläubiger ein 
Recht auf den Stamm bes Gutes haben. Rad 
8. 642 Tann ihnen ein Pfandrecht nur auf bie 


Früchte ertheilt werben, welches dadurch, baf 
ber Fibeicommißbefiker das freie Gigenthum 
des Gutes erworben bat, nicht alterirt werben 
kann. Allerdings kann nunmehr anf ben 
Stamm des Gutes Erecution gefiihrt werben, 
wenn fonft die Vorausſetzungen dazu vorher 
den find. Das erecutive Pfandrecht gemieht 
jedoch nicht bie Priorität bes Pfaudrechte anf 
die Früchte, wenn vor ber Erwirknng be 
erecutiven Pfandrechts eine andere Pfandrecht⸗ 
einverleibung ftattgefunden bat. Bgl. auf 
Salja, 8. 111. 


Seuptti XI. Bon den Bermößtuiften. GE. 647-654. 395 


Elſtes Hanpikük. 
Bon ben Bermäctniffen. 


8. 647. 
Bon wem, wie unb wem legirt." 


Zur Gültigkeit eines Bermächtniſſes (5. 535) iR nothwenbig, daß es von einem fühigen 
‚ einer Perſen, bie zu erben fähig iR, durch eine gültige Ichte Willenderklärung 


er ech 









8. 649. 
Ber mit ber Errichtung bed Bermaͤchtnifſes beſchwert werben könne. 
Die Bermäätuifie fallen in der Regel allen Erben, ſelbſt in dem Falle, daß bie einem 
schörige Sache vermacht werben ik, nach Maß ihres Erbtheiles zur Laſt. Es 
‚Its son dem Grhleffer ab, ob er bie Abführung bes Legates einem Miterben aber 
p einem Legatar beſenders auftragen wolle. 


8. 650. 
Ein Bepater Iaun fi) von der vollſtändigen Erfüllung des ihm anfgeiragenen weiteren 
Vrmäistnifeß und Dem Geuube, Daß td den Moerih ded ihm zugedachten Legates übereige, 
pt ertſchlagen. Nimmt er aber dad Legat nicht an, fo muß derjenige, dem es zufällt, den 
mitrag überuchmen ober das ihm zugefallene Vermächtniß dem baranf gewiefenen Bermädt- 
Muehmer überlaflen. 
. 8. 651. 

Ein Exblafier, welcher ein Legat einer gewiflen Klaſſe von Perſonen, als: Verwandten, 
Nenfiperfonen oder Armen, zugedacht hat, Tann die Vertheilnug, welden aus biefen Per- 
men und was jeber zulommen fol, dem Erben sder einem Dritten überlafſen. Hat ver 
zblafier Kieräber nicht Heftimmt, fo bleibt bie Wahl dem Erben vorbehalten. 


8. 652. 
Subftitutisnen dei Bermädtnifien. 
Der Erblafler kann bei einem Vermächtniſſe eine gemeine oder fibeicommiflariihe Enbfti- 
sion anorduen; dabei find die in dem vorigen Hauptftäde gegebenen Vorſchriften anzuwenden. 


8. 659. 
Gegenflänbe eines Bermädtnifies. 
Alles, was im gemeinen Verlchre ſteht: Sachen, Rechte, Arbeiten und andere Handlun- 
m, bie einen Werth haben, können vermadt werben. 


8. 654. 
‘Werben Sachen vermadt, die zwar im gemeinen Verlehre chen, die aber der Legatar 
s befiyen für feine Perſon unfähig if, je wird ihm der ordentlidde Werth vergütet. 
Bol. Über den Begriff des Legates die Bemerk. zu den 98. 531—535 db. W., 
ber den Begriff des Codicills die Bemerk. zu ben 652 —554. 
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Im Allgemeinen finden bie für Iegtwillige Verfügungen überhaupt geltenden Bors: 
ſchriften auch auf Vermächtniſſe Anwendung. Dies gilt insbejondere rüdfihtlic be 
Törmlichkeiten bei der Erridtung (88. 577—601) !, der inneren Exforberniffe ber 
Gültigkeit der Willenserklärung (SS. 565—567, 570-572), ber Teſtirfähigkeit ve 
Erblaffer8 (88. 568, 569, 573, 574), der Erhfähigfeit des Bermächtnignehmers (Lega⸗ 
tars, Donorirten) (538—546), des Zeitpunftes des Anfalles des Legates (SS. 536, 684), 
ber Zanemiffen (8. 537) und der Subftitution (88. 652, 604—645). 

Gleichwie die Cinfegung des Erben muß aud bie Berufung des Legatars von 
Erblaſſer ſelbſt ausgehen und kann nicht ganz in die Willkür eines Anderen, auch nick. 
bes Erben, geftellt werben ($. 564). Nur die Auswahl der Perfon bes Bermächtriße 
nehmers aus einem beftimmten Kreiſe von Perjonen kann dem Erben over cinem Drit⸗ 
ten überlaffen werben ($. 651) 2. 

Nur folde Perfonen können mit einem Vermächtniß belaftet (onerirt) werben, 
welche aus der Verlaſſenſchaft des Erblaſſers legtwillig, fei es als Erbtheil oder Legat, 
als welches auch eine widerruflihe Schenkung auf den Todesfall zu behandeln iM 
(8. 956), einen Bermögensvortheil aus der Berlaffenfchaft des Erblaffers zugew 
erhalten haben, welchen ihnen dieſer auch hätte entziehen können, daher nicht berjenige, 
welcher blos ven Pflichttheil erhalten hat. 

Der onerirte Regatar wird durch die Annahme des Legates ohne Weiteres 
Entrihtung des ihm aufgetragenen Vermächtniſſes verpflichtet (5. 650); der Erbe 
dann, wenn er ſich ohne Vorbehalt eines Inventar erberflärt hat (88. 801, 
692, 693). 

Die gemeinrechtlich ftreitige Trage, ob, wenn mehrere Erben mit einem Ber 
mächtniß belaftet find, viefelben nad Viriltheilen ober nah Erbportionen zu dem 
Vermächtniſſe beizutragen haben ®, ift durch 8. 649 dahin entfchieven, daß ſelbſt in den 
Valle, als die einem Miterben gehörige Sache vermacht wurde, wenn nicht der Krb 
laffer eine andere Anordnung getroffen hat, die Vermächtniſſe allen Erben nad Da 
ihres Erbtheiles, d. i. ihrer Erbportionen, zur Laſt fallen. Ä 

Auch einem der Miterben kann ein Legat binterlaffen werden und bie Entrictung 
deffelben entweber einer beftimmten anderen Perſon oder der Erbichaft aufgetragen , 
Eine ſolche Berfügung heißt Prülegat, Vorausvermächtniß, und zwar m 
erfteren Galle Prälegat im weiteren Sinne, um leßteren Falle Prälegat im engeren 
Sinne*. Nah röm. Recht war der Theil des Prälegates, welchen der Erbe von fil 
jelbft zu fordern Hätte, nad der Kegel „heredi a semet ipso legatum dari non po- 
test‘ ® ungültig. Nach öfter. Rechte ift diejer an und für ſich ganz richtige, aber 
gegen den Willen bes Erblaffers wol in ber Kegel verftoßende Grundſatz mit Recht 
aufgegeben worben und der bedachte Erbe rüdjichtlid des Prälegates in allen Beziehun⸗ 
gen wie ein anderer Legatar zu behandeln (8. 648). 

Gegenſtand des Bermächtniffes Tann alles fein, was im Verkehr fteht (8. ir 
Auch der Mangel der Fähigkeit, die legirte Sache zu befigen (commercium), auf Seite 
des Belafteten kommt nicht weiter in Betracht. Iſt der Bedachte unfähig, bie 
Sache zu befigen, fo hat er Anfprucd auf Vergütung des gemeinen Werthes ($. 654) *. 
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8. 655. 
Allgemeine Auslegungsregel bei Vermächtnifſen. 
Worte werden nuch bei Vermächtniſſen in ihrer gewöhnlichen Bedentung genommen, e# 
müßte denn bewielen werden, daß der Erblafler mit gewiflen Ausdrüden einen ihm eigenen 





’ Ueber bie äußere Form der Codicille nad) 
röm. Recht vgl. Danz, in der Gießer Ztihr. 
f. Civ. R. u. Pr., IX (1835), 219 fg.; Mayer 
(M. ©.), Die Fehre von den Legaten und Fi⸗ 
beicomniffen (Tübingen — . 65 fg. 

2 Bol. Unger, Erbrecht, 8. 57 a. E., und 
bie Bemerf. zu den 88. 681-683. 

3 Bol. Bangerom, II, $. 521, Anm. 3. 

Vgl. Buchholg, Die Lehre non den Prä- 
legaten (Jena 1850, ein Werk von 696 Seiten). 


°s1. 116, 8.1 D. de leg. L, 1. 18, 1. 34, 
8. 11 eod. Bgl. Bangerow, a. a. D., 8. 523, 
Anm., und im Civ. Archiv, XXXV, 280 ig.; 
Buchholtz, a. a. O. ©. 371 

6 Gemeinrechtlich herrſcht darüber Streit, 
ob beim Mangel bes Commercium anf Seite 
bes Donorirten das Bermächtniß zurecht be 
ſteht. Vgl. hierüber Roßhirt, Tie Yehre von 
den Bermächtniſſen (Beibelberg 1585), 1,224 13.; 
Bangerow, II, 8. 525, Anm. 
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wjenberen Sinn zu verbinden gewohnt geweien ift, oder daß Bas Vermächtniß fonft ohne 
Bideug wäre. 


8. 656. 
Beſonbere Borfäriften über das Bermädtnif: 1) Bon Sachen einer gewiffen Gattung. 
Hat ber Erbfafler eine oder mehrere Sachen von gewifler Gattung, aber ohne eine 
Beſtimmung vermacht, und find mehrere ſolche Sachen in der Verlaſſenſchaft vorhanden, 
Recht dem Erben die Wahl zu. Er muß aber ein Stüd wählen, wovon ber Legatar Ge⸗ 
sah machen Iaun. Wird dem Legatar überlaflen, eine von den mehreren Sachen zu uch» 
oder zu wählen, fo Iaun er and die befte wählen. 









8. 657. 


Benn ber Erblafler eine oder mehrere Sachen von gewifler Gattung ansbrädtich nur 
feinem Eigenthume vermadt hat und es finden fich dergleichen gar nicht in der Ver⸗ 
Gaft, ſo verliert dad Vermächtniß feine Wirkung. Finden fie fi nicht in ber ver⸗ 
Menge, fo muß fi der Legatar mit den vorhandenen begnügen. 


8. 658. 


Bermacht der Erblafier eine oder mehrere Saden von gewifler Gattung nit ansdräd- 
nz and feinem Eigenthume und es finden fich dergleichen nicht in der Verlaſſenſchaft, fo 
meh der Erbe fie bem Legatar im einer deflen Stande uud Bebärfnifien angemeflenen Eigen⸗ 
heſt verſchaffen. Tas Legat einer Summe Geldes verbindet den Erben zur Zahlung der 
kiben, ohne Rüdjiht, ob baares Geld in der Verlaſſenſchaft vorhanden fei oder nicht. 


8. 659. 


. Der Erblafler kaun die Auswahl, welhe Sache aus mehreren der Legatar haben foll, 
Ing einem Dritten überlaflen. Schlägt fie diefer aus oder ift er vor geteoffener Auswahl 
erden, fo beſtimmt die Gerichtsbehörde das Legat mit Rückſicht anf den Stand nub das 
Beaärfniß des Legatars. Dieſe gerichtliche Beftimmmug tritt au in dem Falle ein, daß der 
Begeter vor der ihm überlafienen Auswahl verftorben ift. 


Ein Vermächtniß einer Oattungsfache ift vorhanden, wenn eine nicht vertret— 
bare Sache (res non fungibilis) ohne individuelle Bezeihnung derfelben Gegenftand 
des Legates it !. 

Zur Gültigkeit des Gattungsvermächtniſſes ift nach öfterr. Rechte nicht erforberlid,, 
daß fih Sachen tiefer Gattung im Nachlaſſe vorfinden (88. 656—658), ausgenommen, 
8 hätte ter Erblaſſer ausprüdlid eine oder mehrere Sachen nur aus feinem 
Eigenthume vermacht?. Befinden fid) jevoh Sachen ter vermachten Gattung nicht 
in der Verlaſſenſchaft, jo darf die Anordnung der nöthigen Beftinuntheit nicht entbehren 
m fie kann infolge dieſes Mangels ihre Gültigkeit verlieren. Es hätte der Erblaffer 
+2. ein Haus, ein Grundftüd legirt, ohne daß fid in feinem Nachlaſſe ein ſolches 
vorfindet. 

Hat der Erblaſſer nicht beftimmt, wem das Recht der Auswahl zuſtehen ſoll, fo konmit 
tem Erben zu ($. 656) ?. Der Erbe, welhem das Wahlrecht zujteht, muß, wenn ſich 
Soden der legirten Gattung in ver Berlaffenfchaft vorfinden, eine Sache wählen, von welcher 
ber Yegatar Gebrauch machen kann (8. 656), und wenn fidy feine folden Sachen vor- 
finden, fie dem Pegatar in einer deilen Stante und Bedürfniſſen angemeffenen Cigen- 
ſchaft verfhaffen 6 658). Hat der Legatar das Wahlrecht, jo kann er unter ben 
mehreren, in der Verlaſſenſchaft befinplichen Saden tie bejte wählen ($. 656 a. E.). 





IR. Bangerom, II, 8. 549, Anm. Sintenis, III, $. 217, Anın. 28) ungülttg if. 
Bol. auch Arndts, 8. 574, Anm. 

Nah rom. Recht ift es fireitig, ob blos 3 Nach juftinianifchem Recht ftand das Wahl: 
bed Legat einer nicht im Nachlaß befindlichen | recht bein Legatar zu. „Si generaliter servus 
zabeweglihen Sache (Roßhirt, II, 14 fg.; | vel res alia legatur, electio legatarii est, nisi 
Käühlenbruch, S. 744) oder überhaupt jedes | aliud testator dixerit“, $. 22, I. de leg. 
folhe Legat (Bangerow, II, 8. 549, Anm.; | (2. 20). Vgl. Bangerow, a. a. O. 
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Hat der Erblaffer die Wahl einer britten Perfon zugeſtanden, fo Tann biefe ganz | 
nur nicht eine Sache wählen, von welder ber Legatar feinen machen Tcuı 
Stirbt der Dritte oder der Legatar, dem der Erblaſſer das Wahlrecht zugeflanden I 
vor getroffener Wahl, fo beftimmt das Gericht (aber nicht nothwendig bie Abba 
Iungsbehörbe) das Legat mit Rüdfiht auf den Stand und die Bebärfniffe bes Le 
tars (8. 659) ®. Hat die zur Wahl berehtigte Perfon gewählt, fo kaum fie nicht m 
einfeitig davon I wenn bie Wahl dem anderen Theile bekannt gegeben wu 
Hatte eine dritte Perfon zu wählen, fo ift die Wahl als geſchehen zu betrachten, w 
fie entweder dem Erben oder dem Legatar befannt gegeben wurde. Nach getroffe 
Wahl geht die Gefahr des zufälligen Unterganges ber gewählten Sache auf ben Le 
tar über (8. 1447). Wurde dem Honorirten die gewählte Sache evincirt, fo ſteht 
ihm frei, eine andere Sache zu wählen ?, 

Bom legatum generis unterfcheivet fih das alternative Vermächtniß dadu 
daß bei letterem eine aus mehreren individuell beftimmten Sachen Gegenftand 
Vermächtniſſes if. Es gelten hierfür viefelben Regeln wie für Gattungsvermächtu 
mit der Mobification, daß bier die Wahl nicht befchräntt if. Wenn ein Gegenſt 
Dbject des Vermächtniſſes fein zu Finnen aufhört, befteht e8 am anderen unver: 
allein ®. 

Berfchieven vom Gattungsvermächtniſſe find ferner die Vermächtniſſe von Si 
men oder Quantitäten vertretbarer Sagen, welcher Unterſchied jedoch nad öft 
Rechte nicht feftgehalten wird, daher fie ebenfalls wie Die Gattungsvermächtniſſe zu 
handeln find ®. 


8. 660, 
Beſondere Borfchriften über daB Bermägtniß: 2) Einer beftimmten Sache. 

Das Bermächtniß einer beftimmten Sache lann von dem Legatar, wenn es in einer ı 

in verſchiedenen Anorduungen wieberholt wird, nicht zugleich in Natur und dem Werte ı 

verlangt werden. Anbere Bermädtnifie, ob fie gleich eine Sache der nämlichen Art ober 

nämlichen Betrag enthalten, gebühren dem Negatar fo oft, als fie wieberhoft worden flı 


8. 661° 


Tag Vermächtniß ift ohne Wirkung, wenn das vermachte Stüd zur Zeit ber letzten 
ordnung ſchon ein Eigenthum des Legatard war. Hat er es fpäter an fi gebradt, fo ı 
ihm der ordentlihe Werth bezahlt. Wenn er es aber von dem Erblafler ſelbſt unb zwar 
entgeltlih erhalten hat, ift das Vermächtniß für aufgehoben zu Halten. 


8. 662. 
Beſondere Vorſchriften Über bas Vermächtniß: 3) Einer frenben Sache. 

Das Bermächtniß einer fremden Sade, die weder dem Erblafler no dem Erben ı 
Legatar, welder fie einem Dritten leiſten Toll, gehört, ift wirkungslos. Gebührt ben 
wähnten Berfonen ein Antheil oder Anfpruh an der Sade, fo ift das Vermädtniß unr 
diefem Anfprude oder Antheile zu verftehen. Iſt die vermadte Sade verpfänbet oder 
faftet, fo übernimmt der Empfänger auch die daranf haftenden Laſten. Wenn aber 


‘ ac vn. Nest (vgl. Bangeroim, II, ° gl. Unger, Erbredt, $. 76 a. E. 

8. 549, Anm., Nr. 2, lit. c) durfte der Dritte 7 Data igitur optione si quis optaı 

weber das Beſte mod das Schlechteſte aus | Aienum serrum vei hominem- liberum, 

wählen. Steht bie Wahl mehreren Perfonen | gendum est, an consumserit optionem? 

u, jo bliebe nigte übrig, als wie nad röm. puto non consumi. 1. 2. 8. 2 D. de opt. 
echt (Bering, ©. 764) das Loos entjheiben | eract. leg. (33. 5). 

zu laffen, wer die Wahl vorzunehmen habe. 5 4 | 
5 Rach röm. Recht ging das Wahlrecht, | , ° Bol. Sintenis, III, 8. 217, ©. 

wenn ber Dritte vor erfolgter Wahl ftarb oder | lit. b. 

innerhalb eines Jahres nicht wählte, auf ben ° Die einzige Anbeutung findet fich 

Legatar über [l. 3, $. 1 C. Commun. de leg. | $. 658 a. E. rüdfichtlih ber Vermächn 

(6. 43)]; ftarb ber Legatar vor ber getroffenen | von Gelbfummen. Bgl. über bas röm. 9 

ihm zuftehenden Auswahl, fo ging das Wahl- | Sintenis, III, $. 216, ©. 731, lit. c. 

recht wie jedes andere Recht auf feine Erben über. 
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Ieilafier ansbrädtich versrönet, daß eine beftimmte fremde Sache gelanft und dem Legatar 
gielßet werben folle, ber Eigenihümer hingegen fie mm ben Schätzungspreis nicht veränßern 
wu, fo iR dem Legatar dieſer Werth zu entrichten. 


IM eine individuell beftimmte Sache Gegenftand des Bermächtnifies, fo tft zu 
zmierfheiden, ob die Sache dem Erblaſſer oder bem Bermädtnißträger, oder einem 
VBritten angehört, oder bereits im Eigenthum des Vermächtnißnehmers ift. 

I. Gehört die vermadte Sache dem Erblaſſer, rüdfihtlih in deſſen Verlaſſenſchaft, 
her dem Bermächtnißträger, fo ift das Vermächtniß ohne Weiteres wirkſam. Der 
Regatar bat jedoch nur einen Anfpruc anf Uebergabe berfelben mit allen ihren, wenn 
bes Erblaſſers oder des Onerirten darauf haftenden Laſten (F. 662). 
be die Sache vom Erblaſſer bei feinem Lebzeiten freiwillig veräußert ober wurbe 
fe mit feiner Einwilligung fpecificirt, fo wird eine Zurüdnahme des Vermächtmiſſes 
enommen (8. 724). Dagegen beiteht das Legat fort, wenn die Veräußerung eine 
finmenbige war ®, oder die Specification ohne feine Einwilligung vorgenommen wurde 
J 7235), und lebt aud im alle einer freiwilligen Veräußerung wieder auf, wenn ber 
Icblaſſer die Sache wieder zurüderworben hat (8. 724). Im den Fällen, in welden 
8 Legat ungeachtet der erfolgten Veräußerung aufrecht bleibt, befteht e8 als legatum 
i alienae fort *. Wurbe die Sache ohne Einwilligung des Erblaſſers fpecificirt, fo 
leſteht das Legat in Anfehung der fpecificirten Sache fort. 

HM die Sache Eigenthum eines Dritten, fo ift zu unterfcheiden, ob fie ſich wenig- 
Ben: im Befite des Vermächtnißträgers befindet ober nit. Im erfteren Falle ift 
ver Onerirte zur Ueberlaſſung des Beſitzes an ben Vermächtnißnehmer verpflichtet. 
Nuf Berfchaffung des Cigenthumes oder Evictionsleiftung hat er keinen Anſptuch, wenn 
ucht der Erblaffer etwas Anderes angeorbnet bat. Im lesteren alle ift das Ber- 
wächtnig unwirkſam, wenn nicht aus der Testen Willenserklärung felbft hervorgeht, 
wä der Erblaſſer dies wußte und feine Abficht dahin ging, daß der Vermächtnißträger 
em Bermächtnißnehmer das Eigenthum verjchaffe +, in welchem Falle dann ber Ber: 
























1 Nah röm. Recht wurde das Vermächtniß 
einer verpfänbeten Sache dem Vermächtniß 
einer fremden Sade gleichgeadtet, info» 
fern es nämlich ungemwiß ift, ob fie bem Ho- 
serirten nicht Durch ben Pfandgläubiger wieder 
entzogen wird, und es wurde wie beim Ver⸗ 
wihtrffe einer fremden Sache darauf gefehen, 
‚a% der Bfanbnerus dem Erblaffer befannt 
wer oder nit. Im erfien alle hatte der 
Dserirte für die Befreiung der Sade von 
Ynbrechten zu forgen. Neuner, Die Hered. 
it, ©. 276, Note 41. Bgl. aud Unger, 
ebrecht, 5. 67, Anm. 1. 

2 Daß bie Veräußerung „gerichtlich“ 
fettgefunden haben müſſe, ift nicht erforderlich. 
& genügt auch Erpropriation und überhaupt 

ede Beräußerung aus einem Nothgrunbe. 

per, Erbrecht, $. 67, Aum. 4. 

Unger, a. a. DO. Bol. Neuner, a. a. O., 
6.2374. Nach Zeiller, II, 707; Nippel, Ert., 
: IV, 447; Stubenraud (1. Aufl., II, 572; in 
ber 2. Aufl., I, 929, ift dieſe Stelle hinweg⸗ 
t glaflen) ſoll ber Legatar in einem foldhen 
: nur einen Auſpruch auf den Werth der 

haben. 

t „Es wäre ein unerklärlicher und uner⸗ 
‚ ägfiher Formalismus und flände mit dem 
brundſatz, daß ber Wille des Erblaffers nad 
Kähten erfüllt werben foll, in grellem Wiber- 

‚ falle man ihn in feiner Richtung auf 

Berfhaffen einer fremden Sache nur dann 

8 vorhanden anfehen mwollte und dürfte, wenn 


er fi) gerade in den beflimmten Worten aus- 
fpriht: ich verorbnne, daß mein Erbe bie 
fremde Sache kaufe und fie dem ac. leiſte. 
Will man in der That behaupten, baf das 
Legat: ich vermadhe ben A das bem B ge- 
börige Pferd, welches er ftets fo fehr gewünſcht 
bat, wirkungslos fei, blos weil ber Erblaffer 
niht jene Formel gebraucht hat? Wenn 
ber Erblaffer fagt: ich vermache dem A daß 
in ber Kunftausftellung befindliche Bild und 
trage daher meinem Erben auf, baffelbe zu 
kanfen und dem A zu geben, fo ift das Legat 
unzweifelhaft wirkſam; jollte e8 nun beshalb 
unwirkſam fein, weil der Erblaffer jenen Nach» 
fat ale jelbftwerftänblich ausgelafien bat? Durch 
die Anordnung bes 8. 662 ift fomit an ber 
Wirkſamkeit des Legates einer dem Erblaffer 
ale fremd befannten res aliena nichts geän- 
bert, fondern nur zur Vermeibung weitläuflger 
Proceffe über dieſe Keuntniß des Erblaſſers 
die Anordnung getroffen worden, daß der be- 
treffende, bem Legatar obliegende Beweis über 
bie scientia rei alienae (8. 4 I. de leg. 
[2. 20], 1. 21 D. de prob. [22. 3}) nur aus 
bem Inhalt der Tektwilligen Anorbnung felbft 
geführt werden könne ..... “ Unger, Erb- 
reht, 8. 67, Anm. 12. Im diefem Falle 
fann dann der 2egatar von Erben auch bie 
Evictionsleiftung in Auſpruch nehmen, wenn 
ihm bie legirte Sache fpäter der Subftanz nad) 
evincirt wird ober Laften ber Sache zum Bor- 
jchein fommen. Denn es ift nicht einzufehen, 
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mäcdtnißträger, wenn ber Eigenthümer die Sache nicht um ihren gemeinen Werth 
äußern will, an den Vermächtnißnehmer blos dieſen Werth zu entrichten bat ($. 6 
Wäre die Erfüllnng des Legates unmöglich, ohne daß dem Berpflichteten ein Verſ 
den zur Laft fällt, fo wird berfelbe nah den allgemeinen Grundſätzen über vie 
möglichkeit der Leitung von feiner Verbindlichkeit zur Yeiftung des Legates befreit 5 

Gehört die Sache den Vermächtnißnehmer, fo ift zu unterfcheiden, ob fie 
ſchon zur Zeit der Errichtung der lestwilligen Anorbnung gehörte oder ob er 
Eigenthum erft nachträglich erworben hat. 

Im erfteren Falle ift das Legat wirkungslos (8. 661), es wäre beun, daß, 
im Zweifel anzunehmen ift, die Abficht des Erblafiers dahin ging, dem Legatar 
legirte Sache für den Fall zuzuwenden, als er das Eigenthum wieber verlieren x 
und er zur Zeit bes Todes des Erblaſſers wirflid nicht mehr Eigenthümer verj 
ift ©, oder daß der Legatar blos widerrufliches Eigenthum hatte, oder daß dem 
laffer oder Vermächtnißträger ein Anſpruch auf Tradition der Sache oder ein 
weſentlichſten Nutungen der Sache ergreifendes dingliches Hecht zuſtand?. In vi 
Falle gilt dann das dem Erblaffer oder Bermächtnigträger zuftehende Hecht als le 

Hat der Legatar das Eigenthum fpäter, fei es entgeltlih oder unentgeltlich, 
worben, jo hat er Anfpruh auf den ordentlihen Werth, und nur wenn er es 
Erblaffer felbft unentgeltlich erworben hat, ift das Vermächtniß für aufgeh 
zu halten ($. 661). | 


8. 6693. 
Beſondere Vorſchriften über das Vermächtniß: 4) Einer Forberung. 
Das Vermächtniß einer Forderung, die der Erblaſſer an den Legatar zu machen 
verpflichtet den Erben, den Schuldſchein zurückzuſtellen oder dem Legatar bie Vefreinng 
der Schuld uud deu rückſtändigen Zinfen auszufertigen. 


8. 664. 


Vermacht der Erblafler Jemandem eine Forderung, die er an einen Dritten zu fi 
hat, fo muß der Erbe die Jorderung fammt den rüdftändigen und weiter laufenden 3 
dem Legatar überlaflen. 

8. 665. 

Das Vermächtniß der Schuld, die der Erblafler dem Legatar zu entrichten hat, ha 
Wirkung, daß der Erbe die von dem Erblafier beſtimmt ausgedrüdte oder von dem Le 
ansgewiefene Schuld anerkennen und fie, ohne Nüdjiht auf die in der Schuldverſchrei 
enthaltenen Bedingungen oder Friſten, längſtens in der zur Abführung der übrigen 2 
beftimmten Zeitfrift berichtigen muß. Den gefährdeten Glänbigern des Erblaflerö aber 
defien Anerkennung nicht zum Nachtheile gereichen. 


8. 666. 


Die Erlafiung der Schuld ift nur von den gegenwärtigen, nicht aud von den er 
dem errichteten Vermächtniſſe entftandenen Schulden zn verftehen. Wird durch ein Berm 
niß dns Pfandrecht oder die Bürgfchaft erlaflen, fo folgt daraus nicht, daß auch die S 
erlafien worden fei. Werden die Zahlungsfriften verlängert, fo müſſen doc die Zinfen 
bezahlt werden. 





warıım Die fpätere Kenntniß des wahren Sad» | Rechts Bangerow, II, 8. 525, Anm 
verhaltes dem Honorirten weniger Rechte ge- | Arnbts, 8. 569, Anm. 4, und über bas 
währen follte, al8 wie die frühere. Bgl. Bel- | U. R. Koch, IL, 820, 821. Anderer Qı 
fer in feinen und Muther’s Jahrbüchern bes | find Zeiller, IL, 601; Scheiblein, in ber 3 
gem. deutſchen Rechts, VI (1863), 253. f. öfterr. Rechtsgel. 1826, II, 159; Wim 
5 al. linger, Erbredt, $. 67, Abſatz 8. ter, 111, 184; Stubenrauch (1. Auft., II. 
s Vgl. Nippel, IV, 308, 309, insbe]. aber | 2. Aufl., I, 864). 
Unger, Erbrecht, $. 67, Aum. 14, und über ’ Bal. Bangerow, II, 8. 525, Ann 
bie entgegengejettte Beſtimmung des xöm. | \nger, Erbrecht, 8. 67, Ann. 13. 
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8. 667. 


" Benu ber Erblafler einer Perſon eine Summe fuldig ift und ihr eine gleihe Eumme 
‚ fo wird wicht vermuthet, daß er die Schuld mit dem VBermächtnifie babe tilgen 
Der Erbe bezahlt in dieſem Yale die Summe doppelt, einmal als Schuld und dann 
Bermädtniß, 


8. 668. 


Bunter dem Bermächtnifie aller ansſtehenden Forderungen find doch weder die Fordernugen 
öffentligen Greditpapieren, noch and die anf einem unbeweglichen Gute haftenden Kapi⸗ 
‚ ober die and einem dinglihen echte entfichenden Forderungen begriffen. 


Ein Vermächtniß von Forderungen kann auf drei Arten vorkommen: entweder in 

Urt, daß ver Erblaſſer dem Vermächtnißnehmer eine Forderung vermacht, welche 
| gegen einen ‘Dritten zufteht (nomen legatum), over welche er an den Vermädtniß- 
er zu ftellen hat (liberatio legata), oder endlich, welche ter Vermächtnißnehmer 
ihn zu ftellen hat (debitum legatum). 

Befteht das Legat aus einer Forderung, welche ber Erblaffer an einen Anderen 
ftellen bat, fo kommen die Regeln von der Ceſſion in Anwentung, indem viefe als 
ben betradhtet wird ?, jedoch mit der wefentlihen Mopdification, daß der Erbe 
für die Richtigkeit und Einbringlichkeit der Tegirten Forderung haftet. Wurde von 
enflänven einer alternativen Yorberung nur einer vermadht, fo hat der Legatar 
Mr das Recht, vom Erben die Geltendmachung ver Forderung zur verlangen, und es 
Iugt dann vom Erben ab, ob er den legirten Gegenftand eintreiben will. Hat ber 
Juldner die Wahl, fo fteht es im feinen Belieben, das Legat zur Wirkſamkeit 
Bangen zu lafien *. Hat ver Erblaſſer die verfchievenen Gegenftände einer alternativen 
wberung verfchievenen Perfonen legirt, fo find beide Vermächtniſſe wirffam und es 
t ein Legatar Anspruch auf den Werth der legirten Sache. Bei Correalforberungen, 
jelche dem Erblaſſer gegen mehrere Schuldner zuftehen, gilt jedem Vermächtnißnehmer 

Ganze vermadt ®, 

Das Vermächtniß einer ausftändigen Yorberung beftcht audy zurecht, wenn fie 
h des Erblaſſers Tode zwar erlofhen ift, aber dem Erben der Werth verfelben zu 
Dute gelommen ift, wenn 3.3. die Forderung des Erblafjers durch Compenfation mit 
mer Forderung des Schuldners an ten Erben erlofhen it. Iſt die Forderung ſchon 
i Lebzeiten des Erblaſſers cerlofhen, fo kommt e8 darauf an, ob der Erblaſſer 
weislich die Abficht hatte, demungeachtet das Legat nicht zurüdzunchmen, fondern 
9. vielleicht b[o8 das Empfangene dem Legatar zu ſichern oder zu erhalten “Die 
Ahſicht des Erblaſſers, das Pegat nicht zu widerrufen, wird insbeſondere vermuthet, 
Bean der Schuldner die Forderung aus eigenem Antriebe bezahlt hat ($. 725), währen 
De entgegengefette Dermuthung gilt, wenn der Erblaſſer die Forderung felbft einge 
tieben bat (8. 724) 5. 

Befteht der Gegenftand des Vermächtniſſes in einer Forderung, welche ber Erblaffer 
ea den Vermächtnißnehmer zu ftellen hat, jo wird der Vermächtnißnehmer von feiner 
Schuld ſammt Nebengebühren befreit. Das Pegat ift wirkungslos, wenn die Schuld 
I nicht zurecht beiteht 6. Nähere Interpetationsvorichriften enthält 8. 666. 

Das Bermähtnig der eigenen Schuld an den Gläubiger hat ur dann einen 
Sinn, wenn vemfelben dadurch irgendein Vortheil erwächſt. Der Erbe ift zur Peiftung 
des Segenftandes derfelben an den Vermächtnißnehmer felbjt dann verpflichtet, wenn 
& zu erweiſen im Stande wäre, baß die Forderung gar nicht exiſtirt. Es kommt gar 





I Eintenis, III, 734, lit. F; Bering, | der Erblaffer die Forderung wegen brohender 
6. 775 Injelvenz oder Entfernung des Schuldners ein» 


’ Sintenis, a. a. D.; Bering, S. 776. getrieben hat oder fie im Koncurfe oder Aus- 
’ Sintenis, III, 734, 735; Bering, S. | gleihswerfahren geltend zu maden yenöthigt 
76, 777. war. Bgl. Unger, Erbredt, $. 72, Anm. 2. 
Bering, S. 776. s Bgl. bierüber im Allgemeinen Prodner, 


Dieſe lektere Beftinnmung des öfter. Rechts | „Ueber den letztwillig angeordneten Schulderlaß“ 
ein vielen Fällen dem Willen des Erb- | in der Ztſchr. für öſterr. Rechtsgel. 1836, II, 
fies durchaus nicht entfprechen, 3.8. wenn | 30 fg. und 60 fg. 
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nicht barauf an, ob der Honorirte den angegebenen Gegenſtand der Schulb wirklich zu 
fordern bat ?. 

Der Bermächtnignehmer Tann das debitum legatum in ber Rechtsform bes Legates 
oder wie eine andere orberung geltend machen. Will er ber Vortheile bes 8. 665 
theilhaftig werben, fo ift er an bie Friſt des $. 685 gebunden ®. Vermacht der Er 
laſſer Jemandem Oxuantitäten oder eine Summe vertretbarer Sachen, fo iR m 
Zweifel nicht anzunehmen, daß fi das Vermächtniß auf die geſchuldeten Gegenflände 
beziehe ($. 667). 

Ueber den $. 668 vgl. Unger, Erbrecht, 8. 72, Anm. 3. 


8. 669. 
Beſondere Vorſchriften über das Bermächtniß: 5) Des Heirathägutes. 

Das Heirathägut Taun vermacht werden, entweder um den Gatten von ber Zurüdzahlung 
deſſelben zu befreien oder um den Erben zu verpflichten, daß er ber Gattin bie als Heireth— 
gut eingebracdhte Summe oder Sache ohne Beweis und ohne Abzug der darauf verwenden 
Koften abführe. Hier gelten die für Andere vermadte Farberungen gegebenen Vorſchriſten. 


8. 670. 


Bermacht der Erblafier einer dritten Perſon ein unbeftimmtes Heirathegut, fo verket 
man Darunter, ohne Rüdfiht auf ihr eigenes Vermögen, ein ſolches Heirathsgut, als ie 
Bater diefer Berfon bei mittelmäßigem Bermögen nad feinem Stande abzureichen ſchuldig wär. 


8. 671. | 


Vermachen Aeltern den Töchtern ein Heirathögnt, fo wird daſſelbe, wofern es nicht ar 
drücklich als ein Voransvermächtniß erllärt worden, in den gefetlichen oder Iettwiliigen Erb: 
theil eingerechnet. | 


Ein Heirathsgut kann in verfchiedener Weife den Gegenftand eines Vermächtnifiet 
bilden: al8 nomen legatum, wenn derjenige, welchem ein Anfpruch auf Zurldftellung 
eines Heirathsgutes zufteht, diefen Anfpruh Jemandem vermacht; al8 liberatio legata, 
wenn dem zur Zurüdftellung bes Heirathsgutes Berpflichteten feine Berbinbfichket 
erlaflen wird; als debitum legatum, wenn der zur Zurädftellung Verpflichtete dem 
jenigen, weldhem der Anſpruch auf Zurüdftellung zufteht, dieſen Anſpruch vermacht. 
In allen diefen Fällen liegt nichts Beſonderes; es kommen hier die gemöhnlicen 
Grundfäge über VBermädtniffe von Forderungen (88. 663—667) zur Anwendung, 
welche dadurch Feine Aenderung erleiven, daß der Gegenftand ber Iegirten Forberung 
ein Heirathsgut ift ($. 669). 

Etwas Eigenthümliches Liegt in dem Vermächtniſſe eines Heirathsgutes nur dann, 
wenn durch das Vermächtniß eine dos heftellt werben fol. In dem Bermächtuiffe 
einer dos liegt, wenn nicht auf eine andere Abficht des Erblaſſers mit Sicherheit ge 
jchloffen werben kann, feine Bedingung, fondern lediglich eine Zweckbeſtimmung im 
Sinne der 88. 709, 710. Das Vermächtniß kann baher nod vor Eingehung einer 
Ehe, und wenn die dos mit Rüdfiht auf eine beftimmte Ehe vermacht wurde, ver 
Eingehung dieſer beftimmten Ehe (8. 709), fowie wenn fie einer verheiratheten Perfon 
vermacht wurde, aud noch nad Auflöſung der Ehe gefordert werben ($. 710) 
Wenn jebody die dos mit Rüdfiht auf die Ehe mit einer beftimmten Perfon vermaht 
wurde und die Ehe aus Verſchulden ver bedachten Perſon nicht zu Stande kommt, fo 
kann fie vom Erben zurüdgeforbert werden . Wenn eine dos einer Unverheiratheten 
ohne Bezug auf die Verheirathung mit einer beftimnten Perfon vermacht wurde, ift bie 
Zweckbeſtimmung ganz ohne Wirkung und Bedeutung (8. 711) 2. 





? Bol. Sintenis, III, 736; Vangerow, II, 2 Bol. Sintenis, II, 8. 218, ©. 78; 


8. 555, Anm.; Bering, ©. 778; Unger, Erb- | Unger, Erbredt, $. 75, Abſatz 2, und übe 
recht, 8. 72, Abfah 3. die Anfichten der öſterr. Juriften Unger, a. & 
8 Bgl. Unger, Erbredt, $. 72, Anm. 7. D., Anm. 7. 


I Bgl. Unger, Erbrecht, $. 75, Anm. A, 


a 


Hanptkäd XI. Bon den Bermäätnifen. 66. 669-673. 333 


Wurde die dos dem Manne mit Nüdficht auf eine beftimmte Ehe vermadht, fo 
R der Bermädtniganfprud auch der rau zu, weil ihr die dos nad Auflöfung ber 
e zufällt (8. 1229). Wurde fie der Frau vermacht, fo bat bloß dieſe und der 
an nur in ihrem Namen einen Anſpruch darauf ?. 

. Wurde die Höhe des Heirathsgutes vom Erblaffer nicht beftimmt, jo kommt bie 
Kidrift des 8. 670% zur Anwendung. Eine unehelihe Tochter bat auf ein folches 
—* Anwendung, welches ſie von ihrer Mutter bei mittelmäßigem Vermögen 
anzuſprechen hätteꝰ. Wäre die Mutter unbekannt, fo bliebe nichts übrig, als 
ij den Stand und die genofjene Erziehung der Legatarin zu ſehen. Daſſelbe ift 
M and) dann anzunehmen, wenn der Erblafler einen Betrag bed zu leiftenben Hei⸗ 
ausgefett hat und biefer aus was immer für einem Grunde nicht zu er- 

| 

8. 672, 
Beſondere Vorſchriften über bad Vermächtniß: 6) Des Unterhaltes, ber Erziehung ober Koft. 


Das Bermädtniß des Unterhaltes begreift Nahrung, Kleidung, Wohnnug und die Übrigen 

fie, und zwar anf lebenslang, wie and den nöthigen Unterricht in fi. Alles dieſes 
d and unter Erziehung verftanden. Die Erziehung enbigt fi mit der Volljährigkeit, 
sr Soft wirb Speife und Trant anf Iebenslang begriffen. 









* 
@ 


iſt ©. 
Ueber den 8. 671 vgl. die Bemerk. zu den 88. 787—794. 


8. 6783. 


Des Maß der im vorftichenden Paragraphen angeführten Vermächtniſſe, wenn es weber 
dem ausdrücklichen, noch aus dem ftillfchweigenden, durd bie biäherige Unterftäkung er⸗ 

kien Willen des Erblafiers erhellt, muß nach dem Stande beftimmt werden, welder dem 

mier eigen ift oder wozu er durch die genoſſene Verpflegung vorbereitet worden iſt. 

y 







Wenn eine Summe oder Quantität als eine in gewiflen Zeitabfchnitten wiederfehrenve 
g vermacht wird ($. 687), fo heißt ein ſolches Vermächtniß ein Renten- 
— achtniß, welches von dem Ratenvermächtniſſe zu unterſcheiden ift, bei dem zu 
| des Belafteten Theilzgahlungen mit verfchiedenen Zahlungsterminen angeorbnet 
ww Beim Rentenvermächtniß find fo viele einzelne Bermädhtniffe, als Termine wieder: 
em, und jedes berfelben hat feinen eigenen Anfalltag, welchen ber Legatar erleben 
wb, in welchem alle er e8 auf feine Erben transmittirt, obgleich es erſt bei Ablauf 
er beſtimmten Frift gefordert werben fann (8. 687). 

Eine Art des Rentenvermächtniſſes ift auch das Alimentenlegat. Es hat, wenn 
Nachlaß nicht zur Befriedigung ſämmtlicher Legatare Hinreiht, den Vorzug vor allen 
N Legaten ?, gebührt dem Legatar von dem Todestage bes Erblaſſers an ($. 691) ? 
wi nicht in der im $. 685 feftgefegten Frift, jondern immer auf einen Monat in 
hinein zu entrichten ($. 1418) ®. 








8 Unger, Erbrecht, $. 7. unehelihe Mutter befannt ift, $. 673 analog 
‘ Ba}. bayn Pachmann, „Noch Einiges von anzuwenden. 
en chtniſſe des Heirathsgutes nach Vgl. über die Begünſtigungen derſelben 
Wert. Rechte (8. 670 A. b. ©. B.)“ in Hai- | nah röm. Recht Vangerow, II, 8. 552, 
wele Magazin, XVI (1857), ©. 10 fg. Anm. 
® Anf den Stand der unebelichen Mutter 3 Bol. Unger, Erbrecht, 8. 74, Anm. 6. 
es nicht an, weil bie Tochter beffelben 3 Anderer Meinung find Winimwarter, IIT, 
theilhaftig wirb (8. 165). 219, und in ber Ztfehr. für Oeſterr. Rechtsgel. 
Anderer Anſicht Unger, Erbredt, $. 75, | 1830, I, 185; Nippel, Erl., IV, 361; Stuben» 
6; bagegen Damianitſch („Einige Fragen | rauch (1. Aufl., II, 510; 2. Aufl., I, 891, 
Mer das Er recht unehelicher Kinder” im Jurift, | Nr. 2). Bgl. dagegen Unger, Erbrecht, $. 74, 
%,112), Rah Stubenrauh (1. Aufl., I, | Aum. 2, 
M; 2, Aufl., I, 873) wäre auch, wenn bie 
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8. 674. 
Befondere Vorihriften über das Vermächtniß: 7) Der Mobilien, bes Hausrathes. 
Unter Mobilien (Meubeln) werden nur die zum anfändigen Gebrauche der & 
unter Hausrath oder Einrichtung zugleich die zur Führung der Haushaltung erfor 
Geräthſchaften verftanden. Die Werkzeuge zum Betriebe des Gewerbes ſind, ohne e 
lichere Erflärung, darunter nicht begriffen. 


8. 676. 
Beſondere Vorſchriften über bad Vermächtniß: 8) Eines Behältniffes. 

Iſt Jemandem ein Behältniß vermacht worden, weldes nicht für ſich ſelbſt be 
dern nur ein Theil eines Ganzen ift, jo wird in der Regel vermuthet, daß nur d 
Stüde zugedacht worden find, welde ſich bei dem Ableben des Erblafferd darin 
und zu deren Aufbewahrung das Behältui feiner Natur nad beftimmt oder von db 
laſſer gewöhnlich verwendet worden ift. 


8. 676, 


Iſt hingegen dad Behältniß beweglich oder doch eine für fi beftchende Ende 
der Legatar nur auf das Behältniß, nicht and auf die darin befindlichen Sachen An 


$. 677. 


Wird ein Schran!, ein Kaften oder eine Lade mit allen darin beſindlichen Sa 
macht, fo rechnet man dazu auch Gold und Silber, Schmud und baares Geld, felbft 
Legatar dem Erblafier auögeftellten Schuldfcheine. Andere Schuldſcheine oder Urkund 
anf fih Forderungen und Rechte des Erblafierd gründen, werden nur baum dazım g 
wenn fich außer denſelben nichts in dem Behältuifie befindet. Zu einem Bermächtaifie 
Sachen gehören auch die zu ihrer Verführung beftimmten Gefäße, 


8. 678. 
Befondere Vorihriften über das Vermächtniß: 9) Der Juwelen, bes Schmudes unb PBuges. 
Unter Juwelen werden in der Negel nur Edelfteine und gute Perlen, unter Sci 
die nnechten Steine und das aus Gold und Silber verfertigte oder damit überze 
ſchmeide, weldes zur Zierde der Perfon dient, und unter Bub dasjenige verſtaud 
außer Schmuck, Gejchmeide und Kleidungsſtücken zur Verzierung der Perfon gebraud; 


8. 679. 
Befondere Vorſchriften über bad Vermächtniß: 10) Des Golbes oder Silbers, ver Wäſche, Equip. 
Das Vermächtniß des Goldes oder Silberd begreift da3 verarbeitete und umver: 
doc nicht das gemünzte, noch auch dasjenige in fid, was nur ein Theil oder eine B 
eines anderen Verlaflenfhaftsftüdes, 3. B. einer Uhr oder Dofe, anögemadt. Di 
wird nicht zur Kleidung, und Spigen werden nicht zur Wäſche, fondern zum Pub y 
Unter Equipage werden die zur Bequemlichkeit des Erblafierd beftimmten Zugpfi 
Wagen ſammt dem dazu gehörigen Geſchirr, nicht auch Reitpferde und Reitzeug ver 


$. 680. 
Befonbere Vorſchriften über bad Vermächtniß: 11) Der Baarichaft. 
Zur Baarſchaft gehören auch jeue öffentlichen Treditpapiere, welche im ordentli 
laufe die Stelle des baaren Geldes vertreten. 


Das Vermächtniß einer Sadgefanmitheit, die entweder eine Universits 
oder vom Erblaſſer unter einer Gollectiobezeihnung zufammengefaßt wird, ift ı 
ein Compler mehrerer Vermächtniſſe an den einzelnen darunter begriffenen 
fonvdern nur als ein einziges Vermächtniß aufzufaffen; es Kann baher nur de 
Vermächtniß angenommen oder ausgejhlagen werben. 

Der Umfang des Vermächtniſſes richtet fi) nad dem Zeitpunfte des Te 
Erblaſſers, nicht der Teftamentserrihtung. Sollten zur Zeit des Todes bes E 
niht mehr fo viele Sachen vorhanden fein, daß die von dem Erblaſſer 
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zeichnung paßt, fo bleibt das Vermächtniß dennoch wirffam, wenn nit aus ben 
uflinden eine andere Abſicht des Erblaſſers hervorgeht 1. 












8. 681. 
Beſondere Vorſchriften Über bad Vermächtniß: 12) Meber bie Benennung Kinber. 

Unter dem Worte Kinder werden, wenn der Erblafler die Kinder eines Anderen bebenft, 

bie Söhne und Töchter; wenn er aber feine eigenen Kinder bedenkt, andy die an deren 

e tretenden Nahtömmlinge begriffen, weldhe bei dem Ableben des Erblafiers ſchon 

werben. 
8. 682. 
Beſondere Borfäriften über das Vermächtniß: 13) Verwandte. 


Ein ohne nähere Beſtimmung für die Verwandten ansgeſetztes Vermächtniß wird den⸗ 
en, welche nad der gefeßlichen Erbfolge die nächſten find, zugewenbdet, und die oben in 
8. 559 über bie Vertheilung einer Erbſchaft unter ſolchen Perſonen, welde für Eine 
Werfen augeſehen werden, aufgeftellte Regel iſt anch auf Vermächtniſſe anzuwenden, 
v 8. 688. 
u Befondere Borfäriften über bad Vermächtniß: 14) Dienftperfonen. 

Hat der Erblafler feinen Dienftperfonen ein Vermächtniß binterlafien und fie blos durd 
Bad Dienftverhältniß bezeichnet, fo wird vermuthet, daß es diejenigen erhalten follen, welde 
er Zeit feines Ablebens in dem Dienitverhältuifie ſtehen. Doc Tann in diefem, fowie in 
‚Üsrigen Fällen die Vermuthung durch entgegengefette ftärkere Vermnthungsgründe auf: 
ben werden. 


* Die Beltimmung des 8. 682 fuchen Sceiblein (tt der Zeitſchr. für öſterr. R. G., 
MH, 157), Rippel (IV, 288 fg.), Winiwarter (III, 176 und 206), Stubenraud) 
(1. Aufl., II, 452 und 493, 2. Aufl., I, 859, 882), Füger, ErBrecht (II, 177 fg.) 
uch mit $. 651- in Einklang zu jeßen, daß fie unter Verwandten nad $. 682 
andte des Erblafjers verftehen. Mehr hat jevoh die Anficht Unger's (Erb- 
t, 8. 57, Anm. 7) für fih, daß 8. 651 feinem Wortlaut gemäß auf die Aus« 
g einer Summe „zur Bertheilung” an Verwandte oder Dienftperfonen (Diftributions- 
achtniß) zu befhränfen, in ben Fällen der 88. 682, 683 aber ein Verwandten 
Dienftperfonen direct zugewendetes Vermächtniß anzunehmen fei. 










8. 684. 
Anfalltag bei den Vermädtnifien. 

Der Legatar erwirbt in der Regel ($. 699) gleih nad dem Tode des Erblaſſers für fi 
uud feine Nachfolger ein Net auf dad Vermächtniß. Das Eigenthumsrecht auf die ver- 
waste Sache aber Tann nur nad den für die Erwerbung des Eigenthumes in dem fünften 
Hanptſtücke aufgeftellten Vorſchriften erlangt werden, 


Die gemeinrechtlich herrſchende Anficht geht dahin, daß bei Vermächtniffen ver 
Unterſchied zwifchen Delation und Acquifition ausgejchloffen fei, daß e8 zum Erwerbe 
des Bermächtniffes Feiner Erklärung der Annahme von Ceite des Legatars bebürfe, 
fondern das Vermächtniß von dem Bedachten ipso jure erworben werde; daß ber Be- 
bahte jevcch den Erwerb des Vermächtniſſes ausſchlagen und dadurch vereiteln Fünne 1. 
In tem Gegenftande des Vermächtniſſes? wird nad gem. Rechte, wenn berfelbe 





I Bol. Bangerow, II, 8.553, Anın.; Arndts, | ficht vertheidigt Köppen in bdiefer feiner Ab— 
670; Sintenis, III, $. 217, ©. 731 fg.; | handlung, ©. 126 fg., insbefondere ©. 184 fg. 
er, Erbredit, F. 69. Bol. gegen dieſen linger, Erbrecht, 8. 62, 
Bgl. Roßhirt, I, 474; Sintenis, III, | Anm. 2. 
128; Arndts, $. 555, und die von Köppen 3 Man bat zu unterfcheiden zwiſchen dem 
kiner Abhandlung „Zur Lehre vom Erwerb | Rechte auf das Vermächiniß (Recht zu ber 
der Erbfchaft und des Bermächtniffes‘ in den | Einzelnnachfolge, Recht zur Annahme oder 
dahrbüchern für Dogmatil, V (1861), ©. 125, Ausfehlagung des Legats), dem Rechte ans 
Am, 1 Angefiiprten. Die entgegengefebte An- | bem Vermachtniß (Recht ans ber Einzeln- 


er 
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eine bejtimmte einzelne Sache, namlich das Eigenthumsrecht an derſelben ober ein f4 
darauf beziehendes jus in re aliena ift und fih die Sade im Ci des Erh· 
laſſers befand, vom Legatar unmittelbar das vermachte dingliche t ſelbſt (nt 
blos ein Forderungsrecht gegen den Erben) erworben *. Ebenſo bedarf es bei ver 
machten Torberungsrechten, welche bereits dem Erblaſſer zuftanden, Teiner Abtretung 
berjelben von Seite des Erben, fondern es vertritt die erblaſſeriſche Berfügung felhk 
ſchon die Stelle der Geffion*. Nur werm das vermachte Hecht nicht ſchon dem Eri 
laſſer zuftand, erwirbt der Legatar blos einen perjönlihen Anſpruch gegen ber 
Onerirten ®. 

Die in $. 684 gebraudten Worte „ver Legatar erwirbt .... ein Recht auf bat 
Vermächtniß“, anftatt „der Legatar erwirbt das Vermächtniß“, deuten darauf Hin, ba 
ber Legatar nach öſterr. Recht das Vermächtniß nicht ipso jure erwirbt, ſondern be 
e8 hierzu einer Erklärung der Annahme beffelben von Geite des Legatars bebarf‘, 
Diefe braucht jedoch nicht in der durh $. 799 für Erberklärungen vorgefchriebene 
Form abgegeben zu werben, fondern kann in beliebiger Weife dem Erben 
ftattfinden . Auch was den Erwerb des Gegenftandes bes Vermächtniſſes anbelaut 
unterfcheibet fih das öfterr. Recht vom gemeinen Rechte. Nach öſterr. Rechte erwirkt 
der Legatar nur einen perfönlihen Anfpruch gegen den mit ber Entrichtung be 
Legates befchwerten Erben ober Legatar, ober, wenn biefe die Erbſchaft ober bas Legt 
nicht erworben haben, gegen diejenigen, weldhe an beren Stelle getreten find (dr, 
8. 684, 2. Satz) ®. 


8. 685. 
BablungBtag. 
Das Bermächtniß einzelner Verlaſſenſchaftoſtücke und darauf ſich beziehender Rechte, Heiz 
Belohnungen des Dienſtgeſindes und fromme Bermädtnifie können ſogleich, audere aber cf 
nach einem Jahre, von dem Tode des Erblaflerd, gefordert werben. 


$. 686. 


Bei dem Vermächtniſſe eines einzelnen Berlafienigaftsttüdes Tommıen dem Legater und 
bie feit dem Tode des Erblaflers Ianfenden Zinfen, entftandenen Nutzungen und jeber andere 
Zuwachs zn ftatten. Er trägt hingegen aud alle auf dem Legate haftende Laften und jeihk 
den Berluft, wenn es ohne Verſchulden eines Anderen vermindert wird ober gänzlid m 
Grunde geht. 


Ob ein Legat, welches an Dienftperfonen auagelet ift, al8 „eine Heine Beloh⸗ 
nung“ (8. 685) derſelben anzufeben ift, bat mit Rüdfiht auf den Stand der Ber 
laſſenſchaft der Richter zu beftinmen. 


Große Meinungsverfchiebenheit herriht darüber, was unter „frommen Vermächt⸗ 





nachfolge, Vermächtnißrecht) und bem Rechte 
an dem Bermädtniß 
machten Objecte, Eigentgumsreiht 2C., 0X causa 
legati). Unger, Erbredt, $. 62, Anm. 8. 
Bol. auch Puchta, Borlef. Über das heutige 
rom. Recht (4. Aufl., beſorgt von —*8 
Leipzig 1855), II, 8. 541; Koch, II, 8. 869. 

3 Bol, Mayer, Die Lehre von Legateı, 
8. 7; Marezol, „Zu der Lehre von ben 
Vermächtniſſen“ in der Gießer Ztiſchr. f. Eiv. 
R. und Pr., IX (1835), ©. 280 fg.; Sinte⸗ 
nis, 8. 123, ©. 705; Fitting, im Eiv. 
Archiv, XLII (1859), ©. 156 fg., 163 fg. 
Wurde eine Sache nit jhon vom Erblaſſer 
ale Species legirt, fonbern find res, quae 
numero, pondere vel mensurs consistunt, 
legirt worben, fo gebt das Cigenthumsredht 
natürlich erft ad getroffener Wahl (welches 
nad gem. Recht dem Legatar zufteht) auf ben 


(Recht an bem vers. 


Legatar über, weil bas Eigenthumsrecht immer 
eine ber Species nah beflimmte Sache zur 
Gegenftande haben muß (Marezoll, a. a. D- 
S. 287, 305 


* Bol. Sintenis, III, $. 128, ©. 706. 

d Bol. Bangerow, II, $. 581. 

Ss Bgl. Unger, Erbredt, $. 62, An. = 
Der Unterfchieb des äfterr. Rechte vom gem 
Recht zeigt fih praltiich im Fall ber Erurm 
nung eines Bulgarfubftituten. Nah öfe- 
Hecht geht ber Bulgarfubftitut dem Erben b 
Legatars, welcher fich über bie Annahme nem 
nit erflärt bat, vor. Nah ber entgege= 
gelegten Auffaffung, nach welcher ber LegaiiE 
Das Vermächtniß ipso jure erwirbt, w 
bie Erben des Legatars dem Subflituten van 
geben. Vgl. Unger, Erbredt, 8. 62, Nam 

T Unger, Erbrecht, 8. 62. 

® Bal. Unger, Erbrecht, 8. 64, Anm. 1 
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fen” (8. 685) zu verftehen ift. Am weiteften geht Prodner 1, welder mit Rüdficht 
nf das Grbftenerpatent vom 15. Dct. 1810 zu den frommen Legaten alle diejenigen 
shmet, „welche vermöge der Beftimmung des Erblaſſers oder des Geſetzes zunächſt zu 
attesdienftlichen Functionen, für bie zur Uebung der Andacht gemeihten Orte, für bie 
Mlichleit, auf Gegenftände des Eultus und der allgemeinen Verehrung, zur Befefti- 
—* und Ausbreitung der Religion, zur Unterſtützung der hülfloſen und leidenden 
ſchheit, zur Bildung der Zugend mittelbar oder unmittelbar, endlich als Nachläſſe 
ver Grundherren hinſichtlich der aus dem emphyteutiſchen Verhältniſſe entſtandenen, aber 
m Rückſtande gebliebenen Giebigkeiten an ihre Grundholden angeordnet werden“; 
zählt jene Vermächtniſſe zu den frommen, welche unmittelbar zu religiöſen 
oder für Stiftungen und Arme beſtimmt find; Nippel ? jene, welche der Erb- 
Wer zur Rettung und Ruhe feiner Seele zu wohlthätigen oder religiöfen, fogleich zu 
mlifirenden Zwecken ausſetzt; Winiwarter * alle jene, welche im Berhältniß der Ber- 
flenfchaft nicht beträchtlich und für die Armen zur Bertheilung oder zu religiöfen, fo- 
eich zu realiſirenden Sweden oder endlich zu folden, zur Berforgung hülfsbedürftiger 
erfonen beftimmten Inſtituten binterlaflen werben, zu welchen Teine geſetzlichen Bei- 
äge beftehen; Stubenraud) * a) alle diejenigen, welche ber Erblaſſer ſelbſt als folde, 
ver unter dem Ausprude zu frommen Werken, zu frommen Abficdhten ohne 
ibere Beftimmung bezeichnet; b) jene, welche ber Exblaffer zur Rettung und Ruhe 
iner Seele ausſetzt; c) Vermächniſſe auf heilige Meilen und andere religiöfe 
mede,; d) Bermädtniffe an ArmezAlinger 9 jene Vermächtniſſe, welche an die Sirche 
möbejondere auf Meſſen und zur e der Seele) an die Armen umd an alle Wohl- 
Ktigleitsanftalten, wie an Armenhäufer, Waifenhäufer und Kranfenhäufer, nicht aber 
uch jene, welhe an Schulen und Univerfitäten, fowie an andere gemeinnüßige 
Inftalten binterlaflen werben. 

Unzweifelhaft find bie “„zur Rettung und Ruhe ber Seele des Erblaffers” auß- 
esten Bermächtniffe „‚fronme” im Sinne des 8. 685, inven fie das Hofd. vom 
. Mär; 1809 (9. ©. ©., Nr. 885) ausdrücklich als folche bezeichnet. Auch die den 
Itmen zufallenden Bermächtniffe werden durch Hofd. vom 22. Dec. 1788 (3. G. S., 
Re. 938) ansbrüdiih unter die frommen Vermächtniſſe gezählt und find nah Hofd. 
wa 17. Sept. 1812 (9. ©. ©., Nr. 1006) fogleih auszuzahlen. Daß aber aud 
Bermächtnifie an Waifen- und Krankenhäuſer hierher zn rechnen find, dürfte aus dem 
Frunde nicht zu bezweifeln fein, weil jene Inftitute früher in innigem Zufommenhange 
wit den Kirchen ftanden und Bermächtniffe an fie den Vermächtniſſen ad pias causas 
glächgeftellt wurden 7. | 
8. 687. 

Bird Jemandem ein in wiederkehrenden Friften, als alle Jahre, Monate u. dgl., zu 
kißender Betrag vermadt, jo erhält der Legatar ein Recht anf den ganzen Betrag diefer 
FR, wenn er and nur den Anfang der Zrift erlebt hat. Tod Tann der Betrag erit mit 
Ahlanf der Zrift gefordert werden. Die erfte Friſt füngt mit dem Sterbetage des Erblaflerg 
im laufen an. 


Bol. die Bemerkungen zu ven 88. 672 und 673 d. W. 


8. 688. 
Net des Legatard zur Sicherftellung. 

Ja offen Fällen, in weichen ein Gläubiger von einem Schuldner Sicherftellung zu fordern 
Deregtigt ift, Tann auch ein Legatar die Sicherſtellung feines Legates verlangen. Wie die 
Emerleibung eines Bermächtnifies, zur Begriindung eines dinglichen Rechts, gefcgehen müſſe, 
in sben 8, 437 vorgeſchrieben worden. 





P4/ „ 
* Produer, „Ueber ben Begriff frommer Ber- 5 Stubenraud, 1. Xufl., II, 505; 2. Aufl., 
Wahteiffe nach Öfterr. Gefeen” in ber Ztfchr. | I, 888. 
Ar äkeır. Rechtögel, (1837), II, 33 ig., 46. 8 Unger, Erbrecht, 8. 64, Anm. 6. 
‚ „aller, II, 635. 7 Bol. Mühlenbruch, Fortſetzung von Glüd'e 
‚Nippel, IV, 351. Banbeften, XLII, 132; Unger, Erbrecht, 8. 64, 
Biniwarter, III, 179. Anm. 6, 


d. Lirchſtet ter, Commentar. 9. Aufl, 22 
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Eine amtliche Fürſorge für die Rechte der Pegatare findet nur infofern ftatt, als 
die Einantwortung an den Erben wicht erfolgen darf, wenn nicht bie eig tigten 
Legatare von dem Legatsanfalle verfländigt (8. 817 X. 6. ©. B. unb 8. 161 de 
Gejeges vom 9. Aug. 1854) und bie minderjährigen ober pflegebefohlenen oder felde 
Legatare, deren Perfon noch ungewiß ift, fowie die den Armen, Stiftungen, Kirch 
Schulen, geiftlihen Gemeinden, öffentlichen Anftalten oder fonft zu frommen ober ge 
meinnügigen Zweden beftimmten Tegate (FF. 160 und 159 bes Geſetzes vom 9. Anz. 
1854) bezahlt oder fichergeftellt find und fich der Erbe hierliber bei der Berlaffenfhafte 
inftanz ausgewiefen hat. 

Es fteht jedoch jenen Legatareı, deren Legate in fortlaufenden jährlichen Zahlungen 
beftehen oder deren Bezahlung entweder von einer noch nicht verſtrichenen geſetzlichen 
Friſt ($. 7, oder von einer dem letzten Willen beigefügten Zeitbeſtimmung oder 
Bedingung abhängig ift, ſowol vor al8 nad) der Einantwortung ein Recht auf Sicher- 
ftellung ihres Legatanſpruches zu (8. 161 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854) 
Endlich hat jeber Legatar vor erfolgter Einantwortung das Recht, die Abfonderung be] 
Berlaffenfhaft vom Vermögen des Erben (beneficium separationis) zu verlangen. || 

Bol. die Bemerf. zu den 88. 811 und 8122. | 


x. 689. 
Bem ein erlebigtes Vermächtniß zufalle? 

Ein Vermächtniß, weldes der Legatar nit annehmen Tanı aber will, füllt anf ba 
Nachberufenen (8. 652). If tein Nachberufener vorhauben mb ift Bas ganze Bermüdteih 
mehreren Perfonen ungetheilt oder ansbrücklich zu gleichen Theilen zugedacht, ſo wäüchſt der 
Antheil, den einer von ihnen nit erhält, den Übrigen ebenfo, wie ben Miterben bie Erb 
ſchaft zu. Außer ben gebadhten zwei Füllen bleibt das erledigte Vermächtniß tn der Erik 
ſchaftsmaſſe. 


Nach röm. Recht unterſcheidet man, ob mehrere Legatare in verſchiedenen Sätzen 
(verbis disjuncti), aber mit derſelben Sache (re conjuncti) bedacht wurden, oder ob 
fie in demſelben Sage mit demſelben Vermächtniſſe (re et verbis conjuncti), ober ob 
fie endlich im Ausdrucke miteinander verbunden, jebody mit verfchievenen Bermächtnifien, 
wären dieſe auch Theile derfelben Sache, bedacht (verbis conjuncti) find. 

Sind mehrere Legatare mit derfelben Sache, aber in verichiedenen Sägen bedacht, 
z. B. wenn ed in ber Iegtwilligen Verfügung heißt: „Ich vermadhe dem A mein 
Haus; ich vermadhe dem B mein Haus”, fo ift eigentlich Jeder zum Ganzen berufen, 
fie beſchränken fi gegenfeitig nur durch ihre Concurrenz und es accrefcirt beim Bez 
falle eines Legatars dem anteren bie Hälfte deſſelben, oder vielmehr fie becrefcirt 
ihm nit ?. 

Sind mehrere Legatare re et verbis conjuncti, z. B. in der Verfügung: „IS 
vermache vem A und dem B mein Haus“, fo find zwei Auffaffungen möglich, nämlich 
daß beim Wegfall eines Legatars, wie bei re tantum conjuncti, blos der Antheil bed 
Anderen nicht vermindert wird, oder daß ver Erblaffer durch die unmittelbar angeorbneit 
Concurrenz eine Theilung zwifhen ven Legataren beabfidhtigte, und es ift nad röm. 
Recht freitig, ob in diefem alle Anwachſung ftattfindet Sind mehrere Legatare 


I Diefer Anſpruch auf Sicherftellung kaun 
im Verfahren außer Streitfahen geltend ge» 
macht werden. Obftg. Entih. vom 29. Sept. 
1859, 3. 10893; Slafer, Unger und Walther, 
II, Rr. 879. 

2 Nach 8. 19 des Ref. Entw. eines Geſetzes 
über den Erbichaftserwerb kann der Fegatar in 
allen Fällen, in benen fein Anſpruch nicht 
ohnehin ſchon fichergeftellt erfcheint (f. Motive, 
©. 120, Abf. 1 und 3), binnen einem Jahre 
nah dem Gintreten des Erbanfalles Sicher⸗ 
ftellung verlangen. 


! Bering, S. 728. 

2 Bol. hierüber Franke, Beiträge zur Er⸗ 
läuterung einzelner Rechtsmaterien (Göttingers 
1828), Abhandlung Nr. 6, ©. 115 fg.; Mayer 
(M. S.), Das Recht der Anwachſung bei dem 
teft. und geſetzl. Erbrechte (Tübingen 1835), 
S. 90 - 95; Schneider (K. A.), Das alteivile 
und juſtinianiſche Anwachſungérecht bei Legaten 
und die caducariſchen Beſtimmungen ber Lex 
Iulia et Papia Popp. (Berlin 1837), &. 52 fg.; 
Müplenbrud, Fortſetzung von Glücks Banbdelten, 
XLIII,252fg.; Sintenie, III, g. 213, G. 708, 709. 
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Web verbis conjuncti, 3. B. in der Verfügung: „Ich vermache dem A und bem B 
mis Dans zu gleichen Theilen“ oder „dem A zu Y,, dem B zu %,”, fo findet nad 
Km. Recht in keinem Falle Anwachfungereht flatt und es wird angenommen, daß jeber 
Iupatar wit feinem Untheil als ausfchlieglichem Gegenftand honorirt wurde ®. 
Nach bſterr. Recht findet Anwachſungsrecht ftatt, fo oft ein und bafielbe Bermächt⸗ 
u mehreren Perfonen ungetheilt zugedacht ift, wenn fie alfo re conjuncti find, gleich⸗ 
in einem und bemfelben Sage gefchieht oder nicht (ob fie re tantummodo 
verbis conjuneti find). Die Satverbindung zieht fowenig, wie nad) 
‚m, Hecht Amwachſungsrecht nad fih®. Dagegen hat nad, öſterr. Recht fchon bie 
sbrädliche — zu gleichen Theilen deſſelben Vermächtniſſes An- 
t zur Folge o. 








8. 690. 
Reit des Erben, wenn bie Laſten bie Maſſe erihöpfen. 
Beun bie ganze Erbſchaft Inch Vermächtniſſe erſchöpft ik, fo Hat ber Erbe nichts 
„ als bie Bergätung feiner zum Beſten ber Mafle gemachten Auslagen und eine feinen 
Dmühnugen anugemefiene Belohnung zu forbern. Will er den Nachlaß wicht ſelbſt verwalten, 
hmub ex am bie Anfftellung eines Curators anlangen. 


8. 691. 


Können nicht alle Legatare ans ber Verlaſſenſchaftsmafſe befrichigt werben, fo wird das 
isgat des Unterhaltes vor allen anderen entrichtet, und dem Legatar gebührt ber Unterhalt 
m dem Tage des Erbanfalles 


8. 692. 
RNecht des Erben, wenn bie Laften bie Nafſe gar überfteigen. 
Neigt bie Berlaflenfcheft zur Bezahlung ber Schulden, anderer pflichtmäßigen Anslagen 
gar Beridtigung aller Vermächtniſſe nicht zu, fo leiben bie Legatare einen verhältniß⸗ 
ühigen Abzug. Daher ift ber Erbe, folange eine ſolche Gefahr obwaltet, die Vermächtnifſe 
we Sicherſtellung au berichtigen nicht ſchuldig. 


8. 69. 


Im Falle aber, daß die Legatare die Bermächinifie bereits empfangen haben, wird ber 
Jung nah dem Werthe, deu das Vermächtniß zur Zeit bed Empfanges hatte, unb ben 
maus gezogenen Nutzungen beftimmt. Doch fteht dem Legatar and nach empfangenem Ber: 
itmi noch immer frei, zur Vermeidung des Beitrages, dad Vermächtniß aber den oben 
naüguten Werth und bie bezogenen Nutsungen in die Maſſe zuridzuftellen; in Nüdjicht der 
Ierbefferungen, und Verfchlimmerungen wird er als ein redlicher Beſitzer behandelt, 


Die Beftimmung des 8. 692 gilt nur von folhen Erben, welde die Erbſchaft 
nit der Rechtswohlthat des Inventars angetreten haben (3. 801, 802). 

Streitig ift es, ob die Legatare, welche nicht vollftändig zur Befriedigung 
plangen, zum Zweck der Beitimmung des Werthes ter Verlaſſenſchaft die Feilbietung 





® Bol. Sintenie, III, 8. 213, ©. 709; eBgl. auch Obſtg. Entſch. vom 19. Mai 
sow, II, 8.574, Anm.; Vering, ©. 729, | 1859, 3. 4199; Glafſer, Unger und Walther, 
such Burdardi, „Ueber das Anwachfungs- | II, Nr. 796, und vom 13, März 1861, 3.1604, 
u bei Bermächtuifien” in Belter’s und Din- | ebend. III, Nr. 1283; Divorzat, in der Defterr. 
Yes Iahrbiichern bes gem. beutfchen Rechte, | Biertelj. Schr., VIII (1861), &. 78 tz. ins⸗ 
va), &.1, 14 fg., 31, 32. bef. S. 91; Unger, Erbrecht, $. 63, Anm. 3 
"Ye. Ynger, Erbrecht, 8. 63, Anm.4a.@. | und 5 a. 
"Bel. Unger, Erbrecht, 8. 68, Ann. 5. 
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verfelben verlangen fünnen oder ber Berechnung des Werthes ber Verlaſſenſchaft ber 
Imventardwerth zu Grunde zu legen fei!. Für vie letztere Anficht fpricht insbeſondere 
der Umſtand, daß auch die Notherben nah ausdrücklicher Beſtimmung bes 8. 784 wht 
berechtigt find, zur Erhebung des wahren Werthes ter Berlaffenfchaftegegenflände auf 
eine Feilbietung berfelben zu bringen. Schwierigfeiten bei der Berechnung des Abzuget 
ergeben fi) beim Vermächtniſſe von Alimenten und anderer wieberlehrender Leitungen 
und des Fruchtgenuſſes. 

Daß beim Vermächtniß von Alimenten, wenn der Nachlaß nicht Hinreicht, um 
biefelben aus den Erträgnifien befjelben zu beflreiten, ver Vermächtnißnehmer jofert 
den ganzen Nachlaß für fih in Anſpruch nehmen fünne, um ſich durch zwerdmäßige 
Benugung deflelben den für feine Lebenszeit nöthigen Unterhalt fichern zu fönnen, 
wie Nippel? behauptet, ift ganz gewiß unrichtig. Ebenſo wenig Grund ift 
die Behauptung vorhanden, daß in einem folhen Falle der Vermächtnißnehmer fi 
von jeder einzelnen Alimentenrate einen verhältnigmäßigen Abzug gefallen Iaffen 
müffe, fondern es wären ihm, wenn nicht ein anderes Webereinfommen getroffen 
wird, bie nöthigen Alimente ungefchmälert fo lange zu verabreihen, als ver Nachlaf 
ausreicht ?. 

Beim Vermächtniß jährliher Renten und des Fruchtgenuſſes wäre, da hier ein 
ſolches Vorzugsrecht, wie e8 den Alimenten eingeräumt iſt, nicht flattfinbet, zuerft da 
Kapitalswerth des ten Bermächtnißnehmern wirflih zugebachten Bermächtnifies ze, 
berechnen, fodann der SKapitalswerth des ihnen nah dem Stande der Berlaſſen⸗ 
haft zufommenden Vermächtnifſſes zu beftimmen und in bemfelben Verhältniß, in 
welchem ſich die Größe des ermittelten Kapitald vermindern würde, andy bie jährlide 
Rente oder Fruchtgenuß herabzujegen *. 

Fällt der Alimentenbezugsberechtigte oder der mit einem Yriftenvermächtniffe ober 
einer Leibrente Bedachte hinweg, ohne den ihm gebührenden Kapitalswerth ganz bezogen 
zu haben, fo wird er auf die anderen nicht gänzlich befriebigten Legatare vertheilt. 

Nicht zu billigen ift die Beſtimmung des $. 693, daß ım Falle, als die Legatare 
die Vermächtniſſe bereit8 empfangen haben, der Abzug nad) dem Werthe tes Bermädt- 
nifies zur Zeit des Empfanges zu berechnen ift. Diefe Beſtimmung widerſpricht 
nicht nur dem fonft auch nad öfterr. Recht geltenden Princip, daß der Werth der 
Berlaflenfhaft nad) dem Zeitpuntte des Todes des Erblaffers zu berechnen ift, ſonder 
e8 wird dadurch auch, wenn die Entrihtung der Vermächtniſſe zu verſchiedenen Zeiten 
erfolgt ift, immer ein anderer Stand des proportionell zu vertheilenden Nachlaß 


vermögensd gewonnen ®. 





! Der erfteren Anſicht find: Würth, „Rechte- 
jälle und Abhandlung über bie Frage, ob bei 
einer von Vermächtnifſen überfliegenen Ber- 
laffenfhaft die Legatare auf den Schätzungs⸗ 
werth berfelben befchränft find"? im Juriſt, 
III (1840), ©.453 fg.; Wildner, „Auch einige 
Gründe fiir die Anfiht, daß der Legatar im 
Falle der Unzulänglichteit bes Schätzungs⸗ 
werthes ber Berlaffenihaftsobjecte zu feiner 
Befriedigung auf ben Berfauf derfelben bringen 
bürfe”, Juriſt, IV (1840), ©. 182 fg.; Wini- 
warter, III, 228 fg. Die.lettere Anficht wird 
vertreten von Menzel, „Auch eine Anficht über 
bie Frage, ob dem Pegatar das Hecht zuftebe, 
im Nichtzureihungsfalle bes Schätungswertbes 
des mit der Rechtswohlthat bes Snentar 
angetretenen Nachlaſſes die Beräußerung bef- 
felben zur Erhebung des (fog.) wahren Wer- 
the8 zu verlangen”, Qurift, VIII (1842), 
S. 143 fg.; Stubenraud, 1. Aufl., II, 519 19. 
2. Aufl, I, 896 fg.; Unger, Erbrecht, $. 66, 


Anm. 3. 
3 Erläuterungen, IV, 369. 


Bol. Winiwarter, II, 224; Stmbenrand 
1. Aufl., U, 517; 2. Aufl., I, 89. 


Bgl. Unger, Erbredt, F. 66, Anm. 7; 
Winiwarter, LI, ‚ 227; Stubenraud, 
1. Aufl., II, 522; 2. Aufl., I, 899, Rr. 5. 


5 Unger, Erbredt, $. 66, Anm. 6 
„— Bollends verwidelt und fehlerhaft abeı 
wird bdiefe Beftimmung durch den Zuſatz, baj 
ber Abzug im falle bes Borausenpfanges «nad 
dem Werthe, den das Bermädtniß zur Zeit bei 
Empfanges hatte, und ben daraus gezoge: 
nen Nußungen beftimmt wirb». Das Ric: 
tige wäre vielmehr geweſen, auch in Anfehuns 
bes Werthes der einzelnen Legate auf die Todes: 
zeit des Erblaffers zu fehen, wie dies nad 
röm. Recht in Anjehung der Falcidiſchen Quart 
1.30, 8. : 5D. ad leg. falcidiam, 35,2) 
und im Pr. Recht, befien Beſtimmungen in 
diefer Materie das bürgerl. ©. 8. bog im 


Uebrigen aboptirt bat, ausdrücklich vorgefchrieben 
iſt (Mt. R., I, 12, $. 336, 343 )." 
a. a. O. 
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8. 694. 
Bon den gejegligen Beiträgen zu öffentlichen Anſtalten. 
Die Belträge, welche ein Erblafler nah ben politiihen Borfhriften ? zur Unterſtützung 







1 Die bier bezogenen politifchen Borfchriften 
fi zufammengeftellt in Michel's Hanb- 
bes allgem. Privatrechts für das Kaifer- 
Oeſterreich (Olmüt 1853), II, Nr. 1075— 


Urmen:, Invaliden⸗ und Srantenhänfer nnd Bes öffentlichen Unterrichtes in dem Teſta⸗ 
andgeleht Hat, find nicht als Bermädtniffe anzuſehen; fie find eine Stantsanflage, 
h ſelbſt von ben geſetzlichen Erben entritet und können nicht nad den Grundſätzen des 
Selsatrehtö , ſondern nur nach den politiſchen Verordnungen beurtheilt werben. 


1104 (&. 188—192) nnb in ber Taſchen⸗ 
ausgabe der öfterr. Geſetze, Nr. 5, Berfahren 
außer Streitfaden (Wien 1860), herausgegeben 


von a a 
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Bwölftes Hauptfüc. 
Bon der Einfchränfung und Aufhebung des letzten Willens. 


8. 695. 
Rechte des Erblaffers zur Einſchränkung ober Aenberung feines Ichten WillenS. 
Der Erblafler kann feine Anorbuung anf eine Bedingung, anf einen Zeityuutt, 
einen Auftrag ober eine erflärte Abſicht einfhränten. Er Iaun and fein TeRament 
Gobicil abändern ober es ganz aufheben. 





8. 696. 
Arten der Einſchränkung bes legten Willend: 1) Bebingung. 

Eine Bedingung heißt eine Ereiguung, weron ein Recht abhängig gemadt wir. 
Bebingung ift bejahend oder verneinend, je nachbem fie ſich anf ben Erfolg aber 
ber Ereiguung bezieht. Eie if aufſchiebend, wenn das zugebadte Recht erſt nad ihrer 
füllung zu feiner Kraft gelangt; fie iR anflöfenb, wenn das zugedachte Necht bei ihrem 
tritte verloren gebt. 


8. 697. 
Vorſchriften: a) Leber unverſtaͤndliche Webingungen. 


Ganz unverfiändliche Bedingungen find für nicht beigefeist zu achten. 


8. 698. 
Vorſchriften: b) Ueber unmöglicdhe ober unerlaubte Bebingungen. 
Die Anordnung, wohurh Jemandem unter einer anfihiebenden unmögliden Bebingung : 
ein Recht ertheilt wird, if ungültig, obſchon bie Erfüllung der Bedingung er im ber Zeige" 
numöglidh nnd die Unmöglichkeit dem Erblafſer befannt geworden wäre. ine auflöfenbe: 
nnmöglicde Bebingung wird als nicht beigefeht augeſehen. Alles dieſes gilt auch von ben 
unerlaubten Bedingungen. 


‘ 


&. 699, 
Borfäriften: c) Neber mögliche unb erlaubte Bebingungen. 
Eind bie Bedingungen möglich und erlaubt, jo Iaun das davon abhängenbe Necht mu 
durch ihre genaue Erfüllung erworben werben, fie mögen vom Zufalle, von dem Willen bei 
bedachten Erben, Legatars oder eines Dritten abhängen. 


8. 700. 
Borigriften: d) Ueber Bebingung ber Nichtverehelichung. 

Die Bedingung, daß der Erbe ober der Legatar fi, felbft nad erreichter Großjäkie 
leit, nit verehelichen ſoll, iR als nit beigeſetzt anznſehen. Nur eine werwitiwete Perle 
muß, wenn fie ein oder mehrere Kinder hat, die Bedingung erfüllen. Die Bedingung, def 
der Erbe oder Legatar eine beftimmte Perfon nicht heirathe, fan gültig auferlegt werben 


8. 701. | 
Borfchriften: e) Wenn bie Bebingung bei dem Leben bes rblaflers erfüllt worden. | 
It die im der letzten Willenserklärung vorgeichriebene Bedingung ſchon bei bem 
des Erblafierd eingetroffen, fo muß bie Erfüllung berieiben nah bem Tube des Erb 
nur dann wiederholt werben, wenn bie Bebingung in einer Handlung Des Erben ader Arge 
tars beſteht, welche von ihm wiederholt werben Tann. 


uptküd XII. Bon der Einfhränkung und Aufhebung deB Ichlen Wiens. $5. 695— 703. 343 
$. 702. 
Db bie Bebingung aud auf bie Nachberufenen ausjubehnen fel. 
we bem Erben oder Legatar beigerüdte Bebingung ift, ohne ausdrüdliche Erffärung 
hafiers, anf den von dem GErblafler nachberufenen Erben ober Xegatar nit andgn 


$. 708. 
Wirkung einer mögligen aufſchlebenden Vebingung. 
r Erwerbung eines unter einer aufſchiebenden Bedingung zugtbachten Nachlafſes ift 
uig, daß bie bedachte Perſon bie Erfüllung ber Bebingung Überiche und bei dem 
: berfelben erbfähig fei. 


ebingung ? im weiteren Sinne ift jede Beſtimmung eines Rechtsgeſchãftes Im 
‚, jwiftifhen Sinne ift Bebingung jene Nebenbefti einer rechtlichen 
Verklärung, wodurch die Verwirffihung bes Willens an die Verwirklichung einer 
ten thatjählihen Möglichleit gebunden wirb 2. 

ntfpridt eine Willenserflärung nicht diefen Exforvernifien, fo enthält fie auch 
ahre Bedingung. Es ift dies der Fall bei den Bedingungen, melde auf bie 
sart ober bie Vergangenheit geftellt find, imbem fich hier nicht erſt eine beftimmte 
liche Möglichkeit zu verwirklichen hat, ſondern biefe Möglichkeit eutweber bereits 
tem ift oder fid nicht mehr verwirklichen Tann. Ebenſo find Nebenbeftimmungen, 
» ein unmbgliches oder nothwendiges Treigniß als Bedingung gefeßt wird, ober 
bedingungen, wodurch die Verwirklichung bes Willens an Thatfahen gekni 

an welche das Recht ſelbſt die Verwirklichung des Willens nüpft ?, keine 

pen im juriftifchen Sinne des Wortes, fondern bloße uneigentliche oder Schein- 
ngen, melde aud die Wirkungen der wahren Bedingungen nicht nach ſich ziehen 
en Beiſetzung das Rechtsgeſchäft auch nicht zu einen bevingten macht €. Nur wenn 
Htögefchäft jeiner Natur nad) nicht unter einer, wenn aud blos fubjectiv umge- 
Boransfegung errichtet werben barf, z. B. der Antritt einer Eroͤſchaft, die 
ung einer Ehe, fo find von ben uneigentlihen Bebingungen bie in Gegenwart 
ergangenheit gefegten Bebingungen unzuläffig ®. 





L über dieje Lehre Saviguy, Spftem, 
10), 88.116194; Mühlendrud), Fort» 
von Glüd’s Pandelten, XLI (1840), 
-276; Fitting im Ardiv für civ. Pra- 
KXIX (1856), ©. 305—350; Unger, 
2, unb Erbrecht, $. 16; Vangerow, I, 
1.5 Windſcheid, I, 88. 86 fg.; insbe ⸗ 
aber Scheutl, Beiträge zur Bearbei⸗ 
» zöm. Rechte, IL, 1. Heft, Zur Lehre 
Rebenbeftimmungen bei Rechtögeicäften 
m 1871, 346 ©.). 
: Bedingung ift nicht als ein Abhängig- 
der Eriftenz bes Willens (Unger, II, 
Erbredt, 8. 16, Ann. 3; Divorzak in 
Rerr. Biertelj. Schr., AV [1865]), 
ht ale Abhängigmadung der gemwollten 
Gindſcheid. I, 5.86, Anın. 2; Römer, 
aa: Rovation, S, 82 fi F fonbern 
igmagung der Berwirllihung bes 
(Sheurl. a. a. O., ©. 9%, zu 
L — Die Bedingung iſt nicht ale 
benbeftimmung ber Willenserklärung in 
inne aufzufaflen, daß fie als ein für 
thendes Ganzes zu benten ift, fonbern 
lit eine bloße Dualification der Willen» 
8, etwas von ber Willenderllärung 
atrennbares, weshalb bemjenigen, ber 
m unbedingten Abſchluſſe des Rechts 





geichäftes für ſich Rechte ableitet, im Wiber- 
fpruchsfalle ber Beweis dafür, und nicht bem 
Gegner die Beweislaſt der Asbingtbeit bes 
Nectsgeicräftes obliegt. gl. Windfgeib, 1, 
$. 86, Anm. 4; Unger, II, $. 82, Anm. 8; 
Scheu, a. a. D., ©. 86, 331. — Ihrem 
materiellen Inhalte nach ift die Bebingung.eine 
Selbſtbeſchränkung bes Willens, indem 
ber Wille dadurch einen befhränkteren Umfang 
erhält, als ber ohne Bedingung erllärte Wille. 
Sarigny, Syftem, III, 8. 116; Scpeurl, a. a. 


3 Jebod ift es immerhin auch möglich, daß 
die Thatfahe, an melde das Recht felbft ein 
beftinmtes Rechtsverhältniß Fnüpft, unabhängig 
von biefer Rechtsvorſchrift als Bedingung ge- 
fegt werben wollte, was jebod derjenige, der 
bies behauptet, zu beweifen hat (Scheuri, a. a. 
D., ©. %, — in weldem Falle dann bie 
Bebingung eine wahre Bebingung und ale 
folche zu behandeln if. Es ift dies wichtig bei 
eintretenber Rechteãnderung. 

. 81, 83 ig., 89, 


* Scheurl, a. a. O., 
% fg., * 1 

® Scheu, a. a. D., ©. 83. Bis auf 
Fitting berrfchte darüber volllommene Ueber» 
einftimmung, baß zum Dafein einer eigent- 
lien, wahren Bebingung twefentfih ein zu⸗ 
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Die Bebingimgen find a) poteftativ, zufällig ober gemiſcht, je nachdem 
füllung derjelben von einer freien Handlung bes bebingt Berechtigten abhängt, ol 
gar nicht der Fall ift, oder von einem äußeren Umftande und dem Willen bes 
tigten zugleich abhängt; b) affirmativ ober negativ, je nachdem ber Wille vı 
Eintreten ober Ausbleiben eines beftimmten Umftandes, von einer pofitive 
negativen Thatſache abhängig gemacht wird; c) fuspenfiv oder refolutiv, je ı 
davon ber Beginn des Rechtsverhältniſſes oder der Beſtand deſſelben abhän 
macht wird. 

Ob eine Bedingung unter die eine ober die andere Kategorie fällt, darül 
ſcheidet nicht immer bie Stiffirung der Nebenbeftimmung, fondern man hat zu 
was eigentlih erwartet wird 6. 


Bedingungen gelten in ber Regel nur dann als erfüllt, wenn das ale Be 
gejette Ereigniß wirklich eingetreten ift ($. 699). 

Bedingungen, welche bei letztwilligen Berfügungen ſchon bei Lebzeiten ve 
laffers, oder bei einem Rechtsgeſchäfte unter Lebenden vor Abſchluß deſſelben 
wurden, bedürfen feiner Wiederholung, ausgenommen, wenn fie reine Bo 
bedingungen find und deren Wiederholung möglich ift (8$. 701 und 899). 9 
Suspenfivbebingimgen find erft dann erfüllt, wenn das Ereigniß, deſſen Nichtei 
zur Bedingung erhoben wurbe, unmögli wurde. Den damit befonders im E 
verbundenen Uebelſtänden, wo ber unter einer folhen Bebingung Bedachte ben ' 
derſelben überleben müßte ($. 703), während nah $. 900 bei Rechtsgeſchäfter 
Lebenden das bebingt zugefagte Recht wenigftend auf die Erben übergeht, t 
$. 708 dadurch, daß eine negative Suspenſivbedingung, wie bie entgege 
Refolutivbebingung, und ber unter einer negativen Suspenfiobebingung bedacht 





fünftiger, ungewiſſer Umftanb erforderlich 
fei, von dem eine rechtliche Folge in willfür- 
PAR Weiſe abhängig gemadht wird, und man 
rechnete deshalb Bedingungen, bei welchen der 
als Bedingung geſetzte Umftandb ber Bergangen- 
hei oder ber Gegenwart angehört (conditiones 
in praesens vel in praeteritum collatae), ober 
ber Eintritt des Creigniffes ficher ftattfindet 
ober unterbleibt (nothivendige oder unmögliche 
Bedingungen), ober der als Bedingung gejeßte 
Umftandb ohnehin fchon nothwendige Boraus- 
fegung des Rechtsgeſchäftes ift (conditiones 
juris), zu ben uneigentlichen Bedingungen. 
Dage en befinirtFitting im Civ. Archiv, KAXIX, 
337, Bebingung als die Abhängigmachung des 
Willens von der Wahrheit eines äußeren Um⸗ 
ftandes —, dur welche Begriffsbeftimmung 
auch die fog. uneigentlihen VBedingungen mit 
eingeichloffen erſcheinen. Die Wirkungen ber 
eigentlihen, wahren unb ber wmeigentlichen 
Bedingungen werden im Weſentlichen als gleich 
angegeben; nur nahm man an, daß bie Gül⸗ 
tigkeit jener Nechtsgefchäfte, bei welchen bie 
Beifegung einer Bedingung abfolut als un- 
ftatthaft erflärt ift, durch Beiſetzung einer 
ſolchen uneigentlichen Bedingung nicht beein- 
trächtigt werde. Indeſſen unterſcheidet auch 
Fitting bei Rechtsgeſchäften, welche überhaupt 
Bebingungenzulaffen,eigentlicheund uneigentliche 
Bedingungen, itdeg in einem anderen ale dem 
bier angegebenen Sinne. Er verfteht unter 
eigentlichen Bedingungen oder Bedingungen im 
engeren Sinne jene, welde auf die Aukunft 
getelt find (darunter auch bie nothwendigen 
ober unmöglichen Bebingungen und bie con- 


ditio juris), unter uneigentlihen Bebu 
blos ſolche, welche auf die Gegenmwa 
Bergangenheit geftellt find. Bgl. I 
fowie gegen Unger, II, 8. 82, Anm. 

Fitting niht weit genug zu geben 
wenn er in ber conditio in praesen: 
praeteritum collata eine umeigentlic 
bingung fieht, gegen bie von Unger (Il 
aufgeftellte Begriffebeftiimmung: „Bel 
im eigentlichen Sinne ift das Abhängi, 
bes zu eimem Rechtsgeſchäfte erfort 
Willens von der Wirklichkeit eines ful 
ungewiſſen Umftandes‘, Windfcheib, I, 
Anm. 6; Bangerow, I, 8. 93, Anın. 1; 
zak in ber Oeflerr. Biertelj. Schr, XV 
©. 236, 237; insbefondere aber Scheu: 
O., ©. 101 fg. — Ueber die Begriff: 
mung des 8.696 vgl. Unger, II, 8. 82, | 
Da diefe Begriffsbeftimmung das eic 
Weſen der Bedingung gar nicht trifft, 
wol bie Behauptung Unger’s (II, 
©. 58 fg.), daß bie Unterfcheibung | 
eigentlihen und uneigentlihen Bedit 
nad öſterr. Recht ficher nicht zu mad 
vielmehr auch bie fog. ftillihweigenben, 
möglichen, nothwendigen und bie ber 
wart ober der Vergangenheit angehörig 
dingungen feien, der Begruündung be 
Dal. auch Dworzak in der Oeſterr. | 
Schr., XV (1865), ©. 237 fg. 

° Scheu, a. a. O., ©. 120 fg. € 
den bie gewöhnlich negativ gefaßten Re 
bedingungen als affirmative Beftanbbebir 
aufzufaffen fein, 
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ser Legatar gleich einem Fiduciar behandelt wird, welcher im Falle der Vereitlung ber 

iven Suspenfivbedingung, rückſichtlich des Eintrittes der Refolutiobedingung, in 
weihe fie verwandelt wurde, die Erbſchaft oder das Legat an den fibeicommilfarifchen 
Srbſtituten zu reſtituiren hat ?. 

Im Falle der Concurseröffnung über das Vermögen des Schuldners kann ber 
Gnbiger, wenn die Bedingung eine auffchiebende ift, die Sicherftellung der Zahlung 
fh den Fall des Eintrittes der Bedingung, wenn die Bedingung eine auflöfende ift, 
sine Weiteres die Zahlung verlangen, wenn er feinerfeits für den Yall, daß die Bes 
eintritt, Sicherftellung leiftet (8. 16 C. O.). 

Es iſt möglich, daß die Erfüllung der Bedingung unter folhen Umftänden ver» 
wird, daß die Art und Weife der Bereitlung einen Rechtsgrund dafür abgibt, 

ne Rechtsgeſchäft zur Wirkſamkeit gelangen zu laſſen, obgleih die Bedingung nicht 
füllt worden if. Dan fpricht hier von Fiction der Erfüllung ® Dies wird nad 
Ye. Recht bei letztwilligen Verfügungen angenommen, wenn derjenige, dem bie 
Kihterfüllung zum Bortheil gereicht, die Erfüllung in eigennügiger Wbficht ver⸗ 
hindert, ober derjenige, dem die Bedingung zum Bortheil gereihen fol, baranf 
kersihtet, oder die Erfüllung verhindert, weil ihm nichts daran gelegen tft ®. 
Baflelbe dürfte als auf einer gewiß begründeten \nterpretation bes muthmaßlichen 
Willens des Erblaflers beruhend, auch nad öſterr. Recht anzunehmen fein 19. 

Steht e8 von vornherein feit, daß die Nebenbeftimmung, von welcher die Verwirk⸗ 
Biung eines Rechtöverhältnifies abhängig gemacht wird, gar nicht eintreten kann, alfo 
eine unmögliche ift, jo zieht fie nach ftrenger vechtlicher Confequenz die Nichtigkeit der 
garen Willenserflärung nad fih. Daran wird auch bei Zeitbeftimmungen ganz allge 
wen feftgehalten. Beim Modus dagegen brad fi nach röm. Rechte ſchon fehr bald 
We Anfiht Bahn, daß bei Erbeinfegungen damit der wahren Willensmeinung des 
‚Ufators nicht entiprochen wilrde, und zwar insbefondere dann nicht, wenn bie 
‚Webenbeftimmung in einem untergeorbneten Berhältniffe zur Hauptbeſtimmung fteht 12. 
dieſe Anſchauung übertrug man nad) röm. Recht fpäter auh auf Bedingungen 
e 





1 Bel. Unger, II, 8. 82, ©. 68; Erbrecht, 
16 4a. E. Nach röm. Recht fonnte ber unter 
mer negativen Poteſtativbedingung Bedachte, 
beren Erfüllung erft durch den Tod des Be⸗ 
entfchieden werben lann, gegen Cau— 
Kongleiftung, daß er im Fall der Nichterfüllung 
ber Bedingung das (Empfangene nebit den 
Früchten zurüderftatten werde (cautio Mu- 
elsna), in den Genuß bes ihm angebadten 
Nehts gelangen. Vgl. Bangerow, II, 8. 436, 
Xm.; Unger, Erbrecht, $. 16, Anm. 25. Nach 
er. Recht Iucrirt ber unter der Bedingung 
debdachte im Falle der Bereitlung der Bebin- 
— — bie inzwiſchen bezogenen Früchte (SS. 7U7, 
R), was gewiß dem Willen bes Erblafjers 
viderſpricht. Unger, II, 8. 82, Anm. 46, 
md Erbrecht, 8. 16, Ann. 27; Dworzak in 
ber Deflerr. Biertelj. Schr., XV, 250. Zweifel: 
it es, wer in biefem alle, insbejonbere 
wenn ein Bulgarjubftitut ernannt, oder ein 
Niterbe ohne Theilbeftimmung infitnirt wurde, 
de reſtitutionsberechtigten Nacherben find ? 
L hierüber Unger, Erbredt, 8. 16, Anm. 27. 
im empfindliche Lüde enthält das Gefeß, daß 
nt anch für affirmative Poteftatiobebingun: 
En, deren Erfüllung ebenfalls erft nach dem 
bes Bedachten eintreten kann, in ähn— 
liher Weiſe geforgt if. Bgl. hierüber Unger, 
&breht, 8. 16, Anm. 25; Dmorzat in der 
deſerr. Biertelj. Schr., XV (1865), ©. 250. 
In Wirklichkeit wird jebod nicht die Er- 
der Bebingung fingirt und bedarf es 


feiner folhen Fiction, fonbern es tritt aus ge- 
wilfen Gründen ungeachtet der Nichterfüllung 
ber Bedingung diefelbe Rechtswirkung ein, als 
wenn Die Bedingung 
Schenrl, S. 160 fg. 

»Scheurl, a.a.D., 9.160 fg. Die eigeu- 
nützige Abficht desjenigen, dem bie Nichterfül- 
lung ber Bedingung zum Vortheile gereicht, 
muß fo lange angenommen werben, als er nicht 
erweift, Daß er bie Erfüllung ber Bebingung aus 
einem anderen Grunde verhindert hat. Scheurl, 
a. a. O., ©. 163, 164. Dabei ift vorauszu⸗ 
ſetzen, daß der Eintritt der Bedingung nicht 
etwa nachweisbar in das Belieben des Schuld⸗ 
ners geſtellt werden wollte (conditio quae in- 
vito debitore impleri non potest), Scheurl, 
S. 173. Es iſt dies jedoch nach gem. Rechte 
ftreitig. Während Windſcheid, I, 8. 92, Die 
Bedingung als erfüllt anfieht, wenn berjenige, 
welchem die Handlung ale Bedingung gefekt 
ift, das Seinige Dazu gethan hat, um bie 
Handlung zu Stande zu bringen, beſchränkt 
Arndts, 8. 69, Anm. 3, diefe Kegel auf einige 
fpecielle Fälle des röm. Rechts. 

10 Unger, II, 8. 82, S. 67, Erbredt, 8.16, 
Anm. 17, nimmt fürs dfterr. Recht nur in dem 
Falle Fiction der Erfüllung an, wenn derjenige, 
dem bie Nichterfüllung zum Vortheile gereicht, 
bie Erfüllung durch eine ber Intention ber 
Verfügung zuwiderlaufende Weife verhindert. 

m Scheurl, a. a. D., S. 265, 266. 


erfüllt worden wäre. 
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Die Bedingungen find a) poteflativ, zufällig oder gemiſcht, je nachdem bie G 
füllung derjelben von einer freien Handlung des bedingt Berechtigten abhängt, ober biel 
gar nicht der Sal ift, ober von einem äußeren Umftande und dem Willen bes Bere 
tigten zugleich abhängt; b) affirmativ ober negativ, je nachdem der Wille von ben 
Eintreten oder Ausbleiben eines beftinmten Umſtandes, von einer pofltiven obe 
negativen Thatſache abhängig gemacht wird; c) fuspenfio oder refolutiv, je nachden 
nd der Beginn des Rechtsverhältniſſes oder der Beſtand deſſelben abhängig ge 
macht wird. 

Ob eine Bedingung unter bie eine ober bie andere Kategorie füllt, darũber en 
jheidet nicht immer die Stififirung der Nebenbeftimmung, fondern man hat zu fragen 
was eigentlih erwartet wird ®. 


Bedingungen gelten in der Regel nur dann als erfüllt, wenn das als Being 
gejeßte Ereigniß wirklich eingetreten ıft ($. 699). ' 

Bedingungen, welche bei lestwilligen Verfügungen fchon bei Lebzeiten des 
laffers, over bei einem Rechtsgeſchäfte unter —* vor Abſchluß deſſelben 
wurden, bedürfen keiner Wiederholung, ausgenommen, wenn ſie reine Pot 
bedingungen find und deren Wiederholung möglich iſt ($$. 701 und 899). Negali 
Suspenfioberingungen find erft dann erfüllt, wenn das Ereigniß, veflen Nichte 
zur Bedingung erhoben wurde, unmöglid) wurde. Den damit befonders im 
verbundenen Webelftänden, wo ber unter einer ſolchen Beringung Bedachte ben 
derfelben überleben müßte ($. 703), während nad) $. 900 bei Rechtsgeſchäften 
Lebenden das bedingt zugelagte Recht menigftens auf bie Erben übergeht, begegudl 
8. 708 dadurch, daß eine negative Suspenfivbebingung, wie Die entgegengefehll 
Refolutiobedingung, und der unter einer negativen Suspenfiobebingung bebachte Erie 











fünftiger, ungewijfer Umftand erforberlich 
fei, von dem eine rechtliche Folge in willfür- 
PAR Weiſe abhängig gemacht wirb, und man 
rechnete deshalb Bedingungen, bei welchen der 
als Bedingung geſetzte Umftand der Bergangen- 
hei ober ber Gegenwart angehört (conditiones 


ditio juris), unter nneigentlidhen Bebingunges 
blos folche, welche auf die Gegenwart 
Bergangenheit geftellt find. Bgl. bagegen, 
fowie gegen Unger, II, $. 82, Anm. 6, bem 
Fitting nicht weit genug zu geben ſcheirt, 
wenn er in ber conditio in praesens 


in praesens vel in praeteritum collatae), oder 
der Eintritt des Ereigniffes ficher ſtattfindet 
oder unterbleibt (nothwendige ober unmögliche 
Bebingungen), oder ber als Bebingung gefeßte 
Umftand ohnehin ſchon nothwendige Boraus- 
fegung bes Rechtsgeſchäftes ift (conditiones 
juris), zu ben uneigentliden Bedingungen. 
Dagegen befinirtägitting im Civ. Arhiv, XKXXIX, 
337, Bedingung ale die Abhängigmachung des 
Willens von der Wahrheit eines Äußeren Um⸗ 
ftandes —, durch welche Begriffebeftimmung 
auch die fog. uneigentlihen VBebingungen mit 
eingefhlofjen erfcheinen. Die Wirkungen ber 
eigentlihen, mahren unb ber uneigentlichen 
Bedingungen werben im Wefentlihen als gleich 
angegeben; nur nahm man an, daß die Gül⸗ 
tigkeit jener Hechtsgefchäfte, bei welchen bie 
Beifehung einer Bedingung abfolut ale un- 
ftatthaft erflärt iſt, durch Beifegung einer 
ſolchen wuneigentlihen Bedingung nit beein- 
trächtigt werde. Indeſſen unterfcheidet auch 
Fitting bei Rechtsgeſchäften, welche überhaupt 
Bedingungenzulaffen,eigentliheund uneigentliche 
Bebingungen, jeboch in einem anderen als Dem 
bier angegebenen Sinne. Er verfteht unter 
eigentlichen Bedingungen oder Bedingungen im 
engeren Sinne jene, welche auf bie Aukunft 
geftelt find (darunter auch bie nothwendigen 
ober unmöglichen Bedingungen und bie con- 


praeteritum collata eine nneigentliche Ber 
dingung fieht, gegen die von Unger (II, 6.9) 
aufgeftellte VBegriffsbeftiimmung: „Bebingung 
im eigentlihen Sinne ift das Abhängigmachen 
bes zu einem Rechtsgeſchäfte erforderlichen 
Willens von der Wirklichkeit eines fubjectis. 
ungewiffen Umſtandes“, Winbfcheib, I, $. 87, 
Anm. 6; Bangerom, I, 8. 93, Anm. 1; Div 
zak in ber Oeflerr. Biertelj. Schr. XV (1868), 
©. 236, 237; insbefondere aber Scheurl, a. & 
D., ©. 101 fg. — Ueber bie ——A— 
mung des 8.696 vgl. Unger, LI, 8. 82, Anm. 4. 
Da dieſe Begriffsbeſtimmung das re 
Weſen der Bedingung gar nicht trifft, fo 
wol die Behauptung Unger’s (II, $. 8, 
©. 58 fg.), daß bie Unterjcheibung zwiſche 
eigentlihen und uneigentlichen at 
nach Öfterr. Recht fiher nicht zu machen 
vielmehr auch bie fog. ftillfchweigenben, die m⸗ 
möglichen, nothwendigen unb bie ber 
wart ober der Vergangenheit angehörigen Be 
dingungen feien, ber Begrändung b 
Bol. auh Dworzak in ber Defterr. Biertdi- 
Scär., XV (1865), S. 237 [8 

° Sceurl, a. a. D., S. 120 fg. So me‘ 
ben die gewöhnlich negativ gefahten Refoluti® 
bedingungen als affirmative Beftanbbebingunge 
aufzufaffen fein. 
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er Legatar gleich einem Fiduciar behandelt wird, welcher im alle der Vereitlung ber 

iven Suspenfivbedingung, rüdfichtlid des Kintrittes der Refolutivbebingung, in 
—* verwandelt wurde, die Erbſchaft oder das Legat an den fideicommiſſariſchen 
abſtituten zu reſtituiren hat ?. 

Im Falle der Concurseröffnung über das Vermögen des Schuldners kann ber 
Minbiger, wenn die Bedingung eine aufſchiebende ift, die Sicherftellung der Zahlung 
k ten Fall des Eintrittes der Bebingung, wenn die Bebingung eine auflöfende ift, 
me Weiteres die Zahlung verlangen, wenn er feinerjeits für den Ball, daß die Be⸗ 
gung eintritt, Sicherftellung leiftet (8. 16 C. D.). 

Es iſt möglich, daß die Erfüllung der Bedingung unter foldhen Umſtänden vers 
lt wird, daß bie Art und Weile der PBereitlung einen Rechtsgrund dafür abgibt, 
u Rechtsgeſchäft zur Wirkſamkeit gelangen zu laſſen, obgleih die Bedingung nicht 
fallt worden if. Dan fpridt bier von Fiction der Erfüllung ® Dies wirb nad) 
m. Recht bei letztwilligen Verfügungen angenommen, wenn berjenige, dem bie 
chterfüllung zum Bortheil gereiht, die Erfüllung in eigennügiger Abſicht ver- 
wert, ober derjenige, dem die Bebingung zum Vortheil gereihen fol, darauf 
zichtet, oder die Erfüllung verhindert, weil ihm nichts daran gelegen ift®. 

dürfte als auf einer gewiß begründeten nterpretation bes muthmaßlichen 
Hlens des Erblafſſers beruhend, auch nad) äfterr. Recht anzunehmen fein 19. 

Steht e8 von vornherein feit, daß die Nebenbeftimmung, von welcher die Verwirk⸗ 
hung eines Rechtöverhältnifies abhängig gemacht wird, ger nicht eintreten Tann, alſo 
se unmögliche ift, fo zieht fie nad) ftrenger rechtlicher Conſequenz bie Nichtigfeit der 

DWillenserflärung nah fih. Daran wird aud bei Zeitbeftimmungen ganz allge- 
ein feftgehalten. Beim Modus dagegen brady ſich nad röm. Rechte ſchon fehr bald 
e Anfiht Bahn, daß bei Erbeinſetzungen damit der wahren Willensmeinung bee 
eſtators nicht entiprochen wiürbe, und zwar insbefondere dann nicht, wenn bie 

immung in einem untergeorbneten Berbältniffe zur Hauptbeſtimmung fteht 11. 
ce Anfchauung übertrug man nad röm. Recht fpäter auch auf Bedingungen 





Bol. Unger, II, 8. 82, ©. 63; Erbrecht, 
16 a. E. Nach röm. Recht konnte ber unter 
ker negativen Poteſtativbedingung Bedachte, 
ven Erfüllung erft durch ben Tod des Be⸗ 
en entichieden werben kann, gegen Sau 
mHeiftung, daß er im Fall ber Nichterfüllung 
r Bebingung das Empfangene nebft den 
rüchten zurückerſtatten werde (cautio Mu- 
sus), in den Genuß des ihm zugedachten 
eht6 gelangen. Bgl. Bangerow, Il, 8. 436, 
ue.; Unger, Erbrecht, 8. 16, Anm. 25. Nach 
ter. Recht Iucrirt der unter der Bedingung 
kbachte im Kalle der Bereitlung ber Bebin- 
ung bie inzwijchen bezogenen Früchte (88. 707, 
8), was gewiß bem Willen bes Erblaffers 
berfpriht. Unger, II, $. 82, Anm. 46, 
w Erbrecht, 8. 16, Anm. 27; Divorzat in 
# Deflerr. Biertelj. Schr., XV, 250. Zmeifel- 
Mift es, wer in dieſem alle, insbefondere 
an em Bulgarjubftitut ernannt, oder ein 
iiterbe ohne Theilbeftimmung inftituirt wurde, 
2 veftitutionsberechtigten Nacherben find ? 
gL hierüber Unger, Erbredt, 8. 16, Anm. 27. 
ie empfindliche Lücke enthält das Gefeb, Daß 
Mt auch für affirmative Poteftativbedingun- 
m, deren Erfüllung ebenfalls erft nach dem 
de des DBebachten eintreten faun, in äbn- 
her Weiſe geforgt if. Vgl. hierüber Unger, 
hörcht, 8. 16, Anm. 25; Divorzat in ber 
Oekerr. Biertelj. Schr., XV (1865), S. 250. 

Im Wirklichkeit wird jedoch nicht die Er- 
Mung ber Bedingung fingirt und bebarf es 


feiner ſolchen Fiction, fonbern es tritt aus ge- 
wiffen Gründen ungeachtet ber Nichterfilllung 
ber Bedingung biejelbe Rechtswirkung ein, als 
wenn die Bedingung erfüllt worden wäre. 
Scheurl, ©. 160 fg. 

’ Scheurl, a. a. O., 9.160 fg. Die eigen- 
nüßige Abficht desjenigen, dem die Nichterfül- 
lung ber Bedingung zum Bortheile gereicht, 
muß fo lange angenommen werden, als er nicht 
erweift, Daß er bie Erfüllung der Bedingung aus 
einem anderen Grunde verhindert hat. Scheurl, 
a. a. O., ©. 163, 164. Dabei ift voraus zu⸗ 
ſetzen, daß der Eintritt der Bedingung nicht 
etwa nachweisbar in das Belieben des Schuld⸗ 
ners geſtellt werden wollte (conditio quae in- 
vito debitore impleri non potest), Scheurl, 
S. 173. Es ift dies jedoch nah gem. Rechte 
ftreitig.. Während Windfcheid, I, 8. 92, die 
Bedingung als erfüllt anfieht, wenn berjenige, 
welchem die Handlung als Bedingung geſetzt 
ift, das Seinige dazu gethan bat, um bie 
Handlung zu Stande zu bringen, befchräntt 
Arndts, 8.69, Anm. 3, diefe Regel auf einige 
fpecielle Fälle bes röm. Rechts. 

10 Unger, II, 8. 82, ©.67, Erbrecht, 8.16, 
Anm. 17, nimmt fürs öfterr. Recht nur in dem 
Falle Fiction der Erfilllung an, wenn berjenige, 
dem bie Nichterfüllung zum Vortheile gereicht, 
die Erfüllung durch eine der Intention ber 
Berfügung zuwiderlaufende Weife verhindert. 

1 Scheurl, a. a. D., S. 265, 266. 
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bei legtwilfigen Anordnungen und behandelte unmögliche Bedingungen als gar 
nicht beigefett, eine Norm, welche in ihrer Allgemeinheit Bedenken erregt 1%. Das 
öfterr. Recht fpriht nur auflöfennen unmöglichen Bedingungen jede Wirkmg ab 
(8. 698). 

s Unverftänvlihe Bedingungen (cond. perplexae) bei lettiwilligen Verfügungen, be 
benen die eigentliche Abfiht des Teftators nicht zu ermitteln ift, machen nad vom. 
Recht die ganze Beltimmung ungültig 2°. 

Das U. b. G. B. ($. 698) behandelt fie, fowie tie unfittlichen Bedingungen 
(8. 698 a. E.) als nicht beigefett +. Vom Standpunkt der Unfittlichleit wird nad 
röm. Recht 15 fowol, wie auch nad öfterr. Vecht die Bedingung ber (helofigleit als 
nicht beigefet behandelt. Die Bedingung, daß ter Erbe over Legatar ſich ſelbſt nad 
erreichter Großjährigfeit (unter welcher jevoch immer nur bie phufifche nicht die juriſtiſche 
zu verftehen ift) nicht verehelichen foll, kann nur verwittweten Perfonen, welche en 
oder mehrere Kinder haben, gültig auferlegt werben 10; anderen Perfonen gegenüber 
gilt fie als nicht beigefeßt. Dagegen muß die Bedingung, daß Jemand eine beftinmuie 
Perfon nicht heirathe, immer erfüllt werven (8. 700). Auch findet 8. 700 auf letl 
villige Verfügungen teine Anwendung, woburd ber Erblafler feiner Ehegattin ben 
Genuß der ganzen PVerlaffenfchaft oder eines relativen Theiles verfelben oder enbid 
eines Legates mit der Beſchränkung auf die Dauer ihres Wittwenftandes zumenbet, um 
ebenjo wenig auf jene Verfügungen, woburd er auf gleihe Art für eine dritte Perlen 
bis zu dem Zeitpunfte ihrer Verehelichung forgt (Hofd. vom 23. Mai 1844, 9.6.6, 
Nr. 807). Rechtögejchäfte unter Lebenden find unter folhen Beringungen, welche bei &x 
Härungen des letzten Willens als nicht beigejett anzufehen find, ungültig (8. 898). 

Damit die Entjcheidung einer Bedingung zur Öeltung gelangen kann, mäflen and 
die fonftigen Vorausſetzungen der Wirkſamkeit des Rechtsgefchäftes vorhanden fein. Die 
objectiven Erforbernifje bei Eintritt der Bedingung find nad dem Zeitpunfte ber Er⸗ 
fülung der Bedingung zu beurtheilen, daher das Rechtsgeſchäft nicht zu Stande kommt, 
wenn das Object deſſelben vor Erfüllung ver Bedingung zu Grunde geht ober außer 
Verkehr gefett wird. Bon den fubjectiven Erforderniſſen muß die Rechtsfähigkeit zu 
Zeit des Abjchluffes des Gefchäfte und im Zeitpunfte ter Erfüllung der Bedingung 
die Hanblungsfähigleit blos zur Zeit des Abſchluſſes des Rechtsgeſchäftes 13 vorhanden fan. 
Die a are braucht blos zur Zeit der Erfüllung der Bedingung vorhanden zu fen 
(8. 703). 

Solange tie Bedingung jchwebt, befindet fid) das Rechtsverhältniß in einem Zus 
ftande der Gebundenheit, kraft teilen alle Verfügungen des mittlerweiligen Rechte⸗ 
inhabers nichtig find, infofern dadurch die Berwirflidung der bedingten Willenserklärung 
vereitelt würde. 

Wird die Bedingung entſchieden, ſo verwandelt ſich die frühere bloße rechtlich 
Möglichkeit in Wirklichkeit oder Unmöglichfeit und es werben die von dem bedingt Be 
rechtigten oder Berpflichteten in Erwartung des Gintritte® oder Nichteintrittes ber Be 
dingung vorgenommenen Berfügungen mit Rückwirkung !9 gültig oder ungültig. 


12 Bol, Scheurl, a. a. O., S. 265, 267, 
284. 


13 Bol. Scheurl, a. a. D., S. 281—234. 

14 Unfittliche Bedingungen behandelt audy das 
röm. Recht als nicht Beigefetst Die Unſittlich⸗ 
keit einer Bedingung mird am beiten erfenn- 
bar, wenn man fie fih in einen Modus um- 
gewandelt denlt. Vgl. Scheurl, S. 292. 

15 Bol. Scheurl, a. a. D., S. 69. 

16 Diefe Bedingung ift als erfüllt anzuſehen, 
wenn bie vermwittiwete Berjon bis zur Zeit, mo 
fie wieder Tinderlos wurde, unverehelicht ge- 
blieben ift. Bgl. Unger, Erbrecht, 8. 16, 
Anm. 10, und bie Obftg. Eutſch. vom 28. Dec. 
1862, 3. 8257, ©stg. vom 3. 1864, Nr. 67. 


17 Dieje Anordnung des $. 898 bezieht fic 
jedoch nicht auf unmögliche Refoluriobebingen 
ger. Bgl. Unger, II, 8. 82, S. 82, Anm. 4 

18 Bol. Unger, II, 8.82, 3.74, Anm. 66' 
67, 68; Bangerow, I, 8. 95, Anm., Abi. 1 
1. lie d, S. 145. 

18 Bol. Scheu, a. a. D., ©. 182 fg 
211, welder diefe Wirkung der Bebingum 
als „Rückwirkung“ von der ſtärker wirfenbe 
„Rückziehung“ unterfcheidet, welche nad rön 
Recht bei Rechtsbedingungen eintritt, bet bere 
Erfüllung blos Lie früber vorhandene Ung— 
wißheit als beboben angefeben wird und Dabı 
das Rechtsverhältniß in jeder Beziebung «il 
ein unbedingt geſchloſſenes behandelt wirl 


on 
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Iſt die Bedingung eine aufſchiebende, und eine reine, nicht mit einer, wenn auch 
we Rillichweigendben Befriftung verbunden, was von dem bies Behauptenden zu erweifen 
Ne, fo wirkt der Eintritt der Bebingung in der Art zurüd, daß alle Folgen wieber 
migehoben werben, melde bie bisherige Gebundenheit des Rechtsverhältniſſes mit fich 
eahte. Es werden alſo alle von dem bevingt Berpflichteten mit dem Gegenftand 
ee bebingten Willenserklärung getroffenen Verfügungen nichtig, welde dem Beginne 
ws Rechts vom Zeitpunkte des Abſchluſſes des bebingten Rechtsgeſchäftes entgegen- 
Hat z. B. derjenige, dem eine Sache unter einer aufichiebenden Bedingung 
kabirt worben ift, dieſe während bes Schwebens der Beringung an einen Anderen 
äußert, jo wird bie lettere Veräußerung bei Eintritt der Bedingung nichtig 20. Hat 
bedingt auf eine Forderung verzichtet und dann dieſe Forderung cedirt, fo 
ind die Ceſſion nichtig ?. 

Einen Anfpruh auf die Früchte des Gegenftandes bes Rechtsgeſchäftes hat der 
iingt Berechtigte nur dann, wenn ihm fchon kraft des Rechts, welches er nach Ein- 
itt der Bedingung erwirbt, falls es ihm ſchon während des Schwebens der Bedin⸗ 
ung unbedingt zugeftanden hätte, ebenfalls die Früchte der Zwiſchenzeit zugefallen 
üxen 22. Go bezieht derjenige, dem die Sache bebingt trabirt worden ift, die Früchte 
er Zwiſchenzeit, während ver bevingte Bermächtnignehmer beim Eintritt ber Be— 
i nur das Recht auf die vermachte Sache, nicht aber das Eigenthumsrecht 

erwirbt. Denn felbft wenn das Vermächtniß unbedingt gewejen wäre, hätte er 
te Früchte nicht Shen vom Tage des Anfalles des Vermächtniffes, fondern erft mit 
em wirklichen Ermerbe des Rechts felbft die Früchte erworben *?. Dies ift auch nad 

. Recht der Fall (8. 707 A. b. G. B.). Bei obligatorifhen Anfprüchen bat ver 

iger auf den Genuß der Früchte und Zinfen früheftens vom Lage der Fälligkeit 
g Anſpruch, bedingte Anſprüche werben dies aber erft mit dem Ein- 
zit der Bedingung **. 

Tritt die Refolutivbedingung ein, dann ift volllommene Gewißheit darüber 
whanben, daß das Rechtsgeſchäft hinfällig ift, und es werben alle bereits eingetretenen 
Blgen, wenn nicht etwa mit der Nefolutiobedingung eine, wenn aud nur ſtillſchwei⸗ 
Pre Befriftung verbunden ift, mit Rüdwirkung wieder aufgehoben. Rechte, welche 

onen von dem bedingt Berechtigten erworben Haben, erlöſchen mit dem 
Extritt der Bedingung von felbft, und ift bie auflöfende Wirfung ber Refolutiv- 


F 





Gent, a. a. O., S. 19 ig. Daß der Ber | fchlechterung ſchon mit dem Tage bes Ber- 
Nagung rückwirkende Kraft innewohnt, ift | tragsabfhluffee. 
Imeinzechtlich berrichenbe Lebre. Anderer Mei» 31 Eine Ausnahme ninımt Savigny (Syften, 


ung Windſcheid, Die Wirkung der erflllten 
dedingung (Bafel 1852), Panbelten, I, 8. 91, 
Km 1 und 2, welder annimmt, baß nad 
dem präjumtiven Willen bes die Bedingung 
Sehenben die Bedingung jtillfchweigend ale 
ut einer Zeitbeimmung behaftet aufzufaffen 
ki, wenn nicht aus ben Umftänden das Gegen⸗ 
theil hervorleuchtet; Bangerow (7. Aufl.), I, 
142 fg., welder ſich principiell gegen die An- 
uime der Rüdwirkung ausfpriht und nur 
ki Beſtellung des Pfandrechts Rückwirkung 
mimnnit. 


:° Fine Ausnahme hätte nach öfterr. Recht 
reilich dann einzutreten, wenn die Sache dem 
beiten Erwerber tradirt worden iſt. Vgl. bie 
Iemert. zu 88. 428-430. Nach rom. Recht, 
oh welchem beim SKaufvertrage die Gefahr 
⁊ Berſchlechterung bes Kaufgegenftandes ſchon 
it dem Momente des Kaufabſchluſſes auf den 
infer überging (anders nad öſterr. Recht 
4. 1064, 1048—1051)], trägt bei Eintritt ber 
ficgtebenben Bebingung bie Gefahr der Ber- 


III, 152) jür den Fall an, wenn bie Bebin- 
gung in einer von der Willfür des Schuldners 
abhängigen Handlung beftebt. So gut ale er 
bier die Entftehung bes Rechts ganz verhin- 


dern könne, müſſe cr dem Rechte auch wirffam . 


dauernde Beſchränkungen auferlegen Tönen, 
wogegen ſich jedoch mit Grund einmwenben läßt, 
baß der Verpflichtete nur durch Berhinderung 
bes Gintrittes der Bedingung die Entftehung 
bes Rechts vereiteln kann, daß er aber, wenn 
dies nicht geſchehen, das Recht nicht willkürlich 
ſchmälern fann (Scheurl, a. a. O., S. 217), 
fonft müßte ihm auch Las Recht zuftehen, eıne 
quantitative Herabminberung der Leiftung ein- 
treten zu laffen. 

22 Scheurl, ©. 212 fg. Gemöhnlidy Iehrt 
man, daß in ber Regel dem Erwerber eines 
bedingt erworbenen Gegenftandes die Früchte 
ber Swifchenzeit gehören. 

23 Scheurl, a. a. O., S. 212. 

„Es enthält bier aljo die Bedingung 
immer, nicht blos regelmäßig, eine aufſchiebende 
Befriftung in ih." Scheurl, S. 212. 
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bedingung nicht etwa eine blos obligatoriihe. Nur in Betreff des vom bedin 
rechtigten mittlerweile gezogenen Gewinnes fteht Demjenigen, an ben ba® Ned 
Eintritt ber Kefolutivbedingung fällt, blos ein obligatoriiher Anſprud 
Erſatz zu *®, 

Nah unzweifelhafter Vorſchrift des öfterr. Rechts (8. 708 A. b. G. 3.) ver 
bei lestwilligen Verfügungen bei Eintritt von Refolutivbedingungen, denen auch 
tive Suspenfivbebingungen gleichgehalten werben, die mittlerweile bezogenen Früch 
bedingt Bebachtgewefenen. 


Zweiter Theil Bon dem Sadenredte. 


8. 704. 
2) Zeitpunkt. 

Iſt es ungewiß, ob ber Zeitpunft, auf welchen ber Erblafler das zugedachte Rei 
fhräntt, Tommen oder nicht Tommen werbe, fo wird dieſe Einfhräufung als eine Beh 
angeichen. 

8. 708. 


Iſt ber Zeitpunkt von ber Art, daß er lommen muß, fo wirb bad zugedachte 
wie andere unbedingte Rechte, and auf bie Erben ber bedachten Berfon übertragen u 
die Uebergabe bis zum geſetzten Termin verihoben. 


8. 706. 


Wäre es offenbar, daß die in ber letzten Anordnung anögenefiene Zeit nie I 
önne, fo wird bie Beſtimmung dieſer Zeit wie die Beiſetzung einer unmöglicen Bed 
angefehen. Nur in dem Falle, daß ber Erblafler wahrſcheinlich blos in der Verechm 
Zeit fi geirrt hat, wirb ber Zeitpunkt nad dem wahrfcheinlihen Willen des Erblaf 
beftimmen fein. 

8. 707. 
Rechtaverhaltniß bei einer Bebingung ober einem Zeitpunkte zwiſchen ber bebachten und ihr nadgfolgenben 

Solange bad Recht des Erben oder des Legatars wegen einer noch nicht erfüllt 
dingung oder wegen des no nicht gelommenen Zeitpuntteö verſchoben bleibt, folange 
im erften Falle zwiſchen dem gefeßlien und eingefetten Erben, nnd im zweiten 
zwiſchen dem Erben und Legatar in Hinfiht auf den einftweiligen Beſitz und Gem 
Nachlaſſes oder Legateö die nämlichen Rechte und Verbindlicgleiten wie bei einer 
commiflarifhen Subftitution ftatt. 


8. 708. 


Wer eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß unter einer verneinenden oder auflöſend 
bingung ober nur anf eine gewifle Zeit erhält, Hat gegen ben, weldem bie Erbſcha 
das Bermädiniß beim Eintritt der Bedingung oder bes beitimmten Zeitpunttes zufäll 
nämlichen Rechte und Berbindiichleiten, welde einem Erben oder Legatar gegen bei 
commiſſariſchen Subitituten zulommen (8. 613). 


Bedingung und Zeitbeftimmung unterfcheiden ſich von einander dadurch, dx 
die Bedingung an ein ungewiffes Ereigniß, die Zeitbeftimmung an ein geu 
knüpft 12. Iſt e8 daher in irgendeiner Beziehung ungewiß, ob bas Creignil 





25 Scheurl, a. a. O., ©. 232 fg., 238, 240, 
241. Steben fi Feiftung und Öegenteiftung 
gegenüber, fo ift wol in der Regel anzuneb- 


Willens. Vgl. Arndts in ber Krit. 8 
Schr., V (1863), ©. 17; Windſcheid, I, 
Aum. 2; Scheurl, Beiträge zur Bearl 


men, daß ſich die beiberfeitigen Erjatanfprüche 
aufbeben. 

! Savigny, III, 206. Die Befriftung ent» 
bält fo wenig als bie Bedingung ober der 
Modus eine befondere, zu einer Willenserflä- 
rung binzutretende weitere Willenserklärung, 
fondern ebenfalls blos eine Dualiftcation der 
Willenserllärung, eine Selbſtbeſchränkung bes 


des rim. Rechts, II (Erlangen 1871 
Lehre von ben Nebenbeftiimmungen; 

in der Oeſterr. Biertelj. Schr, XV ( 
©. 251 fg., gegen Unger, II, 8. 83, M 
Erbrecht, $. 17, Anm. 1, welder bie | 
aufftellt, daß Befriftung und Befriftete 
in fo engem Zuſammenhange fteben, 

ohne das andere nicht gedacht werben 
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der Anfang oder das Ende eines beftimmten Rechtsverhältniſſes geknüpft wird, 
t eintreten wirb (dies incertus für die quaestio an), fo tft in ber Zeit- 
dimmung zugleich ftilljhweigend eine wahre Bebingung ($. 704) enthalten ?. 
es von vornherein gewiß, daß der geſetzte Zeitpunkt nie kommen wird, fo 
Reht das Nechtöverhältnig gar nicht. Eine Willenserflärung unter einer ſolchen 
atbeſtimmung bat feine rechtliche Wirtung. Nur wenn e8 auf dem Wege der 
tterpretation oder auf andere Weife nachweisbar ift, daß die Parteien blos geirrt 
ben, fo ift der Zeitpunkt nad dem wahrſcheinlichen Willen ver Barteien zu beurtheilen 
6. 706 und 904). Es wäre 3.2. vie Rüdzahlung eines Darlehens auf das Jahr 
169 anftatt 1869 feſtgeſetzt. Obwol nun das Jahr 2869 allerdings kommen muß, 
‚wäre es dennod in privatrechtlicher Beziehung fo anzufehen, als ob es nie fommen 
irbe, weil fi) Seiträume von 1000 Jahren auf Privatrechte fo gut als unanwenpbar 
gen. Hier ift es offenbar, daß die Parteien nur geirrt haben können. 

Daß Rechte, deren Anfang blos durch eine Zeitbeftimmung aufgefhoben ift, auf 
: Erben übergehen (8. 705), folgt aus allgemeinen Grundfägen. 

Auch bei leutwilligen Verfügungen, ſowol bei Erbeinfegungen als Legaten, ift bie 
iſetzung einer Zeitbeitimmung geftattet , Die Erbeinfegung oder Anordnung eines 
gates mit Hinzufügung eines Anfangs- oder Endtermines wirb als eine fideicomiffa- 
de Subftitution, derjenige, welcher die Erbſchaft oder das Legat bis zum Eintritte 
8 Zeitpunktes genießt, als Fiduciarerbe oder Yegatar, und derjenige, welcher die Erb- 
ft oder das Legat nach Ablauf des beftimmten Zeitraumes erwirbt, als fiveicommif- 
riſcher Erbe oder Legatar behandelt (88. 707 und 708) *. 


Die Zeit wird in gewifje Abfchnitte getheilt. Cine feftftehende Kintheilung ver 
at nach Jahren, Monaten, Wochen und Tagen enthält der Kalender. Nach dem 
alender werben bie Zeiträume mit feften Anfangs: und Endpunften beftimmt, das 
ahr vom erften Januar bis leten ‘December, der Monat vom erften 6i8 zum lebten 
age defjelben, vie Woche vom Sonntag bis zum Ende des Sonnabende, der Tag 
m einer Mitternaht bis zur nächſtſolgenden. Den unbeweglichen Stalenver- 
nasfnitien ftehen beweglihe mit willfürlihen Anfangs- und Endpunkten gegen- 

5 


Rah 8. 902 ift der beweglihe Tag als ein Zeitraum von 24 Stunden, die 
ewegliche Woche als ein Zeitraum von 7 Tagen, das bewegliche Jahr als ein Zeit- 
um von 365 Tagen anzunehmen. Der bemeglihe Monat wird bei gefeglidhen 
eitbeftimmungen (88. 73, 120, 134, 138, 155—159, 163, 239, 262, 599, 1097, 
116) zu 30 Tagen angenommen. Wenn dagegen die Parteien eine Friſt nad) 
Ronaten beftimmen, fo geht die Frift an bemjelben Tage des Entinonates, welcher 
er Zahl des Monatstages des Beginnes der Friſt entfpriht umd wenn der Anfang 
es Zeitraumes auf einen der Letter Tage eines langen Monates, das Ende bdeffelben 
ber in einen kurzen Monat fällt, am letten Monatstage zu Ende‘. Kin „halber 





iher derjenige, der fih auf einen Anfangs- 
min berufe, tiefen beweiſen müſſe. Es 
Kt vielmehr auch Über den Beweis ber Ve- 
fung das von ben Bedingungen Oejagte. 
gl. bie Bemerk. zu den 88. 695 — 703, 


um. 2.) 

2 Bgl. Fitting, „Ueber ben Begriff der Be- 
gungen” im Archiv für Civ. Praris, XXXIX 
856), 332; Unger, I, 8. 83, ©. 92 ig.; 
inbfcheid, 8. 96, ©. 220. 

" Bgl. Über das röm. Recht Savigny, III, 

fg. 

‘ N [. über die Beftimmung ber 88. 707 
r 208 auch noch die Bemerk. zu ben 88.695 


By. Savigny, IV (1841), 88. 179-181; 


Arndte, 8. 88; Seller, Panbelten, $. 72; 
Unger, II, 8. 105. 
® Bol. Savignv, IV, $. 181, ©. 337 fg,, 
ol 5 Arndts, 8.88 a. E.; Unger, II, 8. 105, 
. 287 fg. 


7 fg 

Der 8. 902 A. 6. G. B. enthält keine Dis: 
pofitivvorfchrift, fondern die Worte „nach dem 
Geſetz“ bedeuten nur ſoviel als: in jenen 
Fällen, in welchen das Gefek eine Friſt be- 
ftimmt. Vgl. Unger, II, $. 105, Anm. 14 
Daffelde nimmt man auch nah Br. 8. 9 
(vgl. Koch, I, 8. 220, ©. 414) an. Art. & 
Nr. 2, W. DO. und Art. 328, Nr. 2,9. 4 
enthalten alfo feine vom 9. b. G. B. al 
weichende Beſtimmung. Vgl. Unger, I. 108 


“nm. 12, 
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Monat‘ ift ohne Rüdfiht auf die Fänge des betreffenden Monate inmer glas 
15 Tagen anzunehmen ?. 

In der Kegel Tommen bei Rechtoverhältniſſen nur bewegliche Zeiträume in Be 
trat. Die Berechnung derfelben ift entweder eine genaue, phyſikaliſch⸗mathematiſche 
wenn a momento ad momentum gerehnet wird (Raturalcomputation), ober em 
bürgerlihe (Civilcomputation), wenn auf Zeittheile, welche Heiner als ein Tag fin, 
feine Rüdficht genommen wird ®. 

Wird ein Zeitpunkt in der Art beftimmt, daß nur der betreffende 8 
nicht auch Stunde, Minute zc. angegeben wird, fo leiftet jeder Moment dieſes Tages 
ber Beltimmung Genüge. Daraus folgt, daß ein Recht, befien Erwerbung an einen 
- gewiffen Tag gebunden ift, fhon mit vem Anfange des Tages erworben wird und des 

Berpflichteten zur Erfüllung feiner Berbinblichfeit der ganze Tag zn gute kommt (8. 908) ®, 
Handelt e8 ſich um einen Zeitraum, fo ift er im Zweifel nicht vor dem letzten Momerk 
bes feftgefeßten Tages als abgelaufen anzufehen !1. 

Wird ein Zeitpunkt oder ein Zeitraum durch Angabe der Erftredung der Zeit vom 
einem gewiſſen Ausgangspunft beftimmt, fo gelten für bie Berechnung ver Zeit folgene 
Kegeln: 

g Iſt die Zeiterſtrekung in Tagen, Monaten oder Jahren oder in Complexen von 
Tagen, Boden ausgebrüdt, fo find darunter nicht bewegliche, ſondern Kalendertage za 
verftehen und es ift von Mitternacht zu Mitternacht zu rechnen 12. Der Tag, in beim 
Umfang der eigentliche Anfangspunkt des Zeitraumes fällt, wird mitgezählt und di 
erfter in bie Friſt eingerechnet 2°. Ob der Anfangspunkt oder Endpunkt bes letten 
Tages der Schlußpunft des zu berechnenden Zeitraumes ift, iſt eine JInterpretation⸗ 
frage. Im Zweifel ift das leßtere anzunehmen +. Fällt in die zu berechnende Frik 
ein Schalttag, fo wird berfelbe immer als befonderer Tag gezählt ?°, 


8. 709. 
3) Auftrag. 
Hat der Erblafier Iemandem einen Nachlaß unter einem Anftrage zugewendet, fo if 
biefer Auftrag als eine auflöfende Bedingung anzufchen, daß durch die Nichterfiitiung bei 
Anftrages der Nachlaß verwirkt werben folle (8. 696). 





? gl. Unger, II, $. 105, Anm. 12. Rad 
Art. 32 W. O. und 828 9. ©. find, wenn bie 
Frift zur Erfüllung auf einen oder mehrere 
Menate und einen balben Monat geftellt iſt, 
die 15 Tage zulett zu zählen Das 1. 


16 Bol. Windfcheib, $. 108, S. 244, 35; 
Unger, II, $. 106, ©. 303 fg. Ale Ecaltiag 
ift, da der Gregorianifche Kalender in hide 
Beziehung an dem Iulianifchen Kalender nid 
geändert hat, der zwifchen bem 23. Febr. (Le 


b. ©. 3. enthält hierüber feine Beſtimmung 
und es ift baber bei einjeitig verbinblichen Ver: 
trägen bie für den Schuldner günftigere Bes 
rechnungsart zur Anwendung zu bringen (8.915). 
Daſſelbe dürfte aber auch für zweifeitig ver- 
bindliche Verträge gelten. 

» Bol. Keller, 3. 73; Unger, II, 8. 83, 
©. 292 fg. 

9 Windſcheid, $. 103, ©. 240. 

10 Vgl. Unger, II, 8. 106, Anm. 32. 

11 Windſcheid, 8. 103, ©. 240. 

12 Windſcheid, 8. 108, ©. 240 fg. 

13 Unger, II, 8. 106, ©. 295; 
8. 89; Windfcheid, 8. 103, S. 242. 

14 Bol. Unger, II, 8. 106, S. 29% fg.; 
Windſcheid, $. 109, ©. 243. Die Regel dies 
ultimus eoeptus pro completo habetur finbet 


Arndts, 


alſo nach öſterr. Recht, auch wenn es fich um 
den Erwerb von Rechten handelt, bei der Be: 
rechnung von Zeiträumen feine Anwendung. 
Bgl. Unger, II, $. 106, S. 301 und ©. 298, 
Anm. 8; Windſcheid, 8. 103, Anm. 16, 


jarustage) und bem 25. Febr. (Matbiastage) 
eingefhobene Tag, alfo der 24. Febr. und nit 
etwa der 29. Febr. anzuſehen. Daher fällt der 
Mathiastag, der in einem Gemeinjahr auf bet 
24. Febr. fällt, in einem Schaltjahr auf ba 
25. Fehr. Vgl. Savigny, IV, $. 192, ©. 458; 
Vangerow, I, 8. 197, Anm.; Unger, IL, 8. 106; 
&. 304 Nah röm. Recht wurde ber Schalt 
tag nicht als bejonderer Tag gezählt, fonbert 
als Zufat zu dem 24. Fehr. aufgefaßt. Bei 
den geſetzlichen Friften, gleichviel ob ſe 
nah Tagen, Monaten oder Jahren beftimmt 
find, wurde ber Schalttag nicht ale felbRär 
diger Tag bebandelt, fodaß fi) bie Ari m 
einen Tag verlängerte. Wei ben vertrag’ 
mäßigen Friſten hingegen wurbe er, weit 
die Frift nad Tagen oder Zeitmonaten be⸗ 
ftimmt iſt, auch nah röm. Recht ale beſonderkt 
IV, $. 


Tag gezählt. Bgl. a In m: 
 % ’ 1 


GS. 470 fg.; Bangerom, 
Abſatz IV, a. E. 


⸗ 
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8. 710. 
In dem Falle, daß ber Auftrag nicht genan erfüllt werben lann, muh man bemielben 
gſtens nach Mögligteit nahe zu Tommen fuhen. Kaun auch biefes nicht geſchehen, fe 
it Sach ber Belaftete, wofern aus dem Willen des Erblafiers nit das Gegertheil er- 
, ben zugedachten Nachlaßß. Wer fid zur Erfüllung des Auftrages ſelbſt unfähig gemadt 
. wird des ihm zugedachten Nachlaſſes verluftig. | 


8. 711. 


Benn der Erblafier die Abſicht, wozu er den Nachlaß beftimmt, zwar ansgebrädt, aber 
t zur Pfliht gemacht Hat, fo Tann die bedachte Perſon nicht angehalten werden, den 
jlaß zu diefer Abſicht zu verwenden. 


8. 712. 


Die Ansrbunmg, wodurch der Erblafier feinem Erben eine numögliche oder unerlaubte 
biung mit dem Beiſatze aufträgt, daß er, wofern er ben Auftrag nit befsigte, einem 
tten ein Legat entrichten fol, ift ungültig. 


Die Zuwendung eines vermögensredhtliden Vortheiles kann unter gewiſſen Bes - 
önfungen des Empfängers in der Verwendung des Empfangenen ober unter ber 
pfihtung des Empfängers zu irgendeinem Thun oder Unterlaffen — Auftrag, 
lage, Zwedbeftimmung, Modus im weiteren Sinne — erfolgen. Bei entgeltlichen 
hiögefchäften unter Lebenden Liegt in folhen Nebenbeftimmungen nichts Beſonderes, 
m bier der Empfänger mitteld Contractsklage zur Erfüllung der übernommenen 
Sindlichkeit angehalten oder ihm die Nichterfüllung int Wege der Einwenbung ent« 
mgejeßt und unter Umſtänden das Gegebene zurüdgefordert werden kann. ine 
ndere Behandlung erfahren felbe nur im Erbrechte (88. 709—712) und bei 
enlungen (8. 901 a. E.), — Modus im engeren, juriftifhen Sinne ı. 

Der Modus (im engeren Sinne) wird nah öfter. Recht (8. 700) als aufs 
nde Bedingung behandelt, ſodaß bei letztwilligen Berfügungen durch Nichterfüllung 
eben ber Nachlaß verwirkt wird. Er unterfcheidet fih von der Bedingung dadurch, 
‚ wenn nicht aus der Anorbuung des Erblaffers die entgegengefette Abficht erhellt, 
Modus im Halle ter Unmöglichkeit der Erfüllung nicht die Wirkungen einer 
adglichen Bedingung hat, fondern die Erfüllung nad) Möglichkeit und Thunlichkeit, 
genommen wenn die Unmöglichkeit eine ſelbſtverſchuldete ift, hinreiht (8. 710) 2. 

Iſt dem Erben für den Fall der Nihtoornahme einer unerlaubten Handlung von 
m Seite die Entrihtung eines Legates aufgetragen, fo ift Das Legat ungültig 
712); ift aber die unerlaubte Handlung dem Legatar aufgetragen, jo wäre der 
aus nach Analogie des 8. 698 als nicht beigejeßt zu betrachten ?. 

Erfolgt eine Schenkung unter einer Auflage (donatio sub modo), fo liegt in der 
nahme der Schenlung eine Berpflihtung zur Erfüllung der Auflage. Die Auflage 
ain einer Feiftung an ben Gefchenfgeber felbft oder an einen Dritten, ober in irgend- 
z anderen Handlung oder Unterlaffung, oder in der Verwendung des Geſchenkten 





Bel. hierüber Savigny, III, 226 fg.; 
ibiheib, Lehre des rom. Rechts von ber 
ausfegung (Diffelborf 1850), Pandekten, 
97—100; Sintenie, I, 181 fg.; Unger, II, 
4, ind Erbrecht, $. 18, Anm. 1; Sceurl, 
Lehre von ben Nebenbeftinmungen bei 
jtegeſchäften, S. 19—21, 245— 251. 
Der Unterſchied zwifchen Bedingung und 
bus nah rim. Recht findet fi treffend 
prochen bei Savigny, III, 231: „Die 
ns fuspendirt, zwingt aber nicht, der 
bn6 zwingt, fuspenbirt aber nicht.” Der 
x emem Mobus bedachte Erbe konnte näm- 
nur durch Zwangsmittel, entweder unmittel⸗ 


bar dur die Obrigkeit ober von Geite der 
Miterben, ver Legatar von Seite der Erben 
zur Erfüllung des Modus oder zur Cautions⸗ 
leiftung angehalten werben. Uebrigens befreite 
bie Unmöglichkeit auch nah röm. Recht von 
ber Verbindlichkeit und wurben dadurch bie bei 
Bedingungen vorlommenden Fälle fingirter 
Erfüllung von felbft abforbirt (Savigny, ILL, 
235, Note i). Fürs öſterr. Hecht ıft biefer 
Unterfhied um fo bebeutenver, weil bier die 
Fiction ber Seinlung nicht in dem Umfange 
gilt, wie nad röm. Recht (vgl. die Bemerk. zu 
den 88. 695— 703, Aum. 7). 
I Bgl. Unger, Erbrebt, 8%. 18, O8, 
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zu einem beſtimmten Zwecke beſtehen. Eine Klage auf Erfüllung der Auflag 
ſowol dem Geſchenkgeber zu, wenn und inſoweit er ein rechtliches Intereſſe a 
Erfüllung derſelben hat, als auch dem Dritten, zu deſſen Vortheil die Auflage 
efügt wurde, wenn er ber Errichtung der Schenkung beigezogen, das Verſprech 

Uung der Auflage an ihn geleiftet und von ihm angenommen wurbe ($. 
oder wenn er auch nur vom Gefchenfgeber oder dem Geſchenknehmer von dieſer 
lage benachrichtigt wurde ($. 1019). Die Schenkung kann aber, wenn bie Au 
fie mag in mas immer für einer Yeiftung beftehen, aus Verſchulden des Ge 
nehmers nicht erfolgt, mit einer activ und paffiv auf die Erben übergehenben 
zurüdgeforbert werben. Da der Modus nad) öſterr. Recht bie Wirkung einer Refi 
bedingung hat (85. 901 und 709) *, fo können gefchenfte dingliche Rechte au 
der betreffenden dinglichen Klage zurüdgeforbert werden. Wird bie. Erfüllun, 
Modus ohne Verſchulden des Geſchenknehmers unmöglich, jo ift die Rüdforberm 
Geſchenkten ausgefchloflen (88. 901, 710). War bie Erfüllung bes Mobus ide 
Zeit der Errichtung der Schenkung unmöglih, fo ftebt dem Geſchenkgeber, w 
Fi Unmd sgligtet der Erfüllung bekannt war, kein Rückforderungsrecht zu 

1174) 

Berihieven von dem Modus if die bloße Empfehlung, welche gar Feine rech 
Wirkungen hat ($. 711). 


8. 713. 
Von Aufhebung ber Anorbnungen: Dur Errichtung eines neuen Tefamentes. 

Ein früheres Teſtament wird durch ein fpäteres gültiges Teſtament nit nur im 
fit der Erbeinfehung, ſondern and in Rüdjicht der übrigen Anorbuungen aufgehoben, 
der Erblafler in dem letzteren nicht deutlich zu erlennen gibt, daß das frühere ganz ob 
Theil beftehen folle. Diele Vorfchrift gilt auch baun, wenn in bem ſpüteren Teftamer 
Erbe mir zn einem Theile der Erbſchaft berufen wird. Der Übrigbleibende Theil fäl 
den in dem früheren Teftamente eingefehten, fondern den geſetzlichen Erben zu. 


8. 714. 
Grriätung eines Codicills. 
Dur ein fpäteres Codicill, deren mehrere nebeneinander beftchen Täuuen, ı 
frühere Vermächtniſſe oder Codicille nur injofern aufgehoben, als fie mit dewſelb 
Widerſpruche ftehen. 


$. 716. 


Kann man nicht entſcheiden, welches Teftament ober Codicill das fpätere fei, fe ı 
infofern fie nebeneinander befichen können, beide, und es kommen bie im Hauptſtücke v 
Gemeinichaft des Eigenthumes aufgefteliten VBorfchriften zur Anwendung. 


8. 716. 

Grridtung eines neuen Teftamentes ober Codicills ungeadtet ber früher erflärten Unabänberlichkett. 
Der in einem Teitamente oder Codicille angehängte Beiſatz: daß jede Tpätere Ansı 
überhanpt, oder wenn fie nicht mit einem beitimmten Merkmale bezeichnet ift, untl und ı 
fein folle, verhindert zwar den Erblafier wit, feinen letzten Willen zu verändern; 
wenn er in der fpäteren Berorduung ben chen angeführten allgemeinen oder befondere 
fag nicht ausdrücklich aufhebt, fo wird nicht fein fpäterer, ſondern fein früherer MBH 

gültig angenommen. 





Bgl. die Bemerk. zu ben 88. 695—708. ! ° Bgl. Unger, II, 6. 9, ©. 228 fe. 
| insbefondere auch no Savigny, IV, $ 
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8. 717. 
! Bon Aufhebung ber Anorbnungen: Dur’ Wiberruf. 
* BI der Erblafler feine Anorbuung aufheben, ohne eine nene zu errichten, fo muß er 
— entweder mundlich oder ſchriftlich widerrnfen oder die Urlunde vertilgen. 


8. 718. 


Der Wiberrnſ kaun nur in einem ſolchen Zuftande gültig geſchehen, worin man einen 
Wien Willen zu ertlären fühig if. in gerichtlich erflärter Verſchwender Tann feinen lebten 
dMen gültig widerrufen. 

8. 719. 
Aufhebung burg einen ausdrucklichen Wiberruf. 

Ein mintiger Widerruf einer gerichtlihen oder anfergerichtlichen letzten Anordnung 
fordert fo viele nnd ſolche Zeugen, als zur Gältigfeit eines mündlichen Teltamentes nöthig 
ww; eim fdgriftlicher aber eine von dem Erblafier eigenhändig gefchriebene and unterſchriebene 
er wenigfiend von ihm und den zu einem ſchriftlichen Zeftamente erforderlihen Zengen 
sterfertigte Erflärung. 

8. 720. 


Eine Ausrönung des Erblafierd, wodurch er dem Erben oder Legatar unter angedrohter 
stsiehung eines Vortheiles verbietet, den Ichten Willen zu beftreiten, ſoll für den Fall, 
aux bie Echtheit oder der Siun der Erklärung angefochten wird, nie von einer Wir⸗ 
me fein. | 

8. 721. 
Aufhebung durch einen ftillfhweigenben Wiberruf. 
ı Wer in feinem Teftamente oder Codicille die Unterfchrift durchſchneidet, fie durchſtreicht 
ber ben ganzen Juhalt auslöfcht, wertilgt ed. Wenn von mehreren gleidhlantenden Urkunden 
ar eine vertilgt worden, fo kaun man darans auf Tainen Widerruf fchliehen. 


8. 722. 


Eind die gedachten Verletzuugen der Urkunde nur zufällig geichehen oder ift die Urkunde 
u Berkuft gerathen, fo verliert der letzte Wille feine Wirkung nicht, wenn anders der Zufall 
we die im der Gerichtäordunng beftimmten Beweisarten und der Juhalt der Urknnde auf 
We Art erwielen wird, wie eine mündliche lebte Anordnung erwielen werben muß. 


8. 723. 


Hat ein Erblafier eine Tpätere Anordnung vernichtet, die frühere fchriftlihe Anordunng 
er unverfehrt gelafien, fo Tommt die frühere fchriftliche wieder zur Kraft. Eine mündliche 
käfere Anordnung lebt dadurch nicht wieder auf. 


Zu einem gültigen Wiberruf einer legten Willenserflärung, er mag ausdrücklich 
(#8. 719, 720) oder ftillfehweigend (SS. 713— 716, 721—725) erfolgen, wird er- 
fordert, bo er die für gültige Willenserflärungen überhaupt erforberlichen Eigenfchaften 
an fih trage (F. 718). Der ausdrückliche Widerruf muß überdies in der fir legte 

enserflärungen vorgefchriebenen Form, wenngleid nicht in ber Form, in welcher fie 
errichtet wurden, erflärt werben ($. 719). Der ftillfchweigende Widerruf einer fchrift- 
Gen lebten Willenserklärung kann dadurch ftattfinden, Daß ber willensfähige Erblaſſer 
tatweber perſönlich oder mit feinem Willen eine andere Perſon die Originalurkunde, 
wide die letzte Willenserklärung enthält, oder wenn mehrere Originaleremplare vor- 
Inden find, fämmtliche vertilgt . Hierher gehört auch abfichtlihe Durchſtreichung ober 





I Natürlich würde bier alles auf die nach- | beffen fpricht, folange noch ein Originalexempi 
Wißbare Abficht des Erblaffers ankommen; in- | vorhanden ift, die Vermuthung dafür, daß b 


y.Richftetter, Commentar. 2. Aufl. 23 
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Zerftörung des ganzen Inhaltes oder ver Unterfchriften, während, wenn bloß einzeln 
Dispofitionen ausgelöfht werden, blos diefe hinmwegfallen ($. 721)?. Die Zerflörun 
der über eine mündliche lettwillige Anordnung errichteten fhriftlihen Urkunde Tam 
nicht als Widerruf der legtwilligen Verfügung gelten, ba bie Urkunde nicht den Ac 


der Errichtung enthält 3. 


Die zufällige Zerftörung einer legten Willenserflärung hat die Aufhebung derfelbe 


nicht zur Folge. 


jenigen, ber einen folden Zufall behauptet (8. 722) *. 


Die Beweislaft, daß die Zerftörung blos zufällig erfolgte, trifft den 


Der Beweis des Inhaltel 


fann nur auf die für mündliche letzte MWillenserflärungen vorgefchriebene Art ($. 586; 


erbracht werben ($. 722) ®. 


Eine befonder8 wichtige Art des ftilfchweigenden Widerrufes einer letztwillige 


Anordnung liegt in Errichtung eines neuen Teftamentes. 


Wenn nicht der Erblafier i 


demfelben deutlich zu erfennen gibt, daß auch die frühere legtwillige Verfügung ned 
fortbeftehen fol, gilt das frühere Zeftament oder Codicill 6 felbft dann als wi 

wenn ber Erblaffer in dem fpäteren Teftamente nur über eine Quote feines Nachlaſſch 
verfügt hat (8. 713)”. Dagegen wird burh Errichtung eines fpäteren Codicilles eg 
füheres Zeftament oder Codicill nicht aufgehoben ($. 714). 1 





Erblaffer nicht bie letztwillige Verfügung felbft 
vernichten wollte. Bgl. auch Sintenis, III, 
8. 179, ©. 402. 

2 Bol. Mayer (M. ©.), Die Lehre vom Erb- 
recht“ nach beutigem röm. Recht (1. Theil, 
Berlin 1840), $. 33; Bangerow, II, $. 460, 
Anm., ©. 244. 

2 Bol. Sintenis, III, 8. 179, ©. 462; 
Müuhlenbruch, XXXIX, 103 und 104. 

% Bol, Über die verfchiedenen bier möglichen 
Fälle Dworzak in der Oefterr. Biertelj. Schr., 
XVI (1865), 108 fg. Häufig wird ber Be: 
weis, daß eine Verletzung nur durch Zufall 
erfolgt ift, nicht direct, fondern nur durch In—⸗ 
dicien erbracht merden können. 

5 Bol. auch Mühlenbruch, XXXIX, 113 fg. 
Es wird bier vorausgefett, daß die Urkunde 
ganz abhanden gelommen ift, ober doch der⸗ 
geftalt verletzt wurde, Daß ber Inhalt der letzten 
Willenserklärung aus derſelben nicht mehr ent- 
nommen werden kann. Iſt dies nicht der Fall, 
wäre 3.8. die Urkunde blos durchſtrichen, zer- 
rifjen ober auf mas immer für eine Art be- 
ſchädigt worden, läßt fi) aber mit Sicherheit 
aus der Urkunde felbft, rädfichtlih deren Frag— 
menten, der Inhalt derfeiben entnehmen, wor- 
über unter Umſtänden der Beweis durch Sadı- 
verftändige anzubieten jein wird, welche 
nöthigenfalls auch ihr Urtheil über Die Zu- 
fammengebörigteit mehrerer Fragmente abzu- 
geben haben werben, fo braucht ber Beweis 
des Inhaltes ber Urkunde nicht auch noch un» 
abhängig von bderjeblen erbracht zu werben, 
Vgl. auch Dworzak in ber Defterr. Biertelj. 
Schr., XVI (1865), 112. 

° Daß aud ein früheres Codicill Durch ein 
fpäter errichtetes Teſtament als widerrufen an- 
gefeben wird, kann nad der Beſtimmung des 
8, 713: „Ein früheres Teftament wird durch 
ein ſpäteres gilltiges Teftament nicht nur in 
Rückſicht der Erbeinfeßungen, fondern aud 
in Rückſicht der übrigen Anordnungen 
aufgehoben", wol nidyt bezweifelt werben, 
indem ee Teinen Unterſchied machen tan, ob 

die „Übrigen Anorbnungen“ 


zugleih neben 


Erbeinfegungen in einem Teſtamente ober \ 
einem eigenen Eodicille getroffen wurben. 
hierüber insbejondere Unger, Erbrecht, $. 
Anm. 7. Diefer Anficht Änb auch Winiwarten, 
II, 257; Stubenrauß (1. Aufl., I, 

2. Aufl. I, 917, 918). Anderer Meinung 
Zeller, II, 690; Nippel, IV, 424; EI 

zu 88. 713, 714; Füger, Erbrecht, u, 3% 
298. Auch in ber Obſtg. Entſch. vom 5. 
1857, 3.2968; Glaſer unb Unger, I, Rr 
findet fi ber Grundſatz auegefproden, def 
ein früheres Codicill durch ein ſpäteres Teſta⸗ 
ment als aufgehoben nicht angefehen werben 
tönne, „meil 8. 713 nur ein früheres Teſta⸗ 
ment, nicht aber ein früheres Codicill durch 
ein ſpäteres Teftament aufgehoben erfläre". 

? Mit Recht bemerkt Unger, Erbredt, 8.24, 
Anm. 13, daß durch diefe Beftimmung in vielen 
Füllen dem Willen des rblaffere gerabag 
entgegengehanbelt wird. Vgl. auch Dworza, 
Oeſterr. Biertelj. Schr., X (1865), 9 Me 
Angenteffener wäre es, bie frühere letztwillige 
Anordnung ſchon dann aufrecht zu halten, wenz 
beide nebeneinander beftehen können, oder doch 
mwenigften® in dem alle, wenn ber Erblaſſer 
feinen Willen, baß bie frühere lettwillige Ber 
fügung ihre Gültigkeit nicht verlieren fol, af. 
was immer für eine Art, wenn aud nicht is 
bem fpäteren Teſtamente felbft, beutlih mb. 
beſtimmt an den Tag gelegt bat. Daß be 
Erblaffer in dem fpäteren Teftamente auk⸗ 
drücklich erklärt, daß er bie frühere Sekt 
willige Anordnung aufrecht erhalte, ift jebeqh 
auch nach öfterr. Recht nicht notbwendig. S 
genügt, wenn biefer Wille des (Erblaffere and 
dem fpäteren Teftamente mit VBeftimmtheit je 
entnehmen ift, 3. B. wenn baflelbe mit bes 
Worten eingeleitet wird: Im Nachhange zu 
meinem Tejtamente vom ... verfüge ih x. 
Bol. Unger a. a. O., den Dworzak, mem & 
laubt, Unger interpretire das Wort „dert 
ih‘ im $. 713 mit „ausdrücklich“, ganz ge 
wiß misverfteht, mie fich dies ſchon aus obigem 
von Unger gewählten Beifpiele, noch dentlicher 
art Varan8 eraiht, Dar \naer Sagar auminmil, 
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Sat der Erblaſſer einer legtwilligen Anordnung die Claufel beigefügt, daß eine 

letzwillige Verfügung überhaupt, oder wenn fie nicht mit einem beftimmten 

e bezeichnet ift, ungültig fein ſoll (fog. elausula derogatoria), fo ift zur 

Nktigfeit ver fpäteren lestwilligen Anordnung erforberlich, daß in derſelben ber in ber 

üheren enthaltene allgemeine oder bejonvere Beiſatz ausdrücklich aufgehoben wird, 
ddrigens die frühere Anordnung für gültig angenommen wird ($. 716) ®. 

Kann von zwei ober mehreren lettwilligen Anorbnungen nicht ermittelt werben, 
elche fpäter errichtet wurde, jo werben fie, wenn fie überhaupt nebeneinander in ber 
jeife beftehen können, daß zwiſchen den in ben mehreren lettwilligen Anorbnungen 
edachten eine Theilung ftattfindet, alle aufrecht erhalten (8. 715) und der Nachlaß 
ird zwifchen ben mehreren eingefegten Erben, wie bei einem überfchwerten Nadhlaffe, 
ich den Beftinnmungen ver 88. 557 fg. getheilt. Mehrere Legatare, welchen daſſelbe 
ermächtniß ungetheilt zugebacht wurde, theilen daſſelbe zu gleichen Theilen. Wäre 
r ganze Nachlaß durch die in den mehreren Anordnungen angeorbneten Bermädtniffe 
khöpft, fo gehen die eingefeßten Erben leer aus. Wäre der Nachlaß nicht einmal 
z Befriedigung fänmtlicher Tegatare hinreichend, fo käme die Vorſchrift der 88. 690 fg. 
x Anwendung 9. 

Dadurch, daß die fpätere lettwillige Anordnung rechtsunwirkſam wird, lebt 
e frühere nicht wieber auf. Hat jedoch ber Erblaffer eine fpätere Anordnung ver- 
ihtet und eine frühere unverfehrt gelaffen, fo gelangt vie frühere ſchriftliche, nicht 
zh eine mündliche, wieder zur Kraft, wenn nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
nägewiefen werben Tann ($. 723) 11. 

Bei wechſelſeitigen Teftamenten (vgl. die Bemerf. zu $. 583) Tann aus bem 

e des einen Ehegatten nicht auch auf den Widerruf des anderen gejchloffen 
neben (8. 1248). Das Recht des Widerrufes der eigenen leßtwilligen Anordnung, in 
jelcher etwa zu Gunften eines Dritten Berfügungen getroffen wurben, fteht dem Ueber⸗ 
hienden ſelbſt dann noch zu, wenn er die Erbichaft des verftorbenen Ehegatten auf 
Bund des wechfelfeitigen Teftamentes bereits angetreten hat 12, 


8. 724. 


Aufhebung burd einen vermutheten Widerruf. 


Ein Legat wird für widerrufen angejehen, wenn der Erblafler die vermadte Forderung 
Ingetrieben und erhoben, wenn er die Jemandem zugedadhte Sache veräußert und nicht 
vieber zurüderhalten, oder wenn er fie anf eine folhe Art in eine andere verwandelt hat, 
ab die Sache ihre vorige Geftalt und ihren vorigen Namen verliert. 





ber Erblaffer durch die bloße VBerfiegelung dieſe Claufel ebenfalls enthalten kann. Vgl. 


leßtwilligen Verfügungen in einem Um: 

der Vorſchrift des 8. 713 A. b. G. B. 

e leiſte, in welch letzterer Annahme 
er zu weit geht. 

Bgl. hierüber, was das gem. Recht anbe- 
u Mühlenbrug) XXXVII, 168 fg. Die 
Sekimmung bes öfter. Rechts ift nicht nur 
ehr gefährlich, weil der Erblaffer leicht darauf 
ergeſſen kann, ber Anorbnung bes 8. 716 Ge⸗ 
ge zu leiſten, und erreicht andrerfeits ben 
amit beabfichtigten Zwed nur unvolllommen. 

wenn als Zweck angeführt wird, Unter- 
Gebungen eines leiten Willens vorzubeugen, 
owie Zubringlichleiten und Nöthigungen zur 
Köinderung eines ſolchen unmöglich zu machen, 
o iſt Dagegen zu erinnern, daß ber Erblaffer 
tine erzwungene legte Willenserklärung jeber- 
kit widerzufen faun, eine unterfhobene aber 


Unger, Erbredt, $. 24, Anm. 6. 

9 Gemeinredtlich ift Dies fehr freitig. Vgl. 
Mühlenbruch, XXXVIII, 485 fg. 

10 Ohne Grund behaupten Nippel, Erl. IV, 
429, und Stubenrauh (1. Aufl., II, 557, 
2. Aufl., I, 919, 920), daß in dieſem Falle 
ber Nachlaß zwifchen den Erben und Yegataren 
verhältnigmäßig zu theilen fe. Vgl. aud 
Unger, Erbredt, 8. 24, Aum. 16. Die Be- 
rufung des $. 715 auf die Borfchriften über 
bie Gemeinſchaft des Eigenthumes ift ganz un 
zureichend. 

11 Daſſelbe gilt auch nad gem. Recht. Vgl. 
Mühlenbruch, XXXVIII, 478. 

12 Bgl. Unger, Erbrecht, 8. 24, Anm. 9, 
und über das gem. Recht vorzüglich Mühlen- 
bruch, XXXVIII, 214 Io, 
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8. 725. 

Wenn aber der Schuldner die Forderung and eigenem Antriebe berichtigt hat, wen 
Veräußerung des Legates anf gerichtliche Anordnung gefchehen, wenn bie Sache ohne 
willigung bes Erblafſers verwandelt worden if, jo beftcht das Legat. 

Bol. die Bemerkungen zu den 88. 663—668 d. W. 


8. 726. 
Bon Aufhebung der Anorbnungen: Dur Entfagung ber Erben. 

Will ober Tann weder ein Erbe, noch ein Nacherbe die Verlaflenfchaft annehmen, ſo 
dad Erbrecht auf die geſetzlichen Erben. Diefe finb aber verpflichtet, die Übrigen Verfüg 
des Erblafſers zu befolgen. Entſagen andı fie der Erbſchaft, fo werben bie Legatere 
hältnißmäßig ald Erben betradtet. 


Henpikäf V. Bon der Einfhränfung nud Unfhehung bed Ichten Willens. 6. 724. 355 


Hat der Grblaffer einer letztwilligen Anorbnung bie Clauſel beigefügt, daß eine 
kere Teßtiwillige Berfügung überhaupt, oder wenn fie nit mit einem beftimmten 
krfımale bezeichnet ift, ungültig fein foll (jog. clausula derogatoria), fo ift zur 
Müigleit der fpäteren letztwilligen Anordnung erforderlich, daß in berfelben ber in ber 
heren enthaltene allgemeine oder beſondere Beiſatz ausdrücklich aufgehoben wird, 
Brigens bie frühere Anorbnung für gültig angenommen wirb (8. 716) ®. 














eine Theilung ftattfindet, 


t Anwendung 10 


Dadurch, daß die ſpätere letztwillige Anordnung rechtsunwirkſam wird, 


Kann von zwei oder mehreren letztwilligen Anordnungen nicht ermittelt werben, 
übe fpäter errichtet wurde, fo werden fie, wenn fie überhaupt nebeneinander in ber 
beſtehen können, daß zwiſchen den in den mehreren letztwilligen Anordnungen 
alle aufrecht erhalten ($. 715)? und ber Nachlaß 
zeifhen ben mehreren eingejeßten Erben, wie bei einem überſchwerten Nachlaffe, 
ben Beſtimmungen ver 88. 557 fg. getheilt. Mehrere Legatare, welchen baflelbe 

tmiß ungetheilt zugebacht wurde, theilen daſſelbe zu gleichen Theilen. 
ganze Nachlaß durch die in den mehreren Anorbnungen angeorbneten Vermächtniſſe 
‚ jo geben bie eingefetten Erben leer aus. 
' Befriebigung mmtlicher Legatare hinreichend, fo käme die Vorſchrift der 88. 690 fg. 


Wäre 
Wäre der Nachlaß nicht einmal 


lebt 


frühere nicht wieber auf. Hat jedod ber Erblaſſer eine fpätere Anorbnung ver- 


het und eine frühere unverfehrt gelaflen, jo gelangt die frühere ſchriftliche, nicht 
eine mündliche, wieber zur Kraft, wenn nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 


en werben fann ($. 723) 11 


Bei a en Ge Teſtamenten (ogl. die Bemerk. zu $. 583) kann aus dem 
berrufe des einen Ehegatten nicht auch auf den Widerruf bes anderen geſchloſſen 


xben ($. 1248). Das 


echt des Widerrufes der eigenen lettwilligen Anordnung, in 


etwa zu Gunften eines Dritten Verfügungen getroffen wurden, fteht dem Ueber: 
felbft dann noch zu, wenn er die Erbichaft des verftorbenen Ehegatten auf 
hend bes wmechielfeitigen Zeftamentes bereits angetreten hat 1%, 


8. 724. 


Aufhebung burd einen vermutbeten Widerruf. 


Ein Legat wird für widerrufen angefehen, wenn ber Erblafler die vermachte Forderung 
Ietrieben unb erhoben, wenn er die Iemandem zugedachte Sache veränßert und nicht 
ker zucüderhalten, oder wenn er fie anf eine ſolche Art in eine andere verwandelt hat, 
inj die Sache ihre vorige Geftalt und ihren vorigen Namen verliert. 





ber Erblaffer durch die bloße Berfiegelung 
legtioilligen Berfügungen in einem Um⸗ 
ber Borferift des 8. 713 A. b. G. B. 
leiſte, kr welch letterer Annahme 

Mer zu weit 
Bol. hierũ kr , was das gem. Recht anbe⸗ 
‚ Mäplenbruh, XXXVIII, 168 fg. Die 
an bes öfterr. Rechts ift nicht nur 
be gefährlich, weil der Erblaffer leicht darauf 
en lann, ber Anordnung bes $. 716 Ge- 
ige zu leiflen, und erreicht andrerſeits ben 
mit beabfichtigten Zwed nur unvolllommen. 
em wenn ale Zwed angeführt wird, Unter⸗ 
Nehumgen eine® Iehten Willens vorzubeugen, 
wie Zubringlichleiten und Nöthigungen zur 
Wuberung eines ſolchen unmöglich zu madıen, 
M dagegen zu erinnern, N: ber Erblaſſer 
x erziwungene lehte Willenserklärung jeder⸗ 
t widerrufen faun, eine unterfchobene aber 


dieſe Clauſel ebenfalls entbalten Tann. 


Bol. 
Unger, Erbrecht, $. 24, Anm. 5. 

9 Semeinrechtlich ift Dies A ſtreitig. Vgl. 
Mühlenbruch, XXXVIII, 485 fg. 


10 Ohne Grund — Slipper, rt IV, 
429, und Stubenrauch (1. Aufl., ‚657, 
2. Aufl. ‚I, 919, 920), daß in biefen, alle 
der Nachlaß. zwiſchen ben Erben und Legataren 
verhältmißmäßig zu theilen fe. Bgl. auch 
Unger, Erbredt, 8. 24, Anm. 16. Die Be: 
rufung des $. 715 auf die Vorfchriften über 
bie Gemeinfchaft des Eigenthumes ift ganz un⸗ 
zureichend. 

11 Dafjelbe gilt auch nach gem. Recht. Ngl- 
Mühlenbruch, XXXVIII, up 

12 Bol. Unger, Erbrech 24, Anm. 9, 
und über das gem. Recht Forsigtie Müblen- 
bruch, XXXVIITI, 214 To. 
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Erblaffers oder nad feinem Tode geboren fein. Mehrere Kinder theilen bie Erbſchaft nu 
ihrer Zahl in gleihe Theile. Entel von noch lebenden Kindern und Urenlel won nad leben 
ben Enteln haben Tein Recht zur Erbfolge. 


8. 733. 


Iſt ein Kind des Erblaflerd vor ihm geftorben nub find von demſelben ein 
Enlel vorkanden, fo fällt der Antgeil, welder dem verftorbenen Kinde gebührt Hätte, dieſen 
nachgelaflenen Eufel ganz oder den mehreren Enleln zu gleichen Thellen zu. IR von bieks 
Enteln ebenfalls einer geftorben ober hat Urenlel nacgelafien, fo wirb auf bie nämlide 
ber Antheil des verfiorbenen Entels unter bie Mfentel gleich getfeilt. Sind von einem 
laſſer noch entferniere Nachkömmlinge vorhanden, fo wird bie Theilung verbhältuißmäßig 
ber eben gegebenen VBorfcrift vorgenommen. 


8. 73. 


Auf diefe Art wird eine Erbſchaft nicht nur baum geiheilt, wenn Eulel won verſtorbenn 
Kindern mit nod lebenden Kindern oder entferntere Nachlämmlinge mit näßeren Rasiinn 
Iingen des Erblafierö zufammentreffen, fonbern and baun, wenn bie Erbſchaft bins zuiſche 
Enteln von verſchiedenen Kindern oder zwiſchen Urenkeln von verichiebenen Enuteln zu thella 
it. Es lönnen alfo bie von jedem Kinde nadggelafienen Eulel, unb bie won jebem Exkl 
nachgelafſenen Urenlel, ihrer feien viele oder wenige, nie mehr oder nie weniger erhalten 
als das verſtorbene Kind oder der werftorbene Enlel erhalten hätten, wenn fie am Leben ge 
blieben wären. 


8. 735. 
Zweite Linie: Die Aeltern unb ihre Radfämmlinge. 

Iſt Niemand vorhanden, der von dem Erblafler ſelbſt abftammt, fo fällt die Erbigef 
auf diejenigen, die mit ihm durd die zweite Linie verwandt find, nämlich anf feine Welten 
und ihre Nachkömmlinge. Leben noch beide Aeltern, fo gebührt ihnen bie ganze Erbiäel 
zu gleihen Theilen. Iſt eines dieſer Aeltern verftorben, fo treten defien nachgelafſene Kinde 
oder Nachlömmlinge in fein Recht ein, und es wirb die Hälfte, die dem Berſtorbenen gi 
bührt hätte, unter fie nad jenen Grundſätzen getheilt, welde in ben 88. 732—734 weg 
Teilung der Erbſchaft zwiſchen Kindern und entfernteren Nachlömmlingen bed Erblahſer 
feſtgeſetzt worden find. 

8. 736. 


Wenn beide Aeltern des Erblafiers verftorben find, To wird jeme Hälfte der Erbidef 
welche dem Vater zugefallen wäre, unter feine hinterlaflenen Kinder und berfeiben Radium 
Iinge, die andere Hälfte aber, welche der Mutter gebührt hätte, unter ihre Kinder und de 
felben Nachkömmlinge nad) den SS. 732—734 getheilt. Sind von biefen Aeltern feine ande 
als von ihnen gemeinfhaftlid erzeugte Kinder oder derfelben Nadhtömmlinge vorhanden, 
theilen fie die beiden Hälften unter fih gleih. Sind aber außer biefen noch Kinder vo 
handen, die von dem Bater oder von der Mutter oder von einem nnd der anberen in ein 
anderen Ehe erzeugt worden find, fo erhalten die von bem Vater nnd der Mutter gemeh 
fhaftlih erzeugten Kinder oder ihre Nachkömmlinge ſowol an ber väterlidden als an d 
mütterlichen Hälfte ihren gebührenden, mit den einfeitigen Geſchwiſtern gleichen Autheil. 


8. 737. 

Wenn eines der verftorbenen Aeltern des Erblaſſers weder Kinder noeh Radtömmiin 
hinterlaflen bat, fo füllt bie ganze Erbſchaft dem anderen noch lebenden Aelterntheile zu. 
biefer Theil and nicht mehr am Leben, fo wird die ganze Erbſchaft unter feinen Binde 
und Nachkömmlingen na den bereits angeführten Grundfägen vertheilt. 


8. 738. 
Tritte Linie: Die Großältern und ihre Nachkommenſchaft. 
Sind die Achtern des Erblafiers ohne Nachlömmlinge verftorben, fo kommt die Erbſche 
anf die dritte Linie, nämlich auf ded Erblaſſers Grofältern und ihre Nachlömmenſchaft. T 
Erbſchaft wirb dann in zwei gleige Theile getheilt. Cine Hältte gehört ben Aeltern b 
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Sat der Erblaffer einer lettwilligen Anorbnung die Clauſel beigefügt, daß eine 
Bee Ieotnitige Berfügung überhaupt, oder wenn fie nicht mit einem beftimmten 
bezeichnet ift, ungültig fein fol (ſog. clausula derogatoria), fo ift zur 
Biftigleit der fp&teren letztwilligen Anorbnung erforderlich, daß in derfelben der in ber 
küberen enthaltene allgemeine ober beſondere Beiſatz ausprüdlich aufgehoben wird, 
wrigens die frühere Anordnung für gültig angenommen wirb (8. 716) ®. 
- Kann von zwei ober mehreren lestwilligen Anordnungen nicht ermittelt werben, 
heiche fpäter errichtet wurde, fo werben fie, wenn fie überhaupt nebeneinander in ber 
Reife beftehen können, daß zwiſchen den in ben mehreren Iegtwilligen Anordnungen 
rkbachten eine Theilung ftattfindet, alle aufrecht erhalten (8. 715) ? und der Nachlaß 
Kb zwiſchen ben mehreren eingefegten Erben, wie bei einem überfchwerten Nachlaſſe, 
eh den Beſtimmungen ber 88. 557 fg. getheilt. Mehrere Legatare, melden daſſelbe 
mächtig ungetheilt zugedacht wurbe, theilen daſſelbe zu gleichen Theile. Wäre 
w ganze Nachlaß burch die in den mehreren Anorbnungen angeorbueten Vermächtniſſe 
Mhöpft, fo geben die eingefettten Erben leer aus. Wäre ber Nachlaß nicht einmal 
w Befriedigung fämmtlicher Legatare hinreichend, fo käme die Vorfchrift der SS. 690 fg. 
w Anwendung 19. 

Dadurch, daß die fpätere letztwillige Anordnung rehtsunwirtfam wird, lebt 

we frühere nicht wieder auf. Hat jedoch der Erblaffer eine fpätere Anordnung ver- 
ichtet und eine frühere unverfehrt gelaffen, fo gelangt bie frühere fchriftliche, nicht 
wh eine münbliche, wieder zur Kraft, wenn nicht ein anderer Wille des Exblaffers 
pgewiefen werben kann ($. 723) 1. 
Bei wechlelfeitigen Zeftamenten (vgl. die Bemerf. zu $. 583) Tann aus dem 
e des einen Ehegatten nicht auch auf den Widerruf des anderen gefchloffen 
($. 1248). Das Recht des Widerrufes der eigenen letztwilligen Anorbnung, in 
etwa zu Gunſten eines Dritten Verfügungen getroffen wurden, fteht dem Ueber⸗ 
ſelbſt dam noch zu, wenn er die Erbfhaft des verftorbenen Ehegatten auf 
bes wechjeljeitigen Teſtamentes bereits angetreten hat 12, 














8. 724. 


Aufhebung durch einen vermutbeten Widerruf. 


Ein Legat wird für widerrufen angefehen, wenn der Erblafler die vermacte Forderung 
Ingetrieben und erhoben, wenn er die Jemandem zugedachte Sache veräußert uud nicht 
Keber zurüderhalten, oder wenn er fie auf eine ſolche Art in eine andere verwandelt hat, 
ij bie Sache ihre vorige Geftalt und ihren vorigen Namen verliert. 





der Erblafjer durch die bloße Berfiegelung dieſe Clauſel ebenfall® enthalten Tann. Bgl. 


legtwilligen Berfügungen in einem Um⸗ 
ber Borfchrift dee S. 713 A. b. G. 8. 
e leifte, in welch Iebterer Annahme 

zu weit gebt. 
Bol. hierüber, was bas gem. Recht anbe⸗ 
ah rühlenbruß. XXXVII, 168 fg. Die 
g bes öfter. Rechts ift nicht nur 
Kir gefährlich, weil der Exblaffer leicht darauf 
en kann, ber Anorbnung bes 8. 716 Ge- 
Bige zu Seiften, und erreicht andrerfeits ben 
Iamit beabfichtigten Zweck nur unvolltommen. 
wenn als Zwed angeführt wird, Unter⸗ 
en eines letzten Willens vorzubeugen, 
Zudringlichkeiten und Nöthigungen zur 
eines folchen unmöglich zu machen, 
WIR dagegen zu erinnern, baß ber Erblaffer 
ine erzivungene legte Willenserflärung jeber- 
et widerrufen kann, eine umterfchobene aber 


Unger, Erbredt, $. 24, Anm. 5. 

° Semeinrechtlich ift dies fehr ftreitig. Bgl. 
Mühlenbruch, XXXVIII, 485 fg. 

10 Ohne Grund behaupten Nippel, Erl. IV, 
429, und Stubenrauh (1. Aufl., II, 557, 
2. Aufl., I, 919, 920), daß in biefem Falle 
ber Nachlaß zwiſchen den Erben und Legataren 
verhältn Gmäßig zu theilen ſei. Bgl. aud 
Unger, Erbredt, $. 24, Anm. 16. Die Be- 
rufung des $. 715 auf die Borfchriften über 
die Gemeinſchaft des Eigenthumes ift ganz um- 
zureichenb. 

11 Daffelbe gilt auch nah gem. Recht. Pal. 
Mühlenbruch, XXXVIII, 478. 

12 Vgl. Unger, Erbrecht, 8. 24, Anm. 9, 
und über das gem. Recht vorzüglich Mühlen⸗ 
bruch, XXXVIIL, 214 To. 
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8. 746. 


Wenn einer diefer acht Stämme erloſchen tft, fo füllt dasjenige, was den 
Großältern eines Großvaters oder einer Großmmtter gehört Hätte, dem Stamme ber 
lien Großältern chen biefes Großvaters oder diefer Großmutter zu, nub was Den 
Iihen Großältern gehört Hätte, fällt den Stamme ber väterlichen Großältern eben dieſe 
Großvaters oder eben diefer Großmantter zu. 


8. 7147. 


Eind beide Stämme eined Großvaterd oder einer Großmmtter erloſchen, fo bleiben bk 
Antheile, die zu der väterlichen Seite des Erblaflerö gehören, bei ben noch übrigen Stümmm 
der väterlichen Seite, und die Antheile, die zu der mütterlichen Seite bes Erblaſſers ge 
hören, bleiben bei den noch übrigen Stämmen von ber mütterlihen Seite. Wenn aber wa 
allen vier Stämmen ber väterlichen Seite oder von allen vier Stämmen der mätterfides 
Eeite Tein Verwandter mehr vorhanden ift, fo erhalten bie vom der anderen Seite vorhandenen 
Stämme bie ganze Erbichaft. 


Pe Ge 


8.748. 
Sechste Linie: Die dritten Urgroßältern und ihre Nachkonmmenſchaft. | 
Wenn endlih aud die fünfte Linie ganz erloſchen if, fo fällt die geſetzliche Erbfelge 
anf die ſechſste, nämlich anf des Erblafiers dritte Urgroßältern und ihre Nachlämmlinge. Ze 
diefer Linie gehören fehzchn Stämme, nämlich die Stämme berjenigen Aeltern, ans welden 
die Stammältern der fünften Linie eutiprofien find. Wenn von jedem biefer Gtänme Ber 
wandte am Leben find, fo wird die Erbichaft im fechzehn gleihe Stammtheile geteilt, uud 
jeder Stammtheil zwifhen den zu dieſem Stamme gehörigen Verwandten nad dem bereits 
angegebenen Grundſätzen wieder untergetheilt. 


8.749. 

Eind von einigen diefer Stämme leine Verwandten mehr am Leben, fo fallen ihre Ar 
theile auf diejenigen Stämme, die nad Vorfchrift der 88. 743 nub 746 mit dem erisfdenen 
Stämmen in der nädften Verbindung ftehen. Sind nur von einen einzigen Stamme Ber: 
wandte übrig, fo gebührt ihnen die ganze Erbfchaft. 


8. 750. 
Wenn Jemand mit dem Erblafler von mehr als einer Seite verwandt if, fo genieht c 
von jeder Seite dasjenige Erbrecht, weldhes ihm, als einem Berwandten von biefer Geik 
insbefondere betrachtet, gebührt (8. 736). 


8. 751. 
Ausſchließung ber entfernteren Verwanbten. 
Auf diefe ſechs Linien der ehelihen Verwandtſchaft wird dns Recht der Erbfolge in Ar 
fehung eines frei vererblihen Vermögens eingefgräntt. Entferntere Verwandte des Erblafkr 
find von der gefetlichen Erbfolge ansgeihlofien. 


Unter Inteftaterbfolge verfteht man das Inſtitut, durch welches der Eintritt in 
bie verlaffenen Vermögensverhältniffe eines hinweggefallenen Rechtsfubjects rechtlich un 
abhängig von legtwilligen Dispofitionen begründet wird 1. 

Die regelmäßige Grundlage der Inteftaterbfolge ift bie Blutsverwandtſchaft. 

Nach röm. Recht (nov. 118)? wurden die zur Erbfolge berufenen Berwanbten in 





ı Bradenböft inı R. L., V (1844), 714. | bas vormnovellenrechtliche Inteſtaterbrecht bilde⸗ 
Vgl. auch Arndts im R. 2., V, 668 jg.; | ten, mit ihrem Flickwerk und ihren d 
Witte, Das Preuß. Inteſtaterbrecht aus dem | zur Beſeitigung eines alten, fich überleht 
gem. deutſchen Rechte entwidelt (Leipzig 1838), | habenden und zur Aufftelung eines nen 
5.8 fg; Schirmer, Erbrecht, ©. 125 fg.; | von Rechtsgefühl immer gebieteriſcher gefer ' 
Unger, Erbredt, $. 29 fg. berten Princips, fo ift Die nov. 118 eine it | 

? ‚Wenn man die Maſſe burch- und überein» | verftändigften Geſetze Juſtinian's.“ Gin | 
anbdergreifenber Beflimmungen bes Civilrebts | III, $. 162, Anm. 1. 
und bes prätorifchen Rechts muſtert, welche | 


Hauptſtüct XII. on ber gefehlichen Erbfolge. 66. 746-751. 361 
2 Klafſen (ordines) eingetheilt, von denen jeve vorhergehende die nachfolgende aus: 
leß, nämlich: ’ 

1) Defcenventen aller Grade, 2) Afcendenten, vollbürtige Gefchwifter, Söhne und 
Water vollbürtiger Gefchwifter, 3) halbbürtige Gefhwifter und halbbürtige Gefchwifter- 
ber, 4) alle Übrigen Geitenverwandten ohne Unterfchied zwifchen vollbürtigen und 


en. 

In der erften Klaſſe erbten die Nachkommen zweiten unb britten Grades ꝛc. nur, 
an ihre Aeltern, durch welche ihre Verwandtſchaft mit dem Erblaffer vermittelt wird, 
ft zur Erbſchaft berufen waren. Es konnten jevoh auch Defcenbenten verfchiedenen 
bes nebeneinander erben, wenn fie nur nicht demſelben Stumme angehörten. In 
: zweiten Klaſſe ging der dem Grade nach nähere Afcendent immer allen anveren 
cenbenten vor. Kinder von vollbürtigen Gefchwiftern erbten nur, wenn ihr Parens 
bt zur Erbſchaft berufen war, ebenſo in ber britten Klaſſe tie Kinder von halb» 
tigen Gefchwiftern. In der vierten Klaffe ſchloß immer der nähere Grad den ent= 
ateren aus ®, 

Nach öfter. Recht findet die Exbfolge der Verwandten nad) bem reinen Linear⸗ 
ee Parentelenfuftem ftatt. Die gefammten erbberechtigten Verwandten werben in fechs 
nien getheilt, von denen bie erfte durch die Defcendenten des Erblaſſers, die zweite 
sch feine Aeltern und beren Nachkommen, bie dritte durch deſſen Großältern und 
ven Nachkommen, die vierte durch deſſen erfte Urgroßältern und beren Nachkommen, 
e fünfte durch deſſen zweite Urgroßältern und deren Nachkommen, die fechste durch 
fen dritte Urgroßältern und deren Nachkommen gebildet wird ($. 731). Alle ent» 
tieren Verwandten des Erblaſſers find von der Erbfolge ausgeſchloſſen (8. 751). 

Jede vorhergehende Linie jchließt bie nachfolgende aus ($$. 735, 738, 741, 744, 
4), ſodaß die nädjftfolgende erſt dann zur Erbſchaft berufen wird, wenn von ber 
whergehenven fein erbbereihtigter Verwandter mehr vorhanden ift oder von feinen: 
hbrechte keinen Gebrauch macht (fucceifive Delation). 

Die Nachkommen entfernteren Grades werben durch ihren noch lebenden Parens, 
uch welchen ihre Berwanbtichaft mit dem Erblaffer vermittelt wird, von der Erbfolge 
Waefchlofien ($. 732). Dies ift felbft dann der Fall, wenn der noch lebende Parens 
unfähig * oder rechtmäßig enterbt ift ober die ihm angefallene Erbſchaft aus» 
ihlagen +5 


Defcendenten des Erblaſſers [uccediren jederzeit nad) Stämmen, gleichviel ob fie 
it dem Erblaſſer in vemfelben ober in verfchiedenen Graben verwandt find (88. 733, 
4). In aufiteigender Linie werden bie Ajcendenten des Erblaffers in der Weiſe 
zufen, daß die Aeltern deſſelben ven Nachlaß zu gleichen Theilen theilen. Wenn ein 
eterntheil nicht mehr am Leben ift, fällt deſſen Antheil auf deſſen Deſcendenz 
8. 735, 736) und wenn feine erbfähigen Defcendenten vefjelben vorhanden find, ver 
mie Nachlaß auf den noch Lebenden anderen Aelterntheil oder deſſen Nachkommen 
737). Die Theilung zwifchen den Defcenventen der Aeltern findet wie bei Defcen- 
ten des Erblaſſers (SS. 732— 734) ftatt (88. 735—737). Ganz nad benfelben 
kundfägen wird die Theilung auch in den weiter auffteigenden Yinien vorgenommen. 
ie ber dritten Linie wird der Nachlaß zwifchen den väterliden und mütterlichen Groß— 
ben zu gleichen Theilen getheilt. Iſt eines derſelben bereits verftorben, fo tritt befien 
Nſcendenz an feine Stelle, unter welche veffen Antheil nad) ten Grundſätzen ber 
$. 732— 734 getheilt wird. Iſt von einem der Örofältern Feine Deſcendenz vor- 





I Bel. Arndts im R. L., V, 683; Pandek⸗ 
1, &. 477. Die germanifchen Nechtsquellen 
gen mannichjaltige Berfchiedenheiten, die ſich 


ſelbſt aus nicht zu ermittelnden Beranlaffungen 
in ben einzelnen Linien nicht ausſchließlich 
und velllommen zur Anwendung. Bgl. Rive, 


durch erflären, daß fie räumlich und zeitlich 
it voneinander abftehen. Die Gliederung 
& getrennten Linien und ber Vorzug des 
‚abe® innerhalb biejer bildete das allge- 
sine Brundprincip, allein es fam zum 
hate gegen die Bermögenszeriplitterung, in 
Idfiht auf Zwedmäßigleit und auf die regel- 
ißigen Fülle bes prattiihen Lebens unb 


„Zur Frage nah dem Principe ber Succef- 
fionsordnung im germanifhen echte” in 
Belfer’s und Muther's Jahrbüchern Des 
gem. Rechts, VI (1863), 197 fg., insbef. 
©. 224 fg. 

ı ©. die davon geltenden Ausnahmen Bei 
88. 536—546. 

5 Bol. Unger, Erbrecht, 8. 3. 
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handen, fo fällt der Antheil veffelben auf den anderen Ehegatten, rüdfichtlich deſſ 
Nachkommen ($$. 387, 730), und wenn aud bier Teine erbberechtigte Perfon vorhau 
ben ift, auf das anbere Orofälternpaar ($. 740). In ber vierten Linie wird bei 
Nachlaß unter vier Stämme ($. 741), in der fünften Tinie unter acht (8- 744), | 
ber fechsten Linie unter fechzehn Stämme ($. 748) getheilt. Immer wird im 
beffelben Stammes nad) den für bie zweite Linie aufgeftellten Grundſätzen fucce 
und beim Sinwegfallen eines Stammes deſſen Antheil dem mit ihm zunächſt ver 
benen Stamme, dann den übrigen Stämmen berjelben väterlihen oder mütterl 
Seite und zulegt den nod vorhandenen Stämmen ber anderen Seite zugewie 
(88. 742, 743, 745—746, 749) ®. i 

Iſt Jemand mit dem Exblaffer mehrfady verwandt, fo vergrößert fich feine 6 
portion und er erhält fo viele Erbtheile, als Seiten ber Verwandtſchaft mit dem Er 
laſſer vorhanden find ($$. 750, 736). 

So fehr fi dieſe Beftimmungen bes öſterr. Rechts duch Einfachheit und Se 
beit auszeichnen, fo ift e8 doch anbererfeits nicht zu billigen, daß nicht wenigſtens i 
den entfernteren Linien eine Mifhung des Linear⸗ und Örobuaffyfleme angeorbnet # 
indem beſonders in ben entfernteren Linien bie Gefahr einer Zerfplitterung der & 


ſchaft fehr nahe liegt ?. 



















8. 752. 
Geſetzliches Erbrecht Legitimirter Kinder, 


Anßer ber Che gebsrene nnd durch nachher erfolgte Vermählung ihrer Meltern fegk 
mirte Kinder, wie and diejenigen, welchen nugendhtet eines bei ber Vercheltgung t 
Aeltern beftandenen Hinderniſſes die befondere Begünftigung des 8. 160 zufsmmt, gemiche 
unter ben in eben diefem $. 160 nub dem 8. 161 enthaltenen Beidgränfungen and in M 
fit der gefeßslichen Erbfolge die Rechte ehelicher Kinder. 


8. 758. 


Einem nnehelichen, durch die Begänftigung des Geſetzgebers Iegitimirten Kinde Temmf 
anf die väterliche Verlafſenſchaft nur dann ein geſetzliches Erbrecht zu, wenn es anf Aufnchen 
des Vaters, nm gleihe Rechte mit den ehelichen Kindern in dem frei vererblichen Vermögen 
zu genießen, Iegitimirt worden iſt. 


8. 754. 
Gejegliges Erbrecht ber unehelihen Kinder. 


In Rücfſicht auf die Mutter haben uneheliche Kinder bei der geſetzlichen Erbfolge in bei 
frei vererblihe Vermögen gleihe Rechte mit dem ehelihen. Zu dem Nachlaſſe bei Vaters mb 
ber väterlihen Verwandten, dann der Aeltern, Großältern und übrigen Verwandten be’ 
Mutter gebührt den unehelichen Kindern Teine geſetzliche Erbfolge. 


8. 755. 
Geſetliches Erbrecht der Wahlkinder. 

Wahltinder Haben bei der geſetzlichen Erbſolge in das frei vererbliche Vermügen de 
jenigen, welcher fie an Kindesftatt augenommen bat, ein gleiches Recht, wie die ehelithen 
Kinder. In Nüdfiht der Verwandten deſſelben oder bes Ehegatten, ohne befien Einwikigumg 
die Annahme geſchehen if, fteht ihnen kein Erbrecht zu. Sie behalten aber das gefehllke 
Erbregt in dem Vermögen ihrer natürlichen Acktern und Verwandten (8. 183). 





7 Bgl. Roßhirt, Einleitung in das Erbreht | S. 560 fa.; Unger, Erbredt, 9. 32, Aum. 


° gl. auch Unger, Erbrecht, $. 34. \ Er" nah röm. Quellen (Lanbehnt 1 1881} 
und Darftelung bes ganzen Iuteftaterbret®, 


P 
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8. 756. 
Erbrecht ber Aeltern in Rüdfiddt ber in ben 55. 759154 erwähnten Kinber. 

leltern Tommi auf den Nachlaß ihrer Iegitimirten oder von dem Geſetze beſonders 
u wucheligen Kinder eben das wechfelfeitige Recht zu, welches deu Kindern auf den 
wer Weltern eingeräumt werben if (88. 752—754). In dem Vermögen eines un« 
tichenen Kindes gebührt nur der Mutter die Erbfolge; der Vater, alle Großältern 
e Bermanbte des Kindes find daven ausgeſchloſſen. Auch die Wahlältern haben 
iches Erbrecht auf die Verlaſſenſchaft bed Wahllindes; fie fällt nach ber geſetzlichen 
eſſen Verwandten zu. 


r ben in ben 88. 730—750 aufgezählten Finien der Verwandtſchaft wird 
r ebelihe Berwandtihaft mit dem Exblaffer verftanden (8. 751). 

in einer gültigen Ehe geborenen Rindern _gleichgeftellt werben bie durch sub- 
natrimonium legitimirten Kinder (88. 161, 752), ferner bie aus einer un- 
She, welcher nicht die Ehehinverniffe der 88. 62—64 entgegenflanden, ent« 
Kinder, wenn das Ehehinderniß fpäter ge wurde ober wenigftens ein 
fih in ſchuldloſer Unwiſſenheit über das Ehehinderniß befunden bat (88. 160, 
zwiſchen den durch subsequens matrimonium legitimirten Kindern und ben 
ungültigen Che bervorgegangenen, nach 8. 160 erbberechtigten Kindern befteht 
wichtige Unterſchied, daß lebtere von der Erlangung desjenigen Vermögens 
(offen find, welches durch Yamilienanorbnungen der ehelichen Abftammung 
vorbehalten ift (8. 160 a. E.), während erftere ben ehelichen Kindern voll- 
leichgeftellt werben und nur den in einer früher beftandenen rechtmäßigen Che 
Kindern, infofern mit der früheren Geburt gewiſſe Borrechte verbunden find, 

8. 161 a. E.) 1 
tivlinder —8 ein Inteſtaterbrecht gleich wie die ehelichen Kinder auf das 
liche) Vermögen ihres Adoptivparens, in das Vermögen des Ehegatten deſ⸗ 
dann, wenn auch deſſen Einwilligung zur Adoption vorliegt (8. 755). Da 
& 8. 755 gleihe Rechte wie ven ehelichen Kindern eingeräumt find, fo con« 
ie auch mit ben ehelichen Kindern. 
eliche, durch die Begünftigung des Geſetzgebers Iegitimirte Kinder (8. 162) 
: ein Inteſtaterbrecht, wenn bie Legitimation zu dem Zweck angeſucht wurde, 
dann nur auf die väterliche Verlaſſenſchaft ($. 753) 2. 
yelih gebliebenen Kindern fteht nur ein Inteſtaterbrecht in das Vermögen 
tter, nicht aud) in das Vermögen der Berwandten verfelben zu (8. 754). 
cbrecht gebührt auch den ehelihen Nachkommen des unehelihen Kindes >. 
Inteftaterbrecht ift ein mechfelfeitiges. Auch dem Chegatten, welder ſich bei 
| der Putativehe nit im guten Glauben befunden hat, fteht ein Inteſtaterb⸗ 
ı bie in einer foldhen Ehe erzeugten Kinder zu (8. 756). Eine Ausnahme 
e rückſichtlich der Adoptivältern (8. 756 a. E.). 


8. 757. 
Gefeglihes Erbredt bes Ehegatten. 
überlebenden Ehegatten des Erblaſſers gebührt, ohne Unterſchied, ob er ein eigenes 
befige oder nicht, wofern drei oder mehrere Kinder vorhanden find, mit jedem 


techt bemerkt Stubenraudh (1. Aufl., | wenn ein unehelihes Kind vor feiner Mutter 
‚ Aufl., I, 943), daß ſich Diefe Be- | mit Hinterlaffung von ehelichen Abſtämmlingen 
n eigentlich nicht auf dae Inteftat- | geftorben ift, dieſen bie gefetsliche Erbfolge in 
eziehen. Bgl. auch Unger, Erbrecht, | die großmütterliche Berlaffenfhaft?" im Juriſt, 
u. 1. ehe 8, a Ai — wer das ge- 

; etzliche ⸗u tli epräſentations⸗ 
ud) ruhen. Bag he Ziſchr. für recht umehelicher Nachkommen“ in ber Allgem. 
tsg g. öfterr. Gztg. 1862, Nr. 81; Stubenrauch, 
Damianitſch, „Einige Fragen über | 1. Aufl., II, 595; 2. Aufl. I, 844; Uuxer, 
te anebeliher Kinder. I. Gebüprt, ! Grbredt, $. 31, Aum. 6. 
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Rinde ein gleicher Erbtheil; wenn aber weniger als drei Kinder vorhanden find, Der vierte 
Theil der Verlafienfhaft zum Ichenslangen Genufie; das Eigenthum davon bleibt den Kindern, 


8. 


108. 


Iſt lein Kind, aber ein anderer geſetzlicher Erbe vorhanden, fo erhält ber Überichenke, 
Ehegatte das unbeſchränlte Cigenthum auf den vierten Theil ber Verlafſenſchaft. Dos win 
ſowol in diefem, als in dem Falle bes 8. 757 dasjenige, was gemäß der Ehepatten, eins 
Erbvertrages oder einer Ietten Auordunng dem Überlebenden Ehegatten ans dem Bermöps 
deö anderen zukommt, in den Erbtheil eingerechnet. 


8. 759. 

Wenn aber weder ein Verwandter des Erblafierd in den oben angeführten ſechs Linien, 
noch cin anderer and den in den SS. 752—756 berufenen Erben vorhanden ift, jo füllt bem 
(Ehegatten die ganze Erbſchaft zu. Doc hat ein ans feinen Verſchulden geſchitdener Ehegatte 
weder auf die Erbichaft, noch auf einen Erbtheil des Gatten Anfprud. 

Nach röm. Recht hat die dürftige Witwe des Erblaffers, welche ohne Heiratbege ' 
ift (mulier indotata), ein außerordentliches Inteftaterbrecht, in ber Regel auf ein Bir 
theil der Exrbfchaft des Mannes, wenn jedody drei oder mehr Kinder mit ihr conczs 
riren, auf einen Kopftheil, welder den Werth von hundert Pfund Goldes nicht über ; 
fchreiten darf und woran den eigenen Kindern der Witme aus der Ehe mit dem Ex 
lajier das Eigenthum vorbehalten bleibt, foraß fie nur den Nießbrauch erlangt \. 

Nach öfterr. Hecht gebührt nicht nur ter Frau, fondern aud dem Manne, olme 
Küdfiht auf eigenes Vermögen, der Frau, ohne Unterfdeitung, ob fie ein Heirathägnt 
hat oder nicht, wenn drei oder mehr Finder des Erblaffers vorhanden find, ein gleiche 
Antheil an ter Berlaffenfhaft, wenn weniger als drei Kinder vorbanten find, em 
Biertheil der Verlaſſenſchaſt zum lebenslangen Genuß, woran das Eigenthum ba 


Kindern vorbehalten bleibt ($. 757). 


Anzahl der Stämme, nicht auf die Zahl der Defcenventen zu fehen. 


Bei der Berehnung des Antheiles iſt auf we 


Sind Im 


Kinder, aber andere Erben vorhanten, fo erhält der überlebende Chegatte bas Eigen 
thum an dem vierten Theil der Berlaffenfhaft (8. 758) 2. | 

Shen nad gem. Rechte ift es fehr ftreitig, ob die arme Witwe überall al 
Erbin, over überall wenigftens, wenn ihr die Proprietät nicht zufällt, blos als Einyk 


nachfelgerin zu betrachten ſei °. 


Da ter nachgelafjene Ehegatte beim Abhantenfein von Kindern einen aliguole 
Theil ver Erbſchaft erlangt, fo ift er wirklicher Erbe und als folder zu behandeln 
Dagegen hat tie Erwerbung eines beftimmten einzelnen Rechts an der Verlafſſenſtchaft 


immer blos den Charakter der Singularfucceifion *. 





I Bol. Arndts, im R. L., V, 697 fa. 

2 Pre von Grünberg (in Haimerl’s Maga— 
zin, IV, 175) aufgeftellte Anficht, Daß dem über- 
lebenden Ehegatten, wenn er mit drei oder 
mehreren Kindern concurrirt, Das Eigenthum 
feines Antheiles gebühre, und wenn er mit zwei 
ober einem Kinde concurrirt, der Fruchtge— 
nuß zuftche, zählt mit Recht nur fehr wenige 
Anhänger. Vgl. Stubenraud,1. uflulı 604 fg.; 
2. Aufl., 1,949 fa.; Unger, Erbredt, 8. 35, 
Anm. 6. »In offenbarem Widerſpruch mit Der 
in Diejer Pezichung faum miszuverftchenden Be» 
flimmung des 8. 757 iſt die Behauptung Reisky's 
(Gjtg. 1854, Mr. 99, 100), daß Der Ehegatte bei 
ber Theilung nicht mitzuzählen fer, ſondern daß 
fo viele Tbeile zu machen feien, als Kinder vorhan⸗ 
ben find, und dem Ehegatten einfolcher Kindestheil 
gebühre. Hiernach würde Der Ehegatte bein Zu—⸗ 
fammentreffen mit 3 Kindern ein Drittheil, bei 
ber Concurrenz mit 4 Kindern ein Biertheilic, 


Es bedarf zur Ermerbung beffelben 
| 


erhalten. Bal. Stubenraud, 1. Aufl.. II, 07; : 
2. Auft.,1, 952; Unger, Erbredt, 8.35, Anm : 

3 Bol. die Piteratur bei Arndts im 8. L. 
V, 698. Praktiſch wird diefe Frage vorzüglih 
wegen des Accrefcenzrechts Bis zur Hohe ib 
Biertheilee, wenn der Antheil wegen ber Cor _ 
currenz mit Kindern geringer war. { 

VBgl. Sintenis, IIL, 8. 165, ©. 335 fü | 
Nangerow, II, 8. 488, ©. 362 fg.; Heyßlet, 
„Gebührt dem überlebenden Ehegatten, wei 
zugleich Kinder vorhanden find, ein geſetzliche 
Erbrecht oder blos ein Legat des Fruchtgenn- 
ſes“ im Jurift, II, 77; Uuger, Erbredit, & 3 
Anm. 11; Swoboda, „Iſt der Fruchtgennß bei 
ganzen oder eines aliquoten Theiles der Ber 
laffenfchaft cine Erbſchaft oder ein VBermäßt- 
niß“ in Haimerl's Viertelj. Schr., VIII (186). 
127 in. Anderer Anficht find Zlobitzky, „Leber 
Das Juteſtaterbrecht bes überlebenden Eheget⸗ 
ten in Eoneurtenz mit Kindern nach ben 
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m Seite des Ehegatten Yeiner Exrberflärung, er ift gewifiermaßen gejetlicher Legatar. 
ie Erben künnen den Ehegatten den Fruchtgenuß bes betreffenden Theile der Ber- 
ſenſchaft in natura überlafien oder ihm den vemfelben entjprehenden Werth zum 
kucdtgenuß einräumen ®. 

In den Antheil des Ehegatten wird eingerechnet, was er durch Die Ehepacte aus 
we Bermögen des Erblaſſers erhalten bat (8. 758), alfo Heirathsgut, Winerlage, 
Rergengabe, Witwengehalt, — nicht aber aud) dasjenige, um was fidy bei beftandener 
Ägemeiner Gütergemeinjchaft bei der Theilung feine Hälfte vergrößert hat“, — cder was 
me durch Schenkung auf ven Todesfall oder fonft Iegtwillig zugewenvet wurde (8. 758). 

Schwierigkeiten in Unfehung der Einrehnung ergeben fich, wenn dem Ehegatten 
a einer beflimmten einzelnen Sache oder einen aliquoten Theile der Verlaſſenſchaft 
28 Recht des Fruchtgenuffes, und an einen Xheile der Berlaffenfchaft over einer ein- 
men dazu gehörigen Sache die Proprietät zufteht. 

Ganz willtiriih ift die Behauptung Winiwarter'8 7, daß die Einrechnung in ber 
Et vorzunehmen fei, daß in den Falle, als dem Ehegatten kraft gefeglicher Vorfchrift 
ke Proprietät an einem beftimmten Theile der Verlaſſenſchaft zufällt, letztwillig aber 
bee aus den Ehepacten ein Fruchtgenuß zukommt, ver Ehegatte ben übrigen Erben 

der Fruchtniegung fo lange zu entrichten habe, bis ver Werth feines Erb⸗ 
erreicht ift, und daß auch umgekehrt, wenn dem überlebenden Ehegatten kraft feines 
ichen Erbrechts die Fruchtnießung, zufolge ver Ehepacte oder einer Tegtwilligen 
drung aber das Eigenthumsrecht an einem ‘Theile der Berlafjenfchaft gebührt, 
& Werth bes jährlichen Truchtgenufles den übrigen Erben fo lange auszubezahlen jet, 
bie zurüdgezahlten Beträge den Werth des dem Gatten als Eigenthum zufallenden 
end erreihen. Es hätte alfo der Gatte, welder 5000 #1. als Eigenthum 
t, während ihm nad) den Ehepacten ein Fruchtgenuß von jährlihen 100 Fl. zu- 
‚den Miterben durch 50 Jahre 100 Fl. zu entrichten. Nach Stubenraud 8 hätte 
Entridtung nur fo lange zu dauern, bi das ber Fruchtnießung entiprechende 
Iapital erreicht iſt. Diefe beiden Rechnungsmethoden nehmen feine Nüdfiht auf den 
bfaß: minus solvit, qui tardius solvit; der Ehegatte würde hienach ſelbſt dann 
wch einen Anſpruch auf den gefetlichen Fruchtgenuß haben, wenn er bereitS ben vierten 
Eheil der Verlaſſenſchaft als Eigenthum erworben hat. 

Nah Damianitfh 9 wäre die Anrechnung dadurch zu bewerkftelligen, daß jedes 
Kind vor der Theilung den nämlidhen Betrag erhält, wie diefes in 8. 793 rüdfichtlid 
er Anrehnung der Kinder in den gefetlichen Erbtheil vorgefhrieben if. Damit ift 
edoch die eigentliche Streitfrage gar nicht entſchieden, denn e8 fragt fid) eben um bie 
Beftimmung ver Höhe des anzurechnenden Betrages. 

Nah Nippel 19 wäre der dem überlebenven Ehegatten gebührente Fruchtgenuß 
von Sachverftändigen mit Sugrundelegung jener Grundſätze, nach welden Leibrenten 
Inpitalifirt werden, in Kapital anzufchlagen und das auf foldhe Art gefundene Kapital 
m Fall des $. 758 von tem Werthe jener Gegenftäute, an welden ihm das Eigen- 
Mamsreht gebührt, in Abzug zu bringen, im Ball tes $. 757 aber dem Ehegatten 
mu an einem folden Theile ver Verlaſſenſchaft der Fruchtgenuß zuzumweifen, welcher 














bes A. 6. G. B.“ in der Ztſchr. für 
. Rechtögel. 1845, I, 79; Nippel, Erl., V, 
% fg.; Stubenraud, 1. Aufl., II, 610 fg.; 
& Aufi. I, 954; vgl. Dagegen Unger, a.a. O. 
’ Bol. auch Winiwarter, III, 314; Wippel, 
V, 37; Unger, Erbrecht, 8. 35, Anm. 12. Au- 
Deren Anficht ift Stubenrauch, 1. Aufl., II, 
612; 2. Aufl., I, 955. 
° ‚Die öfter aufgeftellte Behauptung (Hüttner, 
hrliche Entwidelung der Lehre von der 
grvügen Erbfolge in dem frei vererblichen 
gen nah dem A. b. G. B., nebft einer 
berzen Gefchichte derjelben im Erzherzogthum 
erreich [Wien 1819, $. 126); Winiwarter, 
II, 815; Rippel, V, 43, 44; Stubenraud, 
1’Xufl., II, 614, lit. d [in der 2. Aufl, 
1,96, lie d, findet fi bie betreffende Stelle 


binweggefaffen]), daß bei einer zwifchen ben 
Gatten beftandenen Gütergemeinfchaft ber über— 
lebende Gatte fih in den gejetlichen Erbtbeil 
einrechnen laſſen müſſe, was etwa in ber ihm 
bei der Theilung des gemeinſchaftlichen Ber- 
mögens zufallenden Vermögenshälfte (8. 1234) 
aus bem Vermögen des verftorbenen Gatten 
herrührend enthalten ijt, beruht auf einer gänz- 
lichen Verkennung des Weſens der Güterge- 
meinfchaft.” Unger, Erbrecht, $. 35, Anm. 13. 

" Winiwarter, III, 316. 

# Stubenrand (1. Aufl.), 11, 616, in ber 
2. Aufl., I, 958, bat ſich derfelbe der Anficht 
Unger’s (f. diefelbe unten in Terte nach Anm. 11) 
angefchlofjen. 

? Damianitfh im Juriſt, VI, 449 fa. 

10 Nippel, V, 46. 47. 
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fih ergibt, wenn man den Werth bes ihm als Eigenthum zugefallenen Theiles ber 
Berlaflenfänft von dem Werthe des Fruchtgenuſſes in Abzug bringt. 

Mach Unger 1! hätte bei ber Zuwendung einer Sache ober Summe im Fall bei 
&. 757 die im Gegenſatz zu einem Prälegat ftattfindende Einrechnung nach 6. 758 a 
ben Erbtheil ſelbſt zu geſchehen, ſodaß alfo der Ehegatte an dem nad Abzug jene: 
Summe verbleibenden Erbtheil die Nutznießung bat, und im umgelehrten Fol, wen 
dem nach $. 758 erbenden Gatten ein Usus fructus legirt wurde, ihm nach Axalege 
bes 8. 1258 nur ein Wahlrecht zufteht. 

Es ſcheint jedoch, daß die Vorfchrift des $. 1258 per analogiam Toger au af 
ben Fall anzuwenden ift, wenn bem nad 8. 757 erbenven Ehegatten bie Proprieikt 
eines Theiles der Berlafienfhaft zufält, und daß ihm aud in biefem Galle nm em 
Wahlrecht zufteht, entiwerer das Sigenthum oder den Fruchtgenuß in Aufpruh p 
nehmen, denn durch die Beftimmung bes 8. 1258 follte eben viefer ſchwierigen Fe: 
ſammenrechnung von Fruchtgenuß und Broprietät begegnet werben 1%. Wenn maz 
aber nicht annehmen will, daß der mit Kindern concurrirende Ehegatte, welchem es 
Theil der Verlaſſenſchaft eigenthimlich zufällt, blos ein foldes Wahlrecht Kat, fo Bleikt 
nichts übrig, als in biefem Fall mit Nippel Fruchtgenuß und Proprietät in Kapiul 
anzuſchlagen und dem Ehegatten den Fruchtgenuß an bemjenigen Theile ber Berlaflen; 
ſchaft zuzumeifen, weldher fi) nach Abzug des ihm als Eigenthum zugefallenen Theilet 
ber Berlaffenichaft ergibt. Denn nad der Berechuungsiweije Unger's, welcher Proprietit 
von dem Fruchtgenuß, als wie von einer gleichartigen Größe, in Abzug bringt, wir 
bie Proprietät nicht höher in Anſchlag gebracht als ver Yruchtgenuß und ber Ehegatte 
würde alfo jedenfalls mehr erhalten, ale ihm gebührt. 


Iſt kein Verwandter des Erblaſſers aus den im $. 730 angeführten feche Linien 
und aud fein anderer in den SS. 752—756 berufener Erbe vorhanden, fo fällt de 
ganze Erbſchaft dem überlebenden Ehegatten zu ($. 759). 


8. 760. 
Erbloſe Berlaffenihaft. 


Iſt auch der Ehegatte nicht mehr am Leben, fo wird bie Berlaffenfchaft, als ein erbisid 
nt, entweder von der Kammer oder von demjenigen Perſonen eingezogen, welde vermög 
der politiſchen Verordunngen zur Einziehung erblofer Güter ein Recht haben. 


Nach der gegenwärtig gemeinrechtlih allgemein als richtig anerlaunten Mein 
fuccedirt in einen erblofen Nachlaß derjenige Fiscus, unter weldem der Erblaſſer fen 
Domicil gehabt hat !, und ift diefe feine Succefjion eine Univerfalfucceffion 3, melde 
zwar fein eigentliches Erbrecht, jedoch nad Analogie des Erbrechts zu behandeln iſt!. 
Im vorigen Jahrhundert ging man von ber Anfiht aus, daß das Recht des is 
ein Dccupationsredt an den einzelnen ©egenftänden ber Berlafienfchaft fer, umb bie 
Annahme führte dazu, daß man dem Fiscus entweder ein Recht auf alle im feinen 
Ländergebiete befindlichen Berlaffenfchaftsgegenftände oder doch auf die in demſelben ge 
legenen Immobilien vindicirte und nur bie beweglichen Verlaſſenſchaftsſtücke dem Fisas 
des Wohnortes des Erblaffers auslieferte *. Diefe letztere Auffaffung ift and) bie bei 
öfterr. Rechts ®. 

Die Vorſchriften, nach welchen bei der Einziehung erblojer Verlaſſenſchaften durh 
ben Fiscus vorzugehen ift, find in ben 88. 128—130 und 155 bes Geſetzes vom 
9. Aug. 1854 enthalten. Diefe Vorſchriften haben zunächſt nur den Yall vor Ungen, 
daß fi die Erblofigkeit fchon während bed Zuges der Verlaſſenſchaftsabhandlung 


— —* —— nn Bil 





I Unger, Erbrecht, 8. 35, Anm. 14. 4 Bol. die Fiteratur bei Glück, Sermenm | 
12 Bol. Zeiller, LII, 645. tifch ſyſt. Erörterung der Lehre von, ber A⸗· 
er Nopbirt, a. a. O., S. 227; Witte, | teftaterbjolge (Erlangen 1822), 8. 208. 


| 
a — in, 8. 564, Anm., Abſatz IV, 8 Bol. die 88. 21 fg. unb 137 fg. bus Or | 
a. E. fees vom 9. Aug. 1864, und dazu Unger, I | 
3 re 0 atefungen, II, 511; Unger, | 199 fg., und Erbrecht, 8. 99, Anm. 18, 
Erbrecht, 8. 90, Anm. ®, | 
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ransgeftellt. Cs kann aber auch ber Fall eintreten, daß bie Erbloſigkeit erft ſpäter 
kaunt wird, 3. DB. wegen erft nachher offenbar werdender Ungültigfeit des Teftaments, 


if Grund deſſen die Erbſchaft angetreten wurde. In diefem alle fieht dem Fiscus 


WB Recht der Beftreitung bes Teſtaments oder ber beigebrachten Erbſchaftslegitima⸗ 
men ber gelelihen Erben zu. Auch den Erbberechtigten bleiben ungeachtet der 
Imziehung der Erbſchaft durch den Fiscus ihre Anjprühe auf die Erbſchaft durch die 
gefeßliche (dreißigjährige) VBerjährungszeit vorbehalten (Hofd. vom 12. Dct. 1835, 
J S., Nr. 90), welche vom Tage des Erbanfalles an läuft (F. 1478). Der Fiscus 
st auch alle auf der Verlaſſenſchaft ruhenden Anſprüche zu tragen, Gläubiger und 
bis zur Höhe des durch Inventar und geridtlihe Schätzung feftgeftellten 
der Verlaſſenſchaft zu befriedigen ?. 
hieden von biefem dem Fiscus zuftehenten Rechte der Einziehung erblofer 
herlaſſenſchaften ift das dem lemberger Krankenhauſe zuftehende Recht auf die in daſ⸗ 
be mitgebrachten Effecten der daſelbſt verftorbenen Perfonen, wenn fie binnen brei 
Nenaten weder von ber Abhandlungsinſtanz noch von den Erben gefordert werben 
Defd. vom 21. April 1815, Goutta'ſche ©. ©., X, 242), und das Recht der Straf- 
walten auf vie Ueberverdienftgelder der in venfelben verftorbenen Sträflinge (Hofd. 
m 4, März 1836, Pol. ©. ©., LXIV, 438). Es ift bier weder ein erblofes 
But vorhanden, noch tritt eine Univerfalfucceffion ein ®. 


8. 761. 
Abweihungen von ber allgemeinen Grbfolgeorbrung. 


Die Ahtweihungen von ber in biefem Hanptftäde beftimmten geſetzlichen Erbfolge in Rüd- 
Mi anf Banergüter und die Verlaſſenſchaft geiftliher Berfonen find in dem politiſchen Ge: 
hen enthalten. 

Rückſichtlich der Unteftaterbfolge in das Vermögen Tatholifcher ? Weltgeiftlicher ift 
orzüglich das Hofd. vom 27. Nov. 1807 (3. ©. ©., Nr. 828), für Tirol beftätigt 
uch Hofd. vom 21. Febr. 1816 (9. ©. ©., Nr. 1212), hervorzuheben, welches be- 
immt: „Bei ben Inteftatverlafienfchaften aller Weltpriefter, aller Priefter der aufge 
flenen SKlöfter und aller in der Seelforge durch ihre im Jahre 1802 gegen ben 
ar in ihre noch beftehenvden Klöfter abgegebene Erflärung als bleibend in der 

orge ober bei einem öffentlihen Lehramte mit der Fähigkeit zu teftiren lebenslang 
wgeftellten Ordensprieſter tritt die Vertheilung der Berlaffenihaft in 3 gleiche Theile 
in, jedoch mit dem Unterfchiede, daß von der Inteftat-VBerlaffenfchaft derjenigen, welche 
wf einem Beneficium, es fei curatum oder simplex, entweder durch kanoniſche In⸗ 
xſtitur, oder durch ein über Iandesfürftlihde Ernennung ober über Präfentation bes 
hatrons ausgefertigtes Decret bleibend angeftellt find, aljo zwar, daß fie nur durch 


Refignation ober durch einen über Bergehungen gefällten Sprudy von ihrer 
Prise Anftellung entfernt werben können, ein Drittel der Kirche, ein Drittel ben 
und ein Drittel den Verwandten zuzufallen habe. Bon ven Inteftat-Berlaflen- 
Waften derjenigen aber, welche bei keiner Kirche jemals bleibend angeflellt waren, 
entweder von dem Gonfiftorium, wenn auch mit Decret, jevod ad nutum 
smobilis an eine Kirche abgeorbnet oder zur Aushülfe von dem Pfarrer beigezogen 
worden find, ift nur ein Drittel den Armen und zwei Drittel den Verwandten zuzu- 
wenden. Zur erften Klaſſe gehören: Biſchöfe, Domherren, Pfarrer, Yocallapläne (mit 
eder ohne Depenvenz von der Mutterpfarre, wenn fie nur als bleibend bei der Localie 
üt find), DBeneficiaten, Chorvicarien, geftiftete Kapläne, die von dem Patrone 
die Rapellanei präfentirt werben. Zur zweiten Klaſſe gehören: Pfarr-Cooperatoren, 
toren, Adminiftratoren, die nur auf einige Zeit die Pfründe zu verwalten haben, 





‘ Bel. Unger, Erbrecht, 5. 90, Anm. 4 u. | mögen (Prag 1834). II, 8. 101; Unger, Erb- 
5 nn bie Bemerk. zu den 88. 1486 u. 1487. | recht, $. 88, Anm. 2. Beſondere Beſtimmun⸗ 
Bol. Unger, Erbredt, 8. %. gen gelten nur in Anfehung bes Ralafies 
Bl. auch Unger, —— 8.90, Aum.3. | des griechiſch nicht unirten Klerus in ber Mi- 
„ sr Unfehung des Na Iajies der Geift- | Titärgrenze (vgl. Stubenraud, I, 972, lie. f) 
Gen anderer Eonfeffionen findet die gemeine | unb ber griechiſch unirten Geiflichkeit (ſ. unten 
folge ſtatt. Bgl. Helfert, Das Kirchenver- | im Zerte). 
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bei weltlichen Aemtern angeftellte Priefter, wenn fie nicht fchon vor biefer Testen R 
ftelung zur erften Klaſſe gehörten, bloße Aushülfspriefter, ſog. Botivanten ober Die 
eleven.‘ | 

„Wenn das Kirchendrittel eintritt und ber Erblaffer bei einer Kirche, bie it 
hatte, zulett angeftellt war, dieſe Hauptkirche und Filialien aber unter verſchi 
Patronaten oder Bogteien flanden, ift das Kirchenbrittel nah dem Berhältuifien 
Seelenmenge, die im Hauptorte oder in den Filialien ift, unter dieſe Kirchen zu 
Das Armendrittel gehört ebenfalls in das Armeninftitut des Ortes, wohin das Ki 
drittel gehört, und falls in den Filialien einige Armeninftitute beftehen, ift dieſes Dri 
nad) obigem Berhältniffe zu vertbeilen. In Imteftatfällen, wo fein Kircheudritti 
ftatt hat, fällt das Armenprittel den Armen bes Ortes zu, wo der Erblaffer gü 
ftorben ift.“ | 

Die der Kirche oder den Armen gebührenden Antheile der Verlafienfchaft eine 
bei einer Kirche bepfründet gewefenen Geiftlichen fallen derjenigen Kirche und berjenigg 
Gemeinde zu, wo ber DVerftorbene zulegt bepfründet war, wenn er auch zur 
feine® Todes fih nicht dafelbft aufgehalten hat. Sind die Verwandten felbft 
fo fünnen fie auch das Armenprittel erhalten (Hofd. vom 6.,an. 1792, I. ©. 
Nr. 259). Das Erfenntniß hierüber fteht den politifchen Behörben zu (Hofd. 
23. Aug. 1799, J. ©. ©., Nr. 475). 

In der nunmehr dem Gebiete der ung. Krone einverleibten Militärgrenze find 
Berlafienfchaften der ab intestato verftorbenen Säculargeiftlichleit zwar gleichfalls 
drei Theile zu theilen, von dem Kirchenbrittel fällt aber nur ein Drittel, alfo ’/, 
ganzen Verlaſſenſchaft, der Kirche, der Heft ver Diöceſankaſſe zu (Hofgriegsräthl. 
vom 27. Febr. 1793, C. 246 und 25. Sept. 1824, B. 3743, Mil. ©. ©, Kr. 

Diefe Drittelung findet aud dann ftatt, wenn ber Geiftlihe aus einer 
Ehe Kinder hinterläßt ?. 

In den Nachlaß der Regimentslapläne wird nad) der gemeinen Erbfolge fuc 
(Hoftriegsräthl. Eirc. vom 20. Febr. 1779, F. 132). 

Der griehifh unirte Klerus ift, wenn er verheirathet ift und Kinder hat, 
den Anordnungen über die Erbfolge in das Vermögen geiftliher Perfonen andg 
men, ſodaß diefe nur auf den höheren Klerus und bie Unverebelichten Anwendn 
finden (Hof. vom 30. Dec. 1784. Bil. ©. S., Jahrg. 1785, Nr. 8, und voii 
17. Oct. 1799, 3. ©. ©., Nr. 484). Bei den griechiſch unirten Pfarrern in Galizien 
findet auch dann die gemeine Erbfolge ftatt, wenn fie eine Gattin Hinterlaffen (Hofe 
vom 14. Yuni 1843, 3. ©. ©., neue Folge, Nr. 712) ®. 

Ordensgeiſtliche werben rüdjichtlic) des Vermögens, welches fie vor dem Cintell 
in den geiftlihen Orden befefjen haben und worüber fle nicht vor Eintritt in be 
Drden unter Lebenden verfügt haben, ab intestato nad) der gemeinen Erbfolge beerbt* 
Alles dasjenige, was fie fonft befiken, ift Eigenthum des Slofters und es findet dahe 
gar feine Erbfolge in diefen ihren übrigen Nachlaß ftatt®. . 



















In Anfehung der gefeglichen Erbfolge in Bauerngüter wurde durch I. M. Big 
vom 17. Yuli 1850 (R. ©. OL, Nr. 277) erklärt, daß die in mehreren Kronläz 
dern beftehenden befonderen Beſtimmungen rückſichtlich der Erbfolge in Banerngäter ' 





? Bol. Sapp, in ber Ztſchr. für öſterr. ı benrauch, 1. Aufl., II, 642; 2, Aufl., I, 9% 
Rechtsgel. 1826, II, 1 fg.; Stubenraud, | lit. d. 
1. Aufl., I, 643, lie e; 2. Aufl, I, 971. ° Im ehemaligen Lomb. venet. Königreiät 
lit. e; Unger, Erbrecht, $. 88 a. €. galten foldhe befondere Borfchriften nicht mu 
_ Bol. Stubenrauch, 2. Aufl., I, 968 fg. hatte bie Berufung bes $. 761 für baffelbe a 
Bgl. Unger, Erbredt, 8. 88, Anm. 3. | keine Bebeutung (Hofb. vom 2. Sept. 1819); 
Vgl. auch $. 182 des Gef. vom 9. Aug. 1854, | auch in Dalmatien beftehen mefentlich verſche⸗ 
und 8. 573 A. b. G. B. dene Verhältniſſe. Bgl. hierüber Schindlet, 
Bgl. Stubenrauch, 1. Aufl., II, 641; | „Ueber das Colonen⸗ und Contadinenweſen in 
2. Aufl., I, 970, lie. b; Unger, a. a. DO. | Ragufaner Kreiſe“ in ber Ziſchr. für dfem. 
Befondere Vorſchriften beftehen rüdfichtlih der | Rechtsgel. 1837, I, 111 fg. 
Witglieber bes Dentſchen Ordens. Vgl, Stu- 
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hoch in folange zu beftehen haben, bis über bie durch die Gleichſtellung der Staats» 
vor dem Gefeße und dur die Aufhebung der Unterſchiede zwifchen Dominical⸗ 
ww Ruftical-Realitäten bedingten Modificationen dieſer mit der Grundzerftüdelungs- 











inwegzufallen habe. 


felbft bewirtbichaftet wurben ?. 


frage überhaupt im engen Zuſammenhange ftehenden Vorſchriften ein befonderes Geſetz 
ztlaffen werde; daß es ſich jedoch von felbft verftehe, daß nach erfolgter Aufhebung des 
üntertbänigfeitsverbandes das den ehemaligen Obrigfeiten eingeräumt geweſene Befug- 
je zur Ausichliegung des zur Bewirthfhaftung des Bauerngutes untauglichen Erben 


. Die hierüber erlaffenen Beſtimmungen, welche jedoch nicht die Erbfolge in Das 
Roxerngut mobificiren, fondern nur Erbtheilungs-Borfchriften find ?, gelten nur 
fr die in den alten Steuerrollen und im Satafter als von den Unterthanen befeffen 
ufgeführten fog. Bauerngüter und die mit denfelben untrennbar verbuntenen, einen 
ntegrivenden Beſtandtheil verjelben bilvenden Gründe (jog. Hausgründe) 8, welde vom 
| Das in diefer Beziehung noch gegenwärtig 
a Kraft beftehende Fundamentalgeſetz ift das Kaif. Pat. von 29. Oct. 1790 (9. ©. ©., 
Ar. 72) 10%, Hiernach foll, wenn nicht ſchon ver Erblaffer das Bauerngut einem Kinde 


Bamentlich zugebacht hat 106, bei ver Zheilung zwifchen mehreren Kindern das Bauern⸗ 





(8. 5 ebenbaf.). 


t dem älteften Sohne, und im Abgange eines Sohnes der Älteren Tochter zugetheilt 
Sind feine Defcendenten erften Grades vorhanden, fo folgen 


im eben derſelben Ordnung die Enkel ꝛc. Iſt ein überlebender Ehegatte, Mann oder 









igten über 11, 


Veib, vorhanden, fo ift ihm geftattet, den erledigten Theil des Bauerngutes an fich zu 
bien (8. 3 ebenvaf.). Iſt der zur Uebernahme Berechtigte noch vor ber Erbtheilung 
9 ‚, fo wird dieſes Recht nicht transmittirt, ſondern es gebt auf ben zunächſt 


= Wer das Bauerngut oder einen Theil veffelben auf folhe Art an ſich bringt, 
it die Miterben nach dem durch gültige Uebereinkunft ober durch gerichtliche Schäßung 
etzten Werthe des Gutes zu entſchädigen ($. 7 ebendaf.). 
Uebernuahmspreis beftimmt, fo können die Miterben eine ſolche Verfügung nur wegen 


Hat ter Erblaffer ven 


Verletzung ihres Pflichttheiles anfechten (8. 6 des Pat. vom 9. Det. 1795). 
v Hr Tirol und Vorarlberg beftinmt 8. 7.des Pat. vom 9. Oct. 1795, wenn ber 
fer zwei befondere Bauerngüter oder fo viele zufammengehörige oder an ſich 
e Grundſtücke hinterlaffen hat, daß fie ohne Nachtheil ver Cultur und ver 
‚Unterhaltung zweier Familien in zwei Bauerngüter getheilt werben fünnen, fo hat ber 
Ütefte Sohn eines zu wählen, das andere fällt den nächftälteften Sohne :c. zu. In 
einem folhen alle ift auch dem überlebenven Ehegatten, wenn er im Miteigenthume 


T Bol. Unger, Erbrecht, $. 44%, Anm. 5. 

° Bol. Rökler, „Abhandlung über das Erb: 
scht und bie Erbfolge des Bauernflandes” in 
‚ Befleley’s Themis (neue Folge, Heft 7 [1843i), 
S. 80, 110 fg.; Tomafchel, „Ueber bie in Ga- 
Bien geltende Erbfolge in Bauerngüter” in 
de Ztichr. für öfterr. Rechtsgel. 1840, I, 
8 fg., und über die verfchiebenen Arten bee 
berlichen Grunbeigenthumes, Rößler, a. a. 
©. 89 fg.; Stubenrauh, 1. Aufl., II, 
2 fg.; 2. Aufl., I, 964 fg. 
® Erbfolgegefet vom 3. April 1787, 8. 9 
ka Bat. vom 9. Oct. 1795 (3. ©. ©., Nr. 
88 [befätigt mit Hofd. vom 21. Febr. 1816], 


(an ou 


> 


108 Daffelbe wurbe zunächſt nur für Ociter- 
ob und unter ber Enns erlaffen, jedoch 
3 (J. G. ©, 


Hofd. vom 10. Dec. 1826 (Gontta, XXVII, 
410) für Salzburg publicirtt. Für Böhmen 


v. Lirgfetter, Sommentar. 2. Aufl. 





gilt Das Bat. vom 26. Mai 1791 (3. ©. S., 
Nr. 152), für Tirol und Vorarlberg das Pat. 
vom 9. Det. 1795 (3. G. S., Nr. 258), 
welche von dem Pat. vom 29. Oct. 1790 nur 
wenig abweichen. In Galizien gilt noch immter 
Das Bat. vom 10. Mai 1787. Bol. Toma- 
het, a. a. O., © 87 in; Stubenraud, 
1. Aufl., IT, 636 fg.; 2. Aufl., I, 967. 


106 Unter Berufung auf Die Eingangsworte 
bes 8. 5 des Pat. vom 26. Mai 1793 (3. G. 
S., Nr. 152): „in dem all Der gejeßlichen 
Erbfolge, und wenn nicht ſchon Der Bater das 
Bauerngut einem Kinde namentlich zugedacht 
hat‘, wurde vom Cberſten Gerichtshoſe ber 
Grundſatz ausgeſprochen, Daß bie Zuweiſung 
des Bauerngutes nicht nothwendig in Form 
einer letztwilligen Erklärung erfolgen müſſe. 
Obſtg. Entſch. vom 11. Oet. 1864, 3. 7451 
(Glaſer, Unger und Walther, IV [1867] 
Nr. 1985). 

1 Bol. Unger, Erbredt, S. 41°, Anm. 9. 
Anderer Auſicht iſt Stubenrand, 1. Aufl., I, 
035, Anm. *; 2. Aufl., I, 96, Anni. 1, 
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beider Bauerngüter oder fämmtlicher Grunbftüde fteht, nur eines von bei 
beiden Gütern zu wählen. In den übrigen Kronländern t blos bie ausbrädiide 
Beftimmung, daß Niemand zwei geftiftete Bauerngüter befiten foll (8. 1 des Bat. vom 
29. Det. 1790) 12. Beſitzt daher der zur Uebernahme Berehtigte fon ein folde 
Gut, oder hat der Erblaffer zwei Güter befeflen, jo bat ber zur Bereq 
tigte die Wahl, im letzteren Fall, welches Gut er übernehmen will, im erſteren Fol, 
ob er das Gut des Erblafiers übernehmen und bafür fein ſchon vorher beſeſſenes ver: 
äußern oder auf die Uebernahme veffelben verzichten will. 

Iſt der Befiger eines Bauerngutes ohne Deſcendenz verftorben, jo findet cin 
Vorzugsrecht rüdfichtlid) der Uebernahme nicht flat. Es haben daher bie mehreren 
Erben, da eine Zerftüdelung nicht ftattfinden darf, fich entweder auf bie Uebernahme 
des Gutes durch einen von ihnen zu einigen ober baflelbe au einen Fremden zu ver 
äußern (8. 8 ebenbaf.). 

Die angeführten Geſetze |prechen zwar nur von einem Borrechte zur Webernahme 
des Bauerngutes bei der geſetzlichen Erbfolge. Demungeachtet bürfte es Inum 
weifelhaft fein, daß dieſe Vorſchriften auch bei ber teſtamentariſchen Erbfolge zur 
Anwendung tommen, wenn ber Erblaſſer dad Gut feinem Erben ober Legatar zuge 
wiefen hat, weil durch biefe Beſtimmungen gar nicht bie (Erbfolge, fondern eben ar 
die Erbtheilung in Ermangelung einer legtwilligen ung geregelt werben fol ?9, 

Durh das Geſetz vom 27. Juni 1867 (R. ©. Bl., 9. 79) wurben biefe im 
$. 761, 4. 6. ©. B. erwähnten, in polit. Geſetzen enthaltenen Anorbnungen in jenen 
Ländern oder Landestheilen, in welchen die Theilung von Bauerngütern gefetlich niht 
mehr beſchränkt ift, außer Wirkſamkeit gejett. Im jenen Ländern, in benen bie Be 
fhränfung der Theilung von Bauerngäütern noch befteht, haben im Falle der Aufhebung 
biefer Beſchränkung jene Anorbrumgen erft mit Ablauf von drei Monaten nad bem 
jenigen Tage außer Wirkfamleit zu treten, mit welchem durch ein Landesgeſetz bufe , 


Beſchränkung aufgehoben worden ift. 


thum — unter ber Enns durch Geſetz ' Süßer, a. a. O. S. A fg.; Unger, a. a. 


12 Dieſes Berbot wurde für das Erzherzog⸗ 13 Bgl. auch Tonaſche. a. a. O. S. 88 ki | 
vom 27. Oct. 1865 (2. G. Bl., Nr. 7) aufgehoben. | Anm. 7. | 
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Dierzehutes Hauptſtück. 
Bon den Pflichttheile und der Anrechnung in den Pflicht- ober Erbtheil. 


$. 763. 
Belchen Berfonen als Rotherben ein Pflichtthell gebühre. 
Die Perſonen, weile ber Erbiafler in ber letzten Anerbnung mit einem Erbtheile bes 
unh, find feine Kinder, nub in deren Ermangelung feine Aeltern. 


8. 763. 


Unter dem Namen Rinder werben nad ber allgemeinen Regel (8. 42) and Enlel uud 
dem Namen Neltern alle Großältern begriffen. Es findet Hier zwiſchen 
ku mäunlidden nnd weiblichen Geſchlechte, zwiſchen eheliher nnd muchelicher Geburt kein 
erſcied fett, „ fobelb für diefe Berfonen das Recht nnd bie Orbuung ber geſetzlichen Erb⸗ 
& eintreten e. 


D 
“ 
4 


r 









8. 764. 


. Der Erdtheil, welgen biefe Perſonen gu fordern berechtigt find, Heißt Bflicttheit; fie 
BR werben in biefer Rückſicht Notherben genanut. 


8. 765. 
In welchem Betrage. 
8 Pfliqhttheil beſtimmt dad Geſetz jedem Kinde bie Hälfte deſſen, was ihm nad ber 
Aehidgen Erbfolge zugefallen wäre. 
8. 766. 
In ber auffieigenben Rinte gebührt jedem Notherben als Pflichttheil ein Drittheil deſſen, 
nö er nach ber geſetzlichen Erbfolge erhalten haben würbe. 


8. 767, 
Unter was für Beſchränkungen. 

Ber anf das Erbrecht Verzicht geleiftet, wer nach ben in dem achten Haupiftüde ent 
kitenen Borfchriften von dem Erbrechte ausgeſchloſſen wird oder von dem Erblaſſer recht⸗ 
Whig enterbt worben if, Hat auf einen Pflichttheil Teinen Anſpruch und wird bei ber Ans: 
kehung defielben ſo betrachtet, ald wenn er gar nicht vorhanden wäre. 


Nah röm. Recht wurde bie Erbeinfegung für eine Ehrenbezeigung angefehen, 
mb Die Uebergehung von gewiffen, dem Erblaſſer durch Bande des Blutes oder der 
kennbichaft fehr nahe ftehenden Berfonen für eine fehr bedeutende Schmad ge- 
«ten. Der Erblafier war daher gehalten, gewifle Verwandte (Notherken) in feinem 
—* auf eine geſetzlich vorgeſchriebene Art zu berüchſichtigen. Außerdem galt 

eine Unbilligleit, gewiffen nahen Verwandten nicht einen gewiſſen Theil des 
5 (Biligttheit) zu hinterlafien. Beide Rechte, Notherbenrecht und Pflicht: 
heiltecht, Tönnen zwar, müflen aber nicht in Einer Perfon zufammentreffen. Se 
heben Geſchwiſter und die Ehefrau ein Pflichttheilsrecht, aber Fein Notherbenrecht .! 





Bgl. Bluutſchli, Entwidelung der Erb-⸗der Notherben und Pflichttheilsberechtigten 
gegen den lebten Willen nad röm. Reht | (Göttingen 1831); Bangerow, II, 8.467, Ann. ; 
ni Danke er Rückſicht auf die Novelle 115 | Schmidt (Adolf), Das gel —* der Roth: 
Be 1839), &. 159 fg.; Fraule, Das Recht | erben (Leipzig 1862), &. 158 fa., 189. 
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Das öſterr. Hecht kennt ein ſolches formelle Recht gewiffer Perfonen auf has 
nomen heredis nicht, ſondern es eriftirt blos ein materielle Recht auf einen beſtimm⸗ 
ten Theil der Verlaſſenſchaft. Das Geſetz bedient fih zur Bezeichnung bes ihnen u 
ftehenden Theiles der Verlaflenfchaft des Auspruds „Pflichttheil” und zur Bezeichnung 
ber pflichttheilsberechtigten Perfonen des Ausdruckes „‚Notherben” (8. 764). 

Pflichttheilsberechtigt find nur Defcendenten und Aſcendenten aller Grade, vor 
ausgejeßt, daß im concreten Falle für fie das Recht und die Ordnung der gefetlichen 
Erbfolge eintritt ($. 763). 

Ein wechſelſeitiges Notherbenreht fteht auch unehelichen Kindern und ihrer Mutter, 
den durch nachfolgende Ehe legitimirten oder in einer Pntativehe erzeugten Kindern 
und ihren Aeltern, und ben durch landesfürſtliche Begünſtigung Iegitimirten Kindern u 
ihrem Vater zu. Durd das Hofd. vom 10. Mai 1833 (9. ©. S., Nr, 2610) wurd, 
um erhobenen Zweifeln zu begegnen, erflärt, daß auch Mboptivfinder unter die Kinder 
gehören, weldhen nach 8. 763 der Pflichttheil gebührt. 

erden Notherben durch andere, obgleich nicht pflichttheilsberechtigte Inteſtaterben 
von der Erbfolge ausgefchlofien, 3. B. Großältern durch Gefchwifter des Erblajiers, fe 
fteht ihnen aud) Fein Anfprud auf einen Pflichttheil zu. Selbftverftänplich gebüht 
ihnen auch dann fein Pflichttheilsreht, wenn fie wegen Erbunfähigkeit (8. 540—544) 
oder Berziht auf das Erbrecht (8. 551) vom nteftaterbrecht ausgeſchloſſen find, ober 
vom Erblaffer aus einem gefetlich dazu für Hinlänglih erklärten Grunde ($$. 768, 
770) enterbt wurden ($. 767). 

Die Defcenventen eines Enterbten haben nur ein Pflichttheilsreht, wenn ig 
Parens vor dem Erblaffer verftorben ift (8. 780), die Defcendenten desjenigen, welche 
auf fein Erbrecht verzichtet at, haben in keinem Falle ein Inteſtaterbrecht (8. 551), 
daher auch keinen Anſpruch auf einen Pflichttheil?. Die Defcenventen des nicht ent 
erbten Erbunwürdigen haben ein Pflichttheilsrecht, wenn ihnen ein Inteſtaterbrecht zu⸗ 
tommt (vgl. die Bemerk. zu den 88. 540—544) ®. on 

Sind Feine zur Erbfolge bernfenen Dejcendenten des Erblaſſers vorhanden, fo 
treten die Aſcendenten des Erblaffers in das Pflichttheilsreht, weil dann fie die näde 
ften Inteftaterbberechtigten find, ohne daß es darauf ankommt, ob biejenigen Perfonen, 
welche vor ihnen zur Erbſchaft berufen gewejen wären, wegen Erbverzicht, Exbmmir 
digkeit oder Enterbung hinmweggefallen find +. Daſſelbe gilt auch, wenn der zunächſt ee 
Erbfolge berufen gewefene Aſcendent des Erblaffers binwegfält und aud bie von ihm 
ausgehende Linie nicht zum Erbfolge berufen wird, beim Uebergange des Erbrechts anf 
die entfernteren Aſcendenten. .. 

Der Pflichttheil beträgt bei Defcendenten die Hälfte ($. 765), bei Afcenbenten ein 
Drittheil ihrer Inteftaterbportion ($. 766). Bei der Ausmeffung des Pflichttheild 





2 „Die Behauptung Gſpan's (in ber Ztiſchr. 
für -öfterr. Rechtsgel. 1885, 1, ‚ mb 
Winiwarter, S. 335 fg.), daB der Erbverzicht 
bes Parens beffen Nachlommen zwar Das ge> 
feßliche Erbrecht, nicht aber ben Anſpruch auf 
ben Pflichttheil zu entziehen vermag, beruht, 
von allem Anderen abgefeben, auf ber Berlen- 
nung bes Fundamentaljates: Daß es ohne In- 
teftaterbrecht fein Pflichttbeilsrecht gibt.” Unger, 
Erbrecht, 8. 79, Anm. 8. 


9 Gegen die von Schwab in ber Ztfchr. für 


und das Pflichttheilsrecht zuzufprechen.‘ Unger, 
Erbredht, 8. 79, Anm. 6. zuſprech * 


öſterr. Rechtsgel. 1848, II, 76 aufgeftellte 
Behauptung, daß die Erbunwürdigkeit allein 
dem Notberben den Pflichttheilsanfpruch nicht 
entziehe, fondern daß auch noch entweder eine 
ausbrüdliche Enterbung oder eine Uebergehung 
mit Stillfhweigen ($. 782) vorhanden jein 
müffe, bat ſich bereits Stubenraud (1. Aufl., 

‚664; 2. Auft., I, 983) erflärt. — „Es ift 
wiberfinnig, Jemand das Juteſtaterbrecht ab-, 


(1822), 294, Note * haben bie Afcenbenten wur 
im Falle der Erbunwürdigkeit, nicht aud be 
Enterbung und Erbverzicht bes Defcenbenten, 
nah Scheiblein (Miscellen aus bem Gebien 
der bürger!. und ber mit berfelben verwandter 
politiichen Gefeßgebung des äfterr. Kaifertaatt, 


Wien 1820 fg.; 2. Heft, 1820 


ı 88. 
folange der Defcendent lebt, in teinem Felt 
einen Anfpruch auf ben Pflichttheil. . 
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Inımen alle jene, aber auch nur jene Perfonen in Betracht, weldye bei der gejetzlichen 
Erbfolge den Pflichttheiläberechtigten beſchränken würben, wenn ihnen aud) fein Pflicht- 

nſpruch —— wie z. B. ber hinterlaſſene Ehegatte des Erblaſſers oder bie 

ifter des Erblaſſers, wenn es ſich um den Pflichttheil des einzigen noch vorhan- 
men Parens tes Grölaffers handelt. Erbunfähige, rechtmäßig Enterbte ® und bie- 
nigen, welche bei Lebzeiten des Erblaſſers auf ihr Erbrecht verzichtet haben, find 
iht mitzuzäblen (8. 767)”. Hat der Berzichtende nicht auf fein geſetzliches Erbrecht, 
ntern blos auf das Pflichttheilerecht verzichtet, oder hat der Verzicht erft nad) dem 
dde des Erblaſſers ftattgefunden, jo wirb ver Verzichtende mitgerechnet, weil er da⸗ 


sch and: dem Kreiſe der geſetzlichen Inteſtaterben nicht austritt ®; 


Dagegen ift es 


leichgültig, ob die Verzichtleiſtung ſchlechthin ober zu Gunſten des Erblaſſers er⸗ 


t iſt v. 


Der Pflichttheil der Notherben eines Geiſtlichen iſt mit Rückſicht auf das den⸗ 


dien zufallende 


rittel ihrer Inteſtaterbportion auszumeſſen 10. 


Daß die Notherben eines gerichtlich erklärten Verſchwenders außer der ihnen 


fen nad) 


8. 568 zufallenden Hälfte der Verlafjenfchaft nicht noch überdies einen Theil 


er anderen Hälfte als Pflichttheil anfprehen Können, ift wol ſelbſtverſtändlich 11. 


8, 768. 
Grforbernifle einer vehtmäßigen Enterbung. 


: Ein Kind Tann enterbt werben: 
som Chriſtenthume abfällt; 


es 

wenn es den Erblaſſer in Nothſtaube hülflos gelaflen bat; 
es eines Verbrechens wegen zur lebenslangen oder zwanzigjährigen Kerlkerſtrafe 
rden 


iſt; 
wenn es eine gegen bie öffentliche Sittlichteit anſtößige Lebensart beharrlich führt. 





Häufig (vgl. Winiwarter, III, €1- 
De 8. 766; Stubenraud), 1. au .M, 
7, Rt. 3; 2. Aufl., I, 978, Wr. 3: 
Hiper, Eröredt, III, 127) wird für den Fall, 
WM außer bem überlebenden Ehegatten auch 
u Kinder bes Erblaſſers vorhanden find 
zb bem Chegatten baber nad $. 757 ein ge- 
er Fruchtgenuß zukommt, das Gegentheil 
tet. Bgl. Dagegen Unger, Erbredt, 
180, Anm. 1; Frauke, a. a. O., ©. 218; 
Rüblenbruch, xXXV (1832), 270; Bangerom, 
Ambelten, II, 8. 475, Anm. L, Abſatz 3 


‘ Roi röm. Recht (vgl. % se D., 
212 fg; Mühlenbruch, XXX 7 fg.; 

ow, II, 8. 475, Anm. A ak 3) 
ade ber gültig Exheredirte mitgezäblt, nach 
æ belanuten Regel: exheredatus numerum 
wit ad angendam, partem ad minuendam 


gitimam. 
"Nach röm. Recht Konnte ein folder Erb⸗ 
ericht gar nicht vorfommen. Gemeinrechtlich 
fireitig, ob derjenige, welcher bei 
bes Erblaſſers verzichtet hat, bei Be⸗ 
Kung bes Pete mitzugäblen ift. Vgl. 
F a. a. D, € Abſatz 4; Mühlen. 
a. O., 268 fe; 5 Bangerom, uU, 
» 476, 1, — 3, lit. c. 


® Unger, —* . 80, Anm. 3. 
Rah Rippel, “ 78; Winiwarter, IU, 
1; Siubenzand, 1 . Auft., II, 285, 665, 
Inte ©* 2. Aufl., I, 745, 984, Anm. 21 %0,0.8 


Hi ber Exhlaffer aur dann frei verfügen kön⸗ 
en, wenn ber Berzicht ausbrüdtich zu Gunſten 


bes Erblaſſers erfolgt it, daß der Erblaſſer 
dadurh das freie Berfiigungsrecht erlangen 
ſoll. Bgl. dagegen Unger, Erbrecht, 8. 
Anm. 3, auf welchen ſich Stubenrauch, 2. Kur 
I, 984, Anm. 2, mit Unrecht für feine An- 
fit beruft. 

9 Dies iſt auch bie herrſchende Anſicht. 
Vgl. Gapp, „Abhandlung Über einige ſchwierige 
Fragen in Beziehung auf das Erbrecht der 
von einem bepfründet eweſenen katholiſchen 
Weltgeiſtlichen des röm. —* in einer früheren 
Che erzeugten Kinder in das Vermögen ihres 
Vaters“ in der Ztſchr. für herr. Rechtsgel. 1826, 
II, 7 fg.; Nippel, Erl., 5, Nr. 4; Divor- 
ja, „Berſuch der Sehfellung "bes Grunbfages, 
nach welchem bie Bemefjung des Pflichttheiles 
ber Notherben eines Weltgeiftlichen zu geſchehen 
bat‘ in der Ztſchr. für öfterr. Nestege. I. 1848, 1, 
177; Helfert, Kirchenreht (4. Aufl., Brag 
1849), 8. 526, und Abhandlung über bag 
Kirchenvermögen (Prag 1834), II, 8. 88; 
Stubenraud, 1. Aufl., II, 660; Fi Auft., I j 
980, 981; Unger, Erbrecht, 8. 88, Anm. 8. 
Anberer Anficht find Wintwarter, II, 334; 
Füger, III, 128 fg. Diefe letztere Anſicht 
würde dazu führen. daß der Bflichttbeil der 
Alcendenten ihrer Inteftaterbportion gleich, ber 
ber Defcendenten größer ala ibre Inteftaterb- 


portion wäre. 

2 Vgl. auh Nippel, Erl., V, 73, und 
Beiträge ge Lehre vom Bflichttheif nach dem 
. in Bratobevera’s Mat., VI (1822), 


. 263 ie; .; Zruus urquch, 1. Aufi., II, 659; 
2 ut 980, Nr. 8. 
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8. 769. 
Aus den nämlichen Urfahen können auch bie Meltern van dem Pflichttheile anögeihiehe 
werben, und insbeſondere noch dann, wenn fie dad Kind in ber Erziehung ganz vermah> 
loſt haben. 


8. 770. 


neberhanpt faun einem Notherben and folder Hanbluugen wegen, bie einen Erben net | 


ben 88. 540-542 be Erbrechts unwärbig machen, burg bie Ichte Wöiienderllärung da 
Pflichttheil entzogen werden. 


8. 771. 


Die Enterbuugsurſache muh immer, fie mag von dem Erblafier amdgebridt fein aber 
nit, von dem Erben erwielen werben und in den Werten und dem Giune bed Gejehes ge 


grünbet fein. 


8. 772. 


Die Enterbung wird nur durch einen ausbrädlien, in der geſetzlichen Form erlläcks 
Widerruf aufgehoben. 


Die vom Erblaſſer verfügte Ausſchließung eines Notherben von der 
heißt Enterbung. Schon un bem neueften röm. Rechte beburfte es zur Gaultigkeit 
derſelben feiner weiteren Förmlichleit als ber ausdrücklichen Angabe eines 
Ausſchließungsgrundes in einem gültigen Teftamente!. Gerade aber in ber Ref 
wendigfeit der ausprüdlichen Angabe des Enterbungegrunbes liegt eine wicht 
nende Härte nicht nur für den Enterbten, ſondern aud für ven Erblaſſer 
A. b. ©. B. bat darin einen fehr weientlichen Fortſchritt gemadt, bob et für de 
Enterbung gar keine befonbere Form vorgefchrieben hat?. Nach öfterr. Recht Tann ik. 
Enterbung mit oder ohne Angabe des Enterbungsgrundes (8. 771) fowol ausorädht 
als ftilfhweigend dur Mebergehung des Notherben vorgenommen werben *. Roth 
wendig ift nur, daß dabei die für letzte Willenserflärungen überhaupt vorgefchrichen 
Form beobachtet wurde. 

Die Enterbung kann aud blos eine theilweife fein. ine ſtillſchweigende theil 
weiſe Enterbung liegt z. B. in ber Beſchwerung bes Pflichttheiles mit Bemäftnifa 
oder in ber Einfegung auf eine geringere Erbſchaftsquote oder in ber Diner * 
eines geringeren Vermächtniſſes, als ber Pflihttheil betragen würde Auch vie Eat 
erbung unter einer bei letsten Willenserklärungen fonft ftatthaften Bedingung iſt gzage 

Gleichwie das röm. Recht in der Novelle 115, ſtellt auch das A. b. ©. B 
Reihe von Enterbungsgründen auf, nämlich: 

1) Wenn der Notherbe den Erblaſſer im Nothſtande, d. h. in was inmer für 
einer pecuniären oder ſonſtigen Bedrängniß hülflos gelaſſen hat (ß. 768, Abſat 9) 

2) Verurtheilung wegen eines Verbrechens zu zwanzigjähriger ober le 
Kerkerſtrafe ($. 768, Abſatz 3). Auch die Todesftrafe muß als härtere Strafe hier⸗ 
ber gerechnet werden. Daß fie nicht ausdrücklich als Enterbungsurſache genannt wir, 


Bea 





ı Bol. Franke, a. a. O., ©. 399, 403. Anfiht ift nd (1. —— 
2 Bol. auch Unger, Srhrect, 8.83, Anm. 12. | 686 (in der 2. Aufl., 
? Boraußgefegt wird bier, baß über bie entſprehende ©telle binweggela en). 


' 


ganze Berlaffenichaft verfügt wurde und das Bol. Ziniwarter III, ; Unger, ‘7 


Dafein des Notherben dem Erblaffer nicht etwa | recht, 3. 83, Anm. 5, Anderer An 


unbelannt war (8. 777). Bgl. Stubenraud Stuben (1. Aufl), II, 669, welder umuntt 
in der Ztfehr. für öfterr. ehe 1839, | Notbftanb blos die erweig erung bes nöthz sp! 
r 


„al fg. " und guommentat, 1. Aufl,, II, 667; | Unterhbaltse an ben in D 


ee 
ftigleit v je 


Aufl, I ‚ Ar. 1; Unger, Erbredht, —— berflanben wiffen wollte, 

i * Yan 1. Crbreit 8. 83, Anm. 16; T fgeR —8 at öl. “ 
gl. Unger, ‚ nm, im Terte aufg e en Anfiht ang 

Güger, Erbredt, III, 186, 197. Anderer 


A 


bauptkäd XIV. Bon dem Pfichtthell und der Aurechnung in den GRidt- oder Erbtheil. 56. 760773. 375 


hat feinen Grund wol barin, daß man bdiefen Enterbungsgrund für ſelbſtverſtändlich 
und wenig praltifch hielt ®. 
3) Wenn ber Notherbe beharrlich eine gegen die öffentliche Sittlichkeit anftäßige 
&bensart führt (8. 768, Abſatz 4). Daß gegen deu Notherben firafgerichtlich vor: 
bergen fann, if weder nothwendig noch hinlänglih, ſondern es kommt dabei 
74 chenden Lebensanfcheuungen an ?. 
4) len innen enterbt werben, wenn fie bie Erziehung des Kindes ganz ver⸗ 
‚wabrloft haben (F. 769). Was von den Heltern gilt, Hat aud auf die Aſcendenten 
‚affernteren Grades Anwendung, wenn ihnen vie Pflicht der Erziehung oblag (88. 143, 


). 

5) Können Notherben auch aus den in den SS. 540 unt 542 enthaltenen Erb⸗ 
amürbigfeitögründen enterbt werben ($. 770). 

‚Der Gnteröungegrunb bee 5. 768, 3. 1, 4. 6. ©. B. wurde durch Art. 7 des 
Deſetzes vom 25 Mat 1868, R. ©. &L., Nr. 49, aufgehoben. 


Die Zahl dieſer Enterbungsgründe ift zwar eine gejeslich geſchloſſene, es muß 
aber, wie dieſes auch nach gem. Recht angenommen wird ®, jeder einzelne Grund 
Mr fih mit der näheren Beftimmung verflanden werden, daß er auch analog auf ver- 
wandte, leicht noch gewichtigere Geflaltungen feiner thatfächliben Borausfegungen aus- 


en if. 

Kr Enterbungsgrände werben bejeitigt durch Vergebung von Seite bes Erblaſſers 
der erfolgter Enterbung . Der sub Nr. 3 aufgeführte wird behoben, wenn der Noth« 
abe aufhört eine gegen bie öffentliche Sittlichkeit anftößige Lebensart zu führen. Ent: 
Weidend ift der Zeitpunkt der Delation der Erbſchaft. Sn die Enterbung auf Grund 
zur Zeit der angeorbneten Enterbung noch zu Recht beftehenden Enterbungs- 
i vorgenommen worden, fo fann fie nur Auf bie für letzte Willenserflärmgen 
De Art (8. 717 fg.) widerrufen werden ($. 772), die Bergebung für ſich 
bie Aufhebung einer vehtegültig vorgenommenen Enterbung nicht zur Folge 10. 
Das Borhandenfein eines Enterbungsgrundes muß von denjenigen, welde bie 
haft für fih in Anſpruch nehmen, erwiefen werden (8. 771), ein Sat, der fich 
aus allgemeinen proceffualifchen Örundfägen ergibt. 








8. 778. 
| Beun bei einem ſehr verſchuldeten ober verſchwenderiſchen Notherben bie wahrſcheinliche 
ergniß obwaltet, daß der ihm gebührende Pflichttheil ganz ober größtentheils feinen Kin⸗ 
lern entgehen würde, fo dann ihm der Pflichttheil von dem Erblaſſer, jedoch nur dergeſtalt 
Oizsgen werden, daß joldher ben Kindern des Notherben zugewendet werbe. 


Die Enterbung in wohlmeinender Abfiht (exheredatio bona mente) des öfterr. 
Bedts ! beſteht darin, daß, wenn mit Wahrfcheinlichkeit anzunehmen ift, daß ber 





° Habenr  xufiht ift Fierlinger, im Gerihte- Kraft von ipso jure wirkenden Gründen ber 

Ausihließung von der Erbfolge beigelegt bat. 

! * Nippel, Erl., V, 82; Unger, Erb⸗ Der Enterbungsgrund Nr. 6 wird jebod nur 

Anm. 1. Anderer ir ift durch nachher erfolgte ſchriftliche Erflärnng 

—— Aufl., II, 670, Nr. 6; 2. Aufl., ver Einwilligung zur Che behoben ( 32 des 

1, 978, Rr. 6 Geſetzes vom 8. Dct. 1856, Anhang I). Bol. 

gt Sintenis, IU, 8 19, ©. 608, über bie ungenaue Tertirung biefe® Paragra: 

en he. , KEN Tehre er ann Enterbung 

Daß fämmtlihe Enterbungsgründe dur NA err. Recht‘ in ber öſterr. Biertelj 

—— des Erblaffers behoben werben, it Sor. 6 I (1858), 9 — 21 fa.: Unger, Erb 

ansprüdtich im Geſetze ausgeipro- recht, 8. 33, Anm. 

Po ergibt, fih jedoch aus ber Anordnung des Die Enterbung mes Erbunwürdigen bat 

5540 e. ©. Denn hören bie daſelbſi bezeich- aljo bie praltiſche Bedeutung, daß er von ber 

weten Dandiungen auf, Erbunwürbigteitegründe, Erbfolge ungeachtet ber Vergebung bes Erb— 

eſichtlich Enterbungegründe zu fein, jo muß laſſers ausgeſchloſſen bleibt. 

Dies um fo mehr für bie übrigen Enterbungse- 1. über das gem. Recht ae 

gründe gelten, welchen das Geſetz nicht die xxx II (1833), 391 fg.; Arndte mM K. 8 
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Pflichttheil den Defcendenten eines Notherben aus dem Grunde, weil derſelbe fehr vor 
Ihuldet oder verſchwenderiſch ift, entgehen würde, direct den Defcendenten des Not 
erben zugewendet wird. 

Ob ber Notherbe Defcendent oder Afcendent des Erblaſſers ift, ift gleichgültig, 
Ob derjelbe als ſehr verſchuldet anzufehen ift, muß mit Rüchkſicht auf bem concreie 
Fall beurtheilt werden; ebenfo ob Jemand fo verfchwenberifch ift, daß zu beforgen iR, 
der Pflichttheil werde den Defcendenten des Notherben entgehen, ohne daß es darauf 
ankommt, ob über denfelben deshalb die Curatel verhängt wurbe ober nicht ?. 

Der Pflihttheil muß fammtlihen, zur Zeit des Todes des Erblaffers vorhande 
nen Defcendenten des Notberben in dem Berhältniffe hinterlaffen werden, nach welden 
fie beim Nichtvorhandenſein des Notherben ven Erblaffer ab intestato beerben 


2 ten EEE Be 


würden 3. 


Die Enterbung in wohlmeinender Abficht kann fi auch blos auf einen “Theil bes 
Pflichttheiles erftreden oder unter einer Beringung oder Zeitbeflimmung angeorbuet 
Die geſetzlichen Vorausſetzungen müffen, wenn fie vom Notberben beftritten 
werben, von den Defcendeuten beffelben erwieſen werden. 
erbung von Erblajfer ausdrücklich angegeben wurde, ift zur 
nothwendig. Es genügt, daß die Abficht des Erblafjers deutlich erkennbar ift, daß er 
eine ſolche Enterbung in wohlmeinender Abfiht anordnen wollte. 

Dem enterbten Notherben ift der nothwendige Unterhalt auszumeſſen ($. 795) % 


werten. 


8. 774, 

Bie ber Pfligttheil zu Kinterlaflen. 
Der Bflichttheil kann in Geftalt eines Erbtheiles oder Vermächtniſſes, and ohne austehk 
lie Benennung des Pflichttheiles hinterlaflen werden. 


frei bleiben. Jede deufelben einſchränkende Vebingung oder VBelaftung ift ungältig. Wkb 
dem Notherben ein größerer Erbtheil zugebadht, fo kaun fie nur auf ben Theil, welder ben 


Pflichttheil überſteigt, bezogen werden. 





III (1841), Urt. Enterbung, ©. 901 fg; 
Sintenis, IN, 8. 197, ©. 609 fg. 


3 Val. Zeiller, II, 783; Winiwarter, III, 
348; Stubenraud, 1. Aufl., II, 679; 2. Aufl., 
I, 992. Anderer Anfiht find Nippel, Erl., 
V (1832), 90; Unger, Erbrecht, 8. 84, Anm. 
1, welche annehmen, daß dem Erblafjer diefes 
Recht nicht zuftehe, wenn der Notherbe wegen 
Verſchwendung bereits unter Curatel gejekt 
ift, indem in dieſem Falle obnebin ſchon vor» 
geiorgt jei, daß feinen Kindern der Pflichttbeil 
durch verſchwenderiſches Gebahren nicht ent- 
ache. Dies ift jedoch durchaus nicht richtig, 
indem ber Notherbe durch die Verhängung ber 
Curatel nicht gegen Die Bereits vorbandenen 
Gläubiger gefbügt wird. Ferner bebaupten 
Diefe beiden Schriftjteller nicht, Laß zur Ent» 
erbung eines verfchwenderifhen Notherben alle 
Borausfegungen Der Quratelsverbängung dor» 
handen fein müfjen. Ex wäre aud in der That 
wunderbar, wenn das Geſetz nur ſolche Fülle 
im Auge gehabt hätte, in welchen alle geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen zur Curatelsverhängung 
vorhanden find und dieſe dennoch nicht verhängt 
wurde. Iſt aber die Enterbung auch bei ge— 
ringerem Grade von Verſchwendung zuläſſig, To 
muß ſie auch bei einem unter Curatel geſetzten 
Berſchwender ohne Rüdfiht auf bie verhängte 
Suratel zuläffig fein, weil cs ja doch wol moͤg⸗ 


Daß die Urfache der Ent 


ültigfeit berfelben nid 


Er muß aber dem Rotberben gan 


u — ————· — 


lich iſt, daß bie geſetzlichen Vorausſetzungen ber 
Curatelsverhängung nicht mehr vorhanden find 
und bie Curatel aufgehoben wird, babei aber 
bie Gefahr bes Verluftes des Pflichttheiles für 
Die Defcendbenten bes Notherben beunocdh fort 
beitebt. 

3 Iſt der Pflichttheil zwar allen Deſcenden⸗ 
ten, aber zu anderen Theilen, angewendet wor 
ben, jo ift blos die Theilungsvorſchrift un 
tig. Vgl. Unger, Erbredt, 8. 84, Aum. 7. 

* Anderer Anficht ift Unger, Erbrecht, 9 84 
Anm. 4: „Da der dem ausgefchloffenen Roth 
erben gebührende Pflichttheil am feine Kinder 

elangt und er diefen gegenüber unter ben ge 
Dörigen Borausjegungen Anſpruch auf Amen 
tation bat. Dabei wird außer Acht ge 
Ioffen, daß ber Anfpruch des Notherben am 
ben nothwendigen Unterhalt aus ber Berlaffet 
Schaft des Erblaffers von anderen Boransjeßzz? 
gen abhängt, als fein Anfpruch gegen fett 
eigenen Defcendenten, daß bann ber 
Defcendenten binterlaffene Pflichttheil wie OD 
anderweitige Vermögen berfelben vom e vi 
erbten Notberben erft dann zu feinem n 
wendigen Unterhalte in Anſpruch genomet 
werben könnte, wenn nicht feine —* 

ſelbſt etwa denſelben zu ihrem Unterhaite © 


dürfen. 
⸗ 
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8. 775. 
sel bed Rotberben: 1) Bei einer wiberregtliden Enterbung ober Verkürzung in ben Pflichttheile. 
stherbe, welcher ohne bie in den 88. 768-773 vorgeſchriebenen Bedingungen ent- 
ı, Tann beu ihm gebührenden vollen Pllihttfeil, und wenn er in bem reinen Be- 
Ilichttheiles verkürzt worben tft, bie Ergänzung befielben forbern. 


die Bemerk. zu ben 88. 783—786. 


8 776. 
Rechtsmittel des Rotberben: 2) Bei einer gänzlichen Uebergehung. 
ans mehreren Kindern, beren Dafein dem Erblafier belaunt war, eines ganz mit 
eu Äbergangen wirb, fo Taun ed ebenfalls nur den Pflichttheil fordern. 


8. T17. 


aber and ben Umſtänden erwielen werben Tan, daß bie Nebergehung eines ang 
indern nur baher rähre, weil dem Erblafler das Dafein befielben nubefaunt war, 
ebergangene nicht ſchuldig, fi mit dem Pflichttheile zu begnügen, fondern er Tann 
il, welcher für den am mindeften beginftigten Notherben ausfällt, wofern aber ber 
übrige Notherbe eingeſetzt wird oder alle Übrige zu gleichen Theilen berufen Rab, 
m Erbtheil verlangen. 
8. 778. 


ꝛx Erblafier einen einzigen Notherben und er übergeht ihn ans oben gebadtem 
nit Stillſchweigen, oder erhält ein linderloſer Erblaſſer erſt nach Erklärung feines 
end einen Notherben, für den Teine Borichung getroffen ift, fo werben nur bie zu 
Auftalten, zur Belohnung geleifteter Dienfte oder zu frommen Abfichten beftimmten 
je in einem, den vierten Theil ber reinen Berlafienihaft nit überfteigenden Be 
Imigmäßig entrichtet, alle übrige Anordunngen des letzten Willens aber gänzlich 
Sie erlangen jedoch, wenn ber Notherbe vor bem Erblaſſer verfiorben ift, wieber 


8. 779. 


ein Kind vor dem Erblafier ftirbt und Abftämmlinge Hinterläßt, ja treten biefe 
weigen übergangenen Abftämmlinge in Anfehung des Erbrechts am die Stelle des 


8. 780. 


Mämmlinge eines in dem Ichten Willen ausdrücklich enterbten, aber vor dem Erb⸗ 
tbenen Kindes find blos befugt, dem Pflichttheil zu verlangen. 


8. 781. 


ein Notherbe der anffteigenden Linie mit Stillſchweigen übergangen, fo Tann er 
ben Pflichttheil aus der Mafie fordern. 


$. 782. 


ber Erbe beweilen Iaun, daß ein mit Stillſchweigen Übergaugener Notherbe ſich 
ı 88. 768-770 angeführten Enterbungsurfachen ſchuldig gemacht hat, fo wirb die 
als eine ſtillſchweigende rechtliche Enterbung angeichen. 


ver Erblaffer über feinen ganzen Nachlaß verfügt und einen Notherben, 
eines Enterbungsgrundes ſchuldig gemacht hat und von deſſen Vorhanden- 
antniß hatte 1, mit Stillſchweigen übergangen, fo gilt derfelbe als rechts⸗ 


mbenraud), „Ein trag au jur Er⸗ | fg.; Sommentar, 1. Xufl., II, 708, 784; 
v 88. 776—782 A “in. au, I, 1006 —* .; Unger, Erhreikt, &. RT, 
für m Xechtsgel. 1840. u Ir, | Anm. 7, 18, 


& 
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gültig enterbt (8. 782). Liegt gegen den mit Stillſchweigen übergangenen Notherben 
fein Enterbungsgrund vor, fo ift zu unterjcheiden, ob verfelbe ein Wfcenbent aber 
Defcendent des Erblaffers if. Der übergangene Afcendent hat in keinem Falle mer 
als den Pflichttheil anzufpredhen (8. 781). Beim SDefcendenten kommt es baranf am, 
ob das Borhandenfein deſſelben den Erblaffer bei Errichtung feiner letzten Wille 
erflärung bekannt war oder nicht. 

War dem Erblafier das Vorhandenſein des Defcendenten befaunt, fo lann e, 
wenn der Erblaffer nicht etwa über einen Theil feiner Berlafienfchaft nicht verfügte, 
und er nad 8. 556 mehr als den Pflichttbeil erhält, nur ben Pflichttheil begehrten 
($. 776). Als wiſſentlich ift die Uebergehung nur dann anzufehen, wenn der Erblaffe 
nicht blos von feiner phyſiſchen Criftenz, fondern auch von dem Berhältnifie befielben, 
welches ihn zum Notherben macht, zur Zeit der Errichtung ber lebten Willens 
Kenntniß hatte. Der Umſtand, daß ber Erblaſſer nachträglich davon Keuntniß erlang 
bat und Feine Aenderung feiner [egtwilligen Verfügung vorgenommen hat, macht be 
Uebergehung nicht zu einer wilfentlihen, e® müßte denn der Erblaſſer in ber für lekke 
Willenserflärungen vorgeſchriebenen Form auch nachträglich erflärt haben, daß be 
frühere legte Willenserflärung in diefem Punkte aufrecht bleiben fol ®. . 

Iſt die Uebergehung nicht abſichtlich, fondern blos deshalb geſchehen, weil das 
Dafein deffelben den Erblaſſer unbelaunt war, fo kann der übergangene Deſcenden, 
wenn außer ihm noch andere Defcendenten des Erblaffers vorhanden find, von ber 
Daſein derfelbe Kenntniß hatte, einen folhen Erbtheil anſprechen, als ben am um 
günftigften bedachten Defcententen gleihen Grabes ? ausfällt, und wenn ber einzig 
noch übrige Defcendent zum Erben ernannt wurde, oder alle übrigen Defcenbenten 
gleichen Grades zu gleichen Theilen berufen wurben, einen gleichen —*8* verlanga 
(8. 777). Wären ein Deſcendent, welchem kein Enterbungsgrund zur Laſt fällt, ode 
ſaͤmmtliche Deſcendenten auf den Pflichttheil geſetzt, ſo hätte auch der Uebergangen 
nur einen Anſpruch auf den Pflichttheil“. Wäre das am wenigſten günſtig bebadie 
Kind zu einer beitimmten Duote ter Exrbichaft als Erbe berufen, fein Erbtheil abs 
mit Legaten befhwert, jo ift der Erbtheil bes Mebergangenen nad) dem Werthe bes ihn 
verbleibenven Erbvermögens zu beftimmen. Iſt der ebergangene der einzige vorhanden 
Deicenvent, oder find ſämmtliche Defcendenten übergangen worden, oder ift ber über 
gangene Notherbe erft nah Errichtung der letzten Willenserflärung geboren worden ®, fe 





2 Anderer Anfiht ift Ellinger, „Einige Be: 
merfungen über die Anwendung ber 88. 776— 
782 9. b. ©. 9.” in ber Ztſchr. für öſterr. 
Rechtsgel. 1840, I, 226-237. Bol. dagegen 
Stubenraud in der Ztichr. für äfterr. Rechts 
gel. 1840, 11, 79; Commentar, 1. Aufl, II, 
700 fg.; 2. Aufl., I, 1006 fg.; Winiwarter, 
111, 386, 357; Herbft, „Die Wirkung der Er- 
langung von Notherben nad errichteter letzt⸗ 
williger Anordnung“ in der Ztiſchr. für öfterr. 
Rechtegel. 1843, 11, 172, 173; Unger, Erb: 
recht, 8. 87 und Die dazu gehörige Anm. 7. 

Bol. Unger, Erbredt, 8. 87, Anm. 10. 

4 Bol. Nippel, V, 102; Stubenraud, in 
der Ztſchr. für öſterr. Recdtögel. 1840, II, 
90 fg., und Commentar, 1. Aufl., HI, 694, 
lit. ce (anders in der 2. Aufl., I, 102, lit. c, 
woſelbſt er ſich auch nod für feine geänderte 
Anfiht auf Nippel beruft); Scheidlein, Mis- 
cellen, 2. Heft (1820), 8. 32; Fuger, III, 171. 
Dagegen ftellt Unger, Erbrecht, 8. 87, Anm. 8, 
bie Anfiht auf, daß das Übergangene Kind in 
diefem Falle Das Teſtament entfräften und bie 
SInteftaterbfolge herbeiführen könne, wobei jedoch 
die auf ben Pflichttheil beſchränkten Kinder 
(nah $. 765) nicht mehr ale den Pflichttheil 
erlangen, „toeil daB Übergangene Kind einen 


Theil zu fordern habe, mie eines ber «begike 
ftigten» Kinder ($. 777), für «beglinftigto aber 
bob gewiß das auf den “Pflichttheil gefehlt 
Kind nicht angefehen werben könne, ba dieſet 
eben nur erhält, was es ohnehin befommen 
muß“. Allein nah dem Wortlaute bes $. 777 
bat Der Üchergangene nur auf fo viel Aniprug, 
als ber am minbeften begünftigte Notherbe er- 
hält. Run ift aber ber ımter Allen am min 
beften Begünftigte ben Miterben gegenüber 
überhaupt nicht begünftigt zu nennen, und bem 
Uebergangenen gegenüber bleibt er von Seite 
bes Erblafjerd auch dann noch begünftigt, wenn 
er au nur auf den Pflichttheil eingeſetzt iR. 
Jedenfalls müßte nad Unger ſchon bie ge 
ringfte Ueberſchreitung des Pflichttheiles al 
eine Begänftigung angefeben werben, w 
ben Gintritt der Inteftaterbfolge verhindert. 
Bal. auch Koch, 1I, 8. 863, ©. 902, 908. 

5 Dafi ber Grblaffer „kinderlos“ mar, ad 
der Uebergangene geboren wurbe, ober d 
Hinwegfallen feines Parens die Notherbengur 


— — 


lität erlangte, iſt offenbar nicht nothwendig. 


und 8. 778 in dieſer Beziehung feh 
ſtiliſirt. Bgl. auch Obſtg. Eutſch. vom 8. 
1856, 3. 4182, Glaſer und Unger, I, Mr. WI: 
in welder > 1 einen anwendbet 
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weliert der ganze vermögensrechtliche Inhalt der letstwilligen Verfügung, mit Ausnahme 
ie im 8. 778 bezeichneten Vermächtniſſe, in einem ben vierten Theil ber Verlaſſen⸗ 
Haft nicht überfteigenden Betrage feine Gültigkeit, wenn nicht der Uebergangene vor 
im Gxblafler verftorben oder fein Erbanſpruch fonft hinweggefallen ift oder von ihm 
icht Br Geltung gebracht wurde ®. 

ber übergangene Notherbe des Erblafiers ein Deicenvent des erften ober 
nes entferuteren Örabes ift, ob er ſchon bei der Errichtung ber legten Willenserflä- 
mg die Kigenfchaft eines Notherben hatte, oder fie erſt durch Hinwegfallen feines 
eren® erlangte, ift in der Kegel gleichgültig. Die bier aufgeftellten in den 88. 777 
®& 778 enthaltenen Grunbfäge kommen jedod nicht zur Anwendung, wenn der Ba- 
6, durch deflen Hinwegfallen der entferntere Defcenvent die Eigenfchaft eines Noth- 
Gen erlangte, im Teftamente nicht übergangen, ſondern entwerer gänzlich ober theil- 
fe t ober mit einem Exbtheile oder Bermächtniffe bevacht wurde, 
Biurde der Parens enterbt?”, fo Tann ber entferntere Defcendent, welcher durch 
im vor dem Exblafler erfolgten Tod beffelben Notherbe wurde, immer nur den Pflicht 
KH (8. 780), und wenn ver Parens mit einem größeren Erbtheile ober Vermächtniſſe 
&bacht wurde, biefen Exrbtheil oder das ihm zugedachte Vermächtniß verlangen (8. 779). 
iu beiden Fällen finden die 88. 777 und 778 keine Anwendung ®. 
Der Erbtheil des übergangenen Notherben ift kein Pflichttheil, fondern der Ueber⸗ 
if im Falle des 8. 778 einziger Erbe, fonft Miterbe, weil fein Grund vors 
if, anzunehmen, daß der Erblaſſer fein Kind, welches er nur aus Unfenntnif 
| en bat, von ber Erbfolge habe ansfhliegen wollen *. Auch bedient ſich 8. 777 
8 Ausdrudes „Erbtheil“, um den Untheil des Webergangenen an ber Verlaſſenſchaft 


B: 
rt 
J 









i Blake bes übergangenen Notberben auf Anerkennung feines Erbrechts ver⸗ 
at in drei Jahren (8. 1487), indem er fein Recht nicht anders, als durch Beftrei- 
ber Letiniligen Verfügung des Erblaffers, in welcher er Übergangen wurde, geltend 
a Tann 20, 






Hirt wurbe, wo ber Srhlafler feine beiden 
me anf ben Pflichttheil eingefchräntt, feinen 
aber zum Erben eingefettt hatte und ihm 
der Errihtung jenes Teſtaments noch 
A anbere Söhne geboren wurden. — Der 

Böträglichen Geburt von Kindern ift auch bie 
tie ichzuachten. Obſtg. Entf. vom 

, 3 1974, Glaſer, Unger und 

ieltber, IV (1867), Nr. 1974. 
© Bgl. Unger, Erbrecht, 8. 87 a. €. 

7 8, 780 fpridyt zwar nur von ben „aus⸗ 

wich“ Enterbten. Diefer Ausdrud ſcheint 
sch nur ber liebergehung ans Irrthum, von 

| die 88. 777 und 778 handeln, ent- 
mengeieht zu fein, keineswegs aber ben Ge⸗ 
zur 

Denn 








illſchweigenden Enterbung durch 
che Uebergehung des Notherben zn bil⸗ 
es iſt nicht abzuſehen, warum für 
igenbe Enterbung etwas Abweichen⸗ 
—— für 8 F Swbenaug in 
er r. für öſterr. Rechtsgel. 1839, I, 
3: ns 07; 2. Aufl., 
‚1009, 1010; Fuchs, im Juriſt, VI (1841), 
40 fg.; Unger, Erbrecht, $. 87, Ann. 6. 
Inberer Aufiht find Nippel, V (1832), 109 fg.; 

Mger, III, 151 fg., 154 fg. 
® Die Unuwenbung bes $. 779 auf ben Fall, 
der Barens mit einem Erbtheile oder Ber- 
bedacht war, ift freilich ‚nicht ganz 
. Br die Anwendung deffelben 


prigt Fan bie Beftimmung bes Br. 2, 
„1.2,8 ‚ welden bae A. b. G. 8. 
in biefer Lehre in vielen Beziehungen gefolgt 
if: „In ein im Teſtamente eingefebtes Kind 
vor ben: Erblaffer verftorben, fo treten beffen 
Ablömmlinge ganz an feine Stelle, wenn auch 
ihrer im Zeflamente nicht ausbrüdlich gebadht 
wäre.“ Bgl. Rod, II, 8. 863, ©. 904. Auch 
ſcheinen bei ber Zertirung bes $. 779 bie ‚Be- 
ſtimmungen bes röm. Rechts über bie fog. 
transmissio Theodosiana, deren nähere Be⸗ 
flimmungen ſehr ftreitig find (ogl. Bangerom 
im Civ. Archiv, XXV (1842), 439 fg.; Müh⸗ 
lenbruch, XLIII (1843), 404—418, nicht ohne 
Einfluß geweien zu fein. Die im Terte auf 
geftellte Anficht Anbet ſich auch ausgefproden 
ın der Obſtg. Entih. vom 27. Dec. 1861, 
3. 8091, Glaſer, Unger und Walther, IV, Nr. 
2075. Bgl. Stubenraud, in der Ztfehr. für 
öfterr. Rechtsgel., 1839, I, 226 fg., und Com⸗ 
mentar, 1. Aufl., II, 705; 2. Aufl., I, 1008, 
1009; Unger, Erbrecht, $. 87, Ann. 5. 


? Bgl. Zeiller, II, 792, 793; Stubenrauch, 
in der Ztſchr. für Öfterr. Rechtsgel. 1840, II, 
70 fg.; &ommentar, 1. Aufl., II, 692; 2. Aufl., 
I, 1000, Nr. 1. Anderer Anficht iſt Unger, 
Erbredt, $. 87, Anm. 12. 


10 Bol. Unger, Erbrecht, 8. 87, Anm, 13, 
und bie Bemerk. au ben 85. 1486, 1487. 
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8. 783. 
Wer zur Entrichtung bes Erb⸗ ober Pflichttheiles beisutragen habe. 
In allen Fällen, wo einem Notherben ber gebührende Erb» aber Pflichttheil gar wid 
oder nicht vollſtändig ausgemefien worden ift, müflen ſowol bie eingeſezten Erben «is anf 
bie Legatare verhältnißmäßig zur vollſtändigen Entrihtung beitragen. 


8. 784. 
Art ber Auömeffung unb Berechnung bes Pflichttheiles. 


Um den Pflichttheil richtig ansmeſſen zu Lönnen, werben alle zur Verlaſſenſchaft gehörige 
bewegliche und unbewegliche Sachen, alle Rechte nnd Forberungen, weldhe ber Exblafier mi 
feine Nachfolger frei zu vererben befugt war, ſelbſt Alles, was ein Erbe aber Legatar in ik 
Maſſe ſchuldig tft, genan beichrieben und ordentlich geſchätzt. Den Notherben ſteht frei, ber 
Schätzung beizuwohnen und ihre Erinnerungen babei zu machen. Auf eine eilbietung ber’ 
Berlaſſenſchaftsſtücke zur Erhebung bes wahren Werthes Tann von ihnen nicht gebrungen: 
werden. .. 


8. 785. 


Schulden und andere Zaften, welche ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers anf dem Vermögen : 
hafteten, werden von ber Maſſe abgerechnet. 


8. 786. 


Der Pflichttheil wird ohne Nüdfiht anf Vermächtniſſe und andere aus dem letzten Willes 
entfpringende Raften beredinet. Bis zur wirklichen Zutheilung ift die Verlaſſenſchaft, in In 
ſehung des Gewinnes und der Nachtheile, als ein zwiſchen ben Hanpt- und Notherben wen 
hältnißmäßig gemeinfchaftliches Gut zu betrachten. 


Der Bflichttheil kann dem Pflichttheilsberechtigten in Geftalt eines Erbtheiles ober 
eines Legates hinterlaffen werben ($. 774). Wurde ter Pflichttheilsberechtigte wiber 
rechtlich enterbt, fo Tann er den vollen Pflichttheil, wurde ihm derſelbe nicht vollftändg 
binterlaffen, jo kann er die Ergänzung des Yehlenven verlangen ($. 775); wurbe im 
der als Erbtheil oder Legat hinterlafjene Pflichttheil unter einer einfchränfenden Be 
Dingung oder unter einer, was immer für einen Namen habenden Belaftung zugemen 
bet, fo ift ae nur rüdfichtlih des den Pflichttheil überſteigenden Betrages gälig 
(8. 774 a. &.). 

Je nachdem ihm ber Pflihttheil durch Erbeinfegung ober Legat hinterlaffen mi, | 
oder er denſelben nah ven 88. 775, 776 anzufpreden Hat, ift auch feine rechtliche 
Stellung eine verſchiedene. 

Wurde ihn der Pflichttheil durch Erbeinſetzung binterlaffen, fo ift er Mitar. 
Er bat daher einen verhältnigmäßigen Anfprud) auf die ganze Berlafjenfchaft und 
braucht fih die Abfinvung mit einem dem Werthe feines Berlaffenfhaftsantheiles ent 
fprechenden Geldbetrage nicht gefallen zu Laffen !. Hat der Erblaffer nicht über vie 
ganze Verlaſſenſchaft verfügt, oder fallen einige oder ſämmtliche eingefetzte Erben hi 
weg, fo wird fein Inteftaterbreht wirffam und er erhält einen ſolchen Antheil, als ihn 
fraft feines Inteftaterbrechts gebührt ?. 

Wurde der Notherbe mit einem, den Werth des Pflichttheiles erreichenden Legale 
bedacht, fo ift damit fein Pflichttheilsanfpruch getilgt; er kann als Pflichttheil weder 





r Bol. auch Obfig. Entſch. vom 5. Mai 1809, |, eine beftiimmte Erbſchaftsquote eingefet up‘ 

3 3565, Glafer, Unger und Walther, TI, | fehen ift, von dem allenfalls zwiſchen unbe 

r. 786. fimmt eingefeßpten Teſtament serben ei 

tretenden Accreſcenzrechte ausgeſchloſſen (5. 669). 

2 Bol. Stubenrauch, 1. Aufl., II, 682; | Bgl. auch Stubenrauch, a. a. DO. Nur wenn 

2. Aufl., I, 994, 995; Unger, Erbrecht, $. 85, | und inmieweit rildfichtlih des erlebigten Erb 

Anm. 1; Koch, II, 8. 862; Frantke, a. a. O., | theiles Inteftaterbfolge eintritt (8. 554 4. E.) 
©. 226 fg. Er ift jedoch, da er nur ale auf I erhält er m hen Pflichttheit. 
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XIV. Bon bem Pflichttheile und der Aurechnung in den Pflicht⸗ oder Erbtheil. 66.783— 786. 381 


Unberes fordern, noch gezwungen werben, ven Werth feines Pflichttheiles anzu⸗ 
,‚ nur ift er an die Jahresfriſt des 8. 685 in keinem alle gebunden (Arg., 
774)®3. Im Uebrigen bleiben ihm, wie bei der Exrbeinfegung auf den Pflichttheil, 
feine Rechte als Inteftaterben ungejchmälert. 
Wurde der Notherbe enterbt und erbt er wider den Willen bes Erblaſſers nad 
775 ober 776, fo bat er blos einen perfönlichen Anfprud gegen die eingeſetzten 
auf — des ſeinem Pflichttheile entſprechenden 8 
. G. ©., Nr. 781), kann aber auch wider feinen Willen nicht durch 
iſung beſtimmter Erbſchaftsſachen abgefunden werden*. 


erthes (Hofd. vom 


Der Pflichttheil wird zunächſt mit Rückſicht auf den Stand der Verlaſſenſchaft 










Beit des Todes des Erblaſſers durch gerichtlihe Schätzung beftimmt. 
ver Berlaffenfchaftsftüäde zur Erhebung des wahren Werthes berfelben ift der 

wicht zu dringen bereditigt ($. 784 a. E.). 
Iten Werthe find alle auf der Berlaffenfchaft haftenden Laſten und Schulden, welche 
bei Lebzeiten des Erblaſſers darauf gehaftet haben, in Abzug zu briugen ($. 785), 
auch die Begräbnißkoften, die gefeglihen Wohlthätigkeitsbeiträge und bie Koften 
Inventars, weil alle dieſe Auslagen die Inteftaterbportion des Notherben ſchmälern 
und der Pfliättheil nur einen beftimmten Theil berfelben zu bilden hat ®. 
find die vom Erblaffer angeordneten Vermächtniſſe, jener Theil der Berlaffen- 
‚ Über welchen er durch Erbvertrag verfügt hat, widerruflihe Schenkungen auf 
Todesfall 6 zum Nachlaßvermögen binzuzurechnen. 


Auf Teil: 


Bon dem auf folhe Art er- 


Das 


Nah röm. Recht wurde bei der wirflihen Berechnung des Pflichttheiles immer 







Ät Exbfäaft als Exbe erhalten hätte ?. 


der Stand des Vermögens zur Zeit des Todes des Erblaffers, ohne Rüdfiht auf 

tere Bermehrung ober Bermindberung, zu Grunde gelegt, ſodaß die Tage des Pflicht- 
ehtigten bald beſſer, bald ſchlechter war, als wenn er eine beftimmte Quote 
| Das öſterr. Recht ift von dieſem Grunbfate 
Böen. Hechts abgewichen. ‘Der Notberbe nimmt bis zur wirffihen Auszahlung feines 
ühttbeiles an allen Veränderungen des Werthes ber Berlafienihaft theil (8. 786) ®. 


Der Anfpruch auf Entrichtung bes Pflichttheiles gebt zwar von Seite des Pflicht: 







Melsberechtigten zunächft nur gegen die Erben, unter fid) haben jedoch Erben und 
inatare nach Verhältniß des Werthes des ihnen zugefallenen Erbvermögens beizus 










Bol. Unger, Erbrecht, 8. 85. 
Bol. Unger, Erbredt, $. 85, Anm. 2. 
Diele Unterfeibung der rechtlihen Natur des 
Pat ilsanipruches bat nach 8. 19 des Ref. 
Ext 3 eines Geſetzes über ben Erbichafts- 
Nwerb von Jahre 1867 auch noch infofern 
iſche Bedingung, als hiernach jeden Pflicht- 
chtigten, welcher nicht zugleih Mit⸗ 
eghe iR, Das Recht zufteht, binnen einem Sabre 
nach dem Eintritte des Erbanfallee Sicher- 
Bellung zu verlangen, wenn fein Anſpruch 
Berarect erſcheint. Die bereits geleiftete Sicher- 
g ift daher nach dieſem Gefeßentwurf 
aufzulaffen, wenn der mit einen Xegate ab-> 
ene Miterbe durch das Bacantwerben 
eımer noch fo geringen Erbportion in die recht» 
Se Stellung eines Theilerben eintritt. 
d Bel. Ezada, Abhandlung iiber die richtige 
Unsmeifung und vollftändige Entrichtung bes 
ttheiles (Wien 1830), ©. 25 fg. gegen 
pel, Grläuterung ber gefeglihen Beſtim⸗ 
mungen über den Pflichttheil und der Anrech⸗ 
zung in benfelben (Lin; 1829), ©. 72 fg.; 
—— —— — IL den or —— 
Seiſſer, II, . Bgl. auch Unger, Erb⸗ 
oh, $. 81, Aum. 4. 
6 Unwiderrufliche Schenkungen auf ben Tobes- 
all Bilden nad öfterr. Recht gar teine Zumen: 


dung auf den Todesfall (vgl. die Bemerk. zu 
den 88. 955, 956) und können von den Pflicht: 
theilsberechtigten nur mittel® ber querela in- 
officiosae donationis angefochten werben. Bgl. 
Unger, Erbredt, $. 81 u. 8. 77, Anm. 21. 
Anderer u ift Stubenrauch, 1. Aufl., IL, 
117; 2. Aufl., I, 1017. 


7 Bol. Franke, a. a. O., ©. 228. 


s Mit Recht wendet Unger, Erbrecht, 8. 85, 
Anm. 3, gegen dieſe Beftimmung bes 8. 786 
4.8.8.2. ein, fie flehe im DDiberfprug mit 
dem allgemeinen Grunbfate, daß es überhaupt 
für Die Berechnung eines Anſpruches an Die 
Berlaffenfhaft auf den Stand bes Erbver- 
mögens zur Tobeszeit bes Crblaffere ohne 
Nüdfiht auf fpätere Ab» und Zugänge an: 
fommt und in Widerftreit mit der Aufſaſſung 
des Pflichttheiles als eines rein Perjänlichen 
Anſpruches, und führe zu praltifhen Inconve- 
nienzen wegen der zum Behufe ber Pflicht: 
theilsberechnung erforderlihen boppelten Be— 
rechnung des Erbvermögens. 

Unter der „wirklihen Zutheilung” im $. 786 
ift nicht, wie in ber Regel angenommen wird, 
die gerichtliche Einantwortung, fondern bie 
Entrihtung des Pflichttheiles an den Notherben 
zu verfichen. gl. Unger, a. a. ©. 
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tragen und es müſſen fich daher die Legatare zur Dedung bes Pflichttheiles ein 
ſprechenden Abzug gefallen lafien (8. 783) ®. 


8. 787. 
Anreänung zum VPflichttheile. 

Alles, was bie Notherben durch Legate aber andere Verfügungen des Erbiaflers 
ans der Verlaſſenſchaft erhalten, wirb bei Beftimmung ihres Frigttpelleh in Am 
gebracht. 

9. 788, 

Was ber Erhlafier bei Lebzeiten feiner Tochter oder Enlelin zum Geirsthägute; 
Sohne aber Entel zur Ausſtattung sber uumiltelber zum Autritte eines Autes Si 
immer für eines Gewerbes gegeben oder zur Bezahlung ber Schulben eines grofi 
Kindes verwendet bat, wich in ben Pflichttheil eingerechnet. 


8. 789. 


Bei bem Pflichttheile ber Aeltern findet bie Aurechnnug eines Borſchufſes infafeı 
als er weber zur geſetzlichen Unterkägung (8. 154), noch aus bloßer Freigebigkeit 
werben if. 


4. 190. 
Anrechnung zum Erbtheile bei der gefegliden Erbfolge. 

Die Anrechunng bei ber Erbfolge ber Kinder ans einem Ichten Willen geld 
baun, wenn fie won dem Erblaſſer ansdrücklich werarbuet wir. Dagegen muß au 
geſetzlichen Erbfolge ein Kind fi dasjenige, was es von dem Erblafier bei befien 
zu ben oben (8. 788) erwähnten Zweden empfangen hat, aurechnen Iafien. Einen 
wird nicht une bad, was er unmittelbar ſelbſt, ſondern and, was feine Aeltern, i 
Stelle er tritt, anf folge Art empfangen haben, in den Erbtheil eingerechnet. 


8. 791. 


Was Acktern außer den erwähnten Fällen einem Kinde zugewendet haben, wirt 
bie Aeltern nicht ausdrücklich die Erſtattung ſich ansbebungen haben, für eine Scenl 
halten und nicht augerechnet. 


6. 792, 


Die Aeltern Lönnen einem Kinde bie Aurechnung and bei ber geſetzlichen Erbfei 
brädtich erlafien. Wenn aber bie nöthige Erziehung und Verforgung ber übrigen 
weber aus ihrem eigenen, no and bem Vermögen ber Aeltern beftritten werben lön 
muß bas Kind dasjenige, was es zu den im S. 788 erwähnten Zweden im vorans em 
hat, fi in dem Maße aurechnen laſſen, als es zur Erziehung und Verforgung für 
ſchwiſter nothwenbig if. 





zutragen verpflichtet finb, ferner de 
biefer Anficht ber $. 783 etwas fd 
8. 692 Graebenbes ee würde, 
wie linger, a. a. D., erhebt, FR 
mung des Pr. 2.9, II. 2, 8. 
Entrichtung ober Er gänzung bes einem 
Kinde zulommenben Pflichtipeifes mit * 
Erben und Legatarien nad Berhälte 


° Eine ausführlichere Entgegnung hat biefe 
Anfiht gefunden von Czada, a. a. ©. 
178 fg., und ®Brodner, in ber Ztfehr. fir 
öfterr. Rechtsgel. 1837, II, 315 fg., nad 
welchen bie Legatare bloß fub tarif Deign- 
tragen h hätten. Bgl. Dagegen Be Erl., V, 
fg.; Winiwarter, ILL, 866; Hoffbauer, im 
ri VI Lusal), 416; Stubenaudh, 1. Aufl., 
ol, 717; 2. Aufl. „I, 1014; Unger, Erbrecht, Portionen beitragen‘, vorzüglich aber 
. 85, Aum. 4 Gegen bie Anſicht, dag bie | ftimmung bes weſtgaliz. 8 II, 
egatare nur fubfibiarif beizutragen ver⸗ . der Pflichttheil wirb aus der 


N ichtet find, ſpricht ſchon ber Wortlaut bes 
8. 783, wonach ſowol bie eingefeßten Erben 
als auch bie Legatare „verbältnigmäßig‘ bei- 


entrichtet un verhäftn von bi 
eur und 3 — von 
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8. 798. 


. Die Aunrechmug bes Empfangenen zum Erbtheile geigicht bdadurch, daß jebes Kind ben 







angehaften werden, 


en Betrag noch wor ber Theilung erhält. IM die Berlafienfchaft dazn nicht hinreichend, 
Saun zwar bad früher begünftigte Kind Teinen Erbtheil anfprechen, aber and zu Teiner Er⸗ 


8. 794. 


Bei jeder Aurechnnng wirb, wenn das Empfangene nit in baarem Gelbe, fenbern is 
meren beweglichen oder unbewegliden Sachen beftend, ber Werth ber Ichteren nad bem 
bed Empfangeö, ber erſteren dagegen nach dem Zeitpuntte des Erbanfalles beftimmt. 

Da der Pflichttbeil, fowol in Geſtalt eines Erbtheiles als Vermächtniffes, auch 


ausbrüdfiche 


Bezeichnung deffelben als Pflichttheil Yinterlafien werden Tann 


774), fo muß fi ber Bflichttheilsberechtigte auch alles, was er von Todeswegen, 
es dur Erbeinfegung, Subflitution, Vermächtniß, Schentung auf den Xodesfall, 










0 





z, ja ſelbſt dasjenige, was er durch Leiftungen Dritter, welche diefen zur Er- 
g von Bedingungen an ben Pflichttheilsberedhtigten anferlegt wurden, wirflih aus 
 Bermögen bes Erblafſers erwirbt, in feinen Pflichttheil einrechnen laſſen (8. 787) 1. 
Es gibt jedoch and gewiffe Zuwendungen unter Lebenden aus bem Vermögen 
s Exrblaffers, welche fi feine Defcendenten fowol in den Pflichttheil, als auch bei 
er Der Inteſtaterbfolge in ihre Inteftaterbportion kraft geſetzlicher Vorſchrift ein⸗ 

zen laſſen müffen. Bei Afcententen des Erblaffers findet eine ſolche Anrechnung 
Ber in den Pflichttheil, nicht auch bei der Inteſtaterbfolge ftatt. 


Die näheren Beſtimmungen hierüber find folgende: 







a Defcendenten des Erblaffers wird in den Pflichttheil und in ihre Inteſtaterbpor⸗ 
I eingereihnet: 1) Was fie vom Erblaffer unmittelbar zum Antritt ober zur Fort⸗ 
fg was immer für eines Amtes oder Gewerbes erhalten haben (88. 788, 790) 2. 

mente, die Koften ber Erziehung, Reifegelver, die Soften der Erlangung eines Titels 
2 Bürbe, 3. B. des Doctorgrades, die Koften der Befreiung vom Milttärbienfte 


Bauen sicht hierher gerechnet werben >. 2) Dasjenige, was der Erblaffer zur Bezahlung 





Schulden eines eigenberechtigten Kindes veransgabt hat (88. 788, 790). 
k au von den Schulden eines nicht eigenberedhtigten Kindes, zu beren Bezahlung 


Daffelbe 


heibe rechtlich verpflichtet war *. 3) Der Tochter oder Enkelin des Erblaffers das ihr 
ebene Heirathögut (88. 788, 790), dem Sohne oder Entel die erhaltene Heirathe- 








| ! Bol. Frante, a. a. O., S. 231 ig.; Sin- 
‚8. 1%, ©. 600. Wurde ber 
heilsberechtigte auf dem Pflichttheil ale 
eingejettt und mit einem Bermächtniffe 
Secht, jo ift biejes Bermädtnig im Zweifel 
Boransvermädhtuiß zu betrachten. 

| ‚ in ber Ztſchr. für öſterr. 
r 1837, I, 151 fg.; II, 364 fg., 1838, I, 
fg.; Scheiblein, Miscellen, 2. Heft (1820), 
74 67; Winiwarter, III, 395; Stuben- 
‚1. Aufl., II, 743 fg.; 2. Aufl., I, 1035. 
Rah Nippel (in der Ztjichr. für öſterr. 
Wedhtegel. 1838, II, 1 fg., und Erl., V, 128) 
wäre alles, was bie Notherben durch Legate 
— — — en en auß, ber 
t des Erblaffer® erhalten, in ibren 
ee einzurehnen. Nah Unger, Erb: 
8. 81, Kum. 6, ift e8 eine bloße quae- 
wo facti, ob der Pflichttheil iu Geſtalt dieſes 
Bezmächtniffes hinterlaffen werden wollte, oder 
üb Der Notherbe nicht blos mit feiner Pflicht⸗ 
i te honorirt, ſondern überdies mit 

Bermãchtniß bedacht fein ſollte. 

2 8. 788 ſpricht zwar nur von dem, was 
er Erblaſſer feinem Sohne oder Enkel 


zum Antritt eines Amtes oder Gewerbes 
gegeben hat. Diefe Zertirung bat jebocdh nur 
Darin ihren Grund, weil Töchter früher regel- 
mäßig vom jelbftändigen Gewerbsbetriebe aus⸗ 
geſchloſſen waren und derlei Zuwendungen in 
der Regel gleich bei Antritt des Amtes oder 
Gewerbes erfolgen. Bgl. Unger, Erbrecht, 
8. 46 Anm. 5. 


I Vgl. Unger, Erbrecht, 8. 46, Anm. 6. 
Die Koften der Erlangung des Doctorgrabes 
werben von vielen ohne genügenden Grund zu 
den anrechnungspflichtigen Zuwendungen ge: 
zählt. gl. Unger, a. a. 


* 8. 788 erwähnt zwar nur ber von einem 
großjährigen Kinde contrahirten Schulden. Cs 
iſt aber nicht abzujehen, warum bei Schulden 
eines minderjährigen Kindes, zu beren Be- 
zahlung es gerihtlih verhalten werben kaun, 
etwas Abweichendes gelten fol. Nur jene 
Schulden eines nicht eigenberecdhtigten Kiudes 
find ausgeſchloſſen, zu deren Bezahlung bag 
Kind nicht rechtlich verpflichtet if. Das, wor: 
auf e8 bier allein anlommt, ift, ob das Kind 
zur Bezahlung der Schuld verpflichtet war. 


386 Zweiter Theil. Bon dem Sadenreite. 

Die Anrehnung in den Pflichttheil und in den gejeglichen Erbtheil findet chue 
Rückſicht darauf ftatt, ob der zur Erbfolge Berufene aud) ſchon zur Zeit des Empfanges 
ber anrechnungspflichtigen Gabe zur Inteſtaterbfolge berufen gewefen tft 17; Deſcen⸗ 
benten haben ſich überdies auch dasjenige einvechnen zu laſſen, was ihr worverftorbener 
Parens an anrechnungspflichtigen Gaben erhalten bat, wenn jelbe auch nicht auf fie 
gelangt find (8. 790) !8, 

Ueber die Art und Weiſe ver Anrechnung enthält das röm. Hecht keine befonteren 
Vorſchriften und e8 wird als fih von felbft verftchend und gar feiner Begründung 
bebürftig allgemein angenommen 19, daß die Berehnung in der Weife zu erfolgen habe, 
daß die anrechnungspflichtige Zuwendung zu dem Nachlaßvermögen hinzugerechnet und 
daraus der Erbtheil oder Pflichttheil berechnet wird. Nach öſterr. Recht hat die An- 
rechnung in den Erbtheil oder Pflichttheil dadurch zu gefchehen, daß jeder, weldem 
conferirt wird, vor der Theilung der Erbſchaft ſoviel erhält, als der Vorausbedachte 
erhalten bat (8. 793) 2°. Das U. b. ©. B. ift bei Aufftellung dieſer Beltimmung 
dem Br. L. X. gefolgt, deſſen Nebactoren das röm. Recht weſentlich abzuänvern md 
zu verbeflern glaubten ?!. Diefe Anrechnungsmethode führt in ihrer buchftäblichen An- 
wendung, wie diefe nah Pr. %. R. unftreitig ftattzufinden bat, wenn der Erblaſſer 
feine Kinder zu ungleidhen Theilen zu Erben eingejegt und die Einrechnung angeordnet 
hat, zu einem, dem muthmaßlichen Willen des Erblaſſers widerſprechenden Kefultate, 
indem, wenn ber Nachlaß eben Hinreiht, um jedem Kinde den nämlichen Betrag vor 
ber Erbtheilung auszufolgen, jedes Kind gleid viel erhält, während doch der ausge 
ſprochene Wille des Erblaſſers vorliegt, fie ungleih zu bedenken. Dieſer Uebelftaud 
wird zwar deſto weniger fühlbar, je größer der eigentlihe Nachlaß und je unbebeutenver 
die Conferenda find, immer aber werben die Gouferirungspflichtigen bis zur Höhe ver 
conferirungspflihtigen Zuwendungen als wie zu gleihen Theilen eingejegt behankelt, 
Die Inteſtaterbportion des überlebenden Ehegatten, welche ihn vom ganzen vorhandenen 
Nachlaßvermögen ohne Rückſicht auf die Conferirungspoſten gebührt, wirb bei dieſer 
Rechnungsmethode gefhmälert. Cie ift aber ganz unanwentbar, wenn ber Nachlaß zur 
Ausbezahlung deflelben Betrages, melden der Anrehnungspflichtige erhalten hat, u 
diejenigen, weldyen conferirt wird, nicht zuveicht 22. 





um... 


mentarijchen und der gefeßlichen Erbfolge, meil 
nah röm. Recht (vgl. Arndts, im R. %. ILL, 
830 fg.; Fein, a. a. DO, S. 371 fg.) die Col: 
lation der Deſcendenten auch bei der teftamen- 


allerdinge zumäcft nur rüdfichtlich der Anrcd: 
nung in ben gefeglichen Erbtheil anebrüdiid 
ausgejproden. Die früher berrichende (heut 
zutage fir unrichtig erkannte) Anficht ging je 


tarifchen Erbfolge ftattfand, und dieſe Beſtim— 
mung des röm. Rechts negirt werden follte. 
Dagegen bielten es bie Berfaffer des 9. b. 


body dahin, Daß fi der Notherbe alles in der 
Pflichttheil einrechnen laffen müſſe, was er ki 
ber gefeßlihen Erbfolge zu conferiren gebabt 


G. B. nicht für nöthig, ausprüdlic ‚zu, be: 
merken, daß bei ber Erbfolge der Aelteru Col: 
latton nicht eintrete, weil fie ſich Bier mit der 
unbeftrittenen Lehre des röm. Rechts in voll: 
kommener Uebereinftiimmung befanden, und es 
geht daher durchaus nit an, aus 8. 790 
mittelft eines arg. a cont. folgern zu wollen, 
baß nur Dejcendenten die Borausempfänge des 
8. 788 bei der teftamentarifchen Erbfolge nicht 
zu conferiren haben, dagegen die Ajcendenten 
für die Borausempfänge des $. 789 ſowol bei 
ber gejeglichen ala der tejtamentarijchen Erbfolge 
zur Kollation verpflichtet feien. 

IT Anders nah Pr. v.R. Vgl. Wirte, a. 
a. O., ©. 231; allein cs ift fein Grund, fie 
in den $. 790 bineinzutragen (lege non distin- 
guente nec nostrum est distinguere), da ſich 
die Auffafjung der VBorausgabe als einer (even. 
tuellen) Anticipation des Erbtbeiles immerhin 
Damit verträgt, Daß der Enkel zur Zeit dee 
Empfanges noch nicht unmittelbarer nteftat- 
erbe war. Unger, Erbredt, 8. 45, Anm. 9. 

ir Dieſe Beftimmung findet fih im $. 790 


hätte. Franke, Das Recht der Notherben, 
S. 241, 242. Bgl. über die verjchiebenen 
Begründungen ber im Terte aufgeftellten In- 
fiht, welche auch die in Defterreich herrſchende 
ift, Unger, Erbredt, $. 81, Aıım. 8 

19 Bol. hierüber Franke, a. a. O., S. 38. 
239, Fein, a. a. O., © 383, Anm. 18; 
Unger, 8. 81, Anm. 11 und die dort &- 
nanuten. 

20 Der 8. 793 ſpricht zwar nur von der 
Anrechnung in den Erbtheil, es kann jedoch 
leinem Zweifel unterliegen, daß unter dieſem 
allgemeinen Ausdrucke auch der Pflichttheil mit 
inbegriffen werden ſollte, wie dies auch in den 
88. 762 und 764 der Fall iſt. Bgl. 
Härdtl, a. a. DO, S. 103. 

21 Bol, Witte, a. a. O., ©. 227, 228, 246, 
247, und die daſelbſt citirten amtlichen Borträge 
bei der Schlußrevijion Des A. L. R. von Suart) 
in Kamp Iabrb. XL, 139, 140. 

22 Bol. Unger, Erbrecht, 8. 47, Anm. l. 
Was den Erbtheil des Ehegatten anbelangt, ſo 
beftimum das Pr. L. R. (II. Theil, 2. Titel, 


⸗ 


um. 2 


Gauptkud XIV. Bon dem Pflichttheilt umd der Unrehnung im den Gicht: oder Erbtheil. 6. 794. 385 


ieten bürfe 19, iſt entſchieden unricdhtig, denn wie Unger 21 treffend bemerkt, haben die 
Ketberben nur Anſpruch auf einen gewiffen Theil, nicht auf eine gewiffe Größe des 

ögens: fie können nur verlangen, daß der ihnen gebührenve Theil des wirklichen 
Irbvermögens nicht gefchmälert werde, nicht auch, daß er durch Zulaſſung der Anredj- 
una vergrößert werde, und ift die Schlußanordnung des 8. 792 gerade aus der Er—⸗ 
gung deſſen, daß der Erblaſſer die Anrechnung ohne Weiteres erlaffen könne, her- 
orgegangen '?. 

Dat ſich der Erblaſſer die Einrechnung einer beftimmten Gabe in den Pflichttheil 
edungen, fo ift fie auch in die Inteſtaterbportion einzurechnen, wenn anftatt der teſta⸗ 
wntarifchen die gefetsliche Erbfolge eintritt; ift dagegen eine Gabe nit der Beltimmung 
x Einrechnung in den gefetlichen Erbtheil gegeben worden, fo ift fie im Zweifel in 
m Pflichttheil nicht einzurechnen 23. 

Dei der teftamentarifhen Erbfolge findet die Anrehnung nur dann ftatt, wenn 
e ber Erblaffer insbefondere angeordnet hat (8. 790). ine ganz finguläre Aus- 
ahme eriftirt nur rüdjichtlid) des Vermächtnifſes des Heirathsgutes an die Tochter 
ber Enkelin, welches, wenn es nicht ausdrücklich als Vorausvermächtniß bezeichnet 
mirde, ſowol bei der Inteſtat- als teftamentarifchen Erbfolge einzurechnen ift ($. 671) 1%. 

Die Anrechnung in den Pflichttheil findet ohne Rückſicht auf die Concurrenz 
achrerer Notherben ftatt, weil fie ven Zwed hat, dem Erblaffer die freie Verfügung 
er einen größeren Theil feines Vermögens zu geftatten, als er ohne viefelbe haben 
würde. Site kommt aber auch den übrigen Notherben zugute, weil fih dadurch and) 
Ire Pflichttheilsportion vergrößert, vorausgefegt, daß der anrechnungspflichtige Noth- 


iche bei der Ausmeſſung des Pflichttheiles mitzuzählen ıft (8. 767) 19. 
Die PVerpflihtung und der Anſpruch auf die Einrechnung in den geſetzlichen 
Erbtheil findet nur zwifchen mehreren, wirklich zur Erbfolge gelangenden Defcenventen 
Erblaſſers ftatt und geht, einmal begründet, auch auf tie Transmiſſare, nicht aber 
auf die Subftituten und Accrefcenzberechtigten über 1°. 


| e&o z. B. Winiwarter, III, 398, dem | Pflichttbeiles der übrigen Notherben nit in 


eurauch (1. Aufl., IL, 747; 2. Aufl., I, 

) folgt. 

« M Unger, Erbrecht, 8. 45, Anm. 7. 
12 Die nicht beginftigten Notherben haben 
Kgenüber folhen Borauscempfüngen nur Die 
la inofficiosae donationis sive dotis. 
Roger, Erbrecht, S. 45, Anm. 7; vgl. aud 
Bein, a. a. O. &. 402 ig.; Scheiblein, Mis— 
allen, 2. Heft (1820), $. 78; Prockner, in Der 
. für öfterr. Rechtegel. 1825, II, 329 fg.; 
ippel, Erl. V (1832), 140 fo. 

3 Bal. Unger, Erbrecht, 8. 46, Anm. 11, 
uw 8. 81, Anm. 10; Bangerow, II, 8. 516, 
Yam. 1, Abſatz 2. 

M Bol. über Die verſchiedenen Verſuche, bie 
Sefimmung des 8. 671 zu rechtfertigen, zu 
weringiren oder die Beftimmung des 8. 7W 
I ertendiren, Härdtl (Th. K.), Ueber die ver- 
Kiedenen Arten der Anrechnung in den Pflicht: 
theii nach dem A. 6. G. B. und über die Be- 
Shrung der Erbtheile unter den Teſtaments⸗ 
aden nach 88. 556-558 9. b. G. 2. (Wien 
1838), &. 137 fa.; Unger, Erbrecht, 8. 46, 
Kam. 2 und die Dajelbft Genanuten. 

‚Y Bgl. Unger, Erbredt, $. 81 a. E. Bon 
einem folchen Notherben kann man in gemijfen 
inne jagen: partem facit ad minnendam, 
mmerum facit ad augendam leyitimam, und 
es Gerubt auf einer Halbheit, zu bebaupteı, 
ag mur der Borverftorbene, nicht auch der von 
wer geſetzlichen Erbfolge ausgefchlofjene vor: 
möbeDachte Notherbe bei der Berechnung des 


v. Kirchſtetter, Commentar. 2. Aufl. 


Anſchlag zu bringen ſei. Unger, Erbrecht, 8. 81, 
Anm. 14. 


16 Vgl. Arndts, im R. L., III, 831; Pan- 
dekten, $. 528; Vangerow, II, 8. 516, Anm. 
2; Sintenie, I, $. 189, S. 526; Unger, 
8. 45, Anm. 11. Daß die Anrechnung nur 
zwiſchen Defcendenten ftattfindet, iſt auch aus- 
geiprocden in der Obftg. Entſch. vom 11. Jan. 
1860, 3. 49; Glaſer, Unger und Wultber, III, 
Nr. 1058. In jeder Hinficht geradezu verfebrt 
ift die Anficht Stubenrauh’s (1. Aufl., IE, 
7145, Nr. 9; 2. Aufl., I, 1037, Nr. 9), daß 
auch die Aeltern zur Anrehunug ber im 
8. 789 erwähnten Gaben verpflichtet jeien, und 
daß, da bierumter nur folche Yeiftungen be- 
griffen ſeien, die fhen mit Rückſicht auf 
den gebührenden Pilihttheil gemadıt 
wurden, Die Eingaugsbeftimmung des 8. 790 
auf Diejelben nicht anwendbar jei und die Ein» 
rechnung derſelben aud bei teftamentaris 
her Erbfolge folange ftattfinde, als nicht ber 
gegentheilige Wille Des Erblaffers erhellt, und 
daß es noch minder einem Zweifel unterliege, 
daß deren Anrechnung Bei der gejetlichen 
Erbfolge plaßzugreifen babe, wenn fie ber 
Erblaſſer nicht ausdrücklich erlaffen babe. Es 
fteht Dieje Anficht in Widerfpruch mit der bi- 
ftorifben Entwidelung des Inſtitutes der Eol- 
lation (vgl. Arndts, im R. L., III, 809; Witte, 
Das Pr Inteftaterbredht aus dem gem. deut: 
ihen Recht entwidelt [Yeipzig 1838], S. 226). 
Der 8. 790 unterfcheidet zwiſchen ber teſta⸗ 


W 


388 Zweiter Theil. Bon dem Sachturthhte. 


Zeitpuntte ohne Verſchulden des Empfängers an Werth gefunfen ober ganz zu Grunde 
gegangen, fo vermindert fi feine Collationsverbinvlichleit oder fie entfällt gäniid. 
Iſt fie ohne Zuthun des Empfängers an Werth geftiegen, fo fommt auch vide 
Wertherhöhung in Anichlag, wogegen die auf Koſten befjelben herbeigeführte Wert 
erhöhung nicht in Rechnung gebracht werden kann. St fie nach dem Erbaufalle u 
Werth geftiegen, gefunfen oder ift fie ganz zu Grunde gegangen, fo wird babucd ter 
Umfang der Sollationsverbindlichkeit nicht berührt. Wurde die collationspflihtige Zu- 
wendung veräußert, fo tritt ver erhaltene Preis an deren Stelle. Bat der Erblaſer 
feleft den Werth beſtimmt, fo ift eine folhe Wertbbeftimmung nur bei der Anrechnung 
in ven gefeßlichen oder teftanıentarifhen Erbtheil bindend, während bei der Anrechnung 
in den Pflichttheil der Pflichttheilberechtigte diefe Werthbeftimmung anzuerkennen nicht 
gehalten iſt. 
8. 795. 
Anfpruch des Notherben auf den nothwendigen Unterhalt. 

Einem NWotherben, der von feinem Pflichttheile ſelbſt geſetzmäßig ansgeichlofien wir, 

muß bo immer der nothwendige Unterhalt ausgemeflen werden. 


Das wechfelfeitige Hecht der Aeltern und Kinder auf Leiſtung des Unterhaltes aus 
dem Nachlaſſe ift nur dadurch bebingt, Daß fie im gegebenen Falle Notherben fine, 
nicht auch dadurch, daß fie wirklidh erben. Diefer Anſpruch auf Altınentation fteht wem 
auf was immer für eine Art von feinem BPflichttheile ausgefchloffenen Notherben zu', 
erftredt fid jedody in dieſem Falle wol nicht über den Pflichttheil 2. 


8. 796. 
Anſpruch des Ehegatten auf den anftänbigen Unterhalt. 

Ein Ehegatte bat zwar kein Recht anf einem Pflichttheil, es gebührt ihm aber, wem 
für den Fall des Ueberlebens Teine Verforgung bedungen worden ift und folenge er nicht zu 
zweiten (Ehe fchreitet, der nrangelnde anftändige Unterhalt. Ein aus feinem Verſchnlden ge 
ſchiedener Ehegatte hat daranf feinen Anſpruch. 


Das U. b. G. 2. hat die nicht nur theoretiſch fehr ftreitige, ſondern aud ven 
pofitiven Geſetzgebungen jehr verſchieden entſchiedene Trage, ob und unter melden 
Borausjegungen und in welchem Umfang dem überlebenden Ehegatten ein Pflichttheilt 
anſpruch zuzuerkennen fei !, dahin gelöft, daß es ihm, anftatt eines Pflicyttheiles, einen 





Recht bei Mobilien auf den Zeitpunkt Der Erb: | ſich rechtfertigen ließe, daß derjenige, melde 
theilung gejeben; dgl. Witte, S. 245. Ber: | ganz uneigennützig auf jein Erbrecht verzichte 
gebens hat man bisher nach ciner Nechtfer- | bat, jpäter aber verarmt ift, feinen Anſpruch 
tigung Diefer Beftinmmung geſucht. Bat. Stu: | auf den mangelnden Unterhalt haben je. 
benrauch, 1. Aufl., IT, 759, lit. c; 2. Aufl, | während Diefer Anſpruch fogar den Erkummir- 
1, 1043, lit. e; vorziglid aber Unger, Erb | digen und rechtmäßig Enterbten zuſteht ıngl- 
recht, $. 47, Anm. 7. auch Michel, „Ueber die Verzichtleiftung auf 

I Dies gilt auch von dem verzichtenten Kinde | Erbrechte nad dem öfterr. A. b. G. 3" ın 
und bein Hinwegfallen deffelben von feinen | Haimerl's Magazin, VII [1853], 301; Stuben“ 
Nachkommen. Anderer Anficht ift Unger, Erb- | rauch, 1. Aufl, IL, 286, Nr. 8; 2. Aufl. I: 
recht, 8. 79, Anmi. 8, welcher bemerkt, Daß | 746, Ar. 9). Wenn man Daher auch zugebet 
8. 795 feinem Wortlaut nach nur aufden Fall muß, daß fih S. 795 feinem Wortlaut nach 
der rechtmäßigen Enterbung zu beziehen fei, | zumächjt auf die Fülle der Enterbung bezjieht, 
und daß es fi) auch nicht rechtfertigen ließe, | fe dürfte es doch feinem gegritndeten DBedenten 
daß ber etwa mit einer beträchtliden &eid- | unterliegen, die Borfchrift Diefes Paragrapben 
ſumme abgefundene Notherbe nod Überdies | auf alle Arten der Ausfcbliegung von Pflicht 
Anſpruch auf Alimentation habe, Allein was } theil auszudehnen. 


von der rechtmäßigen Enterbung gilt, muß um 2 Wal. über bie Alimentationsanjprüde der 
jo mehr dann Anwendung finden, wenn der | unchelichen Kinder die Bemerk. zu ben 85.1 
Notberbe blos Durch einen geſetzlichen Erbun- —171 d. W. 


würdigkeitsgrund, vielleicht ſogar gegen den 1 Bgl. Unger, Erbrecht, $. 78, Anm. 7. 
wahren Willen des ab intestato verftorbenen | Das rom. Recht ertbeilte der armen untl 
Erblafjers von feinem Pflichttheil ansgejchleffen | nicht Dotirten Witwe eines wohlhaben 
if. Was aber insbefondere die Berzichtleiftung | den Mannes einen Pfflichttheilsanſpruch 
anbelangt, fo kann diefe zwar, muß aber nicht | Val. Bangerow, II, 8. 488, Anm. und Di! 
nothwendig gegen Abfindung erfolgt fein, und ! dafelbft zablreih Angeführten. Der Entwur 
es läßt fi ebenfo gut argumentiren, wie es l zum 4.6. ©. 3. gab den Ehegatten ein Roth 


* 


Senpitül XIV. Bon dem Pflichttheile und der Unrehnung in den Pflicht⸗ oder Erbtheil. 6. 794. 387 


Fürs öſterr. Recht liegt jedoch in den Worten des 8. 793 für fi allein, in Er— 
argelung aller weiteren Detailbeftimmungen, wie foldhe das Preuß. L. R. enthält, wo- 
ah die ärgiten Confeguenzen befeitigt werden (|. oben Aum. 22), fein zwingender 
rund, anzunehmen, daß die Verfaſſer des A. 6. 6.2. bei Aufftellung der Beftimmung 
3 8. 793 ebenfall8 beabfidhtigten, eine von röm. Recht abweichende, zu materiell 
tfhiedenen Reſultaten führende Berechnungsart des Pflichttheiles oder des geſetz⸗ 
vn Erbtheils aufzuftellen. Es läßt fih auch annehmen, daß man damit blos in der 
rm der Berechnung abzumeichen gedachte, dem rim. Recht blos infofern entgegen- 
ten wollte, al8 der Conferirungspflihtige nie, wie nach röm. Recht, verpflichtet fein 
I, etwas in die Maſſe einzumwerfen, daß biejenigen, welche vie Erbſchaft voreilig 
getreten haben, nicht, wie nach röm. Recht, Gefahr laufen follen, etwas in die Maſſe 
veinzahlen zu miüjjen 23, fondern daß die Anrechnung blos dazu führen ſoll, daß Diejenigen, 
Iden conferixt wird, etwas im voraus aus der Verlaffenfchaft hinwegnehmen ($. 792, 
182) *. Man bürfte daher aud) nad) öfterr. Hecht vollkommen berechtigt fein, Die Berech— 
ng der Höhe des Pflihttheiles und des Erbtheiles wie nach gem. Recht vorzunehmen 29, 

Nah röm. Recht konnte vie Collation nach ver Wahl des Colationepflichtigen 
weder durch Herausgabe der Gollationsgegenftände behufs der Theilung (Nealcolla- 
m) oder durch Vergütung des Werthes derfelben (Werthcollation, fingirte Collation) 
Ülgen, wobei der Werth zur Zeit der Erbtheilung maßgebend war, wenn der 
Mationspflichtige nicht im Verfchulden oder im Berzuge war ?0. Nadı öfter. Recht 
wet ein wirkliches Einbringen der zu conferirenden Gegenſtände weder in natura noch 
m Werthe nad, ſondern blos ein Anrechnen des Werthes Idealcollation) des 
mansenpfangenen ftatt 27. Nah dem Muſter des Pr. L. R. wird bei Beſtimmung 
6 Üerthes zwiſchen Immobilien und Mobilien unterfchieden und bei Inimobilien der 
itpunkt des Empfanges, bei Mobilien ver Zeitpunkt des Erbanfalles (nicht der 
Ötheilung) zu Grunde gelegt (8. 794) 28. Iſt die beweglihde Sache vor biefem 





324) ausdrüdiih, daß derſelbe aus ber 
affe zu beſtimmen jei, bevor noch die Aus- 
ihejunmmen für die unausgeftatteten Kinder 
von abgezogen worden find. Vgl. Unger, 
a. O. Reicht der Nachla nit bin, um 
en Miterben im voraus dic nöthige Zulage 


zum Jahre 1838 aufgeftellten Rechnungsmetho- 
ben bei Härdtl, S. 6—75) ausführlich ver- 
theidigt, während man bei der Anrechnung in 
A 1 geletihen Erbtheil beim Wortlaute des 

fteben blieb, jo 3. 2. auch Stubenraud, 
T Kar. ‚1,170 (3; 2. Aufl., I, 1040. Was foll 


geben, fo ſcheidet nah Br. v. R. unter 
hreren begünftigten der am meijten begiln- 
He ganz aus und es wird Das nächft min— 


* Eonferendum a’ (runde gelegt ꝛc. Vgl. 
ch, II, 8 881, 944, 
.. Dal. Sintenis, ya $. 189, Anm. 4; 


mbts, im R. L., ‚, 812 ig., 825; Pan: 
ken, 8. 530, Kl. ri 
2 Bol. Witte, ©. 247. Dieje Sehimmung 
whält Übrigens auch das Pr. L. R. Bgl. 
ſitte, S. 246; Koch II, 8. 881, ©. 944. 
26 Dieſe Berehnungsart, weldhe man bei 
u die römijche nennt, jedoch, mie Unger, 
körcht, 8. SL, Anm. 11) bemerkt, mit Un: 
B, da fie nirgends im röm. Recht ausdrück⸗ 
4 angeorbnet ift, man müßte denn alles 
aurgemäße „römiſch““ nennen wollen, wurde, 
dech nur im ihrer Anwendung auf ben 
flihttbeil, auch ſchon von Füger, Das 
Richteramt (Wien 1812), 1. Theil, 
fg.; Sceidlem, Miscelen, 2. Heft 
80), S. 88 fg., gebilligt, banıı won Czada 
— über die richtige Ausmeſſung und 
Itãndige Entrichtung des Pflichttheiles, Wien 
50) und Härdtl in feinem oben Anm. 14 
geführten Werke gegen die mannichfachen 
xren Rechnungsmethoden (f. eine kurze 33 
menſtellung bei Stubenrand, 1. Aufl., 
fg 2. Aufl., I, 1023 ja. und eine 
Führliche Darftellung und Kritit der bie 


man dazu jagen, wenn Stubenrauch, weldyer ſich 
(1. Aufl., II, 727 fg.; 2. Aufl., I, 1023 fg.) 
bei der Berechnung des Pflichteheiles ebenfalls 
für bie ſog. röm. Berechnungsmethode eitt- 
icheidet, bei Berechnung des geſetzlichen Erb- 
theiles aber die Borjchrift im $. 793 gegeben 
glaubt und dieſen wörtlich aumendet, meint 
(1. Auft., II, 750; 2. Aufl., I, 1040), 8. 793 
ftelle nur eine einfachere Berehnungs- 
methode ald das röm. Recht auf; ferner ſich 
(1. Aufl., II, 732; 2. Aufl. I, 1027) zum Be- 
weife dafür, daß bei Berechnung der Höhe des 
Pflichttheiles wie nah röm. und gem. Hecht 
vorzugeben fei, auf das Formulare VI zu 
dem Nail. Bat. vom 9. Aug. 1854 (R. ©, 
Bl., Nr. 208) beruft, welches Formulare zu—⸗ 
nächſt doch nur die Berechnungsmethode bei 
Vertheilung des ganzen Nachlaſſes zu gleichen 
Theilen unter die geſetzlichen Erben und keine 
Pflichttheilsberechnung aufftellt, — ohne 
anzuerkeunen, daß bei der Berechnung des 
Pflichttheiles und des geſetzlichen Erbtheiles Durch» 
aus eine und diefelbe Berechnungsmethode an- 
zumenden jet, 

2° Bol. Fein, a. a. D. ©. 96 fg. 298 fg.; 
Arndte, im R. Y., III, 845 fg., und Pan⸗ 
dekten, $. 530; Sintenis, III, $. 190, ©. 529, 
Yım. 34. 

3° Vgl. Unger, 8. 47, Aum. 2. 

33 Nur wird nah Br. L. R. wie nah röm. 


rt 


3% Zweiter Theil. Bon dem Sadenreäte. 


Fünfzehutes Hauptſtück. 
Von der Beſitznehmung der Erbſchaft. 


8. 797. 
Bedingungen zur rechtlichen Befignehmung einer Erbſchaft. 


Niemand darf eine Erbſchaft eigenmächtig in Beſitz nehmen. Das Erbrecht muh m 
Gericht verhandelt nud von demfelben die Einantwortung des Nachlaſſes, das ift, Die Uebt 
gabe in den rechtlichen Beſitz, bewirkt werden, 


8. 798. 


Wie weit das Gericht nah einem Todesfalle von Amts wegen vorzugehen babe w 
welche Friſten und Vorſichtsmittel bei diefem Abhandlungsgeſchäfte zu beobachten feien, I 
ftimmen die befonderen, über das gerichtliche Verfahren beitehenden Borfchriften. Hier wi 
feftgefeßt, was dem Erben oder demjenigen, der fonit einen Auſpruch an die Verlaſſenjcht 
hat, zu thun obliege, um zu dem Beſitze defien, was ihm gebührt, zu gelangen. 


Sowol nad) röm. als nad älterem deutſchen, dem heutigen gem., dem pr. Red; 
dem Code Nap. und faft in allen neueren Geſetzbüchern gilt als Regel, daß fid ! 
Erben ohne Intervention des Gerichte in den Beſitz der Erbſchaft fegen künnen, de 
ber Richter nur auf Berlangen der Parteien einzujchreiten und ſummariſch, mi 
befinitie über das Erbrecht, fondern blos proviforifh über den Beſitz zu entſcheidt 
habe !. 

Nach öfterr. Recht hingegen ift e8 den Erben nicht geftattet, fich felbft ohne Be 
mittlung des Richters in den Befiß der Erbfchaft zu ſetzen; die Gerichte fchreiten i 
allen Fällen von Amts wegen ein und Haben dafür Sorge zu tragen, daß nur di 
wahre Erbe in Befiß der Erbſchaft, und zwar nur des reinen Nachlaffes, und erft naı 
Bezahlung oder doch vollftändiger Sicherftellung der Nachlaßgebühren gelange. Daf i 
dem Inftitute der Verlaſſenſchaftsabhandlung, wie e8 gegenwärtig nad dem 4.6.0.7 
und dem Geſetze vom 9. Aug. 1854 (R. ©. Bl., Nr. 208) in Defterreich befteht, ei 
ganz und gar ungeredhtfertigte ftaatlihe Bevormundung der Parteien liegt, und da 
man deſſelben auch vom fiscaliihen Standpunkte nicht bedarf, hat Unger in überzeuger 
der Weife bargetban 2. 





’ Bol. Unger, Die Berlaffenfchaftsabhand- 
fung in Defterreid. Ein Botum für deren 
Aufhebung (Wien 1862), S. 1—42. 

2 Bol. Unger, Berlaffenfhaftsabhanblung, 
©. 105 fg., und Dazu Arndts, in ber Krit. 
Biertelj. Schr., IV (1862), 443 fg.; Dworzak, 
in der Oeſterr. Viertelj. Schr., V (1862), Lite⸗ 
raturblatt, ©. 59 fg., und die von Unger, 
Erbrecht, $. 39, Anm. 1 Angeführten. Rande, 
Der Erwerb ber Erbichaft nach öſterr. Rechte 
auf Grundlage des gemeinen Rechts (Wien 
1867), und dazu Unger, Defterr. Gztg. 1867, 
Nr. 2. Die Befeitigung dieſer Uebelftände ift 
3Zwed bes unter ber Bezeihnung „Nejerenten- 


entwurf über ben Erbfchaftserwerb‘' belannte 
Geſetzentwurfes, in Drud erſchienen ale ei 
Theil der „Geſetze über bie Ausübung M 
freimilligen Gerichtsbarkeit“ (Wien, Staad 
druderei 1867, ©. 3—20), nach den bei de 
Beratbung über ben erften Entwurf gefaßte 
Beſchlüſſen mitgetheilt (Gerichtszeitung 1% 
Nr. 9—12, Gerichtshalle 1867, Nr. 58 
Gleich 8. 1 d. Entwurfes enthält bie De 
8. 797 9. b. ©. B. entgegengefettte Belt 
mung: „Der Erbe tritt mit bem Zeitp 

des Erbanfalles in alle übertragbaren Ref! 
und Berbinblichkeiten des Erblaffers ....“ 


F XIV. Bon dem Pflichttheilt und der Anrechnung in den Pflicht⸗ oder Erbtheil. 66. 795 u. 796. 389 


h auf ven anftändigen Unterhalt einräumt. Vorausſetzung ift, daß dem Ehe⸗ 
ür ben all des Meberlebens Feine Berforgung bedungen wurde 2, und daß er 
va aus feinem Verſchulden geſchieden ift. 

x Alimentationsanfprudy des Ehegatten ift, wie der Pflichttheilsanfpruch ber 
enten und Ajcenventen, ein obligatorifher und, gleichwie der Alimentations- 
derſelben ($. 795), von feinem Erbredte unabhängig und fteht ihm auch dann 
in er ſich des Erbrechts unwürdig gemacht bat. Dieſer Anſpruch darf jedoch 
Be feiner Inteſtaterbportion (8$. 757, 758) nicht überſteigen ®. 


t auf ein Drittel ihrer Inteftaterbpor- | nur die mulier indotata einen Pflichttheils- 
ah Pr. 2. R., II, 1,8. 631 (vgl. | anfprucd haben foll, gefolgt. 

, $. 859) gebührt ben Ehegatten bie 3 Bol. auch Winiwarter, III, 411; Stuben- 
rer Erbportion als Pflichttheit. rauch, 1. Aufl., II, 768, 759; 2. Aufl., I, 
e eine noch fo unbedeutende -Verfor- | 1045, Nr. 3. Anders wurde vom Oberften 
ungen worben, fo fteht ihm fein Ali- | Gerichtshof in bem in der Defterr. Gztg., 1852, 
asanfpruh zu. Dean ift in Diefer Bes | Nr. 28 mitgetheilten Rechtsfall entſchieden. 
ser Beſtimmung des röm. Rechte, daß 


392 Zweiter Theil. Bon bem Sadenrenhte, 


Die Ermerbung der Erbſchaft, d. h. der Uebergang der Erbſchaft in das Bar 
mögen des Erben, fann entweder mit der Delation der Erbfchaft zufammenfallen un 
kraft rechtlicher Vorſchrift von felbft, ohne Erklärung oder Handlung des Erben, ja 
ſelbſt ohne Wiffen beffelben vor fid) gehen, wie dies nad) beutfchen Recht ! und uch 
röm. Recht bei den in väterliher Gewalt bes Erblafiers flehenden Perſonen, welche 
durch deſſen Tod felbftändig wurben (heredes necessarü), ter Fall war, oder es 
kann zum Erwerbe ter Erbſchaft eine Erklärung des Erben, daß er bie Erbſchaft 
annehme, erfordert werben. Dies bildete nad) röm. Recht die Regel. Die zum Kr: 
werbe der Erbſchaft erforderlihe Willenserklärung fonnte nad röm. Recht entwerer 
ausdrücklich abgegeben werben oder ftilfchweigend durch ſolche Handlungen, aus voelden 
anf Abfiht des Erben, tie Erbſchaft anzunehmen, mit Beftimmnitheit gefchloffen werden 
kann, erfolgen ?. 

Nach öfterr. Recht ift zur Erwerbung der Erbichaft aus Händen des Abhandlung 
richters ? immer eine vorbergegangene ausdrückliche gerichtliche Erklärung, tie 
Erbidaft anzunehmen, erforberlih (8. 799), welche immer zugleich enthalten muß, ob 
ter Erbe tie Erbſchaft unbedingt oder mit der Rechtswohlthat des Inventars antreien 
wolle ($. 800). Iſt aber einmal eine ſolche Erflärung, von mem immer, abgegeben 
und ihm der Nachlaß eingeantwortet worden (8. 819), fo findet, wenn fih auch nad 
träglid, heransftellt, vaß diejenige Perſon, welche ſich erberflärt hat, gar nicht Erbe if, 
3. B. die Erbſchaft auf Grund eines unehten Teftanıentes erworben hat und ihm be 
Erbſchaft im Rechtswege vom wahren Erben abgeftritten wird, eine gerichtliche Erb 
erklärung bes Evincenten in ver Kegel nicht ftatt ($. 180 des Geſetzes vom 9. Ay. 
1854), fenvdern e8 genügt hier der in der Anftellung ver Erbichaftöflage oder jom 
irgendwie ſtillfchweigend ausgefprochene Wille, Erbe fein zu mollen. Cine gerichtlik 
Erberflärung wäre in Diefem Falle nur nothwendig, wenn berienige, welchem vie Ber 
laſſenſchaft abaeftritten wird, die Erbſchaft unbedingt angetreten bat, der Evincent bi 
gegen fie mit ber Rechtswohlthat des Inventard anzutreten wünſcht. Es würbe bam 
nichts erübrigen, als diefen feinen Willen dem Abhandlungsrichter zu erklären unt um 
Aufnahme des Inventars zu erfuchen *, ®. 





ı Bol. Bluntſchli, Dentſches Privatrecht, 
3. Aufl. (1864), $. 234. 

2 Vgl. Vering, Erbredt, ©. 486 fg.; Sin⸗ 
tenis, III, $. 183; Vangerow, II, 8. 498, 
Anın. Nah Pr. L. R. (vgl. Koch, II, 8. 864, 
S. 906 ig.) kann die Antretung der Erbſchaft 
1) durch wörtlihe Erflärung vor dem Erb— 
ihaftsrichter; 2) durch Einmifhung (immixtio, 
nicht einentliche pro herede gestio); 3) Durch 
bloßes Stilljchweigen bis zum Ablauf der lieber: 
legungsfrift cin ber Kegel 6 Wochen vom Tage 
der erlangten Wiffenfchaft, erfolgen. Wer mit 
Vorbehalt des Inventars antreten will, kann 
dieſes durch Niederlegung eines gehörigen ne 
ventars innerbalb einer beſtimmten Friſt bei 
dent Erbfchaftsrichter bewirken. Iſt das In— 
ventar gar nicht oder nicht rechtzeitig überreicht 
worden, fo wird er dieſer Rechtswohlthat ipso 
jure verluftig und gilt als Erbe ohne Bor- 
behalt. 

° Val. Unger, Erbrecht, 8. 36, S. 149 und 
8. 36, Anm. 12. 

Vgl. Schieſtl, in ber Ztſchr. für öfterr. 
Rechtsgel. 1846, I, 118 fg.; IL, 224 fg., wel⸗ 
der jedoeh noch von der Vorausſetzung aus— 
gebt, daß eine neuerliche Berlaflenjchafts- 
abhandlung flattfinde, was nach $. 180 bes 
Geſetzes von 9. Aug. 1854 nicht miehr zuläſſig 
ift; Unger, Erbredt, 8. 42, Anm. 4. 

5 Nah dem Rei. Entw. eines Geſetzes über 
ben Erbfchaftserwerb erfolgt ber Erwerb ber 


Erbfchaft durch den Erben ohne irgenhweldt, 
fei es ausdrückliche oder ſtillſchweigende Erll 
rung beflelben, die Erbihaft anzunehmen. 6 
ift vielmehr eine ausdrückliche Erklärung befid- 
ben erforderlid, um fi der Erbſchaft zu ent: 
ſchlagen ($. 12. Entm.), fowie fi ber Erbe 
auch dann hierliber ausdrüdlid beim Grb- 
Ichaftsrichter zu erklären hat, wenn er bie Eib- 
Schaft mit der Rechtswohlthat des Inventar 
antreten will (8.7 d. Entw.). Eines wie das 
Andere ift erft dann wicht mehr zuläſſig, 
1) wenn der Erbe über die au ihm ergaugene 
Aufforderung, fi über den bedingten eder 
unbebingten Antritt oder Die Ablehnung ber 
Erbichaft zu erklären, innerhalb der ihm vom 
Erbfbaftsrichter hierzu nach feinem Ermeſſen 
zu feßenden Friſt — welche nach Umſtänden 
auch erftredt werten kann, jedoch im Ganjte 
den Zeitraum eines Jahres nicht Überfchreiten 
darf — eine ſolche Erflärung nicht abgegeben 
hat und bierauf über Anfuchen einer Partei, 
bie ein rechtliches Intereſſe Daran bat, Di 
diefe Rechtsfolgen ausſprecheude Beſchluß Dei 
Srbjchaftsgerichtes bereits erfolgt ift (8 % 
Abſ. 2, 38640 d. Entw.); 2) wenn ber Ebe 
über einen Gegenftand bes Nachlaffes verfügt 
bat, ohne baf bie getroffene Verfügung zut 
Fortſetzung bes ordentliden Wirtbfchaftsbetrie‘ 
bes nothwendig ober unauffchieblich war, um 
einer Werthverminderung des Nachlaffes vor 
zubeugen (8. 8 d. Eutw.). Daran bat ſchon 


Pan 


Hanptſtück XV. Bon der Befguchmung der Erbſchaſt. 66. 797—808. 391 


8. 79. 
Ausweiſung bed Nedtstiteld, Erberklärung. 
Wer eine Erbſchaft in Beſitz nehmen will, muß den Rechtstitel, ob fie ihm ans einer 
tem Ausrdunng, and einem gültigen Erbvertrage oder ans dem Gefebe zufalle, dem Ges 
ste answeifen umd fi ausdrücklich erklären, daß er bie Erbſchaft annchme. 


8. 800. 


Die Antretung ber Erbichaft oder die Erberflärung muß zugleich enthalten, ob fie unbe- 
agt oder mit Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventariums geſchehe. 


8. 801. 
Birkung ber unbebingten Erflärung. 
Die nnbebingte Erberflärung hat zur Folge, daß der Erbe allen Glänbigern bed Erb⸗ 
ſers für ihre Forderung und allen Legataren für ihre Vermächtniſſe haften muß, wenn- 
ei die Verlaſſenſchaft nit hinreicht. 


8. 802. 
Wirkung der bebingten Erflärung. 
Wird die Erbſchaft mit Vorbehalt der rechtlichen Wohlthat des Juventariums angetreten, 
» iR zugleich vom Gerichte das Inventarium auf Koften ber Mafle aufzunehmen. Ein folder 
be wird ben Glänbigern uud Legataren nur fo weit verbunden, als bie Verlaffenfhaft für 
re nud and, feine eigenen, außer dem Erbredte ihm zuftehenden Fordernngen hinreicht. 


8. 808. 
Berechtigung zur bebingten oder unbebingten Antretung ober Ausſchlagung ber Erbicaft. 
.. 2er Erblafier kann dem Erben den Vorbehalt diefer rechtlichen Wohlthat nicht benehmen, 
4 die Errichtung eines Juventariumd verbieten. Seibft der in einem Erbvertrage zwiſchen 
* darauf geſchehene Verzicht iſt von keiner Wirkung. 


8. 804. 
Die Errichtung des Inventariumsd Tann and von demjenigen verlangt werben, dem ein 
Misttheil gebührt. 
8. 805. 


Wer feine Rechte felbit verwalten lann, dem fteht frei, die Erbſchaft unbedingt oder mit 
derbehalt der obigen Rechtswohlthat anzutreten oder auch auszuſchlagen. Vormünder und 
Caratsren haben die am gehörigen Orte ertheilten Vorfchriften zu befolgen (8. 233). 


$. 806. 


Der Erbe kann feine gerichtliche Erberflärung nit mehr wiberrnfen, noch and die um- 
bedingte abändern und fi die Rechtswohlthat des Inventarinms vorbehalten. 


8. 807. 


Wenn aus mehreren Miterben einige unbedingt, andere aber oder and nur einer aus 
iſeen mit Vorbehalt der erwähnten Rechtswohlthat fi zu Erben erflären, fo ift ein Iu- 
rtarium zu errichten und die anf diefen Vorbehalt beſchränkte Erberflärung der Berlaflen- 
Meitsashandlung zum Grunde zu legen. In diefem, fowie in allen Fällen, in welden ein 

rinm errichtet werden muß, genießt auch derjenige, welcher eine unbedingte Erberflä- 
Tung abgegeben hat, folange ihm die Erbſchaſt noch nicht übergeben worden, die rechtliche 
Bepligat des Inventarinms. 
8. 808. 


Bird Jemand zum Erben eingefest, dem and ohne letzte Willenserflärung das Erbrecht 
fa; oder zum Theil gebührt hätte, fo ift er nicht befugt, ſich anf die geſetzliche Erbfolge zu 
and dadurch die Erflärung des letzten Willens zu vereiteln. Er muß die Erbſchaft 
Aweder aus dem lebten Willen antreten oder ihr ganz entfagen. Perſonen aber, denen ein 
Miqchttheil gebührt, Tünnen die Erbſchaft mit Vorbehalt ihres Pflichttheiles aubſchlagen. 


392 Zweiter Theil. Bon dem Gahenrehte. 


Die Ermerbung der Erbſchaft, d. h. der Uebergang ver Erbſchaft in das 
mögen des Erben, kann entweber mit der Delation der Erbſchaft zufammenfalle 
kraft rechtlicher Vorjchrift von felbft, ohne Erklärung oder Handlung des Erbe 
felbft ohne Wiſſen deſſelben vor fich gehen, wie dies nad) deutſchem Hecht ! um! 
röm. Recht bei den in väterliher Gewalt bes Erblafiers ftehenden Perſonen, 
durch deſſen Tod felbftändig wurden (heredes necessarii), der Wal war, cl 
kann zum Erwerbe ver Erbſchaft eine Erklärung des Erben, daß er bie Cı 
annehme, erfordert werben. Dies bildete nad röm. Recht die Kegel. Die zu 
werbe der Erbichaft erforderlihe Willenserklärung fonnte nah vom. Recht en 
ausdrücklich abgegeben werten oder ſtillſchweigend durch ſolche Handlungen, aus ı 
auf Abficht des Erben, die Erbſchaft anzunehmen, mit Beſtimmtheit gejchloffen ' 
kann, erfolgen ?. 

Nach öfterr. Recht ift zur Ermerbung der Erbichaft aus Händen des Abhant 
richter6 32 immer eine vorbergegangene ausdrückliche gerichtliche Erklärung 
Erbſchaft anzınehmen, erforderlich ($. 799), welche inımer zugleich enthalten nu 
ter Erbe tie Erbſchaft unbedingt oder mit der Rechtswohlthat des Inventars a 
wolle (8. 800). ft aber einmal eine folhe Erklärung, von wem immer, abe 
und ihm der Nachlaß eingeantwortet worden (&. 810), fo findet, wenn fi) auch 
träglich herausstellt, daß diejenige Perſon, welche fid) erberflärt hat, gar nit E 
3. B. die Erbſchaft auf Grund eines unechten Teftamentes erworben hat und il 
Erbfchaft im Rechtswege vom wahren Erben abgeftritten wird, eine gerichtlich 
ertlärnng bes Evincenten in der Regel nicht ftatt (8. 180 tes Geſetzes vom 9 
1854), ſondern es genügt hier der in der Anftellung der Erbichafteflage obe 
irgentwie ſtillſchweigend ausgefprochene Wille, Erbe fein zu wollen. Cine geri 
Erbertlärung wäre in biefem Valle nur nothwendig, wenn berienige, welchen ti 
laſſenſchaft abgeftritten wird, vie Erbſchaft unbedingt angetreten hat, der Evincen 
gegen fie mit der Rechtswohlthat des Inventard anzutreten wünſcht. Es würd: 
nicht8 erübrigen, als diefen feinen Willen dem Abhandlungsrichter zu erflären u 
Aufnahme des Inventars zu erſuchen *, ®. 


ı Bol. Zyunau, Deutſches Privatrecht, 
3. Aufl. (1864), 8. 234. 

2 Vogl. Bernd, Erbrecht, S. 486 fg; Sin 
tenis, III, 8. 183; Vangerow, II, g. 498, 
Anm. Nach Pr. L. R. (vgl. Koch, II, 8. 864, 
S. 906 fg.) kann die Antretung der Erbſchaft 
1) durch wörtliche Erklärung vor dem Erb— 
ſchaftsrichter; 2) durch Einmiſchung (immixtio, 
nicht eigentliche pro herede gestio); 3) durch 
bloßes Stillſchweigen bis zum Ablauf der Ueber— 
legungsfrift (in ber Regel 6 Wochen vom Tage 
ber erlangten Wiſſenſchaft) erfolgen. Wer mit 
Vorbehalt des Inventars antreten will, kann 
dieſes durch Niederlegung eines gehörigen In⸗ 
ventars innerhalb einer beſtimmten Friſt bei 
dem Erbſchaftsrichter bewirken. Iſt das In— 
ventar gar nicht oder nicht rechtzeitig überreicht 
worden, fo wird er dieſer Rechtswohlthat ipso 
jure verluſtig und gilt als Erbe ohne Ber: 
bebalt. 

’ Vgl. Unger: Erbredt, 8. 36, ©. 149 und 
$. 36, Anm. 12. 

Ball. Sieht, in ber Ztſchr. für öfterr. 
Rechtsgel. 1846, I, 118 fg.; II, 224 fg., wel» 
her jedoch cd von der Borausfeung aus: 
gebt, daß eine meuerlihe Berlaffenjchafts- 
nbbanbfung ftattfinde, was nad $. 180 bes 
Geſetzes vom 9. Aug. 1854 ni meh zuläſſig 
iſt; Unger, Erbrecht, 8. 42, 

Nach dem Ref. Eutw. — fees über 
ben Erbfchaftserwerb erfolgt ber Erwerb ber 


Erbihaft durch ben Erben ohne irgeni 
jei es ausdrückliche oder ftillfchweigende 
rung dejfelben, die Erbſchaft anzunehme 
ift vielmebr eine ausdrückliche Erklärung 
ben erforderlich, um ſich ber Erbſchaft ; 
ſchlagen (8. 1. Entm.), ſowie fidh Di 
auh dann hierüber auedrüdlid bein 
fhaftsrichter zu erklären bat, wenn er b 
ſchaft mit der Nechtswohlthat des Im 
antreten will (8.7 d. Entw.). Eines r 
Andere ift erſt dann nicht mehr ı 
1) wenn ber Erbe über die an ihn er 
Aufforderung, fi über den bebingte 
unbedingten Antritt oder Die Ablebnu 
Erbfchaft zu erllaren, innerhalb Der ih 
Erbfehaftsrichter hierzu nad feinem E 
zu feßenden Friſt — welde nah Um 
auch erftredt werten kann, jedoch im 
ben Zeitraum eines Jahres nicht überſ 
darf — eine ſolche Erflärung nit abı 
hat und bierauf über Anfuchen einer 
die ein rechtliches Intereſſe Daran br 
dieſe Rechtsfolgen ausſprechende Beſchl 
Erbſchaftsgerichtes bereits erfolgt iſt 

Abſ. 2, 36—40 d. Entw.); 2) wenn d 
über einen Gegenftand des Nachlaffes 
bat, ohne daß bie getroffene Berfügu 
Fortſetzung bes orbentlichen Wirtbfchaft 
bes nothwendig oder unaufſchieblich we 
einer Werthverminderung des Nachlaſſi 
zubeugen (8. 8 d. Eutw.). Daran be 
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J Bar Gültigkeit der Erberflärung wird in fubjectiner Beziehung vor allem erforbert, 
fie von einer vellfonmen handlungsfähigen Perfon oder von deren geleßlihen Ver⸗ 
abgegeben wird ($. 805), indem durch die Annahme der Erbſchaft nicht blos 


erworben, fonvern auch Pflichten libernommen werden. 


Pormiünder und Cura— 


bepärfen zur unbedingten Erberklärung überdies noch der obervormundſchaft⸗ 
oder obercuratoriſchen Genehmigung (8. 233). 


Zur wirkſamen Antretung der Erbſchaft in objectiver Beziehung ift erforderlich, 


BB der Erbfall bereits erfolgt und dem zur Erbfolge Berufenen nit nur der Erb⸗ 
mfeH, fondern auch der Grund ber Berufung zur Erbfolge befannt ift, indem er 


aus welchem ihm die Erbſchaft zugefallen 


Es fteht jedoch nichts im Wege, daß, wenn nur der Erbfall wirklid) eingetreten 


R 8. 799 den Rechtstitel anzugeben hut, 
6 
u 


nd mehrere Perjonen eventuell zur Erbfolge berufen find, 


eine Erbantretung im 


beraud für ben Fall, als die zunächſt zur Exbfolge Berufenen die Erbſchaft nicht 


werben, eingebradyt wird. 












Pflichttheiles ausſchlagen (8. 808). 


Wirkung (8. 803). 
806) 7. 


Jede in der vorgefchriebenen Yorın ausgeſtellte Erberklärung ift bei Gericht anzu- 
en und bei den Abhandlungsacten aufzubewahren. 
auch nachgetragen werben (8. 122 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854). 
eine letzte Willenserflärung zur Erbfolge berufen, der auch Inteftaterbe wäre, fo 
er die Erbſchaft nur auf Grund diefer legten Willenserklärung antreten. 
fonen, welchen ein Pflichttheilsanſpruch zufteht, 


Der Beweis des Erbrechts 
Iſt Demand 


Nur 
fünnen die Erbichaft mit Vorbehalt 


Es ſteht dem Erben in allen Fällen frei, ſich bedingt ober unbedingt erbzuerflären 
iſt felbft ein in einen Exhvertrage erfolgter Verzicht auf eine bedingte Erberflärung 
Die erfolgte Erbantretung kann nicht widerrufen werben; 
owenig kann eine unbebingte Erberflärung in eine bedingte umgeändert werben 
Iſt Jemand zur Ueberreichung der Erberklärung überhaupt oder Doch zur 
eichung einer unbebingten Erberflärung durch Zwang, Furcht, Betrug oder Irr— 
beftinmt worden, fo ift fie nichtödeftoweniger gültig, indem diefe Mängel ber 
serflärung das Dafein des Willens nicht ausfchliegen und keine gefegliche Be— 


Kommung eriftirt, welche dagegen Abhülfe gewährt ®. 

Die Wirkung der bedingten Erberklärung beſieht darin, daß der Vorbehaltserbe 
Ar die Laſten der Erbſchaft, zu welchen auch feine eigenen Forderungen an bie Ver— 
laſſenſchaft zu rechnen find (wogegen er aud) alles einzumerfen hat, was er an biefelbe 


ſchuldet), 


blos mit dem durch das Inventar feſtgeſtellten Werth ? der Verlaſſenſchaft 





auda (Erwerb der Erbſchaft, S. 15 fg. unter 
Beifall Unger's, Gztg. 1867, — 82) mit 
Recht gerügt, daß damit bus richtige Princip 
des beitebenben Rechts, welches bie Erwerbung 
Der Erbſchaft an eine darauf abzielente Willens- 
ellärung Des Erben knüpft, aufgegeben, Die 
deſnitive Regelung der Erbfolge verzögert, ba- 
arg Ungewißheit iiber bie erbrechtlichen Ber: 
iffe berbeigeführt werbe und daß aud für 
de Mechte der nachberufenen Erben nicht ge: 

d Vorſorge getroffen fei. 
* Die bloße Uugemwißbeit über Die Größe 
der vrttheilee iſt kein Hinderniß Der Erberklä— 
Auch iſt nach öſterr. Recht der Erb— 
at einer beſtimmten unrichtigen Erbportion 
in der Ungewißheit, eb er unbedingt oder 
ingt und unter welcher Bedingung er als 
e eingeſetzt iſt, wirtjam. Sal. über das 
Recht Köppen, „Zur Yebre vom Ermerb 
Erbſchaft und bes Vermächtniſſes“ in ben 
we für Zesmati, V «186l,, 143 jig., 


—AJ 173 f 

‘Die dei kerung tes Erbredtetitels 
iR jedoch nicht unniöglich. Tieie tritt mit 
kder Umſtoßung einer urſprünglich als gültig 


ber Abhandlung zu Grunde gelegten leßtwillt: 
gen Anordnung, oder mit dem fpäteren Auf- 
finden eines Teftamentes ein, welches den ur- 
ſprünglich ab intestato erbertlärten Erben be: 
ruft. 

° Bgl. auch Anger, Erbrecht, $. 36. Es iſt 
Diefes gewiß eine ſehr empfindliche Lüde in 
unferer Geſetzgebung. Nach röm. Recht war 
bie durch vis oder metus bewirkte Antretung 
an fih gültig, uber es mar eine in integrum 
restitutio begründet. Wurde die Erbantretung 
burd) dolus malus bewirft, jo batte ber Erbe 
die actio oder exceptio doli, und nur ber 
Irrtbum in ten Beweggründen blieb unberüd 
ſichtigt. Bgl. Vering, S. 488, 4809. 

=. Die trefflichen Ausführungen Randa's, 
Erwerb der Erbſchaft, S. 104 — 114, gegen 
Unger, Erbregt, &. 42, Anm. 8 (anders 
Berl. Abh., 161 — 165), welcher Die An: 
ſicht aufitellt, ati der Benefiz iarerbe wie nad 
röm. Recht nur mit den Mitteln ber Erb: 
ſchaft für die Schulden des Erblaffers zu haften 
babe. Ganz unzweideutig ausgeſprochen iſt die 
im Texte aufgeſtellte Anſicht in 88. 7, 8, 10, 
11 d. Ref. Entw. 
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haftet (8. 802), während ver umbebingt erberflärte Erbe allen Yegataren unt 
gern der PBerlaffenfchaft, ohne Rüdficht darauf, ob der Werth ber Berlafie 
ihrer Befriedigung Hinreiht, fofort mit feinem ganzen Bermögen 1% zu h 


(8. 801). 


Iſt nicht blos ein einziger Exbe, fonvern find mehrere Erben vorh 


ift ihre Haftung vor der Einantwortung immer eine foltbarifche (8. 550), jeb 
fih unter mehreren erberflärten Erben auh nur ein einziger mit Borb 
Inventars erberflärt hat oder fonft aus irgendeinem Grunde ein Inventar zı 
ft, auch für die unbedingt erberflärten Erben die Höhe der Erbfchaft n 


fteigende (8. 807 a. E.) 15. 


Nach erfolgter Einantwortung haften mehrere V 


erben immer blos nad Verhältniß ihres Erbtheiles (8. 821), die unbebingt eı 
Erben aber in solidum mit dem Regreßrechte unter fi, wenn einer mehr bi 
als auf feinen Antheil entfallen würde (8. 820) 12, 13. 


10 Bol. Obſtg. Entf. vom 10. Febr. 1864, 
3. 487; Glaſer, Unger und Walther, IV, 
Nr. 1863. 

11 In der Obfig. Entf. vom 22. Juni 
1859, 3. 6699; ®lafer, Unger und Walther, 
U, Rr. 816, findet fich der Grundſatz ausge- 
ſprochen, daß ein mehreren Erben in einem vor 
erfolgter Einantwortung anhängig gemachten 
Rechtoftreite aufgetragener Haupteid nicht von 
einem Miterben für fi allein angetreten oder 
qurlidgefcpoben werden könne, meil der einzelne 
er Erben den Erblafler nicht vorftellen und 
mithin auch die Eidesablegung von Seite eines 
Einzelnen die Berlaffenfchaft weber zum Ganzen 
noch zum Theile von ber angeflagten Berbind- 
Tichleit befreien Fünne. — Der Beweis, daß 
bie Berlaffenfhaft zur Befriedigung ſämmt⸗ 
licher Gläubiger unzulänglid ſei, liegt tem 
Beneficiarerben ob. Obftg. Entſch. vom 9. Nov. 
1859, 3. 11652; Glaſer, Unger und Walther, 
N, Nr. 907, vom 29. Dec. 1959, 3. 13601; 
ebenb., Nr. 944, vom 13. April 1860, 3. 3989; 
ebenb. III, Nr. 1114; vom 13. April 1860, 
3. 3990; ebend. Nr. 1115, und vom 25. D:ct. 
1864, 3. 7244, ebent. IV, Nr. 1998. — Die 
Einwendung der Unzulänglichleit der Erbſchaft 
ift wie jede andere Einwendung im Erkenntniß— 
verfahren geltend zu madhen. Nur wenn es 
erft nach Ba Urtbeile offenbar wird, 
daß der Nachlaß nicht in dem Maße zur Be- 
friedigung aller Gläubiger binreiht, ale ber 
Erbe während bes Erfenntnißverfahrens zu er- 
mweifen im Stande war, weil fidy entmeber ber 
.Paſſivſtand höher herausftellt, al8 zur Zeit, in 
welcher dies noch als Einwendung geltenb ge- 
macht merben fonnte, indem eine nicht filr 
liquid gehaltene Paſſivpoſt dennoch Tiquidirt 
wurde ober fi ein vorher unbekannter Gläu- 
biger meldet, ober der Activftand fih ver- 
ringert hat, weil fi etwa Forderungen, melche 
in der Inventur blos dem Nominalwerthe nach, 
ohne Schäßung eingeftellt wurden, als unein 
bringlih zeigen, kann dieſe Veränderung 
des Standes der Verlaſſenſchaft noch im Wege 
der Oppoſitionsklage zur Geltung gebracht wer— 
ben. Letzteres iſt auch anerkannt in der vor— 
ſtehend citirten Obſtg. Entſch, Glaſer, Nr. 944, 
1114, 1115. Auch Randa, Erwerb der Erb: 
Schaft, ©. 114, welcher ſich jedoch über das Ber 
häftniß ber Geltendmachung ber Unzulänglid- 
feit bes Nachlaffes als Einwendung zu der dar⸗ 
auf gerichteten Oppofitionsflage nicht auefpricht. 
Bol. bie Bemerk. zu 88. 813-815, Aum. 2. 


12 Für bie in ben 88. 820 unb & 
Unterfheibung, baß nah der Ein 
die Vorbehaltserben nach Berhältniß 
theiles, unbedingte Erben aber in 
haften, fehlt es an allem inneren & 
follte vielmehr bie Haftung mehrerer 
bie Schulden des Erblaffere ohne R 
das benef. invent. nach gleihen € 
geregelt werden. Der von Zeiller, 
Nr. 1, und 866, Nr. 2 angegebeı 
„wenn Miterben die Erbfchaft unbet 
treten haben, fo wiſſe man nit mit 
verläffigfeit, welche das Geſetz forder 
wie biel jeder Miterbe, und ob nicht 
ihnen ſoviel erhalten habe, als zur ® 
aller Gläubiger und Legatare hinreic 
bei einer mit Vorbehalt der Ned 
des Inventars angetretenen Erkfcal 
gerichtlich erhoben, wie viel jeder | 
feinem Antheile erhalten habe”, ‚wel 
anſtandslos hingenommen wurde, I 
einer Verwechslung der Begriffe: al 
Nachlaßtheil und aliquoter E 
„Die Errihtung des Inventars fan 
ben Betrag und Umfang der Hal 
Ganzen, nicht auf Die Theilung | 
tung für die einzelnen Erbſchaftsſch 
auf das Womit, nicht auf das W 
Haftung Einfluß haben. Unger, 
ſchaftsabh., ©. 158 fg., und Erbrec 
Anm 5. ©. über die Entftehung 
ftiimmungen das A. b. G. 3. und 
verwandten Beftimmungen bee Pr. 2. 
Erwerb der Erbichaft, S. 124 fg. 
und die Motive, ©. 122, zum 9 
eines Gefeßes iiber Den Erbſchaftserw 
das Unhaltbare biefer Unterſcheidung 
G. B. ebenfalls anertennen. We 
Unger (Erbrecht, 8. 43, Anm. 7 
wenn die Beſtimmung des 8. 807 
Fall der Inventarerrichtung auch der 
loſe Erbe, ſolange ihm die Erbſchaft 
übergeben worden, Die rechtliche We 
Inventars genieße, vielfach dahin 
werde, daß auch ber vorbehaltsloſ 
einem ſolchen Falle vor erfolgter Ueb 
Erbſchaft, d. i. vor der Einantwort 
mit ſeinem eigenen Vermögen haf 
Dies an ſich richtig, es wäre jedoch fi 
„Daß hierin gar nichts Be 
Tiege und Daß ganz daſſelbe a 
gelte, wenn Ber einzige Erbe 
bebinat erbertlärt hätte und 


| 
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Die unterlaffene Erberflärung zieht nicht den Verluſt des Erbrechts nah ſich, 
der zur Erbfolge Berufene, welcher es unterläßt, innerhalb der ihm vom 
gefegten Friſt, weldhe die Dauer eines Jahres nicht überfchreiten darf, feine 
ärımg zu überreichen, wird nur bei der Verlaſſenſchaftsabhandlung nicht berüd- 
igt, kann aber feine Anſprüche auf die Erbfchaft auch nach erfolgter Einantwortung 
ir einen Anderen gegen biefen im Rechtswege geltend machen (vgl. die $$. 115—120, 
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98—130 des Gefeßes vom 9. Aug. 1853). 


8. 809. 
Webertragung bes Erbrechts. 
Stirbt ber Erbe eher, als er die angefallene Erbſchaft angetreten oder ausgeſchlagen 
et, fo treten feine Erben, wenn der Erblafier diefe wicht ausgeſchloſſen oder nicht andere 
decherben beftimmt hat, in das Recht, die Erbſchaft anzunehmen oder auszuſchlagen (8. 537). 


Bol. die Bemerk. zu den 88. 536—546 nah Anın. 17. 


$. 810. 
| Vorkehrungen vor Einantwortung ber Erbſchaft: 1) Verwaltung. 

Wenn ber Erbe bei Antretung der Erbfchaft fein Erbrecht hinreichend ausweiſt, ift ihm 
fe Beſorgung und Benügung ber Berlafienfhaft zu überlaſſen. 

Bol. die Bemerk. zu den 88. 797 und 798 4. b. ©. B., und die 88. 71, 78, 

‚128 und 129 des Geſetzes vom 9. Aug. 1854. 


$. 811. 
Vorkehrungen vor Einantwortung ber Erbſchaft: 2) Eicherftellung ober Befriebigung ber Gläubiger. 
Für die Sicherſtellung oder Befriedigung ber Glänbiger des Erblaflerd wird vom Ge 







Erberflärnng abzuwarten. 
Berberungen ausführen können. 


nicht weiter geforgt, als fie feibft verlangen. Die Gläubiger find aber nicht ſchuldig, 
Sie können ihre Anfprüche wider die Mafie anbringen und 
hgehren, daß zur Vertretung derfelben ein Curator beftellt werde, gegen welhen fie ihre 


8. 812. 
Belehrungen vor Einantwortung der Erbſchaft: 3) Abſonderung der Berlaffenidaft von bem Bermögen bes Erben. 
Beforgt ein Erbſchaftsgläubiger, ein Legatar oder ein Notherbe, Daß er duch Ber- 
wengung der Berlaflenfchaft mit dem Vermögen des Erben für feine Forderung Gefahr laufen 





Kentar gar nicht errichtet worden 
Wäre, weil eben der Erbe principiell 
Br Einantwortung des Wacdlaffes 
weh nicht perſönlicher (suo nomine) 
Sqhulbner, fondern nur Bertreter des 
Bahlaffes ſei“, fo fcheint dieſe Anſicht 
‚U begründet zu fein. Die Rechtswohlthaten 
.% Inventars befteben nur in ber Theilung 
"be Haftungsverbinblichfeit für Die VBerlaffen- 
fhulden zwiſchen den mehreren Erben und 
Beihränfung ihrer Haftung auf den Werth 
Erbantheiles. Der erftere Vortheil wird 

&ber für Die Vorbehaltserben erft nach erfolg- 
kr Einantmortung wirffam ($. 550). Es er- 
Ükigt alfo nur die letztere Wirkung der Rechts- 
behlthat des Inventars, beren vorbehaltsloſe 
‚ wenn aus irgendeinem Grunde ein 

tar errichtet wird, vor erfolgter Einant- 
Bertung theilhaftig werden können. Würden 
ſe diefen Bortheil, wie Unger glaubt, auch 
me Errichtung eines Inventars geniefen, 
4 mürbe Die zweite Hälfte des 8. 807 ledig: 
ich etwas ſich von felbft Verſtehendes feſtſetzen. 
leberdies iſt das Princip, daß der Erbe vor 
inantwortung des Nachlaſſes nicht perſönlicher 


Schuldner, ſondern blos Vertreter Des Nach— 
laſſes ſei, nach öſterr. Recht nicht zur Durch— 
fübrung gebracht. Vgl. die Bemerk. zu 88. 799 
—808 nah Anm. 7. 

13 Das Richtige enthalten die 88. 21 unb 
22 Des Ref. Entw.: „Kür Die dem Erben ale 
ſolchem obliegenden Berbindlichfeiten haftet jeder 
Miterbe, foweit es fih nicht um die Befrie- 
digung eines auf einem dinglichen Rechte be- 
rubenden Anſpruches banbelt, und foweit nicht 
ein mit den Forderungsberechtigten getroffenee 
Uebereinfommen entgegenfteht, nach dem Ber- 
bältniffe feines Erbtheiles“ (8.21 d. Gef. Entw.). 
„Die Miterben baben untereinander zur Be— 
ftreitung ber ihnen als Erben obliegenden Ber- 
binblichfeit nach dem Berhältniffe ihrer Erb- 
theile beizutragen, und im alle, als einem ber 
Miterben die Befriedigung eines auf einem ding: 
lichen Rechte beruhenden Anfprudhes obliegt, bei 
durch die Zahlungeunfähigkeit eines der Mit- 
erben entjtehenden Ausfall nah Dem Berbält- 
niffe der den zahlungsfähigen Erben gebörigen 
Erbtbeile zu decken“ (8. 22 d. Sef. Entw. — 
Bal. auh ©. 122—124 der Motive zu dieſem 
Gef. Entw.). 
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fönne, fo Tann er vor der Einantwortung verlangen, daß die Erbihait won bem Bermagn 
des Erben abgefondert, vom Gerichte verwahrt oder won einem Curator verwaltet, fein As 
ſpruch darauf vorgemerkt nud bericgtigt werde. In einen felgen Falle Hat ihm aber ber 
Erbe), obſchon diefer fig unbedingt als Erbe erklärt hätte, aus eigenem Vermögen nicht mehr 
zu haften, 


Die Beſtimmung des F. 811, daß für die Sicherſtellung oder Befriedigung der 


Gläubiger des Erblaſſers nicht weiter zu ſorgen iſt, als fie ſelbſt verlangen, erklärt fid 
daraus, daß nad) früheren üfterr. Recht der Nachlaß bei eigener Dafürhaftung de 
Richters vor erfolgter Befriedigung der Erbfchaftsgläubiger aller Art dem Erben nidı 
eingeantwortet werden durfte 1. Von biefem Grundſatze ift das A. b. G. B. mit Kedt 
abgewidhen. Eine amtlihe Fürſorge fir die Verlaffenfchaftgliubiger findet gegenwärtiy 
nicht mehr ftatt. Jedoch follen die Gläubiger des Erblaſſers in ter Geltentmahung 
ihrer Forderungen gegen die Verlaſſenſchaft auch nicht gehindert werben. Es fick 
ihnen zu dem Ente frei, ohne eine Erberflärung abzuwarten, die Veftellung eine 


Curators für die Verlafjenfhaft zu werlangen und ihre Anfprüdye gegen benfelben ans. 


zuführen (8. 811 a. E.). Iſt bereits eine Erberflärung zur ganzen Perlaffenjchaft 
überreiht worben, fo ift die Beſtellung eines Curators für die Verlaſſenſchaft md 
mehr zuläffig (Heft. vom 19. Yan. 1790, J. G. S., Nr. 1094)?. Es kann kam 
nur noch, wenn die gefeglichen Borausfegungen dazu vorhanden find, ein Curator für 


bie Erben felbft beftellt werben. Yiegt nur eine Erberflärung zu einem Theile te 


Erbihaft vor, fo tft für dem unangetretenen Theil derſelben ein Curator zu beftelen 
und die Gläubiger haben gegen den Erben und den Curator vorzugehen. 

Zur Abwendung der den Erbfchaftsgläubigern (mit aud den Gläubigern bei 
Erben) im weiteren Sinne (wozu auch Pflichttheilsberechtigte und Yegutare gehören) 
drohenden Gefahr, daß fie durch die Vermengung ber Erbſchaft mit dem Vermögen des 
Erben Schaden erleiten, ift ihnen das Redytsmittel ver Gütertrennung (beneticium 
separationis) gegeben ($. 812). Es befteht darin, daß die Erbſchaft von dem der: 
mögen des Erben abgejendert, die Anſprüche der Berlaffenfhaftsgläubiger in ven 
Berlaffenfchaftsacten worgemerft werten und die Gläubiger des Erben bis zur Befrie: 
aung der Berlaffenihaftsglänbiger von der Erbſchaft ausgefchloffen bleiben. Zu ihre 


. — — — 


größeren Sicherheit können fie auch verlangen, daß die Erbſchaft gerichtlich depenirt 


oder von einem Curator verwaltet wird. Dieſes Beneficium kommt nur jenen Erb 
ſchaftsgläubigern (im weiteren Sinne) zu, welde daſſelbe wirklich augeſucht Haben, nicht 


auch Denjenigen, welde es nicht begchrt Yaben. Um es zu erwirken, genügt die blofe 


Beſorgniß des daſſelbe anfuchennen Gläubigers, daß er mit feiner Forderung Gefahr 
laufe ꝰ). Es ift nad) öſterr. Recht nur vor erfolgter Einantwortung zuläffig *, und if 


rüdfichtlid jener Verlaſſenſchaftsgegenſtände unwirkſam, melde ein dritter redlicher Ir | 


figer vor Erwirkung derſelben an ſich gebradyt hat (8. 824). 

Die Gütertrenmung fonınıt infofern auch dem Erben zugute, als er felbft im dFalle 
einer unbedingten Grberflärung denjenigen Berlaffenfchaftsgläubigern, welche dieſelbe 
erwirkt haben, mit feinem eigenen Vermögen mit haftet (8. 812 a. E.)®. 





ı Ral. Unger, Berlaffenfchaftsabb., S. 80 — 
103, und Crbredt, 8. 39, Anm. 9. 

= Die entgegengejeßte Anficht Stubenrauch's 
(1. Aufl., 11, 789, Str. 5; 2. Aufl., I, 1072, 
Nr. 5) verftößt gegen ben Wortlaut Diefes 
Dofdecretes, den Haren Sinn des $. 811 und 
die ratio juris. Unger, Erbredt, 8. 40, 
Anm. 17. 


1863, 3. 3904, ebend. Nr. 1739 und vom 

231. Mai 1867, 3. 4103, Gʒtg. 1867, Kr. 1 

von der Anſicht ausgegangen, daß die Gefahr 
wenigſtens wahrſcheinlich zu machen fei. 

4 Mad vom. Recht konnte es fünf Jahre, 

vom Erbichaftsantritt an gerechnet, ausgeübt 

werden. Es ftand jedoch denjenigen nicht 3% 

qui heredem secuti sunt, d. h. den Erben alt 

3 Diefes ift audy anerfannt in der Obſtg. den Vertreter des Nachlafjes, jei es ausbrüd- 

Entſch. vom 15. Sept. 1858, 3.9940; Glaſer, | lich oder Durch concludente Handlungen, amt 

| 





Unger und Walther, IT, Nr. 617; vom 17. April | kannt hatten, wozu aber die Eintlagung If 
1866, 3. 2667; Gerichtshalle 1866, Ar. 78; : Erben nicht ausreichte. Vgl. Bering, a. a. 0 
vom 27. Nov. 1862, 3. 7975; Glafer, Unger | S. 516, 517. 

und Walther, IV, Nr. 1605, und von 24. Mai 5 Der Referentenentwurf eines Geſetzes übt! 
1864, 3. 3822, cbend. IV, Nr. 1921. Da⸗den Erbſchaftserwerb enthält hierüber die Pr 
gegen wird in ben Obſtg. Entfch. won 4. Sept. | ſtimmung: „L) Jeder Gläubiger bes Erblaflerd, 
1862, 3. 5910, ebend. Ar. 1557, vom 2. Febr. | 2) Vermächtnißnehmer und 3) Nacherbe, fowit 


f 
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8. 813. 
'ehrungen vor Einantwortung ber Erbihaft: 4) Einberufung ber Berlaffenihaftögläubiger. 
Erben oder dem anfgeftellten Verlafienfchaftäcurator fteht es frei, zur Erforfhung 
uftandes die Ausfertigung eines Edictes, wodurch alle Glänbiger zur Anmeldung 
mg ihrer Forderungen auf eine den Umſtänden angemeflette Zeit einberufen wer- 
sfuchen und bis nad verftricyener Frift mit der Befriedigung der Glänbiger inne 


8. 814. 
Wirkung der Einberufung. 
zirkung diefer gerichtlichen Einberufung ift, daß den Glänbigern, welde fi binnen 
ten Zeitfrift nicht gemeldet haben, au die Verlaflenfchaft, wenn fie durch die Be- 
ce angemeldeten Forderungen erſchöpft worden ift, Tein weiterer Anſpruch zufteht, 
r ihnen ein Pfandrecht gebährt. 


$. 815. 
Wirkung ber Unterlafſung ber Ginberufung. 
äßt der Erbe die ihm bewilligte Vorſicht der gerichtlihen Cinbernfung, ober be- 
fogleich einige der fid) anmeldenden Glänbiger, ohne anf die Rechte ber übrigen 
ı nehmen, und bleiben einige Glänbiger ans Unzulänglichleit der Verlaſſenſchaft 
fo haftet er ihnen, ungeachtet der bedingten Erberklärung, mit feinem ganzen 
in dem Maße, als fie die Zahlung erhalten haben würden, wenn die Verlaflen- 
der gefeglihen Ordnung zur Befriedigung der Gläubiger verwendet worden wäre, 


gen. Rechte kann der Beneficiarerbe Gläubiger und Yegatare ohne Rüdficht 
ihe Vorzugs- und Pfandrechte, fowie fie fid) melden, befriedigen. Iſt der 
urch die Bezahlung von Öläubigern erſchöpft, fo können die Gläubiger im 
inne und Pflichttheilsberechtigten num die befriedigten Bermädtnißgnehmer, und 
gläubiger jene Gläubiger in Anfprud nehmen, welde durch den Erlös der 


der Pflichttbeilsberechtigte, wenn er 
ch Miterbe ift, kann binnen einem 
dem &intreten des Erbfalles auf 
e8 Geſetzes Sicherſtellung verlangen, 
Befriedigung jeines Anſpruches ge— 
beint“ (8. 19 des Ref. Entm.). 
Mäubiger eines Erben oder eines 
Bnebmers können au den ihrem 
durch Erbichaft oder Vermächtniß 
ı Bermögensgegenftänden ein Pfand⸗ 
dem Ablaufe von fehe Monaten 
Eintreten des Erbjalles nur unter 
intung erwerben, daß daſſelbe den- 
jenüber als nad) dieſem Zeitraume 
jelte, melde an eben dieſen Ber- 
ꝛnſtänden Prandrechte zur Sicherftel- 
luſprüche, die fie an den Erben als 
ellen haben, erwerben” (8. 20 d. Gef. 
I. hierzu Motive, S.118—121, dann 
' bes Entw. erfter Leſung (f. Dies 
druckt ©. 371, Anm. 5 der 1. Aufl. 
nd dazu Randa, Erwerb der Erb- 
W—104, welder mit vollen Recht 
swendet, daß bier an die Stelle des 
i8rechts ein über Das Ziel und ben 
elben weit binausreichendes Sicher: 
tem gefegt wird (Randa, a. a. O., 
welches in directem Wiberfpruce 
bon ben Motiven Doch ausdrüdlich 


anerfannten Princip ftehbt, daß der Umfang 
der Berechtigung eines Gläubiger durch das 
Eintreten des Erbfalles keine Erweiterung er- 
fahren ſoll (j. Motive, S. 120, Abf. 2). — Das 
Sicherſtellungsrecht ift nicht auf Nachlaßobjecte 
beſchränkt, fondern kann auch auf das jonftige 
Vermögen des Erben vollzogen werben (Mo- 
tive, ©. 120, Abi. 3 a. E.). In Betreff der 
Durchführung und der Yuftificirung beffelben 
follen die Beflimmungen über den Arreſt 
(88. 730 fg. der Regierungsvorlage einer Civil⸗ 
proceß-Ordn.) zur Anwendung kommen (Mo- 
tive, S. 120, Abſ. 3). Da diefe Sicher 
ſtellung in gleicher Weife gegen den bedingten 
wie gegen den unbedingten Erben flattfindet, 
und erfterer nur bis zum Werth bes reinen 
Nachlaffes haftet, fo märe auch feine Berbindlich- 
feit zur Sicherftellung auf diefen Werth einzu- 
ihränfen, unb da der Benefijiarerbe im Falle 
der Unzulänglichteit des Nachlaſſes die Ver⸗ 
theilung deſſelben nach der Vorfchrift der Con- 
cursordnung vorzunehmen bat (8. 17 d. Ref. 
Entw.), fo wäre diefe Sicherftellung gegen 
den Benefiziarerben nur unter dem Vorbehalte 
zu bewilligen, daß nicht etwa nad) der crida- 
mäßigen Vertheilung auf die fichergeftellte For⸗ 
berung weniger als bie fichergeftellte Summe 
entfällt. 


= 
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Pfandſache befriedigt wurden I. Nach öfter. Recht hat der Vorbehaltserbe, wenn ter 
Nachlaß nicht zur Befriedigung aller Gläubiger hinreicht, Sorge zu tragen, daß ter 
Nachlaß unter fie nach der im Concuröverfahren geltenden Rangordnung Bertheilt wirt, 
und es fteht ihm, um deu Stand der PVerlajjenihaftsgläubiger fennen zu lernen, das 
Recht zu, diefelben mittelſt gerichtlichen Edictes aufzufordern, ihre Anſprüche anzumelten. 
Mit diejer Einberufung der Gläubiger (Gläubigerconvocation) ift zugleich bie Wirkung 
verbunden, dag bis zum Ablauf des Edictaltermines mit der Befriedigung der Öläubiger 
inne zu halten ift ($. 813 a. E.), ſodaß diefe zwar, wenn der Erbe ihre Forderunga 
nicht anerkennt, zur Einflagung derjelben, aber nicht zur Erecutionsführung berechtigt 
find ?, und daR Diejenigen Gläubiger, welde ſich binnen dieſer Frift nicht gemelte | 
haben, wenn ihnen fein Pfandrecht zufteht, allen angemeldeten Gläubigern in ver gejeg | 
lihen Rangordnung nadftehen, und ganz leer ausgehen, wenn der Nachlaß dur vie | 
Vorberungen der angemeldeten Gläubiger erfchöpft wird. Ergibt ſich aus der Höhe der 
angemeldeten Forderungen, baß fie den Werth des Nachlajies überfteigen, fo hat ber 
Erbe oder Berlaffenfchaftscurator, wenn er nicht etwa gegründete Urſache hat, an ver 
Yiquibität berfelben zu zweifeln, fofort die Eröffnung des Concurſes über die Berlafer 
ihaft zu verlangen ?®. Unterläßt e8 der bedingt erberflärte Erbe, die Einberufung be | 
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I Bgl. Buchbolg in der Gießer Ztihr. für 
Liv. R. und Pr., X (1836), 412 fg.; Miühlen- 
bruch, XLI (1840), 367 fg.; Sintenis, IIL, 
8. 185, S. 506; Arndts, 8. 523. 

3 Diefer Anficht find auch Unger, Erbredt, 
8. 42, ©. 179; Stubenrauh (2. Aufl.), I, 
1078, Nr. 2. Das Über die Klage erflichende 
Urtheil bat zwar die Yiquidität auszuſprechen, 
die Leiftungsfrift aber auf 14 Tage nach Ab- 
lauf des Edictaltermines feftzufeßen. Dagegen 
beißt es in den Gründen zur Obſtg. Entſch. 
vom 11. März 1853, 3. 2279; Glaſer, Unger 
und Walther, II, Nr. 957: „Durch den 
8. 813 9. b. ©. 8. habe man nicht bezwedt, 
eine Norm für das ftreitige Verfahren feftzu- 
ftellen und den Gläubiger in ber gerichtlichen 
Berfolgung jeiner Anſprüche zu beirren, man 
babe dadurch nur freiwillige Zahlungen bintan- 
halten wollen.” Aehnlich Obitg. Entſch. vom 
19. Dec. 1861, 3. 8463; cbend. III, Wer. 1442. 
Diefe fhon von Weſſely, Ztichr. für öfterr. 
Rechtsgel. 1842, I, 47 fg., 54 fg. aufgeftellte 
Anficht, der auch Randa, Erwerbung der Erb— 
ihaft, S. 114, beizupflichten ſcheint, läßt fich 
jedoch ſchlechterdings mit $. 813 nicht verein- 
baren und iſt ſelbſt Dann bedenklich, wenn man 
ale auf Grund gerichtlider Erfenntniß ge— 
leiftete Zahlungen, auch wenn der Erbe «8 
nicht auf bie Erecution ankommen ließ, nicht 
für freiwillige Zahlungen anfeben will. Da 
einerjeits der Erbe ohnehin die Yıquidität Der 
an einen Gläubiger bezahlten Forderung im 
Beftreitungsfalle gegenüber allen übrigen nach— 
jumeifen bat und die Zahlung einer durch 
richterliches GErfenutnig noch nicht für Liquid 
erfannten Forderung nur auf feine eigene Ge— 
fahr leijtet, andererſeits Die Liquidität auch 
ohne richterlichee Erkenntniß für ihn unzweifel⸗ 
baft jein faun, jo ift nicht einzujeben, warum 
es ihm nicht in jedem Falle geftattet fein 
fol, unter feiner Dafürbaftung mit gleicher 
Rechtswirtjamleit au den einen wie an den 
anderen Gläubiger zu zahlen, ebenfo wenig 
aber, warum er in allen Fällen von ber Ber- 
bindlichteit fo lange losgezählt fein fol, bie 
ein gerichtliches Erkenntniß gegen ihn erfloffen 


ft. Wozu Überall die für den Gläubiger um 
Erben gleih läftige und die Erbſchaft ſchmaͤ⸗ 
lernde Klagführung? Uuzweifelhaft find den 
Hagenden Berlaffenfhaftegläubiger auch Ver⸗ 
zugszinfen zuzuerkennen, indem ja nad Hof. 
vom 9. März 1809 (%. ©. ©., Nr. 886, 
8.17 C. O.) auch ber Liquidant im Concur® 
verfahren Berzugszinfen anzujprechen hat. Das 
Gegentheil behauptet aus zum Theile ganz ım- 
juriſtiſchen Gründen Weflely, Themis, Reue 
Folge, 1. Heft (1841), S. 64 fg., dem Stuber⸗ 
rauch (2. Aufl.), I, 1079, Nr. 3, folgt. ©. 
auch Die Bemerk. zu 88. 799—808, Anm. 11 
a. €. 

® Unger, Erbrecht, $. 42, Anm. 17, glaubt, 
der Erbe felbft habe diefe Vertbeilung, ohne bie 
Eröffnung des Concurfes zu verlangen, 
den Regeln des Concursverfabrens vorzune» 
men. Zur Liguidirung der Forderungen diene 
eben das erbichaftlide Liquidationsnerjahren 
($. 135 und 136 des Geſetzes vom 9. Ag. 
1854), und die Raugorduung fer durch Ueber 
einfunft der Gläubiger oder vom Geridt 
den Regeln des materiellen Eoncurerechte jeh 
zuftellen. Allein Unger erfennt jelbit an, 
nach öfterr. Recht das erbichaftliche Liquibation® 
verfahren zu dem Ende nicht genügend geregelt 
if. Der 8. 136 Des Gefeßes vom 9. Auf 
1854 läßt nur bei Bezirfsgerichten, um 
wenn es von dem Erben oder den Berlafler 
ihaftscurator verlangt wird, zu, daß be 
Erbe über die Richtigkeit jeder einzelnen Pol 
vernommen und Über die Neußerung bes Erber 
vom Abbandlungsrichter ein Protokoll aufge 
nommen werde. Forderungen, über welche lein 
Ausgleih zu Stande kommt, find auf ba 
Rechtsweg zu verweilen. Unter „Dar: 
thuung“ der Forderung in $. 813 ift dahet 
nicht die Geltendmahung im Wege der Klage 
zu verfteben, wie Unger, $. 42, Anm, 15 an⸗ 
zunehmen jcheint, fondern blos eine einjaht 
Anmeldung unter Angabe des Rechtstiteld und 
ber dem Gläubiger zu Gebote ftehenben de 
mweismittel, damit ber Erbe im Stande if, übt 
bie Nichtigkeit der Yorderung zu urtheilen. 
Denn ſouſt könnte nicht erſt Die Verweiſung 
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gerlafienichaftsgläubiger zu begehrten, ober befriedigt er Berlafienfchaftsgläubiger in 
aderer als der gejetlichen Rangordnung, fo hat er ungeachtet der bedingten Erberflä- 
ung in dem Maße zu haften, als fie bei gefegmäßigem Vorgehen des Erben zur Ber 
rebigung gelangt wären (8. 815). 

Für den vorbehaltlojen Erben ift die Einberufung der Gläubiger ganz ohne redht- 
he Folgen und fie dürfte ihm daher auch gar nicht zu bewilligen fein *. 


8. 816. 
Ausmweifung über die Erfüllung des legten Willend, entweber von dem Teflamentdegecutor oder dem Erben. 
Hat der Erblaffer einen Vollzieher (Executor) feines leiten Willens eruannt, fo hängt 
von defien Willlür ab, diefes Geſchäft anf fich zu nehmen. Hat er ed übernommen, fo 
ter ſchuldig, entweder als ein Machthaber die Anordnungen des Erblaſſers felbft zu voll- 
eben oder den ſaumſeligen Erben zur Vollziehung derielben zu betreiben. 


$. 817. 


If kein Vollzieher des lebten Willens ernannt oder nnterzieht fi der ernannte dem 
jeſchüfte nicht, jo Tiegt dem Erben unmitielbar ob, den Willen des Erblaſſers fo viel mög- 
4 zu erfüllen oder die Erfüllung ficherzuftellen und ſich gegen das Gericht darüber auszu⸗ 
weiten. In Anjehung beftinmter Legatare hat er blos darzuthun, daß er denfelben von dem 


en zugefallenen Vermächtniſſe Nachricht gegeben babe (8. 688). 





mf den Rechtsweg erfolgen, ſondern blos bie 
ns des Verfahrens über Die bereits 
ngebrachte Klage verjilgt werden. Dem auf 
un Rechtsweg verwiefenen Gläubiger kann 
se vom bBanbfungsrichter feine Friſt zur 
gigmachung der Klage beftimmt werden, 
& lann daher mit ber Einbringung ber Klage 
nd bis nach erfolgter Einantwortung warten, 
id es gehört dann bie Klage nicht einmal vor 
Re Abhandlungsinſtanz ($. 37, J. N.). Ein 
Kgentliches erhichaftliches Kiquidationsverfahren 
ver dem Abhandlungsrichter eriftirt alfo nad 
. Recht gar nicht, und es ift daher nicht 
zuſehen, wie der Richter in die Lage kom⸗ 
wen foll, die Rangordnung feitzufegen, wenn 
&n Gläubiger zur fürmlichen Geldendmachung 
einer Forderung vor der Abhandlungsinftanz 
verpflichtet if. Auch erflärt der 8. 26 ber 
er. und fiebenbürg. Concurs⸗Ordnung aus- 
adlich, Der Erbe und der Berlafjenjchaftscurator 
kim beide unter eigener Verantwortung ver- 
haben, bie Eröffnung bes Concurfes zu ver- 
angen, jobald ihnen eine überwiegende Schulden 
lat der Maffe befannt wird. — Nach Hofb. 
von 27. März 1846 (I. ©. ©., 3. 948) ift 
Koch der Beneficiarerbe nah erfolgter 
Einantwortung die Eröffnung bes 
Teneurſes Über die Verlaſſenſchaft 
Kiht mehr zu verlangen beredtigt. 
muß daher annehmen, daß ber Erbe, 
her bie Einantwortung vor Ablauf des 
Bictaltermines erwirkt hat, auch ber mit der 
bigerconvocation verbundenen Vortheile 
riufig wird (8. 815) und daß fie ihm nad) 
tolgter Einantwortung auch gar nicht mehr 
ewilligt werden darf. Vgl. auch Stubenraud, 
- Aufl., II, 802. Anderer Anfiht iſt der- 
übe, 2. Aufl., I, 1082, Nr. 11, unb Unger, 
Ibrecht, 8. 42, Am. 16. 
! Der Referentenentwurf eines Gefeßes über 
eu Erbihaftserwerb enthält hierüber folgende 
ungen: „Ein beſchränkt haftender Erbe 


bat die Sorgfalt eines Bermögensverwalters 
anzuwenden, um ben Schuldenftand des Erb- 
laſſers zu erforfchen und, wenn er die Unzu⸗ 
länglichleit bes Nachlaſſes wahrnimmt, bie 
gegen ihn als Erben erhobenen Anſprüche nur 
infoweit zu befriedigen, als biefelben bei einer 
nah Vorſchrift der Concursordnung in ber 
88. 690—692 A. b. ©. B. vorgenommenen Ber- 
theilung zur Befriedigung gelangen würden. 
Wenn der Erbe dieſes unterläßt, und infolge 
deſſen einige Forderungsberechtigte ganz ober 
theilweiſe unbefriebigt bleiben, fo bat er die- 
felben ohne Rüdfiht auf die ihm zuftehende 
Beſchränkung der Haftung infomweit zu ent- 
ſchädigen, als fie bei Beobachtung der geleh, 
lichen Vorſchrift befriedigt worden wären“ 
(8. 17 d. Gef. Entw.). „Wenn e8 wahrfchein- 
lich ift, daß der Werth des Nachlaſſes zur Be- 
friedigung aller Gläubiger des Erblaffers nicht 
ausreiche, fo kann im falle, als der Erbe nur 
befchräntt haftet, fowol diefer als jeder Gläu- 
biger des Erblaffers binnen einem Jahre nad) 
dem Eintreten bes Crbfalles verlangen, daß 
über den Nachlaß der Eoncurs eröffnet, und 
perjeie von bem Bermögen des Erben abge- 
fondert werde” (8.18, Abf. 1 d. Gef. Entw.). 
Wie aus den dazu gehörigen Motiven (S. 118) 
beroorgebt, fol damit das dem Erben nad 
8. 813 %. 6. ©. 3. zukommende Moratorium 
nicht befeitigt, fondern blos auf jene Fälle ein- 
geihränft werden, in benen die Zahlung®- 
unfähigleit des Nachlaſſes wahrſchein— 
lich if. — Die Erbichaftsgläubiger können 
ganz ohne Rüdficht darauf, ob eine Gläubiger⸗ 
convocation, welche nad dieſem Geſetzentwurf 
befondere Rechtswirkungen nicht mehr nad ſich 
zieht, ftattgefunden hat ober nicht, bie jo: 
fortige Zahlung dann nicht verlangen, wenn 
ber Erbe die Wahrfcheinlichteit der Unzuläng- 
lichfeit bes Nachlaffes darzuthun im Stande tft, 
und haben, wenn fie ihrerſeits nachzuweiſen 
im Stande find, daß der Erbe, nachdem ihm 


& 
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Es liegt in der Kegel dem Erben ob, den letzten Willen bes Exrblaflers in alle : 
feinen Theilen zur Bollziehung zu bringen und ſich dem Gerichte gegenüber auszuweiſes 
Der darüber zu erftattente ; 


(vgl. die 88. 157— 161 des Sefeges vom 9. Aug. 1854). 
Ausweis heißt Teſtameutsausweis (8. 157 ebd.). 

Zur größeren Sicyerheit der genauen Ausführung feines legten Willens Tann ter 
Srblajjer auch eine beftimmte Perfon damit betrauen, welche dann Teitamentönollzieher 
oder Teftamentserecutor heißt. Die Bejtellung eines Teftanıentserecutors enthält feine 
Verfügung über den Nachlaß und bevarf daher aud) nicht der für letzte Willene 
erflärungen vorgefchriebenen Förmlichkeiten 1. | 

Der Teftamentderecutor ift Mantatar des Erblaffers zu dem angegebenen Zweit 
und feine vedhtlihe Stellung zu den Erben und dritten Perſonen nad) der Analogie de} 
Mandats zu beurtheilen, welches jedoch daburd eine eigeuthümliche Geftaltung erhält, 
daß es erft mit dem Tode des Erblaſſers feinen Anfang nimmt ?, daß die Stellung 
des Teftamentserecutors eine felbftändige auf der erblafferifchen Verfügung beruhende if, 
nud daß er nicht etwa von den Erben entlaffen werben kann 3. Auch Die Srage, A 
der Teftamentserecutor für feine Mühewaltung ein Honorar beanſpruchen kaum, ijt nad 
ber Analogie des Mandats zu enticheiten. Iſt ihm ſchon vom Erblaſſer ein 
Belohnung ansgefegt worten, fo hat er nichts weiter mehr zu fordern und verlien 
diefe Belohnung, wenn er ſich der Vollziehung des erhlafferiihen legten Willens wid 
unterzieht, wenn nicht aus den Umftänden herworgeht, daß ihn der Erblaſſer im jedem 
Falle bedenken wollte. Die Verlaffenfchaftsausweije hat ber Teftamentserecutor mit ber 


Erben gemeinfhaftlicd zu erftatten (8. 164 des Gefeges vom 9. Aug. 1854). De 


Erblaſſer kann die Thätigkeit des Teftamentserecutors auch auf ein beftimmtes einzelne 
Geſchäft einſchränken. | 

Zur Verwaltung und PVertretung des Nachlaſſes ift der Teftamentsuollzieher ohn 
eine befondere daranf bezügliche Anordnung des Erblaſſers nur infoweit beredtigt, als 
diefe etwa eine nothwendige Conjequenz zur Vollziehung ber erblafferifchen Verfügungen 
find. Er kann daher werer für die Erbſchaft ald Kläger auftreten, noch von ben Erb 


Ihaftsgläubigern im engeren Sinne, noch von den Legataren belangt werben und zwar. 


auch von letteren deshalb nicht, weil die Stlage auf Zahlung der Legate nothwendiz 
die Anerkennung der Liquidität des Pegatsanfpruches enthalten müßte, ein foldes Er 
kenntniß aber nur gegen ven Erben erfließen kann, — ferner, weil es dem Zeftament« 
erecutor freifteht, anftatt die Anorbnungen des Erblaſſers felbft auszuführen, den Erben 
dazu zu betreiben (8. 816 a. E.). Es fteht ihm jedoch das Recht zu, den Erben anf 
Ausfolgung der zur Befriedigung der Legatare oder zur Beſtreitung fonftiger in feinem 
Wirkungsfreije erwacfenter Auslagen zu Klagen *. 





die Inſolvenz der Berlaffenihaft ſchon mwahr- 
fcheinlih war, die Bertheilung nicht crida- 
mäßig vorgenommen bat, ein Recht auf Erjat 
besjenigen Betrages, welcher bei der crida- 
mäßigen Bertheilung des Nachlaſſes auf fie 
mehr entfallen wäre. An der Dauer des Mo- 
ratoriums wird Dadurch nichts geändert. Das 
Moratorium wäre procefjualiih in derſelben 
Weiſe mie das Recht auf Herabminderung der 
Forderung (j. die Bemerk. zu 88. 799—808, 
Anın. 11) geltend zw machen Wenn dem 
Erben für den Fall, daß die Erbicaftsgläubi- 
ger nicht rechtzeitig die Eröffnung des Kon: 
curjes begehrei, geftattet wird, anftatt um Die 
Gröffnung bes Eoncurfes anzujuchen, jelbit die 
eridamäßige Bertheilung vorzunebmen, fo ift 
dabei an einfachere Fülle zu denken (j. Mot., 
S. 118 a. E.), in denen eine Vereinbarung 
ber Intereffenten leicht möglich ift. 

I Bgl. hierüber Unger, Erbredt, $. 27, 
Anm. 6, und über das Rechtsinftitut ber Te⸗ 
ftamentserecutoren im Nllgemeinen vor Allen 
Randa, Erwerb ber Erbidaft, ©. 72— 84. 


Nah 8. 4 des Ref. Entw. bat die Betellmy 
eines Tejtamentserecutore entweder in einem 
mit demſelben geſchloſſenen ſchriftlichen Ber 
trage oder in einer letzten Willenserklä— 
rung zu erfolgen. 

2 Bgl. Sintenis, III, $. 182, ©. 479 I; 
Arndts, 8. 504; Bering, ©. 472 jg., 826 if 

3 Vgl. Sintenis, IH, 8. 182, ©. 486. 

* Daß der Teftamentsererutor befugt ift, de 
Erben auf Ausjolgung Des zur Heimzablug 
der Yegatare nötbigen Fonds zu Tlagen, be 
ftreitet Randa, Erwerb der Sıbichaft, S. TB. 
Das Gegentheil ergibt fi jedenfalls für dei 
bermalen noch geltende öſterr. Recht aus IM 
Schlufßfabe des 8. 816. Denn kann een 
feiner Wahl, die Anordnungen bes Erblaſſers 
jelbft vollziehen, fo müjlen ibm vom Grit 
auch die Dazu erforderlihen Mittel zur DiP 
pofition geftellt werben. Anf die Frage Handel, 
a. a. O., Note *%*: „wer dem Erecutor 
Mandat gebe, fid) filr den Legatar in ben Ber 


mächtnißftreit einzulaffen?“ iſt wohl zu anf 


worten: ber Erblaffer, weldher durch Veftellung 


* 


— — 
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8. 818. 


WBas ber Erbe, che er zum Befige der Erbſchaft gelangen Tann, au Abgaben zn ent- 
Wien uud im Falle, daß fein Erblafier gegen dad Staatöärarinm in Verrechnung geitauden 
h Bierwegen anszuweiſen habe, darüber enthalten die politiihen Berordunngen die befondere 
Keigrift. 


Die Behtimmungen über bie von einer Erbſchaft zu entrichtenden Bermögens- 
agungsgebühren find ein Gegenſtand ver Yinanzgefeßgebung, gegenwärtig des 
fees vom 9. Februar und 2. Aug. 1850 (Nr. 50 und 329 R. . BL.) und der 
Ilreichen dazu erfloffenen Nachtragsverordnungen. Eine Zufanmenftellung der Ge⸗ 
be über die jog. frommen Legate gibt Michel, Handbuch, II, Nr. 1075—1104, und 
Be Zuſammenſtellung über bie Berlaffenfchaftsgebüihren überhaupt die Taſchenausgabe 
æ öfterr. Geſetze, Nr. 5 (Berfahren außer Streitfaden), S. 130 fg. (Wien 1860, 
lag von Friedrich Manz). 
KRüdfichtlih jener Perjonen, welche mit dem Staatsärar in Verrechnung geftanden 
b, beftimmt $. 156 des Gefeges vom 9. Aug. 1854, daß ihr Nachlaß ohne Zu- 
mung der betreffenden Behörden nicht eingeantwortet werben darf. Wenn bei einem 
Bilgerichte die Verlaſſenſchaft einer zum Militärftande gehörigen Perfon abzuhandeln 
‚ welche gegen das Militärärar in Rückſtänden geftanden fein kann, fo ift die Ein- 
fung der Gläubiger unter Beobachtung der Vorſchriften des Hof. vem 31. Dec. 
1 (3. ©. S., Nr. 549) mit Beitimmung einer Frift von ſechs Monaten von 
te wegen zu veranlaffen ($. 134 ebend.). Diefes Hofd. verordnet, daß folde 
icte dem Lanbesgeneralcommando zur weiteren Beförderung an das Armeecommanbo 
autbeilen find, welches die Hoffriegsbuchhaltung und die Finanzprocuratur davon in 
Antniß zu ſetzen hat. 
- Mach dem Heir. Norm. vom 10. Juni 1812, G. 2185, Hoffriegsräthl. Vog. vom 
April 1820, C. 1837, und 28. Juli 1841, H. 861, bat die Abhandlungsbehörde 
E dem Tode einer Officiersgattin, welche Eigenthümerin ver Heirathecaution war, um 
ken Erfolglaffung unter Anſchluß des Erlagscertificates einzufchreiten; war ber ver- 
bene Satte Eigenthümer ver Caution, fo gehört viefelbe zwar in die Verlaſſenſchaft, 
kb aber den Erben erft nach dem Tode der Witwe erfolgt. 





















8. 819. 
Bann die Erbihaft einyuantworten. 


Eobald uber die eingebrachte Erberflärung der rechtmäßige Erbe vom Gerichte erkannt 
w von bemfelben die Erfüllung der Verbindlichteiten geleiftet ift, wird ihm die Erbſchaft 
Ingeautwertet und die Abhandlung geſchloſſen. Uebrigens hat der Erbe, um die Uebertraguug 
28 Eigenthumes unbewegliher Saden zu erwirlen, die Vorſchrift des 8. 436 zu befolgen. 


Obwol der Erbe ſchon durch die dem Gerichte gegenüber abgegebene Erklärung, 
vie Erbſchaft anzunehmen, die Erbfchaft erwirbt (88. 799—808), fo wird er dennod) 
vor erfolgter Einantwortung in den meijten Beziehungen jo behandelt, als wenn ihm 
ber Nachlaß noch nicht gehören wilrde, und felbft wenn ihm die Verwaltung und Be- 
Butung des Nachlaſſes übertragen wurde ($. 810 A. b. G. B., 88. 43, 122, 127 
des Geſetzes vom 9. Aug. 1854), fo unterjcheidet ſich feine Stellung nur durd das 
& zuftehende Nutzungsrecht von der eines bloßen Verlaſſenſchaftscurators ($. 45 des 

. vom 9. Aug. 1854). Erſt durch die Cinantwortung geht der Nachlaß in das 









8 Teamentserecutors Vorforge treffen wollte, | des Legatars handelt, fo ift das hierüber er- 

bag Legatare, die ihre Rechte nicht gehörig zu | floffene Erkenntniß für dieſen nicht bindend; 

Witreten im Stande find, von dem faumjeligen | ebenfo wenig vermag der Yegatar auf Grund 

ober böswilligen Erben raſch ihre Befriedigung | dieſes Erkenntniſſes gegen den Erben oder 
Da Übrigens ber Teftamentsopoll- | Teftamentsvollzieher vorzugehen. 

eher in bem Legatöftreite nicht al8 Mandatar 


2 Rirgfetter, Eommentar. 2. Aufl. 26 
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freie Berfügungsreht des Erben über und wird der Erbe zugleih als folder 
legittmirt 1, | 

g Die grundbücherliche Einverleibung des Eigenthumsrechts oder anderer dinglicher 
Rechte kann von dem Erben nur bei der Abhandlungsbehörde angeſucht werben, melde, 
wenn die Einantwortung rechtskräftig iſt, zu bewilligen, und inſofern das unbewegliche 
Gut einem anderen Gericht unterfteht, dieſes um den Vollzug anzugeben hat (8. 177 
tes Sefeßes vom 9. Ang. 1854). Denjenigen, welchen in die öffentlichen Bücher ein 
getragene unbeweglihe Güter oder auf benfelben haftende Forderungen aus einer Ber: 
laſſenſchaft nit als Erben, fondern als Vermächtnißnehmern, oder durch eine währen 
ber Abhandlung an jie erfolgte Veräußerung zufallen, ift von der Abhandlungsbehörde 
auf ihr Anfuchen vie Beftätigung zu ertheilen, daß fie in bie öffentlichen Büchern alt 
Eigenthümer eingetragen werben können. Dieſe Vorjchriften find aud dann ana 
wenden, wenn die Abhantlungsbehörbe ihren Sig in einem Yande bat, wo Yanbtafeln, 
Stadt- und Grundbücher oder andere öffentliche Bücher diefer Art nicht beftehen, infe 
fern tie Erbſchaft foldhe mubemweglihe Güter und darauf haftende dingliche Rechte um 
fat, welche nach den Geſetzen des Ortes, wo die unbeweglichen Güter liegen, nur 
durh die Eintragung in das öffentlihe Buch erworben werden können (8. 178 bei 
Gefetes vom 9. Aug. 1854) 2. 


Zweiter Theil. Bon dem Sadenreäte. 


8. 820. 
Haftung ber gemeinſchaftlichen Erben. 

Mehrere Erben, welche eine gemeinfchaftliche Erbſchaft ohne dic rechtliche Wohlthat bed 
Inventariums angetreten haben, haften allen Erbſchaftsgläubigern und LXegataren, ſelbſt neh 
der Einantwortung, Alle für Einen und Einer für Alle. Unter fi) aber find fie wad Wer 
bältniß ihrer Erbtheile beizutragen ſchuldig. 


8. 821. 


Haben die gemeinfhaftlihen Erben von der rechtlichen Wohlthat des Inventarinns Ge : 
brauch gemacht, fo iind fie vor der Einantwortung den Erbichaftsgläubigern und Legatens : 
nad) dem 8. 550 zu haften verbunden. Nach der erfolgten Einantwortung haftet jeder Ein 
zeine ſelbſt für die die Erbſchaftsmaſſe nit überfteigenden Laften nur nadı Berhältniß feine -; 
Erbtheiles. 


Vgl. die Bemerk. zu den 88. 549 und 550, und 799—808, nad) Anm. 7. 


8. 822. 
Sicherheitsmittel der Gläubiger des Erben. 

Gläubiger des Erben können zwar das ihm angefallene Erbgut, aud) vor der au ihn er 
folgten Einantwortung, nit Verbot, Pfändung oder Bormerfung belegen. Cine folde Eiger 
ftellung kann jedod nicht anders, als mit dem ausdrüdlichen Vorbehalte ertheilt werben, Def 
fie den bei der Abhandlung der Verlaflenfhaft vortommenden Anſprüchen unnachtheilig am 


erit von Zeit der erlangten Einantwortuug wirkfam fein ſolle. 





I Bgl. Unger, Erbredt, $. 40. Conform 
mit der im 8. 1 Des Gef. Entw. über den Erb- 
ſchaftserwerb aufgeſtellten Beſtimmung, daß 
der Erbe mit dem Zeitpunkte des Erbanfalles 
in alle übertragbaren Rechte und Berbindlich— 
keiten Des Erblaſſers trete, bat dieſer Gefeg- 
entwurf auch Die Einantwortung des Nachlafjes 
befeitigt.. An Die Stelle derfelben bat nad) 
dieſem Sefeßentwurf (88. 12, 13, 41, 42) eine 
nur auf bejonderes Anjuchen gewiſſer Perſonen 
vom Grbfchaftegerichte auszufertigende Beur- 
kundung des Erbrechts zu treten. gl. bierzu 
Nanda, Erwerb der Erbſchaft, S. 35—38. 

2 8. 15 des bei den 88. 797, 798, Anm. 2 
cit. Gejeßentwurfes enthält die Beftimmung: 

„wer Erbe oder der Bermäctnißnchmer, 


"folge hinreichen.“ 


welcher die Uebertragung ber echte bes Cr 


lajfers in den öffentlihen Büchern bemirle 
will, bat der Grundbuchsbehörbe Die ihm ve 
dem Erbichaftsgerichte ertheilte Beurkundung 
vorzulegen. 

Wenn 08 fih jebod um pfandrechtlich fider 
gefiette forderungen bandelt, melde in bes 
Nachlaß eines Erblajjers gehören, der kein Ir 
geböriger ber Yänder ift, ın denen biefes Geick 
Wirkſamkeit bat, jo kann die Uebertragung 
Diejer forderungen in den öffentlichen Büchem 
auch auf Grund ſolcher Urkunden bewirkt wer 
den, welcde in dem Xande, dem der Erblaſſet 
angehört, zum vollen Beweiſe der Rechtsnach 

Bgl. hierüber Randa, Er⸗ 
werb der Erbſchaft, S. 40 fg. 


? 


j 
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Die Sicherftellung fann immer nur auf einzelne Verlaſſenſchaftsſachen und nicht 
uf das Erbrecht als ſolches (Hofd. vom 3. Juni 1846, J. ©. ©., Wr. 968), und 
am mit dem ausbrüdlichen, in 8. 822 bezeichneten Vorbehalte erwirkt werden. Unter 
dieſem Borbehalte find aber alle gewöhnlichen Sicherftellungsarten, mie Verbot, Segue- 
ration, Mobiliarpfändung, Pränotation und fogar die erecutive Pfanpredte- 
inperleibung ? auf unbeweglihe Gitter des Erblaffers zuläffig. 

Iſt die Sicherftellung auf ein unbeweglihes Gut zu erwirfen, jo hat fie in ber 
Irt zu erfolgen, daß vorerft die legtwillige Anordnung, auf welcher das Erbrecht 
eruht, und im alle der gefeglihen Erbfolge die Erberflärung in die öffentlichen 
Jücher eingetragen und fohin auf Grund der dag Recht des Gläubigerd begräudenten 
Irtunde das betreffende dingliche Recht einverleibt oder pränotirt wird (8. Pat. für 
Zihmen vom 22. April 1794, J. G. S., Nr. 171, $. 21)2. Soll die Eicher: 
tellung gegen einen auf feinen Pflichttheil beſchränkten Notherben erwirft werben, fo ift 
u unterſcheiden, ob fein Pflichttheilsanfpruh im gegebenen Tale tie Natur eines Erb» 
heile, Yegates ? oder einer Gelpforderung hat (vgl. die Bemerk. zu den 88. 783— 786). 
M er Erbe, fo bat er einen verhältnigmäßigen Anſpruch auf die ganze Berlajfen- 
chaft und es ift daher die Eicherftellung auf den ihm gebührenven intellectuellen An- 
heil zu bewilligen. Iſt er Legatar, fo kann die Sicherſtellung nur auf das ihm 
als Pflihttheil hinterlaffene Legat erfolgen. Hat er endlich blos einen Anſpruch auf 
Khfertigung mit einer dem Werthe einer beftimnten Quote der Verlaſſenſchaft ent- 
jſprechenden Geldſumme, fo fanı nur Verbot over Pfändung rüdfichtlid) dieſes An⸗ 
Ipruches ftattfinden ®. 

Weitergehende Anfprüce ftehen den Gläubigern zu im Falle der Eröffnung 
des Concurſes über das Bermögen des Erben. Nach eröffneten Concurfe ift die 
Glaubigerſchaft berehtigt, im Namen des Gemeinfchulpners Erbfchaften nit dem Bor- 
behalte der Rechtswohlthat des Inventars und Vermächtniſſe anzunehmen (S. 4 C. D.)®, 





I Obfig. Entid. vom 24. März 1858, 3. 
1808, Glaſer, Unger und Walther, II, Wr. 532; 
m 1. März 1859, 3. 1328, ebend. Nr. 739, 
ud vom 28. Mai 1861, 3. 3154, ebenb. 111, 
'%. 1333; von 14. Aug. 1866, 3. 7198 und 
142, Sztg. vom Jahre 1867, Nr. 1. Gegen 
den Subftitutionserben wurde mit Obſtg. Entſch. 
um 14. Aug. 1866, 3. 7281, Gerichtshalle 
wm Jahre 1867, Nr. 3, die Sicherftellung 
ver Eintritt des Subftitutionsfalles für unzu⸗ 
Uffig erflärt. 

! Bol. auch die Obfig. Entich. von 6. Mai 
1867, 3. 4215, Glaſer und Unger, I, Nr. 339. 

eine mit einem ſolchen Pfandrecht be: 

Realität vor erfolgter Einantivortung 
wit Bewilligung der Abhandlungsbehörde ver- 

. fo tft der Käufer nicht berechtigt, bie 
Leſchung beffelben anzufuchen. Obftg. Entf. 
dom 18. Nov. 1858, 3. 12557, Glafer, Unger 
und Walther, II, Wr. 667. — Da durd Art. IV 
Einf, Sei. zum Grundb. Gel. jene Geſetze, 
weiche Gegenftände bes Grundb. Gef. be- 
treflen, nur ſoweit außer Kraft geſetzt wurden, 
als fie durch das Grundb. Gef. geregelt wer- 
den, dies aber in Betreff diefer Beltimmung 
8.21 des 2. Bat. für Böhmen nicht der Fall 
iß, fo kann fie dur das Grundb. Gef. nicht 
alt aufgehoben gelten. Selbſtverſtändlich muß 
&er bie Urkunde, auf Grund deren bie Brä- 
Reation erfolgen joll, die durch 8$. 35 fg. 
7*. Geſ. vorgeſchriebenen Erforderniſſe be- 


u der Obſtg. Entſch. von 21. April 1863, 
2754, Glajer, Unger und Walther, IV, 
. 1695, wurde $. 822 auf Legatare liber- 
hanpt unanmwenbbar erflärt, weil bie Worte: 


„Erben, Erbgut und Einantwortung” eine Aus- 
dehnung auf Fegatare und Yegate nicht zulaffen. 
Dagegen findet fih in der Obftg. Entſch. vom 
16. Oct. 1863, 3. 6731, ebend. Nr. 1807, 
vom 6. Oct. 1863, 3. 6744, ebend. Nr. 1820, 
die völlige Sleichftellung bes Legatars mit bem 
Erben ausgefproden. 

4 Bol. Obſtg. Entih. vom 3. Sept. 1857, 
3. 8972, Glaſer und Unger, I, Nr. 482, vom 
14. Oct. 1862, 3. 6948, Glafer, Unger und 
Walther, IV, Nr. 1576, und vom 23. Oct. 
1862, 3. 7177, ebend. Nr. 1584. — Irrig 
f es, wenn Randa, Erwerb ber Erbichaft, 

. 33, unter Berufung auf das Hofd. vom 
26. Febr. 1819, I. G. S., Nr. 1548, die Be- 
bauptung aufftellt, daß die ©läubiger des 
Erben nah erwirlter Einantwortung auf bie 
ihm angefallenen, jebodh noch auf den Namen 
des Erblaſſers gefchriebenen unbeweglichen 
Güter feinerlei Sicherftellung erwirten können, 
und darauf den Vorwurf gegen das Geſetz ſtützt, 
daß die Gläubiger bed Erben vor der Einantwor- 
tung bes Nachlafjes an denfelben vortheilhafter 
geftellt feien, als nach der Einantwortung. Dies 
ft weder in bem cit. Hofd. noch in den von 
Randa hierfür cit. Obſtg. Entſch. vom 24. Juli 
1860, 3. 8682, Gʒtg. 1860, Nr. 149 u. 150 
auch nur im Entfernteften ausgejproden, jon- 
dern nur in den Gründen zur Entſcheidung der 
zweiten Inſtauz ganz ungerecdhtfertigter Weiſe 
als ein Schluß a cont. aus $. 822 A. b. G. B. 
hingeſtellt. ©. auch die Bemerl. des anony- 
men Einſenders dieſes Hechtsfalles in Nr. 150 
Gztg. 1860. 

5 Die Beftimmungen bes Ref. Entw. eines 
Geſetzes Über den Erbihaltserwerh Amt“ 


20* 
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Zweiter Theil. Bon dem Sachenrtchte 


8. 823. 
Erbiäaftsflagen. 
Auch nad erhaltener Einantwortung Tann der Beſitzuehmer von jenem, ber ein 
oder gleiches Erbrecht zu haben behauptet, auf Abtretung oder Theilung ber Erbſchaft b 
werden. Das Eigenthum einzelner Erbſchaftsſtücke wird wicht mit der Erbſchafts⸗, 


mit der Eigtuthumsklage verfolgt. 


8. 824. 
Birfung der Erbſchaftsklage. 

Wenn der Beklagte zur Abtretung der Verlaflenfchaft ganz oder zum Theil verh 
wird, fo find die Aufprücde anf die Zurüditellung der vou dem Beſitzer bezogenen F 
oder auf die Verglitung der von demfelben in dem Nachlaſſe verwendeten Koften nad j 
Grundfüten zu beurtheilen, welche in Rüdfiht auf deu redlichen oder unreblihen Beſitzer 
dem Hauptftüde vom Beſitze überhaupt feitgejett find. iu dritter redliher BVeſitzer iR 
die in der Zwifchenzeit erworbenen Erbftüde Niemandem verantwortlid. | 


Das Recht des Erben, Erbe zu fein, kann entweder thätlich verlegt w 
indem ihm Jemand Gegenftände der Erbſchaft, weil er felbft Erbe zu fein. kehaupkd 


oder ohne allen Rechtsgrund vorenthält, oder blos wörtlich beftritten werden. 


Rei 


röm. Recht fand nur im Falle der thätlichen Verlegung eine Klage, die Erbſchaftsklag 


(hereditatis petitio), ftatt 1. 


Das öfterr. Recht kennt auch eine Präjupicialklage | 


Geltendmachung des Erbrecht8 ohne vorausgegangene thätliche Verlegung, welde m 


„Die Gläubiger eines Erben oder eines 
Bermädhtnißnehmers können an den ihrem 
Schuldner durch Erbfchaft oder Vermächtniß 
angefallenen Bermögensgegenftänden ein Pfand» 
recht vor den Ablaufe von ſechs Monaten 
nad dem Gintreten des Erbfalles nur unter 
der Befchränkung erwerben, daß daſſelbe denjeni- 
gen gegenüber als nad) diefem Zeitraume erwor⸗ 
en gelte, welche an eben dieſen Bermögens- 
gegenftänden Pfandrechte zur Sicherftellung ber 
Anjprüce, die fie an den Erben als foldhen 
zu ftellen haben, erwerben‘ ($. 20. d. Gef. Entw.). 

„Die Gläubiger eines Erben ober eines 
Vermächtnißnehmers können an jenen ihrem 
Schuldner zugefallenen Gütern und Rechten, 
welche den Gegenftanb eines Öffentlichen Buches 
bilden, ein Pfandrecht erwerben, noch ehe bie 
grundbücherliche Eintragung ber Rechte ihres 
Schuldners folhe Urkunden beibringen, auf 
Grund deren minbdeftens die Vormerkung biefer 
Rechte erfolgen könnte, und wenn fie zugleich 
ihre Berechtigung zur Erlangung eines be- 
Dingten oder unbedingten Pfandredhts nach- 
weilen. Wenn zum Nachweife ber Rechtsnach— 
folge des Schuldners nur vormerlungsfähige 
Urkunden beigebracht wurden, fo wird das für 
bie Gläubiger erworbene Recht erft dann (aber 
doch wol mit Rückwirkung, indem ja fonft Die 
Bormerkung ihren Zwed nicht erreichen würde?) 
wirkfam, wenn entweder ihr Schulbner bie 
grundbücherliche Cinverleibung ſeiner Rechte 
bewirkt, oder wenn die Gläubiger bei ber 
Grundbuchsbehörde unter Vorlage ber vom 
Erbihaftsgerichte Über die Rechtsnachfolge ihres 
Schuldners ertheilten Beurkundung um bie 
Löſchung der aus der Mangelhaftigfeit der 
früheren Radmeifung fließenden Beſchränkung 
einfchreiten” (8. 24 d. Gef. Entw.). 








„Derjenige, welchem ein Erbtheil ober & 
Vermächtniß infolge ber Entſchlagung d 
Erben oder eines Vermächtnißnehmers zuf 
fann von den Gläubigern des fich Entjchlagk 
den, falls Diefer zablungsunfäbhig ift, 
die zur Zeit der Entjchlagung beftandenen F 
derungen bis zum Betrage des reinen Werl 
bes Erbtheiles oder bes Bermächtniffes bin 
einem Jahre nach ber Entſchlagung in Anfy 
genommen werden‘ ($. 25 d. Gel. Entw.). 

Bol. die mebrfach abweichenden Beftimmun 
des Entwurfes erfter Lefung und bierzu Rex 
Erwerb der Erbſchaft, S. 34, 35, 1 
144. Wenn Randa, a. a. DO, ©. 35, 
merkt, daß unter den Urkunden, auf @ 
deren die. Bormerlung der Rechte bes ( 
erfolgen kann, obne Zweifel an letztwill 
Anordnungen, Geburtszeugniſſe und wol « 
vor Geriht angenommene Erberllärungen 
benten jei, daß aber dabei Überfehen worbf 
fei, Daß nach dem Stande unferer Grunbbud 
gefeßgebung auf Grund folder Urkunden 
Bormerlung der Rechte de Erben nicht erfolge 
tönne, fo beruht biefe Behauptung fowel auf 
dem damaligen al8 dem gegenwärtigen Stel 
der Grumbbuchsgefehgebung in Anſehung wu 
legtwilligen Verfügungen und Erberfiä 
auf einen Verſehen, inden ja 8. 21 des 2. 
für Böhmen vom 22. April 1794 Diefe Urtnzh 
namentlich ale zur Einwirkung der grundbäder 
lichen Sicherftellung gegen den Erben geeigm 
bezeichnet. ©. über dieſe Beftimmung be 
8. Bat. oben Anm. 2. 

I Bol. Arndts, Beiträge zu verfchiebeme 
lehren des Kivilrehts und Civilproceſſe 
1. Heft (Bonn 1837), S. 26; BZimmermat 
im Civ. Archiv, XXIX (1846), ©. Mi 
Sintenis, III, $. 190, S. 580 fg., 587 fg. 
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. 
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zum Unterſchiede von ber Erbſchaftsklage die eigentlihe Erbrechtsklage 
fünnte 2. 

er bloße Streit um das Erbredt, die Erbrechtsklage, findet ftatt, wenn 
db der Diver der Verlaſſenſchaftsabhandlung widerſprechende Erberflärungen 
ht werten. In dieſem alle hat das Gericht zwar alle anzunehmen, aber nad) 
mung der Parteien zu entſcheiden, weldyer Theil gegen den anderen als Kläger 
eten hat, und ihm eine angemefjene Friſt zur Weberreihung der Klage zu be- 
t, bei deren Außeradıtlaffung mit der Verlaſſenſchaftsabhandlung ohne Rüdficht 
auf ben Rechtsweg verwiefenen Erbanfprücde vorzugehen ift (8. 125 des Geſetzes 
. Aug. 1854), und zwar bat der Teftamentserbe und gefeglihe Erbe gegen 
jen, welcher fein Erbrecht auf einen feiner Echtheit nach unbeftrittenen Erb⸗ 
ftügt, der Teftantentserbe gegen den Bertragserben, welder einen feiner Echt⸗ 
ch nicht beftrittenen Erbvertrag für fih hat, als Kläger aufzutreten, ohne daß 
: Richter auf eine Unterfuhung, ob der Widerfprud, der Echtheit gegründet ift, 
n darf. Stehen Erberflärungen teftamentarifcher oder gefegliher Erben unter: 
r im Wiverfpruche, fo entſcheidet der Richter nach freiem Ermeſſen, weſſen Erb- 
sprüche mehr Wahrfcheinlichkeit für fi) haben, und went demnad vie Rolle des 


en zufommt (8. 126 bed Öefetes von 9. Aug. 1854) ?. 


[. Unger, Erbredt, 8. 50. 
zen zwei datumloſe oder zwei Teftantente 
ıhem Datum vor, welche nebeneinander 
fönnen, fo bat berjenige, welcher nicht 
afrieden ift, daß beide nach 8. 715 auf: 
halten werden unb die Alleingültigkeit 
n Teftamentes behauptet, gegen Die in 
yeren Teftamente Bebachten ale Kläger 
ten. Unger, Berlaffenfchaftsabhaudlung, 
|, Anm. 14, und Erbredt, $. 50, 
Schwierigfeiten entftchen dagegen, 
ie nicht nebeneinander beftchen können, 
as einem und bemfelben ZTeftamente 
gleichnamige oder gleichſtehende Per- 
ieſelbe Erbeinjegung für fih in An: 
ehmen. Bgl. hierüber Unger, Erbrecht, 
A 4 


nm. 4. 
:jenige, über deſſen Rechtsnachfolge eine 
idung von dem Grbjchaftsgerichte er- 
vurde, bat für Jedermann als Erbe 
rmädtnißnehmer nach Inhalt derfeiben 
e zu gelten, als Die Beurkundung nicht 
entlihen Rechtswege entkräftet wird‘ 
d. Gef. Entw.). 
er ein Recht behaupten zu können glaubt, 
er vom Erbichaftsgerichte ertheilten Be— 
ing wiberftreitet, bat baffelbe wor bem 
gen Gerichte im ordentlichen Rechts— 
eftend zu machen” (8. 14, Abi. 1 d. 


ıtm.). 

ın die Rechtsnachfolge eines Erben oder 
zermächtnißnehmers nah den gemäß 
gegebenen Erklärungen, nach ben vor: 
n Beurtundungsgejudhen oder nach an— 
Barteienerflärungen beftritten erjceint, 
das Erbichaftsgericht, falls der Wider- 
nah Vernehmung der Parteien nicht 
wird, eine Frift zu beftimmen, inner— 
ren das Recht desjenigen, deſſen An- 
das Erbſchaftsgericht für beffer kegrün: 
ebt, vor dem zufländigen Gerichte im 
hen Rechtswege anzufechten ift, mibri- 
ie Beurkundung jeines Rechts ertheilt 
Die bewilligte Friſt fann unter An- 
5 ber Beftimmungen des $. 39 erfirebt 


werben; bie urfprünglich bemeffene und bie er- 
jtredte Friſt dürfen aber zufammen ben Zeit- 
raum von drei Monaten nicht überjchreiten 
($. 44 d. Gef. Entw.). 

„Wenn der Ausweis liber bie Einleitung 
bes Wechtäftreites bei dem Erbſchaftsgerichte 
nicht innerhalb Der dafür bewilligten Friſt ein- 
langt, fo fann um bie Ertbeilung der Beur⸗ 
fundung, welche durch die Berweifung auf ben 
Rechtsweg aufgehalten worden ift, eingejchritten 
werben. Diefe Beurkundung iſt zu, ertheilen, 
falls der Nachweis über die Einleitung des 
Rechtsſtreites nicht noch vor Ausfertigung ber- 
felben einlangt” (8. 45 d. Geſ. Entw.). 

„Auf das Geſuch um Ertheilung einer Be- 
urkundung ift, wenn Diefelbe mit einer vom 
Erbſchaftsgerichte bereits ertheilten Beurkundung 
im Widerfpruch ftehen würde, nicht eher einzu- 
geben, als bis diefer Wiberfpruh durch das 
llebereintommen der Parteien odeg durd ben 
Ausgang eines Nechtsftreites behoben erfeint 

8. 46 ej. Entw.) 


Diefe Beftimmungen wären fahgemäß "zu 
ergänzen durch Einweifung des muthmaßlichen 
Erben, welcher bie Beurkundung feines Erb- 
rechts noch nicht erlangt bat, in den propi- 
forifhen Beſitz des Nadlaffes, und durch 
Einführung des Rechtsmittels der Sequeftra- 
tion vor Beginn oder während ber Dauer bes 
Erbſchaftsproceſſes für den —* daß einem 
der Streittheile ſonſt die Gefahr eines uner⸗ 
ſetzlichen Verluſtes droht. Randa, Erwerb der 
Erbſchaft, S. 39-47. Unger, Gztg. 1867, 
Nr. 82, befürwortet die prov. Beſitzeinweiſung 
auch des bereits legitimirten Erben, wenn fich 
diefer nicht im factifchen Beſitze befindet. — 
Auch der buch den Ref. Entw. ganz zu be- 
leitigenbe 8. 126 des Kaif. Pat. vom 9. Aug. 
1 wäre vielmehr, wie Randa, a. a. O., 
S. 40, vorſchlägt, etwa dahin zu vervollftän- 
digen, daß der ın einem früheren Teftamente 
eingefeßte Erbe angemwiefen wird, gegen ben in 
einem fpäteren Teſtamente eingejegten, ber 
näher verwandte gelelice Erbe gegen ben 
entfernteren als Kläger aufzutreten. 


Zweiter Theil. Bon dem Sadenredte. 


Die Erbſchaftsklage geht ſowol gegen benjenigen, welcher felöft tie Erbfol 
für fih in Anfprud ninmt, als gegen denjenigen, welder chne allen Redtögre 
Sachen der Erbſchaft in Befig genommen hat. Beſitzt Jemand dagegen eine Sa 
der Erbſchaft ans irgendeinem Rechtsgrunde, welcher mit dem Erbrechte in fer 
Berbindung fteht, und behauptet er, auf eine andere Art das Eigenthum ober ben Bei 
einer Berlaffenfchaftsfache erworben zu haben, fo fteht er zu dem Erben in demſelb 
Berhältniffe, in welchem er zu dem Crblaffer ftehen würde, fein Befig ſteht ix 
Eigentum des Erblaſſers gegenüber, das Erbrecht des Erben kommt dann nur zufäl 
in Betracht und der Erbe hat daher mit der betreffenden dinglichen Klage aufzutrel 
(8. 823 a. &)%. 

Die Erbſchaſtsklage gebt felbftverftändlich auch gegen tie Erben des anmaplıd 
Erben, nicht auch gegen denjenigen, welcher einzelne Erbichaftsftüde von dem verma 
lichen Erben redlicher Weife erworben hat (8. 824 a. €.) 5, wohl aber gegen ten Küı 
ber ganzen Erbſchaft oder eines aliquoten Theiles verfelben ®. 

In dem während der ‘Dauer ber Verlaſſenſchaftsabhandlung bei vorfomment 
widerſprechenden Erberflärungen abzuführenden Erbredtsftreite hat der Kläger je 
relativ befferes Erbrecht nachzumeifen; in dem Streite um die Erbfhaft ſelb 
welcher nad) erfolgter Cinantwortung ftattfindet, hat der Kläger hingegen nachzuweiſt 
daß er wirflih Erbe iſt7; ein im Vergleich mit dem Beklagten beſſeres Erbredt 
zur Berurtheilung des Beklagten im Erbichaftsproceffe nicht genügend. Hätte ber Er 
laſſer 3.3. über feinen ganzen Nachlaß teftamentarifh verfügt und hätten bie em 
festen Erben die Erbſchaft erworben, fo müßte der nähere Inteftaterbe gegen ben cı 
fernteren, welcher fih im Beſitze einer Erbſchaftsſache befindet, mit feiner Klage aly 
wiefen werben und ver Beklagte hätte nur den Teftamentserben zu meichen. 

Der Kläger im Erbſchaftsproceſſe, welcher ein „Inteftaterbrecht geltend ma 
(88. 727—759), hat jedoch nur das ihn überhaupt zur Erbfolge berufende Verhältr 
zum Erblaffer zu erweifen und es liegt dem Beklagten ob, wenn er felbft ein nähe 
Inteſtaterbrecht beaniprucht, oder e8 von einem ‘Dritten erworben behauptet, ven Ro 
weis dafür zu liefern. Ebenfo wenig hat er zu ermweifen, daß feine legte Willer 
erflärung vorhanden oter die vorhandene ungültig fei, ſondern der Beklagte hat il 
das Borbandenfein einer gültigen legten Willenserklärung, werin er felbft, ober ı 
Dritter, ein Erbrecht erworben hat, einzumenden. Der Erbichaftsfläger, welder | 
auf eine letzte Willenserflärung beruft, hat jelbftverftänplic auch den Beſtand verfelt 
und den Inhalt derfelben, foweit er zur Begründung ver Klage nothmendig ift, zu 
weifen. Iſt die legte Willenserklärung ſchriftlich errichtet worden und die Urkunde nı 
vorhandeng fo wird biefer Beweis am einfachſten durch Producirung der Urkur 
geliefert. Iſt die Urkunde nicht mehr vorhanden, fo kann der Beweis des Inhal 
burd die Ausfage ber Teftamentszeugen, oder auf jene andere proceſſualiſch zuläff 
Art erwiefen werden ® Der Inhalt eines mündlichen Teftamentes kann nur durch 
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* Bol. Arndts, Beiträge, S. 31; Sintenis, 
III, 8. 190, ©. 540 fu. „Es tommt näm- 
lich in dieſer Beziehung gar nicht auf das 
Dbject des Befiges, fondern lediglich auf den 
Titel Des Beſitzes, alfo Darauf an, ob der Be- 
fiter bie einzelne Erbſchaftsſache titulo univer- 
sali als Gefammtnadhfolger, oder titulo singu- 
lari für fi) in Anjprud nimmt.” Unger, Erb- 
recht, 8. 50, Anm. 12. 

5 Die Faſſung des Schlußfahes des 8. 824 
ift zu eng, indem er fi nur auf Sadhleiftun- 
gen aus ber Erbſchaft bezieht, Dagegen bie 
offenbar ebenfalls hierher gehörigen Fälle ber 
Einräumnng von jurs in re aliena, Eingehung 
von obligatorifhen Verbindlichkeiten für bie 
Erbſchaft ꝛc. von Seite bes vermeintlichen 
Erben, oder Zahlungen, welche als folchen an 
ihn von Erbſchaftsſchuldnern geleiflet werben, 
ausgeſchloſſen wären. Entſprechender ift bie 
Faffung bes 8. 14, Ab. 3 des bei ven 88. 797, 


798 cit. Ref. Entiv. über den Erbfchaftsermer 
„Dritte Berfonen, welche im PBertrauen ı 
Die von Erbfchaftsgerichte ertheilte Beurka 
dung redlich gehandelt haben, können jedt 
nicht mebr in Anſpruch genommen werben 
Aber auch hier wird mit Unrecht aud d 
Iucrative Rechtsermerb gejhütt. Anders m 
Pr. L. R., I, 9, 8 496 und dem fädf. @ 
ſetzbuch, 8. 2322, deſſen Beflimmungen a 
ausreichendften find, Man vgl. Unger, Ve 
laffenihaftsabhanblung, S. 193, Nr. 3; Er 
nit, ©. 390; Randa, Erwerb der Erbide 
. 88, 


° Bol. Stubenrauh, 1. Aufl., II, 8 
2. Aufl., I, 1094; Unger, Erbrecht, $.5 
Anm. 8. 

7 gl. Unger, Erbredt, 8. 51, unb bie bai 
gehörige Anm. 1. 

8 Mar. Sintenis, 8. 190, Anm. 8, 6. 5% 
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Unsfage ber Teftamentszeugen erbracht werden. Der Probucent ber Urkunde hat 
Aberdies die Echtheit derſelben 10 und die Beobachtung ber üblichen Förmlichkeiten zu 
ierweifen. Dagegen hat nad) den allgemeinen Regeln über bie Beweislaſt der Gegner 
‚wie von ihm behauptete Ungitltigfeit der letzten Willenserklärung wegen ber Zeftir- 
Zaufühigfeit des Erblaffers, wegen der Erbunfähigkeit des eingefetten Erben, Unfähigfeit 
ber beigezogenen Teftamentözengen, Mängel ter Willenserflärung und fräter erfolgter 
hebung des Teſtamentes zu erweifen !1. 
| Der Umfang und Inhalt der Reftitutionspflicht des Beklagten richtet ſich 
Elanach, ob ber Klüger Erbe bes ganzen Nachlaſſes oder blos eines aliquoten Theiles 
befielben ift, und ob ber Beklagte Beſitzer des ganzen Nachlaſſes, oder eines aliquoten 
Theiles deſſelben over blos einzelner Verlaffenihaftsftüde if. Dem Univerfalerben hat 
er Bellagte alles herauszugeben, was er befitt, dem Theilerben blos ven ihm ge- 
hrenden Antheil. Hat fid) ver nichtbefibende Beflagte, um ben Kläger irre zu führen, 
af die Erbſchaftsklage eingelafien, fo haftet er dem Kläger für. allen daraus entftehen- 
dm Schaden (8. 377); hat er die ganze Erbichaft over Theile derſelben nach zugeftellter 
Blüge veräußert, fo ſind fie dem Kläger, wenn dieſer e8 nicht vorzieht, fid) an den 
Birflihen Inhaber zu halten, entweber zurüdzuverfchaffen ober es ift ihm der außer: 
Ä ihe Werth derſelben zu erſetzen (8. 378). 
Hantelt e8 fih um Herausgabe der ganzen Erbſchaft over einen mit Beziehung 
wi das Ganze beftimmten Theil derſelben, fo iſt dabei zunächſt die Nadylaßinventur 
er bei unbedingten Erberflärungen das eiveöftättige Vermögensbekenntniß (8. 114 bes 
beſees vom 9. Aug. 1854) zu Grunde zu legen. Es ſteht jedoch dem Kläger frei, 
FR Unrichtigfeit der Inventur oder Des eitesftättigen Vermögensbelenntniffes auf was 
mer für eine Art zu erweiſen und den Beklagten und auch dritte Perſonen, welche 
hricheinlicherweiſe von einer Verheimlichung von Erbſchaftsgegenſtänden Kenntniß 
‚auf Ablegung des Manifeſtationseides zu belangen (88. 219, 220 U. ©. O.) 12. 
Nah röm. Recht wurde zwar der veftitutionspflichtige Veflagte im Ganzen und im 
Mligemeinen nad) ben Grundſätzen der Eigenthumsklage behandelt. Jedoch kam die 
Erica nicht blos als eine Vielheit einzelner Rechte, fondern als ein Ganzes, als 
keine universitas, in Betracht, bei welder die Wantelbarfeit, das Ein- und Austaufhen 
pen Rechten, nalürlic ift, und e8 galt rüdfichtlich des für veräußerte Erbſchaftsſachen 
Seingegangenen Werthes, ſowie umgekehrt ritdfichtlid) der für die Erbſchaft angeſchafften 
Sachen etwas Abweichendes von der Bindication einzelner Sachen 1°. Der Beflagte 
he alles dasjenige herauszugeben oder abzutreten, was er mittelbar oder unmittelbar 
r Erbſchaft Gehöriges oder aus der Erbfchaft beſaß, insbefondere Sachen, deren 
ober auch nur Detention der Erblafjer hatte, was ein Erbſchaftsſchuldner gezahlt, 
= ** der Beklagte ſelber als Schuldner zu zahlen hatte, bie in Bezug auf erbſchaftliche 
—SGachen erworbenen Forderungen gegen Dritte, die für die Erbſchaft angeſchafften 
Eachen, oder ven durch Veräußerung von Erbſchaftoſachen erhaltenen Werth 142. Der 
- Beflßer in gutem Glauben fellte von rer Erbſchaft durchaus feinerlei Vortheile 
behalten, aber auch keinen poſitiven Schaden an ſeinem Vermögen erleiden. Er hatte 
deher nur fo viel zu reſtituiren, als er durch den Beſitz der Erbſchaft bereichert 
erſchien 18; Dagegen follte der unreblihe Befiter der Erbichaft nit nur gar feinen 


























"Bel. die Bemerf. zu ten 88. 584— 586 15 Consuluit Senatus bonae fidei posses- 
. sh Ann. 2 und Unger, Erbrecht, 8. 51, Anın.4. | soribus ne in totum damno afficiantur, sed 
1. Bgl. Unger, Erbrecht, 8. 51, Anm. 5. | in id duntaxat teneantur, in quo locupletio- 
dieſet iR auch anerkannt in der Obſtg Entſch. | res facti sunt. Quemcunque igitur sumtum 
m 24. Juli 1855, 3. 5920, Glaſer, Unger | fecerint ex hereditate, si quid dilapidave- 
md Baltber, III, Nr. y79. Dagegen findet | runt vel perdiderunt, dum re sua se abuti 
Rh in den Obſtg. Entfe. vom 17. Wai 1859, | putant, non praestabunt; nec, si donaverint, 

423, ebend. II, Nr. 793, und vom 4. Mär; locupletiores facti videbuntur, quamvis ad 
1867, 2. 1724, Glafer und Unger, I ‚Nr. 306, | remunerandum sibi aliquem natnraliter ob- 


der entgegengefehste Grundfaß ausacipreden. ligaverunt. Plane si dvrıdwpa ucceperunt, 
I Bgl. Unger, Erbredit, 8. 51. dicendum est, eatenus locupletiores factos, 
Bol. Unger, Erbrecht, 8. 52, Anm. 1. quatenus acceperunt, velut genus quoddam 
u Bgl. Arndts, Beiträge, ©. 64 fg. hoc esset permutationis 1. 25. 8. 11 D. de 


Br. Arndts, Pandelten, $. 533, Ann, 1. ! hered. petitione (5. 3). 





403 Zweiter Theil. Von dem Gadenreäte. 


Bortheil behalten, ſondern alles reftituiren, was dem Erben durch die urrechtliche An 
maßung der Erbfchaft entgangen ift, und er hatte vom Anfange feines Befſitzes au 
für dolus und culpa zu haften und nad Anftellung der Klage ſelbſt ven casus zu 
tragen 1°, 

Das äfterr. Recht enthält eine ausprüdliche Beftimmung nur rüdfichtlid der An- 
ſprüche des Erbſchaftsklägers auf Zurüdftelung der vom Befiter bezogenen Früchte, 
und der Gegenanfprüche des Bellagten auf Vergütung des von ihm auf die Crbiceft 
gemachten Aufwandes, welche Anſprüche nad) den Grundſätzen über tie Kigenthume 
lage (88. 330 fg.) beurtheilt werden ſollen. Es kaun fomit der Fall jein, daß be 
Beklagte eine Bereicherung aus der Erbfchaft zieht, wenn er noch unverzehrte Tyrüdte 
befißt (8. 330), oder einen Berluft erleidet, wenn er einen Aufwand gemacht bat, der 
ihm nicht zu erfegen ift (88. 331, 332) 17. Im Uebrigen, nämlich was die Reftitution 
bes Stammes der Erbſchaft anbelangt, dürften auch nad öfterr. Recht die Grundſäte 
bes röm. Rechts, als der Natur der Sache am meiften entfpredhend, zur Anwendung 
tommen 18, obgleich es im heben Grave zweifelhaft bleibt, ob nicht das Geſetz turd- 
aus die Grundſätze Über die Eigenthumsklage zur Anwendung gebracht wiſſen will 1, 

Während der Dauer des Erbfchaftsftreites fünnen die Erbfchaftsgläubiger und 
Tegatare ihre Anſprüche ſowol gegen den Erbſchaftskläger als gegen den Beliger ter 
ganzen Erbſchaft oder eines aliquoten Theiles derſelben geltend machen 2°, 

Das zwifchen ven Erbeompetenten erfloffene Urtheil äußert wie jedes andere Ur. 
tbeil feine Wirkungen nur auf die Streittheile und es find daher die Yegatare, wenn in 
dem zwiſchen ven Teſtaments- und Inteftaterben durchgeführten Rechtöftreite das Zefa 
ment als ungültig erklärt wurde, nicht deshalb allein fhon gehalten, die Ungültigkeit 
bes Teftamentes anzuerfennen, fondern fie können demungeachtet ihre Legatsanſprüche 
gegen den im Erbftreite als Sieger hervorgegangenen Inteftaterben mit Erfolg geltend 
machen, wenn es ihnen gelingt, die Gültigkeit des Teftamentes, oder doch der bie Legate 


enthaltenden Berfügungen nachzuweiſen 21. 





16 Bol. Arndts, Beiträge, S. 62 fg. 

17 Bol. Unger, Erbredt, $. 52, Anm. 10. 
Auh 8. 12, Abſatz 2 des bei den 88. 797, 
798, Anm. 2 cit. Geſetzentwurfes ſtimmt mit 
8.824 A. b. G. 2. überein: „Wenn infolge 
beffen (bes Erbrechteftreites) die Beurkundung 
entfräftet wird, fo find die Berhältniffe unter 
ben Streittheilen nah den Beftimmungen 
dee A. 6.8. B. Über den redlichen und 
unrebliden Befit zu beurtheilen.“ 

18 Vgl. auch Unger, Erbredt, 8. 52, ©. 239. 

19 Für die Anwendung ber Beftimmungen 
bes ram. Rechts fprechen deſſen innere Vorzüge 
und der Umſtand, daß Das öfterr. Gefe eine 
ausdridliche Beftimmung nicht enthält, — für die 
Anwendung ber Beftimmungen über die Eigen- 
thumsklage läßt fich geltend machen, daß nicht 
anzunehnien jet, daß das Geſetz rüdfichtlih der 
Anfprühe auf die Früchte von Seite des 
Klägers und ber Gegenanſprüche von Seite 
des Beklagten andere Grundfähe al® über bie 
Neftitution der Hauptſache anfftellen mollte, 
und daß $. 824 dies als felbfiverftändlich vor- 
ausſetze. 

20 Vgl. Unger, Erbrecht, 8. 53. Dagegen 
fehlt es für die Behauptung Unger8 a. a. O., 
daß der Erbſchaftskläger nicht mittels ber erb- 
ſchaftlichen inzelllagen die im Nachlaſſe ent- 
baltenen Gegenftände von dem Erbichaisbefißer 
einzeln und nacheinander fordern könne, jon- 
bern verhalten werden könne, mit ber Erb- 
ihaftsflage als Gefammtllage die Herausgabe 
des ganzen Nachlaſſes auf einmal zu fordern, 


nad öſterr. Recht an jedem geſetzlichen An: 
haltspunkte. 

21 Bgl. auch Unger, Erbrecht, 8. 51 ned 
Anm. 6, welcher jedoch der Anſicht iſt, daß bee 
Legatare die ihnen zugedachten Vermächtniſſe 
auch von dem im Erbſtreite unterlegenen Te 
ftamentserben verlangen können, was beahalb 
unrichtig ift, weil nur der, der wirklich Erbe 
geworben, und nicht derjenige, welcher bloß dar- 
nach geftrebt hat, es zu werden, mit ber Ent: 
richtung von Vermächtniſſen befchiwert werden 
kann und auch die Intention bes Erblaſſer 
offenbar nur die fein kann, dem — 
Erben für den Fall der wirklichen Erlangung 
der Erbſchaft bie Werbinplichkeit aufzuerlegen 
einen Theil davon anderen Perfonen zu über 
laffen. In dem von Glaſer, I, Rr. 130 mil 
getheilten Rechtsfalle (auf den ſich Unger, Erb 
recht, $. 53, ©. 247, Aum. k beruft) wat, 
wie aus den oberftgeridhtlichen Gntfepeidun 
gründen hervorgeht, der im Erbftreite ſachfällg 
gewordene Teftamentserbe zugleih auch Mit: 
inteftaterbe. Nah röm. Recht (vgl. Ungen 
Erbredt, $. 53, Anm. 7; Wegell, Tivilprocch 
8. 47, ©. 523; Windſcheid, I, $. 132; Bau 
gerow, I, $. 173, S. 286, 3.6 0. €) # 
das zwifchen dem Teſtaments⸗ und Inteflel 
erben iiber die Gültigkeit des Teſtamentes ge 
fällte Urteil auch für die Bermächtnißnchme! 
bindend, was fi jedoch aus dem nad röM. 
Recht den Legataren zuftehenden Rechte räd- 
fichtlich der ihnen obliegenben Pflicht der Pre’ 
ceßintervention erflärt. 
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Sechzehntes Hanpiſtück. 
Von der Gemeinſchaft des Eigenthumes und anderer dinglichen Rechte. 


8. 825. 
Urfprung einer Gemeinſchaft. 
Essft bad Eigentkum der nämlichen Sade sder ein und bafielbe Recht mehreren Per⸗ 
ungetheilt zulommt, beficht eine Gemeinfhalt. Sie gründet fig anf eine zufällige Er- 
‚anf ein Gefetz, auf eine letzte Willenserklärung oder auf einen Vertrag. 


8. 826. 


Nach Berfcgiebenheit der Quellen, and denen eine Gemeinſchaft entipringt, erhalten auch 
ke echte uud Pflichten der Theilgaber ihre nähere Beſtimmung. Die beionderen Vorſchriften 
ber eine durch Vertrag entfichende Gemeinfchaft der Güter find in dem ſiebennndzwanzigſten 
ſanptſtüce enthalten. 





8. 827. 


Wer einen Antheil an einer gemeinſchaftlichen Sache anfpridt, der muß fein Recht, 
enn es von deu übrigen Theilnehmern widerſprochen wird, beweifen. - 


8. 828. 
Gemeinſchaftliche Rechte ber Theilbaber. 


Solange alle Theilhaber einverftanden find, ftellen fie une Eine Perſon vor, und haben 
ws Reit, mit der gemeinihaftliden Sache nad Belieben zu falten. Sobald fie uneinig 
ab, ann kein Theilhaber in der gemeinfhaftlihden Sade eine Veränderung vornehmen, wo⸗ 
me über ben Antheil des Anderen verfügt würde. 


8. 829. 
Rechte des Theilhabers auf feinen Antheil. 


Jeder Theilhaber ift volfftändiger Eigenthümer feines Antheiles. Infofern er die Rechte 
kiner Ritgenoſſen nicht verlett, Tann er benfelben oder die Nutzungen davon willlürlich uud 
wahhängig verpfänden, vermadhen oder fonit veräußern ($. 361). 


Im Allgemeinen gelten vom Miteigentyum ! — und was vom Eigenthum gilt, 
fadet auf dingliche Rechte überhaupt Anwendung — biefelben Regeln wie von dem 
Uleineigenthum (8. 829), jedoch mit der im Begriffe des Miteigenthumes gelegenen 
deſchrankung, daß nad aufen hin nur der übereinfiimmende Wille aller Miteigen- 

die Sache felbft berechtigen oder verpflichten kann, und nad innen hin jeder 
igenthüner das Berbietungsrecht gegenüber ven felbft von allen Miteigenthümern 
Wegenommenen Dispofitionen über Die Sache hat (8. 828)2. Auch über die Erwerbung 
WM Miteigenthumsredhts gilt nichts Beſonderes (8. 825). Eine Mopification erleiden 
Ve allgemeinen Grundſätze über das Miteigentbum, wenn es auf einem Gejellichafts- 
Wetrage beruht, wo dann, je nachdem ber Gejellihaftövertrag ein gewöhnlicher, auf 
wmeinfchaftlichen Erwerb gerichteter Vertrag ift, die 88. 1175—1216, bei Hanbels- 





I Bel. über ben Bee befjelben die Be» | fehes‘ neben zufälligen Ereignungen , legten 


Bel, zu ben 68. 357—361. . ®illenserflärungen und Berträgen ale Duellen 
Bgl. Pagenſtecher, Die röm. Lehre vom | des Miteigenthumes. Vgl. die Bemerk. zu den 
Eipent um (Heidelberg 1857), I, 25, 26. 88. 859 und 860. 


Unpaffendb ift die Aufzählung bes „Ge- 
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gefellichaften die Beftimmungen des Handelsrechts, bei Verträgen über Gütergen 
zwifchen Ehegatten die Beitimmungen über das ehelihe Güterrecht und insbeſo 
88. 1233— 1241 zur Anwendung kommen ($. 826). 


8. 830. 

Jeder Theilbaber ift befugt, anf Ablegung der Rechnung und anf Bertheilung 
trages zn dringen. Cr Tann in der Regel aud die Aufhebung der Gemeinfchaft ı 
boch nicht zur Unzeit oder zum Nachtheile der übrigen. Er muß ſich daher einen 
ſtänden augemeflenen, nicht wohl vermeidlichen Aufſchub gefallen Iafien. 


8. 831. 

Hat fih ein Theilhaber zur Fortſetzung der Gemeinfhaft verbunden, jo Tann 
vor Verlauf der Zeit nicht austreten; allein biefe Verbindlichleit wird, wie andere 
tichteiten, aufgehoben, nnd erfiredt fi nit anf bie Erben, wenn biefe wicht ſelbſt 
gewilligt haben. 

8. 832. 

Und die Anordnung eines Dritten, woburd eine Sache zur Gemeinfchaft beftin 
muß zwar von den erften Theilhabern, nicht and von ihren Erben befolgt werb: 
Verbindlichkeit zu einer immerwährenden Gemeinfhaft Tann nicht beftehen. 


Bol. vie Bemerk. zu den 88. 1198—1200, und 1205 - 1213. 


8. 833. 
Rechte der Theilbaber in ber gemeinſchaftlichen Sache: 1) In Rüdficht des Hauptſtammes. 
Der Beſitz und die Verwaltung der gemeinfchaftliden Sade Tommt allen Th 
indgefammt zu. In Angelegenheiten, welche nur die ordentliche Verwaltung nnd | 
des Hauptftammes betreffen, emticheidet Die Mehrheit der Stimmen, welde nidt 
Berfonen, fondern nad; Verhältniß der Autheile der Theiluchmer gezählt werben. 


8. 834. 


Bei wichtigen Veränderungen aber, welche zur Erhaltung oder befieren Benni 
Hanptftammes vorgefchlagen werben, lönnen die Weberftimmten Sicherſtellung für 
Schaden oder, wenn diefe verweigert wird, den Austritt aus der Gemeinſchaft verlt 


8. 835. 


Wollen fie nicht andtreten oder gefhähe der Austritt zur Unzeit, fo fol das 2 
Schiedsmann, oder, fofern fie fi darüber nicht einhellig vereinigen, der Richter en 
ob die Veränderung unbedingt oder gegen Sicherftellung ftattfinden ſoll oder midi 
Arten der Entiheidung treten and bei gleichen Stimmen der Mitglieder ein. 


8. 836. 


Iſt ein Verwalter der gemeinfchaftlihen Sade zu beitellen, fo entſcheidet üb 
Auswahl die Mehrheit der Stimmen, und in deren Abgang der Richter. 


8. 837. 


Der Verwalter des gemeinfhaftlihen Gntes wird als ein Machthaber angefchen. 
einerfeit8 verbunden, ordeutlihe Rechnung abzulegen, andererjeitö aber befugt, alt 
gemachte Andlagen in Abrehunng zu bringen. Diefes gilt and in dem Falle, daß ec 
genofie ein gemeinihaftlihes Gut ohne Auftrag der übrigen Theilnehmer verwaltet. 


8. 838. 


Wird die Verwaltung Mehreren überlafien, fo entiheibet and umter ihnen bi 
heit der Stimmen. 


Dgl. die Bemerk. zu den 88. 1187—118R 


H 
r 
. 
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Bei Angriffen von Seite eines Dritten auf das mehreren Perfonen genteinjame 
Vingliche Recht ift jeder dadurch an feinem intellectuellen Antheile verlegte Theilhaber 
berechtigt, die zum Schutze biefes dinglichen Rechts dienenden Rechtsmittel zu ergreifen, 
shue daß er hierzu der Zuftimmung der übrigen bebarf, indem er felbft mit Willen 
berfelben an feinem Rechte nicht beeinträchtigt werben darf. Es ftehen daher jedem 
Miteigenthümer für fich die verfchievenen poffefforifchen Rechtsmittel und bie actio 
zegatoria zu. Umgekehrt ift es nicht nöthig, daß derjenige, welder an einem jus in 
ro aliena, das ihm auf die mehreren Perfonen gemeinfame Sache zufteht, nur von 
üsem cher mehreren Miteigenthümern geftört wird, auch die übrigen Miteigenthiimer 
mit der actio confessoria belange !. 


8. 839. 
Rechte der Theilhaber in ber gemeinihaftliden Sache: 2) Der Ruyungen unb Laflten. 

Die gemeinſchaftlichen Nutzungen und Laften werben nad Verhältniß der Antheile and- 
ſeneſſen. Im Zweifel wird jeder Antheil gleich groß angefehen; wer das Gegentheil be: 
uptet, muß es beweifen. 

8. 840. 

DOrbentliher Weife find die erzielten Nutzungen in Natur zu theilen. Iſt aber dieſe 

iertbeilungsart nicht thunlich, fo ift Jeder berechtigt, anf bie öffentliche Feilbietung zu 
ringen. Der gelöfte Werth wird ben Theilhabern verhältnißmäßig entrichtet. 


Bgl. die Bemerk. zu den 88. 1192—1200. 


8. 841. 
Rechte der Theilhaber in ber gemeinfhaftliden Sade: 3) Der Theilung. 

Bei der nach anfgehobener Gemeinſchaft vorzunehmenden Theilung der gemeinihaftlidhen 
Badge gilt Teine Mehrheit der Stimmen. Die Theilung muß zur Zufriedenheit eines jeden 
Beggenofien vorgenommen werden. Können fie nicht einig werden, fo entiheidet das Loss 
wer ein Schiedsmann, oder, wenn fie ſich über die Beftimmung der einen oder anderen 
Beier Eutſcheidnngsarten nicht einhellig vereinigen, der Richter. 


8. 842. 


Ein Schiedsmann oder der Richter entfheidet and, ob bei der Theilung liegender Gründe 
Ser Gebande ein Theilgenofle zur Benutzung feines Autheiles einer Servitut bedürfe und 


mier welder Bedingung fie ihm zu verwilligen fei. 





Bl. Roh, Sommentar, I, Thl. 2, ©. 
3 fg., Anm. 5. Das von einen, ober gegen 
men Miteigenthümer erftrittene Urtheil be- 
findet jedoch nur Recht zwifchen den PBroceß- 
outeien und nicht auch gegen bie Übrigen Mit- 
mthlmer. Kann das in Anſpruch genom: 
Bene dingliche Recht blos in Anfebung be: 

ter intellectueller Antheile ber Sache aus: 
werden, wie 3.3. das Pfandrecht, der 
s&ructus, fo wird durch das Urtheil nur 
ber intellectuelle Antbeil an der Sache afficirt, 
Weiher bem im Proceß aufgetretenen Mit⸗ 
Meuthlimer gehört. Handelt es ſich Dagegen 
um eine untbeilbare Serpitut —— die Bemerk. 
m 8.472) auf die gemeinſame Sache, fo wird 
im Intereſſe bes Servitutsberechtigten gelegen 
‚ immer fämmtliche Miteigenthiimer zu be- 

‚ weil bei feparater Durchführung bes 


Brocefies ber Verluſt des Proceſſes gegen einen‘ 


gen, menn dieſer Einſprache erhebt, ihm 
wi die Ausübung ber Servitut gegen bie 


lebrigen unmöglih macht. Nah röm. Recht 
(1. 4. 88. 3, 4 D. si servitus vind. [8. 5]) 
begründet das gegen einen Miteigentbiimer er» 
floffene Urtbeil wegen ber Untbeilbarfeit bes 
abgeurtbeilten Rechts auch bie exceptio rei 
judicatae gegen die übrigen Miteigenthilmer. 
Vgl. Vangerow, I, 286, $. 173, Anm. 1; 
Winpfcheib, I, $. 132 a. E.; Wetzell, Eivil- 
proceß, 8. 47, S. 522. Allein daß biefe Wir- 
fung des Urtheiles keine nothwendige ift, wirb 
auch nach röm. Recht in Anfehung ber Servi— 
tut, das Waffer auf das benachbarte Grund 
ſtück binüberzuleiten, anerkannt (1. 6. $. 1, 
1. 11. 88. 1,2 D. de aqua [39. 3]). Fire 
öfterr. Recht Tieße fih eine folhe Ausdehnung 
ber except. rei jud. über ihre natürlichen 
Grenzen nur bann rechtfertigen, wenn biefe 
wirklich eine nothiwendige Folge ber Untheil 
barfeit des Streitgegenftandes wäre. Bgl. aud) 
die Bemerk. zu $. 19. 
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$. 843. 


Kann eine gemeinſchaftliche Sache entweder gar nicht oder nicht ohne beträchtliche Ver⸗ 
minderung des Werthes getheilt werben, fo ift fie, uub zwar wenn auh nur Ein Theilgenoſſe 


eö verlangt, vermittelft gerichtlicher Feilbietung zu verlaufen nub der Kauffchilling unter bie | 


Theilhaber zu vertheilen. 


Der Miteigenthümer, welcher vie gerichtliche Feilbietung gegen ven Willen ve 
übrigen erwirfen will, hat dieſes fein Recht mitteld Klage, welche gegen alle renitiren 


den Miteigenthümer zu richten ift, geltend zu machen und in berfelben fein Miteigen 


thumsrecht und ben Umftand, daß die Sache entweder gar nicht oder doch nicht ohme 


beträdhtlihe Verminderung des Werthes getheilt werden Tann, zu erweifen, vie Feil 


bietungsbebingniffe anzugeben, nad) welchen bie gerichtliche Feilbietung ftattfinden jel, 
und fein Begehren dahin zu ftellen, die gemeinſchaftliche Sache fei auf gemeinfchaftlihe 
Koften im Wege der freiwilligen ! gerichtlichen Yeilbietung nad den der Klage ange: 
fchloffenen Feilbietungsbebingnifien zu verfteigern und das Meiftgebot unter die Mit: 
eigenthümer nach Verhältniß ihrer Antheile an der gemeinfchaftlihen Sache abzüglich 
ber auf dem Antheile eines jeden haftenden Yaften zu vertheilen.. Auf Grund tet 
rechtöfräftigen Erkenntniſſes fteht e8 dann jeden Miteigenthüner, auch ven Bellagten, wenn 
mittlerweile der Kläger feinen Willen geändert haben fellte, frei, die freiwillige gerict- 
liche Berfteigerung der ganzen Sache anzuſuchen, und es wird dann ber nad) 8. 269 
tes Geſetzes vom 9. Aug. 1854 erforderliche Nachweis tes Alleineigenthumes burb 


Borlage des rechtskräftigen Erkenntniſſes erjett ?. 





I Anderer Meinung ift Limbek, „Bemer⸗ 
tungen über die Aufhebung ber Gemeinfchaft 
bes Eigenthumes und anderer dinglichen Rechte‘ 
in Haimerl'e Magazin, X (1854), 323 fo., 
welcher die Anficht vertheidigt, daß Die gericht- 
liche Feilbietung eine erecutive fei, nach ben 
Vorſchriften ber Gerichtsorbnung ($. 322 fg. 
A. 5. O.) anzufuhen und vorzunehmen fei 
und beren Rechtswirkungen nach ſich ziehe, von 
welcher Aufiht auch die Obſtg. Entf. vom 
14. Jan. 1863, 3. 64, Glafer, Unger und 
Walther, IV, Pr. 1640, ausgeht. Es fett 
jedoch die in ben 88. 322 fg. a G. ©. vor- 
gefehene Erecutionsführung auf ein liegenbes 
Hut wefentlih voraus, daß der Verkauf zum 
Zwede ber Kealifirung eines dem Erecutions- 
führer gegen ben Erecuten zuſtehenden obli- 
gatorifhen Anſpruches ftattfindet. Der 
Miteigenthiimer, welcher auf Yeilbietung ber 
gemeinfamen Sache bringt, verlangt jedoch 
durchaus feine perſönliche Peiftung von ben 
übrigen Theilhabern, zu deſſen Realifirung ibm 
bie Einverleibung bes erecutiven Pfandrechts 
auf die gemeinjame Realität bemilligt wer: 
ben fönnte, und es erweiſen ſich baher bie 
eitirten Paragraphen der A. ©. O. bier un- 
anwendbar. Vgl. auch die nachfolgende An- 
merfung. 

2 In dem von S. A. in B. in Haimerl’s 
Magazin, XII (1856), 188 fg. mitgetheilten 
Rechtsfalle wurde das Begehren dahin geftellt, 
die Realität fei auf gemeinſchaftliche Koften 
nah vorläufig vorzunehmender gerichtlicher 
Schätung, deren Bornahme anzujuchen jedem 
Miteigenthiimer freigeftellt fei, auf Anfuchen 
auch nur Eines Miteigenthümers mittels ge- 
richtlicher Feilbietung nady ben in ber lage 
enthaltenen Weilbietungsbebingniffen zu ver- 


faufen und der Kauffilling unter fie in ber 
Art zu vertheilen, daß jeder Miteigenthümer 
den auf ihn entfallenden Antheil (abzüglich ber 
baftenden Schulden) zu erhalten babe. Diefem 
Begehren wurde von ber erften und zmeiten 
Inftanz unter Verwerfung ber Feftfekung 
der Feilbietungsbedingniffe flattgegeben. Rat 
Rechtötraft bes Urtheiles erwirkten Die Beklagten 
bie bücherliche Einverleibung befjelben, die Ab 
ſchätzung der gemeinfchaftlihen Realität un 
verlangten Die Feilbietung nach den von ihnen 
jelbft gebildeten Feilbietungsbedingniſſen. Alt 
diefe Schritte wurden von ihnen als erecr- 
tive bezeichnet und die Sabgläubiger won ber 
angeordneten Feilbietung verftändigt. Gegen 
biejen Feilbietungsbeſcheid ergriffen der äger 
und ein Sabgläubiger ben Recurs. Erſterer 
wegen Unvortbeilbaftigleit ber Feilbiemngt⸗ 
bedingniſſe; letzterer focht Die Keilbietung felht 
in ihrer Eigenſchaft als erecutive und bie ba 
nad) eingerichteten Verkaufsbedingniſſe an. Bel- 
ben Recurfen wurde in ber Hauptfadhe ftatt 
gegeben und insbefondere Die vom Gläubiger 
angefochtene Bezeihnung der Feilbietung alt 
erecutive in gerichtliche (freiwillige) um 
geändert, und der Abjah 2 der a 
ebingniffe, welcher früher dahin gelaute 
hatte, das Gut fei bei ber britten Tagfahrt 
auh unter dem Schätzungswerthe hintanzı’ 
geben, dahin abgeändert, „Daß das fragliche 
Reale erft bei der dritten Feilbietungstagfaht 
unter dem erhobenen Schätzungswerthe, allein 
nicht unter dem Betrage hintanzugeben 
fei, der zur Dedung fämmtlicher Anjprüde 
ber Tabulargläubiger und ſonſtigen büder 
lichen Lajten erforberlicd fei, weil außer dem 
Falle einer executiven Veräußerung ber Er 
fteiger jeberzeit verbunden exfcheine, DER 
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8. 844. 


Servituten, Grenzzeichen und die zum gemeinfhaftlihen Gebranche nöthigen Urkunden 
ib feiner Teilung fähig. Die Grundbienftbarleiten Tommen allen Theilhabern zu flatten. 
te Urkunden werben, wenn fonft nichts im Wege fteht, bei dem älteften Teilnehmer nicder- 
fest. Die übrigen erhalten auf ihre Koften beglanbte Adichriften. 


8. 845. 

Bei Thellungen der Grundftüde müflen die gegenfeitigen Grenzen nad Verſchiedenheit 
u Lage durch Säulen, Grenzfteine ober Pfähle auf eine deutliche und unmwanbelbare Art 
geiguet werden. Flüſſe, Berge und Straßen find natürliche Grenzen. Um ben Betrug 
w Irrthum zu entfernen, ſollen in die Steine, Säulen oder Pfähle, die wirflih zur Mar⸗ 
ing dienen, Krenze, Wappen, Zahlen oder andere Zeichen gehauen oder Darunter eingegraben 
erden. 


8. 846. 


Ueber die gemachte Theilung find Urkunden zu errichten. Ein Theilhaber einer unbeweg- 
en Sache erhält auch erſt dadurch ein dingliches Recht anf feinen Antheil, daß die darüber 
wigtete Urkunde den öffentlihen Büchern einverleibt wird (8. 436). 


8. 847. 


Die bloße Theitnng was immer für eines gemeinſchaftlichen Gutes lann einem Dritten 
itht zum Nachtheile gereichen; alle ihm zuſtehenden Pfand-, Eervitut: und andere dingliche 
Ishte werben nach wie vor der Theilung ausgeübt. Auch perſönliche Rechte, die einem 
ritten gegen eine Gemeinſchaft zuftehen, baben ungeachtet des erfolgten Austrittes ihre 


arige Kraft. 


Tabularftanb ohne —— auf ben Meift- 
e u übernehmen‘ (8. 443 X. b. ©. B.). 
Oberften Gerichtähofe che über den 
viren Recurs des Miteigenthiimers, welcher 
ie Feilbietung angefucht hatte, bem Voll⸗ 
kedungsrichter die Anordnung einer Tagſatzung 
m Einvernehmung aller Miteigenthilmer zur 
kurinfhaftlichen Feſtſetzung ber Feilbietungs⸗ 
gniſſe aufgetragen und, falls fein Einver- 
Knbniß erzielt werden tönnte, in der Sade 
J mit Vorbehalt des Recurſes zu entſchei⸗ 
wa, zugleich aber ebenfalls der Grundſatz aus⸗ 
—5 daß die Feilbietung zum Behufe der 
ebung der Gemeiufchaft eine freiwillige 
ei. — Die Durchführung abgeſonderter Verhand⸗ 
ungen darüber, ob die gemeinſchaftliche Sache 
Kläubieten fei und unter welchen Bedingniſſen 
ie Feilbietung ftattzufinden babe, ift jebod) 
icht nur aus dem Orunbe nicht zu billigen, 
wi die Sache unnligerweife in bie Länge ge- 
dgen wird, fondern auch deshalb nicht, weil 
09 Urtheil, welches den Verkauf ohne Beftim: 
der Modalitäten beffelben ausjpricht, ber 
tfigen Beftimmtheit ermangelt. Bol. S. A 
:@ D., ©. 194 fg., 208. Unrichtig ift * 
ie Behauptung beffelben (S. 213): „wenn 
ne Sache überlaſtet fei, fo werde eine Thei- 
wg umd folgerecht der Verlauf ale Mittel 
ayu, kurz jedes Klagerecht der Theilhaber 
Nerauf unter ſich, von ſelbſt unmöglich; denn 
ve der Zweck (nämlich die Theilung) uner- 
vuhbar, dba fei aud ein Mittel bieran 
die Feilbietung) undentbar ($. 878 A. b. 
- 8). Die Abfiht des Gefeges fünne nicht 
chin erkllärt werben, daß fie Unmögliches 
'betig maden wolle. Wenn baffelbe 
- 843) die Theilung des Kauffdillinges 


und zu biefem Behufe bie gerichtliche Feil— 
bietung zulaffe, jo müfje doch offenbar eine für 
die Theilhaber vorhanden ober möglich fein. 
Dies werbe vorausgeſetzt. Würde demnach 
ein Theilhaber, befien Werthantheil durch 
Schulden erſchöpft, geſchweige denn überlaſtet 
ſei, auf Feilbietung und Theilung klagen, 
ſo würde er nat Unmögliches verlangen 
(8. 878 4. b. ©. B.), dann fei die Einwen- 
dung per Ungeit, des Nachtheiles (88. 828, 
830 A. b. G. 3.) am Tage; ber Kläger müßte 
vorerft einen Paſſivſtand zum activen Antheile in 
ein folches Verhältniß bringen, daß ein Plus zur 
Theilung ba ift, oder nadhmeifen, daß ein Anderer 
für Die ganze Sache fo viel gibt, Daß etwas zur 
Theilung erübrige, fonft habe er fein Klagerecht.“ 
Auch ein überſchuldeter Miteigenthlimer fann ſo 
gut als der Alleineigenthümer einer Realität ein 
ſehr wohlverſtandenes rechtliches Intereſſe haben, 
feinen Realitätenantbeil blos gegenllebernahme ber 
pfandregtlichen Haftung für die Darauf haftenden 
Sabpoften zu verlaufen, und bie Bortheile eines 
folhen Berlaufes können auch einem Üüberfchulde- 
ten Miteigenthlimer nicht entzogen werben. Daß 
berjelbe bei der Thetlung einen Theil des Kauf- 
ſchillinges baar zugezählt erhalte, ift nicht weſent⸗ 
lich. Ueberdies ift e8 ja fogar aud möglich, 
daß der Üüberfchulbete Miteigenthümer fich mit 
ben Käufer rüdfichtlich der Bezahlung der Satz⸗ 
poften anderweitig abfindet und ben auf ihn 
entfallenden Antheil des Kauffchillinges ausbe- 
zahlt erhält. Man ſetze den Fall, daß bie Sap- 
tapitalien erfi nach mehreren Jahren fällig find 
und ber Eigenthümer, beffen Antheil überlaſtet 
iſt, anderweitiges Vermögen befitzt und dem 
Käufer für die übernommene pfandrechtliche 
Haftung genügende Sicherftellung leiftet. 


414 Zweiter Theil. Bon dem Sadenreäte. 


8. 848, 


Ebenſo kann derjenige, welder an eine Gemeinſchaſt ſchuldig if, die Zahlung wiät az 
einzelne Theilnehmer entrigten. Solche Schulden müflen an bie ganze Gemeinſchaft oder a 
jenen, der fie ordentlich vorſtellt, abgetragen werben. 


8. 849. 


Was bisher von der Gemeinfchaft überhaupt beftimmt worden ift, läßt ſich and anf bie 
einer Familie, ala einer Gemeinfhaft, zuftehenden Rechte und Enden, 3. B. Gtiftungen, 
Fibeicommifle u. dgl., anwenden, 


Die Theilung braucht nicht immer eine vollfonımene Aufhebung der Gemeinſchaft 
zu fein, fie kann auch blos zwifchen einigen von mehreren Miteigenthämern gegenüber 
den anderen jtattfinden und bios eine unvolltontmene Aufhebung der Gemeinſchaft be 
zweden. In diefen Fällen entfteht durch die Theilung nicht Alleineigenthum, fondern ; 
neues Miteigenthum ?. 


8. 850. 
Erneuerung ber Grenzen. 

Wenn Grenzzeihen durch was immer für Umftände fo verliebt worden find, daß fie gay 
unfenntlich werden Tönnten, bat jeder Theilhaber dad Recht, eine gemeinſchaftliche Ernene⸗ 
rung der Grenzen zu verlangen. Die theiluchmenden Nachbarn find zu dieſem Geſchäfte vor 
zuladen, die Grenzen genau zu beichreiben und bie Koften von allen, nad Maß ihrer Gray 
linien, zu beftreiten. s 

8. 851. 


Wenn bie Grenzen wirklich unfenubar geworden find oder bei Berichtigung der Markung 
ein Streit entfteht, fo ſchützt das Gericht vor allem den lebten Beſitzſtand. Wer ſich dadırk 
verliebt zu fein glaubt, Tann die ihm in Anfchung des Beſitzrechts, deö Eigenthumes ade 
eined anderen Rechts zuftehenden Behelfe Ber Ordnung nad anbringen (8. 347). 


$. 852. 


Die wichtigſten VBehelfe bei einer Greuzberichtigung find: Die Ausmeflung und Beſchrei⸗ 
bung oder aud) die Abzeichnung des ftreitigen Grundes, dann die fi daranf bezichenden 
äffentlichen Bücher und andere Urkunden, endlich die Ausſagen ſachkundiger Zeugen uud dei 
von Sachverſtändigen nad vorgenommenem Angenidhein gegebene Gntachten. 


5. 853. 


Beweift Teine Partei ein ansfchließendes Beſitz- oder Eigenthumsrecht, fo vertheilt dad 
Gericht den freitigen Raum nad) Maß des bisherigen ruhigen Beſitzſtandes. Iſt aber and 
der Beſitzſtand zweifelhaft, fo wird der ftreitige Raum zwifhen deu Parteien nad dem Ver’ 
hältniſſe des Beſitzes, von weldem der Anfprud; angeht, mit Beiziehung ber Kunftverkäms 
digen, vertheilt und hiernadh die Markung vorgenommen. 


Wenn die Grenzen benachbarter unbewegliher Güter ftreitig und deshalb ungemtf 
find, oder eine ſolche Ungewißheit erft zu beforgen ift, weil entweder gar feine Grers? 
zeichen vorhanden find, oder die vorhandenen unfembar zu werben drohen, fo tet 
jedem Grenznachbar das Recht zu, die Feſtſetzung der Grenzen und Erridtung v=' 
Örenzzeihen auf gemeinfame Koften zu verlangen. 

Das öſterr. Recht unterjcheidet in dieſer Beziehung nad) dem Vorgange des Wi 
v. R.? zwiſchen der Erneuerung unftreitiger, noch wahrnehmbarer Grenzlin @e 





I Bgl. Zimmermann, „Ueber die Teilung I BgH.AM.®;%., 1. Theil, 17. Zitel, 88. IE 
unter wenigen von mehreren Communions- | —388, und bazu Koch, Lehrbuch des gem. 
Intereſſenten“ im Eiv. Archiv, XXXIV (1851), | preuß. Privatrechts (2. Aufl., Berlin 1852) 

323 fg. II, 447 fg. 
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.850) und ver Wieverherftellung ftreitiger und dadurch ungewiß gewordener Orenzen 
‚851 fg.). | 
Die Klage auf Beftftellung ftreitiger oder ungewiffer, oder Erneuerung unftreitiger, 
4 wahrnehmbarer Grenzen (actio finium regundoram) unterſcheidet fidy von der rei 
ıdicatio und actio negatoria dadurch, daß die rei vind. und actio neg. bie Auf- 
sung einer Rechtskränkung bezweden, die act. fin. reg. dagegen, wenn fie auf Wieber- 
ftellung ungewifler Grenzen gebt, zunächſt blos die Befeitigung einer bereit8 be— 
henden Ungewißheit, wenn fie auf Erneuerung unftreitiger, noch wahrnehmbarer 
renzen gerichtet ift, die MWieberherftellung ber bereitS erlofhenen äußeren Gewißheit, 
er Befeitigung einer erft zu beforgenden Ungewißheit anftrebt . Wenn und infoweit 
ıe ſolche Ungewißheit befteht, ift die nach öfterr. Recht geltende Berhandlungsmarime 
4 vollftändiger Beweisanticipation und genau formulirtem Begehren unanwenbbar 
d lann ed nad der Beſtimmung des 8. 850: „Die theilnehmenden Nachbarn find 
dieſem Gefchäfte vorzuladen, die Grenzen genau zu bejchreiben und die Koften von 
in nah Maßgabe ihrer Orenzlinien zu tragen‘, kaum zweifelhaft fein, daß ber 
ihter auch nad) öfter. Recht die Grenzen im officidfen Wege auszumitteln hat ?. 


$. 854. 
Vermuthete Semeinfchaft. 

Erdfurchen, Zänne, Heden, Plauten, Mauern, Privatbäche, Kanäle, Plätze und andere 
gleichen Scheidewände, die fi zwiſchen benachbarten Grundftüden befinden, werden für ein 
meinihaftlihes Eigenthum angefehen, wenn nicht Wappen, Auf: oder Inichriften oder 
dere Kennzeichen und Behelfe das Gegentheil beweifen. 


8. 855. 


Jeder Mitgenofie Tann cine gemeinihaftlihe Mauer anf feiner Seite bis zur Hälfte in 
T Dide beuntzen, au Blindthüren und Wandſchränke dort aubringen, wo auf der entgegen- 
fekten Seite noch keine augebracht find. Do darf dad Gebände durch einen Schernftein, 
enerherd oder andere Anlagen nicht in Gefahr geſetzt nnd der Nachbar auf feine Art in dem 
brauche feines Antheiles gehindert werben. 


8. 856. 
Ale Miteigenthümer tragen zur Erhaltung folder gemeinfhaftlihen Scheibewänbde ver- 
Ütuiimäßig bei. Wo fie doppelt vorhanden find oder das Eigenthum getheilt ift, beftreitet 
der die Unterhaltung für dns, was ihm allein gehört. Ä 





fimmung neuer Grenzen allemal mit Zu- 


® Bol. hierüber Hoffmann im iv. Archiv, 
XXI (1848), 519. 


* Die Berfaffer des A. b. G. 8. find 
U der Tertirung dieſes Paragraphen dem 
EUR. gefolgt: „Um die Berbunfelung 
" Grenzen zu verhüten, ift jeder Be- 
er feine Nachbarn zu deren Erneuerung 
ufordern wol befugt’ (A. L. R., I, 17, 
). „Die Kojten einer ſolchen Grenz- 
euerung müſſen von fünmtlihen Nachbarn 
h Berhältniß ihres Antheiles an der Grenz- 
e getragen werden” (A. L. R. 1, 17, 8. 384). 
hei einer bergleichen Örenzerneuerung ift bie 
ziehung aller Nachbarn, mit deren Gründen 
neu aufzumehmende Grenzlinie in Verbin— 
tg ſteht, erforberlih" (8. 385 ebenb.). 
Segen die nicht Zugezogenen kann eine foldye 
enzerneuerung auch in der Folge nicht an⸗ 
ührt werben” (%. 386 ebend.). „Dagegen 
| jomol die Erneuerung alter als die Be- 


ziehung einer Gerichtsperfon vorge- 
nommen und ein Brotololl darüber 
bei ven Gerichten aufbewahrt werden” 
(8. 388 ebend.). Diefe Beftimmungen bes 
Pr. L. R. ftehen jedoh in innigem Zuſammen— 
bange mit bem preuß. Proceßverfahren, nad 
welchem befauntlih die Berhandlungsmarime 
feine Anwendung findet, fondern ber Richter 
inquifitorifch vorzugehen bat. Nach öfterr. Recht 
fehlt aber für ein folches Einjchreiten des Rich⸗ 
ter& die nöthige procefjuale Grundlage. 

Die einzelnen Zheilnehmer find nad preuß. 
Rechte nah Borfchrift der Proceßorbnung 
vorzuladen und ift bie Örenzerneuerung auch 
gegen bie gehörig vorgelabenen Nichterſchie— 
nenen wirkſam. Bgl. Koch, II, 447. Auch 
diefe Rechtsfolge dürfte nach Öfterr. Recht au- 
zunehmen jein, wäre jedoch bei ber Einleitung 
des Verfahrens im Beſcheide auszubrüden. 
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8. 867. 


Iſt die Stefiung einer Scheidewand yon ber Art, daß bie Ziegel, Latten oder | 
nur anf Einer Seite worlaufen oder abhängen, oder find die Pfeiler, Eulen, Ständer, 
ftälle auf Einer Seite eingegraben, fo iR im Zweifel auf diefer Seite bad nngetheilte ( 
thum der Scheibewand, wenn nicht and einer beiberfeitigen Belaftung, Einfügung, ans aı 
Kennzeichen oder fonfligen Beweiſen das Gegentheil erhellt. Auch derjenige wird fü 
ausſchließenden Beſitzer einer Mauer gehalten, welcher eine in der Richtung gleich fortier 
Maner von gleicher Höhe und Dide nuftreitig beſitzt. 


8. 858. 


In der Regel ift der ansichließende Beſitzer wicht ſchuldig, feine verfallene Maneı 
Blante nen aufzuführen; nur Daun muß er fie in gutem Stande erhalten, wenn but 
Deffuung für deu Grenzuachbar Schaden zu befürchten ftände. Es ift aber jeder Eigent 
verbunden, anf ber rechten Geite feined Hanpteinganges für bie nöthige Einfhliehung 
Raumes und für bie Aätheilung you dem fremben Raume zn forgen. 


Unter Schade, im $. 858, kann nur jener verftanden werden, für welche 
Befiger des Grundftüdes feinem Nachbar nad allgemeinen Grundſätzen haftet. 
wenn er für eine beftinmte Beichärigung überhaupt zu haften bat, und durd 
Berfall einer Mauer oder Planke die Gefahr eines folhen Schadens herbeigeführt 
kann der Beſitzer zur Abwendung diefer Gefahr zur Wiederherftellung einer be 
fihernden Scheidewand verhalten werben ?. 

Außer dem Falle einer drohenden Gefahr find blos die Eigenthümer von G 
Höfen oder folden Grundftüden, bei welchen die Art der Benugung eine Einzäı 
erfordert, zur Herftellung einer Einfriedigung, andere Grundeigenthümer bio 
Inftanpheltung einer Grenzlinie auf der rehten Seite ihres Haupteinga 
verpflichtet ($. 858 a. E.). Hätte ein Eigenthümer mehrere Haupteingänge, od 
beiden Nachbarn ihre Eingänge von gegenüberliegenden Seiten, fo hätte das Yoot 
Schiedsmann oder der Richter zu entjcheiden, welche Scheidewand von jedem ( 
tbümer berzuftellen ift ($. 841). 


ı Bol. hierüber Werenberg, „Ueber bie 
Collifion der Rechte verfchiebener Grundeigen- 
thümer“ in Gerber's und Ihering's Jahr⸗ 
büchern für die Dogmatik des heutigen röm. 
und beutfchen Privatrechte, VI (1863), 1—80, 
und Ihering, „Zur Lehre von den Beſchrän⸗ 
tungen bes Grundeigenthümers im Intereſſe 
der Nachbarn", ebend. S. 81 —130. Es 
fiebt 3. B. dem Grundnachbar frei, das bisher 
frei abfließende Quellwaſſer für fih einzu- 
fangen oder dem bisher in einer Eifterne an- 
gefammelten Regenwafjer feinen Lauf zu laffen, 


und er ift deshalb auch nicht verpflichtet 
Mauer aufzufilbren ober eine beftebende 
bafte ausbefjern zu laffen, bamit dem R 
dadurch fein Schaden erwachſe. Hätte 
gegen auf feinem Grundfllde eine Di 
grube angelegt unb firömt durch bie De 
in ber Mauer die Jauche auf das nachb 
Grundſtück, fo wird dadurch das Eigent 
recht bes Nachbars verletzt und dieſer taı 
Snftandhaltung einer ihm dagegen Schi— 
währenden Mauer ober PBlanle verlangen. 
Werenberg, a. a. D., ©. 64, 





Bweite Abtheilung 
des Sachenrechts. 


Bon den perſönlichen Sachenrechten. 


Siebzehntes Haupiſtück. 
Bon Berträgen überhaupt. 


8. 859. 
Grund ber perfönliden Sachenreqhte. 


Die perſönlichen Sachenrechte, vermöge welcher eine Perſon einer anderen zu einer Leiſtung 
chaunden if, gründen ſich entweder unmittelbar anf ein Geſetz oder auf einen Vertrag, ober 
wu eine erfittene Beſchadigung. 

r 8. 860, 


* Die Fülle, in welden Jemandem unmittelbar von dem Geſetze ein perfönliches Sachen⸗ 
erteilt wird, find an ben gehörigen Orten angegeben. Bon dem Rechte des Schaben- 
ſches handelt das dreißigſte Hauptſtück. 


Unter Obligationenrecht verſteht man den Inbegriff der Regeln über die Rechts⸗ 
dechiltniſſe, vermöge welcher eine Perfon einer anderen zu einer vermögensrechtlichen 
Seiung verpflichtet if. Mit dem Worte Obligation bezeichnet man nicht nur das 
Rehtsverhältni zwifchen dem Berechtigten (Gläubiger) und dem Verpflichteten (Schulb- 
Ber), fondern auch die dem Gläubiger daraus zuftehende Forderung und bie bem 

ner obliegende Verbindlichkeit. 
Die Obligationen unterfcheiden fih 1) von den familienrechtlihen Berhältniffen 
‚ daß der Inhalt der erfteren in einer vermögensredhtlichen Leiftung, der Inhalt 
der [etteren aber in natürlich fittlichen, vein perfünlichen Lebensbeziehungen zu anderen 
onen befteht; 2) von den binglihen Rechten dadurch, daß fte feine unmittelbare 
Itherrfägaft über eine Sache begründen, fondern immer nur ein Recht auf eine 
Handlung oder Leitung eines Anderen geben !. 









Sr. y, Das Obligationenreht ale Theil des heutigen röm. Rechts (2 Bde., Berlin 
WI<1858), I, 85. 14. | 9 ’ 


%Rirgfetter, Gommentar. 2. Aufl. RX 
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Sie entftehen a) durch eigens auf die Begründung von Obligationen abzi 
Rechtsgeſchäfte (Verträge) 2, oder b) durch unerlaubte Handlungen, wodurch eine 
pflihtung zum Schabenerfage entfteht, oder endlich c) durch bloße Zuſtände, wie 
grundlofe Bereicherung, . Gemeinfchaft des Eigenthumes, Verwandtſchaft ꝛc. Diele Ii 
Klaſſe von Obligationen ift e8, weldhe 8. 859 unpaflend als unmittelbar aus 
Geſetze entftehend bezeichnet. Sie gründen fich nicht unmittelbar auf das Geſetz, 
dern es ift, wie bei Obligationen aus Rechtsgeſchäften oder unerlaubten Handlı 
der Abſchluß eines beftimmten Rechtsgeſchäftes oder vie Begehung einer beftinmteı 
erlaubten Handlung, hier erft der Eintritt diefes Zuftandes nothwendig, dami 
Obligation entftehen kann, und es ift bier zunächſt tiefer Zuſtand, aus melde 
Dbligation entfteht ?. 


8. 861. 

Wer fi erllärt, daß er Jemandem ſein Het übertragen, bad heißt, daß er ihm 
geftatten, etwad geben, daß er für ihn etwas thun ober jeinetwegen etwas unterlafien ' 
macht ein Verſprechen; nimmt aber der Andere bad Berſprechen gültig an, fo Lommt 
ben übereinſtimmenden Willen beider Theile ein Vertrag zu Stande. Eplange bie | 
handlungen danern und das Verſprechen noch nit gemacht, oder weder zum voran) 
nachher angenommen ift, entfteht fein Vertrag. 


6. 862. 


Wenn zur Annahme bes Berſprechens Tein Zeitraum bebungen werben if, fo mu 
mündliches Verſprechen ohne Verzug angenommen werben. Bei bem fehriftlichen Tom 
barauf an, ob beide Theile fi au bemfelben Orte befinden ober nit. Im erften Fallt 
die Annahme in vierundzwanzig Stunden, im zweiten aber innerhalb jenes Zeitre 
welcher zur zweimaligen Beautwertung nöthig if, erfolgen nub Dem vnerfprechenden 3 
beiaunt gemacht werben, wibrigenfalld iſt das Verſprechen erloſchen. Vor Ablauf dei 
gefetsten Zeitraumes Tann das Verſprechen nicht zurüfzenommen werben. 


Bertrag ift die gegenfeitig erklärte Willenseinftimmung von zwei oder meh 
Perfonen, wodurch Rechtsverhältnifie beftimmt werben !. 

Bei Verträgen unter ©egenwärtigen muß eine PVertragspropofition von 
Oblaten fofort angenommen werben, wibrigens der Antragfteller nicht daran geb: 
ift. Bei Verträgen unter Abweſenden ift dem Oblaten eine angemeflene Friſt für 
Annahmeerklärung zu gewähren. Nach öfterr. Recht (8. 862) beträgt dieſe Friſt, 
fi) beide Theile in einer und derfelben Ortfchaft befinden, vierundzwanzig Stunden 


2 „Obligationen entftehen nicht blos aus 
Berträgen, jo wenig al® aus Berträgen blos 
Dbligetionen entfteben (j. die Bemerk. zu 
88. 861 und 862 a. E.). Doc bildet ber 
Bertrag die hänfigſte Form, in welcher Obli⸗ 
gationen ine Leben treten.‘ Megelöberger, 
Civilrechtliche Erörterungen (Weimar 1868), 
1. Seft, ©. 1. 


3 Bol. Savigny, Obligationenredht, II, 8.51; 
Unger, II, 4, Anm. 8, ©. 364, Anm. 14. 


ı Wächter, Handbuch des würtembergifchen 
Privatrechts, II, 6386; Unger, II, AL fg. Zu eng 
ift die Definition Savigny’s, Syſtem, III, 809: 
„Bertrag ift die Bereinigung Wehrerer zu 
einer üÜbereinfiimmenden Willenserklärung, wo⸗ 
durch ihre Rechtsverhältniffe beftimmt werben“, 
da e8 gültige Berträge gibt, Durch welche bie 
Rechtsverhältniſſe Anderer als der Contrahen⸗ 
ten beftimmt werden. Wächter, IT, 636, 
Ann. 4; Unger, I, 41, Anm. 10. — Auf 
einen Bertrag muß auch Lie fog. Anerkennung 


zurädgeführt werben fönnen, weun barar 
ben Anerkennenden eine Berbindlichkeit em 
fol. Die Anerfennungserflärung muf 
einem ſolchen Willen, fih zu verpflichten 
leitet fein, Daß der Beltanb ber urfpräiug 

chuld nicht als Bedingung (88. 695- 
geſetzt wird, fondern blos das Motiv (ug 
Bemerk. zu den 88. 869 —877) ber An 
nımgeerflärung bildet; fie muß gegenübe 
Gläubiger erfolgen und von biefem angı 
men werben. Iſt bies nicht ber Fall, fo 
ie nur, wenn und injomeit baburdy g 

batfachen anerkannt werden, ald Beweis 
bafür benußt werben, und es ift Sad 
richterlichen Beurtbheilung, ob ımb welde 
fih aus diefen Thatſachen ergeben. Bgl. 
Die Anerfennung ale Berpflichtunge 
(2. Aufl., Kaffel und Göttingen), 8. 4. | 
wird die Acceptation bes im ber 
liegenden Zahlungsverſprechens häufig 
aus ben daſſelbe begleitenden Umſtänden 
folgert werden können. 


Hauptftück IVII. Bon Bertrügen überhaupt. 66. 859-862. 
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nie ber Abjendung beredhnet, wenn ſich beite Theile nicht in derfelben Drtfchaft 
n, einen Zeitraum, während befien bie Antwort an den Antragfteller zweimal ein- 


t fein Tann. 
12, 38 


Bor Ablauf diefer Yriften darf der Antrag nit widerrufen 





tpaffenberweife bedient fih 8. 862 bes 


ickes: mänbdliches und jchriftliches Ver⸗ 
, anftatt: Berfprechen zwifchen Gegen- 
m uno Abwejenden. Es kann auch eine 
g8propofition unter Gegenwärtigen fchrift- 
elgen, z. B. von einem Stummen, fo- 
mgelehrt unter Abwefenden mündlich 
einen Boten libermittelt werben, und 
ol wird im erfteren Falle die Aunahme 
3erzug, im letteren Kalle aber, wenn 
er Bote den Auftrag bat, die Antwort 
zu überbringen und biejen feinen Auf- 
m Oblaten befannt gibt, innerhalb der 
62 beſtimmten Friften zu erfolgen haben. 
Frage, was in einem gegebenen falle 
Ortichaft zu verftehen ift, lann unter 
den nicht ganz unzweifelhaft und cr 
den Richter nach freiem Ermeſſen zu 
den jein. 
bar an bie Linien anftorenben ſog. 
e zu rechnen. 
ıf nach öſterr. Rechte die Erklärung Der 
we nicht blos auf bie Bolt gegeben, 
: aud an den anderen Theil wirklich ein- 
fein muß, ergibt ſich daraus, daß, 
bie Aufgabe eines Antwortſchreibeus 
Ib 24 Stunden oder bes zur ;mweimali- 
eautwortung nötbigen Zeitvammes auf 
R binlänglich wäre, Die Friſt zur Auf: 
er Antwort in dem Berbältnifie ber 
mmg länger würde, was offenbar nicht 
Abfiht Des Geſetzgebers aelegen ſein 
Bal. au Art. 319 9. G. 
be Antwort durch einen eigenen Boten, 
uch die Boft, oder durch den Zele- 
3 zu erfolgen bat, vichtet fih, menu 
er Antragfteller felbft unter einem mit 
Antrage fi) das eine ober Das andere 
mungsmittel vorbehalten hat, nach ber 
bes Verkehres. Es ift eine technifche, 


miſtiſche Frage, ob heutzutage ſchon ver. 


ph als orbnuugemäßiges Verkehrsmittel 
Ranflenten, unter allen cder bei Kauf⸗ 
gewifler Art (Großhandel), bei alfen 
et Geſchäften gewiſſer Art betrachtet 
barf. Die Geſetzgebung und Theorie, 
ihre Sätze auf beflimmnte technijche Ein 
gen firirt, Läuft bei ber raſchen Eut— 
der Berfehrömittel Gefahr, ſich ſchnell 
Haben. Regelöberger, 1. Deit, S. 60. 
ie Streitfrage, in meldem Zeitpuntte 
tag unter Abwefeuben ala abgeſchloſſen 
em ıft, gehört zu den brennenditen Dex 
6 Die hierüber anfaeftellten An 
laffen fich folgendermaßen Haffificiren: 
Din Aeußerungstheorie. Sie zer 
a /die Aeußerungstheorie im engeren 
ie Bermittelungs- und Gınpfange- 
ie Aeußerungstheorie im 
Sinne nimmt an, daß zum Wb- 
Bertrages bie bloße Willenseini- 







Die Empjaugstbheoric 


Zu Wien find wel auch die; 


gung genüge, baß baher bie Acceptation per- 
fect fer, fobald fie der Oblat in erfennbarer 
Weile, ſei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend, 
mit concludenten Handlungen ausgeſprochen 
bat. (Wening-Ingenheim im Civ. Archiv, II 
[1815], 267 fg.; Puchta, Pandekten, 8. 261, 
Note c; Borlefungen, 51; Thöl, Handels 
recht [4. Aufl.], 8. 57 ad) der Bermitte- 
Iungstbeorie ift dA Acceptation perfect, 
weun ber Oblat das“7zur Webermittelung ber 
Acceptation an den Offerenten Erforderliche ge- 
tban bat. (Scheurl in Ihering's Jahrb. für 
Dogmatit, II [1858], 248 jg.; Serafini, Der 
Telegraph in feinen Beziehungen zum bürgerl. 
und Handelsrecht [1862], Ueberſetzung aus dem 
Stalienifhen von Roncali [Wien 1865). 
fordert das Ein- 
effen ber Annahmeerflärung beim OÖfferenten, 
weil erft dadurch dem Öfferenten bie objective 
Möglichkeit gebeten jei, von der erfolgten Ac 
ceptatien Kenutniß zu nehmen. Emminghaus 
im Civ. Arche, nene Folge, VL, 113 fg.). — 
Gegen die Aeußerungstheorie in engeren Sinne 
und die Uebermittelungstheorie ſpricht bie Er— 
wägung, Daß fi) die Annahmeerflärung dem 
Widerruf entzieht, bevor fie nod dem Offeren: 
ten bekannt geworben tt, ja obgleich fie ihren 
Beftimmungsort gar nicht erreiht. Die 
Gmpfangstheorie hat zwar den Vorzug, Daß 
bie Offerte bis zum Einlangen der Annahme: 
erklärung widerrufen werden kann. Es ift 
jedoch Dagegen einzumenden, Daß die Annahme: 
erflärung aus irgendeinen Grunde, jet es 
wegen Sprachunkenntniß, Abweſenheit, oder 
Rrankbeit, gleihmel nit verftauben werben 
kann und fie hat and das Misliche, daß 
Diderruf, Zed und Verlujt Der Dandlunge- 
fäbigleit Des Tblaten vor Eingang Der An 
nabmeerflärung Das Zuftandelommen des Ber- 


trages bindern, ohne dak der Ofierent davon 
Renntniß erlangt hat. 


“ b) Die Bernehmungsetbeorie gebt von 


ber Erwägung aus, daß nad) ber beutigen 


Bertragetheerie fiir Das Zuftandekommen eines 
Vertrages das Bewußtiein der Lontrahenten 
von Ihrer Willensübereinſtimmung erforderlich 
iſt, dieſe aber erſt vorhanden iſt, wenn die 
Annahmeerklärung dem Antragſteller bekannt 
geworden iſt, Daß die ‘Mittel zur Verſtändi 
gung, deren fi Die Abweſenden bedienen, 
Bote, Brief, Zelegrapb, nur die Sprade, 
deren ſich Die Kontrahenten im perfönlichen 
Verkehr bedienen, zu erießen beftimmt find. 
(Wächter im Civ. Arhiv, XVI [1836], 116, 
Am. 5: Arndts, PBandelten, 8. 231, Anm. 3: 
Bekler, Jahrb. des gem. Rechto, II [1858], 
Abb. 11, TU [1859], Abd. 4 und 11; Regels 
berger, Civ. rechtliche Erörternugen [Weimar 
1868]. Savigny iſt nah einem Ausſpruche in 
Syftem, III [1840], 308 zu den Anhängern 
der Bernehmungstheorie zu zäblen, wührend 
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Langt die Anerkennung nach Ablauf der im 8. 862 bezeichneten Friſt ein, 


ſich Syſtem, VIII [1840], ganz deutlich bie 
Aeußerungstheorie ausgefprochen findet.) Selbft 
wenn man aber nach diefer Theorie nicht con- 
fequenterweife weiter folgern wollte, daß auch 
die Acceptation vom OÖfferenten angenommen 
werden müfje, — denn anftatt den Annahme- 
brief zu leſen, kann er auch bie Offerte wiber- 
rufen, — fo müßte doch nad diefer Theorie 
die Annahmeerklärung untergehen, wenn ber 
Oblat flirbt, wiberruft oder banblungsunfähig 
wird, und müßte ebenfo die Offerte erlöfchen, 
wenn aus biefen Gründen der Bertragswille 
bes Offerenten vor dem Bewußtſein ber Accep- 
tation aufgehört babe. 
* 0) Die gemifhte Theorie. Während 
nach der Aeußerungs- und Bernehmungstheorie 
beide Kontrahenten in demfelben Momente ge- 
bunden werben, läßt die gemifchte Theorie ben 
erenten ſchon mit der Abfendung ber An- 
nahmeerflärung den Oblaten durch das Ein⸗ 
langen ber Acceptatignserllärung an ben Öfferen- 
ten gebunden fein. ? Die eine Begründung 
biefer Anfiht (Blume, Encyllopäbie, II [Bonn 
1852], 88. 266, 267) gebt dahin: fowie bei 
Verträgen unter Gegenwärtigen nad phufifchen 
Gefehen ein Minimum zwifchen Offerte und 
Acceptation eriftive, müffe bei Verträgen unter 
Abwefenden der Offerent al® gebunden anges 
fehen werben, bis bie entjprechende Gegenerflä- 
rung erfolgt fein könne. Beſchleunigter Wider- 
rnf der beiberfeitigen Erklärungen hebe ihre 
Wirkfamteit wieder auf. Diefe Begründung 
wiberfpricht jedoch der heutigen Bertragstheo- 
rie, wonach ein Verſprechen jo lange unver- 
bindlich ift, al8 dem Öfferenten bie Annahme 
nicht befaunt geworden ifl. Eine andere Auf- 
faffung (Windſcheid, Panbelten, 2. Aufl., 
88. 306 fg.) läht, wie bie Webermittelungs- 
theorie, bie Offerte bis zur Abfendung der 
Annahmeerflärung dur) den Widerruf bes 
Dfferenten untergehen, den Offerenten aber, 
wenn der Oblat den Widerruf erft nach Ab» 
fendung ber Annahmeerllärung erfährt, auf 
Grund einer vom Offerenten ſtillſchweigend 
übernommenen Garantie filr das negative In- 
tereffe haften. Sie unterfcheidet fih jedoch 
dadurch von ber Webermittelungstheorie, daß 
ber Oblat erfi mit dem Eintreffen ber An- 
nahmeerflärung beim Offerenten verpflichtet 
werben fol. Dabei wird zwifhen der Er- 
Märung der Annahme und ber Hingabe 
derfelben unterfchiedben, die Abfendung aber 
nod zur Erklärung gerechnet und die Hingabe 
erſt mit ber Uebergabe ber Schrift an bas 
Eigenthum des Offerenten als vollendet ange- 
ſehen. Auch gegen Diefe Begrlindung fpricht 
die heutige Bertragstbeorie, wonach vor Boll- 
endung berjelben feine Gebunbenheit bes 
Dfferenten angenommen werben kann. 

Ans diefen und anderen Bedenken gegen die 
hier entwidelten Theorien, welche die Anhänger 
berfelben uöthigen, oft gerade bie Hauptconfe- 
quenzen berfelben nicht anzuerlennen, glaubt 
Köppen in Ihering's Jahrb. für Dogm., XI 
(1871), 140 fg., 278 fg. (GSeparatabbrud, 


Jena 1871) alle diefe Theorien verwe 
annehmen zu miüffen, daß bie beut 
fragstheorie den Anforderungen bes p 
Lebens nicht entfprede. 

Die heutige Bertragstbeorie nimmt 
an, baß Offerte und Acceptation, weil 
obne die andere fein Rechtsverhältniß 
fann, feine Rechtögefchäfte, fondern Blı 
von Nechtögefchäften feien, welche ecı 
bie gegenfeitige den Eontrabenten zum 
fein gelommene Willensübereinftimmu 
liche Wirkung nach fih ziehen, bis ba 
jeder rechtlichen Wirkung entbehren, 
durch den fortdauernden Willen ber 
aufrecht erhalten werden (Köppen « 
©. 140 fg.). Köppen will daher ir 
Punkte die heutige Bertragstheorie g 
geben und an beren Stelle folgende, 
a. a. D., ©. 334 fg.) zu zeigen verfu 
röm. Recht begründete Bertragstbeorie 
wendung bringen. Die Offerte hat 
Offerenten unter der Bedingung der ı 
gen Acceptation ſchon vom Momente 
ſendung an verpflichtende Wirkung, n 
Widerruf nicht gleichzeitig mit der Off 
Oblaten einlangt und fo beide Erffärun 
gegenfeitig aufheben. Die Fordern 
Oblaten auf die Offerte und jebes 
abhängige Rechtsverhältniß entiteht 
Moment ber Erllärung der Acceptatic 
dadurch die Bedingung, unter mel, 
Offerent verpflichtet fein will, erfüllt n 
jedoch, wie jede Bedingung, riidwirten 
auf den erften Schritt ber Uebermittel 
Dfferte. 

Tod und Hanblungsunfähigkeit bewi: 
dann bie Aufhebung der Offerte, we 
ber fertige Vertrag (Bollmachtövertrag, 
fhaftsvertrag) Dadurch feine Geltung ! 
würde. 

Die Acceptation, welche in einer | 
ftänden angemefjenen Frift erklärt werl 
bei dem Offerenten eintreffen muß, i 
zur Zeit und an dem Orte, wo ber erfle 
zur Uebermittelung geſchehen ift, fann 
wie Die Offerte bis zu ihrem Einlangı 
Dfferenten noch widerrufen werden, u 
liert ihre Wirkſamkeit nicht Durch in ber 3 
zeit erfolgten Tod ober eingetretene 
lungsunfähigteit. Die Forderung bes! 
ten an den Oblaten entftebt inn Mome 
biefem die objective Möglichkeit ber fo 
Kenntnißnahme biervon geboten ift, d 
Momente ber perfecten Uebermit 
an ben Offerenten, — denn nur biefe 
mittelung iſt conditio juris bes Erwerb 
ber Offerent bat für Die unverzilglid 
gegennahme Sorge zu tragen, — ıml 
wie jeber bedingte Erwerb, ebenfalls m 
wirfender Kraft (auf den Zeitpunft d 
ginnens der Uebermittelung). Bei der 
nung ber Acceptationsfrift muß angen 
werden, daß ber OÖfferent bem Oklo 
nöthige Zeit zu Erkundigungen ac. nic 
fagen wollte. Der Offerent Darf jebor 
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e Antrag felbft als gar nicht gefchehen (8. 862) ® und ift die Annahmeerklärung als 
ı vom Oblaten ausgehender Antrag aufzufaflen; der frühere Antragfteller wird dann 
m Obloten und er hätte fih dann feinerfeits innerhalb der Friften des 8. 862 über 
e Annahme zu äußern. 

Da jevoh 8. 862 nur den Charakter einer Dispofitivvorfhrift hat, welde ale 
Ihe nur dann zur Anwendung kommt, wenn bie Parteien nichts Anderes gewollt 
ben, fo ift es auch möglich, daß durch ftillfehweigende Uebereinkunft ter verjpäteten 
muahmeerflärung die Wirkung einer rechtzeitig eingelangten beigelegt wird, welches 
gehen von den Beltimmungen des 8. 862 von demjenigen zu erweifen ift, ber un⸗ 
achtet der DBerfpätung der Aunahmeerflärung das Zuftandelommen des Bertrages be- 


Bon Berträgen überhaupt. $. 862. 


et. 
Stirbt der Antragfteller oder der Oblat, bevor der Bertrag zum Abſchluß gelangt 
, jo wird dadurch das Zuftandefommen bes Vertrages vereitelt (8. 918) ®. 





a ber Borausjehung ausgeben, baf bie 
Werte rechtzeitig eingelangt ift, weil nur 
ter biefer Borausfeßung das rechtzeitige Ein- 
fen der Acceptation möglich iſt. Der Zu⸗ 
KE bes zu fpäten Eintreffens trifft den Obla⸗ 
I, ausgenommen, wenu bie Lebermittelung 
25 eine Perfon erfolgt iſt, für die ber 
ſſerent einfteben muß. 


Ans ber Beftimmung des $. 862 A. b. ©. 
., bag bei einem fchriftlihen Verſprechen, 
mn fidh beide Theile nicht an bemfelben Orte 
ſinden, die Annahme innerhalb jenes Zeit- 
umes, welcher zur zweimaligen Beantwor- 
ng nöthig iſt, dem verfprechenden Theile 
fennt gemacht werben muß, und das Ber- 
schen vor Ablauf dieſes Zeitraumes nicht 
rädgenommen werben könne, ergibt fidh fo 
d mit Gewißheit, daß der Abſchluß Des 
ertrages nicht vor dem Cinlangen der 
atwort an ben Antragfteller erfolgt. 
enn unter „Bekanntmachen“ der Annahme 
a5 minbeftens das Einlangen der Antwort 
s ben Antragfieller verftanden werben (f. die 
ndergehende Anmerkung zu ben vorftehenden 
sragraphen). Wäre nun die Gefeßgebung 
m der Auffaffung ausgegangen, daß ber Ver- 
subihlug Thon in einem früheren Zeit. 
uafte als dem bes Einlangens der Antivort 
a ben Antragfteller, etwa dem ber Abfendung 
x Antwort, erfolge, fo brauchte es nicht erit 
& Widerruf in einem fpäteren Zeitpuntte 
Minichließen. 
Ins dieſer Beſtimmung des 8. 862 folgt 
auch weiter, daß der Berta nicht 
Wer, als in dem Zeitpunkte des Einlangens 
R Annahmeerflärung als abgeichloffen anzu- 
if. Denn konnte der Antragfteller vor 
Ianf diefes Zeitraumes nicht widerrufen, fo 
mer es, im Falle bes rechtzeitigen Einlan- 
28 der Annahmeerlfärung, noch weniger nach 
fofgtem Einlangen, und er erfcheint daher 
8 Diefem Momente an unmwiberruflich 
bunden. Bon diefem Zeitpunfte an muß 
er conſequent auch ber Oblat gebunden aıt: 
chen werden. Sind aber beide Theile an 
t Bertrag gebunden, fo ift er auch perfect. 
Nah Pr. ER. (I, 5, $. 102) gilt der Ver— 


trag in bem Zeitpunkte für abgefchloffen, „mo 
ber Annehmenbe Alles gethan hatte, was von 
feiner Seite zur Bekanntmachung jeiner Erflä- 
rung an ben Antragenben erforderlich war”, 
welche Beftimmung die Praris dahin verftcht, 
Daß der Oblat erfi dann Alles zur Belannt- 
machung Erforderliche gethban habe, wenn es 
nur nod von bem Willen des Antragftellere 
abhängt, von der Annahme Kenntniß zu er- 
langen (Förfter, Theorie, I, $. 77, ©. 422; 
Koh, Commentar, I, 230). 

Nah Art. 321 9. ©. gilt der Zeitpunkt, in 
welchem die Erklärung der Annahme behufs 
der Abfendung abgegeben worden ift, ale ber 
Beitpunft des Bertragsabichluffes; die Annahme 
ift aber nach Art. 820 für gar nicht gefchehen 
zu erachten, wenn ber Wiberruf noch vor ber 
Erllärung ber Annahme oder zu gleicher Zeit 
mit berfelben bei dem Antragfteller eingegangen 
ift. Vgl. hierüber fowie Über bie verfchiebenen 
neueren Gefeßgebungen, juon benen ſich am 
beutlichften das Zürder Geſetzbuch, $. 904, 
für die Bernehmungstheorie ausjpricht, Regels⸗ 
berger, 1. Heft, 8. 8, S. 44 fg. 

24 Anders nah Pr. L. R., I, 5, 88. 105, 
1 


s Bol. auch Zeiller, III, 115, 3. 4. Daß 
bie Erben nur in bereits erworbene Bertrage- 
rechte und nicht auch in Bertragsantrag 
und Annahme fuccebiren, ergibt ſich aus ber 
Erwägung, daß der Schlußſatz des $. 819 
nicht als eine Ausnahme zu dem vorbergehen- 
den Theile, fonbern vielmehr als Konfequenz 
aus demſelben aufgeftellt wird. Diejes über- 
fieht NRegelöberger, S. 117, wenn er glaubt, 
daß, wenn der Tod nad der (blos zur Poſt 
gegebenen oder an den Eintragfteller eingelang- 
ten?) Annahmcerllärung erfolgt iſt, das Ber- 
ſprechen auf bie Erben übergebe. Die dem 
öfterr. Recht entgegengefeitte Beftimmung ent- 
hält ausdrücklich das Pr. X. R., I, 5, 88. 106 
—108. Die im Terte fürs öfterr. allgemeine 
Privatrecht (anders nah Art. 297 H. G.) auf: 
geftellte Anficht vwertheidigen auch fürs gem. 
deutſche Privatrecht Scheurl in Ihering’s Jahr⸗ 
buch, II (1858), 265 fg.; Bekker in feinen 
Jahrbuch, IT (1858), 370 fg.; Förſter, Theo 
rie bes preuß. Privatredts, I, $. 77, ©. 424. 
Anderer Anfiht zum Theile Regelsberger, 
88. 18 fg., insbef. ©. 111, 112, 115, 116, 122. 
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Wird der Antragfteller oder der Oblat vor der Kenninißnahme ber Annahme 
ertlärung des Oblaten von Ceite des Antragftellers natürlich ober in Bezieh auf 
das heabfichtigte Rechtsgeſchäft juriſtiſch handlungsunfähig, fo wird dadurch (ſ. bie ! 
Bemerk. zu 88. 865, 866) das Zuftandefommen des Vertrages gleihfall® gehindert, 
indem in biejem entfcheiventen Momente eine rechtsgültige Willenseinigung nrit dem 
Handlungsunfähigen nicht mehr möglich ift?. _ Ä 

Da jedoch bier ein Wechfel des Vermögensobjectes nicht eintritt, jonbern daſſelbe 
nur einen Vertreter erhält, jo tritt an die Stelle ded Hanblungsunfähigen die ;u deſſen 
Bertretung berufene Berfon. Es bat, wenn ber Oblat handlungsunfähig wird, bie 
Annahme von ihr auszugehen, bei eintretender Handlungsunfähigleit des Antragftellere 
vie Annahmeerflärung an fie zu erfolgen ®. 

Berträge kommen nit nur im Privatrechte, fondern auch im Völker⸗ und Staats 
vechte, und im Privatrechte nicht nur im Obligationenrechte, fondern audh im S 
rechte und Familienrechte vor, obwol die obligatorifhen Verträge die am Häufigfien | 


vorfommenden find. So ift z. B. die Tradition ein wahrer Vertrag, 
tton; aud der Ehe liegt ein Vertrag zit“ % 


Anmerkung. 


Eigeuthümliche Arten ber Bertragsihliegung find: 

I) Die Berfteigerung. (Literatur: Kindervater, Jahrbuch für Dogmatit, VIL [1865], 
Abf. 1 u. 7; Ihering, ebend. Abf. 4 u. 8; Unger, ebend. VIII ad: Regelsberger, Civilrechtli 
Grörterungen, 88. 31—40). Dabei find folgende Sätze feſtzuhalten: 1) Die Ankündigung 
einer Verfteigerung kann entmeder blos als Erklärung der Geneigtheit aufjufaflen fein, 
eine Sache zus verkaufen (zu vermietben 2c.) und ale anfforberung an Faufluftige, Angebote 
au ftellen, ober fie kann ſelbſt fchon cin Bertragsanbot an unbeftimmte Perfonen enthalten. 
Erfteres bildet die Kegel, letteres die Ausnahme, welche nämlich dann anzunehmen tft, wenn 
die Ankündigung der Auction in dem Sinne erfolgt ift, baß der Verſteigerer bie Sade um 
ieben Preis verkaufen und Durch jedes erfolgende Gebot gebunden fein will. (Regelsberger, 
8. 33, ©. 171, 8. 34, ©. 173; Windſcheid, Pandeften, 2. Aufl., IT, 8. 309, Hit. b, 2 
Anm. 8 und 13,. Dieſe letztere Bedeutung fanı der Ankündigung einer Verſteigerung nicht 
ſchon dann beigelegt werden, wenn es darin heißt, Daß die Sache an ben Meiſtbietenden hintan⸗ 
gegeben werden würde, indem Damit blos das Wort Berſteigerung umgeſchrieben werben ſol 
(Regeleberger, S.171:. 2) Je nahdem die Ankündigung der Berfteigerung Die erftere oder bie 
Icgtere Bedeutung bat, iſt das Gebot bes Steigererd entmeber Vertragsanbot ober Bere 
tragsannahme. ann erjteren alle hat der Verfteigerer feine Berpflichtung, dem Meiftbietenberz 
den Zujchlag zu ertheilen. Erſiere Auffaffung findet ſich in der Allg. rend. G. O., I, 52, 8.38, 
im Zürcher Geſetzbuch, 8. 1470 und Entwurf eines allg. deutſchen Oblig. R., Art. 79. Dagegesz 
das ſächſ. ©. B., 8. 819: „Bei Verfteigerungen an ben Meiftbietenden oder Benigfinehmendewn 
ift, wenn Die Berfteigerungsbedingungen nicht etwas Anderes beftinmen, jobalb ein Gebot gefhacm 
wird, ber Vertrag mit dem Bietenden unter ber Bedingung gefchloffen, daß innerhalb der vo: 
ausbeftimimnten Zeit oder bis zum Zuſchlage Fein befferes Gebot geſchieht.“ (Lehre Puchta“ m, 
Banbelten, 8. 352, Vorlel., IT, 70.) Nah djterr. Recht ift bei freiwilligen gerichtliche n 
Berfeigerungen ver Berfteigerer zur Grtbeilung bes Pr verpflichtet, wenn er fi ni et 
in dem Ebicte bie Öenehmigung auf eine beftimmte Zeit ausbrüdlich vorbehalten hat (8. 2 "78 
tes Gef. vom 9. Aug. 1854) — eine Beflimmung, die der bes $. 57, 3.2 a. E. dee Sem + 
entiwurfes vom J. 1867 vorzuziehen ift, weicher den Borbehalt der Genehmigung nicht auf een 
beftimmte Zeit beſchränkt. Auch kei zwangsweiſen Berfteigerungen muß bei Vorhandenſ art 
der fonftigen geſetzlichen Vorausſetzungen ber Zufchlag erfolgen (8. 336 4. ©. O.), und bümzf 
hier ber Vorbehalt einer Genehmigung jedenfalls nur im Cinvernehmen mit dem Erecn- —t 

eftellt werben. 8. 853 ber Re terungSborlage einer Civilproceßordnung vom 9.1867 enthält L 
Befinunung: „Nachträgliche Genehmigung des Verkaufes darf nicht vorbehalten werben.‘ Yeuzmait 
fönnte daraus folgern, daß ber Vorbehalt der Genehmigung vor Abfchluß bes Feilbietungeem——t 


a ——— — — — 








Es iſt dies eine Couſequenz der Empfangs⸗halb der ihr geſetzten richterlichen Fri ne 
theorie (ſ. oben Anm. 4). Ebenſo nach Pr. | fo wird fie ale ablehnend angeſehen. In h 
OR. (f. Zörfter, I, 8. 77, €. 424, 425) | deren Fällen ver Sandlungsfähigkeit Hätte Ö 
und nad gem. Recht (Regelsberger, ©. 128). | Richter in feiner Aufforderung bie Rechtof — 

® Bol. audy Megelsberger, S. 123. Die | der Richtäußerung wol befonbers auszub 
Richtigleit des Gefagten für den Fall der Con⸗ ? dgl. Savigny, Spftem, III, 809 ‚ 
curseröffnung folgt aud aus 8. 22, lit. c, | Unger, Eyftem, IT, 169 fg.; Sintenis (2, cz )» 
5. O. Aeußert ſich die Concuremaſſe inner- ! I, 162. 
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tem Zuſchlage zuläffig fei, oder fi gar von felbit verfiehe, was jedoch im Hiublid 
genwärtig geltenbe Geſetzgebung gewiß aubers ausgebrüdt worden wäre und auch Die 
o legis gegen ſich hat. 3) Ob der Steigerer, befien Gebot als Bertragsanbot aufzu- 
bis zum erfolgten Zuſchlag an fein Gebot gebunden bleibt, fowie 4), ob der Ber- 
wiſchen ben mehreren Meiftboten wählen fann, ober ein höheres Aubot die Wirkſam⸗ 
rüheren aufhebt, läßt fih nicht aus der jurift. Natur ber Berſteigerung entſcheiden. 
‚a8 man in Diefer Richtung vorgebracht hat, fonımt vielmehr mur auf cine jurift. Er 
effen hinans, was Uebung wirklich ift ober ala foldhe angeſehen wurte. Es banbelt 
ı nın eine Frage ber Zwedmäßigkeit, deren Entſcheidung nur durch pofitiwe Borfchriften 
erden lann.“ (Regelöberger, S. 175.) Gemeinrechtlih ift es ganz allgemein aner- 
ß das Angebot des Bieters für ihn verbindlich if. Ebenſo nach 8. 1470 des Zürcher 
8. 819 bes ſächſ. Geſ. B. Ob der Steigerer durch ein Mehrbot von feiner Berkinb- 
reit werde, dafür läßt ſich geimeinrechtlih eine Norm nicht finden. Nach bem beutichen 
rechte bildet Die Befreiung bes Bieters durch ein Mehrbot Die Regel; jo nah $. 819 
Se. B. Ebenfo nah dem Zürder Gef. B., 8. 1470, Code de procedure cirv., 
‚ befl. Entw., Abth. IV, Buch I, Tit. 2, Art. 83, Baterifhen Entw., Tb. II, 
ıd Entw. eines gem. beutfchen Obligationenredhts, Art. 79. Das öſterr. Hecht 
terüber nur in der Ref. vom 11. Sept. 1784, 3.6. S., Nr. 335, lit. n, bie 
ng, baf derjenige, welcher bei dem. erſten oder zweiten Termine zwar unter 
ihungswerthe, aber doch mehr als alle Uebrigen geboten hat, an feinen Anbot 
tagen gebunden fei, daß, wenn bei der britten eilbietung Fein höherer Anbot ge: 
für denfelben haften müſſe; denn ein Anbot, welchen von Seite ber Seiicter nicht 
ten wurde, könne auch ben Anbieter nicht Linden. Indeſſen ift auch in Defterreich eine 
e Prarie dafür, daß der Bieter bis zum erfolgten Zufchlage an feinen Anbot gebunten 
buch ein Mehrbot fein Anbot behoben merbe. 
Die Auslobung, b. i. bie (öffentlich befannt gemachte) Offerte einer Belehnung an 
unbeftimmte Perſon für eine beftimmte Leiftung, welche durch Ausführung Der Leiſtung 
sficht, ber Offerte nachzukommen nnd ben Preis zu verbienen, angenommen wird. 
ige, „Die Auslobung“ in Belfer’s und Muther's Jahrbüchern des gem. beutfchen 
(1862), 33—73, 52, 53; Ihering, „Culpa in contrahendo oder Schabeuerfah bei 
ober nicht wi Berfection gelangten Berträgen” in Gerber's und feinen Jahrbüchern 
atit, IV (1861), 93—106, 101; Regelsberger, Eivilrechtliche Erörterungen, S. 196— 
dazu Windſcheid in Pölzl'e Krit. Biertelj. Schr., X (1868), 156 fg., Pandelten, 
IL, 8. 39, 3. 1, lit. & Die Auslobungen waren ſchon ben Römern bekannt, ge- 
boch bei ber nad röm. Recht geltenden Regel, daß Berträge nur in personam certam 
ien, zu feiner vechtlichen Aner ennung. (VBgl. Savigny, Obligationenredht, II, 90 fg.; 
2. 62 fg.) Die Anforderungen, welche der moderne Verkehr an bie Rechtswiſſenſchaft 
rten mit zwingender Nothwendigkeit zur Befeitiaung dieſer Regel bes röm. Rechte. 
figleit von Obligationen in personam incertam wird heutzutage gemeinrechtlich in 
nd Prayis ziemlich allgemein zugegeben (anderer Anſicht ift Savigny, a. a. D., welcher 
eflimmungen bes röm. Rechts Über Berträge mit unbeftimmten Berfonen fefthäft), und 
ıdbpunfte Des öſterr. Rechts liegt um fo weniger Grund vor, ben Bebürfniffen des 
in biefer Beziehung nicht gerecht zu werden, ale bie 88. 861 fg. zwar vorausießen, 
vertrag mit einer beftimmten Perſon abgeſchloſſen wird, darans aber noch keineswegs 
werden kann, daß nicht auch mit unbeftiimmten Perſonen Verträge gefchleffen werben 
ıd bie Gültigkeit folder Verträge daher fchen deshalb, weil fie fein Geſetz verbietet 
sen nichts Abnormes liegt, anzuerlennen ift. 
bei jeder anderen Offerte ift auch bei der Auslobung ein nothwendiges Requiſit, daß 
) gemeint ſei. Sie entbehrt daher der Rechtswirkſamkeit, wenn ihr ertennbarermeife 
‚ fih zu verpflichten, mangelt, fo 3.3. bei Anpreifungen von Waaren unter Zuſiche⸗ 
m ganz unverhältnißmäßigen Prämien für den Nachweis, daß fie Die behanpteten 
en nicht befiten. Pal. Windfcheid, 2. Aufl., IL, 8. 309, S. 169; auch Schütze 
&. 46 fg., welcher jedoch zu weit gebt, wenn er Mangel ver Ernfthaftigfeit überall 
mo der Auslobende an der Erfüllung der Yeiftung gar ein Intereffe oder fogar ein 
ın ber Nichterfüllung hat, während umgelehrt Shering a. a. O., S. 99 in allen biejen 
ılobung für vorhanden hält. Im praftifchen Refultat mit Schüße ftimmt überein 
er, &. 206 ig., welcher in den fällen, in Denen der Auslobenbe ein Interefie an 
ıg bat, eine Wette annimmt, was ebenfalls nicht zu billigen ift, indem es bem Aus- 
ter in ben meiften Fällen gewiß an jebem verpflihtenden Willen fehlt. — Zwed ber 
| ift, irgendeine Leiftung zu erzielen, 3. B. die Zurückſtellung eines entlaufenen 
4, eines verlorenen Gegenftandes, bie Entbedung eines Diebes, die Löfung eines 
tlichen Problems ꝛc. Daher liegt auch in Aufforderungen zum Zeichnen von Actien 
nduftrielle Unternehmung, in Ankündigungen von Waaren zu beftimmten Preijen ꝛc. 
obung. Der Bertrag entfteht bier erft mit der Zeichnung, Beſtellung ꝛe. Vgl. Ihering, 
3; Negelsberger, 88. 10, 42, lit. b. Auch unbedingte Zuficherungen einer Yeiftung 
mmte Perjonen, z. B. Öffentlich angekündigte Bertheilungen von Brennholz an Arme, 
eine Verbindlichkeit. Ihering, S. 100. 
Auslobende hat, wenn nicht aus ber Auslobung eine weitergehende Abſicht, ſich zu 
i, am entnehmen ift, ben verfprocdenen Preis nur einmal zu zablen, md erlifcht feine 
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Berbinblichleit, wenn er den gewünſchten Zwed, bevor ſich Jemand um ben Preis melbet, ı 
anbere Weife erreicht bat (vgl. Regelsberger, S. 209). Bei ber Auslobung fallen Aunahme | 
Verſprechens unb rum ber Leiftung zufammen (Schütze, ©. 65; Regelsberger, $. 4 
lit. d; Windſcheid, II, 168). Der Auslobenbe hat daher nie eine Klage auf Erfüllung | 
Leiftung, und der Leiftende erft dann einen Anfpruch auf die volle Gegenleiftung, wenn er d 
Auslobenden die Leiftung, wenn biefe vom anderen Bertragstheile entgegenzunehmen ift, offer 
bat, ſodaß es blos im Belieben des Auslobenben ftebt, davon Gebrauch zu machen. Bis baf 
kann ber Auslobende fein Verſprechen widerrufen. In biefem Falle fällt ihm jedoch eine cal; 
in contrahendo zur Laft, und es ift demjenigen, welcher im Bertrauen auf jenes Verſprech 
bie geforderte Leiftung vorgenommen, ober au nur mit ber Ausführung begonnen bat, ein N 
ſpruch auf Schabenerjaß zuzuerlennen, wenn er zum erweifen im Stande ift, Daß bie Leifun 
ben Zwede entiprechend ift (Ihering, ©. 103; Winbjcheid, IT, 8. 309, Note 5. Rod) wet 
gebt Regelsberger, $. 47. Legteres leugnet Windfcheib, a. a. D.; dagegen Regelsberger, ©. 230 
Auch bier wird aber ber Auslobende von jeder Verbindlichkeit frei, wenn er zu erweijen tı 
Stande ift, daß bem Leiftenden ein Anderer in der Erfüllung zuvorgefommen fein würde. X 
berer Anficht ift Regelsberger, S. 220, und, wie e8 fcheint, auch Windſcheid (oa, PIE Ari 
Biertelj. Schr., X flssg], 157), welcher glaubt, daß die Entſchädigung an alle zu Teiften il 


was jeboch beshalb nicht richtig ift, weil ber Auslobende Überhaupt nur einmal zu leifı 
bat, was auch Hegelöberger anerlennt. Bgl. über die verſchiedenen über bie airlungen b 
Widerrufes aufgeftellten Anfichten Windſcheid, II, 8. 809, lit. a, Regelsberger, 88. 46, 47. 


8. 863. 
Eintbeflung der Verträge. 


Man kann feinen Willen nit nur ansbrüdlih Durch Worte unb allgemein angenommt 
Zeichen, fondern and ſtillſchweigend durch ſolche Handlungen erllären, welche mit Ueberlegn 
aller Umſtände Teinen vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, übriglaſſen. 


Das Charakteriftifhe ver ausdrücklichen Willenserklärung befteht darin, daß 
nur den Zwed bat, als Kennzeichen des Willens zu dienen, während die ſtillſchw 
gende Willenserflärung zunädft eine andere felbftändige Beſtimmung hat und u 
nebenbei den Ausbrud des Willens in ſich fchließt . Auf ven Umftand, ob die W 
Ienserflärung mündlich, fhriftlidh oder durch bloße Geberven ftattgefunden bat, kom 
e8 bei diefer Unterfcheidung nit an. In ber Regel wird eine Willenserklärung a 
Worten und Geberven gemifcht fein, wie wenn 3. B. der Gegenſtand des Vertrag 
durch bloßes Hinweifen auf denfelben mit der Hand bezeichnet wird. DBerfchieden v 
der ftillfchweigenden Willenserklärung ift die vermuthete und bie fingirte. Ber 
vermutheten Willenserflärung erffärt das Gefeg eine beftimmte Handlung, aus weld 
fonft nicht mit Gewißheit auf den Ausbrud eines beftimmten Willens geſchloſſen wı 
den kann, als hinreichend, um dieſen Willen anzunehmen, ſodaß dieſer Wille bis zı 
Beweife des Gegentheiles als vorhanden gilt. Beifpiele enthalten die 88. 467, 72 
725, 1247. b. ©. B. Eine fingirte Willenserflärung dagegen ift diejenige, | 
weldher ein beftimmter Wille al® vorhanden angenommen wird, ganz ohne Rüdfid 
nahme darauf, ob er wirklich vorhanden ift oder nicht, ſodaß der Beweis des Gege 
theiles gar nicht zuläffig if. Als Beifpiel kann 8. 876 U. b. ©. 2. gelten ?. 


! 


8. 864. 


Verträge find einfeitig oder zweifeitig verbinblih, je nachdem nur ein Theil etwas u 
ſpricht und ber andere ed annimmt oder beide Theile einander Rechte Übertragen und weil 
feitig aunehmen. Die erften werden alfo ohne Entgelt, die anderen aber mit Entgelt ı 
ſchlofſen. 

Die Begriffe einſeitig und zweiſeitig verbindliche, und unentgeltliche und entge 
liche Verträge, welche 8. 864 als gleichbedeutend nimmt, find keineswegs zufanım 
fallend. Einſeitige Verträge find ſolche, bei denen ſich nur ein Theil zu einer Leiſtu 





ı Bol. Sapigny, III, 8. 131, ©. 242 fg.; | Sintenie, I, 154 fg. verwerfen bie Unterfd 
Unger, II, 103 fg.; Sintenis, I, 149 fg. dung zwiſchen vermutheter und fingirter 

3 Vgl. Böding, I, 423, 424; Unger, II, | lensertlärung. gl. dagegen Unger, II, M 
107 fg.; Savigny, IIL, $. 33, ©. 253, und | Anm. 17. 
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vehublich macht, und der andere Theil dieſes Verſprechen annimmt, wie z. B. ber 
Okentunge-, Darlehns⸗, Leih⸗ und Aufbewahrungsvertrag; zweifeitige foldye, bei wel⸗ 
den jeder Theil eine Leiftung verfpricht und der andere Theil fie annimmt, wie z. 2. 
ber Kaufe, Tauſch⸗ und Miethvertrag. Nun ift zwar bei zweifeitigen Verträgen immer 
vie Peiftung des einen Theiles Entgelt für die Teiftung bes anderen Theiles, und find 
deher alle zweifeitigen Berträge zugleich entgeltliche, aber nicht umgekehrt auch alle ein- 
fetigen zugleich unentgeltlich oder Incrativ, nämlich Dann nicht, wenn bie einfeitige 
deiſtung eben nur infolge einer bereits in Empfang genommenen Leiftung bes anderen 
Gontrahenten erfolgt. So erzeugt der Darlehnsvertrag nur eine Verpflichtung zur 
Suriefzahlung, wenn das Darlehn felbft zugezählt wurde. Das diefer Verbinplichkeit 
atiprechende Recht ift aber für ven Gläubiger Fein unentgeltliche. Der Peihvertrag 
uzengt allerdings eine DBerbinplichkeit auf Seite des Commodatars zur Zurüdftellung 
er geliehenen Sache, nichtödeftoweniger ift er, ungeachtet biefer Verbindlichkeit für 
‚ weil er eine Sache unentgeltlich zur Benutzung erhält, Iucratio 1, 


8. 865. 
Erforberniffe eines gültigen Vertrages: 1) Fähigkeiten ber Berfonen. 

Ver ben Gebraud; der Bernunft nicht bat, wie aud ein Kind nuter fieben Jahren, ift 
miühig, ein Berfprehen zn machen oder es anzunehmen. Andere Berfonen hingegen, welde 
von einem Bater, Vormunde oder Curator abhängen, können zwar ein blos zu ihrem Vor- 
Seit gemachtes Verſprechen annehmen, wenn fie aber eine bamit vertnüpfte Laſt übernehmen 
ober ſelbſt etwas verfprechen, hängt die Gilltigleit des Vertrages‘, nad den in bem dritten 
mb nierten Sanptftüde des erften Theiles gegebenen Vorſchriften, in der Regel von ber Ein- 
Wiigung des Vertreterö ober zugleich des Berichtes ab. Bis dieſe Einwilligung erfolgt, 
kg der andere Theil nicht zurücktreten, aber eine angemeficne Friſt zur Erklärung verlangen. 


8. 866. 


Ber liſtigerweiſe vorgibt, daß er Berträge zu ſchließen fähig fei und dadurch einen 
Saberen, der darüber nicht leicht Erkundigung einholen Tonnte, hintergeht, ift zur Genug: 
Ing verpflichtet. 

Zur Eingehung eines jeden Rechtsgefchäftes, daher auch zur Schliegung von PVer- 
trãgen iſt 1) Willensfähigfeit oder natürliche Handlungsfähigkeit und 2) juriftifche 
Handlungsfähigkeit erforderlich 1. 

Die Willensunfähigkeit, fie mag eine länger andauernde, wie 3. B. Wahnſinn, 
oder blos zur Zeit der Abſchließung des Rechtsgeſchäftes vorhanven fein, wie z. 2. 

heit, Fieberdelirium, hebt die Gültigkeit des gefchloffenen Rechtsgeſchäftes ganz 
ausnahmslos auf. Ber Kindern wird die Willensfähigfeit mit dem vollendeten fieben- 
ten Lebensjahre angenommen ?. 
| Die juriftifhe Handlungsunfähigfeit befteht darin, daß Jemand zwar millens- 
ſhig ift, vermöge gefeslicher Vorfchrift aber in der Fähigkeit zur Cingehung von 
| Rehtsgeichäften befhräntt if. Diefe juriſtiſche Handlungsunfähigkeit tritt nie abjolut 
en, fondern immer nur mit Rückſicht auf beftimmte Rechtsgeſchäfte und ıft bei ben 
veriiedenen juriftifh handlungsunfähigen Perfonen verſchieden. Co fünnen alle 
jmiſtiſch Handlungsunfähigen bloße Erwerbsgeſchäfte, wobei fie gar feine Verpflichtung 
Übernehmen, gültig ſchließen. Minderjährige können über das, was fie durch ihre 
eigene Thätigleit erworben haben, gültig verfügen ($. 246) und nad) zurüdgelegten 





"Bol. Savigny, Obligationenrecht, II, 12 fg.; | if im röm. Recht daher entflanden, baß bie 
Arndie, Pandeiten (5. Aufl.), 8.234, ©. 379; | widtigften Geſchäfte mittels mündlicher Rebe 
Sintenis, II (2. Aufl.), 17 fa.; auch Wächter, | vollzogen, und daß für die volle Spradfähig- 
Sanbbuch, II, 636 fg. feit dann mehr willkürlich das vollendete fie- 

I Bot. über den Begriff von Rechts- und | bente Jahr ale maßgebend angefehen wurbe. 
Sandlungsfähigkeit die Bemerk. zu ben 88. | Sintenis, (2. Aufl.), I, 8. 17, Note 15, ©. 
16-18, | 136. 2. bierüber Sapigny, Syften, III, 

? Die Alter&grenze, infantia (fari non posse), | $. 108, ©. 39 fg.; Unger, I, 281 fg. 
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18. Lebensjahre mündlich vor Gericht teflicen ($. 569); gerichtlich erflärte Verſchwender 
Tönnen De frei, aber nur bis über die Hälfte ihres ögens letztwillig verfügen 
@. 568). 

Zweifeitig verbinbliche Rechtogeſchäfte, welche mit juriſtiſch hanblungsumfähize 
Perfonen geſchioſſen wurden, find für dieſe nicht bindend ?, foudern es hängt von ber 
Einwilligung der zu ihrer Vertretung berufenen Perfonen ab, ob fie felbe aufret 
erhalten wollen, während der andere vertragſchließende Theil für den Fall, daß dirfe 
Einwilligung, welche jedoch in einer durch richterliches Ermeflen zu beftunmenden rk 
erfolgen muß, wirklich ertheilt wird, an das Rechisgeſchäft gebunden bleibt (negotium 
elaudicans). Gonvalefeirt das Rechtsgeſchäft auf Biel Art, fo ift es fo zu behandeln, 
als wenn es ſchon von Unfang an gültig gewefen wäre. Die Nichtigleit ift fomit ki 
blos juriftifcher Handlungsunfähigfeit eine heilbare, bei natürlicher Hanbfungsunfühg: 
feit eine unheilbare *. 

Ber feine (juriſtiſche) Hanblungsunfähigkeit dolos verfhweigt, und dadurch Je 
manden tãuſcht, welcher nicht leicht Erkundigungen einziehen Tonnte, ift zum Erſahe vb ! 
dem anderen Contrahenten dadurch verurſachten Schadens verpflichtet ®, denn bie ji : 
ſtiſche Handfungsunfähigteit beſchränkt fi blos auf die Eingehung von Rechtögeichäften, 
fhüßt aber nicht vor Verbinblidjkeiten, welche aus ver Berübung von unerlaubten 





Handlungen entftehen ®. 





’ — die Obſtg. Entſch. vom 11. 
Ian. 1854, 3. 13240, Glaſer und Unger, I, 
Ar. 10, und vom 4. Dec. 1861, 3. 7197; 
Slafer, Unger und Walther, III, Rr. 1426. 
In bem erfteren Nechtsfalle wurde von einer 
28 Jahre alten Minderjährigen eine Schuld 
von 9600 Mailänder Fire, in der Beforgnifi, 
baß bie Schenkung, durch welche fie diefe Jor⸗ 
derung erworben hatte, aufechtbar fei, bem 
Säuloner für 750 L. A in Form einer Ceſ 
fion erlaſſen. Diefe Ceſſion wurde für güftig 
erffärt, weil ber ben Minderjährigen gewährte 
Schuß nicht fo weit ‚gehen koͤnnte, einen un 
reblihen Minderjährigen zu unterftüten, 
welcher fid weigert, Verpflichtungen zu erfüllen, 
bie er mit gutem Bebacht eingegangen ifl, und 
das von ber Minderjährigen eingegangene Ge 
fchäft ein ſolches fei, welches fie auch bei guter 
Ueberlegung abgeſchloſſen haben würde. An 
bem zweiten alle hatte ein Minberjähriger 
circa 20 Tage vor erreichter Grofijährigfeit 
im Bergleihewege die Vaterſchaft zu einem un» 
ehelichen Kinde anerfannt und fih zur Zahlung 
von 15 vefp. 30 Frcs. Alimente monatlich ver> 
pflichtet. Dieſer Vergleich wurde als gültig 
anerfannt und zwar vorzüglich aus dem Orunde, 
weil aus ben Geftändniffe ber Baterfchaft au 
ohne beſondere ausbrüdliche Anerfennung, nach 
88. 163, 166, 167 9. 5. ©. B. die Berpflich ⸗ 
tung zur Aimentation bes Kindes folge, ber 
Minterjäßrige als Beamter 900 EI. jährlichen 
Gehalt bezog, und über bay, mas er durch 
feinen Fleiß erwarb, babe frei verfügen können. 

“An ihrer Hanblungsfähigkeit befpränft 
find auch gewiffe Militärperfonen. Unteroffie 
zieren und gemeinen Soldaten ift das Schulden- 
machen chne Bewilligung ibrer Vorgeſetzten 
verboten, widrigens fie zu beſtrafen ünd ber 
Darleiher des vorgeftredten Betrages verluſtig 
werben jell (ſog. Schuldenpatent vom 2. Juni 
1758, 3. ©. ©., IU, 14, republicirt am 15. 
Yan. 1783 und 25. Febr. 1790); jerner fol 
feinem Wanne vom Feldwebel abwärts von 
feinem Vermögen ohne Bewilligung ſeĩnes vor⸗ 








geſetzten Cemmandos etwas erfel; 
(Hofb. von 25. Auni 1795, 3. ©. S. I. 
237, und Gefeg vom 9. Aug. 1854, 8. 218). 
Diefe Borigrift fann jeboch nicht auf Ne Fir 
antwortung von Realitäten an bie Daxujdet 
bezogen werben und es barf bei eigenem Ber 
mögen bie Aufnahme von Darleihen nnd deren 
Berhypothecirung den Solbaten auf ihnen ge 
börige Realitäten nicht verweigert werben. 
(Allerh. Entic. vom 9. Dec. 1843, R 131 
vom Jahre 1844; Damianitf, 5. 324, Ann *, 
und Obſtg. Plenarentſcheidung wem 9. I 

61, 3. $186; Gfafer, LIT, Nr. 1358). Ebene 
iR bie Mannfgaft vom Felbwebel ahmärts jur 
Abſchließung von Verträgen jeber Art und in: 
beſondere zur Abſchnietzung von Kaufverträgen 
über unbeweglie Güter ohne Beibringung I# 
Militärconfenfes beredtigt (Bbg. bes Arart- 
eberconmanbos vom 23. Sept. 1857, Abth. 2, 
Nr. 1591; Damianitfh, ©. 324, Nr. 308 mb 
Erflärung des 4. ©. 8. vom 9. März 1859, 
Abtb. 4, Nr. Damienitfh, ©. 8, 
Anm. *). Iberoffizieren vom Hauptmann oder 
Rittmeifter abwärts ift Die Aufnahme von Dar- 
leihen che Bewiligung des Commanbestes 
unterfagt (Hofrefer. vom 23. Sept. 1752, Ar 
patfchefiihe 3. @. &., III, 19), das Darfeher 
feibtt if jedoch gültig und erecntionefdhig 
(bg. bes Armeeobercommanbos vom 23. Ft. 
1859, R. ©. BL., Nr. 37). 

® Qui cum alio contrahlt vel non est, vel 
non debet esse ignarus conditionis ejas. ff 
19 D. R. 5. (50. 17). Bei Minderjähritth, 
welde das 20. Jahr noch nicht zurüdgelegt 
haben, wird überhaupt angenenunen, daß M 
anbere Gontrahent Über ihre Winberjährigleit 
nit im Zweifel fein konnte, daher für fie nah 
8. 248 Ü. 6. ©. 8. eine folde Haftungkver‘ 
bindlichteit nie eintritt. DBgf. die Bemerl. ii 
ben 88. 220248. Ueber ben Umfang N 
Schaberterfagverbinbligpkeit vgl. bie Wermerl P 
ben 88. 1293—1295. 

* Sat. Unger, IL, 28, 29, unb bie Beml 
zu ben 86. 246-248, 
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8. 867. 

Was zur Gultigkeit eines Vertrages wit einer unter der befsnberen Vorſorge der öffent» 
ı Verwaltung fichenden Gemeinde (ß. 27) ober ihren einzelnen Gliedern nud Gtellvers 
mn erfashert werde, iR aus der Berfafſung derfelben und den palitiigen Geſehen zu eut⸗ 
wa ($. 290). 
Nach dem Gefege vom 5. März 1862 (M. ©. Bl., Nr. 18), mit welchem bie 
ubzüge für die Gemeindeordnungen feftgeftellt wurden, wird bie Gemeinde durch 
ı Gemeindeansfhuß und einen Gemeinbevorftand vertreten (Art. VII. 
Gemeindeausſchuß it das beſchließende und überwadende, der Gemeinbevorftand 
vollziehende Organ (Art. XII). 
Auf Grundlage der in diefem Geſetze enthaltenen grunbfäglichen Beftimmungen 
für die einzelnen Kronländer befondere Gemeindeordnungen erſchienen, für Defter- 
ı unter ber Enns mit Gejeg vom 31. Dec. 1864 (R. ©. BL, Nr. 4). Nach 
52 derſelben müffen Urkunden, durch welde Berbinblickeiten gegen dritte Perfonen 
änbet werben follen, vom Gemeinbevorfteher und einem Gemeinderathe unter- 
% meen. Betrifft die Urkunde ein Geſchäft, zu deſſen Eingehung die Zuftimmung 

efhufies (5. 29 ebenbaf.) oder eine höhere Genehmigung (8. 91 ebendaf.) er- 
verfich ift, fo muß überdies dieſe Zuftimmung ober Genehmigung in ber Urkunde 
m Mitfertigung von zwei Ausfhußmännern erfichtlich gemacht werben. Für 
m beftimmt 8. 105 des Gemeinbeftatuts vom 20. März 1850, daß Urkumben, durch 
de Berbinblichteiten gegen dritte Perfonen begründet werben follen, vom Bürger: 
fer mub zwei Gemeinderathsmitgliedern unterfertigt werben müjfen. Ganz ähnlihe 
Kumungen enthalten die für die Kronländer und einzelne Gemeinden erflofienen 
iellen indeorbnumgen i. 
Die Beſtimmungen über die Vertretung geiſtlicher Corporationen enthält die M. 
} vom 13. Iuni 1868 (R. ©. Bl., Nr. 95) 2, 


427 


8. 868. 
Inwieweit ein Verbrecher gültige Berträge fließen Lönne, beftimmt das Strafgeſet 
: Berbreden. 
Die Beſchrãnkungen der Fähigkeit, Verträge zu ſchlieken, wurben durch $. 5 bes 
ehes vom 15. Nov. 1867 (R. ©. BL, Nr. 131) für jene Perfonen, welde der 
Ußrafgerichtöbarteit unterftehen, außer Kraft gefegt. 





©, eine Angabe ber Ießteren bei Stuben» 
9 Aut) U, 19, Ann. 1. 
in Defterreich geſetzlich beftehenben 
fügen Orden und Congregationen beiberlei 
Hegte ee befugt, mit Beobadhtung der 
ir orichriften und beziehungsweiie 
‚ bie Veräußerung oder Belaftung bes 
Yengutes betreffenden Beftimmungen, Rechts · 
Kite abzufchliegen, und namentlich, inſofern 
Drbenbregel es geftattet, Eigeuthum auf 
geiehlige Weile zu erwerben. Hierbei 
ben fie, abgejehen von ben laufenden Ge» 
fen bes gewöhnlichen Wirthſchaftsbetriebes, 
ihre Local-Dberen vertreten, melde je: 
‚wenn fie, ber Orbensverjaffung gemäß, 
m Brovinz- Oberen unterftehen, ſich über 
Zul ung deſſelben ausweiſen miiſſen. 
Ensoorfpriften, durd weiche bie Local» 
en” bei Eingehung von Rechtögejchäften 
weiten Befhränkungen untermerjen wer 
find dem Minifterium für Cultus und 
richt vorzulegen, und werden zur allge- 
ıen Kenutmiß gebracht werben. Nur wider 
Sau, von Rehtögefchäften, welche nach 
= erfolgten Kundmachung abgefchloffen 


wurben, fann aus folhen Statuten eine Ein- 
wenbung hergeleitet werben.” (8. 5 ber Bbg. 
vom 13. Juni 1858, R. ©. Bl, Rr. 9). 
„Bei allen Berhanblungen, welche in bürger- 
lichen Rehts: umd anderen Angelegenheiten 
vor den Öffentlichen Behörden gepflegen wer ⸗ 
den, haben bie erwähnten Orbens-Öberen über 
dieſe ihre Eigenſchaft die Betätigung bes Bi- 
ichojes ihres Wohnfiges beizubringen. Bel 
Eigentpumserwerbungen wird_der Bifchof zu- 
gleich bezeugen, daß ber betreffenden geiflicen 
Rörperfehait hierzu, ihrer Orbensregel gemäh, 
die Befähigung zuftehe“ (8. 6 der Bbg.) 
„Den, mit der Führung ber öffentlichen Bücher 
betrauten Behörden liegt es ob, von jeber Gr- 
werbung umbeiveglicher Guter burd) geiftliche 
Orden ober ongregationen ber politifhen 
Landesjtelle (in der Militärgrenze bem Lanbes- 
General-Eontnianoo) bie Anzeige zu erflatten. 
Zaffelbe hat bei allen Veränderungen pinficht> 
lid) des, in die öffentlichen Bücher eingetragenen 
unbeweglichen Eigenthumes ſolcher Körperſchaften 
zu geſchehen, es mag ſich um eine Veräußerung 
oder mas immer für eine Belaftung deſſelbeü 
handeln.“ (&. 7 ber Bdg.) 
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8, 869. 
Erforberniffe eines gültigen Mertrages: 2) Wahre Einwilligung. 

Die Einwilligung in einen Bertrag muß frei, ernſtlich, beftimmt und werftändfich 
werben. Iſt die Erflärung unverftändlih, ganz nubeitimmt oder erfolgt die Annahm 
anderen Beftimmmngen, ald unter weldhen das Verſprechen geſchehen ift, jo entitcht Lei 
trag. Wer fi, um einen Anderen zu bevortheilen, undentlicher Ausdrüde bedient ob 
Sheinhandlung unternimmt, Ieiftet Genngthuung. 


8. 870. 


Wer von dem aunehmenden Theile durch nugerechte und gegründete Furcht zu 
Bertrage gezwungen worden, ift ihn zu Halten nicht verbunden. Ob die Furcht gen 
war, muß von dem Richter and den Umftänden beurtgeilt werben (8. 55). 


8. 871. 


Wenn ein Theil von dem anderen Theile durch falſche Angaben irregeführt werd: 
der Irrthum die Hauptſache, oder eine weientlihe Beſchaffenheit derſelben betrifft, ı 
die Abſicht vorzüglich gerichtet nnd erflärt worden, fo entfteht für den Itregeführter 
Verbindlichleit. 
8. 872. 


Betrifft aber der Irrthum weder die Hauptſache, noch eine weſentliche Veſchaffenhe 
felben, fondern einen Nebenumftand, fo bleibt der Vertrag, infofern beide Tpeile 
Hanptgegenftand gewilligt und den Nebennmitand nicht als vorzügliche Abficht erklärt 
nach immer gültig; allein dem Irregeführten iR von dem Urheber deö Irrthumes die 
meflene Vergütung zu leiften. 


8. 873. 
Ehen dieſe Grundfäte find auch auf Irrthum in der Perſon desjenigen, welde 


Berſprechen gemacht worden ift, anzuwenden, infofern ohne den Irrthum der Vertri 
weder gar nicht oder doch nicht auf ſolche Art errichtet worden wäre. 


8. 874. 


In jedem Falle muß derjenige, welder einen Vertrag durch Liſt oder ungeredhte 
bewirkt bat, für die nachtheiligen Folgen Genugthuung leiften. 


$. 815. 

Iſt der verſprechende Theil von einem Dritten entweder durch ungerechte nnd gegt 
Zucht zu einem Vertrage gezwungen oder durch falihe Angaben irregeführt worden, 
der Vertrag gültig. Nur in dem Falle, daß der annehmende Theil au der widerred 
Handlung des Dritten theilnahm oder diefelbe offenbar wifien mußte, ift er ebenfo ma 
88. 870 874 zu behandeln, als wenn er felbit den anderen Theil in Furcht oder Si 
verſetzt hätte. 

8. 876. 


Wenn der verfpredhende Theil felbft nnd allein an feinem wie immer gearteten 9 
ſchuld ift, fo befteht der Bertrag, ed wäre denn, daß dem annehmenden Theile der obmı 
Irrthum offenbar aus den Umſtänden auffallen mußte. 


8. 817. 

Wer die Aufhebung eines Vertrages ans Mangel der Einwilligung verlangt, wi 
gegen auch alles zurüdftellen, was er aus einem folden Vertrage zu feinem Borthe 
halten Hat. 

Jede Willenserklärung befteht aus zwei mit einander innig verbundenen B 
tbeilen, vem Willen, als dem eigentlih wirkfamen inneren, äußerlich nicht erlen 
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tsmente, und der Erklärung, durch welche dieſer Wille Anderen erfennbar wird. 
jejentlicd, bei jeder Willenserflärung ift daher die Webereinftimmung des Willens mit 
r Erflärung. Ohne fie kann das beabfichtigte Rechtsgeſchäft nicht zu Stande kom⸗ 
en. Die Nichtübereinftimmung des Willens mit ber Ceffärung kann eine abfidht- 
he oder eine unabfichtliche jein!. Sie ift abfihtlih, wenn die Handelnden 
it Bewußtfein etwas Anderes erklärten, als fie wirklid wollten, und dasjenige, was 
mft als Zeichen gerade dieſes Willens dient, im gegebenen Falle erweislich einen an⸗ 
ren Zwed bat. Es wurde 3. DB. etwas blos im Scherz oder beifpieldhalber gefagt ?. 
zurde die Erklärung abgegeben, um ihr ven Schein eines Kehtsgeihäftes zu 
ben, fo nennt man eine folde Erklärung eine Simulation, und das Rechtsgeſchäft 
{ft ein ſimulirtes oder Scheingeſchäft. Ein bei Scheingefhäften häufig vorfommen- 
x Gall ift der, daß bie Handelnden wirklich ein Rechtsgeſchäft zu jchließen beabfid)- 
gten, jedoch ein anderes als dasjenige, worauf die Erflärung lautet. Hier gilt dann, 
enn alle Erforvernifje deffelben vorhanden find, dasjenige Nechtsgefchäft, welches wirk⸗ 
h beabfichtigt wurde ($. 916) ®. 

Die unabfihtlide Nichtübereinftimmung des Willens mit der Erklärung ift 
mer von einem Irrthum begleitet. Es bat Jemand, ohne e8 zu willen, etwas An⸗ 
mes erklärt, als er wollte, und das Gewollte nicht erflärt; ober es hat bei zweifei- 
gen Hechtsgeichäften zwar jeder das erflärt, was er wollte, e8 irrt aber jeber über 
a Willen und die Erklärung des Anderen *. 

Das Richtige ift, daß, wenn ber Irrthum 1) den Inhalt des Willens im Ganzen, 
die Natur des Rechtsverhältniſſes, 3) die Identität des anderen Contrahenten, 4) die 
Sehe, weldye den Gegenftand des Nechtögefchäftes bildet, betrifft (error essentialis), 
 Rechtögefchäft wegen Mangels einer wirkſamen Willenserklärung nicht zu Stande 
wit, und baß es daher dabei gleichgültig ift, ob der andere Contrahent oder ein 
dritter, ober der Irrende allein an feinem Irrthum Schuld ift °. 

Weſentlich verfchieden von dem bier vorausgefeßten Irrthum, welder fih auf den 
Inhalt des Rechtsgeſchäftes felbft bezieht, ift der Srrthum in ben Motiven. Die 
Rotive, die Borausfeßungen, von welchen Jemand bei Schließung eines Rechtsgefchäftes 
Boing, find etwas außerhalb des Rechtsgeſchäftes felbit liegendes, welches das Dafein 
8 Willens gar nicht berührt und nur ausnahmsweiſe (8. 571) und bei Schenfungen 
3. 901) Beachtung findet ©. 

Ebenſo wie der Irrthum in den Motiven, hebt audy der Umftand, dag eine Wil- 
wserflärung infolge eines ausgeübten Zwanges aus Furcht abgegeben wurde, das 
fein des Willens nicht auf”. Auch der Umftand, daß auf ven Willen eines Con— 





1 Bol, Savigny, Syſtem, III, 257 fg.; 
er, I, 117, 118. 
ne! Savignv, III, 259, 260; Unger, II, 


® Bgl. Unger, IL, 119, 120; Savigny, IH, 
61 fg., und bie Bemerk. zu den 88. 883— 
7. In dem von Slafer, Unger und Wal: 
&, II, Nr. 776, mitgetbeilten Nechtsfalle 
ürde der Beweis ber Simulation eines Kauf- 
Terages durch Indicien erbradt. In der 
PRg. Entf. vom 13. Nov. 1861, 3. 6908; 
Iafer, Unger und Walther, III, findet ſich ber 
nz gewiß unbaltbare Grundſatz ausgejpro- 
u, daß die Einrede der Simulation eines 
ertrages bem Dritten, ber nicht Rechts— 
ahfolger eines der Eontrahenten ift, 
chi zuſſehe. Bol. auch bie Obſtg. Entſch. 
om 6. Juli 1859, 3. 7326; Glaſer, Unger 
ad Walther, II, Nr. 827. 
Bgl. Savigny, Syſtem, III, 263 fg.; 
Iäge, II, 120 fg. . 

Bgl. Unger, II, 120 fg.; Savigny, IIT, 
9 f5.; Bangerom (6. Aufl.), IT, 270-2; 
Autenis, I, 190 fg.; II, 298 fg. 


° Vgl. Savigny, Syftem, III, $. 115 (©. 
111 fg.), und die dazu gebörige Beilage VIII, 
326—473; Sintenis, I, 190 fg.; II, 302 fg. ; 
Bangerow, I (7. Aufl.), 8. 83, Anm. 1, ©. 
117 fg., II (6. Aufl.), 290 fg.; Unger, II, 
51 fg. 

Man unterſcheidet den Zwang in eine 
ſog. vis absoluta und compulsiva. Die vis 
absoluta übt auf die geiftige Thätigkeit bes 
Gezwungenen feinen Einfluß, fondern erftredt 
fih bies auf Die Bewältigung des Körpers, 
z. B. wenn Jemandem mit Gewalt Die Hand 
zur Unterfehrift einer Urkunde geführt wird. 
Es liegt bier in der That eine Willenserffä- 
rung nit vor und fie kommt daher, wenn von 
gezwungener Willenserflärung bie Rebe ift, gac 
nicht in Betradt. Die vis compulsiva hin- 
gegen, bei welcher durch Drohung auf den Mil- 
len eingewirtt wird, fobaß dieſer aus Furcht 
vor dem angebrobten Uebel will (daher bier 
pafjender anftatt Zwang ber Ausdrud Furcht 
zu gebrauchen if), bebt das Daſein des Wil- 
lens nit anf. „Er bat die Wahl fogar zwi—⸗ 
jhen drei möglichen Entſchlüſſen: die Handlung 
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trahenten durch Betrug eingewirkt wurde, jteht ter Gültigkeit des Nech 

wenn fich ver durch Betrug erzeugte Irrtum nicht auf mefentlihe Punkte deſſelbe 
bezieht, in welchem Falle dann das Rechtsgefhäft ſchon wegen des Borhanbenfeint de 
wefentliden Irrthumes nichtig ift, nicht entgegen ®. Wegen ber im Beirug mb 
Zwang liegenden Unfittlichkeit aber, welcher die pofitive Geſetzgebung ihren Schutz niht 
leihen kann, war nad) röm. Recht das an und für fi gültige Rechtsgeſchäft au 
fehtbar, und zwar bei unterlaufenem Betrug nur banıı, wenn er von dem anderen 
Contrahenten ausgeübt wurde, beim Zwang jebody, wegen deilen größerer Gefährlich 
feit, ohne Rüdfiht darauf, von wen der Zwang ausgelibt wurde. Rührte ber 

nicht von dem anderen Gontrabenten her, jo hatte der Betrogene blos eine Erſatzllap 
gegen ven Betrüger ®. 


Nah öfter. Recht ift das richtige Princip des röm. Rechts bios in Anfehung dei - 


Irrthumes im Eheredhte (88. 57 und 58) 10 und im Erbredte (8. 570)! 
feftgehalten. Bei den obligatorifhen Berträgen und dem dinglichen Vertrag ber 
Tradition 12 ift der Irrthum als ſolcher für ſich allein, wenn er nicht durch falſche 


Angaben des anderen Gontrahenten erzeugt wurde, ganz ohne Einfluß auf die Gültig . 


feit und die Wirkungen des Vertrages. Nur wenn ber wejentlide Irrthum burd 
den anderen Contrahenten hervorgebracht wurde, ift ber Bertrag nichtig (8. 871). 
Daß der andere Contrahent auch dolos gehandelt haben müfje, ift jedoch nicht not 
wendig, fondern es genügt, daß feine Angaben objectiv unridtig waren ꝛꝛ2. War 
der Irrende an feinem Irrthume jelbft Schuld ?*, jo befteht der Vertrag zu Reit, 
wenn nicht dem anderen Contrahenten ber Irrthum aus ben Umftänden anffallen mußt 
und er denſelben jomit dolos benutt hat (8. 876) 16. 

War ter Irrtbum ein blos angermwejentlidyer, fo beiteht ber Vertrag in alla 
Fällen zu Recht. Der Irregeführte kann jedoch, wenn bei Borhandenjein eines wefentlichen 
Irrthumes der Bertrag nichtig wäre, von dem anderen Contrabenten Entjchädigun 
verlangen G: 872). 

Die Nichtigfeit des Nechtögeichäftes wegen unterlaufenen, wefentlihen Irrihumes 


iſt feine abfolute, fondern eine relative, nämlich zu Gunften des Irrenden 15, mb 
e8 hängt von feinem Willen ab, den Bertrag aufrecht zu halten. Will er aber ba 


Bertrag nicht als gültig anerkennen, fo hat er tie Gültigkeit binnen drei Jahren m 
Wege der Klage zu beftreiten ($. 1487) 17. 

So wie der Irrthum, zieht nad öſterr. Recht aud) der Zwang, wenn er vom 
anderen GContrahenten ausgeübt wurde und fid) auf weſentliche Punkte des B 
bezieht, relative Nichtigkeit des Vertrages nah ſich (88. 870, 871, 875) 1. Be 


vorzunebmen, wozu ibn der Drohende beſtim⸗es jedoch für zweifelhaft hält, ob die „falſchen 


men will, das gedrohte Uebel durch Widerſtand 
abzumebren, oder endlich Diefes Uebel zu er: 
Duldten. Hat er nun ben erften biefer drei 
Wege erwählt, jo ift Die Freiheit der Wahl, 
alfo feines Willens, wahrhaft vorhanden, und 
wir müffen Das wirkliche, nicht blos jeheinbare, 
Dafein einer Willenserklärung, 3. B. cince 
Bertrages, mit allen daran gelnüpften Rechte: 
wirtungen unbedenklich anerlennen“. Savigny, 
Syſtem, III, 8. 114; val. auch Unger, 1, 
50, 51. 

5 Vgl. Unger, II, 54 fg.: Vaungerow, IT, 
8. 605, Anm. 1, ©. 292 fa.; Sintenis, 1, 
188 jg.; II, 297 fg. 

’ Bgl. Savigny, Syſtem, IT, 117; Einte- 
nis, I, 186 ig.; IT, 296 fg.; Vangerow, II, 
292 fg., 300 ip. 

10 Vgl. Unger, IL, 123, und Die Bemerf. 
zu den 88. 57-5. 

11 Vgl. Unger, II, 123, und bie Bemert. zu 
den 88. H7—59 d. W. 

12 Bol. bie Bemerk. zu den 88. 1380— 


1391. 
2 Bgl. Unger, S. 124, Anm. 20, welcher 


Angaben‘ bee 8. 871 nicht wenigſtens culpot 
jein müffen. Daß aber überhanpt objectiv un 
rihtige Angaben hinreichen, Lürfte fi aut 
8. 876 ergeben, wenad der Vertrag nur dam 
beſteht, wenn ber veriprechenbe Theil felbi 
und allein an feinem Irrthume Schuld trägt, 
was jchen daun nicht ber Fall ift, wenn jem 
Irrthum durch, wenn auch unabfichtliche, fa 
iche Angaben des anberen Kontrahenten verau 
laßt wurde, 

14 Per Ausdruck „Schuld“ iſt im g, 816 
ganz im vnlgären Sinn genommen. Bl 
Unger, II, 125, Aum. 21. 

> Man ging nämlid dabei, wie Unger, Il 
125 bemerkt, von der febr fonderbaren Auf: 
fafjung aus, daß im dieſem Falle der Ton 
trabent ein Recht babe, Die Willeneerflärung 
für eine wahre zu halten. 

16 VBgl. Unger, IL, 149 fg. 

17 Bgl. Unger, II, 153, und die Bemerl. 
zu den 88. 1486 und 1487, Nr. 6. 

18 Vgl. Unger, II, 47, 48, Anm. 17, und 
über bie Verjährung der Klage auf Ri 
die Bemerk. zu den 88. 1486 und 1487 Pr. 7. 
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vu 
Hauptſtud XVII. Son Serträgen überhaupt. 66. 878882. 431 


ik er fi auf außerweſentliche Punkte des Vertrages, fo fteht dem Bezwungenen blos 
a Entſchädigungsanſpruch gegen den anderen Contrahenten zu, welcher den Zwang 
Wgeäbt hat (38. 872, 875). 

Dem Gezwungenen oder Irregeführten fteht jedoch in allen Fällen, in welden 
u Bertrag zu echt befteht und ihm auch feine Entſchädigungsanſprüche gegen ben 
teren Sontrahenten zuftehen, das Hecht auf Entſchädigung gegen den am Zwange 
he Irrthum Schuld tragenden Dritten zu ($. 874), welcher Anſpruch nach den allge - 
ninen Grundſätzen über den Schabenerfat zu beurtheilen if. Bgl. bie Bemerk. zu 
u 88. 1293-1295. 
' Der Betrag wird nad öfter. Recht bei Berträgen nicht principiell vom Irrthum 
gihneben, fonbern kommt nur bei der Beurtbeilung ver Döhe ver Schadenerſatzverbind⸗ 

it in Betracht (8. 1324) 19. 

Rur im Erbreht wird der Betrug vom Irrthum unterſchieden (8. 560). Jeder 
m den Teſtator ausgelibte Betrug, daher insbefondere die durch Betrug hervorgerufene 
bien cause der lettwilligen Verfügung, macht viefelbe ohne Weiteres nichtig (8. 565), 
säßeenb ber bloße Irrthum in den Motiven nur dann die Ungältigkeit ber letztwil⸗ 
ea nad ſich zieht, wenn fle ermweislidy einzig und allein auf dem irrigen 

grunde beruht ($. 572). 





6. 878. 
Erforbernifte eines gültigen Wertrageß: 3) Moglichleit ber Zeitung. 
eber alles, was im Bericht fteht, können Verträge geichloflen werden. Was nicht ge 
kißet werden lau, was geradezu unmöglich oder uncrlaubt ift, Tann kein Gegenftand eines 
Biitigen Vertrages werben. Wer einen Anderen durch dergleigen Zufagen täuſcht, wer ihn 
u fäuläbarer Unwifienbeit verkürzt ‚ober ans deſſen Schaden einen Nutzen zieht, bleibt dafür 
weeutwertiid. 
8. 879. 
IAnbeſonbere find, anfer ben am gehörigen Orte angeführten, folgende Verträge un⸗ 


1) Wenn etwas für die Interhandlung eines Ehevertrages bedungen wird; 

2) wenn ein Wundarzt oder was immer für ein Arzt fi von dem Kraulen für die Ueber⸗ 
Kemng ber Cur, oder 

3) wenn ein Nechtöfrennd fi für Die Hebernehmmng eines Proceſſes eine beftimmte Be: 
ehuung bedingt oder eine ihm anvertrante Streitfadhe an fi löäſt; 

4) wenn eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß, die man von einer dritten Perſon hofft, 
uw hei Lebzeiten derfelben veränßert wird. 


$. 880. 


Wird ber Gegenftand, worüber ein Vertrag geichlofien worden, vor deſſen lebergabe 
au Brefehee entzogen, fo ift es chenfo viel, als wenn man ben Vertrag nicht gefchlofien 


8. 881. ® 
Anker den von den Geſetzen beftimmien Fällen kaum zwar Niemand für einen Anderen 
ig Berfprechen maden oder anuchmen. Hat aber Jemand feine Verwendung bei einem 
xitten verfprodgen oder gar für den Erfolg geftanden, fo mnE er die eingegangene Ber- 
wbligleit nach Maß feines Verſprechens erfüllen. 


8. 882. 


Sind unmöglihe und möglige Dinge zugleich verfprocdhen worden, fo müflen die mög- 
ven erfüllt werden, wenn anders die vertragihliehenden Theile nicht die ausdrückliche Be: 
gung gemacht haben, daß fein Puuft des Vertrages von dem anderen abgefondert werden 
IBE. 


10 Bol. oben Anm. 14, unb Unger, II, 65. 
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Die Unmöglichkeit einer Leiftung ift 1) entweder eine natürliche ober juriftiſh, 
je nachdem der Grund der Unmöglichkeit in den Geſetzen ber Natur ober in einer Ba 
ſchrift der pofitiven Oefeggebung begründet iſt. Der juriftiihen Unmöglichkeit im if 
Wirkungen gleich ift die moraliſche Unmöglichkeit, welde dann eintritt, wenn bie 
auf eine unfittlihe Handlung gerichtet if. Cie ift jedoch ihrem Begriffe nad, von ber. 
juriſtiſchen Unmöglichkeit weſentlich verſchieden, indem z. B. das Teſtament eines Un 
mündigen rechtlich unmöglich, der Diebſtahl aber durchaus möglich, aber buch bei; 
Recht unterſagt iſt !. 2) Eine abſolute, wenn die Unmöglichkeit ſchon in ber Ratır de 
Leiftung an fid) liegt (3. B. Lieferung eines byppocentaurus) ober in Umftänben, melde 
blos den concreten Fall betreffen (3. B. Lieferung einer beftinmten, bereits untergegam 
genen Sade). 3) Eine völlige oder theilmeife; 4) eine dauernde ober zeitliche; 5) en» 
lich eine objective oder fubjective, je nachdem die Yeiftung für Jedermann oder bios fk 
den beftimmten Schuldner unmöglich ift. 

Ber der objectiven Unmöglichkeit kommt es nicht weiter darauf an, ob fie ein 

natürliche ift, fo 3. B. wenn die zu leiftende Species gar nicht exiftirt, ober eine ja 

ftifche, 3. B. die Sache außer Verkehr gelettt (8. 880) oder deren Veräußerung gef 
lich verboten wurde. Die fubjective Unmöglichleit dagegen wird, wenn fie blos in da 
Mangel des Rechts des Schuldners, über eine Sache zu bisponiren, liegt, alſo em 
juriftifche ıft, gar nicht als foldye anerkannt, und nur, wenn fie auf factifchen Hinder 
niffen beruht (3. B. Untergang des Kaufgegenſtandes), berüdfichtigt. 

Die Folgen der Unmöglichkeit einer Leiſtung find verfchieden, je nachbem die Us 
möglichkeit gleich anfangs vorhanden war, oder erft nachträglich entftanden if. 
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A. Sogleid vorhandene Unmöglichkeit. 


Bei legtwilligen Verfügungen wird jene Unmöglichkeit, welche in die Zeit zwiſchen 
ber Zeitamentserrichtung und dem Tode des Erblaffers fällt, als eine fogleich vorkaw 
dene Unmöglichkeit angejehen; ſonſt gilt als fogleid) vorhandene Unmöglichkeit diejenige, 
welche bereit in dem Zeitpunkte vorliegt, mit welchem für biejenige Partet, um beres 
Berpflichtung es fid) handelt, das Recht des einfeitigen Zurücktretens vor der Oblige 
tion aufhört ?. 

Die gleih anfangs vorhandene Unmöglichkeit bringt Nichtigkeit des Rechtsgeſchäftet 
mit ſich (impossibilium nulla est obligatio) (8. 878). Hier wird jedoch vorausgeſetzt, 
daß die Unmöglichkeit eine dauernde und völlige iſt. Die zeitliche zieht blos einer 
Auffhub der Lieferungszeit mit fi; bie theilweife Unmöglichfeit befreit blos von ber 
Verbindlichkeit zur Leiſtung des Unmöglichen, nicht aber des Möglihen, wenn bie 
Parteien nicht eine andere Verabredung getroffen haben ?, ausgenommen: 1) wenn ba 
aufs oder Tauſchverträgen der zu leiftende Gegenſtand durch dieſe theilweiſe Unmög: 
lichkeit nicht einmal die Hälfte ſeines ſonſtigen Werthes hat (88. 1048, 1064); 2) be 
ver Gemährleiftung, infofern es ſich um die Qualität einer Sache handelt (8. 932); 





1 Bon ben im $. 879 aufgeführten Fällen | wollte. Unmöglichkeit wäre nur dann an 


könnte höchſtens ber erjte, nämlich der auf Die 
Unterhandlung eines Chevertrages gerichtete 
Vertrag von dem Gefihtspunfte der Unſittlich⸗ 
teit ber bebungenen Yeiftung beurtheilt werben; 
bie, übrigen Drei Fälle gehen weder auf eine 
juriſtiſch unmögliche noch unſittliche Leiſtung, 
ſondern dieſe Verträge werden aus rechts-poli— 
tiſchen Gründen für ungültig angeſehen. — 
5. 881 zählt zu den unmöglichen Leiſtungen 
auch Verträge über Leiſtungen einer dritten 
Perſon. Die eigentliche Urſache ber Ungültig- 
keit eines ſolchen Vertrages liegt jedoch nicht 
in der natürlichen Unmöglichkeit der Leiſtung, 
ſondern vielmehr darin, daß Verträge über— 
haupt nur Rechte und Verpflichtungen für die 
Contrahenten begründen, daher ein folder Ber- 
trag ganz gültig ift, wenn der Schuldner Damit 
Die Bewirtung der fremden Leiſtung verſprechen 


⸗ 


nebmen, wenn dieſe Leiſtung auch für bes 
Dritten unmöalihd wäre. Bgl. Mommſen, 
Beiträge zum Obligationenrecht (Braunfcmeig 
1853), I, 87 fg. 

3 Mommien, I, 102. 

3 8. 832 bebient fih der Worte: „Wenn bit 
vertragfchließenben Theile nicht die ausbräd 
liche Bedingung gemadt haben.“ Es wäre 
gewiß unangemefien, dieſe Worte buchſtäblic 
zu nehmen. Es genügt vielmehr jede wie 
innmer bejchaffene, deutlich erfennbare, meins 
auch ſtillſchweigende Willenserflärung. 
Zweckmäßigſte wäre wol, in einem ſolchen Fallt 
bei zweiſeitigen Verträgen es bem ambere 
Eontrabenten zu überlaſſen, den Vertrag geget 
angemefjene DBerminderung feiner eigeneh 
Leiſtung aufrecht zu balten ober von dem Kr’ 
trage zuriidzutreten, 
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ver Miethverträgen über eine Sache ($. 1117); entlih 4) aud bei Obligationen, 
he auf ein Thun gerichtet find, wenn dieſes Thun als eine einheitliche Yeiftung an- 
Gen ift, was insbefondere regelmäßig dann der Fall ift, wenn es fid um Her: 
| eines Werkes (locatio conductio operis) hantelt und dieſes nicht in der be— 
genen Weiſe ausführbar ift ($. 1153). 

In gewiffen Fällen, wenn nämlih dem Schulduer bei Abſchließung bes Ber- 
ges dolus ober culpa lata zur Laſt fällt, und ver Gläubiger fid) in einem ent- 
ülobaren Irrthum über die Unmöglicykeit der Leiftung befand, kann er tem Gläu- 


er zur Entſchädigung verpflichtet fein (8. 878 a. E.). 


B. Nachfolgende Unmöglichkeit. 


Während die ſogleich vorhandene Unmöglichkeit der Leiftung, wenn fie eine gän;- 
e unb andauernde ift, der Gültigkeit der obligatio entgegenfteht, und nur in bem 
Be, als dem Gontrahenten, deſſen Leiftung unmöglich ift, dolus ober culpa lata zur 
R fallt, für den anderen Contrahenten ein Anfpruh auf Entfhäbigung begründet ift, 
m ber nachfolgenden Unmöglichkeit eine ſolche Wirkung nicht beigelegt werben. 

Der Schuldner, welder eine beftimmte Berbinplichkeit übernommen hat, ift aud 
Mlihtet, Dafür Sorge zu tragen, daß er feiner Verpflichtung nachkommen kann, und 
ı nöthigen Fleiß und Aufmerkſamkeit (diligentia), eine poſitive Thätigkeit anzuwenden, 
| er nicht in die Unmöglichkeit komme, diefelbe zu erfüllen. Eine Befreiung von 
er Berbinblichkeit tritt baher nur dann ein, wenn ihm die Erfüllung derfelben durch 
en außer feinen Berfchulden gelegenen Umftant, d. i. duch bloßen Zufall, unmög— 
| geworben ift®. Diefer Grundſatz, daß nur die cafnelle Unmöglichkeit der Leiſtung 
ı Schuldner von feiner Verbindlichkeit befreit, findet fih im $. 1447 A. b. G. B. 
zrft rüdfichtlih der Obligationen, welche auf Leiftung einer Species gehen und 
rd Untergang derſelben unmöglich werden, ausgejproden und dann auf alle Fälle 
ı Bufalles, ohne Beſchränkung auf beftimmte Arten der Obligationen, ausgedehnt, 
aß er auch nach Afterr. Recht ganz allgemein gilt. 

Daraus nun, daß die fogleih vorhandene Unmöglichkeit als ſolche tie Verbind— 
Heit zur unmöglichen Leitung aufhebt, die nadyfolgende Unmöglichkeit aber biefe 
irkung nur dann hat, wenn bie Leiftung durch bloßen Zufall unmöglich geworben ift, 
pbt fi die praftifch wichtige Folgerung, daß der geflagte Schuldner in erfterem Falle 
‚ blo8 auf die Unmöglichkeit der Yeiftung zu berufen braucht und dann der Gläu— 
ger, wenn er einen Anfprud) auf das Intereſſe erhebt, dolus oder culpa lata 
Schuldners nachzuweiſen hat, in legterem alle aber ter Schultner, un fid 
x der Klage zu ſchützen, zu erweifen bat, daß ihm die Yeiftung ohne fein Ber: 
ſalden unmöglich ſei (8. 1298). Der praftifch wichtige Unterfchien zwifchen urfprüng- 
ker und nachfolgender Unmöglichkeit der Peiftung liegt alfo zunächſt in der Ber- 
hedenheit der Vorausſetzungen, unter weldyen ter Schuldner von feiner Verbindlichleit 
& Leiſtung befreit wird, und in der Bertheilung der Beweislaſt ®. 

Der ganze Umfang der Wirkungen der nachfolgenden Unmöglichkeit ter Leiſtung 
it ſich aber erft dann überfehen, wenn feſtgeſtellt ift: 

L In welden Fällen dem Schuldner die eingetretene Unmöglichkeit der Veiftung 
4 Berihulden angerechnet, oder bloßer Zufall angenommen wird? 

U, In welcher Ausdehnung der Schuldner bei verſchuldeter Unmöglichkeit ber 

für das an die Stelle der urjprünglichen Yeiftung tretende Intereſſe haftet? 

II. Ob der Schuldner, deffen Peiftung ohne fein Verſchulden unmöglich geworben 
h, einen Anfprud) auf die Gegenleiftung hat? 

AR, allen drei Beziehungen unterfcheidet fid) das öſterr. Recht wefentlich vom 
t. 
ad I. Nach röm. Recht wurde bei der Beurtheilung des Umftandes, ob dem Ber- 





die Beſtimmungen, welche bie 88. 1048 | verhandener theilweiſer Unmöglichkeit zur An— 
ꝝRuu zunächſt für nachträglich eingetretene | wendung kommen. 
Unmöglichleit der Leiftung auiftellen, d Bol. Mommien, I, 37 fg., 228 fa. 
—X nämlich deſto mehr bei gleich anfangs s Mommfen, 1, 229, 230. 
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pflihteten in einem gegebenen Obligationsverhältnig Verfhulden zur Laſt fal 
den verfchiebenen Graben ber culpa unterſchieden. Für culpa lata hatt. 
pflihtete in allen Yälen zu haften, für culpa levis haftete er jedoch nich 
aus dem Ohligationsverhältnig Teinen Vortheil zog.“ Es konnte alfo gi 
Umftand dem Berfäufer einer Sache als Berfhulden angerechnet werben, \ 
Geſchenkgeber gegenüber dem Geſchenknehmer im redtlihen Sinne als Zu 
belt wurde. 

Dem öſterr. Recht hingegen ift diefe verfchiedene Beurtheilung des Zufa! 
einzelnen obligatorifhen Berhältniffen fremd. Nach 8.1295 ift Jedermann v 
fhädiger den Erſatz des Schadens, welchen diefer ihm aus „Verſchulden“ zuge! 
fordern bereditigt. Unter Berfchulden wird nad) $. 1294 nicht nur der dolus, | 
das „Verſehen“ begriffen, und unter diefem lettteren, nad 8. 1297, der M 
folhen Grades des Fleißes und der Aufmerkfamfeit verftanden, welcher bei a 
Fähigkeiten angewendet werden kann, das Berfehen alſo wie nah röm. Red 
levis definirt. Es haftet daher nach öfter. Recht der Verpflichtete, ohne Rüd 
Natur feines Berpflihtungsverhältnifies, immer für culpa levis. Derjenige, 
ihm obliegende Verbindlichkeit wegen ihm felbft zur Laft fallenver, nachträ 
tretener Unmöglichkeit der Veiftung nicht zu erfüllen im Stande ift, wird nın 
feiner Verbindlichkeit befreit, wenn ihm auch nicht einmal culpa levis zur 2 

ad II. Nichtspeftoweniger ift aber der Uniftand, ob die Unmöglichkeit I 
durch dolus, culpa lata over levis entflanden ıft, für die Beurtheilung ver 
derfelben keineswegs gleichgültig. Während jedoch nad) röm. Recht die Fre 
Schuldner überhaupt zur Yeiftung des Intereſſe verpflichtet ift, davon abhän, 
wird und, wenn eine ſolche Verpflichtung eintritt, deren Umfang bei den ı 
Arten der culpa nidt in Betracht fommt, wird nad öſterr. Recht der 1 
Berbinblichleit zur Leiftung des Untereffe bei den verfchietenen Arten bes $ 
verſchieden beurtheilt. 

Iſt die Unmöglichkeit ver Yeiftung durch dolus oder culpa lata ein, 
hat der Schuldner nad) 8. 1324 volle Genugthuung, d. i., wie fih au 
ergibt, damnum emergens und lucrum cessans zu präftiren. Iſt aber ! 
lichkeit aus einem bloßen Verſehen des Berpflichteten eingetreten, fo hat ı 
„eigentlihe Schadloshaltung“, d. i. damnum emergens zu leiften 7. 

ad III. Es erübrigt num nur nod die Beantwortung der dritten Fra 
in welden Fällen der Schuldner, weldyem die Erfüllung der ihm obliegende 
lichkeit, wenngleich ohne fein Verſchnlden, unmöglich ift, einen Anſpruch auf 
leiftung hat? 

Als Regel ftellt 3. 1447 hierfür auf: „In jedem Falle muß der Sch 
was er, um die Verbindlichkeit in Erfüllung zu bringen, erhalten hat, zwar ( 
reblihen Befiger, jedoch anf ſolche Art zuritdftellen oder vergüten, daß ı 
Schaden des Anderen feinen Gewinn zieht”. 

Diefe Regel erleidet fedod) mehrfache, mehr oder minder wichtige Mi 
und Ausnahmen Auch ift die Anwendung der Regel in den Fällen, für 
nicht immer leicht, ſodaß es angemeſſen erfcheint, die wichtigften einzelnen 
Ihen Redtsverhältniffe in Betracht zu zichen. 

1) Zaufchvertrag. Nach röm. Recht konnte der Käufer, wenn zur Be 
cajuelle Unmöglichkeit eintrat, der Kaufvertrag bereits perfect war, nicht ı 
reits bezahlten Kaufpreis behalten, ſondern auch, wenn er noch nicht bezah 
Bezahlung deffelben verlangen, und galt diefer Grundſatz, obwol er in d 
minder deutlich ausgeſprochen erjcheint, aud bei den Taufchverträgen (peı 
venditae sed nondum traditae apud emtorem est). Nach öfterr. Rech: 


— — — — — —— ——— — — — — 





— — — 





” Bol. die Bemert. zu ben 88. 1293—1295. | abſchluſſes und der hierdurch vom ! 
s Das deutſche Recht hat das entgegengefette | nommenen Verbindlichkeit, Die Sad 
Princip (periculum rei venditae sed nondum | fer zu übergeben, wirtbfchaftlid ar 
traditae apud venditorem est).. Erftere Norm Beſtandtheil des Bermögens bes 8 
ift eine logiſche Conſequenz daraus, daß die | bilden. An die Stelle der Sache 
Sade mit bem Moment des erjolgten Ravie ' Mamen des Kaufabichluffes n 
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enige, was nad rom. Recht vom Zeitpunkt der Perfection des Kauf: oder Taufchver- 
tages gilt, erſt vom Zeitpunfte der vertragsmäßig bedungenen (8. 1048), ober, wenn 
kine beſtimmte Zeit bepungen wurde, der wirflihen (F. 1051) Uebergabe, oder, befler 
zeſagt, Leiftung, indem ja auch Handlungen, weldye nit auf Uebergabe einer Sade 
gerichtet find, Gegenftände des Vertrages fein können. Wird bis zu biefem Zeitpunfte 
bie Leiftung eines Gontrahenten ganz oder doch bis zur Hälfte ihres gemeinen 
Werthes durch Zufall unmöglich, fo entfteht nach 8. 1048 auf keiner Seite eine Ver⸗ 
binblichleit und der Vertrag wird praktiſch als gar nicht gefchloffen betrachtet. Der 
Nachtheil, daß die Leiftung ganz oder doch in dem im 8. 1048 beftimmten Umfange 
unmöglich geworben ift, trifft natürlich Denjenigen, welcher dadurch um tie Gegen- 
kiftung kommt. Ebenſo gehen aud) andere, in der Zwiſchenzeit durch Zufall erfolgte 
Berihlimmerungen und Belaftungen der Sache, und die allenfalls hierin Tiegende theil- 
wette Unmöglichkeit der Yeiftung, ausgenommen bein Zaufh in Paufh und Bogen, 
auf Rechnung besjenigen, dem die Leiſtung oblag, indem er ſich eine angemeſſene Ver⸗ 
minderung der Öegenleiftung gefallen laſſen muß (wofür ihm nad $. 1050 U. b. 
©. 2. auch die allfälligen Nutungen der vertaufchten Sache gehören), wiewol in 
ſelchen Fällen ver Bertrag immer aufrecht bleibt (8. 1049). Daraus folgt aber a con- 
trario, daß was immer für ein Zufall, welcher nad dieſem Zeitpunfte eingetreten ift, 
den Bertrag nicht aufhebt, daß dieſer Zufall nunmehr den anteren Kontrahenten trifft 
sub ihn von der Verbindlichkeit ver Gegenleiftung nicht befreit. Iſt keine beftimmte 
it ber Yeiftung bevungen, und wird biefe ganz oder dod zur Hälfte ihres gemeinen 
es vor ihrer wirklichen Abftattung unmöglih, jo find nad 8. 1051 die in den 

1048 und 1049 enthaltenen Vorſchriften auf den Zeitpunkt ver Webergabe oder 
ta felbft anzuwenden. 

3%) Kaufverträge. Die von Zaufchverträgen geltenten VBeftimmungen find nad 
8 1064 auch auf ven Kaufvertrag anzuwenden. | 

3) Sachenmiethe. Hier wird unterſchieden, ob ber Zufall das Beſtandſtück felbft 
der bie Perſon des Beſtandnehmers betrifft. 

Rah 8. 1117 kann ver Beſtandnehmer, wenn ein beträchtlicher Theil des Be- 
kaupftüdes durch Zufall dem orventlihen Gebrauche auf eine längere Zeit ent- 
pgen, oder unbrauchbar wird, auch vor Verlauf der ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
bedungenen Zeit vom DBertrage abftehen. Dadurch wird er allerdings von ber ferneren 
Entrihtung des Mieth- oder Pachtzinſes, keineswegs aber aud) von der Verbindlichkeit 
befreit, einen entfprechenden Theil veffelben für die bereits verfloffene Zeit, in welcher 
& die Beitandfache benutte, zu bezahlen. Anftatt von den Bertrage abzuftehen, dürfte 
es ihm auch freiftehen den Bertrag fortzujegen und einen entſprechenden Nachlaß Des 
Mieth⸗ oder Pachtzinfes zu fordern. 

Wird’ die Beſtandſache blos auf Fürzere Zeit dem Gebrauch ganz oder theilweife 
entzogen, fo ift im erfteren Yale nah $. 1104 für dieſe Zeit fein Entgelt für vie 
nicht möglich gewejene Benugung zu entrichten, in letzterem Falle wird zwifchen Mieth« 
und PBachtverträgen unterfchieden. Der Miether kann immir einen verhältnißmäßigen 
Nachlaß des Miethzinfes verlangen, der Pächter jerod nur dann, „wenn durch außer: 





bereits die Kaufichillingsforberung getreten. | thilmer des Kaufobjectes bleibt, und läßt ihn 

n au ber Berläufer juriftiih bis zur gen obne Rüdfiht auf fein obligatorifches 
Üebergabe ber Sache Eigenthümer berfelben erhältniß zum Käufer die Gefahr des Unter⸗ 
Bleibt, fo ſchrumpft diejes fein Eigentbumsrecht | ganges und ber Berfchledhterung der Sache 
doch infolge der ihm gegenüberftehenden Kauf- | tragen. Welche von beiden Rechtsvorſchriften 
ebligation praltiſch zu einem bloßen Aufbe- | praftiih den Vorzug verdient, muß dahinge⸗ 
Wahrungsrechte für ben Käufer zufammen, und | ftellt bleiben. Ganz ungerechtfertigt ift e8 aber, 
if daher von biefem wirthichaftlihen Ge: | wenn Sofmann (ilber das periculum beim 
ſichtspuntte aus ganz gerechtfertigt, wenn ber | Kauf, Wien 1870, insbefondere S. 24 fg.) Die 
Käufer vom Dioment der Perfection des Kauf: | Norm bes röm. Rechts lediglich auf eine Sin» 
bertrage8 die Gefahr bes Unterganges oder der | gularität bes röm. Nechte zurüdjühren zu 
Serfchlehterung der Sache trägt. Das german. | milffen glaubt, während fie Doch nur das Er« 


Reht Dagegen hält fih an die äußerlich zu 
Eage tretende juriftiiche Thatſache, daß ber 
Berfäufer bie zur erfolgten Uebergabe Eigen: 


gebniß der Auffafiung bes Rechtsverhältniffes 
beider Kontrahenten ven bem angegebenen 
Geſichtspunkte iſt. 
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ordentliche Zufälle die Nutzungen des nur auf ein Jahr gepachteten Gutes um mei 
als die Hälfte des gewöhnlichen Ertrages gefallen find“ (8. 1105) ®. 

Wird der Gebrauch des Beitandftüdes aus einem dem Beftanpnehmer zugeftoßenen 
Hinderniffe oder dur Unglüdsfälle vereitelt, „Jo muß er den Zins dennoch entrichten“ 
(8. 1107). Der Zufall in der Perfon des Beſtandnehmers, die Unmöglichkeit der Am 


N 


nahme ber Feiftung, befreit ihn alfo nit von der Gegenleiftung. 

4) Dienftmiethe. Hier befteht ein wichtiger Unterfchieb zwiſchen ber locatio con 
ductio operarum und locatio conductio operis, weldye beiden Arten von Berträgen 
auch das äfterr. Recht unterfcheivet, ohne technifhe Ausprüde dafür zu befiten. 

a) locatio cönductio operarum. ie zeigt eine große Berwandbtichaft mit der 
Sachenmiethe, indem and hier Leiſtung und Gegenleiftung Zug um Zug zu erfolgen 
hat, daher aud die bei der Sachenmiethe geltenden Grundſätze über die nacträgfih: 
eingetretene Leiftung hier zum Theil analeg zur Anwendung kommen. | 

Nah 8. 1155 kann der Beftellte (locator operarum), wenn ber Befteller (com. 
ductor) durdy Hinderniffe, welche ferne PBerfon betreffen, außer Stand ift, die Leiſtung 
anzunehmen, für bie nicht geleifteten Dienfte zwar nicht die wolle Gegenleiftung, jedeq 
das Intereffe, weldes er an der *eiftung der Dienfte hatte, verlangen. Iſt De 
Leiftung der Dienfte aus einem bie Perfon des DBeftellten treffenden Zufall unmöglich, 
fo hört der Anfpruch auf die Gegenleiftung auf, ohne daß der Befteller einen Anſpruh 
anf Entſchädigung hätte Ebenſo hat Fein Contrahent Anſpruch auf bie Gegenleiftung 
oder eine Entſchädigung, wenn der Zufall weder die Perſon des Beſtellers noch bei} 
Beitellten trifft (arg. 88. 1154, 1155). d 

Wurde Jemand entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf eine im voraus ber 
ftimmte Zeit oder bis zur Vollendung eines beftimmten Werkes gedungen, und wirb 
bie Arbeit durch was immer für einen Zufall unterbrochen, jo hat, kein Contrahent, 
auch nicht der Beftellte, wenn der Zufall die Perfon des Beſtellers trifft, Anſpruch auf 
die Gegenleiftung ober Entfhädigung für die nod) übrige Zeit oder ben unvollendeten 
Theil des Werkes ($. 1160). | 

b) locatio conductio operis. Dieje hat große Aehnlichfeit niit dem Kaufvertrage 
einer res futura und wird nach röm. Recht, wenn der Beſteller das Material dazn 
hergibt, in allen Fällen als Kaufvertrag angefehen. 

Das öſterr. Recht ftellt eine vechtlihe Vermuthung dafür auf (8. 1158), melde 
im Zweifel zur Anwendung kommt. Tritt der Fall ein, dag die Beftellung als Karf 
vertrag zu behandeln ift, fo kommen natürlich auch die bei Kaufverträgen geltenben 
Beltimmungen zur Anwendung. Da jedody hier ein Kaufvertrag über eine res futurs 
vorliegt und dieſer erft mit der Eriftenz der Sache perfect wird 29, fo ift, wenn die 
Herftellung des Werkes nachträglich unmöglich wird, oder das theilmeife Hergeftelle 
zu Grunde geht, fein Contrahent dem anderen zu einer Leiſtung verpflichtet und ber 
Untergang des nur theilmeife hergeftellten Werkes trifft den Verkäufer. Geht das Wal, 
nachdem es bereit8 vollendet ift, zu Grunde, fo kommt es darauf an, ob eine beſtimmte 
Zeit der Lieferung bebungen war ober nidyt, und das Werf vor oder nad der be 
dungenen Fieferungszeit untergegangen ift oder fonft befchädigt wurde. Boransfegung 
ift bier, dak die Anfertigung des Werkes aus einen individuell beftinnmten Mar | 
terial bedungen wurde. Iſt diefes nicht der Fall, ſo kann von der Unmöglichkeit der 
Yeiftung feine Rede fein. Der Arbeiter, welcher die Arbeit nicht aus einem individuell 
beftimmten Stoffe angefertigt hat, kann immer noch von feiner Abficht, die bereits a® 
gefertigte Arbeit zur Erfüllung feiner Berbinvlidyfeit zu verwenven, abgehen und be 
Arbeitgeber (Käufer) ift nicht beredhtigt, feine Klage auf den fpeciellen Gegenftand ja 
richten; es liegt Kein bejtimmter Gegenftand ver Leitung vor. 

Bei der ehten locatio conductio operis geht das öſterr. Recht im $. 1157 
von den Örundfage: casus nocet domino aus !!, während nad) rön. Reecht der 
cafuelle Untergang des Wertes, wenn es bereitS vollendet und approbirt, ober doch fo 
beihaffen war, daß die Approbation nicht hätte verweigert werben können, ten Be 
fteller trifft und ihn von der Verbindlichkeit zur Gegenleiftung nicht befreit. 











® Bol. hierüber die Bemerk. zu den 88. 1104 | 9 Bgl. die Bemerk. zu den 88. 1275—1283. 
1108. | 22 B2gl. hierüber die Bemerk. zu $. 1311. 
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Auf die Entfheidung der Frage, wer Eigenthümer des Stoffes ift, finden bie 
efimmungen ver 88. 415 und 416 feine Anwendung. ‘Denn vie Beitimmungen 
fer Paragraphen gelten nur von PBerarbeitungen einer Sahe außer einem Ber- 
agsverhältniffe, fie fegen ferner voraus, daß die verarbeitete Sache noch eriftirt, 
ad find daher, wenn ein Wert vor der Webernahme veffelben zu Grunde 
tgongen ift, nicht anwendbar. Es fcheint vielmehr, daß der Beſtellte vie Gefahr des 
sterganges bis zur wirklichen Uebernahme vefjelben buch den Beſteller zu tragen 
id bei zufälligen Untergang keinen Anfprud) auf Gegenleiftung hat. 

5) Mandat. Nach $. 1020 X. 6. ©. B. hat der Machtgeber dem Machthaber, 
em die Bollendung des Geſchäftes durch einen Zufall verhindert worden ift, nicht 
nr die in der Zwiſchenzeit gehabten Koften und ven fonft erlittenen Schaden zu er» 
ben, fondern auch einen ver Bemühung angemefjenen Theil der Belohnung zu ent: 
dien. Dabei wird nicht unterfchieden, ob der Zufall die Perfon des Mandanten oder 
dandatars betrifft, oder in anderen Berhältniffen feinen Grund bat. Ein Recht auf 
e volle Gegenleiftung ift dem Mandatar, wenn bie Ausführung bes Mandats, ob- 
ah aus einem Zufall, unmöglich wurde, nicht zuerkannt. 

6) Geſellſchaftsverträge. Da das Geſetz hierüber feine fpeciellen Beftimmungen 
ellt, fo kommen die Grundſätze des $. 1447 zur Anwendung. ‘Derjenige Gefell- 
hefter, welcher feinen Beitrag an Geld, Sachen oder Arbeit wegen zufällig eingetres 
ser Unmöglichkeit nicht Leiften kann, ift zwar zu feinem Erſatz verpflichtet, er bat aber 
x feinen Anſpruch auf die Gegenleiftung. Beftehen vie Beiträge in dauernden ober 
& wieberholenven Yeiftungen, fo hört fein Anſpruch auf die Gegenleiftung mit der 
afung ſelbſt auf. Bilden aber die urfprünglid, geleifteten Einlagen ein gemeinfchaft- 
6 Bermögen, fo trifft der Zufall nicht mehr den einzelnen Gefellichafter, fondern 
ie Gefellfchaft, und der Gefellfchafter, deſſen Einlage zu Grunde gegangen ift, verliert 
men Anfpruch auf die Gegenleiftung nicht 12, 

Daß die hier entwidelten Grundfäge durch Uebereinkunft der Contrahenten abge= 
wert werben können, verjteht fi von jelbft. 


Ganz ıumpaffend werden unter der Rubrik „Möglichleit der Leiſtung“ auch die 
erträge zu Gunſten Dritter abgehantelt (8. 881). Man verfteht darunter ſolche Ver: 
ige, welche zwar im eigenen Namen, jeboc in der Abficht eingegangen werben, einem 
ritten ein Torberungsredit oder bie Befreiung von einer Schuld zu gewähren "?. 
sh rom. Recht waren foldhe Verträge dem Principe nad) 1% als ungültig erklärt und 
den hiervon nur gewilje ganz fpecielle Ausnahmen zugelaffen 16. Die gemeinredt- 
be Doctrin fuchte fi im richtiger Würdigung der Anforderungen des praftifchen 
bens von biefer Hechtöregel des röm. Rechts loszuſagen und die allgemeine Gültig- 
t der Verträge zu Gunften ‘Dritter fürs heutige gemeine Recht zu erweiſen, wobei 
oh die Anfichten über die Art und Weife ber juriftifhen Conftruction folder Ver⸗ 
Se und die einzelnen Rechtswirkungen verfelben fehr auseinandergehen. Man nimmt 
als an, der PBromiffar erwerbe das betreffende Recht zwar für fi, aber er cedire es 
fort an den Dritten !6; ober man glaubt den Üebergang des Rechts vom Promiffar 





Bot. über dieſe verſchiedenen Fälle der 15 Vgl. Unger, a. a. D., 8.26 ig; Wind⸗ 
folgenden Unmöglichkeit ber Leiſtung Momm⸗ ſcheid (2. Aufl.), II, 8. 316. Die bekannteſte 
dDiefer Ausnahmen ift, daß bei der Beftellung 


A ’ g. 


1 Unger, Die Verträge zu Gunſten Dritter 
lena 1869, Separatabdrud aus ben Jahr⸗ 
Ph für Dogmatik, X), S. 109. Anderer 
int Bähr, Jahrbuch fiir Dogmatit, VI 
63), 131—18%. 
# Qusecamque gerimus, cum ex nostro 
kracta originem trahunt, nisi ex nostra 
sona obligationis initium sumant, inanem 
am nostrum effciunt, et ideo neque emere, 
dere, contrahere, ut alter suo nomine 
ts agst, possumus. 1. 11 D. de O. et A. 
7. 


einer dos fir die Frau dem Empfänger die 
Herausgabe berfelben an bie rau ober beren 
Dejcendenten auferlegt werden kann (l. 45 D. 
sol. matr. 24. 3; 1. 7 C. de pact. conv. 
5. 14). 

16 Sp Heyer, Abhandlungen aus verfchiedenen 
Theilen ber Rechtswiſſenſchaft (Gießen 1841), 
©. 1 fg.; Buſch, Doctrin und Praris Über bie 
GSilltigleit von Verträgen zu Gunften Dritter 
(Heidelberg 1860), ©. 48 fg.; Zaun, Ardiv 
fir civ. Praris, neue Kolge, IT (IRKA), I 


kt. 


438 Zweiter Theil. Bon dem Gadenteäte. 


an den Dritten durch ein fingirte® Mandat, mit der Bewilligung, das Erhal 
fih zu behalten (mandatum in rem suam), erflären zu können 17; ober man 
daß der Dritte das Berfprehen des Promittenten nacdhträglih annehme, dem: 
beitvete, wozu es neuer bejonderer Zuftimmung der Contrahenten nicht bedürf 
bis dahin infolge gegenfeitiger Uebereinhunft das Hecht des Nüdtrittes vom 
geftattet fer 2%; oder man ftellt die Gültigkeit ver Verträge zu Gunſten Dri 
von vornherein feftftehendes Boftulat auf und betrachtet fie als ebenjo wenig 
Märung bebürftig, als die eines anderen Bertrages. Während fonft durch d 
trahiren in gerader Linie (linea directa) ein Recht erzeugt werde, entftehe es 
ſchräger Richtung (linea obliqua) nnd die Eigenthämlichfeit der Verträge zu 
Dritter liege darın, daß die beiden fonft vereinigten rechtlihen Oualitäten, P 
ſchaft und Gläubigerſchaft hier auseinanderfallen 1%; oder endlich man führt dat 
verhältnig des Promiſſars zum Dritten auf eine Gefhäftsführung ohne Au 
ihrer modernen Geftaltung als unmittelbare Stellvertretung 2° zurüd 21, wobei | 
wieder ftreitig ift, ob und wann die Katihabition durch den Dritten erfolgen n 
Dur die Beftimmung bes 8. 881 A. b. G. B., „daß außer den von 
fegen beftinmten Fällen Niemand für einen Anderen ein Verſprechen machen 
nehmen könne“, werden Berträge zu Gunften Dritter der Regel nad als ung 
Härt. Unter den vom Geſetze ausgenommenen Fällen, in denen Jemand f 
Anderen ein Beriprehen machen oder annehmen kann, find zunähft t 
tretung einer juriftifchen Perjon durch ihre Repräfentanten, eines Mündels ı 
randen durch feinen Bormund oder Curator, die Benollmädtigung, die Geſchäft 
ohne Auftrag, wie diefe durh das A. 6. G. B. normirt wird, zu verftehe: 
dieſe Fälle enthalten jedoch Feine Vertragsichliefung zu Gunften Dritter in t 
bezeichneten Sinne, indem dabei nicht in eigenem Namen, fondern als Stel 
eines Anderen gehandelt wird. Eine geſetzliche Anerkennung folder Verträge d 
A. b. ©. 2. ſelbſt findet fih nur im $. 1287 in Anſehung einer gewifien 
der Verficherungsverträge 23, 
19 Unger, S. 63 fg. Dagegen w 
mater, Gztg. 1869, Nr. 85, gewiß 





17 Bähr, Jahrbuch für Dogmatik, VI, 131 fg. 
Der bebeitfamfte praltifche Unterfchied zwiſchen 


ber Annahme einer fingirten Ceffion und der 
eine® mandatum in rem suam beftebt barin, 
daß das Mandat miderruflih, bie Ceſſion un- 
wiberruflih if. Beide Conftructionen haben 
das Misliche, daß fie Die Intentionen ber 
Parteien nicht treffen, indem der Bromiffar das 
betreffende Recht gar nicht für ſich erwerben 
will, unter Umftänben gar nicht erwerben kann, 
und daß alle Einwendungen aus der Perjon 
bes Promiſſars auf den Dritten übergehen 
würben. Vgl. Yemaier, Gztg. 1869, Nr. 84. 

18 Beſeler, zuerſt in feiner Lehre von bei 
Erbverträgen (Göttingen 1837), II, 75 fg. und 
Syſtem des gem. deutſchen Privatrechts (2. Aufl., 
Leipzig 1866), 8. 120, ©. 484 fg. Abgeſehen 
von anderiweitigen Unzufömmlichkeiten, in welche 
dieſe Auffaffung in ihrer Detaildurchbildung 
geräth, fteht ihr fehen der eine Umftandb ent» 
gegen, daß man, um bie beiden Contrahenten 
nicht vor erfolgtem Beitritt des Dritten ein- 
feitig willfürlih zurüdtreten laffen zu müſſen, 
ein zwifchen ihnen gefchlofiene®s pactum de 
contrahendo cum tertio annehmen müßte, 
beffen Gültigkeit, als in favorem tertii ge⸗ 
fchloffen, gleichfalls wieder der Erffärung be- 
dürfte. Bgl. Lemaier, Gztg. 1869, Pr. 84; 
Buſch, in feiner in Anm. 16 cit. Abth., ©. 34 fg. 
Zu den Anhängern der Acceptationstheorie ge= 
bört zum Theil auch Windfcheid (2. Aufl.), II, 
8. 316, jeboch mit fehr wejentlichen Unterſchei⸗ 
dungen und Mobdificationen, Bgl. gegen tiefe 
Unger, ©, 716 fg. 


Unredt ein, daß auch in diefer Anffaf 
noch ungelöfte Schwierigfeit liege, i 
Annahme, daß Gläubiger und Brom 
verfchiedene PBerfonen fein follen, unji 
berigen Obligationsbegriffe wiberftreit 
20 Bol. Buchka, Die Lehre von k 
vertretung bei Eingehung von ! 
(Roftod und Schwerin, 1852), ©. 29 
21 Lemaier, Gztg. 1869, Nr. 86 fg 
S. 202 fg. Schon Sapigny, Abt 
©, 82, 84, dem Eintenis, Civilrecht 
1868), II, 8. 102, Anm. 4, und Pabanı 
für Handelsrecht, X (1866), 194 fe 
erflärt die Vertragsſchließung zu Gun! 
ter für einen Fall der Geſchäftsführ: 
Auftrag, hält jedoch dabei an der ri 
lichen, in dieſer Beziehung noch fel 
entwidelten Lehre ber neg. gestio fef 
23 Während Buchka, ©. 212 fg., t 
trägliche Ratibabition für erforberlidh 
das Recht auf den Erben des Dritte 
ein anderes nicht angenommenes Be 
nicht übergeben läßt, wenn ber Erbi 
erflärter Ratibabition verftorben iſt 
?emaier, Gztg. 1869, Nr. 86, an, 
Dritte das Recht in ähnlicher Weije, 
Mandat mit feinem Willen, bier ob 
Willen fofort erwerben und es nur ı 
kann. 
23 Nämlich der Verträge der gefel 
liben, d. i. wechſelſeitigen Berf 
galten u Bulten ter Gattinn 
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8. 883. 
Form ber Berträge. 
Ein Vertrag kann münbdlich oder ſchriftlich, vor Gericht oder außerhalb deſſelben, mit 
ee ohne Zeugen errichtet werben. Diele Berſchiedenheit der Form madt, außer dem im 
eſetze beftiumien Fäden, in Anfchung der Berbindlichteit Teinen Unterichied. 


5. 884. 


Gaben fig bie Parteien ansbrücklich zu einem ſchriftiichen Bertrage verabredet, fo wird 
e use der Unterſchrift ber Parteien nicht für geſchloſſen angeſehen. Die Giegelung wird and 
x biefem Falle nicht weſentlich erfordert. 


8. 885. 
- Punktation. 

IR zwar nach nicht die förmliche Urkunde, aber doch ein Aufſatz über die Hanptpuutte 
nigtet und von den Parteien unterfertigt werben, fo gründet auch ſchon ein ſolcher Aufſatz 
einigen Reste und Berbindlichkeiten, welche darliber ansgedrückt find. 


8. 886. 

Ber des Schreibens uutımbig sder wegen Törperlicher Gebrechen zu ſchreiben unfähig ik, 
wi zwei Zengen, deren einer deſſen Namen unterfertigt, beizichen und fein gewöhnlidges 
andzeichen beidräden. 

8. 887. 


Wenn über einen Vertrag eine Urkunde errichtet worden, fo ift auf vorgefchligte münd⸗ 
We Berabrchungen, welche zugleich geſchehen fein follen, aber mit der Urkunde nicht über: 
inkimmen oder nene Zuſätze enthalten, lein Bedacht zu nehmen. 


Die Erklärung des Willens ift entweder eine einfache (formlofe) oder eine fürm- 
che (feierliche) i. Eine beftimmte Form der Willenserflärung kann entweder durch das 
heſetz vorgeichrieben oder von den Parteien gewillfürt werben. 

HM eine beftimmte Form der Willenserflärung durch das Geſetz vorgezeichnet, fo 
sun von der Beobachtung dieſer Yorm entweder die Gültigfeit des Rechtsgeſchäftes 
8. 578, 601, 1178, 1249, Art. 4, W. O., 301—305, 9. ©.) over die Klagbar⸗ 
nt (88. 948, 1271, 1272), oder jonft eine erhöhte Wirkſamkeit (88. 434, 435 A. b. 
5.8, 8. 31 Grundb.-Odg.) ? abhängig fein. Außerdem kann die Borfchrift einer 
eimmten Form audy noch die Bedeutung einer einfachen procefiualen Beweisvorfärift 
aben (88. 886, 1001 xc.). 

Da ein Zwang zur Errichtung einer legtwilligen Verfügung ſchlechthin unftatthaft 
R, fo kaun felbft bei verabrebeter vertragsmäßiger Erbeinfegung auf Erfüllung ver ge 
eglihen Förmlichkeiten nicht geklagt werben. 

Ob bei Rechtsgefhäften unter Lebenden bei materiell vollendeter Willensüberein- 
immung die Erfüllung ver gefeglihen Form erzwungen werben kann, hängt von dem 
wede derfelben ab. Ein folder Zwang ift nicht ftatthaft, wenn durch die Vorfchrift 
et Beobachtung einer beftimmten Form die Parteien vor leihtfinniger Eingehung folder 
kechtsgeſchäfte geſchützt werben follen (8$. 943, 1271, 1272). Anders, wenn bie 





daiſen der Mitglieder. Die wichtigften hier | Anm. 6, die 88. 484 und 485 A. b. G. B. 
ı Betracht lommenden Gefellihaften find je- | als Beifpiele für die Nichtigleit des Rechtsge⸗ 
x feine wechfelfeitigen, jonbdern Actienge- | jchäftes infolge ber Außeradıtlaffung ber Form⸗ 
Achaften und ihr Wirkungskreis ein ausge> vorſchrift auf. Ein Kaufe, Taufchvertrag, oder 
. Der Grund der Gilltigkeit folder | überhaupt eim bie Uebertragung des Cigen- 
eſchäfte bei Actiengefellichaften Ttegt in der | thiumsrechts an einem unbeweglichen Gute be- 
ihrer Errichtung erforderlichen ftaatlichen | zwedendes Rechtsgeſchäft wird durch bie Außer- 
mehmigung (Art. 208, 9. ©.). achtlaffung ber Formvorſchriften der 88. 434, 
L Yinger, II, 8. 86; Savigny, III, 8. 130; | 435 nicht nichtig, fondern es gelangt ohne 
tgelsberger, Eivilrechtlihe Erörterungen, 8$. | folde Urkunden nur nicht zur vollen Wirkfam- 
—_2. feit, indem die grundbücherliche Eigentbums- 
2 Mit Unrecht führt Unger, II, $. 86, | Übertragung nicht flattfinden fann. 
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Form dazu beflimmt ift, um bei gewiſſen auf längere Dauer berechneten Rechtsverhältniſſer 
Streitigfeiten vorzubeugen (8. 1178), ober der Sicherheit des Verlehres halber (88. 434, 
435) ® vorgejchrieben ift; ebenfo bei Wechſeln und anderen Orbrepapieren und Inhaber 
papieren, bei denen eine beftimmte gejegliche Form vorgeſchrieben ift, entweber um jeben 
Zweifel Über die rechtliche Natur des beabfihtigten Rechtsgeſchäftes zu befeitigen (Art. 4, 
Abſatz 1, W. D.), oder weil das Rechtsgeſchäft ohne dieſe beftimmte Form praftiig 
nur unvollfomnen oder gar nicht durchgeführt werben kann. Man benfe fih die 
Functionen eines Inhaberpapieres ohne fchriftliche auf den Ueberbringer lautende Ur 
tunde. In allen diefen Fällen kann auf die Bollziefung ver Form dann geffagt wer⸗ 
den, wenn bie vollendete Willensübereirftimmung auf das Zuftandelommen jenes 
Kr gerichtet war, deſſen Rechtswirffamfeit an eine beftimmte gefegliche Form ge 
inüpft ift. 

Haben die Parteien die Anwendung einer beflimmten Form gewillfärt, fo > 
die Gültigfeit des Vertrages von der Erfüllung der Form nur dann ab, wenn bey 
Form die fchriftliche ift (8. 884), alfo nicht aud, wenn eine andere Form, z. B. de 
Erklãrung ber gegenfeitigen Einwilligung von Zeugen, verabredet wurbe. Gehen der 
förmlichen, fhriftlien Ausfertigung eines Vertrages, deſſen Entftefung durch die ferif 1 
liche Abfaffung bedingt if, von den Parteien unterfertigte unfeierliche Aufzeichnungen der 
wefentlichen Vertragspunte, ſog. Punktationen im eigentlichen Sinne, * voraus, fo haben : 
auch biefe binbenbe Kraft (8. 885). Es entfteht dann für jeden Eontrahenten die Ber. | 
bindfidjkeit, ohne unnöthigen Aufſchub die zu deſſen aljeitiger Wirkſamkeit nöthige Form 
zu erfüllen und find die Nebenpuntte, wenn darüber eine Einigung nicht erzielt wirt, 
nad den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen zu ergänzen. 

Eine ganz eigenthimlihe Veftimmung ift die des $. 887, taf, wenn über einem 
Vertrag eine Urfunde errichtet wurde, zugleich gefhehene mündliche Berabrebuugn, 
welde mit ber Urkunde nicht Übereiuftimmen ober neue Zufäge enthalten, ohne Wi 
tung finds. Was von bei Abſchließung des fehriftlichen Vertrages zugleich geſchehenen 
Berabredungen gilt, muß um fo eher von bemfelben vworhergegangenen Verabredung 
gelten. Diefe milndlihen Berabredungen, welche mit der Urkunde nicht übereinftinnetn, 
dürfen jedoch nicht der Art fein, daß fie, ihre Ernfthaftigfeit vorausgefeßt, das Rehtt: 
gelchäft, über welches die ſchriftliche Urkunde errichtet wurde, als ſolches gar nicht be 
ſtehen ließen, ſodaß ein bloßes Scyeingefhäft vorliegen wirde. Die Parteien beabfih 
tigten 3. B. einen Schenfungsvertrag und bie fehriftlihe Urkunde enthält einen Kaufe 
vertrag, oder fie beabfichtigten einen Schenkungsvertrag, die Urkunde ift aber übe 
einen Darlehnsvertrag ausgeftelt. In einem folden Falle wäre das Rechtsgeihäft, 
anf weldes die Urkunde lautet, als fingirtes, al8 gar nicht gefchloffen angeſehen und 
nad) feiner wahren Natur zu beurtheilen, und es würde nur das mündlich verabredet 
Rechtsgeſchäft gelten (8. 916)°. Dagegen würde, wenn z. B. bei einem SKanfvertrage 
in der Urkunde blos der Kaufpreis zu niedrig angefegt wurde, allerdings der 8. 887 
Anwendung finden, weil hier nicht das Rechtsgeſchäft als ſolches, fonbern bloß ein, 
wenngleich fehr wefentliher Punkt defjelben fingirt ift. Iſt Hingegen bei der Errichtung 





»Durch bie Beurtundung des Nechtöge- 
ihäftes in der durch $. 434, beziebungsmeife 
$. 31 d. Grunbb.-Odg. vorgefegriebenen Weile 
ſoll den Tabularrichter eine dem Inftitute der 
öffentlichen Bücher angemeffene Garantie ge- 
geben werden, daß wirtlich ein ſolches Rechte- 
geſchäft vorliege, — durch die Vorſchrift bes 
8. 435 a. €. dem bisherigen Eigenthumer 
Gelegenheit geboten werden, allfällige Einwen- 
dungen gegen die Giltigfeit des Rechtsgefchäftes 
überhanpt oder gegen ben fofortigen Cigen- 
thumsilbergang, mit voller Wirkjamteit geltend 
zu maden, und cs iſt demnach irrig, wenn 
Regelöberger, $. 27, S. 140, 141, glaubt, 
der Zmed biefer beiden Paragraphen fei, in 
übnlicher Weife wie bei Schenfungen z., die 
‚Parteien vor Uebereilung zu behüten, 


* Nleber bie verſchiedenen Bedentungen det 
Ausbrudes Punttationen Regelöberger, $. 2%, 
©. 136 fg. 


Bgl. auch $. 36 
und 2. Aug. 1850. 
BU R. (1,5, 88. 197 
nud Tann dort nit Wunder nehmen, wo der 
Schrift eine ſolche Bedeutung beigelegt wird, 
daß bie Gültigfeit von Verträgen, Deren Gegen 
ftand 50 Thaler überfteigt, durch bie fchrift- 
liche Abfaffung bebingt iR (Pr. L. R., II, 8, 
$. 2093). Sie ftimmt aber ſchlecht mit dem 
im 8. 883 aufgeftellten Princip. 

® Bol. auch die Obflg. Entſch. vom 3. Mir 


1904 3. ; Glafer, Unger und Walther, 
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ce fchriftlichen Urkunde ein Irrthum unterlaufen und biefe gar nicht dem Ueberein⸗ 
mmen ber PBarteien gemäß auögefertigt worben, fo findet 8. 887 feine Anwendung, 
ud es ſteht jedem vertragfhliefenben Theile frei, die Berichtigung der Urkunde zu 


en ? 

Duck das Gejeg vom 25. Juli 1871 (R. ©. DL, Nr. 76) wurbe die „Gültig- 
eit der Errichtung nachbezeichneter Verträge und dtechtehandiungen durch die Auf: 
ahme eines Rotariatsactes über viefelben bedingt: a) Ehepacten; b) zwifchen Ehegatten ge 
Aofiene Kaufe, Tauſch⸗, Kenten- und Darlehnsverträge und Schuldbelenntniffe, weldye von 
inem atten dem anderen abgegeben werden; e) Beſtätigungen über den Empfang 
es Heira tes, auch wenn dieſelben anderen Perjonen, al8 der Ehegattin, ausge 
tllt werben; d) Schenfungsverträge ohne wirffihe Uebergabe; e) alle Urkunden über 
Rehtögefchäfte unter Lebenden, welde von Blinden, ober welche von Tauben, bie 
ut lefen, oder von Stummen, die nicht fchreiben fönnen, errichtet werben, fofern 
nelelben bas Rechtsgeſchäft in eigener Perfon ſchließen.“ Dieſes Geſetz iſt an 
—* Tage in Wirkſamkeit getreten, wie bie neue Notariatsordnung, nämlich 
deei Donate nah deren am 1. Aug. 1871 erfolgter Publication, d. i. ben 
Monat zu 30 Tagen gerechnet, am 31. Oct. 1871. In der Bulowina jebod, 
a Tirol, mit Ausſchluß der Sprengel der Gerichtshöfe von Trient, Roverodo, in Bor: 
alberg, Salzburg, Kärnten, Krain und Dalmatien bat biefes Geſeb erſt mit dem 
Beitpuntte in Wiriſamkeit zu treten, welcher nach der erfolgten Beſtellung einer ge- 
ugenden Anzahl von Notaren durch Verordnung des Juſtizminiſters hierfür beftiumt 
ww im Reichsgeſetzblatte kundgemacht werden wird ®. 


8._888, 
Gemeinſchaftliche Verbindlichkeit ober Berechtigung. 
Beau ame ober mehrere Berfonen Jemandem chen daflelbe Recht zu einer Sache wer: 
Peegen oder es von ihm anuchmen, fo wird ſowol bie Fordernug als die Schuld nach ben 
Ieuablägen der Gemeinſchaft des Eigenthumes getkeilt. 


8. 889. 


Anßer den iu dem Geſetze beitimmten Fällen haftet alſo and mehreren Mitfchnidnern 
mer theilbaren Sache jeder nur für feinen Antheil, und ebenfo muß von mehreren Mit- 
eusflen einer theilbaren Sache jeder fi mit dem ihm gebührenden Theile begnügen. 


8. 8%. 


Betrifft es Hingegen untheilbare Sachen, jo laun ein Gläubiger, wenn er der einzige ift, 
ige von einem jeden Nitſchuldner fordern. Wenn aber mehrere Glänbiger und nur Ein 
Suibuer ba find, fo ift diefer die Sache einem einzelnen Mitgläubiger ohne Sicerftellung 
erandzugeben nicht verpflichtet; er Tanıı anf die Uebereinkunft aller Mitgläubiger dringen 
der die gerichtliche Verwahrung der Sache verlangen. 


8. 891. 
Gorrealität. 


Berſprechen mehrere Perſonen ein nnd daſſelbe Ganze zur ungetheilten Hand bergeftalt, 
sh ſich Eimer für Alle und Alle für Einen ausdrücklich verbinden, fo haftet jede einzelne 
erſen für das Ganze. Es hängt dann von dem Glänbiger ab, ob cr von allen oder von 
inigen Ritſchuldnern das Ganze, oder nad von ihm gewählten Antheilen, ober ob er es 
m einem Einzigen fordern wolle. Selbit nad erbobener Klage bleibt ihm, wenn er von 
ielben abftebt, dieſe Wahl vorbehalten, und wenn er don einem oder den anderen Bit: 
mibner nur zum Theile befriedigt wird, fo Taun er das Nüdftändige von dem übrigen 
edern. 


T Bgl. a bie Obſtg. Entf. vom 16. Mai | rechts, I, 8. 79, ©. 440 fg.; Koh, Commen⸗ 
60, 3. 5282; Glajer, Unger und Walther, | tar, I, 099, "Anm 


L, Fr. 1184. "und die venert. zu ben 88. 8 Bol. über bie Ouffallenden Mängel diejes 
9-—877; Förfter, Theorie des ‘Pr, Privat- geiehes die Bemerk. zu ben 8%. 343—945, 
4, 88, 383—92, 1WL, 125, EU, 
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8. 892. 
Sat hingegen Einer mehreren Perſonen eben dafſelbe Ganze zugeſagt und find Diele 
drüdtic berechtigt worden, es zur ungetheilten Hand fordern zu lönnen, jo muß ber € 
ner bad Ganze demjenigen diefer Gläubiger entrichten, der ihn zuerſt baram angeht. 


8. 898. 


Sobald ein Mitfhuldner dem Glänbiger dad Ganze entrichtet hat, barf dieſer vs: 
übrigen Mitſchulduern nichts mehr fordern, und fobald ein Mitglänbiger von dem Edı 
ganz befriedigt worden ift, haben bie Übrigen Mitglänbiger Teinen Auſpruch mehr. 


8. 894, 
Ein Mitſchuldner Taun dadurch, daß er mit dem Gläubiger Täftigere Bebingunge 
geht, den Übrigen Teinen Nachtheil zuzieben, nud die Nachſicht oder Befreiung, weld 
Mitſchuldner für feine Perfon erhält, Tommt den übrigen wicht an ſtatten. 


8. 895. 

Wieweit and mehreren Mitglänbigern, welchen eben baflelbe Ganze zur ungelh 
Hand zugelagt worden ift, derjenige, welcher die gauze Yorderung für fi erhalten hat 
übrigen Glänbigern bafte, muß aus den befonderen, zwiſchen ben Mitglänbigern befich 
rechtlichen Verhältniſſen beftimmmt werben. Beſteht Fein ſolches Verhältuiß, fo if einer 
anderen Teine Rechenſchaft ſchuldig. | 


8. 8%. 


Ein Mitfhuldner zur umgetheilten Hand, welder die ganze Schul ans bem Get 
abgetragen bat, ift berehtigt, auch ohne geichehene Rechtsabtretnung, von den übrigen 
Erfah, nnd zwar, wenn Tein anderes beſonderes Verhältniß unter ihnen beſteht, zu gi 
Theilen zu fordern. War einer aus ihnen unfähig, fih zu verpflichten, ober iR er u 
mögend, feiner Verpflichtung Genüge zu leiſten, fo muß ein folder andfallender A 
ebenfalls von allen Mitverpflichteten übernommen werden. Die erhaltene Befreiung 
Mitverpflichteten kaun den übrigen bei Der Fordernng des Erfabes nicht nachtheilig 
($. 894). 


Zu jeder Obligation find weſentlich mindeftens zwei Perfonen, Gläubiger 
Schuldner, erforderlich. Es ift aber auch möglih, daß in verfelben mehrere Per 
als Gläubiger oder Schulpner ftehen. Für folhe Fälle gilt als Regel, daß die $ 
gation ſich in fo viele von einander unabhängige Obligationen tbeilt, al8 auf jeder ( 
Gläubiger oder Schuldner vorhanden find, ſodaß jeder nur pro rata parte here 
ober verpflichtet wird (8. 889). Diefes ift der Fall bei der gemeinfamen Abſchlie 
eines Vertrages zwiſchen mehreren Perjonen (8. 888), bei der gemeinfamen B 
theilung, nad) $. 821 U. b. ©. B. auch, wenn eine Perfon von mehreren Erbe 
erbt wird, nad) erwirkter Einantwortung, wenn fie fid) bedingt als Erben erklärt h 
Dabei wird vorausgefeßt, daß der Gegenſtand der Peiftung theilbar ift. Iſt dieſes 
ber Fall und haben mehrere Perfonen aus einem gemeinfamen Rechtsgrunde, 3. B 
Erben des urfprünglihen Gläubigers, zu fordern, ober als Erben des Schuldner 
leiften, fo Tann jeder Mitgläubiger das Ganze fordern, und jeder Mitſchuldner ifl 
Ganze, jedoch nur gegen Sicerftellung gegen die Anſprüche der übrigen Mitgläul 
zu leiften verpflichtet ($. 890). Da bier die Berechtigung, das Ganze zu fordern, 
die Verpflichtung, das Ganze zu leiften, einzig und allein in ber Untheilbarfeit 
Gegenftandes ihren Grund hat, fo hört fie auf, fobald an die Stelle der urfm 
lichen untheilbaren Leiftung eine theilbare, die Teiftung des Intereſſe wegen N 
erfällung tritt. Jeder Gläubiger ift dann nur den auf ihn entfallenden Thei 
Imtereffe zu fordern berechtigt, und jeder Mitſchuldner kann nur zur Zahlung dei 
ihn entfallenden Antheiles verurtheilt werden. 

Es gibt aber auch Obligationen, bei welden der Gläubiger denfelben Gegen 
von mehreren Schuldnern ganz, jevoh von allen nur einmal in Anfpruch we 
Tann, fobaß nur einmal geleiftet werben darf, und durch Leiftung beffelben von ı 
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Schuldner alle übrigen befreit werden. Diefes Rechtsverhältniß läßt ſich fo denken, 
daß ungeachtet diefer Einheit der Yeiftung mehrere für fich beftehende Obligationen 
der einzelnen Schuldner angenommen werben, fog. Solidarobligation des röm. Rechts 
(obligatio in solidum), oder daß die Ohligation felbft nad ihren Inhalt und objectiven 
Beftande nur als eine, und jeder Gläubiger und Schulpner als felbfländiges Subject 
der ganzen Obligation betrachtet wird, ſog. Correalobligation des röm. Rechts. Der 
praltiſch wichtige Unterfchied zwiſchen beiven Arten von Obligationen wird bahin ange- 
geben, daß die Solidarobligationen nur durch wirklihe Zahlung und dur ſolche That- 
Sachen, welche al8 wahre Surrogate der Erfüllung, als indirecte Mittel der Befrie⸗ 
digung des Gläubigers, anerkannt find, wie gerichtliche Depofition, in solutum datio, 
‚Rovation (infofern fie ein wahres Surrogat der Erfüllung ift) und Compenfation, 
weldhe als Zahlungsmittel gebraucht wird, auch rüdfichtlid) der übrigen Solidarſchuldner 
endigen, die Sorrealobligationen des röm. Rechts dagegen wegen ihrer objectiven Einheit 
‚auch durch die Übrigen Erlöfhungsgründe, fowie durch die ans bejonderen Thatſachen 
:entftehenden Einwendungen, wie 3. B. rechtskräftiges Urtheil, Erlaß, Novation (foweit 
Re ven Betrag der urfprünglichen Forderung nicht erreicht, denn infoweit fie dieſe er- 
reiht, ſteht fie der Zahlung gleich ꝛc.), auch rüdfichtlih aller übrigen Gläubiger und 
zGchuldner erlöfchen 1. 

Dae A. b. ©. 2. ftellt weder eine Definition von Solidar⸗ nod von Correal« 
abligationen auf. Es kennt nur „Correalitäten“, deren Wirkungen in den 88. 891— 
[gs angegeben werben. Unter biefe Wirkungen find aber nicht die angegebenen wejent- 
! fühen ber Correalobligationen nad) röm. Recht, fondern nur die wefentlihen Wirkungen 
| der Soliderobligationen aufgenommen. Der Begriff der Correalobligationen im röm.= 
rechtlichen Sinne ift dem öſterr. Recht fremd; der Ausdruck „Sorrealitäten” wird viel- 
nehr als techniicher Ausprud für Solivarobligationen gebraucht und der Unterfchien des 
um. Rechts zwiſchen Solidar- und Correalobligationen mit Recht aufgegeben, indem 
De die Annahme von Gorrealobligationen im Sinne des röm. Rechts in der That gar 
lin praltiſches Bedürfniß vorliegt. 

Die Correalitäten ſind entweder activ, je nachdem mehrere Gläubiger (8. 892), 
er paſſiv, wenn mehrere Schuldner vorhanden find (F. 891). Jeder Correalgläu— 
liger hat einen Anſpruch auf das Ganze und jeder Correalſchuldner iſt zur Leiſtung 
des Ganzen verpflichtet. 

Das ſog. beneficium divisionis, durch welches der Gläubiger nah röm. Recht 
verhalten werden konnte, gleichmäßig alle übrigen Schuldner, ſoweit fie zahlungsſähig 
find, zu Belangen, iſt dem Schuldner nad) öſterr. Recht nicht eingeräumt. Dem Gläu— 
biger fteht e8 auch nach erhobener Klage frei, vor erfloffenem Endurtheile gegen Ab- 
Rehung von der Klage ?, und wenn bereits das Enburtheil erfloffen ift, ganz ohne 
Beiteres einen anderen Schuldner zu belangen (8. 891). 





ı Bgl. hierüber Keller, Ueber Yitiscontefta- 
ten und Urtheil nach claffiihem und röm. 
Rechte (Zürich 1827); Ribbentrop, Zur Lehre 
you den Gorrealobligationen (Göttingen 1831); 
Sangeromw (6. Aufl), III, $. 573, ©. 65— 
109, Unterholzer, Schuldverhältnijfe des röm. 
Nehts (Leipzig 1840), I, 173—186; Sinte- 
nis (2. Aufl.), II, 122 fg.; vorzüglich aber 
Savigny, Obligationenrecht, I, 136 fg.; über 
bie abweichenden Anfichten der Schriftfteller 
* Savigny, Fitting, Die Natur ber Cor- 
zeslobligationen (Erlangen 1859); über ben 
Unterſchied der Correalobligationen von ben 
Solibarobligationen vorzüglich Fitting, a. a. 
D., $. 37. Ueber die Natur der Korreal- 
obligationen herrfcht noch gegenwärtig unter 
ben bebeutenbiten neueren Schriftftellern jolche 
Meinumgsverjchiebenheit, wie faum in irgend» 
iner anderen Lehre, und fpricht fchen dieſer 
Imfand ſehr gegen die Einführung berjelben 
n neuere Gefegbliher. Fitting, a. a. O., 


©. 252, glaubt, daß nach juftin. Recht zwifchen 
Solidar- und Gorrealobligationen „nur noch 
der aus rein fingulären Erwägungen hervor» 
gegangene Unterſchied beftanden habe, oder viel- 
mebr erft von Zujtinian in 1. 5 C. 8, 40 neu 
eingeführt wurde, daß bei der Correalität bie 
einem correus gegenüberftehende Unterbrechung 
der Klagenverjährung in Bezug auf alle ein: 
trete, mas bei bloher Solitarität nicht der 
Gall ſei“. Diefe ganze fog. Keller- Ribben— 
trop'ſche Unitätstheorie wird als ſelbſt im rom. 
Recht nicht begrlindet, der nöthigen Klarheit 
und ber praftiihen Brauchbarfeit ermangelnd 
verworfen von Ziebenhaar, Correalobligationen 
nah röm., gem. und ſächſ. Rechte, 1. Abth., 
rom. Recht, Yeipzig 1867. Bgl. insbefondere 
S. 5 fg., 26—56 fg., 79 fg., 120 fg.; Kniepp, 
Die Mora des Schuldners nah röm. und 
gentfigem Recht, I (Roitod 1871), 315 fg., 
2 


18. 
2 Diefer für den Gläubiger Io lügen Urı 
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Wenn der Schuldner von mehreren Gläubigern um feine Peiftung gerichtlich ode 
außergerichtlich angegangen wird, fo bat er fie an denjenigen abzuführen, weldyer den 
übrigen zuvorgelommen ift 3, 

Als Erlöfhungsarten der Gorrealitäten gelten nah $. 893 nur vie wirfli 
Leiftung und bie ihr gleichgeftellten Thatfahen. Nach röm. Recht konnte ein 
jhuldner nur dann mit der Forderung eines anderen Mitſchuldners und mit der S 
gegen einen anderen als den Flagenden Gläubiger compenfiren, wenn und infoweit 
Mitſchuldner, dem dieſe Gegenforderung zufteht, dem belangten Mitſchuldner regref 
pflihtig iſt?. Daſſelbe ift auch nach öfterr. Recht anzunehmen ®. Wenn einer ven 
mehreren Correalfchulpnern von dem gemeinfamen Gläubiger, oder diefer von einem Correal⸗ 
ſchuldner beerbt wird, fo erlifcht Die Obligation nicht durch Eonfuflon, indem dieſe Tilgunge 
art nicht fowol das Dafein der Obligation an fi, als vielmehr vie perfünliche Veziehung 
berfelben betrifft ® und den Abfichten der Parteien bei Eingehung der Obligation gerade 

entgegen fein würde. Der Erlaßvertrag (pactum de non petendo) wirft blos gegen die 
Perfon des Berpflichteten und feine Erben (8. 894) und hat blos die Wirkung, daß ber 
jelbe nicht unmittelbar belangt werben kann. Er befreit ihn nicht von der Verbindlichkeit, dem 
zahlenden Mitfchulpner den auf ihn entfallenden Antbeil zu erfegen (8. 896 a. CE); 
Diefes Regreßrecht fteht demjenigen Mitſchuldner, welcher die ganze Schuld, oder bed 
mehr als den auf ihn entfallenden Antheil bezahlt hat, kraft gefetliher Beltimmung zu : 
(8. 896), wenn feine andere Vereinbarung zwifchen ihnen getroffen wurde, ober daſſelbe 
aus einem anderen von dem Negrekpflichtigen nacdhzuweifenden Grunde in einem [per 
cielen alle ausgejchlofjen ift, wie 3. B. wenn von zwei Correaljchulpnern, welde ein 
Darlehn erhalten haben, derjenige, welder die Schuld bezahlt bat, auch Das Darlehn 
für fid) verwendet hat, während der andere Mitſchuldner gar nichts erhalten bat. Unter 
brechung oder Hemmung ber Verjährung von Seite eines Mitſchuldners kann den übrigen 
nicht zum Nachtheile gereichen 7. 

Hat ein Mitgläubiger die ganze Schuld eingehoben, fo kommt e8 auf das Rechtt 
verhältniß an, in welchem er mit den übrigen Gläubigern fteht, ob er ihnen überhanſt 
etwa® und wieviel er heramszugeben oder zu vergüten habe. Iſt ein folches Rehik 
ar nicht nachweisbar, fo haben die übrigen Mitgläubiger einen Anfpruch gegen 
ihn ($. 895). 

Daß ein Mitſchuldner für fid) allein den übrigen nicht willfürlich läftigere Be 
dingungen auflegen kann ($. 894), folgt aus den allgemeinften Rechtsgrundſätzen, daß 
der bei einem Mitſchuldner ausfallende Theil der Schuld von den librigen zu tragen 
ift (8. 896), aus dem Begriffe der Eolidarobligationen. 













ftimmung des $. 891 fehlt e8 an einem ge- 
nügenden NRechtfertigungsgrunde und fie ift 
felbft dann nicht zu billigen, wenn man „ab- 
ftehen von der Klage‘ nicht im juriftiichen 
Sinne nimmt und Darunter ein gänzliches | in mora verjegt wird, und wenn biefes nicht 
Zuritdzieben der Klage verfteht, fondern an: | der Kal if, tritt feine Berbinblichleit zur 
nimmt, wie dies in der Obftg. Entf. vom | Zahlung an ben Gläubiger, weldyer ihn darm 
21. Febr. 1860, 3. 1834; Glafer, Unger und | angegangen hat, erft mit dem Momente ein, 
Walther, II, Nr. 1086, geſchieht, daß bie | wo er in mora verjett wird. Bgl. die Br 


der Schuldner nit auf jedes beliebige An- 
geben auf offener Straße hin fofort zu zab- 
len verpflichtet fein, jonbern bie Mahnung 
muß fo befchaffen fein, daß er dadurch jofert 


bloße Siftirung des Verfahrens über die gegen 
den erfteren eingebrachte riage genüge. Bgl. 
hierüber Unger, II, $. 117, Anm. 32 (©. 347, 
398), und 8. 128, Anm. 17 (S. 537, 538). — 
Nah vorjuftinianifchem Hecht war bie Klage 
Durch Anftellung derfelben gegen einen Correal⸗ 
ihuldner gegen alle Übrigen vermöge bes In- 
ftituts der Proceßconfumtion erlofchen. 


2 Es iſt fein Grund vorhanden, unter ben 
Schlußworten des 8. 892, „ber ihn darum 
angeht‘, wie Unger, II, 586, Anm. 13, will, 
blos ein gerichtlihes Angeben, d. i. ein klag⸗ 
bares Auftreten zu verfieben, Allerdings wird 


merk. zu den 88. 1333 und 133. 

* Si duo rei promittendi socii non sibt, 
non proderit alteri quod stipulator alteri re 
pecuniam debet. 1. 10 D. 46. 2. 

® Bgl. auch bie Bemerf. zu 88. 1438—1443, 
Anm. 4. 

° Bol. Savigny, Obligationenrecht, I, 1%, 

? Anders bei der nad röm. Hecht feftgebal- 
tenen objectiven Einheit der Correalobligationen. 
Aliorum devotionem, vel agnitionem vel ex li- 
bello admonitionem aliis debitoribus praeju- 
dicare, et aliis prodesse creditoribus. c. 5 C. 
de d. r. (8. 40). 


Ganptkäd XVII. Bon Berträgen überhaupt. 6. 897-904. 445 


8.897. 
Nebenbefimmungen bei Berträgen: 1) Rebenbebingungen. 

In Anichung der Bebingnugen bei Berträgen gelten überhanpt die nämlichen Vorſchriften, 
die über die den Erllärungen des leisten Willens beigeſetzten Bedingungen aufgeſtellt wor⸗ 
m iind, 

8. 898. 

_ Berabrebungen unter ſolchen Bedingungen, welche bei einem letzten Willen für nicht bei- 

nieht angefchen werben, find nnghltig. 


8.899. 
IR bie in einem Berirage vorgeichriebene Bedingung ſchon vor dem Bertrage eingetroffen, 
1 fie nad dem Vertrage nur dann wiederholt werden, wenn fie in einer Handlung 
der bad Recht erwerben ſoll, befteht, und you ihm wiederholt werben lann. 


$. 900. 
Nebenbeftimmungen bei Berträgen: 2) Bewegungsgrund. 
Ein unter einer anfihiebenden Bedingung zugejagtes Recht geht auch auf Die Erben über. 
Bgl. die Bemerk. zu ben 88. 696— 703. 


8. WI. 


Gaben bie Parteien den Bewegungsgrund oder den Endzweck ihrer Einwilligung ans: 
Eüdtidg zur Bedingung gemacht, fe wird der Bewegungsgrund oder Endzwei wie eine andere 
kbingung angefehen. Außerdem haben dergleichen Aeuferungen auf die Glltigfeit entgelt- 
er Berträge feinen Einfluß. Bei den unentgeltlichen aber find bie bei den letzten Anord⸗ 
ungen gegebenen Vorſchriften anzuwenden. 


Bgl. die Bemerk. zu den 88. 709—712. 


8. 902. 
Nebenbeftimmungen bei Berträgen: 3) Zeit, Drt und Art ber Erfüllung. 
Verträge müflen zu der Zeit, an dem Orte und auf die Art vollzogen werden, wie es 
kt Parteien verabredet haben. Nach dem Gelee werden 24 Stunden für einen Tag, 30 
Enge für einen Monat und 365 Tage für ein Jahr gehalten. 


$. 903. 


Ein Net, deflen Erwerbung an einen gewiflen Tag gebunden ift, wird mit dem An- 
fange des Tages erworben. Zur Erfüllung einer Verbindlichkeit aber Iommt dem Verpflichteten 
Der ganze beftimmte Tag zu ftatten. 


8. 904. 


IR Leine gewifle Zeit für die Erfüllang des Vertrages beftimmt worden, fo Tann fie je- 
His, nämlich ohne nnnöthigen Aufſchub, gefordert werden. Hat der Verpflichtete die Er: 
Hungszeit feiner Willlür vorbehalten, fo muß man entweder feinen Tod abwarten nnd fid 
u die Erben halten, oder wenn es um cine blos yerfänliche, nicht verecbliche Pflicht zu 
un iR, die Erfüllungszeit von dem Richter nach Billigleit feitfeßen Iafien. Letzteres findet 
ich bann ftatt, wenn der Verpflichtete die Erfüllung nach Möglichteit oder Thnulichteit ver: 
sehen hat. Uebrigens müflen die Vorſchriften, welche oben (88. 704706) in Rüdficht 
x ben letzten Anordnungen beigerüdten Zeitbeftimmung gegeben werben, aud bier ange- 
abet werben. 


Bol. Über die Zeitbeftimmungen im Allgemeinen die Bemerk. zu den 88. 704 
08. 
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Die Erfüllung einer Obligation kann in ver Kegel ſogleich nach deren E 
d. i. ohne unnöthigen Auffchub, verlangt werden. Ein folder Aufſchub kann ſich oe 
der Beichaffenheit der Leiftung felbft und aus einer hinzugefügten Zeitbeftimmung a 
geben. Die Zeitbeſtimmung iſt in der Hegel zu Gunften des Schuldners beigejekt 5 
betrachten, ſodaß der Gläubiger die frühere Leiftung nicht verlangen Tann, wenn | 
aber der Schuldner freiwillig anbietet, deren Annahme nicht verweigern barf, wie 
es auch möglih ift, daß fie im Intereſſe beider Theile getroffen wurde, in welde 
Valle dann auch der Schuldner nicht wider den Willen des Gläubigers früh 
leiften darf. 

Eine Ausnahme tritt cin: 1) Bei Eröffnung des Concurfes find alle Forberung: 
an den Gemeinſchuldner, mit Ausnahme des Anſpruches auf den Bezug von jährliäı 
Kenten, Unterhaltsgeldern und anderen wiederkehrenden Zahlungen, infofern als fül 
anzufehen, daß die Maſſe die Zahlung, ohne Rüdfiht auf die hierzu feſtgeſetzte Je 
fogleih zu leiften berechtigt und der Gläubiger diefelbe anzunehmen verpflichtet i 
Nur in Anfehung desjenigen Betrages der auf unbeweglichen Gütern 
Forderungen, welcher ınit dem für das Gut eingehenden Kauffchillinge bedeckt if, ble 
es bei den früher mit tem Gläubiger bedungenen Zahlungsfrijten (8. 14 ©. D 
2) Bei der grundbücherlichen Zertheilung von Liegenihaften im Wege des dafür be 
das Geſetz vom 6. Febr. 1869 (R. ©. Bl., Nr. 18) vorgefchriebenen Aufforberung 
verfahrene muß jeder Gläubiger, welcher gegen die grundbücherliche Trennung Ci 
ſprache erhebt, wenn feine Forderung mit einem dem Sapitale nach beftinmten Betra 
eingetragen ift, die Zahlung felbft dann annehmen, wenn die Zeit der Fälligkeit fen 
Forderung nad) nicht eingetreten iſt. Doch fteht ihm ein perfönliches Recht auf Schade 
erſatz wegen des durch die vorzeitige Zahlung etiwa erlittenen Nachtheiles zu (8. 8 & 
Gef. vom 8. Febr. 1869) 1. 

Befondere, der Natur ver Sache ganz angemeſſene Veſtimmungen über die Ze 
der Erfüllung enthält $. 904 für den Fall, daß der Schuldner die Erfüllungszeit feine 
Willkür vorbehalten, oder nah Möglichkeit oder Thunfichkeit zu Teiften verſprochen ki 

Leiftet der Schuldner nicht zur rechten Zeit, fo füllt ihn eine Verzögerung x 
Laft; daß rer Gläubiger die Peiftung auch wirklich verlangt habe, ober fein Wille n 
vorhinein entſchieden auf die Leiftung gerichtet und dieſes dem Schuldner bekannt gt 
worben fein müſſe, it zum Cintritt ter mora nad) $. 1334 4. b. ©. B. nidt era 
derlich. Das öfterr. Recht huldigt vielmehr dem Zate: dies interpellat pro homine’ 
Durch die frühere Leiftung kann dem Gläubiger ein Bortheil erwachſen (commodu 
praesentationis, bei ©eldzahlungen interusurium genannt), In der Regel ifi de 
Schuldner, wenn er auch mit Einwilligung des Gläubiger früher gezahlt hat, eme 
ſolchen Abzug nicht zu machen. berechtigt, wenn nicht Die frühere Leiſtung unter bieja 
Borbehalte erfolgte, und in dieſem Falle wirb wol in den meijten Fällen zugleid au 
ein vertragsmäßiges Uebereinfommen über die Größe des Abzuges vorliegen. fin 
ein ſolches nicht vor, fo hat der Gläubiger nur ven wirklich bezogenen Genuß zu a 
jeßen und nicht auch für den blos möglichen oder vernadhläfligten zu haften. 

Dei ver Berehnung des Interufuriums find drei Methoden, die Carpzov'ſch 
Leibnitz'ſche und Hoffmann'ſche in Uebung. 

Die Carpzov'ſche Methode? zieht von dem Kapitale die Zinſen deſſelben ab. & 
einem 5proc. Zinsfuße würde ſich der Werth eines 20 Jahre früher gezahlten, unve 
zinslichen Kapitales auf Null reduciren. Es eignet ſich diefe offenbar unrichtige & 
rechnungsmeife daher nur für ganz kurze Zeiträume, bei welchen der Fehler derſelbe 





ı Gegen wen ihm ein foldes rein perfün- 
liches Recht auf Schabenerfaß zuftcht, ift nicht 
recht Har. Es fcheint, ſowol gegen denjenigen, 
welcher bie grunbbüderlihe Zrennung nadı= 
fucht, als gegen denjenigen, mit welchem das 
Rechtsgeſchäft, auf Grund deffen Die Trennung 
erfolgt, gefchleffen werden ift, nicht aber aud) 

egen ben grundbücherlichen Eigenthilmer ber 
Begenfchaft als folchen zur Zeit der erfolgten 
Trennung, wohl aber gegen denjenigen, beifen 


Berbinblichkeit auf dem unbeweglichen Gute | 


⸗ 


ſichergeſtellt war, die num bezahlt wird, man 
und infoweit ihm dadurch Bortheile erwadia 

2 Byl. die Bemerk. zu ben 88. 1383 m 
1334. Gmpfeblenswerther ift Die Regel dt 
rom. Rechts: mora fieri intelligitur non ® 
re, sed ex persona, i. e. si interpellste 
opportuno loco non solverit, quod apud ji 
dicem examinabitur. fr. 32 pr. D. 92.1 (d 
usur). 

* Carpzov, Opus Decisionum illustriu 
Saxonicarım. Lips. 1704, Dec, 275, p. 59 
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ichwindet. Leibnit * bringt bie Iogaritämifche Berechnungsart zur Anwendung, wo⸗ 

infen und Zinfeszinfen in Rechnung gebracht werben, während Hoffmann ® 

6 die einfahe Benukung in Anfchlag bringt, und nur diefe vom Nennwerthe des 

pitals in Abrechnung bringt, ſodaß das vom Schuldner zu zahlende Kapital mit 

nung der einfachen Zinfen zur Zeit, an welder das Kapital zu bezahlen wäre, 

s Schulpkapital gibt. Bezeichnet man mit K das Kapital, mit N die Anzahl ber 
ihre, um weiche früher gezahlt wird, und mit P die Zinfen, fo ift die Formel: 


Beide Methoden find mathematifh richtig; die Leibnitz'ſche Methode ift für den 
lnbiger günftiger ©. 


8. 905. 


Wenn der Ort, wo ber Bertrag erfüllt werben foll, weder and ber Verabredung, ned 
ber Natur oder dem Zwede des Geſchäftes beftimmt werben laun, fo werben nnbeweg- 
an dem Orte, wo fie liegen, bewegliche aber an bem Orte, wo das Berfprechen 
nadt worden if, übergeben. In Anfchung des Maßes, des Gewichtes und der Geldſorten 
hanf den Ort ber Uebergabe zu ſehen. 
4 


.6.©.8. unterſcheidet rüdfichtlih des Ortes, an welchem eine Leiſtung 
geſchehen bat, zwiſchen Leiftungen aus einem Bertrage und anderen obligatorifchen 
echteverhaãltniſſen. 

Wenn bei vertragsmäßigen Leiſtungen der Erfüllungsort weder durch beſondere 
mabrebungen, noch durch die Beichaffenheit oder den Zweck der Xeiftung gegeben ift, 
gilt als folder für beweglihe Sachen der Ort, an weldem ver Bertrag gefchlofien 
wbe, für unbeweglihe Sachen der Ort, wo fie liegen }. 

Nah dem Erfüllungsorte richten jih auh Maß, Gewicht und Gelpforten ber 
Mung (8. 905). Pol. aud) Art. 336 9. ©. 

Leiftungen, die ſich nicht auf einen Vertrag gründen, ift der Echulbner nur am 
zte feines Wohnfites abzuführen ſchuldig ($. 1420). 

Den Borzug vor diefen Beftunmungen verdienen die Beitimmumngen des 9. ©. 
ach Handelsrecht hat der Berpflihtete, wenn der Erfüllungsort weder im Bertrage 
Rimmt ift, nody aus der Natur des Gefchäftes oder der Abficht der Contrahenten zu 
mehmen ift, au dem Orte zu leiften, au weldyen er zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
me Handlungsniederlaſſung, oder in deren Ermangelung feinen Wohnort hatte. Sind 
ſtimmte Sachen zu übergeben, welche fi) zur Zeit des Vertragsabichluffes mit Wiflen 
x Contrabenten an einen anderen Drte befanden, fo gefchieht die Uebergabe an dieſem 
kte (Art. 324 9. G.). Geldzahlungen, mit Ausnahme der Auszahlung von invofjablen 
ver auf Inhaber lautenden Papieren (bei welchen man den Gläubiger in der Regel 
w nicht kennt), find dem Gläubiger auf feine Gefahr und often an den Ort zu 
bermachen, an welchem verjelbe zur Zeit ver Entftehung der Forderung feine Handlungs» 
wberlaffung, oder in deren Ermangelung feinen Wohnort hatte (Art. 325 9. ©.). 
rer Ort, an weldem ein Bertrag geſchloſſen wurde, dürfte nämlich, wenn diefer Ort 
icht zufällig mit einem anderen ver angegebenen Erfüllungsorte zufammentrifft, nur in 


Leibnitz, „Meditatio juridico mathema- | Interusurium — Warallele zwifchen dem rom. 
» de interusurio simplice‘ (1863) in den | und öfterr. Rechte”, in der Defterr. Biertelj. 
ets Eruditorum p. 425. Schr., I (1858), 193 fg. 
8.4. Hoffmann, Klugheit Haus zu hal- ı Daß unbeweglide Saden an bem Orte 
s oder Prudentia oeconomica. (Yeipzig | zu übergeben find, wo fie liegen, ift felbfiwer- 
.) ftäublid, wenn man blo® an bie phyſiſche 
* Bgl. Dettinger, im Civ. Archiv, XXIX | lichergabe bentt, die fymbolifhe Uebergabe 
846), 33 fg.; Bangerow, III, $. 587; | aber, 3.3. durch Uebergabe ber Schlüfjel eines 
mbts, Pandeften (5. Aufl.), 8. 220, Note 3, | Haufes, könnte auch an einem anderen Orte 
, 854, 855; Keller, Panbelten, 8. 248, und | erfolgen, und infofern iſt bie Beftimmung bes 
Wefonbere auch noch Bachmann, „Ueber das I 8. 903 A. b. G. B. allerdings vraktiſch. 
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ben feltenften Fällen ven Parteien als Erfüllungsort vorgefchwebt haben, ja ei 
fogar möglich, daß der Ort des Vertragsabichluffes, 3.9. bei Verträgen, weldye wäh 
des Fahrt auf der Eifenbahn geſchloſſen wurden, den Parteien gar nicht einmal 
Bewußtſein kommit und völlig inbifferent ift. 


8. 906. 


Kann das Berfprechen auf mehrere Arten erfüllt werben, jo hat ber Verpflichtete 
Wahl; er Taun aber von ber einmal geirsffenen Wahl für fi allein nicht abgehen. 


8. 907. 


Bird ein Vertrag ausdrücklich mit Borbehalt der Wahl geichloflen und biefelbe I 
zufälligen Untergang eines oder mehrerer Wahlſtücke vereitelt, fo ift der Theil, dem 
Wahl zufteht, au den Vertrag nicht gebunden. Unterlänft aber ein Verſchulden bes 2 
yflichteten, To muß er bem Berechtigten für bie Bereitelung der Wahl haften. 


Kann eine Verbindlichkeit auf mehrere Arten erfüllt werden, fo hat, außer I 
alle einer bejonderen entgegengefeßten Verabredung, der Schuldner vie Wal 
Diefes Wahlrecht des Schuldners gilt nach öfterr. Recht nicht blos bei 
fondern auch im Erbrecht ($. 656)?. Bei Verträgen geht das Wahlrecht, wenn 
dem Gläubiger zufteht, wie jedes andere Recht, auf die Erben des Berechtigten i 
($. 918); bei legtwilligen Verfügungen hingegen geht, wenn ber Legatar, weid 
vermöge lettwilliger Verfügung das Wahlrecht zuftand, vor getroffener Wahl gefter 
ift, das Wahlrecht nicht auf feine Erben über, ſondern es ift das Legat mit Müdf 
auf ben Stans und das Bebürfniß des Legatars von der Gerichtsbehörde zu beſtim 
(8. 659 a. &.). 

ö Wird das Woahlreht durch nachfolgende Unmöglichkeit einer ber alternatt 
Leiſtungen vereitelt, fo ift zwijchen legtwilligen Verfügungen und Hechtögefchäften w 
Lebenden zu unterſcheiden. 

Bei letztwilligen Verfügungen bat die Unmöglichkeit der einen Leiftang nur 
Wirkung, daß der Berechtigte um fein Wahlrecht kommt, da die andere Leiſtung imm 
bin noch möglich bleibt, und feine Rechtsregel den Erben von der Verbindlichkeit 
möglichen Leiftung freiſpricht. 

Bei Rechtsgeſchäften unter Tebenden dagegen ift darauf zu fehen, ob ei 
Contrahenten das Wahlreht vertragsmäßig befonders vorbehalten wa: 
(mas, wenn es dem Gläubiger zuftehen foll, immer der Fall fein muß), oder ob bu 
dem Schuldner blos vermöge der Beltinnmung des 8. 906 zufteht. 

Im erfteren Falle ift derjenige, welchem die Wahl zuftand, an ven Vertrag m 
gebunden : (8. 907), im Tegteren Falle dagegen befreit die Unmöglichkeit einer ! 
mehreren Leiftungen nicht von der Verpflichtung zur möglichen Leiftung (arg. a c 
trario aus 8. 907). 


8. W8. 
Nebenbefiimmungen bei Berträgen: 4) Angelb. 


Was bei Abſchließung eines Vertrages vorausgegebeu wird, ift, außer dem Kalle e 
befonderen Verabredung, nur als ein Zeichen der Abſchließung oder als eine Sicherſtel 
für die Erfüllung des Vertrages zu betrachten und heißt Angeld. Wird der Vertrag d 
Schuld einer Partei nicht erfüllt, fo kann die ſchuldloſe Partei dad von ihr empfan 


ı „Der Grund dieſes Borzuges bes Schulb- | vorbehalten, die Ergänzung nad feinem € 
ners liegt darin, daß das eigentlihe Wejen | dünken vorzunehmen.” Savigny, Obligatio 
ber Obligation in der Xhätigleit bes Schuld- | recht, I, 391. 
ners befteht. Da nun der Bertrag einen Theil ? Anders nad, röm. Recht, nach welchem 
biefer Thätigleit unbeftimmt gelafien bat, fo | alternativen Legaten bem Yegatar ba WI 
ift eben dadurch dem Schuldner die Befugnig | recht zuſtand. 
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ngelb behalten oder den bappelten Betrag beö vom ihr gegebenen Augeldes zurücffordern. 
HE Re ſich aber damit nicht begnügen, fo Tann fie auf bie Erfüllung oder, wenn biefe 
Mi mehr möglih if, auf den Erfah bringen. 


8. 909. 
Rebenbefiimmungen bei Verträgen: 5) Reugelb. 

Wird Hei Sälichung eines Vertrages ein Betrag beftimmt, welchen ein ober ber audere 
Jeil in bem alle, daß er von dem Bertrage vor der Erfüllung zurüctreten will, entrichten 
ws, ſo wirb ber Vertrag gegen Reugelb geſchloſſen. In biefem Falle muß entweder ber 
keirag erfüllt ober dad Neugeld bezahlt werben. Wer den Berirag and nur zum Theil 
mült sder das, was won dem Anderen auch nur zum Theil zur Erfüllung geleitet werben 
R, angenommen Hat, Tann ſelbſt gegen Entrichtung des Reugeldes nicht mehr zurüctreten. 


$. 910. 


Wenn ein Angelb gegeben und zugleich bad Befngniß des Rücktrittes ohne Behimmung 
ind befsuberen Rengeldes bedungen wird, jo vertritt dad Angeld bie Stelle des Neugeldes. 
Zu Felle des Nüdtrittes verliert alſo der Geber das Augeld, oder ber Empfänger ſtellt das 
Ippelte zuräd. 


8. 911. 


Wer nicht durch bloßen Zufall, ſondern durch fein Verſchulden an der Erfüllung des 
Ierirageö verhindert wird, muß ebenfalls das Reugeld entrichten. 


Unter Angeld (arrha) verfteht man eine Summe Gelves ober eine Sache, welche 
& Seien eines abgefchlofienen Vertrages gegeben wird. Es ift vorzüglich bei Mieth-, 
—* und Dienſtverträgen in Gebrauch, kann aber auch bei jedem anderen Vertrage 
kommen. Es iſt nicht beſtimmt, den Empfänger zu bereichern, und iſt daher, wenn 
æ Vertrag rückgängig, oder die Erfüllung deſſelben durch Zufall unmöglid wird, 
küdzuftellen, fonft aber in bie Teiftung besjenigen Contrahenten, welcher es gegeben 
ft, einzurechnen, wenn nicht etwas Anderes ausdrücklich oder ſtillſchweigend verabrebet 
irde. So ift e8 z. B. Leim Dingen von Dienftboten üblih, das Angeld in ben 
ienſtlohn nicht einzurechnen. Neben ber Beftimmung, als Zeichen des Vertrags⸗ 
ſchluſſes zu dienen, Eezwedt c8 aud) Sicherftellung für die Erfüllung des Vertrages, 
dem nämlih, wenn der Bertrag durch Berſchulden eines Contrahenten nicht 
fallt wird, der ſchuldloſe Contrahent anftatt auf Erfüllung des Vertrages zu dringen, 
8 gegebene Angeld behalten, beziehungsweife den doppelten Betrag bes gegebenen 
langen Tann (8. 908) !. 

Bird bei Abſchluß eines Vertrages ein Augeld gegeben und zugleid) die Errichtung 
ser fchriftlichen Urkunde verabredet, fo wird ber Vertrag ungeachtet der gegebenen 
Fr vor Bertigung dieſer Urkunde nicht perfect (8. 884) und kann jeder Theil will- 

zurüdtreten. Es dürfte aber bei Weigerung eines Contrahenten, den ſchriftlichen 
etrag abzufchliegen, wie nad) röm. Redt?, die Angabe verfallen. 

Eerfehieden vom Angelve ift das Reugeld, gegen deſſen Entrichtung jeder Con⸗ 
ahent willfürlih vom Bertrage zurücktreten kann (8. 909), welches aber auch bei ver- 
aldeter Unmöglichkeit der Leiftung zu bezahlen ift (8. 911), vorausgeſetzt, daß nicht 
weisfichhermaßen die Abfiht der Parteien darauf gerichtet war, ben Rücktritt vom 


1 Das Recht des fchulblofen Theiles, auch 
e Erfüllung des Vertrages und, wen biefe 
qt a lich ift, Erfa zu verlangen 
korbert und überdies auf Erfüllung bes Ver: 
ges ober Schubenerfat geklagt werden Lönne, 
mbe, wenn dieſes auch nach — des 
908 ft fein könnte, durch bas Hofb. 
n 36. Au Apr ——— 3183 Fach 

aunsgeiprochen), e auch ohne 
gelb begründet fein und es fol durch die 


n Rirhfetter, Gommentar, 2, Huf. 


nicht etwa das boppelte Angeld 


ausbrüdliche Hervorhebung dieſes Rechts nur 
ber zur Zeit der Abfaffung bes 4.0.9.8. 
ziemlich verbreiteten Anficht entgegengetreten 
werben, daß das Angelb zugleich als Rengeld 
diene. Ueber bie vechtliche Natur bes Augeldes 
nah röm. Recht, von dem das ofen. Hecht 
wejentlich abweicht, vgl. Savigny, Obligationen- 
recht, II, 267 fg.; Sintenis (2. Aufl.), 11, 
307 fg.; Unterholzner, Schufbverhältniffe, 1, 
65 und 66 


2 Bol. Saviguy, a. a. O. S. %69. 
a 
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Bertrage gegen Zahlung des Reugeldes als eine den ausfhlieglichen Bortpeil 
des Rüdtrittsberechtigten bezwedende Befugniß aufzufaffen, welch letztere Auf 
faffung ebenfalls möglich ift. In diefem, vom Rüdtrittöberechtigten zu erweifenden Tale 
kann er fich jederzeit durch Zahlung des von dem anderen Contrahenten zu erweiſenden 
Interefle von der Verbindlichkeit zur Bezahlung des Reugeldes befreien *. Wird bei 
Abſchluß eines Vertrages eine Sache oder eine Summe Geldes unter der Bezeichuuny 
„Angeld“ gegeben, zugleich aber ter Rücktritt eines oder jedes Contrahenten ohne def: 
feßung eines befonderen Nengeldes ausbebungen, fo wird diefe Sache ober Gelbfamm 
jelbft als Reugeld behandelt (8. 910) *. 

Das Angelo ift ferner auch nody zu unterfheiden von der Conventionalſtraſe 
Bgl. hierüber die Bemerk. zu 8. 1336 ®.) 


8. 912. 
Nebenbeftimmungen bei Verträgen: 6) Rebengebübren. 

Der Gläubiger it von feinem Schuldner außer der Hanptſchuld zuweilen aud Sehe 
gebühren zum fordern berechtigt. Sie beftchen in dem Zmwadhie nnd in ben Früthten be 
Hauptſache, in den beftimmten oder in ben Zögerungäzinfen, oder in dem Erſatze bed we 
urſachten Schadens oder befien, was dem Anderen daran liegt, daß bie Berbinbligteit zul 
sehörig erfüllt worden; endlich in dem Beirage, welchen ein Theil ſich auf dieſen Fall ie 
dungen Bat. 

$. 913. 


Inwieweit mit einem binglihen Rechte das Recht anf den Zuwachs oder anf bie Trade ' 
verbunden fei, ift in dem erſten und vierten Sanptflüde des zweiten Theiles beſtimmt werben, 
Wegen eines blos perſönlichen Rechts hat der Berechtigte noch keinen Auſpruch anf Rich 
gebühren. Inwieweit dem Gläubiger cin Recht anf dieſe zufomme, ift theild ans ben 
fonderen Arten und Beftimmungen ber Verträge, theild aus dem Hanptftäde von dem Nele 
des Schadenerſatzes und ber Genngthuung zu eutnehmen. 


$. 914. 
Auslegungöregeln bei Verträgen. 
Die im erften Theile ($. 6) in Hinficht auf die Auslegung der Geſetze angeführten ale 
meinen Regeln gelten and für Verträge, Jusbeſondere fol ein zweifelhafter Vertrag jo m 
Härt werden, daß er keinen Widerfprud enthalte und von Wirkung ſei. 


* 





3 Unrichtig iſt Die von Zrodlowsti in ber Interpretationsvorſchrift, zu beren Befeitigumg 
Natur des Reugeldes gelegen erachtete Anficht, es einer befonberen vertragsmäßigen Bereit 
daß bei feldftverfchuldeter Unmöglichkeit dem barung bedarf, melde von bemjenigen, be. 
— — nur vu — auf ic eine ſolche behauptet, zu erweiſen iſt. 

ädigung zuftehe und e8 dem trittsberech- j 
tigten freifibe, fih durh Zahlung des genau . Rn ‚un u —— daß ber 
ermittelten Intereffe von der Verbinduͤchteit CME R rabent sb bi nn 
zur Errichtung des Reugeldes zu befreien. Es gezen eust ur: trat u 16 augen 
ıft eine Frage der Interpretation, ob durd) ben —* eren Or ahenten en 
Stipulirung des Rengeldes ber Hüdtritte- vente en = eb gr deren ober er 
beredhtigte blos berechtigt werben follte, vom 7 een Per Site. 186% N at. 88 . 
Bertrage gegen Zahlung des Reugeldes zurück— Sun ow 4 — bey! ** 35. In var 
zutreten, oder ob dem Reugelbde die Bedeutung Halle ſeht ge. ann Dem frei, gegen , 
beigelegt werben wollte, daß der Rücktritts⸗ tung Ne Dom Derttoße F 
berechtigte nur gegen Entrichtung deſſelben — für da e ıhterf Nun 
vom Bertrage zuridtreten dürfe. Der Rüd- geh — ICh aber, alle 
teittöbereihtigte mag aber ben Xertrag nicht aus —* oe enen Angelbe (5. 908) geget 
erfüllen wollen, oder bdenfelben aus eigenem ihn geltend zu machen. 

Berichulden nit zu erfüllen im Stande fein, 5 Bgl. über ben Unterfchieb bes Un 
für beide Fälle gilt, wie fih aus dem in von Conventionalftrafe auch die Obfig. 

$. 911 gebrauchten Worte „ebenfalls“ dentlich vom 28. März 1855, 3. 1987; @lafer a 
ergibt, die in biefem Paragraphen auſgeßellte Unger, I, Nr. 76. 


* 


Me 
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8.915. 
Bel einfeitig verbindlichen Verträgen wird im Zweifel angenommen, dab fidh Der Ver⸗ 
Mitete cher bie geringere als die ſchwerere Laſt auflegen wollte; bei zweiſeitig verbind⸗ 
Bien 


ein 
Ieient Hat (8. 869). 


e undentlige Aenferung zum RNachtheile desjenigen erflärt, der ſich derielben 


8. 916. 


Wird ein Gefgäft von gewifler Art nur zum Scheine verabredet, fo ift es nad den⸗ 
uigen geſetzlichen Borſchriften zu beurtheilen, nach denen es vermöge feiner wahren Be: 


Aeſſerheit Heuriheilt werben muß. 


Bgl. über die 88. 914 und 915 die Bemerk. zu ven 88. 6—8, über den 8. 916 


die Bemerk zu ven &8. 869877 1. 


8. 917. 
Bon Erlöfhung ber Berträge. 












r, 


Wie bie and deu Verträgen entftehenden Verbindlichleiten aufhören, wird bei jedem 
* beſenders und in dem Hauptſtücle von Aufhebung der Verbindlichteiten überhaupt 
werben. 


8. 918. 


Alle aus Verträgen eutfichenbe Rechte uud Pflichten gehen anf Die Erben der vertragen- 
Theile über, wenn fie anders nicht blos auf perſönlichen Verhältnifien uud Fähigkleiten 
ober wenn die Erben nit ſchon im Vertrage felbit oder durch das Weich andge- 
worden find. Ein noch nicht angenommenes Berfpredden gcht, wenn aud nur Ein 
während ber Ueberlegungsfriſt ftirbt, auf bie Erben nicht Aber (8. 862). 


8. 919. 


Wenn ein Teil deu Vertrag entweder gar nicht oder nicht zu der gehörigen Zeit, an 





ka gehörigen Orte oder auf Die bedungene Weife erfüllt, fo ift der andere Theil, anßer 


Ka in bem Geſetze beſtimmten Füllen oder einem ausdrückllichen Vorbehalte, nicht berechtigt, 
fe Unfgebung, jondern nur die genaue Erfüllung des Bertrages und Erfah zu fordern. 


8. 920. 
Nach nänzliher Erfüllung des Vertrages können bie Parteien auch mit beiberfeitiger 


Einwiliigung 
er als ein zweites Geſchäft augeſehen wird, 


nicht mehr davon abgehen, ſondern fie müſſen einen nenen Vertrag ſchließen, 


Rechte Können erlöfchen mit Willen bed Berechtigten (freiwillige Erlöſchungs⸗ 


pie), z. B. durch 


Verzicht (renuntiatio), oder durch Veräußerung (alienatio 


m engeren Sinne) !, ober ohne Willen des Berechtigten (unfreiwillige Erlöſchungs⸗ 





5 De Ginwenbung, daß ein beftimmtes 

— —ñã—n nur zum Scheine seihtoffen 
ſteht Jederm u, deſſen rechtliches 
e 

| 









ann 
gejhmälert würde, wenn 
Scheingefhäfte Realität beilegen 
‚bie es in ber That nicht befitst und 
ifm andy die Scheincontrahenten nicht er- 
wollten. Weberrafchend ift daher bie in 
Metiven zur Obſtg. Entſch. vom 15. April 
ww, 3.1716 (Glafer, Unger, IV, Nr. 1507) 
ochene a daß „die Annullirung 
efhäftes nur von ben Contra⸗ 

ſt verlangt werben könne, weil eine 
ung nat das Intereffe der Con⸗ 
„uten ſelbſi berüßre, daher nur von ihnen 
ngefochten und begehrt werden könne, daß 










das Gefchäft nach feiner wahren Befchaffenheit 
beurtheilt werde“. 

ı Der Berzicht unterfcheibet fi von ber 
Beränßerung dadurch, daß durch Verzicht ein 
Recht infolge der baranf gerichteten Willens⸗ 
erklärung erlifht, buch Veräußerung aber 
von dem bisher Berechtigten auf eine andere 
Berfon übergeht. Die VBeränßerung Tann 
immer mir durch eine zweifeitige Willensertlä- 
rung erfolgen, indem ber Uebergang eines 
Rechts von einer Berfon auf die andere nur 
duch beiderfeitige Willensübereinftimmung be- 
werlftelligt werden Tann. Beim Verzicht ift 
u unterjeiben zwiſchen dem Aufgeben von 
echten, welche eine birecte Beziehung des be- 
rechtigten Subjectes zum Dbjerte Dr® Meia 


I” 
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gründe), 3. B. das Eigenthumsrecht durch Untergang der Sache. Die Erlsſchung wirt 
entweder fubjectiv, wenn das Recht blos feinen Träger wechjelt, 3. B. bei ber alienatio 
im engeren Sinne und in manden Fällen der unfreiwilligen Erlöfhung, ober object, 
wenn das Necht zu Grunde geht, ohne auf eine andere Perfon überzugehen, fo unter 
anderen: beim Verzicht, ferner entweber ipso jure, z.B. bei Obligationen mit einen 
beftimmten Endtermin, oder ope exceptionis, 3. B. bei der Berjährung. 

Die Erlöſchungsgründe find verfchieden bei den tinglichen Rechten, bei Obligationen, 
im Ehe-, Yamilien- und Erbrechte und haben unter ſich fo wenig Gemeinfanes, bef 
eine Erörterung derſelben am zwedmäßigften bei den einzelnen Rechtsverhältniſſen felbf 
ftattfinvet. Auch enthält das A. b. G. B. unter der Rubrik „Erlöſchung der Berträge‘ 
im 8. 917 nur allgemeine Berweifungen auf die einzelnen Berträge und das Hau 
ftüf von ter Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten überhaupt, in den 88. 918-— 
920 aber nur Aufzählung einzelner Fälle, in welhen Rechte nicht erlöfchen, nämlid: 
1) Durd den Tod des Berechtigten, infofern das Recht oder die Berbindlichkeit midt 
etwa blos auf perfönlidien Berhältniffen und Befähigungen beruht. Alle ander 
Rechte und Berbinplichfeiten gehen auf die Erben über; nur ein noch nicht ange 
nommenes Verſprechen geht auf bie Erben nicht über, wenn auch nur ein Tel 
während ber Lleberlegungsfrift ftirbt ($. 818) 2. 2) Daburh, daß ein Bertrag ven 
einem Contrabenten entweder gar nicht oder nicht zu ber gehörigen Zeit, ober an bem 
gehörigen Orte oder auf bie bedungene Weife erfüllt wird, außer den gefelich ausge 
nommenen Yällen (vgl. die 88. 978, 1117, 1118, 1153, 1154, 1166 und 1210) 
wenn nicht vertragsmäßig etwas Anderes bedungen wurde ($. 919) ®. 

Im Concurſe gelten für ſolche Rechtsgeſchäfte, welche auf gegenfeitige Lerfhung ge 
richtet find und zur Zeit der Concurseröffnung nod nicht von beiten Theilen vollftänbiz 
erfüllt find, folgende Beſtimmungen: ' 

a) Hat bios ver Concursgläubiger vollftändig erfüllt, fo kann er, wen be 
ſchuldige Öegenleiftung nit in einer Geldzahlung befteht und ihm ein Rüdfolgimgb 
anſpruch (f. 8.26 C. D.) nicht zufteht, nicht die Erfüllung, fondern blos Entſchädigung 
beanspruchen. 

b) Haben beide Theile noch gar nicht oder nur unvellftändig erfüllt, fo Hat tie 





begründen und Rechten, bei benen eine folhe | unb nicht blos Becte begründen. Nur ie 
unmittelbare Beziehung zwiſchen Kechtsjubject | barin wurzelnden Bermögensrechte erlölde 
und Rechtsobject nicht vorhanden ift. In erfte- | Durd) Verzicht ebenfo wie andere berlei (ding 


vem Falle erfolgt Der Verzicht durch einfeitigen 
Willensact des Berechtigten, in letzterem ift 
zur Wirkſamkeit beffelben die Annahme bee 
Verzichtes von Seite Desjenigen erforderlich, in 
deſſen Rechtsſphäre durch den Verzicht auf ein 
beftimmtes Recht gegen benfelben eingegriffen 
wird. Zu den Fällen der erfteren Art gehört 
das Aufgeben des Eigenthumsrechts und ber 
jura in re aliena, welches jedoch auch äußer⸗ 
lich hervortreten muß, um den Untergang des 
betreffenden Linglichen Rechts zu bewirken 
(Dereliction) (vgl. Die Bemerl. zu 8$. 386, 
387). Auch das Pfandrecht, das Object beffel- 
ben mag eim bingliches ober obligatorijches 
Recht fer, erliſcht Durch einjeitigen Act bes 
Prandgläubigers. Bgl. Bader, Sahrbudy für 
Dogmatit, V (1861), ©. 237 fg. 

In Die zweite Kategorie gehören ber Ber ic 
auf obligatorifche Rechte (Erlaßvertrag, $. 144 ) 
und der GErbverziht (vgl. über legtere bie 
Bemerk. zu 8. 551). Die durch die Ehe be» 
gründeten perſönlichen Beziehungen der beiben 
Ehegatten find nicht Gegenſtand bes freien 
Vertrages und daher aud fein Gegenftand des 
Berzichtes. Ebenfo wenig kann auf die väter- 
liche Gewalt nnd VBormundfhaft verzichtet 
werden, weil fie vorwiegend Sertlihtung 


liche oder Forberungs-) Rechte. BgL über Bi 
ganze Lehre und die verfchiebenen hierüber 
aufgeftellten Anfichten Bacher, a. a. O. &. 2 


— 262, welcher die Nothwendigkeit ber Me 


nahme des BVerzichtes im Erbrechte mol um 
beshalb verwirft, weil ber Erbverzicht dem 
röm. Recht fremd ift und ber Berfafler fd 
durchgehends auf ben Standpunlt bes rim 
Rechts ftellt. 

2 Nah Art. 297 9. ©. wirb ein Bertray, 
welcher von einem Kaufmann in feinem 
belögewerbe ausgegangen ift, durch feinen 2 
nicht aufgehoben, fofern nidht eine 
gefette Willensmeinung aus feiner Erkl 
oder aus den Umftänben hervorgeht. 

’ Sehr 3medmäßige Abweichungen enthalten 
auch davon Art. 354-357 9. 8 für Ruf 
verträge. Jedoch auch nah dem U. b. ©. 8. 
ift der eine Contrahent wegen verfchnibeter 
Nichterfüllung des Bertrages von Geite bei 
anderen Eontrahenten auch feinerfeits bie dd 
ftung dann zu berweigerm berechtigt, em 
fein Intereffe an der Nichterfüllung bes Ber 
trages burd ben anderen Eontrahenten gerat 
in bem Wbgehen vom Bertrage gelegen 
Bol. Dworzak in der Oeſterr. 

1858), 176 fg., 290. 


iertelj. Edit 
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Maſſe die Wahl, ob fie in das Geſchäft eintreten will ober nicht. Ste muß fid 
jedech darüber fpäteftens binnen einer vom Concursrichter auf Antrag des Gläubigers 
fr Vefinmenber angemefjenent Friſt erflären, widrigenfalls angenommen wird, daß fie 

bes Geſchaft nit eintrete. Tritt die Concursmaſſe in das Geſchäft ein, fo ift es 
von beiden Theilen vollftändig zu erfüllen; tritt fie in das Geſchäft nicht ein, jo Hat 
der andere Theil, foweit das von ihm etwa Geleiftete noch in der Concursmaſſe unter: 
fheibbar vorhanden ift, Anſpruch auf Zurüdftellung feiner Leiftung, fonft aber nur auf 
Ertſchädigung (8. 22 E. O.). In Anfehung von Mieth- und Padıtverträgen f. die 
Bemert. zu den 88. 1112—1119. 3) Verträge, welche bereit8 ganz oder zum Theil 
Rt: wurben, inſoweit fie erfüllt find, durch bloße Uebereinkuuft (contrarius con- 
sensus) (3. 920), weil ſchon bie Erfüllung berfelben die Erlöſchung mit ſich brachte 
web die Verabredung zur Zurüderftattung des Öeleifteten ein neues Rechtsgeſchäft ift *. 

Ueber $. 918 ſ. * Bemerk. zu 88. 861, 862, S. 421. 


8. 921. 
u Hlgemeine Bekimmungen entgeltliger Werträge und Geſchäfte. 
F Bei einen entgeltlichen Bertrage werben entweder Sachen mit Sadıen, oder Handlungen, 
dernnter andy bie Mnterlaflungen gehören, mit Handinngen, oder endlih Sadıen mit Hanb- 
en und Handlungen mit Sachen vergolten (8. 864). 


8. 922. 
| Gewäßrleiftung. 
Beuu Jemand eine Sache auf eine entgeltlihe Art cinem Anderen überläßt, fo leiſtet 
i Gewähr, daß fie Die ausdrücklich bedunngenen ober gewöhnlich dabei vorausgeſetzten Eigen⸗ 
Saiten Habe und dab fie der Natur des Geſchäftes, oder der getroffenen Verabredung 
Ruäß benutst uud verwendet werben Tonne. 


8. 923. 
Zälle ber Gemwährleiftung. 

Ser alfo der Sache Eigenſchaften beilegt, die fie nicht hat und die ausdrücklich oder 
möge der Natur des Geſchäftes ſtillſchweigend bedungen worden find, wer ungewöhnliche 
kängel oder Zaften derſelben verfhweigt, wer cine nicht mehr vorhandene oder einc fremde 
edge als die jeinige veräußert, wer füälſchlich vorgibt, daß die Sacht zu einem beſtimmttu 
ebrauche tauglich, ober daß fie anch von den gewöhnlichen Mängeln und Laſten frei fei, ber 
Mr wenn bad Widerſpitl hervorlommt, dafür zu haften. 


8. 224. 


Wenn ein Etüd Vieh binnen viernndzwanzig Stunden nad der Uebernahme erlrankt 
ver umfällt, fo wird vermuthet, daß es ſchon vor der Uebernahme Trank gewefen fei. 


8. 925. 

: Die nümliche Bermnthung gilt: 
.» 3) wenn binnen adıt Tagen bei den Schweinen die Zinne und bei den Schafen die Boden 
der bie Ründe (Schäbe), aber weun bei den letzteren binnen zwei Monaten die Lungen- und 
Igehsärmer entdedt werben; 

2) wenn bei dem Nindvich binnen dreißig Tagen nad ber Uebernahme die Drüienfraul- 
kit, ſog. Stierſucht, gefunden wird; 

3) wenn bei Pferden und Saftthieren binnen funfschn Tagen nad der Uebergabe dic 
nıbädgtige Drüfe oder der Mob, wie and) der Dampf, oder wenn binnen dreißig Tagen der 
— der Wurm, bie Stetigkeit, der Schwarze Staar oder die Mondblindheit ent⸗ 


über bie Lehre von ber Endigung ! tenis, Civ. R., I, 219— 223; Unger, II, 
? ge Böding, Inft., I, 336—339; Sin: | 13—16. 
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8. 926. 


Bon diefer rechtligen Verunihnug (8. 924 unb 925) Tau aber ber licheruchme 
ſolchen Stückes Vieh une dann Gebrauch machen, wenn er bem liebergeber aber Ge 
manne ſogleich von dem bemerkten Fehler Nachricht gibt, oder im befien Abweſenhe 
Ortögerichte ober Sachverſtändigen bie Anzeige macht nub ben Angenicein vornehmen 


8. 927. 


Vernachläſſigt der Uebernehmer Diele Vorſicht, fo Tiegt ihm ber Beweis ob, bi 
Vieh ſchon vor Schliehung bed Bertrageö mangelhaft wer. Immer -ficht aber amı 
Hebergeber der Beweis offen, daß ber gerügte Mangel erſt nad) ber Uebergabe eingetrei 


8. 928. 


Fallen die Mängel einer Sache in bie Angen oder find die anf ber Sade hal 
Laften aus ben Sffentlihen Büchern zu erſehen, fe findet, außer dem Falle einer au 
lichen Zuſage, daß die Sache von allen Fehlern nud Laften frei fei, feine Gewährun 
(8. 443). Schulden unb Nüdfäube, welche auf ber Sache haften, müſſen ſtets we 
werden. 


8.929. 
Ber eine fremde Sade wiſſentlich au fig bringt, bat ebenſo wenig Anſpruch au 
Gewährleiftung, als derjenige, welder ausdrücklich darauf Verzicht gethan Kat. 


8. 980. 

Werden Sachen in Panic uud Bogen, nämlich fo, wie fie Reben und liegen, ohne 
Maß und Gewicht übergeben, fo ift ber Uebergeber, anfer dem Falle, daß eine va 
fälfglich vorgegebene ober von bem Empfänger bebungene Beſchaffenheit mangelt, f 
daran entbediten Fehler nicht verantwortlich. 


8. 981, 
Bedingung der Gewährletftung. 

Wenn ber Beſitzer wegen eined von einem Dritten anf die Sache gemachten Auf 
von ber Gewährleiftung Gebrauch maden will, fo muß er feinen Bormanı baven bem 
tigen und nad Vorſchrift ber Gerihtsorbuung bie Vertretung begehren. Durch bie 
Yaflung diefed Aujnchens verliert er zwar noch nicht das Recht ber Schablsshaltung, abı 
Vormann Tann ihm alle wider ben Dritten unansgeführt gebliebene Einwendungen en 
ſetzen und fih dadurch von der Entiäbigung in dem Maße befreien, als erkannt wir 
diefe Einwendungen, wenn von ihnen der gehörige Gebrand; gemacht worden wäre, eine 
Eutſcheidung gegen den Dritten veranlaßt haben würden. 


8, 932. 
Birkung. 

IR der bie Gewährleiftung begründete Mangel von der Art, daß er nit mehr gi 
werden lann und daß er dem ordentlichen Gebrauch ber Sache vwerkinbert, io Tann be 
Yürzte die gänzliche Aufhebung des Vertrages, wenn hingegen fi das Fehlende, 3. 
Maß oder Gewicht, nachtragen läßt, unr dieſen Nachtrag, in beiden Füllen aber an 
Erſatz des weiteren Schadens und, dafern der andere Theil unredlich gehandelt Kat 
ben entgangenen Nutzen fordern. 


8. 933. 
Grlöfgung bes Rechts ber Gemwährleiftung. 
Wer die Gewährleiftung fordern will, muß fein Recht, wenn es unbeweglide Sad 
trifft, binnen drei Jahren, betrifft e8 aber bewegliche, binnen ſechs Monaten geltend m 
jonft ift das Recht erlojchen. 


Der Verkäufer einer Sahe und überhaupt derjenige, welcher zur Gemi 
eines Bermögensgegenftandes verpflichtet ift, hat nicht nur ben Gegenftand feiner 
pflihtung zu übergeben, fondern er bat auch, da bie Uebergabe nur dann voll 
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ihren: Zweck entfpricht, wenn ber Empfänger den erhaltenen Gegenftand auch behalten 
kann, bafür zu haften, wenn biefem der Gegenftand ganz oder zum Theil im Wege 
Rechtens abgeflritten (evincirt) wird. Ebenſo verfteht es ſich von felbft, daß derjenige 
Contrahent, weldyer bei der Veräußerung einer Sache befonders verjprodhen hat, daß 
fe gewiſſe Kigenfchaften befite, oder ven gewiſſen Mängeln frei fer, oder welcher 
Mängel der Sache geflifientlich verfchwiegen hat, aus feinem Verſprechen oder dolus 
für das Abhandenfein der bebungenen Eigenfhaften oder für die zu Tage tretenden 
Wängel zu haften Bat. 

Das röm. Recht 1 verpflichtete jedoch bei Kaufverträgen den Verkäufer (nicht auch 
ki anderen Berträgen ben Uebergeber überhaupt), dem Käufer die Fehler der verkauften 
Seche anzuzeigen und auch für ſolche nur nicht ganz unerheblihe Mängel berfelben zu 
bften, welche er gar nicht Fannte. Tür viefen letzteren Fall ftellte das Aedilitiſche 
Edict, Durch welches diefe befondere Haftung des Verkäufers eingeführt wurde, befondere 
Regeln auf. Während nad dem jus civile der Empfänger des Gegenſtandes bei 
pᷣazlicher ober theilweifer Entwährung (Eviction) und bei vertragsmwidrigen Mängeln 
mmer nur beifere Erfüllung des Bertrages oder Schadenerſatz zu fordern 
lerechtigt war, konnte nady dem Webilitifchen Edict ver Käufer nicht nur vermittelft ber 
stio quanti minoris (Minderungsflage) auf Schadenerſatz, fondern mitteld der actio 
rdhibitoria (WandInngsflage) auch auf ufpebung des ganzen Vertrages Flagen. 
derner beftand ein wichtiger Unterſchied zwiſchen den Contractsflagen und ten Aedili— 
tihen Klagen in Betreff der Verjährung. Die Contractöllagen verjährten erſt in 
der allgemeinen Berjährungsfrift, von den Aedilitiſchen Klagen dagegen die aclio red- 
kibitoria in ſechs Monaten, die actio quanti minoris in einem Jahr. Nach Ablauf 
diefer Lürzeren Berjährungsfrift konnte nur noch die Contractsflage, infofern fie mit 
ber Hebilitifchen concurrirte, auf das durch fie Erreihbare, nämlid auf Schadenerſatz, 
angeftellt werben. 

Dos A. b. G. B.2 Hat unter dem Namen „Gewährleiftung‘ vie Fälle der 
Enictionsfeiftung, der Contractöffagen wegen Mangel vertragsmäßig bedungener Eigen» 
Ihaften oder vertragswidrig vorhandener Fehler und tie Aebilitifhen Klagen unter 
einen gemeinfamen Begriff gebracht und darauf im Wefentlihen vie Grundſätze des 
Ledilitiſchen Edicts angewendet. 

Die hierfür geltenden Grundſätze find folgende: 

Tie Gewährleiftung findet ftatt bei Beftellung des Eigenthumsrechts oder anderer 
binglicher ober perſönlicher Rechte an einer Sache und Bearbeitungen von Sachen ® 


gegen Entgelt *: 





' Bgl. hierüber vorzüglich Vangerow, Pan⸗ 


exhibere). Dagegen findet fie flatt, wenn 
III, 8. „Anm., und 610, Anm. 1; 


durch die Feiftung eine Bermögensvermeh- 


Unterholzner, Schulbverhältuiffe, II, 264 fg., 
amd im Civ. Archiv, VI, 60 fg.; Neuftetl, in 
feinen und Zimmern's Röm. rechtl. Unter- 
Mäungen, Abh. 9, ©. 155 fg.; Keller, in 
Sels Jahrbüchern, III, 86 fg. 
” Bgl. Über die Lehre von der Gewähr- 
king nach öſterr. Recht Habietinel, in ber 
Coherr. Biertelj. Schr., IX (1862), 254292. 
Bei ber Beantwortung ber Frage, was 
mter „Sache“ in ben 88. 922 fg. zu ver- 
Reben fei, ift zumächft auf die Begriffsbeftim- 
bes $. 285 zurüdzugehen, wonach der 
Legriff Sache alle möglichen Arten von ding— 
lien uud obligatorifyen Rechten umfaßt. In 
biefem weiteſten Sinne kaun jedoch der Begriff 
Bade bier nicht genommen werben. Denn 
Be Gewähr» (Evictiond-) Leiflung wegen recht⸗ 
Mängel einer Sache ift ganz undenkbar 
bet seißungen, die in einem einmaligen Thun 
eſtehen, ebenfo bei Sachleiftungen, welche durch 
Yanbiungen ohne Rückſicht anf bie Wirkungen 
erſelben ſich erfüllen laſſen (restituere und 
— 


rung des Empfängers bezweckt wird, ſie mag 
in der Beſtellung des Eigenthumsrechts 
und anderer dinglider Rechte, oder 
eines blos obligatorifhen Rechts au 
einer Sache beftehen, Vgl. Belfer, in ſeinen 
und Muther's Jahrbüchern des gen: deutichen 
Rechts, VI (1863), 236. Die Gewährleiftung 
wegen phyfiiher Mängel ift überall möglich, 
wo ſolche Mängel vorkommen können, näm- 
lih bei Beftellung des Eigenthumsrechts ober 
anderer bingliher oder perfönlicher Rechte, 
ober Bearbeitungen von Sachen. Dabei ver- 
ſteht es fi aber von felbft, daß bie Grunb- 
läge Über die Gemwährleiftung, ſei es wegen 
rechtlicher oder phyſiſcher Mangel, nur dann 
und infomweit get Anwendung kommen können, 
als nicht in Anjehung einzelner Rechte fpeciel- 
lere Beſtimmungen beftehen, wie dies nad 
öfterr. Recht beim Pfandredt (8. 458), bei 
Miethe und Pacht ($. 1117), der locstio con- 
ductio operis unb operarum ($. 1153) ber 
Fall if. Müller, Die Lehre des röm. Rechts 
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1) Bei ungewöhnlichen Fehlern ober Laften oder gewöhnlich vorausgeſetzten 
Eigenfchaften, auch wenn der Uebergeber bierüber ganz in Unkenntniß war und ihm 
baber abfichtliche (Fälfchlihe) Verſchweigung des Vorhandenfeind der erfteren oder be# 
Mangels der legteren nicht zur Laft fällt, ausgenommen a) es wären bie Mängel einer 
Sache in die Augen fallend, oder die darauf haftenden Laſten aus den Bffentlichen 
Büchern zu erfehen gewefen; nur auf der Sache haftende Pfandrechte müſſen fie 
vertreten werben (8. 928) °; b) bei ber Uebergabe von Sachen in Pauſch und 
(8. 0; c) wenn Jemand eine fremde Sache wiflentlid an fi brachte (8. 929) ®. 

2) Im Falle einer vertragsmäßigen ausprüdlichen ober ſtillſchweigenden Zu⸗ 
fiherung beſtimmter Eigenfchaften, oder des abfichtlihen Verſchweigens von beftimmten 
Mängeln einer Sache, diefe mögen phyſiſcher oder juriftifher Natur fein (88. 922, 


von der Eviction (Halle 1851, unvollenbet), 
©. 128 fg., und Habietinek, a. a. D., S. 
286 fg., halten bie Eoictiontleiftung begriff- 
lich auf Miete unb gen unanwenbbar ; 
Habietinek, S. 286, will fie überhaupt nur 
auf das Eigenthumsrecht und dingliche Ger 
brauchsrechte angeweubet wiffen. Beide gehen 
von bem Sruudiage aus, daß es im Begriffe 
ber Eviction liege, daß fie nur bei folden Ber- 
mögensübertragungen ftattfinden Tonne, nach 
deren rechtlichen Inhalte das Bermögen des 
Empfängers wirklich vermehrt werde. Nach 
Müller muß diefe Bermögensvermehrung auch 
noch dauernd fein. Allein es ift nicht abzu- 
feben, warum das uti frui licere bes Miethers 
und Pachters nicht ebenfo zum Vermögen ge- 
zählt werben foll, wie das habere licero Des 
Käufers. Und was die Dauer bes Rechts an⸗ 
belangt, fo gibt es ja auch bingliche Rechte, 
weile auf eine beſtinunte Zeit cingejchräuft 
nd, und es müßte dann auch in Anfehung 
older dinglihen Rechte die Evictionsleiftung 
ausgefchloffen fein. Bgl. Beller, a. a.O., ©. 242. 
Die Gemwährleiftung wegen phyſiſcher Drängel 
hält Habietinel, ©. 263 fg., ur auf Die Be- 
ftellung des Eigenthumsrechts aumendbar, weil 
obligatorifche Rechte gar nicht mit phyſiſchen 
Mängeln behaftet fein Können (SHabietinel, 
&. 263) und nur Llörperlide Sachen berlei 
Mängel an fih tragen können (Habietinek, 
©. 291). Allein die Gemährleiftung wegen 
phyſiſcher Mängelfinbet Überhaupt nicht wegen 
Mangelbaftigleit des beftellten Rechts, fon- 
bern wegen Mängel ber Sache, an welder 
das Recht beftellt wurbe, ftatt, fonft könnte fie 
auch bei Beftellung bes Eigenthumsrechts nicht 
eintreten, weil ja nicht dieſes, fondern blos 
Das Object beffelben, die Sache, phyſiſche 
Mängel haben kann. 

‘ Fndeifen kann auch ber Geſchenkgeber nicht 
in allen Fällen von ber Saftung für bie phy⸗ 
ſiſchen oder rechtlichen Mängel der gefchenkten 
Sache freigefprochen werben. Diefes ıft nur 
dann al® Regel anzunehmen, wenn der Ueber- 
gabe der gefchentten Sade Tein Verſprechen 
vorhergegangen ift, oder wenn eine Species 
verfprochen und fohin übergeben wurde. Wurde 
aber eine blos dem Genus nach beſtimmte 
Sache verfproden, fo ift das Verſprechen, 
feine Klagbarkeit vorausgejett, nur dann ale 
gehörig erfüllt anzufehen, wenn eine zu ber 
beftimmten Gattung gehörige Sache in ge 
wöhnlichem brauchbaren Zuflande frei von un⸗ 
gewöhnlihen Fehlern und Laflen übergeben 


wurde. Uber auch in biefem Kalle Tann ber 
Gefchentgeber in ber Regel nur verhalten wer⸗ 
ben, fein Berfprechen, welches nad $. 915 
auszulegen ift, gehörig zu erfüllen. Zur ki- 
fiung bes Intereffe iſt er nur bamm ver 
pflitet, wenn er dolos gehandelt bat. Hei 
er dolos gehandelt, fo bat er nach $. 96 
ſelbſt dann zu haften, wenn auch ber Ueb 

ber geſchenkten Sache kein Berfprechen vorker- 
gegangen ift ober eine Species geſchenkt wurde. 
Es ift jedoch auch bei Schenkungen für rt 
und Maß der Cvictionsleiftung immer In 
erfter Linie der Wille der Parteien entjcheibend 
und es Taun auch berjenige, welcher Eine be 
flimmte Sache zu ſchenken verfprochen ober bie 
gefchentte Sache fofort übergeben bat, mög 
liherweife zur Gewährleiftung in vollem Im 
fange verpflichtet fein, wenn er nicht bles 
feine eigenen Rechte an diefer beftimmten Gade 
au ben Gefchentnehmer übertragen, fonberk 
die Gewährung be vollen Eigenthumes ver 
fproden bat. &s kommt barauf an, melde 
Art ber Leiftung der Schenkende verſprochen 
bat. Das Berfprechen der Berichaffung det 
Eigenthumes wirb insbefondere dann anjuneh⸗ 
men fein, wenn der Schenker gewußt bat, daß 
die Sache einem Dritten gehöre. Bgl. Belter, 
in feinen unb Muther's Jahrbüchern des gem. 
beutfchen Rechts, VI (1863), 249, 250. Dem 
nah ift es auch ungenau, wenn Habietind, 
a. a. O., ©. 266 fg., behauptet, bie Grund⸗ 
fäte über Gewährleiſtung fänben auf ⸗ 
tungen. in feinem Falle Anwendung. 
über die verſchiedenen Anfichten Über Evictiont- 
feifinng bei Schenkungen Beller, a. a. D, 
©. 251-253. 

5 Unter „Schulden und Rückſtänden“ im 
8. 928 a. E. find nämlich Pfandredte, unter 
„Rückſtänden“ insbefondere Legalhypotheten, 
3. B. für Steuerrüdflände, unter „Laften 
alle anderen jura in re aliene, insbejonber 
Serpituten, zu verſtehen. Bgl. andy Habieti« 
net, a. a. D., S. 275, Aum. 46. 

6 Ebenfo nach röm. Recht. Bgl. Bangeren, 
III, 8. 610, Anm. 6. 

? Sabietinel, a. a.D., S.291, ift ber Anfidt, 
baß vertragswidrige ober ſolche Mängel, 
welche dem Uebergeber ſchon vor ber Uebergabe 
befannt waren, von biefem aber liftigermwehfe 
berfetviegen wurden, nicht nach ben ndf 
über bie ©ewährleiftung zu beurtheilen feten, weil 
im erfteren Falle feine Haftung blos eine Kolge 
feiner gemaeen Zufage, alfo eine vertrag 
mäßige Berbindfichkeit fei, und er im ledteren 


Hauptſtück XVII. Bon Verträgen überhaupt. $. 933. 457 
3) unb zwar felbft dann, wenn das Nichtvorhandenfein dieſer Eigenfchaften oder das 

ein ber Mängel in die Augen fallend oder aus den öffentlichen Büchern zu 
ſehen war (8. 928). 


Der Zeitpuntt, in welchem bie zu gewährleiftenden Dlängel vorhanden gewefen 
in müffen, ift jener ber Webergabe und nicht des Vertragsabſchluſſes. Dieſes geht 
nmeifelhaft aus ben 88. 924-927 hervor; denn die Beſtimmung des $. 924, daR 
or einem Stüd Bieh, welches binnen 24 Stunden nah der Uebernahme erfrantt 
ter umfällt, vermuthet wird, daß es ſchon vor der Uebernahme Frank war, ſowie bie 
äteren, ganz ähnlichen VBermuthungen des 8. 925 wären ganz zwedlos, wenn ber 
iſcheidende Zeitpunkt der des Bertragsabichluffes und nicht der der Uebergabe wäre. 
iefe Anficht Sieht auch ganz in Uebereinftimmung mit den in ben 88. 1048, 1051 
d 1064 aufgeftellten Grunbfägen, daß bei Tauſch⸗ und Saufverträgen der Ueber⸗ 
ber die Gefahr des Unterganges oder der Verſchlechterung bis zur Webernahme der 
he zu tragen hat. Nur ift bier immer der Zeitpunft der wirklichen Uebergabe und 
bt der der vertragsmäßig bedungenen entjcheidend. Daß fi $. 927 abwechſelnd ber 
orte „Scliefung des Vertrages“ und „Uebergabe‘ bebient, dürfte fih daraus er- 
ven, daß bei Kaufverträgen über Vieh in der Regel beides zuſammenfüllt ®. 

Daß ein beftimmter Mangel überhaupt und gerade in biefem Zeitpunkte vorhanden 
r, oder eine beftimmte Eigenſchaft fehlte, ift von demjenigen, welcher die Gewähr- 
tung fordert, zu ermweifen, wenn nicht eine ber in den 88. 924 und 925 aufgeftellten 
zmuthungen zu feinen Gunften eintritt, denen gegenüber dann dem auf Gewähr: 
Rung DBelangten der Beweis (im $. 927 uneigentlich Gegenbeweis genannt) frei 
kt, daß der Mangel erft nad ber Uebergabe eingetreten fei. Damit aber dieſe 

ungen eintreten können, müſſen deren Borausfegungen jelbft erwiefen fein, 
mlich daß das Thier binnen 24 Stunden nad der Uebergabe an was immer für 
er Krankheit erfrankte oder umfiel, oder in den im $. 925 angegebenen Terminen 
a ben daſelbſt bezeichneten Krankheiten befallen wurde, und daß ber Webernehmer 
weder 1) dem Webergeber ſogleich die Anzeige erftattete?, oder 2) in deſſen Ab- 
Henbeit bei dem Gerichte, in deſſen Sprengel fi das Thier befindet (8. 35, I.N.), 
R Bornahme des gerichtlichen Augenfcheines anſuchte, oder endlich 3) das Thier felbft 
a Sachverftändigen unterfuchen ließ 1°. 





ile ſchon um Grunde feiner Arglift hafte. 
er Umftand aber, daß ber Uebergeber ſchon 
ih allgemeinen Rehtegrunnfägen zur Haf- 
ag berbfiichtet wäre, berechtigt jedoch dort, 
Geſetz für dieſe Haftungsverbinblichkeit 
andere Normen aufflellt, wie biefes hier in 
288. 922 fg. in ber That der Fall ift, auf 
eallgemeinen Rechtsgrundfäge nur Daun und 
ſeweit aurüdzugeben, als hierüber bie be- 
zberen Borfchriften nichts Abweichendes ent- 
dem. — Die Berimmungen bes 8. 928 von 
einer Sache müſſen ſelbſtverſtändlich 
au von ben bebungenen @igen- 
| gelten. Berner ift nicht anzunehmen, 
4 mit ben Worten „ausdrüdlihe Zu- 
jes Die ſtillſchweigende ausgefchloffen 
zden ſollte. Das Wort „ansdrücklich“ ift 
z vielmehr gleichbebeutenb mit „klar, zweifel⸗ 
z⸗ genommen, mas gewiß auch Die ſtill⸗ 
ende Willenserllärung fein fann. 
s andy Unger, II, 424, Anm. 17, und 
erfien unten in Anm. 18 citixten 
Bg- Entfh., in welchen ber Grundſatz aus- 
ift, baß bie Verjährung ber Klage 
| Gewäprieifung mit bem Zettpunfte ber 
berga e 


Nach Art. yr 2. G. bat der Känfer bie 


von einem anderen Orte überſandte Waure 
ohne Verzug nach ber Ablieferung, foweit bies 
nah dem orbnungsmäßigen Geſchäftsgange 
thunlich if, zu unterfuchen, und wenn ſich Dies 
jelbe nicht al® vertragsmäßig oder gefeßmäßig 
(Art. 335) ergibt, dem Berläufer fofort An- 
zeige zu machen. Berfäumt er bies, fo 
gilt Die Waare als genehmigt, fomweit cs 
fi nicht um Mängel hanbelt, welche bei ber 
jofortigen Unterſuchung nad ordnungsmäßigem 
Geſchäftsgange nicht erkennbar waren. Ergeben 
fih ſpäter ſoiche Mängel, fo muß die Anzeige 
ohne Verzug nah der Entdeckung gemadıt 
werben, wibrigens die Waare auch rüdfichtlich 
diefer Mängel ale genehmigt gilt. 

10 Auch Berfonen, bie in der Beterinärktunde 
nicht beſonders geprüft find, fönnen, wenn fie 
font dazu befähigt erſcheinen, als Sachverftän- 
bige_verwenbet werden. Obſtg. Entf. vom 
6. Sept. 1865, 3. 7801, Gerichtshalle 1866, 
Nr. 70. Gegen einen förmlichen gerichtlichen 
Augenfchein ıft ber Gegenbeweis unzuläfjig. 
Wurde blos ein Zeugniß zweier Sachverſtändi⸗ 
ger beigebracht, fo findet Dagegen ber Gegen- 
beweis flat. Obſtg. Entſch. vom 31. Juli 
1866, 3. 6878, Gʒtg. 1866, Rr. 85. 


Zweiter Theil. Bon dem Sadenredte. 


Zur Geltendmachung der Gewährleiftung wegen phyſiſcher Mängel flanbeı 
dem Aedilitiſchen Ediet dem Käufer einer Sache nad feiner Wahl zwei Klag 
bie actio redhibitoria (Wandlungsflage), welche nur auf Aufhebung bes Kaufve 
(nit auch auf Schadenerfat) ging, und bie actio quanti minoris, auf Erfa 
minderen Werthes der Sache (Minderungsflage), Die ältere, das rim. Recht n 
ftebende Anfiht unterſchied zwiſchen Hanpt- und Nebenmängeln und Tieß be 
erfteren nur die Wandlungs⸗, im letteren alle nur die Minderungsklage zu "1 

Dieje ältere Anfiht ift auch in den 8. 932 4.6. ©. G. und zwar m 
Modification übergegangen, daß nebft der Aufhebung des Bertrages zugleich Sc, 
erfat begehrt werben. kann. Ob bios damnum emergens oder auch lucrum cı 
gefordert werben kann, richtet ſich nad der veblichen ober unreblichen Handlung 
des Gewährleiftungspflichtigen ?2. 

Die Evictionsleiftung tritt nur dann ein, wenn die Sache dem Uebernehm 
Wege Rechtens abgeftritten 1° wurde und der Rechtöftreit nicht durch feine Schull 
Ioren gegangen ift. Der Gewährleiftungspflichtige ift, wenn ihm nicht vedhtzeitig 
verfündigt wurde, zu allen jenen Einwendungen berechtigt, welche er felbft dem 
centen hätte entgegenfegen Tönnen ($. 931) !*. 

Die Sewährteitung ift ausgefchloffen, wenn die Sade vor der Entwähru 
Grunde gegangen ift. Das Rechtsverhältniß nad) durchgeführter Eviction läßt fid 
Nechteverhältnig des Schuldners nad eingetretener mora vergleihen. Bei der X 
nung des Intereſſe wird nicht der Werth der Sache zur Zeit der Tradition, fı 
zur Zeit der Eviction zu Grunde gelegt. Der Käufer kann auch den gemachten 
wand erfetst verlangen, vorausgefeßt, daß er feine Auſprüche nicht ſchon im Evic 
proceffe gegen den Eovincenten geltend machen konnte 1°. Hätte die Sache ve 
Eviction auf der einen Seite eine Werthöminderung, auf der anderen Geite 
Wertbserhöhung erhalten, 3.3. ein Grundſtück dadurch, daß ein Stüd abgefchn 
und ein anderes hinzugeſchwemmt wurde, fo müſſen Werthserhöhung und Bermint 
gegeneinander in Rechnung gebracht werden. Grund zu einer Unterfcheibung 
ein reeller oder aliquoter hei bes Ganzen evincirt wurde, Liegt nad öfterr. 
nicht vor 16, 
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11 Widerlegt ift dieſe Anficht kurz und gründ— 
ih von Unterholzner, Schulbverhältnifje, II, 
273, Note q. 


132 Die Gteichftellung ber groben Behrtäffig? 
keit mit der Unreblichfeit, wie diefe in &. 1324 
ansgeſprochen ift, gilt nur, wenn es fih um 
die Anwenbung ber in jenem Paragraphen 
aufgeftellten Interpretationsvorſchrift hanbelt, 
was unter dem Ausdrude „Erſatz“ zu ver- 
ſtehen ſei. Vgl. auch Randa, Gztg. 1870, 
Nr. 7, Anm. 6, und die Bemerk. zu & 1293 — 
1295. 


13 Der Uebergeber bat bem Uebernehmer 
blos das habere licere der Sade, nicht Das 
Eigenthumsrecht an berfelben zu gewährleiften. 
Es genügt daher zum Gintritt der Gewähr- 
leiftungspflicht nicht, wenu ber Käufer zu be» 
weifen im Stande ift, daß er das Eigenthums⸗ 
recht an der Sache wegen irgenbeines recht- 
lihen Mangels nicht erworben bat, genden 
diefer Mangel muß in Wirklichleit zur Eviction 
ber Sache geführt haben. Das röm. Recht 
machte in dieſer Beziehung eine Unterſcheidung 
zwiſchen Tauſch und Kauf und ließ bei erfterem 
jeben Eontrahenten dafür haften, baß ber 
andere das Eigenthumsrecht erworben habe, 
ein Unterſchied, welder darin feinen Grund 
haben mag, daß man erſt injolge des Yort- 


fopreitens des Bertchres vom Zaufh zum Kauf 


die Schwierigkeit ber Haftung für bas | 
thumsrecht erfannte (Hofmann, Periculun 
Kauf, 8. 22). Indeffen wird fchon fürs 
Recht dieſer Unterfhied von Manchen 
anerkannt (vgl. Windſcheid, UI [2. : 
$. 398 a. E.), und auch beim Taufd t 
ringere Haftung augenonmen. Letztere 
ben Anſprüchen des fortgefchrittenen Ber 
entfpredhend, ift um fo unbebenkliche: 
fürs öfterr, Recht anzunehmen, als dafſſe 
biejer Richtung zwiichen Taufch und Kaui 
unterfcheidet (8. 1061). Auch bürfte 
Worte „zum freien Beſitze ꝛc.“ in & 
baranı deuten. (Vgl. auch Hofmann, a. 


8. 22. 

14 Der Beweis, daß ihm foldhe Einwi 
gen zu Gebote fanden, liegt bem auf &ı 
leiftung Belangten auch dann ob, wen 
auf Gewährleiſtung Klagenden bie Sache 
Eontumacialertenntniß aberlannt wurde, 
es ſehr wohl möglich ift, daß dieſer blo4 
muthwilligen Rechtsſtreit vermeiden 
Vgl. auch Obſtg. Entſch. vom 11. Mai 
3. 3908; Glaſer und Unger, II, Rr. 5 

15 Bol. Beller in feinen und Mi 
Jahrbüchern bes gem. deutſchen Recht 
(1853). 233 fg., 308, 309. 

18 Weber die Cvictionsleiflung nad 
Recht j. Müller, Die Lehre bes röm. 
von der Eviction. 
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Während das röm. Recht einen Unterfchieb zwiſchen der Verjährung ber Wanb- 
198» und Minderungsflage kannte, verjähren nach öſterr. Recht beide in gleicher 
ft. Dagegen wird zwiſchen beweglichen und unbeweglichen Sachen unterfchieben. 
tr erftere beträgt die Verjährungsfrift 6 Monate, für Ießtere 3 Jahre. Sie kann 
tärlıh nie zu laufen anfangen, als der Anfprud auf Gewährleiftung begründet 
w, alfo bei Evictionsleiftung, bevor die gänzliche oder theilmeife Eviction ftatt- 
ſunden hat, inbem bis dahin höchftens Sicherftellung gegen die Eviction, nicht aber 
fe felbft begehrt werben kann ?7, bei phyſiſchen Mängeln nicht vor der wirklichen 
bergabe der Sache. Daß der Schade dem zur Gewährleiftung Berechtigten auch be⸗ 
mi geworben fein müſſe, ift zum Beginn der Verjährung nicht nothwendig '°, weil 
es ım Allgemeinen zum Beginn der Verjährung nicht erforderlich ift und 8. 1489 
6.©. 3. auf Gewährleiftungsflagen aus dem Grunde feine Anwendung finden fann, 
il dafelbft blos nad dem Vorbilde des Pr. 2. R. für die nah röm. Recht in ver 
iebenen Friſten verjährenden Delictsflagen eine gleiche VBerjährungsfrift feitgefett 
xbe 19, die Gewährleiftungsflagen aber in einen Bertrage wurzeln. Hätte das 
je die Gewährleiftungsflagen als Entfhäpigungsflagen im Sinne bes 8. 1489 
andeln wollen, fo würde ohnehin die längfte Verjährungsfriit 3 Jahre vom Tage 
: erlangten Kenntniß dauern, und bie Feſtſetzung biefer Friſt im 8. 933 für unbe 
glidhe Sadıen wäre som überflüffig. 

Mit der Klage auf Gemwährleiftung verjährt auch das Hecht, den Gewährleiftungs- 
ſpruch im Wege der Einrede geltend zu machen 2°. 


8. 934. 
Schabloshaltung wegen Berkürgung über bie Hälfte. 

Get bei zweifeitig verbindlichen Geſchäften ein Theil nicht einmal bie Hälfte befien, was 
dem anderen gegeben hat, von biejem an dem gemeinen Werthe erhalten, fo räumt bas 
He dem verleiten Theile bad Recht ein, die Aufhebung unb bie Herftellung in den vorigen 
ad zu fordern. Dem anderen Theile fteht aber bevor, das Geſchäft dadnurch aufrecht zu 
heiten, daß er den Abgang bis zum gemeinen Werthe zu erſetzen bereit if. Das Mis⸗ 
chältuik des Werthes wirb nach dem Zeitpunkte des gefchlofienen Geſchäftes beftinmt. 


8. 985. 


Dieſes Rechtsmittel findet nicht ftatt, wenn Jemand ausdrücklich daranf Verzicht gethau 
we fig erflärt hat, bie Sache ans befonderer Vorliebe um einen anferorbentlihen Werth 
übernehmen; wenn er, obgleich ihm ber wahre Werth belaunt war, fig dennoch zu dem 
nerhältuigmäßigen Werte verfianden hat; ferner, wenn aus dem Berhältuifie der Perſonen 





8742; Glaſer und Unger, II, Nr. 
biefem falle bleibt jedoch aud ber 
eng ber Verjährung bis 
iction auſgeſchoben. Erfolgt diefe im erbent- 
jen Rechtswege, ſo beginnt ſie mit dem Tage 
: Nechtelraft des Urtheils. Dong. Entf. 
m 25. Juli 1860, 3. 5590; @lafer und 

er, III, Nr. 1164. 

3 auch Unger, II, 424, Anm. 17 und 
t. H. G. Dieſer Grundſatz iſt auch 
Sgefprochen in den Obſtg. Entſch. vom 24. 
u. 1857, 3. 11788; @lafer und Unger, 1, 
„475, und vom 20. Oct. 1858, 3. 11909; 
afer unb linger, II, Nr. 640. Dagegen 
# bie Obſtg. Entf. vom 12. Juni 1860, 
66524; Glaſer und Unger, IH, Nr. 1148, 
a der entgegengejegten Anfiht aus. 

id est bie Bemerk. zu den 88. 1488—1492, 
m. 2. 


Be auch Obſtg. Entf. vom 31. Aug. 
0. In 


zur wirklichen 


20 Bel. Unger, II, 510 fg. und Obſtig. 
Entf. vom 11. Nov. 1862, 3. 7113; ©lafer, 
Unger und Walther, IV, Nr. 1597, und bie 
Benierl. zu ben 88. 1486 und 1487 a. E. 
Eine Ausnahme enthält Art. 349 9. ©. 

„Der Daugel der vertragsmäßigen oder geſetz⸗ 
mäßigen Beſchaffenheit Der Waare faun von dem 
Käufer nicht geltend gemacht werden, wenn ber- 
felbe erſt nach Ablauf von ſechs Monaten feit ber 
Ablieferung an den Käufer eutdedt worden ift. 

Die Klagen gegen ben Berläufer wegen 
Mängel verjähren in ſechs Monaten nad ber 
Ablieferung an den Käufer. 

Die Einreden find erloſchen, wenn bie im 
Art. 347 vorgefchriebene fofortige Abſendung 
ber Anzeige bes Mangels nicht innerhalb ſechs 
Monaten nach der Ablieferung an ben Käufer 
geſchehen if. If die Anzeige in biefer 
Weiſe erfolgt, fo bleiben bie Einreden 
beſtehen.“ 


460 Zweiter Theil. Bon dem Sachenrechtt. 


zn vermuthen ift, baß fie einen, and einem entgeltlichen und muenigeltlicden vermiſchten 
trag ſchließen wollten; wenn ſich ber eigentliche Werth nicht mehr erheben Täßt; endlich, 
bie Sache von dem Gerichte verfteigert worden if. 


Nah rim. Hecht ftand dem Verkäufer eines Grundſtückes, wenn der Kauf 
nicht einmal die Hälfte des wahren Werthes erreichte (laesio ultra dimidium, 1 
enormis), das Recht zu, die Aufhebung des Staufoertrages zu verlangen, wenn fid 
Käufer nicht bereit erflärte, ben Kaufpreis bis zum gemeinen Werthe zu erböf 
Unmittelbar an das röm. Recht fließt fih das franz. Recht (Code Nap. art. : 
— 85) an, welches biefes Rechtsmittel ebenfalls nur dem Verkäufer eines unbewegl 
Gutes ertheilt, während daſſelbe nah Pr. 2. R. (I, 11, 8. 56—59) dem Kä 
nicht auch dem Verkäufer zufteht. Das öſterr. Hecht gewährt es beiden Contrahi 
bei allen zweifeitig verbinvlihen Rechtsgeſchäften 2. 

Der Werth ver Leiftung wird nach dem Zeitpunfte des Bertragsabfchluffes 1 
theilt. Nothwendige Vorausſetzung dieſes Rechtsmittels nad öſterr. Recht ift, daß 
ver Berlegte in Unkenntniß über den wahren Werth ver gegenfeitigen Leiftunger 
funden hat?. Es wird ferner ausgefhloffen: 1) dur Verzicht; 2) wenn erwei 
ein aus einem entgeltlihen und unentgeltlicien Rechtsgeſchäfte gemifchter Ver 
gefchloffen wurde; 3) wenn Jemand eine Sache aus befonderer Vorliebe um e 
außerorbentlihen ‘Breis übernommen hat; 4) bei gerichtlichen Berfteigerungen; 5) 
8. 1268 A. b. G. B. bei Glüdsverträgen ®. 

Die Wirkung der Verlegung über die Hälfte befteht darin, daß ver Berl 
wenn fid) der andere Contrahent den Abgang bis zum gemeinen Werthe zu erſ 
weigert, die Aufhebung des Vertrages und die Herftellung des vorigen Zufteı 
verlangen kann ($. 934 a. E.). Er kann jedoch nicht dasjenige, was er durd) 
Bertrag erhalten hat, behalten und bem anderen Contrabenten bie bedungene Leift 


in fomeit fie den Werth der Gegenleiftung überfteigt, verweigern ®. 





I Rem majoris pretii si tu vel pater tuus 
minoris pretii distraxerit, humanım est ut 
vel pretium te restituente emtoribus fundum 
venditum recipias, auctoritate judicis inter- 
cedente, vel, si emtor elegerit, quod deest 
justo pretio recipias. Minus autem pre- 
tium esse videtur, si nec dimidia 
pars veri pretii soluta sit. 1. 2 C. de 
resc. vend. (4. 44). Si voluntate tua fun- 
dum tuum filius tuus venumdedit, dolus ex 
calliditate atque insidiis emtoris argui de- 
bet, vel metus mortis, vel ceruciatus corpo- 
ris imminens detegi, ne habeatur rata ven- 
ditio. Hoc enim solum, quod paulo minore 
pretio fundum venditum significas, ad rescin- 
dendam venditionem invalidum est. Quodsi 
videlicet contractus emtionis atque venditio- 
nis cogitasses substantiam, ct quod emtor 
viliore comparandi venditor cariore distra- 
hendi votum gerentes, adhunc contractum 
accedant, vixque post multas contentiones, 
paulatim venditore de eo, quod petierat, de- 
trabente, emtore autem huic, quod obtule- 
rat, addente, ad certum consentiant pretium, 
profecto perspiceres, neque bonam fidem, 
quao emtionis atque venditionis conventio- 
nem tuetur, pati, neque ullam rationem 
concedere, rescindi propter hoc consensu 
finitum contractum vel statim, vel post pre- 
tii quantitatis disceptationem; nisi minus 
dimidiae justi pretii, quod fuerat 
tempore venditionis, datum est, 


electione jam emtori praestits ı 
vanda. 1.8 C.,1.c. Streitig if, ob 
blos von: Verkäufer eines Grunbftüdes 
delnde Stelle analog auf andere Ne 
gefchäfte und auf beide Kontrahenten, 
wenigftens auf Kaufverträge über bewe— 
Sachen und auf den Käufer anzumenben 
Bgl. Bangerom (6. Anfl.), II, $. 611, 4 
©. 350 fg. 


2 Diefe Differenzen bemweifen wol, 
Arndts, Pandekten (5. Aufl.), 8. 307, A 
©. 501, bemerkt, daß die fragliche Beftimn 
überhaupt von fehr zweifelhaften Werth 
Auch iſt es in Defterreich faft zur Regel 
worden, auf biefes Rechtsmittel bei ſchri 
abgeichloffenen Verträgen ausdrücklich zu 
sichten, und fpridht auch Diefer Umftandb q 
nicht zu Gunſten beffelben. an San 
gefchäfte wurde es durch Art.286 H. G. befe 

: &8 findet nah 3. 935 nicht flatt, „ 
er, obgleih ihm der wahre Werth bel 
war, fih dennoch zu bem unverhältnißmäſ 
Werthe verftauden hat”. 

* Sur nicht in bas materielle Recht ge) 
und keine Ausnahme vom 8. 934 ift die 
von felbft verftehende Beſtimmung bes 8. 
daß diefes Rechtsmittel auch danu ausgeſchl 
fein fol, wenn ber Beweis des Werthes 
geliefert werben fann. 

5 Bol. au Obfig. Entſch. vom 22. 
1855, 3. 7521; Glaſer und Unger, I, Rr. 
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8. 986. 
Bon ber Verabrebung eines Fünftigen Vertrages. 

Die Verabredung, Tünftig erft einen Vertrag ſchließen zu wollen, ift nme daun verbind- 
ig, wenn ſowol bie Zeit ber Abſchliefzung, als die weientlihen Etäde bes Bertrages be: 
Kumt und bie Umſtände inzwiſchen nicht dergeftalt verändert worben find, daß dadurd der 
Adrũctlich beftimmmte ober ans ben Umſtänden hervorlenchtende Zwei vereitelt oder das Zu⸗ 
immen beö einen oder anderen Theileö verloren wird. Ueberhanpt mnß anf die Bollzichung 
felger Zuſagen längftens in einem Jahre nach bem bedungenen Zeitpnulte gebrungen werden, 
wibrigenfalls ift das Recht erloſchen. 


In den einem Bertrage vorhergehenden Verhandlungen laſſen fi verſchiedene 
Entwidelungsftufen. unterfheiden. Unverbindlich find bloße Vorverhandlungen (Tractate), 
».. 5. eimfeitige ober auch wechfelfeitige Propofitionen, welde von anderen Theile nicht 
seceptirt wurden. Verſchieden davon find die fog. präparatorifchen Verträge, in weldyen 
th die Parteien vorläufig fchon über gewifle Punkte des Hauptvertrages einigen. 

Ihre Wirkung ift je nah ihrem Inhalt verſchieden. Ein fchriftlih anfgefetter, 
von den Parteien gefertigter Entwurf mit allen wefentlichen Punkten eines Vertrages, 
zu deſſen volllommencer Rechtswirkſamkeit die Beobachtung einer bejonderen Form er⸗ 
perberlich iſt, oder welder zwar aud ohne eine beftimmte Form volllommen wirkſam 
iR, aber deſſen Details erſt ſpäter feftgefept werben follen (fog. PBunktationen), enthält 
ſelbſt Schon einen Bertrag (8. 886) !. | 

Berpflihten ſich die Parteien, künftig einen Vertrag eingehen zu wollen (pactum 
de contrahendo), fo ift diefe Verabredung, wenn fie die nöthige Beſtimmtheit bat, 
weffam und verpflichtet beide Theile zum wirklichen Abfchluffe, 3. B. die Verabredung, 
ia einer beftimmten Zeit eine beftimmte Geldſumme als Darlehn geben, rückſichtlich 
nehmen zu wollen. Daß zur Gültigfeit des pactum de contrahendo erforderlich ift, 
daß es Die wefentlihen Stüde bes abzuſchließenden Vertrages enthalte, ift im $. 936 
asrücdlich hervorgehoben, würde ſich aber aud ohne ausdrückliche gefetliche Beſtim⸗ 
mung von felbft verftehen. Dagegen find es Eigenthümlichkeiten des öfterr. Rechts, 
deß a) auch bie Zeit beitummt fein muß, binnen welcher ver Huuptvertrag abzufchließen 
it; b) daß fich die fog. clausula rebus sic stantibus von felbft verfieht und feiner be- 
ſenderen Beiſetzung bedarf; c) daß das Recht, auf Abflug des Hauptvertrages zu 
Magen, in Iahresfrift von Zeitpunkte an gerechnet, in welchem ver Abſchluß hätte er 

ſolgen follen, verjährt 2. 


8. 987. 
Von dem Berzicht auf Einwenbungen. 
Allgemeine, unbeſtimmte Verzichtleiftungen auf Einwendungen gegen die Gültigkeit eines 
Bertrages find shue Wirkung. 





I Bol. auch die Bemerk. zu den 88. 883— | Präclufivfrift. Bgl. die Bemerk. zu den 8. 1488 
N. — 1432. 
s Diefe Friſt iſt eine Berjährungs- und feine 
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Adtzehntes Hauptküd. 
Bon Schenkungen. 
8. 988. 
= 


Senkung. 
Ein Vertrag, wodnurch eine Sache Jemandem nuentgeltii äberlafien wird, Heikt ein 
Schenlung. 

8. 989. 

Inwiefern eine Verzichtleiſtung eine Schenkung fei. 
Wer anf ein gehofftes ober wirklich angefalienes ober zweifelfaftes Net Berzicht tich 
ohne es einem Anberen ordentlich abzutreten ober daſſelbe dem Berpfliteten mit befien Ein 
willigung zu erlaflen, ift für Teinen Gefchentgeber anzufehen. 


8.940. 
Belohnende Schenkung. 
Es verändert bie Wefenheit der Schentung nit, wenn fie and Erfenutitdfeit oder ie 
Mückſicht anf bie Berbieufte bed Beigentten oder als eine beſondere Belshunng befieiben gr 
macht worden ift, une darf er vorher fein Klagerecht baranf gehabt haben. 


$. 941. 


Hat ber Beſchenkte ein Kingereht auf die Belohnung gehabt, eutweber weil fie | 
den Barteien ſchon bebungen oder durch das Geſetz vorgeſchrieben war, fo hört —* 
auf, eine Scheukung zu fein, umd iſt als ein entgeltlicher Vertrag anzuſehen. 


8. 942. 
Wechſelſeitige Schenkungen. 


Eind Schenlungen vorher dergeitalt bebungen, daß der Schentende wieber beſchenlt wer 
den muß, fo entfteht Teine wahre Schenkung im Ganzen, fondern nur in Anfchung bes über 
fteigenden Werthes. 


Unter Schenkung im meiteren, nicht juriftiichen Sinne verfteht man jede v 
rechtliche Tiberalität. In diefem weiteren Sinne find auch Legate, die abfihtlibe Unter 
laffung der Anftellung der Klage, um die Verjährung eintreten zu laſſen zc. ac, Schewt 
fingen. Schenkung im juriftifhen Sinne ift ein zweifeitige® Rechtsgeſchäft, wodur 
Jemand aus reiner Liberalität, unter Verminderung ſeines eigenen Vermögens, Jemande® 
einen Bermögensvortheil zuwendet, welchen dieſer in der entfprechenden Abficht annimmt 
Zum Begriffe der Schenkung ift alfo weſentlich: 

1) Veräußerung irgendeines Bermögensbeftandtheiles auf Seite des Geſchenkgebe 
ſodaß der Totalwerth feines Vermögens vermindert wirb ?. Es liegt daher in der ız 71 
entgeltlihen Leiftung von Dienften, in ber mnentgeltlihen Beforgung fremder Rech 1 
gefhäfte, im Leihvertrage, in dem ohne Entgelt gefchlofienen Aufbemahrungsvertresgt 





Bgl. bierilber vorzüglich a sonen, wird hier jeboch das Wort „Sache“ im weiteren 
IV, 8. 145—154; Böding, Inft., 06, 1, | Sinne bes 8. 285, d. i. gleihbebeutenb wit 
365 und 366; Unger, 11, 189 fg. Bermögensredht überhaupt genommen, wie fih 

8. 933 ſp richt allerdings. nur von der un | beutlih aus $. 939 ergibt, wonach and 
entgehticen Neberlaffung einer Sache. ES | Verzicht auf Rechte geichenft werben fann. 
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yenfung, weil hier feine Vermögensveräußerung eintritt. Das Gleihe gilt auch 
Zuzählung eines unverzinslichen Darlehns, indem ver Eigenthilmer des Geldes 
e auf einen möglichen Gewinn verzichtet und dafjelbe auch außerdem unfructi« 
fih aufbewahren konnte. Dagegen ift die unentgeltliche Ueberlaffung ber Bes 
eines Grundſtückes oder Gebäudes eine wahre Schenkung, weil das Unbenngt- 
nes ımbeweglihen Gutes ganz ungewöhnlid, umb anzunehmen ift, daß ber 
mer ohne die Weberlaffung der Benugung an einen Anderen entweder durch 
Gebrauch oder durch Vermiethung oder Verpachtung VBortheil gezogen hätte ®, 
ilt in noch höherem Grabe von ber Beftellung dinglicher Rechte. 

ereiherung auf Seite des Beſchenkten. Diefe tritt nicht ein, und es ift da⸗ 
feine Schenkung vorhanden, wenn und infoweit der gemachte Gewinn durch 
tungen wieder aufgehoben wird ($. 942), oder wenn der Empfänger ein Recht 
schaltene Leiſtung hatte (8. 941), ferner, wenn durch das Nechtsgefchäft nur 
ibung und Verfolgung bereits vorhandener Rechte gefichert wird, 3. B. Ueber- 
iner Bürgſchaft, Beftellung oder Erlaß eines Pfandrechts, Anerkennung einer 
eftehenden Schuld *. 

Muß fowol der Wille des Gefchenkgeberd als der des Geſchenknehmers auf 
iherung gerichtet fein; e8 muß durch die Willensübereinftimmung beider ein 
Häft zu Stande kommen. Daher ift e8 feine Schentung, wenn Jemand ab⸗ 
te Verjährung eintreten läßt, um Jemandem feine Schuld zu erlafien, oder die 
durch Unterlaffung der Anftellung der Klage zu unterbrechen verabfäumt, 
manb eine Sache berelinguirt und ein Anderer fie occupirt, oder fonft anf 
t verzichtet, ohne es dem Verpflichteten mit beffen Einwilligung zu erlaflen, 
in durch diefen Verzicht das Hecht von felbft auf Andere übergeht und ber 
nicht in der beiderfeitig erflärten Abfiht, ein Geſchenk zu geben oder zu 
erfolgte ($. 939) ®. 

Schenkungen werben in den Inftitutionen Inſtinian's unter den Erwerbungs- 
I Eigenthumes abgehandelt; fpäter wurde es üblich, fie in das Obligationen» 
zureihen. Eines wie das Antere ift willfürlih und unpaflend, da durch bie 
g allein, ohne daß Tradition hinzukommt, gar fein Eigenthum erworben wird, 
e ebenfo gut als die Verfhaffung des Eigenthumsrehts aud die Beſtellung 
Yinglicher Rechte oder Gewährung obligatorifher Rechte Gegenftand der Schen- 

kann. Die Schenkung würde nicht einmal eine befonvere Xehre fein, fondern 

causa von Vermögensveränderungen Beachtung verdienen, wenn nicht zu 
tigkeit gewiffe Formen vorgefchrieben und dem damit gemachten Erwerbe 
igenthümliche, bei feinem anderen Rechtserwerbe vorkommenden Wirkungen, 
srecht (88. 948 fa.), Anipruh auf Zinfen ($$. 947, 954), befondere Be: 
g des der Schenkung beigefügten Modus ($. 901), verbunden wären. Die 
gen werben baher, weil fie feinem befonderen Rechtsgebiete angehören, von 
und nad ihm von allen neueren Schriftftellern unter den allgemeinen Lehren 
lt. 

8. 943. 
Form des Schenkungsvertrages. 


einem blos mündlichen, ohne wirkliche Uebergabe geſchloſſenen Scheukungsvertrage 
em Geſchenlnehmer lein Klagerecht. Dieſes Recht muß durch eine ſchriftliche Urkunde 
werden. 


Savigny, a. a. O., 8. 146, ©. 39. | Anderen übergeht, eine beſondere Abtretung 
Savigny, a. a. D., 8.149, S. 53 fg. | beffelben zum Begriffe ver Schenkung nicht er- 
wenn ohne förmliche Abtretung eines | forberlich ift, fondern daß es in dieſem letzteren 
ı Rechts, derjenige, zu deifen Gun» | Falle genligt, wenn ber Verzicht mit dem er- 
Berzicht erfolgte, den Erwerb gar | Närten, dem Erwerbenden fundgegebenen und 
en kann, zum Begriffe der Schenkung | von diefem angenommenen Willen erfolgte, ihn 
Abtretungserflärung umerläßlich ift, | in den Genuß jenes Rechts zu fetten. $. 934 
& von felbft, weil fonft gar keine | ift alfo in dieſer Beziehung nur ungenau fli- 
ng eintreten würde. Ebenſo felbft- | Lifirt. 

b if es aber, daß, wenn bas Recht ° Buchta, Pandekten, 8. 68, Inft., II, 8. 205. 
liche Abtretung von felbft auf einen Vgl. auch Unger, II, 200, Anm. 


weiter Ipell. Bon ben Sachenrtthte. 


8. MA. 
Maß einer Schenkung. 

Ein unbefgräntter Eigentpämer Yauı mit Besbachtung der geſetzlichen Vorſchrift 
fein ganzed gegenwärtigeö Vermögen verigenten. Ein Vertrag aber, weburd das I 
Vermögen verſcheult wird, befteht umr infeweit, als er die Hälfte dieſes Vermögen 
überfteigt. 


8.945. 
Inwiefern ber Geber für das Geſchenkte hafte. 
Wer wiflentlih eine frembe Sache verſchenlt und bem Geſchenluehmer diefen U 
verſchweigt, haftet für bie nachtheiligen Folgen. 


Um leihhtfinnigen Schenfungen vorzubeugen, waren nach röm. Recht Schenl 
zwilhen Ehegatten ungültig. Andere Schenkungen beburften, wenn ihr Werth 
gewiffe Summe (500 solidi) überftieg, zu ihrer Gültigkeit gerichtlicher Verlautb 

Die Ungültigleit der Schenkungen zwifchen Ehegatten ift nad öfter. Red 
feitigt 1. Dagegen können Schenlungsverträge über zufünftiges Vermögen übe 
nur bis zur Hälfte defjelben gültig gefchloffen werden ($. 944) ? und ift die Gül 
eines Schenkfungsvertrages, welder nicht durch Hingabe der gefchenkten Sache vol 
wird, dur Errichtung eines Notariatsactes hierüber bedingt (Gef. vom 25. Juli 
N. ©. Bl., Nr. 76, $. 1, lit. a). Wird jebod der Gegenftand der Echenkung 
wol fpäter animo donandi tradirt, fo ift die Tradition volllommen recht 
fam. Es convalefcirt aber nidyt etwa der frühere ungültige Schenfungsvertrag, fü 
durch den übereinftunmenben, wenn aud nur ſtillſchweigend an den Tag gelegten 
ber Mebergabe begleiteten Willen, die Sache als Geſchenk zu geben, beziehungswe 
übernehmen, vollzieht ſich erft jegt ein gültiger Schenkungsvertrag ?, *. 


I Ehenfo nach preuß. Recht (A. L. R. II, 1, 
8. 810). Das franz. Recht (Art. 1096 Code 
Nap.) läßt willfürfigen Widerruf zu. 

2 Eine ganz fingulare Befchränfung der 
Gültigkeit der Schenkungen liegt in ber Be- 
Mimmung des Hofd. vom 28. Suni 1840 (3. 
G. S., Nr. 451), daß Ritter und Priefler bes 
Dentfchen Ordens 300 Ducaten überfleigenbe 
Schenfungen nur mit Bewilligung des Hoch⸗ 
und Deutſchmeiſters machen dürfen. 

3 Nah Preuß. Recht ıfl nur das gerichtlich 
vorgenommene Shentungencrpredien Hagbar. 
Außerdem ift Tradition und bei Grundftäden 
auch noch eine fchriftliche Urkunde nöthig. 
Aufßergerichtlihe Schenkungen können binnen 
ſechs Monaten, und gerihtlihe Schenkungen, 
welche mehr als die Hälfte des Vermögens 
zum Gegenftande haben, brei Jahre lang ganz 
willfürlich widerrufen werben (A. L. R. J, 11, 
88. 1063-1091). Vgl. Savigny, u.a. O., 
8. 176. 

* E8 entipinnt fi auch nah 8. 1, lit. d 
des Gef. vom 25. Zuli 1871 wieber bie alte 
Controverſe, ob auch zur Gültigkeit der ſchen⸗ 
Iungsmeifen Ceffion und bee —— 
Schulderlaſſes die Errichtung eines Notariats⸗ 
actes erforderlich iſt. Unger, II, 205, vertritt 
in dingh auf die Beſtimmung des 8. 943 
A. b. G. B. die Anſicht, daß nur der obli- 
gatoriſche Schenkungsvertrag zu feiner Voll⸗ 
wirkſamkeit der fhriftlihen Errichtung beblrfe, 
and daß Schenkungen, welche in ber unmittel- 
baren llebertragung eines Rechte des Schenkers 


auf den Beſchenkten befleben, zu ihrer 
wirkſamkeit nur dieſes Actes der Webertr 
bedürfen. Eine Schenlung, durch weld 
Schenker eine Forderung wirklich cebirt 
6108 ſich verpflichtet, Die Forderung in 3 
donandi modo zu cebiren), ſei alfo vollto 
perfect (Unger,a.a.D.,S.205, Aum. 15 
fei ber Erlaßvertrag, wenn er auch nur mi 
gefchloffen wurde, vollkommen perfect, ba 
nit durch einen obligatorifcyen Bertra 
engeren Sinne), fondern durch einen lib 
riijhen Bertrag zu Stande Tomme. Allei 
init wird vom eigentlihen Beweisthemae 
Umgang genommen. Es zweifelt Ni 
baran, baß uach den allgemeinen Grunl 
des Obligationenrechts die Uebertragung 
obligatoriſchen Rechts durch den nadten | 
ber Perſonuen vor ſich geht und and 
Schulderlaß fih durch einfache Willem 
rung der Parteien vollzieht. Es hande 
aber eben darum, ob nicht nach öſterr. 
wenn Die rechtliche causa der Webertr 
von Forderungen bes Schulderlaſſes S 
kung iſt, eine beſondere Form vorge 
ben werden wollte. Mehr als dieſes 
ment bürfte für dieſe einfchräntende Ausl 
vielleicht Die Erwägung Ipredhen, daß m 
gewöhnlichen Leben ben Ausdrud „Scher 
in einem engeren Sinne, nämlich für d 
entgeltlihe Ueberlaſſung körperlicher € 
fände gebraucht, und biefer ben chen! 
weifen Schulderlaß und die ſchenkung 
Ceſſion gegenüberftellt. In dieſem 
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Durch Schenkung eines ganzen Vermögens wird nur, wenn ber Gejchenfgeber 
ne ihm zugelommene Erbſchaft verichenkt, bezüglich diefer Erbſchaft Univerfaliucceffion, 
idfichtlih alles übrigen Vermögens blos Singularjucceffion begründet. Es übernimmt 
aber der Geſchenknehmer mit dem geſchenkten Vermögen, nur wenn biefes in einer 
bfchaft befteht, nad Analogie des $. 1278 fg. auch die darauf haftenden Schulden, 
er in allen übrigen Fällen in die blos obligatorischen Rechtsverhältniſſe des 
Veichentnehmers gegenüber feinen Gläubigern nicht eintritt. Dagegen hat ein Gefchent- 
uber, welcher fein ganzes Vermögen verſchenkt hat, das Recht, fo viel zurüdzubehalten, 
8 zur Dedung feiner Schulden nöthig ift, indem unter Vermögen eines Menſchen 
ur dasjenige verftanden werben kann, mas nad) Abzug der Schulden übrig bleibt, 
mb nah 8. 915 im Zweifel anzunehmen ift, daß ſich ver Gefchenfgeber eher die ges 
tngere Laſt auferlegen wollte. Die Abtretung eines ganzen Vermögens muß immer 
Meiftlich erfolgen, indem fonft alle jene Vermögensſtücke, welche nicht wirklich tradirt 
nerben, oder über welche nicht eine bejondere Schenkungsurkunde ausgefertigt wurde, 
N nicht geſchenkt anzufehen wären. 
Ueber den Umfang der Haftungsverbindlichleit des Geſchenkgebers, welcher willent- 
ih eine fremde Sache verſchenkt, vgl. die Bemerk. zu ven 88. 922—933, Anm. 2. 


8. 946. 
Unmiderrufligfeit der Schenkungen. 


Ehentungdverträge dürfen in der Regel nicht widerrufen werben, 





Kheint der Ansbrud „Schenfungsvertrag” auch 
om 8. 948 genommen worben zu fein, benn 
bie Beftimmmung biefes Paragraphen erforbert 
pe Bollwirkfamkeit ber Schenkung ganz all» 
Bemein entiweber eine fchriftliche Urkunde ober 
wirtfiche Uebergabe, ohne zwiſchen körperlichen 
web unförperlichen Sachen zu unterfcheiben. 
Da nun aber bie phufifche Uebergabe doch 
nur bei körperlichen Sachen möglid 
‚ wab biefe Unterfcheibung zwiſchen körper: 
amd unflörperlihden Sachen gleichwol 
u einmal angebeutet erſcheint, jo gewinnt 
de Umahme Raum, baß man bei Aufitellung 
Beflimmung nur an obligatorifhe Schen- 
ben, bie auf Sadhleiftungen gerichtet 
ab, gebacht hat, indem man ſonſt Doch mol 
if bieten Unterfchied zwiſchen körperlichen und 
Mörperlichen Sachen in der Stilifirumg dieſer 
immung irgendivie Riidficht genommen hätte. 
943 hätte im entgegengefehten Falle etwa 
ı lauten gehabt: Er Vollwirkſamteit einer 
Schenfung ift Die Errichtung einer jchriftlichen 
tinnde erforberlih; nur bei Schenkungen 
Ieperlicher Sache genügt die wirkliche Ueber: 
ae. Ganz unanwenbbar ift ferner der Aus— 
ud „SKlagereht‘ auf den Schulderlaß. 
sem fi dagegen aufbrängenden Bebeuten, 
e8 ungereimt fei, zur Gültigkeit Der 
ng ber unbebeutenbiten körperlichen 
Sache, wenn biefe nicht fofert übergeben wirt, 
iinen Notariatsact zu fordern, zur ſchenkungs— 
weiien Geffion over zum jchenkungemeifen 
berlaß noch fo großer Summe aber eine 
e münblihe Erklärung als hinreichend 
wen zu laſſen, läßt fich vielleicht vie Er— 
ng entgegenfegen, daß fehenkungsmeife 
n unb ſchenkungsweiſer Schulberlaß un⸗ 
ſeltener vorlommen, als Schenkung von 


v. irchſtetter, Commentar. 3, Aufl. 


körperlichen Gegenſtänden, die man in ſeinem 
Beſitze hat, ferner, daß der ſchenkungsweiſe 
Erlaß einer Schuld, die ſchenkungsweiſe Ceſſion, 
weil ausſtändige Forderungen doch in der 
Regel entſprechendes anderweitiges Vermögen 
auf Seite des Schenkenden vorausſetzen, für 
den Schenkenden meiſtens nicht ſo empfindlich 
ſind. Sind über die betreffende Forderung 
ſchriftliche Urkunden vorhanden, dann wären 
aber wenigſtens and dieſe dem Geſchenknehmer 
auszufolgen. Bgl. über Die verſchiedenen hier» 
über anfgeftellten Anfichten Stubenrauch, 1. Aufl., 
IIT, 127 u. 128, Anm.; 2. Aufl., II, 113 fg.; 
Unger, II, 207, Anm. 18. Daß nad der 
Beftimmung des 8.3 A. b. G. B. zum 
wirffamen Schenten durch Ceſſion menigftens 
die Aushändigung der Schuldurkunde noth— 
wendig tjt, ift auch herrſchende Praxis. Die 
Frage, ob Durch bloßen mündlichen Schuld— 
erlaß eine Schenkung wirkſam vollzogen wer: 
den könne, wurde in Dem von Kubafta, in 
Der Ztſchr. für öſterr. Rechtsgel. 1841, LI, 
121 fg. und in dem in der Allgent. öſterr. 
Gztg. 1854, Nr. 7 mitgetbeiltem Rechtsfalle 
im verneinenden Ziune, Dagegen in ben von 
Safer und Unger, I, Wr. 445, und Glaſer, 
Unger nnd Walther, III, Nr. 1362 mitge- 
theilten Obſtg. Entf. im bejahenden Sinne 
entfchieden, jebody aus dem gewiß unftatthaften 
Grunde (vgl. Unger, II, $. 96, Anm. 13), 
„weil Der Schulderlaß mittels Einwenbung 
geltend gemacht werden Tinte, und aus 
$. 943 nur gefolgert werden könne, daß eine 
nicht ſchriftlich gemachte Schenkung kein Klage⸗ 
recht gewähre“, denn wo das Gejeg einem 
Rechte Die Klage verfagt, kann es nach Öfterr. 
Rechte auch nicht buch Einwendung geltend 
gemacht werben. 


d0 
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8. 947. 
Ausnahmen: 1) Wegen Dürftigkeit. 

Gerüth ber Geſchenlgeber in ber Folge im ſolche Dürftigleit, daß es ihm an Dem mi 
Unterhalte gebricht, fo if er befugt, jährlich von dem gefchentten Beirage die gefe 
Zinfen, infsweit die geichentte Sache oder berfelben Werth ned vorhanden iR und il 
nöthige Unterhalt mangelt, von dem Beſchenkten zu fordern, wenn fd anders dicke 
ſelbſt in gleich dürftigen Umſtänden befindet. Aus mehreren Gejchentuehmern iR der | 
nur infoweit verbunden, als die Beiträge ber fpäteren zum Unterhalte nicht zureichen. 


8. 948, 
Ausnahmen: 9) Wegen Unbanfes. 

Wenn ber Beſcheulte fi gegen feinen Wohlthäter eines groben Undankes ſchulbig 
Tann bie Schenfung wiberrnfen werben. Inter grobem lnbaufe wird eine Bericke 
Leibe, an Ehre, an Freiheit oder am Vermögen verfianden, welche von ber Art U 
gegen den Verletzt Amts wegen ober anf Verlangen bed Verletzten nad bem 
geſetze ——— 

"8.949. 

Der Unbaut macht deu Undankbaren für feine Perſon zum unredlichen Beſitzer ma 
felb dem Erben des Berletzten, infofern der Iettere ben Undank nicht verziehen I 
noch etwas won dem Geſchenke in Natur oder Werthe vorhanden ift, ein Necht zur I 
rufuugstlage and gegen ben Erben bed Verletzers. 


8. 950. 
Ausnahmen: 3) Verlürgung bes ſchuldigen Unterhaltes. 

Wer Jemandem ben Unterhalt zu reichen ſchuldig ift, Tann befien Net dur V 
tung eines Dritten nicht verlegen. Der anf folde Art Berkürzte ift beingt, ben Bchd 
um bie Ergänzung desjenigen zu belaugen, was ihm der Schentende nun nidgt mehr zu 
vermag. Bei mehreren Gefchentuehmern ift die obige ($. 947) Borſchrift anzuwenden. 


8. 961. 
Ausnahmen: 4) Des Pflichttheiles. 

Wer zur Zeit der Schentung Abltämmlinge bat, demen cr einen Pfligitgeil zu | 
laſſen ſchuldig ift, Tann zu ihrem Nadtheile Teine Schenkung machen, welde die Hälfte 
Bermögens Überfteigt. Hat er dieſes Maß überſchritten nud Tönnen diefe Ahftämmling 
feinem Tode beweifen, daß fein reiner Nachlaß den Betrag ber Hälfte feines zur Z 
Sihentung gehabten Vermögens nicht erreiche, fo Tonnen fie von dem Beigentten bad 
widrig empfangene Uebermaß verhältnißmäßig zurlidfordern. 


8. 952. 


Befist der Belgentte bie geidgentte Sache ober ihren Werth nicht mehr, fo hal 
nur infofern, als er fie unreblicherweife aus dem Beſitze gelaflen Hat. 


8. 958. 
Ausnahmen: 5) Der Gläubiger. 

Unter eben diefer ($. 952) Beſchräulung können and diejenigen Geſchenke zurldge| 
werden, wodurch bie zur Zeit der Schenkung ſchon vorhandenen Gläubiger verkürzt ı 
find. Auf Gläubiger, deren Forderungen jünger find, als die Schenkung, erſtrect fid 
Net une dann, wenn ber Beſchenkte eines hinterliſtigen Einverftändnifies überwiefen ı 
laun. 

8. 954. 
Ausnahmen: 6) Wegen nadgeborener Kinder. 

Dadurch, daß einem Tinderlofen Geſchenkgeber nad geſchloſſenem Schentungss 
Kinder geboren werben, erwächſt weder ihm nod den uadgeberenen Rindern das Ned 
Ehentung zu widerrufen. Doch Tann er oder das nachgeborene Kind im Nothfalle 
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egen den Deidentten, als gegen deſſen Erben das onen angeführte Recht auf bie geſetzlichen 
Iinfen des geihentten Betrages geltenb machen (8. 947). 


Die allgemeine Borausfegung ver wirffamen Ausübung jedes Widerrufsrechts, es 
wg auf gänzlichen ober theilmeifen Widerruf des Stammes der Schenkung, ober auf 
von Anfpruch der Zinfen von dem Werthe der Schenkung, ober auf Feiftung des von 
um Gefchentgeber gefchuldeten Unterhaltes geben, ift, daß das Geſchenk felbft unver- 
ksbert, oder doch deſſen Werth als Bereicherung im Bermögen des Beſchenkten vor- 
kenden iſt?. GSelbft wenn der Gefchentnehmer das Geſchenk vor Eintritt der das 
Recht auf Widerruf begründenden Umftände verfchwendet, ober an Andere weiter ver- 
ſthenkt, oder gar abſichtlich vernichtet hat, ift er zu Feiner Zurüderftattung verpflichtet, 
wenn ihm nicht Unredlichleit zur Laſt fällt (8. 952). Diefe wird, mit Ausnahme 
dB einzigen alles, in welchem das Recht auf Widerruf durch Undank begründet wird, 
wo ber Geſchenknehmer fofort als unreblicher Befiger zu behandeln ift (8. 949) und 
ſabſt für den Zufall, welcher die Sache beim Geſchenknehmer nicht 'getroffen hätte, 
heftet ?, erft vom Zeitpunfte der wirklichen Geltendmachung des Widerrufes ange 
ummen. Denn dba das Gefeß einzig und allein mit dem Undank als foldem bie 
Virkungen des unreblihen Befiges verbindet, fo ift er in allen übrigen Fällen auch 
nah Eintritt der Umftände, welche ein Recht auf Widerruf begründen, bis zur Aus- 
Kung des Widerrufsrechts als vedlicher Befiger zu behandeln. Der Gefchenfgeber hat 
Kos einen perfönlihen Anfprud, auf Zurückſtellung ber geſchenkten Sache oder Zurück⸗ 
Mertragung der übertragenen Rechte gegen ven Gefchenknehmer, er kann daher nie mit 
der Eigentbumsflage oder fonfteiner dinglichen Klage auftreten ®. 

Die einzelnen Bälle des Widerrufes find: 

1) Nachfolgende Dürftigkeit gibt dem Gefchenfgeber und den nachgeborenen * 
Kindern des zur Zeit der Schenkung finverlos geweſenen Geſchenkgebers gegen ben 
Geihenfnehmer und deſſen Erben, wenn fie nicht in geiäpirigen Umftänden find, 
einen Anſpruch auf die geſetzlichen 6proc. ($. 2 des Geſetzes vom 14. Dec. 1866, 
8.8. B., Rr. 160) Zinfen von dem Werthe ver gefchentten Sache (88. 947 und 
%4). At die Sache keine fruchttragende, fo kann anf deren Veräußerung und auf 
Immetificirung bes Erlöfes gedrungen werden. Diefer Anſpruch geht nicht weiter als 
8 zur Höhe des nöthigen Unterhaltes gegen mehrere Geſchenknehmer, welche ſucceſſive 
beihentt wurden, in umgefehrter Reihenfolgeordnung des Alters der geſchehenen Schen- 
Ing, gegen gleichzeitig Beſchenkte nach dem Verhältniß des Werthes ver einzelnen 

en, und er entfällt mit ver Zurüdftellung der geſchenkten Sache oder ihres 
Verthes. Da diefe Zinfen nur die Stelle von Alimenten vertreten, fo find fie monat» 
Gh im vorhinein zu entrichten (8. 1418). 

3) Grober Undank gegen den Geſchenkgeber, nicht aud) gegen die im $. 540 be- 
Kihneten Perſonen (Kinder, Aeltern, Gatten), berechtigt zum Widerruf der ganzen 

tung, wenn der Unbanf nicht verziehen wurde. Unter grobem Undank wird eine 
derartige abfichtliche Verletung am Leibe, an der Ehre, Treiheit oder am Bermögen 
verflanden, daß gegen ven Geſchenknehmer von Amts wegen, oder auf Berlangen des 
Serlesten nach dem Strafgefege verfahren werben kaun ($. 948). Daß bie ftraf 
gerihtliche Unterfuchung und Aburtheilung wirklich erfolgte, iſt nicht weſentlich. Die 
den Undank begrlndende Handlung kann and) civilredhtlicd erwiefer werben d. Das 





I Diefer Grundſatz ift beim Widerruf ber g 3. 3670, Gztg. 1852, Wr. 154, welcher auch 
Schenlung wegen Dürftigleit des Gefchent- | Unger, II, 214, Anm. 10, beipflichtet, findet 
gebers im 8. 947, wegen Undank bes Gefcheuf- | fich ber Grundſatz ausgefproden, daß nur in 
achmers im $. 949, bei Verletzung bes Bilicht: | Den Fällen, in melden blos auf Verlangen 
teiles im $. 952 fpeciell ausgeſprochen, bei | Des Berletten nad ben Strafgeſetzen ver- 
Bertürzung bes ſchuldigen Unterhaltes (8. 950) | fahren werben lann, ein Aueſpruch des Straf- 
und wegen nachgeborener Kinder (8.954) Durch | richtere nicht erforderlich fei, daß Dagegen in 
Berufung auf 8. 947 anerkannt. ben Fällen, in welchen von Amts wegen ein- 

® Bgl. Unger, II, 216. zufchreiten ift, ein flrafgerichtliches Erkenntniß 

’ Savigny, a. a. O., $. 169; Unger, | nothwenbig fei. Stubenrauch (2. Aufl.), I, 

‚Na 732, und H, 121, 122, hält in allen Fällen 

4 Daher nicht den aboptirten Kindern. ein  frafgerichtliches Erkenntniß für nothe 

In der Obſtg. Entſch. vom 23. April 1862, I wendig. 


ur 
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Widerrufsrecht geht activ und paſſiv auf die Erben über (8. 949) und verjährt in - 


brei Jahren ($. 1487). 


3) Die zur Zeit der gefchehenen Schenkung ſchon vorhandenen Gläubiger de - 


Gefchentgebers, welche durch die Schenfuug verkürzt wurden, ſodaß das nod vorhandene 
Bermögen deſſelben zur Befriedigung ihrer Forderungen nicht binreicht, find bereditigt, 
die Herausgabe der geſchenkten Gegenftände oder des Werthes verfelben zu verlange. 
Daß der Gefchenkgeber feine Gläubiger hintergehen wollte , iſt bei Gläubigern, bern 
Forderungen älter find als die Schenkung, feine Vorausſetzung dieſes Widerrufsrechts, 
Dagegen fteht Gläubigern, deren Forderungen jünger find als die Schenkung, cin 
MWiderrufsreht nur dann zu, wenn nit nur dem Geſchenkgeber, fondern and 
dem Beſchenkten Unreblichkeit zur Laft fällt (S. 953). Unterhaltsanfprüche gegen 
den Geſchenkgeber (8. 950) find wie andere gewöhnliche Forderungen zu behandeln, 
und dürfte die am Schluſſe des $. 950 aufgeftellte Borjchrift, daß von mehreren 
Geſchenknehmern der zulegt Beſchenkte zuerft in Anſpruch zu nehmen fei, auf alle am 
was immer für einem Rechtstitel herrührenden Forderungen gegen ben Geſcheulzeber 
anzuwenben fein. " 

4) Die fhon zur Zeit ver gefchehenen Schenkung vorhanden geweienen, pflichttkeilt 
berechtigten Defcendenten 7 des 
mehreren gleichzeitigen oder nacdeinanderfolgenden ® Schentungen mehr als vie Hälfte 


eichenfgebers, welcher entweder in einer einzigen ober - 


— — 


feines Vermögens veräußert hat, find, wenn der reine Nachlaß den Betrag der Hälſte 
des ganzen, durch die Schenkungen noch unverminderten Vermögens nicht erreicht, be ' 
rechtigt, das pflichtwibrige Uebermaß, d. i. den die Hälfte feines durch die Schenkungen 


noch unverminderten Vermögens überfteigenden Betrag zurüdzufordern ®. 
Nevocationsreht entfällt alfo, wenn ber Erblaſſer zwar mehr ale die Hälfte feines 
Bermögens verfchenkt hatte, daſſelbe aber fich nachträglich wieder um eben biefen Betrag 
vergrößert bat. Da ferner diefes Widerrufsrecht keinen anderen Zwed hat, als be 
pflichttheilsberechtigten Defcendenten vor Schmälerung ihres Pflichttheiles zu ſchützen, fo 
entfällt e8 audy ganz oder zum Theil, wenn und im foweit fie bei Lebzeiten bes 

laſſers etwas erhalten haben, was in den Pflichttheil einzurechnen ift 10, oder als fe 
ſelbſt ſchon früher befchenft wurden. Wären fie fpäter beſchenkt worden, fo müßte 
ohnehin der Widerruf bei ihnen felbft anfangen 11, Die verfchienenen Geſchenknehmer, 





° Wie biefes nach röm. Hecht bei der actio | Anm. 6. Diefer Auſicht war auch Staber 


Pauliana erforderlich war, welcher das Wider- 
rufsredht des 8. 953 nachgebildet ift. 

” „Abftämmlinge” ($. 951), alſo nicht Ael⸗ 
tern und auch nicht Aboptiofinder, obwol erfte- 
ren nach 8. 762 und letzteren nach Hofd. vom 
10. Mai 1833 (I. ©. ©., Nr. 2610) ein 
Pflichttbeilsrecht zufteht. Diefer Anficht ift auch 
Pachmann, „Beitrag zum Berftänbniß des 
8. 51 A. b. G. B.“ in Haimerl's Magazin, 
XI (I855), 47, während nach Stubenrauch, 
1. Aufl., III, 141, Note *; 2. Aufl., S. 126, 
Anm. 4, und Unger, Erbredt, S. 365, Anm. 3, 
auch Adoptivfinder hierher zu rechnen wären. 
Es ift jedoch nicht anzunehmen, daß Adoptiv⸗ 
finder vor ben leiblichen Aeltern bevorzugt 
werden follten. 

» Ohne Grund wird häufig behauptet, daß 
zu verfchiedenen Zeiten gefchehene Schenkungen 
erwiefenermaßen zur Umgebung bes Gejetes 
vorgenommen fein müßten (f. Stubenraud, 
1. Auft., IIT, 140, Abfag 4; 2. Aufl., II, 125). 
Bol. Unger, Erbredt, S. 366, Anm. 6. 

» Jede Schenfung ift daher pflichtwidrig, 
durch welche für 4 allein ober ın Berbin- 
dung mit anderen gleichzeitigen ober vorher- 
gegangenen bie bisponible Bermögenshälfte 
äberfritten wird, Unger, Erbrecht, S. 366, 


rauch in der Ztſchr. für öſterr. Rechtsgel. 1841, 
II, 214. Anders in feinem Commentar (2. Aufl.) 


II, 125, Anm. 4. Der Pflichttheif ſeloͤſt iſt ven 


dem ganzen durch die Schenkung noch unge 
fhnälerten Vermögen zu berechnen. M 
Unger, Erbredt, 8. 86, Anm. 5, ©. %; 
Stubenraud (2. Aufl.), UI, 127, 128, 

Pahmann, in feinem in Anm. 7 ang 

Aufſatze, ©. 53 fg., und Ungermann, in der 
Allgem. öſterr. Gztg. 1856, Nr. 15, mei 
ben Pflichttheil von der Hälfte Des Bermögent 


. — 


bes Erblaffere zur Zeit ber ftattgefundenen 


Schenfung berechnen und ben Notherben u 
ein Biertheil des Gefammtvermögens zuweiſen 
Bei der Berechnung des gefammten damaligen 
Vermögens geht es ſelbſtverſtändlich nicht 0% 
blos das hinterlaſſene Bermögen zur 
fung hinzuzurechnen, ſondern es muß bie 
bes Vermögens zur Zeit der Schentung (et 
ftatirt werden. S. aud bie Obſtg. Eure 
vom 29. April 1856, 3. 3919; Glaſer, Un! 
und, Zbaktber, II, Rr. 991. ai 
on ber entgegengefeten Anficht wird i 

der Obſtg. Entf. vom 24. —— — 
1112; Glaſer, Unger und Walther, IV, M. 
1660, ausgegangen. 

1 Ungeachtet ihres Widerrufsrechts Tann ed 


Dieſes 
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een Schenkungen gleichzeitig erfolgt find, haften nad) dem Verhältniß des Werthes 
ker Schenkung. Wenn fie nacheinander erfolgt find, haftet der frühere Gefchent: 
F F yaloweit, als der Werth der fpäteren nicht zureiht (Analogie aus 
947 a. &.). 


8. 956. 
Welche Schenkungen auf bie Erben ibergeben. 


Hat der Gefenigeber dem Beſcheulten eine Unterſtützung in gewiſſen Friften zugeſichert, 
erwüthſt für die Erben berfelben weder ein Recht, nod eine Verbindlichleit, es müßte 
m in dem Schenlungsvertrage ausdrücklich anders bedungen worden fein. 


8. 956. 
Schenkung auf ben Tobedfall. 


Eine Scheulung, deren Erfüllung erſt nach dem Tode bes Scheukenden erfolgen fol, ift 
H Besbachtung ber vorgefchriebenen Förmlichleiten als ein Bermädtniß gültig. Nur dann 
Ihe als ein Vertrag anzuſehen, wenn der Beichentte fie augenommen, der Schentende fid 
v Befugniflee, fie zu widerrufen, ausdrücklich begeben bat und eine fchriftliche Urkunde 
wüber dem Beſchenlten eingehändigt worben ift. 


Nah röm. Recht war die Schenkung auf den Todesfall den Vermächtniß in 
cm Zwed und Erfolg zwar verwandt, dennoch aber weſentlich davon verfchieden. 
ujofern nämlich die Vermächtniſſe pofitiven Einſchränkungen unterworfen waren unb 
e Schenkungen auf den Todesfall dazu misbraucht werben fonnten, fie zu umgehen, 
arden biefe Einſchränkungen auch auf folhe Schenkungen angewendet !. Diefes war - 
smentlih der Tall rüdfichtlih der perjönlichen Erwerbsunfähigfeit (Incapacität) bes 
kihenften, ver Falcidiſchen Quart, des Notherben- und Pflichttheilsrechts, des Verhält⸗ 
iſſes zu den Gläubigern des Gefchentgebers ꝛc. Dagegen hatte fie in allen übrigen 
unften nichts mit den legtwilligen Verfügungen gemein. Ihre Gültigkeit war unab- 
iugig von ber testamentifactio bes Geſchenkgebers und Geſchenknehmers, fie wurde 
4 leine Gabe aus der Erbfchaft betrachtet, war unabhängig von der Antretung ber- 
ben und wurbe durch Anfechtung des ZTeflamentes nicht verwirtt?. Sie konnte in 
acer Weiſe wie jede andere Schenkung vorgenommen werben; ed war jedoch, wenn 
500 solidi überftieg, gerichtliche Berlautbarung nicht erforderlich, wenn die für 
ermächtniffe vorgeſchriebene Form beobadhtet wurbe *. Sie konnte, wenn nicht aus: 
üdlich darauf verzichtet worden war, jederzeit willfürlich widerrufen werden und war 
jedem alle nur gültig, wenn ver. Geber den Empfänger überlebte oder wenigftens 
eihzeitig mit demſelben verſtarb *. 

Zrafen die Vorausſetzungen der Wirffamfeit der Schenfung auf ben Todesfall 
Gt ein, indem entweder der Empfänger vor den Geber mit Tode abging, ober ber 
eber von feinem Widerrufsrechte, wofern er nicht darauf verzichtet hatte, Gebrauch 
achte, fo hatten im erfteren Falle die Erben des Beſchenkten, im leßteren alle der 
eihentte felbft das noch in natura vorhandene Geſchenk zurüdzuftellen, oder, wenn 
felbe veräußert, over durch Verſchulden zu Grunde gegangen war, befjen Werth zu 
feßen, die übertragenen Forderungen zurüdzuübertragen zc. 

Bon diefer Auffaflung des rim. Rechts ift das öfter. Recht abgewichen. “Der 
teren Anficht folgend, welche die Wiverrufbarkeit der Schenkung als das Kennzeichen 
ner letztwilligen Verfügung betrachtete ®, behandelt das öfterr. Recht (8. 956) Schen⸗ 





"Gar Schenfangen noch niht vermine | 9, d'%, Mandetten (5. Mufl.), 5. 500; 
zen Bermögens beftehenben Pflicpttgeil mie | Srriand, a. a. O., ©. 268 fg. 
halten. Hat der Erblaffer von einem Ber- I Savigny, a. a. D., ©. 261; Baugerom, 
von 12000 F1. einen Beitrag gen Banbelten, II, $. 568. 
verfchenft und gar fein Bermögen . 
nen fo erftredt fi das Widerrufsrecht Savigny, a. a. D., ©. 241. 
uch nur auf 1000 FI. 5 Bgl. Unger, Erbrecht, II, 323. 


er gleichwol gefchehen, daß bie Pflichttheils- ı Savigny, a. a. O., ©. 260. 
den 
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tungen auf den Todesfall, bei melden auf das Widerrufsrecht nicht ausdrücklich v 
zichtet wurde, in allen Beziehungen, fowol rüdfichtlih der Form ber Errichtung ı 
rüdfihtlih der inneren Erforderniffe ihrer Gültigkeit, nach den Grundfägen ver B 
mächtniffe. Dagegen wird eine Schenkung, wenn 1) ber Beſchenkte die Schenkung ı 
genommen, 2) ber Schenkende auf das Widerrufsrecht ausdrücklich verzichtet hat, u 
3) über das ganze Rechtsgeſchäft eine fchriftliche Urkunde aufgefegt und biefe de 
Beichenkten eingehändigt wurde ®, in feiner Beziehung nad) den für_legtwillige & 
fügungen geltenden Grundſätzen, fonbern durchgehende nah den Borfchriften üb 
Verträge beurtheilt. Es ift daher für ſolche Schenkungen auf den Todesfall nicht d 
Form der Iegtwilligen Berfügungen erforberlih, ſondern es genügt die gemöhnld 
ſchriftliche Bertragsform; ſelbſt die Zuziehung von Zeugen ift nicht wefentlih. D 
Hechte aus einer folhen Schenkung gehen, wie aus jedem anderen Bertrage, unbedin 
(auch wenn der Beſchenkte den Geſchenkgeber nicht überlebt) auf die Erben des B 
ſchenkten über, und fie kann auch unter den im $. 543 aufgezählten Perjonen 9 
ſchloſſen werben 7. 

Die Beobachtung der Vermächtniß⸗ oder Vertragsform, je nachdem bie Scheu 
auf ven Todesfall als Vermächtniß oder Vertrag wirkſam fein fol, ift auch dam ı 
forderlich, wenn die Sache dem Geſchenknehmer noch bei Lebzeiten bes Erblaſſers ei 

gehändigt mwurbe ®. 


° Daß auch die Fertigung bes Beichenkten | Meinuug ift Unger, Erbrecht, ©. 381, Rote! 
zum Zeichen feiner Annahme ber Schenkung | dem fi auch Stubenrauch, 3. Aufl., II, 1 
auf der Urkunde nicht fehlen barf, kaun wol | Anm. 3, anfchliekt. 

aus bem Grunde feinem Zmeifel unterliegen, ? Yinger, Erbredt, &. 331, Anm. 21. 
weil bei jebem zweifeitigen Rechtsgeſchäfte bie 8 Bal. Unger, Erbrecht, ©. 882, Note ! 
Fertigung beider Kontrahenten auf der über | Bgl. Über diefe ganze Lehre auch no Gel 
das Rechtsgeſchäft errichteten Urkunde wefent- | „Ueber die Schenkung auf den Todesfal u 
lich if. Dan follte hierüber fo wenig zweifeln, | dem N. b. &. 8.“ in der Ztſchr. für MM 
ale daß eine Verkaufsurkunde, in welcher der | Rechtögel. 1827, II, 80 fg.; Dolliner, „! 
Berkänfer zugleih ben Kaufichilling quittirt, | zum Begriffe einer Schenkung auf ben Teb 
nichtsdeſtowe auch vom Käufer mitgefertigt fall die Annahme des Beſchenkten erforber 
fein müſſe. iejes ift auch die herrſchende fei, folglich diefelbe immer die Geftalt ei 
Anfidt. —— Nippel, VI, 256, Nr. 5; Wi⸗zwiſchen dem Schenkenden und dem Beſchenk 
niwarter, IV, 147, 151; Stubenrauch, 1. Aufl., | gefchloffenen Vertrages haben male", in | 
III, 149, Nr. 4. Die bier vertretene Anflcht tſchr. für öſterr. — * 1886, II, & 
findet fih aud anerfannt in der Obftg. Entfch. ildner, „Roh ein Wort über ben Begi 
vom 18. Febr. 1865, 3. 700; Glafer umb | der Schenkung auf ben Todesfall“, im | 
Unger, I, Nr. 72, unb vom 26. Febr. 1856, | Ztichr. für öſterr. NRechtsgel. 1830, I, I 
3. 1759, ebend. Nr. 165. Entgegengefegter ! vor Allen aber Unger, Erbrecht, S. 322 
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Uennzehntes Hanptkürk. 
Bon den Verwahrungsvertrage. 


8. 957. 
Berwahrungsvertrag. 

u Jemand eine fremde Sache in feine Obſorge Äbernimmt, fo entficht ein Verwah⸗ 
rag. Dad angensmmene Verſprechen, eine fremde, mod nicht Übergebene Ende in 
ge zu Übernehmen, macht zwar ben veriprecgenden Theil verbindlich, es ift aber nad 
ahrungsvertrag. 

8. 968. 
h deu Berwahrmugsvertrag erwirbt ber Uebernehmer weder Eigenthum, nad Bey, 
rauchsrecht; er if bloßer Inhaber mit ber Pflit, bie ihm auvertrante Sache vor 
m figern. 


8. 959. 
Bann ber Berwahrungsvuertrag in einen Darlehns⸗ ober Leihvertrag übergebe. 


) Dem Berwahrer anf fein Verlangen oder durch freiwilliges Anerbieten bed Hinter: 
e Gebrand geftattet, fo Hört im erften Falle ber Vertrag gleich nach ber Berwilli- 
zweiten aber von dem Angenblide, ba das Anerbieten angenommen ober von ber 
em Sache wirklich Gebrauch gemadt worden ift, auf, ein Verwahrungsvertrag zu 
iss bei verbraudgbaren Sagen in einen Darlchuds, bei unverbraudgbaren in einen 
ug umgeündert, und es treten die Damit verbundenen Rechte und Pflichten ein. 


8. 960. 
Bann ber Berwahrungsvertrag in eine Bevollmädtigung übergehe. 
Önnen bewegliche und nubewegliche Sachen in Obforge gegeben werden. Wirb aber 
ruchmer zugleich ein anderes, auf die anvertraute Sache fig bezichendes Geſchäft 
m, fo wird er ald ein Gewalthaber angefchen. 


: Berwahrungsvertrag (depositum) befteht nad) öſterr. Recht in der unentgelt- 
er entgeltlihen ($. 969) Uebernahme einer beweglichen oder unbeweglichen Sache 
ohne weitere Verpflichtung von Seite des Uebernehmers (Depofitars), als die 
; bewahren, beziehungsweife zu beauffichtigen (88. 958, 960, 961) und fie dem 
? (Deponenten) auf Berlangen zurüdzuftellen (8. 962). Der Deponent 
icht Eigenthümer zu fein, der Depofitar darf es nicht fein ?. 

ernimmt ber Depofitar noch weitere Verpflichtungen, fo wird der Verwahrungs⸗ 
um Mandat (8. 960). Eine Pfliht zur Aufbewahrung kann jedoch aud, bei 


öflerr. Recht weicht in Doppelter Be- | Gegenftand eines Depofitums fein und wird 
m röm. Rechte ab. Nach röm. Rechte | bie Übernommene Bewahung eines Grund- 
Begriffe bes Depofitums weſentlich, üdes als ein Auftrag behandelt (vgl. 
ne Entgelt gefchloffen wird, wibri- | Sintenis, a. a. O., &. 556); das öfterr. Recht 
Bertrag nicht als Depofitum, fonbern } bat fih ber älteren Anficht (vgl. Glück, Com⸗ 
miethe behandelt wird. gl. Unter» | mentar, XV [1813], 147) angefchloffen, welche 
Sculbverhältniffe, II, 660, 661; | audy bei unbewegliden Saden Depofitum au⸗ 
3anbelten (5. Aufl.), ©. 471; Sin- T nahm. 

Auft.), 11, 556, 559. Ferner kann FT? Buchta, Banbelten (7. Aufl.), $. 321. 
echte nur eine bewegliche Sache 


rn 


472 Zweiter Theil. Bon dem Sadenredte. 


anderen Verträgen vorkommen, 3. B. bein Leihvertrage, Miethvertrage, beim | 
pfande ꝛc., in welchen Fällen dann der Verwahrungsvertrag entweder ſchon urſprü 
in biefen Verträgen aufgeht, oder, wenn erft nachträglich auf einen folden B 
abgegangen wird, das Depofitum von dem Zeitpunfte biefer neuen Berabrebu 
denſelben übergeht (8. 959) ® und das ganze Rechtsgefhäft nach den für dieſe lei 
Verträge geltenden Vorſchriften zu beurtheilen ift. 

Eine eigene Art des depositum war nad vibm. Recht das depositum irregı 
welches darin beftand, daß Jemandem Gold oder andere vertretbare Sachen, vorz 
aber Geld, in ver Abfiht zur Aufbewahrung übergeben wurden, daß nicht bie ein; 
GStüde in specie, worauf e8 dem Deponenten gar nicht ankommt, fondern bio 
Sunme zu reftituiren war. Der Depofitar Tonnte mit dem Erhaltenen beliebig t 
niren und hatte blos Sorge dafür zu tragen, daß er das Gegebene jeden Auge 
in derfelben Quantität und Qualität zurüdzuftellen in der Lage war. Ja es kor 
wenn der Depofitar mit der Zurädftellung fäumig war, Berzugszinfen und durch 
trag fogar vertragsmäßige Zinfen bedungen werden, ohne daß das Rechtsgeſchäft 
rechtlihe Natur als Depofitun einbüßte. Der Depofitar war daher insbeſondere 
zur Einwendung der Compenfation beredhtigt +. Dieſe rehtlihe Natur bes depo 
irregulare wurde früher häufig in Abrede geftelt und daſſelbe als reines De 
erklärt, und diefer Auffaffung ift auch das A. b. ©. B. ($. 959) beigetreten, 
ber Begriff des dep. irreg., wie er von allen neueren Schriftftellern bes röm. 9 
aufgefaßt wird, nad) öfterr. Recht nicht exiftirt 9. 


Anmerkung. 


Dem rim. Vertragséſyſtem lag die Regel zu Grunde, daß bie bloße Uebereinfunft (pa 
feine Hagbare Obligation begrüude und nur unter gewiſſen Borausfegungen zum volle 
wirffamen Contractus werbe, nämlich 1) re, d. i. durch Teiftung von einer Seite unter 
pflihtung des anderen Contrahenten zu einer Gegenleiſtung, daher Realcontracte genannt 
welchen vier, das depusitum, commodatum, mutuum und pignus mit befonderen Namen 
gezeichnet wurben; 2) verbis, d. i. durch beſtimmte miünbliche Fragen bes einen Contra 
und entjpredende Antwort des anderen Kontrahenten (Stipulation), wodurch alle möglichen 
von Obligationen begründet werben fonuten (Berbalcontracte); 3) litteris, d. 5. durch 
wiffer Form gefchriebene Worte; 4) in einigen wenigen Fällen nudo consensu, d. i. durch 
Willensübereinftimmung, daher Konfenfualcontracte genannt. Zu biejen rechnete man emtic 
ditio (Kaufvertrag), locatig conductio (Beftandverträge und Dienftmiethe), societas (Geſellſ 
vertrag) und mandatum (Bevollmächtigungsvertrag). Nach öflerr. und überhaupt nach hei 
Rechte find alle Verträge ſchon durch bloße formloſe Uebereinkunft wirffam; nur kann na 
von einer Verbindlichkeit zur Rildgabe erft nach vorherigen Empfange die Rebe fein. ı 
biefer ganz veränderten Bedeutung kann auch nad) heutigen Nechte der Ausdruck Realcor 
angemendet werben. Vgl. Arndts, Pandekten (5. Aufl.), 8. 232, Anm. 4; Puchta, a. 
8. 250; Demeliue, „Realcontracte im heutigen Rechte”, in ben Jahrbüchern für Dogmat 
(1859), 399 fg.; Habietinef, in Haimerl's Biertelj. Schr., V (1860), 125 fg. Bei Schenl 
war nad den 88. 943, 956 a. E., A. 6. ©. 3. nur die Klagbarkeit von ber Emt 
einer fehriftlichen Urkunde abhängig; nach dem Gef. vom 25. Juli 1871 (R. G. Bl, N 
8. 1, lit. a, ift bie Gültigleit einer ſolchen Schenkung von ber Errichtung eines Notariat 
hierüber bedingt, wobei e8 bei der gänzlichen Bergriffenheit dieſes Geſetzes (f. Die Beme 
ben 88. 883—887, Anın. 8) freilich faft wahrſcheinlich ift, Daß man fich des Unterfchiedes zu 
Gültigkeit und Klagbarleit gar nicht bewußt geivorben if. Denn welder Grund wäre zu 
principiellen Aenderung des Geſetzbuches auch in diefer Hinficht vorgelegen? Bet Rechten, 
einen Gegenftand ber grundbücherlichen Eintragung bilden, ift bie ſchriftliche Ausfertigun 
Bertragsurfunde nicht Bedingung ber Gültigkeit des Nechtsgefchäftes, ſondern es kann auf 
fertigung der fchriftlihen Urkunde geklagt und bie Urkunde felbft Durch richterlichen Aut 
jupplirt werden. Sonft ift von ber fohriftlihen Beurkundung 6108 die Anmwenbbarteit ein 
ftimmten proceffualifchen (Erecutiv-, Mandats-) nerfahrens bedingt. 

Diefe römiſchrechtliche Theorie ift jeboch auf Die Textirung ber einzelnen Definitionen voı 
trägen nicht ohne Einfluß geblieben. So wird in ben 88. 957, 971, 983 ausdrücklich ı 
daß auch das bloße Berfprechen, eine Sache in Verwahrung zu nehmen, Jemandem eine 


3 Brinz, Lehrbud der Pandelten (Erlangen |, 559 fg.; Unterholzner, Schuldverhältniff 

1857), $. 105, ©. 442; Sintenis (2. Aufl.), | 660 I 

II, 559. ° Anderer "Anfiht ift Pfaff, Gatg. 
* Bgl. Bangerow, Pandelten (6. Aufl.), | Nr. 81, ©. 328. 

III, $. 630, Anm.; Sintenis (2. Aufl), I, 
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: ein Darlehn zu gen obwol noch fein Verwahrungs⸗, Leih-, ober Darlehnener- 
verbinblih fei. Beim Taufchvertrage, welcher nach rom. Recht zu den unbenannten 
3 gehört, wirb ausbrüdiid darauf hingewiefen, daß die wirkliche Uebergabe ber 
degenflände nicht zur Öüttigteit bes Vertrages, ſondern blos zu beflen Kung 
(8. 1045), während beim Benollmächtigungsvertrage (8. 1002), beim Kaufvertrage 
| Beftandverträgen ($. 1090) unb bei entgeltlichen Berträgen über Dienflleiftungen 
m Gefellichaftsvertrage (8. 1175), welche nad röm. Rechte zu ben Eonfenfualcon- 
m, eine folhe Erklärung, daß diefe Verträge ſchon durch bloße Uebereinkunft ge⸗ 
en können, binweggelaffen wurbe. 


8. 961. 
Pflichten und Rechte bes Verwahrers. 
aptpflicht bes Berwahrers iſt: bie ihm anvertrante Sache durch bie beſtimmte 
ig zu bewahren und nach Verlauf derſelben dem Hinterleger in eben dem Zu⸗ 
lchem er fie übernommen hat, und mit allem Zuwachſe zurückzuſtellen. 


8. 962. 


wahrer muß dem SHinterleger auf Verlangen bie Sache and nod vor Verlauf 
ickſtellen und lann nur ben Erfah des ihm etwa verurfadhten Schabdens begehren. 
jegen die ihm anvertrante Sache nicht früher zurldgeben, es wäre beun, daß ein 
yener Umſtand ihn außer Stand fette, die Sade mit Sicherheit ober ohne feinen 
theil zu verwahren. 


8. 963. 


Berwahrnngözeit weder ausdrücklich beſtiumt worben, nod fonft and Neben- 
zunehmen, fo lann die Verwahrung nach Belieben aufgeliindet werben, 


8. 964. 


wahrer haftet dem Hinterleger für den ans der Unterlaſſung ber pflichtmäßigen 
rſachten Schaden, aber nicht für den Zufall, ſelbſt dann nidgt, wenn er bie au⸗ 
fon Loftbarere Sache mit Anfopferung feiner eigenen hätte reiten Tonnen, 


8. 965. 


r der Verwahrer von der binterlegten Sade Gebraud gemacht, hat er fie ohne 
ne Erlanbniß des Hinterlegers einem Dritten in Berwahrung gegeben ober bie 
} verzögert, und die Ende leidet einen Schaden, welddem fie bei dem Hinterleger 
tt geweien wäre, fo Tann er Teinen Zufall vorfgägen, und bie Beſchädigung 
jerechnet. 

8. 966. 


sachen verſchloſſen oder verfiegelt hinterlegt und in der Folge das Schloß ober 
zt worden, fo ift der Hinterleger, wenn er einen Abgang behauptet, zur Be- 
nes Schadens, infofern derfelbe nad feinem Stande, Gewerbe, Vermögen und 
Umfänden wahrſcheinlich ift, nach Vorſchrift der Gerichtsordunug zuzulaſſen; es 
aß der Verwahrer beweiſen könnte, daß die Verletzung des Schlofſes oder Siegels 
rſchulden geſchehen ſei. Das Nämliche hat auch dann zu gelten, wenn ſämmtliche 
tt hinterlegte Sachen in Verluſt gerathen find. 


$. 967. 
Rechte und Pflichten des Hinterlegers. 

ıtexleger ift verpflichtet, dem Berwahrer ben ſchuldbarerweiſe zugefügten Schaden 

Erhaltung der verwahrten Sache oder zur Vermehrung ber fortbauernben 
rwendeten Koften zu erſetzen. Hat der Berwahrer im Nothfalfe, um das hinter 
retten, feine eigenen Sachen aufgeopfert, fo lann er einen angemeſſenen Erſatz 
e wechfelſeitigen Yorderungen des VBerwahrers und Hinterlegers einer beweglichen 
‚aber nur binnen dreißig Tagen von Zeit der Zurückſtellung angebradjt werben. 
flieht des Depofitard befteht darin, die ihm zur Aufbewahrung übergebene 
bie ausbrüdlich oder ſtillſchweigend bedungene Zeit aufzubewahren wu Ar 
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dem Deponenten auf fein Verlangen, auch vor Ablauf biefes Zeitwaumes, zurüdzuf 
(8. 962), indem die Aufbewahrung für ihn kein Recht, fondern blos eine Pflicht ı 

Rückſichtlich der Entſcheidung der Trage, ob er aud vor Ablauf diefes Zeitra 
gegen den Willen des Deponenten zur Zurüdftellung berechtigt ift, wäre es angem 
zu unterfcheiven, ob die Aufbewahrung gegen oder ohne Entgelt übernonmen wi 
und nur, wenn bie Aufbewahrung ohne Entgelt übernommen wurbe, ben 
8. 962 a. E. aufgeftellten Grundfat zur Anwendung zu bringen, daß der Depo 
vor Ablauf diefes Zeitraumes zur Zurüdftelung der Sache in dem alle berehtigt 
als er durch einen nicht ſchon bei Mebernahme des Depofitums vorbergefehenen . 
ftand außer Stand gefeßt wird, die Sache mit Sicherheit, over ohne eigenen Nach 
zu verwahren. Beim a — Depofitum dagegen (8. 969) follte der Depof 
wenn nicht wirkliche Unmöglichkeit, vie Sache ferner aufzubewahren, eintritt, eb 
wenig zur früheren Zurüdftellung berechtigt fein, als ber Deponent, wenn er feldft 
Sade früher zurücknimmt, von der Entridhtung des vollen für die noch übrige | 
entfallenden Lohnes befreit fein ſollte. Nach 8. 962 ift jedoch der Depofitar, x 
der Deponent die in Verwahrung gegebene Sache vor Ablauf ver bedungenen | 
zurädverlangt, nur „ven Erfat des ihm etwa verurfadhten Schadens“ zu verlaı 
berechtigt, welcher möglicherweife, 3. B. wenn der Depofitar die zur Aufbewahrung 
Sache erforderlihen Räumlichkeiten vermiethen Konnte, geringer fein kaun, als der ı 
bebungene Lohn t. Auch ift bei der ganz allgemein gehaltenen Zertirung dieſes 8 
graphen in Anfehung der Berechtigung des Depofitard zur Zurädfielung ber S 
vor der bedungenen Zeit eine Unterſcheidung zwilchen entgeltlichen und unentgeltli 
Depofitum nicht zuläffig. 

Iſt die Zeit der Verwahrung unbeftimmt gelafjen, fo kann die Sache jeberzeit 
rüdgeftellt werden; nur müßte, wenn die Aufbewahrung befonvere Borfehrungen er 
dert, die Abfiht, Die Sache zurädzuftellen, dem Deponenten fo lange vorher bei 
gegeben werben, als nothwendig ift, um biefe Vorkehrungen treffen zu können ?. 

Der Berwahrer haftet nah röm. Recht, nach welchem ver Berwahrungsver 
nur unentgeltlich gefchloffen werden konnte, wie überhaupt bei allen Verträgen berje 
Contrahent, welder aus dem Bertrage keinen Bortheil zog, nur für grobes Ä 
ſchulden. Nach öfterr. Recht haftet er, ohne KRüdficht darauf, ob der Berwahru 
vertrag entgeltlih oder unentgeltlich gejchloffen wurde, für jedes aud noch fo gen 
Verſchulden (culpa levis), nur nicht für den Zufall (8. 964 und 965) und ıfl 
Grad feines Verſchuldens nur für den Umfang feiner Haftungsverbinplichleit — 
er blos für damnum emergens, ober auch für Jucrum cessans einzuftehen 
(8. 1323 und 1324) — von Bedeutung. Bol. die Bemerf. zu den 88. 1298—13 

Da der Flagende Deponent, um die Zurüdftellung des Depofitums verlangen 
können, blos zu erweilen hat, daß er bei dem Beklagten eine beftimmte Sache bepo 
habe, und der Beweis der das echt befielben aufhebenden Thatfachen dem Bells, 
obliegt, welcher fi dadurch vor dem Klaganſpruche zu fhüten hat, fo muß biefer 
zufälligen Untergang der Sache erweifen. Würde jedoch ber Kläger fi nicht mit 
bloßen Schabloshaltung (damnum emergens) begnügen, fondern audy den entgangt 
Gewinn (lucrum cessans) begehren, fo hätte er, da er feine Klage auf einen poftti 
Umftand, nämlich grobes Verſchulden des Depofitars fügt, daffelbe zu erweifen. 

Eine in das Proceßrecht gehörige Beftimmung ift die des $. 966, daß, w 
Sachen verjhloffen oder verfiegelt übergeben wurden, und der Berwahrer nicht be 
fen kann, daß die Verlegung des Schloffes oder Siegels ohne fein Verſchulden erf 
fei, oder wenn bie ganzen, auf ſolche Art hinterlegten Sachen abhanden gelommen | 
der Hinterleger unter den in diefem Paragraphen angegebenen Beſchränkungen zur ſchätzu 
weifen Beſchwörung feines Schadens zuzulaflen fe. (Bgl. auch 8. 214 U. ©. 
8. 288 ber galiz., $. 278 ber ital. G. O.) 





I Jedenfalls dürfte aber den Deponenten | weil fonft biefe Friſt ſelbſt geſetzlich feſtg 
in biefer Beziehung die Beweislaft treffen. fein müßte. Ste wäre auch in ben m 
? Unter „auffünden” (8. 963 a. €.) Ian | Fällen eine durch nichts gerecdhtfertigte Be 
nicht etwa eine fürmlide Kündigung mit be» | gung bes Depofttare. 
fimmter Künbigungefrift verftanden werden, 
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Mehrere Deyofitare bafteten nach röm. Recht ſolidariſch?. Nach öfterr. Recht 
er fie in ber Regel blos zu gleihen Theilen (88. 1303, 889). Eine Aus- 


me tritt nur dann ein, wenn die mehreren Depofitare dolos gehandelt haben 
1308) *. 

Die wechfelfeitigen Anſprüche des Deponenten und Depofitar verjähren in breißig 
wn nach ber Zurüdftellung ver Sache (8. 967). | 


8. 968. 

Sequeſter. 
WBirb eine in Anſpruch genommene Sache von dem ſtreitenden Parteien oder vom Gerichte 
mnbene in Verwahrung gegeben, ſo heißt der Verwahrer Sequeſter. Die Nechte und Ber: 
fidgleiten des Sequeſters werben nad den hier feſtgeſetzten Grundſätzen benrtheilt. 


Die Uebergabe einer Sache an einen Dritten zur Bewahrung, um ftreitige ober 
t noch nicht realifichare Rechte daran fiher zu ftellen, heißt Sequeftration. Sie 
ı entweder von den ftreitenden Parteien felbft ausgehen (sequestratio voluntaria), 
e anf einer richterlichen Verfügung beruhen (sequestratio necessaria). Das Rechts⸗ 
jältniß ift im der Regel das des Depofitars, es kann aber auch Mandat, Miethe 
‚amd danach richten fi auch die Pflichten des Sequefters 1. 


8. 969. 
Ob bem Berwahrer ein Lohn gebübre. 


Ein Lohn laun für die Aufbewahrung nur baum gefordert werben, wenn er ausdrücklich 
z nad dem Staude des Anfbewahrers ſtillſchweigend bednugen worden ift. 


Bgl. die Bemerk. zu den SS. 957—960, Anm. 1. 


8. 970. 
Wirte, Schiffer oder Fuhrlente Haften für Enden, die von anfgenommenen Reiſenden, 
s als Fracht, ihnen ſelbſt oder ihren Dienftienten übergeben worden find, gleich einen 
wahrer (8. 1316). 


Bon der im $. 1313 ausgefprodenen Kegel, daß man für fremde wiberrechtliche 
dlungen, woran man feinen Antheil genommen hat, nicht hafte, enthält 8. 1316 
Ausnahme, dag Wirthe, Schiffer und Fuhrleute den Schaden, welchen ihre eigenen 
e die von ihnen zugewiefenen Dienftperjonen einem Reifenden in ihrem Haufe, oder 
item Schiffe, oder an den zur Befracdhtung übernommenen Sachen verurfachen, zu 
zeten —* Dieſe ihre Haftungsverbindlichkeit wird nach der Beſtimmung des vor⸗ 
enden Paragraphen nach ven für das Depoſitum aufgeſtellten Grundſätzen beurtheilt 2. 


lie 1 8. 48 D. depositi vel contra 16. 3. [1 8. 970 ausdrücklich auf den in dem brei- 
.Arndts, Banbelten, 8. 285. igften Hauptftüde von dem Nechte bes Scha- 


8. 1302 hat zwar zunächſt den Erfat bes 
ebene, welcher aus einem Vertragsver⸗ 
riß zugefügt wird, im Auge. Daffelbe 
ı aber befto mehr im Falle eines Bertrages 
m. Der weitere im 8. 1302 vorgefehene 
. ber folidarifchen daftung , wenn fich Die 
heile ber Einzelnen nicht beftimmen laffen, 
et jeboch feine Anwendung, weil hier bie 
rift bes $. 889 platgreift. 

Puchta, Pandelten, 8. 322; Sinte- 

560 fg.; Arndts, Panbelten, $. 287. 
Gie Haften „gleih einem Verwahrer“. 
Obſtg. Entſch. vom 13. Aug. 1856, 3. 7699; 
fer und Unger, I, Nr. 215, gebt von ber 
aus, daß die Haftung der im 8. 970 
hrten Perfonen nad den Grunbfäßen 
ben Schabenerfat zu beurtbeilen fei, „weil 


benerfates enthaltenen $. 1316 bezieht”. Es 
wirb fi jedoch auch im $. 1316 auf 8. 970 
berufen. Es kann baber aus biefer gegen- 
jeitigen Berufung weder ein Argument bafür 
noch Dagegen abgeleitet werben. 6. 1316 ent- 
bält aber über bie Art ber Haftung feine Be⸗ 
ftimmung, während die Schlußworte des 8. 970 
faum eine andere Deutung zulaffen. — Die 
Haftungsverbinblichleit des 8. 970 wurbe in 
ber Obſtg. Entfch. vom 4. Dec. 1866, 3. 10749, 
Gztg. 1867, Nr. 7, auf Kaffeehausinhaber un⸗ 
anwendbar erflärt, Dagegen in der Obfig. Entſch. 
vom 28. Juni 1865, ꝛg 1866, Nr. 77, auch 
auf Unternehmer von Badeanſtalten in An- 
fehung der von den Babdegäften in den Bade⸗ 
cabineten hinterlegten Kleidungsftäde und Effec- 
ten analog ausgedehnt. — Die eutgrarnaririukt 
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Kon dem Sadenreäte. 


Bol. die Art. 380, 384, 400 und 424—431 9. ©. 





Anſicht bezüglich Unternehmer von Babeanftal- 
ten iisgt ben deu Obfig. Entſch. vom 20. Juli 1864, 
3. ; Glaſer, Unger und Walther, IV, 
Nr. 1949, und vom 1 Mat 1867, 3. 3637, 
Gztg. 1867, Nr. 50 zu Grunde. 

Die Anordnung bes 8. 970 ift bem rom. 
receptum nautarum, cauponum, stabulariorum 
nachgebilbet. Ait praetor: Nautae, caupones, 
stebularii quod cujusque salvum fore rece- 


perfnt, nisi restituent, in eos judicium di 
(l. 1 pr. D. Nautse, caupones, stabularii 
reoepts restituant, 4, 9). Ötreitig iR m 
gem. Recht die Anwendung aüf Gubriente 1 
die heutigen Poftanftalten. Bgl. Vanger 
Panbelten, III, 8. 648, Anm. 2; Müller, 1 
reoepts actio in ihrer Aumwenbbarteit auf 
heutigen Poſtanſtalten (Leipzig 1835). 
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Zwanzigſtes Haupiſtück. 
Von dem Leihvertrage. 


5. 971. 

Leihvertrag. 
zemandem eine unverbrauchbare Sache blos zum unentgeltlichen Gebrauche anf 
te Zeit übergeben wird, jo entfteht ein Leihrertrag. Der Vertrag, wodurch man 
ine Sade zu leihen verfpricht, ohne fie zn Übergeben, ift zwar verbindlid, aber 
ihvertrag. 


8. 972. 
Rechte und Pflichten bes Entlehners: 1) In Rückſicht bed Gebrauches. 
tlehner erwirbt das Recht, ben ordentlichen ober näher beſtimmten Gebrauch von 
ı machen. Nach Verlauf der Zeit if er verpflichtet, eben dieſelbe Sache zurlid. 


8. 973. 
Rechte und Pflichten bes Entlehners: 2) Der Zurückſtellung. 
eine Zeit zur Zurückgabe feſtgeſetzt, wohl aber bie Abſicht des Gebrauches beſtimutt 
o iſt ber Eutlehner verbunden, mit dem Gebrande nicht zu zügern und bie Sache 
aöglich zurückzugeben. 


8. 974. 


m weder die Dauer noch die Abſicht des Gebrauches beftimmt, fo entftcht Tein 
rag, fondern ein unverbindliges Bittleihen (Precarium), und der Verleiher Tann 
Sache nad Willlür zurückfordern. 


8. 975. 


em Streite über die Dauer bed Gebrauches muß der Entlehner dad Recht auf ben 
brand) beweifen. 


8. 976. 


eich die verlehnte Sache vor Berlauf der Zeit und vor geendigtem Gebrauche 
er ſelbſt unentbehrlich wird, fo Hat er ohne ausdrückliche VBerabrebung doch Tein 
sache früher zurückzmehmen. 


$. 977. 


tlehuer ift zwar im der Regel bereditigt, die entlehnte Sache auch vor der bes 
it zurückzugeben; fällt aber die frühere Zurückgabe dem Verleiher beſchwerlich, fo 
er feinen Willen nicht ftattfinden. 


'eihvertrag (commodatum) befteht in der unentgeltlichen Ueberlaſſung des 
Befitzes einer (beweglichen oder unbeweglichen) Sache ? auf einen im vor» 


jintenis, II, $. 111, Anm. 1. | e8 if die Möglichkeit nieht ausgefchloffen, daß 

84, 8. 971, A. 5. ©. 3. bezeichnet | auch verbraudbare Sachen ohne Berlebung 

rauchbare Sachen als Gegenftand | ihrer Subflanz gerade jo wie unverbrauchbare 

age®. Unverbrauchbarkeit ber Sadhe | Sachen, z. B. von einem Kaufmann ale Aus- 
fein wmefentliches Merkmal des | Tagsftlide, benutzt werben können. 

, fondern nur bie _ Regel. Denn 
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hinein beftimmten Zeitraum, mit der Berbinplidyfeit des Entlehners (Commodatars), wi 
Sache nad Ablauf deſſelben dem Berleiher (Commodanten) wieder zurüdzuftele 
(8. 971). Diefer Zeitraum kann ausprüdlid oder ftillfehweigend, insbeſondere tung 
die Abficht des Gebrauches beftimmt fein. ft weder das eine noch das andere ve 
Tal und ift fomit der Commodant beredtigt, die entlehnte Sache nad Willkür zurid 
zuverlangen, fo ift das Nechtögefchäft Fein Leihvertrag, fondern ein bloßes Bittleiken 
(precarium) ($. 974). 

In Mebereinftimmung mit der im 8. 915 aufgeftellten Interpretationsvorfchrift, da} 
bei einfeitig verbindlihen Rechtsgeſchäften im Zweifel anzunehmen fei, daß ber Be | 
pflichtete fich eher die geringere als die größere Laſt auflegen wollte, beftimmt 8. 973, | 
daß, wenn der Zeitraum des bewilligten Gebrauches aus der Abficht des Gebrauchet 
felbft zu entnehmen ift, anzunehmen fei, daß ber Gebraud fobald al® möglich, d. i. 
ohne unnöthigen Aufſchub vorgenommen werben müſſe. Wird die Bewilligung bes Se 
braucdes vom Kläger ganz in Abrede geftellt (3. B. ein bloßes precarium behauptel) 
oder nur für einen gewiſſen Zeitraun zugegeben, fo bat ſchon nach ben allgemenmn 
Regeln über die Beweislaſt der Gellagte, welcher einen Feihvertrag behauptet, nicht um, 
den wirflichen Abſchluß eines ſolchen Vertrages, fondern and vie weſentlichen Pınkk 
beffelben, zu welchen aud tie Länge des bewilligten Gebrauches gehört, zu erweiſen 
(8. 975). 

Der Eutlehner erwirbt das Recht, mit der entlehnten Sache den gewöhnlichen, 
ordentlichen Gebrauch zu machen (8. 972). Würde der Commodant einen befchränfteren, 
ober der Commodatar einen außgebehnteren Gebraud behaupten, fo hätte in erflerem 
Tale der Commodant, in letterem Falle der Commodatar den Beweis biefer feine. 
Behauptung zu erbringen. ‘Der Leihvertrag begründet blos ein Recht auf Seite bei 
Commodatars, die Sache zu benuten, und eine Verbindlichkeit auf Seite des Comm 
danten, demjelben die Sache durch den beftimmten Zeitraum zu überlafien. Es ift te 
ber der Commodatar wol zur früheren Zurüdftellung der entlehnten Sache berechtit 
(8. 977), nicht aber auch ter Conmodant, die Sache vor Ablauf des bedungenen Zar 
raumes zurüdzuverlangen, und zwar felbft dann nicht, wenn fie ihm felbft unentbehräh 
werden follte (8. 976). Cine Ausnahme von der Regel, daß der Entlehner die at 
Ichnte Sache nach Belieben zurüdftellen Mann, enthält $. 977 a. E., wonach er him 
dann nidyt berechtigt ift, wenn die frühere Zurüdjtellung dem Verleiher beſchwerlih 
fallen würbe, wobei freilid) eine nähere Beitimmung darüber, was unter „beichwerid 
fallen” zu verftehen fei, wünſchenswerth wäre, ob 3. 3. bei einen Thiere die Auslap 
für Fütterung allein ſchon als eine Beſchwerlichkeit anzufehen fei, oder ob diefe in ben 
bejonteren Berhältniffen des Commodanten, z. B. deſſen Abwefenheit von feinem Wohn: | 
orte, Mangel geeigneter Yocalitäten 2c., ihren Grund haben müſſe. Bon ber Zeit am, 
als der Entlehner feine Bereitwilligfeit zur Zurüdjtellung dem Verleiher befannt gegeben 
bat, und die Sache über deſſen Aufforderung, weil ihm die Zurücknahme beſchwerlich 
fallen würte, blos deshalb länger bei ſich behält, iſt er nicht mehr als Entlehner, 
fondern als Depofitar zu betrachten, und in allen rechtlichen Beziehungen als felder 
zu behandeln. 

8 978. | 
Rechte und Pflichten des Entlehners: 3) Der Beſchädigung. 

Wenn der Eentlehuer die gelichene Sache anders gebraucht, ala es bedungen war, aber 
den Gebrauch derfelben eigenmädtig einem Dritten geftattet, fo ift er bem Verleiher verant: 
wortlich und diefer and berechtigt, die Sache ſogleich zurückzufordern. 

8.079. 

Wird die gelichene Sache beſchädigt oder zu Grunde gerichtet, fo muß der Entiehu | 
nicht nur den zunächſt durch fein Verſchulden verurfachten, ſondern and) den zufälligen Schader, 
den er durch eine widerrechtliche Handlung veranlaßt hat, fowie der Verwahrer einer Cadk, 
erfeßen (8. 965). 

8. 980. 

Dadurch, daß der Eutlehner für ein verlorenes Lehnſtück den Werth erlegt, hat er neh 
fein Necht, dafielbe, wenn es wiedergefunden wird, gegen den Willen des Eigenthümers fir 
ſich au behalten, wenn diefer bereit tft, den empfangenen Werth zurückzugeben. 


A 
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. 8. 981. 
Rechte und Pflichten des Entlehners: 4) Der Erhaltungskoften. , 
Die mit dem Gebrandge orbentliherweife verbundenen Koften muß der Entlehner ſelbſt 
reiten. Die anberordentligen Erhaltungsloſten hat er zwar, bafern er bie. Sache dem 
erſeiher nicht zur eigenen Berforgung überlafien Taun ober will, inzwiſchen vorzuſchießen, 
o werben fie ihm glei einem redlichen Beſitzer vergütet. 


8. 982, 
Beſchraͤnkungen ber wechſelſeitigen Klagen. 

Wenn der Verleiher nach der Zurücknahme des Lehnftudes befien Misbrauch oder über: 
riebene Abunhung innerhalb dreißig Tagen nicht gerügt, oder wenn ber Entichner nad ber 
Iurüdgabe von deu anf bie Eadje verwendeten auferorbentlihen Koften binuen eben biefem 
Jeitraume feine Meldung gemacht hat, fo ift Die Klage erloſchen. 

Eine in der Natur der Sache liegende Beftimmung ift es, daß der Entlehner bie 
her den Gebrauch der Sache verbundenen Erhaltungskoſten zu tragen hat, daß da⸗ 
pn sa Berleiber die außerordentlihen Erhaltungskoſten treffen. Doch kann 

zur Beſtreitung biefer Auslagen nicht gezwungen werben, fondern es fteht dem 

Extiehner nur das Recht zu, fie felbft zu beftreiten, und nach Beendigung bes Leih- 

vertenges feine Anfprüce in dem Umfange geltend zu machen, als er als redlicher Be⸗ 

gegenüber dem vinbicirenden Eigenthümer nad 88. 331 fg. Hierzu berechtigt 

bie (8. 981). Die Haftungsverbindlichleit des Entlehners für Verſchlechterungen 

y gänzlichen Untergang der entlehnten Sache ift biefelbe, wie Die des Depofitars 
979) 1. 

Bertragswidriger Gebraudy ber entlehnten Sade, und als folder wird auch die 

g defielben an einen Anderen ohne Einwilligung des Verleihers betrachtet, 

merhtigt den Berleiher, vom Vertrage abzugehen und die Sache fofort zurüdzuverlangen 

978). Abweichend vom röm. Recht, nad weldem der Erfat des Werthes einer 

an ben Kläger al8 Kauf behandelt wurde, und ver Beklagte die fpäter zum Bor- 
bein gelommene Sache für fi) behalten konnte ?, beftimmt $. 980, daß ber Entlehner, 
eher den Werth eines verlorenen Lehnftüdes erjetst Hat, dadurch nicht Eigenthümer 
lelben wird, fonbern e8 dem Commodanten gegen Herausgabe der dafür bezahlten 
Samme zurüdzuftellen babe. 

Auch der Verleiher kann dem Entlehner, abgefehen von den auf die Sache ge= 
sachten Verwendungen, für den Schaden verantwortlih werben, welchen dieſer durch 
Serichulden deſſelben durch den geftatteten Gebrauch erlitten hat. Nah röm. Recht 
aftete er, weil er aus den Rechtsgefchäfte feinen Vortheil zog, blos für grobes Ber- 
dulden, nach öfterr. Recht hat er, wie überhaupt bei zweifeitigen Rechtsgefchäften jeder 

abent, auch für culpa levis einzuftehen °. Die wechſelſeitigen Klagen des Com» 
kedanten und Commodatars verjähren in breißig Zagen nad) der Zurüditellung ber 
ntlehnten Sache (8. 982). 





I Bol. die Bemerk. zu ben 98. 961 - 967. | 2 Bol. die Bemerf. zu ben 88. 1298—1295. 
sı. 1. 3 D. pro emto (41. 4). 
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Einundzwanzigfles Hauptſtück. 
Bon dem Darlehnsvertrage. 


8. 983. 
Darlehn. 

Wenn Jemandem verbrauchbare Sachen unter ber Bedinguug übergeben werben, | 
zwar willlürlich darüber verfügen könne, aber nad einer gewifien Zeit eben fo viel ne 
felben Gattung und Güte zurückgeben fol, fo entſteht ein Darlehusvertrag. Er if mil 
obgleich ebenfalls verbindlichen Bertrage ($. 986), ein Darichn künftig zum geben, wi 
verwechſeln. 

8. 984. 
Arten bes Darlehns. 

Ein Darlehn wird entweder in Gelb oder in anderen verbrauchbaren Saden un) 

ohne oder gegen Zinfen gegeben. Im letzteren Falle nennt man es and einen Zinſenve 


8. 986. 
Gelbbarlehn, 
Ein Gelddarlehn Tanıı klingende Münze ober Papiergeld oder äffentliche Schulb 
(Obligatisnen) zum Gegenftande haben. 


. 8. 986. 
Gelbbarlehn: 1) In Hingenber Milnze ober PBapiergelb. 
Inwiefern ein Darlehn in klingender Münze überhaupt gefchlofien werden Tonne ı 
welcher Währung (Balnta) ein ſolches Darlehn oder ein Darichn in Papiergeld zu 
zahlen fei, beftimmen die darüber beftehenden befonderen Borfchriften. 


8. 987. 


Wenn ein Darleiher ſich die Zahlung in der beionderen, von ihm gegebenen Bär 
bedungen hat, fo muß die Zahlung in eben diefer Münzforte geleitet werden. 


8.988. 


Gefeglige Münzveränderungen ohne Veränderung des inneren Gehaltes gehen anf 
nung des Darleihers. Er empfängt die Zahlung in der beitimmten, gegebenen Mün 
3. B. von 1000 Stück kaiſ. Dukaten oder 3000 Zwanzigfrenzerftiden ohne Rückficht, ob 
äußerer Werth in ber Zwifchenzeit erhöht ober vermindert worben if. Wirb aber ber 
Werth geändert, fo ift die Zahlung im Berhältnifle zu dem inneren Werthe, den die ge 
Münzforte zur Zeit deö Darlehns hatte, zu leiſten. 


8. 989, 

Sind zur Zeit der Rückzahlung dergleichen Münzſorten im Stante nicht im lmie 
muß der Schuldner den Glänbiger mit zunächſt ähnlichen Geldküden in folger Zapf m 
befriedigen, daß derfelbe den zur Zeit bed Darlehnd beitandenen inneren Werth beflen 
er gegeben hat, erhalte, 

$. IR. 
Gelbbarlehn: 2) In Schuldſcheinen. 

In öffentlichen Schuldſcheinen Tonnen Darlehne in der Art gültig geſchloſſen werbe 

die Tilgung der Schuld entweder mit einem durchaus gleichen öffentlichen Schuldſchein 
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ber bargelichene war, geleiftet, oder der Betrag nad dem Werthe, welden der Schnldſchein 
ge Zeit des Darlehns hatte, zurüclgezahlt werde. 


8. 991. 
ſtatt Geldes ein Privatſchuldſchein oder Waaren gegeben worden find, fo ift der 


nn > 


Beun 
‚Oguldner nur verbunden, entweder ben Schuldſchein oder die empfangenen Waaren unbe: 
WMäibigt zurädzuftellen ober dem Gläubiger den von dieſem zu erweilenden Schaden zu erfeten, 


8. 992. 
Gelbbarlehn: 3) In anberen verbraugbaren Gegenflänben. 
Bet Darlehnen, die nicht über Geld, fondern über andere verbrauchbare Gegenftände ge: 
IHoflen werben, madt es, bafern nur die Zurückſtellung in ber nämlihen Gattung, Güte nnd 
Sebungen worden, Teinen Unterſchied, wenn fie in der Zwiſchenzeit am Werthe ge⸗ 


Degen ader geſallen find. 


' Unter Darlehn verfteht man bie Hingabe einer Quantität vertretbarer Suchen in 
bes Eigenthum des Empfängers gegen das Verſprechen, eine gleiche Quantität verfelben 
Battung und Güte wieder zurüdzuerftatten (8. 983) ?. | 
Dadurch, daß die Sachen in das Eigenthum des Empfängers hingegeben werben, 
anterfcheidet fi der Darlehnsvertrag von Leih-, Miethvertrage zc., dadurch, daß eine 
kleiche Menge von Saden verfelben Qualität zurüdzuftellen ift, vom Tauſch- und Kauf- 
we Indeſſen kann ein Darlehnevertrag aud in Berbindung mit einem Kauf- 
uber chvertrage oder mit einer Geffion in der Weile vorkommen, daß die Sachen 
an den Empfänger felbft verfauft oder vertaufht oder Forderungen an ihn cedirt werden, 
mit ber Berabrebung, den Kauffchilling, Tauſchgegenſtand oder die Ceffionsvaluta fofort 
als Darlehn zu behalten, oder daß der Empfänger angewiefen wird, die Sachen an 
Einen Dritten zu verlaufen oder zu vertaufhen, und das erhaltene Entgelt als Darlehn 
r behalten. Bis zum wirklichen Abfchluffe des Kauf- oder Taufchvertrages mit dem 
wird der Empfänger als Mandatar behandelt und der Gläubiger trägt bis 


dahin die Gefahr des Unterganges over der Verſchlechterung. 


Jedoch unterliegt eine 


Beraxtige Cumulirung von Taufch-, Kauf- und Geffionsgefhäften mit Darlehnsverträgen 
wnach äfterr. Recht nachſtehenden Beſchränkungen: 1) Hat der Schulpner anftatt baaren 
Geldes öffentliche Obligationen erhalten, jo kann der Kaufpreis immer nur nach den 
wirflihen Werthe der Obligationen, d. i. nach dem Börfencurje derfelben zur Zeit und 
am Orte des gegebenen Darlehns berechnet werden, und es fteht tem Schuldner frei, 





I Ebenfo nach röm. Recht: Mutuum damus 
meepturi non eandem speciem, quam dedimus 
(sliogquin commodatum erit, aut depositum), 
sed idem genos.... l. 2 pr. D. de rebus 
weditis (12. 1), Cum quid mutuum dederi- 
mus, esti non cavimus, ut aeque bonum nobis 
jedderetur, non licet debitori deteriorem rem; 
gene ex eodem genere sit, reddere: veluti 
visum novum pro vetere. Nam in contrahen- 
do quod agitur pro cauto habendum est: id 
sutem agi intelligitur, ut ejusdem generis, et 
eadem bonitate solvatur, qua datum sit 1. 3. 
D. b. t. Daß das U. 6. G. 8. im $. 983 
matt von vertretbaren von „verbrauchbaren“ 

en fpricht, erflärt ſich aus ber früher 

chenden Verwechſelung biefer beiden Be⸗ 
zriſſe. Bol. die Bemerf. zu $. 301. Zu bes 
merken ift, baß Oberoffizieren vom Hauptmanne 
sder Rittmeifter abwärts die Aufuahme von 
Dariehnen ohne Bewilligung des Comman⸗ 
bauten unterfagt ift (Hofreſer. vom 23. Sept. 
1758; Kropatſchel'ſche Joſ. G. ©., IH, 13). 
Das Dariehn ſelbſt ift jedoch gültig und execu⸗ 


v. eir qſtetter, Commentar. 2. Aufl. 


tiousfähig (Bdg. des Armee-Ob.-Commandos 
vom 23. Febr. 1859, R. ©. Bl., Wr. 37). 
Ebenſo ift den Unteroffizieren und gemeinen 
Soldaten das Schuldenmachen ohne Bewilligung 
ihrer Borgefetten verboten, widrigens Diefelben 
zu beftrafen, unb ber Darleiher bes vorge» 
ftredten Betrages verluftig werden foll (Schul- 
benpat. vom 2. Juni 1753, Joſ. G. ©., IL, 
14, republicirt am 15. Ian. 1783 und 25. Febr. 
17%). Diefes Berbot hat jeboh nur die Anf: 
rechthaltung ber militärifhen Disciplin und 
ben Fall vor Augen, baß der Soldat fein 
eigenes Bermögen befitt. Das von 
einem Soldaten, welcher eigenes Vermögen 
befitt, aufgenommene Darlehn ift gültig und 
eine dafür ausgeftellte Pandurkunde auf ben 
Realitäten des Soldaten intabulationsfähig 
(Obftg. Plenarentſch. vom 9, Juli 1861, 3. 
4136; Glafer, Unger und Walther, III, Ir. 
1353). ag über die Beſchränkungen, denen 
gewiffe Deilitärperfonen bei Aufnahme von 
Darleihen unterftehen, bie Bemerk. zu ben 
88. 865, 866, Ann. 3. 


31 


482 Bon dem Sachenreqhte. 


eutweber eine gleiche Anzahl Obligationen ganz berfelben Art zurüdzuftellen, over eine 
Gelobetrag, welcher dem Werthe derfelben zur Zeit, als das Darlehn gegeben wurk, 
gleich ift, zurüdzuzahlen (8. 990). Dem Gläubiger fteht aber auch das Recht zu, 
dieſes Wahlrecht des Schuldners vertragsmäßig auszufchliegen und fi im vorhinem 
auszubedingen, daß entweder dieſelbe Anzahl Obligationen zurüdzuftellen ober ber Wert 
verfelben zu erftatten fei. 2) Werben dem Schuldner Privatichuldfcheine übergeben, In 
ift e8 unerlaubt, ihm tie auf Grund derfelben aushaftenden Forderungen zu cab 
und ihm bie Geffionsvaluta als Darlehn zu belaſſen. Der Schuloner ift in dieſen 
Falle, wenn die Forderung noch aushaftet, berechtigt, die Forderung an den Glänbiger 
znrüd zu übertragen, und wenn er bie Forderung eingetrieben hat, dem Gläubiger bios 
den dadurch zugegangenen Verluſt zu erfeten ($. 991). 3) Ebenſo ift es nnerlauft, 
dem Schuldner anftatt des baaren Geldes Waaren zu einer beftimmten Summe zu 
verfanfen, mit der Verabredung, den zu entrichtenden Kaufſchilling als Darlehn zu be 
halten; ver Schuldner kann in einem folden Wale die noch vorhandenen Waaren u 
rückſtellen. Bft diejes nicht mehr möglich, meil fie der Schuldner verbraudt ober ver 
fauft hat, oder weil fie zufällig bei ihm zu Grunde gegangen find, fo hat ber Ölin 
biger blos einen Anfpruc auf den ihm dadurch zugegangenen, erft eigens nachzuweiſen- 
den Schaden (8. 991). 4) Ein Taufchvertrag, Kraft beffen unmittelbar bie vertaufcten ' 
Gegenſtände in das Eigenthum des Schultners übergehen follen, kann mit einem Dar | 
lehnsvertrage nur injofern cumulirt werben, als betungen werben barf, daß Soden 
beiferer Qualität zurüdzuerftatten find ($. 5 des Gef. vom 14. Juni 1868, 8. ©. 
Bl., Nr. 62 und arg. aus $. 991, A. b. ©. B.) 2. 

Der häufigſte und wichtigfte Gegenftand des Darlehns ift das Geld. Man ver 
fteht unter Geld das von der Staatsgewalt eingetheilte und bezeichnete und als Wertf 
träger ober wirklicher Werth anerkannte, mithin zur Erfüllung von Forderungen recht 
lich beftinmte edle Metall ®. 

Papiergeld find jene unter Aufjiht des Staates ausgegebenen, auf eine be 
ſtimmte Oualität Münze lautenden Scheine, weldhen das Recht des Geldes, als Trüge 
des Werthes zu dienen, nämlich das Recht, fie als Zahlung zu gebrauchen, und be 
Pflicht, fie als ſolche anzunehmen, ertheilt wird *. 

Man unterfheivet 1) den Berfehrswerth oder Curswerth des Geldes, d.i 
benjenigen Werth, welcher einem beftimnten Gelpftüde oder Papiergelve im rechtlichen 
Verkehr wirflic beigelegt wird, 2) den Nennwerth, d. i. denjenigen Werth, welde 
demſelben von ber Staatsgewalt bei der Emiffion beigelegt wird. Die Beilegung einet 
beftimmten Nennwerthes für fih allen hat jedoch keineswegs ſchon die Bedeutung, baf 
das Geld and) wirklich von Jedermann zu diefem Nennwerthe angenommen werben muR, 
Sondern es gehört hierzu nody eine befondere gejetlihe Vorſchrift, die Ertheilung bei 
Zwangscurfes; 3) bein Metallgelve auch noch ven Metallwerth, snder inneren 
Werth der Münzen, welcher fid) nad dem wirklichen Yeingehalte verfelben richtet. Er 
ergibt fi) ans dem Münzfuße und fällt in der Kegel, aber nicht nothwendig, z. B. dam 


Zweiter Theil. 





2 In der vom Abgeordnetenhaufe urfprüng- 
lich befchlofjenen Faſſung dieſes Geſetzes fehlte 
im 8. 5 der Schlußſatz: „jedoch muß Das Zu⸗ 
rückzuerſtattende von derſelben Gattung ſein, 
wie das Gegebene“, und ſollten nah 8. 6 
deſſelben „die Beſtimmungen ber 88. 990 und 
991 nur für ben Fall aufrecht erhalten werden, 
als die Barteien vertragemäßig nichts Anderes 
bebungen haben“. Das Herrenhaus, beffen 
Beſchlüſſen dann das Abgeordnetenhaus beitrat, 
beſchloß jenen Beifaß zu $.5 und die Etreichung 
biefes 8.6 und zwar, wie aus ben betreffenden 
Debatten (f. 41. Sit.-Prot., ©. 832) hervor- 
gebt, aus bem Grunde, weil man von ber An- 
fit ausging, daß die vorgenommenen Aenbes 
rungen zur Aufrechtbaltung des im $. 983 auf- 
geftellten Begriffes bes Darlehns erforderlich 
feien, eine Anſchauung, die deshalb irrig ift, 


weil man fich jene Fülle, in denen ber Dar 
lehnsnehmer verpflichtet wird, etwas Aubertt 
als das Gegebene zurüdzuerftatten, juriſtiſch iz 
der im Terte angegebenen Weife zurech 
bat. Ueberdies würbe der vermeintli 
ſpruch mit ben Begriffe bes Darlehnonertrageb 
ebenfo gut aud in ber durch Das Herrenjan 
genehmigten Faſſung bes fraglichen Geſehzet 
vorliegen, indem ja auch bie —— 
von Sachen beſſerer Qualität, als gegeben wur 
ben, mit dem Begriffe eines einfachen Der 
lehnsvertrages unvereinbar wäre. 

® Stein, Lehrbuch der Vollswirthſchaft (Wien 
1858), ©. 52; vgl. Savigny, Oblig.-Redt, I, 
404 fg.; Unger, Syſtem, I, 378. 

* Stein, a. a. O., ©. 59; Bgl. Savigah, 
Oblig.⸗Recht, I, 413 fg.; Unger, I, 378. 
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bt mit biefem zuſammen, wenn bie einzelnen Münzſtücke ſchon fehr Lange im Umlaufe 
u und dadurch an Gewicht verloren haben 5. 

,‚ Das Richtige ift, daß eigentliche Geldzahlungen, fie mögen auf einem Darlehn, 
er ſonſt was immer für einem Rechtstitel beruhen (3. B. Kauf, Dienft-, Sachen» 
wethe), für den Fall einer nad Entitehung ver Geldfchuld eingetretenen Aenderung 
ir Münzverhältniffe in dem zur. Zeit der Zahlung in Umlauf befindlichen Gelde in 
— Werthöverhältniffe zu leiſten find, in welchem daſſelbe zur Zeit der Zahlung 
Mt (Curswerth), ohne daß dabei der größere oder geringere Werth beffelben zur Seit 
3 Entftehung der Schuld in Betracht kommt, indem nur auf dieſe Art ganz genau 
jenige geleiftet wird, was bei Eingehung des Rechtsgeſchäftes als Gegenftand ber 
Okfigation gedacht wurde ©. 

Fürs öfterr. Recht wurde duch M. Erl. von 22, Mai 1848 (I. ©. S. Nr. 1152) 
ab Kaif. Pat. vom 2. Juni 1848 (9. ©. S., Nr. 1157) beftimmt, daß die Noten 
er priv. Öfterr. Nationalbank bei allen Zahlungen nah ihrem vollen 
tennwerthe anzunehmen feien, und daß die Zahlung, nur wenn fie in Gold oder 
nsländifher Silbermünze zu leiften ift, in foldhen Münzen oder nad 
ren Werthe zur Zeit ver Zahlung in Banknoten, geleiftet werden fünne. 
erner wurde durch die Kaiſ. Vog. vom 7. Febr. 1856 (N. ©. Bl., Nr. 21) beftimmt 
sb durch 5.9 des Kaiſ. Pat. vom 57. April 1858 (R. ©. Bl., Nr. 63) 7 wicderholt 
werbnet, daß bei Darlehnen, welhe nad der am 13. Febr. 1856 erfolgten Kund- 
achung diefer erfteren k. Dog. abgejchloffen werten, wenn fid) der Gläubiger die Ber- 
jung oder Zurüdzahlung in ter gegebenen beſtimmten Miünzforte over doch im 
ingender Münze bebingt, der Schuldner diefer Verpflichtung nachkommen müſſe, ohne 


m Zwangscurd der Banknoten für fich geltend machen zu Fünnen. 





5 Bol. Savigny, Oblig.⸗Recht, I, 428 fg.; 
Inger, Suftem, I, 879 fg. 

Bel. Savigny, Oblig.-Recht, I, 88. 42— 
B; Ambts, Banbekten, 8. 205. Anderer An- 
Kt And Bangerow, III, $. 570, Anın., wel⸗ 
ber blos deu Nennwerth der Münzen, Puchta, 
Le. D., 8. 38, welcher den Münzfuß, Glück, 
KIL, 66 fg., welcher blos ben inneren Werth 
we Münzen für entfcheidendb hält. 

7 Durch biefes Kaif. Pat. wurden die recht⸗ 
Gen Wirkungen der infolge Münzvertrages 
we. 24. Jar. 1857 (R. ©. Bl., Nr. 101) mit 
Rail. Bat. vom 19. Sept. 1857 (R. ©. Bl., 
fx. 166) angeorbneten Einführung ber neuen 

. Währung geordnet: 

Der Landesmünzfuß, nab welchem 45 Fl. 
me einem Pfund feinen Silber unter ber 
enennung „ölterr. Währung‘ zu prägen find, 
mibe vom 1. Nov. 1858 angefangen als ber 
Kein gefetlihe Münz- und Rechnungsfuß und 
W Brunblage der ausſchließenden gefeglichen 
— (Valuta) des geſammten Kaiſer⸗ 
weten eingeführt (8. 1). In Anſehung ber 

eichäfte, weile vom 1. Nov. 1858 an 

en werben, tritt, wenn feine beftimmte 
benannt ift, bie gefetliche Bermuthung 

ke bie öfter. Währung ein, fofern nicht durch 
upesträftig: Beweife bie Abficht, fich einer 
Währung zu bedienen, dargetban mird 

, 4). Die Eigenſchaft ber Golbftüde bes 
Sherigen inlänbifchen Gepräges als gefetliche 
mbesinänze und der gefetliche Umlauf von 
eſdmünzen auslänbifchen Gepräges, infofern 

Bisher geftattet war, wurde vom 1. Juli 
58 an aufgehoben (8. 7). Zahlungen, welche 
u einem vor dem 1. Nov. 1858 entjtanbenen 
echtetitel in einer beflimmten Zahl ausdrüd- 


ih bebungener Goldftüde gebühren, find in 
diefen Stüden zu leiften. abfungen, welche 
ans einem vor dem 1. Juli 1858 entftanbenen 
Rechtstitel „in Gold“ oder „in einer beftimm- 
ten Sorte Goldmünzen” gebühren, find in 
Gemäßheit ber bisher veſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen zu leiſten (8. 8). Zahlungen, 
welche in einer beſtimmten Sorte ausländiſcher 
Silbermünzen gebühren, müſſen auch nach dem 
1. Nov. 1858 in derſelben geleiſtet werden. 
Zahlungen, welche auf Darlehnen beruhen, die 
infolge der Kaiſ. Bog. vom 7. Febr. 1856 
(R. ©. Bl., Nr. 21) in einer beftinnmten in- 
ländifchen Silbermünzforte ober im Allgemeinen 
in klingender Münze zu verzinfen und zurüd» 
zubezahlen find, müſſen nach dem gejeßlichen 
Werthe ber bebungenen Münze beim Abfchluffe 
des Vertrages geleiftet werden (8. 9). Alle 
auf Die fog. Bankvaluta lautenden, ſowie auch 
alle Zahlungen, bei welchen infolge des Patente 
von 2. Juni 1848 und Kai. Vdg. vom 7. Febr. 
1836 (8. ©. Bl., Nr. 21) die Noten der priv. 
öfterr. Nationalbant im vollen Rennwerthe 
angenommen werden mußten, fönnen ned 
fortan auf dieſe Weife geleiftet werben (8. 10). 
Die in Gemäßheit des Gef. vom 1. Juli 1868, 
R. G. Bl., Wr. 84 und Der $- M. Bdg. von 
16. Juli 1868, 3. 108, geprägten Silberſchei⸗ 
bemünzen per 5 Kr., 10 Kr. und 20 Kr. ©. 
und Kupferſcheidemünzen per4 Kr. und 1 Kr. W. 
find bei allen öffentlichen Kaffen kis zum Be- 
trage von 5 FI. anzunehmen. Int Privatver- 
ehr iſt Niemand gehalten, mehr als zwei 
Gulden in Silberfcheidbemünge oder mehr als 
fünfzig Kreuzer in Kupferfheitemünze anzu- 
nehmen. Art. X des Gejete® vom 1. Juli 
1868, Abf. IV, d. M. Dog. vom 16, Juli 1868. 
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Nachdem die priv. Nationalbank mit Kaif. Bog. vom 30. Aug. 1858 (R. 
Nr. 131) beauftragt worben war, ihre Noten bei der Hauptlafle in Wien jeberze 
vollwerthige Silbermünze einzulöfen, wurbe fie dieſer Verbindlichkeit durch Kai 
vom 29. April 1859 (R. ©. Bl., Nr. 69) wieder enthoben. Hiermit wır 
Zwangscurs, welder zur Zeit, als die Nationalbank zur Einlöfung ihrer No! 
pflichtet war, ohne Bedeutung war, weil Jedermann biefelben gegen Silbermin 
zumwechfeln in der Lage war, neuerdings eingeführt, und es beitehen hiervon n 
Ausnahmen, nämlich 1) für Geldzahlungen überhaupt aus was immer für Ned 
wenn die Zahlung in Gold oder ausländifher Silbermünze zu leifl 
2) für Darlehne, welde nad dem 13. Febr. 1856 in Elingender Müı 
dungen wurden. In biefen beiden Fällen ift die Zahlung nach dem gefeglichen | 
Werthe der bevungenen Münze, oder in Banknoten nad) deren Curswerthe 3 
der Zahlung zu leiften ®. 

Endlich wurde duch pas Geſetz vom 5. Mai 1866 (R. ©. BL, Nr. 
Nationalbank der Berbinvlichleit enthoben, die Noten zu 1 Fl. und 5 Fl. öf 
einzulöfen, fie ferner als eine Schuld der Nationaldanf auf ihren Büchern zu 
und in bie öffentlihen Nachweiſungen des Bankfnotenumlaufes einzubeziehen. ? 
wurben dieſe Noten fraft dieſes Geſetzes als Staatönoten erklärt und beſtim 
fie bi8 zu ihrer durch den Staat vorzunehmenden Einziehung im Umlaufe zu La 
Staates erhalten, von allen -landesfürftlichen Kaflen und Aemtern bei allen Za 
des Staates, bei denen nicht ausdrücklich die Leiftung in klingender Münze feftge 
an Zahlungsftatt in ihrem Nennwerthe anzunehmen feien, fowie bei allen Za 
des Staates, bei denen nicht ausdrücklich die Leiſtung in klingender Münze fi 
‚it, an Zahlungsftatt im Nennwerthe gegeben werben fünnen und Jederman 
nahmslos, jedoch unbeſchadet der in der Kaiſ. Vdg. vom 7. Febr. 
R. G. OU, Nr. 21) und im Kaif. Bat. vom 27. April 1858 (MR. | 

. 63) enthaltenen Beftimmungen verpflichtet fei, diefe Noten na 
vollen Nennwerthe in Zahlung anzunehmen. Mit Gefeg von 25. Ay 
(R. ©. Bl., Nr. 101) wurde die Einziehung der auf Rechnung des Staate 
nommenen Banknoten und die Ausgabe förmliher Staatsnoten & 1, 5, 
50 81. öfter. W. an deren Stelle und mit deren Rechtswirkungen verorbnet. 


Die angeführten Vorfchriften gelten nur für eigentlihe Geldzahlunge 
‚nicht für foldhe Geldzahlungen, welche auf eine beftimmte Anzahl von Geldftüdi 
beftimmten Art lauten (uneigentlihe Geldſchulden), wobei das Geld nicht ale 
in ber oben angegebenen Bedeutung, ſondern blos die einzelnen Stüde, wie eine 
beftimnte Anzahl Stüde vertretbarer Sadhen in Betracht kommen und die Ge 
wie eine andere obligatio generis zu behandeln if. Es komnmit bier der im 
für vertretbare Sadyen überhaupt aufgeftelte Grundfag zur Anwendung, daß, 
die Zurüdftellung blos in der nämlihen Gattung, Güte und Menge bedungen 
es feinen Unterſchied macht, wenn fie in der Zwifchenzeit am Werthe gefti 
gefallen find. Die Zahlung ift hier immer nur in Geldſtücken von verfefßen € 
Güte und Menge zu leiften. Daher find gefeglihe Münzveränderungen ohı 
änderung des inneren Gehaltes ohne Einfluß. Wird aber ver innere Geh 
Münzen geändert, fo ift dieſe Veränderung durch die Zahl derſelben auszu— 
ſodaß Die Quantität des edeln Metalles viefelbe bleibt ($. 988). Sind zur ; 
Zahlung die bedungenen Münzjorten nicht im Umlaufe, fo hat der Gläubiger ba 
(8 ber yo, lbner die Pflicht, zunächſt ähnliche Geldſtücke zu fordern, reſp. zı 

8. 989) °. 





° Im ehemaligen Lombarbifch-Venetianifchen ° Es müßten bier eigentlih bie ©ı 
Königreiche waren bie Noten ber Nationalbank | Über die Unmöglichleit der Leiflung ; 
blos vorübergehend mit Kaif. Bdg. vom 27. Dec. | wendung kommen (vgl. die Bemerl. 
1860 (R. ©. Bl., Nr. 278) mit Zwangscure | 88. 878—882), und es würde der © 
als Zahlungsmittel eingeführt worden. Durch | da er an der Außerumlauffegung kein 
Kai. Bdg. vom 26. März 1861 (R. G. BL., | trägt, von feinen Berbindlichfetten g 
Nr. 39) wurde ihnen dieſe Eigenjchaft wieder | freit werden. Diefem MUebelftande 
entzogen. $. 989 auf eine zwedmäßige Art abge 
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Eine Trage, die das Geſetz gar nicht berührt, ift Die, welches Rechtsverhältniß 

ı dem alle, als ber Geber des Darlehns nicht Eigenthümer des Gegenftandes des 
Nrlehns war, zwiſchen dem Empfänger des Darlehns und dem Eigenthümer ver 
eintritt. Das Pr. L. R. 10 läͤßt, wenn ber Empfänger des Darlehns un⸗ 
iffentlich fremdes Geld empfangen hatte, ohne Bermittelung der Ufucapion, Con- 
mtion oder Sommirtion, von Anfang an eine Darlehnsobligation für den Eigen- 
Hümer entftehen. Nur folange der Eigenthümer nicht befannt ift, gilt der Geber 
# Släubiger. Hat ber Empfänger das fremde Eigenthum gekannt, jo entfteht zwifchen 
fe und dem Öeber gar kein Rechtsverhältniß, und der Eigenthümer kann feine Sachen, 
wum fie noch vorhanden find, vindiciren, und wenn fie nicht mehr vorhanden oder zu 
wericheiben find, gegen den Empfänger des Darlehns wie gegen einen fictus possessor 
uftreten. Nach öfterr. Recht ift in Ermangelung befonverer gefetlicher Beftimmungen 
auf zu fehen, ob der Geber des Darlehns die Sache vom Cigenthümer zur Aufbe- 
g oder in einer anderen Abficht anvertrant erhalten hat, oder ein zu deren 
erlehr befugter Gewerbsmann ift. In diefen beiden Füllen würde der Eigenthümer 
e Handlung des Darleihers anerkennen müffen und blos Entſchädigungsanſprüche gegen 
a Darleiher ausüben fünnen (arg. SS. 367, 456). Wäre dieſes nicht ber Fall, und 
id auch die fonftigen Vorausfegungen ter CEigenthumsflage vorhanden ($. 371), fo 
un er biefelben von Empfänger des Darlehns als fein Eigenthum zurüdverlangen. 
R die Eigenthumsklage nicht ftatthaft, fo ftehen ihm gleichfalls wieder nur Entſchä— 
gungsanfprühe gegen ven Darleiber zu !!., Diefe Entſchädigungsanſprüche bleiben 
ar ſelbſtverſtändlich auch dann vorbehalten, wenn ihm auch die Eigenthumsflage gegen: 


m Empfänger des Darlehns zufteht. 


Die Gültigkeit eines Darlehnsvertrages zwifchen Ehegatten ift von der Aufnahme 
nes Notariatsactes hierüber, welche jedoch auch nachträglich erfolgen kann, abhängig 12, 





10 Bol. Koch, Das Hecht ber Forderungen 
ach gem. und preuß. Recht (1. Aufl., Bres- 
m 18361848), III, 264 fg. (2. Aufl., 1860). 

u Nach rim. Recht galt unbebingtes Vindi⸗ 
ations⸗ und Condictionsrecht: 

Si fugitivus servus nummos tibi credide- 
i... vindicari nummi possunt, si exstant, 
wt si dolo malo desinant possideri, ad ex- 
nbendum agi; quod si sine dolo malo con- 
wasisti, condici tibi poterunt (1. 11. $. 2 
D, de reb. cred., 12. 1). 

2 Da die Gültigkeit eines Darlehns- 
jertrages von ber Errichtung eines Notariatö- 
tes hierliber abhängig gemacht wird, und ber 
Darfehnsvertrag als Realvertrag erſt durch 
Angabe Der Darlehnsvaluta zu Stande kommt, 
» Bätte auch die Zuzahlung Der Valuta vor 
m Notar zu erfolgen und von biefem beur- 
mbet zu werden. Die Richtigkeit dieſes, 
taktiſch freilich bedenklichen Reſultates märe 
mz unanfechtbar, wenn nicht der höchſt be» 
agenswerthe Fall vorläge, daß in dieſem Ge— 
ke die Begriffe „Gültigkeit“ und „Beweis: 
aft“ offenbar mehrmals verwechſelt werben. 
nefe Verwechſelung findet fich in berjelben 
linea b bes 8. 1, welche von den Darlehne: 
erträgen handelt, in Anjehung von „Schuld» 
etenntniffen“ in ber darauf folgenden Alinea b 
ei Beftätigungen über den Empfang Des 
eirathsgutes 4 die Bemerk. zu den 88. 1001, 
km. 1 und 1225—1226, Anm. 2), endlich 
knigfiens in ben meiften in Alinea e be— 
rifienen Fällen, Mit Rüdfiht darauf nun, 
wie daß auch bei ber Uebergabe bes Heiraths- 

te6 nicht die Webergabe befjelben vor dem 
star zu erfolgen bat, fonbern blos die Be⸗ 


weisfraft dev von Manne ber Frau bierliber 
ausgeftellten Beftätigung an die Aufnahme 
eines Notariatsactes geknüpft wird, endlich, ba 
e8 doch dem gefunden Sinne wiberftrebt, ben 
Ehegatten zu nöthigen, die Gegenftände bes 
Darlehns vor dem Notar zu übergeben, was 
noch dazu nicht davor ſchützen würde, daß bie 
Uebergabe nur zum Scheine erfolgt, oder gar 
diefelbe Summe von einem Ehegatten dem 
Anderen wiederholt zugezählt wird, follte man 
glauben, daß bei Darlehen nicht bie Gültigkeit 
des Vertrages, fonbern blos die Beweiskraft 
ber von dem einen Chbegatten dem anderen 
anusgeftellten Urkunde an die Errichtung eines 
Notariatsactes gebunden fei. Allein auch das 
Scheint nicht richtig zu fein, weil danu Die 
Nebeneinanderftelung von Darlehneverträgen, 
deren Beurkundung Doch nur in dem Schuldbe- 
kenntniß Des Darlehnenehmers befteben Tann, 
und von „Schulpbelenntniffen” nicht hätte ftatt- 
finden können. Auch ift nicht zu überfehen, Daß 
die Worte: „Gültigkeit des Darlehnsver- 
trages’ ebenfo ſchwer eine andere als wört- 
fihe Deutung zulaffen, als umgekehrt Die 
Worte: „Gültigkeit eines Schuldbekenntniſſes“ 
im juriftifhen Sinne genommen merben lönnen. 
Es ſcheint demnach, daß man bie Gültigkeit 
des Darlehnsvertrages zwiſchen Ehegatten an 
die, wenn auch nachträgliche notarielle Be— 
urkundung knüpfen wollte, und ber urfprüng: 
ih ungültige Darlehnsvertrag dadurch con- 
valescirt. Dies läßt fih allerdings aus jener 
gejetlichen Beftimmung nur erratben, Denn dann 
wird nicht über Die Bertragserridhtung, fondern 
nur über die nachträglich hierüber abgegebene 
Erflärung ein Notariatsact errichtet. Auch ver» 


N 
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8. 993. 


Binfen, 

Wenn fidh der Darleiher bei was immer für einem Darlehn in Rückſicht anf die Geb 
tnug, Güte oder Menge ansdrücklich oder ſtillſchweigend mehr bedingt, als er gegeben hei, 
fo daun der Vertrag nur infofern beftehen, als dabei bie erlaubten Bertragdziufen zigt Bier 
ſchritten werden. 

8. 994, 

Dur Vertrag Tonnen bei einem gegebenen Unterpfande fünf, ohne Unterpfand ſecht von 
Hundert anf ein Jahr von Jedermann bebungen werben. Dieſes Maß der erlaubten Ber 
tragszinfen ift auch daun zu verftieben, wenn zwar Zinfen bedungen, aber ihr Betrag wit 
beftimmt worden ift. 

8.995. 

Wenn Iemandem Zinfen, ohne ausdrädiiche Bedingung, aus dem Gelee gebühren, ſe 
find vier von Hundert und zwifchen ben von den Behörden berechtigten Haudelslenten md 
Fabritanten bei einer aus einem eigentlichen Haudlungsgeſchäfte entiprungenen Schulb Ich 
von Hundert auf dad Jahr als die gefeugmäßigen zu entrichten. 


8. 9%. 


Wenn ander der Beftimmung des Ortes nud ber Zeit ber Zahlung bei Kapltalet m 
ber Zinfen dem Darleiher unter was immer für einer Geftalt und Benennung ned ander : 
Nebenichuldigteiten, oder wenn für ſich oder für Andere Nebenvortheile bebungen werben, fh | 


find fie, infofern dabei im Ganzen dad Maf ber erlanbten Vertragäzinfen überſchritten wi, - 
ungültig. 
g. 997. 
Die Zinfen find gemeiniglich bei Zurückzahlnug des Kapitales oder, wenn ber Berirag 


auf mehrere Jahre geichloffen uud in demſelben wegen der Friſten zur Zahlung ber Zinn 


nichts ausgemacht worden, jährlich abzuführen. Vorbinein können fie höchſtens anf ein halbes 
Jahr abgezogen werden. Die über diefed Maß vorhinein abgezogenen Zinfen find, vom 
Tage des Abanges an, vom Kapitale abzurechnen. 


8. 998. 


Zinfen von Zinfen dürfen nie genommen werben, doch Yönnen zweijährige aber nad After 
Zinfenrüdftände mittels Uebereinkommens als ein nened Kapital verſchrieben werben. 


8.99. 

Zinfen von Gelddariehnen find in der nämlihen Währung (Baluta), wie ba Rapid 
ſelbſt, zu entrichten. 

8. 1000. 

Wie ein in Abſicht auf das Kapital oder das erlaubte Zinſenmaß verübter Ruder 
behandeln fei, beftimmt das befonders beftchende Wuchergeſetz. 

Unter Zinfen verfteht man die Vergütung, welche Jemandem für bie von im 
freiwillig gewährte ober ihm entzogene Benugung einer Geldſumme oder überhaupt 
einer beftimmten Unantität vertretbarer Sachen im Verhältniſſe des Betrages und ir 
Dauer des Gebrauches geleiftet wird. Jede Zinsverbindlichkeit fegt eine Gamptiere 
rung (sors, caput, Sapital) voraus, ſodaß, mo dieſe nicht vorhanden ift, z. 9. Mi 





fehlt dieſe ganze gefetsliche Vejtimmung, man | nünftigen Sinn. Wie beneibenewerth — 
mag ſie wie immer auffaſſen, ihren Zwed unb | Interpret ſolcher und ähnlicher, in nen 

wäre ihre Wirkſamkeit zum wminbeften auf bie eetefi jener, über die Maßen forglos — 
benachtheiligten Gläubiger einzuſchräuken, fiir | Geſetze. 

die Ehegatten unter ſich hat fie keinen ver: 





| 
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enten, auch eine eigentliche Zinjenforderung angenemmen werden faun !. Da Lie 
erpflichtung zur Entrihtung von Zinfen nicht bios bei Darlehnen, ſondern überall 
xtommen kann, wo Jemand eine beftimmte Quantität vertretbarer Sachen zur Be- 
gung bat, fo ift die Einreihung der Vorſchriften über Zinjen beim Darlchnevertrage 
icht zu billigen. 

Schon nach röm. Recht war das Zinſennehmen mannichfachen Beſchränkungen 
nerworfen. Nach juftinianifchen Recht betrug der Zinsfuß in der Regel 6 Proc., 
ir Handels⸗ und Gewerbsleute 8 Proc.; Zinſen, die für Verſicherung einer See— 
fahr entſchädigen ſollten, durften nicht 12 Proc. überſteigen; die infolge rechtskräftigen 
rlenntmifies zu entrichtenden Zinſen betrugen 12 Proc. Perfonen vom Range ber 
Isstres durften nur 4 Proc. Zinfen nehmen. Ebenſo galten für eigentliche Landleute 
gene Beitimmungen. Darlehne, welde nicht in Geld beftanden, wie 3. B. Anleihen 
Getreide, Del ꝛc., waren wieder in Sachen berfelben Art zu verzinfen. Unerlaubt 
ar ed, Zinſen von Zinfen zu nehmen (anatocismus); tie Zinſen follten weder zum 
auptftode geichlagen werben und biejen vergrößern (anatocismus conjunctus), nod) 
nen befonberen Hauptitod bilden (anatocismus separatus). Endlich beftand ein Ver⸗ 
#, bag Zinſen die Größe der Hauptſchuld (ultra alteram tantum) nicht überfteigen 

en? Das fan. Recht hatte das Zinfennehmen ganz verboten °. 

Wenn ſich aud das auf die primitwoften Culturzuſtände berechnete abjelute Zinjen- 
zbot des kan. Rechts felbft in rein katholiſchen Staaten nicht durchgreifende Geltung zu 
ichaffen vermochte und nothwendig bald ganz überleben mußte, jo ſtanden doch Zins- 
ſchränkungen, ähnlich wie die des röm. Rechts, bis in die Mitte unferes Jahrhunderts 
vollſter Blüte. Erft der neueften Zeit war e8 vorbehalten, viefe Beſchränkungen wieder 
t befeitigen, obwol fi noch in fo manden neueren Geſetzgebungen Ueberrefte derjelben 

ben 


Das A. b. ©. B. fteht auf den Standpunkte feiner Zeit. Nachdem ſchon mit 
nm Gelege vom 14. Dec. 1866 (R. ©. BL, Nr. 160) ein wichtiger Schritt zur 
efeitigung der Zinsbefchränfungen gejchehen, wurden fie durch das Geſetz vom 14. Juni, 

R. ©. Bi., Nr. 62) gänzlich, befeitigt, ohne daß jedoch zugleich Aüch alle"ferie 

i Beſtimmungen außer Kraft geſetzt worden ſind, welche nur als ein Ausfluß 
wer Zinsbeſchränkungen zu denken find. An die Stelle der durch 8. 6 d. Geſetzes 
orliclich aufgehobenen 88. 993—998 und 1000 find nachſtehende Beſtimmungen 
eireten: 


Wenn die Berbindlichkeit zur Entrichtung von Zinſen durd einen Vertrag oder 
ne legtrwillige Verfügung begründet ift, ein beftimmtes Maß aber nicht feftgefeßt wurde, 
der wenn das Gele an den Eintritt gewiſſer factifcher Vorausſetzungen eine folche 
Berhindlichkeit knüpft, jo find 6 Proc. anzunehmen (8. 2 d. Gef.) 

Zinfen von Zinfen fünnen gefordert werben, wenn foldhe bedungen wurben, ober 
xm fällige Zinfen eingeklagt werben, vom Tage der Klagsbehändigung. Ueber bie 
öhe der Zinfeszinfen entſcheidet zunächſt die freie Vereinbarung ver Parteien; fonft 
ud ebenfalls 6 Proc. anzunehmen (8. 3 d. Geſetzes). Weber die Zeit der Entrich⸗ 


[U U} 


1 Deshalb ift auch in ben 88. 947 und 954 
ur im uneigentlihen Sinne von Zinfen Die Rede. 
2 Bol. Unterholzner, Schulbverhältnifie, I, 


16 fg. 

? De6 mwurbe der Henten: und Giltenfauf, 
bgleih er als ein Mittel benutt werben 
smnte, die Gelder verzinslich zu benuben, auf 
Infachen der Stabt Breslau und der Geift: 
let zu Merjeburg von den Bärften Martin V. 
a Calixtus III. (in den Jahren 1420 unt 
455) für erlaubt erflärt. (Unterholzner, a. a. 
2, &. 314). 

16, eine intereffante Zufammenftellung ber 
a giebenen neueren Geſetzgebungen hierliber 
xi Jaques, Die Wuchergeſetzgebung unb das 
Tril⸗ und Strafrecht (Wien 1867), S. 97 8. 
Rom noch das Geſetz vom 14. Nov. 1867 


für die Staaten des (feither fhon wieder imt 
Deutfhen Reiche aufgegangenen) Norddeutſchen 
Bundes kommt. 

5 Sierber find die 88. 990 und 991 zu 
rechnen. Vgl. die Bemerk. zu ben 88. 983— 
992. Wenn fich das Gefe vom 14. Dec. 1866, 
welches durch das Geſetz vom 14. Juni 1868 außer 
Kraft gefetst worden ift, wegen der principlofen 
Halbheit, Untlarheit und Dehnbarkeit feiner 
Beftinnmungen felbft unter den eifrigften Ver 
jechtern der Zinsfreiheit nır wenig Anbänger 
zu verfchaffen vermochte, fo gehört das letztere 
Geſetz, abgefehen von ben im Terte gerligten 
und einigen ftiliftifchen Deängeln (ſ. Randa, Zur 
Kritit des Gefetentmurfes betreffend die Auf- 
bebung ber Wuchergefetse, Wien 1868, ©. 


1 ig. 23) zu ben fortgefchrittenften dieſer Art. 


/ 


4 


7 
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tung der Zinfen entjcheivet die Willkür der Parteien. Es dürfen auch Zinfen im bone 
hinein ohne alle Beſchränkung abgezogen werben ($. 4 d. Geſetzes). In Ermang 
einer bejonderen vertragemäßigen ober Iegtwilligen Beſtimmung find die Zinfen >: 
Nüdzahlung des Kapitales und, wenn es fih um eine über ein Jahr dauernde Ber . 
bindlichkeit handelt, jährlich) nachträglich zu entrichten (8. 4 d. Gelee). Bei ver | 
Rückzahlung können Zinfen ganz oder theilmeife auch in der Art entrichtet werben, va 
eine größere Summe oder Menge oder Sachen einer befieren Gattung zurrüüderfnttet | 
werben ($. 5 d. Geſetzes). 

Zinfen find in derjelben Währung und in berjelben Gelbforte wie das Rayitel | 
ſelbſt zu entrichten ®, wenn nicht Die Parteien eine andere Verabredung getroffen haben. 

Vgl. aud) noch die Bemerk. zu den 88. 1335, 1336, 1368—1372. 


8. 1001. 
Form bes Schuldſcheines.' 


Damit ein Schuldfhein über einen Darlehnövertrag einen vollftänbigen Beweis mait, 
müflen darin ber eigentliche Darleiher oder Glänbiger fowol, als ber eigentlidde Auleiher 
oder Schuldner, der Gegenftand und Betrag bed Darlehns, umd, wenn es im Geld gegeben 
wird, die Gattung deflelben, wie aud alle anf die Zahlung ber Hanptſchuld ſowol, als au 
die etwa zu entrichtenden Zinfen fi beziehende Bedingungen redlih nad Deutlich beim 
werden. Die änßere, zur Beweislraft nöthige Form einer Schuldurtunde ſetzt die Geritht 
ordnung feit. 


8. 1001 enthalt unter der Rubrik: „Form des Schuldſcheines“ rückſichtlich 
Form blos eine Verweiſung auf die Gerichtsordnung und handelt ſeinem übri 
halte nach ausſchließlich von den inneren Erforderniſſen eines Schuldſcheines. * 
Schuldſchein, um einen vollſtändigen Beweis zu machen, d. h. um über alle wei 
lihen Punkte des Darlehns als Beweismittel benutzt werben zu können, dieſe cable 
müfle, ift ebenfo felbftverftänplih, als daß eine Urkunde über einen Kaufe und Miete 
vertrag 2c. die wejentlihen Punkte dieſer Verträge enthalten müfle Die Aufnahme 
biefes Paragraphen in das U. b. ©. B. am Ende des Hauptitüdes, weldes vom 
Darlehn handelt, erflärt fi daraus, daß die in den Lehrbücdern über röm. Recht am 
Schluſſe der Lehre vom Darlehn abgehanbelte Beſtimmung des röm. Rechts, daß die 
Beweiskraft einer Schuldurkunde zwei Jahre vom Ausſtellungstage mit ber excepto 
non numeratae pecuniae angefochten werden kann und vie Beweisfraft big bahn 
juspenbirt bleibt, negirt werden follte. 

Die Beweiskraft eines von einem Ehegatten zu Gunſten des Anderen abgege benes 
„Schuldbekenntniſſes“ iſt durch die Aufnahnme eines Notariatsactes bedingt (8. 1, lit.b 
des Gef. vom 25. Juli 1871, R. ©. Bl., Nr. 76)1. Auf den Reecchtstitel der gen 
derung, worliber das Sthulpbefenntnif ausgeftellt wird, kommt es nicht an. Am 
Darlehnsſchulden unter Ehegatten erfahren eine andere Behandlung, indem 
tie Gültigkeit des Vertrages durch die notarielle Erriditung bedingt if. E 
höchſt principlofe Unterfheidung, der man aber gleichwol nicht ausweichen Tann. Sal. 
die Bemerf. zu den 88F. 983—992, Anm. 12. 


ii Alam a 


° Daß Zinfen auch in derſelben Gelbforte I Wenn in biefem Geſetze bie „Guültiglei 
wie das Kapital zu entrichten find, ift ansbrid- | bes Schuldbelenntniffes von ber notariellen Er 
lich uageiproden im Hofd. vom 27. Dec. 1811 | richtung abhängig gemacht wird, fo gift Di 
(3. ©. S., Nr. 965). bei 88. 1225, 1226, Anm. 2 Geſagie. 
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Zweinndzwanzigſtes Hanpiſtück. 
Bon der Bevollmächtigung und anderen Arten der Geſchäftsführung. 


8. 1002. 
Bevollmädtigungävertrag. 
Der Vertrag, wodurch Jemand ein ihm anfgetragenes Geſchäſt im Namen bed Anderen 
m Beisrgung übernimmt, heißt Bevofimädtigungänertrag. 


8. 1008. 


Verſonen, welche zur Beforgung beſtimmter Geſchäfte öffentlich beſtellt worden, find 
üble, über einen darauf fi beziehenden Auftrag ohne Zögernug gegen deu Auftragenden 
I aatorũctlich zu erſlären, ob fie denſelben annehmen ober nit, widrigenfalls bleiben fie 
u Unftragenden für deu dadurch veranlaßten Nadtheil verantwortlich. 


8. 1004. 
Gintheilung ber Bevollmächtigung in eine unentgeltliche ober entgeltlide. 
tab für bie Velorgung eines fremden Gefchäftes entweder ausdrücklich aber nad dem 
Bude des Geſchäſtsträgers and; nur ſtillſchweigend eine Belshuung bedungen, fe gehört der 
Drireg zum den entgeltlichen, anßerdem aber zu den unentgeltlichen. 


8. 1008. 
Eintbeilung der Bevollmädtigung in eine münbliche ober fchriftliche. 
Bensttmädtigungsverträge Tönnen mündlich ober ſchriftlich geichloflen werden. Die von 
m Gewaltgeber dem Gewalthaber hierüber ansgeftelite Urkunde wird Vollmacht genannt. 


Rah röm. Recht war es zum Begriffe des Bevollmädtigungsvertrages (Mandate) 
Neientlich, daß ſich Jemand (Mandatar) einem Anderen (Mandanten) unentgeltlich 
verpflichtete, vechtlich beventfame Handlungen auszurichten. Wurde eine Entlohnung be- 
Mugen, fo traten andere Rechtöverhältniffe, und zwar in ber Regel das ter Dienft- 
Kieibe ein. Das öfterr. Recht fieht vom Momente der Unentgeltlichleit ab (88. 1002, 
004)®, und es find daher nad öfterr. Recht alle Verträge, gleichwiel ob entgeltliche 
der muentgeltliche, wodurch fid) Jemand zur Beforgung fremder Rechtsgeſchäfte ver- 

‚ als Mandate zu behandeln. 

Der Auftrag kann fih 1) auf Gefchäfte des Auftraggebers allein, oder 2) anf 
Beihäfte, welche dem Auftraggeber und einem Dritten oder 3) den Auftraggeber und 
em Beauftragten, oder 4) einem Dritten und dem Beauftragten gemeinſchaftlich find, 
Wer endlich 5) ben Beauftragten allein betreffen, beziehen. Smmer darf jedoch nicht 
Mes der Mandatar allein, fonvern es muß wenigftens zugleid) auch der Mandant ober 
ein Dritter ein vechtliches Intereffe an der Ausführung des Gefchäftes haben °. 

Da das Mandat ein zweifeitiges Rechtsgeſchäft ift, jo kommt es erft zu Stande, 
wen der Auftrag de8 Mandanten vom Mandatar angenommen wurde, mb es fteht 
dem Iesteren frei, den Auftrag anzunehmen over zurüdzumweifen, in der Regel aud), 





I Mendatum nisi gratuitum nullum est: | II, 586; Rod, Das Recht ber Forderung, III, 
‚Ma originem ex officio atque amicitia ha- | 446; Sintenis (2. Aufl.), II, 562 fg.; Arndts, 
kt Contrarium ergo est officio merces: | (5. Aufl.), 8. 291. 
iervenionte enim pecunia res ad locatio- 3 Ebenſo der Code civ. (art. 1986) und bas 
My et conductionem potins respicit. & 1. | Pr. 2, R. Bol. Koch, a. a. D., S. 447. 

4 D. mand. (17. 1). Bgl. Unterholzner, 3 Bol. Sintenis, Il, 566; Arndts, a. a. O. 
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ben an ihn ergangenen Antrag, ein Mandat zu übernehmen, ganz unbeantivorte 
laſſen, ohne für tie unterlaffene Bekanntgabe der Nichtannahme des Auftrages ver 
wortlid zu werden. Eine Verpflichtung, fi über die Annahme oder Nicdhtannahme ! 
Auftrages in einer den Umpftänden angemeffenen Yrift * zu erflären, liegt nur den ; 
Beſorgung beftimmter Geſchäfte öffentlich beftellten Perfonen, wie 3. B. Advolkaten, I 
taren ꝛc. ob, widrigens fie für den durch die Unterlaffung ihrer Erklärung dem U 
traggeber verurſachten Schaden einzuftehen haben ($. 1003). Der Umfang ihrer Erfa 
verbindfichkeit richtet fi uad) dem Grave ihres VBerfchuldens d. - 


8. 1006. 
Gintheilung ber Bevollmädtigung in eine allgemeine ober befonbere. 

Es gibt allgemeine und befondere Vollmachten, je nachdem Jemandem bie Beforge 
aller oder uur einiger Gefchäfte anvertraut wirb. Die befonderen Vollmachten Tännen bl 
gerichtliche oder blos anfergerichtliche Geſchäfte überhaupt, ober fie Tünnen einzelne An 
fegenheiten der einen oder der anderen Gattung zum Gegenftande haben.‘ 


8. 1007. 
Eintheilung der Bevslimädtigung In eine unumſchränkte aber beichränlte, 


Vollmachten werben eutweder mit anumfchräntter oder mit befchränkter Freiheit zu faul 
ertheilt. Durch bie erftere wird ber Gewalthaber berechtigt, das Geſchäft nad feinem bei 
Wiſſen uud Gewifien zn Yeiten; durch bie letztere aber werden ihm bie Grenzen, wie w 
and die Art, wie er daflelbe betreiben fol, vorgeſchrieben. 


$. 1008. 


Folgende Geſchäfte: wenn im Namen eines Anderen Sachen veränhert aber entgelil 
übernommen, Anleihen oder Darlehne geichlefien, Geld oder Geldeswerth erhoben, Pren 
anhängig gemacht, Eide anfgeiragen, angenommen oder zurückgeſchoben oder Bergleide | 
troffen werben ſollen, erfordern eine befondere, auf diefe Gattungen ber Geſchäfte Lanteı 
Vollmacht. Wenn aber eine Erbihaft unbedingt angenommen oder nanögefchlagen, "Geh 
ſchaftsverträge errichtet, Schenkungen gemacht, das Befngniß, einen Schiedsrichter zu wähl 
eingeräumt oder Nechte unentgeltlich aufgegeben werben follen, fo ift eine beſondere, auf d 
einzelne Geihäft ausgeſtellte Vollmacht nothwendig. Allgemeine, ſelbſt unbefgräntte Bi 
machten find in diefen Fällen nur hinreichend, wenn bie Gattung des Geſchäftes in der Vi 
macht ansgedrüdt worden ift. 


Die Bevollmächtigung kann fein: 

1) ein General» oder ein Specialmandat, je nachdem fie fich auf die Beforge 
aller Geſchäfte oder doc einer beftimmten Gattung von Geſchäften, over bloß a 
eine beſtimmte einzelne Handlung bezieht 1. 

In der Regel Tann die Ermächtigung zur Berrihtung eines beftimmten Red 
geihäftes in einer auf das beftimmte einzelne Geſchäft oder in einer anf eine beſtinn 
Gattung von Gefhäften, zu welchen das vorzunehmende gehört, oder endlich in ein 
auf ſämmtltche Gefchäfte lautenden Vollmacht gleich wirkſam ertheilt werden. Es gi 
jedoch Fälle, in welchen eine ganz allgemeine Vollmacht nicht genägt, fondern wenige 
bie Gattung des vorzunehmenden Gefchäftes ansgebrüdt fein muß (8. 1008, 1. Abfel 
und Fälle, in denen die Vollmacht entweder auf Das jfpecielle einzelne Gefchäft d 





* Diefe dürfte in ber Regel nad $. 862 zu | nahme einer beftimmten Gattung von Geſchi 
bemeſſen fein, jedoch mit beſonderer Berüdfich- | ten, endlich Specialvollmachten, welche ſiche 
tigung darauf, ob eine ſchnelle Beantwortung | die Vornahme einer einzelnen l 
nach ber Beſchaffenheit bes ſpeciellen Falles | ziehen. Nach dieſer Begriffsbeftimmung | 
anch wirklich dringend geboten war oder nicht. | greift das A. b. G. 2. im $. 1006 unter „A 

® Bol. die Bemerk. zu ben 88. 1293—1295. | gemeinen Vollmachten“ bie Univerfalvolime 

ı Einige umterfcheiden Univerfalvollmadhten, | ten, unter bem Gefammtausbrude „sefond 
welche fih auf die Beforgung aller Geſchäfte, | Vollmachten“ bie General» und Gpedaloı 
Generalvollmachten, welche fih auf bie Bor- ! machten, 
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af fünmtliche Gefchäfte einer Berjon, und überbies insbefondere auch auf jene Gattung 
om Gefchäften, zu welchen das vorzunehmende Gefchäft gehört, Tauten muß, um gültig 
ı fein (8. 1008, 2. Abfag?. Bol. auh 88. 76, 233 U. 5. ©. B., und Art. 42, 
3 mb 47 9. ©). 

2) Eine beichränfte oder eine unbefchränkte, je nachdem der Gewalthaber innerhalb 
5 Umfanges der ihm übertragenen Geſchäfte nicht weiter beſchränkt ift, fonbern ganz 
ich freiem Ermeſſen handeln kann, oder aud in biefer Beziehung die Grenzen feiner 
ollmacht vorgezeichnet erhalten hat ($. 1007). 

3) Eine wahre, wirklich ertheilte, oder vom Geſetze kraft rechtliher Vermuthung 
4 vorhanden angenommene, gegen welde Bermuthung entweder der Gegenbeweis 
Käfig ift (praesumptio juris), oder der Gegenbeweis gar nicht ftatthaft ift (prae- 
ımptio juris et de jure contrarü probationem non admittens). Fälle folcher recht⸗ 
4 vermutheten Vollmachten, gegen welche ber Gegenbeweis zulijfig ift, enthalten bie 
j. 1029—1033. Hätte hier der Gewalthaber eine bejchränftere Vollmacht ertheilt, 
r würde ihm der Beweis derfelben obliegen. Im Falle des Gelingens dieſes Beweifes 
äre die Ertheilung einer beſchränkteren al8 der gefetlih vermutheten Vollmacht als 
ziderruf der geſetzlich vermutheten anzuſehen und nad $. 1026 zu behandeln, ſodaß 
e von einem Dritten, welchem tiefe Beichränfung ohne fein Verſchulden unbelannt 
Slieben ift, mit dem Machthaber gefchlofienen Geſchäfte für den Madtgeber bemunge- 
htet verbindlich bleiben. Einen Sal, in welchem der Beweis der Nichteriftenz der 
oflmacht gar nicht zuläffig ift, enthält $. 1238. Der Mann gilt, folange die Che: 
zttin nicht widerrufen hat, als Berwalter des freien Vermögens derſelben. Bis zu 
ieſem Widerrufe ift e8 fo anzufehen, als ob vie Yrau dem Manne die Verwaltung 
icklich überlafien hätte. Die Unterlaffung des Witerrufes gilt als Zuftimmung zur 
rwaltung bes Mannes. Dit der Widerruf erfolgt, jo kommt ebenfalld $. 1026 
salog zur Anwendung ?. 

4) Rüdfichtlih der Form, in welcher das Mandat ertheilt wird, eine ausdrückliche 
Mina meigenbe, eine Eintheilung, welde an und für fi ziemlich bedeutungs- 
win®. 


5) Entweder eine offene oder geheime. 
8 1017—1019. 

6) Ein dem Deanpate ähnliches Kechtsverhältnig, welches jebod in vielen Be- 
ichungen ganz nach felbftänvigen Grundſätzen zu beurtheilen ift, liegt in der Gefchäfts- 
Khrung kraft öffentlichen Auftrages (8. 1034). 


Bgl. hierüber vie Bemerk. zu ben 





3 Das Gefe geht von ber Erwägung aus, 
5 man bei Ausſtellung einer Univerfalvoll 
act ohnehin fchon behutiamer zu Werke geht, 
id erllärt es daher in allen Ballen, in welchen 
nf eine Specialvollmadht erfordert wird, aud) 
x hinreichend, wenn in einer Univerfalvoll- 
acht zugleich insbejondere bie Gattung des 
treffenden Rechtsgeſchäftes ausgebrädt wird, 
nd in einer Vollmacht, welche nicht zu 
ach zur Führung valler Geſchäfte ermächtigt, 
0 beftimmte einzelne Geſchäft ausgedriidt fein 
me. Es genügt alfo iu ſämmtlichen im $. 1008 
ageführten Fällen eine Univerſalvollmacht, in 
zugleih bie in 8. 1008 angegebenen 
wihäfte ber Gattung nach angeführt fin. 
iegt eine Univerfalvollmacht nicht wor, fo ge: 
gt für die in ber erften Abtheilung biejes 
ersgraphen aufgezählten Fälle eine anf bie 
lettung berfelben lautenbe Bollmacht, rüdficht: 
ae in ber zweiten Abtheilung enthaltenen 
umß aber dann bie Bollmadt auf ben 
mereten Fall lauten. 


Mach preuß. Rechte gelten ald vermuthete 


Bevollmädtigte in folhen Fällen, welche keinen 
Auffchub Teiden und auch feine Specialvolf- 
macht erfordeın: 1) Blutsverwanbte in aufs 
und abfteigender Linie; 2) Eheleute; 3) Ge- 
ſchwiſter; 4) Geſchwiſterkinder erſten Grades; 
5) Schwiegerältern und Schwiegerkinder; 
6) Schwäger und Schwägerinnen; 7) Mit— 
eigenthilmer und Mitgenoſſen eines Proceſſes 
in Beziehuug auf ben gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtaud; 8) Verwalter, Buchhalter und Haus— 
officianten in Anſehung der ihnen von ihren 
Herren in ihrer Eigenſchaft anvertrauten Ge⸗ 
ſchäfte. Bol. Koch, a. a. O., S. 461 fg. 


Stillſchweigende und vermuthete Bevoll- 
mädtigung find feine fi bedenden Begriffe, 
indem bie ftilljchweigende Bevollmächtigung, 
wie jebe aubere hatjade, in der Regel erft 
eriviefen werben muß. Daß A. b. G. B. (vgl. 
bie Ueberſchrift zu 88. 1027 fg.) nimmt jedoch 
dieſe beiden Ausdrücke als gleichbedeutend und 
handelt unter der Ueberſchrift „ſtillſchweigende 
Bevollmächtigung“ von den Fällen der ver⸗ 


mutheten Bevollmächtigung. 
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8. 1009. 

Rechte und Verbinbliggkeiten bes Gewalthabers. 

Der Gewalthaber ift verpflichtet, das Geihäft, feinem Verſprechen und der erhalten 

Bollmacht gemäß, emfig und redlich zu beforgen, und allen ans dem Geſchüfte entipringeubes 

Nuten dem Machtgeber zn überlafien. Er ift, ob er gleih eine beſchränkte Bollmacht het, 

berechtigt, alle Mittel anzuwenden, bie mit der Natur des Geſchäftes nothwendig verbunden 

oder der erflärten Abſicht des Machtgeberd gemäß find. Ueberſchreitet er aber bie Grengen 
ber Vollmacht, fo haftet er für die Folgen. 


$. 1010. 


Trägt der Gewalthaber das Gefchäft ohne Noth einem Dritten anf, fo haftet er gm 
allein für dem Erfolg. Wird ihm aber bie Beſtellung eines Stellvertreters in ber Bolmett 
ausdrücklich geftattet oder durch bie Umſtände unvermeidlich, fo verantwortet er nur ein bei 
der Auswahl der Perſon begangenes Verſchulden. 


8. 1011. 


Wird mehreren Bevollmächtigten zugleich ein Geſchäft anfgetragen, fo iſt bie Mitwirkumg 
aller zur Gültigkeit des Geſchäftes und Verpflichtung des Machtgebers nothwendig, wen 
nicht ausdrädiih Einem oder Mehreren ans ihnen bie volle Befugniß in der Vokmadt er 
theilt worden ift. 

8. 1012. 


Der Gewalthaber ift ſchuldig, dem Machtgeber den durch fein Verſchulben werurfadten 
Schaden zu erfeßen umd bie bei dem Geſchäfte vorkommenden Nechnungen, fo oft biefer ed 
verlangt, vorzulegen, 

$. 1013. 


Gewalthaber find, außer dem im :8. 1004 enthaltenen Falle, nicht befugt, ihrer Be 
mühnng wegen eine Belohnung zu ‚fordern. Es ift ihnen nicht erlaubt, ohne Willen dei 
Madıtgebers in Rückſicht auf die Gefhäftsverwaltung von einem Dritten Geſchenle anzunchwen. 
Die erhaltenen werben zur Armenlaſſe eingezogen. 


Die Hauptverbindlichfeit des Mandatars. befteht in der Verpflichtung zur An 
führung des übernommenen Auftrages ($. 1009). Nach öfterr. Recht bat er ven Ar 
trag perfönli auszuführen, ausgenommen, es ift ihm die Beftellung eines Subftituten 
in der Vollmacht ausdrücklich geftattet oder durch die Umſtände unvermeidlich gemacht!. 
Iſt ihm die Beſtellung eines Subftituten geftattet, fo haftet er nur für ein Verſchulden 
im der Auswahl der Perfon; überträgt er das Geſchäft einem Anderen, wenn er e 
hätte felbft ausrichten follen und können, fo haftet er für deſſen Handlungen wie für 
feine eigenen, nur nicht für den Zufall ($. 1010) 2. Hat der Mandatar dem Auftrag 
gar nicht oder nur (quantitativ oder qualitativ) mangelhaft ausgeführt, fo hat er, we 
es nad) öſterr. Recht überhaupt bei allen obligatoriihen Nechtsverhältniffen Regel iß 
(88. 1012, 1295—1297 [vgl. die Bemerf. zu den 88. 1293—1295)), für allen den 
Mandanten wenn auch durd noch fo geringes Verſchulden (culpa levis) verurfachten 
Schaden zu haften ?®. 





ı Nach röm. Recht (vgl. Arndts, Pandelten, , falt zu Werke geht, an ber glücklichen vel 
8. 292) war ihm die Beftellung eines Subfti- | endung aber durch einen reinen Zufall wr 
tnten geftattet, wenn fie nicht auspritd = | hindert wirb, für biefen Zufall haften fel. 
Lich unterfagt worden war. Bol. jauch Der Mandant würde baburch in eine gänft 
. Art. 539. ©. ere Lage verjeist, als wenn er ſelbſt oder M 

2 Daffelbe gilt auch nach preuß. Recht. Bl. | Mandatar die Ausführung des Geſchäftes ihr 1 
Koh, Recht der Forderungen, III, 8. 287. — | nommen hätte. 
Anderer Anficht ift Stubenrauch, 1. Aufl., III, 3Auch nah röm. Recht hatte der Mas’ 
215; 2. Aufl., II, 1%. Es märg jedoch | batar omnem culpam und nicht blos diligen“ 
durchaus nicht abzufehen, wie der Mandatar, | tiam quam suis zu präftiren. Bgl. Unter 
welcher das Gejchäft einem Anderen iüberläßt, | holzner, a. a. O., &. 592; Sintenis, II, 61b⸗ 
ber bei Ausführung deſſelben mit aller Sorg- | Anm. 28. 
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Der Mandatar hat ferner alles herauszugeben, was er anläßlich des Mandats 
worben hat, ſodaß ihm daraus durchaus feine Bereiherung zufält. Er hat daher 
it der Sache felbft alles Zugehör und die Früdte und die von baaren Gelbe be- 
genen Zinfen herauszugeben (8. 1009). | 

Haben mehrere Perjonen ein Mandat übernommen, fo ift in der Regel die Mit: 
fung aller zur Gültigleit des Geſchäftes erforderlich (8. 1011); für den burd) ein 
Hälliges Berſchulden entflandenen Schaden hafteten nad) röm. Recht fümntlihe Mans 
tare folidarifch, nad) öfterr. Recht haftet jeder blos pro rata ($8. 889, 1303), aus: 
nommen fie hätten dolos gehandelt (8. 1302) *. 

Rüdfichtli) des $. 1013 vgl. die Bemerf. zu den 88. 1002—1005. 


8. 1014, 
Rechte und Verbinblichkeiten bes Gewaltgebers. 

Der Gewaligeber ift verbunden, dem Gewalthaber allen zur Beſorgung bes Geſchäſtes 
siäwenbig oder nützlich gemachten Aufwand, felbft bei fehlgeichlagenem Erfolge, zu erſetzen 
ıb ihm anf Berlangen zur Beſtreitnng der banren Auslagen auch einen angemeflenen Bor: 
iwü am leiften; er muß ferner allen durch fein Verſchulden entftandenen oder mit ber Erfül⸗ 
wg bes Anftraged verbundenen Schaden vergüten. 


8. 1015. 


Leidet ber Gewalthaber bei der Gelhäftsführung nur zufälligerweife Schaden, fo Tanz 
tin dem Falle, daß er dad Geſchäft unentgeltlich zu beforgen übernahm, einen.foldden Be» 

fordern, weldger ihm bei einem eutgeltlichen Vertrage zur Vergütung der Vemühnng nad 
ou höchſten Schätzungswerthe gebührt Haben würde. 


8. 1016. 


Neberfägreitet der Gewalthaber die Grenzen feiner Vollmacht, fo ift der Gewaltgeber nur 
ufelern verbunden, als er das Geſchäft genehmigt oder den aus dem Geſchäfte entftandenen 


Dertgetl ſich zuwendet. 


Der Mandant iſt dem Mandatar ſelbſt bei fehlgeſchlagenem Erfolge den anläß- 

ih der Gejchäftsbeforgung gemachten Aufwand, wenn er kein übermäßiger oder über: 

war, fowie den mit der Erfüllung des Auftrages an fih verbundenen, ober 

urch eigenes Verſchulden dem Mandatar zugefügten Schaden zu erjeten fchuldig 

8. 1014). Das Ausgelegte muß überdies ohne Weiteres, nicht blos wenn der Man: 

ant im Berzuge ift, verzinft werben, weil der Mandatar nur auf folde Art feinen 
ufwand voſſkommen erjegt befonmt 1. 

Zufällig erlittenen Schaden kann der Mandatar nur in Yale der unentgeltlichen 
ebernahme des Mandats und nur in der Höhe erfegt verlangen, als ihm, wenn das 
Ranbat entgeltlich geidyloflen worden wäre, nady dem hödften Schätzungswerthe feiner 
dienfte an Lohn gebühren würde ($. 1015). Da fid) der Mandatar durch die Ueber- 
ahme des Mandats blos zur perfünlihen Mühewaltung verpflichtet, jo kann er auch 
ar Beftreitung der mit der Gefchäftsführung vorausfichtlic werbundenen Baarauslagen 
men angemefienen Vorſchuß verlangen (&. 1014). Iſt für die Geſchäftsführung eine 
helehnung zu entrichten, fo müßte in Ermangelung einer vertragsmäßigen Beſtimmung 
iber den Zeitpunkt ber Entrihtung derſelben $. 1156 analog zur Anwendung 


Ueberfchreitet der Mandatar die Grenzen feiner Vollmacht (8. 1016), fo ift er in 
ung der mit Weberfchreitung der ihm übertragenen Befugniffe vorgenommenen Ge: 
Wäfte als Gefchäftsführer ohne Auftrag zu behandeln 2. 





Bgl. auch bie Bemerk. zu den 88. 961— ! Bgl. Unterholzner, II, 596 fg.; Sintenie, 
N. II, 578 89. * 
3 Bgl. die Bemerk. zu ben 88. 1035—1042. 
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8. 1017. 
Rechte und Verbindlichkeiten in Rückſicht eines Dritten. 


Yufofern ber Gewaltbaber nach dem Inhalte der Vollmacht ben Gewaligeber 4 
kann er ihm Rechte erwerben und Verbiudlichkeiten auflegen. Hat er ale inmerh 
Grenzen der offenen Vollmacht mit einem Dritten einen Vertrag geſchloſſen, fo Lamı 
dadurch gegründeten Rechte und Verbindlichkeiten dem Gewaltgeber nud dem Dritten 
aber dem Gewalthaber zu. Die dem Gewalthaber ertheilte geheime Vollmacht hat 
Rechte des Dritten Teinen Einfluß. " 


8. 1019. 


Auch in dem Falle, daß ber Gewaltgeber einen folhen Gewalthaber, ber fi fi 
verbinden unfähig ift, anfgeftelit hat, find bie innerhalb der Grenzen der Vollmacht gei 
nen Geſchäfte ſowol für ben Gewaltgeber, als für ben Dritten verbindfic. 


8. 1019. 


Wenn der Machthaber den Auftrag, einem Dritten einen Vortheil zuguwenden, e 
nnd angenommen bat, fo erlangt ber Dritte, fobald er von dem Machtgeber oder Med 
davon benachrichtigt worden ift, das Recht, gegen den Einen oder deu Anderen Ki 
führen. 


Nah öſterr. Recht werben durdy den innerhalb der Grenzen der Vollmac 
gefchloffenen Vertrag der Mandant und der Dritte, mit weldem der Bertrag 
ſchloſſen wurde, unmittelbar beredytigt und verpflichtet 6 1017) !. 

Da der Mandatar als eine Perfon mit dem Mandanten angefehen wir 
blos als Repräfentant deſſelben in Betracht kommt, für ſich felbft aber weder ber 
noch verpflichtet wird, fo fommt es bei der Beurtheilung der Gültigfeit der vom 
datar mit dritten Perſonen abgejchloffenen Rechtsgeſchäfte lediglich auf die Recht 
Handlungsfähigkeit des Mandanten und nicht auf die des Mandatars an ($. 1( 

Es kann der Fall vorkommen, daß der Mandant dem Dritten, mit welde 
Rechtsgeſchäft gejchloffen werden fol, den Umfang der Bevollmächtigung des V 
tars auf was immer für eine Art entweder felbft befannt gibt, oder durch ander 
fonen, möglicherweife auch durch den Mandatar felbft bekannt geben läßt, in 
legterem Falle demfelben zu feiner Legitimation in der Regel eine fehriftliche Bo; 
eingehänbigt wirt, dem Mandatar felbft aber entweder eine befchränftere ode 
wäitergehende Ermächtigung ertheilt, welcher widerſprechende Auftrag dem Dritte 
befannt gegeben wird. Man bezeichnet die dritten Perſonen bekannt gegebene 
madıt al8 offene, vie lettere al geheime Vollmacht. Da die geheime Bol 
aufhört eine geheime zu fein, und zur offenen wird, wenn fie dem Dritten vom 
datar befannt gegeben wird, fo ift in dem Falle, daß der Mandatar bie ihm a 
geheime Vollmacht dennoch nicht geheim gehalten, fondern fie dem Dritten mit 
hat, die Gültigkeit des Rechtsgeſchäftes nur nad dieſer zu beurtbeilen. Wurd 
bie geheime Vollmacht bei Abſchluß des Rechtsgeſchäftes wirklich geheim gehalt 
kann aud eine ſolche geheime Vollmacht auf die Gültigkeit des innerhalb der G 
ver offenen Vollmacht geſchloſſenen Rechtsgeſchäftes Feinen Einfluß üben ($. 10 

In der Beitimmung des 8. 1019 liegt feine Ausnahme von der Reg 
8. 881, indem im alle des 8. 881 zwei einander jelbftändig gegenüberftehenpe 


ı Nach älterem röm. Recht ‚hatte der Dritte | Anm.; Koh, Recht ber Forderungen 
nur ein Klagreit gegen den Manbatar, und | $. 289. 

ebenfo ber Mandant ohne Ceſſion bes Manba- 2 Dagegen ift die Hanblungsunfähigt 
tar® fein Klagrecht gegen ;den Dritten. Nah | Mandatare allerdings von Einfluß aı 
neuerem rom. Recht ftand dem Manbatar in | Nechtsverhältnig deffelben zum Mani 
ber Regel eine actio utilis gegen den Dritte | Ein Mandatar, welcher fich überhaup 
zu und hatte ber Dritte die Wahl, ob er den | redhtsfräftig verpflichten kann, kann fie 
Mandanten oder ben ‚Mandatar als feinen | durch Uebernabme eines Mandate nid 
eigentlichen Kontrahenten belangen wollte. Bgl. | pflichten. 

Arndıe, 8$. 292, 293; Bangerow, III, $. 661, 
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erforderlich find, von denen ber eine fi von dem anderen eine aus 
jenem Vermögen an einen Dritten zu erftattende Leiftung verfprechen Täßt, 
im alle des 8. 1019 Gewaltgeber und Gewalthaber dem Dritten gegenüber 
: Berfon vorftellen, daher gar Niemand vorhanden ift, der wie bei der Ber- 
gung zu Gunſten eines Dritten als deſſen neg. gestor auftreten Tönnte, der 
er auch nicht verpflichtet ift, die Leiftung aus eigenem Berfuögen vorzunehmen, 
ich dieſelbe vom Gewaltgeber vorjchiegen oder doch den Erfat des Geleifteten 
am (8. 1014), und der eigentlich Verſprechende daher ver Machtgeber ift. 
Auffaffung des A. b. © B. in der Beftimmung des $. 1019 ift: Dadurch, 
and den Auftrag annimmt, eine Leiftung «an einen Dritten vorzunehmen, er. 
e Dritte noch fein Recht auf Erfüllung derſelben. Erſt wenn diefer Dritte 
vom Auftraggeber oder deſſen Machthaber hiervon benadhrichtigt wirb, wirb 
ſachrichtigung von Seite des Machtgebers oder feines Machthabers eine Ver⸗ 
te, und der Dritte erlangt, die ausbrüdliche oder ftillfehweigende Annahme 
ferte voransgefegt, ein Recht, beide, fowol Machtgeber als Machthaber, auf Er⸗ 
e8 Berfprehens zu belangen und zwar den Machtgeber deshalb, weil er immer 
igentliche Berpflichtete erjcheint und dem Machthaber für den gemachten Auf: 
aupflichtig bleibt; den Machthaber aber aus dem Grunde, weil die dem Macht: 
ven den Machthaber zuftehenden Rechte auf Ausführung des Auftrages durch 
chrichtigung des Dritten von Seite des Machtgebers, oder feines Machthabers, 
Dritte das Verſprechen überhaupt annimmt, an den Dritten übertragen an⸗ 
verden müflen. Dabei muß jedoch als felbftverftändlih angenommen werben, 
Machtgeber nicht entweder ausprüdlich erflärt hat, oder aus den Umſtänden 
»t hervorleuchtet, daß ex nicht perfönlich in Anfpruch genommen werben wolle, 
nn er dem Machthaber den Auftrag ertheilt, eine beftimmte, ihm zur Aufbe⸗ 
übergebene Sache auszufolgen. Auch barf die an den Dritten zu erfolgende 
für diefen kein bloßes Geſchenk fein, oder e8 müßte entweder eine Sache vom 
er dem Machthaber behufs ſchenkungsweiſer Uebergabe an den Dritten wirklich 
, oder bie für Schenkungen vorgefchriebene Form beobachtet worden fein. 


8. 1020, 
Auflöfung bed Vertrages burd ben Wiberruf. 
ebt dem Machtgeber frei, die Vollmacht nad Belieben zu widerrufen, doch muß er 
ilthaber nicht nur die in der Zwiſchenzeit gehabten Koften und den fonft erlittenen 
rſetzen, fondern and, einen der Bemühung angemeflenen Theil der Belohnung ent: 
Diefes findet and) dann ftatt, wenn die Vollendung des Geſchäftes durch einen Zu⸗ 
ıdert worden ift. 


8. 1021. 
Auflöfung bes Vertrages durch bie Auffünbigung. 
der Machthaber Taun die angenommene Vollmacht auflündigen. Wenn er fie aber 
dung des ihm insbefondere anfgetragenen oder vermöge der allgemeinen Vollmacht 
zen Geſchäftes auflündigt, fo muß er, dafern nicht ein unvorgefehenes und unver⸗ 
Hinderniß eingetreten ift, allen daraus entftandenen Schaden erſetzen. 


8. 1022. 
Auflöfung bed Vertrages durch ben Tod. 
er Kegel wird die Vollmacht ſowol durd; den Tod deö Gewaltgebers, als des Ge⸗ 
8 aufgehoben. Lußt fid aber das angefangene Gefhäft ohne ‚offenbaren Nachtheil 
wicht nuterbrechen oder erftredt fidh die Vollmacht felbit auf deu Sterbefall des Ge: 
3, fs bat der Gewalthaber dad Recht nnd die Pflicht, das Gefhäft zu vollenden. 


8. 1023. 


son einem Körper (Gemeinſchaft) ansgeitellten und ibernommenen Vollmachten werden 
Erlöihung der Gemeiuſchaft aufgehoben, 
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5. 1024. 
Auflöfung bes Vertrages burch Concurs. 

Verfällt der Madigeber in Coucurs, fo find alle Handlungen, bie ber Gewalthabe 
Sunbmadung des Conenrfes im Namen des Eoncuröfchänlbners unternommen hat, ohne! 
Iraft. Ebeuſo erklärt die Verhäugung des Concurſes über das Vermögen bed Macht! 
ſchon au und für ſich die ertheilte Bollmacht für aufgehoben. 


8. 1025. 
Inwiefern bie Berbinblichleit fortbauere. 

Bird die Vollmacht durch Wiberenf, Auffündigung ober durch ben Tob des Gewalt 
ober Gewalthabers aufgehoben, fo mäflen doch die Geſchäfte, welde leinen Anufigub | 
fo lange forigefett werden, bis von dem Machtgeber aber deſſen Erben eine andere Ber 
getroffen worden ift oder füglich getroffen werben Tonute. 


8. 1026. 


Auch bleiben Die mit einem Dritten, dem bie Aufhebung ber Vollmacht ohne feiı 
ſchulden unbelannt war, geſchlofſenen Verträge verbindlich und ber Gewaltgeber Yaı 
nur bei dem Gewalthaber, ber die Anfhebnug verichwiegen bat, wegen feines Ed 
erholen. 


Das Mandat erlifht: 1) durch Erfüllung des übernommenen Auftrages oder 
eingetretene Unmöglichkeit ver Ausführung; 2) wenn es auf Begründung eines bau 
obligatorifchen Hechtöverhältniffes gerichtet ift, durch wechjelfeitige Uebereinkunft; 8) 
einjeitigen Widerruf von Seite des Mandanten (revocatio) ($. 1020); 4) durch ein 
Auffündigung durd den Mandatar (renuntiatio), welche jedoch nicht zur Unzeit, d. | 
fo erfolgen darf, dag der Mandant noch rechtzeitig Vorkehrungen treffen Tann. 
Mandatar hat daher insbejondere, wenn er ein von ihm übernommenes Manbı 
Beſorgung eines beftimmten Gefchäftes, oder ein allgemeines Mandat, auf Grund 
er bereits die Ausführung eines beftimmten Gefchäftes begonnen hat, vor Volle 
deſſelben, außer im alle eines bei Uebernahme des Mandats nicht vorhergefe 
und nicht zu befeitigenden Hinderniſſes der Vollendung, kündigt, für allen dur 
Kündigung entftandenen Schaden zu haften (8. 1021). 5) Durch Erlöfchun 
juriftifchen Berfon, von welder das Mandat ertheilt wurde ($. 1023), fowie dur 
Tod ded Mandanten ? oder Mandatars; durch den Tod des Mandanten jedod 
dann, wenn das Mandat nicht auch auf deſſen Todesfall ertheilt wide (8. 1 
Die Vorschrift, daß der Mandatar oder deſſen Erben die Gejchäfte, welche keinen 
ſchub erleiden, bis der Mandant oder deſſen Erben eine andere Verfügung get 
haben, oder doch treffen Tonnten, fortzufähren haben, kommt auch beim Erlöſche 
Mandats durch mechjelfeitige Webereinkunft, Widerruf deſſelben durch den Mandı 
Erlöfhung juriftiiher Perfonen oder ben Tod des Mandanten zur Anwendung (88. 
und 1025). 6) Durd Eröffnung des Concurfes über das Bermögen des Mant 
oder des Mandatars ($. 1024). 

Die von einen Vormunde oder Curator ertheilte Vollmacht erlifcht nidht von 
wenn der Pflegebefohlene die Handlungsfähigkeit erlangt ?. Auch erlifcht die Boll 
nicht daburdy, daß der Mandant oder Mandatar handlungsunfähig wird ®. 


! Eine Ausnahme tritt nad Handelsrecht 
ein, Art. 54, 297 9. ©. 

2 Diefer Anfiht ift auch fürs Pr. L. R. 
Förſter, II, 8. 147, &, 323. Anderer Anficht 
ift Koh, Anm. 38 zu 8. 196, I, 13. 

° Die entgegengejehte Beftimmung enthält 
8.196, I, 13, des Pr. L. R. Allein im Weſen 
bes Mandate ift bies durchaus nicht gelegen. 
Warum fſoll 3. B. nit Jemand einen jungen 
Mann unter 24 Jahren zum Abfchluffe von 


Rechtsgeſchäften verwenden? Der m 
jährige Geſchäftsführer wird zwar fein 
dem Geſchäftsherrn gegenüber nicht bi 
ber Geſchäftsherr aber wird britten Pa 
gegenüber durch die von feinem hand! 
unfähigen Machthaber geihtoffenen Ge 
ohne Weiteres verpflichtet. elbſtverſt 
muß ber Machthaber aber wenigftens bie u 
geiftige Entwidelung befiten, einer beu 
und beftimmten Willenserllärung fähig | 
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m Binwegfallen des Mandate erlifht auch die Subftitution. Die bereits 
gegenfeitigen Rechtsanſprüche des Mandanten und Mandatars werben 
ufheburig des Mandats nicht berührt (8. 1020), auch bleiben Rechts⸗ 
(he mit einem Dritten, dem die Aufhebung der Vollmacht ohne fein Ber- 
ekannt geblieben ift, gefchloffen wurden, für den Mandanten verbindlich 


8. 1027. 
Stillſchweigende Bevollmächtigung ber Dienftperfonen. 


iejem Hanptftüde enthaltenen Vorfchriften haben auch ihre Anwendung auf bie 
einer Handlung, eines Schiffes, Kanfladend oder anberen Gewerbed, welche bie 
inem Factor, Schiffer, Zadendiener oder anderen Gefchäftsträgern anvertrauen. 


8. 1028: 
te folder Geihäftsführer find vorzüglich ans der Urkunde ihrer Veftellung, ber: 
Handelälenten das ordentlich Tundgemachte Befugniß der Unterzeichnung (Firma) 
ilen. 


8. 1029. 
zollmacht nicht ſchriftlich gegeben worden, fo wird ihr Umfang ans dem Gegen⸗ 
8 der Natur des Geſchäftes beurtheilt. Wer einem Anderen eine Verwaltung 
t, von bem wird vermnthet, daß er ihm and die Macht eingeräumt babe, alles 
thun, was dic Verwaltung felbft erfordert und was gewöhnlich damit verbunden 


$. 1030. 
ber Eigenthümer einer Haublung oder eines Gewerbes feinem Diener der 
saren im Laden oder außer bemfelben zu verlaufen, fo wird vermmuibet, daß fie 
ſeien, bie Bezahlung zu empfangen und Onitinngen dagegen andzuftehlen. 


8. 1031. 
macht, Waaren im Namen deö Eigenthümers zu verlaufen, erſtredt fi aber 
Recht, in feinem Namen Waaren einzulanfen; auch dürfen Fuhrlente weder den 
nen anvertrauten Güter beziehen, noch Geld darauf anleiben, wenn es nicht 
ı Frachtbriefen beſtimmt worden ift. 


8. 1082. 
er und Familienhäupter find nicht verbunden, dad, was von ihren Dien tperſouen 
Hausgenofſen in ihrem Namen auf Borg genommen wird, zu bezahlen. Der 
n ſolchen Fällen den gemachten Auftrag erweifen. 


8. 1033. 
ber zwiſchen dem Borgnehmer und dem Borggeber cin anßerordentliches Ein: 
werin die auögeborgten Sachen aufgezeichnet werden, jo gilt die Vermuthung, 
ebringer dieſes Buches bevollmädtigt fei, die Waare auf Borg zu nehmen. 


erüber die Art. 42, 43, 46, 47, 49, 50, 51 und 58 9. ©., und die 
3. 1006. 
8. 1034. 

Gerichtliche und gefeglihe Bevollmächtigung. 
rt ber Vormünder und Guratoren, die Gefhäfte ihrer Pflegebefohlenen zu ver: 
bet fi anf die Anordnung des Gerichtes, von welchem fie beſtellt find. Dem 
uw Chemaune wird dad Befugniß zur Vertretung des Kindes und der Gattin von 
Ingeräumt, SHierüber find die Vorſchriften am deu gehörigen Orten enthalten, 
er, Commentar. 2. Aufl. 32 
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8. 1085. 
Geigäftstährung ohne Auftrag. 
Wer weber durch ansdrücklichen ober ſtillſchweigenden Bertrag, nad vom Geriät: 
and dem Geſetze das Befuguii erhalten bat, darf der Regel ua ſich in bus Geſchäl 
Anderen nicht mengen. Hätte er ſich deſſen angemaßt, je ik cr für ale Folgen verauin 





$. 1036. 
Geſchäftsführung im Notbfallc. 

Wer, sobgleich unbernfen, ein frembed Geſchäft zur Abwendung eines bevorſt 
Schadens beforgt, dem ift derjenige, deſſen Geſchäft er beſorgt Hat, dem netkwendig 
zweiimäßig gemadten Aufwand zu erſetzen ſchuldig, wenngleich die Bemübung ohr 
ſchulden fruchtlos geblieben ift (8. 403). 


$. 1037, 
Geſchäftsführung zum Rutzen bes Anberen. 
Ber fremde Geichäfte blos, um den Nuten deö Anderen zu befördern, übernehm 
ſoll fih um deſſen Einwilligung bewerben. Hat der Geſchäftsführer zwar dieſe 8: 
nuterlaflen, aber bad Geſchäft anf feine Koften zu des Anberen Tarem überwiegend 
theile geführt, fo müſſen ihm von diefem die darauf verwendeten Koſten erſetzt werke 


8. 1088. 


Iſt aber der überwiegende Vortheil nicht klar ober hat der Geſchäftsführer eigen 
fo wichtige Verändernugen in einer fremden Sache vorgenommen, baß die Ende dem | 
zu dem Zwede, wozu er fie bisher benntzte, unbrauchbar wird, fo ift diefer zu Teimem 
verbunden; er Tanı vielmehr verlangen, daß der Geſchäftsführer auf eigene Koſten bi 
in ben vorigen Stand zurüdiege, aber, wenn bad nicht möglich iR, ihm volle Gcum 
leiſte. 

8. 1039. 


Wer ein fremdes Geſchäft ohne Auftrag auf ſich genommen hat, muß es bis zu 
endung fortſetzen und gleich einem Vevollmächtigten genane Rechmmug darüber ablegeı 


8. 1040. 
Geſchäftaführung gegen den Willen des Anberen. 

Wenn Jemand gegen den gültig erflärten Willen des Eigenthümers ſich eines | 
Geſchäftes anmaßt oder den zeitlichen Bevollmächtigten durch eine ſolche Einmengung 
Beforgung des Geſchäftes verhindert, fo verantwortet er nicht nur ben bierans erw 
Schaden und entgangenen Gewinn, fondern er verliert and den gemachten Aufwand, i 
er nicht in Natur zurüdgenommen werden Tann. 


8. 1041. 
Verwenbung einer Sade zum NRugen bes Anderen. 

Wenn ohne Geihäftsführung eine Sache zum Nuten eines Anderen verwendet ' 
in, fo Tann der Eigenthümer fie in Natur, oder, wenn diefes nicht mehr geſchehen Tan 
Werth verlangen, den fie zur Zeit ber Verwendung gehabt hat, obgleich ber Nuten 
Folge vereitelt worden ift. 

8. 1042. 

Wer für einen Anderen einen Aufwand macht, den diefer nad dem Geſetze ſelb 
machen müſſen, hat das Recht, den Erſatz zu fordern. 

Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag (negotiorum gestio) iſt vorhanden, wenn 9 
(negotiorum gestor) Geſchäfte eines Anderen (dominus negotii), ohne Auftra— 
erhalten zu haben, beforgt. Weſentlich ift alſo die Beforgung fremder Geſchäft 
mögen nun vechtliher oder factiicher Natur fein. Im Allgemeinen gilt vie Rege 
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ſich Niemand unberufen in die Angelegenheiten eines Anderen zu mengen habe (8. 1035), 
wub derjenige, ber dies gethan, dem Geſchäftsherrn allen, felbft zufälligen Schaden und 
entgangenen Gewinn zu erfeßen habe, wenn diefer ohne die Einmengung des Gefchäfts- 
führer8 nicht entſtanden wäre (88. 1035 a. E., 1038). Dies gilt insbefonvere, wenn 
Jemand mit einer fremben Sache fo wichtige Veränderungen vorgenommen bat, daß fie 
ihrer bisherigen Beftimmung unbraudybar wird — in weldhem Yalle vor allem die 
erfeßung der Sachen in den vorigen Stand begehrt werden kann (8. 1038) —, ober 

wenn gegen den gültig erklärten Willen des Gefchäftsheren gehandelt, oder der hierzu 
Bevollmächtigte durch die unbefugte Einmengung am Handeln verhindert wurde (8. 1040). 
Ja beiden Teßteren Fällen wird der Gefchäftsführer fogar auch noch des Anfpruches auf 
kErſatz des fonft zwedmäßig gemachten Aufwandes verluftig, welder nicht in Natur 
püdgenommen werten kann ($. 1040 a. E.). 

Bon diefem Berbote der Einmengung in fremde Angelegenheiten und ben daran 
Kanten Rechtsfolgen beftehen jedoch aus Rückſichten der Zweckmäßigkeit und Billigkeit 
[gende Ausnahmen. Wurde durch die Geſchäftsführung die Abwendung eines brohen- 
den Schadens bezweckt, jo kann der Gefchäftsführer von dem Gefchäftsheren den Erfag 
des nothwendigen und zwedmäßig gemachten Aufwandes verlangen, felbft wenn feine 
Bemüsung ohne Erfolg geblieben ift, und geht- jomit der Zufall auf Rechnung des Ge- 
Mäftsherrn (8. 1036). Hat der Gefchäftsführer zwar nicht zur Abwendung eines be- 

en Schadens gehandelt, fondern ein für den Gejhäftsheren blos ‚nützliches 
Geſchaͤft beforgt, fo gebührt ihm der Erfat feines zwedmäßig gemachten Aufwandes 
nur dann, wenn das Geſchäft wirklid, zum entichiedenen Bortheile ? des Gefchäftsheren 
Ende geführt wurde (88.1037, 1038). Der Gefhäftsführer trägt alfo hier gleich- 
—* den bis zur Beendigung des Geſchäftes eingetretenen Zufall (arg. 8. 1041). 

Selbſtverſtändliche Vorausſetzung dieſer Erſatzanſprüche des Geſchäftsführers iſt 

immer, daß er nicht etwa aus reiner Liberalität gehandelt hat ?. 
Der Geſchaftsführer hat das angefangene Geſchäft bis zur Vollendung fortzufegen 
und wird rüdfihtlih feiner Berbinplichkeiten gegenüber dem Geſchäftsherrn als Man- 
datar behandelt (8. 1039), während ber Gejchäftsherr nicht als Mandant, fondern nad) 
den Grundſatzen ber 88. 1036 — 1038 beurtheilt wird. 

Rah röm. Recht haftete der Geſchäftsführer, welcher ſich der Geſchäftsführung 
mterzogen hatte, um von dem Geſchaftsherrn einen drohenden Nachtheil abzuhalten, 
blos für grobes Verjchulden . Das öſterr. Recht kennt dieſe Unterſcheidung nicht, 
ſendern er bat, da jeder Gefchäftsführer, ohne Unterſchied, als Mandatar behandelt 
wird, als folder für jedes Verſchulden zu haften *. 

Durch nahträglihe [Genehmigung (ratihabitio) der Gefhäftsführung ohne 
Kaftrag wird fie für den Geſchäftsherrn gerade fo wirkſam, ald wenn der Geſchäfts— 
führer beauftragt gewelen wäre. Das vom Gefchäftsführer ohne Auftrag gefchloflene 
Geihäft wird mit Rüdbeziehung der Genehmigung auf ben Zeitpunkt des Ge— 
Häftsahfchluffes als in feinen Auftrage vorgenommen behandelt und ver Gefchäftsherr 
Immt Dritten gegenüber in die Stellung eines Mandanten. Yür den Gefchäftsführer 
Runen jedoch dadurch leinerlei Nachtheile erwachſen ®. 

Lag keine Gefchäftsflihrung ohne Auftrag vor, fo konnte nach röm. Recht derjenige, 





1 O5 etwas zum Nuten bes Geſchäftsherrn Obſtg. Entf. vom 29. März 1864, 3. 1911; 
führt worden, ift objectiv, jeboh mit Gflafer, Unger und Walther, IV, Nr. 1889, 
tigung der concreten Berhältniffe des die von der Mutter eines außerehelichen Kin- 
Geihäftsherm und nicht nach deſſen fubjectivem des 25 Jahre nach ber Geburt beffelben über- 
Ermeflen zu beurtheilen. Bol. Windfcheid, II, reichte Klage auf Erfat bes bis zum 14, Lebens⸗ 
Aufl., 1868), $. 430, Anm. 17; Förfter, jahre des Kindes beftrittenen Aufwandes ab- 
rie des preuß. Privatrechts, IT (1869), gewieſen. Pol. dazu Windſcheid, II(2.Aufl. 1868), 
8. 1499, S. 433 fg., während Andere, fo $. 430, 3. 2, 8. 431. 
Chambon, Die negotiorum gestio (Leipzig,1848), 2 Bol. Arndts, Bandelten, 8. 297. 
8.7; Aubfirat, im Archiv für civ. Praris, 4 Bol. die Bemerk. zu den 88. 1009—1013 
XXXII (1849), 184 fg., XXXIII (1850, d.W. 
% fg., XXXIV (1851), 59 fg. den Willen 5 Bol. über diefe fehr ftreitige Frage Van: 
für allein entfcheidend halten. gerow, III, 8. 664, Anm., Abfat III (S. 524 fg.). 
2 Bon biefem Gefihtspunfte wurde mit 
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in beffen Vermögen durch die Geſchäftsführung eines Anderen eine Bereicherung g 
fommen war, nur unter der Borausfegung eines befonderen obligatorifhen Verpflichtung: 
grundes auf Herausgabe diefer Bereicherung belangt werben *. Das öfter. 

(ebenfo das Pr. 2. R.7) unterfcheidet die in rem versio in diefer Beziehung nicht ve 
der Gefchäftsführung ohne Auftrag und geftattet ganz ohne weitere Unterſcheidung d 
Rüdforderung der zum Nutzen eines Anderen verwendeten Sache ober eine Klage aı 
Erfag des Werthes berfelben, je nachdem fie noch in Natur vorhanden ift oder nid 
(8. 1041), fowie auf den Erſatz des für einen Anderen gemachten Aufwandes, weld« 


viefer nach dem Geſetze felbft hätte machen müfjen ($. 1042). 


8. 1048. 


Hat Iemand in einem Nothfelle, um einen größeren Schaden von fid und Auder 
abzuwenden, fein Eigentum anfgeopfert, fo müflen ihn Alle, welche darans Vortheil zuge 
verhältuigmäßig entichäbigen. Die ausführlichere Anwendung diefer Vorſchrift auf Seegefahr 
ift ein Gegenſtand der Seegeſetze. 

8. 1044. 

Die Vertheilung der Kriegsſchäden wird nach befonderen Vorſchriften von ben politiſch 
Behörden beftimmt. 

Nach einer aus dem Seerechte der Inſel Rhodus in das röm. Hecht und ve 
biefem in alle Particularredhte Übergegangenen Billigfeitöregel (lex Rhodia de jactı 
fol, wenn bei einer Seegefahr zur Rettung des Schiffes Sachen abfihtlih und m 
Erfolg preiögegeben wurden, ber Berluft von den Eigenthümern bes Schiffes und de 
Ladung nad Verhältniß des Werthes der aufgeopferten und geretteten Sachen getrage 
werben. Diefe Rechtsregel wurde von mandyen neueren Geſetzgebungen aud auf je 
damna terrestria, namentlich Feuer⸗, Waffer- und Ariegeinihen ausgebehnt, obwe 
bier nur in ben feltenften Fällen eine folche Gleichheit der Gefahr wie zur See a 
treten wird !. 

Auch das öſterr. Recht hat diefe Rechtsregel generalifirt. Sie kommt überall zu 
Anwendung, wo Jemand in einen Nothfalle, um einen größeren Schaden von fid um 
Anderen abzuwenden, fein Eigenthum aufgeopfert hat ($. 1043). Borausfegung i 
1) wirflih allen Imterefienten gemeinfame Gefahr; 2) das Eigentum muß gefliffen! 
fh zur Abwenbung dieſer gemeinfamen Gefahr aufgeopfert und nicht zufällig 3 
Grunde gegangen fein; 3) die Verwendung muß von Gefolg begleitet gewefen fein. 


Die politiihen Vorſchriften, auf welche 8. 1044 verweilt, beſchränken fich auf di 
Allerd. E. vom 5. April 1816 und Hof. vom 16. April 1821, in welchen jebed 
über die Pertheilung der Kriegsſchäden unter die Beſchädigten nichts enthalten if 
fondern blos beftimmt wird, daß das Aerar nur jenen Schaden ar dem Grunbeigen 
thum zu vergäten babe, welcher auf Anorbnung der Befehlshaber zur Beförderung ver 
Kriegsoperationen verurfadt wurde. Im allen übrigen Fällen können nur die Truppe 
befehlshaber jelbft, infofern ihnen Berfchulden zur Laft fällt, zur Verantwortung ge 
zogen werben. 





° His solis pecunis condicitur, quibus I Ganz beftritten wird bie Möglichkeit eian 
quoquo modo soluta est, non quibus quibus ſolchen Gleichheit ber Gefahr von Puchte, a & 
proficit 1. 49 D. de cond. indeb. (12. 6). | O., $. 368 a. & Bol. Arndts, Panbelten, 
Bol. Puchta, Bandelten, 8. 279, Anm. h. 8. 316. 

T Bol. Koh, Recht ber Forderungen, IIL, 

8. 291, ©. 49, 
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Dreiundzwanzigfies Haupiſtück. 
Bon dem Zaufchvertrage. 


8. 1045. 
Tauſch. 


nid iſt ein Vertrag, wodurch eine Sache gegen eine andere Sache überlafſen wird. 
e Hebergabe iſt nicht zur Errichtung, fondern une zur Erfüllung des Taufhner- 
ur Ermwerbung des Eigenthumes nothwendig. 


$. 1046. 


[8 ift kein Gegenſtand des Tanfchvertrages, doch Iafien fi Gold und Silber als 
und felbft als Münzforten infoweit vertaufhen, als fie nur gegen andere Münz⸗ 
yene nämlich gegen filberne, kleinere gegen größere Stüde verwechſelt werben 


8. 1047. 
Rechte und Pflichten ber Tauſchenden. 


ide ſind vermöge des Vertrages verpflichtet, die vertanſchten Sachen der Verab⸗ 
z mit ihren Beſtandtheilen und mit allem Zugehör, zu rechter Zeit, am gehörigen 
eben dem Zuftande, in welchem fie fi bei Schließung des Vertrages befunden 
freien Befige zu übergeben und zu übernehmen. Wer feine Verpflichtung zu er: 
äßt, haftet dem Anderen für Schaden und entgangenen Nuten. 


vertrag im Allgemeinen ift jener Vertrag, wodurd fi) jeder Contrahent zu 
ng als Aequivalent fiir die Leiftung des Anderen verpflichtet ($. 1045) 1. 
m „Inhalte der gegenfeitigen Leiſtungen haben ſich beſondere Begriffe und 
für die einzelnen Arten der Tauſchgeſchäfte herausgebildet, wie z. B. für 
von Geld gegen Sachen (Kauf), —* gegen den zeitigen Gebrauch einer 
gegen Leiſtung von Dienſten (Miethe) ꝛc. Nur ſoweit dies nicht geſchehen 
Tauſchvertrag ſeine urſprünglichen Eigenthümlichkeiten beibehalten, und dieſes 
der Fall, wenn beide Leiſtungen denſelben Charakter des Preiſes und der 
eich tragen?. Auch das Geld kann zugleich als Waare und als Preis in 
nmen und infofern - können auch über gegenfeitige Leiftungen in Geld Tauſch- 
chloſſen werben ($. 1046). 

htlih des Ortes und es Zeitpunftes der Webergabe der vertaufchten 
1047) gelten die allgemeinen "Regeln über die Erfüllung der Verträge 
905). 

verträge zwiſchen Ehegatten bebürfen zu ihrer Gültigkeit der notariellen 
S. 1, lit. b des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. ©. Bl., Nr. 76). 


n zweiten Saß des 8.1045: „Die 2 Bol. Sintenid, Civ. R., II, 590 fg.; 
ergabe ift nicht zur Errichtung, | PBuchte, Bandelten, 8. 359; Sid, Panbetten, 
eng bes Taufchvertrage® und | XVIII, 112 fg.; Unterhofzner, UI ı 300 fg.; 
ng bes Eigenthumes nothwenbig‘‘, | Kod, III, 682 fg. 

erk. zu ben 88. 957— 960, Anm. 5. 
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8,1048. 
Rechte und Pflichten ber Taufchenben insbefonbere in Rüdficht ber Gefahr. 

IR eine Zeit bedungen, zu welcher bie Uebergabe geſchehen fol und wirb in ber Zwiſche 
zeit entweder die vertanfchte beftimmmte Sache durch Verbot anßer Verlehr geſetzt oder zufüllig 
weife ganz oder doch über die Hälfte am Werthe zu Grunde gerichtet, fo iR der Tanig f 
nicht geſchloſſen auzuſehen. 


8. 1049. 


Andere in dieſer Zwiſchenzeit durch Zufal erfolgte Verſchlimmernugen der Gage u 
Laſten geben auf die Nechunng des Beſitzers. Sind jedoch Sachen in Pauſch und Bogen | 
handelt worden, fo trägt der Meberuchmer den zufälligen Untergang einzelner Stücke, we 
anders hierdurch dad Ganze nicht Über die Hälfte am Werthe verändert worden iR. 


8. 1050, 
Augungen vor ber Webergabe. 


Dem Beſitzer gebühren bie Nutzungen ber vertanſchten Sache bis zur bebumgenen 3 
ber Mebergabe. Ban biefer Zeit an gebühren fie, ſammt dem Zuwachſe, dem Uebernehn 
obgleich die Sache nach nicht übergeben worden ift. 


8. 1051. 


Iſt Teine Zeit zur Mebergabe der beftimmten Sache bebungen und fällt Leine Theile ı 
Verſehen zur Laft, fo find die obigen Borfhriften wegen Gefahr und Nutzungen (85. 1048 
1050) anf deu Zeitpunkt der Uebergabe ſelbſt anzuwenden, infofern die Parteien nit eiw 
Anderes feftgefett haben. 


Bol. die Bemerk. zu den SS. 878—882 und 1311. 


8. 1082. 


Mer auf die Uebergabe bringen will, muß feine Verbindlichleit erfüllt Haben ober fe 
erfüllen bereit fein. 


Wer aus einem zweifeitig verbindlichen Vertrage als Gläubiger auftritt, beim 
daß er felhft auch Schulbner ift, und da es unbillig wäre, einen Contrahenten 
Leiftung zu verurtheilen, ehe der andere feine Verbindlichkeit erfüllt hat, fo Liegt i 
wenn die Erfüllung feiner VBerbinblidhleit vom Bellagten beftritten wird, ber Bew 
ber Erfüllung ob. Diefe Entgegnung des Beklagten (exceptio nondum adimpleti ot 
uon rite impleti contractus), melde daher Feine Singularität bei QTaufchverträg 
bildet, ſondern auf alle zweifeitig verbindlichen Verträge Anwendung findet !, ift fa 
negative Litisconteftation, fondern eine Einwenbung im eigentlihen Sinne, welde abı 
da fie aus dem Bertrage, aus welchem ver Kläger fein Recht ableitet, von felbft he 
vorgeht, von dem Bellagten nicht befonderd erwieſen zu werden braudt, fondern ber 
Erlöfhung der Kläger erweifen muß ?. 

Die Auffafjung der exceptio nondum adimpleti contractus als technifche G 
wenbung hat wichtige praftifche Confequenzen, denn nad der entgegengefetsten Aufid 
welche bie Leiftung des Kläger8 als zur Begründung der Klage felbft für weientl 
hält, müßte der Kläger, welcher in der Klage nicht angeführt hat, daß er ſelbſt ſch 
geleiftet habe oder doch zur Leiftung bereit fei, aud wenn ver Bellagte über vie Kla 
gar nicht Rede und Antwort gibt, abgewiefen werben; ferner müßte der Kläger | 


ı Diefes wirb ganz allgemein anerlannt an- | Nr. 1893, aus Anlaß eines Hechtöftreites a 
läßlich eines Hechtöftreite® aus einem Kauf- | einem Lohnvertrage. 
vertrage durch Obſtg. Entſch. vom 29. Juli ? Bol. hierüber Heerwart, im Ardiv | 
1857; Glafer, Unger, I, Nr. 421; dur | Eiv. Praris, VII (1824), 335 fg; X 
Obfig. Entf. vom 29. Sept. 1857; Glafer, | (1831), 206 fg.; XVII (18935), 887 $ 
Unger, II, Nr. 1036, in einem Rechtöftreite | Vangerow, IIL, $. 607, Anm. 1; Puchte, 
in einem Miethoertrage; durch Obfig. Entid. a.D., 8. 232; Arndts, Banbeiten, $. A 
vom 31. März 1864; Glaſer, Unger, IV, ! Unger, II, 468 fg. 
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48» und CErecutivproceffe die gefchehene eigeue Leiftung urfundli nachweisen; 


ante die Klagenverjährung vor gefchehener 


ı laufen anfangen ®. 


. aud bie Obftg. Entf. vom 26. März 
3. 1755; Glafer, Unger und Walther, 
. 1291. Die Auffaflung ber exceptio 
impleti contractus als bloße exceptio 
n neuerer Zeit beftritten von Keller in 

und Muther's Jahrbuch bes gem. 
ı Rechts, 1V (1860), 837 fg., insbe⸗ 
S. 342, 366, 369 fg. Bgl. bagegen 
(W. A.) in Beller’s Jahrb., V (1861), 
‚ und Beller, ebend., ©. 118 fg. 
acht Keller, a. a. O., einen Unterjchieb 

ber exceptio |non impleti und non 
npleti contractus. Dieſe Unterfcheibung 
atthaft. Denn entweber wurbe bie 

des Schuldner vom Gläubiger als 
ang bed Bertrages angenommen und 
uf unzweibeutige Art zu erkennen ge- 
dann bewirkt fie bie Aufhebung der 
o bes Schuldners, gleichwiel, ob fie ber 


eiftung des einen Kontrahenten gar 


geſchuldeten Leiftung entipricht ober nicht, und 
es fteht dem Gläubiger nur ein Gewähr- 
leifungsaniprug wegen ber von ihm zu 
ermeifenden Mängel ber Sache zu, welder 
aber als Einrede [geftend gemacht, nicht Ein- 
rebe bes nicht gehörig erfüllten Bertrages 
beißen fann, — oder bie Leiftung des Schulb- 
nere wurde nicht als Erfüllung bes Ber- 
trages in Empfang genommen, unb dann fteht 
dem Gläubiger immer bie exceptio non adim- 
pleti contractus zu, weil aud ein non rite 
adimpletus contractus ein non adimpletus 
contractus ift, unb ber eitungspflichtige bat 
ju erweiſen, daß bie ran bem Vertrage 
entiprechenb f Bol. ehe, a. a D., 
©. 99-101; Beller, ©. 117, 118, und bazu 
Bähr, Die Unerlennung ale Berpflichtungs⸗ 
grund (2. Aufl., Kaſſel und Göttingen 1867, 
8. 46. 
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Dierundzwanzigfies Hauptkürk. 
Bon dem Kaufvertrage. 


8. 1053. 
” Kaufvertrag. 
Durch den Kaufvertrag wirb eine Sache um eine beftimmte Eumme Geldes einem Anderen 


überlaffien. Cr gehört, wie ber Tauſch, zu ben Titeln, ein Eigenthum zu erwerben. Die - 
Erwerbung erfolgt erft durch die Mebergabe des Kaufgegenftandes. Bis zur Uebergabe Ir " 


hält der Verlänfer das Eigenthumsrecht. 


8. 1054. 
Grforberniffe bes Kaufvertrages. 


Wie die Einwilligung des Käufers und Berlänfers beichaffen fein mäfle und wege 
Sachen gelanft und verkauft werden dürfen, diefes wird nach den Segeln ber Verträge über 
hanpt beftimmt. Der Kaufpreis mn in banrem Gelde beftehen und darf weder unbeRimmt, 
noch gefetwibrig fein. " 

8. 1055. 
Der Kaufpreid muß a) in baarem Gelbe befiehen. j 

Wird eine Sache theils gegen Geld, theils gegen eine andere Sache veräußert, fo wird 
ber Vertrag, je nachdem der Werth am Gelde mehr oder weniger als der gemeine Werhh 
der gegebenen Sache beträgt, zum Kaufe oder Taufe, und bei gleichem Werthe ber Enke 
zum Kaufe gerechnet. 

8.1056. 
Der Kaufpreis muß b) beftimmt fein. 

Känfer und Verlänfer Lönnen die Feſtſetzung des Preifes auch einer britten beftimmten 
Berfon überlafien. Wird von diefer in dem bebungenen Zeitraume nichts feſtgeſetzt, abe: 
will im Falle, daß Tein Zeitraum bebnugen worden ift, ein Theil vor ber Beſtimmnumg bei 
Preiſes zurüdtreten, fo wird der Kaufvertrag als nicht geſchloſſen angeſehen. 


8. 1057. 


Wird die Beſtimmung des Preifes mehreren Perſonen überlaſſen, fo entſcheibet bie 
Mehrheit der Stimmen. Fallen die Stimmen fo verfdhieden aus, daß ber Preis wit einmal 
durch wirkliche Mehrheit der Stimmen feftgefet wird, fo ift der Kauf für nicht eingegangen 
zu achten. 

8. 1058. 


Auch der Werth, welder bei einer früheren Veräußerung bednngen worden if, Tann zu 
Beltimmung des Preiſes dienen. Hat man den ordentlihen Marktpreis zn Grunde gelegt, 
fo wird der mittlere Marktpreis bes Ortes und ber Zeit, wo nnd in welcher ber Vertrag em 
füllt werben muß, angenommen. 

8. 1059. 
Der Kaufpreis muß c) nicht gefegwibrig fein. 

Wenn für Waaren eine Tare befteht, fo ift der höhere Preis gefewibrig und ber 
Känfer kann für jede noch fo geringe Verletzung die Schadloshaltung bei ber politiſchen Be: 
börbe forbern. 


——— - -..-- 
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8. 1060. 


Unber diefem Falle lann der Kauf ſowol von dem Känfer als Verläufer nur wegen Ber- 
ung über die Hälfte beftritten werden (88. 934 und 935). Diefe Beſchwerde findet auch 
un Ratt, wenn der Ausſpruch des Kaufpreiſes einem Dritten überlaſſen worden ift. 


Das harakteriftifhe Merkmal, wodurch fi der Kaufvertrag vom Taufchvertrag 
ıterfheibet, befteht in ber Unterſcheidbarleit der Waare und des Preifes. Gegenſtand 
6 Ranfvertrages find nicht blos Sachen im engeren Sinne, d. h. das Eigenthumsredht 
ı denfelben, fondern auch Sachen im weiteren Sinne, dingliche Rechte (jura in re 
iena) und Forderungsrechte an einen Dritten (nomina), nur nicht Hanblungen bes 
deren Contrahenten, fonft geht der Vertrag in einen Miethvertrag (Sach- ober 
ienftmiethe) über und tft nach befonderen Regeln zu beurtheilen !. 

Daß die Sache, welche Gegenftand des Staufvertrages ift, fchon bei Abſchluß des 
wfvertrages vorhanden oder doch beitimmt fei, ift zur Gültigkeit des Kaufvertrages 
&t weſentlich. Es ift dieſes nicht der Fall beim Hoffnungsfauf (emtio spei) und 
m Kauf einer gehofften Sache (emtio rei speratae) (88. 1065, 1275, 1276). 

Der Kaufpreis muß in baarem Gelve beftehen (8. 1054 a. E.). Beſteht bie 
Mung eines Contrahenten theils in baarem Gelde, theils in anderen Sachen, fo ift 
u Rechtsgeihäft als Kaufvertrag oder als Tauſchvertrag zu behandeln, je nachdem 
t Sachen, welche außer dem baaren Gelbe gegeben werden, weniger oder mehr werth 
d als die Summe des Geldes ($. 1055) ®. 

Gewöhnlich ftellt man die Regel auf, ver Kaufpreis müſſe ernftlic gemeint, be- 
mt und nicht geſetzwidrig fein ®. 

SR der Kaufpreis nicht ernftlih gemeint (fimulirt), fo liegt eine Schenkung 
er ein anderes Rechtsgeſchäft vor, welches nad feiner wahren Natur zu beurtheilen 
($. 916). 

Die Beſtimmtheit des Preifes kann auch eine relative fein. Er kann gültig mit 

e auf eine auderwärts bereits feftftehende Summe, 3. B. fo viel Geld, als 
m eben bei fich trägt, oder auf den Werth, welcher für die Sache bei einer früheren 
zänßerung bezahlt wurde, beftimmt werben. Wurde ber orbentlihe Marktpreis zu 
cunde gelegt, jo wird barunter ber mittlere Marktpreis des Ortes und der Zeit, mo 
d in welcher der Bertrag erfüllt werben fol, angenommen (8. 1058, vgl. aud) 
t. 353 9. ©). Auch dem Ermeſſen eines oder mehrerer Dritter kann der Kaufpreis 
ltig anbeimgeftellt werden. Hier muß jedoch der Kaufpreis von ben Dritten oder, 
an deren mehrere find, von allen zuſammen wenigftens mit abjoluter Stinmen- 
Scheit * und zwar innerhalb des ihnen vorgefchriebenen Zeitraumes feftgefegt werben. 
t kein folder Zeitraum bebungen worben, fo kann jeder Contrahent vor der wirklichen 
eſtimmung des Preifes vom Bertrage zurüdtreten (8. 1056). 

Geſetzwidrig ift der Preis bei Verlegung über die Hälfte des wahren Werthes 
gL die Bemerk. zu den 88. 934 und 935) und wo gejegliche Taren beftehen, wenn 
efe überfchritten werben. Anſprüche aus Tarverlesungen find ben politiichen Behörden 


« 





1 Bol. Slüd, Bandelten, XVI, 1fg.; XVII, 
f8.; Unterholzner, II, 217 fg.; Rod, II, 
ie Sintenis, II, 593 fg.; Vangerow, 
(6. Auft.), 442 fg.; Treitichle, Der Kauf- 
trag in beionberer Beziehung auf ben 
zarenhanbel (Leipzig 1838). 
’ Rah röm. Recht wurbe in allen Fällen, 
welchen neben bem Gelbe nod andere 
den veriprochen wurden, ein Kaufvertrag 
jenomumen, 1.6, 8.1, 2 D. de act. emt. (19. 1). 
Pretium debet esse verum, certum et 


kaum. 

Das Wort „wirflih‘ im 8. 1057 ift im 
zenfatz zu relativer Stimmenmehrheit ge- 
ncht, iefes dürfte auch die dem Geiſte 


bes Geſetzes entſprechendſte Auslegung fein. 
Denn wollte man relative Stimmenmehrheit 
als hinreichend annehmen, fo würbe man zu 
großen Unzulömmlichleiten gelangen. Es wäre 
dann, wenn 3.3. von zehn Perfonen nur drei 
den Preis auf 1000 51. feftgefegt haben, alle 
übrigen aber zwifhen 500—600 51. ſchwanken, 
1000 #1. als Kaufpreis anzunehmen, während 
ber wahre Werth, welhen die Kontrahenten 
doch muthmaßlich dem Bertrage zu Grunde 
legen wollten, zwiſchen 500—600 1. in ber 

itte liegt und ziffermäßig gar nicht feftftebt. 
Vgl. auh Winiwarter, IV, 265; Stubenraud 
(2. Aufl.), DI, 219. Anderer Anſicht ift Nippel, 
Erl., VII, 175. 
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zugewiefen ($. 1059), welche rüdfichtlid der Höhe des Ausmaßes des Echabenerfape 
nach ven Beftinnmungen des A. b. ©. B. vorzugehen haben. 

Kaufverträge zwiſchen Ehegatten bebürfen zu ihrer Cattigten ber notariellen Er 
rihtung ($. 1, lit. f des Gef. vom 25. Juli 1871, R. ©. BL, Nr. 76). 


$. 1061. 
Pflichten des Berläufers. 


Der Berlänfer ift ſchuldig, die Sache bis zur Zeit ber Uebergabe forgiältig zu werwahrn . 


und fie dem Käufer nad chen den Vorfchriften zn übergeben, welche aben bei Dem Tanke ' 


(8. 1047) aufgeftellt worden find. 


8. 1062. 
Pfliten bes Käufers. 
Der Käufer hingegen ift verbunden, die Sade fogleidh oder zur bebungenen Zeit za 
übernehmen, zugleich aber auch bad Kanfgeld baar abznführen, widrigenfalls iR der Ber 
Täufer ihm die Uebergabe der Sache zu verweigern beredtigt. 


8. 1063. 


Wird die Sache dem Käufer von dem VBerlänfer, ohne bad Kanfgeld zu erhalten, über 
neben, fo ift bie Sache auf Borg verkauft und das Eigenthum berfelben geht gleich auf der 
Känfer über. 

8. 1064. 
Gefahr und Augen bed Kaufgegenftandes. 


In Rüdfiht der Gefahr uud Nutzungen einer zwar gelanften ober noch nicht übergeben 
Sache gelten bie nämlichen Borfchriften, bie bei dem Tauſchvertrage gegeben werben ſul 


. 1048—1051). 
155 8. 1065. 


Kauf einer gehofften Sade. 
Wenn Soden, die no zu erwarten ftchen, gelauft werben, fo find bie in dem Hauyb 
ftäde von gewagten Geſchäften gegebenen Anordunngen anzuwenden. 


8. 1066. 
Allgemeine Vorſchrift. 


In allen bei einem Kanfvertrage vorkommenden Fällen, welde in dem Geſetze nidt m 
drücklich entichieden werden, find die in den Hauptſtücken von Verträgen überhaupt, und mE 
dem Taufchvertrage inäbelondere anfgeftellten Vorſchriften anzuwenden. 


Die rechtliche Natur des Saufvertrages, als eines Tanfchvertrages tim weiteren 
Einne, bringt es mit fid), daß, infofern über den Staufvertrag nicht befondere Rehtk 
regeln gelten, jene über den Zaufchvertrag zur Anwendung kommen ($. 1066). Ja 
befondere tft dieſes ausdrücklich ausgeſprochen rüdjichtlih der Gefahr und der Nutzungen 
der verfauften und nod nicht übergebenen Sache (commodum et periculam rei ver 
ditae et nondum traditaec) ($. 1064), des Zeitpunftes und des Ortes der Uebergabe 
der verkauften Cade ($. 1961), ebenjo rüdfihtlih der Uebernahme verfelben, der 
Bezahlung des Kaufpreifes und der Einwendung des entweder gar nicht ober nicht ger 
hörig erfüllten Vertrages (8. 1062) 1. Bal. die Art. 343—346, 354—357 9. ©. 





I Bol. die Bemerk. zu $. 1052. Diefer | mung des $. 1066, daß für Kaufverträge, in 
Einwendung wird im Schlußfate des 8. 1062 | ſoweit nicht ausdrücklich im Cinzelnen eiwel 
unpaffenberweife nur zu Gunſten bes Ber-Abweichendes feitgejegt if, bie RBorfdriften 
käufers ausdricdli erwähnt. Es ift jedoch | über Taufchverträge anzumenben find, 
nicht anzunehmen, daß fie dem Käufer nidht | ce kaum zmeifelhaft fein, daß, ungeachtet ſich 
ebenfo gut zuftehen follte, indem ganz genan | im $. 1062 nit auf den $. 1062 bernſen 
biefelben Gründe dafür fprechen, auch dem | wird, wie dieſes im 8. 1061 in auf 
Käufer das Recht einzuräumen, Die Bezahlung | S. 1047, und im $. 1064 rückſichtlich ber 
des Kaufpreijee verweigern zu Dürfen, menn | 88. 1048—1051 ber Fall ift, dennoch anch in 
ihm die Sache nich übergeben wird. Aus | Diefer Beziehung zwifhen Kauf» und Tauſqh⸗ 
biefen inneren Gründen und bei ber Beftim- ! verträgen fein Unterfchieb beftebt. 


Mi 


mai" 
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Dei der liebergabe auf Grund eines Kaufvertrages wird nad röm. Necht Kraft 
hier Vorſchrift Die Bezahlung oder doch Sicherftellung bes Kaufpreifes ſtillſchweigend 


18 Bebingung b über 
Eafer wiht Die Zahlung frifet® 


anged angenommen, wenn ber Berläufer bem 
ac, Öfterr. Recht dagegen geht, wenn eine Sade 


em Käufer auch ohne Bezahlung bes Kaufgeldes übergeben wird, das Eigenthum ohne 
Beitere® auf ihn über (8. 1063), voraudgefeßt, daß die Uebergabe wirklich alle Exfor: 
yernifie abition hat 3. 


ber Tr 


Weber 8. 1065 f. die Bemerk. zu ben 88. 1275—1283. 


8. 1067. 
Befonbere Arten ober Rebenverträge eined Raufvertrages. 
Belsnbere Arten aber Nebenverträge eines Kaufvertrages find: Der Borbehalt bes 








Mieberfaufes, bes Rüdlverlanfes, bed Vorlanfes, der Verlauf anf die Probe, ber Berlauf 
uk Berbehalt eines beſſeren Käufers, und der Verlaufsauftrag. 


& 1068. 
Berkauf mit Vorbehalt bes Wieberkaufes. 


Nicht, 


verlaufte Sache wieder einzulöfen, beißt bad Recht des Wiederlaufes. 


. 28 eine 
N biefes Net dem Verkäufer Überhaupt und ohne nähere Beſtimmung eingeräumt, fo wirb 
ku einer Geite das Kaufftäd in einem nicht werfhlimmerten Zuftanbe, von ber anderen 
Geite aber das erlegte Kaufgeld zurüclgegeben, und bie inzwiſchen beiberfeitö and bem Gelbe 
me der Ende gezogenen Nutzungen bleiben gegeneinander aufgehoben. 
8. 1069. 

Seat ber Mlnfer das Kaufftück and dem Geinigen verbeſſert ober zu deſſen Erhaltung 
Miersrbenttige Qoſten verwendet, fo gebührt ihm glei einem redlichen Befiger ber Erſatz; 
afaftet aber and dafür, wenn durch fein Verſchulden der Werth verändert oder bie Zurüd⸗ 


8. 1070. 
Der Borbehalt des Wieberlaufed findet nur bei unbeweglichen Sachen ftatt und gebührt 


nie vereitelt worden if. 


em Öffentlichen Büchern einverleibt ift. 


km Verkäufer nur für feine Lebenszeit. Er lann fein Recht weder auf bie Erben, noch auf 
Anderen übertragen und zum Nachtheile eines Dritten mar infofern ansüben, als es 


8. 1071. 


Kauf und Vorbehalt des Rüdverlaufes. . 
Den nämligen Beſchränkungen unterliegt dad von dem Käufer ansbebungene Recht, bie 
Inge bem Berlänfer wicher zurückzuverlaufen, und es find auf bafielbe bie für den Wieder⸗ 


wf eriheilten Vorfihriften anzuwenden. 


Iſt aber bie Bebingnug des Wieberverlaufes oder 


Diebertanfes verſtellt und eigentlich, um ein Pfaudrecht oder ein Borggeſchäft zu verbergen, 
eirandt werben, fo tritt bie Vorſchrift des 8. 916 ein. 





2 Quod vendidi (et tradidi) non aliter fit 

‚„ quam si aut pretium nobis so- 
nam sit, aut satis eo nomine factum, vel 
dem dem habuerimus emtori sine ulla 
wisfactione. fr. 19. 53 D. de contrah. emt. 


i8, 1). 
2 Die Eigenthumsübertragung erfolgt nad) 
Berr. ar ar abbanais nun de 
Mung, Sicherſtellung ober Zufriftung bes 
jet. Der Käufer wird felbft dann 
bes trabirten Kaufobjectes, wenn 
E Berläufer irrthümlich angenommen bat, 
der Kaufpreis bezahlt ſei. So andy Erner, 
79, Anm. 108, Die Aufnahme der Worte: 
u bie Sache auf Borg verkauft‘, in 
68, welche beſſer unterblieben wäre, er- 







flärt ſich dadurch, daß man den Eigenthums- 
übergang von ber Streitfrage, wenn ber Kauf» 
preis als creditirt anzufehen fer, [abhängig be⸗ 
tracdhtete und daher biefe unter einem entjchei- 
ben zu müffen glaubte. Sg! Zeiller, III, 364, 
Anın.*. Obwol man dabei überfehen hatte, 
daß die Uebergabe des Kaufgegenflandes vor 
erfolgter Bezahlung bes Preifes nicht noth⸗ 
wendig ein ſtillſchweigendes Erebitiren in fich 
ſchließt und daher biefe Motivirung nicht immer 
zutrifft, fo muß doch ber Eigenthbumsübergang 
ausnahmslos angenonmen werben, weil ebeu 
das Gefet nirgends das Erebitiren bes Kauf: 
preiſes als Bedingung der Ermwerbung bes 
Eigenthumsrechts anfftelt. 
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Das Torberungsreht des Verkäufers gegen ben Käufer, zu verlangen, daß ihm 
biefer die verfaufte Sache wieder zu einem beftimmten Preife überlaffe, heißt Wieder⸗ 
faufsrecht (pactum de retrovendendo), das Recht des Käufers, daß ihn ber Berlüufe 
die Sache wieder zu einem beftimmten Preife abnehme, Ruckverlaufsrecht (pactum de 
retroemendo). Im weiteren Sinne begreift das Wiederfaufsrecht auch das Rucverkaufe 
recht in ſich. 

9 Die römifhen Rechtöquellen veben nirgends von biefen beiden Arten von Karf- 
verträgen !, und dies erklärt fi daraus, bag für fie Feine befonderen Rechtsregeln 


galten, fondern daß fie wie andere Kaufverträge beurtheilt wurden, und ber Umſtand, 
daß ein Contrahent dazu verpflichtet war, auf den Kaufvertrag jelbft Teinen Einfluß 


hatte. Die Erforberniffe ihrer Gültigkeit waren dieſelben wie bei einem anberen 
pactum de contrahendo und es mußte, wie bei einem pactum de vendendo überhaupt, 
aud) der Preis angegeben werden, zu welchem bie Sache wieder verkauft werben follte. 
War der Preis nicht beftinmt, fo wurde die Verabredung des Wiederlaufes oder Rüd 
verfaufes als auflöfende Bedingung angefehen. Daraus folgte von felbft, dag das gze⸗ 
zahlte Kauſgeld zurüdzuftellen war und rüdfihtlid der Yrüchte und Verwendungen bie 
Grundſätze über Nefolutivbedingungen zur Anwendung famen, während, wenn ter Preis 
beftimmt war, mit dem Angenblide, al® das Wieverfaufs- over Ruckverkaufbrehht 
geltend gemacht wurde, ein neuer Kauf zu Stande fam und es gerabe fo angeſehen 


wurbe, als wenn die Sade in dem Zuftande, in welchem fte ſich zu biefem Zeitpuntie | 


befand, zu dem im worhinein bejtimmten Breife neu gelauft worden wäre. 


Das öfterr. Recht ift von den Grundſätzen des röm. Rechts abgewichen. Wieder Ä 


verfauf und Rüdverkauf (8. 1071) laufen nad öfterr. Recht auf eine vertrags: 
mäßige restitutio in integrum hinaus? In Ermangelung einer befonberen 
Berabrebung hat der Käufer die Cache in einem nicht verfchlinmerten Zuftande zurüd- 
zuftellen ($. 1068) und für ben burd) fein Verſchulden verurjachten . gänzlichen Unter 
gang des Kaufftüdes fowie für allfällige Berfchlehterungen zu haften ($. 1069 a. €); 
ber Verkäufer hat dem Käufer diejenigen Exrhaltungsfoften, welche nicht ſchon mit be 
orbentlihen Benugung verbunden find, fowie den auf die Sache gemachten nützlichen 
Aufwand, wie einem reblihen Befiger zu erfegen (8. 1069) und bie beiberfeits ans 


dem Kaufftüde und dem Kaufgelde gezogenen Bortheile werten gegeneinander als auf 


gehoben angefehen ($. 1068 a. E.). 


Wiederkaufs- und Rückverkaufsrecht find rein perfönlihe Rechte und ftehen den 


Berechtigten nur gegen den anteren Contrahenten und deſſen Erben zu. Durch grmt- 
bücherlidye Einverleibung auf dem Kaufftüde werden fie gegen jeren Befiter deſſelben 


u — — 


verfolgbar, jedoch ohne dadurch aufzuhören, blos perſönliche Rechte zu ſein?. Beide 
find nach öſterr. Recht nur bei unbeweglichen Sachen ſtatthaft und gehen weder auf 


die Erben des Berechtigten über, noch können fie auf andere Berfonen 
übertragen werben (88. 1070, 1071). 





I Bol. Koh, III, 8. 2465, S. 215 fg.; man annehmen, baf das Wieberverkaufs- und 


Arndts, Bandelten, $. 301; Keller, Pandekten, Rückverkanfsrecht durch die Einverleibung in 
8. 327, ©. 614 fg. Die ee zu binglichen rw 
2 Bol. Kritz, Das Pandeltenredt aus den Merden, jo müßte man aud barauf be 
Kehteblchern Juſtinian's nad ben Erforber- Knerip nn Nr ber im $. 908 aufgaihe 
niffen einer zweckmäßigen Geſetzgebung barge- 1868 N an e einzureiben, FKrainz, Fin 
ftellt und mit vergleihender Hinweiſung auf Ri Bert fe. ns — * 
das franz., öſterr. und preuß. Recht begleitet An tab I ein auferen ’ Ile eltanregie Fa 

(Meißen 1835—1841), I, 3. Abth., S. 438, Intabulation bie vechtlihe Natur von 
ſchulden annehmen. Der Unterjchieb zwijchen 
® Tas Rechtsverhältniß muß bier gerade ſo Diefer und ber im Texte vertretenen Auffaflung 
gedacht werben, wie bei den actiones in rem liegt Darin, daß nach ber Krainz'ſchen Ur 
scriptse nad röm. Recht, welche gegen feinen , fchauung ber urſprünglich Werpflichtete burd 
beftimmten Vellagten beſchränkt waren, fondern Veräußerung ber Sache aus der Obligatien 
gegen Jedermann angeftellt werben fonnten, ganz ausfcheiden und an deſſen Stelle der jeweiligt 
welcher in ein beftimmtes Verhältniß, nament- Erwerber berfelben treten würde. (Vgl. Die 
lih Befit einer Sache eintrat, demungeachtet Bemerk. zu $. 530 a. E.). Ein ſolches Ich 
aber rein perfünlicde Klagen waren. Wollte verhältniß ift jedoch dem öflerr. Rechte fremi. 


f 





Hauptftüd XXIV. Bon dem Kaufvertrage. 66. 1072—1079. 509 


dem Erfcheinen des gegenwärtig in Kraft beftehenven Grunpbuchsgefeges wurde 
Praxis die Pränotation des Wiederfaufs- und Rückkaufs- und Vorkaufsrechts, 
des Pfandrechts ohne fpeciellen Zitel zur inverleibung zugelaflen. Rad 
rumbb. Gef. ift die Zuläffigkeit der Pränotation diefer Rechte an eine binläng- 
beinigung der Einwilligung zur Einverleibung gelnüpft. 

unter dem Rüädverfauf ein Pfandvertrag (antichretiiher Vertrag) (8. 1372) * 
o wird das Rechtsgeſchäft nach feiner wahren Natur beurtheilt (8. 1071 a. E.). 


8. 1072. 
Vorbehalt bes Vorkaufsrechts. 
eine Sache mit ber Bedingung verlauft, dab der Käufer, wenn er ſolche wieder 
wit, ihm bie Einlöfung anbieten foll, ber hat dad Vorlaufsrecht. 


8.1073. 


Borlaufsrecht ift in der Regel ein perfünliges Recht. In Nädficht anf uubewegliche 
ın es duch Eintragung in die öffentlichen Bücher in ein dingliches verwandelt 


8. 1074. 


Tanu das Vorlanfsrecht weder einem -Dritten abgetreten, mod anf bie Erben deö 
übertragen werben. 


8. 1075. 


Berechtigte muß beweglihe Saden binnen vierundzwanzig Stunden, unbeweglide 
en dreißig Tagen, nad der geihehenen Anbietung, wirklich einlöſen. Nach Ber 
: Beit ift dad Vorlkaufsrecht erlofchen. 


‚8. 1076. 


Borkanfsrecht Hat im Kalle einer gerichtlichen Feilbietung der mit dieſem echte 
Sachen Teine andere Wirkung, als daß ber den öffentlichen Büchern einverleibte 
e zur Feilbietung insbeſondere vorgeladen werden muß. 


8. 1077. 


mr Einlöfung Berechtigte muß, außer dem Falle einer anderen Verabredung, den 
en Preis, welder von einem Dritten angeboten worden ift, entridhten. Kann er 
dem gewöhnlichen Kaufpreife angebotenen Nebenbedingungen nicht erfüllen umd 
fih auch durch einen Schätungswerth nicht ansgleichen, fo kann das Vorkaufsrecht 
eübt werben. 
8. 1078. 


Borlaufsrecht läßt fi auf andere Veränßerungsarten ohne eine befonbere Verab⸗ 
Gt ausdehnen. 

8. 1079. | 
ver Beſitzer dem Berechtigten die Einlöfung nicht angeboten, fo muß er ihm für 
den haften. Im Falle eines dinglihen Vorlaufsrechts kann die veränßerte Sadıe 
en abgefordert werden, und diefer wird nad Beſchaffenheit feines redlichen oder 
ı Befites behandelt. 


ı unterjcheidet nad) gem. Recht Borkaufsreht (Nähergeltung, Einſtandsrecht, 
miseos) und Xetract. Unter Vorkaufsrecht verfteht man jenes perfönliche 
emöge beifen Jemand den Berfäufer einer Sache verhalten fann, mit ihm zu 
n, unter Retractrecht dagegen ein der Vindication ähnliches Recht gegen ven 





ie Bemerk. zu den 88. 1368—1372, 
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fremden Erwerber, vermöge deffen ihm die Sache gegen Erfah ber Ermwerbungetofl 
abgeftritten werben fann 1 

Auch nad öfter. Redt ift das Vorkaufsrecht entweder ein blos perfönliches Au 
gegen ben Berfäufer einer Sache, wonach biefer berpfidtet ift, vem Berechtigten b 
Einlöfung der Sache anzubieten (88. 1072, 1078, 1. Sag), und wenn er bich 
unterlaffen hat, dem Berechtigten Schabenerjat u feiften (8. 1079, 1. Sap); oder s 
wird durch die Eintragung in bie üffentlichen —* gegen jeden Beſitzer ber Sf 
verfolgbar, fo zwar, daß fie dem Erwerber von bem Vorlaufsberechtig ten wieder abnß 
fordert werden kann (88. 1073, 2. Abſ., 1079, 2. Abſ.), in welch Tebterem Falle d 
große Aehnlichfeit mit dem gemeintechtlichen Ketractrechte hat ®. 

Das Vorkaufsrecht ift nach öſterr. Recht ſowol bei unbeweglichen als bei — 
lichen Sachen zuläſſig und muß bet beweglichen Sachen binnen 24 Stunden, bei zul 
weglichen binnen 30 Tagen geltend gemacht werben (8. 1075). Der Beredigte mu 
den Vertrag unter benfelben Bebingungen wie der erfte Käufer abſchließen, und Kal 
wenn nicht etwas Beſonderes rüdfichtlih der Zahlung des Kaufpreifes verabredet wurd 
benfelben baar zu erlegen (F. 1077, 1. Abſ.). Sind neben dem Kaufpreife Reben 
leiftungen bedungen worden, jo hat er auch dieſe zu erfüllen oder deren gemeinen Werl 
zu vergüten. Kann er bieje Nebenleiftungen nicht erfüllen und laſſen fie auch keins 
Sieh im Gelde zu, fo kann das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werben ($. 1071 

bj.). 


2. A 

Wird die Sache einem Dritten kraft des ven öffentlichen Büchern eiwerleibt 
Vorkaufsrechts abgefordert, jo wird der Vorkaufsberechtigte Rechtsnachfolger vice 
fremden Erwerbers und hat den Kaufvertrag gegenüber dem Verkäufer zu erfülle 
Ueberdies hat er aber auch dem erften Käufer vie auf die Sache gemachten Berwe 
bungen, je nachdem biejer bei ber Erwerbung der Sache in gutem Glauben war ode 
nicht ®, — ben Grundſätzen bes redlichen ober unredlichen Beſitzes zu erſetzen. 

Im Falle einer gerichtlichen Feilbietung hat auch das den öffentlichen Didier 
einverleibte Vorkaufsrecht Feine andere Wirkung, als daß ver Berechtigte zur dei 
bietung inöbefondere vorgeladen werben muß ($. 1076). 

Das Borlaufsreht Tann nicht analog auch auf andere Veräußerungsarten ang 
wendet werben ($. 1078); es ift ein höchft perfönliches Hecht, —** weder dur 
Rechtsgefchäfte unter Lebenden auf Andere übertragen, noch vererbt werden faı 
($. 1074). 

Ueber die Pränotation des Vorkaufsrechts f. die Bemerk. zu 88. 1067—1071. 


8. 1080. 
Kauf auf bie Probe. 

Bei dem Kanfe auf die Probe geht das Kaufſtück vor Bezahlung bes Preifes nit in hi 
Eigenthum des Käufers. Der Käufer wird während ber Probezeit als ein Eutichner, m 
Verlanf diefer Zeit aber das Kaufgeihäft fir mbedingt abgefchloflen und der Käufer ei 
Eigenthümer bed Kaufſtückes angefehen. 


8. 1081. 
Hat der Käufer für das übernommene Kanfftäd den Preis bezahlt, fa gebührt ihm ie 
glei das Eigenthum; er Tann aber vor Verlauf der Probezeit von dem Kaufe zurldtrein. 
8. 1082. 


Iſt die Probezeit durch Verabredung nicht beitimmt werben, fo wird fie bei bewegiiket 
Sachen anf drei Tage, bei unbeweglichen aber anf ein Jahr angenommen. 





I Bl. Koch, III, 8. 242, ©. 202; Bluntfili, werber die Einſicht ber öffentlichen Bike 
Deutfhe Privatrecht (2. Auft.), 8. 1 unterlaffen bat, oder das Vorkauferecht «m 

2 Weber den Ausdrud „binglid" im ” 1073 | was immer für einem Grunde für erlefgen 
vgl. die Bemerk. zu ben 88.1067 —1071, Anm. 3. | bielt. 

: 58 kann nämlich vorlommen, daß der Er⸗ 
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Der Kauf auf Beſicht oder auf Probe (emtio ad gustum) iſt ein Kaufvertrag, 
welcher unter der vom Willen des Käufers abhängigen Bebingung gefchloffen wird, daß 
ver Käufer die Sache prüfen und billigen werde. 
EGemeinrechtlich nimmt man an, daß diefe Billigung des Käufers im Zweifel als 
Emspenfivbebingung anzufehen fe. Nach dem A. b. G. B. ift in dieſer Beziehung zu 
uuterkcheiben, ob ber Käufer den Kaufpreis bereits entrichtet hat oder nicht. Im erfteren 
Belle wird dieſer Vorbehalt des Känfers als Wefolutiobebingung angefehen. Der 
Röufer wird fofort Eigenthüner, fann jedoch bis zum Ablaufe ver Probezeit nod) 
wrüdtreten ($. 1081). Im legteren Sale gilt die Billigung des Käufers als 

fiobedingung und ver Käufer bleibt bis zum Ablauf der Probezeit oder der vor⸗ 

erflärten Billigung Entlehner und wird erft von da an Eigenthümer (8. 1080). 

i wird natürlich vorausgeſetzt, daß die Sade dem Käufer bereits übergeben 
wurde. Wäre biejes nicht ter Fall, fo geht das Eigenthum nit ver der wirklichen 
Uchergabe auf den Käufer über (88. 425 fo.). 

er Kauf auf Probe mag jedoch unter einer Suspenfiv- oder Reſolutivbedingung 

en anzufehen fein, immer trägt ber Verkäufer infofern die Gefahr allfülliger 
lechterungen, fowie des gänzlichen Unterganges ver Sache bis zur Billigung durch 
den Käufer, als der Käufer bei mittlerweile eingetretenen Verſchlechterungen blos feine 
Misbilligung zu erkliren braucht, bei gänzlichem Untergange ber Sache aber‘ während 
des Echwebens ver Beringung das ganze Rechtsverhältniß von felbft aufgelöft wird 1. 
SIR die Sache noch nicht übergeben, fo trägt der Verkäufer die Gefahr felbft nach er- 
Märter Billigung bis zur wirflichen Uebergabe (88. 1048—1051, 1064). 
War fein Termin für die Befihtigung und Billigung feftgefett, fo Fonnte fie nad) 
tim. Recht der Küufer vornehmen, wann er wollte, und es ftand dem Käufer nur 
frei, gerichtlich nm Feſtſetzung eines angenteffenen Termines anzufudhen. Für Nechts- 
en, welde nady dem A. b. G. B. zu beurtheilen find, gelten die im $. 1082 


esten Friſten. Nach Ablauf dieſer Termine wird ver Kaufvertrag, wenn ber 
fer io feinen Rücktritt erflärt hat, als unbedingt gefchloffen angejehen (88. 1080, 
:1081 Q. .) . 
ı Berichieven von dem Kauf auf Probe ift ber Kauf nad) Probe oder Mufter und 
* Kauf zur Probe. Erſterer iſt ein unbedingter Kauf unter Verpflichtung des Ver⸗ 
Unfers, daß die Waare dem vorgezeigten Mufter entfpreche, letzterer ein unbedingter 
Kauf mit Hinzufügung des Beweggrundes (vgl. Art. 340 und 341 H. ©.) ®. 





I Bgl. Die Bemert. zu den 88.695— 703, Nr. 6. 

3 Dabei wirb freilich ber ‚geiwöhntiche all 
derausgeſetzt, daß das Kaufftüd bereits über⸗ 
‚gben wurde, und in dieſem Falle ſtellt ſich 

e Beſtimmung als ganz zweckmäßig heraus. 
‚Ganz verkehrt iſt dieſe Beſtimmung aber, wenn 
die Sache nicht übergeben wurde. Da indeſſen 
das Geſetz nicht unterſcheidet, iſt man ebenfalls 
in keiner Unterſcheidung berechtigt. Andere 
mb in dieſer Beziehung nedhmähjige Beltim> 
nangen enthält das Handelsgejet. 

„Ein Kauf auf Beſicht oder auf Brobe iſt 
unter ber in dem Willen des Käufers ftchenben 
Beringung geichleffen, daß der Käufer Die 
Vaare bejehen oder prüfen und genehmigen 
Kerde. Diefe Bedingung ijt im Zweifel eine 
ufihiebenbe. 

„Der Känfer ift vor jeiner Genehmigung an 
en Kauf nicht gebunden. Der Verkäufer hört 
uf, gebunden zu fein, wenn Der Käufer bie 


bört auf, gebunden zu fein, wenn fich der Käufer 
auf die Aufforderung nicht fofort erflärt. 

„Iſt Die auf Bejiht oder Probe ver- 
laufte Waare zum Zwede der Befidti- 
gung ober Probe bereits Übergeben, 
fo gilt das Stillſchweigen bes Käufers bis 
nad Ablauf der Frift oder auf Die Aufforbe> 
rung ale Genehmigung” (Art. 339 9. G.). 

3 Der Beweis der Probentäßigfeit trifft nad) 
ben allgemeinen Grundſätzen über bie Berthei- 
fung ber Bemweislaft den Verkäufer. Wenn 
Stein (tg. 1868, Nr. 29) vor dieſer Er- 
keuntniß rathlos daſteht und eine Abhilfe durch 
die Geſetzgebung im Wege von Beweibeerleichte- 
rungen fordert, weil der Verkäufer, ber Dem 
Käufer die Probe übergeben hat, ganz beffen 
Willkür anbeimgegeben fei, fo ift fürs erfte 
denn boch nicht fo ohne Weiters anzunehmen, 
daß der Käufer in der Mehrzahl von Fällen 
ben ihm über Die Probemäßigkeit aufgetragenen 
Eid ablegen wird. 


am Ablauf der verabrebeten oder ortsgebräuch- 
lichen Friſt nicht genehmigt. 

„In Ermangelung einer verabredeten ober 
ertsgebräudhlihen Friſt Tann der Verkäufer 
nah Ablauf einer den Umftänden angemefjenen 
Yeit den Käufer zur Erklärung auffordern; er 


Ferner läßt ſich in ben 
meiften Fällen eine Vorſorge leicht daburd) 
treffen, daß ber Verkäufer cine vom Käufer 
bezeichnete oder unter Siegel ober Eperre ge: 
brachte Gegenprobe zurüdbehält, oder die Probe 
bei einem Dritten Deponirt wird, 
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8. 1083. 
Bertauf mit Vorbehalt eines befferen Käufers. 

Wird das Kaufgeihäft mit dem Worbehalte verabredet, daß ber Berlänfer, we 
binnen einer beſtimmten Zeit ein beflerer Käufer meldet, denſelben vorzuziehen befugt 
bleibt in dem Falle, dab das Kaufkäd nicht übergeben worden, bie Wirklichteit be 
trages bis zum @Eintritte ber Bedingung anfgeſchoben. 

| 8. 1084. 
Itit das Raufftid Übergeben werben, fo if ber Kaufvertrag abgefdieflen; er wir 
durch ben. @intritt der Bebingung wieder anfgelöft. Bei dem Mangel einer amdbrä 
Zeitbeftiamung wird der bei dem Kanfe anf die Probe angensmmene Zeitraum vernm 
8. 1085. 
Ob der neue Käufer befier ſei, beurteilt der Verlänfer. Cr lann beu zweiten $ 
, wenn. ber erfte and noch mehr zahlen wollte, vorzichen. Bei der Auflöſung bes Ver 
heben fi bie Nutzungen ber Sache unb des Gelbed gegemeinauder auf. In Rüdki 
» Berbeferungen oder Berflimmerungen wird der Känfer gleich einem redlichen Bey 


daudelt. 


Es kann nicht nur beim Kaufvertrage, ſondern auch bei anderen weſentlich 
ſeitigen Verträgen die Verabredung getroffen werden, daß der geſchloſſene B 
unwirkſam fein fol, wenn ein Dritter den Vertrag unter vortheilhafteren Veding 
eingeht. Dieſe Verabredung (addictio in diem), beim Kaufvertrage der Bor 
eines befjeren Käufers genannt, kann entweder als eine Suspenfiv- oder Reſt 
bedingung aufgefaßt werden. Nach öfterr. Rechte iſt in biefer Beziehung zu : 
fcheiden, ob der Kaufgegenftand übergeben wurde oder nit. Im erfieren alle 
diefer Vorbehalt als Reſolutivbedingung ($. 1084), im lesteren Falle als Susp 
bebingung (8. 1083) angefehen. 

Nah röm. Recht Eonnte es zwifchen den Parteien ftreitig fein, ob ber 
Käufer wirklich beffer fei. Nach öfterr. Recht ift es einzig und allein in das Erı 
des Verkäufers geftellt, ob er einen anderen Käufer für einen befferen halten 
(8. 1085). Dadurch wird ber Verkäufer ſchlechthin beredtigt, die Sache imm 
der beftunmten Frift anderweitig zu verkaufen. Diefe Frift ift in Ermangelung 
befonveren Berabreduug diefelbe wie beim Kauf auf Probe ($$. 1082, 1084 a. | 

Iſt die Sache bereit3 übergeben und findet fid) ein beflerer Käufer, fo müßt! 
erfte Känfer eigentlih die Sache ſammt allen darans gewonnenen Früchten un 
Berfäufer den Kaufpreis ſammt Zinfen herausgeben. Diefe Auseinanderfetung 
dadurch vereinfacht, daß die Nugungen der Sadye und die Zinfen des Kaufpreiſe 
gegenfeitig aufgehoben betradjtet werben (8. 1085). Würe der Käufer, dem das 
ftüd bereit8 übergeben war, noch einen Theil des Kauffchillings ſchuldig geweſe 
hätte er denſelben zu verzinfen, inbem er fonft die Nutungen der Sache bezieher 
die Zinfen des Kaufichillinges genießen würde. Rückſichtlich des Erſatzes des aı 
Sache gemachten Aufwandes wird er als redliher Beſitzer (88. 331, 332) beb 
(88. 1085 a. ©.). 


8. 1086. 
Verlaufsauftrag. 

Wenn Jemand feine bewegliche Sache einem Auderen für einen gewiflen Preis zu 
Tanfe übergibt mit der Bedingung, daß ihm der Uchernehmer binnen einer feftgefeiten 
entweder das beftimmte Kaufgeld liefern oder die Sade zurüditellen foll, fo ift der 
geber vor Verlauf der Zeit die Sade zurückzufordern wicht beredhtigt; ber Uebernehme 
muß nad) deren Ablanf das beſtimmte Kanfgeld entrichten. 


8. 1087. 


Während der feſtgeſetzten Zeit bleibt der Uebergeber Eigenthümer. Der Neben 
haftet ihm fir dem duch fein Verſchulden verurſachten Schaden, und es werden if 
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— der Sache une ſolche Koſten vergütet, die dem Uebergeber zum“ Nuten 


8, 1088, 


MR Die Sache unbeweglich oder ift ber Preis oder die Zahlungsfrift nicht beftimmt, fo 
wird der Uebernehmer wie ein Gewalthaber angejehen. In Teinem Zalle laun bie zum Ver⸗ 
Inufe anvertrante Sache dem Dritten, welder fie von bem Uebernehmer reblicherweile au fid 
girecht hat, abgefordert werben (8. 367). 


Der Auftrag, für Jemanden eine bewegliche Sache zu verkaufen, ohne Beitimmung 
aner gewiflen Frift, oder mit Beftimmung einer ſolchen, jedoch ohne Feſtſetzung des 
Sonfpreifes, fowie der Auftrag zum Verkaufe einer unbeweglichen Sache iſt ein gewöhn⸗ 
Ihe Mandat (8. 1088). Hat fi der Beauftragte Dagegen verpflichtet, eine beweg⸗ 
liche Sache bis zu einem beftimmten Tage zu einem feſtgeſetzten Preiſe entweder zu 
verlaufen oder zurüdzuftellen, nach dieſem Tage aber in jedem alle den im vorbinein 
kgefeuten Kaufpreis zu entrichten, fo nennt man einen folden Vertrag einen Berfaufs- 
‘wftrag (contractus aestimatorius), Trödelvertrag ($. 1086), welcher nad eigenen . 
‚Regeln beurtheilt wird 2. : j 

In einem folden Falle ift ver Uebergeber an vielen feinen Auftrag gebunden und - 
ea lam nur, wenn der Beauftragte bis zur beflimmten Frift die Sache nicht zuräd«. 
welt bat, vie Bezahlung des feftgefegten Preijes verlangen. ‘Der Beauftragte kann 
WW zum Ablaufe der Friſt entweber die Sache felbft zurüdftellen over den feftgejegten 
Heis zahlen, nach Ablauf derſelben hört diefes Wahlrecht auf und er ift zur Zurück 
'kliung der Sache nicht mehr berechtigt ($. 1086). Während ver feftgejegten Zeit 
‚Mit der Mebergeber Eigenthümer und trägt als folder die Gefahr des zufälligen 
Ünterganges fowie der Berfchlechterungen der Sache. Der Uebernehmer haftet nur für 
fin Verſchulden (omnis culpa) ? und kann bei Zurüdftellung der Sache den Erſatz 
det nothwendigen und nüßlichen Aufwandes verlangen (8. 1087). Nach der feit- 
giegten Zeit wird der Webernehmer Eigenthümer der Sache (arg. a contr. aus 
8.1087, 1. Sag, und Folgerung aus $. 1086 a. E.). Wer bie Sache von dem 

agten reblicherweife an ſich bringt, erwirbt in allen Fällen das Kigenthum 
G. 1088 a. €.). 

Andere Nebenverträge beim Kaufe find das fog. pactum reservati dominii, wo- 
durch fich der Verkäufer das Eigenthum der verkauften Sade bis zur Bezahlung des 
Kauſpreiſes vorbehält, der Vorbehalt eines Pfandrechts an berfelben (pactum hypo- 
ihecae), die Verabredung, wodurch ein Contrahent berechtigt wird, vom Bertrage ab» 
vater, wenn der antere feine Berbinblichfeit nicht rechtzeitig erfüllt (lex commissoria), 
der Reuvertrag (pactum displicentiae), nach weldem ein Contrahent ſich das Recht 
verbehält, vom Bertrage innerhalb einer beftimmten Friſt willkürlich zurüdzutreten zc. ®. 


$. 1089. 


Anh bei gerichtlichen Verkäufen finden die über Verträge und deu Tauſch- und Kauf⸗ 
detrag inöbefondere aufgeitellten Vorſchriften in der Negel ftatt, infofern nicht in dieſem 
beſete oder in der Gerichtöorduung eigene Anordnungen enthalten find. 





I gl. Glück, XVII, 61 fg.; Unterholzner, 2 ©. bie Bemerk. zu den 88. 1293—1295, 
0, 308 fg.; Koch, IT, 832 fg.; Sintenig, II, 3 gl. hierüber Arndts, $. 306; Keller, 
fo. Banbelten, $. 325 fg. 
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Fänfundzwanzigftes Haupiſtück. 
Bon Beitand-, Erbpacht- und Erbzinsverträgen. 


8. 100. 
. Beftanbvertrag. 
Der Vertrag, woburd Jemand den Gebrauch einer uuverbraudgbaren Sage auf ela ge: 
wife Zeit mund gegen einen befimmten Preis erhäkt, heißt Uberhaupt Beſtanboertrag. 


8. 1091. 
I) Mieth⸗ und Badtvertrag. 

Der Beitandvertrag wird, wenn fi die in Veſtaud gegebene Sache ohne weitere Bew 
beitung gebramden läßt, ein Riethvertrag, wenn fie aber une durch Fleiß nub Drühe bemahk 
werben Yaun, ein Pachtvertrag genannt. Werben burch einen Vertrag Sachen von ber euBın 
und zweiten Art zugleich in Beſtand gegeben, fo ift ber Vertrag nad ber Veſchaffenheit iu 
Hanptſache zu benrtheilen. 

$. 1092. 
Erforbernifie. 

Mieth- und Pachtverträge können Über bie nämlihen Gegenftände und auf bie nämlift 
Art, als der Kaufvertrag, geichloflen werden. Der Mieth- und Pachtzins wird, wenn fein 
andere Mebereintunft getroffen worden ift, wie dad Kaufgeld entrichtet. 


8. 1093. 
Der Eigenthümer kann ſowol feine beweglichen und unbeweglichen Saden, als fein 
Rechte in Beftand geben; er Tann aber auch in den Fall Tommen, den Gebrauch feiner eigens 
Sade, wenn er einem Dritten gebührt, in Beftand zu nehmen. . 


F. 1084. 
Wirkung. 
Sind die vertengfchließenden Theile über das Weſentliche des Beſtandes, nämlich übt 
die Sache und den Preis, ibereingelommten, fo ift der Vertrag vollfenmen abgefchlefien m 
der Gchrand der Sade für gelauft anzuſehen. 


8. 1095. 


Wenn cin Beſtaudvertrag in die öffentlichen Bücher eingetragen ift, fo ift das Medt I 
Beſtaudnehmers als ein dingliches Recht zu betrachten, weldes ſich auch der nachfelgerde 
Beſitzer auf die noch übrige Zeit gefallen laſſen mnß. 


Das röm. Recht umfaßt unter dem Ausprude locatio conductio alle jene Ber: 
träge, deren Inhalt auf vie Gewährung des Gebrauches oder ver Benugung em 
Sache oder die Leiftung von Dienften durch den einen Contrabenten und auf Zahlen 
eines beftimmten Preifes als Gegenleiftung dafür von Seite des anderen Contrahenten 
geht. Je nach dem Gegenftande unterfcheidet e8 locatio conductio rerum (Sachmiethe) 
wenn bie Benugung einer Sache oder eined Rechts zu gewähren ift, locatia conducto 
operarum (Dienftmiethe), wenn fi Jemand zur Leitung von Dienften verpflichtet und 
die zu leiftenden “Dienfte unmittelbar Gegenftand des Vertrages find, und locatio cob- 
ductio operis (Berbingungsvertrag), wenn die duch die Thätigfeit des Verpflichteten 
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kuorzubringende Wirkung Gegenftand des Vertrages iſt ı. Die deutſche Rechtsſprache 
nerſcheidet auch noch zwiihen Pacht, wenn aus der Sache Früchte oder ähnliche 
Irengniffe getwormen werben follen, und Miete, wenn der Bertrag auf Benugung 
iaes anderen Gegenftandes gerichtet ift, für welche beiben Iebteren Begriffe das röm. 
Rcht Feine entſprechenden Ausdrücke befist ?. 

Das A. b. ©. 3. bat einen Miethe und Pacht umfaflenden Begriff: „Beltand- 
xrträge“ aufgeftellt („ein deutſches Wort, welches allerdings nicht überall in Deutſch⸗ 
ad eingebürgert ift“) 3 und handelt von dieſen beiden Verträgen mit dem gar nicht 
x das Obligationenrecht, fondern in das Sachenrecht gehörigen Erbpacht, Erbzins und 
hedenzins zuſammen in einem Bauptflüde, und von der Dienftmiethe und dem Ber- 
ingungsvertrage abgefondert in dem darauf folgenden Hauptftüde unter der Ueberſchrift: 
‚Bon den entgeltlichen Verträgen über Dienſtleiſtungen“*. 

Als Miethe wird im 8. 1091 derjenige Bertrag bezeichuet, deſſen Gegenftanb eine 
zache ift, welche ſich ohne weitere Bearbeitung gebrauden läßt, ale Pacht 
ejenige Vertrag, deſſen Gegenftand nur mit Fleiß und Mühe benugt werben 
mm. Da Gegenftände, bei venen es auf Gewinnung von Früchten abgefehen ift, in 
er Regel nicht orbnungsmäßig ohne Bearbeitung benußt werben können, dagegen 
suchen, welche nicht fruchttragenn find, regelmäßig ohne Bearbeitung benugt werden 
men, fo fällt diefe Definition praftifh in vielen Fällen mit der gemeinrechtlichen, 
elhe unterfcheivet, ob landwirthſchaftliche oder ähnliche Exzeugniffe gewonnen werben 
Men oder nicht, zufanımen; ber Begriff von Pacht wird aber nach diefer Definition 
el weiter und ber von Miethe in eben dem Mae enger beftinmt, als nach gemeinem 
echte, indem fich landwirthſchaftliche Erzeugnifie fait nie ohne Bearbeitung gewinnen 
fen, aber auch eine Dienge anderer Objecte, welche nicht zur Gewinnung von Früchten 
MRimmt find, wie 3. B. Zimmerwerksplätze, Magazine, Schaufpielhäufer zc. 2c., eben- 
ls nur mit Mühe benugt werden können ©. 

Dem ungeachtet ift man jedoch auch nad) röm. Hecht berechtigt, bei der Unterſchei⸗ 
ung ziwifchen Miethe und Pacht auf die röm.stechtlihen Begriffe zurüdzugehen. Es 
aben nämlich den Berfaflern des A. b. G. B. bei Aufftelung dieſer Definition un⸗ 
weifelhaft vie Begriffe des rim. Rechts von Miethe und Pacht vorgefchwebt und dieſe 
we eine unglädliche Faſſung erhalten. Es ergibt fid) dies aus dem Schlußſatze des 
) 1101, welcher nur vom Berpächter eines Brundftüdes“ ſpricht und diefem ein 
wiepliches Pfandrecht auf das auf dem Pachtgute vorhandene Vieh und die Wirth- 
daftsgeräthfchaften und die darauf noch befindlihen Früchte einräumt und einer 
deren Art von Pahtung gar nicht erwähnt, während doch nit anzunehmen ift, 
daß das Geſetz in allen jenen Fällen, in melden nad) ber Definition des $. 1091 
Miethe vorhanden ift, fowie bei Pachtungen von Grunbftüden ven Beftanpgebern ein 
pſetzliches Pfandrecht gewähren wollte, in denjenigen Zällen dagegen, in welchen nad) 
xt Begriffsbeftimmung des $. 1091 zwar ebenfalls Pachtung anzunehmen wäre, aber 





I Bol. Glüd, XVII, 263 fo; Kritz, 


Sachen beſchränkt ift, und daß nad öfterr. 
Ianbeftenrecht, II, 2. Theil, ©. 191 fg.; 


Interholgner, II, 316 fg.; Koch, III, 726 fg.; 
is (2. Auft.), Il, 644 fg. 
° Mur heißt der Miethivohner inquilinus, 
⁊ Pächter von Grundſtücken colonus. Bgl. 
endis, Pandekten, 8. 309, Anm. 
I Kritz, Banbelten, J, 2. Theil, S. 261. 
‘Kris, a. a. O., ©. 361, findet dieſe Me⸗ 
ode höchſt empfehlenswerth. Es werben jedoch 
durch in ber That, gewiß nicht zum Vortheil 
⁊ Sache, gleichartige Rechteverhältnifie ohne 
sth voneinander getrennt, und dafür gar 
icht in dieſen Theil bes Syſtems gehörige 
cchtöperhältniffe hineingezogen. 
® Dun bemerken ift Übrigens, daß der Begriff 
m Mietbe und Pacht nicht auf Lörperliche 


Recht auch Jagdrechte (M. Vdg. vom 31. Juli 
1849, R. ©. Bl., Nr. 342; vom 15. Dec. 
1853, R. ©. Bl., Nr. 257, und vom 15. Febr. 
1853, 3. 5420), Subuftzieprinilegien (8. 22 
bes Kaif. Pat. vom 15. Aug. 1852, R. © 
Bl., Nr. 184) und Gewerbe ($. 58, Gew. O 
vom 20. Dec. 1859) in Pacht gegeben werden 
fönnen, und daß hier die Vorfchriften über 
Pachtverträge analog anzumwenben find. Nach 
röm. Recht (vgl. Sintenis, II, 651, 652) 
waren nur foldhe Rechte Segenftanb bes Pacht⸗ 
vertrage®, welche unmittelbaren Bezug auf eine 
Sade hatten, Nießbrauch und Wohnung (Prä- 
Dialfervituten können nicht abgejondert ver- 
un werben) und außerbem auch öffentliche 
Gefälle. 


° Bgl. au Unger, I, 386, Anm. 16. 
33* 
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fein Grundſtück Object derſelben ift und fih aud kein Vieh, Wirtbichaftegeräthfchaft 
oder Früchte auf dem Beltandobjecte befinden, ein gefetliches Pfandrecht nicht ein- 
räumen wollte. 

Der Beftandvertrag wird, wie nad) heutigen Rechte Berträge überhaupt, burd 
bloße Uebereinfunft wirkfam (8. 1094). Die wejentlichen Erfordernifie defielben find 
eine beftimmte (bewegliche oder unbemegliche) Sache, bei welcher eine Gebrauchsüber. 
laſſung möglich ift, “als Object des Gebrauches, und ein beftinmter, dafür zu en 
richtender Preis (88. 1090 und 1093). Die Eingehung auf eine im vorbinein be 
ftimmte Zeit ift nicht erforderli (8. 1116). 

Die Beſtimmung des $. 1092 a. E., daß der Mieth- und Pachtzins, wen kin 
andere Webereinfunft getroffen wurde, wie das Kaufgeld zu entrichten ift, bezieht Rd 
nur auf die allgemeinen Erforderniſſe bei der Feſtſetzung des Mieth- und Pachtzuied 
(vgl. die Rubriten zu 88. 1055, 1056, 1059). NRüdfihtlih des Zeitpunftes ka 
Entrihtung deſſelben find die Vorfchriften in den 88. 1100 und 1102 enthalten. 

Durch die grundbücherlihe Auszeichnung der Beſtandrechte in den öffentlichen 
Büchern wird das fonft blos perſönliche Recht gegen den Beftanpgeber gegen jeden de 
fiser der Beſtandſache wirffam. Sie ift jevoh nur mit Zuftinmung des Beſtand⸗ 
gebers zuläffig und kann daher felbit die Pränotation des Beſtandrechts nur auf Grud 
einer Urkunde erfolgen, welche eine binlängliche Beicheinigung ber Einwilligung bei - 
Beitandgebers zur Einverleibung enthält (8. 37 Grundb. Gef.) ®. 

Bei der Einverleibung oder Vormerkung von Beſtandrechten ift die fonft ($. 14 
Grundb. Gef.) vorgefchriebene Angabe einer Summe zur Sicherftellung eines allfälligen 
Schadenerſatzes nicht nothwendig (8. 19 Grundb. Gef.). 

Bol. aud) die Bemerk. zu $. 1102. 


&. 1096. 
Wechſelſeitige Rechte: 1) In Hinfiht auf Ueberlaffung, Erhaltung, Benutzung. 

Die Vermiether amd Berpächter find verpflichtet, das Veſtandſtück anf eigene Keen is 
brauchbarem Stande zu übergeben und zu erhalten, umd die Beftandinhaber in den We 
dungenen Gebrande oder Genuffe nicht zu ftören. Die gewöhnlichen Ausbeflerungen de 
Wirthſchaftsgebände hat der Pächter nur infoweit, als fie mit den Materialien des Gute 
und den Dienften, die er nad der Beſchaffenheit des Gntes zu fordern berechtigt iR, We 
ftritten werden Tonnen, felbft zu tragen, die übrigen aber dem Verpächter zur Velorgum 
anzuzeigen. 

8. 1097. 

Hat der Beitnnduchmer einen dem Beſtandgeber obliegenden nothwendigen oder eine 
nüglihen Aufwand anf das Beftandftüd gemacht, jo wird er als ein Geſchäftsführer ohr 
Auftrag betrachtet ($. 1036), er muß aber den Erfat längſtens binnen ſechs Monaten, ned 
Zurückſtellung des Beftandftüudes, gerichtlich fordern, fonft ift die Klage erloſchen. 





"Bol. Die Bemerk. zu ben 88. 957 -960, 
Anm. 5. 

s Auch uach Preuß. Landrecht ift die Ein- 
tragung der Beftandrechte gegen den Willen 
des Eigenthümers ausdrücklich ale unftatthaft 
erflärt. Vgl. Koh, Recht Der Forderungen, 
II, 8. 346, ©. 1747. Dieſe grundbücherliche 
Auszeichnung der Beftaudrecdhte, welde nur 
auf dem Beftandobjecte ftattfinden kann, tft 
wohl zu unterjcheiden von der Einverleibung 
des Pfandrechts für die Beſtandrechte, welche 
jo gut ale für cin anderes obligatorifches Ber: 
mögensrecht auch auf anderen Healitäten ſtatt⸗ 
finden kann. Die grundbücherliche Auszeich- 
nung der Beſtandrechte hat zur rechtlichen 
Folge, daß der Beſtandnehmer ein ben bing- 


lichen Rechten nahe verwandtes, gegen jeden 
dritten Beſitzer der Realität verfolgbaret 
auf die ihm zuftehende Benußung der Veſtand 
ſache erwirbt, welches nur im Falle der zwangk 
weifen gerichtlichen Berjteigerung ber Plan 
ſache bie Natur des Pfaudrechts für bie Eat 
ſchädigungsſumme annimmt ($. 1121), ZU 
Einverleibung Des Pfandredpts für das Befant- 
recht gewährt kein ſolches gegen jeden breiten 
Beſitzer der Realität wirkſames Recht anf Die 
Benutzung der Beſtaudſache, jondern 
immer bios die Wirkung, daß ber Behkand⸗ 
nehmer für Vertragsverlegungen bes Velo“ 
gebers feine Befriedigung aus dem Erlöfe MT 
Realität juchen Tann. 
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8. 1098. 


Miether und Pächter find berechtigt, die Mieth- und Pachtſtücke dem Bertrage gemäß 
ng die beſtimmte Zeit zu gebranden nud zu bennten oder and in Afterbeftaud zu geben, 
mu ed ohne Nachtheil des Eigenthümers gefcheben Tan oder im Vertrage nicht ansbrüd- 
bi weterfagt worden ift. 


8. 1099. 
Wechſelſeitige Rechte: 2) Laſten. 

Bei Bermiethungen trägt alle Laſten und Abgaben der Vermiether. Bei eigentlichen 
Siungen, wenn fie in Pauſch und Bogen geliehen, übernimmt der Pächter, mit Ausſchluß 
' eingetragenen Hypothelarlaſten, alle übrige; wird aber die Pachtung mac einem Auſchlage 
qjlofſen, fo trägt er jene Laften, weldhe von dem Ertrage abgezogen worden find oder blos 
ı ben Früchten und nicht von dem Grunde felbft entrichtet werden müſſen. 


Die Hauptverbindlichkeit des Vermiethers oder Verpächters (locator) befteht darin, 
ı Miether oder Pächter (conductor) den Gebrauch der Sade fammt Zubehör für 
ganze vertragsmäßig feftgefegte Zeit zu gewähren und dafür zu haften, daß bas 
Randftüd in dem der Beſtimmung oder der Natur ver Sache oder ben erffärten 
vedde Des Beflandvertrages entiprechenden Zuſtande erhalten werde ($. 1096, 1. Abf.). 

Hat der Beſtandnehmer felbft auf die Sache einen Aufwand gemacht, fo kann er 
h den Grundfäsen über vie Gefhäftsführung ohne Auftrag den zur Erhaltung der 
ibſtanz nothwendigen unbedingt, den blos nüglichen aber infofern erjegt verlangen, 
dadurch die Sache wirklich dauernd verbeflert wurde (88. 1097, 1036 fg.). Jedoch 
id für die Beantwortung der Frage, ob ein Aufwand ein nothwendiger, nützlicher 
rt blos angenehmer ift, der erklärte Zweck des Beltandverhältniffes von großem Ein- 
fie fein und mander Aufwand eben mit Rüdficht auf die Art der Benugung, welden 
t Beftanpnehner zu- fordern beredtigt ift, ein nothwendiger fein, welcher fonft viel— 
&t ein blos Iururiöfer wäre. Diefer Erſatzanſpruch verjährt ſechs Monate nad) der 
wädftellung des Beſtandſtückes ($. 1097, 2. Abſ.). 

Beim Pachtvertrage find gewöhnliche Ausbefferungen der Wirthfchaftsgebäube, 
ide mit den Materialien des verpacdhteten Gutes oder allfälligen, mit dem Gute - 
Annenen Realrechten beftritten werden fünnen, vom Pächter zu tragen (8. 1096, 

ſ.). 
Die auf der Sache haftenden Laſten trägt nach röm. Recht ſowol bei der Miethe 
z heim Pachte der Vermiether oder Verpächter. Das öſterr. Recht (8. 1099) hat 
ch dem Vorgange des Pr. L. R.! bei eigentlichen Miethungen dieſe Regel beibehalten, 
Pachtungen jedoch wird unterſchieden, ob fie in Pauſch und Bogen geſchloſſen wur: 
t oder nicht. Im erfteren Falle hat der Pächter, mit Ausſchluß ver Zinſen ber 
auf haftenden Hypothefarlaften, alle übrigen Yaften?, im legteren Falle blos jene 
ten zu tragen, welde von dem Ürtrage abgezogen wurden, ober blos von den 
üchten und nidyt von tem Grunde jelbft zu entrichten find. Sehr ftreitig ift es, wen 
Einguartierungslaft treffe. Die Entſcheidung hängt vor allen davon ab, ob man 
al8 eine Real- oder Perfonal-Laft anfieht, was vom Standpunkt des öffentlichen 
chts zu entjcheiren und ebenfalls wieder fehr ftreitig iſt?. 

Das Recht ver Aftermiethe und des Afterpachtes verfteht fih nad $. 1098 von 
iſt und braucht nicht insbefondere ausbedungen zu werden. Für Wien beftimmt das 
fd. vom 28. April 1811 (9.6. ©., Nr. 944): „Das Necht zu Aftermiethen, in- 


Bgl. Rod, II, 741. pflegung. Im Frieden trägt ber Vermiether 
Nach Pr. L. R. bios die bei Abſchluß des | die Einguartierungslaft ganz. Im Kriege fallen 
frages bereit8 Darauf ruhenden ordent- | bie Teglementemäfigen Berpflegungstoften zur 
ven, nicht aber auch die außerordentlichen | Hälfte auf den Hauseigenthümer und zur 
ten und Abgaben. Koch, a. a. O., S. 742. | Hälfte auf Die Miether. Die blofe Quartier: 
Das Pr. L. R. unterfcheidet zwifchen ber | laft wird durch Nachlaß am Zinfe verglitet. 
Iquertierung im Kriege und Frieden und | Ko, III, 744. Bol. hierüber Sintenis 
ber Einguartierung im Kriege wieder zwi- | (2. Aufl.), II, 656, Anm. 69; Bangeromw, III, 
ı der bloßen Onartierlaft und der Ber: I 8, 641, S. 462, und bie bajelbft Angeführten. 
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fofern es nicht von den Hauseigenthümern durch befonvere Verabredung mit dem 
ftanpnehmer auf eine ober die andere Art beſchränkt wird, bleibt für die Zukunft 
alle Einſchränkung Jedermann, jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, daß 
Afterbeftandlaffer in der Wohnung, von welder er Theile verläßt, fı 
wohne Bo dieſes Bedingniß nicht erfüllt if}, wirb bie Aftermiethe als eine g 
wibrige Handlung erflärt, und verjenige, welcher dieſer Anordnung zumiberken 
verfällt in die bisher durch 8. 6 der Circ. Bog. vom 12. Mai 1802 beftimmte S 
bes Erlages des halbjährlihen Zinsbetrage® der ganzen Wohnung. Uebrigens bleibt 
Borfchrift des 8. 8 der gedachten Eirc. Sn, forten in Kraft, daß namlich ber Di 
einer Wohnung, der wegen einer unvermutheten Abreiſe ober wegen anderer Bei 
niffe die Wohnung felbft zu bewohnen gefinkert wirb, feine Wohnung im dieſen 
für die Dauer des mit dem Hausinhaber geichloffenen Contractes, oder wem 
Eontract befteht, längftens auf ein halbes Jahr im Afterbeſtand verlafien darf, 
baß biefes Befugniß auch den Erben des Beſtandnehmers, welcher mit Tode 

ift, zufomme Es ift aber in jedem Falle der Beſtandmann oder der Erbe verbm 
noch vor der Aftermiethe die Anzeige an den Stadtmagiſtrat zu maden, und wer 
Anzeige zu machen unterläßt, wird ebenfalls mit dem Erlage des halbjährlichen 9 
betrages beftraft.” Ferner wurde durch Statth. Erl. vom 9. März 1852 (2. ©. 
Nr. 107) verorbnet, daß in Wien ebenerdige Gaffenladen nur an ordentliche Gew 
leute vermiethet werben dürfen. 

Den Beamten der Staats- und Fondsgüter ift die Pachtung von fa 
herrfchaftlihen oder Privatgemeinden ober anderen Corporationen gehörigen Kealil 
oder Gerechtſamen, welde innerhalb des Bezirkes, in welchem fie angeftellt find, fie 
nur mit Bewilligung ber Adminiſtrativbehörden geftattet (Hofd. vom 21. März 1 
3. 5373, und Fin. M. Erl. vom 20. Ian. 1860, 3. 57508). Stäptifde: 
amte dürfen feine ſtädtiſche Realitäten in Pacht nehmen (Hof. vom 29. März 17 
Kropatſchek'ſche G. ©., I, 86), ebenfowenig Börfter in Cultur geſetzte Waldgri 
ihrer eigenen Reviere (Hofd. vom 22. Febr. 1799, Kropatſchek'ſche ©. ©., XII, 1 

Der letzte Reſt der mannigfachen Beſchränkungen, denen vie Israeliten früher 
bei Eingehung von Mieth- und Pachtverträgen unterworfen waren *, muß aus 
boppelten Grunde für bejeitigt angejehen werden, weil ſich diefe Beſchränkungen 
als ein Ausflug ihrer durch Art. 6 des Staatögrundgefeges vom 21. Der. 1 
(R. ©. Bl., Nr. 142) behobenen Befigunfähigfeit darftellen und weil darin eine 
Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes unzuläffige Beſchränkung der Rechtsfähigkeit 
Religionsgenoffenfchaft Tiegt ®. . 


8. 1100. 
Beigfelfeitige Rechte: 3) Zins. 
Außer dem Falle einer bejonderen Verabredung tft ber Zins, wenn eine Sade am 
oder mehrere Jahre in Beftand genommen wird, halbjährlih, bei einer lürzeren VBefen 
hingegen nach Verlanf derfelben zu entrichten. 


8. 1101. 


Zur Eicherftellung des Mieth⸗ oder Pachtzinſes hat der Vermiether einer Wohnung 
Pfandrecht auf die eingebrachten, dem Miether oder Aftermiether eigenthümlichen aber 
einem Dritten ihnen anvertranten (8. 367) Einrichtungsftüde nnd Fahrniſſe, welde zur 
ber Klage noch darin befindlich find. Der Aftermiether haftet aber nach Maß feines R 
zinies, doc ohne die Einwendung einer dem Hauptmiether geichebenen Vorauszahlung 
gegenieten zu Lönnen. Dem Verpächter eines Grundftüdes hingegen fteht das Pfandrecht 
das auf dem Pachtgute vorhandene Vieh und die Wirtbfchnftögerätbichaften umb bie de 
noch befindlichen Früchte zu. . 





* Bol. hierüber S. 481 der erften Auflage 5 Bgl. auch bie Bemerk. zu $. 856. 
biefes Werkes, 
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Die Hauptverbinvlichleit des Beſtandnehmers befteht in ber Entrichtung des Mieth- 
ser Pachtzinſes. Der Zeitpunkt der Entrichtung ift natürlich zunächſt der Weberein- 
baft der Contrahenten überlaffen. Wurde viefer Zeitpunkt vertragsmäßig nicht felt- 
Fin, fo müßte die allgemeine Kegel zur Anwendung kommen, daß derjenige Contra- 

‚ weldier von dem anderen die Gegenleiftung in Anfprud nimmt, auch jeinerjeits 
za Leiſtung bereit fein muß. Es wäre fomit die ganze Zeit der Miethe in unenblid) 
Heine Zeiträume unterzutheilen und es hätte der Mietber für jeden biefer unendlich 
Einen Zeitabfchnitte des ihm wirklich gewährten Gebrauches des Beſtandſtückes ſogleich 
ven Veſtandzins zu entrichten und ber Beſtandgeber wäre berechtigt, für eben biefen 
Jätraum den Zins in Anſpruch zu nehmen. Da aber eine ſolche Leiftung Zug um 
Ing praktiſch unausführbar ift, enthält ſchon das röm. Recht die poſitive Vorſchrift, 
Kg der Miethzins nad Ablauf der Zeit des Gebrauches oder der bafür feftgefeßten 


Zeitränme zu entrichten ift !. Diefer Befummung find faft alle neueren Gefeßgebungen. 


und auch das öfter. Recht mit genauerer Feſtſetzung der einzelnen Zeiträume gefolgt. 
Bet einem die Dauer eines Jahres nicht überfteigenden Beſtandvertrage ift ver Zins 
ach Ablauf des Jahres, wenn eine Sache aber über die Dauer eines Jahres hinaus 
a Beftand genommen wird, halbjährlich nachträglich zu entrichten ($. 1100). 

In Ermangelung einer befonderen (ausbrüdlihen oder ſtillſchweigenden) Ueberein- 
uuft ift daher ber Beftanbgeber verpflichtet, dem Beſtandnehmer ven Gebrauch tes 
deſtandobjectes zu gewähren, ohne zugleich den Zins als Gegenleiftung fofort in An⸗ 
wu nehmen zu können. Wurde dagegen bie Borausbezahlung des Miethzinſes be- 
ungen, fo tritt hier die allgemeine Kegel ein, daß derjenige Eontrahent, welcher bie 
Begenleiftung in Anſpruch nimmt, auch feinerjeits auf Verlangen leiften muß, widrigens 
han bie Gegenleiftung verweigert und bie Einwendung bes nicht erfüllten Vertrages 
exceptio non adimpleti contractus) ? entgegengejeßt werben Tann. Daß dieſe Ein⸗ 
sendung bei allen zweiſeitigen Verträgen und insbeſondere auch bei Beftanbverträgen, 
wi denen VBorausbezahlung bebungen wurbe, Anwendung findet, iſt nad) röm. und gem. 
Reht unzweifelhaft *. Fürs öfter. Recht will man oft biefe Einwendung wegen ber 
Finreihung bes $. 1052 in die Lehre von den Taufchverträgen und weil die Anwen- 
bung ber Borfchriften über Tauſchverträge im Allgemeinen nur für Kaufverträge eigens 
errönet erſcheint (8. 1066), nur auf Tauſch⸗- und Kaufverträge angewendet willen. 

abgeiehen davon, daß innere Gründe nicht vorhanden find, biefe Einwendung 
bot auf Kauf» und Tauſchverträge zu beichränten, erflärt 8. 1094 den Beftandvertrag 
Kauf des Gebrauches und ift nad 8. 1092 der Beftandzins wie das Kauf- 
geld zu entrichten. Werner ift nad) $. 1118 der Beltandgeber zur Auflöfung des Be- 
Ronbvertrage8 berechtigt, wenn der Beſtandnehmer nach gefchehener Einmahnung mit 
der Bezahlung des Zinfes dergeftalt fäumig ift, daß er mit Ablauf des Termines ben 
Adfländigen Beſtandzins nicht vollftänbig entrichtet hat. Unter rückſtändigem Beftand- 
Hale wird vorzüglich ber nad) 8. 1100 am Ende des Termines fällige Zins verftanden 
werden. müflen. Iſt aber ber Beflandgeber, wenn eine Zinsrate nicht fofort nad) 
deren Fälligkeit entrichtet wird, zur Auflöfung eines bereits in Wirkſamkeit getretenen 
deftandvertrages berechtigt, jo muß ihm in dem Falle, daß er ſich vie Borauszahlung 
x9 Miethzinſes bedungen bat und diefer fomit ſchon zur Zeit, ald der Miether oder 
ßächter den Gebrauch des Beftandgegenftandes in Anſpruch nimmt, fällig ift, das Recht 
uftiehen, die Erfüllung des Bertrages jo lange zu verweigern, bis ber Beſtandnehmer 
eine Verbindlichkeit erfüllt hat *. 

Zur Siherftellung des Mietbzinjes und aller anderen aus dem Miethver- 
vage entjpringenden Forderungen batte nad röm. Recht ber Bermiether (ven 
ad der Afternermiether gleichgehalten wurde) ein gefetliches Pfandrecht auf die dem 
Riether, nicht aber auch einem Dritten gehörigen, zum Zwede der Miethe ein- 





! Bat. Sintenis (2. Aufl), II, 657. nungen; oder Grörterung ber frage: ob ber 

3 Bel. die Bemerk. zu 8. 1052. Bermiether dem Miether wegen ber noch nicht 

Bgl. die bei 8.1052, Anm. 1 Angeführten. | geleifteten BVorausbezahlung bes Miethzinfes 
‚+ Die entgegengefete Anfiht wirb verthei- | Die Uebergabe ber Wohnung zu verweigern be- 
gt von Kopetzly in feinem Aufſatze „Ueber | rechtigt ſei“ in ber Ztiſchr. für öſterr. Rechts⸗ 
ie Vorauszahlung bes Miethzinſes bei Woh⸗l gel. 1842, II, 65 fg. 
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gebrachten, lebenden und leblofen Gegenftände (invecta et illata), welches vom Zeil 
punkte der Einbringung an wirkſam wurde d. Daſſelbe geſetzliche Pfanprecht fand ihn 
auch unmittelbar gegen ven Aftermiether nach ver Höhe des von dieſem an ben After 
vermiether zu entrichtenden und noch fchuldigen Miethzinfes zu ®. Der VBerpäcte 
hatte ein geſetzliches Pfandrecht für die Bezahlung des Pachtzinjes fowol, ale aud für 
vertragsmäßige Benutzung des Pachtgrundſtückes auf die vom Pächter geernteten 
Früchte7. Auf die vorhandenen Vieh⸗ und Wirtbfchaftsgeräthichaften erftredte ſich das 
Pfandrecht nur dann, wenn fie ihm mittel® befonberen Uebereinkommens verpfändet 
worden waren ®. Gegen den Afterpächter hatte ver Verpächter das Pfandrecht auf die ; 
gewonnenen Früchte, gleichwie als wenn bie Afterverpacdhtung gar nicht ftattgefunten : 
ätte ꝰ. 

’ Nach öfterr. Hecht hat der Vermiether zur Sicherftelung des Miethzinfes, , 
nicht auch anderer Forderungen aus dem Miethcontracte, ein gefeßliches Pfandrecht auf 
bie „eingebrachten, dem Miether oder Aftermiether eigenthümlidhen oder von einen 
Dritten ihnen anvertrauten‘ (8. 367) Einrihtungsftüde und Fahrniſſe, welde zur 
Zeit der Klage no darin befindlich find (8. 1101). Unter „Einrichtungsftüden“ find ; 
die Mobilien und der Hausrathb (8. 674) und unter Fahrniffen alle übrigen bewez⸗ 
Iihen Sachen zu verftehen ?°. 
Die Berufung auf 8. 367 deutet an, daß das Pfandrecht nur unter der Boranb- | 
feßung wirlſam wird, daß der Vermiether im guten Olanben ift, der Beſtandnehmer 
jei Eigenthümer 11. Hätte 3. B. irgendein Gewerbsmann eine fremde Sache bei fd, 
von ber e8 offenbar ift, daß er fie nur nad feinem Gewerbe zur Ausbeſſerung über 
nommen bat, fo erwirbt der Bermiether Fein Pfandrecht darauf, indem er ans ben 
äußeren Umftänden vermuthen mußte, der Miether fer nicht Eigenthümer (vgl. and 
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5 Eo jure utimur, ut quae in praedia ur- 
bana inducta et illata sunt, pignori esse 
credantur, quasi id tacite convenerit. 1.4 D. 
ex quibus causis pign. (20. 2). 

Pomponius libro quadragesimo variarım 
lectionum scribit; non solum pro pensionibus 
sed et si deteriorem habitationem fecerit 
sua culpa inquilinus, quo nomine ex locato 
cum eo erit actio, invecta et illata pignori 
eruut obligata. 1. 2 D. ex quib. caus. pign. 
(20. 2). 

Invecta quidem. sunt, quae gestantur, 
veluti vestis, aurum, argentum, libri et si 
quid ejusmodi est. Illata, animantia, veluti 
bos, equus, servus &c similia (Theophilus 
in Scholiis Basilicon. T. 1. pag. 751). 

Videndum est, ne omnia illata vel inducta, 
sed ea sola, quae ut ibi sint, illata 
fuerint, pignori sint, quod magis est. fr. 7, 
8.1 D. 20. 2, 

6 Si domum conduxeris, et ejus partem 
mihi locaveris, egoqne locatori tuo pensio- 
nem solvero, pignoratitis adversus te potero 
experiri. Nam Julianus scribit, solvi ei 
posse: et si partem tibi, partem ei solvero, 
tantundem cerit dicendum. Plane in eam 
duntaxat summam invecta mea et illata 
tenebuntur, in quam coenaculum conduzi. 

“Non enim credibile est, hoc convenisse, ut 
ad universam pensionem insulae frivola mea 
tenerentur. Videtur autem tacite et cum 
domino aedium hoc convenisse, ut non pactio 
coenacularii proficiat domino, sed sua pro- 
prie. 1. 11, $. 5. de pig. act. (13. 7). 

” In praediis rusticis fructus quae ibi 
nascuntur tacite intelliguntur pignori esse 


domino fundi locati, etiamsi nominatim W 
non convenerit. 1. 7 pr. D. 20. 2. 

Eo jure utimur, ut quae in praedia w- 
bana inducta, illata sunt, pignori esse cı* 
dantur, quasi id tacite convenerit; in rusti- 
cis praediis contra observatur, 4 
D. 20. 2. 

8 Si colonus convenit, ut inducts in fer 
dum, illata, ibi nata pignori essent, et sale 
quam inducat, alii rem bypothecae nomipe 
obligaverit, tunc deinde eam in fundum ir 
duxerit, potior erit, qui specialiter pure &æ 
cepit, quia non ex conventione priori obl- 


Zn en „ ——————— ———— 


au 


gatur, sed ex eo, quod inducta res est, qeod : 


posterius factum est. 1. 11, $. 2 qui pot. h 
pign. 20. 4. 


® Si colonus locarerit fundum, res posl® 


rioris conductoris domino non obligantar, 
sed fructus in causa pignoris manent, que® 
admodum essent si primus colonus 608 pef- 


l. 24, 8. 1. D. locati condedi. 


Entf. vom 17. Aug. 1854, 3. 8292; Blade 
und Unger, I, Nr. 37, und vom 10. aa 
1860, 3. 5591; Glajer, Unger und Ralıkn 
III, Nr. 1151. 

11 Diefer Anficht find auch Nippel, El— 
VII, 259; Stubenraudh, Commentar (1. Anl. 
III, 290 und 291; 2. Aufl., II, 252, 289: 
Kopetzky, a. a. O., ©. 80, während Scheidlein. 
Abhandlung über den Mieth- und Padıtver 
trag nach öfterr. bürgerl. Geſetzbuche (Bir 
1819), &. 70, bie entgegengefeigte Anficht mt’ 
theibigt. 
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456). Die entgegengefetste Anſicht würde zu den größten praftifchen Unzukbmmlich⸗ 
ten führen und die Sicherheit des Verkehres in hohem Grade gefährben 12. 

Diefes geſetzliche Pfandrecht fteht dem Vermiether nur auf jene Gegenſtände zu, 
ide ſich zur Zeit der überreihten Zinsklage noch in ber vermietheten Wohnung be- 
den. Um dieſes feftzuftellen, dient die pfantweife Beſchreibung berfelben, welche 
5 dem Hofd. von 3. Nov. 1819 (9. ©. ©., Nr. 1621) gleichzeitig mit der 
berreichung der Zinsklage angefucht werben fann und ohne vorläufige Anordnung 
ver Tagſatzung (außer wenn befondere Bedenken obwalten) zu bewilligen ıft. Werben 
!invecta et illata im Wege ber erecutiven oder crivamäßigen Berfteigerung verkauft, 
entfällt die Nothwenbigfeit einer pfanpweifen Beichreibung, weil diefen beiven Verſteige⸗ 
ng8arten ohnehin eine genaue Specification der zu veräußernden Gegenſtände vorherzugehen 
g18, 1%, Das Pfandrecht ſelbſt wird aber nicht erft von dem Zeitpunfte ver wirklichen Bor: 
ihme der pfandweiſen Befchreibung, fondern ſchon vom Zeitpunfte ver Einbringung ber 
fecten-an wirffam und geht allen jenen Pfanprechten, welche nach dem Zeitpunkte der 
inbringung, wenn aud) vor der vorgenommenen pfanbweilen Befchreibung entſtanden 
&, vor (Hofd. vom 10. April 1837, 9. ©. S., neue Folge, Nr. 89), Hätte 
manb fchon vor der Einbringung in die Wohnung ein Pfandredt erwirkt, fo 
ktet fich die Priorität feines Pfanprehts zu dem des Vermiethers darnach, ob ber 
nmiether von dieſem Pfandrechte wußte oder nicht. Denn wären die Einrichtungs- 
He und Fahrniſſe dem Pfandrechte des Vermiethers fogar dann unterworfen, wenn 
im Eigenthum des Släubigers ftänden nnd dem Mietber blos anvertraut worden 
ken, fo muß auch das früher erworbene Pfandrecht, in welchen: bloß ein Theil der 
fugniffe des Eigenthumsrechts liegt, dem des Vermiethers weichen, welcher von dem 
eren Pfandrechte keine Kenntniß hatte (vgl. aud $. 456). Ob das früher erwor⸗ 
ne Pfandrecht ein gerichtliches oder anfergerichtliches ift, hat auf die Priorität feinen 
fing, indem das öfterr. Recht feinen Vorzug des gerichtlichen vor dem aufßergericht- 
ven Pfandrechte kennt 19. 

Der Aftermiether haftet mit feinen Fahrniſſen 16 für die Miethzinsforderung bes 
mmiethers nad) Mai feines eigenen Miiethzinjes, „doc ohne die Einwendung einer 
m Hauptmiether geſchehenen Borauszahlung entgegenfegen zu Können“. Sehr diver⸗ 
rend find die Anfichten, was hier unter ‚‚Borauszahlung‘ zu verftehen ſei. Scheib- 
a 17 verfteht darunter eine folde Zahlung, welche der Aftermiether geleiftet hat, bes 





12 Dies anerkennt die Obſtg. Entjh. von 


). Rov. 1850, Sta. 1854, Nr. 84. 


2 Die pfandweife Beſchreibnug dient nur 
r Evidenzmachung ber Pfandobjecte und um 
m Bermietber ein Schutzmittel gegen cigen- 
üdtiges Hinmwegichaffen der Gegenitdude zu 
Mähren. Im entgegengefehten (alle wäre 
8 egecutiven und cridamäßigen Verſteigerun— 
m ber Bermiether ganz nugefhübt. Es ver- 
ent daher die Obfig. Entid. von 6. Non. 
67, 3. 8721, Gjtg. 1867, Nr. 104, wontit 
m PBfandrehte des Bermiethers, welcher, 
Me bie Klage eingebracht zu haben, vor der 
emahme der Keilbietung in feinem Haufe er⸗ 
"u und fein Pfandrecht bein Gerichtscom- 
Mär aumelbete, bie Priorität vor dem Pfand» 
bie des Erecutionsführers zuerkannt wurde, 
R Borzug vor zwei Entfcheibungen älteren 
“ums, nämlich Obfig. Eutich. vom 8. Febr. 
66, 3. 890; Safer, Unger, V, Nr. 2679, 
b vom 19. Dec. 1866, 3. 109401, Geridhts- 
fe 1867, Nr. 28, welche von dem entgegen- 
esten Principe ausgehen. 

10 Iſt die Zinsklage nicht ftatthaft, weil ber 
iethzins nech nicht fällig ift, fo kann fich der 
rmiether vor Verſchleppung der Pfandgegen⸗ 
nde buch Sequeftration berjelben ftchern. 


Ausdrücklich beftimmte dies die Allerh. E. vom 
1. Juni 1818 für die Pombarbei und Venedig. 
Diejelbe Beftimmung ift auch im 8. 428 der 
mit J. M. Bdg. von 3. Mai 1852 für Sieben- 
bürgen und mit I. M. Vdg. vom 16. Sept. 
1852 für Ungarn, Kroatien, Slawonien, Die 
Serb. Wojewodſchaft und das Temefer Banat 
fundgemachten Civilproceßordnung enthalten. 

15 Auf einer gänzlichen Berfennung bes 
8. 1101 und der Bebentung dieſes geſammten 
Pfandrechts berubt die Obſtg. Entf. vom 
25. April 1867, 3. 2943; tg. 1867, Nr. 
53, womit dem Pfandrechte eines früheren 
Bermicthere, welcher bie pfandweiſe Bejchrei- 
bung der invecta et illata erwirkt hätte, bag 
Borzugsredht vor dem Pfandrecht desjenigen 
zuerlannt wurde, in beffen Localttät ſich Die 
Eifecten zur Zeit der Realifirung befanden. 
Richtig Dagegen Obſtg. Entf. vom 3. Ian. 
1865; Glaſer, Unger, V, Nr. 2079. 

18 Die Haftung bes NAftermiethers für die 
Zinsſchuld des Hauptmiethers ift feine perſön— 
liche, jondern erftredt fi) blos auf die von 
ihm eingebrachten Se Obſtg. Entſch. vom 
10. Sept. 1863, 3. 5971; Glaſer, Unger, IV, 
Nr. 1788, 

17° Sceiblein in feinem in Anm. 11 eit 
Aufſatze, S. 64. 
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vor er ſie zu leiften ſchuldig war, ober welche er beu Sauptmiether wenigftens vor ber 
gefeglichen Zeit infolge einer mit ihm getroffenen befonderen Berabrebung eher geleifket 
bat, als der dem Hanptvermiether von dem Hauptmiether zu bezahlenbe Zins verfallen 
war. Kopetzky 19 ftellt die Anficht auf, „daß es in jedem Halle auf bie Befchaffenkeit 


bes rüdfichtlich der Zeit oder der Dauer abgeſchloſſenen Afterbeftanpvertrages und dam 


auf den Umftand anfomme, ob der Hauptmiether ven Zins vorhinein oder verfallen zu 
zahlen habe, um: beurtbeilen zu können, was eigentlih eine dem Aftermiether nad 
theilige Vorauszahlung des Zinfes fei. Denn zu jedem Miethvertrage gehöre eine ge: 
wiffe Zeit. Dieſe werde entweder ausdrücklich oder flillfhweigenb oder durch das Gele 
beſtimmt. Den für dieſe Zeit bebungenen Miethzins habe ber Aftermiether zus 
Beichaffenheit feiner Beſtandzeit vorhinein oder verfallen zu zahlen, je nachdem be 
Hauptmiether feinen Zins dem Hauptvermiether vorhinein oder verfallen bezahlt, ohn 
daß es auf die dem Hauptmiether, fondern nur auf bie dem Aftermiether obliegene 
gejeliche Frift zur Zahlung des Miethzinſes ankomme“. Nach Kopetzky hätte, wen 
ber Sauptmiether feinen Miethzins halbjährlich nad der Berfallzeit zu bezahlen Kat, 
ber Aftermietber für fein Monatzimmer den Miethzins zwar auch verfallen, jedoch u 
in ber gefeglichen Zeit, alfo monatlich zu bezahlen Hätte er feinen Zins vorm 
bezahlt, fo könnte er den für den legten Monat bezahlen Zins dem Hauptwermicther 
nicht einwenden. Rad Scheivlein könnte in biefem Falle der Aftermiether überhaupt 
gar keine an den Aftervermiether geleiftete Zahlung einwenden. Bedenkt man jebodh, 
daß fi) der Gefebgeber im 8. 1101 des Wortes ,„Borauszahlung” bedient, nachden 
er in dem unmittelbar vorhergehenden Paragraphen die Zahlungsfrifter beflimmt kat, 


fo erübrigt wol nichts, als anzunehmen, daß unter Vorauszahlung jede, aber aud um : 
eine ſolche Zahlung zu verftehen fei, welche und infomweit fie vor den im 8. 1100 de 


zeichneten Terminen geleiftet wurbe. 

Dem Verpächter fteht zur Sicherftellung feines Pachtzinfes (nicht auch ander 
Anfprüche aus dem Pachteontracte) ein gefetliches Pfandrecht auf die noch auf bw 
felben befindlihen Früchte und auf da8 auf demfelben vorhandene Bieh und 
die Wirthfchaftsgeräthfchaften, nicht aber auch auf die fonftigen Fahrniſſe p. 
Dabei wird nicht unterjhieden, wer Eigenthümer derſelben ift. Indeſſen fcheinen wel 
auch hier die für die Miethe geltenden Beſchränkungen angewendet werben zu müſſer, 
fowie überhaupt das geſetzliche Pfandrecht rüdfichtlich des Zeitpunktes und der Art ber 
Erwerbung, der Haftung des Afterpächters für den vom Hauptpächter zu entrichtenben 
Pachtzins ꝛc. nah den Vorfhriften über Miethverträge zu beurtheilen ift 19, 


8. 1102. 


Der Beftandgeber kaum fi) zwar die Boranshezahlung des Beftandzinfes bedingen. Heil 
aber der Beftandnehmer mehr als eine Friſtzahlung voraus geleitet, io laun ex dieſelbe me 
in dem Falle, daß fie in die öffentlichen Bücher eingetragen ift, ben fpäter eingetragenen 
Gläubigern entgegenießen. 


Das Rehtsverhältni des Beſtandnehmers zum Beftandgeber ift ein rein oblige 
torifhes. Die den Beftandnehmer aus dem Beitandvertrage zuſtehenden echte können 
daher benjenigen Perfonen gegenüber nicht wirkſam werden, benen felbftändige binglide 
Rechte auf die Beſtandſache zukommen, wenn und infoweit dieſe dadurch beeinträchtigt 
werden. Wird die Beitandfache vom Beſtandnehmer veräußert und erliſcht dadurch dei 
Recht des Beſtandgebers auf die Beitandfache, jo envigt auch das Hecht des Bela: 
nehmer. Der neue Erwerber fuccedirt weder in die Rechte noch in die Berbintif 


feiten des Vermiethers. Daraus würde fid) die Yolgerung ergeben, daß der nee F' 





18 Kopeuky, Wohnungsbeftandvertrag, 5.88. ( vertrauten Einrichtungeſtücken und Aapruifen 

19 S. auch bie Obſtg. Blenarentfh. vom | einräumt, auch auf bas Vieh und bie Wir. 
7. Ian. 1858, 3. 12304; Glaſer, Unger und | fchaftsgerätbfchaften anzumwenben ift, woran bew 
Walther, II, Nr.498, in welcher ber Srunbfat | Verpächter nach dem Schlußſatze bes citirten 
ausgefprochen ift, Daß bie im erften Sabre des | Paragraphen das Pfandrecht zuſteht. Lil 
8. 1101 4. 6. ©. 8. enthaltene Norm, welche | über das gejetliche Pfandrecht des Berwietfer 
bem Bermiether das gefetliche Pfandrecht felbft | Überhaupt auch no Unger, Der Entwar, 
an ben bem Miether von einem Dritten an: | &, 150 fg. 
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werber fofort vie Räumung der Beſtandſache zu verlangen berechtigt würe, ohne baf 

& der Beflanpnehmer auf den mit dem früheren Eigenthümer geſchloſſenen Beitand- 
berufen könnte, während umgelehrt der neue Eigenthümer auch nicht bie Fort⸗ 

bang des Beflandvertrages von dem Beſtandnehmer zu verlangen berechtigt wäre. 

aſſelbe muß gelten, wenn Jemand ein bloßes jus in re aliena, z. B. den Nieß- 

auch ober das Pfandrecht auf vie (Natnral» oder Civil=) Früchte erworben hat, mit 

ed wirklicher Ausübnng der mit dem Eigenthümer gejchloffene Beſtandvertrag unver- 
iſt. 

Bon biefen, aus der obligatoriſchen Natur des Beſtandvertrages fi) ergebenden 
onfequenzen beftehen nadyftehende Ausnahmen: 

1) Das Recht des Beſtandnehmers wird durch bie Eintragung in die öffentlichen 
licher gegen jeden Beſitzer des Beſtandobjectes verfolgbar (8. 1095) und nur im Falle 
wer nothwendigen gerichtlichen Veräußerung bat vie büdherlihe Cinverleibung der 
kianbrechte blos die Wirkung eines Pfandrechts für die Entſchädigungsanſprüche des 
Manbnuehmers (8. 1121). Durch diefe grunbbüderlihe Kinverleibung wird aber 
u Beftanpnehmer nur berechtigt, nicht auch verpflichtet, den Beitandvertrag fort» 
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3) Aber wenn auch tie Rechte des Beſtandnehmers ven öffentlihen Büchern 
bit einverleibt find, lann ber neue Erwerber nicht die fofortige Räumung ber 
| ache verlangen, fondern der Beftanpnehmer ift nur gegen gehörige Kün- 
Ngung zur Räumung verpflichtet. Unter „gehöriger Kündigung“ kann aber nur bie 
ng. 2, lit. b und c ber 8. Bbg. vom 16. Nov. 1858? feſtgeſetzte und eine ver 
Römäßkige nur dann verftanden werden, wenn biefe kürzer wäre °. 

3) ein Gläubiger des Beſtandgebers die Pfändung der Nutungen der Be- 
kabfache erwirkt, welche nad Hofd. vom 12. Dct. 1790 (9. ©. ©., Nr. 63), und 
e. Yan. 1834 (3. G. S., Nr. 2638) mitteld Sequeſtration erfolgt, wodurch ber 
Minbiger ein dingliches Hecht auf die Nusungen ver Beſtandſache erwirbt, fo wäre 
& Gequefter berechtigt, unbelümmert auf die vom Eigenthümer in Bezug auf bie 
Manbface eingegangenen obligatorifchen Rechtsverhältnifſe, darüber zu verfügen; am 
lerwenigſten brauchte er fich aber bei Beftanbverträgen die Vorauszahlung des Be- 
mwbzinjes an ben Eigenthümer gefallen zu laſſen. Nah $. 1102 ift jedoch bie 
seauszahlung einer Friſtzahlung (und natürlich auch das Recht auf den Gebraud) 
u Beſtandſache für die derſelben entiprechende Zeit) unbedingt gegen alle Gläubiger 
8 Beftanpnehmers, fie mögen die Sequeftration wann immer erwirkt haben, wirkfam. 

Daß die Vorauszahlung von mehr als einer Friftzahlung, welde in die öffent: 
ben Bücher eingetragen ift, den jpäter eingetragenen Gläubigern entgegengefett wer- 
a Tann, ift nichts Anderes als eine Folgerung aus 8. 1095. Denn was $. 1102 
die Eintragung ber Borauszahlung in die öffentlihen Bücher“ nennt, ift nichts 
nbere® als die Einverleibung des gegen jeden Befiger ver Realität verfolgbaren 
echte des Beſtandnehmers auf die Benugung der Beitandfache ohne weiteres Entgelt 









ı Der Satz „Kauf bricht Miethe“ brüdt 
ienige, was er ausbrüden foll, ſchlecht aus. 
Ye echte des Miethers gegen ben Bermiether 
erden burch bie Veräußerung ber Beſtandſache 
icht alterirt. Der Bermietber ift vor wie 
zur Gewährung bes Gebraudes ber 
verpflichtet, und es ift daher ber 

„ wenn ber Bermietber noch fortwäh- 

end feiner Berpflihtung nachkommt, zur Lei- 
run Mietbzinfes verpflichtet. Bgl. Ban- 


, DI, 8. 648, Anm. 2 (6. Aufl), 
3, 465 fg. 
8 Kaiſ. Bbg. vom 16. Nov. 1858, R. ©. 


Lk, Nr. 213, 8. 2: „Die Auflündigung 
nes Beftanbvertrages, infofern fie nach ben 
norbeen bes U. b. G. 8. nothwendig ift, 
u ber Mlinweigenben Erneuerung beffelben 


vorzubeugen, oder beffen Auflöfung zu be- 
wirken, datf.... 2.20 one ..... 

b) bort, wo durch befondere Ortsgewohnheit 
ober darüber erlaffene Borfchriften zur Räu- 
mung von Beflandgegenftänden gewiſſe Tage 
des Gahres, mit beftimmten Auffündigungs- 
friften feftgeftellt find, nicht vor Ablauf ber 
dazu feftgefegten Zeit erfolgen; 

e) in allen anderen Fällen müffen Pachtun- 
en menigftens ſechs Monate, Miethen wenig: 
dene brei Monate, Miethen, beren vertrags⸗ 
mäßige Dauer ein Jahr nicht erreicht, wenig⸗ 
ſtens vierzehn Tage früher aufgekündigt werden, 
als der ‚Beftanngegenfland übergeben werben ſoll.“ 

2 ©. auch Obſtg. Entid. vom 24. Mär; 
1857, 3. 3803; @®fafer und Unger, I, Nr. 323. 
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auf die Zeitdauer, weldhe diefer Vorauszahlung entfpricht, welches Recht jedoch nad 
allgemeinen Grundſätzen nur nad der Priorität ver Eintragung, alfo nur ben nach 
folgenden Gläubigern gegenüber wirffam wird +. Unter „Boranszahlung” dürfte 
nur eine folhe Zahlung zu verftehen fein, welde vor Ablauf ver Frift, für melde fe 
zu entrichten ift ($. 1100), geleiftet wird. | 

4) Muß man wol aud analog annehmen, daß eine ſolche Boranszahlumg . 
($. 1102) aud) dem neuen Erwerber der Beitandfache eingewendet werben kaun, jobaf 
Diefer die Zinfungen, wenn er dem Beſtandnehmer nicht fünbigt, erft von dem nacfle 
Termine an fordern kann. 


8.1103. 
Bins in Früdten. 

Wenn der Eigenthümer fein Ent mit ber Bedingung überläßt, daß der Uebernehmer die 
Wirthſchaft betreiben umd dem Mebergeber einen auf bie ganze Nutzung ſich bezichenben TpA, 
3. 8. ein Drittheil oder die Hälfte der Früchte geben folle, fo entficht Tein Pacht⸗, fouten 
ein Geſellſchaftsvertrag, welcher nad) den darüber anfgeftellten Regeln beurtheilt wird, 


Infoweit c8 fid) jevohd um Streitigkeiten aus folden Verträgen, dann um be 
Auffüntigung und Zurüdftellung folder Grundſtücke handelt, find foldye Berträge 
als Pacdtverträge zu behandeln und hierauf tie Beltimmungen der K. Bog. vem 
16. Nov. 1858 (R. ©. B., Nr. 213) anzuwenden (8. 23 viefer Vog.). 


— A — — a 


8. 1104. 
Säle und Bebingungen einer Erlafjung bed Zinfes. 

Wenn eine in Beftand genommene Sade wegen außerordentlicher Zufälle, als: Jerer, 
Krieg oder Sende, wegen großer Ueberſchwemmungen, Wetterſchläge oder wegen gänziidies 
Miswachſes, gar nicht gebraucht oder bemubt werden Tann, fo ift and) kein Mieth⸗ ober Pak 
zins zn entrichten. 


8.1100. 


Wird dem Miether der Gehraud des Miethftüdes nur zum Theile entzogen, fo wird {fm 
auch ein verhältnißmäßiger Theil des Miethzinfes erlaffen. Dem Pächter geblihrt ein Erik 
an dem Pachtzinſe, wenn durd außerordentliche Zufälle die Nutungen des nur anf ein Je 
gepachteten Gutes um mehr als die Hälfte des gewöhnlichen Ertrages gefallen find. Te 
Verpächter ift fo viel zu erlafien ſchuldig, als durch diefen Abfall an dem Pachtzinſe mangf. 


8. 1106. 


Hat der Beitanduehmer unbeſtimmt alle Gefahren auf fid) genommen, fo werben barmait 
nur die Feuer-, Waflerfhäden und Wetterſchläge verftanden. Andere anferorbentlige Hr 
glücksfälle kommen nicht auf feine Gefahr. Verbindet er fi aber ausdrücklich, aud «ik 
andere außerordentlihe Unglücksfälle zu tragen, fo wird deswegen uod) nicht wermmthet, dal 
er auch fiir den zufälligen Intergang des ganzen Pachtſtückes haften wolle. 


8. 1107, 


Wird der Gebraud; oder Genuß des Beftandftüdes nicht wegen defien Vefchüdigung sit 
jonit entitandener Unbrauchbarkeit, fondern aus einem dem Beitanduchmer zugeftoßenen Hide: 
niſſe oder Unglücksfalle vercitelt, oder waren zur Zeit der Beſchädigung die Früchte non deu 
Grunde ſchon abgeſondert, fo fällt die widrige Ereiguung dem Beftanduchner allein PT 
vaſt. Er muß den Zins dod entrichten. 





“Bol. auch Obſtg. Entſch. vom 13. April 1860, 3. 4087; Glaſer, Unger ımb Waltkt, 
III, Ir. 1116. 
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8. 1108. 


Behauptet der Pächter deu Erlaß des ganzen Pachtzinfes oder eines Theiles davon ent- 
ver aus dem Berirage oder aus dem Gefete, fo muß er dem Verpüchter ohne Zeitveriuft 
tgeſchehenen Unglüdsfall anzeigen und die Vegebenheit, wenn fie nicht Iandiundig iR, ge- 
Mich oder wenigftend durch zwei ſachlmdige Männer ergehen laflen; ohne diefe Vorſicht 
d er nicht angehört. 


Bol. über das Tragen der Gefahr die Bemerk. zu ven 88. 878—882. 

Hier ift nur noch hervorzuheben: 

1) Wem durch außerordentlihe Zufälle, welde die Sache jelbft 
effen, bie Nutzungen des nur auf ein Jahr gepadteten Gutes um mehr als bie 
kfte des gewöhnlichen Ertrages gefallen find, ift der Verpächter nad) $. 1105 von 
m Bastzinie jo viel zu erlafjen ſchuldig, „als durch diefen Abfall an dem Pachtzinfe 

t”. 


Das Pr. L. R., I Theil, 21. Tit., $. 480, enthält die Beftimmung: „Der 
, fann nur infofern Remiffion fordern, als er nachzuweiſen vermag, daß das 
Kt im laufenden Wirthfchaftsjahre, durch alle Rubrifen zufammengenommen, nad 
jung der Ausgaben nidt fo viel, als der Bachtzind ausmacht, getragen hat. Das, 
#6 folchergeftalt an dem Pachtziuſe fehlt, ift ver Verpächter zu er- 
fen ſchuldig“. Es jcheint, daß ven Revactoren des A. b. G. B., wie in fo 
anderen Fallen, das Pr. 2. R. bei Abfaffung des 8. 1105 zum Vorbilde 
Bient Hat, und daß diefe Beftimmung nur in abgefürzter Form wiedergegeben werben 
Me. Man hätte ſich gewiß einer größeren Deutlichkeit befliffen, wenn man etwas 
weichendes hiervon hätte feſtſetzen wollen. Es wäre ſonach auch nad öſterr. Recht 
& Pachtzins auf den Reinertrag herabzuſetzen 1. 
ı 2) Der Zufall muß vor Abſonderung (nad rön. Recht vor der Perception) 
Früchte eingetreten fein, denn mit der Abfonverung der Früchte wird ber Pächter 
und mit dem Eigenthumserwerbe des Pächter hat der Verpächter alles 
Aftet, was ber Pächter von ihm fordern konnte. Es gilt dann der Grundſatz: 
mnum sentit dominus (8. 1107 a. E., und $. 1311). 

3) Das Neht auf Nemiffien des Padhtzinfes ift an die zweifache Bebingung ge- 
pft: a) daß der Pächter den Verpächter von den eingetretenen Unglüdsfällen in 
miniß gejeßt und b) wenn fie nicht notoriſch find, fie gerichtlich oder durch zwei Sach⸗ 
Ränbige erheben läßt ($. 1108) 2. 

4) Dat der Beitanpnehmer gewiffe Arten der Gefahren oder alle Gefahren ver- 
Bemäßig auf fid) genommen, fo ift dieſes Uebereinkommen maßgebend umd e8 treten 
m im Zweifel die zu feinen Gunften aufgeftellten Interpretationsvorfchriften des 
1106 ein. 








8. 1109. 
MWechfeitige Rechte: 4) Zurüditelung. 

Nach geendigtem Beitandvertrage muß der Beſtandnehmer die Sache, dem etwa errichteten 
veuterinn gemäß oder doch in dem Zuftande, in welchem er fie übernommen hat, ge- 
htete Grundftüde aber mit Rückſicht auf die Jahreszeit, in welder der Padıt geendigt 
ren ift, in gewöhnlicher wirthſchaftlicher Cultur zurüditellen. Weder die Einwendung des 





I Rah Scheidlein, a. a. O., S. 94, ben | Hälfte des gewöhnlichen Ertrages gar nicht im 
h Rippel, Erl., VII, 278, beiſtimmt, hätte, | Anichlag zu bringen, fondern nur das Ber: 
m ein Pachtzins von 150 Tl. bebungen hältniß des PBachtzinfes zu den Nutungen, Die 
de und das Pachtgut nur ein Drittheil | der Pächter unter der Hälfte Des ge- 
es gewöhnlichen Ertrages abgeworfen hat, | wöhnlichen Ertrages bezogen hat, iu be- 
Berpächter dem Pächter zwei Drittheile aın | rüdfichtigen wäre, wonach in bem angeflihrten 
htzinſe zu erlaifen. — Gar wenig hat die | Beifpiele ber Pächter nur auf einen Nachlaß 
tere, von Scheiblein, a. a. D., S. 95 er> | von 25 Fl. Anſpruch hätte. 

mte (und auch von ihm felbft verworfene) | 2 Bl. hierüber bie Bemerk. zu ben 88. 921 
icht für fih, nach welcher der Berluft ber 3. 
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Compeuſatiousrechts, noch ſelbſt des früheren Eigenthumsrechts lann ihn vor ber Zurik 
ftellung ſchützen. 
8. 1110. 


Wenn bei dem Beſtandvertrage fein Inventarinm errichtet werben if, fo tritt bie näm 
lie Bermnthung, wie bei der Sructnichung (8. 518), ein. 


8.1111. 


Wird dad Mieth- oder Pachtſtück beſchädigt ober durch Misbrauch abgenntzt, fo haſte 
Miether und Pächter fowol für ihr eigenes, als des Afterbeſtandnehmers Verſchnulden, ai 
aber für ben Zufall. Do muh der Veſtandgeber deu Erſatz amd dieſer Haftung Iängfen 
binnen einem Jahre nach Zurücſſtellung des Beſtandſtückes gerichtiid fordern, ſeuſt iR de 
Recht erloſchen. 


Nach Beendigung des Mieth- und Pachtverhältniffes hat der Beſtandnehmer ve 
Beſtandſache zurüdzuftelen. Weder die Einwendung der Compenfation, welde wel 
fhon in ber Regel wegen Ungleichartigfeit des Gegenftandes nicht platzgreifen Tünne, 
noch die des behaupteten Kigenthumes ift zuläffig ($. 1109 a. E.). Der Bell 
nehmer, welcher behauptet, Eigenthümer zu fein, muß die Sache zurüdftellen und lam 
dann mur die Eigenthumsflage anftelen. Auch fteht ihm kein Retentionsrecht wegen auf 
die Sache gemachter Verwendungen zu (8. 471). 

Bei unbeweglichen gemietheten Saden bat der Miether dort, wo nicht tur 
bejondere Borfhriften mit Rüdficht auf die Gewohnheit des Drtes etwas Abweichende | 
feftgefett ift, die Räumung fpäteftene am britten Tage vor Ablauf der Mlietbzeit zu | 
beginnen und bemjenigen, welcher ben gemietheten Gegenſtand nad ihm überminm, 
einen zur Verwahrung eines Theiles feiner Fahrniſſe binreihenden ſchicklichen Play em | 
zuräumen, am letten Tage der Miethzeit aber den Miethgegenſtand vollkändig pe 
räumen und zur übergeben *. Ebenſo hat der Pächter die Räumung von Pachtgätern, 
bei welchen ſich Gebäude befinden, ſpäteſtens am achten Tage vor Ablanf der Paditzelt 
zu beginnen und dem Uebernehmer fo viele und fo geartete Räumlichkeiten zn äber 
lafien, als zur Unterbringung eines Theiles feiner Yahrniffe und zur Yortfegung de 
Wirthichaftsbetriebes nöthig find, am lebten Tage ber Pachtzeit aber ben Padk 
gegenftand vollftändig zu räumen und zu übergeben. Andere Pachtgegenftänbe find ba 
Ablauf der Pachtzeit jogleich zu übergeben ($. 17 der K. Vdg. vom 16. Nov. 1858, 
R. ©. Bl., Nr. 213). 

Beforgt der Beſtandgeber oder Beftanpnehmer, daß der Beſtandgegenſtand nich 
zur gehörigen Zeit zurüdgeftellt oder zurüdgenonmen werde, fo Tann jeber von ihnen: 

1) Bei Berträgen, weldhe ohne vorhergegangene Aufkündigung nad Ablar 
einer beftimmten Zeit erlöfchen, um eine gerichtlihe Verfügung anfuchen, mittel 
welcher der Gegner im vorbinein dazu angewiefen wird. Ueber ein ſolches Gefud, 
welches jedoch nur innerhalb ver legten ſechs Monate vor Ablauf der Beitandzeit ax 
genommen werben darf, ift dem Gegner aufzutragen, nad Verſchiedenheit der Fill 
den Beftandgegenftand zur feftgejegten Zeit bei Vermeidung ver Erecution zumid- 
zunehmen oder jeine Einwendungen binnen acht Tagen zu erftatten, widrigens der Auf 
trag zur Zurüdftellung oder Zurüdnahme des Beftandgegenftandes in Wirkfamteit treten 
würde (8. 11 d. Vog.). 

2) Iſt die Kündigung tes Beftanbvertrages nothwen dig, um deſſen Auflofg 
zu bewirken, jo kann diefe entweder gerichtlich oder außergerichtlidy erfolgen. Die ge: 





ı Nah röm. Recht hatte er wegen Berwen- 3 Beſondere Borfchriften gelten für ME 
bungen auf die Sade ein Retentionsrecht. Be- | Stabt Wien und beren Borftäbte, bann fir 
bauptete er, jelbft Eigenthümer zu fein, fo mußte | die fämmtlihen in dem Sprengel ber Li 
er auch nah rom. Rechte die Sache zurüd- | Bezirksämter Schwechat, Hieting, Sechehent, 
ftellen und fonnte nur dann mit der rei vin- | Sernals und Kioſterneuburg gelegenen Ort: 
dieatio auftreten, 1. 15, 8. 2, 1. 59 D. de | fohaften. Bgl. die Bemerk. zu ben 88. 1118- 
furtis (47. 2), 1. 55, 8. 1 D. locati conducti | 1119, Anm. 1. 

(19. 2), 1. 25 C. de locato et conducto 
(4 65). 


⸗) 
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Krliche Aufländigung kann fchriftlich überreicht oder mündlich angebracht werben. 
be Schriftliche Eingabe oder das aufgenommene PBrotofoll muß ven Rechtsgrund ber 
fänbigung, die Namen, Vornamen und Wohnorte beider Parteien nebft der Angabe 
8 Gegenſtandes des Beftandvertrages und des Zeitpumftes, in welchem biefer endigen 
I, enthalten (8. A d. Vog.). 

Damit die gerichtliche Auflündigung für den nächftfolgenden Termin wirkſam ſei, 
uB fie vor Ablauf der im 8. 2, lit. a und b d. Bad. beftimmten Zeit nicht nur 
webracht, ſondern auch zugeftellt fein. Nach Ablauf dieſer Frift angebrachte Anfkün⸗ 
pragen find oon Amts wegen zurüdzuweifen (8. 5 d. Vog.). 
| me außergerichtliche Aufkümdigung hat nur dann die Wirkung einer gericht- 

‚ wenn darüber eine Rotariatsurkunde, ein amtliches, von der Partei, welder 

digt wird, gefertigtes Protofoll oder doch eine von derſelben ausgeftellte fchrift- 

he Befcheinigung in der durch bie Proceßordnung für Privaturkmden vorgefchriebenen 

Meiäkäftigen Form beigebradht wird, worin die genaue Angabe der Namen unb 

Kenamsen beiver Parteien, des Gegenftanbes des Beſtandvertrages, des Zeitpunftes, in 

Migen: es enbigen fol, und der Zeit der geſchehenen Auffünbigung enthalten ift 
90 


: Gegen eine foldye aufergerichtliche Aufkündigung find, wie gegen eine gerichtliche 

gung die Einwendimgen binnen adıt Tagen bei Gericht anzubringen, wibrigens 
SM lauf diefer Friſt die Auftündigung felbft dann, wem bie Buftellung berfelben 
nach Ablauf der im $. 2, lit. a und b beftimmten Friſt erfolgt ft, in Wirkſamkeit 
88. 6, 10 und 7 d. Bog,). 

Die Auffändigung eines VBeitandvertrages ober der Auftrag zur Zurüdnahme 
Befinndgegenftandes nicht beftritten und hat der Beſtandnehmer, un feiner Ver⸗ 
zug zur theilmeifen oder gänzlichen Räumung und Webergabe des Beftandgegen- 
nechzukvmmen, bis zum Mittage bes letzteu Tages, an welchem fie ihm oblag, 
ie dazu erforderlichen Maßregeln getroffen, fo ift fie auf Anſuchen desjenigen, 
daran gelegen ift, noch am nämlichen Tage vom Gericht, allenfalls mit Hälfe der 

zu bewirfen. Iſt die Mieth⸗ oder PBachtzeit vor der rechtskräftigen richterlichen 

ng über den erhobenen Widerſpruch verfirihen, fo kann die Erecution ber 
idung noch am zeiten Tage nad) eingetretener Rechtokraft berfelben oder am 
Wien Tage der Zuflellung ber in letzter Inſtanz gefällten Entſcheidung angefucht 
æden (8. 19 d. Bdg.). 

Wird die Erecution auf Grund einer außergerichtlich erfolgten Aufkündigung an⸗ 
ſacht, gegen welde feine Gegenerklärung angebracht wurde und über welche eine 
Wariatäbeıntundung, ein amtliches Protololl oder doch eine legalifirte Befcheinigung 
e Gegenpartei beigebracht wird, fo ift bem Gefuche nad den im $. 19 d. Dog. ent- 
ftenen Vorfchriften ſogleich ftattzugeben. Liegt aber zum Beweiſe der erfolgten Auf: 
MWigung nur eine Privatınlunde vor, fo ift über das damit belegte Executionsgeſuch 














# möglichft kurze Friſt, nach Umftänden noch auf den nämlichen Tag, eine Tagſatzung 
nmorbnien, bei verjelben jedoch nur über bie Frage zu verhanbeln, ob die Beſcheini— 
mg echt ſei. Wird diefes vom Gegentheile nicht ausprüdlih in Abrede geftellt oder 
feint er bei der Tagſatzung nicht, fo ift bie Execution fogleih zu bewilligen und 

en. Wird dagegen die Echtheit wiberfprochen, fo ift darüber zu verhandeln 
id durch Urtheil zu erkennen ($. 20 d. Dog.) ?. 


Die Beftandtheile find im Allgemeinen in demfelben Zuſtande, in welchem fie ber 
Mandnehmer übernommen hat, gepachtete Grundftüde mit Rüdficht auf bie 
hhreßzeit, in welcher der Pacht geendigt hat, in gewöhnlicher wirthſchaftlicher Cultur 
nädzuftellen (8. 1109). Iſt fein Inventar errichtet worden, fo gilt bie gefetliche 


s Darch J. M. Erl. vom 21. Ian. 1856, | Nr. 12) auf Streitigkeiten wegen Räumung 
. 8126 (mitgetheilt in Nr. 184 ber Gytg. | ober Zurückſtellnug verpachteter Güter, bie 
w 9. 1856) wurde dem Lemberger Ober- | PBahtung möge wegen abgelaufener Padhtzeit 
erichte bebenter, daß bie Borfchriften | oder aus anderen Gründen erlofchen oder auf⸗ 
e Raif. VBdg. vom 27. Dct. 1849 (R. ©. Bl., | gehoben fein, feine Anwendung finden könne. 
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Bermuthung, daß ter Beſtandnehmer auch alle zur ordentlichen Benutzung bes Haupt: 
beſtandgegenſtandes erforberlihen Stüde in braudbarem Zuftande von mittlerer Ber. 
Ihaffenheit erhalten habe (F8. 1110, 518). Iſt ein Inventar errichtet worben, fo hat: 
bie Zurüdftellung dem Inventar gemäß zu erfolgen ($. 1109, 1. Satz). 

Der Beftandnehnter haftet für fein eigenes Verſchulden, fowie für das Verſchulber 
des Afterbejtanpnehmers *, durch welches das Beftanpftüd beſchädigt wurbe ober gam 
zu Örunde gegangen ift, nur nicht für den Zufall, weldyer die Beſtandſache betroffe 
hat oder für Verſchlechterungen, welde nicht durch Misbrauch derſelben erfolgt find, 
jendern mit dem ordnungsmäßigen Gebrauche verfelben verbunden find ($. 1111). 

KRüdjihtlih der Trage, ob fi) der (Haupt-) Beflandgeber mit diefen feinen An- 
ſprüchen unmittelbar an ven Afterbeftanpnehmer halten könne, ift zu unterſcheiden, ob, 
die Beſchädigung durch eine Handlung des Afterbeftanpnehmers entftanden ift, für meike 
er, ganz abgefehen von dem Beftandvertrage, haften würde, oder ob ber Schade aut 
einer Handlung oder Unterlaffung entſtanden ift, welche ihm blos mit Rüdficht auf vet 
Beitandverhältnig als Verſchulden angerechnet werden kann. Im erfteren Falle lam 
der (Haupt-) Beftandgeber feine Erſatzanſprüche unmittelbar gegen den Afterbeflan- 
nehmer geltend machen, im lesteren Yale dagegen aus dem Örmbe nicht, weil de 
Afterbeftantnehmer in feinem obligatorifchen Verhältniſſe zu ihm ſteht. 

Die Anſprüche des Beſtandgebers gegen den Hauptbeftanpnehmer ſowol, al® gegen 
den Afterbeftanpnehner verjähren in einem Jahre nach der Zurüdftellung der Veſtant⸗ 
fahe (8. 1111 a. &)®. 

Die Verpachtung eines Landgutes kann aud) in der Art erfolgen, daß dem Pächter 
zugleih mit dem Gute eine Heerde Bieh überlaffen wird, und zwar entweber im be 
Art, dag der Eigenthümer nad Ablauf der Pachtzeit das Bieh fammt Zuwachs zurid Iı 
zuftellen bat, ober in der Weife, daß das auf dem Gute befindliche Inventar von I 
Vieh nad) vorheriger Taration auf demſelben belaflen wird und nad Ablauf be 
Pachtzeit ein der Zahl, Art und tem erften Werth der überlaflenen Städe gleade H 
Viehſtand mit dent Pachtgute zurüdzuftellen if. Im erfteren Falle ift dies ein reiner 
Padtvertrag, im legteren Falle liegt darin in ber Regel ein Pachtvertrag mit der 
pactum adjectum einer Viehverſtellung, welch letztere wieder einen Affecurr 
in jid) begreift (Eifernviehvertrag, contractus socidae, cheptel de fer). Die Prüm 
für die Affecuranz liegt hier in dem Empfang ber ganzen Nachzucht und überhaupt ber 
Nubungen und in der Werthserhöhung des verftellten Viches. 

Der Verpächter bleibt wührend der ganzen Padıtzeit Eigenthümer des Viehes und 
kann e8 daher auch veräußern. Der Pächter hat blos ein perfönliches Recht gegen ben 
Berpächter auf ten ten Schätungswerth überfteigenden Werth 7. Uebrigens ift es and 












— 


4 Nah vom. Rechte nur, wenn ibm Die 
Afterbeftandgebung unterjagt war, ober wenn 
ibm dabei ein Verſchnlden zur Laſt fiel, 1. 11 
pr. D. locati et conducti (19, 2). 

5 Die Anſicht Nippel's, Erl., VIL, 295 
(weichem auch Stubeurauch, 1. Aufl., III, 304; 
2. Aufl., II, 265 folgt), Der Beſtaudgeber 
könne in allen Füllen unmittelbar gegen den 
Afterbeftandnehmer auftreten, weil 8. 1295 
Dem Beſchädigten einen Auſpruch auf Schaden- 
erfaß gegen Den Beſchädiger einräume, es mag 
der Schade in oder außer einem Bertragever- 
hältniſſe entjlanden fein, iſt Desbalb unhaltbar, 
weil Dafelbit Das Recht auf Schadenerſatz von 
tem Berfhulden des Beichädigers abhängig 
gemacht ift, ob aber ein VBerjehulden im ge— 
gebenen Falle vorhanden ift oder nicht, eben 
nur nit Rüdficht auf Das Rechtsverhältniß bes 
Beihädigers zum Beſchädigten Leurtheilt wer: 
ten kann. Auch ift Die weitere von Nippel 
(tem fih aud hier Stubenraud, a. a. O., ans 
ichließt) ausgefprochene Anficht, Daß der An— 
fprud Des Hauptbeſtandgebers gegen den After: 


⸗ 


beſtandnehmer nach 8. 1489 erſt in drei Jahren 
verjähre, verwertig, weil man unmöglid au 
nehmen kann, das Gefet habe den Ajterkeflant- 
nchmer firenger behandeln mollen, ale im 
Hauptbeftandnehmer. Es muß Daber bie eir 
jährige Berjährungsfrift des 8. 1111 ansla 
auch auf Die Haftungsverkindlidyleit des After: 
beftandnchimers ausgedehnt werben. Bgl. ad 
Winiwarter, IV, 311. 

s Unter dem Auedrud „ VBiehverftellung“ 
verfteht man ein Rechtsgeſchäft, Bei 
ein Contrabent dem anderen Thiere zur Eu⸗ 
ftellung, Pflege und Fütterung zu dem Zweit 
üiberläßt, um an dem Nuten theilzunehme. 
S. die verjhiebenen Arten deſſelben bei Mitter: 
maier, Grundſätze des gem. deutſchen Privat 
rechts, II, 8. 298. 

" Sud, „Die Bichverfiellung“ in der Ztät. 
für Deutfches Recht und deutſche Rechtewiſſen⸗ 
ſchaft, V (1841), 214, 311. „Mag immerhin 
anf Grund des ron. Rechts behauptet werden 
Die aestimatio ſei im Zweifel als venditions 
causa geichehen anzunchmen, wie dies ven 
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Bglih, dag dem Püchter der Verkauf bes Viehes und die Subftitution von anderen 
Städen geftattet wird. In dieſem Yale ift dann ver Pächter als Mandatar des 
Jerpächters anzujehen, und der Verpächter erwirbt das Eigenthum an dem fuhftituirten 
eh und in —** wird man annehmen müſſen, daß der Pächter die Abſicht hatte, 
as angeſchaffte Vieh an die Stelle des abgängigen zu ſetzen ®. j 


8. 1112. 
Bechfelſeitige Rechte: 5) Auflöfung bes Beflanbuertrages: a) Durch Untergang ber Sache. 
Der Beſtandvertrag löſt ſich von felbk anf, wenn bie beſtandene Sache zu Grunde gebt. 
zeſchieht Diefed and Verſchulden des einen Theiles, fo gebührt dem anderen Erfah; geſchieht 
B hach einen Unglädsfatt, fo ift Tein Theil dem anderen bafür verautwortlich. 


8, 1113. 
Auflöfung des Beftanbvertrages: b) Durch Berlauf der Beit. 

Der Beftandvertrag erliiht auch durch den VBerlanf der Zeit, weldher ausdrücklich oder 
iäfägweigend, entweber durch den nad einem gewiflen Zeitraume ausgemeſſenen Zins, wie 
ei ſog. Tag-, Wochen⸗ und Monatzimmern, oder durch die erklärte, oder aus dem Umſtänden 
ervorlenchtende Abſicht des Beſtandnehmers bedungen worben tft. 


8. 1114. 
Auflöfung bed Beſtandvertrages: c) Wenn feine Erneuerung geſchieht. 

Der Beftandvertrag kaun aber nicht une ausdrücklich, ſondern auch ſtillſchweigend erneuert 
eben. IR in dem Vertrage eine vorläufige Anfkünbigung bebungen werben, jo wird der 
ertrag durch bie linterlafiung ber gehörigen Auflündigung ftilffgweigend erneuert. Iſt Leine 
affündigung bedungen worden, fo geſchieht cine ſtillſchweigende Ernenerung, wenn ber Be: 
mbuchmer nach Berlauf der Veſtandzeit fortführt, die Sache zu gebranden oder zu benutzen, 
b ber Beſtaudgeber es dabei bewenden Täßt. 


8. 1115. 


Die ftillihweigende Ermenerung des Beſtandvertrages geſchieht unter ben nämlichen Be- 
gungen, unter welchen er vorher gefchlofien war. Doch erftredt fie fich bei Pachtungen nur 
ef ein Jahr; wenn aber der ordentliche Genuß erſt in einem fpäteren Zeitraume erfolgen 
me, anf eine fo lange Zeit, als nothwendig if, um die Nutzungen ein mal bezichen zu 
Innen. Miethungen, wofür man den Zins erft nad einem ganzen oder halben Jahre zu 
tzahlen ꝓflegt, werben auf ein halbes Jahr, alle lürzere Mietinugen aber auf diejenige Zeit 
Ifjgweigend erneuert, welche vorher duch den Beſtandvertrag beſtimmt war. Ben wicber: 
slten Ernenernungen gilt dad Rämlie, was bier in Nädfigt der erften Eruenerung vor⸗ 
eichrieben if. 

8. 1116. 
Auflöfung bes Beflanbvertrages: d) Dur Auffünbigung. 

Inſofern die Dauer eines Beftandvertrages weder ausdrücklich, uoch ftillihweigend, noch 
rd beſondere Borjchriften beſtimmt ift, muß derjenige, welder den Bertrag aufheben will, 
m Anderen die Pachtung ſechs Monate, die Miethung einer unbewegliden Sache vierzehn. 
age uud einer beweglichen vierumbzwanzig Stunden vorher auflündigen, als die Abtretung 
folgen foll. 


dien Schriftftelern wirklich behauptet wird, fo  ° Hud, a. a. O. ©. 317. Bgl. über biefe 
t doch biefe Übrigens nicht einmal aufer | ganze Lehre aud Koh, Das Hecht der Korbe- 
weifel gefettte Borfchrift des röm. Rechts | rungen, III, $. 353; Maro, „Der Eifern- 
sch consuetudo derogatoria als aufgehoben | vieheontract " in Haimerl’s Magazin für 
ı betrachten, welche Behauptung auch insbe- | Rechts- und Staatswiffenfhaft, XIV (1856, 
abere durch die franzöſiſchen Gejege und Ge- | 77 fg. 

ohnheiten unterftügt wird.” Hud, a. a. O., 

5 “ 


v. Airchſtetter, Eommentar. 2. Huf. 34 
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5. 1117. 

Der Beftandnehmer ift berechtigt, auch vor Verlauf ber ausbrücklich ober Aikkfdi 
bebungenen Zeit von dem Vertrage abzuftehen, wenn die beſtandene Sache ihrer mangı 
Beichaifenheit wegen zu dem ordentlichen Gebrande untangli if; wenn ein Keträ 
Theil des Beftanditädes burg Zufall auf cine längere Zeit entzogen oder unbraudbe 
oder wenn der Veſtandgeber dafielbe nicht mehr im brauchbaren Stande erhält. 


8. 1118. 


Der Beftandgeber Tann feinerfetis die frühere Anfbebung dee Vertrages fordern, 
ber Beſtandnehmer der Sacht einen erheblichen nachtheiligen Gebrauch davon macht, u 
nach geichehener Einmahnung mit der Bezahlung des Zinfes bergeftalt fünmig if, ba 
Ablauf ded Termines deu rückſtändigen Veſtandzins nicht vollſtändig entrichtet hat, abe: 
ein vermiethetes Gebände nen aufgeführt werden muß. ine nützlichere Bauführuug 
Miether zu feinem Nachtheile zugulafien nicht ſchuldig, wohl aber nothwendige Ausbeſſe 


8. 1119. 


Wenn dem Vermiether die Nothwendigleit der neuen Banführung fen zur Zeit ! 
ſchloſſenen Vertrages belannt fein mußte ober wenn die Nothwendigkeit der durch Tänge 
fortzufeeuden Ausbeſſerungen aus Vernachläſſigung der Tleineren Anäbeflerungen emt 
ift, fo muß dem Miether für den vermißten Gebrauch eine augemeſſene Entihäbigung 4 
werden, 


Der Beftandvertrag endigt: 

1) Durch den Untergang der gemietheten oder gepachteten Sache (8. 1119) 
der Beſtandgeber zum Schadenerſatz verpflichtet ift, richtet fih nach allge 

Srundfäßen. 

2) Durch Ablauf der Beitandzeit. Diefe kann entweder 

a) ausdrücklich oder ſtillſchweigend, z. B. durch Ausmeſſen des Beitand 
einen gewiſſen Zeitraum, durch den dem Beſtandgeber bekannt gegebenen 
welchem ber Beſtandvertrag geſchloſſen wurde ꝛc., feſtgeſetzt ſein ($. 1118), 3 

b) von der Aufkündigung bes einen oder anderen Theiles abhängig 
(8. 1114), ober 

c) ganz unbeitimmt gelaijen fein ($. 1116). In beiden legteren Fällen n 
Ermangelung eines befonderen Uebereinfommens dort, wo durch befondere Ortäg: 
heit oder darüber erlaffene Vorſchriften zur Räumung von Beftanpgegenftänben | 
Tage des Jahres mit beftimmten Auffündigungsfriften feitgejegt find, bie Auflüm 
vor Ablauf der dazu feftgefegten Friſt erfolgen. In allen anderen Füllen : 





ı Für die Stadt Wien und deren Vorftäbte, vom 1. bis einſchließlich 12. Februa 
dann für die ſämmtlichen in dem Sprengel » 1. » 12. Mai, 
ber Bezirksämter Schwechat, Hieking, » 1. » » 12. Augnft, 


Sechshaus, Hernals und Klofternen- » 1 » » 12. Noveml 
burg gelegenen Ortfchaften wurden infolge be» | eines jeden Jahres, unb zwar: 
fonderer Ermädtigung von Seite des Yufliz- ber Yebruar- Termin an bie Stelle b 


minifleriuns durch Berordnung bes öfterr. berigen Lichtmeß⸗Termins, 
Oberlandesgerichts vom 11. Oct. 1865, 3. 17294 ber Mai-Termin an die Stelle des 1 
(2. G. Bl. vom Jahre 1866, Nr. 11) bie gen Georgi> Termin, 

Termine zur Kündigung und Räumung von ber Auguft- Termin an bie Stelle bi 
gemietheten Wohnungen und fonftigen Räums, berigen Jakobi⸗Termins, 

lichkeiten dahin abgeändert, daß an bie Stelle” der November- Termin an bie Stel 
ber bisherigen Termine zu Lichtmeß, Georgi, bisherigen Michaeli » Termine 


Jakobi und Michaeli für die Zukunft, und | zu treten haben. Der Begiun biefer 
zwar in Anfehung ber Kündigung die Termine ung Al auf ben —— Termin 


vom 1. bie einſchließlich 14. Februar, und rückſichtlich den an deſſen Stelle tr 
» 1. » 14. Mai, Zermin, 1. Mat 1866 feftgefeßt umb | 
» 1. » » 14. Auguft, verordnet, daß ba, wo in bereits bei 


» 14. November; oder bis zum Eintritte ber Wirkſamler 
in Anfebung der Räummng bie Termine Verordnung zu errichtenden jchriftliche 
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ımgen von unbeweglichen oder gejeglich für unbeweglich erklärten Saden, 
von Sciffsmühlen und anderen auf Schiffen errichteten Bauwerken wenigftens 





den Miethverträgen die Auffünbigungs- 
RKdäummmgs-Termine für bie biefer Ber- 
ıg umnterliegenden Objecte auf den Licht. 
Georgi⸗, Jakobi⸗ und Micaeli-Termin 
mt worden find, dieſe Beſtimmung von 
zeitpunkte ber Wirkſamkeit diefer Verord⸗ 
an für die an die Stelle dieſer Termine 
ven obaugeführten Termine zu gelten babe. 
Berordnungen bes öſterr. Oberlanbes- 
es vom 25. San. 1859 (Landesgefehblatt, 
jth. Nr. 1), ımb vom 13. Scpt. 1859 
ögefeßßblatt, II. Abth., Nr. 11) wurden 
mmeibung einer bios theilweifen Abänbde- 
— 1 Fu 1866 an ne ihrem 
ı te nach außer Kraft geſetzt un 
en Stelle für bie an Wien und beren 
ste, dam für die fämmtlichen, in bem 
gel ber Bezirtsämter Schwechat, Hieting, 
8, Hernals und Klofterneuburg ge⸗ 
n Ortfchaften von dieſem Tage an nad)- 
e Beſtimmungen erlaffen: 
m nicht ein anberes Bertragsverhäftniß 
ober eingegangen wirb, gelten in ber 
u Stadt Wien halbjährliche, in den Bor- 
ı Wiens und in ben odgenannten Ort. 
z vierteljährliche Auftiinbigungefriften für 
berträge, und zwar bergeftaft, baß die 
ibigung in der inneren Stadt Wien nur 
ni> ımb Rovember- Termine (II. ind 
wartale), in ben Vorſtädten Wiens aber 
r ben obgenannten Ortfchaften auch noch 
Mruar- umd Auguft-e Termine (I. und 
inartale) mit Beobachtung ber für jeden 
Termine oben angeführten Zeitbeftim- 
% ftattfinden kann. 
Auflündigung äußert ihre Wirkung erſt 
a baranf folgenden Ausziehtermin, jobaß, 
42 im Mai-Termine (II. Onartale) 
gt wurde, bie Wirkung ber Auf- 
aug in der inneren Stadt erft im 
ber» Termine (IV. Quartale), in ben 
den Wiens aber und in ben obgenann- 
haften im Anguft-Termine (III. Onar- 
inzutreten bat. 
: der Räumung der Wohnungen unb 
en 2ocalitäten ift fo vorzugehen, daß 
ehsrig geichehener Auftänbigung ber aus⸗ 
ve Beſtandmann bis zur Mittageftunde 
Febr., 6. Mai, 6. Aug., 6. Nov. mit 
Sumung eines Theiles der Wohnung ober 
tät den Anfang zu machen und ber ein- 
en Partei zur Unterbringung ihrer 
2 einen an ſchickſamen Platz ein- 
nen hat, und daß ſobann bis zur Mit- 
mbe des 12. Febr., 12. Mai, 12. Aug., 
9. die Wohnung oder Rocalität vollſtän⸗ 
rã 


umt iſt. 
ke der letzte Tag ber zur Aufkündigung 
ur gänzli ober theilmeifen Räuntun 
oßuung ober Localität beftimmten Frif 
nen Esmmtag ober gebotenen Feiertag 
fo perfängen! {a bie Friſt zur Anftün- 
bie an das e, und zur gänzlichen 


oder theilweifen Räumung ber Wohnung ober 
Localität bis zur Mittagsftunbe bes näcdhftfol- 
genben Werktages. 

Wird bie Miethe für den Sommer ober für 
den Winter geichloffen, fo Hat fich die Dauer 
berfelben in Grmangelung eines befonberen 
Uebereintommens bei ber für den Sommer ge- 
mietheten Wohnung oder fonftigen Localität 
anf das IT. und III. Quartal, bei ber für ben 
Winter gemietheten Wohnung oder fonftigen 
?ocalität auf das IV. und bas nädftfolgenbe 
I. Quartal zu erſtrecken. 

Die für die Borftädte Wiens geltenden, nicht 
auch bie blos auf die innere Stadt Bezug 
habenden Borfchriften dieſer Verordnung mwur- 
ben durch Vdg. des öſterr. Oberlandesgerichte 
vom 10. April 1866, 3. 4570, 8. ©. Bl., 
Nr. 12, im Weientlihen auch für Wiener 
Neuftabt publieirt. 

In Lemberg gelten keine feften Aufkündi⸗ 
gungstermine. Pat. vom 21. Sept. 1792 
(J. G. S., Nr. 1024); Michel, Handbuch des 
allgem. Privatrechts für das Kaiſerthum Defter- 
reich, IT, Rr. 1313, — In Klagenfurt fann 
nur 14 Tage vor und nah Lichtmeß, dann 
14 Tage vor und nah Johanni gekündigt 
werben, unb ift die Wohnung im erfteren alle 
zu Georgi, im legteren Falle zu Michaeli zu 
räumen (Bofb. vom 19. Oct. 1792, Bolit. ©. 
S., I, 1%; Midel, a. a. D., Wr. 1315). — 
gi: Laibach beflimmt eine Eirc. Bbg. bes 

berfanbesgerichtes Graz vom 4. Dec. 1860, 
dag in dev Stadt und in bem ganzen Um- 
fange ber Borftäbte, mo bisher die halbjährliche 
Auffündigung eingeführt war, dieſe, wenn 
nicht durch einen Beftandvertrag ein kürzerer 
ober längerer Termin bebungen worden ift, 
vierteljährlich geſchehen fol, und zwar für Das 
Halbjahr von Michaeli bis Georgi jedesmal 
längſtens binnen acht Tagen nach Lichtmeß, d. i. 
bis 10. Febr., und für das Halbjahr von Georgi 
bis Michaeli, Längftens binnen acht Tagen nad 
Johanni, db. i. bis 2. Juli. Nach fogeftaltig 
gefchehener Auftündigung und nach verftrichenem 
Georgi: oder Michaelitage bat ber ausziehenbe 
Beſtandmann binnen ber nächſten 8 Tage mit 
Räumung eines Theiles feiner Wohnung ober 
bes gemietheten Gebäubebeftandtheiles ben An- 
fang zu maden und ber einziehenden Partei 
zur Unterbringung einiger ihrer @ffecten einen 
binlänglichen ſchicklichen Pla einzuräumen und 
ſodann fol nah ganz verfloffenen 14 Tagen 
nach Georgi und Michaeli, d. i. am 7. Mai und 
14. Oct., die Wohnung oder das fonftige Local 
vollftändig geleert ımd übergeben werben. — 
In Trieft kann bie Miethe nur ganzjährlich 
und zwar 14 Tage vor und nach dem 10. Aug. 
gekündigt werden und gilt die Mietbe von 
10. Aug. bes einen bis zum 10. Aug. des 
anderen Jahres gefchloffen (Geb. Cire. vom 
25. April 1820; Michel, a. a. O., ©. 1316, 
und Erlaß bes erlanbeagen tee zu Trieft 
vom 27. Jan. 1859, % ©. Bl., Nr. 2) — 
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ſechs Monate, Miethen wenigſtens brei Monate, und wenn bie vertragsmäßige Daueı 
ein Jahr nicht erreicht, wenigftens vierzehn Tage früher aufgefündigt werben, als ba 


De rn TEE —— — 


In Pinz kann bie Auftünbigung nur 14 Tage 
nach Lichtmeß, Georgi, Jakobi und Micaeli 
geichehen und muß die Wohnung bie zum 
fiebenten Tage nach Yichtmeß, Georgi, Yalobi 
und Michaeli zur Hälfte und bie zum 14. Tage 
ganz geräumt werben (Hofd. ven 15. März 
1833, 3. 9. ©., Nr. 2602; Michel, a. a. ©, 
Nr. 13171. Diefelbe Vorſchrift gilt in Graz 
(Hojd. vom 23. Febr. 1837, Prov. G. S. für 
Steiermart, 9.03; Midel, a. a. O., Wr. 1318, 
und Erlaß Des berlandesgerichtes zu Graz 
vom 7. Dec. 1858, v. G. Bl., Ir. 35). — In 
Salzburg kann Die Anffündigung ur jo ge 
fchehen, daß tie Mierhe fib mit einen der 
vier anf den Neujabrstag, Rupertustag in der 
Faften (27. März), Peter: und Panlustag 
(29. Juni) und Rupertustag im  SHerbfte 
(28. Sept.) fallenden allgemeinen Termine ber 
Wobnungsveränderungen endigt. Die Aufkiln: 
Digungen müjfen längitens bis 8. Oct., 15. Jan., 
10. April und 13. Juni geſchehen und werden 
nit dem nächſtfolgenden Termine wirkſam. 
Die Räumung muß binnen 7 Tagen theilweiſe 
und binnen 14 Tagen yanz erfolgen (Hofd. 
vom 18. Febr. 1839, J. G. S., neue Folge, 
Jr. 342: Micel, a. a. O., Nr 1319) — 
Für Inneprud und dejien 'Polizeirayon be- 
ftimmt die im Einvernehmen mit den Ober- 
landesgerichte erlaffene Statthalterei Vdg. von 
15. April 1859: Menn kein befonderes lieber: 
einfommen der ‘Parteien über Die Friften zur 
Aufkündigung und Räumung von gemietheten 
Wohnungen vorliegt, Te iſt anzunebmen, Daß 
die Miethe (init Ausnahme der ſog. Monat: 
zimmer) auf ein Vierteljahr, welches in Winter 
zu Lichtmeß, 2. Febr, im Frühling mit 
Georgi, 24. April, im Sommer mit Jafobi, 
25. Juli, im Herbſt mit Galli, 10. Oet., 
endet, gefchloffen worden jei. Die Auftündi- 
gung ſolcher Miethen muß vor Ablauf Des 
14. Tages nach jeden Termine, jelglich, wenn 
Die Wohnung um Georgi geräumt werden joll, 
bis jpäteftens 16. Febr. deſſelben Jabres, wenn 
um Jakobi, bis ipäteftens 8. Mat deſſelben 
Sahres, wenn um Galli, bis fpäteftens 8. Aug. 
Deffelben Fahrer, und wenn un Lichtmeß, bis 
fpäteften® 30. Det. des vorbergebenden Jahres 
bis 12 Uhr Mittags nicht nur angebradht, jon- 
dern auch zugeftellt jein. Monatzimmer ba: 
gegen, Deren Mietbe den Zeitraun vom erjten 
bis zum lebten Tage eines beftimmten Monates 
unfaßt, find binnen 14 Tagen nad dem De: 
ginn Des Monates zu kündigen. Wurde Die 
Auffündigung nicht beftritten ober bie Beftrei- 
tung derfelben Durch ein rechtskräftiges Urtheil 
wirfungelos erklärt, jo bat Der Miether fpäte- 
ftens am adıten Tage nah Ablauf der Mierh- 
zeit, d. i. nach Georgi, Jakobi, Galli oder 
vichtmeß, Die Rumung zu beginnen und dem⸗ 
jenigen, welder die Wohnung nad ihm über: 
nimmt, einen zur Berwahrung eines Theiles 
feiner Fahrniſſe hinlänglich ſchiclichen Plag 
einzuräumen und ſpäteſtens am 14. Tage 





Ablauf obigen Miethzieles die Wohnung be 
Vermeidung ber gefetlihen Zwangsmaßregelz 
volftändig zu räumen unb zu übergeben. ei 
Monatzimmern if der Termin zur theilmerfen 
Räumung auf 2, zur gänzlichen anf 4 Zap 
feftgefeßt. Wenn der lehte Theil ber theiliseies 
oder volffländigen Wohnungsräumung anf eiztn 
Soun= oder gebotenen Feiertag fällt, fe bet 
die tbeilmeije ober gänzlihe Räumungepfich 
erft am nächftjolgenten Werktage einzuweien, 
ſodaß am Sonn- und Feiertage die Partei and 
durch feinen Erecutionsfchritt in ihrer Wohnung 
beunruhigt werben darf. Was von Wo 
überhaupt augeordnet wurde, gilt aud von 
Beſtandtheilen und Zugebörungen, ale: 
Holzlagen, Wafchfühen, Gewölben, Stile 
Dachböden x. — In Prag muß bie Auf⸗ 
tünbigung binnen 14 Tagen nah fi 

(15. Febr.), Georgi (7. Mai), Jalobi (7. Aug.) 
und Galli (29. Sct.) erfolgen und wird fd 
ten nädftfolgenden Iermin wirflam. | 
Wohnung ift binnen 8 Tagen theilweile und | 
binnen 14 Tagen ganz zu räumen (Hofb. dem 
9 März 1805, J. G. S., Ar. 719; 

a. a. O., Nr. 1322; Erl, bes böhm. 
landesgerichted vom 13. Dec. 1858, 3. 452, 
Diefelbe Borfeprift gilt auch für die Get 
Wiffehrab und die Prager VBorflstt Karoline 
tbal (8. 1 der J. M. Sog. vom 28. März 18, 
Ar. 119, R. ©. Bl. und 8.17 der I.M.3 
vom 3. Dit. 1859, R. G. Bl., Nr. 193; Mice 
2.0.0, Wr. 1321). — In Brünn kam 
Auffündigung der Wohnungen, wofür be 
Miethzins in Terminen von mwenigftens 3 Re 
unten bebungen wurde, nur in 4 beftinmmten 
vierteljübrlichen Friften und zwar vom L- 
14. Febr., vom 1.—14. Mai, von 1.—14. Ing . 
und vom 1.—14. Nov. eines jeben Jahıek, 
bei Wohnungen bingegen, wofür ber Zins u 
einmonatlihen Terminen bebungen mwurbe, 14 
Tage jrüber, als Die Abtretung  geitehen je, 
erfolgen (Hofd. vom 5. Oct. 1843, 8. 2, I 
G. S., neue Folge, Nr. 748; Michel, a. a. D, 
Nr. 1323, und Erl. des mähr. fchlef. Ober 
landesgerichtes von 6. Dec. 1858, 3. 10979, ' 
v. G. Bl., Nr. 5). — In den Städten Trop- 
pan und Iglau kaun die Auftündigung de 
Wohnung, wofür der Miethzins in Terminr 
von wenigftens 3 Monaten bebungen wnde, 
nur in 4 beftimuiten bierteljährfien Freien 
und zwar vom 1.—14. Jan., 1.—14. Aprl, 
1.—14. Juli und vom 1.—14. Oct. eines jeben 
Jahres erfolgen und bie innerhalb biefer Frißen 
gehörig erfolgte Auffündigung ift rüdkchtid 
für den 31. März, 30. Juni, 30. Sept. und 
31. Dec. wirtjam ($. 17 ber I. M. Vog. von 
3. Oct. 1853, R. G. Bl., Nr. 193) .— In dat 
übrigen Orten Böhmens, Mährens mm 
Schleſiens gelten bei ber Auftündigung bi 
ortsüblichen Friften. Beſteht Über bie Zeit ber 
Auftündigung eine beftimmte Orts 

{o ift Die Miethe, wenn beren vertragemäßi 
Dauer cin Joh Hurt mehr beträgt, wenigſtent 
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tanbgegenftand übergeben werben foll (F. 2 d. K. Vdog. vom 16. Nov. 1858, wo— 
wi $. 1116 4. b. ©. B. rüdfichtlih der Kündigung von Miethen zum Theil abge: 
wert erfcheint). Die Miete beweglicher Sachen muß 24 Stunden früher, als die 
&bergabe erfolgen fol, gekündigt werben (8. 1116 a. E.). 

dem sub b bezeichneten Falle wird der Bertrag durch Unterlaffung ber ge- 
drigen Auftündigung erneuert (8. 1114). 

Diefe Erneuerung tritt aud) in dem sub a angeführten Falle ein, wenn der Be- 
mbnehmer nad Ablauf der Beftandzeit fortfährt, den Beftandgegenftand zu gebrauchen 
md binnen vierzehn Tagen nad) Ablauf der Beftandzeit ober bei Verträgen, welche 
fpränglid, auf kürzere Zeit al8 auf einen Monat gefchloffen wurden, binnen einer der 
Nifte der urſprünglich bebungenen Zeit gleihlommenden Friſt nad Ablauf tes Ber- 
ages weder von bem Beitandgeber eine Klage auf Zurüdftellung, nod von dem Be⸗ 
mbnehmer auf Zuridnahme des Beſtandgegenſtandes erhoben wirb (8. 1114 X. b. 

B. a. E., und $. 22 d. Vog.). 

3) Unter ben im F. 1117 enthaltenen Borausfegungen kann der Beſtandnehmer 
& vor Ablauf der ausdrücklich oder ſtillſchweigend bebumgenen Zeit vom Bertrage 
Reben und unter Umftänden ($. 1119) auch Entſchädigung für ven verkürzten Ge- 
such verlangen. Ebenſo kann 

45) der Beftandgeber unter den Borausfetungen bes $. 1118 vom Bertrage ab- 
ben, und nad) 8. 14 der cit. 8. Vog. vom 16. Nov. 1858 (R. ©. BL, Nr. 213) 
ihrend ber Dauer der Verhandlung bierüber die Sequeftration des Beftandgegen- 
ndes verla 

6) Im Falle der Eröffnung des Concurfes tritt die Mafle, wenn der Gemein- 
mübner Miether oder Pächter ift, von dem Zeitpunfte der Eröffnung des Concurfes 

ben Bertrag ein. Es können jedoch beide Theile, unbeſchadet allfälliger Entſchädi— 
ugsanſprüche, den Bertrag, aud) wenn berfelbe für eine längere Zeitdauer verbinblid, 
kxe, innerhalb der gewöhnlichen, durch Geſetz oder Ortsgebraud) beftimmten Friſten 


IR ber Gemeinſchuldner Bermiether oder Verpächter, fo tritt die Maſſe an defien 
tele, ohne daß bie Beftimmungen über die Dauer bed Bertraged eine Abänderung 
leiden; jedoch hat felbft eine freiwillige Veräußerung des Beitanbobjectes im Concurfe 

Beziehung auf die Auflöfung des Vertrages die Wirkung einer nothwendigen Ber: 


gerung (8. 23 C. O.). 


8, 1120. 
Aufiäfung bes Betanbvertrages: e) Durch Beräußerung ber Sache. 

Sit der Eigenthümer das Beftandftüd an einen Anderen veräußert und ihm bereitd 
ergeben, fo muß der Beitandinhaber, wenn fein Recht nicht in die öffentlichen Bücher ein- 
tragen ift ($. 1095), nad der gehörigen Auflündigung dem nenen Befitter weichen. Cr ift 
jer bereistigt, von dem Beitandgeber in Nüdficht anf den erlittenen Schaden und entgangenen 
xgen eine volllommene Geungthnung au fordern. 


8. 1121, 


Bei einer nothwendigen, gerichtlichen Veräußerung muß der Beftanbnehmer felbft in dem 
ale, daf fein Recht als ein dingliches Recht eingetragen ift, dem neuen Känfer weichen, 
er in Nüdficht auf die Entichädigung bleibt ihm fein Vorzugsrecht vorbehalten. 


©. die Bemerk. zu 88. 1090—1095 und 1102. 


Monate, bei geringerer Dauer aber wenig | deren Vorſtädte (Hofd. vom 30. Dec. 1843, 
ns 14 Tage vor dem zur Räumung be: | S%. ©. S., neue Folge, Nr. 770; Michel, 
mmten Tage aufzulüindigen ($. 1 der I.M. | a. O., Nr. 1320) und für Benetien (Bat. 
. vom 3. Oct. 1853). Dieſe Vorſqhrift vom 17. Juni 1837; Krop., Fr LXIII, 
& auch für die Gtäbte Zara, Spalatro, | 172; Midel, a. a. —* Nr. 132 

eguſa, Cattaro und Sebenico und 
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$. 1122. 
U) Erbpadt. 

Der Vertrag, wodurch Jemandem das Nutzeigenthum eines Gutes erblich unter 8 
dingung überlaflen wird, daß er die jährlichen Autungen wit einer jährligen, im 9 
nifle zu dem Ertrage beftimmten Abgabe im Gelbe, in Früchten oder auch im verh 
mäßigen Dienften vergelten Tolle, heißt ein Erbpachtvertrag. 


8. 1123, 
III) Gröjinävertrag. 

Wird eine geringe Wbgabe vom dem MWefiker nur zur Auerlennung des Grun 
thumes geleiftet, fo Heißt ber Grund ein Erbzinägnt, und ber darüber errichtete Werte 
Erbzindvertrag. 

8, 1124. 


Im Zweifel, ob ein Nubeigentbum ein Erbpachtgut oder ein Erbzindgut fei, IR w 
Betrag des jährlichen Zinfes und andere Schnibigfeiten Rüdfiht zu nehmen. Steht 
Betrag mit den jährlichen reinen Nutzungen außer allem Verhältnifie, To if das Nuy 
thum ein Erbzinsgut; läßt ſich aber wenigftens won alten Zeiten her und bei ganz übe 
nommenen Gründen ein Berbältniß deuten, fo iſt es ein Erbpadtgut (8. 359). 


8. 1125. 
IV) Bobenzins. 

IR ein Eigenthum bergefialt getheilt, daß einen Theile die Enbflanz bei Gi 
ſammt der Benugnug der Unterfläche, dem anderen Theile aber nur die Benntzung ber 
ſſäche erblich gehört, fo Heißt die jährliche von dieſem letzteren Befiger zu entridteni 
gabe Bodenzind. 

8. 1126, 
Erwerbung bes nupbaren Eigenthumes. 

Das getheilte Eigenthum einer unbeweglichen Sache Tann ebenſo wenig, als bei 
ftänbige ohne Einverleibung in bie öffentlichen Bücher oder Regifter erworben werben, 
gültiger Titel gründet nur eim perſönliches Necht gegen Die verbundene Berfon, abt 
dingliches Recht gegen einen Dritten (8. 431). 


8. 1127. 
Gemeinſchaftliche Rechte bes Ober⸗ und Ruyungseigentblimers. 
Die Rechte des Ober⸗ und Nutzungseigeuthümers kommen überhaupt darin übereün 
ein jeder mit feinem Theile inſoweit verfügen kaun, als die Rechte des anderen 3 
nicht verletzt werden (8. 363). 


8. 1128. 
Einer wie der andere ift berechtigt, feinen Antheil gerichtlig zu verfolgen, ihn ; 
pfänden und unter Lebenden oder durch eine letzte Willenderflärung zu veräußern. Wi 
Einigränfung behauptet, muß ſolche durch bie achörigen Urhmden, dur ſog. Gewäh 
oder Haudfeſten beweilen. 


8, 1129. 
Belondere Rechte und Pflichten bes Obereigenthümers. 
Der Obereigenthümer tft insbeſondere berechtigt, dem Nutzungseigenthümer nicht ı 
Berringerung der Nutzungsſache, fondern auch alle Berändernngen zu unterfagen, wodn 
Ausübung feiner Rechte vereitelt oder erſchwert werden Tann. 


8. 1130. 

Rechte und Pflichten des Obereigenthäümers: 1) In Müdfiht ber Erhaltung, Bearbeitung und Beränben 
bes Gutes. 

Er tann alfo verlangen, daß ber Rutzungseigenthümer für bie Erhaltung unb Bel 

der Grundſtücke Sorge trage. Vernachläſſigt er, ungeachtet der geſchehenen Warn 
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dieſer Pflichten, oder ijt er bie anf dem Grunde haftenden Laiten zu tragen um- 
ı Tann der Obereigenthümer auf die Meberlafiung des Gutes an andere Erbpacht⸗ 
zinsmänner dringen. 


8. 1181. 
Rechte und Pflichten bes Obareigenthümers: 2 In Nüdfiht des Erbzinſes. 
vorzüglichfte Recht des Erbpacht⸗ und Erbzinsherrn befteht in ber Veziehung dei 
Zinſes uud anderer bedungenen Gebühren. Dieſe können unter leinem Vorwande 
‚on den zum Grumde nicht gehörigen Fahrnifſen aber, ſowie von anderen beweg⸗ 
gen gar nicht bezogen werben. 


8. 1132. 
Bann ber Bins zu entrichten. 


jährliche Zins umß, wenn nichts verabredet ober bush Provinzialgefege beſtimmt 
r erften Hälfte de Monates November abgeführt werben. 


8. 1183. 
Bann eine Erlaffung ftattfinde. 
er Regel haftet ein nuvollſtändiger Eigenthümer dem auberen nicht für den Zufal, 
an ein Erbpäcter durch licherfchwenmungen, Krieg oder Geuden fein Pachtgut zu 
verhindert werden ift, fo muß bemfelben für die Zeit ber vermißten Benubung ein 
ner Erlaß vom Zinfe geftattet werden. 


8. 1134. 


Erbzinsmaun hat anf einen ähnlichen Erlaß Teinen Auſpruch, er muß, felange ein 
Erbzinsgutes vorhanden ift, dem feftgefeßten Erbzins voll entrichten. 


$. 1135. 
Recht bei vergögerter Entridtung bes Binies. 
der Erbzindmann den Zins in der bedungenen Zeit nicht abgeführt, fo kann ber 
sr verlangen, dat die Nutzung in Beſchlag genommen und er and derſelben ſchab⸗ 
ten werde. 


$. 1136. 
Erbpachtherr Hat in Anfchung ded über ein Jahr ansftändigen Zinſes die Wahl, 
die Pfändung der Nutungen oder bie gerichtliche Verfteigerung des Erbpachtgutes 
tigung der Riüdftände zu verlangen. 


8. 1137. 
Rechte und Pfliten des Dbereigenthümers: 3) In Rücficht der Laften unb Verbeflerungen. 
Obereigenthümer ift verpflichtet, den Nutzungseigenthümer in Nüdficht des unmittel- 
hm erhaltenen Nutzungseigenthumes zu vertreten und, wenn das Nutzungsrecht mit 
ma wieder vereinigt wird, ihm oder feinem Nachfolger die getroffenen Verbefierungen 
ı anderen redlichen Beſitzer zn vergüten umd für die Michtigleit ber öffentlichen 
d Regifter, die er über feine Zinsgüter führt, zu haften. 


8. 1138. 
saubere von dem Nutzungseigenthümer anfgebürbete und bem öffentlichen Vüchern nicht 
'e Laften haftet der Chereigenthümer nicht. Der Nutzungseigenthümer kann über- 
em Anderen nicht mehr Recht übertragen, als er felbft hat. Das Recht des Einen 
fo mit dem Nedhte des Anderen. 


§. 1139. 
Rechte und Berbinbliteiten bes Rutungseigenthümers Aberbaupt. 


Rechte uud Verbinbliteiten bed Nutzungseigenthümers ſtehen überhanpt mit den 
mBerbindlichteiten und Nechten des Obereigenthümers im VBerhältnifie. 
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8. 1140. 
Insbeſondere 1) in Rüdfit der Veräußerung. 


Der Nutungdeigenthümer bedarf zur Veräußerung die Einwilligung des Obereigeni 
nit, doch muß er ihm deu Nachfolger zur Benriheilung, ob derſelbe dem Gute ver; 
und die daranf haftenden Laſten zu entrichten fähig iſt, namhaft machen. Auf ein Bı 
oder Einſtandsrecht Bat der Obereigenthümer teinen Anfprud. 


5. 1141. 

Hat fi aber der Obereigenthümer diefe Einwiligung uud Rechte ausdrüclich 
halten, fo muß er fi binnen dreißig Tagen nad der ihm gemachten orbentlicen | 
erllären. Rad diefer Frift wird feine Einwilligung für ertheilt gehalten. Ohne An 
des Borlaufs⸗ oder Einftandsregts Tann er die Einwilligung nur wegen offenbarer Geh 
Subſtanz und der damit verfnäpften Rechte verweigern. 


8. 1142. 


Die Abgabe, welche ber Obereigenthümer zuweilen von einem nenen Nutzungseigen 
zu fordern hat, heißt, wenn bie Veränderung bei Lebzeiten geidhicht, Xehuwanre (Lanbı 
geſchieht fie aber von Todes wegen, Sterbelehn. Beide werben auch Veräuberungdg 
genamt,. Ob und wie biefe Mechte gegrliudet ſeien, entſcheidet bie Lanbeöverfafen 
öffentlichen Bücher und Urkunden ober ein dreißigjähriger ruhiger Beſitz. 


8.1143, 
2) In Nüdfiht eines Schatzes und ber Verminderung ber Subflanz. 

Dem Nutzungseigenthümer gebührt auch ein verhältuißmäßiger Theil von einen 
denen Schabe (8. 399), Er ift fogar befugt, die Subftanz zu verringern, wenn ı 
Zer genthimer beweifen kaun, daß bie Benutuug des Grundes fonft wicht fi 
(8. 1129). " 


8. 1144. 
3) Der Laften. 
Der Nutzungseigenthümer trägt alle ordentliche und ankerordeutliche dem Gute anf 
Laften; er entricgtet die Stenern, Zehnten und andere beſonders vorgemerkten Abgabe 
Xaften, die deu Zins betreffen, haftet der Obereigenthümer. 


$. 1145. 
4) Des Gemwährbriefes. 
Jeder nene Nutzungseigenthümer ift in der Megel verbunden, fi von dem Obe 
thümer einen Beglaubigungsfchein oder eine Urkunde des ernenerten Nutzungseigenthn 
verfäaffen. 


§. 1146. 
Befonbere Berbältniffe zwiſchen Gutsdefigern und Unterthanen. 

Inwiejern die Nutzungseigenthümer gegen die Obereigenthümer noch in anderen X 
niſſen ftehen und welche Rechte und Berbindlichleiten insbefondere zwiſchen den Entsi 
und deu Gutönntertbanen befteben, ift aus der Verfafſung jeder Provinz umb ben pol 
Borſchriften zu entnehmen. 


8. 1147. 
Rechte aus dem Bobenzinfe. 

Wer nichts ald einen Bodenzind entritet, hat nur auf die Benntzung ber Obe 
als: Bäume, Pllanzen und Gebände umd anf einen Theil des anf derſelben gef 
Schatzes Auſpruch. Bergrabene Schäte und andere nuterirdiſche Nutzungen gehör 
Obereigenthümer allein zu. 
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8. 1148. 
Erldſchung beö Augungseigentpumes. 
Was son ber Auſhebung des vollſtändigen Eigenthumes beftimmt werben ift ($. 444), 
i üserhaupt auch von dem getheilten. 


8.1149, 

Erbpacht⸗ und Erbziusgüter gehen anf alle Erben über, die nicht ausbrädli ansge⸗ 
leſſen worden find. Hat der Nutzungseigenthümer Leinen rechtmäßigen Nachfolger, fo wird 
8 Autzungdeigenthum mit dem Obereigentbume vereinigt. Doch muß ber Obereigentbümer, 
um er von dieſem Nechte Gebranch machen will, alle Schulden des Nubnugseigenthiimers, 
v amd einem auberen Vermögen nicht getilgt werden können, berichtigen, Iuwiefern cin 
jereigenthümer bad heimgefallene Gut an Andere zu überlaflen verbunden fei, beſtimmen 
? politiigen Bersrbunngen. 

8. 1150. 


Dur Zerftörung ber Pflanzen, Bänme und Gchäube geht das Nutzungseigenthum der 
berfläche nicht verloren. Solange noch ein Theil bed Grundes bleibt, kaun ihn ber Veſitzer, 
mu er anders feinen Zins abführt, mit wenen Pflanzen, Bänmen und Gebänden bejeten. 


Außer dem Pfandrechte und den Servituten kannte das röm. Recht nody zwei 
xien von jura in re aliena: bie emphyteusis ımb superficies, welche den Berech⸗ 
stem jo ausgevehnte, weräußerliche und vererbliche Befugniffe, über die Sache zu ver- 
Igen und biefelbe zu benugen, gewährten, daß man fie lange Zeit felbft für Arten bes 

Eigenthumsrechts bielt 1. | 

Die Rechte des Emphyteuta beftanden im Wefentlihen in dem Rechte auf eigen- 
mmögleihe Benutzung des Gutes und Vornahme aller Veränderungen, wodurch 
Heide wicht verfchlechtert wurde. Dagegen hatte er auch alle auf demfelben haftenden 
hen zu tragen, die feftgefette Abgabe (canon, vectigal, pensio) an den Eigenthümer 
x entrichten, ohne, wie der Pächter, unter gewiffen Vorausfegungen ein Recht auf 
jerabfegung oder gänzlihen Erlaß verfelben zu haben; er hatte zur Veräußerung der 
Impbuteufe die Bewilligung des Eigenthümers anzufuchen und für die Erteilung beim 

e zwei Procent (quinquagesima pars) des Kaufpreifes, bei anderen Veräuße- 
ungen des gemeinen Wertbes, als jog. Laudemium, Handlohn, Lehnwaare zu ent 
en. Wenn gegründete Bedenken gegen die Perſon des Erwerbers vorlagen, konnte 
e Bewilligung zur Veräußerung auch verweigert werden. Im Falle des Verkaufes 
and dem Kigenthümer auch das Borlaufsreht zu. Wegen Unterlaffung ver Bezahlung 
rw auf dem Gute haftenden Abgaben oder Entrihtung des Canons (bei Kirchlichen 
Aphyteuſen durch zwei, bei anderen durch drei Jahre), fowie wegen Nichtbeobachtung 
w ihm obliegenden Verbindlichkeit bei der Veräußerung oder wegen namhafter Ver- 
hlechterungen vefjelben Konnte ver Emphyteuta feines Rechts entſetzt werben ?. 

Der Superficiar hatte ein eigenthumsgleiches, vererbliches und veräußerliches Hecht 
f Benutzung eines auf freinden Grund und Boden erbauten Gebäudes mit der Ber- 
ndlichleit, die darauf haftenden Abgaben zu entrihten. Die Berpflidtung zur Bes 
Hung eines Bobenzinfes (solarium) war nicht wefentlih, fondern mußte bejonders 
Sungen werben. Auch war er nicht jenen Beſchränkungen bei der Veräußeruug unter- 
orfen, wie ber Emphyteuta 3. 

In Deutſchland bildeten ſich ſchon ſehr früh, unabhängig vom röm. Recht, ähn⸗ 
be HRechtsverhältnifle an Bauerngütern aus. Die ältefte Entftehungsart war bie, daf 
tbeigene mit ber Ausfaat und dem Inventarium verfehen wurden, um von ihnen 


I Bol. hierüber die Bemerk. zu den 88. 357 tfchr., neue Folge, III, 245 fg., 367 fg.; 

861. intenis, 2. Aufl., I, 536 fg.; Bangeromw, 

2 Bol. hierüber Schmid, Handbuch des gem. | 7. Aufl., I, 789 fg. 

atſchen bürger!. Rechts (Leipzig 1847, 1848), 8 Sg. Schmid, a. a. D., 8. 25—28; Ein- 

‚8. 20-27, vorzliglih aber Arnbte, im | tenis, I, 545 fg.; Arndts, Bandelten, 5, Aufl, 
E., HI, 849—884, und in ber @iehßer | $. 200, 
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Grundſtücke bebauen zu laſſen, diefe nady und nad) feſte Rechte auf die ihnen urfprüng. 
lich blos zur Bebauung überlaffenen Grundſtücke erwarben und nicht mehr willfärlid 
entjegt werben konnten *. Später wurde es auch üblih, Grundſtücke gegen einen ber 


ftimmten Pachtzins zur zeitlihen Benugung auf Lebenszeit in ter Art zu verleihen, daß 


der Bauer nur wegen ſchlechter Bewirtbichaftung, over wenn der Eigenthümer es feikk ; 


bebauen wollte, aber nicht wegen eines höheren Pachtzinfes, entfeßt werden konnte. 
Diefe Art der Verleihung (zeitliches Colonat) geihah oft ausprüdlidh auf zwei oder 
drei Yeiber. Jeder Erwerber hatte bei Antritt des Gutes an den Cigenthimer bat 
Yandemium und während feines Beſitzes das theils in Geld, theils in Naturalia be 
ftehende, mit den Erträgniffen des Gutes im Verhältniſſe ſtehende Pachtgeld zu a 
richten. Allmählich ging auch dieſes zeitlihe Colonat in ein erbliches Kolonat, 
Erbpadt, über ®. 

Auch kam es vor, daß gegen Entrihtung eines feiten Zinfes im Geld ober Rate 
rolien und eines Laudemium beim Antritt des Gutes durch den Erben 
das volle vererblihe und veräußerliche Benugungsreht von Grundſtücken verfieher 
wurde, Erbzinsgut®. 

Die Rechte des Erbzinsmannes waren ausgedehnter als die des Erbpächters, ink 
befondere war er bei der Veräußerung geringeren Beichräufungen unterworfen, als ber 
Erbpähter; dagegen hatte biefer ein Hecht auf Nachlaß des Erbpachtzinfes wegen Mike. 
wachſes. Die Säge über Afterpacht, Kauf bricht Miethe ꝛc. hatten auf ven Erbpacht 
fowenig als auf den Erbzins Anwendung ?. | 

Seit dem 13. Jahrhundert wurde auch die Form der Emphyteuſe in Deutjchlanb 
befannt, bildete fid) aber auf eine vom röm. Recht abweichende Art aus, und werde 
unter dem Namen Emphyteuſe häufig aud der Erbzins verftanden, ſodaß ans den 
Namen Erbzins nicht mit Sicherheit darauf gefchloffen werden Tann, ob barumter bie 
röm. Emphyteuſe oder der Erbzins verftanden wird ®. 

Mit jeder diefer Verleihungen eines Gutes gegen einen Zins war das Recht ie 
Gutsheren verbunden, den Zinsmann eigenmächtig ohne Zuziehung des Richters wege 
des rückſtändigen Zinfes zu pfänden und benfelben zu entfegen (Abmeierung, Abtreibung 
des Colonen) ?. | 


Das A. b. G. B. unterfcheidet zwiſchen Erbpacht, Erbzins und Bodenzins. 

Das unterſcheidende Merkmal zwiſchen Erbpacht und Erbzins wird dahin anze⸗ 
geben, daß bei dem Erbpacht die von dem Gute zu entrichtende Abgabe mit ben rem 
Nutzungen deſſelben im Verhältniſſe ftehen oder ſich ein foldyes Verhältniß wenige 
von alten Zeiten her kei ganz öde übernommenen Gründen denken laſſen müffe, wäh 
rend beim Erbzinfe dieſe mit ten Erträgniffen des Gutes außer allem Verhältniffe ehe 
und nur zur Anerkennung des Grundeigenthumes geleiftet werde (88. 1122—1124) 
Der Borenzind wird, wie von Einigen nah röm. Recht die superficies 1%, als bei 
erbliche Benubungsrecht der Oberfläche des Bodens überhaupt, nicht blos eines Gebändet, 
definirt (88. 1125, 1147), fowie auch die dafür zu entrichtende Abgabe felbft Bora 
zins genannt ($. 1125 a. E.). 

Bei allen drei Kechtsverhältniffen wird Theilung Des Eigenthumes in Ober⸗ um 
Untereigenthum angenommen (88. 35%, 1122, 1124, 1125). Wefentlid bei alles 
dreien ift die Entrichtung eines Zinſes (8$. 1131, 1125 a. E.), welder, ſowie die 
fonftigen von dem Gute zu entrihtenden Gebühren, von dem Obereigenthümer unier 
feiner Bedingung einfeitig erhöht werben Tann ($. 1131). Die bei Beſitzverändernnge 
unter Lebenden zu entrichtende Gebühr wird Lehnwaare oder Lautemium, bie bei Ber 
änderungen von Todes wegen Sterbelchn genannt. Die Berpflihtung zur Eutrihtung 
derſelben Tonnte ſich nad) $. 1142 A. b. G. 2. anf die Pandesverfaffung oder een 





4 Walter, Deutfches Privatrecht (Bonn 18565), ? Mittermaier, a. a. D., 8. 488, 
8. 510. ® Mittermaier, a. a. D., 8. 487. 
5 Walter, a. a. O., $. 511, 514; Mitter- ’ Walter, a. a D., 8. 520; Mittermeier, 
maier, Deutfhee Bribatredt, 7. Aufl. (Regens- | a. a. O., 8. 500. 
burg 1847), 8. . 10 Bol. Arndte, Pandelten, 8. 200, Km. 
sMafter, a. a. O., g. 515. 
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ertrag fügen oder durch Erfigung begründet werden. Die auf dem Gute felbft haf- 
wen orbentlichen und außerordentlihen Laſten trägt der fog. Nutungseigenthinter, die 
m Zins betreffenden Abgaben der Obereigenthümer (8. 1144). Bon dem auf dem Gute 
faudenen Schage theilen Erbpacht- und Exbzinsherr und Erbpächter und Erbzinsmann 
e auf den Eigenthümer bes Grundes entfallende Hälfte zu gleichen Theilen (88. 1143, 
99), ebenjo der Bodenzinsherr und Bodenzingmann, wenn ter Schaf auf der Ober- 
he gefunden wird, fonft fällt fie den Bodenzinsheren allein zu ($. 1147). 

Der Obereigenthümer kann dem Nutungseigenthümer nicht nur die Verringerung 
I Gutes, fondern auch ſolche Veränderungen unterfagen, wodurch die Ausübung feines 
ts beeinträchtigt wird ($. 1129). Zur Berringerung ber Subflanz ift ber 
tzungseigenthümer nur dann berechtigt, wenn fonft die Benutzung des Gutes nicht 
ttfinden könnte ($. 1443). Bei ver Veräußerung des Gutes hat der Nußungseigen- 
mer dem Obereigenthümer bie Anzeige zu machen und biefer kann die Einwilligung 
e Beräußerung wegen offenbarer Gefahr der Subftanz und der bamit verknüpften 
te verweigern (88. 1140 und 1141 a. E.). PVorlaufsrecht findet nur flatt, wenn 
ausbrüdlich bebungen wurde, und muß binnen dreißig Tagen nach gemachter Anzeige 
Sgeübt werben (8. 1141), unterliegt jebocd nicht den weiteren, im $. 1074 ent- 
itenen Beichräulungen !1. 

Der Erbpächter kann, wenn er an der Benutung des Gutes durch Meberfchwent- 
ungen, Krieg oder Seuchen (und wol auch bei anderen, das Gut jelbft treffenden Zufällen) 
Sinbert und ihm dadurch Die Benutzung des Gutes ganz unmöglich wurde, die Exlaffung 
$ auf die Zeit der ihm entzogenen Benugung entfallenden Zinfes verlangen ($. 1133) '?. 
bzins⸗ und Erbzinsmann haben auf einen folden Nachlaß keinen Anfprud 1%. Der 
punkt für die Entrichtung bes Zinfes wurde für den Fall der Ermangelung befonderer 
Nwinzialgeſetze auf die erfte Hälfte des Monates November feſtgeſetzt (8. 1132). Erb» 
ern und Erbzinsherr find in ihrem Erecutionsredhte auf Hereinbringung des Zinfes 
eſchränkt. Der Erbpachtherr hat nur rüdfihtlih des über ein Jahr lang aus- 
Madigen Zinſes die Wahl, die Pfändung der Nukungen oder die eyecutive Berfteige- 
m des Erbpacdhtgutes zu verlangen (8. 1136), der Erbzinsherr hat zur Hereinbringung 
 Erbzinfes nur das Recht, auf Die Nutzungen zu greifen ($. 1135) 14. 

Vernachläſſigt der Nutzungseigenthümer die ihm obliegende Pflicht zur Erhaltung und 
kftellung bes Grundſtückes, ober ift er zur Tragung ber auf dem Gute haftenden Yaften 
fähig, jo kann der Obereigenthümer deſſen Entfegung (Abmeierung) verlangen ($. 1130). 

Shirkt der Nußungseigenthüner, ohne Rechtsnachfolger zu binterlaflen, fo geht das 
g. Nutzungseigenthum ſammt allen darauf haftenden Laſten auf den Obereigenthümer 
er 28. Dieſer hat jedoch ein Recht, daß die Laſten vorerſt aus dem anderweitigen 
xmõgen des Nutzungseigenthümers berichtigt werden (F. 1149) 9. 


Dieſe, mit den Anforderungen der Neuzeit vielfach nicht mehr im Einklange 





u Dies ergibt ſich aus ber beſonderen Her⸗ 
rhebung ber Friſt, binnen welcher es ausge⸗ 
t werden muß, ohne daß ſich in irgendeiner 
eiſe auf $. 1074 berufen wird. Das Ver: 
Kniß des Ober- und Untereigenthümers zu- 
sauber läßt überhaupt feine ®leichftellung 
tſes Borlaufsrechts mit dem zwifchen anderen 
zionen bebungenen zu. 

13 8. 1105 Yan nach feinem ganzen Wort: 
st auf ben Erbpacht nicht angewendet wer- 
n; ber Erbpäcdhter hat nur ein Redt auf 
ichlaß des Ziuſes, wenn ihm ber Gebrauch 
ntee auf eine gewiſſe Zeit ganz entzogen 
be. 

12 Unpaffenberweife ift Dies nur rüdfichtlich 
Erbzinsmannes ausdrücklich ausgefprocden 
1134, Sollte es jedoch auch ber Boden⸗ 
smann haben, fo müßte eine beſondere ge⸗ 
fihe Beſtimmung vorhanden fein. 


1° Da in Anfehung des Bodenzinſes eine 
ſolche gejetliche Beihräufung vüdfichtlih ber 
Erecutionsführung nicht aufgeftellt wurbe, fo 
Bleibt es bier bei der allgemeinen Regel, baf 
ber Bobenzinsherr für jeden Zinsrückſtand ſo⸗ 
wol auf bie Nutungen als bie Subftanz bes 
Bodenzinsgutes ald auf das anderweitige Bers 
mögen bes Bodenzinsniannes greifen kann. 

15 Obwol im 8. 1149 nur von Erbpadt und 
Erbzinsgätern Die Rede ift, kann doch füglich nicht 
bezweifelt werben, daß von ben Bodenzinsgltern 
bajjelbe gilt. Bgl. auch Zeiller, III, 488, Nr. 5. 

16 Die weiteren Beſtimmungen ber 83. 1126, 
1127, 1129, 1145, 1146 und 1149 Schlußfat 
folgen theils jhon aus allgemeinen Grunb- 
fägen, theils fteben fie mit dem burch Abſatz I 
des Kaiſ. Pat. vom 7. Sept. 1848 (3.8. S., 
Nr. 1180) aufgehobenen Unterthansverbande 
im Zuſammenhange. 
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ſtehenden mittelalterlichen Verhältniffe waren fon vor dem Jahre 1848 in verfchiebenen 
Staaten Deutſchlands theil® gänzlich abgefchafft worden, theil® war wenigftens bie Ab 
meierung verboten und die Ablöfung viefer bäuerlichen Yaften begünftigt. 

In Defterreich wurden durch das Kaiſ. Pat. vom 7. Sept. 1848 alle Unterſchiede 
geifhen Dominical- und Rufticalgründen aufgehoben, die Entlaflung von Grund um 
oden anbefohlen und alle ans dem Unterthänigfeitsverhältniffe entjpringenden, bem 
unterthänigen Grunde anflebenden Laften, Dienftleiftungen und Giebigkeiten jeber Art, 
ſowie aus dem grunpherrlihen Obereigenthume, aus ber Zehent⸗, Schutz⸗, Vogt: md | 
(Wein-) Bergherrlichleit und aus der Dorfobrigfeit herrührenden, von den ' 
befigungen oder von Perfonen bisher zu entrichten geweſenen Ratural-, Arbeits: u | 
Gelbleiftungen, mit Einfluß der bei Befiveränderungen unter Lebenden und anf ber 
Todesfall zu zahlenden Gebühren, theil® gegen, theild ohne Entſchädigung aufgehoben 

Schon vor dem Erfcheinen dieſes Kai. Bat. waren alle Roboten und fonftige 
unterthänigen Keiftungen in Öalizien und Lodomerien durch das Kaiſ. Pat. vom 17. Apil 
1848 (3J. G. S., Nr. 1136), für Krakau duch die Hofcommiſſionskundmachung vom 
18. April 1848, 3. 1181 Pr., für die Bukowina durch das Kaif. Pat. vom 9. Aug. 
1848 (9. ©. ©., Nr. 1173) und in Ungarn (und deſſen Nebenländern, mit Einſchluß 
von Siebenbürgen) 17 durch den IX. Gefetesartifel des Keichötages vom Jahre 1848, 
beftätigt durd Die Kaiſ. Proclamation vom 7. Nov. 1848 1° und das Kaif. Bat. vom 
2. Dec. 1848 (R. ©. Bl., Nr. 2) aufgehoben worden. Im Lombardiſch⸗Venetiauiſchen 
Königreiche hatte der Urbarialbeftand ſchon Tängft nicht mehr beftanden, ebenfowenig im 
der Militärgrenze. 

Die Vorſchriften für die Durchführung der Entlaftung des Grund und Yobend 
wurden für Galizien mit Kaif. Pat. vom 15. Aug. 1849 (R. ©. Bl., Nr. 361), für 
Krakau mit Kaif. Pat. vom 12. März 1851 (R. ©. Bl., Nr. 89), für pie Yulowina 
vom 23. Oct. 1853 (R. G. Bl., Nr. 234), für alle Übrigen Kronländer mit Keil. . 
Bot. vom 4. März 1849 (R. ©. Bl., Nr. 152) erlafien. Darnach waren be | 
Naturalarbeitsleiftungen fofort in Geld zu reluiren, die Übrigen Leitungen aber 58 jır 
wirffihen Ablöfung fort zu entrichten. Für Dalmatien wurde durch 8. 35 des Kal 
Pat. vom 4. März 1849 die Trage über den Umfang der Anwenbbarfeit des Gefepet | 
vom 7. Sept. 1848 und über die Art der Durdführung deffelben einer eigenen Ber 
handlung vorbehalten. 

Streitig ift e8, ob durch dieſe gejeglihen Beftimmungen die Begründung de 
Erbpachtes, des Erbzinfes und Bodenzinfes in feinen rein privatrechtlichen Be 
ziehbungen auch für die Zukunft unterfagt wurde und Die Beftimmungen des A. b. 
G. 3. gegenwärtig noch praftifc find. 

Ein ſolches Verbot ver Errichtung des Erbpachtes, des Erbzinfes und Bodenzinſel 
wurde in feinem Geſetze ausgefprodhen, und man ift zur Annahme eines folden Ber 
botes um fo weniger berechtigt, als ja and) durch $. 6 des Kaif. Pat. vom 5. Juli 
1853 (R. ©. Bl., Nr. 130) die Ablöfung gewiſſer Holz, Weide- und Forſtprodukten— 
bezugsrechte von Amts wegen angeordnet wurde und die Möglichkeit der Begründung 
derfelben durch fchriftlichen Vertrag, letzte Willenserlärung oder einen, bei Theilung ge 
meinfhaftlicher Güter erfolgten Rechtsſpruch unter der Bedingung, daß bie eingeräumt 
Dienftbarkeit von der Behörde mit den Yanbesculturverhältniffen vereinbar erfannt und 
deren Ausübung zugelaffen werde, für ftatthaft erflärt und nur verboten wurde, da 
die Nichtablösharfeit bedungen werde ($. 43 d. Pat.). Aud) enthalten $. 32 des Rail. 
Pat. vom 4. März 1849 (R. ©. Bl., Nr. 150) 10 und Art. 7 des Staatsgrund⸗ 
gejeges vom 21. Dec. 1867 (KR. ©. Bl., Nr. 142) nur bie Beſtimmung, daß für ie 
Zukunft bei Theilung des Kigenthunes feine Tiegenfhaft mit einer unablösbaren 
Laſt befchwert werben bürfe, fett alſo voraus, daß eine Theilung des Cigenthumtl, 





17 Bol. Hype, Sammlung ber Geſetze unb | über bie Reichsverfaffung enthielt, wurde be⸗ 

Berorbnungen im Yuftigfache (Wien 1856), I, kanntlich durch die Allerd. E. vom 81. Det. 
‚Anm. *. 1851 (R. 8. Bl. vom 9. 1852, Nr, 2) wieden 
is Hye, a. a. O., ©. 9. aufgehoben. 
10 Dieſes Kaiſ. Bat., welches die Grundzüge 
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welche das %. 5. ©. B. bei dem Erbpacht, dem Erbzinfe und Bodenzinfe annimmt, 
überhaupt auch noch ferner ftattfinden könne und babei alle möglihen ablös baren 
Belaftungen des derart getheilten Eigenthumes zuläffig find. Man muß alfo annehmen, 
daß Erbpacht, Erbzins und Bodenzins durch Vertrag und überhaupt auf biefelbe Art, 
wie fonft dinglihe Rechte, nur nicht unablösſsbar, neu begründet werben Tünnen. 
Nur die Begründung durch die Tandesverfaffung (8. 1142) ift hinweggefallen 7. Auf 
ſolche neu begründete Rechtsverhältniſſe würden dann bie Beftimmungen des A. b. G. B., 
infofern fie nicht den Unterthansverband zur Borausfegung haben, Anwendung finden 21. 

Daß die Beſtimmungen des A. b. G. B., infoweit fie das Untertbansverhältnik 
zur Borausjegung haben, nämlich die 88. 1337 a. E. und 1145, fowie die Landes⸗— 
unb Provinzialgefege und politiihden Verordnungen, auf welde ſich bie 88. 1132, 
1142, 1146 und 1149 berufen, mit der Befeitigung des Unterthbansverbandes außer 
Kraft gejett find, indem das Unterthansverhältnig ſelbſt durch Privatwilltür nicht mehr 
bergeftellt werden kann, verfteht ſich von felbft. 


20 Selbſt Erfigung bürfte nicht aus eltoffen 2! Bol. hierüber Kabella, „Ueber ben Ein- 
fein. 8.43 des Rail. Pat. vom 5. Juli 1 fluß der Ablöſungsgeſetze auf das Privatrecht” 
(8. G. BL, Nr. 130) fließt die Erfitung räd- | in Haimerl's Magazin, X (1854), 306-322, 
is ber von Amts wegen abzulöfenben Holz-, | und Stubenrauh, Kommentar, 1. Aufl, III, 
Beide» und Korftprobnctenbezugsrechte ans. 822; 2. Aufl., II, 284. 
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ftehenden mittelalterlichen Verhältniffe waren ſchon vor dem Jahre 1848 in verfd 
Staaten Deutſchlands theils gänzlich abgefhafft worden, theils war wenigftens | 
meierung verboten und bie Ablöfung diefer bäuerlichen Yaften begünftigt. 

In Defterreih wurden durch das Sail. Pat. vom 7. Sept. 1848 alle Unte 
wiſchen Dominical- und Rufticalgründen aufgehoben, die Entlaflung von Gru 
Boden anbefohlen und alle aus dem Unterthänigfeitsverhältniffe entſpringenden 
unterthänigen Grunde anflebenden Laſten, Dienftleiftungen und Giebigkeiten jeb: 
fowie aus dem grundherrlichen Obereigentbume, aus ber Zehent⸗, Schutz⸗, Vog 
Wein-) Bergherrlichleit und aus ber Dorfobrigfeit herrührenden, von den | 

ungen oder von Perfonen bisher zu entrichten geweſenen Natural-, Arbeit 
Gelbleiftungen, mit Einfluß der bei Befigveränverungen unter Lebenden ımd c 
Todesfall zu zahlenden Gebühren, theil8 gegen, theild ohne Entſchädigung aufg 

Schon vor dem Erſcheinen dieſes Kaiſ. Bat. waren alle Roboten und fe 
unterthänigen Leiftungen in Galizien und Lodomerien durch das Kaiſ. Pat. vom 17 
1848 (J. G. S., Nr. 1136), für Kralau durch die Hofcommiſſionskundmachur 
18. April 1848, 3. 1181 Pr., fir die Bulowina durch das Kaif. Pat. vom 9 
1848 (9. ©. ©., Nr. 1173) und in Ungarn (und deſſen Nebenlänvern, mit Ei 
von Siebenbürgen) 17 durch den IX. Gefeßesartifel des Neichötages vom Jahre 
beftätigt durch die Kaiſ. Proclamation vom 7. Nov. 1848 18 und das Kaif. Ba 
2. Dec. 1848 (R. ©. Bl., Nr. 2) aufgehoben worden. Im Lombardiſch-⸗Venetic 
Königreiche hatte der Urbarialbeſtand ſchon Tängft nicht mehr beftanden, ebenfow: 
der Militärgrenze, 

Die Borfhriften für Die Durchführung der Entlaftung des Grund und | 
wurden für Galizien mit Kaif. Pat. vom 15. Aug. 1849 (R. ©. Bl., Nr. 361 
Krakau mit Kaif. Pat. vom 12. März 1851 (R. ©. Bl., Nr. 89), für die Bu 
vom 23. Oct. 1853 (R. ©. Bl., Nr. 234), für alle übrigen Kronländer mil 
Bat. vom 4. März 1849 (R. ©. Bl, Nr. 152) erlaſſen. Darnach war 
Raturalarbeitsleiftungen fofort in Geld zu reluiren, die Übrigen Leiftungen aber I 
wirffihen Ablöfung fort zu entrichten. Für Dalmatien wurde durch $. 35 dei 
Pat. vom 4. März 1849 die Trage über den Umfang der Anmenbbarfeit des € 
vom 7. Sept. 1848 und über Die Art der Durdführung deſſelben einer eigenen 
handlung vorbehalten. 

Streitig ift e8, ob durch dieſe geieglihen Beitimmungen die Begründur 
Erbpachtes, des Erbzinfes und Bodenzinſes in feinen rein privatrehtliche 
ziebungen aud für die Zukunft unterfagt wurde und die Beftimmungen bes 
G. B. gegenwärtig noch praftifd) find. 

Ein foldyes Verbot der Errichtung des Erbpachtes, des Erbzinfes und Bode 
wurde in feinem Geſetze ausgefprochen, und man ift zur Annahme eines folden 
botes um fo weniger bereditigt, als ja and) durch $. 6 des Kaiſ. Pat. vom & 
1853 (R. ©. Bl., Nr. 130) die Ablöfung gewiffer Holz-, Weide» und Forſtpro 
bezugsrechte von Amts wegen angeortnet wurde und die Möglichkeit der Begri 
derfelben durch fchriftlihen Bertrag, letzte Willenserlärung oder einen, bei Theiln 
meinfchaftliher Güter erfolgten Rechtsſpruch unter der Bedingung, daß die einge 
Dienftbarkeit von der Behörde mit den Landesculturverhältniſſen vereinbar erkam 
deren Ausübung zugelaflen werde, für ftatthaft erklärt und nur verboten wurb 
die Nichtablösbarfeit bebungen werde ($. 43 d. Pat.). Auch enthalten $. 32 bei 
Bat. vom 4. März 1849 (8. ©. Bl., Nr. 150) 1% und Art. 7 des Staats 
gejeges vom 21. Dec. 1867 (R. ©. Bl., Nr. 142) nur die Beſtimmung, daß 
Zukunft bei Theilung bes Kigenthumes Feine Liegenſchaft mit einer unablös 
Laſt befchwert werben bürfe, ſetzt aljo voraus, daß eine Theilung bes Eigent 


17 Bgl. Hye, Sammlung ber Befege unb | über bie Neichsverfafiung enthielt, wu 
Berorbnuungen im Iuftizfache (Wien 1856), I, | fanntlih durch bie Allerd. E. vom 3 
89, Anm. *. 1851 (R. ©. Bl. vom I. 1852, Nr, 2) 

is Hye, a. a. D., ©. 9. aufgehoben. 
10 Dieſes Kaiſ. Pat., welches die Grundzüge 
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bag 9.5. ©. 3. bei dem Erbpacht, dem Erbzinfe und Bodenzinfe annimmt, 
ıpt auch noch ferner ftattfinden könne und dabei alle möglihen ablöshbaren 
mgen des berart getheilten Eigenthumes zuläffig find. Man muß alfo annehmen, 
bpacht, Erbzins und Bodenzins durd Vertrag und überhaupt auf viefelbe Art, 
ft dinglihe Rechte, nur nit unablösbar, neu begründet werden können. 
€ Begründung durch die Landesverfaflung ($. 1142) ift hinweggefallen 20. Auf 
ıen begründete Hechtsverhältnifie würden banı die Beftimmungen des X. b. G. B., 
ı fie nicht den Unterthansverband zur Boransfegung haben, Anwendung finden 21. 
aß die Beitimmungen bes A. b. G. B., infoweit fie das Untertbansverhältniß 
ransfegung haben, nämlich die 88. 1337 a. E. und 1145, fowie die Landes⸗ 
rovinzialgefege und politifchen Derorbnungen, auf welde fih die 88. 1132, 
1146 und 1149 berufen, mit der Befeitigung des Unterthansverbandes 

jefetst find, indem das Unterthansverhältniß felbft durch Privatwillkür nicht mehr 
Üt werden kann, verfteht ſich von felbft. 


elbſt Erſitzung bürfte nicht aus eiötoffen 21 Bol. hierüber Kabella, „Ueber ben Ein- 
.43 des Rail. Pat. vom 5. Yult 1 fluß ber Ablöfungsgefege auf das Peetht 
BL, Rr.130) fließt die Erfigung räd- | in Haimerl's Magazin, X (1854), ‚ 
ber von Amts wegen abzulöfenden Holz-, | und Stubenraud, Kommentar, 1. Aufl., IH, 
und Forftprobuctenbezugsrechte aus. 822; 2. Aufl., II, 284. 
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Schsundzwanzigftes Hanptkück. 
Bon entgeltlichen Berträgen über Dienflleiftungen. 


8. 1151. 
1) Lohnwertrag. 


Wenn Jemand ſich zur Dienftleiftung ober Berfertigung eines tried gegen einen ie 
wiflen Lohn im Gelbe verpflichtet, fo entfteht ein Lohnvertrag. 


$. 1152. 
Stillſichweigender Lohnvertrag. 
Sobald Yemanb eine Arbeit oder ein Wert beftellt, fo wird andy augensumen, bie 
in einen angenseffenen Lohn eingewilligt habe. IR ber Lohn weher durch Die Veraiiäun. 
nach durch ein Geſetz feſtgeſetzt, fo beſtimmt ihm ber Richter, 


8. 1153. 
Rechte aus dem Lohnvertrage. 


Bei weientlihen Mängeln, die dad Wert zum Gebrauche untäichtig machen ober ber uub 
drücklichen Bedingung zuwiberlaufen, ift ber Beſteller bereditigt, von dem Vertrage ale 
schen. Will er dieſes nicht oder find bie Mängel weder weſentlich, ned gegen bie ansielh 
fie Bedingung, fo Tann er entweder die Verbefierung oder eine angemeflene Schableche 
tung fordern und zu dem Ende einen verhältnigmäßigen Theil des Lohnes zurückhalten. 


$. 1154. 


Wenn der Beftellte ans feiner Schuld das Verſprechen in der zur Bebingung geickken 
Zeit nicht erfüllt, fo ift der Befteller nicht mehr ſchuldig, die beftellte Sache anzunehmen, u 
tann and für den darans entftandenen Schaden Erfas fordern. Zögert aber ber Beſteller mi 
ber Entrichtung des Lohnes, fo ift er auch verbunden, deu Beſtellten volllouımen zu eub 
ſchädigen. 





8. 1155. 


Auch für Dienſte uud Arbeiten, die nicht zu Stande gelommen find, gebührt Der beſtelten 
Berfon eine angemeflene Entihädigung, wenn fie das Geſchäft zu verridten bereit war na) 
von dem Befteller durch Schuld oder einen Zufall, der fi in feiner Perſon ereignet Kat, 
daran verhindert oder überhanpt durch Zeitverluft verkürzt worden ift. 


8. 1156. 


In der Negel gebührt der Lohn nad) vollbrachter Arbeit, Wird aber bie Arbeit in ge 
wifien Abtheilungen der Zeit oder des Wertes verrichtet oder find Auslagen damit verbunden, 
bie der Beftellte wicht auf fih genommen bat, fo ift dieſer befugt, einen mit ber 
oder dem Werke verhältuigmäßigen Theil des Lohnes und ben Erſatz der gemachten Ansiagen 
vor vollendetem Werke oder gänzlich verrichteter Arbeit zu fordern. 


8. 1157. 


Wenn durch einen bloßen Zufall der zur Verfertigung eines Werles vorbereitete Stel 
oder dad Werk felbft ganz oder zum Theil zu Grunde geht, fo trägt der Eigenthämer bes 
Stoffes oder des Wertes deu Schaden. Hat aber ber Befteller einen zur zwedmäßigen Be 
arbeitung offenbar untanglihen Etoff geliefert, To ift der Arbeiter, wenn bie Arbeit ans 
diefem Grunde mangelhaft ausfällt und er den Beteller nicht gewarnt bat, für den Gaben 
berantwortliid. 
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.8. 1168, 
Bann bie Beftellung in einen Kaufvertrag übergehe. 


Im Zweifel, ab die Beftellung einer Arbeit für einen Kauf⸗ oder für einen Lohnvertrag 
an halten fei, wird vermuthet, daß Berjenige, ber ben Gtoff dazu Tiefert, den Arbeiter bes 
et Babe. Hat aber ber Arbeiter den Stoff geliefert, fo wird ein Kauf vermuthet. 


8. 1159. 


Wenn mit bem Lohnvertrage noch andere Nebenverträge verbunden werben, fo müſſen bie 
jedem derſelben augemeflenen geſetzlichen Vorſchriften beobachtet werben. 


Nach röm. Recht war der Unftand, ob als Entgelt für gewiſſe Dienſte oder 
Achbeiten ein beitimmter Lohn im Gelde (merces) oder eine andere Gegenleiftung ver- 
drochen wurde, aus dem Grunde von Nichtigkeit, weil nur in erfterem alle bie 
Feſtimmungen über die locatio conductio, welche als Confenfualcontract ſchon durch 
Noße Uebereinkunft volltommen wirkſam war, im legteren Falle aber die Vorfchriften 
ber Iunominatcontracte zur Anwendung famen. Auch das U. 5. ©. B. forvert im 
$. 1151 zum Wefen des Lohnvertrages, daß cin beftimmter Lohn im Oelde bebungen 
mrde. Da aber auch in tem Falle, wenn vie Gegenleiftung nicht in baarem Gelve 
Jeſteht, die Borichriften über Lohnverträge gleihmwol Geltung haben ($. 1173), fo 
Wäre es paſſender gewejen, wenn im $. 1151 tie Worte „im Gelde“ hinweggeblieben 
Wären. Bol. übrigens über die Begriffsbeftinmmngen bes „Lohnvertrages” (8. 1151) 
ind die Stellung ber Lehre von den entgeltlihen Verträgen über Dienftleiftangen im 
W 5. ©. 3. die Bemerk. zu den 88. 1090-1095; unb über das Recht, vom Lohn 
dertrage abzugeben (88. 1153— 1154), die Bemerk. zu den 88. 917—920; über ben 
EReitpunlt, wann der Lohn zu entrichten ift (8. 1156), die Bemerk. zu ven 
u 1100—1101; über die rechtlichen Folgen des Zufalles oder des Verſchuldens 
Fes Contrahenten (88. 1154, 1155 und 1157) und über die Trage, wann ein 
Zohn- ober ein Kaufvertrag anzunehmen ift (8. 1158), die Bemerk. zu den 
BG. 878-882, Nr. 4. 












8. 1160. 
Griöfägung bes Lohnvertrages. 


- : Arbeiter, welche auf eine beftimmte Zeit oder bis zur Bollendung eines gewifien Werles 
et worden find, können ohne rechtmäßigen Grund vor verlanfener Zeit unb ber 
Holfenbetem Werte weber die Arbeit aufgeben, noch verabfhiedet werben. Wirb bie Arbeit 
nierbradgen, fo verantwortet jeder Theil fein Verſchulden, aber Teiner den Zufall. 








8. 1161. 
Nar in dringenden Umftänden kann der beftellte Arbeiter oder Werkmeiſter das ihm auf: 
getragene Geſchäft einem Anderen anvertrauen, und felbft in dieſem alle haftet er für ein 
miden in der Auswahl der Perſon. 


ah. 8. 1162. 

nid Vin Lohnvertrag über Arbeiten, bei denen anf bie beſondere Geſchicklichteit Der Perſon 

u gensmmen zu werben pflegt, wird durch ben Tod des Arbeiters aufgehoben, md 
Erben Lönnen nur den Preis des subereiteten brauchbaren Stoffes nud einen dem Werthe 

her geleiteten Arbeiten angemeflenen Theil des Lohues fordern. Stirbt ber Befteller einer 

At, ſo müſſen feine Erben den Vertrag fortichen oder den Beftellten ſchadlos halten. 


Der Lohnvertrag enbigt, außer durch die ihm eigenthümlichen Erlöſchungsarten der 
1153 und 1154, auch noh im Allgemeinen auf diefelbe Art, wie Berträge über: 
nt, insbejondere durch Ablauf des ausdrücklich over ftillfchweigend feitgefeßten Zeit: 
nes, für welchen er eingegangen wurde. Die Tauer deſſelben erfcheint ſtillſchweigend 
zur Bollendung eines beftimmten Werkes feitgejegt, wenn Arbeiter zur Vollendung 
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beffelben gebungen wurben. Bor Ablauf diefes Zeitraumes Tann fein Contrahent 
feitig vom Bertrage zurüdtreten (8. 1160) 1. 

Durd den Tod des Beſtellers wird der Vertrag nicht aufgehoben; ebenfoweni 
ber Regel durch ven Tod des Beftellten. Eine Ausnahme tritt nur bei Verträgen 
Arbeiten ein, bei benen auf die befondere Gefchidlichleit des Beſtellten — * 
nommen zu werben pflegt. In dieſem letzteren Falle iſt weder der Beſteller noch 
die Erben des Beſtellten an den Vertrag weiter gebunden, und es ſteht den Erben 
Beſtellten nur ein Recht auf einen dem Werthe der bereits geleiſteten Arbeiten 
ſprechenden Theil des Lohnes und auf Erſatz des zubereiteten brauchbaren (t 
zu dem beabſichtigten Werke verwendbaren) Stoffes zu (8. 1162). 

Es fteht ferner dem Beftellten nicht das Recht zu, ſich der ihm obliegenben 1 
bindlichfeit zur Bornahme der Arbeit einfeitig durch Subftitution eines Anderen zu 
ledigen, fondern der Befteller kann die perfönliche Verrichtung der Dieufte verlan 
Nur in dringenden Fällen, d. h. wenn ibm biefe unmöglich ift, die Arbeit feinen | 
[hub erleibet und aud) der Befteller felbft die nöthigen Vorkehrungen zu treffen ı 
in ber Lage ift, kann er bie Arbeit einem Anderen übertragen und haftet im bi 
Talle nur für ein in der Auswahl der Perfon begangenes Berfchulden (8. 1161)? 


8. 1163. 
Ausbehnung biefer Vorſchriften auf Rechtsfreunde, Aerzte und bergleichen. 

Die hier aufgefteliten Vorſchriften gelten auch von Nechtöfreunben, Aerzten und MB 
ärzten, Factoren, Proviſoren, Künftlern, Lieferanten und anderen Berfonen, welde Bd 
ihre Bemühungen einen Gehalt, eine Veſtallnng oder fonft eine Belohnung ansbrkdiig 
Kinigweigend auösbebungen haben, infoferm hierüber Leine befonderen Vorſchriften beſtche 


Auch nah röm. Recht wurden die geachtetften “Dienftleiftungen nad 
Borfchriften der Dienftmiethe behandelt. Nur Philofophen und Veofefforen 
Jurisprudenz follten ſich fo hochgeftellt finden, als daß fie eine Bezahlung fer 
Könnten ?, 

Auf die Leiftungen der im vorftehenden 8. 1163 aufgezählten Berfonen fi 
jedoch die Borfchriften über Dienftmiethe nur dann in ihrem vollen Umfange Au 
dung, wenn und infoweit über biefelben nicht befondere geſetzliche Borfchriften beſt 
So ift der Vertrag über eine künftlerifche Teiftung nur dann in jeder Beziehung 
den Vorſchriften über Dienftmiethe zu behandeln, wenn nicht etwa ein Berl 
darin liegt. Der Bertrag, womit fidy ein Rechtsfreund zur bloßen Abfaflung ı 
Proceßſchrift oder einer Vertragsurkunde verpflichtet, ift ein Tohnverscag. lief 
den Pertrag aud als Bevollmächtigter ab, oder wirb die Streitichrift unter fi 
Vertigung bei Gericht eingebradht, fo handelt er als Mandatar. 

Ganz unpaflend werden im $. 1163 auch Verträge mit Lieferanten unter 
Tohnverträge eingereiht 2. 


8. 1164. 
23) Berlagävertrag. 
Durch den Vertrag über den Berlag einer Schrift wird Jemandem von bem Beri 
das Recht ertheilt, diefelbe durch den Drad zu vervielfältigen und abzufehen. Der Berf 
begibt fi dadurch des Rechts, das mämliche Wert einem Anderen in Beriag zu überiell 





I Weber den Schlußſatz diefes Paragraphen | 303, glaubt, läßt ſich biefe Berpflichtung 

vgl. bie Bemerk. zu ben 88. 878-882. nicht ableiten, weil dieſe blos auf rein pa 
2 Zweifelbaft ift es, ob er zur Beitellung | liche Dienftleiftung gebt. 

eines Anderen auch verpflichtet if. Dafür I Kris, PBandelten, I, 2. Abtheilung, S. 

ſprechen überwiegende praltiſche Grüne, allein ‚> Bgl. auch Kritz, a. a. O., ©. 369. 

aus dem Begriffe bes Lohnvertrages, wie | Lieferungsvertrag iſt ein Kaufvertrag umb 

Stubenraud, 1. Aufl., III, 347; 2. Aufl., DI, | Lobhnvertrag. 
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$. 1165. 
u . Nechte und Pflichten zwiſchen dem MWerfaffer und MWerleger. 
Der Berfafler if verbunden, dad Werl der Berabrebung gemäß zu liefern, unb der Ver⸗ 
unge gleich nach geliefertem Werle die bebungene Belohnung zu entrichten, 


> 5. 1166. 

Mubd dad Wert von dem Schriftfteller zur beftimmeten Zeit oder auf die feſtgeſetzte Art 
Wgt geliefert, fo Tann der Verleger zurücltreten und, wenn bie Ablieferung ans Verſchulben 
“s Berfaſſers unterbleibt, die Schabloshaltung fordern. 


8. 1167. 


. Wenn bie Zahl der Exemplare beſtimmt worden ift, fo muß ber WBerleger zu jedet 
sen Unflage bie Einwilligung deö Verfaflers einholen und Über bie Bedingungen ein neues 
ebereinfsmumen treffen. 


$. 1168. 


Will der Berfafler eine nene Ausgabe mit Veränderungen in bem Inhalte des Werles 
Brauftalten, fo ift darüber ebenfalls ein neuer Vertrag zu ſchließen. Bor dem Ablage der 
Isflage aber ift der Verfafler wur dann zu einer nenen Ausgabe berechtigt, wenn er dem 
Ka in Rüdficgt ber vorräthigen Exemplare eine angemeflene Schabloshaltung zu leiſten 


8.1169. 


Die Rechte des Schriftſtellers in Nüdfigt einer neuen Auflage oder Andgabe gehen auf 
ine Erben nit über. 


8, 1170. 


Wenn ein Shhriftfteller nad einem ihm won dem Verleger worgelegien Blaue die Be 
ıheitung eines Werkes überninmt, fo hat er nur anf bie bedungene Belohnung Auſpruch. 
em Berleger ſteht in der Folge dad ganze freie Verlagsrecht am. 


8. 1171. 


Diele Borfchriften find auch anf Kaublarten, topographiſche Zeichnnugen und umſilaliſche 
ompoſitionen anzuwenden. Die Beſchrünkungen des Nachdrndes find in den politiſchen Ge⸗ 
gen enthalten. 


Der Urheber eines literarifhen oder artiftifchen Erzeugniffes Tann ein nicht blos 
scumiäres, fondern auch anderweitiges Intereſſe daran haben, Andere von der Verviel- 
Mtigung ober Beröffentlihung dieſes feines Erzeugniſſes auszujchliegen. Diefe Mög- 
heit, Andere von der Vervielfältigung ober Veröffentlihung eines Titerariihen ober 
stiftifchen Erzeugnifies auszufchließen, als Recht gedacht, heißt Urheberrecht, Autor⸗ 
echt, Berlagsrecht (8. 13 des Kaiſ. Pat. vom 19. Oct. 1846, 3. ©. ©., Nr. 992) !. 


‚I Da die Bervielfältigung ober Beröffent- | 28. Juni 1865 (Erlangen 1867), ©. 45; da⸗ 
lichung eines folchen Erzeugniffes blos ein Act | gegen jeboh auch Harum, Oeſterr. Biertelj. 
ber perfönlichen Freiheit ift, jo ift das Wefen | Schr., XII (1863), 104, und Defterr. Gerichts⸗ 
des Autorredhts nicht, wie dies ganz allgemein | zeitung 1868, Nr. 55, ©. 225. Wenn Harımı 
ieht, in einem Rechte zur ausfhließ- | glaubt, daß fi mit eben bemjelben echte 
ben Bervielfältigung oder Beröffent- | behaupten laſſe, der rectlihe Gehalt bes 
dung, fondern in der Befugniß, Andere | Eigenthumsrechts befteht nicht in der Herr⸗ 
bon auszufchließen zu fuchen. Bgl. Ortloff, | fchaft über die Sade, fonbern nur in ber 
Jahrbuch fir Dogmatit, V (1861), 314 I; Ausichließungsbefugnig des Eigenthümers, fo 
te | ift Dagegen einzumenben, daß beim Eigenthums⸗ 

engniſſen und Werken ber Kunft. Ein Com= | rechte die Ausfchließungsbefugniß des Eigen⸗ 
tenter zu bem k. bairifchen Gefete vom | thlimers bie nothwendige Folge ber im Eigen- 


dv. Airchſtetter, GCommentar. 2, Aufl. W 
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Die Form, in welder ein ſolches Recht des Autors von der Staatsgewalt a 
kannt und gefchügt wurde, war bis in das 18. Jahrhundert herauf die des Privilegir 
entweder an den Autor oder den Berleger. Auch generelle Privilegien für ſämmt 
Werke eines beftimmten Berlegers kommen vor. Als man anfing, nad einer ju 
Begründung dieſes Rechtsſchutzes zu fuchen, wurde es von den Meiften als ein Gi, 
thumsreht des Autors an feinem Erzeugniſſe aufgefaßt. Es Tann jeboch wur 
Manufeript, Kunftwerk ꝛc. Gegenftand des Eigenthumsrechts fein, fowie der er 
thumsbegriff überhaupt nur auf -Eörperlihe Sachen Anwendung finden Tann. 
Berlagsrecht befteht aber in etwas ganz Anderem als in einer Gewaltherrihaft'ä 
bag geiftige Probuct, infofern nämlich eine ſolche überhaupt möglih, und nicht, 
3.2. bei Borlefungen, welche ver Berfaffer nicht jelbft aufzeihnet, an und fir 
ausgefchloffen if. Der Berlagsberechtigte beſchränkt ſogar die Freiheit eines Drin 
des rechtmäßigen Eigenthümers eines von ihm gelauften Eremplares feines geiſti 
Productes ?. 

Bon der Sigenthumstheorie, welche bis auf die nenefte Zeit herauf zahlreiche | 
hänger gefunden hat ?, gehen unter den Rechtsphiloſophen auch Bichte * und Hey 
aus, während Kant unter Berwerfung der Figenthumstheorie bie Unerlaubtheit 
Nachdruckes aus den Sage abzuleiten fucht, daß ver Nachdrucker als unbefugter ( 
Ihäftsführer des Autors ohne deſſen Auftrag zum Publitum reden laſſe. Einige Ant 
erflären den Nachdruck für eine Fälfhung, Andere für einen Diehftahl (furtum um 
Andere für einen Betrug, wieder Andere für eine Injurie?, oder fie fehen das Auf 
recht als ein Analogon ver Baterfhaft an und leiten e8 unmittelbar aus dem Anfpm 
anf Achtung ver Perfönlichkeit ab, welche durch den Nachdruck verlett werde ®. 

Alle dieſe verjchiedenen Theorien find jedoch nur ebenfo viele Belege für bie | 
möglichkeit, die Widerrechtlichleit des Nachdruckes aus einen bereits feftftehen 
generellen Rechtsſatze abzuleiten. Diefe kann nur in beftimmten pefitiven, gefeglic 
Vorſchriften gefucht werben 9. 

Gegenftand des Verlagsrechts find Titerarifche und artiftifche Erzengniffe (8 
des Kaiſ. Bat. vom 19. Det. 1846). Sie haben pas Gemeinſame, daß ihr näch 
und unmittelbarer Zwed auf bie Hervorrufung gewiffer geiftiger Eindrücke gerid 
ift, während die induftriellen Erzeugniffe entweder als Werkzeuge hierzu tienen (Bi 
pruderlettern, mufitalifche Inſtrumente ꝛc.), over phyſiſche Berürfniffe oder Gen 


thumsrechte begrifjenen pofitiven Befugniffe ift, 


lie Bebeutung beizumeffen ift, indem | 
welche nicht non Mehreren ausgeübt werben 


fönnen, während bein Autorrechte, wodurch 
Andere von ber Bornahme einer Handlung 
ausgefchloffen werden, die von einer unbe» 
grenzten Anzahl von Menfchen gleidjzeitig 
nebeneinander vorgenommen werben kanu, ber 
ganze Inhalt des Rechts in dieſer Aus- 
ſchließungsbefuguiß des Urhebers befteht. Es 
kann dem Autor, obue daß er auch nur Die 
Abficht bat, fein Erzeugniß zu verwielfältigen 
oder zu eeröffentlien, daran gelegen fein, 
Andere davon auszufchließen. Gegen die Auf- 
faffung des Autorredhts als bloßes Vermögens- 
recht f. Mandry, ©. 44, 45; Harum, Die 
gegenwärtige öfter. Preßgeſetzgebung (Wien 
1857), 88. 25 fg. 

2 Bgl. hierüber Harum, a. a. O., ©. 30 jg.; 
Wächter, a. a. O., ©. 9. 

° Bgl. Wächter, a. a. O. S. 65. Auch im 
8.1 des Gef. vom Jahre 1846 heißt es: „Die 
literarifhen Erzeugniffe und die Werle der 
Kunft bilden ein Eigenthum ihres Urhebers, 
und das Strafgefet vom Jahre 1852 bezeidh- 
net den Nahbrud als «Bergehen gegen bas 
literarifhe und artiſtiſche Eigentum“, 
ohne daß jeboch biefem Ausdrude eine recht- 


Autor gleichwol nur das ausfchließliche 2 
vielfältigungsrecht zugeftanben wird (88. 9, 
b. Gef.) Bol. Harum, Defterr. Preßge 
gebung, 8. 2; Wächter, S. 105. 

In der Berliner Monatsfhrijt, Mai 


1793, ©. 443 fg. 
Ppiloſophie bes Re 


5 Srunblinien der 
(Berlin 1833), 88. 68 

° Bon der Unvechtmäßigteit des Büchern 
brudes f. Berliner Monatsjchrift, Maiheft 17 
S. 403 fg. 

"Bl. Wächter, a. a. O., S. 97; % 
Die Lehre vom Nachdruck nad) den Beichläl 
des Deutfchen Bundes (Heidelberg 1852), $ 
S.5—45; Walter, Syſtem bes gem. beutit 
Privatrechts, ©. 361. Theils ale Gebram 
diebſtahl, theils als Snjurie, erklärt 
Autorrecht Gerber, Jahrbuch für Dogm 
III (1859), 358 fg., 368, 369; bage 
Harum, Defterr. Biertelj. Schr., XI (18 
269 fg. 

° So Ortloff, Jahrbuch für Dogmatik 
(1861), 263 fg., 293—298. Dagegen Yar 
Oeſterr. Biertelj. Schr., XII (1863), 91 
08, 99. 

’ Wädter, ©. 113; Mandry, &. 36. 
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 Menfchen zu befrienigen beftimmt find. Iſt das Mittel, durch welches ein be- 
Iaymter geifiger Eindruck erregt werben foll, die Sprade, fo ift das Erzeugniß ein 
lerariſches, ſonſt ein artiftifches 10. 

A) Literariſche Erzeugniffe. Nicht jedes Product des menfchlihen Geiſtes, 
wich welches mitteld der Sprache auf Andere geiftig eingewirkt werben fol, ift barum 
kon ein literarifches Product, fonbern es ift hierzu erforberlih, daß die Verbreitung 
yeffelben mittel® mechanischer Vervielfältigung üblich ift und nicht blos infolge beſonderer 
wRlliger Urſache in einzelnen Fällen erfolgt "1. 

Einzelnen ift hierüber Folgendes zu bemerken: 

1) Commentare eines fremden Werkes find nur infofern Gegenftand des Berlags- 
xchts, als Die Autorfchaft reiht, alfo nicht auch rüdfichtlich des etwa aufgenommenen 
Eerted des fremden Werkes, 

2) Der Finder und Herausgeber eines unbelannt gewejenen alten Textes, ebenfo 
ver Herausgeber von Balimpfeften und Hieroglyphen können ein Autorrecht nur rüd- 
Retich der zugleich damit herausgegebenen Bemerkungen oder der Entzifferungen ber 
hieroglyphen in Anſpruch nehmen 12. 

3) Sammelwerte (Chreftomatbien, Meufterfammlungen, Encyklopädien) find 
Gegenftand des Verlagsrechts, wenn fie weſentlich und überwiegend ben Charakter einer 
mean Schöpfung an fi tragen, nicht aber ſchon, wenn fie blos eine Beigabe von 
Drginalarbeiten enthalten 13. . 

Anszüge find ein eigenes geiftiges Product und als ſolches Gegenftand bes 

ts, wenn fie das fremde Werk in eigener Darſtellungs⸗ und Ausdrucksweiſe 
Gglixzt enthalten. 

Das öfterr. Recht enthält hierüber verfchärfte Beſtimmungen: 

„Rur das wörtliche Anführen einzelner Stellen aus bereits veröffentlichten Werfen 
wb die Aufnahme einzelner, einem größeren Werke, einer Zeitfchrift oder fonft einem 
esdifhen Blatte entnommener Aufſätze, Gedichte zc. in ein, nach feinem Hauptinhalte 
mes, felbftändiges, insbeſondere Fritifches und literar-Hiftorifches Werk, ober in eine, 
a einenı eigenthümlichen Literarifhen Zwede, fowie zum, Kirhen-, Schul» und Unter- 
Wisgebrauche bearbeitete Sammlung von Auszügen aus den Werfen mehrerer Schrift- 
Poller, oder endlich in Zeitfchriften oder periobiiche Blätter ift geftattet; nur muß bie 










10 Bol. Mandry, ©. 73 fg., und über ben 
chieb zwiſchen fiterarifchen und artiftifchen 
ü iffen auch Lienbacher, Hiſtoriſch⸗ gene» 
Erläuterungen bes öſterr. Preßgejekes 
 deB Geſetzes über das Strafverfahren 
BR Preßſachen vom 17. Dec. 1862 (Wien 
863), S. 66, 67, welch Ietterer aber in 
jarz umgerechtfertigter Weile zwiſchen ber 
Rotenfchrift muftlaliicher Compofitionen und ber 
Eempofition ſelbſt unterjcheidet und erflere im 
iderſpruche mit fich felbft zu ben Titerarifchen 
Breducten rechnet. 

1 Bol. Dandry, ©. 76. 

2 Wächter, I, 127 fg. Anderer Meinung 
VRabry, Krit. Biertelj. Schr., XII (1865), 
BL—266. Iudeffen ift aus Utilitätsgründen 
x Schutz bed Herausgebers ſolcher Inedite, 
wie ihn Art. 11 des bair. Gef. vom 28. Juni 
1865, 8. 2 des fog. Börfenvereinsentwurfes 
Extwurf eines Gef. für Deutfchland zum 
Buße bes Urheberrechts an Werken der Lite: 
zur und Kunft gegen Nachdruck ꝛc.: ſeitens 
es Börfenvereins der beutfchen Buchhändler 
ab der Deputirten des Buchhandels zu Leipzig 
ee 8. fühl. Regierung überreiht. ©. den⸗ 
ben beiprochen von Stubenrauch, Oeſterr. 
iertelj. Schr., IX [1862], 195 fg., und eine 
it. Zufammenftellung dieſes Entwurfes mit 


dem öſterr. Geſetzentwurf vom Jahre 1860 in 
der Deutſchen Viertelj. Schr., I [1863], 219 fg., 
und 8.10 bes Frankfurter Entwurfes [Entwurf . 
eines gemeinfamen deutſchen Nachbrudsgejetes 
vom Sahre 1864, fritifch beleuchtet von Man- 
dry, Krit. Biertelj. Schr., VII |1865], 1 fg., 
241 fg.) ftatuiren, volltommen geredtfertigt. — 
Die kritiſche Herſtellung bes Originaltertes 
wäre nah Harum (a. a. O., S. 77) ala Her- 
ftellung ber urfprünglichen Form, als zweite 
geiftige Schöpfung, als eine neue Formgebun 
zu betrachten und das Autorredht — 
derſelben begründet. Für den Schutz von 
Textberichtigungen erklären ſich auch Mandry, 
Krit. Biertelj. Schr., VII, 266 fg.; Commen⸗ 
tar, ©. 173; Wächter, 1, 127. Der Börfen- 
vereinsentwurf, 8. 4 c, enthält ausbrüdlich 
eine folde Schutzbeſtimmung, während ber 
Frankfurter Entwurf (vgl. Mandry, Krit. 
Biertelj. Schr., VII, 267) und das bair. Gef. 
(Mandry, Kommentar, ©. 173) auf dem ent- 
gegengefegten Standpunkte ftehen, und das 
Geſetz, betreffend das Urheberredht von Schrift: 
werfen 2c. für den Norbdeutichen Bund vom 
11. Juni 1870, B. &. Bl., Nr. 19, hierüber 
gar keine Beltimmung enthält. 

13 Wächter, a. a. DO., ©. 130 fg.; Harum, 
a. a. O., 6.76; Jolly, a. a. D., ©. 158—166, 
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Driginalquelle ausprüdlic angegeben werden und es darf ber entlehnte Anffak we 
einen Drudbogen des Werkes, welchen er entnommen ift, überfchreiten, noch als jd 
ftändige Flugfchrift ausgegeben werben, ebenfo bei Zeitfchriften und fonftigen periediſ 
Blättern im Laufe eines Jahrganges zufammengenommen nicht mehr al® zwei Di 
bogen ausmachen; die eigentlichen politifchen Zeitungen find blos an die Verim 
gebunden, die Duelle, aus welcher der Artikel entlehnt ift, nambaft zu machen” (f 
lit. a und b d. Kaiſ. Pat.). 

Auszüge aus den Werkan anderer Autoren werden als Nachdruck behanbelt, v 
‚fie, fei e8 mit oder ohne Veränderungen, mit dem Titel des Originalwerkes ober 
venfelben, als befondere Schriften (im Gegenfage von Sammelwerten, wie O 
logien, Chreftomathien ꝛc.) erfcheinen (8. 4, Hit. c d. Kaiſ. Pat.). „Veränderung: 
. den Zugaben eines Werkes, namentlich die Hinzufügung, Weglaflung oder Abändı 
von Anmerkungen, Abbildungen, Karten, Regiftern 2c. entziehen den Abdruck 
Wertes oder eines Auszuges aus bemfelben dem Nachdrucksverbote nicht” ($. 4, 
d. Bat.). Selbftverftändlic find Auszüge ohne Weiteres geftattet, wenn und inf 
der wirflide Abdruck erlaubt ift. 

4) Beränderungen eines fremden Werkes find im Allgemeinen erlaubt und 
das Autorreht an denſelben erworben, jedoch müfjen die vorgenommenen Bermehr 
ober fonftigen Veränderungen des Inhaltes des fremden Wertes jo weſentlich und 
wiegend fein, daß fie ale ein neues felbftändiges Geiftesproduct anzufehen find ( 
lit. e d. Rail. Pat.). 

5) Ueberſetzungen find ein literarifches Erzeugniß und verfchaffen babe 
Autorreht. Sie ertbeilen jedoch fein Recht, anderweitige Ueberſetzungen bei 
Originalwerkes auszufchließen. 

Verſchieden davon ift bie Frage, ob Weberfegungen überhaupt erlaubt fint 
nicht jelbft Ihon das Verlagsrecht des PVerfaflers des Originalwerfes verlegen. 
8.5, lit. ce d. Raif. Pat. „ift die Ueberfegung eines erfchienenen Titerarifchen 3 
und zwar ohne Unterfchied der Sprache, jedoch den Fall ausgenommen, erlaubt, 
der nah $. 1 d. Kaiſ. Pat. zum Berlag Berechtigte fih die Befugniß zur Ber 
tung Einer Weberjegung im Allgemeinen oder in einer beftimmten Sprade auf 
Titelblatte oder ın der Vorrede des Driginalwerfes austrüdiih v 
halten hat, wo ſodann jede innerhalb eines Jahres vom Erjcheinen des Ori 
werkes ohne Einwilligung des Autors deffelben oder feiner Rechtsnachfolger ver 
lichte Ueberſetzung als verbotener Nachdruck zu behandeln if. Hat der Auto 
Wert zugleih in mehreren Sprachen erfcheinen laffen, fo wird jede dieſer Aut 
als Original behandelt. Jede rechtmäßig erjchienene Ueberfegung wird gegen Na 
gefhägt und von mehreren Weberfegungen die fpäter erjchienene als Nachdruck 
jehen, wenn fie fi von der früheren gar nicht oder nur durch unerheblihe MW 
rungen unterfcheidet‘ 1. 

6) Der Gebrauch defjelben Titels iſt nur dann ımerlaubt, wenn er zw 
zeihnung des Gegenftanves nicht unumgänglich nothwendig und überdies zur 
führung des Publikums über die Identität des Werkes geeignet it (8. 5, Hit. 
Kaiſ. Pat.). 

7) Daß Gefege, Verordnungen, ja auch Oefegentwürfe, richterlihe oder ſi 
Entſcheidungen, Verfügungen und Erlaffe ver Behörven Beftandtheile ter (rechts 
ftaatswiffenfchaftlichen) Literatur bilden können, wenn fie ſich nur fonft ihrem I 
nah dazu eignen, lehrt die tägliche Erfahrung. Indeſſen werden fie zumteift, ne 
lid) Geſetze, Verordnungen und Erläffe dev Behörden, bei benen die größtmi 
Berbreitung wünſchenswerth ift, ſowie auch anderweitige Erläſſe, deren überwi 


‚ Sg Harum, a. a. O., ©. 76; Wächter, | deln (Arg., 8. 4, lit. e d. Kaif. Bat.). 
a. a. O., ©. 167 jg. Die Rüdüberfegung | Anficht vertritt auch für Das bair. Gefel 
der lleberfeßung in Die Spradye des Originals | 28. Juni 1865 Mandry, Eommentar, € 
ift dieſem gegenüber als Nachdruck zu behan- I 150 und Krit. Viertelj. Schr., VII, 256, 
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hedentung darin liegt, daß fie Ausſprüche der Staatsgewalt find, vom Nachdrucks⸗ 
erbote auszunehmen fein ?°. 

Rach öfterr. Recht genießen ſowol die „von ber Staatögewalt unmittelbar aus- 
gangenen Acte“, als auch jene Werke, aus denen felbft erfichtlih ift, daß fie auf 
efehl der Regierung und mit dem Vorbehalte dieſes fortdauernden Schußes erfchienen 
ıd, den Schuß des Nachdrucksverbotes, infolange dieſes von der Stantögewalt nicht. 
fgehoben wird ($. 18 d. Kaiſ. Pat.) 1°. 

8) Die Art und Weife der Mittheilung begründet an fi, feinen Unterfchied, ob 
vas als literariiches Erzeugniß anzufehen ift oder nit. Auch mündliche, briefliche 
er telegraphiiche Mittheilungen können Objecte des Autorrecht3 fein. Ber Reden, die 
den verfafjungsmäßigen Vertragsförpern (Delegationen, Reichsrath, Reichstag, Land⸗ 
gen, Bezirks- und Gemeindevertretungen zc. 2c.), politifchen Verfammlungen, fowie 
i öffentlichen Gerichtsverhandlungen gehalten werben, erfordert es die moderne Stants- 
ee, daß die Veröffentlihung durch den Drud in feiner Weiſe von der Willfür der 
edner abhängig ſei. Nach äfterr. Recht werden deshalb nur die zum Zwede der Er- 
sung, der Belehrung oder des Vergnügens gehaltenen Vorträge geſchützt ($. 4, lit. b 
Rail. Bat.) 17, 

Telegraphiſche Mitteilungen eignen ſich in der Regel nur zum Abdruck in poli- 
hen Zeitfchriften, welche ohnehin nur gebunden find, die Quelle anzugeben, aus ber 
egeſchöpft haben. 

9) Bei Annoncen, Inferaten ift e8 nicht etwa darauf abgefehen, durch den Ber- 
af derſelben, fondern durch die möglichfte Verbreitung ihres Inhaltes Nuten zu 
hen, und es Tann den Einſender derſelben der Nahbrud nur erwünſcht fein. Auch 
ird ihnen nur in ten feltenften Ausnahmefällen die Verlagsfähigkeit zufommen. 

10) Nach der Eingangs aufgeftellten Begriffsbeftimmung von literarifhen und 
üftiichen Erzeugniffen find geographifche, topographifhe Karten, naturwifienfchaftliche, 
chitektoniſche und ähnliche Zeichnungen nicht zu den literarifchen, fondern zu ven 
Kiftifchen Erzeugniffen zu rechnen. Das dfterr. Recht ($. 4, lit. b d. Sail. Pat.) 
Mt fie zu den literariſchen Producten 18° und wendet die für dieſe geltenden 
eſtimmungen auf fie an. 





3 Bol. Mandry, Commentar, ©. 83 fg., 
B N gegen Wächter, I, 143 fg.; Harum, 
. 84 fg., 88, welche die literariſche Qualität 
(der Emanationen der Staatsgewalt ganz 
agnen und deshalb die Eremtion berfelben 
m Rahbrudsverbote behaupten. 

1° Auch die badifhe Bog. vom 8. Sept. 
06, 8. 1, enthält die Beftimmung: „Jede 
tantsfchrift, jede Schrift nämlidy, melche auf 
ſentliche Beranftaltung berausfommt, kann 
feine Weife und in feiner, auch veränber- 
ı Form durch den Drud vermehrt werben, 
ne dazu gefuchte und erlangte beſondere 
tatserlaubniig zu haben.“ Dagegen Art. 3, 
. 1 des bair. Gef. vom 28. Juni 1865: 
Ms Nachdruck ift nicht anzufehen die Ber- 
Mältigung von .... Geſetzen und amtlichen 
rfügungen, von öffentlihen Acten ....‘ 
il. bayız Mandry, Commentar, ©. 123 fg.). 
mit übereinftimmend das Gejeg über Ur- 
serrecht für den Norddeutſchen Bund, 8. 7, 
c. Ungeachtet die Beflimmung bes öfterr. 
chts beutlih genug zu fpredhen fcheint, fo 
nmt doch Harum, ©.86, Anm. 1, 88.88 fg., 
n Wächter, I, 145, Anm. 35, beiftimmt, au, 
3 Gefete und Berorbnungen nicht vor Nach⸗ 
ick geſchützt feien, indem fle von ber irrigen 
rausfegung ausgingen, Daß Gefeße und 
torbnungen nicht als literariſche Erzeugnifie 
zufaſſen feien. Sie argumentiren: 8. 3 d. 
iſ. Bat. ſchütze nur literarifche Erzeugniffe, 


ber 8. 18 d. Kaif. Bat. fei unter bie Beſtim⸗ 
mungen über die Schugfriften eingereiht, be- 
ziehe fich überdies ausdrüdlih auf 8. 3, und 
es fei nicht anzunehmen, daß durch 8. 18 neue 
Beftimmungen über die Dbjecte bes Xutor- 
rechts gegeben werben wollten. Die Praris 
fett fich Über dieſe gefeßliche Beſtimmung hin- 
weg und läßt den Abdrud von Gefeßen Ent- 
ſcheidungen der geridhtlihen und politifchen 
Behörden ohne Weiteres zu. 

17 Nach öſterr. Recht find audh Sammlungen 
von Reden befjelben Autors geltattet. Anderer 
Meinung Harum, ©. 90; Wächter, I, 152, 
aus Gründen, die allerdings de lege fer. Be- 
achtung verdienen. Die entgegengejette Be⸗ 
ſtimmung enthält Art. 3, Abf. 2 des bair. Gef. 
vom Jahre 1865. 

18 Ebenſo alle bisherigen deutſchen Particular⸗ 
gefetsgebungen (fo namentlich 8. 18 des preuß. 
Gef. vom 11. Juni 1837, ©. S., ©. 166) 
mit Ausnahme bes bair. Geſetzes. Das Gefet 
zum Schute des Urheberrechts für den Norb- 
beutfchen Bund, 8. 43, führt fie zwar neben 
ben „Schriftwerten” auf, wendet aber eben- 
falls die für Schriftwerle aufgeftellten Beſtim⸗ 
mungen auch auf fie an, wenn fie nad) ihrem 
Hauptzwede niht als Kunftwerte zu be- 
tradhten find. Dagegen führt fie Art. 36 des 
bair. Gef. unter den artiftifhen Erzeugnifien 
auf, und bezieht auf fie ausdrücklich bie meiften 
für diefe geltenden Specialbeftimmungen. 
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B) Erzeugniffe der Kunſt (artiſtiſche Erzeugniſſe). Man unterfdäh 
muſikaliſche Compofitionen 19 und Werke der zeichnenden und plaftifchen Kunſt. 

Sobald eine muſikaliſche Compoſition überhaupt verlagsfähig erfcheint, if d 
mechanifhe Vervielfältigung jedes Tonwerkes als Nachdruck dieſer mufilalifhen Ge 
pofition anzufehen, welches ſich von ihr nicht Durch ſolche Aenderungen unterfceit 
daß es als keine neue muſikaliſche Schöpfung erfcheint 20. 

Nah 8. 6 d. Kaif. Pat. ift nicht als Nachdruck oder Nachſtich anzufehen: a)! 
„Aufnahme einzelner Themata mufilalifher Compofitionen in Periobifch erſcheine 
Werke; b) die Benutzung einer Tondichtung zu Bariationen, Phantafien, Etuben, $ı 
pourris ꝛc. 2c., welde als ſelbſtändige Geiftesprobucte angefehen werben; ce) b 
Arrangement oder die Einrichtung eines Tonſtückes für andere oder menigere ak 
mente, als e8 urfprüänglich geſetzt iſt. Hat ſich aber der Tondichter das Vorrecht! 
Herausgabe eines Arrangements im Allgemeinen oder doch für beflimmte Inſtrume 
auf dem ZTitelblatte feines veröffentlichten Werkes ausbrüdlich vorbehalten, fo tft jed 
vor Ablauf eines Jahres nah dem Erfheinmgsjahre der Driginalcompofition ef 
Einwilligung des Tonſetzers oder feiner Rechtönachfolger veröffentlichte Arrangement ı 
verbotener Nachdruck zu behandeln‘; d) der Gebrauch deſſelben Titels wird wie 
literariſchen Werfen beurtheilt (vgl. Abf. A, sub Nr. 6). 

In Betreff des zu einem muſikaliſchen Werke gehörigen Tertes geht das fe 
Recht von der Anfhauung aus, daß derfelbe al8 Beigabe ber Compoſition zu betradi 
fei, und geftattet, daß er vom Tonſetzer mit der Kompofition abgebrudt werben fom 
Nur zum Abdrucke des Tertes ohne Muſik iſt Die Einwilligung bes Dichterd erfork 
fi, welde aber, wenn das muflfalifhe Werk zur öffentlihen Aufführung beftimmt i 
in der Weife vorausgeſetzt wird, daß derjenige, welcher die Berechtigung zur Aufführn 
erlangt hat, ven Tert zum Behufe ber Benugung bei der Aufführung des Zomwerl 
mit Andeutung diefer Beftimmung bruden Iaffen darf (8. 7 d. Kaif. Pat.) ®1. 

Bei Werken ver geihnenden und bildenden Kunft ift nad, öſterr. Recht d 
ausſchließende Recht ver Nahbilbung und Vervielfältigung daran gefnfpft, daß t 
Urheber eines vollendeten Kunftwerkes oder fein Rechtsnachfolger 1) ſich bei ber © 
öffentlichung defjelben das Recht zu deſſen Vervielfältigung ausdrücklich vworbehall 
und 2) diefen Vorbehalt innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren nad) Ablauf ti 
Erjheinungsjahres in Ausführung bringt ($. 10 d. Kaiſ. Pat.). Unter biefer 8 
cusfegung ift bei Zeichnungen, Gemälden, Kupfer-, Stahl- und Steinſtichen, He 
ſchnitten und anderen Werken der zeichnenven Kunft, fowie bei plaftifchen Kunftwer 
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19 Bol. hierüber Vesque v. Püttlingen, Das | melde durch bie Bedürfniſſe ber mufifafifd 


mufifalifche Autorredht (Wien 1864, 124 Sei- 
ten); Mandry, Commentar, ©. 191—207. 

30 Bol. hierüber bie trefflihen Ausführungen 
Mandry’s, Commentar, S.194, Anm. 6, gegen 
Besque vd. Püttlingen, a. a. O., ©. 13 fg. 

21 Bon dem Standpunkte aus, daß ber Bert 
zu einem integrivenden Beftandtheile eines dem 
Gediht gegenüber neuen, weil vorwiegenb 
mufitalifhen Werkes werbe, kommt auch bie 
Doctrin in ber Regel zu der Annahme, daß 
die Tertentlehnung erlaubt ſei (Iolly, ©.155 fg.; 
Wächter, IT, 600 fg.; Harum, ©. 198 fg.). 
„Es ift aber hierbei überſehen, daß, wenn 
auh das Ganze ein felbftändiges Product ift, 
ein Theil deſſelben immerhin nachgebrudt fein 
kann, und daß ein Lieb dadurch, baf es als 
Tert benutt wird, zwar unter Umftänben eine 
andere Beitimmung erhält, als es bis bahin 


batte, felbft aber nicht zu etwas Anberem - 


wird." Manbry, Commentar, S. 205, Anm. 1. 
Die Erlaubtheit der Tertentlehnung folgt nicht 
ſchon aus den allgemeinen Grundfähen über 
ben Nachdrnd, fondern ift eine durch bie poſi⸗ 
tive Gefekgebung normirte Ausnahme hievon, 


Broduction fowol, fowie durch die Ermäg 
erechtfertigt erfcheint, baf ber Autor ei 
ereits veröffentlichten Xerte® Durch ben 9 
drud deſſelben mit einer muſikaliſchen Com; 
fition weder an feiner Autorehre, noch in pe 
niärer Hinſicht gefhädigt wird, indem ber ı 
ber Compoſition gebrudte Zert für einen g 
anderen Kreis von Abnehmern beſtimmt 
und ſchon wegen feiner größeren Koftfpieli 
mit ber einfachen Tertausgabe nicht cenc 
kann. Hiernach wäre aber die Geftattung ! 
Benukung von fremden Terten auf ber 
veröffentlichte Terte zu befchränten unb ! 
Verkauf von feparaten Tertabbrüden nur 
das der Aufführung beimohnende Publikum 
geftatten. Beide Beſchränkungen enthält } 
air. Gefet vom Jahre 1865, Art. 25 m. I 
Nah öfter. Recht ift nur Die letztere E 
Ihränfung anzunehmen. Bol. auch Harı 
©. 199, 200. Der Benutung von no si 
veröffentlichten Gedichten Hält auch nach de 
Recht für unerlaubt Besgne v. Pürtling! 
©. 38. ©. bagegen Sarum, ©. 199. 
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jede Nachbildung von was immer für einer Art verboten, welche ſich von dem Originale 
blos im Material, in der Yorm oder Größe, und nicht auch zugleich durch folche 
veſentliche Beränderungen in der Darftellung unterſcheidet, vermöge welder fie 
als ein ſelbſtändiges Kunftergeugniß betrachtet werden kann (8. 9, lit. a d. Kaiſ. Bat.). 

„Die Nahbildung von Kunftwerfen, welche ale Mufter für die zu einem wirk- 
fihen materiellen Gebrauche dienenden Erzeugnifie der Manufalturen, Fabriken und 
Handwerke benubt werben, die Darftellung in plaftifher Yorm von durch die Prefle 
veröffentlichten Producten der zeichnenden Kunft, fowie die Nachbildung durch die 
prhnene Kunft mit oder ohne Farben von Erzeugniflen ber Plaſtik, welche nicht 

zur Beſchauung, fondern zu einem wirklichen materiellen Gebrauche beftimmt find 
F Br Berzierung eines Gewerbsprobucted dienen, ift erlaubt“ (8. 9, lit. b—d d. 

it. Pat.). 

Abbildungen durd Photographie, Daguerreotypie, Galvanoplaftit, Naturſelbſtdruck 
find Gegenftände des Nachdruckes, wenn fie nur vermöge ihrer fonftigen Bejchaffenheit 
verlagsfähig find 22. 


Das Berlagsreht kann wie jebes andere Vermögensrecht vererbt und unter Leben- 
den veräußert werben. | 

Bas den Uebergang des Autorrehts auf die Erben des Autors anbelangt, fo ift 
bee Beftimmung des 8. 1169, daß die Rechte des Schriftftellers in Rüdficht einer neuen 
Auflage oder Ausgabe auf feine Erben nicht übergehen, durch 8. 13 d. Kaif. Pat. 
derogirt. Hiernach kommt das Verlagsrecht auch feinen Erben und deren Rechts— 
nachfolgern noch auf die Dauer von dreißig Jahren nach feinem Tode zu, wobei das 
Zedesjahr felbft nicht mitgezählt wird. Ein Heimfallsrecht des Fiscus oder anderer 
Berfonen findet nicht ftatt. 

Der Bertrag, durch welchen das Verlagsrecht veräußert wird, heift Verlags⸗ 
vertrag. Verſchieden davon ift der Vertrag, wodurch Jemand blos die Verbind— 
lichkeit zur Vervielfältigung übernimmt und der Autor den Verlag auf eigene Ned» 
zang behält, fowie der Vertrag, wodurch Jemand zwar ein Recht zur Vervielfältigung, 
aber dieſes Hecht nicht ausſchließlich erhält. 

Der Berlagsvertrag kann eine reine Veräußerung des Verlagsrechts enthalten, 
[a der Erwerber deſſelben damit frei und unbefchränft verfügen und aud gar keinen 
Gebrauch davon machen kann. in folder Veräußerungsvertrag ift entweder eine 
Shenfung, over ein Kauf, ein Taufch, je nachdem dafür gar Fein Entgelt zu leiften 
R, ober eine Gegenleiftung in Geld oder anderen Gegenftänden bedungen wird. Er 
kam, wie Verträge überhaupt, durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Willenserflärung 

hloffen werden. Auf eine ſolche Veräußerung des Verlagsrechts Tann unter Ums 

uden fogar aus der Vebergabe des Dlanufcriptes gefchloffen werden. Die Einfendung 
eines Manuſcriptes an eine Zeitſchrift wird jedoch in ber Kegel nur die Ermächtigung 
—— — in dieſer Zeitſchrift geben und keine vollſtändige Veräußerung des 

lagsrechts enthalten. Ebenſo erhält der Adreſſat eines Briefes kein Verlagsrecht an 
demſelben. Dem Einſender iſt nur um die Mittheilung des Inhaltes zu thun, ohne 
daß es in ſeiner Abſicht liegt, dem Adreſſaten die vermögensrechtliche Nutzung daran 
in überlaſſen. 

Während die Veräußerung eines Manuſcriptes in der Regel feinen anderen Sinn 
ben Tann, als Jemandem das Recht der Vervielfältigung zu überlaffen, kann nicht 
Yaffelbe au von ver Veräußerung von Driginalfunftwerfen behauptet werden, indem 





32 Dies beftreiteu biejenigen, welche davon | genetiihe Erläuterungen bes öſterr. Preßgeſetzes 
uegeben, daß bie Eriftenz des Autorrechts an | (Wien 1863), ©. 67, unb Praktiſche Erläute⸗ 
me individuelle geiftige Thätigkeit geknüpft rungen bes öſterr. Preßgeſetzes (Wien 18368), 
4; fo Harum, ©. 100; Wächter, I, 141, | ©. 3 fg., und die von Mandry, ©. 241, 
Inm. 28 und ©. 165; bagegen Mandry, Com- | Anm. 7, Angeführten. 
nentar, &. 214, 230 fe; tenbacher, Hiftorifch- 
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diefe ſchon an und. für fi Werth haben, welcher in ver Regel überwiegend if. 9 
öfter. Recht ftellt in dieſer Beziehung die Rechtsvermuthung auf, daß mit ber Ert 
bung des Eigenthumes an einem Werke der zeichnenden oder plaftifchen Kunft, w 
nicht das Gegentheil bebungen wurde, zugleih auch das ausſchließende Recht, 
Bervielfältigung zu veranlaffen oder zu geftatten, auf den Erwerber übergeht, 
aber dur die Abtretung des Rechts der Vervielfältigung eines ſolchen Werkes 
Urheber oder fein Rechtsnachfolger das Eigentbum an dem Originale nicht ver 
(8. 11 d. Kaiſ. Pat.). 

Uebernimmt der Erwerber des Verlagsrechts zugleich mit dem echte ber — 
ſchließlichen Vervielfältigung auch die Verbindlichkeit zur Vervielfältigung, fo ent| 
ber Berlagsvertrag im engeren Sinne, bem gegenüber man den bloßen ! 
außerungsvertrag des Verlagsrechts VBerlagsvertrag im weiteren Sinne nemnt. 

Der Berlagsvertrag im engeren Sinne ift weder ein Kauf-, noch Societät>, ı 
Dienft- oder Sachenmieth⸗, noch Mandats-, noch Glüdsvertrag, ſondern ein g 
eigenthümlicher Vertrag, auf welchen die Befonverheiten dieſer Verträge keine Am 
bung finden. Obwol das U. b. ©. 3. ($. 1164) einer Verbindlichkeit des Verle— 
zur Vervielfältigung des in Berlag übernommenen Werkes nicht erwähnt, fo bebarf 
gleichwol zu ihrer Begründung feiner befonderen Stipulirung derfelben, fondern fie 
vielmehr in Ermangelung einer abweichenten Vereinbarung als’ feldftverftändlich, fe 
im Zweifel ein Berlagsvertrag im engeren Sinne anzunehmen if. Denn in ben w 
aus meiften Fällen ift das Interefje des Autors in erfter Linie auf die Veröffentlich 
des Werkes gerichtet, die Erreichung dieſes Ziele® für ihn der Hauptzwed des Berla 
vertrages, und das einfeitige Hervorheben des Rechts des Verlegerd, das Werl 
vervielfältigen, im $. 1164, mag feinen Erflärungsgrund darin finden, daß man 
biefer Begriffsbeftimmung von der, freilich in ber Regel zutreffenden, Vorausſetz 
ausging, daß es ohnehin im Interefje des Verleger liege, von feinem Bervielfältigem 
rechte Gebrauch zu machen 23. 

Die ausfchlieglihe Befugniß der Vervielfältigung laßt fih, ohne aufzubören a 
jhlieglih zu fein, in der Weife denken, daß der Verleger dadurch das Recht auf! 
ganze, dem Autor felbft zuftehende Verlagsrecht, nämlich für eine beliebige Zahl t 
Auflagen over blos für eine beſchränkte Zahl von Auflagen erhält. Ja, es faun fo 
die Anzahl von Eremplaren felbft beftimmt fein. Das Recht ber PVervielfältige 
bleibt nichtsdeſtoweniger ausichlieglih dem Berleger, und der Autor felbft darf, bis 
ganze Auflage oder die feftgefeste Zahl von Exemplaren abgefett ift, dem Bere 
feine Concurrenz bieten. 

Ueber den Umfang des dem Verleger zuftehenden Verlagsrechts entfcheidet zum 
bie getroffene Vereinbarung. Iſt eine folde Vereinbarung nicht getroffen worden, 
wird gemeinrechtlich nad) dem Grundfage: in obscuris quod minimum est, seguim 
angenommen, daß fi) das Verlagsrecht des Verlegers blos auf eine Auflage erftredt 

Das A. 6. ©. 3. enthält die Beſtimmung, daß der Verleger, nur wenn 
Zahl der Eremplare beftimmt ift, zu jeder neuen Auflage die Einwilligung des 8 
faffer8 einzuholen habe. (8. 1167). ft die Zahl der Exemplare nicht beſtimmt, fo 


23 Bel. auch Harum, ©. 151 fg.; Wächter, | vervielfältigen, betont. Vgl. Koch, Comm 
I, 339, und Motive zum Entwurfe eines | tar, I, 891, Anm. 52. Ausbrüdiih an 
bürgerl. Gef. für das Königreih Baier vom | Tennen dieſe Verbindlichleit das zürder @ 
Jahre 1861, ©. 252. Diejelbe Entjheibung | 8. 1599, das fähl. ©. B., 8. 1141, und 
fält man auch für das Pr. U R., I, 11, | Entwurf eines bürgerl. ©. 8. für das Kön 
$. 966, welches ebenfalls nur die Befugniß | reich Baiern vom Jahre 1861, Urt. 830. 
bes Verlegers, bie Schrift burch ben Drud zu 20 Bar. Wächter, a. a. D., S. 262. 
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er bat bie ihm beliebige Zahl anfertigen zu laſſen und darf fih dann ber Vorrichtung 
per micht mehr bedienen. 

Iſt der Verleger in der Zahl der Exemplare beſchränkt, und gehen dieſe ganz 
wer zum Theil durch Zufall zu Grunde, fo ift der Autor, welchem an ber Verbreitung 
yelegen ift, nicht berechtigt, zu verlangen, daß ber Verleger eine neue Auflage veran- 
iakte, indem dieſer mit dem Drude feiner Verbindlichkeit zur Vervielfältigung eutfprochen 
nt. Der Berleger ift aber gegen den Willen des Autors auch gar nicht dazu bes 
shtigt, indem dadurch für den Autor das Hecht, eine neue Auflage zu veranftalten, 
erzögert würbe 28. 


Der Autor ift verpflichtet, das Wer, woran dem Berleger das Berlagsredht zu⸗ 
ht, in ber beftimmten Zeit und bedungenen Geftalt herzuftellen, wibrigens der Ber- 

vom Bertrage zurüdtreten kann ($. 1166). 

Da bei Abſchluß des Verlagsvertrages alles auf die Perfünlichkeit des Autors an⸗ 
mt, hat diefer die Arbeit ſelbſt berzuftellen, und es ift ihm nicht erlaubt, die Aus- 
Kheang einem Anderen zu überlafien. Ueber ven Umfang des Werkes entfcheidet, wenn 
ine befonvere Verabredung getroffen wurde, der Autor. Wurde ver Berlagsvertrag 
fer ein bereits vollendetes Werk gejchloffen, fo ift daſſelbe fogleich abzuliefern. Hat 
sgegen der Autor ſich erſt zur SHerftellung eines beftimmten Werkes verpflichtet, jo 
uf man annehmen, daß er die Herftellung unter Berüdfichtigung feiner Lebens⸗ und 
ufigen Berhältniffe verfprechen wollte. 

Der Berleger ift verpflichtet, den Berlag wirklich zu bewerkftelligen, das Wert 

genau in der Geftalt, wie es ihm übergeben wurde, zu vervielfältigen und zu 
breiten . Den Verkaufspreis beftimmt der Verleger, nur ift er verpflichtet, fi) dabei 
ı die Grenzen des Ueblihen und Sachgemäßen zu halten. 

. Die Bezahlung eines Honorare ift nicht weſentlich. Wurde ein ſolches ausdrück⸗ 

4 oder ftillichweigend bebungen, fo ift es fofort nach der Ablieferung des Werkes zu 

richten (8. 1165). Erſcheint das Werk in Lieferungen und wurbe für die einzelnen 

derungen ein bejonderes Honorar feitgefegt, jo kann der Autor für jede einzelne 

de gleih nach der Uebergabe berjelben den hierauf entfallenden Theil deſſelben 
en. 


Der Berlagsvertrag wird aufgeläft: 

1) Durch den Tod des Autors, wenn er vor Vollendung des Werkes erfolgt 
J 1162). Stirbt der Autor dagegen nad Bollendung des Werkes, jo haben feine 
ben das Werl dem Verleger auszuliefern. Der Tod des Verlegers hebt ven Ber- 

ag in feinem Falle auf, fondern es treten feine Erben in die Rechte und 
deſſelben ein. 

23) Durch cafuellen Untergang des bereit vollendeten Werkes vor ber Verviel⸗ 
Migung. Geht das Werk vor der Webergabe an den Berleger zu Grunde, jo hat er 
sh Kein Honorar zu entrichten. Wäre hingegen das Werk bereitS übergeben geweſen, 
I wird der Verleger von ber Verbindlichkeit zur Bezahlung des Honorars nicht befreit. 
Nſſelbe müßte auch gelten, wenn das Werk zwar nod nicht übergeben war, aber eine 
Mimmte Zeit der Uebergabe bedungen war und dem Autor kein Verſäumniß zur Laft 
ilt (88. 1048, 1051, 1064, 1158 und 1157). 

Dem cafnellen Untergange wären auch foldhe Umftände gleich zu achten, welche 
18 Erfcheinen des Werkes unmöglihd machen (3. B. geſetzliches Verbot). 

3) Wenn der Autor ohne fein Berfchulden unfähig wird, die Arbeit auszuführen. 

4) Ein Grund des Nüdtrittes für den Autor muß aud fir ben Fall ange 
Imen werben, als er veränderte Anfichten über ben zu bearbeitenden Gegenſtand 


angt hat”. 


ine Ausnahme nimmt Wächter, a. a. O., 36 Denn es wäre, wie Wädter, a. a. O., 
291 für den Kall an, wenn ber ihm geftat- | S. 391 bemerft, offenbar wiberfinig, dennoch 
Berlag noch gar nicht ausgeführt wurde, | einen Zwang auf Ausarbeitung bes Werkes 
b. folange mit der Berbreitung noch gar | eintreten zu laſſen. 

rt begonnen wurbe. 
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Das Berlagsreht müßte, wenn die Möglichkeit der Berkußerung befjelben 
Lebenden und auf ven Todesfall von der Gefeßgebung einmal anerfannt if, fortt 
folange noch Rechtsnachfolger des Autors vorhanden find. Da es jedoch nid 
Anfgabe der Staatsgewalt ift, durch Ertheilung des Berlagsrehts möglichſt zi 
zengung geiftiger Werke anfzumuntern, fondern auch dafür zu forgen, daß bie| 
meingnt werben, fo fah man fich veranlaßt, das Berlagsreht anf eine beftimmt 
einzufchränten, nach deren Ablauf Jedermann zur Vervielfältigung berechtigt ift. 
Schuefrift ift nach öſterr. Recht auf dreißig Jahre nad dem Tode des Autors 
feßt, in welche das Todesjahr deſſelben nicht eingerechnet wird (8. 13 d. Kaiſ. 3 

Bei anonym oder pſeudonym erfcheinenden Werken, zu denen nad öfter. 
biejemigen zu rechnen find, welche auf dem Xitelblatte ober unter der Dedicatio 
am Schluſſe der Vorrede werer den Namen bes Autors nod den bes Herand 
Beſtellers, Unternehmers Cinf ofern dieſe nämlich ale vertng@berehtigt gelten) eni 
lauft dieſe Frift vom Ablauf des Yahres, in weldhem das Werk zuerft erfchien 
indem hier dritte Perfonen nur ſchwer zur Kenntniß des Tobesjahres gelangen | 

Den anonymen und pſeudonymen Werken werben gleichgeftellt die von m 
genannten Urhebern verfaßten Werke, wenn nicht ein Herausgeber, Unternehme 

efteller wie bei anonymen Werken erfichtlih gemacht if, ferner poſthume 
von den Erben oder fonftigen Rechtsnachfolgern des Urheber veranftaltete Wort 
einer von leßterem begonnenen Ausgabe feines Werkes (8. 14, lit. c mb dd 
Pat.), endlich die von nicht unter dem beſonderen Schuge des Staates ftehenbt 
felfchaften und Vereinen herausgegebenen Werke. Beranftaltet jedoch der U 
eines zu einem folhen Werke eingelieferten Beitrages eine für ſich beftchende ver 
oder verbefierte Ausgabe biefer feiner Arbeit, jo gilt dafür die Schugfrift Bis zu 
laufe des dreifigften Jahres nach feinem Todesjahre (8. 15 d. Kaiſ. Pat.). 

Bei den von Akademien, Univerfitäten und anderen unter dem befonberen © 
des Staates ftehenden wiffenfhaftlihen oder artiftiihen Inftituten und Bereinen h 
gegebenen Werfen beträgt die Schutfrift fünfzig Jahre (8. 15 des Kaif. Pat.). 

In befonders rüdfichtswirbigen Fällen, insbefondere wegen großer mit der H 
gabe verbundener Borauslagen Können dieſe Schugfriften auch in Form eines 
legiums verlängert werben, weldyes aber ſchon vor ber Herausgabe des Wertes ı 
und auf dem Titelblatte erfichtlich gemacht, ober, wo dieſes nach ver Natur bes ( 
ftandes nicht thunlich ift, durch die öffentlichen Seitungsblätter befannt gemadt 1 
muß ($. 17 d. Kaiſ. Pat.). 

Bei Werten, melde in mehreren Bänden, Heften oder Lieferungen erfcheim 
als ein Ganzes zu betrachten find, läuft die Schuefrift vom Erſcheinen des 
Bandes oder der letzten Lieferung. Nur wenn zwifchen ber Herausgabe der eiı 
Lieferungen ein Zeitraum von drei Jahren verfloffen ift, find bie vorher ericht 
Bände, Hefte ꝛc. als ein für fich beftehendes Werk zu behanveln. Bei fortlan 
Sammlungen von Werken, Abhandlungen ꝛc. wird jedes einzelne Werk als ein ( 
für fih betrachtet (8. 16 d. Kaiſ. Pat.). 

Die von ter Staatsgewalt unmittelbar ansgegangenen Acte, jowie jene ' 
aus denen felbft erfichtlih ift, daß fle auf Befehl der Regierung und mit dem 
behalte dieſes befonderen Schutes erjchienen find, genießen nad ihrer Veröffent! 
den Schuß des Nachdrucksverbotes infolange, als dieſes von der Staatsverm 
niht aufgehoben wird (8. 18 ebendaſ.). (Vgl. hierüber oben Anm. 16.) 


Die Verletzung des Verlagsrehts durch wiberredhtlihe Bervielfültigung bes 
rifhen oder artiftifhen Werkes heißt Nahdrud. Berfhieden von dem Nachdri 
das Plagiat, welches unter dem Scheine eigener Autorfchaft fremde Gedanken zu 
geiftigen Geftaltungen benutzt. Ein Plagiat, welches diefe Grenze überjchreitet, c 
Nachdruck über, während es innerhalb der geiftigen Benutzung einen rechtlichen 
bote nicht unterliegt 27. 





7 Wächter, a. a. O., ©. 501. zeugniffes in feinem wejentlichen Bean 
„Das wichtigſte Kriterium für ben objectiven tifihen einer bios glisen Benu! 
Thatbeftanb des Nachbrudes bildet ber Gegen- ächter, a. a. D., ©. 503, 

fats zwifhen Wiedergeben bes fremden Er- 
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Daß die Bervielfältigung durch Drud geſchehen fein müſſe, ift zum Weſen bes 
Nachbruckes nicht erforderlich, es genügt nach öſterr. Recht, wie nad) ben meiften deutſchen 
Berticnlargefeßgebungen zum verbotenen Nachdrucke Vervielfältigung auf mechaniſchem 
Wege überhaupt (8. 3 ebendaſ.). Mechaniſch ift jedes Verfahren, durch welches ein 
Iterarifches oder artiftifches Wert mittels einer und derſelben Vorrichtung fogleih in 
emer Mehrzahl von einander gleichen Exemplaren hergeftellt werben kann — Druck, 
Eiihographie, Kupferftih, Stahlſtich, Holzichnitt, Photographie, Guß ꝛc. Es ift daher 
möbejondere die Nachbildung von artiftifchen Erzeugniffen auf anderem, als niechanifchen 
Wege geftattet, indem bie deutſchen Geſetzgebungen nur bie gefährlichſten Berlegungen 
ber Autoren verbieten wollten 28. 

Bie der Nachdruck felbft, ift auch der Handel (Debit) mit den Erzeugniſſen bes 
RNachdrucks nnerlaubt (8. 12 d. Kaif. Pat.). 


Dei dramatifhen und muſilaliſchen Compofitionen Tann eine empfindliche Beein- 
Kächtigung der vermögensredjtlihen Nutzung, welde dem Autor an denſelben zufteht, 
derch Sffentlihe Aufführung derfelben herbeigeführt werben. Ihre hanptfächlichte 

ng für den Verkehr liegt eben in ber Öffentlichen Anfführung, und es ift daher 
dem Autor folcher geiftiger Erzeugniffe nicht nur das ausſchließlichſte Recht der mecha⸗ 
hüilhen Bervielfältigung, fondern auch der öffentlichen Aufführung zuzuertennen. Dies 
‘Wurde auch von den pofitiven Gefeßgebungen anerkannt. 
Nah öſterr. Recht gelten hierüber nachſtehende Beftimmungen: 
„Zu dem ausichließlichen Rechte des Urhebers eines mufitalifchen ober dramatifchen 
29 gehört auch jenes der öffentlihen Aufführung (Production) und es ift bieje 
dor Ablauf der geſetzlichen Schutzfriſt ſowol im Ganzen als mit Abkürzungen ober un- 
welentlichen Abänderungen ohne Einwilligung des Autors verboten“ (8. 8 d. Kaiſ. 
Bet.) „Das ausichließliche Recht des Urhebers eines muſikaliſchen oder d—ramatifchen 
WBerkes auf öffentliche Aufführung (Production) erftredt ſich nicht nur auf bie ganze 
debensdauer des Autors, fondern kommt au) ....... feinen Erben ober Rechtsnach⸗ 
a zehn Jahre nad) feinem Todesjahre zu“ ($. 22 d. Kaiſ. Pat), „Ein gleicher 

8 in der Dauer von zehn Jahren, jedoch vom Tage ber erften öffentlichen Auf- 
rung gerechnet, finbet ftatt: a) wenn das betreffende Werk mehrere genannte Ur⸗ 
jeber hat; b) bei anonymen und pfendonymen Werfen ohne Unterfchien, ob der wahre 
Name bes Verfaſſers oder Tonſetzers nach gejchehener, wenngleich nur einmaliger öffent: 
her Aufführung befannt wird oder nicht; c) bei pofthumen Werken, d. i. ſolchen, 
welche erft nach dem Tode des Urhebers von deſſen Erben oder fonftigen Redtsnad)- 
Folgern zur erften Aufführung gebracht werten” (8. 23 d. Kaiſ. Pat.). 

Die Aufführung in Privattheatern, wenn fie nur nicht dein ganzen Publikum zu- 
gänglich find, ift nicht als öffentliche anzufehen; ohne Einfluß ift e8 aber auf ben Be: 
griff der Deffentlichfeit, ob die Aufführung in Concerten, ſtehenden oder wandernden 


— — — 





— — — — — 





38 Nach franz. Rechte iſt jede auch auf nicht 


wehanifhem Wege vorgenommene VBervielfäl- 
Ye, achdruck. Wächter, a. a. O., ©. 577. 
Daß and die zu einem Ballete gehörige 
uf, fowie Das den Plan und die Ansführung 
berfelben angebenbe Libretto dem Nachdrucks 
derbote unterliegt, die Muſik auch dem Ver⸗ 
bete der öffentlichen Aufführung unterſteht, kann 
nicht zweifelhaft ſein. Streitig iſt es dagegen, 
"% die Probuetion des Ballets mit anderer 
Werzu componirter Mufit geftattet ifl. Dies 
wob ohne nähere Begründung verneint von 
Besame v. Püttlingen, ©. 5, Anın. 1; ©. 46, 
nsegen bejaht von Mandry, Commentar, 
6, fg., „weil die Kunft bes Balletmeifters 
«ds ſolche jo wenig ben Schub des Geſetzes ge- 
Open bie Kunft des Schaufpielers und 
pielregiffeurs; ferner, weil das Xibretto, 

ds nr Situationen, gleihfam Ideen, für ben 
Balletmeifter angebe, in feinem anderen Ver⸗ 


hältnifje zum Ballete ftehe, als ber Gedanke zur 
literarifhen Arbeit, der er zu Grunde liegt, 
ober ber fünftlerifhe Vorwurf zum Kunſtwerke“, 
woraus fich regelmäßig die Unmöglichkeit ergebe, 
das Ballet ala mufitalifh-Dramatifches Werk zu 
ſchützen. Allein das bei einem Ballete zu 
Schuͤtzende ift nicht die in der Aufführung ſich 
offenbarenbe Kunft des Balletmeifters oder der 
Tänzer, fondern bas durch mimiſche Darftellung, 
Tänze und bühnenmäßige Austattung zur Auf: 
führung gelangende Scanftüd ale harmonifches 
Ganzes. Zur bloßen Darftellung befjelben nad 
dein Libretto genügt mehr oder weniger Ge: 
Ihid und Geſchmack und Routine des Ballet: 
meifters, deſſen Thätigkeit weit abfteht von ber 
Durchführung der einer literarifchen Arbeit 
zu Grunde liegenden Idee, der Ausführung Des 
bloßen Entwurfes eines Kunſtwerkes, welche 
wirklich fchöpferifhe Kraft erfordern. 


566 Zweiter Theil. Bon dem Sadenredte. 


Bühnen erfolgte, ob ein Eintrittsgeld bezahlt wurde oder nicht. Auch bie Auffül 
durch ſog. Bettelmufilanten fällt unter das Verbot 30, weil e8 nicht darauf anfo 
ob die Darftelung mehr over minder entjprechend if. Dagegen Tann das Bor 
eines bramatifhen Werkes nicht als Aufführung gelten. 

Die öffentliche Aufführung eines muſikaliſchen oder dramatifchen Werkes, ſowe 
Sanzen als mit Abkürzungen oder wefentlihen Abänverungen, ohne Einwilligung 
Autors oder feiner Rechtsnachfolger war nad 8. 8 d. Kaif. Bat. nur injole 
verboten, als das Werk niht durd den Drud oder Stich veröffent 
wurde. MAIS eine ſolche Beröffentlihung war nicht anzujehen, wenn ber Autor ein 
in Drud gelegte Exemplare als Manuferipte ausgibt und dies ausdrücklich auf 
Eremplaren erfihtlih if. Durch Bundesbeſchluß vom 12. März 1857, kundge 
durch M. Bog. vom 27. Dec. 1858 (R. ©. Bl. vom Yahre 1859, Nr. 6) u 
jedoch beftimmt, daß der Autor eines dramatifchen oder muſikaliſchen Werkes, auch 
er fein Werk durch den Drud veröffentlicht, ſich das ausſchließliche Recht, die Erlaı 
zur Öffentlihen Aufführung zu ertheilen, durch eine mit feinem Namen gefertigte 
klärung, bie jedem einzelnen Eremplare feines Werkes auf dem Titelblatt vorge 
fein muß, vorbehalten könne. 


Auch das dem Autor eines muſikaliſchen oder dramatischen Wertes zuftehende 
fchließende Recht auf öffentliche Aufführung ift übertragbar. MWebernimmt der U 
nehmer zugleih mit dem Rechte zur Aufführung aud die Verbindlichkeit dazu, fo 
fteht ein dem Berlagsvertrage analoges Rechtsverhältniß ?!. 

Hat der Autor das Recht zur Aufführung Jemandem unbeſchränkt ertheilt 
Yann er e8 einen Anderen nur noch in einer Weife, welche dem erfteren feine Cor 
venz bietet, geftatten. Hat er dent erfteren die Aufführung blos im Allgemeinen 
ale Ausfchlieglichkeit geftattet, jo kanu er aud einen: Anderen die Aufführung 
lauben 22. Wäre Jemandem das ausſchließende Recht zur Aufführung eingeräumt wo 
und der Autor würde es Jemandem geftatten, welcher dem erjteren Concurrenz 5 
würde, fo kann der erftere, abgejehen von feinen Entſchädigungsanſprüchen gegen 
Autor, auch verlangen, daß allen Uebrigen die Aufführung eingeftellt werde, indem 
Autor etwas übertragen hat, wozu er fein Recht mehr hatte. 

Die vom Autor erhaltene Befugniß zur Aufführung berechtigt auch, wenn 
Beihränfung vorbehalten wurde, zur beliebigen Wiederholung derſelben. Bon meh 
Berfaflern eines dramatiihen Werkes wird im Zweifel jeder für berechtigt geha 
die Aufführung zu geftatten (8. 8 a. E. d. Kaiſ. Pat.). 

Die rechtlichen Folgen der Verlegung des Autorrechts find theils ftrafredt 
theils ciwilrechtliche. 

Die ftrafrehtlihen Yolgen find im $. 467 Str. ©. vom 27. Mai 1852 un 
dem hiermit wörtlich gleichlautenden 8. 740 Milit. Str. G. vom 15. Yan. 1 
(welde an die Stelle des 8. 25 des Rail. Pat. vom Jahre 1846 getreten | 
enthalten. 

„Der unbefugte Nachdruck und jede demfelben gleichgeachtete Vervielfältigung 
Nachbildung eines literarifhen oder artiftifhen Productes ift auf Berlangen des B 
trädhtigten als ein Vergehen zu ahnden, und foll nebft dem, daß die vom Geſetzt 
ſtimmte ciilrechtlihe Entſchädigung pᷣlat zu greifen hat, an demjenigen, welcher bie 
veranftaltet ober zu beren Ausführung wiffentlid mitgewirkt hat, ober mit i 
Erzeugniffen wiffentlih Handel treibt, außer dem Verfalle (Confiscation) der 
handenen Exemplare, Abdrücke, Abgüſſe zc., der Zerlegung des Drudjates und 
Kunftwerken, infofern nicht ein Uebereinkommen zwifchen dem Nachbildner und 
Beihädigten etwas anderes feftfett, auch der Zerſtörung der Platten, Steine, Yoı 


so Wächter, a.a.D., S. 68 
fiht it Harum, a. a. O., 


Anderer An⸗ ‚3 Wächter, a. a. O., S. 611. Bel 
©. 
1 Bgl. Wächter, a. a. O., 


4. 
212. Harum, ©. 160. 
©. 688 fg. 
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and anderer Objecte, welche ausſchließend zur Ausführung biefer Vervielfältigung ge- 
dient haben, mit ..... (folgt der eigentliche Strafſatz) beftraft werden. Auch bie 


cenfiscirten Eremplare find, infoweit fie nicht durch Uebereinkommen mit dem burd) 
dad Vergehen Beichäbigten zu deſſen Entſchädigung verwendet werben, zu vertilgen.‘ 

„Ebenfo ift die dem ausjchließenden Rechte des Autors oder feiner Rechtsnachfolger 
zuwider veranftaltete öffentliche Aufführung eines dramatischen oder muſikaliſchen Wertes 
m Ganzen ober mit Abkürzungen und unmefentlihen Abänderungen als Vergehen, 
außer der Confiscation der unrechtmäßig benugten Manufcripte (Tertbücer, Partituren, 
Rollen), mit .......... (folgt ver Straffag) zu ahnden.” 

Diefe Beftimmungen des Strafgefetzes können, weil fie zur Vorausſetzung haben, 
daß wirklich eine ftrafbare Handlung begangen wurde, nicht plaßgreifen, wenn eine 
mach den allgemeinen Grundſätzen des Strafgefeges ftrafbare Handlung nicht vorliegt ®°, 

Die civilrechtlihen Folgen des Nachdruckes beftehen darin, daß der Nachbruder 
zu Entſchädigung des Beeinträchtigten verpflichtet wird. Dieſe Entfhädigungspflicht 
® durch 8. 7 p. Kaiſ. Bat. von gar feiner weiteren Vorausfegung abhängig gemacht, 
imdern ganz allgemeinhin ausgefprochen. Es muß jedoch als felbftverftänplih ange» 
summen werben, daß dem Nachdrucker wenigftens eine culpofe Verlegung des Autor- 


wärs zur Laſt fallen müßte #. 


Der Umfang der Entſchädigungspflicht richtet ſich nad allgemeinen Grunbfägen;, 
ſedaß im Falle böfer Abſicht ober auffallender Sorglofigleit volle Genugthuung (dam- 
mm emergens und lacrum cessans) zu leiften ift ($. 1324). 

Ueber die Ausmittelung des Schadens enthält das Kaiſ. Bat. von Jahre 1846 


folgende nähere Beftimmungen: 


Dem Beeinträchtigten ift als Entfhädigung der Werth der von der unbefugten 
Bervielfältigumg abgängigen Eremplare im Verkaufspreiſe des Originals zuzuerkennen, 





Bol. Harum, a. a. O., ©. 223. Bol. 
Nierlüber insbefonbere auch Orttofl, ‚Die Ber- 
lefungen des Autor- und Verlagsrechts“ im 

Bier. Biertelj. Schr., VIII (1861), 147 fg. 
and X (1862), 252 fg. Kaum zu rechtfertigen 
bürfte e8 fein, wenn Harum anninmıt, ber Be- 
einträhtigte köͤnne „wegen ber objectiven 
wefäbrbung, welche in dem Vorhandenſein 
eines ſolchen Verrathes liegt, wenn der That⸗ 
befand eines Vergehens nicht vorliegt, auf 
Grund des 8. 343 A. b. ©. B. verlangen, daß 
enweder die vorräthigen Ereniplare des Nadh- 
drudes und bie zur ferneren Erzeugung berfelben 
ausihlieglich beftimmten Borrichtungen in einen 

anb verfetst werben, ber jene zur weiteren 
eitung, biefe zur weiteren Benubung uns 
ignet macht, oder baß ihm volle Sicher⸗ 
ung fie drohenden Schaben geleiftet werde”. 

— Ans der bloßen objectiven Gefährdung fann 
noch nicht auf eine fo weit geegbe Berechtigung 
KÄolgert werben, und eine ſolche analoge Ans 
Webung des 8. 43 A. b. G. 2. ift zu ges 
gen. Auch ift, wenn, wie bier vorausge- 
wird, bie Verlegung des Autorrechts nicht 

&ichtlich flattgefunden bat, die Gefahr einer 
Rrueren Berletsung nicht fo nahe liegend, als 
"an fie wiffentlich vorgenommen wurde. Da 
Koh in ber Konfiscation ber vorräthigen 

lare und ber Unbrauchbarmachung der 
im Bervielfältigung dienenden Borrichtungen 
eine Sicerftellung gegen Misbrauch berfelben 
llegt, welche für den Beeinträchtigten auch ver» 
er tliches Intereſſe hat, jo muß ihm 
ach das Recht zuſtehen, blos civilrechtlich darauf 
zu Magen, wenn er die ftrafgerichtlihe Ver⸗ 


folgung nicht begehrt, wenn nur die Vorand- 
ſetzungen dazu vorhanden find. 

3 Wenn Harım, a. a. O., ©. 225, bemerft, 
der ſchuldloſe Nachdrucker babe blos ben aus 
feiner objectiv rechtswidrigen Handlung ge: 
zogenen Gewinn herauszugeben, ex habe fogar 
nichts zu erftatten, wenn er noch fo viefe Eremplare 
verfchenkte, fo ift Diefes an unb für ſich ganz 
richtig. Es ift jedoch feftzubalten, daß der Nadh- 
druder nicht etwa ſchon dann als ſchuldlos an 
gefehen werden kann, wenn er fih in Anfehung 
der Erlaubtheit des Nachdrudes in einem fac: 
tiſchen Irrthum befunden bat. Der Nachdrucker 
batte fich vielmehr bie pofitive Ueberzeugung zu 
verfhaffen, daß er im gegebenen Falle das 
Recht des Autors nicht verleße, und nur wenn 
er bierbei mit ber gehörigen Sorgfalt zu Werte 
gegangen ıft, kann er als ſchuldlos angefehen 
werben. Dem Berbreiter der Erzeugniffe bes 
Nachdruckes Dagegen liegt eine Verbindlichkeit 
zur Entjhädigung nur dann ob, wenn er 
wiffentlich Handel damit getrieben bat (8. 30 
d. Kaif. Pat.). Iſt diefes nicht der Fall, fo ift 
er auch nicht haftungspflichtig, indem von ihm 
nicht gefordert werden kann, daß er bei jebem 
einzelnen im Handel erjcheinenden Werte fich 
vorher Die Weberzeugung verfchaffe, daß es 
feinen unerlaubten Nachdrucke feine Entftehung 
verdanke. Harum fett jedoch Nachdrucker und 
Berbreiter in biefer Beziehung einander ganz 
glei. Die Verbindlichkeit bes ſchuldloſen Nach 
druckers ift nach der Analogie der condictio 
sine causa (j. die Bemerk. zu ben 88. 1431— 
1437, Nr. 4) zu behandeln. 
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ohne die Geltendmachung nod weiterer Entfhäbigungsanfpräde aui 


fliegen. 


Läßt ſich die Stärke der unbefugten Vervielfältigung nicht ermitteln, f 


bie Zahl der davon abgängigen Exemplare nach Beſchaffenheit der Umſtände und 
DBerüdfichtigung des Befundes der Sachverſtändigen von der Behörde auf 25 bie 1 


zu beftimmen. 


Diefelde Mobalität der Ausmittelung des zu vergütenden Scha 


findet in der Regel au dann ftatt, wenn eine rechtmäßige Originalauflage des Wi 
nod nicht veranftaltet worden (8. 4, a und b) und das im 2. Abſatze des $. 29 
behaltene gütlihe Einverftändnig auf ein Honorar nicht zu Stande gelommen ift ($ 


d. Kaiſ. Bat.). 


Allfällig in Beſchlag genommene Exemplare können von dem 


ſchädigten auf Abrechnung der ihm gebührenden Entſchädigung gegen Erſtattung der 
zeugungskoſten übernommen werben ($. 29 d. Kaiſ. Pat.). 

Dem durch die unbefugte Wufführung eines dramatifchen oder mufilalifchen W 
beeinträchtigten Autor oder deſſen Rechtsnachfolger ıft als Entſchädigung ber g 
entweber mit Befchlag belegte oder nachträglid zu ermittelnde Betrag der Einnahme 
jever Aufführung, ohne Abzug der auf diefelbe verwendeten Koften, und 
Unterjhied, ob das Werk allein oder in Berbindung mit einem anderen zur Auffäh: 
fam, mit Vorbehalt der Geltendmachung etwa noch höherer Entſchädigungsanſpi 


zuzuerlennen (8. 32 d. Kaiſ. Pat.) >°. 


Beim eigentlihen Nachdrucke oder einer demſelben gleichgeachteten Vervielfälti; 
ift derjenige, welder die unerlaubte Vervielfältigung veranftaltet, ſowie derjenige, we 
wiſſentlich damit Handel getrieben hat (Debitant), zur ungetheilten Hand zur | 
ſchädigung verpflichtet ($. 30 d. Kaif. Pat.). Entſchädigungsberechtigt ift der durch 
Berlegung des Autorrechts Beeinträchtigte, nämlich entweder der Autor feldft, ober 
gäuzlicher oder theilweifer Mebertragung des Autorrechts ganz ober zum Theil berjer 
auf welchen daſſelbe übergegangen if. Dem Berleger eines Werkes gebührt die ( 
ſchädigung nur infofern, als bie Zahl ver durch verbotene Vervielfältigung erzeugten 
abgängigen Exemplare jene der zur Veräußerung vorräthigen Eremplare des Drigü 
werkes nicht überfteigt. Die Entſchädigung, welche hinſichtlich ber Weberzahl zu la 
ift, gebührt dem Urheber und deſſen Rechtönachfolgern. In jeden Falle hat ber I 
feger fo viele Driginaleremplare, als ihm felbft vergütet worben find, dem Urheber 
entgeltlidy zu überlaffen ober fi auf andere Weiſe darüber mit ihm auszuglei 
(8. 28 d. Kaiſ. Pat.). | 

Das Rail. Pat. vom 19. Oct. 1846 findet auf alle im Gebiete des öfterr. Kai 
ftantes8 und bes beftandenen Deutſchen Bundes erfcheinenden Werke, ohne Unterjd 
ber Nationalität ihres Autors, Anwendung, nur muß bei Werken, welche im Geb 
des Deutfchen Bundes erfcheinen, nachgewiefen werben, daß bie im Staate bes | 
ſcheinens vorgejhriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten erfüllt wurden ($$. 36 ı 


38 des Kaiſ. Pat.). 


Rüdfichtlich der außer dem ehemaligen Deutfhen Bundesgebiett 





35 Da die Koften der Aufführung einen großen 
Theil der Bruttoeinnahme verſchlingen und dem 
Autor in ber Regel nur eine geringe Quote 
der Reineinnahme zufällt, fo trägt dieſe gefeb- 
lihe Beftimmung den Charakter einer fehr 
eınpfindliden, uuferen heutigen Hechtsan- 
fhauungen fremden Privatfirafe an fih. Bol. 
Harum, S. 239 und gegen bie Beflimmung 
des Art. 46 d. bayer. Gef., weldyes wenigftens 
unterfcheibet, ob der Unternehmer ber Aufführung 
mit oder ohne Verſchulden gehandelt hat und 
bem Autor nur im erften Falle die Einnahme 
ohne Abzug der Tageskoſten zuerfennt; ferner, 
wenn das Werk in Verbindung mit anberen 
aufgeführt wurde, die Berlidfihtigung der Ber- 
hältniffe anordnet, Mandry, Commentar, S. 321. 

36 Da die Bezeihnungen „Deutſcher Bund“, 
„Deutfches Bundesgebiet” 2c. bier nur eine Um⸗ 
ſchreibung ber territorialen Grenze enthalten, 
die abweichende Behandlung der darin begriffenen 
Staaten in keiner Weife Dur ben Fortbeſtand 


der Bunbesinftitution bedingt iſt, und bie X 
brudsgefeßgebungen der Deutſchen Bund 
ftaaten nur duch die Bundesverfammli 
vermittelte Bereinbarung ber einzelnen Staa 
untereinander find, fo ift an biefer Unterfä 
dung zwischen den ehemaligen Deutfchen Bunt 
ftaaten und dem Auslande auch jett nod fi 
zubalten. Dies ift auch ausgefproden in! 
die Auflöjung bes Deutichen Bunbes, feſtſetzen 
Verträgen zwifchen Oeſterreich und Preni 
vom 23. Aug. 1866, R. ©. Bl., Nr. 
Art. 13; zwiſchen Preußen und Baiern, & 
21. Auguft 1866, Art. 8; Preußen und Sadlı 
vom 21. Oct. 1866, Art. 12, wonach a 
jwifhen ben vertragfchließenden TIheilen » 
dem Kriege gefchloffenen Verträge und Uc 
einkünfte, injofern dieſelben nicht ihrer Rat 
nach durch bie Auflöfung des Deutſchen Bunt 
ihre Wirkjamteit verlieren müſſen, neuerdin 
in Kraft zu treten haben. Vgl. Mandry, Cemt 
Borwort, S. IN fo. 
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fhienenen Werke gilt, wenn nicht durch Staatöverträge 37 abweichende Beftimmungen 
troffen find, materielle 3° Reciprocität (8. 39 des Kaiſ. Pat.). 


8. 1172. 
3) Vertrag zwiſchen Dienſtherren und bem Gefinbe. 

Die Rechte uud Pflichten zwifhen den Dienftherren und dem Dienftgefinde find in den 
fsaberen darüber beſtehenden Vorſchriften enthalten. 

Bol. Stubenrauch, Handbuch ber öfterr. Verwaltungsgeſetzkunde, 3. Aufl. (Wien 
361), S. 416 fa., das Verordnungsblatt der Defterr. Zeitſchr. für innere Verwaltung, 
abrgang 1856, Nr. 69, 104, 138 ıc., und Jahrgang 1857, Nr. 1, 94 ıc., 88. 72 fg., 
w. D. vom 20. Dec. 1859 (R. ©. Bl., Nr. 227) und Art. 57—65 9. ©. 


$. 1173. 

Andere entgeltliche Verträge fiher Dienſte. 

Die. Verträge, wodurch eine Sache oder eine Hanbiung für eine Übernaumene Handlung 
Aprochen wird, find nad dem über die entgeltlichen Berträge überhaupt und insbeſondere 
ij den in dieſem Hauptftüde aufgeftellten Regeln zu beurtheilen. 


Bol. die Bemerk. zu den 88. 1151—1159. 


8. 1174. 


Bas Jemand wiſſentlich zur Bewirtung ciner numöglihen ober unerlsubten Sandlung 
sehen Kat, Yaun er nicht wieder zurüdfordern. Juwiefern es ber Fiscus einzuziehen be⸗ 
btigt ſei, beftimmen die politiichen Verordnungen. ft aber etwas zur Verhinderung einer 
wignhten Heuhlung demjenigen, der dieſe Handlung begehen wallte, gegeben werben, fo 
be Die Zurüdforberung fait. 

Bel. bie Bemerk. zu ben 88. 1431—1437. 


8, eine Zufammenflellung diefer Staats- | Yrantreid) und England (Heidelberg 1856), und 
wiräge bei Eifenlohr, „Sammlung ber Ge- | bazu ben Staatsvertrag mit Frankreich vom 
Re und internationalen Berträge zum Schute | 11. Dec. 1866 (8. ©. Bl., Nr. 169). 

lit. artifl. Eigentbumes in Deutichland, 28 Bol. Harum, ©. 267. 
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Siebenundzwanzigſtes Haupiſtück. 
Bon dem Vertrage über eine Gemeinschaft der Güter. 


8. 1175. 
Entſtehung einer Erwerbsgeſellſchaft. Begriff. 
Dur einen Vertrag, vermöge befien zwei aber mehrere Perſonen einnilligen, ihre 9 
allein ober and ihre Sachen zum gemeinichaftlichen Auen zu vereinigen, wird eine © 
ſchaft zu einem gemeinſchaftlichen Erwerbe errichtet, 


8. 1176. 
Eintheilung. 

Je nachdem die Mitglieder einer Geſellſchaft nur einzelne Sachen oder Summen aber 
ganze Gattung von Sachen, 3.8. alle Waaren, alle Früchte, alle liegende Gründe aber 
lich ihr ganzes Vermögen ohne Ausnahme der Gemeinfhaft wismen, find and Die Arten 
Geſellfchaft verſchieden und die Geſellſchaftörechte mehr oder weniger ausgedehnt. 


g, 1177. 
Wenn ein Geſellſchaftsvertrag anf bad ganze Vermögen lautet, jo wird doch um 
gegenwärtige darunter verſtanden. Wirb aber and das Tünftige Vermögen mitbegräfien 
verſteht man Darunter nur bad erworbene, nicht das ererbte, außer es wire beibes andb 


lich bedungen worden, 
9m 8. 1178, 


Form ber Errichtung. , 
Geſellſchaftsverträge, welche fidd nur auf bad gegenwärtige oder nur auf des zufün 
Vermögen beziehen, find ungältig, wenn das von bem einen und bem anderen Theile ei 
brachte Gut nicht ordentlich beichrieben und verzeichnet worden ift. 


8.1179. 


Wie der gefellichaftliche Vertrag unter Handelsleuten zu errichten, in Die geh 
Megiſter einzutragen und öffentlich bekannt zu machen fei, beftimmen bie beſonderen Haul 
und politifchen Geſetze. Werden nur einzelne Geſchäfte gemeinſchaftlich betrieben, fo U 
nung, wenn der darüber errichtete Vertrag in den Handlingsbüchern erfdeint. 


8. 1180. 


Der Vertrag über eine Gemeinſchaft deö ganzen ſowol gegenwärtigen als künftigen 
mögend, welcher gewöhnlich nur zwiſchen Ehegatten errichtet zu werben pflegt, iR nad 
in dem Hanptftüde von den Eheparten hierüber ertheilten Vorfchriften zu beurtheilen. 
gegenwärtigen Vorſchriften beziehen fich anf die übrigen Arten ber duch Vertrag erridi 
Gütergemeinfchaft. 


Der Geſellſchaftsvertrag befteht in der Vereinbarung Mehrerer zu einem gen 
Ihaftlihen vermögensrechtlihden Zmede. Daft biefer vermögensrechtliche Zweck der 
Ihliegliche fei, ift nicht wefentlich, der eigentliche und Endzweck kann audy ein gefell 
fittliher, religiöfer fein. Ein Rechtsverhältniß entfleht jedvoh nur, wenn zu di 
Zwede vermögensrechtliche Verbindlichfeiten eingegangen werben 1. 


Arndts, Pandelten (5. Aufl.), 88.317 fg.; | II, 694 fg.; Vangerow (6. Aufl.), III, 88.65; 
Unterholzner, II, 378 fg.;_ Koch, Recht ber | Thöl, Handelsrecht (4. Aufl., Göttingen 1 
Forderungen, III, 519 fg.; Sintenie (2. Aufl.), | I, 88. 34 fg. 
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Gegenſtand des Gefellfhaftönertrages können entweber das ganze gegenwärtige und 
fünftige Vermögen der Gejellfchafter fein (societas omnium bonorum 8. universalis), 
er bloß beftimmte einzelne Sachen oder Rechte (societas particularis), insbeſondere 
08 der zu erwartende Erwerb (societas quaestus) und zwar entweder ber ganze 
werb (s. generalis), oder blos ein einzelner Erwerbszweig (s. specialis) ober 
idlich blos eine einzelne Unternehmung (s. singularis). 

Nah den Mitteln, durch welche der Zwed erreicht werben foll, unterfcheibet man 
uch noch societas Operarum, wenn er durch gemeinjame Thätigkeit, und s. rerum, 
enn er mittels in bie Geſellſchaft eingebracdhter Sachen erreicht werben fol. 

Bon ganz befonderer Wichtigkeit unter den societas quaestus find bie Hanbels- 
eſellſchaften, d. i. Gefellichaften zum Zwecke des Erwerbes durch gemeinfamen 
andelsbetrieb. 

Schon urſprünglich fanden die Beſtimmungen des A. b. G. B. über Geſellſchafts⸗ 
träge auf Verträge über das geſammte, ſowol gegenwärtige als zukünftige Ver⸗ 
igen feine Anwendung, indem dieſe, obwol fie auch zwiſchen Perſonen, welche keine 
egatten find, geſchloſſen werben können, doch, wo fie vorkommen, nach ben für 
depacte geltenden Grundſätzen zu beurtheilen find 5 1180). Seit dem Erſcheinen 
8 9. ©. B. vom 17. Dec. 1862 gelten nunmehr auch für Handelsgeſellſchaſten 
Aendere Borfchriften, ſodaß gegenwärtig das A. b. G. B. nur noch für jene 
kiellichaftsverträge, welche nicht nad Handelsrecht zu beurtheilen find, zu gelten bat 
N re on Handelsgebräuchen Subſidiargeſetzquelle für Handelsgeſellſchaften ift 

1 H. G.). 

Eigenthümliche einſchränkende Auslegungsregeln enthält $. 1177, wonach, wenn 
a Geſellfchaftsvertrag auf das ganze Vermögen lautet, doch nur das gegen— 
ürtige, und unter dem Ausdrucke „künftiges Vermögen”, wenn nicht das 
egentheil deutlich ausgedrückt erſcheint, nur das erworbene und nicht auch das ererbte 
ermögen zu verſtehen iſt, — Auslegungsregeln, welche bei der weiteren Vorſchrift des 

1178, daß Geſellſchaftsverträge, welche ſich nur auſ das gegenwärtige oder nur auf 
# zukunftige Santgen beziehen, ungültig ſind, wenn nicht das von jedem Geſell⸗ 
after eingebrachte Gut ordentlich beſchrieben und verzeichnet wurde ?, nicht nur die 
sgältigkeit vieler von rechtsunkundigen Perſonen, bejonders von Ehegatten abge- 
Hoffener Gefellichaftsverträge (Chepacte) herbeiführen müfjen, fondern auch dem 
ihren Willen der Barteien jehr wenig entjprechend find, indem foldhe Verträge faft 
w zwiſchen Ehegatten vorfommen, und hier die Abfiht faft ausnahmslos eine viel 
itergehende fein wird. 

ine noch weitere Beihränfung enthält $. 1234, wonad die Gütergemeinfchaft 
ter Ehegatten in der Regel nur auf den Todesfall verftianden wird. 

Das röm. Recht faßte die Gefellihaft nur als ein rein obligatorifches Rechts⸗ 
rbältnig der Sefellichafter zu einander auf; im Verhältniß zu dritten Perfonen kam 
mer blos das einzelne Indivivuum in Betracht, feine Eigenſchaft ala Gefellichafter 
rührte fein Nechtsverhältnig zu dritten Perfonen nicht und war das ganze Nechts- 
rhältnig fehr leicht löslich. Die heutigen Gefellichaften, insbefondere die wichtigften 
mielben, die Handelsgeſellſchaften, charafterifiren fid) dagegen dadurch, daß fie einen 
jel fefteren, dauernden Beſtand haben, und daß fie im Verkehre mit dritten Per— 
enen als zufammengehörige Geſellſchaften erfheinen, handeln und 
bligirt werden ®. 





8 Ans diefen Schlußmorten des 8. 1178 folgt 
brigens noch nicht, daß zur Gültigkeit eines 
Iielichaftövertrages, welcher blos auf das 


Eintheilung der Handelsgefellfchaften in offene 
GSefellichaften, Sommanbditgefellichaften, Com: 
manditgejellfchaften auf Actien, Actiengefell- 


Nmmwärtige ober das zukünftige Vermögen 
tet, überdies in allen Fällen auch noch die 
iftliche Abfaffung erforberlich ift, fondern es 
bie genaue mündliche Angabe des von 
em Geſe Idaiter in bie Gefellfehaft einge- 
sihten Vermogens. 
 Blımtldli, Deutfhes Privatrecht (2. Aufl., 
üindhen 1860), ©. 366 und 367, Weber die 


v. Kirhfetter, Gommentar. 2. Aufl. 


haften, ftille Gefellfchaften und Gefellfchaften 
zu einzelnen Sandelsgefchäften, Die Form ber 
Errichtung und über die Firmaprotokollirung 
vgl. Art. 19, 85, 150, 173, 207, 250, 266 
H. G. und $. 7 Einf. Gef., und dazu Thöl 
Handelsrecht, I, 88. 34— incl. 48; Bluntſchli, 
Deutſches Privatredt, S. 367—389. 
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8. 1181. 
Wirkung bed Vertrages und bes wirklichen Beitrages. 
Der Gefellichaftövertrag gehört zwar unter die Titel, ein Eigentbum zu erwerben; bie 
Erwerbung felbft aber und die Gemeinichaft der Güter oder Enden kommt nur burh Die 
Uebergabe derfelben zu Stenbe. 


8. 1182. 
Hauptitamm. 


Alles, was ansdrücklich zum Betriebe des gemeinichaftfiden Geſchüftes Heftinmt werden |, 
ift, macht bad Kapital oder den Hanptftamm der Gefellfchaft and. Das Uebrige, was ide |’ 
Mitglied beſitzt, wird als ein abgefondertes Gut beiradtet. | 


8.1183. 


Wenn Geld, verbraudhbare oder zwar nuverbraudhbare, jedoch in Geldwerth augeldlagen 
Sachen eingelegt werben, fo ift nicht nur der daraus verfchaffte Anten, ſondern and ber 
Hanptſtamm in Rückſicht der Mitglieder, welde bierzn beigetragen haben, als ein gemein 
ſchaftliches Eigenthum anzufehen. Wer nur feine Mühe zum gemeinihaftliden Nupen zu 
verwenden verfpricht, Hat zwar anf ben Gewinn, nicht aber auf den Hanptitamm eines 
Anſpruch (8. 1192). 


Ganz übereinftimmend mit 8. 1183, 1. Sat, beißt e8 in Art. 91, Xlinea 1 
9. ©.: „Wenn Geld over andere verbraucdhbare oder vertretbare Sachen, ober wenn 
unverbraudhbare oder unvertretbare Sachen, welche nad) einer Schägung, Die nicht Bles 
zum Zwede der Gewinnvertheilung gefchieht, in die Gefellfchaft eingebracht werben, fe 
werben biefe Gegenftände Eigenthum der Gefellfchaft.” in Unterfchieb könnte höchſten 
in den Worten gefunden werden: „wenn die Schätung nicht blos zum werde ber. 
Sewinnvertheilung geichieht”. Tiefer Beiſatz dürfte ſich jedoch auch nah dem A. k. 
G. 3. von felbft verftehen. 

Dagegen weiht Art. 91 9. G., Alinea 2, von ver Beftimmung tes 8. 1182 
ab. Nah Handelsrecht ift e8 nicht nothmendig, daß etwas ausprüdlich zum Betrieke 
ver Geſellſchaft beftinmt wird, fondern e8 wird im Zweifel angenommen, bag bie m 
das Inventar ber Geſellſchaft mit der Unterſchrift ſämmtlicher Geſellſchafter eingetragenen, 
bis dahin einem Gefellfchafter gehörigen beweglihen oder unbeglichen Code fi 
Eigenthum ver Gefellichaft werben. 

Gemeinrechtlich ift es ftreitig, ob derjenige Gefellichafter, welcher blos Dienfe 
leiftet, Miteigenthümer des Stammfonds werde. In der Natur des Rechtsverhältnifiet 
liegt fein Grund, ihm das Miteigenthum abzufprehen. Nach röm. Recht wurde a 
Miteigenthümer . Das öfterr. Recht hat ben entgegengefegten Grundſatz aufgenommen 
(8$. 1133 a. E. und 1192, 2. Sak). In das Handelsrecht ift viefe Beſtimmug 
wicht anfgenommen worden. Sie muß aber nad Art. 1 9. ©. ſubfidiariſch zur Aw 
wendung fommen. 

8. 1181 enthält 6los eine Anwendung ber in ten 88. 425 fg., und 431 an 
gefprochenen Kegel. 


8. 1184. 
Rechte und Pflichten der Mitglieder. Beitrag zum Hauptſtamme (Fond). 
Jedes Mitglied ift, außer dem Falle einer befonderen Verabredung, verbunden, eisen 
gleihen Autheil zum gemeinihaftlidhen Hanptitamme beizutragen, 


Bol. die Bemerk. zu $. 1189. 





I Bgl. Koch, III, 926; Yangerow, Pandelten, III, $. 651, Anm. 2, &. 485 fg. 
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8. 1185. 
NRitwirkung. 


Im der Regel find alle Mitglieber verbunden, ohne Müdfit auf ihren geäferen ober 
zingeren Antheil, zu dem gemeinichaftlihen Nuten glei mitzwirlen. 
Derjenige, welcher leviglich einen Geld» oder einen beftimmten anderen Beitrag zu 


ften veriprochen hat, ift nach dem U. 6. ©. B. weder verpflichtet noch berechtigt 
; der Verwaltung theilzunehmen ($. 1187). 

Abweichend davon beftimmt das Handelsrecht für offene Geſellſchaften: „wenn 
Geſellſchaftsvertrage die Geſchäftsführung nicht einem Geſellſchafter übertragen ift, 
find alle Gefellfhafter zum Betriebe der Gefchäfte gleichmäßig berechtigt 
id verpflichtet” (Art. 102 9. ©.) Ein Commanbitift hingegen ift zur Yührung 
r Gefchäfte weder berechtigt noch verpflichtet (Art. 158 9. ©.). 


8. 1186. 
Kein Mitglied iſt befugt, bie Mitwirkung einem Dritten anzuvertranen oder Jemanden 
bie Geſellſchaft aufzunehmen oder ein ber Geſellſchaft ſchädliches Nebengeſchüft zu muter- 
Genen. 


Bal. Art. 96, 97, 98 ımd 159 H. ©. ". 


8. 1187. 

Die Pflichten der Mitglieder werben dur den Vertrag genauer beſtimmt. Wer ſich 
08 zur Arbeit verbunden bat, der if Leinen Beitrag ſchuldig. Wer Iebigli einen Geld⸗ 
ee anderen Beitrag verheißen bat, der Bat weder die Verbindlichleit noch das Recht, auf 
ne andere Art zn dem gemeinihaftlichen Erwerbe mitzuwirten. 


Bgl. die Bemerk. zu den 8. 1185. 


8, 1188. 
Bei der Beratbichlagung und Entſcheidung über die gefellfchaftlicden Angelegenheiten find, 
wuu Leine andere Verabredung befteht, die in bem SHanptitäde non ber Gemeinfdaft des 
Agenthumes gegebenen Vorſchriften anzuwenden (88. 833—842). 


In den Angelegenheiten ver ordentlihen Verwaltung und über die Auswahl 
er Perſon eines Verwalters des Geſellſchaftsvermögens entfcheivet nad) dem 





ı „Ein Gefellihafter darf ohne Benehmi- 
der anderen Gefellichafter weder in dem 
83weige der Sejellichaft für eigene Rech⸗ 
ober für Rechnung eines Dritten Ge⸗ 
machen, noch an einer anderen gig 

Ken Handelsgeſellſchaft als offener Geſell⸗ 
hafter theifnehmen. 

„Eine Genehmigung der Theilnahme an einer 

aberen gleichnamigen Handelsgeſellſchaft iſt 
bon dann anzunehmen, wenn ben librigen Ge- 
Aſchaftern bei Eingehung der Gefellfchaft be⸗ 
mut war, bak der Gefellfchafter an jener 
wnbelsgejellihaft als offener Gejellichafter 
eilnehme, und gleichwol das Aufgeben ber 
heilnahme nis ansdrüdlich bebungen worden 
tu (Art, 96 9. ©.). 

„Ein Gefellihafter, welcher den vorſtehenden 

eſimmungen zumwiberhanbelt, muß fich auf 
erlangen der Geſellſchaft gefallen laſſen, baß 
e für feine Rechnung gemadten Geſchäfte ale 
z Rechnung ber Geſellſchaft geſchloſſen ange- 


ſehen werben; auch kann bie Geſellſchaft flatt 
deffen den Erfat bes entflandenen Schabens 
fordern: alles dieſes unbefchabet des Rechts, die 
Aufldfung des Gejellfchaftsvertrages in ben ge- 
eigneten Fällen berbeizufübren. 

., Das Recht der Gefellichaft, in ein von bem 
Sefellfchafter für eigene Rechnung gemachtes 
Geſchäft einzutreten oder Schabenerjat zu for- 
bern, erlifcht nach Drei Monaten von dem Zeit⸗ 
punkte an gerechnet, in welchem die Gefellichaft 
von dem Abfchluffe des Gefchäftes Kenntniß 
erhalten hat“ (Art. 97 9. ©.). 

„Ein Gefellichafter kann ohne die Einwilli- 
gung ber übrigen Gefellichafter Leinen Dritten 
in die Gefellfchaft aufnehmen" (8. 98H. ©.). 

„Ein Commanditift darf ohne Genehmigung 
der anderen Gejellfehafter in bein Hanbelszweige 
ber Geſelſchaft für eigene oder fremde Rech⸗ 
nung Gefchäfte maden und au einer anberen 

leichartigen Handelsgeſellſchaft als offener Ge⸗ 
——— theilnehmen“ (Art. 169 9. G.). 


36* 
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4. b. ©. 3. Stimmenmehrheit, welde nah Verhältniß ber Antheile berechnet win 
($. 1188, 835 und 836). Bei wichtigen Veränderungen, welde zur Erhaltung ode 
befjeren Benutung des Hauptftammes vorgefchlagen werden, räumt 8. 834 den lieben 
ftimmten das Recht ein, Sicherftellung für künftigen Schaden zu fordern und, men 
diefe verweigert wird, aus der Geſellſchaft auszutreten. Wenn fie von bem Reh 
auszutreten keinen Gebraud machen wollen, ober dieſer zur Unzeit gejchehen würbe, fo 
entjcheivet, wenn fich nicht alle Theilnehmer einhellig auf eine andere Entfcheibung® 
art, 3. B. das 2008 oder einen Schiedsrichter, einigen, das richterliche Ermeſſen, ob dr 
Beränderung unbedingt oder gegen Siherftellung ftattzufinden oder zu unterbleiben 
habe (8. 835). In Angelegenheiten der orventlihen Verwaltung und bei ber Antwehl 
der Berfon eines Verwalters greift das richterlihe Ermeflen mr dann Platz, wen 
nicht einmal relative Stimmenmehrheit ! erzielt wurbe. 

Nah Handelsrecht ift zwifchen offenen und Commanbitgejellfchaften zu unter 
ſcheiden. Der Sommanbitgefellichafter ift zur Führung ver Gejchäfte weder bereditigt 
noch verpflichtet und kann gegen die Vornahme einer Handlung burd die perfünlid 
haftenden Geſellſchafter Widerſpruch nicht erheben ($. 158 9. G.). Bei offenen Geſel⸗ 
Ihaften darf, wenn die Gefchäftsführung nicht einem oder mehreren Geſellſchaften 
übertragen ift, feine Handlung gegen den erflärten Widerſpruch eines Gefellfchafters 
unternommen werben (Art. 102). Bor ber Bornahme von Gefchäften, welche über ben 
gewöhnlichen Betrieb des Handelsgewerbes der Gefellichaft hinansgehen, oder melde km 
Zwecke derſelben fremd find, muß ein Beſchluß ſämmtlicher Geſellſchafter felbft dam 
eingeholt werden, wenn auch die Geſchäftsführung einem oder mehreren Gefellfchaftern 
übertragen wurde. Iſt über den zu faflenden Beſchluß Leine Einhelligfeit zu er 
fo muß die Vornahme der betreffenden Handlung unterbleiben (Art. 103 9. ©.). 
Beitellung eines Procuriften ift, fofern nicht Gefahr im Verzuge ift, die Eimvilligung 
aller geſchäftsführenden Gefellfhafter und, wenn keine foldhen ernannt find, die Ein 
willigung aller Geſellſchafter erforderlih. Der Widerruf der Procura kamn von jebem | 
der zur Ertheilung derfelben befugten Gefellfhafter erfolgen (Art. 104 und 118 9.9.) 

Bgl. au die Bemerk. zu 88. 833—838. 


8, 1189. 
Nachſchuß zum Hauptſtamme. 

Die Mitglieder Tonnen zu einem mehreren Beitrage, als wozu fie ſich verpflichtet haben, 
nicht gezwungen werden. Fände jedod bei veränderten Umſtäuden ohne Vermehrung dei 
Beitrages die Erreihung des geſellſchaftlichen Zwedes gar nicht ftatt, fo Tann das ſih 
weigernde Mitglied austreten oder zum Austritte verhalten werben. 


Eine Berpflihtung zur Leiftung eines höheren, als des vertragsmäßig bebungenes 
Beitrages eriftirt aud) nach Handelsrecht nit (Art. 92 H. ©.) Nah Art. 93 9.0. 
ift derjenige Gefellfchafter, welcher feine Einlage nicht zur rechten Zeit feiftet, zur En⸗ 
vihtung von Zinfen feit dem Tage, an weldem die Zahlung hätte erfolgen folkn, 
verpflichtet. Dieſe Verpflichtung zur Zinfenzahlung ift auch nah A. b. G. B. in da 
88. 1333 und 1334 begründet. 

Iſt die Erreihung des Gefellichaftszwedes ohne Erhöhung der urfprünglichen Er 
lage nicht möglih, fo kann nad) 8. 1189 das Mitgliev, weldes fi einen weiter 
Beitrag zu leiften weigert, zum Austritte verhalten werden. Das Handelsrecht enthält 





ı Dafür, baß unter Stimmenmehrheit im | in benen fein anderes Auslunftsmittel übrig. 
$. 836 nicht wie im 8.1057 (vgl. bie Bemert. | bleibt, fowie der weitere Umftand, daß ja and 
zu ben 88. 1055—1060, Anm. 4) abfolute, | der Richter unter ben mehreren ihm Ich 
jondern blos relative Stimmenmehrheit zu ver- | fchlagenen Bermwaltern, um nicht ganz wäh 
ftehen ift, fpricht die Erwägung, daß das in die | lich vorzugehen, wenn nicht befonbere Bedenles 
Privatrechtsſphäre ber Parteien fo tief eingrei» | obwalten, doch mol nur benjenigen wähles 
ſende Recht bes Richters, einen Verwalter der | könnte, für ben fi bie meiften ber dabei Be ! 
gemeinfamen Sache ganz nad, freiem Ermefien | theiligten entfcheiden. 
zu beftellen, auf jene Fälle zu bejchränfen ift, 
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ne fo Mare Borfchrift über dieſen Fall. Die Ausſchließung eines ſolchen Geſellſchafters 
jedoch ganz gewiß mit Rüdficht auf Art. 92 9. ©., in dem Art. 125, Abfag 1, 
d Art. 128 9. ©. begründet. 


8. 11%. 
Betrieb ber anvertrauten Geſchäfte. 


Wird einem oder einigen Mitgliedern der Betrich ber Gefchäfte anvertrant, fo find fie 
!' Benstimächtigte zu betrachten. Auf ihre Beratbichlagnngen nud Entiheibungen iiber ge- 
Ichaftliche Angelegenheiten find ebenfalls bie oben (88. 833— 842) erwähnten Borfchriften 
mmwenden. 


Die Beltimmungen des Handelsrehts find in den Art. 99, 100 und 101 9. ©. 
Halten. 


8. 1191. 
Haftung für den Schaben. 


Jedes Mitglied haftet für den Schaden, ben es ber Geſellſchaft durch fein Verſchulden 
vefügt hat. Diefer Schaden läßt ſich mit dem Nuten, den es der Gefetihaft fonft ver- 
affte, nicht ausgleigen. Hat aber ein Mitglied buch ein eigenmädtig übernommenes 
ms Geſchäft der Geſellſchaft von einer Seite Schaden nnd von der anderen Nuben ver: 
isät, fo ſoll eine verhältnißmäßige Ansgleihung ftattfinden. 


Nach rim. Recht Haftete der Gefellihafter nur für culpa lata und für diligentia, 
ehe er auf feine eigenen Angelegenheiten zu verwenden pflegte (quam suis rebus 
ihibere solet)!. Ebenſo nad Art. 94 9. G. Nah 8. 1191 hat jeder Gefell- 
hefter (fowie nah A. b. G. B. überhaupt jeder Contrahent) in allen Fällen für jedes 
erſchulden zu haften ?. 

Heat ein Geſellſchafter durch ein und daſſelbe Geichäft, welches er nicht hätte unter- 
follen, der Gefellihaft von der einen Seite Nuten verfchafft unb von einer 
zeren Seite Schaden verurfacht, jo ift er zum Schabenerfate nur infoweit verpflichtet, 
8 der Schade nicht durch den unter einem verfchafften Nuten ausgeglichen wird 
8. 1191 a. E.). Auch nah Art. 94, Abſatz 2, H. ©. darf der Gefellichafter jenen 
kutzen nicht .in Aufrechnung bringen, welden er der Geſellſchaft in anderen Fällen 
ach feinen Fleiß verfchafft hat. 


H 


8. 1192. 
Bertheilung bes Gewinnes. 

Dad Vermögen, welches ua Abzug aller Koften nnd erlittenen Nachtheile über ben 
ſanptſtamm zurädbleibt, ift der Gewinn. Der Hauptſtamm jelbft bleibt ein Eigenthum der- 
aigen, welche dazu beigetragen haben, außer es wäre der Werth ber Arbeiten zum Kapitale 
Klagen und Alles ala ein gemeinſchaftliches Gut erflärt worben. 


8.119. 


Der Gewinn wird nah Verhältniß der Kapitaldbeiträge vertheilt, und die vom allen 
Ntgliebern geleifteten Arbeiten heben ſich gegeneinauber anf. Wenn ein oder einige Mit- 
Reber blos arbeiten oder nebft dem Kapitalsbeitrage zugleich Arbeiten leiſten, fo wirb für 
ie Bemüßungen, wenn leine Berabredung befteht nud die Geſellſchafter fig nicht vereinigen 
Iunen, ber Betrag mit Rücſicht anf bie Wichtigleit des Geichäftes, die angewendete Mühe 
xD ben verfchafften Ruten vom Gerichte beftimmt. 


8. 1194. 
Beſteht der Gewinn nit in baarem Gelde, fondern in aubderen Arten der Nutzungen, ſo 


Sieht die Teilung nach der in dem Hauptitäde von der Gemeinſchaft des Eigenthumes 
Hhaltenen Borfrift (88. 810— 843). 


» 1. 72, 1. 52, 8.2 und 3 D. pro Socio ' ? ©&, bie Bemerk, zu ben 88. 1298—1295. 
7. 2), $. 9 I. de Societate (3. 25). | 
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8.11%. 
Die Geſellſchaft Tann einem Mitgliebe, feiner vorzüglichen Eigenſchaften sber Bemäfunges 
wegen, einen größeren Gewinn bewilligen, als ihm nach feinem Antheile zuläme, wur Bären 
dergleihen Ausnahmen nicht in gefehwidrige Verabrebungen aber Berfürzungen ansarten. 


6. 1196. 

Eine folge geſetzwidrige Verabredung if der Bertrag, weburd Jemand für ein einge 
legtes Rapital einerfeitö fi gegen alle Gefahr des Verluſtes, ſowol in Rüdficht des Rupiah 
als ber Zinfen, ſicherſtellt und von aller Mitwirkung befreit, andererſeits aber Deunad cam 
bie rechtlichen Vertzagszinfen Überfteigenden Gewinn bebingt. 


$. 1197. 
Vertheilung bes Berluftes. 
Hat die Geſellſchaft ihre Einlage ganz ober zum Teil verloren, ſo wird der Veriak in 
dem Berhältnifie vertheilt, wie im entgegengefeisten Falle der Gewinn vertheilt wurden win. 
Ber tein Kapital gegeben hat, büßt feine Bemühungen ein. 


Ueber das Rechtsverhältniß der Geſellſchafter zum Hauptftamme des Gefellicaf 
vermögens vgl. die Bemerk. zu ben $$. 1181—1183. 
ie Untheile der einzelnen Gefelfchafter am Gewinne und Berlufte Fönnen durqh 
den Geſellſchaftsvertrag beliebig feftgefegt werben. Es kann bebungen werben, baf ein 
Geſellſchafter einen größeren Antheil am Gewinne haben ſoll als der andere (8. 119), 
ober bag ein Geſellſchafter einen anderen Antheil am Gewinne und einen anderen am 
Berlufte Haben fol’, ja fogar, daß ein Gefellichafter nur am Berlufte, wicht and m 
Gewinne (societas leonina) ®, oder nur am Gewinne theilnehmen, bagegen am 
feinen Antheil haben fol. Nur die Verabredung, wodurch für einen von der Thel⸗ 
nahme am Berlufte befreiten Geſellſchafter ein für alle Hülle zahlbarer, die redtfigen 
Verteagszinfen überfteigender Gewinn bedungen wirb,' erklärt $. 1196 für gefetmibrig 
Indeffen wurde auch dieſe Beſchränkung, welde ſchon in das Handelögefegbud ven 
17. Dec. 1862 nicht mehr übergangen iſt, durch 8. 6 des Gef. vom 14. Fumi 1868 
(R. ©. Bl., Nr. 62) durch ausdrüdliche vollinhaltliche Aufhebung dieſes Paragraphen 


befeitigt. 

Hr ben Sal, daß eine vertragsmäßige Berabrebung über die Betheiligung am 
Gewinne nicht vorliegt, ſcheint nad) rom. Recht der Gewinn nach gleichen Zheila 
vertheilt worden zu fein. Die meiften Particularrehte fchreiben bie Teilung de 
Gewinnes nah Berhältnig der Einlagen vor und ſetzen dem inbuflrieln 
Geſellſchafter demjenigen Geſellſchafter gleich, welcher den geringften Kapitaldbeitrg 
‚eleiftet Hat. 

s Das 4. b. ©. B. ($. 1193) jchreibt ebenfalls Vertheilung des Gewinnes md 
Berhältnig der Kapitalsbeiträge vor. Daffelbe Verhäliniß gilt auch für den Ber 
luſt (8. 1197). Der Antheil des inbuftriellen Geſellſchafters wird aber von Fall p 
Tal mit Nüdficht auf vie Wichtigkeit des Gefchäftes, die angemenbete Mühe umb da 
verſchafften Nugen vom Gericht beftimmt (8. 1193, 2. Sag), und es wäre firdiker 
die nöthige Grundlage für feine Entſcheidung nöthigenfall® durch Anbietung von Sad 
verftändigenbeweis zu liefern. Hat die Geſeillſchaft ihre Einlage ganz oder zum Ziak 
verloren, fo büßt er feine Bemühungen ein ($. 1197). 





Bgl. Vangerow, III, $. 651, Anm. 1. ſchloſſene Geſellſchaftet wirklich benadtkeilkt 

3 Anders nach röm. Redht, meldes bie s. | if. Denn es ift ja aud) möglich, bafı im bie 
leonina al8 „iniquissimam genus societatis“ | s. leonina bios Mittel für anderweitige, feht 
(. 29, 8.2 D. pro societ., 17. 2) für un» | wohl verftandene pecuniäre Zee if. Ei 
gültig erffärte. gl. Bangerew, III, 8. 651, | Yan 3. 2. burd @ingehung einer folden 
Anm. 1. Nach öſterr. Recht eriftirt eine foldhe | fellichaft einen Anderen bewegen mellen, Kap 
geiegliche Vorſchrift nicht und c8 Liegt mm fo | talien für ein geiagte® Unternehmen hem 
weniger Grund vor, eine ſolche Gefellihaft | geben, welches wieber einem Anberen zu biee 
ale ungültig zu behandeln, als es gar nicht | beſtimmt ift, befien Gewinn ihm allem pe 
nothwendig ift, daß ber vom Gewinne ausge» | kommt. 
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Nah Handelsrecht werden vorcerft jedem offenen und Gommanditgefellfchafter 
um Schluffe eines jeden Geichäftsjahres von feinem Antheile am Geſellſchaftsvermögen 
Zinfen zu vier vom Hundert gutgefchrieben. Bor Dedung diefer Zinfen ift fein Ge- 
sinn und ber Berluft der Geſellſchaft wird durch biefelben vermehrt oder gebilvet 
Art. 106 und 161 9. G.). Der Gewinn ober Berluft wird in Ermangelung einer 
mderen Bereinbarung unter die offenen Gejellichafter nah Köpfen vertheilt (Art. 109 
J. ©). Die Antheile der Commandit- und ftillen Geſellſchafter am Gewinne und 
Berlufte werben in Ermangelung einer vertragsmäßigen Beſtimmung durch richterliches 
Frmeffen, nöthigenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen feftgeftellt (Art. 162 
mb 254 9. ©.). Die Borfchriften über den Modus der Vertheilung, wenn ver Ge— 
sinn nicht in baarem ©elte, fondern in anderen Sachen befteht ($$. 840843), find 


ah für Handelsgeſellſchaften gültig. 


8.1198. 
Rechnungslegung. 
Die Mitglieder, denen die Verwaltung anvertraut ift, find verbunden, über deu gemein- 
haftlichen Hanpiftenım und über die dahin gehörigen Einnahmen und Ausgaben orbentlid 
dechnng zu führen und abzulegen. 


8. 1199, 


Die Schlußrechnung und Theilung des Gewinnes oder Berluſtes Tann vor Vollendung 
zes Geſchäftes nicht gefordert werden. Wenn aber Geſchäfte betrichen werben, bie durch 
nehrere Jahre fortdanern und einen jährlichen Nuten abwerfen follen, jo lönnen die Mit: 
eher, wenn anders das Hauptgeſchäft nit darunter leidet, jährlich ſowol die Rechnung, 
u die Verteilung deö Gewinnes verlangen. Uebrigens lann jedes Mitglich zu jeher Zeit 
uf feine Koften die Rechnungen einfchen. 


8. 1200, 


Ber fi mit der bloßen Vorlegung des Abichinfies (Bilanz) begnügt ober and feinem 
Nee, Nechunug zu fordern, entiagt hat, laun, wenn er einen Betrug and nur in (Einem 
Theile der Verwaltung beweiſt, fowol für den vergangenen Fall als für alle künftige Fälle 
aaf eine wollfändige Rechnung dringen. 


Da jene Mitglieder der Gelellichaft, denen die Verwaltung anvertraut wurde, 
fichtlich diefer Verwaltung zugleih Mandatare der übrigen Geſellſchafter find, fo 
wirde ſich ihre Verbindlichkeit zur Rechnungslegung ſchon aus $. 1012 ergeben. 

Diefe Verbindlichkeit, welche im $. 1198 fpeciell ausgebrüdt erjcheint, wird im 
zähftfolgenden Paragraphen (1199) dahin eingefhränkt, dag in der Kegel erft nadı 
Bollendung des Geſchäftes, zu deſſen Behufe die Geſellſchaft eingegangen wurde, eine 
chlußrechnung und die Bertheilung des Gewinnes und Berluftes, und bei Gefchäften, 

durch mehrere Jahre fortvauern und einen jährlichen Nutzen abwerfen, wenn 
mbder8 das Hauptgeichäft dadurch nicht leidet, jährliche Rechnungsvorlage auf Koſten 
er Geſellſchaft und DVertheilung des Gewinnes verlangt werden kann. Auf feine 
'igenen Soften kann jedes Mitglied zu jeder Zeit die Rechnungen einfehen und ſich die 
a feiner Ueberſicht nöthige Bilanz anfertigen (8. 1199 a. E.). Selbftverftändlid, kann 
mf dieſes Recht auch verzichtet werden. in folder gänzlider oder theilweifer Ver— 
iht wirb aber für den vergangenen Kal und alle Zukunft unmwirffam, wenn ber 
Berzichtente auch nur in Einen Theile ver Berwaltung einen Betrug nadyzuweifen im 
Stande ift (8. 1200). 

Das Handelsrecht unterfheitet zwilchen offenen, Commandit- und ftillen Gefell- 
haften, Commanditgeſellſchaften auf Actien und eigentlichen Actiengeſellſchaften. Jever 
ffene Gefellihafter, welcher aud nicht in ben Öefellichaftsbetriebe thätig ift, fann 

eit in das Gefchäftslocat kommen, die Handelsbüdyer und Papiere der Geſellſchaft 
—* und auf ihrer Grundlage zu feiner Ueberſicht eine Bilanz anfertigen. Ab» 
eichende Beſtimmungen des Gefellihaftövertrages verlieren ihre Wirkung, wenn eine 
nreblichkeit in der Gefhäfteführung nacdhgewiefen wird (Art. 105 9. ©.). 
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Der Commanbitift und ſtille Gefellfchafter find blos berechtigt, vie abſchrifiliche | 
Mittheilung der jährlichen Bilanz zu verlangen, und bie Richtigkeit berfelben unter 
Einfiht der Bücher und Papiere zu prüfen. Die weiteren Rechte eines offen — 
Geſellſchafters ftehen ihnen nicht zu. Jedoch kann das Handelsgericht auf ihn | 
Antrag, wenn wichtige Gründe dazu vorliegen, die Mittheilung einer Bilanz ober 
fonftiger Aufflärungen nebft VBorlegung der Bücher zu jeder Zeit anorbnen (Art. 160 
und 253 9. ©.). 

Rechnungsabſchluß und Vertheilung des Gewinnes und Verluſtes erfolgen für alle 
brei Arten der Gejellihaften am Schluſſe des Gefchäftsjahres (Art. 107, 161, 255 
H. ©.) Wäre die Gejellfchaft blos zu einem einzelnen Gefchäfte geſchloſſen werben, 
fo hat die Rechnungslegung nad Beendigung deſſelben zu erfolgen At. 270 H. 6). 

Die Commanbditgefellihaften auf Actien und die eigentlihen Actiengefellfhaften 
bieten zu wenig Bergleihungspunfte mit den Beftimmungen bes A. b. G. B., daher 
hier nicht darauf einzugehen ift. 


| 
| 
| 
| 


8. 1201. 
Verhältniß gegen Ridgtmitglieber. 

Ohne bie ausdrüclliche oder ſtillſchweigende rechtliche Einwilligung ber Ritglieder aber 
ihrer Bevollmächtigten Tann die Gefellichaft einem Dritten nicht verbindlich gemacht werben. 
Bei Handelslenten begreift das Inndgemmdhte, einem oder mehreren DMitgliebern erteilte. 
Recht, die Firma zu führen, nämlich alle Urkunden und Edriften im Namen ber Geſellchefi 
zu unterſchreiben, ſchon eine allicitige Vollmacht in fi ($. 1028). 


$. 1202. 


Ein Mitglied, welches une mit einem Theile feines Vermögens in der Geſelſcheſt Reit, ; 
ann ein von ben gemeinfdhaftlichen abgefondertes Bermögen befiten, worüber es nah Be 
lieben zu verfügen berechtigt ift. Rechte und Verbindlicteiten, die ein Dritter gegen be 
Geſellſchaft Hat, müſſen alfo von ben Rechten und Verbindlichleiten gegen einzelne Rib 
glieder unterfchichen werden. 


8. 1203. 


Was alio Jemand an ein einzelnes Mitglied und nicht an bie Geſellſchaft zu fordern 
oder zu zahlen hat, Tann er and) nur an das einzelne Mitglied nud nicht an bie Geſellſhe 
fordern oder bezahlen. Ebeuſo bat aber bei gefellihaftlihen Forderungen oder Säule 
jedes Mitglied une für feinen Antheil ein Hecht oder eine Verbindlichleit zur Zahlung, anfe 
in dem Falle, welcher bei Handelslenten vermuthet wird, daß Alle für Einen und Einer ik 
Alle etwas zugelagt oder angenommen haben. 


8. 1204. 


Die geheimen Mitglieder einer Handlungsgeſellſchaft, ſolche nämlich, weiche ihr einen Thel 
des Fonds anf Gewinn und Verluſt bargelichen haben, aber nicht als Mitglieder angelündig 
worden find, haften in Teinem Kalle mit mchr als mit bem bdargelichenen Kapitel. PM 
Inndgemadhten Mitglieder haften mit ihrem ganzen Vermögen. | 


Die Rechtsverhältniffe der Gefellihaft als folder find von denen der einzelne 
Mitglieder verſchieden (8. 1202). 

Bei Geſellſchaften, die Feine Handelsgefellfchaften find, wird die Gefellfäufl 
nur dann berechtigt oder verpflichtet, wenn ſämmtliche Gefellichafter handeln, außer, eb 
wäre ein Geſellſchafter bevollmädtigt, auch für die anderen zu handeln, und zwu 
gelten Berpflicgtungen aud gegenüber dritten Perſonen nad den Antheilen am 
Gefellihaftsvermögen getheilt ($. 1203), voransgejegt, daß, wenn vie Berpflif 
tung vertragsmäßig übernommen wurde, dem anveren Contrahenten das Geſellſchafti⸗ 
verhältnig auch befannt gegeben wurde. Sonſt wären gegenüber dritten Perfonen 
$. 889 Rechte und Verbindlichkeiten zu gleichen Theilen unter den einzelnen Gefel- 
ihaftern getheilt anzufehen. ine Ausnahme tritt natürlich ein, wenn fi alk 
Geſellſchafter perfänlih oder durch einen Machthaber in solidum verpflichtet ober ſich 
in solidum hätten verjprecdhen Taffen. 


Hauptläl XXVII. Bon dem Bertrage über eine Bemeinfhaft der Güter. 99. 1201—1205. 569 


Stehen gefellihaftlihen Rechten und Berbinblichleiten ſolche dritter Perfonen an 
nen einzelnen Gejellichafter gegenüber, fo ift bie Compenfation foweit zuläffig, als ber 
niheil des Geſellſchafters am Gefellichaftsvermögen reicht. 

Auch kann der Privatgläubiger eines Gefellihafters unmittelbar den dem Gefellichafter 
Hörigen Antheil am Gejellihaftsvermögen zu feiner Befriebigung in Anfprud nehmen. 


Nah Handelsrecht wird die Gefellfhaft auch ohne Ertheilung einer Vollmacht 
m Seite der übrigen von jebem offenen Gefellihafter vertreten, welcher von diefer 
efuguiß nicht ausgeſchloſſen ift (Art. 115). Jeder zur Vertretung ber Gefellichaft 
Tugie Geſellſchafter ift ermächtigt, alle Arten von Gefhäften und Rechtshandlungen 
u Ramen ver Gefellichaft vorzunehmen, insbeſondere auch die der Gefellfchaft gehören- 
m Grundſtücke zu veräußern oder zu belaften (Art. 114). Daß das Geihäft aus: 
üdlih im Namen ber Gefellihaft gefchloffen wurde, ift nicht notwendig, fondern es 
mägt, wenn fich biefes aus den Umftänben ergibt. Eine Beſchränkung des Umfanges 
er niß eines Geſellſchafters, die Geſellſchaft zu vertreten, insbeſondere die Be⸗ 
hränkung, daß eine Vertretung ſich nur auf gewiſſe Geſchäfte oder Arten ber Geſchäfte 
fireden, oder daß fie nur unter Umſtänden ober für 'gewiffe Zeiten oder an einzelnen 
Iren You folle, ift unzuläffig und gegen britte Berfonen ohne vechtliche Wirkung 

116). 

Auch die Ertheilung, fowie die Aufhebung einer Procura gefhieht mit vedt- 
ider Wirkung gegen Dritte durch einen ber zur Vertretung der Gefellfchaft be» 
ugten Geſellſchafter (Art. 117). Die Procura ermädtigt zu allen Arten von 
richtlichen und außergerichtlichen Geſchäften und Rechtshandlungen, welche der Betrieb 
xs Handelsgewerbes mit ſich bringt, und erfett jede nach ben Landesgeſetzen erforber- 
ie Specialvollmadht (8. 1201 A. 6. ©. B., und Art. 42 9. ©., Abſatz 1). Zur 
Seräußerung und Belaftung von Grundſtücken ift der Procurift jedoch nur ermächtigt, 
van ihm dieſe Befugniß befonders ertheilt wurde (Art. 42 H. ©., Abfat 2). ine 
Jefchränkung des Umfanges der Procura ift dritten PBerfonen gegenüber ohne rechtliche 
Birfung (Art. 43 9. ©.). 

Die offenen Gefellfchafter haften für alle Verbindlichkeiten der Gefellfchaft foli- 
arifh und mit ihrem ganzen Bermögen und hat eine entgegengefette Ber: 
zredung britten Berfonen gegenüber keine rechtliche Wirkung (88. 1203 a. E., 1204, 
ichlußſatz, und Art. 112 9. ©.), der Commandit- und ftille Gefellichafter 
ıften für die Geſellſchaftsſchulden nur mit ihrer Einlage und, infoweit fie nicht ein» 
zahlt ift, mit dem verjprochenen Betrage (8. 1204 U. b. ©. B., Art. 165 und 255 
. ©., Abſatz 2). 

Eine Compenfation findet zwiſchen Forderungen der Handelsgeſellſchaft und Privat: 
rberungen des Geſellſchaftsſchuldners gegen einen einzelnen (offenen oder Commandit⸗) 
jefellichafter während der Dauer der Geſellſchaft weder ganz nod theil- 
eife flatt (Art. 121, 169) und find bie Peivatglänbiger eines Geſellſchafters nicht 
fugt, zum Geſellſchaftsvermögen gehörige Sachen oder Rechte zu ihrer Sicherſtellung 
der Befriedigung in Anſpruch zu nehmen, fondern nur die Zinſen oder den Gewinnantheil 
Geſellſchafters, oder was ihm bei der Auseinanderſetzung zufällt (Art. 119 H. G.). 

Dies gilt ſelbſt dann, wenn dem Privatgläubiger ein Pfandrecht an dem Vermögen 
nes Geſellſchafters zuſteht, ausgenommen, wenn das Pfandrecht ſchon zur Zeit des 
inbringens ber verpfändeten Sache in bie Geſellſchaft beſtanden hat (Art. 120 H. ©:) ?. 


8. 1205. 
Auflöfung ber Geſellſchaft und Austritt aus berfelben. 
Die Geſellſchaft löſt ſich vom felbft auf, wenn bad unternommene Geſchäft vollendet oder 
&t mehr fortzuführen, wenn ber ganze gemeinſchaftliche Hauptflamm zu Grunde gegangen 
ee wenn die zur Dauer ber Geſellſchaft feftgefetste Zeit verflofien ift. 


ı Nach Art. 104 H. G. würde aber ein Ge- 3 ©. über die rechtlihe Natur ber Handels⸗ 
lſchafter, welcher einen Procuriften ohne Ein- | gefellichaften die Bemerk. zu 88. 26 und 27, 
Bigung ber übrigen beftellt, fofern nicht &e- | Anm. 2. 

jr im Berzuge iR, benfelben haftbar werben. 


670 Zweiter Theil. Bon dem Sadenrehte. 


8. 1206. 


Die geſellſchaftlichen Rechte und Berbindlicgleiten gehen in ber Neger nicht anf bie & 
eines Mitgliedes über. Doch find diefe, wenn mit ihnen bie Geſellſchaft nicht fartge 
wird, berestigt, die Rechnungen Bis auf ben Tod bes Erblafierd zu fordern mub beriät 
zu Iaflen. Sie find aber im entgegeugefeten Falle auch verbunden, Rechnungen zu legen 
zu berichtigen. 

8. 1207. 

Beſteht die Gefettihaft une ans zwei Berfonen, fo erliſcht fie durch das Abſterben 
einen. Beſteht fie and mehreren, fo wird von den übrigen Mitgliebern vermmthet, bei 
die Geſellſchaft nod unter fid) fortfeben wollen. Diefe Bermuthang gut auch überhaupt 
den Erben der Handeldiente. 


8. 1208. 


Zantet der von Perfonen, bie keine Handelslente find, errigtete Geſellſchaftsvertrag 
brüdti and auf die Erben, fo find diefe, wenn fie die Erbſchaft antreten, verpflichtet, 
nad dem Willen des Erblafiers zu fügen; allein anf bie Erbeserbeu erſtreckt ſich biefer E 
nicht, noch weniger vermag er eine immerwäßrende Geſellſchaft zu begründen (8. 832). 


8. 1209. 


Wenn ber Erbe die von dem Berftorbenen für die Geichichaft übernommenen Dice 
erfüllen nicht im Stande ift, fo muß er fi einem verhältnifimähigen Abzuge au bem am 
meflenen Antheile unterziehen. 


8.1210. 


Wenn ein Mitglich die weſentlichen Bedingungen des Bertrages nicht erfüllt, wem ed 
Concurs verfällt, als Berſchwender gerichtlich erflärt oder Überhaupt unter bie Enratel geh 
wird, wenn es durch ein Verbrechen dad Vertrauen verliert, fo Tann es wor Verlauf ber 3 
von ber Geſfellſchaft ausgeſchloſſen werden. 


8.1211. 


Man kann den Gejeltfchaftövertrag vor Verlauf der Zeit auflündigen, wenn base 
Mitglied, von welchem der Betrieb des Gefchäftes vorzüglich abhing, geftorben oder am 
treten ift. 

8. 1212. 


Wenn die Zeit zur Dauer der Gefellfhaft weder ausdrücklich beſtimmt worden iR, ı 
aus ber Natur des Geſchäftes beftimmt werden Tann, fo Iaum jedes Mitglied ben Berireg ı 
Willkür anflündigen, nur darf es nicht mit Arglift oder zur Unzeit geichehen (8. 830). 


8. 1213. 
Die Wirkungen einer zwar beftrittenen, aber in ber Folge für rechtmäßig erllärten U 
(hließung oder Anfkündigung werben auf den Tag, wo fie geihehen find, zurückgezogen. 


Die Geſellſchaft wird aufgelöft: 

1) Wenn das unternommene Geſchäft vollendet ift (8. 1205). Diefe Belt 
mung wurde in das Handelsrecht wol nur als jelbftverftändfih nicht ausdrüclich ai 
genommen. 

2) Wenn die Vollendung des unternonmenen Geſchäftes durch äußere Unfös 
unmöglid; wird ($. 1205). Daffelbe muß wol aud) von allen Arten von Hanke 
geſellſchaften gelten, obwol das Handelsgeſetz (Art. 125, Ziffer 1, und At. I: 
9. ©.) diefe Beſtimmung nur rückſichtlich der offenen und Commanbitgefellfchaften u 
drücklich aufftellt. 

3) Wenn der ganze gemeinſchaſtuiqh Hauptſtamm zu Grunde gegangen 
(8. 1205 A. b. ©. B., Art. 92 H. G.), vorausgeſetzt, daß ſich Die Mitglieder ai 
freiwillig zu weiteren Beiträgen herbeilafjen und dadurch die Unmöglichleit der ( 
veihung des beabfichtigten Zweckes eintritt. 
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4) Durch Ablauf der Zeit, wenn die Gefellfchaft auf beftimmte Zeit eingegangen 
kurbe (8. 1205). Jedoch kann die Gefellichaft auch ftillfchweigend fortgefeßt werben. 
a ae m hehoben ift dieſes für Handelsgeſellſchaften (Art. 123, Ziffer 5, 170 

61, Ziffer 5). 

5) Wegen der Eröffnung des Concurfes über das Bermögen eines Gefellihafters 
der eingetretener Lnfähigkeit eines Gefellichafters zur felbftänbigen Bermögene- 
verwaltung kann biefes Mitglien nah 8. 1210 aus ber Geſellſchaft ausgeſchloſſen 
werben 


Rah 8. 123, Ziffer 3, und 170 9. ©. wird eine offene und Commanditgeſell⸗ 
haft dadurch auch rüdfichtlich der übrigen Mitglieder anfgelöft. Diefelbe Wirkung bat 
bei ftillen Gefellichaften die Eröffnung des Eoncurfes über das Vermögen des Inhabers 
des Handelsgewerbes oder bes ftillen Gefellichaftere (Art. 261, Ziffer 3) und bie 
mähtlihe Unfähigkeit des Inhabers des Handelsgewerbes zur ſelbſtändigen Bermögens- 
verwaltung (Art. 261, Ziffer 2). Dagegen bat die Unfähigfeit des Commanbitiften 
der Gefellichafters zur felbftändigen Bermögensverwaltung die Auflöfung ber Gefell- 
Haft wicht zur Folge (Art. 170, Abſatz 1, und 264). 

6) Durch die Eröffnung des Concurſes Über das Bermögen der Gejellichaft 
(At. 123, Ziffer 1, und 170 9. ©.). 

Auch bei Nichthandelsgejellichaften dürfte es kaum zweifelhaft fein, daß fie durch 
bie Soncurseröffnung endigen. 

7) Eine Gefellihaft, welche keine Handelsgeſellſchaft iſt, durch den Tod eines 
Geſellſchafters, wenn die Geſellſchaft blos aus zwei Perſonen befteht. Befteht fie 
and mehreren Perfonen, fo wird fie durch den Tod eines Mitglieves nicht aufgelöft 
(d. 1207). Wenn jedoch von dem verftorbenen Mitglieve ver Geſchäftsbetrieb vor⸗ 
Balıh abhing, jo find die übrigen Mitglieder zur Kündigung beredtigt ($. 1211). 
Die Erben des verftorbenen Gefellfchafters find bei Gefellfchaften, welche nach dem 
1b. ©. B. beurtheilt werben, zur Fortfegung des Geſellſchaftsvertrages verpflichtet, 
Ren der Öefellichaftsvertrag ausprüdlich auf die Erben lautet. Dieſe Verbindlichkeit 
darf jedoch nicht auf die Erbeserben ausgedehnt werben ($. 1208). Kann der Erbe 
die dem Verftorbenen obgelegenen Dienfte nicht erfüllen, fo muß er fi auch einen 
verhältnigmäßigen Abzug an feinem Gewinnantheile gefallen laffen (8. 1209). 

Andere Beitimmungen enthält das Handelsreht. Offene und Commandit- 
gehellichaften werben durch den Tod eines der offenen Gefellfchafter aufgeläft, wenn 
xiht der Vertrag beftimmt, daß die Gefellichaft mit den Erben des orbenen 
fertbeftehen foll (Art. 123, Ziffer 3, und 170 9. ©.). Unter derſelben Be— 
Gränkung wird die ftille Gefelihaft durch den Tod des Inhabers des 
dandelsgewerbes aufgelöft (Art. 261, Ziffer 1). Wenn dagegen ein ftiller (ober 
Eommanbit») Gefellihafter flirbt, fo hat dies die Auflöfung der Geſellſchaft nicht 
ir Folge (Art. 170 und 264). 

8) Eine auf unbeftimmte Zeit eingegangene Geſellſchaft durch Aufkündigung 
(8. 1212, Art. 123, Ziffer 6, Art. 170 und 261, Ziffer 6). Diefe darf nad) dem 
16. G. B. nur nicht mit Arglift oder zur Unzeit erfolgen, und es muß ſich daher 





I Der Ausbrud „vermuthen“ im 8. 1207 
U nicht dahin zu verfteben, daß es zur Fort⸗ 
sung der Gefellichaft blos keines bejonderen 
lebereintommens bebürfe, und bie Gefellfchaft 
is zur erfolgten Kündigung von felbft fort- 
eſtehe, die Kündigung aber ohne Weiteres 
attbaft fei; denn fjonft wäre bie Beſtim⸗ 
mug bes 8. 1211, daß der Gefellichaftsver- 
ag gefünbigt werben könne, wenn dasjenige 
Ritglieb, von welchem ber Betrieb bes 
Vefhäftes vorzüglich abhing, geflor- 
en ift, ganz und gar Überflüffig. Es follte 
kelmehr gelegt werden, es wird vermuthet, 
af bie Gefellichafter bei Schließung bes Ge⸗ 


fellfchaftsvertrages Die Abficht hatten, einander 
bie Berpflihtung aufzulegen und das Recht 
einzuräumen, ben Sefelihaftsnertrag unge- 
achtet des Todes eines Mitgliedes unter fi 
fortzufegen, wenn nicht das Gegentheil aus: 
brüdlich verabredet wurde oder aus anberen 
Umftänden hervorgeht. Wenn baher nicht ber 
im $. 1211 vorbergefehene Kal eintritt, kann 
bei Nicht handelsgeſellſchaften deshalb kein Mit⸗ 
glied die Gefellfhaft kündigen. Dem Schluß- 
jage des 8. 1207: „Diele Bermutbung gilt 
auch überhaupt von ben Erben der Hanbels- 
leute“, ift durch das Handelsgeſetz derogirt. 
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ber kündigende Gefellfhafter in einem foldhen alle einen den Umſtänden angemefiern 
unvermeiblihen Auffchub gefallen Lafien (88. 1212 a. E. und 830). Nach Hanbelt: 
recht darf die Kündigung, wenn nichts Anderes vereinbart ift, nur minbeflens feht 
Monate vor Ablauf des Gefchäftsjahres ver Gefellfchaft erfolgen (Art. 124, 170 m 
361 a. E) ALS eine auf unbeflimmte Zeit eingegangene Geſellſchaft wird nad 
Handelsrecht auch die auf Lebenszeit behandelt (Art. 123 a. &., 170 und 261). 

Die Wirkungen einer beftrittenen, aber in ber Folge für rechtmäßig erklärten Auf. 
fünbigung werben nad dem 4. b. ©. ©. ($. 1213) auf den Tag, an weldem fe 
geſchehen find, zurüdgezogen. Nah Handelsrecht entfcheivet der Tag ber Behändigenz 
der Klage auf Ausſchließung (Art. 130, 172) ?. 

9) Daß der Gefellihaftsvertrag durch gegenfeitige Uebereinkunft aufgehoben werben 
kann, ift im Handelsrechte (Art. 123, Ziffer 4 und Art. 261, Ziffer 4) zum lee 
fluffe ausdrücklich ausgeſprochen und verfteht ſich für Gefellichaften, welche nad A. 4. 
G. 3. zu beurtheilen find, von jelbft. 

Nah Handelsrecht kann 

10) die Auflöſung der Geſellſchaft verlangt werben, wenn ein Mitglieb zur Gr 
füllung ber ihm obliegenden wejentlichen Bedingungen unfähig wird, ober ſich biefelben 
zu erfüllen weigert (Art. 125, Ziffer 3 und 5, und 262 9. ©.); ferner 

11) wenn ein Geſellſchafter unreblich verfährt oder die Firma oder das Vermögen 
ber Geſellſchaft für feine Privatzwecke misbraucht (Art. 125, Ziffer 2 und 4, Art. 170, 
und 262 9. ©.). ' 

Bei Geſellſchaften, welhe nah dem A. 6. G. B. zu beurtheilen find, kam in 
den sub 10 und 11 aufgeführten Fällen nur bie Ausichließung bes betreffenden Mü- 
glieves verlangt werden (8. 1210). 

12) Außerdem läßt das Handelsrecht die Auflöfung der Gejellihaft aud med 
aus anderen wichtigen Gründen zu, beren VBorhandenfein im Yalle des Biber 
ſpruches en Richter zu beurtbeilen hat (Art. 125, Abfag 1 und 2, Art. 170 um 
262 9. ©.) ®. 


8. 1214. 


Die Aufpebung einer Haudlungsgeſellſchaſt, die Aufnahme und der Austritt ihrer sfen 
fihen Mitglieder muß ebeufo, wie die Errichtung, öffentlich befanut gemacht werden. Au 
biefer Belanntmachung wird aud die Kraft und die Dauer ber Vollmachten beurtheilt. 


Bol. die Art. 19, 21, 25, 26 über die Anmeldung der Firmen, deren Ace 
rung und Erlöfchen; Art. 45 und 46 über die Anmeldung der Ertheilung und bei 
Erlöfhen der Procura; Art. 86—89, 129 über die Anmeldung der Errichtung, Aende⸗ 
rung und das Erlöſchen einer offenen Geſellſchaft, die Aufnahme und das Ausfceie 
einzelner Geſellſchafter aus der offenen Gefellichaft; Art. 151—156 und 171 übe die 
Anmeldungen bei Commanbitgefellfchaften; Art. 176 fg. und 210 über die Anmeldungen 
bei Commanditgeſellſchaften auf Üctien,; Art. 210—214, und 243 über die Anmeltunge 
bei Actiengejelihaften; Art. 260 über die Anmeldungen bei ftillen Geſellſchaften, fern 
die 88. 10 und 11 Einf. Gef. zum H. ©. 3. über bie Yorm der Anmeldung md 
bie Art der öffentlichen Verlautbarung berfelben; 8. 12 Einf. Gef. über die Drbnungk 
firafen wegen Nichtbefolgung der Anmeldungsvorfäriften. 





2 Diefe zunächft nur mit Rüdfiht auf offene 
und Commanbitgefellfhaften gegebene Beſtim⸗ 
mung gilt ohne Zweifel auch für ſtille Geſell⸗ 
haften. 

3 Wenn nad Handelsrecht die Auflöfung ber 
offenen oder Commanditgefellichaft aus Grün⸗ 
den gefordert werben kann, melde in der Perfon 
eines Geſellſchafters liegen (Art. 125), fo kann, 
fofern die fämmtlihen übrigen Gefellichafter 
bierauf antragen, anflatt berfelben auf Aus⸗ 


ſchließung dieſes Geſellſchafters erkannt wer 
(Art. 128, 170). Auch wenn die Geſellſq 
vor ber Anflöfjung der Geſellſchaft übereinge 
kommen find, daß ungeachtet bes Ausjceitet 
eines ober mehrerer Mitglieder die @eielidelt 
unter ben übrigen fortgejegt werbe, jo em 
die Gefellfhaft nur in Beziehung anf ben Anl‘ 
ſcheidenden und befteht im Uebrigen mit 
ihren Rechten und Berbiublichkeiten fort (It 
127 und 170 9. ©.). 


— — — — — — 
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8. 1215. 
Theilung bes geſellſchaftlichen Vermögens. 


ber nach Auflöfung einer Geſellſchaft vorzunehmenden Theilung des geſellſchaftlichen 
8 find nebſt den obigen Beitimmmumngen die uämlichen Vorſchriften zu beobachten, 

bem SHanptflüde von der Gemeinſchaft des Eigenthumes Über bie Theilung einer 
ıftliden Sade überhaupt aufgeftellt werben find. 


in ben 88. 841—858 über bie Theilung gemeinſchaftlicher Sachen ent⸗ 
Borfchriften gelten im Allgemeinen auch noch gegenwärtig für Handelsgeſell⸗ 
Etwas Bejonderes enthält nur Art. 181 H. ©., wonach ein ausgefchiebener 
gefhloffener Gefellfchafter fi die Auslieferung feines Antheiles am Gefell- 
mögen in einer ben Werth deſſelben varftellenden Geldſumme gefallen Lafjen 
fein Recht auf einen verhältnigmäßigen Antheil an den einzelnen Forderungen, 
oder anderen Bermögensftüden der Gefellihaft Bat. 


8. 1216. . 


in biefem SHauptftüde enthaltenen Anorbuungen find andy auf bie Handlungsgeſell⸗ 
zuwenden, inſofern hierüber nicht befondere Vorſchriften beftchen. 


. die Bemerk. zu den 88. 1175— 1180, 
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bem Falle, daß fie in der Folge die Ehe genehmigen, nicht ſchuldig, ihr eim Helrathäge 
zu geben. 
8. 1223. 


Hat eine Tochter ihr Heirathsgut ſchon erhalten und es, obſchon ohne ihr Weriube, 
verloren, fo ift fie wicht mehr, ſelbſt nicht in bem Falle einer zweiten Ehe, bereigtigt, ch 
nenes zu fordern. 

8. 1224, 


Im Zweifel, ob das Heirathögut vom dem Vermögen ber Aeltern aber der Braut auf 
geist worden fei, wird das Lestere angenommen. Haben aber Aeltern bad Heirethäge 
ihrer minderjährigen Tochter ohne obervormundfhaftlihe Genehmigung bereits andgezaftt, fi 
wird vermuthet, daß es die Aeltern and eigenem Vermögen gethan haben. 


Die Begriffsbeftimmung des Heirathsgutes (Brautgabe, Brautſchatz, dos) de 
$. 1218 fchließt fi genau an das röm. Recht an !. —* Romaniſten nehmen i 
bie Definition der dos noch den Beiſatz auf, daß fie aus einem Kapitale beſtehe 
müffe, durch deſſen Genuß dem Manne ein Beitrag zur Beftreitung des chelida 
Haushaltes geleiftet wird . Obwol $. 1218 dieſes Merkmal in bie ifftbeſin 
mung nicht aufnimmt, fo dürfte daſſelbe doch nad) öſterr. Recht zum Begriffe der de 
weſentlich fein, indem 8. 1229, welcher beſtimmt, was nach Auflöfung ver Ehe mi 
ber dos zu geſchehen habe, offenbar von der Vorausſetzung ausgeht, daß jeber dos dı 
Kapital entiprehe, woran dem Manne während der Ehe nur der Genuß zufteht. 

Die Brage, ob in ber Beftellung der dos eine Schenkung liege, wirb wad 
röm. Recht dahin beantwortet, daß fie dem Manne gegenüber niemals als foldı 
anzufehen fei, indem er die Subftanz derfelben nad Auflöfung der Ehe zurüdzufeien 
bat und in dem Genuß ber Früchte während der Ehe, da fie blos zur GErleichtermg 
des ehelichen Aufwandes zu dienen haben, für den Mann fein reiner Gewinn liege 
Rüdfihtlich der Frau wurde fie dann als eine Schenfung angefehen, wenn fie ven 
einer zur Beſtellung derſelben nicht verpflichteten Perſon beftellt wurde und nad ber 
Auflöfung der Ehe, der Frau oder ihren Erben zufallen follte >. 

Dieje Unterfheidung fcheint jedody nur der dem rim. Recht zu Grunde liegenden 
Begünſtigung des Dotalverfprechens ihre Entftehung zu verdanken. Nach äfterr. Recht 
muß man annehmen, daß die Beftellung ber dos ter Frau gegenüber, wen 
ber Befteller hierzu nicht verpflichtet war und ihr biefelbe nach der Auflöfung de 
Ehe eigenthümlich zufällt, dem Manne gegenüber aber in jevem Falle als Schenfung 
zu behandeln fei, indem ja der Dann ben Aufwand, der mit der dos zur beftreiten 
ft, fonft aus feinem eigenen Vermögen zu beftreiten hätte, und die VBeftellung de 
dos aljo in der That eine Bereiherung für ihn enthält, auf welde er feine 
Magbaren Anfprud hatte. Deſto mehr trifft dies zu, wenn die dos nach Aufläfug 
der Ehe dem Manne zu verbleiben bat, oder fo reichlich ift, daß fie die Laften der 
Ehe überfteigt ®*. 

Da die dos zur Erleichterung des ehelichen Aufwandes zu dienen hat, feht ft 
ihrem Wefen nad) den Beftand einer gültigen Ehe voraus, 

Berpflihtet zur Beftellung eines Heirathsgutes, jedoch nur unter der Borank 
feßung, daß die Braut felbft fein eigenes, zu einem angemeflenen Heirathsgute hir 
längliches Vermögen befitt, find: 1) der Vater; 2) wenn der Bater mittellos se 
nicht mehr am Leben ift, die Mutter, 3) wenn beide Weltern nicht mehr am Leben er 





ı Die Schlußmworte biefes Paragraphen „über: | eine dos durch bloße Infiherung beſtellt me" 
geben oder zugefichert wird“, erklären fi mol | den könne, nicht beburft. 
nur aus der befaunten Stelle Ulpian’s, VI, 2 So 3.3. Arndte, PBandelten, $. 39. 
&. 1, „Dos aut datur, aut dicitur, aut promit- ® Ganz unbeftritten if dieſes übrigens arq 
titur.“ Ueber die Bedentung dieſer Stelle vgl. | nach röm. Rechte nicht. Bgl. Arnbte, Par 
Göſchen, Borlefungen über das gem, Civilrecht, | deften (5. Aufl.), 8. 395, Anm. 2. 
II, 1. Abth. (Göttingen 1843), 5.48. Fürs <a Bgl. jedoch die Obftg. Entſch. vom 13, Ja 
öfterr. Recht, nach welchem überall fchon das | 1863, 3. 7604; Glafer, Unger und Walthe 
bloße Verſprechen klagbar ift, hätte e8 ber be- | IV, Nr. 1632, welche von der römifch-rechtlice 
fonderen Hervorhebung des Umftandes, daß | Auffaffung ausgeht. 
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nittellos find, die väterlichen Großältern zu gleichen Theilen; 4) in Ermangelung biefer 
ber im Galle ihrer Meittellofigfeit die mütterlihen Großältern zu gleichen Theilen :c. 
B$. 1220, 141 und 143)*. Diefe Verbindlichkeit erftredt ſich jedoch nur auf eheliche 
Shter oder Enkelinnen. Eine unehelihe Tochter kann nur von ihrer Mutter ein 
kirathögut fordern ($. 1220). Den ehelichen Kindern gleichzufegen find die durch 
achfolgende Ehe Tegitimirten Kinder (8. 161), und diejenigen Linde, welche nad) 
. 160 als ehelihe anzufehen find. Adoptivfinder können ein Heiraihsgut von den 
ıb 1—4 aufgeführten Perfonen und von ihren Adoptivältern in Anfpruch nehmen 
» 183). Die durch DBegünftigung des Lanvesfürften Iegitimirten Kinder Können nur 
m bem fie legitimirenden Aelterntheile ein Heirathsgut fordern ($. 162). Durch bie 
eftellung des Heirathsgutes von einer der hierzu verpflichteten Perfonen werben alle 
wigen von jeber weiteren Verbindlichkeit befreit. Die Braut felbft ift zur Beftellung 
168 Deirathegutes nicht verpflichtet ($. 1219) ®. 

Die Höhe des zu beftellenden Heirathsgutes richtet ſich bei ehelichen Töchtern nach 
m Stande und dem Vermögen ber zur Beftellung verpflichteten Perfonen und dem 
ermögen ber Tochter, ſodaß, wenn dieſe felbft binreihendes Vermögen befitt, bie 
erbindlichkeit der Aeltern zur Dotirung entfällt (8. 1220). Bei unehelihen Töchtern 
hfte es blos anf das Vermögen der Mutter und der Tochter ankommen, weil unehe- 
be Kinder des Standes ver Aeltern nicht theilhaftig werben ®. 

Eine ftrenge Erforfhung des Bermögensftandes der verpflichteten Perjonen iſt 
eder nothwendig noch zuläffig (8. 1221), fondern es bat der Richter nach freiem 
meffen zu beurtheilen, ob und weldes Heirathögut zu beftellen ift, im Uebrigen 
ber, wie bei Anfpräcden der unehelihen Kinder auf Berpflegung, Erziehung und 
erſorgung gegen ihre Aeltern (8. 166), der PVerführten auf Entbindungs- und 
Bechenbettskoften (8. 1328) :c., fih an vie fir Givilrechtöftreitigleiten geltenben 


ſerſchriften zu halten und insbeſondere darüber durch Urtbeil zu erkennen ?. 
Diefe Verbindlichkeit entfällt, wern eine (obgleich großjährige) ® Tochter ohne 
oder gegen den Willen ihrer eltern ſich vereheliht hat und das Gericht die 
kfadhe der Misbilligung gegründet findet, wem auch die Aeltern die Ehe nachträglich 


mehmigen ($. 1222). 





5 1. 
Anderer Anſicht find Scheidlein, Miscellen, 
Heft, 8. 12; Winiwarter, IV, 411; Stuben⸗ 
mb, 1. Aufl., III, 415; 2. Aufl., II, 349. 
» dagegen Nippel, Erl., VII, 561, unb 
Am Darftellung der Rechte der Ehegatten 
Zriebuns auf ihr Bermögen (Linz 1824), 
T. 


Daß auch eine großjährige Tochter, 
Ache fi ohne Wiffen oder gegen ben Willen 
er Yeltern verebelicht hat, den Anſpruch auf 
: Beftellung eines Heirathsgutes verliert und 
Vorſchrift bes 8. 1222 nit blos auf den 
K zu beziehen ift, wenn ber noch am Leben 


‚. RirgRetter, Eommentar. 2. Aufl. 


befindliche eheliche Bater eine ſolche nach $. 49 
A. b. ©. 3. nichtige Ehe nachträglich geneh⸗ 
migt, dürfte deshalb nicht bezweifelt werben, 
weil das Geje nicht blos den Vater, ſondern 
die Aeltern überhaupt, alfo auch die ebeliche 
oder umehelihe Mutter und alle übrigen ehe⸗ 
fihen Afcendenten, ohne beren Willen ober 
gegen beren Willen die Ehe eingegangen wurbe, 
von ber Berbinblichkeit zur Beſtellung der dos 
fosjpricht, ohne zwifhen minderjährigen und 
großjährigen Töchtern, ober ob die zur Be- 
ftellung bes Heirathsgutes verpflichteten Aſcen⸗ 
denten Bormünber der minderjährigen Tochter 
waren, zu unterjcheiben. Ja die uneheliche 
Mutter kann gar nicht Bormünderin ihrer un» 
ebelihen Tochter fen. Es kann alfo ber 
Grund, weshalb fie das Gefeß von der Ber- 
bindlichleit zur Beſtellung des SHeirathsgutes 
jreifpricht, nicht in dem Abgange ihrer wegen 
der Minderjährigleit der Tochter zur Gültig- 
feit der Ehe erforderliden Einwilligung zur 
Ehe liegen. Es liegt in biefer gejetlichen Be⸗ 
fiimmung vielmehr eine Strafe für die Im: 
pietät einer Tochter, welche fih ohne Wiffen 
ihrer eltern ober gegen ihren gegrünbeten - 
Widerfpruch verehelicht hat. 
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Das Heirathsgut Tann nur einmal gefordert werben. ine Berbinbliclet 
abermaligen Beftellung eines Heirathsgutes (redotatio) eriftirt ſelbſt dann nicht, ı 
die Tochter ihr Heirathsgut, wenngleih ohne ihr Verſchulden, verloren Kat un 
fpäter ein zweites mal verheirathet (8. 1223). 

Nach röm. Recht wurde im Zweifel angenommen, daß der Vater die dos, ı 
er beftellte, aus eigenem Vermögen habe beftellen wollen. Nach öfterr. Recht ii 
bier die Vorfhrift des F. 1224 zur Anwendung. 


8. 1225. 
Uebergabe bes Heirathsgutes. 
Hat fi der Ehemann vor gefchlofiener Ehe Tein Heirathsgut bedungen, fo iR er 
leines zu fordern berechtigt. Die Uebergabe des bedungenen Heirathögutes Tann, wens 
andere Zeit feftgefeßt worden ift, gleich wach geichlofiener Ehe begehrt werben. 


8. 1226. 
Beweis bed Heirathägutes. 
Wenn über das Vermögen des Ehemannes ein Concurs verhängt wird, fo madt 
vor Ausbruch des Eoncurfes geſchehene fchriftlihe oder mündliche VBekätigung, bah e 
Heirathögnt empfangen habe, gegen Jedermann einen Beweis. Erfolgt aber Er 
erft nach ansgebrochenem Concurje, fo Hat fie gegen die Gläubiger Teine Beweiskraſt. 


Der Anſpruch auf das Heirathsgut fteht nad) 8. 1225 nur ver Frau zu 
Mann hat darauf nur dann ein Recht, wenn das Verſprechen, ein Heiratheg 
geben, ihm geleiftet wurde, ober ihın von der Frau ihre Anfprüche abgetreten wi 

Die Uebergabe des bebungenen Heirathsgutes fann nicht vor gefchloffener 
verlangt werben, weil fie eine gültig geſchloſſene Ehe vorausjett, fie kann aber fe 
nach Abfchliegung der Ehe verlangt werden, weil mit der wirklichen Abjchliegum 
Ehe alle Bedingungen der Tälligfeit derfelben gegeben find. Wurde das Heirat 
bereit vor Schließung einer angehofften Ehe übergeben, und kommt viefe mid 
Stande !, was insbeſondere aud) dann anzunehmen ıfl, wenn eine andere Che 
biejenige, für welche das Heirathsgut beftellt wurbe, geſchlofſen wird, fo ift bas 
gebene zurückzuſtellen. 

Durch 8. 1, lit. c des Gef. vom 25. Juli 1871 (R. G. Bl., Nr. 76) 
die Beweiskraft einer Beftätigung über den Empfang des SHeirathögutes, and 
diefelbe anderen Perjonen, als der Ehegattin, ausgeftellt wird, durch die Aufr 
eines Notariatsactes über diefelbe bedingt. Dieſe gejetlihe Beſtimmung muß 
Weiteres auch im Concurfe Anwendung finden, ohne daß das weitere Erforderni 
8. 49 des Einf. Gef. zur Concursordnung, daß eine vom Chemanne vor Eröf 
des Concurfes ausgeftellte Beitätigung über ven Empfang bes Heirathögutes gege 
der Maſſe nur dann Beweis macht, wenn fie entweder zur Zeit der Empf 
nahme des Heirathsgutes oder fpäteftens ein Jahr vor dem Tage 
Eröffnung des Soncurfes erfolgt ift, als behoben gelten könnte ?. 


° 15, $. 12 D. de jure dotium (23. 3), | bes SHeirathegutes von ber Errichtung 
l. ult. C. de dotis promiss. (5. 11). Notariatsactes abhängig fein. Es wirb 

ı Ob eine Ehe ale nicht zu Stande gelom- | nit die Gültigleit der Uebergabe 
men anzufehen ift, hätte mit Erwägung aller | Heirathsgutes, ber Act ber Trabi 
Umftände, insbeſondere bes Zeitpunktes, in | fondern nur die Gültigleit der Empfa 
welchem fie hätte gefchloffen werden follen, der | beftätigung vor der Errichtung ermel 
Richter zu entfcheiden. tariatsactes hierüber geknüpft. Es Ian 

2Nach bem Wortlaut bes cit. Paragraphen | nach bie Empfangsbeftätigung über das 
bes Gef. vom 25. Juli 1871 fol die „Gül⸗rathsgut warn immer aufgenommen in 
tigkeit” von Beflätigungen über ben Empfang | und es ift fomit in Wirflichfeit nur bi 
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Die der Ehefrau eines Kaufmannes, deſſen Firma im Handelsregifter eingetragen ift, 
burh Die Ehepacten eingeräumten Vermögensrechte find gegenüber den Hanbelögläubigern 
ek von dem Tage der Eintragung ber Ehepacten in das Handelsregiſter bei demjenigen 
Handelsgerichte, in deſſen Bezirk die Handelsnieberlaffung ihren Sig bat, wirtfam. Im 
Balle eines Concurſes ftehen die erwähnten Rechte der Ehefrau den ſchon vor dem 
Loge der Eintragung begründeten Forderungen der Handelsgläubiger des Ehemannes 
a Unfehung des gejammten Vermögens deſſelben nah, (8. 16 des Einf. Gef. zum 
d.®.): ... und bat die Ehegattin den der Eintragung ihrer Ehepacte in das Hanbels- 
sgifter vorangehenden Handelögläubigern jenen Mehrbetrag, welcher ihnen aus ber 
ſoncursmaſſe ihres Ehegatten zur Bezahlung ihrer Forderungen ohne Nüdficht auf die 
Ihepacte zugefommen wäre, aus ber ihr auf Grund der Ehepacte zukommenden Be- 
ihlung zu erſetzen (8. 50, Abſatz 2, C. DO.) 3, 

Während nah $. 17 des Einf. Gef. zum H. ©. 3. nur zum Zwecke der Ein- 
:agung in das Hanbelsregifter die Beglaubigung der Ehepacte, d. i. die Legalifirung ber 
Interfchriften erfordert wurde, ift nady dem Gefeke vom 25. Zuli 1871 (R. ©. Bl., 
tr. 76), 8. 1, lit. a, ganz allgemein die Gültigkeit der Ehepacte von der Errich- 
ung eines Rotariatsactes abhängig. | 


8. 1227. 
Gegenftanb des Heirathägutes und Rechte bed Ehemannes und der Ehefrau in Rücficht beffelben. 

Alles, was ſich veränßern und uuten läßt, if zum Heirathögnte geeignet. Solange bie 
heliche Gefelligaft fortgeieht wird, gehört die Fruchtnießnug des Heirathögutes und befien, 
nd demſelben zuwäcdft, dem Manne. Beſteht dad Heirathsgut in baaremı Gelbe, in abge- 
retenen Schuldforderungen oder verbrauchbaren Sachen, jo gebührt ihm das vollſtändige 
Aenthum. 

8. 1228. 

Befteht Bas Heirathsgut in unbeweglichen Gütern, im Rechten oder Fahruiſſen, welde 
u Schonnug der Subſtanz benutzt werden Lönnen, fo wirb bie Ehegattin jo Iange ala Eigen- 
und der Mann als Fruchtnießer defielben angeichen, bis bewielen wird, daß ber 
das Heirathsgut für einen beftimmten Preis übernommen nnd ſich nur zur Iurkds 
elöbetrages verbunden hat. 


8. 1229. 

Nach dem Geſetze fällt das Heirathägut nach dem Tode des Mannes feiner Ehegattin, 
ns wenn fie vor ibm ſtirbt, ihren Erben heim. Soll fie oder ihre Erben davon ausge⸗ 
bisfien fein, fo muß dieſes ausdrücklich beſtimmt werben. Ber dad Heirathägnt freiwillig 
eilt, Tann ſich ausbedingen, daß es nad dem Tobe des Mannes auf ihn zurückfalle. 


* 
2 
& 
© 








weistraft einer ſolchen Beftätigung an bie | bere für Scheingefchäfte beliebt wurde. Wie 


otarielle Errichtung geknüpft. Der Beweis 
mn nur nicht durch eine andere mündliche 
ber ſchriftliche Erflärung bes Ehegatten, 
m aber auch auf jede andere procefjualifch 
ffige Art erbracht werben. Ober ſollte 
leicht ber Beweis ber liebergabe nur da- 
mb erbracht, oder gar die Gültigkeit bes 
Erebitionsacte 8 bes Heirathsgutes dadurch 
rue fein, daß Die liebergabe vor ben Augen 
“8 Notars erfolgt und ber bie geſchehene 
lebergabe gleichzeitig ein Rotariatsact errichtet 
dl Welche Garantie gewinnt man durch 
ie notarielle Abgabe der Empjangsbeftätigung, 
ef dieſe Ertlärung auf Wahrbeit beruht? 
® e6 ferner nicht im Gegentheile höchſt ge 
ie, einer ſolchen Beftätiguug, blos weil 
e notariell errichtet worden ift, Beweiskraft 
en? Die Erfahrung lehrt, baf bisher 

e Errichtung eines Notariatsactes insbeſon⸗ 


hicands und zugleich zwecklos wäre ferner auch 
die Abhängigmahung der Gültigkeit des Tra- 
Ditionsactes von der Aufnahme eines Notariats⸗ 
actes. Denn der angebliche Befteller des Hei- 
rathsgutes kann ja dem Manne beliebige male 
immer biefelbe Summe zuzählen. Wie mislich 
ift e8 enblih, wenn in einem Geſetze bie Be- 
riffe Gültigkeit und Beweiskraft nicht unter- 
hieden werden. Kaum ließe fih eine unglüd- 
lichere gefetlihe Beftimmung in mangelhafterer 
Stilifirung geben! 

? Das nah 8. 19, lit. e ber früheren €. O. 
beftandene Vorrecht der Ehegattin auf Befrie- 
bigung mit ihren Anfprücden auf Rüdzahlung 
bes Heirathsgutes und Zahlung der Widerlage 
vor den Gemeingläubigern erſcheint durch Ueber⸗ 
gehung deffelben in der neuen C. O. ($$. 49, 
50) bejeitigt. 
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Gegenftand des Heirathögutes kann jedes Vermögensrecht fein, am weldem cu 
dauernde Nutzung möglich ift, ein dingliches Recht (jus in re aliena), 
rechte, Forderungsrechte; auch kann der Mann von einer obligatoriſchen Verbindlichleit 
befreit werden ꝛc. (8. 1227). 

Nach röm. Recht wurde der Mann währen ver Ehe, wenn nichts Vefonberes 
verabredet wurde, Eigenthümer der Dotalgegenftände. Er war jeboch zur Beräußerumg 
und Verpfändung von Dotalgrundftüden nicht einmal mit Zuftimmung ber Frau 
berechtigt und hatte das Heirathsgut in der Regel nah Auflöfung der Ehe zurädie 
ſtellen, ſodaß fich fein reeller Bortheil auf Benutzung befjelben revucirte, weshalb es in 
Conſtitution Yuftinian’s ! auch heißt, die dos gehöre constante matrimonio jure 
naturali der Frau. Diefe Stelle wurde Häufig dahin misverftanden, daß man ker 
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Eigentum 


Frau während der Ehe ein wirkliches Eigenthum beilegte, und dieſe Auffaflung if 


auch in das A. b. ©. B. übergegangen. Während der Dauer der Ehe fleht den 
Manne in ver Regel blos die Fruchtnießung an dem SHeirathögute zu. Nur am 
baarem Gelde und überhaupt vertretbaren Sachen erwirbt der Mann das Kigentiume 
reht. Ebenſo werben abgetretene Schulpferderungen gänzlih auf ibn übertragen? 
8. 1227); an anderen Öegenftänden behält die Frau aud während der Ehe dei 
rigenthumsrecht. 

Wurden Sachen mit einer Schätzung übergeben, fo hatte dieſe nach röm. Reqt 


im Zweifel die Bedeutung, daß nur der Werth derſelben als Heirathsgut zu gelten, 


habe, und es hatte der Mann nad) Auflöfung ver Ehe blos diefen Werth zu reflituiren 
Die Schätung gilt im Zweifel als venditionis gratia facta?. Nach öfter. Wet 
($. 1228) müßte der Umftand, daß eine Schäbung zum Zwecke bes Berufe 
und nit aus irgend einen anderen runde, 3. B. um allfällige Verfchlechterumgen 
nachweiſen zu können zc., taxationis gratia beigefügt wurde, beſonders nachgewieſe 
werben. 

Nach Auflöfung der Ehe fällt das Heirathägut, wenn es von einer zu Dotatien 
verpflichteten Berfon beftellt wurde, immer der Frau zn und kann eine abweichende 
Berabredung nur mit ihrer Zuftimmung getroffen werben. Derjenige dagegen, welhe 
zur Beftellung nicht verpflichtet ift, kann fi den Rückfall des Heirathsgutes auf fh 
ſelbſt bedingen; nur müßte dies gleich bei der Beſtellung und nicht etwa erft nachtip 
ih, wenn die Frau bereits das Rückfallsrecht erworben hat, gejchehen *. 

Wenn Geld oder andere vertretbare Sachen als Heirathögut gegeben wurden, fe 
find, wie beim Darleihen, gleihe Quantitäten zurüdzuftellen. Wurden nicht vertnt 
bare Sachen venditionis causa als Heirathsgut gegeben, fo ift deren Werth zurädg- 
erftatten, fonft find fie individuell zurüdzuftelen, und es haben der Mann oder jan 
Erben für jede durch fein Verſchulden herbeigeführte Verfchlechterung oder für eine 
allfälligen Abgang zu haften. Der Umfang feiner Reftitutions- und Haftungsverbiad 
lichkeit richtet fi) nady den 88. 518, 1323 und 1324. Die Nugungen der zu ref 
tuirenden Gegenftände werben nad $. 519 zwilchen dem Manne und den Reftitutienk 
berechtigten getheilt ®. 





ı 1. 30 C. de jure dotium (5. 12). 

2 Anftatt des Ausprudes „vertretbar“ be- 
dient fi das Geſetz des Ausdrudes „vers 
brauchbar” (vgl. Die Bemerk. zu 8.301). Ueber 
die Uebertragung des Eigenthumsbegriffes auf 
Shutbforberungen j. die Bemerk. zu ben 8. 353 


’ Quum dotem te acstimatam accepisse 
profitearis, apparet jure communi, per pac- 
tum, quod doti insertnm est, formato con- 
tractu, ex emto actionem esse, 1. 10 C. de 
jure dotium (5. 12). 

Nach dem Wortlaute des $. 1229 könnte 
man annehmen, daß fi der freiwillige DBe- 
fteller des Heirathsgutes Die fofortige Fia. 
ſtellung deſſelben nach Aufläſnug der Che 


durch den Tod der Frau nicht ausbebinges 
könne, foudern in diefem Falle ber Maun 


—« — — 


— 


ſeine Lebensdauer den Genuß behalten —2 


Die Worte „nah dem Tode bes Dianne 


a. &. des 8. 1229 find jedoch nur infelge an : 
unvorfichtigen Tertirung aufgenemmen werdet | 
denn e8 wäre nicht abzufehen, warum fid If 


Befteller der dos nicht auch im Falle bes frk 
heren Zobes ber Grau ben fojortigen Rüdiel 
ausbedingen können fol, ba ja auch fonf der 
Mann das Heirathsgut an die Erben ber Ara® 
fofort zu reflituiren hat. gl. auch Stud 
rauch, 1. Aufl., III, 425, Anın. **: 2, As. 
II, 357, Anın. 2. 

In. auch die Bemerk. zu den 55. 18 
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8, 1230, 
2) Wiberlage. 


Was der Bräutigam oder ein Dritter der Braut zur Vermehrung bes Heirathsgutes 
Biett, heißt Widerlage. Hiervon gebührt zwar ber Ehegattin während der Ehe kein 
and; allein wenn fie ben Mann überlebt, gebührt ihr ohne beiondere Uebereinkunft and 
z freie Eigentbum, obgleich dem Manne auf ben Fall feines Ueberlebens das Heirathögnt 
ht verſchrieben worben ift. 


8.1231. 


Weder der Bräntigam nod feine Aeltern find verbunden, eine Widerlage zu beftimmen. 
5 im eben der Art, in welcher die Acltern der Brant ſchuldig find, ihr ein Heirathsgut 
dzuſetzen, liegt auch den Aeltern des Bräntigamd ob, ihm eine ihrem Vermögen augemefiene 
uſtattuug zu geben (88. 12201223). 


Nah vorjuftinianeifhem röm. Recht waren alle Arten von Schenkungen unter 
wgatten verboten und mm Schenkungen vor Schließung der Ehe, donationes ante 
ptias, geftattet. 

Nach juftinianeifhem Recht war e8 erlaubt, daß der Dann in derfelben Höhe, 
welcher ihm eine dos beftellt war, und unter benfelben Borausfegungen, unter denen 
n, wenn fie rückſichtlich feiner eintraten, bei Auflöſung der Ehe die dos verblieb, der 
an ein Geſchenk zuficherte, welches donatio propter nuptias genannt wurde, an 
Icher jevodh der Frau während der Ehe kein Genuß zuftand 1. 

Die Beftimmungen hierüber find in Deutfchland nie recipirt worden. Als ſich 
och in Deutichland die Gewohnheit ausbilbete, daß das Heirathögut, wenn bie Frau 
hrend der Ehe ftarb, dem Manne verblieb, wurde e8 üblih, daß ver Mann der 
au für den Fall feines früheren Ablebens eine fog. Widerlage (contradus) zu« 
erte, welche bie Frau zugleich mit dem SHeirathögute erhielt. Dabei waren bie 
ſchränkungen des röm. Rechts, daß die Widerlage mit bem Heirathsgute in gleicher 
he ftehen müſſe, weggefallen, ja es kommen Widerlagen fogar ohne Heirathsgut vor ?. 

Auch in das öfterr. Recht (8. 1230) find die Befchränfungen des röm. Rechts 
pt übergegangen. Der wirkliche Beftand eines Heirathsgutes bildet zwar die Regel, 
aber nicht wefentlidh. 

Die Widerlage ift wie der Witwengehalt (88. 1242— 1244) eine Art der Witwen- 
forgung, ihre Wirkfamfeit von dem früheren Ableben des Mannes bedingt und nicht 
h den für Schenkungen geltenden Grunbfägen zu beurtheilen. 


8. 1232. 
3) Morgengabe. 


Das Geſchenk, welches ber Mann feiner Gattin am erften Morgen zu geben veripriät, 
ht Morgeugabe. If diefelbe verfprahen worden, fo wird im Zweifel vermuthet, daß fie 
zen ben erften drei Jahren der Ehe ſchon überreicht worden ſei. 


Unter der Bezeihnung „Morgengabe” kommt fon nad altdeutſchem Rechte ein 
vengefchenf vor, weldes der Mann der rau am Morgen nah der Heirath zum 
ihen der Anerkennung ihrer Jungfräulichkeit vor den verfammelten Hochzeitsgäften 
(brachte. Witwen, welche fih zum zweitenmal verheiratheten, erhielten keine Morgen⸗ 
ve mehr, fondern höchſtens eine „Abendgabe” 1. Sie wurde als eine Art remunera⸗ 


iſcher Schenkung angefehen ?. 





' Bol. Göſchen, 8. 68, S. 77; Keller, 2 2. Bluntfhli, a. a. O., ©. 450; Walter, 
adetten, 8. 406. Uebrigens ift das Wefen | a. a. O., 88. 199 und 200. 

donatio propter nuptias fehr ftreitig. Vgl. ı Bluntfcli, a. a. O., ©. 444. 

Die, Bandelten, 8. 413, Anm. 1. 2 Walter, a. a. O., 8. 202. 
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Gegenftand des Heirathsgutes kann jedes Vermögensrecht fein, am melden au 
dauernde Nutung möglich ift, ein dingliches Recht (jus in re aliens), Eigentimt ' 
rechte, Forderungsrechte; auch kann der Mann von einer obligatorifchen Verbindlihhtet 
befreit werben ꝛc. (8. 1227). 

Nach röm. Recht wurde der Mann während der Ehe, wenn nichts BVeſonderel 
verabredet wurde, Eigenthümer ber ‘Dolalgegenftände. Er war jeboch zur Beräufenum 
und Berpfändung von Dotalgrundftüden nit einmal mit Zuftinumm 
berechtigt und hatte das Heirathsgut in der Regel nah Auflöfung ber zuräde- 
ftellen, fodaß ſich fein reeller Vortheil auf Benutzung deſſelben reducirte, weshalb es in 
Eonftitution Suftinian’s ! auch beißt, die dos gehöre constante matrimonio jure 
naturali der Fran. Dieſe Stelle wurde häufig dahin misverftanden, Daß man be 
Frau während der Ehe ein wirkliches Eigenthum beilegte, und dieſe Auffaflung if 
auch in das A. b. ©. B. Übergegangen. Während der Dauer der Che ftcht ven 
Manne in der Regel blos die Frucht nießung an dem SHeirathögute zu. Nur ax 
baarem Gelde und überhaupt vertretbaren Sachen erwirbt der Mann das Eig 
recht. Ebenſo werben abgetretene Schuldferderungen gänzlih auf ibn übertragen! 
8. 1227); an anteren Oegenftänden behält die Frau auch während der Ehe dei 

igenthumsrecht. 

Wurden Sachen mit einer Schätzung übergeben, fo hatte dieſe nach röm. Reqh 
im Zweifel die Bedeutung, daß nur der Werth derſelben als Heirathägut zu gelten 
habe, und e8 hatte der Mann nad Auflöfung ber Ehe blos diefen Werth zu refliheiren 
Die Schätung gilt im Zweifel als venditionis gratia facta ?. Nach öſterr. Reh 
(8. 1228) müßte der Umftand, dag eine Schägung zum Zwecke des Berlsukt 
und nicht aus irgend einen: anderen runde, 3. B. um allfällige Verfchlechterungs 
nachweifen zu können ꝛc., taxationis gratia beigefügt wurde, beſonders nachgemiefe 
werben. 

Nach Auflöfung der Ehe fällt das Heirathegut, wenn es von einer zu Dotatien 
verpflichteten Perſon beftellt wurde, immer ber Frau zu und kann cine abweichende 
Berabredung nur mit ihrer Zuftimmung getroffen werben. ‘Derjenige bagegen, weile 
zur Beſtellung nicht verpflichtet ift, Tann fih ben Rückfall des Heirathsgutes auf fi 
jelbft bedingen; nur müßte dies glei, bei der Beſtellung und nicht etwa erft nadhträg 
ih, wenn die Frau bereits das Rüdfallsrecht erworben hat, gefchehen *. 

Wenn Geld oder andere vertretbare Sachen als Heirathögut gegeben wurden, f 
jind, wie beim Darleihen, gleihe Duantitäten zurüdzuftelen. Wurden nicht vertet: 
bare Sachen venditionis causa als Heirathsgut gegeben, jo ift deren Werth zurüdz 
erftatten, fonft find fie individuell zurüdzuftelen, und es haben der Mann oder few 
Erben für jede durd fein Verſchulden herbeigeführte Berjchlechterung oder für em 
allfälligen Abgang zu haften. Der Umfang feiner Reftitutions- und Haftungsverbix 
lichkeit richtet fi) nady den 88. 518, 1323 und 1324. Die Nugungen der zu rer 
tuirenden Gegenftände werben nah 8. 519 zwifchen dem Manne und den Reftitutionk 
berechtigten getheilt ®. 





1]. 30 C. de jure dotium (5. 12). 

2 Anftatt des Ausdrudes „vertretbar“ be- 
dient fihb das Gefeh des Ausdruckes „ver- 
brauchbar” (vgl. die Bemerk. zu 8.301). Leber 
die Uebertragung bes Eigentbumsbegriffes auf 
Saulbforberungen j. Die Bemerk. zu den 8. 353 


’ Quum dotem te aestimataın accepisse 
profitearis, apparet jure communi, per pac- 
tum, quod doti insertum est, formato con- 
tractu, ex emto actionem esse, 1. 10 C. de 
jure dotium (5. 12). 

+ Nah dem Wortlaute des $. 1229 Tönnte 
man annehmen, Daß fi der freiwillige Be- 
jteller des Heirathögutes Die fofortige Zurück⸗ 
ftellung deſſelben nach Auflöſung der Ehe 


durch ben Tob der Frau nit außberinge 
tönne, fondern in diefem Falle der Mann 
feine Lebensdauer den Genuß behalten mi 
Die Worte „nah dem Tode bes Dans” 
a. &. des 8. 1229 find jedoch nur infelge eis 
unvorfihtigen Tertirung aufgenommen worden 
denn es wäre nicht abzufeben, warum fid der 
Befteler der dos nicht auch im alle bes fr 
heren Todes ber frau ben fofortigen Rückel 
ausbedingen können fol, da ja auch font der 
Mann das Heiratbegut an bie Erben ber Ara8 
fofort zu reflituiren bat. Wal. and Stube 
rauch, 1. Aufl., III, 425, Anm. **; 2, Ysfl, 
11, 357, Anın. 2. 

et auch bie Bemerk. zu den 55. 185 
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8. 1230, 
2) BWiberlage. 


Was ber Bräutigam ober ein Dritter der Braut zur Vermehrung bed Heirathsgutes 
umsjeht, Heißt Widerlage. Hiervon gebührt zwar ber Ehegattin während der Che fein 
Benuß; allein wenn fie den Mann überlebt, gebührt ihr ohne beſondere Hebereinfunft and 
ad freie Eigenthum, obgleich dem Manne anf ben Fall feines Ueberlebens das Heirathsgut 
it verſchrieben worden ift. 


8.1231. 


Weber der Bräntigam noch feine Neltern find verbunden, eine Widerlage zu beftimmen. 
Dach im eben der Art, in welder die Acltern ber Brant ſchuldig find, ihr ein Heirathsgut 
mözufeen, liegt auch den Aeltern des Bräntigams ob, ihm eine ihrem Vermögen augemeflene 
Insfsttung zu geben (86. 1220-1223). 


Nah vorjuftinianeifhem röm. Recht waren alle Arten von Schenkungen unter 
Ehegatten verboten und nur Schenkungen vor Schließung ter Ehe, donationes ante 
mptias, geſtattet. 

Nach juftinianeifhen Hecht war es erlaubt, daß ber Mann in derfelben Höhe, 
u; welcher ihm eine dos beftellt war, und unter denſelben Vorausfegungen, unter denen 
Im, wenn fie rüdfichtlich feiner eintraten, bei Auflöfung der Ehe die dos verblieb, der 
Frau ein Geſchenk zuficherte, welches donatio propter nuptias genannt wurbe, an 
nelcher jedoch der Frau während der Ehe kein Genuß zuftand !. 

Die Beitimmungen hierüber find in Deutfchland nie recipirt worden. Als fich 
eboch in Deutichland die Gewohnheit ausbildete, daß das Heirathägut, wenn die Frau 
während der Ehe ftarb, dem Manne verblieb, wurde es üblih, daß der Mann der 
Braun für den Fall feines früheren Ablebens eine ſog. Wiberlage (contradus) zu« 
ee welche die Frau zugleih mit dem Heirathsgute erhielt. Dabei waren bie 

chränkungen des röm. Rechts, daß die Widerlage mit dem Heirathsgute in gleicher 
Döbe ſtehen müfje, weggefallen, ja es fommen Widerlagen fogar ohne Heirathsgut vor ?. 

Auch in das öfter. Recht ($. 1230) find die Beſchränkungen tes röm. Rechts 
sicht übergegangen. Der wirkliche Beſtand eines Heirathsgutes bildet zwar die Regel, 
R aber nicht weſentlich. 

Die Widerlage ift wie ber Witwengehalt ($$. 1242— 1244) eine Art der Witwen⸗ 
verforgung, ihre Wirkfamfeit von dem früheren Ableben des Mannes bedingt und nicht 
sch den für Schenkungen geltenden Grundſätzen zu beurtheilen. 


8. 1232. 
3) Morgengabe. 


Das Gefchent, welches der Mann feiner Gattin am erften Morgen zu geben verſpricht, 
beißt Morgeugabe. Iſt diefelbe verfprocen worden, jo wirb im Zweifel vermmthet, daß fie 
binnen den erften drei Jahren der Ehe ſchon überreicht werden jet. 


Unter der Bezeihnung „Morgengabe” Tommt ſchon nad altdeutſchem Rechte ein 
Ehrengefchent vor, welches der Mann der Frau am Morgen nad der Heirath zum 
Beihen der Anerkennung ihrer Vungfräulichfeit vor den verfammelten Hochzeitsgäſten 
brachte. Witwen, welche fi) zum zweitenmal verheiratheten, erhielten eine Morgen⸗ 
mbe mehr, fondern höchftens eine „Abenpgabe” 1. Sie wurte als eine Art remunera⸗ 


tniiger Schenkung angefehen ?. 





’ Bol. Göſchen, 8. 68, S. 77; Keller, 2 — Bluntſchli, a. a. O., S. 450; Walter, 
,8 Uebrigens iſt das Wejen | a. a. O., 88. 199 und 200. 

Ver donstio propter nuptias fehr fireitig. Bol. | 1: Bluntichli, a. a. D,, ©. 444. 

Indie, Banbelten, $. 413, Anm. 1, 2 Walter, a. a. O., 8. 20%. 
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Damit nach üfterr. Recht eine vermögensredhtliche Zuwendung als Morgengake 
angefehen werben kann, muß fie von dem Manne der rau entweder mit der 
ausdrüdlihen Bezeihnung ale „Morgengabe” oder am erften Morgen 
nah der Berehelihung gegeben ober verjprochen werben, fonft wäre es eine gr: 
wöhnlihe Schentung. Sie unterjcheidet fi von einer gewöhnlichen Schenkung uur de 
durch, daß das wirkliche Zuftandelommen der Ehe (nicht auch die Bollziehung derſelben 
oder das Erleben des erften Morgens) ſtillſchweigende VBorausfegung ihrer Gültigkeit 


ift, und daß die Vermnthung des $. 1232 rüdfichtlih der geſchehenen Uebergabe af 
fie Anwendung findet. 


8. 1233. 
4) Gütergemeinfdaft. 
Die eheliche Verbindung allein begründet nod keine Gemeinſchaft ber Güter zwiſcher ben 
Ehelenten. Dazu wird ein befonderer Vertrag erfordert, deſſen Umfang und redtlide Term 
nach den SS. 1177 umd 1178 des vorigen Hanptitüdes benrtheilt wird. 


8. 1234. 


Die Gütergemeinihaft unter Ehegatten wird in der Regel nur anf ben Tobedfel ur 
ftanden. Sie gibt dem Ehegatten das Recht anf die Hälfte deſſen, was von deu ber Ge 
meinihaft wechfeljeitig unterzogenen Gütern nach Ableben des anderen Ehegatten nad ver 
handen fein wird. 


8. 12886. 


Bei einer Gemeiuſchaft, die fi anf das ganze Bermögen bezieht, find vor ber Teilung 
alle Schulden ohne Ausnahme, bei einer Gemeinfhaft aber, bie blos bag gegenwärtige ader 
blos das Tünftige Vermögen zum Gegenftande hat, nur biejenigen Schulden abzuzichen, De 
zum Nuten des gemeinichaftlichen Gutes verwendet worden find, 


8. 1236. 


Beſitzt ein Ehegatte ein unbewegliches Gut und wird das Recht des anderen Ehegatte : 
zur Gemeinfchaft in die öffentlichen Bücher eingetragen, fo erhält diefer durch die Eintragung 
auf die Hälfte der Subſtanz des Gntes ein dingliches Recht, vermöge defien ber eine Ehe 
gatte über diefe Hälfte keine Anordnung machen fan; auf die Nutzungen aber während ber 
Ehe erhält er dur die Einverleibung feinen Auſpruch. Nach dem Tode bei Ehegatten ge: 
bührt dem überlebenden Theile fogleich das freie Eigenthum feines Autheiles. Dog im 
eine ſolche Einverleibung den auf dad Gut früher eingetragenen Glänbigern nit zum Re 
theile gereichen. 


Das getrennte Güterrecht des röm. Rechts gilt in ganz Deutfchland ! und and 
nad öfterr. Recht ($. 1233) als Regel und bedarf daher feines befonveren Beweiſet. 
‚Jede Abweihung davon, mit Ausnahme des dem Manne nach den 88. 1238, 1239 
zuftehenden Verwaltungs- und beſchränkten Nutniegungsrehte, muß vertragsmäßiz be 
bungen werben, und es ift daher auch zur Errichtung einer Oütergemeinſchaft cn 
eigener Vertrag erforderlich. 

Die Gütergemeinfhaft verdankt ihre Entftehung und weitere Fortbildung der 
Schwierigkeit, die vermöge des Syfteme der Gütereinigung in der Hand des Manu 
vereinigten Güter nad) dem Ableben eines Ehegatten wieder genetiſch auseinander 
jegen. Ueber das Rechtsverhältniß der beiden Ehegatten zum gemeinichaftlichen Ber 
mögen während der Ehe herrihen ſehr verjchiedene Auffaffungen. 1) Einige nehmen 
an, daß dem Manne während der Ehe Alleineigentbum an dem geeinten Gute zuſtehe; 
2) Andere faffen vie Che als juriftifhe Perfon auf, welcher das Alleineigenthum an 





ı „Wenn fih auch leicht ftatiftifch barthun | Refultat nicht ber Nachweifung in einem Kalt, 
läßt, daß _bei weiten ber größte Theil der Be- | mo bie Erhaltung biefer Berhäftniffe beraten 
wohner Deniſchlands in deutſchen Güterver- | wird” (Bunde, a. D,, ©. 7) Bel die 
bältniffen Icht, fo überhebt doch ein ſolches Bemerk. zu $. 1217, 
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nten Gute zuftehe; 3) wieder Andere nehmen eine eigene Ehegenoffenihaft 
legen ihr Geſammteigenthum bei; 4) man ſieht die Ehegatten als Miteigen- 
u ibeellen Theilen an 2. 
: Ynmahme eines Allerneigenthumes des Mannes ift entſchieden zu vermwerfen 
et fih in unferen Geſetzen nirgends ber leiſeſte Anhaltspunft dafür. Daffelbe 
der Annahme einer befonveren Ehegenofienfhaft, ganz abgefehben bavon, daß 
inger dieſer Anfiht zu der unhaltbaren ? Theorie eines Geſammteigenthumes 
uht zu nehmen gendthigt find. Über auch die Annahme einer juriftifchen 
ſt gefünftelt. Es laſſen fich die hier in Betracht kommenden Rechtsverhältniſſe 
ber Theorie des Miteigenthumes zu ibeellen Theilen an körperlichen Saden 
Getheiltheit aller übrigen Rechte und Pflichten pro rata parte erflären. 
ı der Gütergemeinfchaft werden nur infoweit berührt, als die Eigenthümlichkeit 
zuläßt, jene Rechte, welche ihrer Natur nad nicht blos einen vermögend- 
ı Charakter haben, wie 3. B. das Autorrecht, oder welche eine Webertragung 
ve Perfonen nit zulaflen, wie z. B. das Recht an Pamilienftiftungen, 
und Lehngütern. 

Gütergemeinfhhaft bezieht fich entweder auf das ganze Vermögen (allgemeine 
teinfchaft), oder blos auf einen Theil deſſelben (particuläre Gütergemeinſchaft). 
unterſcheidet unter den legteren insbeſondere foldhe, welche blos auf das zu= 
Bermögen lauten, und unter leßterem wieber die Gütergemeinfchaft des erwor⸗ 
ermögens, ber ſog. Errungenfchaften mit Ausſchluß oder mit Inbegriff des 
Bermögend. Es kann auch Heirathsgut, Wiberlage ꝛc. verabrebet und rüd- 
e8 gefanmten übrigen Vermögens Gütergemeinfhaft bebungen werben. Auch 
at man allgemeine Gütergemeinihaft *. 

Auflöfung der Ehe werben vor der Theilung bei der allgemeinen Güter- 
ft alle Schulden der beiden Ehegatten, bei der particulären jene Schulden 
‚ welde zum Bortheil der particulären ütergemeinfhaft gemacht wurden 
). Für jene Schulden, welde durch das gemeinfame Vermögen nicht gedeckt 
innen, haftet nur der Ehegatte, welcher ſie contrahirt Hat, mit feinem nicht in 
‚gemeinjchaft gehörigen Vermögen (Sonvergute). 

kann aud) verabredet werden, daß bie Gütergemeinſchaft während der Ehe gar 
tung haben fol, ſondern daß ihre rechtlichen Folgen erft nach der Auflöfung 
eintreten jollen, jodag blos das Vermögen fo auseinanvergefegt wird, ale 
rend der Dauer der Ehe Gütergemeinfhaft beftanden, und dieſe Willens- 
ber Parteien wird nad) öfterr. Rechte im Zweifel fogar vermuthet ($. 1234). 
r alle find beide Ehegatten während der Dauer der Ehe in ber Berfügung 
in die Ehe eingebradhtes Vermögen gar nicht beſchränkt. Eine Ausnahme 
nthält $. 1236, wonach bei Rechten, welche einen Gegenftand der Eintragung 
'entlihen Bücher Kilden, durch die grundbücherlihe Auszeichnung des Rechts auf 
infchaft der andere Ehegatte in jeber Berfügung über die Subftanz der Hälfte 
8 oder des dinglichen Rechts überhaupt gehindert wird, und bei Auflöfung ber 
Ehegatte, welcher dieſe Einverleibung erwirkt hat, oder feine Erben fofort das 
mthum dieſes Antheiles erwerben. 

grundbücherlihe Auszeichnung des Rechts zur Gemeinfhaft kann entweder in 
er bloßen Adnotation oder in der Weile erfolgen, daß die Hälfte bes betreffen- 
8 felbft unter gleichzeitiger Auszeichnung fänmtliher ihm nad 8. 1236 an⸗ 
Beſchränkungen auf den anderen Ehegatten übertragen wird. Im erfteren 
ce nach dem Tode des einen Ehegatten erſt um bie fürmliche Mebertragung des 
m Rechts, im letteren Yale um Löſchung jener Beſchränkungen anzufuchen. 
dieſe grundbücherlichen Einverleibungen feine bloße Sicherftellung eines bereits 
n Rechts bewirkt, fondern das ficherzuftellende Recht felbft zum Nachtheile des 


Bluntihli, a. a. O., ©. 458 fo. aufgeftellten Interpretationsporfchriften die B 
oben ©. 184, Anm. 3. merk. zu den 88. 1175—1180, 
iber das Ungenügende der im 8. 1177 
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anderen Ehegatten wejentlich mobificirt, erft erworben wird, fo können fie nur mit du 
ftimmung des Ehegatten, gegen ben fie angefucht werden follen, bewilligt werben; 4 
ift daher auch die Pränotation nur dann zuläffig, wenn diefer in einer prünotatem 
fähigen Urkunde dazu eingewilligt hat ®. | 


8. 1237. 
5) Verwaltung unb Nutznießung bed urfprünglichen ober erworbenen Wermögens. 

Haben Epelente über die Verwendung ihres Vermögens teine beſondere ebereintuuit ger 
teoffen, jo behalt jeder Ehegatte fein voriges Eigenthumsrecht, und auf bad, was ein jeher : 
Theil während der Ehe erwirbt und anf wad immer für eine Art überlommt, Hat ber ander : 
feinen Auſpruch. Im Zweifel wird vermuthet, daß der Erwerb von dem Dauue herräi. 


8. 1238. 
Eolange die Epegattin nicht widerſprochen hat, gilt bie rechtliche Vermuthung, bei ſt 
dem anne als ihrem geſetzmäßigen Vertreter die Verwaltung ihres freien Vermögen) 
vertraut hat. 


8. 1239, 


Der Ehegatte wird in Nüdficht einer ſolchen Verwaltung zwar überhaupt wie ein 
bevollmächtigter Sachwalter angefehen, doch haftet er nur für dad Stammgut aber 
Ueber die während der Verwaltung bezogenen Nutzungen if er, wenn es nicht 
bedungen worden, feine Rechnung ſchuldig; diefe wird vielmehr bis anf ben Tag ber sul 
hobenen Verwaltung für berichtigt angefchen. 








8. 1240. 


Auch die Ehegattin ift nicht ſchuldig, den Fruchtgennß, dem fe ihrem anne abgelteiet, 
aber während der Ehe ſelbſt bezogen hat, zu verrechnen; es ſteht uber dem Ghegatien hei, 
dergleichen ſtillſchweigend eingeftandene Verwaltungen einzuftellen. 


8.1241. 


In dringenden Füllen oder bei Gefahr eines Nachtheiles Tann dem Ehemanne bie Ber 
waltung des Vermögens, felbft wenn fie ihm ausdrücklich und anf immer verwilligt werte 
wäre, abgenommen werden. Hingegen ift er and befugt, der unorbentlien Wirthach 
feiner Gattin Einhalt zu thun und fie unter den gefeßlihen Vorſchriften fogar als Veriäem 
derin erklären zu Iafien. 


Kraft der nad) älteren deutfhen Recht dem Manne zuftehenden Bormundigak 
hatte er das Recht und die Pflicht, feine Frau bei allen vorkommenden Gelegenheies 
außergerichtlih und vor Gericht zu vertreten, ſodaß, ganz befondere Fälle abgeredud, 
die Frau felbft werer für fi) allein, noch mit einem anderen Curator, fei es «U 
Klägerin oder Bellagte, gerichtlich auftreten konnte, ohne daß Nullität die Folge daven 
gewejen wäre !. 

Diefe Vormundſchaft des Mannes erftzedte fid) auch auf das Vermögen ber Jar 
Er vereinigte fein Vermögen und das der Fran in feiner Hand und erwarb babef 
das Recht, das Vermögen derfelben zu verwalten, zu nuben und in einem geeifes 
Umfange fogar zu veräußern . Es entfland dadurch das Syſtem der Gütereini- 
gung, und es erhielt fich dieſes Verwaltungs» und Nutznießungsrecht in mandet 
beutihen Landesrechten, nachdem bie eheliche Vormundſchaft felbft untergegangen mar. 





5 Bol. auch Obfig. Entſch. vom 13. San. I Sraut, a. a. O., II, 329; Blnutfgf, & 
1863, Nr. 77; Glafer, Unger und Walther, | a. O., ©. 432 fg. und 513. 
IV, Nr. 1635, unb vom 6. Dec. 1865, 3. 2 Kraut, a. a. O., &. 388, 
10260, Gerichtshalle 1866, Nr. 35. 
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Dieſes Nutznießungsrecht des Ehemannes ift jedoch weſentlich verjchieden von dem 
wasfruetus des rõm. und von der Nutznießung (SS. 509 fg.) des öſterr. Rechte. Es 
M einerſeits ansgebehnter, indem der Mann freiere Verfügung hat als ein gewöhnlicher 
Ufruetuar, insbeſondere auch die Cultur ändern darf; andererjeits erlifcht e8 mit der 
Anflöfung der Ehe von®felbft, wie es durch Eingehung der Ehe von felbft entfteht, 
ohne daß es eines beſonderen conftituirenden Willensactes der Frau bebarf ®. 

Auch nach öſterr. Recht gebührt dem Manne, ohne daß es ihm beſonders einge- 
räumt wurde, ein folches Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht; es fteht jedoch der Frau 
das Recht zu, ihm daſſelbe willkürlich zu entziehen und einzuftellen (88. 1238, 1239). 
9s dringenden, gefeglich nicht näher bezeichneten Fällen kann ihm das Verwaltungs 
scht und das damit zufammenhängende Nutznießungsrecht felbft dann abgenommen 
‚werden, wenn ed ihm ausdrücklich und auf immer eingeräumt wurde ($. 1241). Um⸗ 

ift aber auch die Frau nicht ſchuldig, die ihrem Manne ausprüdlich abgetretene 

tnießung, welche dieſer wirklich zu benugen verfäumt hat und welde von ihr felbft 

En wurde, zu verrechnen, folange fih der Mann nicht dagegen -erflärt Bat 
@. 1240). 

Da mit dem Verwaltungsrechte des Mannes zugleih ein Nugniegungsrecht ver- 
bunden ift und er daher alle Acte der Verwaltung kraft ber ihm zuftehenden Nutz⸗ 
ziegung im eigenen Namen ausübt, fo finden ſelbſtverſtändlich auch die Beſchrän⸗ 
kungen des 8. 1008 auf dieſe feine Verwaltung feine Anwendung. 

Das Eigenthumsrecht der Ehegatten wird durch dieſes Verwaltungs⸗ und Nub- 
miehuugsrecht nicht berührt. Im Zweifel wirb vermuthet, daß der Erwerb von bem 
Maune herrühre (8. 1237). 

8. 1242, 
6) Witwengehalt. 

Das, was einer Gattin auf den Fall des Witwenftanded zum Unterhalte beſtimmt wirb, 
Beiät Witwengehalt. Diefer gebührt der Witwe gleih nad dem Tode deö Mannes und fol 
Immer auf drei Monate im vorhinein entrichtet werden. 


8. 1248. 


Der Witwe gebührt noch durch ſechs Wochen nad dem Tode des Maunes, und wenn fie 
ſhwanger ift, bis nach Verlauf von ſechs Wochen nach ihrer Entbindung bie gewöhnliche Ver⸗ 
aus ber Berlafienichaft. Solange fie aber dieſer Verpflegung genießt, Tann fie feinen 
Witwengehalt bezichen. 


8. 1244, 
Wenn die Witwe ſich verehelicht, fo verliert fie das Recht anf den Witwengehalt. 


Außer der Wiverlage (88. 1230, 1231) diente ſchon nach altem deutſchen Rechte 
vorzüglich das fog. Leibgedinge (Leibzucht, Widem) dazu, um flr die überlebende Ehe⸗ 
gattin zu forgen. Es beftand darin, daß der Dann feiner Frau für ihren Leib (Leben) 
im Form der gerichtlichen Auflaffung den Nießbrauch an einem Grunpftüde beftellte. 
Dadurch erhielt die Frau ſchon bei Tebzeiten des Mannes ein dingliches Recht auf das 
Gut, kraft deſſen fie gegen jeve Veräußerung deſſelben, welche nicht durch die Noth ges 
beten war, proteſtiren konnte. Auch konnte die Frau dem Manne ein Leibgebinge 


en. 

Ans diefem alten Teibgebinge ift da® neue Witthum (vidualitium) entftanden. “Die 
gerichtliche Auflaſſung kam nämlich außer Uebung und es wurde Sitte, ihr ein Witthum 
burch einfachen Bertrag oder Vermächtniß zu beftellen. Die grundbücherliche Ein- 
derleibung hatte jedoch die Wirkung, daß der bedachte Ehegatte gegen fpätere Ver⸗ 
&ußerungen und Berpfändungen geſchützt war. Dabei blieb das Witthum nicht blos auf 
ben Fruchtgenuß von Grundſtücken beſchränkt, fondern es konnte auch in dem Zinfen 
genug von Kapitalien, in Alimenten oder Leibrenten beftehen . Ob das Witthum nur 
Reit dem Leben des beachten Ehegatten oder auch im Falle der Wiederverehelihung 





2 Viuntſchli, a. a. D., ©. 44, JBluntſchli, a. a. O., ©. 448 fg. 
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endigt, ift nad) deutſchem Privatrechte ſtreitig. Aus diefen echt deutſchen Redhtsinftituten 
bes Yeibgedinges und des Witthumes find die Nechtsinftitute des Witwengehaltes (88. 1242, 
1244) und der Fruchtnießung auf ven Todesfall (Apvitalitätsrecht) (88. 1255—1958) 
bes öfterr. Rechts hervorgegangen. 

Der Witwengehalt wird nad) $. 1242 fogleich nach dem Tode des Mannes füliz 
und ift auf Drei Monate im vorhinein zu entrichten. Nach der Analegie des &. 1418 
bärfte der von der rau bereits bezogene Witmengehalt von ihren Erben nicht zurüce 
vergüten fein. Confequenterweife muß man aud annehmen, daß, wenn’ der Witwen⸗ 
gehalt zur Zeit des Ablebens der Witwe rüdftändig ift, ihre Erben gerade fo viel fer» 
bern Tönnen, als die Witwe felbft erhalten hätte, wenn der Witwwengehalt rechtzeitig ent: 
richtet worden wäre. 

Durd eine abermalige Verehelihung verliert die Witwe das Recht anf der 
Witwengehalt (8. 1244), nicht blos den einftweiligen Genuß beffelben während ter 
Dauer ber neuen Ehe; fie Tann daher, wenn fie wieder Witwe wird, den Witmengehalt 
nicht mehr fordern. 

Wenn bie Frau es vorzieht, Tann fie, wie jede andere Witwe, durch ſechs Wochen 
vom Tode des Mannes an gerechnet, und für ten Fall der Schwangerſchaft, bis nad 
Berlauf von ſechs Wochen nad) ihrer Entbindung, anftatt des auf dieſe Zeit entfallenben 


Witwengehaltes, die Verpflegung aus der Berlafienfchaft des Mannes fordern (8. 1243]. : 


Die Fruchtnießung auf den Todesfall (88. 1255, 1256) geht, wenn ber 
überlebende Ehegatte fich wieder verehelicht, nicht verloren. Nur haben in diefem Talk, 
fowie, wenn fie der Überlebende Ehegatte an Andere überlaſſen will, die Kinder des ver 
ftorbenen Ehegatten das echt zu verlangen, daß ihnen dieſelbe gegen einen angemefienen 
jährlichen Betrag überlaffen werde (8. 1257). Gänzliche Ablöfung durch eine Kap 
talfumme könnte die Witwe nicht verlangen. 

Witwengehalt und Fruchtnießung auf ven Tovesfall können entweder durch Vertrag 
unter Lebenden ober durch wiberrufliche Tetztwillige Anordnung beftellt werten. Die ver- 
tragsmäßige Beftellung ver Fruchtnießung auf den Todesfall (Advitalitätsvertrag) hat 
jedoch nur die Wirkung, daß ſie dem bedachten Ehegatten durch feine letztwillige Ver⸗ 
fügung mehr entzogen werten kann (8. 1255). Nur die Cinverleivung Des Rechts der 
Fruchtnießung auf ven Todesfall in Anfehung eines beftinnmten Gutes auf diefem un 
beweglichen Gute bringt auch nad) öfterr. Recht tie weitere Wirkung mit fi, baf fie 
dem bedachten Ehegatten auch durch keine Verfügung unter Lebenden mehr gefchmäler 
werben kann (8. 1256). ®. 


&. 1245. 
Sicherftellung des Heirathsguted, der Wiberlage und bes Witwengehaltes. 


Wer das Heirathägnt übergibt, ift berechtigt, bei der Mebergabe oder wenn in ber Jar 
Gefahr eintritt, von demjenigen, der es empfängt, eine augemeflene Sicherftellung zu fordern. 
Vormünder und Curatoren einer pflegebefohlenen Brant Können die Sicherftellung des Heiratik« 
gutes nud ebenſo der bedungenen Widerlage nnd des Witwengehaltes, ohne Genehmigung bei 
obervormumdfchaftlihen Gerichtes, nicht erlaſſen. 


—— 





3 Diefer Berpflegungsanfpruh ter Witwe | ichen Rechte. Dolliner, in ber Ztſchr. fir 


ift von den allgemeinen Borausjeßungen ab- 
hängig, unter denen Anfprücde anf Alimentation 
überhaupt wirkfam werden. VBgl. die Bemerlk. 
zu ben 88. 139—146. Er fteht ihr Daher gegen 
den überſchuldeten Nachlaß nicht zu. Im ent- 
gegengejetten Sinne erfloß die Obſtg. Entfc. 
vom 14. Ian. 1863, 3. 8343; Glaſer, Unger 
und Walther, IV, Wr. 1639. 

s Wegen dieſer Eigenthiimlichkeit hält ſchon 
Wintwarter in der Ztſchr. für öſterr. Nechte: 
gel. 1825, I, 345, und Commentar, IV, 484 
den Abvitalitätövertrag für einen felbftänbigen, 
vom Erbvertrage weſentlich verfehiedenen Ber- 
trag, auf welchen daher auch die Vorſchriften 
ber $8. 1249—1253 feine Anwendung finden, 
fucht jedoch ben Urfprung defielten im polni- 


öiterr. Rechtögel. 1833, I, 147 fg., halt da 
felben für eine Art Erbvertrag. Auch Arabel, 
„Zur Lehre von den Erbverträgen nad ga 
und öjterr. Rechte“ in der äfterr. Vierteij 
Schr., VII (1861), 288, 20, glaukt, daß bu 
Fruchtnießung auf den Todesfall nicht mit Un 
recht als eine Art von Erbvertrag im weiteren 
Sinne (Vermächtnißvertrag) angefehen merkt. 
Am menigften zu billigen ift bie Combinatien 
Stubenrauch's, 1. Aufl., III, 457 fg.; 2. Auf. 
II, 382 fg., welcher den Abvitalitätevertrag mu 
Tolliner für eine Art von Grbvertrag hält, 
gleihweol aber demungeachtet noch ben ud 

beffelben mit Winimarter im polnifchen 

ſucht. Vgl. auch Unger, Erbrecht, $ 6l, 
Anm. 61, und die Bemerk. zu ben 89.1249--129. 
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Die Tertirung des 8.1245 läßt es zweifelhaft, 1) ob auch der rau, weldhe das 
eirathsgut mich ſelbſt beftellt hat, ein Recht auf Sicherftellung beffelben zufteht, und 
Falle der Bejahung diefer Trage, 2) ob die Frau die Sicherftellung des Heiraths⸗ 
ites auch gegen den Willen des Beſtellers verlangen kann. 

Daß auch die Frau, vorausgefeht, daß ihr das Heirathsgut nah Auflöfung ber 
be zufällt, überhaupt ein Recht auf Sicherftellung bat, ergibt fi darans, daß dem 
efteller blos im Intereſſe der Frau zu handeln geftattet ift, daß aber, wozu ein Dritter 
be die Frau berechtigt ift, defto mehr fie felbft berechtigt fein muß, ferner darans, daß 
8 Geſetz ganz ohne weitere Unterſcheidung aud den Vormündern der Frau, welde 
sch immer nur im Namen der rau handeln und nicht mehr Rechte haben können, als 
e Frau felbft, die Sicherftellung zu verlangen, fogar zur Pflicht macht, alfo das Recht 
7 dran darauf offenbar als ſelbſtverſtändlich vorausfegt. 

Rückſichtlich der zweiten Trage ift zu umnterfcheiven, ob ver DBefteller der dos eine 
mw Beftellung verpflichtete Berfon ift, oder nicht. War der Befteller dazu verpflichtet, 
hat die Frau ein von dem Willen befielben ganz unabhängiges Recht nicht nur anf 
e Beftellung des Heirathsgutes, fondern auch auf die Herausgabe deſſelben nad) Aufs 
fung ver Ehe an fie felbft oder ihre Erben. Es ift aber wol anzunehmen, daß, fo 
ıt als das Recht auf vie dos felbft, auch das Hecht auf Sicherftellung berfelben ein 
m dem Willen des Beftellers unabhängiges ift, daß bie Yrau alſo die Sicherftellung 
ich gegen den erklärten Willen des Beſtellers entweber gleich bei der Beitellung oder 
t fpäter eintretender Gefahr verlangen kann. War dagegen der Befteller der dos zur 
eftellung derſelben nicht verpflichtet, fo kann ex, fowie er ſich den Rückfall auf ſich felbft 
er die Herausgabe an eine dritte Perfon, oder das Verbleiben verfelben beim Manne 
usbedingen konnte, dem Manne auch die Sicherftellung erlaflen, ohne daß die Frau 
‚gegen Einfprache erheben Tann. Daß er aber dem Dlanne die Sicherftellung, unge 
btet der Gefahr des Berluftes derſelben, erlaffen wollte, muß ſchon damm angenommen 
erden, wenn er die Sicherſtellung bei Beftellung berfelben nicht felbit geforvert hat, 
wol ihm dieſe Gefahr befannt war. Ueberhaupt wird e8 hier immer Frage ber Inter 
etation fein, ob e8 der Wille des Beftellers war, dem Manne die Sicherftellung ent- 
eder ganz, ober doch bis zum Eintritt gewiffer Umftände zu erlaflen, ob ihn bei der 
jeftellung der dos mehr Rüdfichten für den Mann oder für die Frau geleitet haben. 

Zur Sicherftellung bes Witthumes und ver Wiberlage kann der Dann, wenn er 
& nicht freiwillig dazu verfteht, rechtlich nicht verhalten werben !. Die Schlußbeftim- 
umg des 8. 1245 ift daher nur dahin zu verftehen, daß Vormünder und Curatoren 
ı der Kegel die Einwilligung zur Ehe nicht zu ertheilen haben, wenn fih der Mann 
ar Sicherftellung nicht herbeiläßt. 

8. 1246. 
Schenkungen unter Ehegatten unb Verlobten, 

Die Gültigkeit oder Ungültigleit der Schenftungen zwiſchen Ehegatten wirb nach ben für 
le Schenlkngen überhaupt beftchenden Geſetzen benrtheilt. 


8. 1247. 


Bas ein Mann feiner Ehegattin an Schmud, Ebdelfteinen und anderen Koftbarleiten zum 
use gegeben hat, wird im Zweifel nicht für gelehnt, ſondern ſür geſchenkt angeichen. Wenn 
er ein verlobter Theil dem anderen ober and ein Dritter dem einen oder anderen Theile 
; Müdfigt anf bie Tünftige Che etwas zuſichert oder fchenkt, fo Tann, wenn die Ehe ohne 
erfäniben des Geſchenlgebers nicht erfolgt, bie Schenlung wiberrnfen werben. 

Der Gefchenkgeber hat im Falle des Widerfpruches des Geſchenknehmers bios zu 
weifen, daß die Schenkung mit Rüdficht auf die künftige Ehe erfolgte und daß vie 
de nicht zu Stande gefommen ift, nicht auch, daß er am Nichtzuftandelommen nicht 
RR Schuld trägt, meil das Abhandenfein feines Verſchuldens keine fein Recht er- 
ugenbe Thatſache, fondern das Borhandenfein defjelben blos eine das Rückforderungsrecht 
nsichliegenve Thatſache ift. 





ı Eine Ausnahme tritt num in Anfehung ber Wiberlage im Falle des 8. 1260 ein, ©, bie 
ſemert. zu den 85. 1260-1262. s ß ur ' 
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8. 1248. 
Wechſelſeitige Teftamente. 

Den Ehegatten ift geftattet, in einem nnd dem nämlichen Teftamente ſich gegewfel 
andy andere Perſonen als Erben einzufesen. And ein foldes Teftament ift wibern 
Iaun aber ang der Widerrnfung des einen Theiles anf die Widerrufuug bes anderen 
nicht geſchloſſen werden. 


Vgl. die Bemerk. zu 8. 583. 


8. 1249. 
Erboerträge. Erforberniffe zur Gültigkeit bes Erbvertrages. 

Zwiſchen Ehegatten Tann and ein Erbvertrag, wodurch der Tünftige Nadlaf 
Theil befielben verſprochen und das Verfprechen angenommen wirb, geſchloſſen werden 
Zur Gültigkeit eined folhen Vertrages ift jedoch nothwendig, baf er fchriftlicg wit ı 
fordernifien eines ſchriftlichen Teſtaments errichtet werbe. 


$. 1250. 
Ein pfiegebefohlener Ehegatte Tann zwar die ihm verſprochene, unnadtheifige 2 
ſchaft annehmen, aber die Verfügung über feine eigene Verlaflenihaft kann, ohne 
haltung des Gerichtes, nur infofern beftchen, als fie ein gültiges Teſtament iR. 


8. 1251. 
Vorſchrift Über die eingerüdten Bebingungen. 
Was von Bedingungen bei Verträgen überhaupt gefagt worben ift, muß and « 
verträge zwiſchen Ehegatten angewendet werben. 


8. 1252, 


ri . „ „Wirkung bes Grbvertrages. , 
Ein felbft den offentlichen Büchern einverleihter Erbvertrag Hindert den Chegait 


mit feinem Vermögen, folange er lebt, nad Belieben zu falten. Das Recht, weid 
ans entitcht, fett den Tod des Erblafiers voraus; es kaun von dem Vertragserben, 
ben Erblaffer nit überlebt, weder auf Andere übergehen, noch der künftigen Erbſcha 
eine Sicherſtellung gefordert werben. 


8, 12598. 

Dur den Erbvertrag kann ein Ehegatte auf das Recht, zu tefliren, nicht gämg! 
zicht thun. Ein reiner Biertheil, woranf weder der Jemaudem gebührende Pflichtth 
eine andere Schuld haften darf, bleibt kraft des Geſetzes zur freien Iekten Anorkumm 
vorbehalten. Hat der Erblafler darüber nicht verfügt, fo fallt er doch nicht dem 8 
erben, obſchon die ganze Verlaſſenſchaft verfprocden worden wäre, fondern deu ge 
Erben zu, 

8. 1254. 
Erlöjhung des Erbvertrages. 

Der Erbvertrag lann zum Nachtheile des anderen Gatten, mit dem er geichloffen 
Ziſt, nicht widerrufen, fondern nur nach Vorſchrift der Geſetze entlraftet werben. De 
erben bleiben ihre Rechte, wie gegen eine andere letzte Anordnung, vorbehalten, 

Der Erbvertrag ift eine vertragsmäßig unwiberruflihe legte Willenserfll 
Er ift, je nachdem er ſich auf das ganze Vermögen oder einen aliquoten Theil d 





ı „Der Erbvertrag iſt ...... ein aus zwei | binbert, ſodaß das erftere Element bi 
verjchiebenartigen Elementen zufammengefeßtes | liche Grundlage für das letztere bildet”. 
Rechtsgeſchäft, wovon das eine teftamentarifche | Erbrecht, 8. 26. Bgl. insbefonbere am 
bie Grbeinfegimg begründet, das andere ver- | mann, Zur Lehre von den Erbverträgen ( 
tragsmäßige deren willkürliche Aufhebung ver- I fchmeig 1860), $. 1. 
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Bgens des Erblaſſers oder blos auf eine finguläre Erbfolge bezieht, entweder ein Erb⸗ 
rirag im engeren Sinne, VBeerbungsvertrag, Erbeinfegungsvertrag, oder ein Vermächt⸗ 


ag. 

Ra öfterr. Recht find Erbverträge im engeren Sinne, Erbeinfegungsverträge, 
me zwifchen Ehegatten erlaubt (88. 602, 1249). Der Vermächtnißvertrag ift dem 
terr. Recht ganz fremd ?. i 

Da der Erbvertrag aus einer legtwilligen Verfügung und einem vertragsmäßigen 
'emente zufammengefett ift, fo muß derjenige, welcher über feine Berlaffenfchaft einen 
bvertrag fchließen will: 

1) Die Fähigkeit befigen, ein gültiges Zeftament errichten zu können. Eine Ber: 
tung buch Vormünder und Guratoren ift hier abfolut unzuläffig und es können 
ber Wahn- und Blödfinnige auch durch Vermittelung ihrer gefeglichen Vertreter leinen 
vertrag fchließen. 
2) Er muß aud die volle Hanblungsfähigfeit beſitzen. Dieſe kann, wenn nur bie 
Mirfähigfeit vorhanden iſt, durch Vormünder und Quratoren und bie hinzutretenbe 
enehmigung bes Gerichtes erfeßt werden. Nur wenn der Bertragserbe nicht zugleich 
ich über feine eigene Verlaſſenſchaft verfügt und mit der Annahme des Erbeinfegungs- 
zfprechens feinerfeit3 feine Gegenleiftung übernimmt, ift es hinreichend, wenn er bloß 
jerhaupt fähig ift, ein Geſchenk gültig anzunehmen (88. 1250, 865). 

Aus diefer Zufanmenfegung des Erbvertraged aus einer letzten Willenserklärung 
ab dem vertragsmäßigen Elemente, dem Verzichte auf den Widerruf, ergibt ſich auch, 
8, infoweit die Fähigkeit zu teftiren durch pofitive Vorſchriften eingefchränft oder ge- 
ifien Perfonen ganz entzogen ift, diefe Perſonen audy bei Errichtung eines Erbvertrages 
venfo beichränkt bleiben müſſen. Die der Militärftrafgerichtsbarteit unterftehenden Per- 
wen Tönnen daher bei Berurtheilung wegen Berbredhens, folange ihre Strafzeit dauert, 
ei Berurtheilung zur Todesſtrafe vom Enge der Ankündigung des rechtökräftigen Ur- 
jeils, Deferteure der Linie und Referve, welche ver activen Dienftleiftung entwichen 
ad, vom Tage ihrer Entweihung bis zu ihrer Stellung over Einlieferung, wenn fie 
außer der activen Dienftleiftung entwichen find, vom Tage ver Einberufung ?, auch feinen 
ebvertrag errichten ($. 574). in gerichtlich erflärter Verſchwender, welcher nad 
568 blos über die Hälfte feines Vermögens legtwillig verfügen kann, kann auch durch 
kövertrag ſelbſt mit Genehmigung des Gerichtes nicht über mehr *, daher, da ihm nad) 
. 1253 überdies ein reiner Viertheil zur volllommen freien letztwilligen Verfügung 
orbehalten bleiben muß, nie über mehr al8 einen Biertheil verfügen d. Erfolgt in dem 


— — — — 


ſelbſtändige gemeinrechtliche ‚Debeutung bes 
particulären Erbvertrages. Siehe bafelbft auch 
die Anfichten Eichhorn's, Philippe’, Albrecht's, 
Haſſe's und insbefondere Bluntfchli’s, weld 


3 Aus der Beftimmung bes 8. 602, „Erb- 
erträge über bie ganze Berlaffenfhaft oder 
en in Beziehung auf das Ganze beftimmten 
Beil derfelten können nur unter Ehegatten 


ig gefchlofien werben‘, könnte man ſich leicht 
w Yolgerung veranlaßt fühlen, Daß nur ber 
sbvertrag auf Ehegatten eingeſchränkt fer, ber 
ermädtnißvertrag hingegen ganz allgemein, 
sch zwifchen Perſonen, welche nicht Ehegatten 
nd, zuläffig ſei. Die Unrichtigkeit Diefer 
ſelgerung ergibt ſich jedoch zweifellos daraus, 
d bas Beiehbug gar Feine Beflimmungen 
Ser ben Vermachtnißvertrag enthält. Vgl. aud) 
Inger, Erbrecht, 8. 61, Anm. 4, und insbe- 
mdere auch Arndts, „Zur Lehre von ben Erb» 
eträgen nad gemeinem und öſterr. Recht“ 
ı ber öflerr. Biertelj. Schr., VII (1861), 288, 
90, wel letzterer jedoch die Hinterlaffung 
er Fruchtnießung an ben überlebenden Ehe⸗ 
ktten (88. 1255-—1258) als Bermächtnißver- 
“ auffaßt. Bgl. dagegen Unger, Erbrecht, 
‚61, Aum. 4, und bie Bemerf. zu den $8. 
M2--1244. 
Für das gem. Necht entjcheibet fich Bejeler, 
ne Lehre von ben Erbverträgen (Göttingen 
390), II, 2. Abth. S. 109 fg., gegen Die 


leßterer fi auch in der zweiten Auflage feines 
beutichen Privatrechts, ©. 547, wiederholt für 
die Zuläffigkeit des Bermächtnißvertrages aus⸗ 
fpriht; ebenjo Hartmann, S. 73 fg. 

? Bol. bie Bemerk. zu den 88. 15—18 unb 
zu ben 88. 564—576. 

+ Bel. auch Unger, Erbrecht, $. 26, Annı. 
17, gegen Graßl, in ber Ztſchr. für äfterr. 
Nechtögel. (1829), I, Nr. 15; Winiwarter, IV, 
470 fg.; Nippel, VII, 639 fg.; Stubenraud, 
1. Aufl., III, 450; 2. Aufl, II, 436, welde 
annehmen, daß der gerichtlich erklärte Ber- 
ſchwender mit gerichtlicher Genehmigung über 
brei Biertel mittels Erbvertrag verfügen könne. 

° Diefer reine Biertheil ift von dem ganzen 
Nahlafvermögen und nicht von der Hälfte, 
über welche er tejliren barf, zu berechnen. 
Bol. auch Sceiblein, Miscellen, 8. Heft (1821), 
8. 117, Ellinger, zu $. 1250. Anderer Ans 
ficht ift Uuger, Erbrecht, $. 26, Anm. 17, nad) 
welchem der Berfchwenber über ”/, feines Ver⸗ 
mögens mittels Erbvertrag verfiigen könnte. 
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alle, in welchem obervormunbichaftlihhe Genehmigung zur Sarngteit bes Erbvertrapi 
nothwendig ift, dieje nicht, fo kann er nur als widerruflide legte Willenserklärung gelten 

Der Erbvertrag kann al® Privatact nur in der regelmäßigen Yorm eines ſchrifi 
lihen Teftamentes und nicht auch in der außerorbentlihen Form privilegirter Tef- 
mente errichtet werben ($. 1249) ®. 

Die einem Erbvertrage beigefeßten Bedingungen find nicht nach ben für ek 
Willenserflärungen, ſondern nad den für Berträge geltenden Vorſchriften zu beuribeiles 
(8. 1251). 

s Der Berzicdht auf den Widerruf der legtwilligen Anorbnung, wodurch fich der Erb 
vertrag von einer anderen legtwilligen Verfügung untericheidet, ift nur rüdfichtlid tee 
Viertheile des ganzen,. nad) Abzug der Verlaſſenſchaftsſchulden noch erübrigenden Ber 
mögens gültig. Cin reiner Biertheil, worauf weder ein Pflichttheilsrecht noch eine Bew 
laſſenſchaftsſchuld haftet, bleibt dem Erblafler immer zu volllommen freier letztwi 
Berfügung vorbehalten. In dieſen Biertheil iſt alles einzurechnen, worliber ber 

wenn auch in dem Erbvertrage felbft, jedoch nicht zu Gunſten des Bertragserben 

bat. Es flieht aber den Erblaffer auch frei, über dieſen BViertheil zu Gunſten des Be 
tragserben in dem Erbvertrage felbft teftamentarifcdh zu verfügen, nur müßte ber 
Umftand, daß dieſe Verfügung blos als Zeftament zu gelten habe, bentlich ausgedrüch 
fein, widrigens diefer Viertheil nach dem Schlußfage bes 8. 1253 nicht dem Vertrage 
erben, fondern den geſetzlichen Erben zufallen würde. 

Die Einverleibung des Erbvertrages in bie öffentlihen Bücher bringt gar Iris 
rehtlihen Wirkungen mit fi) ($. 1253) 7, daher wäre ein ſolches Einverleibungsgefuh 
ohne Weiteres abzumweijen. | 

Berfchieden von dem Erbvertrage ıjt der Vertrag über bie Erbſchaft eines Dritten 
welcher nah 8. 879, 3. 4, zu beurtheilen ift, ebenfo das Verſprechen, Jemanbe 
künftig als Erben einfeßen zu wollen, weldye®, wenn ed aud bem anderen 
gegenüber gemacht und von biefem angenommen wurde, unverbindlidy ift ®. 


8. 12585. 
Fruchtnießung auf ben Tobesfall (Abvitalitätsreit). 

Wenn ein Ehegatte dem anderen die Zructnießung feines Vermögens anf ben Jai bei 
Ueberlebens ertheilt, fo wird er dadurch im der freien Verfügung durch Handiuugen zukt 
Lebenden nicht beichränft, dad Recht der Fruchtnichzung (K. 509-520) bezieht fig nur mi 
ben Nachlaß des frei vererblichen Vermögens. 


6. 1256. 


Wird aber die Fruchtnießung eines unbeweglien Gutes mit Einwilligung des Verleihen 
den öffentlichen Büchern einverleibt, fo Tann biefelbe in Hinſicht dieſes Gutes nicht mehr ver 
fürzt werden. 

$. 1257. 

In dem alle, daß der überichende Theil fi) wieder verehelicht aber die Sruchtuichum 
einem Anberen abtreten will, haben bie Kinder des veritorbenen Ehegatten bad Rei, ya 
verlangen, daß ihnen diefelbe gegen einen augemeflenen jährlichen Betrag überlafſen werde. 


$. 1258. 


(in Chegatte, welcher auf die Fruchtnießnung der ganzen Verlaſſenſchaft des andern 
Ehegatten oder eines Theiles derſelben Auſpruch macht, hat Leim Net, ben ihm in ben 
Zalle der gefetslichen Erbfolge von dem Gefehe ausgemeflenen Anibeil zu fordern (88. 757-759. 


Vgl. Die Bemerk. zu ten SS. 1242—1244. 


® Tal. Unger, Erbrecht, 8. 26, Note 10. | zu bezweifeln. Bol. au Nippel, Erl. VIL 
Ausdrücklich ausgeſprochen iſt dieſes vüdficht- | 634; Stubenrauch, 2. Aufl., II, 376; Unge, 
lich Militärteſtamente Durch Lie Hofkriegsräthl. | Erbrecht, $. 26, Note 10. 

Bog. vom 8. März 1818. Daß der Erbver— ” Unger, a. u. O., $. 26, Rote 16. Bgl 
trag auch vor Gericht oder einem Wotar er- | auh Stubenraud, 1. Aufl., IX, 451 ig-; 
richtet werden kann, und Dann nicht noch ind- | 2. Aufl, II, 377, 378. 

befondere alle Erfordernifje eines fchriftlichen ® Yinger, Erbredt, $. 26, vor Rote a). 
Teſtaments an ſich tragen müfle, ift wel faum 
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8. 1259. 
Einkindſchaft. 
Die Einkindſchaft, das iſt ein Vertrag, wodurch Kinder ans verſchiedenen Ehen in der 
bfolge einander gleichgehalten werben follen, bat Teine rechtliche Wirkung. 


Die Hauptwirkungen des Inftituts der Einkinbjchaft, welches nur noch fporabifch 
rt einzelnen Orten Deutjchlands, vorzüglih in Franken, Schwaben und am Rheine 
orkommt und nad öſterr. Recht, fowie nach Baier. 8. R. ausdrücklich verboten ıft 1, 
Mebt darin, daß die Vorkinder gegemüber dem Stiefparens in das Verhältniß Leiblicher 
inder treten und gegen diefen ein gleiches Erbrecht wie die ehelichen Kinder erlangen *. 

Rechte der Kinder aus den verichiebenen Ehen unter ſich und mit den Verwandten 
> GStiefältern entftehen durch die Einkindſchaft nit. Der Einkindſchaftsvertrag hat 
mwilienrechtlihe und vorzüglich erbrechtlihe Bedeutung und wird zwifchen ben beiben 
begatten unter fi) und mit den Vorkindern, beziehungsweife deren Vormündern ober 
xratoren gejchloffen, und hat den Zwed, Berwidelungen bei ver Wieberverehelichung 
28 Überlebenden Aelterntheiles zu vermeiben ?, 


8. 1260. 
Abjonberung bed Vermögens im Falle 1) eines Goncurfes. 


Wenn über das Vermögen des Mannes bei feinen Lebzeiten ein Concurs eröfluet wird, 
u laun die Ehegattin zwar noch wicht die Zurückſtellnug des Heirathsgutes umd die Herans⸗ 
nbe der Widerlage, jondern nur die Sicherftellung für den Fall der Auflöſung ber Ehe gegen 
Ne Gläubiger verlangen. Sie ift überdies berechtigt, vom. Zeit der Concnröeräffunng ben 
Beau des witibligen Unterhaltes, und wenn Teiner bedungen ift, ben Genuß des Heiraths⸗ 
Wied anzufprechen. Diefer Auſpruch anf den einen oder den anderen Genuß hat aber nicht 
Bett, wenn bewielen wird, daß die Ehegattin an dem Verfalle der Bermögensumftände des 
Rennes Urſache fei. 

8. 1261. 
Berſällt die Gattin mit ifrem Vermögen in den Conturs, fo bleiben die Chepacten un: 


8. 1262. 


JR zwifchen den Ehegatten eine Gemeinfhaft der Güter bebungen, fo hört dieſelbe durch 
kn Concurs des einen oder des anderen Ehegatten anf und dad zwifchen ihnen gemeinichaft- 
ige Vermögen wird, wie bei dem Tode, getheilt. 


Dei der Concurseröffnung über das Vermögen eines Ehegatten bei feinen Lebzeiten 
R 1) zunächſt darauf zu fehen, ob zwiſchen ben beiden Ehegatten Gütergemeinfchaft 

bt, und wenn biejes nicht ber Fall ift, 2) ob der Concurs über das Vermögen des 
annes oder der Frau eröffnet wurbe. 

Defteht zwiſchen den Ehegatten Gütergemeinichaft, gleichviel ob unter Lebenden oder 


2 Bol. Bluntſchli, a. a. O. ©. 490 fg. 

2 Das Erbreht der Stiefältern gegen bie 
jorfinder ift fireitig. Walter, S. 279, beruft 
& zur Begründung der verneinenden Anficht 
gsauf, daß ein foldes aus bem Principe ber 
Eulindfchaft nicht folge, während nach Bluntſchli, 


Bebürfniß die gemeine Wirthſchaft fordert, ober 
einen engen Bietätsverband der GStiefältern 
wünfdenswerth macht, läßt fih doch aud ohne 
Eintindfchaft Durch Uebertragung ber Vormund⸗ 
Ihaftsrechte oder Erbvertrag ober Kinbesan- 
nahme ſorgen“. Bluntfchli, S. 493. Freilich 


5. 492, befonbers da, wo allgemeine Güter- 
eıneimfchaft gilt, Die gewichtigeren Grünbe für 
de bejahende Zöjung ber Frage fprechen würben. 

s ‚Benn jedoh auch dieſes Rectsinftitut 
uch natürlihe Motive unterſtützt wird, fo 
eidet e8 doch auch an künftlicher Miſchung und 
Ierwidelung verfchiebenartiger natürlicher Inter⸗ 
ſſen immungen, die leicht im Leben, 
tg ber vollzogenen Einiguug it ſchroffen 
egenfäten anseinandertreiben... Soweit das 


iſt nach Öfterr. Recht die Vorſorge mittels Erb⸗ 
vertrag für die Kinder der verſchiedenen Ehen 
gar nicht, und durch Annahme an Kindesſtatt 
nur, wenn die Vorausſetzungen des 8. 180 
b. ©. B. eintreffen, möglich. VBgl. über 
bie ganze Lehre vorzüglich auch Beſeler, Erb⸗ 
verträge, 2. Theil, IL, 150 fg.; Hillebrand, 
Fe en ber ae ehe 3 Ber Ein» 
indfchaft” in ber rt. für beutfches Recht, 
X (1846), 420 fg. j 9 
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auf den Todesfall, fo hört fie durch bie Concurseröffnung über das Vermögen bei ı 
oder des anderen Ehegatten auf, und das Vermögen wird, wie wenn ein 
fiorben wäre, getheilt ($. 1262). Bei der Theilung des Vermögens tritt die 
ſchrift des 8. 1235 ein. 

Beſteht Feine Gütergemeinſchaft, fo gilt als Regel, daß durch die Eröffunm 
Eoncurfes über das Vermögen eines Ehegatten die vermögensrechtlichen 
felben nicht berührt werden. Die Eröffnung des Concurſes äußert auf das Ben 
des nicht in Concurs verfallenen Ehegatten feinen weiteren Einfluß, als mit ver 
curseräffnung an und für fi) auch gegen Perſonen, welche nicht Ehegatten find, 
haupt verbunden if. Diefe Regel gilt ausnahmslos, wenn die Ehegattin mit 
Bermögen in Concurs verfällt (8. 1261). Berfällt der Mann in Concurs, fo 
hiervon nachftehende Ausnahmen: a) Die Frau kann für den Fall der feiner 
Auflöfung der Ehe die Sicherftellung des Heirathägutes und der Widerlage verl 
(8. 1260); b) fie ift überdies berechtigt, ven Genuß des Witwengehaltes und e) 
feiner bedungen wurde, ven Genuß bes Heirathsgutes zu verlangen (F. 1260). 

Ueber die Behandlung der VBermögensrechte der Ehegattin eines Kaufmanne 
den Ehepacten gegenüber den Handlungsgläubigern im Falle des Concurſes f. die 3 
zu den 88. 1225 und 1226. Der Anfprud auf den Genuß des Witmengehaltet 
bes Heirathögutes findet nicht ftatt, wenn bewiefen wird, daß bie Ehegattin aı 
Berfalle des Vermögensftandes des Mannes Urfadhe ift. 


8. 1268. 
Abfonderung des Vermögens: 2) Im Falle einer freiwilligen Scheibung. 
Wenn Ehegatten übereintommen, geſchieden zu leben, fo hängt es auch non ihrem 
verftändnifle ab, welches immer zugleich zum treffen ift (88. 103—105), ob fie ihre Ehel 
fortdanern lafſen oder anf weldhe Art fie diefelben abändern wollen. 


8. 1264. 
Abfonberung des Bermögens: 3) Im Falle einer gerichtlichen Scheibung. 

Iſt aber anf die Scheidung duch richterliches Urtheil erlannt worden, umb träg 
Theil oder jeder Theil Schuld an ber Scheidung, fo laun ein oder ber aubere Thei 
Yangen, daß die Ehepacten für aufgehoben erklärt werden, worüber von dem Geridte Re 
Bergleich zu verfuchen ift (8.108). Iſt ein Theil ſchuldlos, fo fteht demfelben frei, die 
ſetzung oder Aufhebung der Ehepacten, ober nad Umftänden den angemeflenen Unterh 


verlangen. 
$. 1265. 


Ricgtigerflärung. 
Bird eine Ehe für ungültig erflärt, fo zerfallen and die (Eheparten; das Ben 
kommt, infofern es vorhanden ift, in den vorigen Stand zuräd. Der ſchuldtragende 
hat aber dem ſchuldloſen Theile Entfhädigung zu leiſten (8. 102). 


8. 1266. 
Trennung ber Ehe. 

Wird die Trennung ber Che (88. 115 und 133) auf Verlangen beider Ehegatten, 
nmüberwindlien Abneigung wegen, verwilligt, fo find die Chepacten, foweit barübe 
Vergleich getroffen wird ($. 117), für beide Theile erlofgen. Wird anf die Treuum 
Ehe durch Urtheil erfaunt, fo gebührt dem ſchnldloſen Ehegatten nicht nur volle Gewuugtf 
fondern von dem Zeitpunkte der erlannten Trenunng alles dasjenige, was ihm im ben 
yacten auf dem Fall des Ueberlebens bedungen worden if. Das Vermögen, woräbe 
Gütergemeinfhaft beitanden bat, wird wie bei dem Tode getbeilt, und das Recht amd 
Erbvertrage bleibt dem Schuldlofen auf den Todesfall vorbehalten. Die geſetzliche Er! 
(88. 757—159) Tann ein getrennter, obgleich fchuldlofer (Ehegatte nicht anſprechen. 


Die vermögensrechtlichen Wirkungen ver Aufhebung der ehelihen Gemeinſchaff 
der Natur der Sache nach verjdhieben, je nachdem das ehelihe Zufammenfeben ü 
der Ungültigfeitserflärung ber Che, oder infolge der Trennung einer gültigen Che, 
endlidy blos infolge der Scheidung von Tiſch und Bett aufhört. 


2; 
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Als Leitendes Princip läßt fih aufftellen, daß bei Ungültigkeitserkllärung ber Che 
ie Auseinanberfegung des Vermögens der Ehegatten mit Zugrundelegung des Ver— 
ıögensftandes vor Eingehung der Ehe (ex tunc), bei Trennung der Ehe und bei 
Scheidung von Tifh und Bett aber mit Aufrechthaltung des VBermögensftandes zur Zeit 
er Trennung ober Scheibung ber Ehe (ex nunc) zu erfolgen bat. 

Stillfehweigende gejetlihe PVorausfegung für den Beginn der vermögensrechtlichen 
Birfungen ver Ehe ift der Beſtand einer gültigen Ehe. Zeigt fi durch die Nichtig- 
Märung der Ehe, daß eine gültige Ehe gar nicht beftanden bat, fo konnte eine foldye 
scheinehe an und für ſich auf das Vermögen der Ehegatten auch Feine rechtlichen 
Birfungen hervorbringen, und c8 muß bei der Auseinanderfegung des Vermögens ein 
jtand bergeftellt werben, als wenn bie für ungültig erflärte Ehe gar nie beftanden 
itte — „das Bermögen kommt in den vorigen Stand zurüd“ ($. 1265). In⸗ 
fen können jedoch einerjeitS die bis zur wirklichen Ungültigleitserflärung der Che 
ſtandenen factifchen Zuſtände nicht ignorirt werben; anbererfeits kommt aud noch der 
mſtand in Betracht, daß ter Ehegatte, welcher durch Eingehung einer Scheinehe den 
deren Ehegatten getäufcht hat, ſchon nad allgenemen Grunpfägen für feinen dolus 
ß haften bat. Es ift daher der Dann, weldyem tie Ungültigfeit der Ehe nicht befannt 
var, nicht fchuldig, den während der Ehe nah $. 1239 an dem DBermögen ber Tran 
ezogenen Fruchtgenuß und die Früchte des Heirathsgutes zu verrechnen und herauszu⸗ 

(8. 1458 und Analogie aus $. 330); ebenjo wenig hätte die ſchuldloſe Frau bie 

, welche fie mit Einwilligung des Mannes während der Ehe von dem ihm ge- 
rigen Bermögen bezogen bat, zurüdzuvergüten. Gefchenfe, welche fi die vermeint- 
ichen Ehegatten gegenjeitig gemacht haben, werben durch die Ungültigkeitserflärrng rechts⸗ 
mwirkſam, wenn der Geſchenkgeber von der Ungültigfeit ver Ehe feine Kenntniß hatte, 
mil anzunehmen ift, daß er ſich bei Errichtung der Schenkung in einem wefentlichen 
Srthume befunden habe. Hätte fich jedoch auch der andere Ehegatte über die Gültig— 
kit der Ehe im Irrthume befunden, jo hätte er nur basjenige herauszugeben, was von 
der Schenkung noch in feinem Vermögen ift (8. 329). Dies gilt insbefondere von dem 
ver Ehegattin geſchenkten Schmucke :c. ($. 1247) und von der Morgengabe (8. 1232). 

egen wäre das ber Gütergemeinfchaft unterzogene Vermögen fo zu theilen, als wenn 
dæe folche nie beſtanden, das Heirathsgut ift zurüdzuftellen, vie Zufiherung einer Wider- 
age oder eines Witwengehaltes verliert ihre Gültigkeit c. War ein Ehegatte von der 
Ingültigfeit der Ehe in Kenntniß, jo darf er aus der beftandenen ungültigen Ehe nicht 
ar keinerlei Vortheile in Händen behalten, fondern er bat auch dem ſchuldloſen Ehe- 
ktten allen durch bie Eingehung der ungültigen Ehe entftandenen nachweisbaren Schaden 
ı erfeben (8. 1265). 

Wird eine Ehe getrennt, fo jet dies voraus, daß bis zum Zeitpunkte ber er- 
fgten Trennung eine gültige Ehe beftanden hat. Bet der Auseinandberfegung des 
ermögens muß daher davon ausgegangen werden, daß Die vermögensrechtlihen Folgen, 
elche entweber ſchon kraft gefetlicher Borfchrift mit der Eingehung einer Ehe verbunden 
nb oder in den Ehepacten bedungen wurden, bereits eingetreten find. Außer dem Falle 
ner befonderen Uebereinfunft ift daher Das Vermögen, über welches Gütergemeinſchaft 
dungen wurde, nad) Vorſchrift des $. 1235 zu theilen und es erhält nicht etiwa jeder 
hegatte das in die Gütergemeinfhaft Eingebrachte zurüd. Diefer Vertheilungsmodus 
itte, da 8. 1266 zwifchen Gütergemeinſchaft unter Yebenden und auf den Todesfall 
icht nur nicht unterjcheidet, fondern gerade bie Gütergemeinfchaft auf den Todesfall als 
tegel vorausſetzt ($. 1234), fogar bei der Gütergemeinſchaft auf ben Todesfall einzu- 
eten, obwol hier eine wirflihe Gemeinſchaft der Güter unter den Ehegatten nody gar 
icht eingetreten ift. Im Uebrigen treten aber jene Wirkungen der Ehepacten, welche vie 
luflöſung der Ehe durch den Tod eines Ehegatten zur Vorausfeßung haben, nicht ein, 
yeil diefe Borausjegung ſich nicht mehr verwirklichen kann. Die Chegattin verliert 
aber ven Anfprucd auf dasjenige, was ihr auf den all bes Ueberlebens betungen 
nrde. Cine Ausnahme tritt nur dann cin, wenn die Ehe aus Berfhulden eines 
khegatten getrennt wurde. In biefem Falle Kann ver ſchuldloſe Ehegatte dasjenige 
wbern, was ihm auf den Tall bes Ueberlebens bedungen wurde, und zwar nicht erft 
ach dem Ableben des ſchuldigen Theiles, fondern von dem Zeitpunkte der Trennung 
a, was als eine Art Privatitrafe zu Gunften tes ſchuldloſen Ehegatten anzufehen ift, 
v. ſirchſtetter, Commentar. 2. Aufl. 88 
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Da ein Erbvertrag nur zmifchen Ehegatten befteben kann, fo müßte er t 
Trennung der Ehe ebenfall® unwirkfam werden. Nah 8. 1266 bleiben jeb 
ſchuldloſen Ehegatten die ihın aus dem Erbvertrage zuftehenden Rechte vorl 
er felbft ift aber feinerfeit8 an den Erbvertrag nicht gebunden. 

Unabhängig ven biefen bier auseinandergefegten Folgen der Trennung fl 
ſchuldloſen Ehegatten auch noch das Recht auf vollen Schabenerjaß, welcher ım 
ftänden auch in dem anftändigen Unterhalte beftehen kann, zu ($. 1266). 

Bei der Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett befteht die Ehe u 
bis zu dem Zeitpunkte der wirklih erfolgten Scheivung mit allen ihren ve 
Wirkungen, ſondern e8 befteht die Ehe, wenn auch nicht die ehelihe Gemeinfche 
nach erfolgter Scheibung noch fort. Es gehört daher ein ausprüdfiches, hierauf ( 
Begehren dazu, welches, wenn fein Theil oder jever Theil an der Scheidung 
trägt, von jedem Theile, fonft nur von dem ſchuldloſen Ehegatten geftellt werde 
damit die Ehepacten erlöfchen, fonft beftehen fie fort. Wird das Begehren a 
bebung der Ehepacten geftellt, fo iſt das Bermögen wie bei der Trennung der 
theilen. Das nad 8. 1266 dem ſchuldloſen getrennten Ehegatten zuftehenve 
vom Zeitpunfte der erfannten Trennung alles dasjenige zu verlangen, was ihm 
Ehepacten auf ven Fall des Ueherlebens bevungen wurde, fteht dem gefchieben: 
gatten nicht zu. Da aber hier die Ehe noch als fortbeftehenb angenommen wirt 
dem an der Scheibung nicht ſchuldtragenden Ehegatten die gefeßliche Erbfolge vor 
(arg., 88. 796 und 1266 a. E.). Dem fchuldlofen Ehegatten ſteht ferner nebe 
Rechte, die Yortfegung oder Aufhebung ber Ehepacten zu verlangen, nad) Um 
wenn nämlich nit ſchon in den Ehepacten Borforge getroffen ift, auch noch ba 
zu, den anftäntigen Unterhalt zu verlangen (8. 1264 a. E.). Die fchulplofe Fr 
den anftändigen Unterhalt nad) 8. 91 in jedem alle, der Mann jedoch nur, ı 
felbft fein eigenes Vermögen befigt und ihm diefer überhaupt mangelt, verlangen. 
nahmsweife fann auch bei einer aus beiderfeitigem Verſchulden erfolgten Se 
unter Berüdfichtigung aller Berhältuiffe und ver für fie ſprechenden Billigkeit 
ver Ehemamı zur Verabreihung des anftändigen Unterhaltes an bie Frau w 
werden (Hofd. von 4. Mai 1841, J. ©. ©., Nr. 531) 2. 

Da die Verpflichtung zur Leiftung des anftändigen Unterhaltes keine abjolu 
unter allen Berhältniffen gleichbleibende ift und insbefondere beim Ausmaße t 
auf die Erwerbsfähigfeit des Mannes Rüdfiht genommen werden muß, fo ver 
fid) von felbft, daß ſelbſt die Fraft eines Urtheiles oder gerichtlichen Vergleichet 
(Ehegatten obliegende Unterhaltsleiftung nicht ohne Weiteres wie jede andere 
deffelben auf feine Erben übergeht, fondern daß nicht nur der Betrag derfelben u 
ſondern aud) die Verpflichtung zur Leiftung derjelben überhaupt mit dem Tode d 


— — — 
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I Statt „oder“ ſollte es im 8. 1264 a. E. 
heißen „und“, denn fonft wäre das Begehren 
anf Leiftung bes anftändigen Unterhaltes nur 
begrünbet, wenn gar feine Ehepacten vorhanden 
find, nit au, wenn zwar Chepacten vor- 
banden find, dem fchuldlofen Ehegatten aber 
gar nichts zugefichert if. Vgl. aud die Obitg. 
Entjd. von 4. Sept. 1861, 3. 5499; Glaſer 
und Unger, III, Nr. 1383, und vom 11. Dec. 
1866, 3. 10917; Gerichtshalle 1867, Nr. 20, 
in denen fich) Der Grundſatz ausgeſprochen fin- 
det, daß der ſchuldloſen Ehegattin, neben dem 
Begebren um Aufhebung der Ehepacten und 
Herausgabe des Heirathsgutes and Das Recht 
auf Nlimentation zuftche. 

2 Auf eine Benfion oder Provifion haben 
die aus ihren Berjchulden gefchiebenen Witwen 
der Staatsdiener (mozu aud die Witwen ber 
Difiziere und Milttärbeamten gehören) keinen 
Anfpruch (Hofd. vom 5. Oct. 1830, J. ©. ©., 
Nr. 2485, und Hoffriegerätbl. Vdg. vom 31. 
Mai 1844, v. 1996, Milit. G. ©., Wr. 28). 


Liegen nach dem Ermeſſen des Nichte 
gewichtige Billigkeitsgründe, aus da 
Mann zur Leiftung des anftändigen Unt 
verhalten werden Tann, nicht vor, fo | 
auch nicht etwa zur Leiftung des notbd 
Unterbaltes verurtbeilt werben. 
Entid. vom 27. Kebr. 1866, Gztg. 
Nr. 32; Glafer und Unger, V, Nr. 2% 
23. Oct. 1866, 3. 8322; Glafer und 
V, Nr. 2646. Einer aus eigenem Ber] 
gefchiedenen Ehegattin fteht fein, wie 
gearteter Alimentationsanfpruch gegen di 
gatten zu. Bgl. Obfig. Entid. vom ı 
864, 3. 2349; Glaſer, Unger und 2 
IV, Nr. 1910; vom 27. Febr. 1866, 3 
Gztg. 1866, Nr. 32; vom 11. Sept. 
3. 7919, Sjtg. 1867, Nr. 20, umd d 
Sehr. 1867, 3. 1228; Gerichteballe 
Kr. 32. Dagegen wurbe mit Obſtg. 
von 29. Dec. 1863, 3. 9257 entſchiede 
ber Ehegattin ber notbbärftige Unter 
allen Fällen gebühre. 
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ichteten Ehegatten aufhören kann. Es find daher die Unterhaltsanfprlihe gegen vie 
lafſenſchaft erft neu zu liquidiren. Ausdrücklich beftinunt dies die Hoffriegsräthl. Vdg. 
vom 7. Yuli 1847, F. 906 (Milit. ©. S., Nr. 32) ?. R 

Auch das Recht anf Erfat eines weiteren durch die Scheidung erlittenen Schadens, 
welcher dem ſchuldloſen Ehegatten bei erfolgter Nichtigerlärung und Trennung der Ehe 
ausdrücklich zuerfannt ift, kann dem ſchuldloſen gefchiedenen Spegatten nicht aberfannt 
werden, indem er hierauf ſchon nad 8. 1295 Anſpruch hat. 

Zu bemerken ift, daß, wenn fih das 4. b. ©. B. des Ausorudes „Scheidung“ 
bedient, darunter die immerwährenbe ung von Tiſch und Bett zu verftehen ift *, 
während nad) den $$. 208 fg. des nunmehr aufgehobenen Chegefees vom 8. Det. 
1856, Anhang II, die zeitliche Scheibung von Tis und Bett die Regel bildete. Die 
Aufhebung ber Ehepacte kann erft nach ausgeſprochener immerwährender Scheibung ver- 
langt werben. Bis dahin hat jeder Ehegatte den einftweiligen Genuß des ihm für den 
Gall der immerwährenden Scheidung gebührenden Stammvermögens zu forbern, und der 

atte, dem ein Recht auf den anftändigen Unterhalt zufteht, kann biefen natürlich 


auch bei bloß zeitlicher Scheidung verlangen. 


3 Bas die allgemeinen Borausfeungen, den 
Inhalt und die Höhe diefer Unterbaltsanfpriüche 
anbelangt, gelten diefelben Grundſätze wie bei 
Gaiden Kindern gegenüber ihren Aeltern. 


Dal. bierlüber bie Bemerk. zu ben 88. 189— 
gl. bie Bemerl. zu den 88. 103—110, 
Aum. 2, ©. 77. 
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Nennundzwanzigfles Hanptſtück. 
Bon den Glüdsverträgen. 


8. 1267. 
Blüdsverträge. 
Ein Vertrag, wodurch die Hoffnung eines nad ungewifien Vortheiles verfpredgen sl 


angenommen wird, ift ein Glücksvertrag. Cr gehört, je nachdem etwas Dagegen verſpreher 
wird oder nicht, zu den entgeltlichen oder unentgeltlihen Verträgen. 


8. 1268. 
Bei Glücksverträgen findet dad Rechtsmittel wegen Verkürzung über bie Hälfte bed 
Werthes nicht ftatt. 
8. 1269. 
Arten der Glüdsverträge. 
Glüdöverträge find: die Wette, dad Spiel nnd dad Zoos, alle über gehoffte Nechte der 
über künftige no unbeftimmte Sachen errichtete Kanf- ımd andere Verträge, feruer dir 2b 


renten, die gefellfchaftlihen Werforgungsanftalten, endlich die Verſicherungs⸗ und Vebmeirb 
verträge. 





| 


Das Eigenthünliche der gewagten (aleatorifchen) oder Glücksverträge beſteht darin, | 
daß die Eriftenz oder wenigftens der Umfang der Verpflichtung beider Contrahenten 


oder eines berfelben von einem beſtimmt bezeichneten, aber für die Contrahenten unge 
wiffen Umftanbe abhängig gemacht wird. 

Bei der Eingehung eines Glüdsvertrages kann die Erzielung eines reinen Or 
winnes gegen Gefahr eines entfprehenvden Verluſtes beabfichtigt werben, alſo das 
Wagniß ter ausfchlieglihe Zweck und Inhalt nes Vertrages fein (Glücksverträge im 
engeren Sinne), oder es kann ein folder Vertrag für beide Contrahenten oder doech 
für einen berfelben durch die Umftände geboten fein (Glücksverträge im weiteren Sinne). 

Zu den Glüdöverträgen der erfteren Art, welche faft allgemein und aud nad 
öfterr. Rechte gewiffen pofitiven Befchränfungen unterworfen find, gehören Wette, Spiel 
und Lotterievertrag; zu den Glüdsverträgen ver letzteren Art gehören von ven im 
8. 1269 aufgezählten Verträgen alle über gehoffte Rechte oder über künftige noch uw 
beftinnmte Sachen errichteten Kauf- und anderen Verträge, Leibrentenverträge, die gelel: 
ſchaftlichen Verforgungs-, Verfiherungs- und Bodmereiverträge. 

Der Natur der Sache nach muß das Rechtsmittel der Verlegung über bie Hälfte 
wegen Mangel eines jeden beftimmten Mafftabes für die Anwendbarkeit deſſelben Mi 
Glüdsverträgen ausgeſchloſſen fein. 


8. 1270. 
1) Tie Wette. 


Wenn über ein beiden Theilen noch unbekanntes Ereigniß ein beftinmter Preis zwiſcher 
ihnen für denjenigen, defien Behauptung der Erfolg entſpricht, verabredet wird, fo entkch! 
eine Wette. Hatte der gewinnende Theil von dem Ausgange Gewißheit und verheimliäte tt 
fie dem anderen Theile, fo macht er fi einer Arglift ſchuldig und die Wette iſt uugälti. 
Der verlierende Theil aber, dem der Ausgang vorher befaunt war, iſt als ein Gefcenigeht! 
anzufehen, 
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8. 1271. 


Redliche und fonft erlanbte Wetten find infoweit verbindlich, als der bedungene Preis 
nicht blos verſprochen, ſondern wirklich entrichtet oder hinterlegt worden ift. Gerichtlich Taun 
Ser Preis nit gefordert werben. 


8. 1272. 
2) Das Spiel. 

Jebes Spiel ift eine Art von Wette. Die für Wetten feftgefeuten Rechte gelten aud für 
Spiele. Welche Spiele überhaupt aber für beſondere Klaſſen verboten, wie Berfonen, die 
Verbotene Spiele treiben und diejenigen, bie ihnen dazu Unterſchleif geben, zu beftzafen find, 
bekimmen bie politiſchen Gejebe. 


8. 1273. 
3) Das 2008. 


Ein zwifchen Privatperfonen anf eine Wette oder anf ein Spiel abziclendes Loos wird 
nad den für Wetten und Spiele feſtgeſetzten Vorſchriften benrtheilt. Soll aber eine Theilung, 
eine Wahl oder eine Streitigleit durch das Loos entichieden werden, fo treten dabei die 
Nechte ber übrigen Verträge ein. 


8. 1274. 


Staatslotterien find nicht nad) der Eigenſchaft der Wette und des Spieles, fondern nad 
Den jedesmal barliber Iundgemacdten Plauen zu beurtheilen. 


Bon Thöl! und den meiften Neueren wird der Unterfchied zwifchen Spiel und 
Bette dahin angegeben, daß die Spielenden durch ihre Thätigfeit einen Einfluß auf die 
Entſcheidung üben, die Wettenden fi aber jeder Thätigkeit diefer Art enthalten. Andere 
finden das Charakteriftifche zwifchen Spiel und Wette darin, daß die Wettenden wider: 
Rreitende Behauptungen aufftelen und etwas für den Wall verfprehen, als fid 
ihre Behauptung nicht beiahrheitet, indem es auch Wettkämpfe gibt, in denen ber 
Ausgang von der Kraft und Gewandtheit der Streitenden abhängt, und andererfeits 
wieber Spiele, bei denen, wie 3. B. bei ben Hazarbfpielen, die Thätigfeit ber Spielen⸗ 
den ganz zurüdtritt und verſchwindet 2. 

Spielverträge — zu unterjheiden von der Handlung des Spieles felbft, welche 
nichts Yuriftiiches enthält — waren nad) röm. Recht erlaubt, wein es dabei auf Muth 
und Lörperliche Geſchicklichkeit ankam; dagegen waren alle Spielverträge, bei denen die 
Entſcheidung vom Glücke abhing, unverbindlih und fogar mit Etrafe bevroht ?. Die 
Wette (sponsio) war wie jeder andere Vertrag erlaubt und klagbar, wenn fie nicht zur 
Verdeckung eine unerlaubten Spiele8 diente und die Bedingung berfelben auch fonft 
feine unehrenhafte war. 

Das deutſche Recht hat ven Alters ber die entſchiedene Tendenz, vie Wette dem 
Spiele gteih zu behandeln. Auch das A. b. ©. B. erklärt das Spiel blos für eine 
Art von Wette, ohne irgendwelche unterfcheidende Merkmale anzugeben, und behandelt 
Spiel und Wette nach ganz gleichen Grundfägen (8. 1272). Was aber tie Gültigkeit 





ı Thol, Der Berfehr mit Staatspapieren 
ans bem Gefichtspunfte der Taufmännifchen 
Speenlation mit Berüdfihtigung feiner jurifli- 
[chen Ratur (Göttingen 1835), S. 237 fg. 
unb 267 IB: und Handelsrecht (3. Aufl., 
@öttingen 1854), I, 88. 102 und 103, Rote 6. 

2 Bol. Wilda in ber Ziſchr. für deutſches 
Wet, II, Nr. 6, „Die Lehre vom Spiel”, 
“anb VIII, Nr. 8, „Die Wette”; Bluntfchli, 
@. a. D., $. 143. 

2 Ein folder Spielvertrag gab nicht nur 
Leine Klage auf Erfüllung, jondern das frei- 
willig Gezahlte konnte fogar durch 50 Jahre 
von dem Zahlenden, und wenn biefer von fei- 


nem Rechte feinen Gebrauch machte, vom Fis- 
eus zurüdgefordert werben. Wer e8 bulbete, 
bag in feinem Haufe gefpielt wurbe, follte nad) 
dem Edicte des Prätors gegen gewiffe Unge- 
hörigfeiten feinen rechtlichen Schutz finden. 
Geiſtliche, welche an unerlaubten Spielen auch 
nur als Zuſchauer Theil nehmen, ſollen nad 
nov. 123, c. 10 ſuspendirt werben. Göſchen, 
II, 2. Abtb., 8. 544. 

Bgl. Bluntſchli, a. a O., ©. 398, und 
über „Die Wette” nach öſterr. Recht Arndts 
in ber äfterr. Gerichtsztg. vom J. 1861, Nr. 
101 und 102. 
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beider anbelangt, fo hat bie äfterr. Gefeggebung einen ganz eigenen Weg eingefchlagen ®, 
indem es zur Gültigkeit von redlichen und fonft erlanbten Wetten und Spielen © fordert, 
daß der bebungene Preis nicht blos verjprochen, fondern entweber wirklich entrichtet oder 
bei einem Dritten hinterlegt wurde (8. 1271). (Vgl. Übrigens bie Bemerl. zu ver 
SS. 449—452, Anm. 12.) Der verlierende Theil, dem der Ausgang vorher be 
Schließung des Wett- oder Spielvertrages befannt war, ift als Geſchenkgeber an 
fehen (8. 1270 a. €). Es dürfte jedody in diefem alle die Deponirung bes Vreiſet 
bei einem Dritten die Stelle der nad 8. 943 zur Gültigkeit der Schenkung erforder 
lichen Webergabe der Sade an den Gefchentnehmer vertreten. Als Wetten find and 
die fog. Differenz und Prämiengeſchäſte zu behandeln ®. 

Auch Lotterieverträge, d. h. ſolche Verträge, woburd ein Compacifcent (ber Unter: 
nehmer) den anderen nad) einen dem Geſchäfte zu Grunde gelegten Plane gegen (il 
richtung einer in jedem Falle zu zahlenten beftimmten Geldſumme vie Zahlung des anf 
die von dem anderen Compacifcenten genontmene Zahl entfallenden Gewinnes verfpridt*, 
find nad) 8. 1273 nad) den Vorſchriften über Spiel- und Wettverträge zu beuribeilen. 
Was das Heuer» oder Promefjengefhäft anbelangt, jo beftimmt hierüber das Geſectz ven 


7. Rov. 1862 (R. ©. Bl., Nr. 85): 


5 Bol. über die Borfchriften bes Br. ER. 
Koh, Das Recht der Forberungen, III, 839 f 

® Siehe die unerlaubten Spiele, aufgezählt in 
Stubenraudy’s nermaltungegelegtunbe, 3. Aufl. 
(Bien 1861), II, 8. 429, &. fg. 

? Die Ansftelung eines Schuldſcheines ge- 
nügt alfo nicht. Bol. auch die Vong. Entid. 
vom 8. Febr. 1860, 3. 256; Glaſer und 
Unger, III, 1078. Anſtatt „Gerichtlich kann 
ber Preis nicht geforbert werben“ ($. 1271, 
Schlußſatz), follte e& heißen: „Sonft kann ber 
Preis gerichtlich nicht gefordert werben‘, benn 
Die Deponirung wäre ganz zwedlos, wenn nicht 
auf Herausgabe des Deponirten gellagt werben 
könnte, man müßte denn annehmen, bas Ge- 
feß habe mit diefen Worten blos die Zurüd- 
forderung bes zufällig in den Beſitz 
des bie Wette ober das Spiel Gewinneuden 
Gelangten ausfchließen wollen. Ungenau ift 
bie Bemerkung Stubenrauhs (1. Aufl., III, 
478; 2. Aufl., II, 399, Anm. 2), dieſe Ber- 
fügung feine ſich Tebiglih auf Die Klage ber 
Pacifcenten untereinander zu beziehen. 
Denn da ber Depofitar die Sade im Namen 
des verlierenben Deponenten inne bat und 
gegen ben Willen beffelben zur Auslieferung 
ber Sache an ben Gewinnenben nicht berechtigt 
ift, fo wäre im Falle ber Verweigerung bie 
Klage gegen ben anderen Pacifcenten zu richten, 
und es kann fomit durch den Schluffatz dieſes 
Paragraphen auch nicht die Klage gegen deu 
anderen Bacifcenten auagefchloffen fein. Bgl. 
auch Arndts in der Oeſterr. Gerichteztg. 1861, 
Nr. 102, auf weldhen ſich Stubenrauch ın feiner 
2. Aufl. mit Unrecht beruft. 

° Das Differenzgefhäft ift ein Ber- 
trag, bei welchem eine Quantität Waaren, 
deren Preis nnd ein Termin feftgefeßt werben, 
mit der Berabrebung, daß, je nachdem bie 
Beränderung bes Preiſes (Eurfes) an biefem 
Termin bie eine ober die andere Richtung 
(Sinten oder Steigen) genommen haben jollte, 
der Eine oder der Andere bie Differenz ber 
Preiſe von dem Mitcontrahenten ausgezahlt er- 
halten ſolle“. Thöl, Handelsrecht, 8. 102. 


„Unter Prämiengeſchäft verſteht man cn 
Lieferungsgefhäft, bei melden einem Gm 
trabenten (bem Prämiengeber) gegen Gatrid- 
tung einer beftimmten Bergütung (Präme) 
gegenliber dem anderen Eontrabenten (Prämien 
nehmer) ein Wahlrecht zufteht: 

a) entweder rüdfihtlihd ber Griällusg 
felbft, alfo ein Rüdtritt vorbehalten ik (a 
faches Prämiengefchäft), ober 

b) rüdfichtlich der Zeit ber Erfüllung (Men 
delgeſchäft), Hier ift bem Prämiengeber dab 
Recht zugeftanden, vor bem letzten Lief 
tage entweber bie Lieferung zu verlangen 
zu maden, und zwar entweber fo, daß Mi 
Recht ſchon von bem Tage des Abihlufles 
(Perfection), oder erft von einem beftiwmmien 
anderen Tage au läuft. 

c) Rüdfichtlich der Art ber Erfüllung, um 
zivar entweder fo, baf ber Brämiennchmer ver: 
pflichtet ift, nad ber Wahl des Prämiengeberl 
diefem entweber bie Waare (meiſtens Papiere) 
zu liefern, ober fie von ibm beziehen 
(Stellgejhäft), ober daß ſich ber —2 
mer verpflichtet, nach ber Wahl bes Prämie 
gebers diefem entweder bie Waare zu liefern, 
ober fie von ihm zu beziehen, ober von ben 
Bertrage ganz abzuftehen (ziveifchneibiges Fri 
miengeichäft). 

d) Rüdfichtlich bes Objectes ber Erfülum. 
Hier erbält entweber der Käufer bas Red, 
einen beftimmten (offenen) Theil ber zu liefen⸗ 
den Papiere nicht zu nehmen, bafür aber bar 
jenigen Theil, weldhen er beziehen muß (N 
feſten Papiere), thenrer zu bezahlen (Schi 
auf feft und offen); oder es erhält der Kärſet 
ober Berläufer das Necht, zur Lieferungspit 
noch eine Anzahl Papiere mehr, als 
bebungen wurde, reſp. zu forberm ober 
liefern (Nachgefchäft, Gefchäft „anf Ned” oder 
„mit Rod). Thol, Handelsrecht, Sg. 91 um 

99. Bol. auch Sommaruga, Die Reit 
Wiener Börfenorbnung zunächft ans juriftichen 
Standpunkte dargeftellt und erläutert (Wi 
1856), S. 12 und 19. 

Koch, a. a. D., ©. 651. 
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8. 1. Das PBromefjengefhäft, d. i. die Beräußerug ter Gewinnfthoffnung cines 
ofe8 wird unter nachftehenden Bedingungen geftattet: | 

a) Die Veräußerung der Gewinnfthoffnung muß vom Eigenthümer des Looſes 
x von einem Anberen auf Grund ber vom Eigenthümer ausprüdlih und ſchriftlich 
altenen Ermächtigung erfolgen, und Einer wie ber Andere müflen im öfterr. Staats- 
Nete den dauernden Wohnſitz haben. u 

b) Die Gewinnfthoffnung muß ein beſtimmtes, d. i. durch die Merkmale feiner 
Wloofung bezeichnete Loos eines inländiſchen Aulehuns und eine beftinmte Ziehung 
I effen. Bu 

e) Die Veräußerung dieſer Gewinnſthoffnung muß ganz, d. i. nicht in Antheilen 
b mit der Berpflihtung geſchehen, im alle der Berwirklihung der Gewinufthoffnung 
‚der beftimmten Siehung das Loos gegen eine vereinbarte Vergitung dem Erwerber 
I Eigenthum zu übergeben over den entfallenden Gewinn, wenn in ber bedungenen 
it das 2008 nicht begehrt wird, nady Abzug ber vereinbarten Vergütung und Erlag 
: Xoften für den Berechtigten zu Gericht zu erlegen. ö 

d) Ueber das Rechtsgeſchäft muß eine jhriftlihe Urkunde (der Promeſſenſchein) und 
ar auf einem von ber Finanzverwaltung hierzu ausgegebenen, vorſchriftsmäßig ge⸗ 
upelten Blanket ausgefertigt werden, und biefelbe muß alle oben bezeichneten wejent- 
en Beflimmungen des Geſchäftes in dem Blanket ausgefüllt enthalten. 

Die Weiterneräußerung vorfchriftsmäßig erworbener Gewinnfthoffnungen tft geftattet, 
sch dürfen nicht Antheile an ver Gewinnſthoffnung eines oder mehrerer Looſe hintan- 
eben werben. 

8. 2. Jede den Beftimmungen des $. 1 zumiberlaufenne Veräußerung ver Ge— 
wfthoffnung von Looſen ift verboten und ihre Erfüllung kann nicht gerichtlich ge- 
bert werden. Doc, bleibt derjenige, welcher einen Anderen diesfalls getäufcht oder 
3 ſchuldbarer Unwiſſenheit over Nachläſſigkeit verkürzt oder aus deſſen Schapen Nuten 
ogen bat, dafür nach den beftehendeu Geſetzen verantwortlich. 

8. 3. Das Dafein. eines verbotenen Promeffengefhäftes wird bis zum geführten 
weife, daß nicht blos die Gewinnfthoffnung veräußert wurte, angenommen, weni 
nand: 


a) ein beftimmtes Loos mit ter Bedingung, daß bis zu einem beftimmten Tage 
h einer dem Abſchluſſe folgenden Ziehung Der Loospreis erlegt oder das gezogene 
mit einem nicht gezogenen vertaufht werte, oder mit ben Rechte ober der Ber: 
ichtung zum Rückkaufe deſſelben oder eines gleichen Loofe® zu einer wie oben be— 
amten Zeit veräußert; 

b) einem Anderen das Recht einräumt, die Ueberlafjung eines beftimmten Yoofes 
werhalb einer wie oben beftimmten Zeit um einen beftimmten Preis zu fordern, 
terer jedoch vom Bertrage unbedingt oder gegen Berluft eines Angeldes oder Reu— 
Des, einer Theilzahlung over überhaupt eine® bereits erlegten Betrages abzugeben 
rechtigt iſt. 

* 4. Der Eigenthümer des Looſes darf während der Dauer der übernommenen 
rpflichtung ſich des Eigenthumes nicht entäußern und ift gehalten, währent diefer Zeit 
t Sinanzorganen auf Verlangen den Beſitz des Looſes auszuweiſen. Der von Eigen- 
Iner berechtigte Veräußerer muß den Finanzorganen auf Verlangen feine Ermächtigung 
T die vorſchriftsmäßige Erwerbung der Gewinnfthoffnung nachweiſen. 

Bird dieſer Vorſchrift nicht genügt, jo wird verbotene Spiel angenommen. 


8. 1275. 
4) Hoffnungslauf. 
Wer für cin beſtimmtes Maß von einem Lünftigen Erträgnifle einen verhättnißmäßigen 
ns verſpricht, fchlicht einen ordentlichen Kaufvertrag. 


8. 1276. 
Wer die künftigen Nutzungen einer Sache in Panic und Bogen oder wer die Hoffuung 
ſelben in einem beftinmten Preiſe lauft, errichtet einen Glücksvertrag: cr trägt die Gefahr 
gauz vereitelten Erwartung, es gebühren ihm aber auch alle ordentliche erzielte Nutzungen. 
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8. 1277. 
Hoffnungslauf eines Auges. 
Der Antheil an einem Vergwerfe heißt Kur. Der Kauf eines Kures gehört zu ben p 
wagten Verträgen. Der Berläufer haftet nur für die Richtigkeit bed Kured umb der Kürkt 
hat fih nad den Gefetsen über den Bergbau zu benchmen. 


8. 1278. 
Hoffnungskauf einer Erbſchaft. 

Der Künfer einer von dem Berlänfer angetretenen ober ihm wenigkend augefallenen Er» 
ſchaft tritt nicht allein in die Mechte, fondern auch im die Berbindfichleiten des Verkäufers al 
Erben ein, infoweit diefe nicht blos perſönlich ſind. Wenn alfe bei dem Kaufe Tein Imen 
tarinm zu Grunde gelegt wird, ift and der Erbſchaftslauf ein gewagtes Gefchäft. 


8. 1279. 


Anf Saden, die dem Berläufer nit als Erben, ſondern ans einem anberen Grube, 
3. B. als Vorandvermädtniß, als Fideicommiß, als Enbftitution, als Eduibferberung u 
der Verlaflenichaft gebühren und ihm and ohne Erbrecht gebührt hätten, Hat ber Erbiäefik 
Yänfer keinen Auſpruch. Dagegen erhält er Alles, was ber Erbſchaft felbft zuwächſt, es ki 
durch den Abgang eines Legatard oder eined Miterben oder anf wad immer für eine Urt, 
infoweit der Verkäufer darauf Auſpruch gehabt Hätte. 


8. 1280. 


Alles, was der Erbe aus dem Erbrechte erhält, wie 3. B. bie bezogenen Früchte mb 
Forderungen, wird mit zur Mafle gerechnet; alle hingegen, was er aus dem Geinigen auf 
die Antretung der Erbſchaft oder auf die Berlafienfhaft verwendet bat, wirb von ber Bee 
abgezogen. Dahin gehören die bezahlten Schulden, die ſchon abgeführten Vermächtniſſe, W 
gaben und Gerichtsgebühren und, wenn es nicht ausdrücklich auders verabredet worden I, 
auch bie Begräbnißloſſen. 





8. 1281. 


Inſoweit der Verkäufer die Verlaſſenſchaft ver der Uebergabe verwaltet hat, haftel er 
dem Känfer dafür, wie ein anderer Geſchäftsträger. 


8. 1282. 


Die Erbſchaſtsglänbiger und Vermächtnißnehmer aber können ſich ihrer Befriedigung wegen 
fowol an den Käufer der Erbſchaft, als am den (Erben ſelbſt Halten. Ihre Rechte, ſene 
jene der Erbſchaftsſchulduer werden durch den Berlanf der Erbſchaft nicht geändert und DE 
Erbſchaftsantretung des Einen gilt and für den Anderen, 


8. 1283. 


Hat man bei dem Verkaufe der Erbfhaft ein Inventarinm zu Grunde gelegt, fo haid 
der Verkäufer für daflelbe. ft der Kauf ohne ein ſolches Verzeichniß gefchehen, fo haftet « 
für die Nichtigkeit feines Erbrechts, wie er es angegeben hat, und für allen bem Künfer buch 
fein Verſchulden zugefügten Schaden. 


Ein Kaufvertrag über eine noch nicht vorhandene, zufünftige Sade kann in it 
Art geihloffen werden, daß nach der Abſicht ver Contrahenten der Kaufpreis in jedes 
Falle zu entrichten ift, gleidyviel ob viel, wenig oder gar nichts eriftent wirb (emtio 
spei) ($. 1276). Dies ift 3. B. der Yal, wenn das Ergebniß eines Fiſchzuges & 
gefauft wirt. Es kann aber auch fein, daß eine zukünftige Sache nur unter der Boruuk 
ſetzung, daß fie wirklich entftehen wird, gefauft wird, ſodaß aud ter Kaufpreis mr nad 
Maßgabe ver wirklich eriftent gewordenen Sachen zu entrichten ift, und ganz entfäht, 
wenn gar nichts zur Eriftenz gelemmen it (emtio rei speratae) (8. 1275). © 
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uft 3. B. Jemand 5 Eimer von dem Erträgniſſe eines beftimmten Weingartens in 
nem beflimmten Jahre. Hier richtet fich der Kaufpreis nach der Duantität bes wirk⸗ 
h gewormenen Weines. Auf die Qualität kommt es nicht an, wenn nicht eine ent- 
gengeſetzte Verabredung getroffen wurde. Ob eine emtio spei oder rei speratae vor- 
gt, ift eine Trage der Ünterpretation. 
Als Hoffnungsläufe im engeren Sinne (emtiones spei) werben insbefondere auf- 
rt: 


1) Der Kauf eines Kuxes (8. 1277). Bergwerle können nad $. 134 bes öfterr. 
erggeſetzes vom 23. Mai 1854 fowol von einzelnen als von mehreren Perfonen 
feffen werden. Sol jedoch das Eigenthum an einem Vergwerke in Fleinere Theile 
8 zu einem Sechzehntel des Ganzen theilbar fein, fo fol viefes nad 8. 137 ebendaſ. 
r durch Errichtung einer Gewerkſchaft gefchehen. Die Antheile daran heißen Kure. 
ine Gewerkſchaft ſoll nicht in mehr ald 128 Kure uud ein Sur micht in mehr als 
YO Theile untergetheilt werben (8. 140 ebendaſ.). — Der Kauf eines Fures kann 
r im uneigentlichen Sinne ein Hoffnungsfauf genannt werben, infofern man nämlich 
3 das unfichere Erträgniß deſſelben als Gegenftand des Kaufvertrages anfieht. Der 
i felbft ift eine ſchon gegenwärtig eriftirende, nicht erft zu hoffende Sache, und es 
ft bei einem folhen Kaufe ganz an ben wefentlihen Merkmalen eines Hoffnungs⸗ 


2) Der Kauf einer von dem Verkäufer bereitö angetretenen oder ihm menigftens 
gefallenen Erbſchaſt, wenn bei dem Kaufe kein Inventar zu Grunde gelegt wurde 
. 1278), indem es bier ungewiß ift, ob ber Käufer der Erbſchaft wirkliches Erbver⸗ 
gen erwirbt. Ein wahrer Hoffnungskauf wäre indeflen nur beim Kaufe einer nod 
e nicht angefallenen Erbſchaft vorhanden, welher aber nah 8. 879, 3. 4, un 
(tig iſt !. 


Durch Kauf einer Erbſchaft entfteht zwifchen dem Verkäufer und dem Erwerber, 
b zwifchen dem Erwerber und britten Perfouen ganz daſſelbe Rechtsverhältnig, ale 
an der Erwerber und nit der Berfäufer Erbe wäre (S$. 1279—1281). Nur 
weit es fih um auf der Erbſchaft haftende Derpffihtungen und Laften handelt, wird 
ch die rechtliche Stellung des Erben gegenüber Dritten durch den Berlauf der Erb⸗ 
aft nicht geändert ($. 1282). Diefe Grundſätze werden vom 4. b. ©. 8. ganz 
eng burchgeführt. Der Käufer erwirbt durd Kauf der Erbfchaft alle Rechte, melde 
n Berläufer aus den Titel bes Erbrechts als einer Univerfalfucceffion zukommen; 
n fallen die durch Hinwegfallen eines Legatars in die Exrbichaft zurüdfallenden Legate 
‚ er übt das Accreſcenzrecht beim Hinwegfallen eines Miterben aus (8. 1279 a. E.), 
hat Anſpruch auf die aus der Erbfhaft gewonnenen Früchte und die ihr entftandenen 
wderungen (8. 1280, 1. Sat), und der Verkäuſer, welder die Erbſchaft vor der 
bergabe verwaltet hat, gilt rüdfichtlich diefer Verwaltung als fein Mandatar (8. 1281). 
‚gegen bleiben dem Verkäufer alle Rechte vorbehalten, welche ihm nicht aus dem Titel 
Erbrechts, fondern aus einem anderen Rechtsgrunde, als Vorausvermächtniß, Fidei⸗ 
nmiß oder als Verlaſſenſchaftsgläubiger zuſtehen ($. 1279, 1. Sat). Ebenſo kann 
allen auf die Verlaffenfchaft gemachten Aufwand, vie bereits bezahlten Bermächtniffe, 
gaben und DBermögensübertragungsgebühren, Begräbnißkoften ꝛc. erſetzt verlangen 

1280, 1. Sat und $. 1281). urch Subftitution kann fowol eine Univerfal- als 
ngularfucceffion bewirkt werben, und daher follte beim Eintreffen des Subſtitutions⸗ 
[e8 die dadurch frei gewordene Erbportion dem Käufer, ein frei gewordenes Legat dem 
eläufer zufallen. 8. 1279 macht diefe Unterjcheibung nicht, ſondern e8 kommen alle 
chte aus der Subftitution dem Verkäufer zu, eine Beſtimmung, welche auf der An 
me beruhen dürfte, daß durch den Verkauf des Erbrechts außer dem alle einer be- 
deren Verabredung nicht auch das dem Verkäufer auf Grund ber Subftitution ge⸗ 
wende Erbrecht verfauft worden fei, und blos die Bedeutung einer Interpretations- 
el bat. 

Daraus, daß der Erbſchaftskäufer aud dritten Perjonen gegenüber ganz die Stelle 


Nar wenn der Kauf nicht fiber die Erbichaft einer beflimmten Perſon gejchloffen wird, 
fte er zuläffig fein. 
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des Erben vertritt, folgt, daß er ven Erbichaftsgliubigern und Bermächtnißnehmern wu 
ber eigentlihe Erbe verhaftet wird, fowie fih daraus, daß das Nedhtöwerhältuig vei 
Berlänfers, infoweit es fi) um Verkindlichkeiten der Erbſchaft handelt, nicht geändert 
wird, das Recht der Verlafienfhaftsgläubiger und Vermächtnißnehmer ergibt, amd ben 
Berläufer in Anſpruch zu nehmen (8. 1282) ®. 

Umftand, ob beim Berlaufe der Erbſchaft ein Inventar zu Grunde gelegt 
wurde, bat blos auf das Rechtsverhältniß zwiſchen Käufer und Verkäufer, nicht abe 
auf das Rechtöverhältuig gegenüber britten Perfonen einen Einfluß, und es richtet ſich 
danach nur die Haftungsverbinvlichkeit des Berläufers gegenüber dem Käufer (8. 1283). 
Daß ein Erbſchaftsverkauf mit Zugrundelegung eines Inventard nicht zu ben gewagten 
Geſchäften gerechnet wird (arg. 8. 1278 a. E.), bat die praltifche Bedentung, bei 
das Hechtsmittel der Verletzung über die Hälfte hierauf Anwendung findet (8. 1268), 


8, 1284. 
3) Leibrente. 

Wird Yemandem für Gelb oder gegen eine für Geld geihähte Sache auf bie Rebensbeuer 
einer gewiflen Perſon eine beftimmte jährliche Entrihtung verſprochen, fo iR es ein Lei 
rentenvertrag. 

8. 1286. 


Die Dancer ber Leibrente Tann von dem Leben deö einen unb anberen Theiles aber nk 
eines Dritten abhängen. Sie wirb im Zweifel vierteljährlich vorhinein entridtet and ulm 
in allen Fällen mit bem Leben besienigen, anf beflen Kopf fie bernht, ihre Cube. 


8. 1286. 

Weder bie Gläubiger noch die Kinder beöjenigen, welcher fi eine Lelbrente bebing, 
find berechtigt, deu Vertrag umzuſtoßen. Doc fteht deu Eriteren frei, ihre Befrichigung and 
ben Leibrenten zu Inden, ben Letzteren aber, die Hinterlegung eines entbehrlidgen Theiles ber 
Stente zu fordern, um fich dem ihnen nad dem Geſetze gebührenden Unterhalt daranf verſtchen 
zu laſſen. 

8. 1287. 
6) Geſellſchaftliche Berforgungsanftalten. 

Der Vertrag, wodurch vermittelft einer Einlage ein gemeinihaftlider Berforgungitend 
für die Mitglieder, ihre Gattinnen oder Waiſen errichtet wird, ift and ber Natur uud Dem 
Zwede einer ſolchen Anftalt und den darüber feitgefetsten Bebingungen zu beurtheilen. 


Der Leibrentenvertrag ift jener Vertrag, wodurch ſich ein Contrahent (Leibrenten 
geber, Verfäufer) gegen eine beſtimmte Kapitaleinlage oder Anzahl von Beiträgen ver 
pflichtet, dem anderen Contrahenten (Leibrentenbezieher, Käufer) eine wiederkehrende, ven 
den Leben einer beftimmten Perſon abhängige Rente (Leibrente) zu bezahlen. 

Die Dauer deſſelben kann ſowol auf das Leben des Käufers als des Berkäufert 
oder eines Dritten geftellt fein (8. 1285). Bedingen fi) Mehrere miteinander ba 
einen Dritten eine Leibrente in der Art, daß die Gefammtleibrente immer au die ned 
lebenden Rentenfäufer zu bezahlen ift und bei dem Ableben des einen deſſen Antheil ver 
übrigen zuwächſt, jo heißt tiefe Art Leibrentenvertrag: Tontinenvertrag. 

Der Leibrentenvertrag ift ein entgeitliches Rechtsgeſchäft, auf welches wie bei ben 
Glücksverträgen überhaupt das Rechtsmittel der Verlegung über die Hälfte feine Is 
wendung findet und welches, fowenig als irgendein anderes Rechtsgeſchäft, weder ven 
den Gläubigern noch von den Notberben bes Rentenkäufers angefochten werden laun, 
wenn nicht Die Abficht, die Gläubiger an ihren Forderungen oder die Pflichttheils⸗ 
berechtigten an ihrem Pflichttheile zu verkürzen, erwiefen werben kann. 


2 Ueber die Schlußiworte bes 8. 1282, „bie 3 Weber die von Manchen gemachte Unter: 
Erbfchaftsantretung des Einen gilt aud für | ſcheidung zwiſchen Erbſchaftse⸗ und Grbredte- 
ben Anderen”, vgl. Unger, Erbrecht, S. 226, | Fauf, vgl. Unger, a. a. O., ©. 228, Amm. 3. 
Anm. 9. 
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Das dem Rentenkäufer zuftehende Recht bildet mie jedes andere Vermögensrecht 
nen Beſtandtheil des Vermögens veflelben und kann baher von feinen Gläubigern in 
ma Umfange in Anfpruch genommen werben, in weldem ihnen eine Yorberung gegen 
enſelben zufteht. 

Da bie Unterhaltsanfprüde, foweit fie gewiſſen Perjonen gegeneinander kraft ge- 
glücger Borſchrift gebühren und nicht vertragemäßig begründet find, erft dann zur 

gelangen, "wenn die zur Leiftung bes Unterhaltes verpflichtete Perfon für ſich 
m Unterhalt hat, und bie Unterbaltsanfprüde nicht fo weit gehen können, baß tem 
w Leiftung derſelben geſetzlich Berpflichteten der eigene Unterhalt entzogen wird 1, 
ührend die aus einem anderen Rechtstitel entfpringenben Forderungen, ganz ohne 
tüdfiht darauf, ob dem Schuldner der nöthige Unterhalt mangelt, geltend gemacht 
verben koͤnnen, fo koͤnnen diejenigen Perfonen, welchen kraft gefegliher Vorſchrift 
InterhaltSanfprüche gegen Rentenbezugsberechtigte zuftehen, blos die Hinterlegung eines 
mtbehrlichen Xheiles der Rente, andere Gläubiger bagegen ihre Befriedigung ganz 
me Beſchränkung aus der Rente fuchen (8. 1286) ?. 

Die Eröffnung des oncurjes über das Vermögen des Rentenverkänfers oder 
Binfers hebt den Xeibrentenvertrag, außer es wäre vertragsmäßig etwas Anderes be 

worden, nicht auf, ſondern es find bie wechfelfeitigen Anfprüche nad) ber ihnen 


ghährenden Klaſſe zu befriedigen. 


Sehr nahe Berwandtfchaft mit dem Leibrentenvertrage hat ein unter dem Namen 
Nentheii, Großvaterrecht, Leibzucht, Leibgeding, Austrag, in Defterreih am häufigften 
mier der Bezeichnung Auszug, Ausnahme, bei Bauerngütern vorkommendes Rechtöver- 
Mini. Die regelmäßige Entftehungsart ift ein Bertrag, woburd bei der Uebergabe 
ines Bauerngutes ber Uebernehmer deſſelben dem Webergeber auf Lebenszeit ober fonft 
uf beftimmte Zeitdauer das dingliche Hecht der Wohnung auf dem Gute einräumt, 
ſters gewiſſe andere Theile des Gutes, z. B. ein Stüd Feld, Bäume zc. zur Benugung 
lerläßt und fi zur Leiftung von Naturalien oder auch von Geld, öfters foger von 
nterhalt und Pflege im Erkrankungsfalle verpflichtet. Es ift ein feinem innerflen lerne 
ah perfönliches, aber dinglich gefichertes Recht? und unterfcheidet ſich vom Leibrenten⸗ 
rtrage vorzüglich durch feine dingliche Beziehung zu einem Gute und dem ihm inne- 
ohnenven höchſtperſönlichen, familienartigen Charakter *. Das Auszugsredht ift deshalb 
m Gegenftand ber Beräußerufg oder Abtretung an Andere und felbft der Ehegatte 
9 Auszugsberehtigen könnte an bemfelben nicht theilnehmen. Er kann bie ihm ge- 
ihrende Wohnung nicht vermiethen ꝛc., nur die einzelnen bereits fällig geworbenen 
ezüge lann er veräußern ®. | 

Die gefellichaftlihen DVerforgungsverträge, weldhe den Zweck haben, durch Bei: 
üge der einzelnen Mitglieder einen Fonds zu gründen, aus welden entweder bie 
heilnehmer felbft oder ihre Witwen und Waifen eine beftimmte Berfosgung erhalten 
Men, find ihrer juriftiihen Natur nad) in der Regel zujammengefette Leibrentenver⸗ 
üge. Jedes Mitglied trägt durdy feine Einlage zun Bezuge der Rente der übrigen 
ei, iſt alfo Leibrentengeber und erwirbt dadurch entweder für ſich felbft ober eine be- 
immie dritte Perfon die Hoffnung auf eine feinerzeitige Leibrente. Es find jedoch bie 
unnichfaltigften Modificationen venfber. Es kann z. B. anftatt einer jährlichen Rente 
ie Bezahlung einer beftimmten Summe, wenn eine Perfon heirathet ober ftirbt, bes 
ungen werden. Die daraus entipringenden Rechtöverhältniffe find zunächſt nach ben 
eſtehenden Statuten und, wenn dieſe für beftinnmte Fälle Keine Vorſorge treffen, uach 
Ugemeinen Grunbfäsen zu beurtheilen. 


I Bgl. die Bemerk. zu ben 88. 189—146. Unridtig Stubenrauch, 1. Aufl., III, 498, 
ı 8. 1286 erwähnt bios die Unterbaltsan- | 3. 2; 2. Aufl, II, 414, 3. 2. 
* der Kinder als den gewöhnlichſten Fall. ’ Bluntſchli, a. a. O., S. 362. 

jedoch von den Unterhaltsanfprüden ber Bluntſchli, a. a. O., ©. 363. 
inber gilt, findet auf alle Berjonen Anwenbuug, 5 Mittermaier, Dentfches Privatrecht, 8. 291. 
men bios Kraft gefeglicher Borfchrijt Unter» | Bgl. au Koch, a. a. D., 8. 339 fg.; Nößler, 
tgaufprüche gegen den Rentennehmer zu» | Juaug.-Differt. über das Ausgebinge auf 
ehen. Bel. anch Winiwarter, IV, 516, 517. ! Rauerngütern (Brag 1842). 
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8. 1288. 
7) Berfiherungsvertrag. 


Wenn Jemanb bie Gefahr des Schabens, welcher einen Auberen ohne deſſen Berf 
treffen Töunte, auf fig nimmt umd ihm gegen einen gewiflen Preid dem bebungenen E 
leiſten verfpricht, fo entiteht der Verſicherungsvertrag. Der Verſicherer haftet babei | 
zufälligen Schaden und ber Berficherte für den veriprodenen Preis. 


8. 1289. 


Der gewähnliche Gegeuftand dieſes Vertrages find Waaren, bie zu Waſſer ober 3 
verführt werben. Es lünnen aber au andere Sachen, 3. B. Häufer nud Grundſtüc 
Fener⸗, Waſſer⸗ und andere Gefahren verfigert werden. 


8. 12%. 


Greignet fi der zufällige Schade, wofür die Entſchädigung verfidert werben IR, 
ber Berfiherte, wenn Tein nnüberwindliches Hinderniß dazwiſchen Tommt oder nichts 1 
verabredet worden ift, dem Verſicherer, wenn fie fich im nämlichen Orte befinden, bim 
Tagen, fonft aber in derjenigen Zeitfrift davon Nachricht geben, welde zur Belauutı 
ber Annahme eines von einem Abwefenden gemachten Verſprechens beftimmt wer 
(8. 862). Unterläßt er die Anzeige, Tann er den Unfall nicht erweifen oder Tann d 
figerer beweifen, daß der Schade and Verſchulden des Verſicherten entitanden if, fo he 
and) Teinen Anſpruch auf bie verfiderte Summe. 


8. 1291. 


Wenn der lintergang der Sache dem Verfiherten oder der gefahrlofe Zuſtaud be 
dem Berſicherer zur Zeit des geſchloſſenen Vertrages ſchon belanut war, fo ift der 1 
ungültig. 

Der Berfiherungs- (Aſſecuranz⸗) Vertrag ! ift jener Vertrag, durch weld 
ber Berficherer verpflichtet, den VBerficherten gegen eine beftimmte Prämie bei ( 
gewifier im Vertrage verhergefehener Ereigniffe den für ihn daraus entſtehenden € 
zu erjegen ?. 


ı Bol. hierüber insbefondere Mali, Be- 
tradgtungen über einige Tragen bes Verſiche⸗ 
rungsrechts, insbefondere der Feuer⸗- und Lebens⸗ 
verficherung (Frankfurt a. M. 1862) und „Studien 
über Berfiderungsrecht, insbeſondere über Feuer: 
und Sebensberfigeruug“ i in der Goldſchmidt'ſchen 
Zeitichrift für das geſammte Handelsrecht, VI 
(1863), 359—387 ; Endemann, „Das Weſen des 
| —— ebendaſ. IX (1866), 

—327, 511-554, X (1866), 242-315; 
—— Das beutſche Handelorecht fyſtema. 
tiſch arena, 2. Aufl. (Heidelberg 1868), 
ss. 1 

3 Das Pi 'b. G. B. (8. 1289) bezeichnet 
bem vulgären Spradhgebraude folgend, der fid) 
übrigens auch bei den meiften gemeinrechtlichen 
Schriftftellern findet (j. die Belege hierfür bei 
Endemann, a. a. . 545, Anm. 66), die 
Sade ſelbſt, an deren Untergang oder Beſchä⸗ 
digung bie Berbindlichleit des Affecuradeure 
geknüpft ift, ale Gegenſtand der Verficherung, 
was deshalb unpaflend ift, weil ber Verſicherer 
nicht Die Verpflichtung übernimmt, die Sache 
vor den beftimmten ®efahren zu fchigen, fondern 


dem Berficherten das Intereſſe (ſei e 
damnum emergens oder auch lucrum c 
zu erfeßen, welches er baran hat, daß 
Vertrage vorbergefehene Beſchädigung mi 
trete. (Mali, Betrachtungen, ©. — End 
In der Gebiämibt ſchen Ztichr. f .®. I 
544 fg., 7 fg.) Auch bei Xeb 
fheriigen. muß ber Verſicherte ein g 
freilich in ber Regel nicht erft beſondert 
zuweijendes Intereffe an dem Leben jen 
fon baben, von deren Tod die Zahlun 
gewiffen Summe abhängig gemadt mi 
ein ſolches Intereffe ift ganz felbftverfl 
wenn Jemand fein eigene® Leben ve 
Es ift Daher gewiß nicht zu billigen, 
Endemann (Ztfhr. für 9. R. X, 2 
289 fg.) der Lebensverſicherung ben &I 
einer Intereſſeleiſtung abfpridt (vgl. d 
Enbemann felbft, Ztihr. 1. H. R., IX, £ 
und Deshalb (Ztſchr. f. H. R. IX, 55 
recht, 8. 174, ©. 833, 834) bie 3 
als denjenigen Vertrag definirt, „durch 
ſich der Verſicherer gegen Entgelt ver] 
im Falle eines gewiſſen, im Vertrage 
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Wurbe über den Zeitpunkt der Entrihtung ber Prämie feine befondere Verabredung 
roffen, fo ift fie fofort zu bezahlen (8. 904). Die Berbindlichfeit des Aſſecuradeurs 
n Schadenerfage beginnt jedoch, wenn nichts Anderes bedungen wurde, was wol in 
: Regel der Yall ift, ſchon mit der Perfection des Vertrages und ift nicht davon ab⸗ 
ngig, daß die Prämie vorher entrichtet wurde. Er kann, wenn bie Prämie nicht recht⸗ 
tig bezahlt wurde, Berzugszinfen anfprechen und hat auch dann darauf Anſpruch, wenn 
rn Schade eingetreten ift, ift aber in Ermangelung einer entgegengefetten vertrags⸗ 
Kigen Vereinbarung aud verpflichtet, ven vor Bezahlung der Prämie entftandenen 
haben zu erjegen d. 

Die Höhe des von dem Berficherer dem Berficherten zu erfegenden Schadens richtet 
ı zunächft nad) dem getroffenen Uebereinkommen. Liegt ein ſolches Uebereinkommen 
yt vor, fo ift nur der wirkliche gemeine Werth, der verfiherten Sache, nicht auch der 
irecte Schade, noch weniger der entgangene Gewinn zu erfeßen *. Die von dem 
rſicherer zu zahlende Entſchädigung kann aud) im vworhinein ziffermäßig feſtgeſetzt 
rden. Meberfteigt bie ftipulirte Ent hädigungsfunme den gemeinen Sadwerth, fo ift 
winehmen, Daß aud) der außerorventlihe Werth ®, oder der indirecte Schade, ober 
es zugleich mitverfichert wurde und hat die Feſtſetzung einer ziffermäßig beftinmten 
Hhädigungsjumme den Zwed, dem Berfiherten vom Beweife der Höhe feines Schadens 

entheben. Der Berfiherte bat aber in keinen alle Anfpruh auf einen feinen 
haben überfteigenten Betrag, denn fonft würde ber VBerfiherungsvertrag in Anfehung 
3 Weberjchuffes unter den Begriff von Wette fallen und nad ven für dieſe geltenden 
yemen zu beurtheilen fein. Iſt Daher ber Berfiherer im Stande, nachzumeifen, baß 
:.Schabe die Höhe der bebungenen Verſicherungsſumme nicht erreiht, fo hat ſich ber 
rficherte eine entſprechende Herabminderung gefallen zu laffen. 

Hat der Berfiherte in Anfehung deſſelben Dbjectes mehrere Berfiherungsverträge 
ſchloſſen, fo fteht e& ihm frei, welchen von den mehreren Berficherern er belangen 
ü, er darf aber, eben weil der Berficherungsvertrag nur den Erſatz des Schabens 
d nicht einen benfelben überfteigenden Gewinn bezwedt, von allen zufammen nicht 
br verlangen, als fein Gejammtjchabe beträgt. 

Borausfetsung des Anſpruches des Verficherten auf den vollen bedungenen Schaden» 


timmten Ereigniffes, eine beftimmte Summe non adimpleti contractus bebienen, die Ber- 
er ben Erſatz des Schadens zu zahlen”. Binblichleit zur Uebergabe beffelben entfiebt 
efe Definition begreift aud die Wette in fih. aber ſchon mit ber Perfection bes Kaufver- 
2 Bol. auch Endemann, Handelsrecht, 8. 174; trages und er bat, wenn nichts Anderes ver⸗ 
842. Anderer Anfiht ift Malß, Betrach- abredet wurde, oder bas Geſetz felbft eine Aus⸗ 
ıgen, ©. 13, und Ztidr. f. H. R. VI, nahme trifft (Art. 354 fg., H. ©.), auch feiner- 
T fg., welcher glaubt, „jo wie ber Berläufer ſeits fofort zu leiften, wann immer ibm ber 
Sache nicht zu libergeben braucht, oder (ge Kaufpreis bezahlt wird und bamit dieſe blos 
—— anbere na — — Re) vo dilatorifhe Einwendung hinwegfällt. 
genthümer ber übergebenen Sache bleibe, bis 4 3 
Raufpreis bejaht fi, fe eiper analogiam gi mic. Diele Auffapıng entirict jo 
zuzuſp am meiſten ben muthmaßlichen Intentionen der 


ne Leiftung nämlid bie uebernahme ber Ge: Parteien, indem ber Berficherer bie Prämie n 
0 . Y7 . . ' ur 
—5 N a ante * nach dem gemeinen Sachwerthe berechnet und 


: Analogie des Kaufvertrages würde ſich blos Kinn Aaofic va nich und Paar Krems 
geben, daß ber Verſicherer bis zur Abführung iehen fannn, weil fi) die Umſtände und Ber- 
e Gegenleiftung, ber Prämie, auch feinerfeits Paymnife, melde auf die Hühe bes anber- 
Ht zu leiſten brand baß er fi alfo von neitigen Schadens von Einfluß find, im vor- 
ner Zahlung bie Berfierungeprämie ſammt dinein oft gar nicht beftimmen laffen. Dies 
rzugezinſen ale compenjable Gegenforberung im ud gemeinredhtliche Lehre. Bol. Ende 

bzug bringen fann, nicht aber, ba ber mann, Handelsrecht, $. 174, Anm. 24. ll 
en a en bie Schätung bes gemeinen Werthes der Sache 
au . ) g iſt der Werth derſelben zur Zeit ber Beſchä⸗ 


rin, baß er zwiſchen Obligation und Er- 
Inng derſelben nicht unterſcheidet. Der Ver⸗ a a Bgl. Malß, Ztiſchr. für 


ıfer kann bis zur Bezahlung des Kaufpreifes 
ne Leiſtung, bie Uebergabe bes Kaufgegene ° Bgl. bie Bemerk. zu ben 88. 303-306, 


nbes, zivar aufichieben, fih der exceptio 
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erſatz iſt, daß er fi ben Schaden nicht durch eigenes Verſchulden zugezogen | 
* feiner Seite ein Verſchulden mit unterlaufen, fo greift tie Borfchrift des f 
lag ®. 

Der Berfiherte bat bei Eintritt des Schadens, bei ſonſtigem Berlufte 
fpruches auf Erſatz deffelben, wenn kein unüberwinbliches Hinderniß entgegeufteh! 
halb der im 8. 1290 bezeichneten Yriften dem Berficherer die Anzeige zu erftat 

Der Anfpruh des Verſicherten ift kein Entſchädigungsanſpruch im Si 
&. 1489, ſondern ein vertragsmäßiger und verjährt daher erſt in ber gew 
Berjährungsfrift von 30 Jahren?. 


8. 1292. 


8) Bobmerei⸗ unb Seraflecuranzen. 


Die Beftimmungen in Rüͤckſicht der Verficherungen zur See, fowie die Vorſchri 
beu Bobmereivertrag find ein Gegenftand ber Seegeſetze. 


Der Bodmereivertrag I ift jener Bertrag, bei welhem Jemand ein Da 
der Art Bingibt, daß der Empfänger muır infoweit zur Zurüdzahlung beffelbe 
einer bebungenen Prämie verpflichtet ift, als ber Werth eines beftimmten 
eutweber allein oder ſammt der Ladung bei der Ankunft an jeinem Beftimm 
reiht, der Darleiher aljo gegen ben Empfänger (Schiffer) feinen Anſpruch a 
pital und Prämie verliert, wenn und infoweit der Werth der verbobmete 
ftände bei ihrer Ankunft an dem Beftimmungsorte zur Dedung derfelben nid ı 
Diefer Vertrag unterfcheidet fich wefentlih von dem foenus nauticum ber RB 
weldhem die Gegenftände, worauf das Darlehn aufgenommen mwurbe, als ver 
galten. Der Darleiber auf Bobmerei hat fein Pfandrecht auf vie ver 
Gegenftände, fondern deren Werth kommt nur infofern in Betracht, als der 3 
feiner Forderung in dem Umfange verluftig wird, als fie den Werth der ı 
Sachen überfteigt. Hat der Eigenthämer von mehreren Perſonen fucceffive 5 
erhalten, welche erſt zufammengenommen ven vollen Werth des Gegenfta 
Bodmerei erfhöpfen, fo haben die verſchiedenen Darleiher untereinander fein ! 
recht, und es wird ber Ertrag der geretteten Güter auf die einzelnen Darlei 
Berhältnig ihrer Antheile vertbeilt. Nur im Nothhafen gezeichnete Bodmereie 
ein Vorzugsrecht, und zwar in der Art, daß die zulett gezeichnete den Vorzug 
früheren bat ?. 

Nah Art. 271, Abfak 4, H. ©. ift nur das Darlehn gegen Verbodmw 
auh das Nehmen? ein Handelsgeſchäft. 

Seeaſſecuranzen und Bobmereiverträge beruhen nad öfterr. Rechte gröf 
noch auf der Mfance; nur ſehr unzureichende Beftimmungen find enthalten in 


® Bol. hierüber bie Bemerl. zu den 88. 1301 | Rechts nichts vornehmen ober Dure 
—1304. Wenn in ben $$. 1288 und 1290 | vornehmen laſſen, woburd die Umftän 
von „zufäligem Schaden“, von „Gefahr bes | welchen die Berfiherung gefchloffen n 
Schadens, welcher einen Anderen ohne dejfen | zu des Berficherers Nachtheil geände 
Berfhulden treffen könnte”, die Rebe ift, | ober feine Gefahr vergrößert mir 
jo ift gleihtwol anzunehmen, daß die Concur- Bluntſchli (3. Aufl.), 8. 161, Nr. 6 
renz eines Berfchuldens des Verficherten mit der | biefem Endemann, Handelsredt, $. 174 
zufälligen Entitehungsurfahde des Schadens auch für das gemeine Recht behaupte 
nah dem in $. 1304 auch für contractliche | ’ Bgl. die Bemerk. zu den 88 
Berbinblichleiten aufgeftellten Princip zu be- | 1492. 

urtheilen iſt. Gemeinrechtlich ift ber Berficherer ! Der Ausdrud „Bodmerei“ iſt abg 
nur dann von ber Verbindlichkeit zum Erſatze bome, Schiffsktiel. Urſprünglich w 
des Schadens befreit, wenn ber Schade durd | das Schiff oder ber Boden verpfänd 
grobes Verſchulden des Berficherten entflanden | dehnte man das Geſchäft aus. Mi 
if. Mittermaier, Deutſches Privatrecht, 8.302, | a. a. O., 8. 310, Note 8. 

Abfa 8. Ebenſo nah dem Züricher ©. B., 3 nl vorzüglihd Mittermaier, ı 
8. 1717. Anders nah Preuß. U. R., Thl. IT, | 88. 310 fg. 

Tit. 18., $. 2117: „Während der KBerfiche- 2 Bgl. 584. Sitzungsprotokoll, ©. 
rungszeit darf der Verſicherte bei Verluſt ſeines 
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ditico di navigazione austriaca vom 24. April 1774 und Codice di commercio, 
t. 311—346. Sehr ausführlihe Beſtimmungen enthält dagegen das Allg. Deutfche 
mbelsgejegbuch, Art. 680—911 *. 





— — — — — — — u 


Bgl. die geſammte Ältere nichtöfterreichifche | Manuale teoretico-pratico delle assecurazioni 
eratur Über Seeaffecuranzen, Bobmereiver- | marittime (Pavia 1848), über das gefammte 
— Seerecht überhaupt bei Mittermaier, Seerecht, Resale, Del Diritto commercisle e 
Anm. 3, und $. 310, Anm. 4, Über | marittimo secondo le legge austrische ed 
eaffecuranzen die neuere Riteratur bei "Ende | italiche etc. (Pavia 1): Otto Freiherr v. 
un, in ber Belbfamibt'fhen Ziſchr. bi H. R.,Locella, „Das bſterr. Privatſeerecht“ in der 
i ‚ 633, Anm. 8. Oefterreichiſche allgemeinen öſterr. Gerichteztg. 1854, Nr. 48 
hriften find: Speciell f ßer Seraffecurangen: | und 22-24. Weber die Bobmereiverträge ins⸗ 
tta Morandini principi intorno alle asse- Pefonbere in Ar. 8, und iiber Seeaffecurang 
szioni marittime (Pavia 1822); Foramiti, | in Nr. 22 


608 Imeiter Theil. Bon dem Sadenrehte. 


Dreißigſtes Hauptflürk. 
Bon dem Rechte des Schadenerfages und der Genugthuung. 


8. 1293. 
Schade. 
Schade Heißt jeder Nachtheil, welcher Jemandem an Vermögen, Rechten ober fe 
Perſon zugefügt worden iſt. Davon unterſcheidet ſich der Entgang des Gewinntes, den 
mand nad dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zu erwarten hat. 


8, 1294. 
Duellen ber Beihäbigung. 


Der Schade entipringt entweder and einer widerrechtlichen Handlung ober Ilnteriefl 
eines Anderen ober and einem Zufalle. Die widerrechtliche Beihädigung wirb entweder ı 
fürlih oder umwilffürlih zugefügt. Die willlürliche Beigäbigung aber gründet fi teil 
einer böſen Abſicht, wenn der Schade mit Wiffen und Willen, theild in einen Verſe 
wenn er and ſchuldbarer Unwifienheit, oder ans Mangel ber gehörigen Anfmertfamielt, ı 
des gehörigen Fleißes vernrſacht worden ift. Beides wird ein Verſchulden genannt. 


8.1295. 
Bon ber Verbinblichleit zum Schabenerfage: 1) Bon dem Schaben aus Berſchulben. 
Jedermann iſt bereihtigt, von dem Beſchädiger den Erſatz bed Schadens, welden bi 
ihm and Verſchulden zugefügt Kat, zu fordern, der Schade mag durch lebertretung el 
Bertragöpfliht oder ohne Beziehung auf einen Vertrag verurſacht worden fein. 


Nah röm. Rechte kam in privatrechtlichher Beziehung nur jener Schade in ! 
trat, durch welchen Jemand einen Nachtheil an feinem Vermögen erlitt. Ein% 
theil, weldher das Vermögen nicht berührte, fand Keine Berüdfihtigung. So konnte 
an feinem Körper Verlegter zwar den Erſatz des ihm dadurch an feinem Vermögen 
gegangenen Schadens, nicht aber auch Erſatz für eine Entftellung an feinem Xen 
verlangen, weil diefer letztere Nachtheil fein vermögensrehhtlicher ift und aud gar = 
zu Geld veranfhlagt werden kann. Pon gleihem Geſichtspunkte aus wurde ba 
Berechnung des Schadens auch der Werth der befonderen Vorliebe nicht berüdrichtig 

Damit Jemandem eine Verbindlichkeit zur Teiftung des Schadenerſatzes obliege, ı 
ein Cauſalnexus zwiſchen dem entftandenen Schaden und einer beftunmten dazu t 
pflichteten Thatſache vorhanden fein. Iſt ein folder aufalnerus vorhanden, fe | 
der Umſtand nicht entgegen, baß der Schade möglicherweiſe auch ohne die 9 
zwiſchenkunft jener Thatſache entftanden wäre. Er kann jedoch nicht in Anrehm 
gebracht werden, wenn e8 gewiß ift, daß derſelbe auch fonft eingetreten wäre *. 

Außer einer befonveren vertragsmäßigen oder lettwilligen Verfügung, burd we 
jeber beliebigen Thatſache eine ſolche verpflihtende Wirkung beigelegt werten kann, 


I Der Eigenthlimer eines getöbteten Stlaven | durch nicht verminderte. Mommſen, Leit 

tonnte fein höheres Intereffe in Anjpruchnehmen, | zum m et (Braunfchweig 18 
weil derſelbe fein filius naturalis war. Die | 1855), II, 122 ig: 
Caftration eines Sklaven konnte dem Eigen: 2 Memmfen, I, 146. Bgl. Bernice, ; 
thümer fehr unangenehm fein, er konnte jedoch Lehre von ben Sacbefgäbigungen nad t 
feinen Schabenerfatz beanfpruchen, weil ber ver: | Rechte (Weimar 1867), ©. 172 fg jebod 
mögensrechtlihe Werth des Sklaven fi da- | Die Bemerk. zu den 88. 1301—1304 a. 
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une Verbindlichkeit zum Schadenerfate nur begründet, wenn Jemandem dolus oder 
alpa lata oder doch wenigſtens culpa levis zur Laſt fällt. 

Unter culpa lata, welche in ihren Wirkungen dem dolus gleichgeftellt wird, iſt 
zı folder Grad von Yahrläffigkeit zu verftehen, daß der Vorwurf des dolus nur 
rd Berufung auf eine craffe Ignoranz (einen nicht entſchuldbaren Irrthum) abge- 
wendet werben Tann ?, während unter culpa levis die Außeradhtlaffung jener Sorgfalt 
erflanden wirb, welche ein diligens paterfamilias feinen eigenen Angelegenheiten zu 
vibmen pflegt *. Bei einigen wenigen obligatorifhen Rechtsverhältniſſen konnte jedoch 
er Schuldner die Berbindlichleit zum Schadenerſatze von fi durch den Beweis ab- 
rälzen, daß er in feinen eigenen Angelegenheiten ebenfo nadläffig zu fein pflege. 
3er Schuloner haftete hier blos für culpa levis in concreto, welder gegenüber man 
am bie Sorgfalt, welche geringer ift, als bie eines jorgfamen Menfhen, als culpa 
wis in abstracto bezeichnet. 

Bei außercontractlichen Beſchädigungen war immer blos culpa lata zu vertreten; 
kr .obligatorifche Nechtöverhältnifie galt als leitender Grundſatz, daß es darauf 
alomme, ob durch das Rechtsverhältnig für denjenigen, um deſſen Berantwortlichfeit 
8 fih handelt, ein Bortheil erzielt werben foll oder nicht. Im erfteren alle hatte 
e für dolus und culpa lata, im letteren auch für culpa levis zu haften. 

Bar eine Verbindlichkeit zur Leiſtung des Schavenerfates in einem gegebenen Falle 
berhaupt begründet, fo kam es nad röm. Rechte rüdfichtlih des Umfanges der Er- 
ignerbinblichleit nicht darauf an, ob ber Schade durch gänzlihe ober theilweife Ent⸗ 
hung oder Berminberung bes Werthes einzelner zur Zeit des Eintrittes der ver⸗ 

Thatſache im Vermögen des Beichäbigten vorhandener Theile veffelben oder 
bes Bermögens mit einer Schuld entftanden iſt (ſog. pofitiver Schade, 
kımnum emergens), ober dadurch, daß eine Vermehrung bed Bermögend vereitelt 
wurde, welche ohne die Dazwilchenkunft des beſchädigenden Ereigniffes eingetreten wäre 
wegati ‚ lucrum cessans) ®. Auch machte es feinen Unterſchied, ob ber 

e. eine unmittelbare Folge des befhäbigenden Ereigniffes ift, ob der Schade aus 
ia ade, an und für fi betrachtet, nad dem natürlihen und gemöhn- 
iden 


aufe der Dinge zu entſtehen pflegt (unmittelbarer, directer Schade, 
| circa rem), ober ob ber Schabe blos eine weitergehende, entferntere Folge 
ker zum Eſab verpflichtenden Handlung ift (mittelbarer, indirecter Schade, damnum 
tra rem) ®, 

Der zum Erfate Berpflichtete hatte in allen Fällen dem Beſchädigten das volle 
Itereffe zu erfegen, d. h. die Differenz zwifchen dem wirklichen Werthe des Vermögens 
u einem beftimmten gegebenen Zeitpunkte (des lrtheiles) und bem Betrage, welchen 
iefes Vermögen ohne bie. Dazwiſchenkunft des beſchädigenden Ereigniffes in biefem Zeit» 
kalte haben würde”. Nur ausnahmsweife trat als Wequivalent für das volle 
iwtexefle der bloße Sachwerth bes urfprünglihen Gegenſtandes ber Obligation ein ®. 

Das U. b. ©. B. weit in feinen Grundſätzen über die Lehre vom Schaben- 
Jatze wejentlich von dem röm. Hecht ab, welde Abweichungen nicht wenig in Mis- 
erſtänbniſſen des röm. Rechts ihren Grund haben ®. | 

8. 1293 ftellt nur eine Definition von pofitivem und negativem Schaden, nicht 
ser eine beide umfafjende Begriffsbeftimmung auf; der pofitive Schade wird aber in 
wer Weiſe befinirt, daß auch Nachteile, welche nicht das Vermögen, fondern andere 
techte, welche keine Bermögensrechte find oder blos den Körper betreffen, einbezogen 





s Mommfen, IL, 353. 

° Mommijen, a. a. O., UI, 361. Die Ber- 
ttwortlichleit für bie fog. culpa in concreto 
ird nad röm. Hecht nicht als ein befonderer 
wab ber Haftung ezeichnet, fondern nur ale | 277, und über bie verfchiebenen VBebentungen, 
me Mobiflcation ber Berantwortlichleit für | welche biefer Eintheilung in damnum circa 
olas und culpa. Mommſen, III, 891. Aud | und extra rem beigelegt wird, Mommſen, a. a. 
ei außercontractlichen Berhältniffen wirb zum | O., II, 265 fg. 


Berpflichtung ber henung frember Rechte 
verlett wird. Bgl. Pernice, ©. 46 f., 51 fg., 57. 
5 Bol. Mommien, a. a. D©., U, 11. 
° Bgl. Mommfen, a. a. O., U, 272 und 


kegriffe Der oulpa nicht nothwendig eine poft- 
se Sanblung erfordert; e8 genügt ein folches 
jerhalten, wodurch die Jedermann obliegenbe 


d. Qirh etter, Gommentar. 2. Huf. 


? Bgl. Mommfen, a. a. O., I, 1, 
° Bgl. Mommſen, a. a. O., II, 89 fg. 
9 Bgl. Zeiller, U, 704-706. 
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werben. Für den poflliven Schaden wird im 8. 1323 bie Bezeichnung „eigentlide 
Schadloshaltung“ aufgeftellt; pofitiver und negativer Schaben werben bafelbft unter 
ber technischen Bezeihnung „volle Genugthuung“ zufammengefaßt. Diefe willlürſich 
angenommenen Bezeichnungen werben aber im 4. b. ©. B. jelbft Teinetwegs fiberall 
Iefgehalien und vermochten ſich auch fonft in der Sprache ber äfterr. Jurisprudenz nicht 
einzubürgern. 

Auch der Affectionswerth ift Gegenftand des Schadenerſatzes (SE. 378, 1331, 
a. €), wiewol bei Beihäbigungen, weldye nicht das Bermögen betreffen, eine Ab 
ſchätzung in Geld gar nicht möglich if. Die Eintheilung in birecten und inbirecen 
Schaden findet fi, und zwar mit Recht 1%, nicht aufgenommen. 

Was die Unterfheibung zwiſchen dolus und culpa und bie verfchiedenen Art 
ver letteren anbelangt, fo unterſcheidet $. 1294 nur zwifhen böfer Abſicht (delm) 
und Verſehen, worunter fowol die culpa lata als culpa levis (in abstracto u 
concreto) nttinbegriffen find. Die Eintbeilung in culpa lata und culpa levis (im 
abstracto) findet ſich erft in 8. 1324 angebeutet, inbem bafelbft der anffallenven 
Sorglofigleit (calpa lata) die übrigen Fälle eined geringeren Grades bes Berſchulden 
entgegengefettt erjcheinen. Die Mobiflcation zwiſchen culpa levis in absetracto mb 
concreto ift dem 4. b. ©. B. fremd. 

Der Umftand, ob ein Schade aus böfer Abfiht zugefügt wurde oder durch af 
fallende Sorglofigfeit oder einen minveren Grab des Verſehens entftanben ift, iſt mh 
wie nadı rim. Recht für die Trage, ob Jemand überhaupt erſatzverbindlich ıft, fonbern 
blos auf ven Umfang der Erfagverbinplichkeit von Einfluß. 

Nah $. 1295 findet nämlich nicht nur kein Unterſchied zwiſchen ben einzu 
obligatorifhen Bechtöverhältniffen ftett, fondern es ift fogar volllommen gleicgälig, 


ob der Beſchädiger zu dem Beſchädigten überhaupt in einem obligatorifchen Rechtever- 


hältniſſe ftand oder nit. In allen Fällen bat ber Beſchädiger dem Beſchädigten den 


ihm aus Verſchulden, gleihviel ob aus böfer Abficht oder aus einem groben ober ge 






ringen Berfehen, zugefügten Schaben zu erfegen. Iſt jedoch die zum Erſatze verpfür 
tende Handlung durch das Strafgejeg verboten oder doch aus Muthwillen ober Schaden 
freunde unternommen worden, fo bat der Beihäbiger dem Beſchädigten volle Genug: 
thuung zu leiften, d. i. damnum emergens und lucrum cessans zu erſetzen, unb «8 
kommt hierbei auch der Werth der befonderen Borliebe in Anfchlag (8. 1381). Im 
Falle einer anderen bolofen oder aus grobem Verſchulden zugefügten Beſchädigung if 
volle Genugthuung (88. 1331 und 1344), im Falle eines minderen Verſehens aber 
blos eigentlihe Schabloshaltung (damnum emergens) zu leiften (8. 1324). u allen 
drei Fällen wäre auch, da das Gefeß nicht unterfcheidet, immer fowol mittelbarer ald 
unmittelbarer Schabe zu erfegen !!. Indeſſen bat das U. 6. ©. B. an den hier em 
örterten allgemeinen Grundſätzen nicht durchgängig feitgehalten, indem bei Körperliche 
Berlegungen und Zöbtungen von Menfchen (88. 1325—1327), dann bei (gänzliche 
oder theilweifer) Nichterfüllung zweiſeitiger Verträge ftet8 das volle Intereffe zu ver 
güten ift (88. 1047, 1061, 1066, 1094, 1120, 1154, 1173, 1283) 19, wogegen bi 
Beftimmung des $. 932, daß ber Gewährleiftungspflichtige nur bei erwiefener Umed 
lichfeit lucrum cessans zu erfegen habe, in umgekehrter Richtung eine Abweichung von 
ber Regel bes 8. 1324 enthält. 





8. 1296. 
Im Zweifel gilt die Vermuthung, baß ein Schade ohne Verſchulben eines Anberen en 
ftauden fei. 





10 Nah Mommfen, a. a. DO. IH, 279 ift 12 Bol. Randa, Gztg. 1869, Rr. 49, Au. 
biefe Eintheilung aud nah röm. Recht nicht | 6; Gztg. 1870, Ar. gend 8, unb bagegen bit 
begründet. ganz unjurift. Einwenbung Zroblomili’e, Gute 

11 Bgl. über dieje ganze Yehre insbefondere | 1869, Nr. 88. Nur bei rechtswidriger Richt 
auch Koch, Recht der Forderungen, I, 88.19 fg.; | erfüllung von Gelbobligationen nimmt Rande 
Unger, in der Defterr. Biertelj. Schr. XIV | an, daß nie mehrmals die geſetzlichen Verzug 
(1864), 110 fa. zinfen zu leiften feien. 


mt 
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$. 1297. 

Es wird aber auch vermuthet, daß jeber, welder ben Verſtandesgebrauch befist, eines 
Sen Grades bes Fleißes und der Anfmerkiamieit fähig ſei, welder bei gewöhnlichen 
Digleiten angewenbet werben Taun. Wer bei Haublungen, worans eine Berlürzung ber 
echte eined Anderen entficht, biefen Grab des Fleißes ober der Aufmerkfamleit unterläßt, 
acht fi eines Verſehens ſchuldig. 

8. 1298. 


Wer vorgibt, daß er au ber Erfüllung feiner vertragsmäßigen ober geſetzlichen Verbinb⸗ 
Kick ohne fein Berſchnlden verhindert worden fei, bem liegt der Beweis ob. 


8. 1299. 
Bon dem Schaben insbefonbere: a) durch Sadverftänbige. 


Wer fig zu einem Amte, zu eimer Kumft, zu einen Gewerbe ober Handwerke öffentlich 
Mennt, sder wer ohne Noth freiwillig ein Geſchüft übernimmt, befien Ausführnung eigene 
unfttenutuifie oder einen nicht gewöhnlichen Fleiß erforbert, gibt dabnrch zu erkennen, baß 
fich dem nothwendigen Yleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlichen Kenntuifle autrane, 
mu daher Deu Mangel derfelben vertreten. Hat aber derjenige, welcher ihm bad Geſchäft 
berfich, die Unerfahrenheit defielben gewußt ober bei gewöhnlicher Aufmerkfanteit wifien 
men, fo fällt zugleich bem Letzteren ein Verſehen zur Laſt. 


8. 1800. 


" Ein Sachverſtündiger ift auch Dann verantwortlich, wenn er gegen Belohnung in Anuge⸗ 
sgenheiten feiner Kun sber Wiſſenſchaft aus Verichen einen nachtheiligen Math ertheilt. 
Inger biefem Zalle haftet ein Rathgeber umr für ben Schaden, welchen er wiflentlih dur 
53 des Rathes dem Anderen verurſacht hat, 


Die 88. 1296 und 1297 ftellen in Form von Vermuthung und Gegenvermuthung 

fich ſchon aus allgemeinen Grunbfägen ergebende Beweisregel auf, daß derjenige, 
de: von Jemandem den Erſatz eines erlittenen Nachtheiles verlangt, eine beftimmte 
iserzengende Thatfache, folglich, wenn er fein Recht auf Schavenerfag auf ein Ber- 
bnfbeh beffelben ftütt, dieſes Verſchulden zu ermeifen habe. Kann er biefen Beweis 
ht erbringen, fo müßte er als Kläger mit feiner Klage auch ohne die Vermuthung 
8 8. 1296 abgewiejen werben, indem ſich ber Beklagte auch durch einfachen Wiber- 
euch ſchützen könnte. 

Die Bermuthung bes 8. 1296 iſt daher keine techniſche Vermuthung. Wer ſich 
if den Umſtand, dag ein Schade ohne Verſchulden eines Anderen entſtanden tft, zur 
legründung eines ſelbſtändigen Rechts berufen wollte, hätte ungeachtet biefes Paragraphen 
ss Beweis für feine —— zu erbringen. Um die aus dieſer ſälſchlich ſog. Ver⸗ 
xihung ſich ergebende Conſequenz nicht zuzulaſſen, mußte im 8. 1297 eine Diele Ber- 
atbung zum Theile wieber aufhebende entgegengefeste Bermuthung aufgeftellt werben, 
elche jedoch ebenfalls Feine wirkliche techniſche Vermuthung ift, die in allen Fällen vom 
eweiſe befreit, fondern nur in Verbindung mit 8. 1296 vie Beweislaſt bei der Klage 
ıf Schabenerfag regeln foll. | 

Auch die Beftimmung des $. 1298 würde ſich ſchon aus allgemeinen Grundſätzen 
ber bie Bertheilung ber Beweislaſt ergeben. Denn unverfchuldete Unmöglichkeit ber 
eiſtung befreit von ber Verbindlichkeit dazu . Die Behauptung ber unverfchulbeten 

ichteit ift aber eine Einwendung, welche wie jede andere von bemjenigen, welcher 
& daxanf zu berufen hat, erwiefen werben muß. 

Ans der Beltimmung des 8. 1295, daß „Jedermann den Erſatz des Schabens zu 
rdern berechtigt ift, welhen ihm Jemand aus Verſchulden zugefügt hat, folgt von 
DR Die weitere Veſtimmung bes 8. 1299, daß barjenige, welcher fich öffentlich zu 
wem Amte, zu einer Kunft, zu einem Gewerbe oder Handwerke bekennt, over ohne 





16, bie Bemerk. zu den $$. 878—882. 
39* 
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Noth freiwillig ein Geſchäft übernimmt, beffen Ausführung eigene Kunftlenntnife ote 
einen nicht gewöhnlichen Fleiß erfordert, für jeden Mangel bes erforberlichen Wiege: 
oder der erforberlihen Kunfttenntniffe zu haften babe, inbem ıbm bie Uebernahm 
von berlei Geſchäften beim Mangel der zur gehörigen Durchführung erforberlices 
Qualificationen als Verſchulden angeredinet werben muß. Dagegen ift es eine Ask 
nahme von dieſem im $. 1295 aufgeftellten Grundſatze, daß ein Andi 
welcher fih nicht Iffentlich zu feinem Amte, zu feiner Kunft, zu feinem Gewerke 
oder Handwerke befennt, d. b. feine Kunft oder Wiſſenſchaft nicht öffentlich ansükt, 
nur dann für einen aus Verſehen ertheilten Rath haftet, wenn er bafür eine Veleh 
nung erhält, wenn er hingegen ven nachtheiligen Rath ohne eine Belohnung ertheil 
bat, für Fein auch noch fo grobes Verſchulden, fondern blos für einen wiſſentlich & 
theilten nachtheiligen Rath haftet (8. 1300). Das A. b. G. B. geht hier ſogar weile 
als . röm. Recht, nach welchem ein folder Sachverſtändiger blos für culpa leris 
nicht haftete. 

Tritt der Fall des 8. 1299, Schlußſatz ein (daß der Beſchädigte bie Unerfahre 


heit des Beſchädigers bei gewöhnlicher Aufmerffamleit hätte wiſſen können), fo hätte die 


Borihrift des $. 1304 zur Anwendung zu kommen. 


8. 1301. 
b) Bon dem Schaden wegen mehrerer Thellnehmer. 


Für einen widerrechtlich zugefügten Schaden Tönuen mehrere Perfonen verantwertid 
werden, indem fie gemeinihaftlih, numittelbarer oder mittelbarer Weiſe, durch Berieilen, 


Drohen, Befehlen, Helfen, Verhehlen und dgi., ober and nur durch Iinterlafiung ber de | 


fonderen Berbindlihleit, das Uebel zu verhindern, dazu beigetragen haben. 
8. 1802. 


In einem folden Falle verantwortet, wenn die Beſchädigung in einem Verſehen gegründet | 


ift umb die Autheile fi beſtimmen Iaflen, jeder nur ben durch fein Verſehen weruriedien 
Schaden. Wenn aber der Schade vorfätli zugefügt worden ift aber wenn bie Ynthelle ber 
Einzelnen an der Beſchädigung ſich nicht beftimmen Iaflen, fo haften Alle für Else v 
Einer für Alle; doch bleibt demjenigen, welcher den Schaden erſetzt hat, ber Rückerſaß gegen 
bie Uebrigen vorbehalten. 


8. 1309. 


Inwieweit mehrere Mitſchuldner blos and der nnterlaflenen Erfüllung ihrer Berbinkii 
feit zu haften haben, ift aus der Veſchaffeuheit des Vertrages zu beurtheilen. 


8. 1304. 


Wenn bei einer Beſchädigung zugleich ein Verſchulden von Erite des Veſchädigten tie 
tritt, fo trägt cr mit dem Beſchädiger den Schaden verhältnißmäßig und, wenn fig dei 
Verhältniß nicht beitimmen läßt, zu gleichen Theilen. 


Fällt mehreren Perfonen rüdfichtlih einer und derſelben Beihäbigung ein Ber 
ſchulden zur Laft, fo entfteht die Frage, in welchem Berhältniffe fie zum Schabenerfah 
verpflichtet find. 

Nach den vorftehenden Paragraphen ift in biefer Beziehung zu unterfcheiden, eb 
fih eine beftimmte Handlung oder Unterlaffung fhon im Allgemeinen, ohne Rädfet 





—— 


auf ein beſonderes obligatoriſches Rechtsverhäliniß, in welchem etwa Beſchädiger ud 


Beſchädigter zueinander ſtehen, als Verſchulden herausſtellt, oder nur in Anbetracht eires 
beſonderen obligatoriſchen Verhältniſſes als ſolches erſcheint 1. 





ı Nah röm. Recht hat man dafür eigene | ber letzteren Art von außeraquiliſchem Ber- 
Ausdrüde, man fpriht bei den Fällen ber | ſchulden. Bol. Göſchen, Borlefungen, I, 
erfteren Art von aqutlifhem, bet den Fällen I 2. Abth., S. 57. 
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-- IM eine Handlung oder Unterlaffung, ſchon abgefehen von einem befonderen obli- 
atorifchen Berpflihtungsgrunde, als Verſchulden anzufehen ($. 1301)?, fo ift nad 
y 1302 weiter zu unterfcheiven, ob ver Schade vorfätlich zugefügt wurde oder aus 
imen bloßen Berjehen entftanden ift, und im letteren Yalle wieder, ob fi die Antheile 
es Schadens für die einzelnen Schuldigen beftimmen laſſen oder nidt. 

Wenn ber Schade vorfäglic zugefügt worden ift, fowie wenn ber Schade aus 
imem bloßen Verſehen (culpa lata oder levi) entftanden ift, die Antheile der einzelnen 
Saftungspflichtigen ſich aber nicht beſtimmen laſſen, haften ſämmtliche Beſchädiger 
olidariſch mit Vorbehalt des Regreßrechts unter ſich. Iſt Dagegen der Schade nicht 
yorfäglich zugefügt worden und laſſen fih auch bie Antheile der einzelnen Haftungs- 

ichtigen beftimmen, fo haftet jeber blos für den Schaden, welchen er durch ſeine 

dlung oder Unterlaffung verurſacht hat. 

Iſt eine beftimmte Handlung blos mit Rüdficht auf ein befonveres obligatorifches 
Berpflihtungsverhältnig als Verſchulden anzufehen, fo foll die Haftungsverbinplichkeit 
edes Einzelnen nah $. 1308 aus ver Beichaffenheit des Vertrages beurtheilt werben ?. 
IM alfo die den mehreren Verpflichteten obliegende Verbinplichkeit eine folibarifche, fo 
ſt auch ihre Erfaßverbindlichkeit eine folidarifhe, fonft hätte jeder Schulpner blos nach 
ven Berhältnifie feines Schuldantheiles zu haften. 

Liegt fowol auf Seite des Beſchädigers als auf Seite des Beſchädigten ein Ber- 
chulden vor, fo wird nad gemeinem —*— darauf geſehen, ob zwiſchen dem Ber- 
ſchulden des Beſchädigers und dem entſtandenen Schaden ein ſolches Verhältniß beſteht, 
daß der Schade entweder ganz oder doch zum Theil auch ohne Verſchulden des Be⸗ 

igten eingetreten wäre, ober ob der Schade ohne das hinzutretende Verſchulden des 

chaͤdigten nicht entftanden wäre. Im lesteren alle tritt eine Verbindlichkeit zum 
Ehapenerfate überhaupt nicht ein, weil der Cauſalnerus zwifchen dem Verſchulden des 
deſchädigers und dem entftanbenen Schaden nicht vorliegt. Im erfteren Galle wirb ber 
Beichäbiger erfaßpflichtig, jeboh nır infoweit, als der Schade auch ohne das hinzu- 
setende Verſchulden bes Beſchädigten entftanden wäre; rüdfichtlid bes darüber binaus- 
richenden Schadens aber hebt ſich das gegenfeitige Verſchulden auf (Eulpacompen- 
sion) *. Nach öfterr. Recht ift der Umſtand, daß aud auf Seite des Beſchädigten ein 
lerfchulden unterlaufen iſt, nicht für die Frage, ob der Beichäbiger zum Schadenerſatz 
tet ıft, fondern immer nur für den Umfang feiner Erſatzverbindlichkeit von 
influß ($. 1304) 9. Eine Anwendung viefer Hegel enthalten die 88. 1299 und 1307. 


2 Da 8. 1301 offenbar andere Fälle ber 
nterlaffenen Berbindlichleiten behandelt als 
. 1308, fo muß man annehmen, daß 8. 1301 
a feinem Schlußfaße auf Diejenigen Fälle einer 
efonberen Berbinblichleit zu beziehen ift, welche 
dicht in einem obligatorifhen Rechtsverbältniffe 
ren Grund hat, 3. B. bie einem Gifenbahn- 
ebienfteten ge traft des Dienftreglements 
6 erpflichtungen. 

bebarf wol feiner näheren Begründung, 

das Wort „Bertrag” bier zu euge ift und 
aß es befler beißen würde „obligatorifches 
Rechtsverhältniß". Denn was von Berträgen 
ie, findet auf alle Arten obligatorifcjer Rechts⸗ 
bain e (vgl. bie Bemerl. zn den 88. 869 
mb 860) Anwenbung. 

a Bel Rommfen, eiträge, II, 157, 257 fg.; 
Demelins, Jahrbuch für Dogmatik, V (1861), 
2 fg.; Pernice, Zur Lehre von ben GSade 
id kölgungen, ©. 58 fg. Beifpiele: Läßt 
Jemand ein ihm gehöriges gefährliches Thier 
rei berumlaufen und es verlegt Iemanben, 
ber nur weil es muthwilligermweife gereizt 
vurbe, fo Bat fi der Beſchädigte feinen 

en ſelbſt zugufchreiben und verliert jeinen 
ch auf Schadenerſatz. Im ähnlicher 


Beife wirb nah rim. Hecht auch der Kal 
entfchieben, wenn Jemand ben Stlaven eines 
Anderen verlegt unb dieſer wegen Bernadjläf- 
figung der nöthigen Pflege flirbt. Bgl. Deme- 
lins, a. a. O., ©. 69 fg.; Pernice, ©. 61 fg. 
Uebernimmt der Manbatar ben Auftrag, an 
Jemanden bis zu einem gewiffen Tage eine 
beftimmte Zahlung zu leiften, an deren pünkt⸗ 
liche Entrichtung eine Conventionalftrafe ge- 
Mmüpft ift, der Mandant verfchweigt aber biefen 
Umftand, fo Tann er vom Mandatar, mwelder 
die Zahlung zu leiften unterläßt, nur fo viel 
erfeßt verlangen, als er ſelbſt an den Gläubi⸗ 
ger kraft allgemeiner geſetzlicher Borfchrift zu 
zablen hätte, 

° Bgl. hierüber insbefondere Demelius, ©. 
80 fg. Nach öſterr. Rechte würden in allen 
brei in der vorftehenden Anmerkung angeführten 
Beifpielen beide Theile den Schaden zu gleichen 
Theilen zu tragen haben. ird Die einem 
Anderen gehörige Sade in einem außercon- 
tractlihen Berhältniffe Deich ebigt, fo wirb für den 
Beſchädiger weber nag gem. Rechte (vgl. De⸗ 
melius, a. a. O., ©. 64; Cohnfeldt, Die 
Lehre vom Intereſſe nad röm. Recht mit Rüd- 
fiht auf die neueren Geſetzgebungen [Leipzig 
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$. 1306. 
Bon ber Verdindlichteit zum Schabenerfage: 2) Aus dem Gebrauche des Reqhts. 
Wer von feinem Nechte innerhalb ber rechtlichen Schraulen Gebran macht, hat ben ſu 
einen Anderen daraus entſpringenden Nachtheil nicht zu verantwarten. 


8, 1306. 
Bon ber Verbindlichkett zum Schabenerfage: 3) Aus einer ſchuldloſen ober willlärligen Haublung. 
Den Schaden, welden Jemand ohne Verſchulden oder durch eine uuwilfüriige Handlung 
vernrſacht Hat, ift er in der Hegel zu erſetzen wicht ſchuldig. 


8. 1307. 

Wenn fi aber Jemand and eigenem Verſchulden in einen vorübergehenden Zufaub de 
ESinnenverwirrung verfebt hat, fo ift and ber in bemfelben verurfackte Schaben feinem Ber 
ſchulden zuzuſchreiben. ben dieſes gilt von einem Dritten, welder dieſen Zuftaub burh 
fein Verſchulden bei dem Beſchädiger veranlaßt Kat. 


8. 1308. 


Wenn Wahn- oder Blöhfinnige oder Kinder Jemanden beſchädigen, der durch irgerden 
BVerſchulben Hierzu ſelbſt Veranlafinng gegeben hat, fo lann er Teinen Erſatz arſprether. 


8. 1309. 
Außer diefem Falle gebührt ihm ber Erfah von denjenigen Perſonen, denen bes Edabe 
wegen Vernachläſſigung der ihnen über ſolche Perfonen annerirauten Obſorge beigemeiles - 
werben Tann. 














8. 1810. 


Kann der Beſchädigte anf ſolche Art den Erfat; nicht erhalten, fo ſol ber Nichter mil 
Erwägung bes Umſtandes, ob dem Beihädiger, ungeachtet er gewöhnlich feines Werke 
nicht mädtig ift, in dem beftimmmten Falle nicht beunoc ein Verſchulben zur Laſt liege, ober 
ob der Beihädigte and Schonnng des Beſchädigers bie Vertheidigung unteriaften habe, sie 
endlich, mit Aädfiht auf das Vermögen des Beſchädigers nnd des Beſchädigten, anf ba 
ganzen Erfat oder doch einen billigen Theil deflelben erlennen. 


Dei jedem auch nod fo geringen Verſchulden muß ein folder Bufammenher 
zwifhen dem Willen eines Menſchen und ber beſchädigenden Thatfache vorhanden fen, 
fodaß, wenn auch nicht die auf das Unrecht gerichtete Abficht, fo doch zum meinbefe 
Mangel an Energie des Willens, Mangel an gebührender Aufmerffamteit, vie Ber 
legung zu vermeiden, vorliegt 1. 

Ohne einen folden Zufammenhang zwiſchen dem Willen eines Menſchen mb 
einer beftimmten Thatfache, welche ſich objectiv als Nechtöverlegung heransftellt, if fa 
Berjhulden und fomit auch feine BVBerbinblichleit zum Schabenerfate denlbar, a 
genommen es wäre eine beflimmte Obligation ſchon von vornherein auf Schapewerit 
gerichtet. 

Ein Verſchulden liegt daher nicht vor, wenn Jemand blos innerhalb ver Schranke 
feines eigenen Rechts handelt und dadurch Jemandem zwar factiſch einen Nadtheil p 
fügt, ohne jebod ein beftimmtes Recht vefielben zu beeinträchtigen ($. 1305). ch 
wenig kann Jemandem eine Handlung als Verſchulden imputirt werben, welde wa 
feinem Willen ganz unabhängig war ($. 1306), oder welche in einem Geifteäzufunt 











1865], ©. 143 fg.; Bernice, ©. 173 fg., gegen | ber die Bernadläffigung berfelben fein Ber 
Dommfen, II, 157 fg.), noch nad öfter. ſchulden iwolvirt. 

Recht die Schadenerſahpflichi dadurch aufge⸗ 1 Bol. Arndts, Banbetten, 8. 86; Su | 
hoben, baß ber Beihäbigte den Schaden burdy | Die oulpa bes vd. Rechts, 2. Ogahe, be 
diligentia boni patris familias hätte abwenden Iergt von Bethmann⸗Hollweg (Born 1098), 
fönnen, indem keine Pflicht zur Sorgfalt auf | ©. 68 fg. 

feine eigenen Angelegenbeiten eriftirt und da⸗ 
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verübt wurde, in weldem er ben vollen Berftandesgebraud, nicht befaß und baher 
eines folhen Grades des Fleißes und der Aufmerkſamkeit gar nicht fähig war, weldyer 
bei gewöhnlichen Yähigleiten angewendet werben kann ($. 1297), e8 mag biefer Geiftes- 
zuftand entweder in einem zu jugendlichen Alter oder einer wirklichen Geiftesftörung 
oder momentanen Sinnesverwirrung feinen Grund Haben (8. 1308). Ungeredhtfertigt 
ift ed, wenn man, geftütt auf ven $. 21 9. b. ©. B., den Ausprud „Kinder” im 
8. 1308 auf Perfonen unter fieben Yahren einfchränfen will. Diefer Ausprud ift bier 
in der ganz gewöhnlichen Bedeutung des Wortes genommen, nad) welcher das Rindes- 
alter jedenfalls über das fiebente Jahr hinausgeht. Es wäre hier vielmehr in jebem 
einzelnen Galle auf die wirkliche VBerftandesentwidelung zu fehen ?. 

Wenn aber audy die im Zuftande der Sinneöverwirrung vorgenommene Handlung 
nicht als Verſchulden angefehen werben kann, jo kann body Jemandem der Umftand, 
daß er ſich felbft ober einen Anderen in einen folden Zuftand der Sinnedverwirrung 
verſetzt hat, ſelbſt [hen an und für fih als Berfchulden zu imputixen fein ($. 1307). 
Ebenſo kann bei einem Schaden, welcher durch PBerfonen zugefügt wurde, die felbft ben 
vollen Verſtandesgebrauch nicht befigen, einem Anderen die Bernadhläffigung ber ihm 
über fie zuftehenden Obforge als Berfchulden angerechnet werden ($. 1309). Voraus: 
feßung ift jedoch bier, daß bei gehöriger Aufmerkſamkeit vorausgefehen werden Tonnte, 
daß ein folder Schade wirklich eintreten könne. 

Sehr wenig Billigung verdienen die Beftinmungen des $. 1310. Denn was 
ben erften bafelbft vorausgejegten Yall anbelangt, fo wird es auch, wenn der De- 
[Hädigte von den im $. 1309 bezeichneten Perfonen den Erſatz des Schadens nidt 
zlangen kann, immer in erfter Tinte darauf ankommen, ob nicht dem Beſchädiger felbit 
in dem beftimmten Galle ein Verfchulden zur Laft fällt. Soll aber damit blos geſagt 
fein, daß der Richter in einem ſolchen Falle bei Beurtheilung des Umftandes, ob bem 
Beihäpiger im gegebenen Yalle nicht dennoch ein Verſchulden zur Laft falle, ftrenger 
2 e geben HL, fo fehlt jeder feſte Maßſtab, wie weit der Kichter gehen Tann. 
Die beiden lesteren im $. 1310 vorbergefebenen Fälle tragen wol on und für ſich 
gewiß begründeten Billigkeitsrückſichten Rechnung, bieten jedoh in ber Anwenbung, fo 
wie der erfte Fall, rüdfichtlih des Ausmaßes ber Höhe der. Entſchädigung erhebliche 
Schwierigkeiten. Vgl. auch vie Bemerk. zu den SS. 270—273. 


8. 1811. 
Bon ber Verbindlicgkeit zum Schabenerfage: 4) Durch Zufall. 

Der bloße Zufall trifft denjenigen, in deflen Bermögen oder Perſon er ſich ereignet. 
Bat aber Jemand den Zufall durch ein Verſchulden veranlaft, Hat er ein Geſetz, das ben 
miäliigen Beihädigungen vorzubengen ſucht, übertreten ober fi ohne Noth in fremde Ge- 
ſchüfte gemengt, fo baftet er für allen Vachtheil, welcher anferdem nicht erfolgt wäre. 


Die in diefem Paragraphen aufgeftellte Regel: „casum sentit dominus” ift, wie 
vorzüglich Wächter ? nachgewieſen bat, in ihrer Anwendung auf das Sachenrecht richtig, 
aber unpraktiſch; auf das Obligationenrecht angewendet, aber jo weientlihen Ausnahmen 
unterworfen, daß fie als Regel felbft unbraudbar ift. 

So ift e8 ganz felbfiverftänplih, daß der Eigenthlimer einer Sache durch den 
Untergang berfelben Schaden erleidet und daß damit auch die zu Gunften Anderer 
baranf baftenden dinglichen Rechte aufgehoben werden, und es bedarf hierzu keiner ge- 
jeglichen Vorſchrift, um diefe ganz natürlichen Folgen eintreten zu laſſen. 

Im Obligetionenredht trifft zwar ebenfall® häufig, aber nicht nothwendig das 
Tragen ver Gefahr mit dem Eigenthum zufammen. So trägt beim depositum, com- 
modatum, pignus ber Eigenthümer vie Gefahr des zufälligen Unterganges der Sadıe. 
Diefes ift aber nicht bei allen Obligationen, welche auf Rüdftellung einer Sache 
geben, der Ball. Iſt nämlich Jemandem etwas aus einem Irrthum trabirt worden, fo 
erwirbt er das Eigenthum der trabirten Sache; er kann aber mit der condictio indebiti 





2 ©, aub die Bemerk. zu den 88. 246— — a 88 2 F im nude für civ. Praxis, XV 
„Nr. 6 und 9, 
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(88. 1431 fg.) auf Zurüdftellung der Sache belangt werden. Geht die Sache mittler- 
weile zu Grunde, fo trägt nicht derjenige, weldhem die Sache trabirt wurde, obwol er 
Eigenthümer ift, ven Untergang der Sache. Bei Zaufchverträgen bleibt der Tauſchende, 
we eine Sache zu übergeben hatte, bei Kaufverträgen ver Verkäufer bis zur 
wirfliden Webergabe Eigenthümer des vertaufchten over verkauften Gegenflandes; bie 
Gefahr des zufälligen Unterganges trägt er jedoch nur bie zu dem Zei der 
bedungenen Uebergabe (88. 1048, 1064). Diefe Regel ift alfo gerade auf de 
wichtigften obligatorifhen Nechtöverhältniffe unanwendbar und baber in neuere 
Zeit faft allgemein aufgegeben worden. 


8. 1312. 

Ber in einem Nothfalle Iemandem einen Dienft geleiftet Hat, dem wirb ber Giede, 
welchen er nicht verhütet Hat, nicht zugerechnet, es wäre benn, baf er einen Auberen, ber 
noch mehr geleiftet Haben würde, durch feine Schuld daran verhindert hätte. Aber anf ia 
biefem Falle lann ex deu ſicher verfchafften Nutzen gegen den verurfachten Schaden in Reh 
nung bringen. 


| 
1 


Da aufer vem Falle eines befonderen Berpflihtungsgrundes Niemand zur Beier | 


gung fremder Angelegenheiten verpflichtet ift, Tann auch demjenigen, welcher im einem 
othfalle Jemandem Dienfte geleiftet, dabei aber nicht den ganzen ewenbei 
bat, welchen er möglicherweife hätte abwenden können, biefer nicht verbüitete Schade 


sicht zugerechnet werden. Bat er dagegen Jemanden, ber mehr per hätte, oleer | 


ſelbſt, durch fein Berfchulden am Handeln gehindert, fo hat er injoweit zu haften, als 
der Andere mehr geleiftet haben würde. Aber auch in dieſem Falle foll er nah der 
Beſtimmung des vorſtehenden Paragraphen berechtigt fein, den ſicher verfchafften Augen 
gegen den auf ſolche Art verurfachten Schaden in Rechnung zu bringen. 

3. B. der Dritte den Schaden ganz verhütet, während er blos die Hälfte verhttet 


bat, fo ift er zu feiner Haftung verpflichtet 2, 


8. 1313. 
Von ber Verbinblichleit zum Schabenerfage: 5) Durch frembe Handlungen. 


Für fremde, widerrechtliche Handlungen, woran Jemand Leinen Theil genommen hat, ij 
er in ber Regel and nicht verantwortlih. Selbſt in den Fällen, wo bie Geſetze bad Gegen 
theil anordnen, bleibt ihm der Nüderfat gegen ben Schuldtragenden vorbehalten. 


! Nach röm. Recht hatte derjenige, welcher 
ein beftimmtes einzelnes Gefchäft oder mehrere 
Geſchäfte als Geldäftsführer ohne Auftrag zu 


2 Bei Auffielung biefer fonderbaren Behim- 
mung fcheint den Berfaflern bes U. 6. 8. 8. 
das ganz richtige Princip (vgl. Donmaien, 


beforgen übernommen batte, blos das einmal 
begonnene Geſchäft zu Enbe zu führen, unb 
e8 genügte, wenn er fich innerhalb bes ſich 
dur die urſprüngliche Abficht gezogenen Krei- 
ſes hielt. Er hatte aber auch für andere An- 
gelegenheiten zu haften, wenn durch feine Ein- 
mifhung ein Anderer fich deren anzunehmen 
abgehalten wurde und ein for rältiger Mann 
auch fie nicht außer Acht gelaflen hätte (1. 6, 
8. 12 D. de neg. gest. 38. 5, 1.17, 8.3 D. 
commodati 13. 6). Bgl. Sintenis (2. Aufl.), 
11, 589. Wenn Sintenis (a.a.D., Anm. 48) 
ſchon die Kombination dieſer beiden Erforber- 
niffe „etwas dunkel“ findet, fo trifft biefer 
Borwurf bie Beftimmung bes öſterr. Rechts, 
daß derjenige, welcher einen Anderen vom 
Handeln abgehalten hat, infoweit haftbar wird, 
als der Andere mebr geleiftet hätte, in noch 
höherem Grabe. 


Beiträge, II, 191 fg.) vorgefchwebt zu haben, 
daß, wenn durch bie zur Leiflung des Iuterefk 
verpflichtenbe Thatfade bem Bejchäbigten axi 
ber einen Seite Bortheil gebracht ober Na 
theil von ihm abgewenbet wurbe, und anf der 
anderen Seite Schabe zugefügt ober Gewin 
entzogen wurde, Gewinn und Berluf we 
ſammenzurechnen find. 

Nach biefem Principe wäre aber im Fek 
bes 8. 1312 der ganze Schabe zu erjehen, 
welchen ber Dritte verhütet hätte. Denn Mi 
voransgefehtermaßen ohnehin ein Dritter, me 
her fogar mehr geleiftet hätte, zum $Hanbels 
bereit war, fo bat derjenige, welcher ihn daran 
gehindert bat, durch feine Ginmengung ga 
leinen Nußen, fondern nur Schaben gebrai, 
und er wäre nnr jenen Ruben in Ahrens 
zu bringen berechtigt, welchen etwa wieber KT 
Dritte dem Beſchäbigten nicht verſchafft his 
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8. 1814. 
Ausnahmen, 

Wenn Jemand eine Dienfiperfon ohne Zengnißz aufnimmt ober eine durch ihre Leibes⸗ 
uber Gemüthöbeligaffenpeit gefährliche PBerfom im Dienfte wiſſentlich behält ober einem bes 
Zannten Berbreiger Aufenthalt gibt, fo haftet er dem Hansherrn und den Haudgenofien für 
Den Erfah des durch Die gefährliche Beſchaffenheit dieſer Perſonen vernrſachten Schadens. 


8. 1315. 


Ebenſo haftet derjenige, welcher wiſſentlich eine ſolche geſährliche, oder wer zu einem 
Pe * untüchtige Perſon beſtellt bat, für den Schaden, welchen ein Dritter hierdurch 


Unter Dienſtperſonen (im Sinne des 8. 1314) Können nur ſolche Perſonen ver⸗ 
Randen werben, bei denen die Aufnahme ohne Zeugniß durch politiſche Vorſchriften, 
> B. bie verſchiedenen Geſindeordnungen, ober durch das Strafgeſetz (vgl. 8. 321 
Str. ©.) verboten iſt. 

War bie Dienſtperſon mit den erforderlichen Zeugniſſen verſehen oder ſind ſolche 
für fie gar nicht vorgeſchrieben, fo kann der Dienſtgeber für einen durch dieſe Dienft- 
Yerfom angerichteten Schaden nur dann verantwortlih gemacht werben, wenn fie eine 
duch ihre Leibes- oder Gemüthsbeſchaffenheit gefährlihe Berfon ift und 
eg dem Dienftgeber befannt war ($. 1314) 1. 

Ob ber Berbredier, bem Aufenthalt gegeben wird ($. 1314), abgenrtheilt worben 
i umd feine Strafe überftanden bat oder nicht, macht keinen Unterfchieb, weil er vor 
2b nad) ausgeftannener Strafe gleich gefährlich bleibt, obwol freilich nicht zu überfehen 
MR, daß jeder Verbrecher, welcher nicht ein eigenes Haus befigt oder ein folches miethen 
ann, obbachlos werden müßte, wenn jeber Vermiether fih die unbillig ſtrenge Beftim- 
Wung biefes Paragraphen gegenwärtig halten würde. 

In allen drei Fällen muß aber der Schade dur eine Handlung entflanden fein, 
weiche in einer beftimmten gefährlichen Leibes⸗ oder Gemüthsbeſchaffenheit der genannten 
Berfonen ihren Urfprung hat, und e8 muß biefer gefährliche Hang zu biefer Gattung 
Bon Handlungen in ihnen nachgewiefen werden lünnen. Es kann insbefondere der 
Dienfigeber, welcher eine Dienftperfon ohne Zeugniß aufgenommen bat, nicht etwa für 
Me möglichen Beſchädigungen, welche diefe dem Hausherrn oder den Hausgenofien zu- 

t hat, verantwortlih erflärt werben; denn nur eine außgeprägte gefährliche 

i könnte ihm, wenn fie im Zeugniſſe ausgedrückt wäre, verpflichten, die Perſon 
ar nicht aufzunehmen, ober wenn fie erft jpäter zum Borfchein käme, diefe Perfon zu 


en. 

Eine analoge Ausdehnung biefer vom Geſetze jelbft als Ausnahmen bezeichneten 
Borſchriften auf Perfonen, welche ſich nicht im Dienftverhältnifie befinden, ober anf 
Perſonen, welche keine Verbrecher find, fondern fi) blos eines Vergehens ober einer 
Nebertretung fchuldig gemacht haben, ift in feinem Falle zuläffig. Uebrigens braucht 
wer Umftand, daß Jemand ein gefährlicher Verbrecher ift, nicht notoriſch zu fein, fondern 
es genügt, wenn biefer Umftand dem Aufenthaltgeber befannt war. 





$. 1316. 


Wirthe, Schiffer und Fuhrlente verantworten deu Schaden, welden ihre eigenen aber 
Bi von ihnen zugewieſenen Dienſtperſonen an den übernommenen Saden einem NReifenden in 
Um Gaufe, ober in ihrem Schiffe, oder an der Befrachtung verurfachen (8. 970). 


Bol. die Bemerk. zu $. 970. 
I 


1 Bl, auch die Obſtg. Entf. vom 20, Febr. 1867, 3. 11847, Gerichtohalle 1867, Nr. 4b, 
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8.1817. 


Inwiefern bei öffentlichen Verfendungsanftalten für ben Schaden eine Heft 
nommen werde, Befimmen bie beisuderen Vorſchriften. 


Bol, die Eifenbahnbetriebsorbnung (Kaif. Pat. vom 16. Nov. 1851, 8. 
1852, Nr. 1), die Fahrpoftorbnung (Hoflammerd. vom 12. Juni 1838, 3. ©. € 
Folge, Nr. 280), und bie Briefpoftorbnung (Hoflammerd. vom 6. Nov. 1838, 3 
nene Folge, Nr. 302), und Art. 421, 424—431 9. ©. 


8.1818, U 


Wirbd Jemand dur das Herabfallen einer gefährlich aufgehüngten ober geſtellt 
oder durch Heranswerfen oder Herausgießen and einer Wohnung beſchädigt, fe Ya 
en Pre Wohnung geworfen oder gegoflen werden oder bie Sache berabgel 

en. 


8. 1319. 


Wegen wahricheinlicher Gefahr, daß ein Schild, ein Geſchirr ober eine andere üb 
gungbaren Plage anfgebängte oder geftellte Sache fallen und bie Vorübergehenben be 
Tönnte, ſteht noch NRiemandem eine gerichtliche Klage, wol aber Jebermaun Dad Ned 
allgemeinen Eicgerheit wegen, die Gefahr bei der politiſchen Behörde anzuzeigen. 


Nah rim. Recht fanden, wenn Jemand dur Hinunterwerfen ober Ansgl 
feinem Körper ober anderweitig beihäbigt wurde, fowie wenn etwas gefährl 
aufgeftellt ober ansgehängt wurde, wenn aud kein Schade dab entſtand 
eigenthümliche Klagen ſtatt und zwar im erſteren Falle die von den Neuern fo 
de effusis et dejectis, im lebteren alle die actio de positis et suspensis. 
Klagen, erftere jeboh nur, wenn ein freier Menſch getödtet ober ver 
worden war, waren Bopularklagen, welche nicht blos von dem VBeichäbigten ode 
Erben, fondern von jedem röm. Bürger als Stellvertreter ver Geſammtheit ge 
Gefeesübertreter angeftellt werben konnten. War durch das Hinausiwerfen ob 
ausgiegen Niemand körperlich befchädigt worden, fo Eonnte dagegen nur | 
ſchaädigte ober deſſen Erben Tlagen. 

Bon diefen beiben Klagen bes röm. Rechts wurde die actio de positis et st 
durch 8. 1319 ganz befeitigt, Die actio de effusis et dejectis durch 8. 131 
als PBopularklage, fondern als ganz gewöhnlihe Schavenerfatflage aufrecht « 
ähnlich wie nad röm. Recht, wenn Jemand nicht körperlich, fondern andere 
ſchädigt wurde. Daß Jemand körperlich beſchädigt wurde, ift, obwol der Wort 
$. 1318 darauf hinzudeuten jcheint, jowenig als nad röm. Recht zur Be 
biefer Klage nothwendig. Sie geht nur gegen ben eigentlichen Inhaber ber 
und nicht gegen ſämmtliche Bewohner, indem letztere oft gar wicht die Macht 
die gefährliche Borrihtung zu befeitigen oder das Ausgießen z. zu verhindern 
er felbft im Verſchulden ift oder nicht, ift gleichgültig. Hätte Jemand einen T 
von ihm gemietheten Wohnung in Aftermiethe gegeben, fo entfällt feine H— 
verbinblichkeit, weil ex biefen Theil der Wohnung nicht bewohnt. Hätte er Se 
blos als Saft für längere oder kürzere Zeit bei fih aufgenommen, fo hätte e 
dings zu haften, weil die Wohnung des Gaftes immerhin noch einen Theil be 
nung bes Gaftgebers bildet. Mehrere Inhaber einer Wohnung hätten nah $ 
überhaupt ſolidariſch zu haften, weil ſich ihre Antheile an der Beſchädigm 
beftimmen laflen. Selbftverftändlich bleibt den Haftungspflichtigen immer ver 
gegen bie übrigen (8. 1302 a. E.) und gegen den eigentlich Schuldtragenden nor 
(8. 1313 a. E.). 





ı Darauf deutet ferner auch der Umflandb | der Regel mehrere Perfonen eine % 
bin, daß es im $. 1318 heißt, „aus befjen | bewohnen, beißen müßte, ane dere 
Wohnung” ꝛc., während es ſonſt, da do in | nung zc. 
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8. 1320, 
Bon der Verbindlichkeit gum Schabenerfage: 6) Durd ein Thier. 
Wird Jemand dur ein Thier beſchädigt, fo ift derjenige dafür verautwortlich, ber es 
dan augetrieben, gereist ober zu verwahren vernachläſſigt Hat. Kaun Niemand eines Ver⸗ 
qeldens dieſer Art überwieſen werden, fo wird bie Beſchädignug für einen Zufall gehalten. 


8. 1321. 


Wer anf feinem Grund und Boben fremdes Bich antrifft, ift beöwegen ned nicht be: 
rechtigt, es zu töbten. Er Tann es durch aupafiende Gewalt verjagen oder, wenn er dadurch 
Sqaden gelitten hat, das Net der Privatpfinbung über fo viele Stücke Biehes ansüben, 
ui zu feiner Entipäbigung hinreicht. Doch muß er binnen acht Tagen fig mit dem Eigen: 
Kr abfinden oder feine Mage vor ben Richter bringen, wibrigenfalis aber dad gepfändete 


8. 1322, 


Des geyfündete Vieh muß auch zurkdgeftellt werben, wenn ber Eigenthümer eine andere 
uugemeflene Sicherheit leiſtet. 


Nach älteſtem veutichen Rechte kam bie Pfändung Häufig als eine vom Rechte 
mexrlonnte Urt erlaubter Selbfihülfe vor. Der Gläubiger, welcher ven Schulpner 
wieberholt vergeblih um Bezahlung feiner Schuld gemahnt hatte, kounte Sachen 
veffelben zu feiner Dedung mit fi nehmen. Sobald jedoch bie Staatsgewalt In 
väftigte, —8 dieſes Privatpfändungsreht auf folgende drei Ausnahmefälle ber 


1) 3 Gunften des Zins- und Gültherrn für feine rüdftändige Zins⸗ 


2) wenn das Pfandungsrecht vertragsmäßig ausbedungen war. 
3) Der älteſte Fall erlaubter PBrivatpfändung iſt die Pfändung ber auf einem 
Grundftüde bei einer Schabenftiftung betroffenen Thiere und Sklaven (Thier- 
lt Soden wurde biefe Pfändung im älteften Rechte fogar auch auf Menfchen und 
Ieblefe en ansgebehut. Es haftete zunächſt das Thier als Urheber des Schadens. 

Die erſte und zweite dieſer Ausnahmen ſind gegenwärtig allgemein aufgegeben, 
nur die dritte, für welche auch praktiſche Gründe ſprechen, hat ſich erhalten ®. 

Nah äfterr. Rechte ift diefes Recht auf den all eingefchräntt, wenn die Ber 

mg durch frembes Bieh geſchah, und kann nur rüdfichtli des zur Beit der 

g angetroffenen Viehes ausgeübt werden, jedoch darf das Vieh auch ver- 

und die Pfändung während ber Verfolgung vorgenommen werben ®. Gepfänbet 

me fo viel werben, als zur Dedung bes angerichteten Schadens und ber zum 

Unterhalte des Viehes erforderlichen Koften hinreicht. Pfändungsberechtigt ift nicht 

nothwendig ber Eigenthümer des Grundſtückes, fondern derjenige, welcher dadurch 

ba: &bigt wird, z. B. Pächter, Nutznießer, ſodaß der Eigenthümer unter Umftänden 
nbungsredit Fi nicht haben wird. 

Mae Klage auf Gerechtfertigthaltung biefes Pfandrechts muß binnen acht Tagen 
vom Tage ber vorgenommenen Pfändung eingebradt werben, welde Frift nad Analogie 
der * 439 und 453 zu behandeln und fo wie dieſe einer Erſtreckung fähig iſt. 

ie Klage auf Schadenerſatz Tann bei semienigen Gerichte angebracht werden, in 
deffen Bezirk der Grund gelegen ift ($. 45 9. N.). 
8 auch die 88. 63— 66 des Forfigefeges vom 3. Dec. 1852 (R. ©. OL, 





hierüber insbe] onbere Weisom, 2 ’ Zlntſou Deutſches Artbatreht, 8. 108, 
ge anbrecht ee] urg 1857), © Ab 2. 3. Bgl. auch Unger, Entwurf, © ‚142 %- 
. satittermaler, Deutfches Private 
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8. 1323. 
Arten bed Schabenerfages. 

Um ben Erfat eines verurſachten Schadens zu Ieiften, muß Alles in den worigen Gib 
zurädverfett ober, wenn dieſes nicht thunlich if, der Schütungkwerth vergütet werben. Ber 
trifft der Erſatz unr den erlittenen Schaden, fo wird er eigentli eine Siablsähaltung, we 
fern er fi aber auch auf den entgangenen Gewinn und bie Tilgung der verurſathten Belc 
bigung erftredt, volle Genugthuung genannt. 


8. 1324, 
Yu dem Falle eines aus böſer Abfiht ober aus einer auffallenden Gergisfigkeit ver 


urſachten Schadens ift der Veſchädigte volle Genngthuung, in ben übrigen Füllen aber ma 


die eigentlihe Schadloshaltung zu fordern berechtigt. Hiernach iR in deu Füllen, wo im 
Geſetze der allgemeine Ausdrud: Erſatz, vorlommt, zu beurtbeilen, weldge Art bes Erjche 
zu leiften fei. 


Vgl. die Bemerk. zu den 88. 1293—1295. 


8. 1325. 
Scabenerfag indbefondere: 1) Bei Verlegungen an bem Körper. 


Ver Jemanden au feinem Körper verletzt, beftreitet bie Heilungsteften bed Werichten, 
erfetst ihm den entgangenen oder, wenn der Beſchädigte zum (Erwerb unfähig wird, np 
ben Tünftig entgehenden Verbienft und bezahlt ihm auf Verlangen Äberbieß ein deu em 
hobenen Hmftänden angemeflenes Schmerzendgelb. 


8. 1326. 


Iſt die verlegte Berfon durch die Mishandlung vernnftaltet worden, fo mnf, zumel 
wenn fie weiblichen Geſchlechtes ift, infofern anf dieſen Umſtand Nüdfist gensmemen werden, 
als ihr beſſeres Fortlommen dadurch verhindert werben Tann. 


8. 1327. 


Erfolgt ans einer körperlichen Verlegung der Tod, fo müflen nit nur alle Kohen, 
fondern auch ber hinterlaflenen Frau und dem Kindern deö Getöbteten bad, was ihnen de 
durch entgangen ift, erſetzt werden, 


Diefe Paragraphen reihen fih in wenig glüdliher Weife an die 88. 1323 m 
1324 an, wonadh in jedem einzelnen Yalle rüdfichtlid) der Höhe des zu (chenden 
Schadenerſatzes auf ben Grad des Berfchuldens geſehen werden fol. Statt eing In 
wenbung ber im $. 1324 enthaltenen Regel zu geben, wie dies nad) der Ranbrubril vendel 
fein follte, enthalten fie in unmittelbarem Anfchluffe an die Regel in ber ve im 
fehr wichtige Ausnahme von derfelben. Denn wenn es vielleicht auch nah 8 1385 
für fi allein noch zweifelhaft fein könnte, ob bei einer Verlegung am Körper bei jr 
geringen Berfchulden blos die Heilungstoften, und nur bei einem groben Berſch 
auch der entgangene Berbienft und das Schmerzensgeld zu entrichten find, fo verfchwinde 
doch diefer Zweifel vor der ganz ohne alle weitere Unterfcheibung bi naeh Tien Beftinuum 
bes $. 1327, daß ber hinterlaſſenen Frau und den Kindern des Getödteten das, mas 

ihnen durch den Tod des Gatten, reip. Vaters entgangen ift, erſetzt werben we 

8 muß alfo auch der Verletzte, welcher am Leben geblieben ift, den ihm durch Be 
Verlegung zugezogenen Berbienftentgang und, da der Anſpruch auf Schmerzenägeb 
ebenfalls von feinen weiteren Borausfegungen abhängig gemadt wird, anch bi 
Schmerzensgeld fordern können. Man ift alfo zur Annahme genöthigt, daß bei förper- 
lichen Verlegungen oder der Tödtung eines Menſchen der böfe Vorſatz oder bie ver: 
ſchiedenen Grade des Verſchuldens auf ven Umfang der Schadenerfaßverbinblichtit 
bes Berpflihteten ganz ohne Einfluß find. Nur die Berüdfichtigung des Umſtandet, 
ob und inwiefern die Verlegung, durch welche eine Berfon, insbefondere bes weiblichen 
Geſchlechtes verunftaltet wurde, auf ihr beſſeres Fortkommen von Einfluß iſt, ſcheint — 
Darauf deutet das Wort „Mishandlung“ im 8. 1326 hin — von dem boſen 


— m —— — — — unten Mm — —2 


. 
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Borſatze des Beſchädigers abhängig zu fein !. Erfolgt burd die Verlegung ber Tod, 
fo wären nicht nur der Gattin und den Kindern des Getöbteten das ihnen dadurch 
Entgangene zu erfegen, fondern auch allen anderen PBerfonen, welche dadurch Schaden 
erlitten haben, z. B. denen fonft noch Alimentationsanſprüche zuftanden, oder welde 
som Getödteten eine contractliche, an deſſen Lebensdauer 'gefnüpfte Rente bezogen, oder 
beuen ein Nießbrauch zuftand, der nunmehr erlifht. Gattin und Kinder werben bios 
als die am häufigften dadurch befhädigten Perſonen namentlih aufgeführt. Die Höhe 
bes Erſatzes wäre nach der muthmaßlichen Lebensdauer des Getödteten zu beftimmen ?. 
Was insbeſondere das Schmerzensgeld anbelangt, jo haben die Erben des Ber- 
letzten darauf feinen Anſpruch, indem 8. 1327 veflelben nicht erwähnt. Nur wenn 
ber Berlettte bereits die Klage angeftellt ® oder fonft den Willen, feinen Anſpruch 
hierauf wirklich geltend zu machen, zu erlennen gegeben hätte, geht berfelbe auch auf 
feine Erben über. Die Höhe des Schmerzensgelbes ift einzig und allein in das richter⸗ 
Ge Ermeſſen geftellt und wäre nach der VBefchaffenheit der Verlegung, welche jedoch 
ewieſen werden müßte, ohne weiteren von dem Beſchädiger zu erbringenden Beweis, 
beftinmen ®. 

Die felbftverftänplihe Borausfegung des Eintrittes der Schabenerfagpfliht wegen 
Brperlicher Berlegungen ift, daß dieſe durch ein Berfchulden des auf Schadenerſatz Be⸗ 
herbeigeführt worden find und daß dieſes Verfchulden von dem elaänigten 
erwiefen wird. Eine Ausnahme tritt nad dem Geſetze vom 5. März 1869 (R. ©. UL, 
Nr. 37) ein bei körperlichen Verlegungen oder Tödtungen infolge eines Unfalles, im 
Berfehr einer mit Anwendung von Dampflraft betriebenen: Eifenbahn. Hier haftet die 
Rnternehmung ohne Weiteres, wenn fe nicht zu erweilen im Stande ift, daß die Ver⸗ 
egung durch eine vis major ® oder durch eine unabwenbbare Handlung einer nicht zur 
Nusübung des Betriebes beftellten Perfon, oder durch Berfhulden des Beichädigten 
elbſt erfolgt ift *, und ift felbft eine von der Unternehmung im vorhinein angekündigte 





3 x. L. R. haftet der Beſchädiger 
zeit nachſtehenden Unterſcheidungen: 1) bei 
änzliher Unfähigkeit des Veſchädigten, 
ein Amt ober Gewerbe wie bisher zu be- 
tgeiben, 3) wenn Borjag oder. grobes 
Berfchulben vorhanden ift, follen auch künfe 
tige Vortheile vergütet werben, deren Erlangung 
nad dem natürlihen und gewöhnlichen Lauf 
ber Dinge vernäünftigerweife erwartet werben 
tounte; b) wenn nur ein mäßiges Berjehen 
begangen wurde, fo ift nur nach ber Page, in 
welcher ber Beichäbigte zur Zeit der Verlegung 
»illih befunden hat, die Vergütung zu 

; ec) ift uur ein geringes Berfehen 
borgefallen, jo find blos die Kur» und Hei⸗ 
fen zu erflatten. 2) Bei zeitweijer 

keit können nur Berfäummißloften ge- 
fordert werben, bie ber Richter nach Berhält- 
wg ber Zeit mit Anwendung berfelden Grund» 
rüdfichtli des Grades des Verſehens zu 


en hat. 
Ebeufo — auch bei Tödtungen und Ver⸗ 
tungen von Perſonen weiblichen Ge⸗ 
tes (die —— * aaa 
sinnlichen echtes wird nicht berüdfichtigt 

bie — Grade des Verſchuldens 
Kong genommen und genau beflinmt, mas 
ki jedem Grabe zu leiſten ifl. Vgl. Rod, 
ae eh ber Forderungen, III, $. 392, 


I Bol, au Koch, a. a.O., S. 954; Ranba 
Bus 1809, Sir 52. 


3 Bel. Unger, II, 535. 
° Ohnehin wäre hier hochſtens nur ber 


Schätungseib des Berletten benfbar und auch 
biefer kaum, weil Lörperlihe Schmerzen eine 
Schäßung in Geld nicht zulaffen. Bgl. auch 
Obſtg. Entſch. vom 9. Dec. 1852, 3. 123%, 
Gztg. 1854, Nr. 84; Randa, Gztg. 1869, 
Nr. 52, Anm. 18. Nah Pr. L. R. fteht der 
Anſpruch auf Schmerzensgeld nur Berfonen aus 
bem Bauer» oder gemeinen Bürgerftande zu, 
benen eine Berlegung aus Borfag oder grobem 
Berfeben zugefügt wurde. Es ift nicht unter 
ber Hälfte und nicht Über ben boppelten Be- 
trag ber erforberlihen Kurfoften richterlich zu 
beftimmen. Koch, a. a. O., ©. 950. 

5 Unter vis major ift ein folder Zufall zu 
verfiehen, welcher felbft bei außerordentlicher 
Sorgfalt, die nur irgenbwie vernünftigerweife . 
erwartet werben kann, nicht zu vermeiden war. 
Es wird dadurch ber Eifenbahnunternehmung 
mit Rückſicht auf bie Größe ber Gefahr bie 
Haftung für eine befondbere, bie gewöhnliche 
diligentia boni patris familias überfchreitende 
Sorgfalt auferlegt. Bol. Randa, Gztg. 1869, 

r. 51. 


° Diefe firengere Haftungsverbinblichleit ber 
mit Aumwenbung von Dampflraft betriebenen 
Eifenbahnunternehmungen ift im Geſetze vom 
5. Mär; 1869 nicht direct auegeiproden, fon» 
bern folgt aus ber zu ihrem Nachtheile aufge» 
nellten Bermutbung, daß die beſchädigende 
Ereignung durch eigenes Berfehulden der Unter» 
nehmung oder durch ein von ihr zu vertreten⸗ 
bes Berichulben bes Betriebsperſonales herbei- 
eführt worden ſei. Dies hat, fowie über- 
Baupt die Behandlung beftinunter pofitiver 
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oder mit ihr vereinbarte Ablehnung oder Beſchränkung dieſer Erfagpflicht ohne rechtiige 
Wirkung (88. 1 und 2 d. Geſ.). Das Rechtsverhältnig des Berlegten zur Ci 

unternehmung, ob berjelbe ein zur Beförderung aufgenommener Pafſagier iſt oder nicht, 
im Dienfte der Unternehmung ſteht oder nicht, ift anf die Haftungsverbinblickeit ber 
Unternehmung ohne Einfluß ?. 


$. 1828. 

Ber eine Weibsperſon verführt und mit ihre ein Kind zeugt, bezahlt Die KMoßen ber 
Eutbindimg nnd bed Wochenbettes umb erfüht bie übrigen in dem britten Hanptſtüde 
erſten Theiles feſtgeſetzten Vaterpflichten. In weldgen Fällen die Verführung zugleich «IF 
ein Verbrechen oder als eine ſchwere Polizeiübertretuug beſtraft werbe, enthält das Etref 


geſetz. 


Das öſterr. Recht rechnet wie das Pr. L. R.! die Entbindungskoſten zu ber Eul⸗ 
ſchädigung, welche der Mutter für ihre Perfon zufteht, währen ber Gericht⸗ 
gebrauch fie als einen nothwendigen Aufwand für das Kind anſieht uud als Alimente- 


tionsanfprüdhe behandelt. 


‚ Der Anfprud auf Entbindungsfoften, zu benen, wenn ber Ausbrud im weiteren 
Sinne genommen wird, aud die Wochenbettloften, welche 8. 1328 neben ben Ext 
bindungstoften aufzählt, der duch die Entbindung entgangene Verdienſt und bie imfolge 


verfelben entftandenen allfälligen Krankheitskoften gehören, ift Davon abhängig, 


boß bie 


gefhwängerte Perfon verführt wurbe, d. 5. daß ber Mann mit Argliſt zu Werle 
gegangen ift, um fie zum alle zu bringen, ‚was in jedem einzelnen alle burd 
richterliches Ernieſſen zu beftimmen wäre ?. 
$. 1829, 
Schabenerfag: 2) An der perfönlien Freiheit. 
Wer Iemanden durch gewaltfeme Entführung, durch Privatgefen aber wer 
ſätzlich durch einen widerrechtlihen Arreft feiner Freiheit beranbt, ift werpflidgtet, bem 


Berletzten die vorige Freiheit zu verſchaffen und volle Genugihuung zu leiſten. 
ihm bie Freiheit nicht mehr verſchaffen, ſo muß er deſſen Weibe nnd Kindern, wie Bei 


Tödtung, Erfah leiften. 


Sam tt 
der 





Rechtsvorſchriften als Conſequenzen aus einer 


vom Geſetze vermutheten Thatſache das Be⸗ 
denkliche, daß das dadurch Auszudrückende 
nicht genau ausgedrückt wird, daß dieſe Ver⸗ 
muthung keineswegs ganz allgemein gilt, daß 
nicht alle ſich daraus ergebenden Folgerungen, 
ſondern nur jene gezogen werden dürfen, welche 
vom Geſetze felbft daraus abgeleitet werben. 
So wird diefe Bermmnthung nicht platgreifen, 
wenn anf das Berfchulden der Eifenbahnver- 
waltung ein anbermweitiger, nicht in den 88. 1325 
— 1327 normirter Anfpruch bafirt werben follte, 
3. B. wenn bei dem linfalle eine der Unter: 
nehmung nicht zur Beförderung iübergebene 
Sache beihädigt wird. — Ein in der 61. Sikung 
des Herrenhaufes vom 1. Febr. 1869 (Prot., 
&. 1561 fg., 1555 fg.) von Hye und Unger 
eftellter Antrag, dieſe Haftungspflicht ber 
Eifenbahnunternehmtungen ah auf (mit 
zur Berfrahtung übernommene) Saden 
auszubehnen, wurde abgelehnt. Wurbe bie 
Sache vor der Unternehmung zur Beförderung 
übernommen, fo haftet fie fhon nach Art. 8395 


H. ©. 

7 S. insbefonbere bie in ber 59. unb 61. 
Situng des Herrenhaufes vom Jahre 1859 
gehaltenen Reden des Juſtizminiſters Herbſt 


noch weitere 


(Sten. Sit.-Brot., S. 1514 fg., 1568 fg.) 
gegen Arndts (Sik.-Brot., &. 1508 fg.) uud 
Unger (Sig.-Prot., ©. 1510 fg.). 

I Bol. Koh, Recht ber Forderungen, II, 
8. 199, ©. 30 fe. 

2 Eines der gewöhnlichften unb wirkfamſten 
Mittel zur Berfährung ift Das Eheverſprechen. 
Der Umftand für fi allein, daß eine Frauent⸗ 
perjon bereit3 einmal von einem Anderen 
ſchwängert wurde, fteht bem Begriffe ber Ber- 
führung nicht entgegen. Bgl. aud bie Dbg. 
Entf. vom 19. April 1859, 3. 2974; Glaſer, 
Unger und Walther, II, Rr. 772. Gtreitig if 
e8, ob der Berführten außer dem Aufpras 
auf Entbindungs⸗ und Wochenbettloften aud 

ntfhäbigun —— wegen 
Ehrenkränkung gegen den brer zuſtehen. 
Dieſe Frage wurde in dem von Glaſer mb 
Unger, 1, Nr. 25, mitgetheilten Rechtsfele 
von allen drei Inftanzen übereinftimmenb be 


jaht, in den Obfig. Entf. vom M. Der. 


1855, 3. 12461, ebenb. Nr. 56, vom 8. Ren. 


1858, 3. 10763; ®lafer, Unger unb Walther, 


11, Nr. 652, vom 9. Dec. 1868, 3. 
ebend. Nr. 680, und vom 3. Sen. 1881, 
3. 11124, Geridtshalle 1867, Mr. 78, im 
verneinenden Sinne entfchieben. 
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8. 1330. 
Säabenerfag: 3) Um der Bhre. 

Wenn Jemandem durch Ehrenbeleidigungen ein wirklicher Schade oder Entgaug dei 
ewinnes vernriadgt worden iſt, fo iſt er berechtigt, Schadloshaltung oder wolle Geungthunng 
m fordern. | 

Das Geſetz fest im $. 1329 den Fall voraus, daß die Entführung oder Inhaf⸗ 
tung bolos veranlaßt wurde, und verpflichtet übereinftimmend mit den im $. 1324 
mfgeftellten Orunbfägen den Schulbtragenden zur vollen Genugthuung, übergeht jedoch 
janz bie ebenfalls möglichen Yale, wenn Jemandem au ber Einfchränkung der perfün- 
ichen Treiheit eines Menſchen blos ein grobes ober geringes Verſehen zur Taft fallt. 
28 wäre daher nad) 8..1324 ein grobes PVerfehen der Borfäglichleit gleichzuhalten, 
ei geringem Berfehen wäre blos bie „eigentliche Schabloshaltung‘“ (damnum emergens) 


u leiſten. 

Rückſichtlich der Ehrenbeleidigungen ſtellt 8. 1330 den ganz richtigen Grundſatz 
wf, daß dieſelbe immer nur zum Erſatze des wirklichen (pecuniären) Schadens ver⸗ 
Michte. Da eine Eipenbelibigung ſchlechterdings ohne dolus nicht denkbar ift, fo ift 
er an feiner Ehre Gekränkte immer auch den ihm allfällig entgangenen Gewinn erſetzt 
m verlangen berechtigt. 


8. 1331. 
Schabenerfag: 4) An bem Bermögen. 

Bird Jemaud an feinem Vermögen vorfägli oder durch auffallende Sorgloſigleit eittes 
Hnberen beſchädigt, fo ift ex auch den entgangenen Gewinn und, wenn ber Gabe vermittelkt 
ner Buch ein Girafgefeh verbotenen Handlung oder aus Muthwillen und Schadeufrende 
esurincht worden ift, den Werth ber befouderen Vorliebe zu fordern berechtigt. 


8. 1332. 


Der Schade, welcher aus einem minberen Grabe des Verichens aber der Nachläſſigkeit 
erurjacht worden ift, wirb nad dem gemeinen Werthe, ben bie Sache zur Zeit ber Be: 
häpiguug hatte, ericht. 

Vgl. die Bemerk. zu den 88. 1293—1295. 


8. 1838. 
Schabenerfag insbefonbere durch Mergögerung ber Zahlung. Werzögerungszinfe. 

Der Sthode, welchen ber Gänlbuer feinem Gläubiger durch Verzögerung ber bebungenen 
Jahlung des ſchuldigen Kapitales zugefügt Bat, wird durch bie von dem Geſetze beftimmten 
zinſen vergütet (8. 995). 

8. 1334. 

Eine Verzögerung füllt einem Schuldner überhaupt zur Zaft, wenn er beu durch Geſetz 
ser Vertrag beſtimmten Zahlungdtag nicht zubält, oder wenn er in dem ale, daß bie 
Zahtungözeit nicht beſtimmt ift, nach dem Tage ber geſchehenen gerichtlichen oder außer⸗ 
erichtlichen Einmahnung fi nicht mit dem Gläubiger abgefunden hat. 


Mora !, Berzug kann nicht nur auf Seite des Schuldners (mors solvendi), fonbern 
nich anf Seite des Gläubigers (mora accipiendi) vorfommen. Mora auf Seite des 
Schuldners ift vorhanden, wenn er die geſchuldete Leiſtung dem Gläubiger nicht redht- 
eitig anbietet. 

Iſt zur Leiftung ein Mitwirken von Seite des Gläubiger erforderlih, fo ift ber 
Schuldner hierzu in der Segel erft dann gehalten, wenn von Seite des Glänbigers bie 


Mahnung an ihn ergangen ift. 





i GS. über dieſe Lehre insbeſondere Momm⸗Schuldners nad römiſchem und heutigem Recht, 
en, Beiträge zum Obligationenreht (Braun- | Bd. I (Roftod 1871). 
chweig 1855), Bd. 3; Kniep, Die Mora bes 
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Iſt hingegen die Mitwirkung des Gläubigers zur Erfüllung der Obligation nicht 
nothwendig, fo bat die Mahuung nur inſofern Bedeutung, als die Zeit, wann bie 
Leiftung vorzunchmen ift, von dem Ermeflen des Gläubiger abhängt und tur die 


Mahnung erft die Fälligfeit der Leifung herbeigeführt wird. Oteht dagegen bie Zeit 


ber Leitung, wenn auch nod fo unbeftimmt, feft, fo ift der Schuldner zur 
der Peiftung unaufgefordert verpflichtet (dies interpellat pro homine) (8. 1334) *, 

Das Hauptgebiet der Mahnung find die Obligationen, beren Erfüllung in einer 
Zahlung (im weiteren Sinne) an den Gläubiger beftehen. Hier Tiegt bie Mit 
des Glaͤubigers in der Entgegennahme ber geichuldeten Sache ®. 

IHM die Zahlung beim Schuloner zu leiften, fo bat fich der Gläubiger zur Euepfang- 
nahme ver Zahlung beim Schulpner einzufinden; ift die Zahlung beim n 
leiften, fo bat fih der Schuloner zur beftimmten Zeit beim Gläubiger einzufinben am 
die Mahnung entgegenzunehmen over ihm die Sache zu überſenden, in welch letzteren 
Falle der Gläubiger wegen Entgegennahme der Leiftung Sorge zu tragen hat. 

de 


Faͤhigkeit hat, feine deg zu verbeſſern (5. 865 A. b. G. B.). Daß ber ag 


fi Minderjährige ohne Zuziehung ihres Vormundes gültig verpflichten Fünnen (8. 246 
A. b. ©. B.), können fie auch gültig gemahnt werben 5, 

Die gegen den Hauptihulbner gerichtete Mahnung wirft auch gegen ben Rebe 
verpflichteten (Bürgen), aber nicht gegen einen Mithauptverpflicgteten (Correalfcuinner) ®. 
Wiſſen des Schuldners von feiner Verbindlichkeit ift eine Bedingung ber 
famleit der Mahnung . Ebenſo wenig fteht der Wirkſamkat der Mahnung die Be 
rufung ver Schuldner auf die Unmöglichkeit der Leiftung entgegen, wenn nicht ſchen 

ber Inhalt der Obligation eine ſolche Berufung rechtfertigt ®. 

Nimmt die geſchuldete Leiſtung längere Zeit in Anſpruch, fo kann ſchon bau ge 
mahnt werden, wenn mit berfelben zu beginnen war 9, 

Die Mahnung muß deutlih und beftimmt fein und darf ſich nicht etwa anf em 
mehr oder minder deutliche Anfpielung erftreden, daß man bie Peiftung gern 
würde. Sie muß ferner zu angemefjener Zeit und an einem paffenden Orte (bei 
ſchäftsleuten während der üblihen Gefchäftsftunden in ihrem Gefchäftslocale) erfolgen, 
fonft braucht ihr der Schuldner nicht Folge zu leiften 19. 

Unter Umftänden kann jedoch der Schulpner eine angemefiene Frift beanfpeuden, 
was namentlich bei auf unbeftimmte Zeit geftundeten Gelbleiftungen der Fall if. Hier 
würde e8 dem öfonomifchen Zwecke diefer Stundung widerfprehen, wenn ber Schuler 
jeberzeit da8 Geld bereit halten müßte, und muß ihm daher der Gläubiger eine amp 
meflene Friſt zur Geldbeſchaffung gewähren 11. 

Die Mahnung kann aud) dur die Klagzuftellung erfegt werben 12. Der Möge 
hat ch feinen Anfprud auf Koftenerfag, wenn der Schulpner der Mahnung fofet 
Folge leiſtet. 





2 Kniep, ©. 81 fg., neh. * ſg. 155 fg.; |, ner Gelb geliehen bat, welches er erſft dam 


Mommfen, a. a. O., S zurüdzuzahlen hat, wenn er hierzu im Extaxke 
3 iniep, S. 81 fg. iſt, ohne in feinem Gefchäfte Nachtheil zu er 
Kniep, ©. 166 fg., 217 fg. leiden. Kniep, ©. 879. 

5 Sniep, ©. 228 fg. ’ Kniep, S. 441 fg. 

° Kniep, ©. 315 fg., 325 fg. 10 Kniep, S. 511 fg., 514 fg., 520 fg. 

Kniep, ©. 330 fg.; anderer Anflcht 13.8. wenn Iemanbem ein für feine Ber 
Mommſen, S. 22 fg., 56 fg. hältniffe bebeutenderes Darlehn anf mie 


® Wenn 3. B. einem Depofitar bie bei ihm | ftimmte Zeit vorgeftredt wirb. Dies gilt jeded 
beponirte Sache ohne fein Verſchulden abhan- | nit von Sichtwechſeln, beren Vefimmum 
den gelommen ift, muß ber Gläubiger fo lange | auf fofortige Zahlung gebt. Kniep, ©. 489 fe, 
warten, bis fie ber Depofitar zurüdbelommen | 496 fg. 
bat. Ober wenn ein Gläubiger feinem Schuld» 12 Kniep, ©. 558 fg. 
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ne des Schuldners ift zum Eintritt der Wirkungen der Mahnung nicht 

Dur die mora wird der Schuldner zur Leiftung bes Intereſſes verpflichtet, 
elches der Släubiger daran hat, daß die Obligation nicht rechtzeitig erfüllt wurde. 
ieſes Intereffe muß aber vom Gläubiger nadhgewiefen werden. Nur bei Geldſchulden 
darf es eines ſolchen Nachweifes nicht, indem hier verausgefegt wirb, daß Jedermann 
ne Geldſumme in jedem beliebigen Zeitraume zinsbar benutzen Tann 1%, 

Diefes Princip gilt auch nad) öſterr. Rechte, indem durch Hofd. vom 18. Yan. 
342 (3. ©. ©., Nr. 592) ausdrücklich ausgefprodhen wurde, daß 8. 1333 nur auf 
eloforderungen aller Art, nicht aber auf Forderungen Anwendung babe, welche eine 
ibere (obgleich, vertretbare) Sache oder Leiftung zum Gegenftande haben. 

Dei Geldſchulden beträgt die Höhe der Verzugszinfen 6 Proc. (Gefeß vom 
I. Dec. 1866, R. ©. Bl., Nr. 160). Dies fchließt jedoch den Anfpruh auf 
ı böheres Intereſſe nicht aus, wenn der Gläubiger den Nachweis zu liefern im 
tande io daß ihm dur die nicht rechtzeitige Erfüllung ein höherer Schade zuge- 
ngen iſt 19, 

g Die Eröffnung des Concurſes über das Vermögen des Schuldners bat auf bie 
erbinblichleit zur Zahlung von Zinfen feinen Einfluß. Berzugszinfen, weldhe vor Er: 
fnung des Concurſes noch nicht zu laufen begonnen haben, find, wenn nicht eine 
ibere tele ber Forderung beftimmt ift, vom Tage ber Anmeldung zu berechnen 
. 17 © O.). 


Unter mora des Gläubigers verfteht man bie willfürlihe Verzögerung ber 
fällung von Seiten des Gläubigers. Das Weſen derfelben befteht darın, daß ber 
Miubiger die zur Erfüllung der Obligation von feiner Seite erforverlihe Mitwirkung 
fast. Sie kann daher gar nicht eintreten, wenn eine folhe Mitwirkung nicht noth- 
big: ift, wie 3.2. bei Obligationen, welde blos auf das Unterlafien einer Handlung 
richtet find 16, 


Zu ihrem Eintritt ift es nicht hinreichend, daß ber Gläubiger nad eingetretener 
illigkeit der Forderung nicht fofort Schritte zur Realiſirung berfelben unternommen 
it, fondern es muß eine Handlung des Schulpners hinzukommen, welde für bie 
ors bed Öläubigerd biefelbe Bebentung hat, wie bei der mora des Schuldners bie 
uterpellation des Gläubigers, nämlid das Anerbieten der Erfüllung von Seite 
3 Schuldners, die Oblation. Die Oblation fest, wenn fie wirkſam fein fol, vor- 
8, daß der Schulpner nit nur zur Erfüllung bereit fei, ſondern daß er auch 
Mläre, daß er jett leiften wolle. In der Regel genügt eine ſog. Berbaloblation; 
m wenn der Schulpner verpflichtet ift, den von ihm zu leiftenden Gegenftand dem 
Eriger zu überbringen, wird zum Eintritt der mora eine ſog. Realoblation er⸗ 
dert "'. 


Sowenig als der Eintritt der mora des‘ Schulpner® durch Verſchulden deſſelben 
kingt ift, hat die mora auf Seite des Gläubiger Verſchulden beffelben zur Voraus: 
Jung 318 





13 Sniep, ©. 400 fg. Anderer Anfiht Wind» 
heib, IL, 8. 277, welcher jeboch felbft angibt, 
5 feine Anſigt von der def enden Mei- 
ing nicht anerfannt wird. Ihering, Jahrbuch 
e Dogmatit, IV, 89, Das Schulbmoment 
ı röm. Privatrechte (Gießen 1867), ©. 8, 
z Mommfen, ©. 22 18. 56 ig, welcher 
en Unmöglichkeit, welche das Recht aner- 
mt, und folder, welche das Hecht nicht an⸗ 
femnt, unterfcheidet unb eine ganze Klaſſe 
an Unmöglichleiten ausſcheidet, unb bem 
— den Beweis auferlegt, daß die Er⸗ 
ig ohne fein Verſchulden unterblieben ift. 
er bie verfhiedenen hierüber anfgeftell 
Auſichten Kniep, ©. 413 fg. 


u Rirgketter, Sommentar. 2. Aufl. 


14 Mommfen, a. a. O.« ©. 245. 

18 Ueberzeugend ift Dies nachgewiefen von 
Mommfen, a. a. O., ©. 246 fg. Bel. aud 
Randa, Zur Kritit des Gefegentiwurfes, be⸗ 
treffend die Aufhebung ber Wuchergefee (Wien 
1868), S. 12 fg., welcher jedoch gleichwol für 
das öfterr. Recht das Gegentheil annimmt. 

16 Bol. Mommfen, a. a. O., ©. 135 fg. 

17 Mommfen, a. a. O., S. 142. 

18 Anderer Meinung Mommfen, a. a. O., 
©. 135 fg., welcher nur in nadftehenden drei 

ällen mora des Gläubiger aud ohne Obla- 
tton bes Schuldners annımmt: 1) wegen Ab- 
wejenbeit bes Gläubigers, 2) wegen Unbelanntheit 
des Schuldners mit dem Betrage feiner Schuh, 


an 


d 


Zweiter Theil. Bon dem Sadenteäte, 


Die Wirkungen der mora des Glänbigers beftehen barin, daß ber Schulpner ven 
dem Zeitpunfte des Kintrittes berfelben nur noch für dolus und culpa lata hafte, 
wenn er auch früher für culpa levis haftete; ferner hat der Gläubiger tem Schuldner 
jene Koften zu erfegen, welche die Erhaltung und Aufbewahrung bes Gegenflanbes be 
Leiftung verurſacht hat. Endlich Tann ſich aud der Schulbner ohne Mitwirkung de 
Gläubigers durch gerichtliche Depofition oder durch gerichtlich eingeleitete Bermahrumg 
von feiner Schuld befreien. Bon der ganzen Lehre von der mora bed Gläubi 
enthält das 4. b. ©. 3. im $. 1425 nur dieſe letztere Wirkung berfelben, inden 
$. 1419 als ganz inhaltslos bezeichnet werben muß. Es ift daher dieſe Lehre turk 
die Doctrin zu ergänzen. Durch diefe Beſtimmung des $. 1425 ift die nad vie 
und gem. Rechte ftreitige Frage, ob und wann ber Schuloner berechtigt iſt, bie ge 
fchuldete Sache preiszugeben 19, auf eine unzweifelhafte Weife dahin entfchieben, be 
dem Schuloner ein ſolches Recht in keinem alle zufteht. 

Pol. aud) Art. 343 und 354 fg. H. ©. 2°. 
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8. 1335. 

Hat der Glänbiger ohne geriätlige Einmahnung bie Zinfen bis auf den Betrag ba 
Hanptſchuld fteigen Lafien, fo erliiht das Net, von dem Kapitale weitere Zinſen zu 
fordern. Bon dem Tage der erhobenen Klage können jedoch nenerdings Zinfen verlangt 
werden. 


Nach Hofd. vom 24. Aug. 1817 (I. ©. ©., Nr. 1364) findet 8. 1335 and 
auf die Zinfen von Staatsihulden Anwendung. Nur gegen Coupons zahlbare Zinfen 
wurden buch Hofd. vom 29. Mai 1845 (3. ©. ©., Nr. 890) davon ausgenommen. ' 
Da indeß durh Min. Erl. vom 16. Yan. 1860 (R. ©. Bl., Kr. 21) für alle Zinſen 
von Staatsſchuldverſchreibungen anftatt der früheren breißigjährigen eine fechsjähn 
Berjährungsfrift eingeführt wurde und eine Unterbrehung ober Hemmung ber Berj 
rung bei ſolchen Zinfen nicht Leicht vorlommen kann, fo wird in ben meiften Fälle 
fhon vie Verjährung dem Anwachſen bis zur Höhe des Kapitals entgegenftehen. 

Ta nad 8. 1335 das Recht erlifht, von dem Sapitale weitere Zinfen zu 
fordern und dem Anſpruch auf weitere Zinfen nicht blos das Klagerecht entzogen wirt, 
fo können felbft die zuviel gezahlten Zinſen zurüdgefordert werden 1. 

Vgl. im Uebrigen die Bemerk. zu den 88. 993— 1000. 


8. 1336. 
Bebingung bes Vergütungsvertrages (Gonventisnalfirafe). 
Die vertragichließenden Theile können eine befondere Webereintunft treffen, Daß, auf ber 
Fall des entweder gar nicht oder wicht anf gehörige Art, oder des zu fpüt exfülkten 





3) bei Obligationen, welche die Feſtſtellung eines 
beftimmten Termines für die Entgegennahme 
der Leiſtung enthalten. Mommfen, a. a. O., 
S. 108 fg. 

19 Bgl. Mommien, a. a. O., ©. 308. 

2° Vgl. über die Lehre vom Berzug insbe- 
fondere auch Unger, „Fragmente aus einem 
Syſtem bes äfterr. Obligationenredts” in ber 
Defterr. Biertelj. Schr., XIV (1864) 125 fg. 

! Ebenfo nah röm. Recht: Supra duplum 

. usurae, et usurarum usurae nec in sti- 
pulatum deduci, nec exigi possunt, et so- 
lutae repetuntur, quemadmodum futura- 
rum usurarum usurae, 1. 26, $. 1 D. de 
eond. indeb. (12. 6). Juftinian hatte unver: 
ftänbigerweife verordnet, daß felbft bie regel- 
mäßig abgetragenen Zinjen in das alteram 
tantum eingerechnet werden follten, 1. 29. 30 
C. de usur. (4. 32), Nov. 121. c. 2, Nov. 
138, Nov. 160 (jämmtli jedoch wicht gloffirt 


und daher aud nicht in die Praxis Üübergegan- 
gen). — Es unterliegt feinem Zweifel, bei 
das Berbot, die Zinfen ultra alterum tantum 
anfchwellen zu laflen, weder durch das Gefch 
vom 14. Dec. 1868 (R. G. Bl., Nr. 160) no 
buch das an deſſen Stelle getretene Gefeh 
vom 14. Juni 1868 (8. ©. BL, Nr. © 
(f. hieriiber bie Bemerl. zu 88. 993—1000) 
aufgehoben worden ift, indem in biejem Ber- 
bote keine Beſchränkung des Maßes ber Zinfen 
gelegen ift, fonbern ber Zwed beffelben dahin 
gebt, den Schuldner, rüdfichtlich deſſen Erben 
vor einem übermäßigen Anwachſen feiner Schuld 
zu [hüten und feine Lage im Allgemeinen zu 
erleihtern. Bgl. hierüber Glaſer, a. a. O. 
Abfag 4. Die Bellimmung des Urt W 
9. ©., daß bei Handelsgeſchäften bie Binfen 
in ihrem Gejammtbetrage das Kapital fiber 
fleigen können, bat aljo noch ihre volle praf- 
tifhe Bedeutung. 


Hanptkäl XXX. Bon dem Rethte bed Schabenerſahts umd der Genugthuung. 66. 1335 1. 1336. 627 


Berſprechens, anfatt bed zu vergütenden Nachtheiles ein beſtimmter Geld⸗ oder anderer Be⸗ 
trag entricgtet werben folle (8. 912), Doc barf bei Darlehnen der Beirag, worauf ber 
Nichter erlennt, wegen verzögerter Zahlung bie höchſten rechtlichen Zinfen nicht überſteigen. 
In anderen Fällen ift ber Vergütungäbetrag, wenn er von dem Schuldner als übermäßig 
erwiefen wird, von dem Richter, allenfalls nach Einvernehmung ber Sachverſtändigen, zu 
mäßigen. Die Bezahlung des Bergütungäbetregeö befreit, außer dem Falle einer befonderen 
Berabredung, nicht von ber Erfüllung bes Vertrages. 


Unter Conventionalfirafe verfteht man eine Strafe, welche für ben Fall, daß eine 
Leiftumg entweder gar nicht oder nicht gehörig erfolgt, bebungen wird. hr Zwe 
kann fein, dem Gläubiger ben oft fchwierigen Nachweis der Höhe feines Schadens * 
erſparen, oder den Schuldner durch Furcht vor der Strafzahlung zur Erfüllung ſeiner 
Berbindlichkeit an agulpornen, oder beides zugleih 1. Die Einreihung der Beſtimmungen 
hierüber in bie Lehre vom Schabenerfag ſpricht bafür, daß auch nad öſterr. Recht 
(wie ſchon nad) röm. Recht bei ben bonae fidei obligationes) zur Verbindlichleit bes 
Säulbnere zur Zahlung der Conventionalſtrafe Berſchulden befielben voraus- 

wird. 


Das Berhältniß der Conventionalftrafe zum Hauptvertrage ift entweder cumulativ, 
wenn neben der Conventionalftrafe auch nod die Erfüllung bes Vertrages begehrt 
werben Tann, mas nad Öfterr. Recht im Zweifel anzunehmen ift ($. 1336 a. €.) ®, 
oder alternativ, wenn der Gläubiger blos die Bezahlung ver Conventionalſtrafe oder 
bie Erfüllung bes Bertrages fordern kann. Im letteren Yalle fteht dem Glänbiger 
das Wahlscht zu, während beim Reugelde bie Wahl dem Schulpner zufteht?. Einen 
bie Eonventionalftrafe überfteigenden Betrag bürfte ber Gläubiger, wenn auch fein 

e dadurch nicht gebedt erfcheint, kaum in Anfprud zu nehmen bereditigt fein. 
&s folgt diefes fowol aus dem Worte „anftatt“, als auch aus bem Gefammtin alte 
bes $. 1336, welcher den Schuldner gegenüber dem Gläubiger auf eine, unftatthafte 
Beife in Schub nimmt. Denn bie Beſtimmung diefes Paragraphen, daß die Conven- 
tionalfirafe bei Darlehnen die höchften rechtlichen Zinfen nicht überfteigen dürfe, in 
anderen Fällen aber, wenn fie vom Richter als übermäßig befunden werbe, zu mäßigen 
fei, ift wol juriftifch wicht haltbar. 

Nahdem durch Art. 284 H. ©. für Handelsgeſchäfte ganz allgemein jede Be⸗ 
f(hräntung der Höhe der Conventionalftrafe veieitigt worden ift, wurbe durch 8. 1 bes 
Geſetzes vom 14. Yuni 1868 (R. ©. BL, Nr. 62) auch für das gem. äfterr. Privat⸗ 
recht die Beſchränkungen der Höhe ber Eonventionalftrafe bei Darleiben und „Crebis 
tirten Forderungen” außer Kraft geſetzt. Was bier unter dem Ausdrucke „creditirte 
Borberungen “ zu verftehen ift, läßt fih nicht mit Sicherheit beftimment. Es 
fcheint, daß ‚man fih hier an einen ganz vulgären Sprachgebrauch angefchlofien 
bat, melder den Ausbrud „Borberung“ im engeren Sinne auf Obligationen auf ein 
dare, im Gegenſatze zu ben Obligationen auf ein facere, praestare ober auf das 
Unterloffen irgendeiner Handlung bezieht, fodaß crebitirte Forderungen ſolche wären, 
bei Min die Verbindlichkeit auf ein dare an einen dies (over eine Bedingung) ge⸗ 

iſt 
Puh Die Beſtimmung, daß die Conventionalftrafe bei Darlehnen das höchſte Maß ber 
geſetzlich erlaubten Zinfen nicht überfteigen darf, wurde vorerfi durch das Gefe vom 





1 PR Savigny, 
273 ber Becbnungen, Net, 


Schaden bes Gläubigers fiehen würbe und bie 
Conventionalftrafe ben Werth der Leiftung und 
ben Schaden bes Gläubiger zu beden — 
iſt, welchen Nachweis freilich der Schuldner 
liefern bätte. 


—— ‚I 
I, 24 ri v0 Koch, Recht 


©. 337 fg.; 
is (2 Yuft), I, "108 fg-; Bangerow 
(6. Ku ) An 


e befonbere Berabrebung u (8. 1836 
a. € fanın entweber ausdrücklich ober, wie 
jebe anbere Willenserflärung, auch ſtillſchwei⸗ 
genb getrofjen werben. Eine folde ſtillſchwei⸗ 
genbe Uebereinkunft ift vorzüglich dann anzu⸗ 

weht fonft bie Höhe der bebungenen 
Gonventionalftrafe in keinem Berhältniffe zum 


3 Bol. auch Randa, Zur Kritil bes Gefeh- 
entimurfeb, betreffend bie Aufhebung der Wucher- 
jinfen, 17, Anm. 20. 

Es 5 um fo unbegreiflicher, wie man bei 
einem fo vielbeutigen Ausbrude bleiben Lonnte, 
als Randa (a. a. O., ©. 23) auf dieſe Be» 
denken aufmerffam gemacht hatte. 


an® 


628 Zweiter Theil. Bon dem Sanenreäte. 


14. Dec. 1866 (R.G. BL, Nr.160) in Anfehung von Gelbbarlehnen, durch Das Gejek vom 
14. Juni 1868 (#. ©. BL, Nr. 62) ganz allgemein befeitigt, isbem es hiernad, feine 
höchſten rechtlichen Zinfen gibt ®. 


8. 1337. 
Verbindlichkeit ber Erben des Beidgäbigers. 
Die Berbindlicgleit zum Erſatze des Schadens und des entgangenen Gewinnes oder pu 
— des bedungenen Vergütungsbetrages haftet anf dem Permägen und geht auf die 
Erben über. 


8. 1388, 
Rechtsmittel der Entſchäbigung. 

Das Recht zum Schadenerſatze muß in der Regel, wie jedes andere Privatrecht, bei dem 
ordentlichen Richter angebracht werben. Hat ber Beſchädiger zugletch ein Strafgeſetz übe: 
treten, fo trifft ihn and die verhängte Strafe. Die Berhanblung über ben Schedenerſeh 
aber gehört and in biefem Yale, infofern fie wicht durch die Straſgeſetze dem Strafgerichte 
oder der politiſchen Behörde aufgetragen ift, zu dem Civilgerichte. 


$. 1889, 


Die Lörperlihen Verletzungen, die wiberredgtlihen Sräntungen der Freiheit und be 
GEhrenbeleibigungen werden nad Beſchaffenheit ber Umſtände entweder als Verbrechen ws 
dem Griminalgerichte ober als ſchwere Polizeiübertretungen und, wenn fie zu feiner biekt 
Klnfien gehören, als Vergehungen von ber politifchen Obrigleit unterfudgt unb beftraft. 


5. 1340. 


Diefe Behörden Haben in dem Falle, daß fi die Entihäbigung unmittelber bekamen 
läßt, fogleich darüber nad ben in bieſem Hanptftäde ertheilten Vorſchriften zu erteumen. 
Wenn aber der Erfat des Schaden nicht unmittelbar beftimmt werben Tann, iR in dem Er 
Teuntniffe überhaupt auszudrüclen, daß bem Beichädigte@bie Eutſchädigung im Wege Reiten 
zn ſuchen vorbehalten bleibe. Diefer Weg ift au in Eriminalfällen dem Beihäbigten, uud 
in anderen Fällen beiden Teilen dann vorbehalten, wen fie mit der won ber Gteafbehörde 
erfolgten Beftimmung des Erſatzes fi nicht befriedigen wollten. 


Das von den Strafgeridten bei Erkenntniſſen und Verfügungen rüdfichtlih der 
privatrechtlihen Anſprüche zu beobachtende Verfahren (og. Adhäfionsverfahren) if i 
ven 88. 352—364, 431 und 300, lit. d Str. Br. O. normirt. 8.1340 U. b. 6.8. 
ift dadurch infofern abgeändert, als nad) den 88. 364 und 431 Str. Pr. D. auch bei 
Bergehen und Uebertretungen immer nur dem Befhädigten das Recht zufteht, be 
Civilrechtsweg zu ergreifen, wenn er ſich mit dem Ausiprudhe des Strafgerichtes fl 
zufrieden ftellen will. 

Als eine Lücke im Gefege muß es betrachtet werben, daß nirgends ausgefpreher 
ift, binnen welcher Frift der Beſchädigte den Civilrechtsweg zu ergreifen ober fid deqh 
zu erflären habe, daß er es bei dem ftrafgerichtlichen Urtheile nicht bewenden lafe 
wolle. In Ermangelung jedweder einſchränkenden gejeglichen Verfügung muß man = 
nehmen, daß biefes fein Recht nur der allgemeinen Berjährungsfrift unterliege, di 
ihm dieſes Recht auch gegen foldhe Urtheile der höheren Inſianzen zuftche, welche über 
feine eigene Berufung erfloffen find, daß in der Ergreifung der Berufung fein Venj 
auf den Civilrechtsweg Liege und das frafgerichtlihe Urtheil überhaupt für ihn in 
feinem alle bindend jei. 





5 Bol. die Bemerl. zu 88. 993—1000 für | H. ©. jebe Beidräntu der 9 ber Ser 
Sanbelögefchäfte, wo bereits durch Urt. 284 | ventionalftrafe —— "Worben. * 


Geapttüd XXX. Ben dem ſichte dts Sqhadentrſahet und der Grnngtfuung. 55. 13371341. 629 


8. 1341. 


Gegen das Verſchulden eines Richters befhwert man fi bei der höheren Behörde. 
tiefe muterſucht nnd beurtheilt die Beſchwerde von Amt wegen. 


Die Kaiſ. Bog. vom 12. März 1859 Sa G. Bl., Nr. 46) ! enthält die näheren 
eftimmungen über bie Haftung für bas erfäulden ber Gerichtsbeamten unb ver 
ehandlung der Syndicatsbeſchwerden. 





ı Die Gymbicatebefäinerbe M auch gegen Notare zulä Obſtg. Entſch., mitgetheilt 
der Gztg. von 1866, Nr. 7 9 zuläſſig. ſ ⸗* 


Dritter Jheil. 





Bon den gemeinihaftlihen Beftimmungen der Perien 
md Sadenredte, 


Erſtes Hauptſtück. 
Von Befeſtigung der Rechte und Verbindlichkeiten. 


8. 1842. ® 
Gemeinſchaftliche Beftimmungen ber Rede. 
Sowsl Perſonenrechte als Sachenrechte nnd daraus entipringende Berbiubtihleks 
Iönuen gleichförmig beſeſtigt, mugeändert und aufgehoben werben. 
Vgl. die Bemerk. zu 8. 14. 


8. 1343. 
Arten ber Befeſtigung eineß Recqhts. 
Die rechtlichen Arten der Gicerftellung einer Verbiudlichkeit und ber VefeRigung cl 
Rechts, durch weldge dem Berechtigten ein neues Recht eingeräumt wirb, find: bie Beryiih 
tung eined Dritten für den Schuldner, und bie Verpfändung. 


8. 1844. 
D Durch Berpfliätung eines Dritten. 

Ein Dritter Tann fih dem Gläubiger für den Schuldner anf breierlei Urt verpfiget 
Einmal, wenn er mit Einwilligung des Glänbjgers die Schuld als Alleinzahler Aberuicc, 
dann, wenn er der Verbindlicteit als Mitſchuldner beitritt, enblih, wenn er ſth 
Befriedigung de Glänbigers anf den Fall verbindet, daß der erfie Schuldner bie Becieb 
lichkeit nicht erfülle, 

8. 1945. 


Wenn Jemand mit Einwilligung des Glänbigers bie ganze Schuld eines Unberen ihr | 
nimmt, fo geſchieht Leine Befeftigung, fondern eine lmänberung ber Berbinbiigteit, vere ! 
in ben folgenden Hauptitäde gehandelt wird, | 


Hauptläl I. Bon Beſeſtigung der Rechte und Berbinbiiäkeiten. 55. 1342—1348. 631 


8. 1346. 
. a) Als Bürge. 
Ber fih zur Befriedigung bed Glänbigers anf ben Fall verpflichtet, daß ber erſte 
uldner bie Verbindlichleit wicht erfülle, wird ein Bürge, und das zwiſchen ihm nub dem E 
Imbiger geteoffene Uebereinkommen ein Bürgſchaftsvertrag genaunt. Hier bleibt der erfte 5 
wlöner noch immer der Hauptſchuldner, nud ber Bürge Tommt nur als Nagſcuidner A; * 
In vl — — .2 
8. 1847. Zu Bu 
db) Als Mitihulbner. a 2. 
Wenn Jemand, ohne die den Bürgen zu fintten Tommende Bebingung, einer Verbindlich⸗ J 
als RNitſchuldner beitritt, fo entſteht eine Gemeinſchaft mehrerer Mitſchuldner, deren + -' 
tliche Folgen nach den in dem Hauptſtücke von Berträgen überhanpt gegebenen Vorſchriften 6 


beurtheilen find (88. 888 896). Sorte 
Dem Gläubiger kann für feine Forderung Sicherſtellung aud in der Weile ge- .... 
hrt werden, daß ein Dritter erflärt, dieſelbe Verbindlichkeit, welche der Haupt⸗ 
iloner ſchuldet, neben dieſem (acceffori chulden zu wollen, oder daß er Im , 
Iprit, für den Schuldner zu zäften. ae bie erſtere Verbindlichleit megen 
r blos acceſſoriſchen Natur immer auf biefelbe Teiftung wie bie Hauptſchuld ge- 
tet fein muß, mit biefer identiſch iſt und zu ihr in einem ähnlichen Berbältnifie 
t, wie nad rim. Recht eine Gorrealobligetion ?, führt letztere ein felbftänbigeres 
fein, ähnlich wie eine Solivarobligafion; bie Feftung fann auch eine ganz andere, 
defondere härtere oder größere fein, als die des Hauptſchuldners, einem Anderen 
bem no Länbiger verfprochen werben, und es treffen fie auch nicht alle Erlöſchungs⸗ 
nbe ber 
Nah röm. Rechte beftanden beide Rechtsinſtitute ganz ftreng gefchieben neben- 
mbder, und zwar das erftere unter der Bezeihnung fidejussio, das letztere unter der 
jeichnung constitutum debiti alieni?. Das öſterr. Recht kennt nur ein Rechts⸗ 
itut der Burgſchaft, was jedoch nicht ausſchließt, daß die Bürgſchaft, je nachdem ihr 
hweisbar das eine oder das andere Rechtsgeſchäft zu Grunde liegt, wenn und info- 
t fi aus der inneren Verſchiedenheit berjelben abweichende Confequenzen ergeben, 
h veriijieben behandelt wird. 

Wenn bie Beflimmungen des A. b. ©. B. nicht ausreichen, und auch eine auf 
fidejussio oder das constitutum debiti alieni gerichtete Abfiht der Parteien nicht 
ritbar iſt, iſt anzunehmen, daß die Verbindlichkeit des Bürgen eine blos acceſſoriſche 
’, indem dieſe dem Verpflichteten günſtiger ift *. 


8. 1348. 
Entigäbigungsbürge. 
Ber dem Bürgen auf deu Fall, daß berfelbe durch feine Bürgichaft zu Schaden Tommen 
te, Entfgäbigung zuſagt, heißt Eutſchädigungsbürge. 


Man unterfcheivet als befondere Arten der Bürgichaft: 1) die Schadloshaltung, 
die Afterbürgſchaft, 3) Rücburgſchaft. 


Bol. bie Bemerk. zu 88. 888—891. 8. 3537 Sirtanner, Die Bürgſchaft nach gem. 
aa oh Ad Rechte if e8 über bie Maßen Civilrechte [Iena 1850], $8. 11 fg.). 
Adejussio oder constitutum debiti 3 
nach heutigen gem. Rechte nebeneinander Bol. Windſcheid, II, 8. 476, ©. 722. 
gen (Bangeron, anbeften [7. Aufl.], III, 4 Entfeidend find babei insbefondere bie 
—* m in ha IH, 8. 476; | mannichfadhen Erlöfchungsarten der fidejussio, 
> die En beB 20, gem. Rechts, welche das const. deb. al. unberührt Laffen. 
[en 1870 (8749 7 fg.), oder | Anberer Anficht Hafenbalg, ©. 873, welcher 
te nach ——** gem. Recht | da8 constitutum debiti alieni bem Bürgen gün⸗ 
re la: find (Puchta, Ban- | fliger Hält und beshalb im Zweifel fih für 
r [8. Aufl], Arnbte, Banbeften, dieſes entfcheiden zu müſſen glaubt. 


MM Ye: 
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Dur die Schadlosbürgſchaft verpflichtet fi) der Bürge, nur für jenen Theil ver 
Berpflihtung des Schuldners zu haften, den der Gläubiger vom Schulbner niht er 
halten Tann. Unter einem Afterbiürgen (Weberbürgen, Nachbürgen, fidejussor fide- 
jussoris, auch fidejussor succedaneus genannt) verfteht man einen Bürgen, ber fid fir 
einen Bürgen verbürgt, deſſen Obligation für den Afterbürgen Hauptſchuld iſt. Rüd- 
bürge ift ein Bürge, welden ber Hauptſchuldner feinem Bürgen (oder auch ber Bär 
feinem Afterbürgen) für feine etwaige Regreßfor beſtellt. Bon biefen drei Ark 
der Bürgfchaft wird im U. 6. ©. 3. (88. 1348, 1362) nur die Rückbürgſchaft uner 
der Bezeihnung Entſchädigungsbürgſchaft ausbrüdlich erwähnt, und es eriftirt überhaupt 
nicht nur nad öfterr. Rechte, fondern aud gemeinrechtlich 2 no fein allgemein ff 
ftehender Sprachgebrauch zur Bezeichnung biefer drei Arten von Bürgſchaft. 


8. 1349. 
Ver fih verbürgen könne, 


Fremde Verbindlicgleiten kann ohne Unterſchied des Geſchlechtes Iedermann anf fü 
nehmen, dem die freie Verwaltung feined Vermögens zuſteht. 


8, 1350. 
Für welde Verbindlichkeiten. 
Eine Bürgfhaft Tann nicht nur über Summen und Enden, fondern and über erlaubt 
Handlungen und Interlafiungen in Beziehung auf deu Bortheil oder Nachtheil, weldger mi 
benfelben für den Sichergeftellten entfteben Tann, geleiftet werden. 


8. 1361. 


Verbindlicgteiten, welche nie zu Recht beftanden Haben oder ſchon aufgehoben find, können 
weder übernommen, noch beträftigt werben. 


8. 1352, 


Wer fi für eine Perfon verbürgt, die fi vermöge ihrer perſönlichen Eigenſchaft wit 
verbinden Tann, ift, obſchon ihm diefe Eigenfchaft unbelannt war, gleich einen: umgetheillen 
Mitfchuldner verpflichtet (8. 896). 


Borausfegung der Bürgſchaft ift eine Hauptſchuld. Diefe braucht aber nicht fer 
bei ver Eingehung der Bürgſchaft zu beftehen, fondern e8 genügt, wenn fie nur fpätr 
eintritt 1. Diefe Hauptfhuld muß nad) öſterr. Recht (arg. aus $. 1352), mit alleiniger 
Ausnahme bes $. 1352, eine vollwirffame, Magbare fein? Auch genügt es nid, 
wenn die Hauptſchuld convalefeirt s, 





I Bol. Girtanner, a. a. O., ©.524; Hafen: 
balg, . 719 F 
I Hafenbalg, S 161 fg., 111, weift fürs 
röm. Recht nad, baß beim feinerzeitigen Ent- 
ſtehen ber Hauptſchuld die Bürgſchaft ſchon vom 
Augenblick der Eingehung an wirkſam wird. 
Als Beweis hierfür wird 1. 72 D. 46, 1, an⸗ 
geführt, wonach, wenn fi ber Bürge unter 
einer Suspenfivbebingung verpflichtet hat und 
ihm während des Schwebens ber Bedingung 
acceptoferirt wird, durch dieſe Acceptilation, 


ale eine der Grfüllung ber Berkinblichleit | 


gleichlommende Grlöihungeart, beim Eintreten 
ber Bedingung aud der Hauptſchuldner befreit 


wird, welde Wirkung dann nidt eintreten 
tönnte, wenn die Bürgfchaft erft im Momente 
ber Entflehung der Hauptſchuld wirklſam würde. 
Denn die Acceptilation der Verbindlichkeit des 


Bürgen vor Beginn ihrer Wirkfamteit müßte 
ihon bie Entftehung derfelben hindern, und 
kann daher die Acceptilation der Bürgfchaft 


als eine ber Zahlung gleihwirlenbe Erlöfhun* 
art die Erlöfchung der Hauptſchuld nur dam 
nach fih ziehen, wenn bie Bürgſchaft u 
ber Acceptilation, wenn auch nur bebingt, K 
reit® wirkſam war. 

Diejelbe Wirkung ift wel ug nah —* 
Recht anzunehmen, ſo z. B 
oder in fraudem creditorum. —* like 
tungen bes Bürgen (88. 951, 953 4.6.6. 


2 Nach gem. Recht ift es fireitig, ob I 
Bürgſchaft auch dann zu Recht befteht, Wert 
die Hauptſchuld eine klagloſe if. Die kr 
ſchende Meinung lugt. Di Halenhalg, © ©. 14 1 
und bie von ihm 43, Anm. 5 Ang 
ten) nimmt dies als Regel an, eine 5 
z. B. bei der Berjährung ber Sauptfäul 


Hafenbalg, ©. 156. 
ben Fa bet 


3 Die entgegengefehte Anflcht 
aus wol faum hen n 
gem. Recht Haſenbalg, ©. 123 fg. 
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Iſt Die Hauptſchuld nicht vollwirffam, fo befteht bie Bürgfchaft nur fo weit zu 
lecht als die Hauptſchuld ($. 1432). Nur dann, wenn fi der Bürge eben wegen 
er Klaglofigfeit der Hauptſchuld verpflichtet, um dem Gläubiger gleihwol die Erfüllung . 


ı fihern, befteht aud nad) öfterr. Recht die Bürgſchaft zu Recht, aber nur infolge ° 


eier beſonderen, ausdrüdlih oder ſtillſchweigend getroffenen Nebenübereinktunft®. Auch 
um ben Gläubiger von einem Dritten gültig bie Erfüllung einer ganz und gar nicht. 
a Recht beſtehenden Verbindlichkeit zugefichert werden. Bier ift ber Dritte aber nicht 
[6 Bürge verpflihtet und ift feine Verbindlichkeit nicht nach den Grundſätzen über 
Yirgfchaft zu beurtheilen‘; fondern eine ganz felbftändige ©. Hierzu bebarf es nicht 
othwendig einer ausdrücklichen Erklärung, fondern muß eine folche felbftänvige Ber- 
inblichleit des Dritten fchon dann angenommen werden, wenn er fi wiſſentlich für 
ne nichtige Hauptſchuld verpflichtet hat ?. | 
Nach röm. Recht war bie fidejussio (anders das constitutum debiti alieni), infolge 

ricten Feſthaltens der obligatorischen Natur verfelben, ungültig, wenn ſich der fidejussor 
ırius (Über mehr oder unter läftigeren Bebingungen, 3. B. unbedingt für eine bedingte 
chuld, oder auf eine längere Zeit als die Hauptſchuld) verpflichtet hatte®. Nach 
terr. Recht haftet in biefem Falle der Bürge nur nicht weiter als ver Hauptfchulpner 9, 
enn nicht eine weitergebenve Abficht des Bürgen anzunehmen ift, wo er wie bei. ber 
erpflihtung für eine zu Recht beftehende Hauptſchuld felbftändig haftet. 

dem Erforderniſſe einer gültigen Hauptſchuld wird nad öſterr. Rechte nur 
ch Handlungsfähigkeit des Bürgen erfordert (8. 1349) und find fomit die Be— 
ränkungen, welche nad vöm. Rechte infolge des SC. Vellejanum und der. fih an 
fielbe anſchließenden Berorbuungen Yuftinian’s rücdfichtlih der Frauen galten, fowie 
ich die Beſchränkungen der Soldaten und Geiftlihen befeitigt 19. 


8. 1863. 
Umfang ber Bürgicaft. 
Die Bürgſchaft kann nicht weiter ansgebehnt werben, als fi der Bürge ausdrücklich er- 
irt hat. Wer fih für ein zinsbares Kapital verbürgt, haftet nur für jene rüdftändigen 
infen, welche der Gläubiger noch nicht einzutreiben bereihtigt war. 


8. 1854. 


Von der Einwendung, wodurch ein Schulbner nach Vorſchrift der Geſetze bie Beibehal⸗ 
ug eines Theiles feines Vermögens zu feinem Unterhalte zu fordern berechtigt ift, Tann 
r Bürge nicht Gebrauch machen. 


Der Bürge haftet nicht weiter, als fein deutlich erfennbarer Verpflichtungswille 
icht. Selbft ohne befondere Verabredung haftet er jedoch nicht blos für die nadte 
enptihuld, fondern aud für alle organifhe Erweiterungen und Umgeſtaltungen ber 
anptſchuld, gleichviel ob dieſe mit oder ohne Berfehulden des Hauptſchuldners einge 





‘ Bol. Hafenbalg, ©. 138 ig. Es findet 


—*— Borſchrift des 8. 1432 auch auf bie 
haft Anwendung. 


® Der Bürge unterfcheidet fi hier von 
nem gewöhnlichen Bürgen nur dadurch, daß 
ii immte Mangel, welcher bie Klag- 
gleit der Hauptſchuld nach fich zieht, ihm 
genüber nicht in Betracht kommt. Haſen⸗ 
I, &. 117. 


° Safenbalg, S. 116. Sowol Hafenbalg, 
a. D., als Girtanner, ©. 382 fg., bezeich⸗ 
n biefe Dritten als Scenter. Die natlir- 
je Folge biefer Auffaffung ift, baß bie Ber- 
ıbfichkeit bes Dritten in allen rechtlichen Be⸗ 
huugen als Schenlung zu behanbeln wäre. 
lein dies ift jeboch nur bann ber Kal, wenn 
3 Rechtsgeſchäft, wodurch ſich ber Dritte 


verpflichtet, nicht nur von Seite biefes Dritten 
anf reiner Tiberalität beruht, fonbern auch für 
den Gläubiger eine wirkliche Bereicherung ent- 
hält, was nicht fchon beshalb ber Fall if, 
weil bie Berbindlichleit des Hauptſchuldners 
nicht zu Recht beftebt, 3.8. wenn ber Glän- 
biger fchon geleiftet hat und ber Dritte bie 
Gegenleiſtung übernimmt. 

Bol. auch Arndts, 9. 852, Anm. 2; 
Windfcheid, II, $. 477, Anm. 10 und 11; 
Girtanner, S. 383. 

* Bol. Haſeubalg, S. 179 fg.; Girtanner, 

g. 

» &8 lommt bier bie auch nach röm. Recht 
beim const. deb. al. geltende fortgefchrittenere 
Auffaffung zur Anwendung. 

10 Bol. Keller, Banbelten, 88. 292 fg.; 
Arndts, Bandelten, 88. 358 fg. 
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treten find, alfo auch für die mora des Schuldners, insbeſondere für VBerzugäzinin, 


für Früchte, Procegloften, entgangenen Gewinn, und bie an bie Stelle ber urfpräng 
lihen Schuld tretende Sırrogatleiftung in Geld zc. ꝛc. Auch haftet nach öftere. Kedt 
der Bürge, der fih für eine verzinsliche Hauptſchuld verpflichtet hat, auch für biee 
Binfen (arg., 8. 1353) !. 

Kann der Gläubiger wegen eigener Nachläſſigkeit vom Schuldner nicht Befriedi⸗ 
gung erlangen, fo wird der Bürge von der Haftung befreit. Dies gilt ebenfowol von 
der einfadhen Bürgſchaft (8. 1364) als von der Schablosbürgfchaft (8. 1362)*. fir 
rüdftändige Zinfen haftet der Bürge nur dann, wenn fie ber Gläubiger bei bera 
jeweiliger Yälligleit ohne Verzug eingetrieben hat ($. 1358). 

Der Bürge kann in mora kommen, ohne daß ber Hauptſchuldner in mora if, 
3. B. wenn er über die an ihn unmittelbar gerichtete Mahnung ($. 1356) nicht zahlt 
Für die Folgen diefer mora des Bürgen haftet der Hauptſchuldner nicht ?. 

Ueber $. 1354 ſ. die Bemerk. zu den nächſtfolgenden Paragraphen. 


8. 1855. 
Birkung. 

Der Bürge Tann in ber Regel erft dann belangt werben, wenn der Ganptiduibuer uei 
des Glänbigers gerichtliche oder außergerihtlige Einmahnung feine Verbindlichkeit widt ee 
fullt hat. 

8. 1356. 

Der Bürge lann aber, felbft wenn er fi ausdrücklich nur für den Fall verbärgt Kat, bei 
ber Hauptſchuldner zu zahlen unvermögend fei, zuerſt belangt werben, wenn der Haupt 
fhnldner in Concurs verfallen oder wenn er zur Zeit, als bie Zahlung geleiftet werben 
ſollte, unbelannten Anfenthaltes und der Glänbiger Keiner Nachläſſigkeit zu beſchuldigen iR. 


8. 1857. 


Ber ſich als Bürge und Zahler verpflichtet Hat, haftet als ungetheilter Nitſchulbaer für 
die ganze Schuld; es hängt von ber Wilffiir des Gläubigers ab, ob er zuerſt deu Hakp: 
ſchulduer oder den Bürgen, oder beide zugleich belaugen wolle (8. 891). 


8. 1358. 


Ber die Schuld eined Anderen bezahlt, tritt in bie Rechte des Gläubigers bh MR 


befugt, von dem Schuldner den Erfah der bezahlten Schuld zu fordern. Zn diefem Ende R 
ber befriedigte Gläubiger verbunden, dem Zahler alle vorkandenen Rechtsbehefſe um 
Eiherftellungsmittel anözuliefern. s. 1859 

Haben für den nämlichen ganzen Betrag mehrere Perſonen Bürgſchaft geleiftet, ſo Jaie 
jede für dem ganzen Betrag. Hat aber eine von ihnen die ganze Schald abgetragen, fo gr 
bührt ihr gleich dem Mitfhulduer ($. 896) dad Recht des Nıderfahes gegen bie übrigen. 





I Die Anſchauung bes röm. Rechts ging da⸗ 
bin, daß bie Berbinblichkeit zur Zahlung von 
Binfen, und zwar nit blos der vertrag®- 
mäßigen, fondern auch ber Berzugszinjen, 
nicht eine organische Entwidelung ber Haupt⸗ 
ſchuld, fondern eine für fih beftehbende Neben⸗ 
verbindlichleit fer, und haftet der Bürge kraft 
ausbrüdlicher gefegliher Beftimmungen weder 
für die eine noch die andere Verbindlichkeit, 
wenn er fih nicht befonders hierzu verpflichtet 
batte. Bgl. Sirtanner, ©. 385 fg., 411 fg.; 
Hajenbalg, ©. 249 fg., 262, 275 jg. 

2 Nach vorjuftinianeifhen Rechte galt Diefe 
Kegel nur für die Schadlosbürgfchaft; durd) 
nov. 4 c. 1 murbe bie eigentlide fidejussio 
der Schadlosbürgſchaft gleichgeftellt. Vangerow, 
11I, 8. 578, Anm. 4; Windſcheid, 9. 478, 


Anm. 10; Girtanner, ©. 483 fg., und 
biefe Windfcheid, a. a. DO. Damit dem 
biger Nachläſſigkeit bei Eintreibung feiner Din 
derung zur Taf gelegt werben lan, 
bejondere Umſtände eingetreten fein, melde 
ihm zur Pfliht machten, die Schuld emp 
treiben. Es fol aber bem Gläubiger burd Me 
Bürgfchaft eben für jene Gefahr Sicherheit gr 
leiftet, die ein längeres Aufßenftehen der For- 
berung für ihn mit fi bringt. Noch weniget 
ift er verpflichtet, ben Schuldner dethalb eigen® 
zu überwachen. Haſenbalg, S. 564. 

® Der Hauptfhulbner ift nämlich nicht me: 
ber Bürge feines Bürgen, fondern fie in 
einem ähnlichen Berhältniffe zu ihm, mie din 
Correalſchuldner des röm. Rechte. Sol. Oefa 
balg, ©. 280 fg. 


— — 
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8. 1360. 


Wenn dem Glänbiger vor oder bei Leiftung ber Bürgſchaft noch außer berfelben bon 
m Hanptſchaldner ober einem Dritten ein Pfand gegeben wird, fo fteht ihm zwar nad 
mer frei, deu Bürgen ber Orbunug nad (8. 1355) zu Belangen, aber er ift nicht befugt, 
ı beffen Nachtheil fih des Pfandes zu begeben, 


8. 1861. 

Sat der Bürge ober Zahler deu Gläubiger befriedigt, ohne ſich mit Dem Hauptſchulbuer 
nyuverfichen, ſo Tann dieſer Alles gegen jene einwenden, was er gegen den Gläubiger Hätte 
mwenben Tönnen. 

$. 1362. 

Der Bürge Tanıı yon bem Eutiäbigungäblirgen unr dann Entigäbigung verlangen, weun 

’ ih den Schaden nicht durch fein eigenes Verſchulden zugezogen Hat. 


Der Bürge kann fih nicht nur auf die Zahlung und die ihr rechtlich gleichftehen- 
. ben +65 bes Glaͤubigers vernichtenden Ereigniſſe berufen, ſondern es ftehen 
— Ausnahmen, alle jene Einreden zu, welche der Hauptſchuldner dem 


De Be enfegen Tann !. 
echt des Bürgen iſt ein durchaus eigene, und geht nicht verloren, wenn 
er De in ber Folge fich dieſes Rechts begeben Hat ?. 

Eine Ausnahme von diefem Grundfage tritt ein, wenn bie Einrede an bie Perſon 
es Schuldners geknüpft iſt. So fteht das fog. benef. competentiae, weldes ent⸗ 
ber auf einem bejonderen perjönlichen Berhältniffe zwiſchen Schulpner und Gläubiger 
‚ B. dem Berhältniffe zwifchen eltern und Kindern, Ehegatten, Geſchwiſtern ($. 363, 
t. bb 4. ©. D.) oder auf der Beichaffenheit des obligatorifchen Kechtöverhältniffes, 
1) welchen die Forderung herrührt (z. B. Schenkung [$. 363, lit, a A. ©. O.]) 
eruht, dem Bürgen nur dann zu, wenn es ihm unabhängig von den Beziehungen des 
aupiſchuldners zum Gläubiger auch für feine Perfon zukommt ($. 1354). 


Selbſtändige beneflein des Bürgen nach röm. Recht waren: das benef. 
xeussionis, divisionis und cedendarum actionum. Das benef. excussionis seu 
rdinie, die Rechtswohlthat der Vorausklage, beitand barin, daß der Bürge, 
euu er vor dem Hauptſchuldner belangt wurde, verlangen Tonnte, daß der Haupt⸗ 
huldner ausgeklagt und er ſelbſt nur jo weit in Anſpruch genommen werde, als 
re Gläubiger feine Befriedigung von dem Hauptjhuldner nicht zu erlangen im Stande 
E Das benef. divisionis beftand barin, daß der Gläubiger, wenn er einen von 
ehreren Bürgen für die ganze Schuld in Anfpruh nahm, verhalten werden konnte, 
le Berpflichteten, welde nod verpflichtet, gegenwärtig und zahlungsfähig find, ver- 
iUtnißmäßig in Anfpruh zu nehmen. Vermöge des benef. cedendarum actionum 
ante der Bürge die. Abtretung der Klage gegen den Hauptfchulpner und etwaigen 
Ritbärgen von dem Gläubiger verlangen. 

Nach 8. 1355 ift das benef. excussionis auf eine bloße Einmahnung bes Haupt» 
hulbnere beſchränkt, und aud dieſe entfällt, wenn die im $. 1356 vorgefebenen 
Alle eintreten. 

Das benef. cedendarum actionum verfteht fi nad $. 1358 nad) öſterr. Rechte 
om felbft, d. b. e8 bedarf einer beſonderen Abtretung der Klage des Gläubigers nicht. 
eder Bürge hat das Recht, den Erfag des von ihm Bezahlten vom Hauptſchuldner 


» Dies iſt auch gemeinrechtlich herrſchende Jfich Der Einreden aus ber Perſon bes Hauptſchuld⸗ 
ehre. Der Bürge wird geſchützt, weil feine | ners zu bedienen, zu ugeſtehen, ſodaß dieſes Recht auf 
Ahunlb eine fremde iſt und die Billigkeit e8 | die Einreben des Hauptſchuldners dem Bürgen 
fordert, ihn nicht Über bie fremde Schuld | nicht um feiner felbft willen, fonbern blos 
aften zu lafien. ee S. 296. Dagegen | Iutereffe des Hauptſchuldners zuftlinde. Bgl. 
U Girtanner 16 fg., nur dem gegen biefen Hafenbalg, ©. 296 fg. 
N eehbereötigten m Elhgenein ſoiches Kecht, 2 Safenbalg, ©. 827 fg., 880, 381. 
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zu verlangen ($. 1358), Regreßrecht 3. Nur wenn der Bürge durch eigene Nachlüſſ,— 
feit etwas verfchuldet hat, 3. B. durch Nichtbenugung von Vertheidigungsmitteln, durd 
welche die Abweifung des Gläubiger hätte herbeigeführt werden Dunen, vorausgeſett, 
daß er nicht etwa mit Einwilligung des Hauptfchulpners den Gläubiger befriedigt hat, 
Tann der Hauptſchuldner jene Einwendungen gegen den Bürgen geltend machen, welthe 
diefer gegen ven Gläubiger unausgeführt gelaffen hat ($. 1361). Iſt dem Gläubige 
für feine Forderung von dem Schulpner oder einem Dritten ein Pfandrecht beftellt worben, 
fo geht auch dieſes auf den regrekberechtigten Bürgen über und darf ber Gläubige, 
wenn bie Beftellung des Pfandrechts vor oder bei Eingehung ber Bürgichaft erfolgt 
ift, fi nicht zum Nachtheile des Bürgen des Pfandrechts begeben ($. 1360) *. 

Das benef. divisionis ift durch 8. 1359 nad öſterr. Rechte ganz befeitigt worben 
Vgl. auch Art. 281 9. ©. Mehrere Bürgen haften dem Gläubiger foliberiih ®; 4 
fteht jevoch demjenigen, welcher die ganze Schuld oder doch mehr als ben auf ihn ext 
fallenden Antheil bezahlt hat, das Regreßrecht gegen die übrigen Mitbürgen auf ver 
hältnigmäßigen Erfat zu (8$. 1359 a. E. und 896). 

Streitig ift e8 nach gem. Rechte, welche rechtliche Bedeutung bie VBerbürgung 
als Selbftfhulpner habe. Kine Anficht geht dahin, daß dies ein ganz mäßige 
Zufag fei und die Bürgſchaft gar nicht beeinfluffe; die entgegengeſetzte Anſicht ger bar 
hin, daß damit die Abfiht ausgeſprochen fei, nicht als Bürge, fondern als Gorresk 
ſchuldner haften zu wollen; nad einer dritten Anficht endlich bat dieſer Zuſatz bie Be 
beutung eines Berzichted auf das benef. excussionis. Nach 8. 1357 kommt ein folder 
Beiſatz der Uebernahme der Hauptfchuld als Correalſchuldner gleich ®. 

Ueber den $. 1362 vgl. die Bemerk. zu den 88. 1348—1353 und 1854. 


8. 1363. 
Arten ber Erlöfgung ber Bürgicaft. 


Die Berbinblileit des Bürgen hört verhältnißmäßig mit der Verbindlichleit ei 
Schuldners anf. Hat fi der Bürge unr anf eine gewifle Zeit verpfligtet, fo haftet ex uw 


für biefen Zeitraum. Die Entlafiung eines Mitbürgen fommt biefem zwar gegen ben 
biger, aber nicht gegen bie übrigen Mitbürgen zu ftatten (8. 896). 


$. 1364. 

Durch den Verlauf der Zeit, binnen welcher ber Schuldner hätte zahlen ſollen, wird ber 
Bürge, wenn and ber Gläubiger anf die Befriedigung nicht gebrungen hat, wod wit wm 
feiner Bürgſchaft befreit; alfein er ift befugt, von dem Schuldner, wenn er mit deſſer Ei 
willigung Bürgſchaft geleiftet hat, zu verlangen, daß er ihm Sicherheit verſchaffe. Wnd ke 
Gläubiger ift dem Bürgen infoweit verantwortlich, als diefer wegen defien Sanumfeligtet is 
Eintreibung der Schuld an Erholung des Erfabes zu Schaden Tommt. 


8.1365. 

Weun gegen ben Schuldner ein gegründetes Beforgriß ber Zahlungöunfäpigteit oder de 
Entferunug aus den Erbländern, für welde diefes Gef; zbuch vorgefchrichen ift, eintritt, M 
fteht dem Bürgen das Recht zu, von dem Schuldner die Sicherftellung der verbürgten Ehel 
zu verlangen. 





< Nah rin. Recht ftand das Negreßrecht 
nur jenem Bürgen zu, welcher im Auftrage 
von Seite des Schuldners, beziebungsmweije als 
deſſen Gefchäftsführer gehandelt hat. Hafen: | PBfandredht ſchon bei Eingebung ber 8 
balg, ©. 694, 711, 813, 815. Letsteres | beftellt war oder nidt. gl. Hafendalg, 
dürfte wol auch nad) öfterr. Recht felbftver- | ©. 568 fa. 
ſtändliche Borausjetung des Regreßrechts fein. ’ Chent 


die Bürgſchaft in befonderer Beziehmg 88 
Pfandrechte eingegangen wurbe, und insbeler 
dere ganz einerlei, ob dem Oläntige bet 

gichaft 


“Nach röm. Recht (vgl. Hafenbalg, S. 368 fg., 
375 fa.) wurde unterfdieden, ob das Pfand- 
reht vom Schuldner oder einem Dritten be- 
ftellt mworben iſt. Es ift nicht nothwendig, daß 


o nad röm. Recht (1. 4 I. de Kdej 
[3. 20)), jeboh nur mit ber ausgiebigen 
Beſchränkung des benef. dir. 

° Diefe Auffaffung wird von Girtanner, a. & 
D., ©. 321, auch fürs gem. Hecht vertheibigt. 
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8. 1366. 
Wenn dad verbürgte Geſchäft beendigt ift, ſo Tan bie Abrechnung nub bie Aufhebung 
ee Bürgfhaft gefordert werben. 


8. 1867. 


IR der Bürgſchafisvertrag weder durch eine Hypothek, noch durch ein Fauſtpfaud be: 
Mist, fo erliſcht ex binnen drei Jahren nad dem Tode bed Bürgen, wenn ber Glänbiger 
ı der Zwiſchenzeit unterlafien hat, von bem Erben bie verfallene Schuld gerichtlich oder 
nhergerichtlich einzumahnen. 


Die Erlöfhungsgründe der Bürgfchaft find theils allgemeine, d. h. ſolche, welche 
ie Burgſchaft mit allen anderen Arten von Obligationen gemein hat und welche ſchon 
ach den allgemeinen Grunbfäten des Obligationenrehts ihre Aufhebung bewirken, theils 
efondere, der Bürgfchaft eigenthimliche. 

Zu den erfteren Erlöfhungsarten gehört z. B. der Ablauf der Zeit, für welde 
ch der Bürge verpflichtet hat ($. 1363, 2. Sat), und die (breißigjährige, 8. 1479) 
jerjährung. Die Verjährung greift aber nicht play, wenn und infoweit die Forderung 
es HMänbigers durch ein in feinen Händen befindliches Fauſt pfand gebedt ift ($. 1483). 
Selbftverftändlich finden aud die gewöhnlichen Unterbrehungs- und Hemmungsgründe 
af diefe Berjährungsfrift Anwenbung- 

Der Bürgihaft eigenthümliche Erlöſchungsarten find: 

1) Der Ablauf von drei Yahren nah dem Tode des Bürgen, wenn für bie 
Bürgfchaft weder eine Hypothek, noch ein Fauftpfand beftellt ift und der Gläubiger 
mterlaflen bat, die Schuld von dem Erben des Bürgen gerichtlich oder außergerichtlich 
inzumahuen ($. 1367) . 

Daß diefe Erlöfhungsart leine Anwendung findet, wenn der Verftorbene ſich als 
„Bärge und Zahler“ verpflichtet hatte, ergibt fih ſchon daraus, weil in biefen Worten 
Öne Vebernahme ver Hauptſchnld als Correalſchuldner Tiegt (vgl. die Bemerk. zu 
8. 1357), ift jebodh aud in dem Hofd. vom 19. Sept. 1837 (I. ©. ©., Nr. 229) 
mshrüdlih ausgeſprochen. Nach ver Beitimmung biefes Hof. bat es auch biefelbe 
Birtung, wenn fi der Berftorbene als „Bürge zur ungetheilten Hand“ ver- 


tet 

2) ne Ereigniſſe, welche den Schulpftoff objectio vernichten, fo bie Zahlung und 
bas ihr rechtlich gleichgeftellt wird ($. 1363). Iſt der Erlöfhungsgrund der Haupt- 
chuld oder der Bürgſchaft ein blos fubjectiver und find mehrere Träger verfelben vor: 
anden, z. B. wenn ber Gläubiger Einen von mehreren Solidarſchuldnern oder Bürgen 





ı Diefe Frift von drei Jahren ift keine Ver⸗ 
wungefrift, ſondern es wird damit Dem 
vertrage eine gewiſſe Zeitgrenze 

mer jurifl. Dauer geſetzt. Nach älterem 
Rerr. Recht erlofh der Bürgſchaftsvertrag 
uch ben Tod bes Bürgen. Der ıZeitpunft 
es Erldfchens wird burdy 8. 1367 auf drei 
kahre nach dem Tode bes Bürgen binausge- 
hoben, ohne daß beshalb diefe Frift ihre juriſt. 
datur eimer bloßen Zeitbeitimmung verliert 
mb zur Berjährungsfrift wird. iefe Er- 
Mepungsart durch ben Ablauf von drei Jahren 
R aber ansgefchloffen, wenn der Gläubiger 
eine Forderung gegen ben Erben aud nur 
nßergerihtlih eingemahnt hat. So⸗ 
ale in ber Friſt von brei Jahren eine 
gsfriſt liegt, kann in biefer Mah⸗ 

ung eine Unterbrechung ber Verjährung ge- 
mben werben, ba bie bloße außergerichtliche 
tabnung die Berjährung überhaupt nicht 


unterbricht, fondern bie Bedeutung ber Mah⸗ 
nung ift die, daß dadurch der Bürgfchaftsner- 
trag gegen den Erben gerade fo, wie er gegen- 
über dem Erblaffer befland, aufrecht erhalten 
wird ohne andere Zeitbefchräntung, als bie 
allgemeine Berjährungsfriſt. Hat alfo Die 
Berjährung ſchon bei Lebzeiten bes Bürgen 
begonnen, fo läuft fie ungeadhtet ber Mahnung 
des Gläubigers fort, und eine Unterbrechung 
der Berjährung tritt nur dann ein, wenn ber 
Gläubiger klagend auftritt und feine Klage ge⸗ 
börig fortfett ober zur außergerichtlichen Ein- 
mahnung auch nod Anerlennung feiner Bürg- 
ſchaftsverbindlichleit durch den Erben binzu- 
kommt. Bgl. bierüber Arndte, „Ueber bie 
gererbung ber Bürgichaftsverbinblichkeit” in ber 
Sefterr. Biertelj. Schr., VI (1860), 145 fg., 
in&befondere S. 155 ig. und bie Bemerk. zu 
den 88. 1488 - 1492, nm. 6. 
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blos für deſſen Perfon aus feiner Verbindlichkeit entläßt, fo ſcheidet blos biefer ber i 
Rimmte Träger der Hauptverbinblichleit aus ®. 

Die Bereinigung ber Bür fhaftsobligation mit der Hauptſchuld in Einer Perſo⸗ 
(oonfak), wenn nicht etwa bie Forderung aus der Bürgfchaft dem Gläubiger Bar- 
theile gewährt, weldye ihm die Hauptforderung nicht bietet. 

R Die Bürgſchaft erliiht aud, wenn dem Gläubiger ein Berfchulden zur Laſt 
fallt, woburd dem Bürgen bie — ſeiner Kegreßforberung gegen ben Haupt⸗ 
ſchuldner unmöglich gemacht wird (arg., $$. 1360 a. E. und 1364 a. E.). 

Daß die Bürgſchaft durch den — * — Verlauf der Zeit, binnen welcher ber 
Schuldner hätte zahlen ſollen, nicht erliſcht ($. 1364), verfteht fi wol von ſelbſ, 
denn fonft wäre bie Bürgihaft ja ganz zwedlos. Diefe Bemerkung ſcheint aud mr 
zu dem Ende aufgeftellt worben zu fein, um bie praktiich allerdings fehr wichtige Be 

mung baran zu knüpfen, daß ber Bürge nad biefer Zeit von dem Schulbe, 
wenn die Bürgſchaft mit deſſen Einwilligung geleiftet wurde, bie ren * 
verbürgten Summe fordern könne. Ein gleiches Recht auf Sicherſtellung ſteht 
Bürgen auch unter den im 8. 1365 bezeichneten Vorausſetzungen zu. 


5. 1368. N 
11) Dur) Pfonbuertrag. 

Pfandvertrag beißt derjenige Bertrag, wodurch ber Echulbner aber ein Unberer anfah 
feiner anf eine Sache dem Gläubiger bad Pfaudrecht wirkii einräumt, folglich ihm bad be 
wegliche Pfaudſtück übergibt oder das mubewegliche durch bie Pfandbücher verſchreiſt. Pe 
Bertrag, ein Pfand übergeben zu wollen, iſt noch kein Pfanbvertrag. 


8. 1369. 
Wirkung bes Pfandvertrages. 

Was bei Verträgen überhanpt Rechtens iſt, gilt and bei dem Piaubverirage, es il 
zweifeitig verbindlich. Der Pfanduehmer muß bad Handpfand wahl verwahren umb es bem 
Berpfänder, fobald diefer die Befriedigung leiſtet, zurüdgeben. Betrifft es eine Hnpethe 
fo muß der befriedigte Gläubiger den Verpfänder in den Stand ſetzen, bie Löſchung ber Ber 
bindlichleit ans den Hypothelenbüchern bewirken zu Tonnen. Die mit dem Pfanbbefige ver 
Mmüpften Rechte und Verbindlichleiten des Pfandgebers und Pfandnehmers find im ſetheten 
Hanptftäde des zweiten Theiles beſtimmt worden. 


8. 1370, 


Der Hauptpfanduchmer ift verbunden, dem Pfandgeber einen Pfandſchein amssufellen 
und darin die unterfheidenden Kennzeichen des Pfandes zu beichreiben. And Lönnen bie 
weientlihen Bedingungen des Pfandvertrages in dem Pfaudſcheine angeführt werben. 


8.1371. 
Unerlaubte Bebingungen. 

Alle der Natur des Pfand: und Darlehnsvertrages entgegenftchende Bebingungen unb 
Nebenverträge find ungültig. Dahin gehören die Verabredungen, daß nad ber Berfaligeit 
der Schuldforderung das Pfandftid dem Gläubiger zufalle; daß er es nah Willlür aber am 
einem ſchon im voraus beftimmten Preife veräußern ober fir ſich behalten känne; Def ber 
Schuldner das Pfand niemals einlöfen oder ein Tiegendes Gut Teinem Auberen verfdreiben, 





2 Dadurch fcheibet jeboch derjenige, dem feine 
Schuld vom Gläubiger erlaffen wurde, nicht 
immer nothwendig aus jeder Haftung auf. 
Wenn und infoweit nämlid der aus feiner 
Berbindlichkeit entlaffene Hauptf chuldner den 
übrigen Mitſchuldnern regreßpflichtig iſt, 
kann ihnen der Gläubiger das Regreßrecht 
nicht willtürlich entziehen und haftet ihnen der 
entlaffene Mitſchuldner gleichwol für feinen An- 


theil, was fie jedoch dem Glänbiger nicht ein- 
wenden können. Der entlaffene Mitbürge 
bleibt feinen Mitbürgen vegreßpflichtig 
(8. 1363 a. €.) ‚und fann ber belangte Bürge 
bem klagenden Gläubiger jenen il ber 
Schuld in Abzug bringen, bezüglich 
durch den Schulderlaß etwa an feinem 
rechte verfürzt wird. 


en et 


egreß- 
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wi daß ber Glänbiger nach ber Berfalizeit bie Veräußerung des Pfanbes nit verlangen 


g. 1372. 


Der Rebenvertrag, daß bem Gläubiger die Fruchtnießung ber verpfändeten Sache zuſtehen 
He, ift ohne rechtlihe Wirkung. Iſt dem Gläubiger der bloße Gehrand eines beweglichen 
fandſtückes eingeräumt worben (8. 459), fo muß biefe Benntung auf eine dem Schuldner 
ijchudliche Art geſchehen. 


Der Pfandvertrag wird im $. 1368 ganz richtig als berienige Bertrag definirt, 
odurch der Schuldner oder anftatt feiner ein Dritter dem Gläubiger ein Pfandrecht 
irtlih einräumt. Da ohne die wirkliche Einräumung bes Pfandrechts gar kein 
fandvertrag, fondern höchſtens eine Verbindlichkeit zur Schließung eines Pfandver- 
kann, durch die Eingehung des Pfandvertrages aber nur nothwendig für 
m Pfandnehmer Berbindlichleiten entftehen, was aud das A. b. ©. B. dadurch aner- 
aut, daß es in den $$. 1369 und 1370 nur von den Berbinplichleiten des Pfand⸗ 
qers handelt, fo ift es unrichtig, wenn der Pfandvertrag Eingangs des $. 1369 
m zmweifeitig verbinplicher Vertrag genannt wird. Der Pfandvertrag erzeugt viel» 
hr nur eine weſentlich einfeitige Obligation des Pfanbnehmers. 
Auſchließend an die VBeftimmungen bes röm. Rechts erflärt das A. b. G. 2. für 
fig die Verabredungen: 1) daß ber Pfandgeber fein Hecht verliere, wenn ber 
ec feine Verbindlichkeit nicht zur rechten Zeit erfüllt (lex commissoria). Gtreitig 
Ees nad gem. Rechte, ob der Pfanpnehmer nicht das Pfandſtück zu einem im vor» 
a8 oder beziehungsmweife beftimmten Preis käuflich behalten dürfe. Nach 
Kerr. Recht (8. 1371) ift auch diefe Verabredung der lex commissoria gleichgeftellt. 
Daffelbe gilt auch von der Verabredung, daß der Gläubiger berechtigt fein fol, das 
Manbftäcd zu einem ſchon im vorhinein beftimmten Preis weiter zu veräußern. 2) Daß 
er Schuldner das Pfandſtück niemal® weiter veräußern bilrfe (pactum ne liceat debi- 
kei hypothecam vel pignus vendere); 3) daß der Schuldner das Pfanpftüd niemals 
Kaföfen dürfe; 4) daß der Gläubiger die Veräußerung der Pfandſache nicht verlangen 
Me. 5) Was die fog. Antichreſis (pactum antichreticum), die Weberlaffung ber 
Ragumgen ber verpfändeten Sache an den Pfandnehmer anbelangt, fo ift nadı 8. 1372 
m unterfcheiden zwifchen unbeweglichen und beweglichen Sachen, und bei leßteren wieder, 
fie fruchttragende Sachen find ober nit: Nur die Ueberlaffung des Gebrauches 
iner nicht fruchtteagenden beweglichen Sache an den Gläubiger ift geftattet !. Diefes 
Berbot erftredt fi) aber nur auf die Ueberlaffung der Nutungen der Pfandſache ohne 
Kehnungslegung. | 
Solde ungültige Nebenbeftimmungen machen nicht den Pfandvertrag felbft un» 
ültig, fondern e8 kommt der Sag zur Anwenbung: utile per inutile non vitiatur. 
Die im $. 1371 aufgeführten Nebenverträge werden als ver Natur des Pfand- 
nd Darlebnsvertrages entgegenftehend bezeichnet; e8 Tann daher diefer Para⸗ 
aph durch $. 1 des Gel. vom 14. Dec. 1866 (R. ©. Bl., Nr. 160) nicht für 
jelddarlehne als aufgehoben angefehen werben. Zweifelhafter ift e8, ob aud 8. 1372 
ech 8. 1 des cit. Geſetzes Feine Aenderung erfahren follte? Obwol das pactum anti- 
hreticam nicht unter den der Natur des Pfand- oder Darlehnsvertrages zuwider⸗ 
mfenden Nebenverträgen aufgezählt, ſondern blos im Allgemeinen für ungültig erklärt 
ird und ber Grund der Ungültigkeit wol hauptſächlich darin gelegen ift, weil bei ber 
Jenugung ber Pfandſache durdy den Gläubiger die Ueberwachung der Einhaltung der 
instare erfchwert wird, fo bleibt es doch immerhin möglich, daß auch andere Gründe 
er Aufftellung dieſes Verbotes mitgewirkt haben, und es muß die Vorfchrift des 
„1372 um fo mehr als noch zu Recht beſtehend angenommen werben, al8 mit dem 


ı Die Ausdrüde „Fruchtnießung” und | nur im ganz vulgären Sinne aufgefaßt wer- 
Gebrauch“ im $. 1372 können nicht im | ben, weil eine Servitut gar nicht vorliegt. 
chniſchen Sinne (68. 504 und 509), fondern 
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Hinwegfallen des Grundes eines Geſetzes für fich allein das Geſetz felbft nicht als auf 


gehoben angefehen werben Tann ?. 
Bol. über die SS. 1368 und 1369 aud noch die Bemerk. zu den 88. 449 452, 
über den $. 1371 die Bemerk. zu $. 461, über $. 1372 die Bemerk. zu den 88. 458 


und 459. 


8.1373. 
Auf welde Art in ber Regel Sigerfiellung zu leiſten ſei. 


Wer verbunden ift, eine Sicherſtellung zu Ieiften, unß biefe Verbindlichleit durch ein 
Haudpfand oder durch eine Hypothek erfüllen. Nur in bem Falle, daß er ein Pfand zu geben 
außer Stande ift, werben taugliche Bürgen angenommen, 


8. 1874. 


Niemand ift ſchuldig, eine Sache, bie zur Giherfieliung bienen fell, in einem höbern, 
als dem, bei Hänfern auf die Hälfte, Bei Grunbftüden aber und bei beweglichen Gütern auf 
zwei Drittheile der Schätzung beitimmten Werthe zum Pfande anzuuchmen. Wer ein um 
meflenes Vermögen befitt und in der Provinz belangt werben Tann, if ein tauglicher Büre. 


©. über das Berhältniß des $. 1374 zum Rechtsinſtitute der Pfandrechtspränon 
tion die Bemerk. zu 8. 453, Anm. 1. 

Die Beitimmung des $. 1374 verbauft ihre Entftehung der Erwägung, daß bei 
Pfand häufig nicht um feinen wahren gemeinen Werth verlauft werben Tann, and mh 
nur ber Werth des Pfandgegenftandes fi) vermindern, fondern aud bie orberumg bei 
Gläubigers durch manderlei Umftände, welche bei Beftellung bes Pfandes mod nicht 
vorhergefehen werben können, wachſen Tann. Es Tann baher bei der Veftimmung bes 
Werthes der Pfandgegenftände nicht noch insbefondere die Gefahr einer elfüdgn 
Werthöverminderung, und ebenfo wenig bei ber Beſtimmung bes ficherzuftellenden 
trages aud noch die bloße Möglichkeit der Vergrößerung der Hauptforderung in Auſchlaz 
gebracht werben. 

Dejondere Beftimmungen über die Schägung unbewegliher Güter bei Sicherfieliug 
von Bupillengeldern find in den 88. 196 fg. d. Geſetzes vom 9. Ang. 1854 enthale. 

Unter Provinz ift nah Art. XIV des Pat. vom 29. Nov. 1852 (R. &. &, 
Nr. 246, Einführungspat. zum 4. b. ©. 2. für Ungarn ꝛc.) und 29. Mai 1853 
(R. G. Bl., Nr. 99, Einführungspat. zum 4.6. G. B. für Siebenbürgen) der Umfang 
je eined ganzen Kronlandes zu verftehen. 





2 Bol. die Bemerk. zu 8. 9, ©. 25 d. W., und Glaſer, in ber Oeſterr. Gztg. 1867, M. 1 
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Dweites haupiſtück. 
Bon Umänderung der Rechte und Berbindlichkeiten. 


8. 1875. 
Umänberung ber Rechte und Berbinblichleiten. 

Es hängt von dem Willen des Gläubigers und bed Schuldners ab, ihre gegenfeitigen 
este und Berbindlidleiten umzuändern. Die Umändernng Tann ohne oder mit Hinzuknuft 
ner dritten Berfon umd zwar entweder eined nenen Glänbigers oder eines wenen Schuldners 
fchen. 

8, 1376, 
1) Dur Rovation. 

Die Umänderung ohne Hinzulunft einer dritten Perfon findet ſtatt, weun ber Rechts⸗ 
mb sder wenn der SHanptgegenitand einer Forderung verwechſelt wird, folglih bie alte 
erbindlichleit in eine nene übergeht. 


8. 1377. 


Eine folge Umändernng heißt Nenernngsvertrag (Novation). Vermöge biefed Vertrages 
Kt die vorige Hauptverbindlichleit auf und die nene nimmt zugleich ihren Anfang. 


8. 1378. 


Die mit der vorigen Hauptverbindlichleit verknüpften Bürgſchafts⸗, Pfand⸗ uud anderen 
lethte erlöſchen durch den Neuerungsvertrag, wenn die Theilnehmer nicht durch ein befonderes 
Awerſtändniß hieriiber etwas Anderes feftgefeht haben. 


8. 1379. 


Die näheren Beitimmungen, wo, wann und wie eine fchon vorhandene Verbindlichkeit 
füllt werden foll, und andere Nebenbeſtimmungen, wodurch in Rückſicht anf den Hauptgegen- 
mb oder Nechtögrund keine Umänderung geſchieht, find ebenfo wenig als ein Neuerungs⸗ 
etrag anzufehen, als die bloße Ansitellung eines neuen Schuldfheines oder einer anderen 
Hin gehörigen Urkunde. Auch kann eine folche Abanderung in den Nebeupeftimmungen einem 
Fitten, welcher derfelben nicht beigezogen worden iſt, Teine neue Laſt auflegen. Im Zweifel 
td die alte Verbindlichkeit nicht für aufgelöft gehalten, folange fie mit der neuen noch wohl 
Reben Taun, 

Novation ift jenes Rechtsgeſchäft, wodurch eine Obligation aufgehoben und an 
ren Stelle eine neue Obligation dergeftalt gejett wird, daß die Aufhebung der alten 
id die Entftehung der neuen Obligation ſich gegenfeitig bedingen 1. Die Erforderniſſe 





I Novstio est prioris debiti in aliam obli-herrſcht bisher nod feine Uebereinftimmung. 
tionem, vel civilem vel naturalem, trans- | Bon Manden wird bie Fortdauer einer wahren 
sio atque translatio, hoc est, quum ex | Novatıon nach heutigem Rechte ganz geleugnet, 
aecedenti causa its nova constitaatur, ut | fo 3. B. von Koch, Die Lehre von den Ueber- 
ior perimatur, 1. 1, pr. D. de novationi- | gange ber Forderungsrechte Durch Univerfal- und 
s et de legationibus (46. 2). Nova nasci- | Singularfucceffion (Breslau 1837), ©. 200 fg. 
r obligatio et prima tollitur translata in | („Die Novation im heutigen Sinne iſt nichts 
steriorem, 8. 3 I. quibus modis toll. obl. | Anderes als Aufhebung einer oligation durch 
‚ 29). Ueber das Weſen ber Novation wechſelſeitige Uebereinkunft und Contrahirung 


 Lirgfletter, Commentar. 2. Aufl. 4 
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der Novation find eine gültige, wenngleich klagloſe alte Obligation, als Grundlage ter 
Rovation, eine gültige neue Obligation, welche an vie Stelle der früheren tritt und bie 
deutlich, wenn auch nicht ausdrücklich, fo doch ftillfehweigend erflärte Abſicht, an die 
Stelle ver alten Obligation die neue zu feßen; tim Zweifel wird angenommen, bag hie 
alte Obligation neben der neuen fortbeftehe ($. 1379 a. E.). Webereinftimmendb mit 
dem Pr. 2. R.? beitimmt $. 1379 austrüdlih, daß die bloße Ausftelung einer neuen 
Urkunde eine Veränderung oder nähere Beitimmung der Zahlungstermine oder anderer 
Nebenbeftimnungen keine Novation bewirke. 

Ein rechtskräftiges richterliches Erkenntniß bewirkt Teine Novation. Denn ter 
Inhalt deſſelben geht dahin, daß bie Obligation, melde dem Kläger zuerkannt wirt, 
ſchon früher beftanden habe. Es wird fomit nur die Anerkennung eines bereits ke 
ftehenten Rechtsverhältniſſes ausgeſprochen, und wenn das Urtheil auch dem materiell 
Rechte nicht entfpricht, fo entfteht dennodh aus einem foldhen Urtheile tie Fiction ker 
Wahrheit. Es kann daher auch nicht angenommen werben, daß das Urtheil an tie ı 
Stelle der eingeflagten Obligation eine neue fege, und es ift demnach bie Anfict ze | 
verwerfen, daß dadurch eine fog. novatio necessaria hervorgebracht werde ®. 

Die Wirkung der Novation befteht darin, daß die alte Obligatien fammt allen 
Acceffionen zerftört wird (8. 1377). Es gehört daher eine befondere Uebereinkunft 
dazu, wenn Pfandredht, Bürgſchaft oder andere mit der alten Obligation verbundenen 
Rechte und Nebenbeftinnmungen auf die neue Obligation übertragen werten fellen 
(8. 1378), weldes Uebereinlommen jedoch nicht blos ausdrücklich, fontern auch ſtill⸗ 
ſchweigend getroffen werben kann. So wird 3. B. aus der unterlaflenen Zurüdftellung 
eines für die alte Obligation beftellten Fauſtpfandes darauf gefchlofien werten Können, 
daß baffelbe auch fernerhin für Die neue Verbindlichkeit verhaftet bleiben fol. 

Celdftverftändlih können durch die Novation Rechte dritter Perfonen, 3. B. Bürger 
oder Pfantgeber, welde verjelben nicht beigetreten find, nicht beeinträchtigt werten. 
Sole Perſonen werden durch die ohne ihre Zuftimmung eingegangene Novation ven 
ihrer Verbindlichkeit befreit. 


8. 1380. 

2) Vergleich. 

Fin Nenerungsvertrag, durch welden ftreitige oder zweifelhafte Rechte dergeſtalt beftimmt 
werden, daR jede Partei fi wecelfeitig etwas zu geben, zu thun oder zu unterlaflen wer 





eines neuen Conſenſualcontracts über ben: 
felben Gegenſtand“); Gneiſt, Tie formellen 
Berträge Des neueren ram. Obligationsrechts 
in Bergleibung mit den Gefhäftsformen Des 
griechifhen Rechts (Berlin 1845), S. 148 fg., 
S. 2239 u. a. Bgl. über bie verichiedenen 
Novationstheorien Kuntze, Die Obligation und 
die Singularſucceſſion des röm. und heutigen 
Rechts (Leipzig 1856), S. 133 fg. Tiefer 
(a. a. 2., ©. 245) deſinirt Die Novation als 
„die Berwendung Des für eine bejtebente Obli— 
gation firirten Bermögensftoffes zu einer neuen 
Shligation, welder jener fubflitwirt wird“. 
Bgl. über den Begriff dev Novation jeßt ine. 
befonbere auch noch Römer, Die bedingte No— 
datien (Tübingen 1869), 2. 3 fg 

Ueber tie Verwerflichkeit Der Eintheilung 
Der Novatien in eine cumulative, wobei Die 
alte Obligation beſtehen bleibe und eine neue 
an ihre Seite trete oder wodurch die alte 
Obligation neue Qunalitäten erhalte, und eine 
privative, wodurch die alte Obligation zerſtört 
und eine neue au deren Stelle geſetzt werde, 
vgl. Ned, Uebergang Der Fordernugsrechte, 
S. 296: „Tiefe Vorſiellung ift Dem Begriffe 


und Wejen ber Novation zumiber, und ed if 
auch unlogiſch, Diefe beiden Rechtsgefchäite als 
Arten einer Gattung zuſammenzuſiellen.“ 

2 gl. Koch, Uebergang der Forderunge— 
rechte, ©. 314 fg. 

’ Bol. auch Unger, II, 678 fg. — Ebenio 
wenig als Durch die Anerkennung einer gor- 
derung durch victerlides Erkeuntniß wirt 
dur die Ausjtelung eines Wechſels über 
die Forderung, wenn nicht Die entgegengejehte 
Abfiht Der Parteien aus Den Umſtänden deut⸗ 
lich zu eutnehmen ift, eine Novation begründet 
Bal. auch Wehli, „Studien über Wechjelredt 
nnd verwandte Deaterien‘ in der Defterr. ©. 
ätg. 18067, Nr. 24. Die Obſtg. Entſch. wider⸗ 
jprechen ſich. Die verneinente Anſicht finde 
fih in den Chftg. Entf. vom 16. Det. 180, 
3. 12265; later, Unger und Walıber, U, 
Kr. 1209, vom 23. Febr. 1864, 3. 1256 
ebendaf. IV, Nr. 1866 und vom 9. Det. 1866, 
3. 8701; GSerichtshalle 1867, Nr. 1; die be 
jabende in den Obſtg. Entſch. von 16. New. 
1859, 3. 12039; Glafer, Unger und altber, 
II, Ir. 9 und von 24. Aprıl 1361, 3. 290, 
ebendaf. III, Wr. 1311. 
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abet, heißt Bergleih. Der Vergleich gehört zu den zweifeitig verbindlichen Verträgen und 
zb nad eben denfelden Grundfäten beurtheilt. 


8. 1381. 


Wer dem Berpflichteten mit deſſen Einwilligung ein unftreitiges ober zoeifekbaites Nest 
eutgeltlich erläßt, macht eine Schenfnng (8. 939). 


3. 1382, 
Ungültigfeit eines Vergleiches in Rüdfiht bes Gegenſtandes. 
Es gibt zweifelhafte Fälle, welche durch einen Vergleich nicht beigelegt werben durfen. 
ahin gehört der zwiſchen Eheleuten über die Glltigleit ihrer Ehe entfiandene Streit. Dielen 
an nur der durch das Geſetz beſtimmte Gerichtsſtand entſcheiden. 


g. 1383. 

Ueber den Juhalt einer lehten Anorbunng lann vor deren Belanntmachnug Fein Vergleich 
ziägtet werden. Die hierüber entftandene Wette wird nad) den Grundſätzen von Glücks⸗ 
girägen beurtheilt. 

$. 1384. 

Bergleiche über Gefetübertretungen find nur in Hiufit anf bie Priuntgenugthuung 
tig; die geſetzmäßige Unterſuchnug nud Beftrafung kan badardı blos dann abgewenbet 
esbeu, wenn die Uebertretungen don der Art find, daß bie Behörde nur auf Verlangen der 
Iarteien ihre Amt zn handeln angewielen ift. 


8, 1385. 
Ungültigleit eines Vergleihed wegen anderer Mängel, 
Ein Irrthum kann den Vergleich nur infoweit ungültig maden, als er bie Weſenheit ber 
derſon oder des Gegenitandes betrifft. 


8. 1386. 
Ans dem Grunde einer Verletung über die Hälfte Tann ein redlich erricäteter Vergleich 
icht angefochten werden. 
8, 1387. 
Ebenfo wenig können nen gefundene Urkunden, wenn fie and den gänzlihen Mangel 
nes Nechts auf Seite einer Partei entdedten, einen redlich eingegangenen Vergleich ents 
üften. | 


8. 1388. 

Ein offenbarer Rechnungsverſtoß oder ein Fehler, welcher bei dem Abſchluſſe eines Ver⸗ 
eidges in dem Summiren oder Abziehen begangen wird, fchadet keinem ber vertragmadenden 
heile. 

$. 1389. 
Umfang bed Vergleiches. 

Ein Vergleich, welcher über eine befondere Streitigfeit geſchloſſen worden iſt, erftredt ſich 
dt anf andere Fälle. Selbſt allgemeine, auf alle Streitigleiten überh ınpt lautende Ver⸗ 
eiche find auf ſolche Rechte nicht anwendbar, die geflifientlic verheimlicht worden find oder 
if welche die fidh vergleichenden Parteien nicht denten Tonnten. 


8. 1390. 
Wirkung in Rüdfiht der Nebenverbindlichteiten. 

Bürgen und Pfänder, welche zur Sicherheit des ganzen noch ſtreitigen Rechts gegeben 
when find, haften and) für den Theil, der duch den Vergleich beſtimmt worden iſt. Der 
eben dem Bürgen und einem britten Verpfänder, welche dem Vergleiche nicht beigefimen 
ben, alle Einwendungen gegen den Glänbiger vorbehalten, welche ohne geſchloſſenen V 
rich der Forderung hätten entgegengefetst werden können, 
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8. 1391. 


Der Vertrag, wodurch Parteien zur Eutſcheidnug ftreitiger Rechte einen Schieberi 
beſtellen, erhält feine Beſtimmung in der Gerihtöorbuung. 


Der Bergleih ift ein Vertrag, deſſen Inhalt dahin geht, ftreitige oder fonft 
ungewifle Rechtsanſprüche dadurch zu befeitigen, daß jeder Theil von feinem behanp! 
Rechte etwas nadhläßt!. Das U. b. ©. DB. erklärt dei Vergleich für einen Nenern 
vertrag (8. 13908 ohne ihm jebod die wefentlihen Wirkungen veffelben (8. 1378) 
ulegen (8. 1390), wodurd die praftifhen Confequenzen viefer irrigen Auffafiung 

gleiche8 wieder bejeitigt werben. Durch den Vergleich wird nämlich die Oblige 
nicht nothiwendig novirt, fondern in der Kegel blos in quanto näher beſtimmt. 

Segenftand eines Bergleihes find nur ungewiffe Privatrehtsverhältn 

Wer von feinen unftreitigen oder unzmweifelhaften Rechte etwas nachläßt, ift als 
ſchenkgeber zu betrachten ($. 1381), indem hier das Erforterniß der Ungewißl 
ber Kechtsanfprüche mangelt. Das Recht auf Unterfuhung und Beftrafung einer 
jetesübertretung bilvet felbft dann fein Privatrecht des Verlegten, wenn aud 
Unterfuchung und Beftrafung nur auf Verlangen der Parteien ftattfinden kann, un 
ift daher die Zuläffigkeit von DVergleihen über das Recht, die Unterfuchung und 
ſtrafung von derlei Gejegesübertretung zu begehren ($. 1384), als eine Ausnahme 
der Regel anzufehen. Auch die gegenfeitigen Beziehungen der Ehegatten find nicht 
privatrechtlihen Standpunkte zu behandeln, und e8 muß daher ebenfalls als eine | 
nahme von der Regel bezeichnet werben, daß 8. 1382 nur Vergleiche über tie Gülti 
einer Ehe und nicht auch über die Scheidung von Tifh und Bett zu ven ungält 
Bergleihen zählt, was jebod eine nothwendige Confequenz ver Zulaffung ter ein 
ftändlihen Scheidung ift. Kraft pofitiver geſetzlicher Vorſchrift verboten ift der ! 
gleih über den Inhalt einer letten MWillenserflärung vor deren Publication ?. 
folder Bergleih ift nad $. 1383 als Wette zu beurtheilen nnd es käme hieranf i 
bejondere $. 1271 anzumenden. 

Der Vergleich fteht riidfichtlich feiner Gültigfeit im Allgemeinen unter denſe 
Regeln wie ein anderer Vertrag. Kine fpecielle Erwähnung verdient nur ver Einf 
welhen Zwang oder Betrug, Irrthum und Verlegung über die Hälfte auf vie Gülty 
des PVergleihes äußern. 

Die rechtliche Natur des Vergleiches, als einer Vereinbarung über ftreitige Re 
bringt e8 mit fih, daß der Vergleich) angefochten werden kann, wenn fidy die Part 
über etwas, das als gewiß angenommen wurte und Daher nicht Gegenſtand ve! 
gleiches bildete, im Irrthume befunden haben. Nah öfter. Recht finten bier vie 
fimmungen der 88. 875—877 Anwendung. Die Anfprücde desjenigen, welder 
Bergleih wegen eines ſolchen Irrthumes anfechten zu können glaubt, find nad 
Grundſätzen über die condictio indebiti (vgl. Die Bemerf. zu ten $$. 1431 —1437 
behandeln *. 

Da bei offenbaren Rechnungsverſtößen anzunehmen iſt, daß ſich die Parteien 
das richtig berechnete Reſultat vergleichen wollten, ſo gilt der Vergleich nur rüchſich 
des richtig geſtellten Rechnungsreſultates (8. 1388). Es iſt jedoch immer auch 





I Bol. Arndts, Pandekten, 8. 269. Riſch, ’ Diit Recht bemerkt dazu Riſch, ©. 
Die Lehre vom Vergleiche (Erlangen 1855), | Daß die Art und Weije, wie die öſterr. G 
©. 32, definirt ben Vergleich als ein Urtheil | gebung dieſe Frage behandelt, unter 
in Geſtalt eines entgeltliben Vertrages. Ueber | neueren Particulargefeßgebungen vie be 
bie verjchiedenen Anfichten Über die Stellung | bigentite, daß jedoch diefe Formulirung 
des Vergleiches im Syſtem vgl. vorzäglih | echten Irrthumes einerfeits zu vag und and 
Riſch, a. a. O., S. 14 fo. ſeits doch nicht erſchöpfend ſei. 

2 Ebenſo nach röm. Recht: De his con- Bgl. Bähr, Die Anerkennung als 
troversiis, - quae ex testamento proficiscun- | pflichtungegrund, 2. Aufl. (Caffel u. Götti 
tur, neque transigi neque exquiri veritas | 1867), $. 32; Riſch, S. 224 fg. 
aliter potest, quam inspectis cognitisque 
rerbis testamenti, \. 6 D. de transact. (2. 15). 
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aläſſig, daß die Bergleihsintention geradezu auf das, wenngleich irrig gefundene 
srefultat ging oder doch der Vergleich ohne dieſe Rechnungsverftöße gar nicht 
e gelommen wäre. 

nad gem. Rechte ſehr ftreitige Frage, ob der Bergleih wegen Verlegung 
Hälfte angefochten werben könne, ift durch $. 1386 in verneinendem Sinne 


. 

iſtverſtändlich iſt die Beſtimmung des $. 1389, daß ein Vergleich, welcher 
beſondere Streitigkeit geſchloſſen wurde, auf andere Fälle keine Anwendung 

benſo ergibt ſich die weitere Beſtimmung dieſes Paragraphen, daß ſelbſt ein 
welcher auf alle Streitigkeiten lautet, auf ſolche Rechte nicht anwendbar iſt, 

liſſentlich verheimlicht wurden oder auf welche die Parteien nicht denken konnten 

Grundſätzen über den dolus und allgemeinen Interpretationsregeln. 

‚, der Compromiß, nämlich die Mebereinfunft der Parteien, einen Rechtsſtreit 

in Richter, durd eine Privatperfon als Schiedsrichter entfcheiden zu laſſen, 

dirfung eines Vergleiches. Die Beitimmungen hierüber find in ben 88. 270 

r allgem., 359—365 der galiz. und 349—855 der ital. ©. O. enthalten. 


8. 1392. 

3) Geifton. 
‚eine Forderung von einer Perfon an die aubere Übertragen nud von dieſer ange- 
ird, fo entfteht die Umänderung des Rechts mit Hinzulunft eines nenen Gläubigers⸗ 
e Handlung Heißt Abtretung (Ceffion) und Tann mit oder ohne Entgelt geſchlofſen 


8. 1893. 
Gegenftände ber Geffion. 
veränßerlihen Rechte find ein Gegenftaud der Abtretung. Rechte, bie ber Berfon 
folglich mit ihr erlöfhen, lönnen nicht abgetreten werden. Schnldſcheine, Die auf 
yringer lauten, werden ſchon durch die Mebergabe abgetreten und bedürfen nebft dem 
ıed anderen Beweiſes der Abtretung. 


8. 1394. 

Wirkung. 
techte des Uebernehmers find mit den Nechten des Meberträgers in Nüdfidt anf bie 
: Forderung eben diefelben. 


8. 139. 


den Abtretungsvertrag entfteht nur zwiſchen dem Ueberträger (Gedent) und dem 
er der Yorderung (Ceffionar), Mit aber zwiſchen dem Letzten und dem über⸗ 
Schuldner (Eefins) eine neue Verbindlichleit. Daher tft der Schuldner, folange 
Ichernehmer nicht befannt wird, berechtigt, dem eriten Gläubiger zu bezahlen ober 
nit ihm abzufinden. 


8. 1396. 


3 Tann der Schuldner nit mehr, fobald ihm der Uebernehmer befanunt gemadht 
allein es bleibt ihm dad Net, feine Einwendungen gegen die Forderung anzu⸗ 
Hat er die Yorderung gegen den redlihen Uebernehmer für richtig erfannt, fo ift 
ven, denfelben als feinen Glänbiger zu befriedigen. 


8. 1397. 
Haftung bes Gebenten. 
eine Fordernng ohne Entgelt abtritt, alfo verfchentt, haftet nicht weiter für die- 
mmt aber die Abtretung anf eine entgeltliche Art zu Stande, fo haftet der Ueber⸗ 
ı Uebernehmer fowos für die Richtigleit als für die Einbringlichleit der Forderung 
für mehr, als er von dem Uebernehmer erhalten Kat. 
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$. 1398. 


Infofern der Uebernehmer über die Einbringlicgteit der Korberung ans ben äffentfiden 
Pfandbüchern ſich belehren konnte, gebührt ihm in Nädficht der Mneinbringlicgfeit feine Ext 
ſchädignug. Auch für eine zur Zeit der Abtretung einbringliche nnd durch einen bloßen Zufıt 
sder durch Verfehen des Uebernehmers nneinbringlich gewordene Forderung haftet ber Heben 
träger nicht. | 

&. 1399. 


Ein Berfehen biefer Art begeht der lebernehmer, wenn er bie Forderung zur Zeit, eis 
fie anfgefünbigt werden Tann, nicht anflündigt oder nad verfallener Zahlungafrift wicht ein 
treibt, wenn er dem Schaldner nachſieht, wenn er die nach mögliche Sicherheit zu rechter Zeit 
ſich zu verfchaffen verſänmt oder die gerichtliche Erecution zu betreiben unterläßt. 

Eine Einigung über die juriftifche Natur ber Uebertragung (Ceffion) von Forde 
rungen ift bisher noch nicht erzielt worden . Nach röm. Rechte nahm man an, iek 
durch das Eintreten eines neuen Gläubiger der Yuhalt der Obligation geändert werke, 
was ohne Zuftimmung des Schuldners nicht ftatthaft ſei. Es berechtigte daher tie 
Geifion als ſolche ven Ceſſionar urſprünglich noch nicht zur Klage, fondern es mer 
hierzu eine Vollmacht des Ceventen nöthig, in feinem Namen Klage zu führen und dat 
Empfangene für fi zu behalten (procurator in rem suam). Dieſe Vollmacht erloſch 
aber dur den Tod des Cedenten, wenn nicht ſchon Die litis contestatio erfolgt war. 
Nah und nad) gelangte man zur Auffafjung, daß eine folhe Bevollmächtigung fer 
fläffig fei, und legte dem Geffionsgefchäfte als ſolchem Wirkung bei, inten man im 
Ceſſionar eine actio utilis im eigenen Namen ertheilte, wodurch tie mit ver Ammahm 
eines VBollmadhtsverhältnifjes verbundenen Wirkungen von felbft entfielen. Ungeadte 
biefer eingetretenen Wandlung hielt man jedoch noch im juſtinianiſchen Recht an bem 
hergebradyten Ausdrude procurator in rem suam feſt, um damit den utiliter klagenden 


Ceſſionar zu bezeichnen 2. 


? Man ftreitet Darüber, ob Die Forderung 
ihren Begriffe nah unübertragbar und blog 
die Ausübung Des Rechts übertragbar fet, 
ober ob es eine wirkliche Sondernacjelge in 
Forderungen ache. Deltrüd, Die Uebernahme 
fremder Schulden nach gem. und preuß. Necht 
(Berlin 1853), S. „Der unbefangene 
Sinn wird niemals einfeben lernen, Daß 
dem Ceſſionarius Die Forderung nicht ge- 
höre, und daß er nur der Beauftragte eines 
Meuſchen fei, Der felbft nicht Das mindefte 
Intereſſe für diefe Forderung mehr hat, Man 
begreift nicht, wie es möglich ift, Daß bie 
Uebertragung Der Obligationen unjtatthaft und 
dennody die Ceſſion ımentbebrliih iſt.“ Nach 
ihm iſt, wie Windſcheid (Krit. Ueberſchau, I, 
36) ſeine Anſicht kurz zuſammenfaßt, „die 
Auffaſſung der Obligation als eines perſön— 
lichen Verhältniſſes zwiſchen Glänbiger und 
Schuldner eine ſpecifiſch römiſche. Dieſes 
Berhältniß kann freilich nicht übertragen wer- 
den, aber im deutſchen Rechte tritt dieſe Auf— 
faſſung völlig zurück. Daſſelbe bat gar keine 
Bezeichnung für Das röm. obligatio. Es 
kennt nur Forderungen und Schulden als 
Werthe, als Vermögensbeſtandtheile, als ſolche 
ſind ſie übertragbar.“ Dagegen wendet Wind— 
ſcheid ein: Vermögensbeſtandtheile im Allge: 
meinen, als pofitive und negative Werthe, gibt 
es in Wirflichleit nicht, Vermögensbeſtandtheile 
eriftiven nur in concreter Geftalt. Exiſtiren 
aber Forderungen und Schulden nicht ale Ber> 





mögensbeftandtheile im Allgemeinen, fo lönnen 
fie auch ale ſolche nicht übertragen werden 
Die Schwierigfeit ift Damit wicht überwunker. 
fondern bei Eeite geſchoben. Windicheid, Krk. 
Ueberſchau, I, 38: „Es ift vielmebr nicht wahr, 
Daß Die Obligation ein an die Perſon na 
trennlich gefnüpftes Verhältniß if“ Windjceid, 
Die Actio, S. 40). „Die Forderung tft unüber 
tragbar, wenn der Inhalt Der geichulteren 
Yeiftung zur Wefenbeit Der Forderung geber 
(Windſcheid, Bandelten, II, $. 329, Anm. I 
fo 3.2. bei Forderungen auf Genugtbun; 
(og. actiones vindietam spirantes), oder wem 
durch Die Vebertragung einer Dem Zchulbert 
nachtheilige Veränderung des Yeiftungserhaltee 
vor fih ginge, oder wenn Da» ;yerderundt- 
recht von ber Art ift, Daß genau ciner be 
ftinımten Perſon zu leiften ift (Alimentarere 
leiftungen, Windſcheid, I, 8. 335, lit. c.. 
Dal. jedoeh auch Kuntze, Die Obligarien nal 
Singularfuccejlion, S. 424 fa. 

2 Bol. Bechmann, in der Krit. Biertch 
Schr., X (1868), 101 fg., insbeſ. S. 209 '1. 
gegen Schmidt (Albert), Die Grundlehren FE 
Ceſſion nah rom. Recht (2 Bde., Brut 
ſchweig 1863—1866, I, Die Geiliensierm. I. 
Die Klagſorm), I, 2 fg; Windfcheid, Die Artiv 
©. 128 fg.; Pandekten, II, $. 329, Anm. d: 
Förſter, Theorie und Prarie bes beutinen geM- 
Preuß. Privatrechts, I (2. Aufl., 1869), 8. *. 
S. 609 fg. 
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Diefe Auffaffung des röm. Rechts wurde lange Zeit verlannt, man nahm eine 
wirflihe Eingularfucceffion in obligatorifhe Rechte nicht etwa als etwas, was zur Ve- 
friedigung des Berürfniffes gegenwärtig nothwendig ift, fondern als etwas ſich ſchon 
nad rim. Rechte ganz von felbft Verftehendes an, und dieſe Kechtsanficht Liegt ſowie 
allen neueren Öefetgebungen auh bem A. b. ©. B. ($S. 1392) zu Grunde ?. 

Die Uebertragung einer Forderung kann erfolgen: 1) durch Erklärung des bie- 
berigen Glänbigers, melde der Annahme von Seite des Ceſſionars bedarf; 2) durch 
richterliche Verfügung; 3) unmittelbar kraft gefeßlicher Vorfchrift, 3. DB. wenn Jemand 
die Schult eines Anderen bezahlt (8. 1358). Der praftifch wichtige Unterſchied zwiſchen 
den beiden erfteren und ver legteren Art der Uebertragung befteht darin, daß bei 
letzterer tie vechtlihen Wirkungen ipso jure fogleih mit den Eintritt jener Unftände, 
welche die Gefjion nach ſich ziehen, ihren Anfang nehmen *. 

Nicht alle Forberungen find übertragbar. Die Webertragung ift unzuläſſig, wenn 
dadurch ver Inhalt der Leiftung geändert wird, 3. 3. bei Anſprüchen auf Beftellung 
einer perjünlichen Servitut, oder wenn nad dem Willen der Parteien an eine genan 
beftimmte PVerjon zu leiften ift, 3. B. Alimentationsanfprüche °. 

Eine beftimmte Form der Ceſſion ift nur dann erforderlich, wenn das der Ceſſion 
zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft, 3. B. Schenkung (vgl. jedoch die Bemerk. zu ben 
68. 943— 945, Anm. 4), legtwillige Verfügung, eine befondere Form erfordert ©. 

Rückſichtlich der Wirkungen der Ceffion ift zu unterfcheiven das Rechtsverhältniß 
en Geifionar und dem Schuldner (cessus) und zwijchen ven Cedenten und dem 

effionar. 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen Geffionar und Schuldner ift daſſelbe, wie das 
Rechtsverhältniß zwiihen tem Gedenten und tem Schuldner ($. 1394), indem ber 
Seffionar nur in die Obligation des Cedenten eintritt. Da der Geffionar nach der 
yeutigen Auffafjung der Geffien felbftändig und kraft eigenen Rechts, und nicht wie 
ach röm. Necht blos als Procurator des Geventen auftritt, fo würde nad) der ftrengen 
Sonfequenz der Schuloner nad) der Geffien mit Wirkſamkeit nur an den Geffionar zu 
zahlen berechtigt fein. Die Billigfeit erfordert jedoch, daß der Schuldner, ſolange ex 
von ber Gefjion nicht benachrichtigt ift, aud von feiner Verbindlichkeit befreit wird, 
menn er an ten Cedenten zahlt ($. 1395 a. E.), obgleidy diefer zur Empfangnahme 
ser Zahlung nicht mehr beredtigt if. Daraus, daß ter Geffionar nur in das Rechts⸗ 
verhältnig des Gedenten zum Gefjus eintritt, folgt, daß fi der Geffionar neben ven 
Sinwentungen, melde tem Schuldner gegen feine eigene Perſou zuſtehen, aud) alle jene 
Sinwentungen entgegenfegen lajien muß, welde dem Schuldner gegen den Gebenten zu= 
tanden ($. 1596). Von tiefem Grundſatze enthält 8. 1442 eine im Intereſſe bes 
Berfehre3 und 8. 1443 eine zur Aufredhthaltung des Realcredits getroffene wichtige 
Beichränfung 7. 
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2 Bol. Koh, Uebergang ber Forderungs— 
echte, S. 31 jg.; Förſter, I, 8. 99, Z. 615, 
Ann. 33; Bradenbeit, Weber die Uebertragung 
ses Forberungszuftandes, in Haimerl's Ma— 
jazin, XII (18559, welcher jedoch zum Theile 
Z. 4, a. a. D., geradezu unverſtändlich wird. 

Vgl. Koch, Uebergang Des Forderungs— 
echts, S. 152: Schmid, Ceiſien, I, $. 19. 
der Forderungsübergang vollzieht ſich jedoch 
ticht ſchon desbalb ipso jure, weil der Gläu— 
iger zur Uebertragung einer Ferderung ver— 
flichtet iſt. Bgl. Schmid, I, 5. 19. Z. 189 19., 
Sindſcheid, II, 8. 330 a. E. und Anm. 12, 
nd Die daſelbſt Angefübrten gegen Puchta, 
eine Schrüten, S. 4451 fa.: Pandelten, 
. 281 fg.; Berleiungen, I, ©. 131, 132 
nd Savigny, Oblig. Recht, I, 243 13. 

5 Turch anatrüdlıche Kerichriit tes er. ER. 
sirb aus dieſem Geñcktepuntte ale unitatthart 
rtlärt: Tie Uebertragung des Montate, Ber 


Mitgliedſchaft an einer Geſellſchaft, Mieth⸗ und 
Pachtrechte, Dienſtmiethe, Wieber-, Vorlaufs⸗ 
und Retractsrecht. Förſter, I, 8. 99, 2. 629, 
630. Obwol bei dieſen Obligationsverhältniſſen 
dieſe Rückſicht nicht fo Klar hervortritt, müffen 
fie dech wol auch nad öflerr. Recht als uns 
übertragbar gelten. 

s Wenn im 8. 427 A. b. (9. 3. von ber 
Erwerbung des Cigenthumsrehts an Schuld» 
ferberungen durch Uebergabe ber Urkunde bie 
Rebe ift, jo wird bieie in mehriacher Beziehung 
tbecretiich vergriffene Beſtimmung glücklicher⸗ 
weiſe wieder durch $. 1392 paralvfirt. 

"Nah Art. 303, Abſatz 2 9. (9. joll fich 
ber Berpilichtete bei dem nach Art. 301 uud 
2 9. ©. durch Intoffament übertragbaren 
Urkunden nur ſelcher Einreden bedienen können, 
melde ihm nah Maßgabe ter Urkunde felbft 
eter unmittelbar gegen ten jebes- 
maligen Kläger zuftehen. 
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Hat der Cedent diefelbe Forderung an mehrere Perfonen abgetreten, jo bat \ 
jenige Ceffionar den Borzug, an welchen die Abtretung früher erfolgt ift, und 
Schuldner ift, vorausgefebt, daß ihm dies befaunt gegeben wurde, nur an biefen 
zahlen berechtigt, weil ber Cedent nur zur einmaligen Abtretung berfelben Forder 
ein Recht Hatte und fih alle nachfolgenden Ceſſionen als unwirkſam hberausftelle 
Dafielbe gilt auch, wenn für die Forderung ein Yauftpfand oder eine Hypothek bei 
ft. Da jedoch ber Schuldner nur gegen Zurüdftellung bes Fauſtpfandes und % 
laſſung der Hypothek zur Zahlung verpflichtet: ift ($. 469), fo hat er au ben früh 
Geffioner, an welden das Fauftpfand oder bie Hypothek nicht gelangt ift, nur fo! 
Zahlung zu leiften, als die Forderung etwa den Werth des Fauſtpfandes ober ber 
ftellten Hypothek überfteigt ®. 

Was das Rechtsverhältniß des Cedenten zum Geffionar anbelangt, fo hat 
Cedent ven Ceifionar vor allem in den Stand zu ſetzen, fi vollftändig zu legitim' 
Der Cedent bat dem Eeffionar ferner die abgetretene Forderung zu gewähren, d 
er bat für die Richtigkeit der abgetretenen Forderung zu haften. Ob ſich diefe Hafi 
blos auf den rechtlichen Beſtand (die juriftifche Eriftenz) der Forderung, oder and 
die factiſche Realifirbarfeit (Einbringlichkeit) der Forderung erftredt, hängt von bem 
Uebertragung zu Grunde liegenden Rechtsgefhäfte ab !%. Das A. b. G. B. ift der: 
dem Pr. L. R. 11 zu Grunde liegenden Verwechſelung zwifchen rechtlichem und factifi 
Berlufte der Yorderung gefolgt und erklärt den Cedenten, wenn die Abtretung auf 
entgeltlihe Art erfolgte, fowol für die Richtigfeit (veritas) als für die Einbringlit 
(bonitas) der cedirten Forderung haftungspflihtig (8. 1397). Dieſe Haftungsverk 
lichkeit erftredt fih nur bis zur Höhe desjenigen Betrages, weldyen ber Ceſſionar 
bie Abtretung der Forderung gegeben hat 12. Auch haftet der Cedent nur dafür, 
ber Schuldner zur Zeit der Ceffion zahlungsfähig fei ($. 1398, 2. Sub). | 


Folgerung aus diefem Grundſatze enthält 8. 1399. 


— — m — — — ——- 


s Dies nimmt auch für das Pr. L. R. an 

örſter, I, 8. 99, ©. 642. Jedoch wird ber 

chuldner befreit, wenn er bona fide an den 
fpäteren Ceffionar zahlt. Diefer Anficht ift 
auch Förſter, a. a. DO. Anderer Anfict ift 
Koch, Uebergang ber Yorderungsredhte, S. 161 
fg., nad welchem derjenige Geffionar den Bor: 
zug haben foll, welcher die übrigen Dadurch) 
ausfchließt, daß er die Zahlung empfängt oder 
das Schufdverhältniß auf andere Weije auflöft. 

d Krainz (tg. 1869, Nr. 17) ift der An— 
ficht, Daß die Erwerbung einer grundbücherlid) 
figergeftellten Forderung an die Ermwerbung 
der Hypothek gefnüpft ſei. Es wird ſich hiefür 
vor allem auf die Beſtimmung des 8. 177 des 
Kaiſ. Pat. vom 9. Aug. 1854 berufen, daß die 
Eintragung der Einantwortungsurkunde in die 
öffentlichen Bücher zur Uebertragung des Eigen— 
thumes ber in derſelben vorkommenden, zur 
Berlaſſenſchaft gehörigen unbeweglichen Güter 
oder auf unbeweglichen Gittern haftenden For— 
derungen von den Erben nur bei der Abhand- 
lungsbehörde angeluht werden fünne Damit 
ift jebochp noch feineswegs gefagt, daß die Er- 
werbung der Hypothek und der Forderung 
immer zufanımenfallen. Der Erbe ıft bereits 
infolge der Cinantwortung forderungsbe- 
rechtigt und es wird durch jene Gejetesitelle 
nur die Gompetenz Des Serichtes für bie Durch: 
führung der ſchon im Schlußſatze des 8. 819 
enthaltenen Norm geregelt. Es wird baber 
von Krainz das bier zu Beweiſende bereits als 
erwiefen vorausgefegt. Noch weniger enthalten 
die von Krainz für feine Anficht citirten Hof- 


becrete vom 12. Aug. 1825, 3. ©. S., 
2125 und vom 4. Febr. 1800 einen keftim 
Ausfpruh hierüber. Was enplid Die 
rufung Krainz's auf 8. 438 bes ſächſ. @. 
anbelangt, fo ift Diefe nur in Berrefi 
Ueberganges von Forderungen unter Leber 
zutreffend, und wird durch 8. 437 des fi 
©. DB. gerade fürs Erbredt, für welches Kr 
nad öſterr. Necht feine Anficht Durch das 
ſetz ausdrücklich beftätigt zu finden glaubt, 
entgegengejeßte Beſtimmung getroffen: „« 
eingetragene Forderung gebt mit ber Hype 
ohne Weiteres auf die Erben des Gläubi— 
über, Dieielben können jedoch die Umid 
bung auf ihren Namen verlangen.” 

10 Bgl. Schliemam, Die Haftung des 
denten, 1. Aufl. (1848); 2. Ausgabe (18 
Windſcheid, II, 8. 336 a. E., Anm. 3. 
früher herrſchend geweſene gemeinrechtliche 
ſicht ging dahin, Daß der Cedent immer 
die Richtigkeit, nicht aber für bie Einbring 
teit Der Forderung hafte. Bgl. Windid 
a. a. O. 

I VBgl. Koh, Uebergaug der Fordern 
rechte, S. 204. 

12 Ebenſo nah Pr. !.R. Bol. Koch, Ue 
gang der Forderungsrechte, S. 221 ig. 
Borjchrift des rom. Rechte, wonad der Ct 
nar, der es burd Kauf geworden tt, 
Schuldner nur fo viel einzuklagen here 
war, ale er felbit für Die Abtretung der 
derung bezahlt hatte (lex Anastasiane), 
Dagegen nah öſterr. Recht nicht. Auarrl 
ausgeſprochen ift Dies in Art. 299 9. G. 
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Daß der Schuldner zahlungsunvermögenb ift und feine Zahlungsunvermögenheit 
fhon zur Zeit der Ceffion vorhanden war, hätte als Borausfegung feines Regreßrechts 
der Ceſſionar zu behaupten und daher auch dem Widerfpruche des Cedenten gegenüber 
zu beweifen. 
Bei grundbücherlich fichergeftellten Forderungen ift die Haftung des Cebenten für 
die Einbringlichkeit der Forderung in jedem Falle ausgeichloffen ($. 1389) 73. 


Mitten in einer wirtbfchaftlihen Epoche, welche man das Seitalter des Credits 
nennen könnte, der in nicht geringem Maße auf der ungewöhnlichen Vedeutung beruht, 
welche heutzutage die „Inhaberpapiere” erreiht haben, herrſcht doch über deren 
rechtliche Natur und bie einzelnen dabei in Betracht kommenden Rechtsverhältniffe in 
Theorie und Praris die größte Meinungsverfchiedenheit, der gegenüber fich Die Geſetz⸗ 
gebungen biöher größtentheils faft nur paffio verhalten haben, und es zeigt fi) bier 
wieder einmal deutlih, wie das Leben das Recht bildet und die Öefesgebungen Längft 
vollzogene Thatſachen fanctioniren. 


A) Theorien Über die rechtliche Natur der Inhaberpapiere. 


1) Eine Anſicht geht dahin, das Inhaberpapier fei conventionelles Papier- 
geld. Sie wurde zuerft von Souchay 1% aufgeftellt und von Gründler 2°, Borne- 
mann 36, inabefondere aber von Einert ?7° mit mannichfachen Mobdificationen weiter 


ausgebilbet. 


18 20. auch Obſtg. Entf. vom 13. März 
1856, ©. 3tg. 1856, Nr. 70. In ben Ent: 
feheibungsgründen wird hervorgehoben, daß bie 
öffentlichen Pfandbücher nach ıhrer geſetzlichen 
Beichaffenheit, welche bis zum Beweiſe des 
Gegentheiles als beftchenb anzunehmen fei, 
allerdings als geeignet anerfannt werden wüſſen, 
über die Einbringlichfeit der grundblidherlich 
gerfigerten Forderung die nothivendige Be» 
Iehrung zu geben, weil fie nicht nur die bücher- 
liche Priorität, den Betrag der Forderung und 
den Umftanb nachweisen, ob dieſelbe durch Ein⸗ 
verleibung ober Superpränotationen belaftet 
ober verringert fi, fondern auch über den Werth 
ber Hypothelk felbft jene Auskunft geben, welche 
ohne gerichtliche Schätzung und ohne öffentliche 
Berfteigerung möglidy ei, denn das Grund: 
buch enthalte nicht nur ben vectificatorifchen 
Werth, fondern auch ben Beränderungsiverth 
bei Kauf- und Zaufchverträgen oder anderen 
Uebertragungen bes Eigenthumes, und Die 
darauf bezüglichen Urkunden feien Jedermann 
zur Ginfiht offen. Sowie ber Uebernehmer 
einer Tabularforberung aus dieſen Umjtänden, 
die ibm das Grundbuch Ddarbiete, den Werth 
ber Hypothek in dem Maße entnehmen könne, 
um die Ginbringlichleit der cedirten Forderung 
zu beurtheilen, habe auch das Geſetz im $. 1398 
4.6. ©. 2. keine nähere Belehrung im Auge, 
welche ber Cefjionar aus bem öffentlichen Buche 
jhöpfen könne, weil jonft bie Anordnung des 
8. 1398 eine illuforifche und ohne praftifche 
Wirkung wäre, da der Werth einer Realität 
nur durch gerichtlihe Schätzung erhoben wer: 
ben könne, welche fein Gegenſtand Des grund- 
bücherlichen Inhaltes fei, aus Diefem daher nicht 
erfehen werben könne. Es fei Sache des licher» 
uchmers, wenn er die aus dem öffentlichen 


Buche über ben Werth ber Hypothek und über 
die Priorität der zu Übernehmenden Forderun 
zu entnehmende Belehrung nicht für genügen 
erachte, um fich zu Überzeugen, baß er auf bie 
Einbringlichkeit berfelben fihere Rechnung machen 
könne, ſich über deu ohnehin nach Verſchieden⸗ 
heit ber Zeit, Der Umftände, der Beichaffenheit 
der Hypothek veränderlihen Werth berfelben 
durch eine gerichtliche Schätung ober durch 
eigene Befihtigung eine beffere Belehrung zu 
verfchaffen oder den Gebenten für jeden Fall 
urfundlih für die Einbringlichkeit haftend zu 
erflären. Begnüge fi aber der Lebernehmer 
mit jener Belehrung, welche bie öffentlichen 
Bier nach ihrer geietlichen Befchaffenheit 
über die Einbringlichleit der Forderung geben, 
jo gebühre ihm ebenfo wie in dem Falle, als 
er diefelben einzufehen verfäumte, obſchon er 
dies zu thun in ber Page mar, rldfichtlich 
ihrer Uneinbringlichfeit feine Entſchädigung. 

4 Souchay, im Archiv für civ. Praxis, X 
(1827), 149 fg., und in der Ztſchr. für Ein. 
Recht und Proceß, V (1852), 42 fg. 

15 Sründler, Polemik des German. Nechte, 
II. Thl. (Merjeburg 1833), S. 22 fg., 34. 

16 Bornemann, Spftematiihe Darftellung 
des Pr. Civilrechts, 2. Aufl., IIL (Berlin 
1838), 137, 138. 

17 Einert, Das Wechfelreht nach bem Be: 
bürfnig des Wechfelgefchäftes im 19. Jahrh. 
(teipzig 1839), ©. 37 fg., und Einert, in 
jeiner Abd. „Ueber das Wefen und die Form 
bes Literalcontractes, wie Diefer zur Zeit 
der Juſtin. Geſetzgebung ausgebildet gemwefen 
und Vergleihung deſſelben mit dem Wechſel“ 
in ber Arfahr. für Rechtspflege und Verwal⸗ 
—J— ‚ neue Folge, XI (1863), 1 fg., insbeſ. 

[5 g. 
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Souchay nimmt an, daß das Inhaberpapier zwar feiner Entſtehung nad tem 
Obligationenrechte angehöre, durch die Emiſſion aber die Eigenſchaft einer Schuldver 
ſchreibung verliere und dann von einem Forderungsrechte ganz abgefehen werte. 

Allein gegen die Auffafjung der Inhaberpapiere als Papiergeld fpricht ver allem 
die Erwägung, daß das Papiergeld geſetzliches Tauſch- und Zahlungsmittel tft, welches 
Jedermann als Zahlung zu geben berechtigt, beziehungsweife zu nehmen verpflichtet ift 1%, 
Verner gibt e8 ja auch Inhaberpapiere, Die gar nicht auf Geld oder wenigftens nicht 
auf eine beftimmte Summe Geldes lauten, wie 3. B. Actien, Lotterieloofe, Connofjemente. 
Auch läßt fih aus diefer Theorie der Zinſenanſpruch nicht erklären. 

2) An die Papiergeldtheorie reiht fih die Waarentheorie, deren vorzäglidfle 
Bertreter Mühlenbruch 39 if. Mühlenbrud geht von der Erwägung aus, daß, ta Me 
Inhaberpapiere eine Verpflichtung gegen einen unbeftimmten Gläubiger enthalten, vide 
aber allen Grundſätzen des röm. Obligationenrechts geradezn wiberftreite, jo müßten 
fie dort, wo befondere Geſetze und Gewohnheiten fie geftatten, im Verkehr nothwendiz 
wie die Staatsjchuldfcheine behandelt werden. Dieſe feien aber im Verkehre wie em 
Handelswaare zu behandeln, was für ihre.rehtlihe Natur von wefentlider 
Bedeutung fei. Gewöhnliche Forderungsrechte könnten nicht fo wie antere Rechts: 
objecte veräußert werden, fonbern nur entweber durch Delegation ober Ceſſion. Ganz 
anders verhalte e8 fi mit den üffentlihen Schuldfcheinen, veren Veräußerung mie 
bie einer jeden Handelswaare, d. h. nit nah dem im Schuldſchein benannten 
Werth, fondern nad) deu marktgängigen (Curs-) Preis gefchehe; Durch Die Veräußerung 
höre alles Recht des bisherigen Inhabers fofort und vollflommen auf, und von der 
Möglichkeit, Einreden aus feiner Perfon vem neuen Inhaber entgegenzufegen, koͤme 
hier gar nicht die Rede fein, fondern der bloße Beſitz enthalte hier, wie bei Papiergeld, 
zugleih den Beweis des Rechts. 

Es muß an diefer Theorie auffallen, daß jene Conſequenzen, melde Muͤhlen⸗ 
bruch aus ber Eigenjchaft der Inhaberpapiere ableiten zu können glaubt, „nicht Con⸗ 
fequenzen diefer Eigenfhaft, jondern vielmehr Borausjegungen derſelben 
find, melde diefe Papiere geeignet machen, mit ihnen Handel zu treiben” 20, Dieſe 
ganze Theorie ift aber insbeſondere and) deshalb verwerflich, weil dann uud die Ein 
löſung des Papieres von Seite des Schuldners nichts weiter als ein bloßer Kaufvertrag 
wäre und der Schuldner ven Anlauf zurüdweijen türfte ?1, 

3) Nach Schwerpe 22 iſt Das Inhaberpapier felbft Träger und Eubject des 
Forderungsrechts. „Von dem Tate, daß ter Befig eines Schnuldſcheines ten 
Befigenden nit zum Forderungsberechtigten mache, bilden tie Inhaberpapiere eine 
Ausnahme. Das Document fei wegen eines wirklid) vorhandenen Schuldverhältniſſes 
ausgefertigt und anfünglid dem erften wahren Gläubiger übergeben. Um viefem aber 
für den meiteren Berfehr die Yaft der Ceſſion wegzuräumen, habe man das Docıment 
ſo ausgeftellt, daß der Beſitz des Scheines ſelbſt ven Beweis einer rechtlich gejchehenen, 
ja vom Schuldner ſelbſt im Voraus anerkannten Ceſſion bilde. Mithin fei das 
Document felbit gleihfam der Gläubiger und ter jedesmalige Beſitzer deſſelben 
übe die Rechte des Gläubigers für tie Zeit feines Beſitzes aus.“ Cine Folgerunz 
aus dieſer Perfenificationstheorie, die Schweppe ſelbſt ausbrüdlidy macht, ift, daß ter 
Untergang bed Documentes die Forderung aufbeben würde. Diefe Conſequenz allen 
würde aber Die ganze Theorie unbraudbar machen. Tiefe Perjonification einer Zahe 





3 Vgl. Savigny, Obligationenredt, II 
(Berlin 1853), 116; Unger, Die vechtlihe Na— 
tur der Snbaberpapiere (Yeipzig 1857), ©. 6 
fg.; vorzüglich Kuntze, Die Lehre von ben 
Inhaberpapieren (Leipzig 1857), ©. 408—441. 
Poſchinger, Die Befugniß zur Ausſtellung von 
Inhaberpapieren (Münden 1870), ©. 82 fa. 
In biefer weiteren Bedeutung liegt Zmangs- 
curs, alfo ſchon im Begriffe des Geldes und 
Daher auch des Papiergeldes (vgl. über bie 
engere Bedeutung des Wortes Zwangscurs bie 
Bemert. $8. 9835— 192). 


10 Mühlenbruch, Die Lebre von der Ceinoa 
Der Forderungsrechte, 3. Aufl. i @reifamar 
1836), ©. 458— 461. 

*v Unger, Anbaberpapiere, S. 16. Hal. 
auch Kuntze, Inhaberpapiere, S. 193, 144. 

21 Bgl. Yinde, in ber Ziſchr. für Cirilrcht 
und Proceß, II (1829), 18, 19. 

22 Schweppe, Tas rom. Privatrecht in feiner 
Anwendung auf beutiche Gerichte il. Ant. 
Altona 1814; 4. Aufl, Göttingen 182834: 
5 Bde., Die Drei lebten berausgegeben von 
Maver), III, 8. 371P. 
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ft übrigens auch ſchon an fich bevenflih und willkürlich 2%. Gie bat gleichwol in 
ıenerer Zeit einen berebten Vertheidiger gefunden in Bekker 2%, während Schweppe feine 
Anficht nur wenig begründet. Auch nach Bekker ift „das Papier Rechtsfubject, injofern 
ils das Dafein der Forderung lediglich an das Papier und an feinen etwaigen anveren 
— daneben angenüpft iſt; ausgeübt aber wird dieſe Forderung des Papieres 
durch Bertreter, die durch ihr Berhältni zum Papier beftimmt werben, die wol Herren 
* Papieres, aber nicht Gläubiger der an das Papier geknüpften Forderungen werben 
nen” *9. 

4) Nahe verwandt damit ift die fog. Incorporirungstheorie, nad welcher 
die Forderung in dem Papiere verförpert, dem Papiere einverleibt if. Sie findet fi 
ſchon bei Gönner 26. Derfelbe äußert fih dahin: „Eine Schulpforderung, bei welcher 
bie hierüber außgeftellte Urkunde ben Namen des Gläubigerd ausprüdt, hat einen be— 
fimmten Cigenthümer, und die Schulpurfunde erſcheint nur als ein Acceſſorium bes 
em Gläubiger zuftehenden Forderungsrechts; wenn er nun infolge dieſes Rechts die 
ſierüber vorhandene Urkunde von beren brittem Beſitzer verlangt, fo ift nicht das Recht 
er Forderung felbft, ſondern blos die Urkunde als deſſen Zugehörung und als rein 
Srperliche Sache der Gegenftand der lage; er kann alfo darüber fowol die actio ad 
xhibendum als die rei vindicatio gegen jeden britten Befiger der Urkunde anftellen. 
Benn hingegen eine an jeden Inhaber lautende Schuldurkunde vindicirt werben fol, 
D ift das Recht der Forderung felbft der Gegenftand ber Klage, und bie 
Irfıınde erfcheint dabei nicht als ein Accefforium, nicht als etwas von dem For- 
erungsrehte felbft körperlich Berfchiedenes, fondern fie fließt mit 
tiefem Rechte in Eines zufammen Dort fteht das Recht, infolge deſſen vie 
lrkunde als deſſen Accefforium vindicirt wird, unftreitig feft, hier ift das Recht felbft 
n Streite und die Urkunde nicht als deſſen Acceſſorium, fondern als das 
techt felbft zu betrachten, weil ber Inhaber berfelben, durch bie Urkunde als 
5läubiger bezeichnet wird und das Inhaben ber Urkunde das einzige Merkmal ift, an 
em man ben Cigenthümer der Forderung erkennen kann, nad) dem man alfo bei dem 
zerkehr fih zu richten hat“ 27. 

Folgerungen aus biefer Theorie find, daß mit dem Zugrundegehen der Urkunde 
othwendig auch die Forderung untergehen müßte, daß verjenige, welder aus dem Be- 
ige der Urkunde kommt, auch tie Forderung verlieren würde und daß der Depofitar, 
a ber bloße Bote, forderungsberechtigt wäre. 

Auch nah Savigny 2° ift das Forderungsrecht in dem Inhaberpapiere ver- 
örpert??. Derſelbe ift jedoch weit entfernt, aus dieſem Principe alle fi daraus 
rgebenven Bolgerungen zu ziehen. Savigny 3° nimmt vermittelnd zwifchen denen, 
velche das Eigenthum, und denjenigen, weldye ven thatſächlichen Beſitz (die Deten- 
ion) ohne irgendwelche Rüdfiht auf die rechtlichen Eigenſchaften dieſes Beſitzes für 
a8 Forderungsrecht als entjheidend halten, an, „als wahrer Gläubiger jei allerdings 
er Eigenthümer des Papieres zu betrachten, allein mit tem thatſächlichen Be— 
ig ſei ftets die Vermuthbung des Eigenthumes verbunden.” Dieſe Ber: 
nuthung habe eine doppelte Bedeutung: für den Inhaber, daß er Bid zum Beweife 
ines befleren Rechts durch einen Anderen alle Rechte des Eigenthümers ausüben künne, 
mb für den Schuldner, daß er das unbedingte Recht habe, jedem thatſächlichen Befiter 
u zahlen *. 

Die Mebertragung des Forderungsrechts gefhieht nad) Savigny in ber Weile, 





33 Bol. auch Kunke, Die Lehre von ben Ju⸗ 26 Gönner, Bon Staatsichulden, deren Til- 
aberpapieren, ©. 195. gungsanftalten und vom Handel mit Staate- 
26 Belfer, in feinen und Muther's Iahrb. | papieren, I. Abtb. (Münden 1826), S. 182 fg. 
e8 gem. beutfchen Rechts, I (1857), 266325 27 Sönner, a. a. O., ©. 234. 
ab 361—4%6. 28 Savigny, Obligationenredht, II (Berlin 
25 Belfer, Jahrbücher des gem. beutidhen | 1853), 88. 62—71. 
techts, I, 297, 298. gl. auch ©. 305, 306, 23 Bol. Savigny, Obligationenredt, II, 99 
92, 400. Auch nimmt Belter an, daß bie | und $. 66, Anm. a. 
;orberung mit bem Papiere untergehe (©. 30 Savigny, Obligationenrecht, II, 8. 66. 
15 fg.). 2ꝛ Savigny, Obligationenrecht, II, 135 fg. 
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wie das Eigenthum übertragen wird, durch Uebergabe ber Urkunde 22, denn das Jos 
derungsrecht ift ihm je an das Papier gefnüpft. 

Nach dem von Savigny aufgeftellten Principe, daß das Forderungsrecht in bem 
Papier verkörpert fei, follte man auch glauben, daß ihm die Amortifation des Inhaber 
papieres fremd fei und daß ihm Berluft oder Vernichtung des Papieres gleichbeventab 
mit Untergang des Forderungsrechts ſei. Allein wider Erwarten geht hier Savign 
ganz von feinem Grundſatze, daß bie Forderung in bem Papiere liege, ab, und ba 
Papier ift ihm auf einmal nur bloße Beweisurfunde: „Wenn der Eigenthümer 
eines auf den Inhaber Iautenden Papiere den Befig dadurch einbüßt, daß es ihm ent. 
wenbet wird, daß er es verliert oder daß e8 durch Feuer oder Schiffbruch zerftört wird, 
fo ift er babei in einer anderen Lage, als ver Eigenthümer von Papiergeld, ber einen 
ähnlichen Unglüdsfall erleidet. Das Geld trägt feinen Werth in ſich, wie jeder andere 
Segenftand des Eigenthumes, und wenn Papiergeld im Meere untergeht, fo ift ber 
Berluft ebenfo unerfeglich, wie bei dem Untergang von Metallgeld. Nicht fo bei ben 
Papieren auf den Inhaber, die gar feinen Werth für fih haben, fondern bloße 
Deweisurkfunden über Obligationen find, von deren Dafein die Fortdauer ber 
Dbligation felbft ganz unabhängig ift“ 3. Es gewährt daher auch die Anfiht 
biefes großen Rechtslehrers Feine Befriedigung 3%. 

Der Gedanke, daß die Forderung dem Papiere einverleibt fer, findet ſich aud bei 
Bluntſchli 3 und Beſeler 3%. Weide halten die Amortifation des Papiered mur aus 
Billigfeitsgründen zuläffig. 

Zu den Anhängern der Verförperungsmarime ift auch Gerber 37 zu rechnen, nm 
ift ihm die Urkunde nicht Verkörperung des Forderungsrechts, fondern des obligate 
rifhen Willens des Schuldners 3%, Nach Gerber ift e8 nicht nöthig, daß der Inhaber 
bes Papieres Eigenthümer oder auch nur veplicher Beſitzer ſei, ſondern der bloße Ja 
haber ift Gläubiger und ber Untergang oder Berluft des Papiere hebt nad) feiner 
Anficht die Forderung auf 20. 

5) Renaud *0, mit welchem in der Hauptfahe auch Walter ?! übereinftimmt, 
nimmt au, daß bei den Inhaberpapieren eine Singularfucceffion in das Herde 
ungerecht ftattfinde. „Die Eigenthümlichkeit ver Obligation au porteur, welche durch 
bie Faffng ber Urkunde vermittelt wird, iſt die, daß die Forderung keine an die Perſon 
des urfprünglichen Gläubiger unzertrennlidh gefnüpfte, ſondern eine veräußerliche fen 
fol, und daß ferner die Singularfucceffion in das Forterungsredt turd 
die bloße Uebergabe, und nur durd die Uebergabe des Papieres fol be 
werfftelligt werben fünnen 22. Dabei verwahrt ſich Renaud, daß der Inhaber dei 
Papieres als Ceffionar zur betrachten fei #3, woraus dann die Folgerung gezogen wirt, 
daß alle aus dem Weſen der Geffion fid) ergebenven over derfelben eigenthümlichen Bee 
ſtimmungen auf die Inhaberpapiere feine Anwendung finden. Namentlich ſei ber neue 
Inhaber nicht verpflichtet, fid) Einreden aus der Perſon feiner Borgänger gefallen zu 
lajien ?. Mit Savigny ſtimmt Renaud ausdrücklich darin überein, daß nicht der 





22 Savigny, Obligationenvecht, II, 137. 

33 Savigny, Obligationenredt, II, 179. 

s4 Bol. gegen Savigny auch Unger, Die 
rechtliche Natur der Inhaberpapiere, ©. 50 fg., 
110 fg.; Kunte, Die Lehre von den Inhaber: 
papieren, insbe). ©. 195 fa. auch Renaud, 
„Beitrag zur Theorie der Obligation auf den 
Inhaber” in der Ztſchr. für deutſches Recht, 
XIV (1853), 329, 339, 340. Saft wörtlic 
nit Savigny ſtimmt überein Weber (A.), in 
Elvers’ Archiv fir praktiſche Rechtswiſſenſchaft, 
Ill (1855) 187 fg. 

35 Bluntichli, Deutſches Privatrecht, 2. Aufl. 
(München 1860), 85. 116 fg. 

36 Beſeler, Syſtem des gem. deutſchen Pri- 
vatrechts (Berlin 1847—55), III (1855), 8. 225. 

37 Gerber, Spftem des deutſchen Privat: 
rechts, 7. Aufl. (Iena 1860), 8. 160. 


38 Gerber, a. a. D., 8. 160, ©. 3%. 

39 Vgl. gegen Gerber Unger, Die rechllich 
Natur ber Inhaberpapiere, ©. 60 fg.; Kundße, 
Die Yehre von den Inhaberpapieren, S. 1 N. 

0 Renaud, „Beitrag zur Theorie der DM: 
gation anf den Inhaber“ in ber Ziſchr. fk 
deutſches Hecht, XIV (1853), 315—366. . - 

ı Malter, Syſtem bes gem. deutſchen Fr 
vatrechts (Bonn 1855), 88. 257, 258. 

12 Renaud, a. a. O., ©. 3W, 31. 

13 Bol. Renaud, ©. 320. „Der mit 
mäßige Inhaber des Papieres iſt als ln 
biger, reſp. ala Singularfucceffor des urfpräng 
lien Creditors und nit als Keffienar 38 
betrachten.‘ 

44 rRenaud, in ber Ztſchr. für deutiäet 
Recht, XIV, 344, 
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Inhaber als folder, fondern nur der Eigenthümer des Bapieres forberungsberechtigt 
fü und daß mit der bloßen Detention die Bermuthbung des Eigen— 
thames verbunden, daher jeber Inhaber als folder zur Einkaffirung der Yorberung 
legitimirt fei *°, 

Auch duch die Annahme einer Singularfucceffion werben die Eigenthümfichkeiten 
ker Inhaberpapiere nicht erflärt. Das Hauptbevenfen gegen biefe Theorie liegt darin, 
daß der Unterfchied, den Renaud zwiſchen Singularfucceffion und Ceſſion ftatuirt und 
der darin gelegen fein fol, daß dem Singularfuccefior die Einwendungen aus ber 
Berfon feiner Bormänner nicht entgegenftehen, nicht begründet if. Es liegt vielmehr 
m Weſen der Singularfucceffion, daß Jemand in das Rechtsverhältniß feines Auctors 
eintritt und nur ein Perſonenwechſel ftattfindet *°. 

6) Eine befondere Erwähnung verdient aud die Anfiht Thöl's 47. Derfelbe fpricht 
fh mit Entfchievenheit im Gegenſatze zur DVerlörperungsmarime dahin aus, daß bie 
Forderung unabhängig von Papiere beftehe und biefes blos Beweisurkunde fei *®s, 
Die Hauptrihtung feiner Theorie geht, wie Kuntze ?% dieſelbe Yennzeichnet, dahin, die 
Bedeutung der Urkunde foviel möglich auf das proceffualifhe Gebiet zu verlegen. 

In dem Befiße der Urkunde liegt nah Thöl eine doppelte Legiti— 
nation: 1) zur Öeltenpmadhung der Forderung gegenüber vem Schuldner; 
3) zur Uebertragung der Forderung an Andere Darin liege bie Eigenthüm⸗ 
ichkeit der Papiere auf den Inhaber 9°. 

„Der Beſitz fer genügend zur Nahmeifung der 2egitimation, mithin bes 
Hläubigers, wie des Mandatars des Gläubigers 91 .... Der Befit begründe bie 
Bermuthung der Legitimation 9%. Diefe Vermuthung müſſe fi) nothwendig auf 
‚Me möglichen Legitimationsgründe erftreden, denn für eine Beſchränkung berfelben auf 
inzelne beftimmte fehle e8 an allem Grunde ®?. Diefe meitreihende VBermuthung 
ei es, melde durch einen Gegenbeweis gebrodhen werden müſſe, wenn dem Befiger 
ie Legitimation beftritten werben fol. Diefer Beweis fei nicht anders zu führen, als 
zurch die Nachweifung, wie der Befiter zum Beſitz gelangt fei und daß er den Befik 
nf eine Art erlangt habe, welche ihn nicht legitimirt“ 9%, 

Weiter glaubt Thöl, „weil der Inhaber lediglich in feiner Eigenſchaft als Be: 
fiber bes Papieres die Forderung geltend mache, fo falle nothwendig jede Einrebe meg, 
welche ein beftimmtes Legitimationsverhältniß vorausſetze. ine ſolche Einrede könne 
gar nicht mit Erfolg vorgefhütt werben, weil der Inhaber weder verpflichtet fei, ein 
beftimmtes Legitimationsverhältniß anzugeben, noch, wenn ein folche8 gegen ihn behauptet 
wird, fi) auf diefe Behauptung einzulaffen 55. Dagegen ift jebody zu erinnern, daß 
eine Klage, aus welcher nicht zu entnehmen ift, ob der Kläger im eigenen Namen ober 
als Mandatar irgenveines beliebigen ganz unbeftimmten Dritten das eingeflagte Recht 
in Anſpruch nimmt, an fi unzuläffig wäre 5°. ine weitere verwerflihe Confequenz 
aus diefer Auffaflung der Inhaberpapiere wäre, daß der Schuldner um die Einrede ber 
Sompenfation gegen den Beſitzer des Inhaberpapieres füme. Denn der Schuldner ſoll 
ja ganz tarüber in Ungewißheit bleiben, wer fein eigentliher Gläubiger fei. 

7) Nach Unger ift das „Princip, auf welchem der Verkehr mit Ordre- und In- 
baberpapieren beruht, die Novation und zwar die fog. novatio qualificata mit Wechfel 
der Perſon des Gläubiger, die Delegation. Zur Delegation ift vor allem Einwilligung 
des Schuldners erforderiih. Damit die Forderung wirflid übertragen werde, bamit 
das obligatorifhe Verhältniß zwifchen dem neuen Gläubiger und dem Schuloner zu 


15 Vgl. Renaud, in ber Ztichr. für deutſches 49 Rune, Die Lehre von den Inhaber» 
Recht, XIV, 339, 340. dapieren, ©. 168. 

16 Bol. Unger, Die rechtlihe Natur ver 50 Thöl, Handelsrecht, 8. 54P, S. 224, 225. 
Inhaberpapiere, $. 5, insbeſ. S. 41 jg., und sı Thöl, Handelsredt, S. 226. 
über Die Renaud'ſche Auffaffung der Singulare 52 Thöl, Handelsrecht, ©. 226. 
fuccejfion Unger, a. a. O., ©. 41, Anm. 5. 53 Thöl, Handelsrecht, S. 237. 

47 Bol. Thöl, Das Handelsrecht in Verbin— sı Thöl, Handelsrecht, 8. 54°, 5. 238. 
dung mit dem Allgemeinen Deutjchen Handels» 5 Thöl, Handelsrecht, 8. 541,&. 226%. 
gefeßbuch dargeftellt, 3. Aufl. (Göttingen 1854), 96 Bal. auch Unger, Die recdhtlihe Natur 
88. 54—56. ber Anhaberpapiere, S. 33 fg. 

+8 Thöl, Handelsredt, $. 54", S. 224. 
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Stande komme, muß ferner zwifchen dieſen beiden Perjonen der uovirende Bertrag ge 
fhloffen werden. Solange diefer Vertrag nicht gefchloffen ift, eriftirt die ‘Delegation 
als Novation nody nit: es ift blos der alljeitige Wille vorhanden, daß fie zu Stande 
Yomme. Zur Realifirung diefer Abficht ift erforderlich, daß der Schuldner dem neuen 
Gläubiger dasjenige verfprehe, was den Inhalt der zu novirenden Obligation bilvet; 
mit anderen Worten, zur Delegation ift nicht blos die Einwilligung, fondern die Mit- 
wirfung des Schulpners erforderlich” 97, 

Soll jedoch „pie Abſicht der ‘Parteien, fol dasjenige, was fie mit der Ausftellung 
von Ordre- oder Inhaberpapieren bezweden, vollftändig erreicht werben, fo muß ee 
fernere jedesmalige Mitwirkung des Schuldners überflüjfig werben, die Webertragung 
ber Forderung von einem Gläubiger auf den anderen muß dur bie Thätigleit biefer 
beiden Parteien allein zu Stande gebracht werben.” Dabei entfteht jedoch Die Schwierig- 
feit, daß zur Delegation Mitwirkung des Schuldners erforderlich if. Das Miittel zu 
diefer freien Behandlung bietet Unger, die Stellvertretung. „Den Grunbfägen ber 
Stellvertretung zufolge ift e8 nicht nothwendig, daß der in die Delegation einmilligende 
Schuldner den novirenden Bertrag felbft abſchließe; er kann dies durch einen tell 
vertreter thun: biefer Stellvertreter ift ber jevesmalige Delegant. In der Ausftellung 
eines Ordre- und Inhaberpapieres Tiegt fomit ein dreifaches: ein abſtractes Veiftunge: 
verfprehen an den Nehmer des Papieres; das ſich fortpflanzende Verfprechen, ben vom 
jeweiligen Gläubiger bezeichneten Delegatar zu promittiven; endlich die Ertheilung einer 
ſich fortpflanzenden Vollmacht, im Namen des Schuldners mit dem Dritten den nevi- 
renden Vertrag abzufchliegen. In der Uebertragung eines Ordre⸗ oder Inhaberpapieres 
auf einen Dritten liegt ein boppeltes: die Erklärung der Einwilligung des Deleganten 
in die Delegation und zugleich der Abjchluß des die Delegation perficirenden novirenden 
Bertrage8 durch den Deleganten im Namen bes Delegaten‘‘ 58, 

Gegen Unger bat fih ſchon Kuntze in feinen wenige Monate nad) Unger’s U: 
handlung erfchienenen umfangreichen Werfe über die Inhaberpapier ausgeſprochen ®. 
Abgefehen von der Complicirtheit dieſer Theorie ıft fie auch nidyt ausreichend, daraus 
zu erflären, wie aud dem blos gutglaubigen Befiger des Inhaberpapieres ein worte: 
rungsrecht zuftehen ſoll, welcher das Papier von Jemandem erworben hat, der gar nidt 
Eigenthüner war, ber daſſelbe alſo auch gar nicht gültig weiter übertragen fonnte. 
Hier ſieht fid) Unger genöthigt, die Aunahme zu Hülfe zu nehmen, daß der Inhaber 
bes Papieres im Proceß durch die bloße Innehabung als jelbftändiger Gläubiger legitimirt 
werde 6%. Über aud nad) Liefer Annahme müßte e8 doch dem Schuldner gejtattet 
werden, dieſe Präfumtion durch einen Gegenbeweis zu entkräften, nachzuweiſen, daß 
in der erforderlichen Kette von Mebertragungen, durch weldhe Lie Forderung von einem 
Gläubiger anf ten anderen hätte übergehen müſſen, eine Unterbrechung ftattgefunden 
habe, und ſich durch dieſen Nachweis von der Zahlungsverbindlichkeit zu befreien O1. 


— — — — — — — — — — 


57 Unger, Die rechtliche Natur der Inhaber— 


baber an und für fih ebenfo gut fei, 
papiere, Z. 111, 112. 


wie jeder andere” . „feiner unter- 


53 Unger, Die rechtliche Natur der Inhaber: 
papiere, 114, 115. 

59 Vgl. Kuntze, Die Lehre von den Inhaber— 
papieren, S. 252, 254. 

so Vgl. Unger, Die rechtliche Natur ber 
Inhaberpapiere, S. 122, 125, 128, 133, 141 :c. 

el Rainer, im Civ. Archiv, XLII (1859), 
S. 227, 228, glaubt gegen Die Anſicht Unger's 
auch einwenden zu müſſen, Dal; bei Der Ueber: 
tragung eines Subaberpapieres Die zu enter 
Novation erferberlichen Borausjeßungen feblen. 
Die Wevation ſetze voraus, Daß eine frühere 
Obligation Durch eine neue aufgehoben werde. 
„Aber weder in Bezug auf Die Perſönlich— 
keit der Gontrahenten, noch in Bezug anf Die 
materielle Subſtanz der Obligation trete 
mit Dem Mechfel der Perſonen eine Verände— 
rung ein.“ „.... Es ſei charakteriſtiſch für 
Die Natur Der Inhaberpapiere, daß ein In 


ſcheide ſich auls bloßer Inhaber ven 
tem anderen”, und der Inhalt der Tkle 
gatien erleide weder in Bezug auf Die Haupt— 
ſache noch im Bezug auf etwaige Acceſſionen 
eine Veränderung. — Es muß zunächſt auf 
fallen, daß Platuer die Möglichkeit einer Neva⸗ 
tion auch aus dem runde in Abrede zu ftellen 
Scheint, „weil im Bezug auf Die Perfönlichkeit 
der Gontrabenten” feine Aenderung eintrete, 
woran er jedob Taum gedacht baden dürifte, 
indem es ganz unbeftritten ift, Daß zur Nova 
tion ein Perſonenwechſel nicht erforderlich ii. 
Was aber dieſe Behauptung ſeibſt anbelenat, 
daß eine Beränderung ın der Perſönlidkeit 
nicht einitrete, jo wird bier zwiſchen Verände— 
rumg in der „Perſoun“ und „Perjẽnlichkeir“ 
unterjchieden. Taf ein Wechfel in der Verſon 
ftattfinde, wird nicht geleugnet, une dieſer 
Perſonenwechſel iſt fl Die Delegation vell- 


— — 
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8) Am einfachften und entfprechenpften unter allen bisher aufgeftellten Theorien 62 
iſt die Kuntze's. Nah Kuntze ift die Ausftellung eines Inhaberpapieres, gleichwie das 
Zeftament und die Auslobung, auf den einfeitigen Recht swillen des Ausſtellers 
zurüctzuführen. Die Creation des Inhaberpapieres ift ein einfeitiger Rechtsact, aber 
Borausſetzung feiner Wirffamfeit ift bie Beſitzerwerbung Nehmung des Papieres durch 
einen Anderen, welcher ben animas (sibi) possidendi hat °°. Dadurch, daß dad Papier in 
Circulation kommt, tritt der Ansftellungswille bes Erentors im Allgemeinen in Erfüllung. 
Auf welchem Wege das Bapier in Umlauf gelangt, ift vermöge der Anlage des In—⸗ 
—— und des civiliſtiſchen Weſens jenes einſeitigen Rechtsactes gleichgültig und 

es iſt daher unweſentlich, daß dies durch einen neuen zweiten Rechtsact, durch Tra⸗ 
dition, Einhändigung, Abgabe, beabſichtigte Emiſſion geſchehe %* 

„Die Entftehung des Inhaberpapieres geht in und mit der Ecriptur vor fid, 
bie Obligation wird mittel des Papieres folenn gezeugt und geboren, und ber (ein« 
feitige) Begründungsact hat den civiliftiihen Charakter eines Tormalactes. An dem 
begründeten Inhaberpapiere aber nehmen wir eine ins Unbeftimmte hinauswirkende Trag⸗ 
weite der propagatorifchen Obligationserzeugung wahr. Dieſe obligatorifhe Propagation 
am bat den civiliftifhen Charakter novatorifcher Obligationsabwandlungen, welche 
fih fchlechthin und unmittelbar (fraft de8 vom Recht mit diefer Wirkſamkeit ausge- 
Ratteten Creationswillens) durch den Berfehrsumlauf vollziehen, indem das Wandern bes 
Bapteres von Hand zu Hand Obligationen erlöfhen und erftehen macht, welde in 
fecceffiver Ordnung dur das Lebensband der novatorifhen Kontinuität verbunden find. 
Mit dem Papiere, welches in allem Beſitzwechſel iventifch bleibt, wandert das obliga- 
torifhe Nomen, welches gleichfalls durch allen Wechſel ber Obfigationsfubftanzen das 
Urfprüngliche ift, wie e8 aus dem Qreationswillen hervorging. Solange das Papier 
miftirt, beitimmt ſich der Gang des Nomen durch bafjelbe; weil aber ver Beſitz des 
Bapieres nicht ſchon durch Einbuße des Gewahrſams (der Detention), fondern nur 
durch bloßen DBefißerwerb verloren geht, fo verbleibt auch die Obligation dem legten 
Beſitzerwerber, bis ein neuer Befigerwerb erfolgt, welcher nuvationis jure den bisherigen 
Gläubiger befeitigt. Vernichtung des Papieres bewirkt an fidh weiter nichts, als 
Berfezung der ihn verbunden gewefenen Obligation aus diefem Verband in den Nor: 
malzuftand ordinärer Obligationen, über welde nur durd gewöhnlichen Ceſſions⸗, Dele⸗ 
gations⸗ oder Erpromiffionsvertrag verfügt werben kann 6°.“ 


lommen ausreihend. Daß ein Inhaber an 


©. 3 N .; Windſcheid, Pandekten, II, 8. 353, 
fih ebenſo gut wie der andere fei und fih als | ©. 


bloßer Inhaber von dem anderen nicht unter- 
fheide (welch letztere Behauptung in dieſer 
Allgemeinheit nicht einmal richtig iſt), könnte 
aber ſicherlich keinen Grund dafür abgeben, 
deshalb zwiſchen Perſon und Perſönlichkeit in 


dem Sinne Platner's zu unterſcheiden und auf. 


Grund diefer Unterjheidung zu beftreiten, baß 
bie Borausfeungen der Delegation vor: 
handen find. 

Daß in Bezug auf bie materielle Subftanz 
feine Aenderung eintrete, muß zugegeben wer— 
den. Eine foldye Aenderung in der materiellen 
Subftanz iſt indeſſen zum Weſen der Novation 
begrifflich gar nicht erforderlich. Es ſchadet 
auch nicht, wenn die novirte Obligation mit 
ver früheren ganz identifch ift, nur wäre eine 
jolhe Novation, wenn nicht menigftens Die 
Accefforien gelöft werden follen, unter den- 
'efben Berjonen unerheblich; bei der Ueber— 
ragung des Bapieres tritt aber cben eine dritte 
Berfon binzu. — gl. Fund in Rudorif's 
Btıfchr. Für Rechtsgeſchichte, I (1861), 116 jg.; 
Arnbts, Banbetten, 5. Aufl., $. 268, Anm. 5; 
Runge, Die Obligarion und” bie Singular: 
uccejfion (Leipzig 1856), ©. 242 fg.; Röner, 
Die bedingte Novation (Tübingen 1863), 


2 + würde zu weit führen, alle biefe 
Theorien bier aufnehmen zu wollen, und es 
werben Daher von den neueren abfichtlich die 
Ihering's in feinem und Gerber's Jahrbuch 
fü: die Dogmatik des heutigen ron. und beut« 
hen Rechts, I (1856), 49, FO; Hoffmann's 
(E.), im Archiv für Leuiſches Wechſelrecht, V 
(1856), 256 fg.; ſowie bie ganz ungenügende 
von Binding, in der Goldſchmidt'ſchen Ztfchr. 
fiir Dandelsredht, X (1866), 400— 426, insbef. 
©. 412 fg., welcher das Wefen ber Anbaber- 
papiere auf einen nadten zwijchen dem Aus⸗ 
fteller und Inhaber gefchloffenen Vertrag zurüd- 
führen zu können glaubt, und Anderer über» 
gungen. 

3 Kunde, Die Lchre von ben Inhaber- 
papieren, S. 375. 

* Kunge, Die Lehre von ben Inhaber: 
papieren, ©. 375, 376. 

65 Kuntze, Die Lehre von ben Inhaber— 
papieren, S. 377. Auch dieſe Theorie Kunges 
bat indeffen ihre Gegner gefunden. So hat 
fi gegen ihn erflärt Blatner im Civ. Archiv, 
LXII (1859), 229 und 230 und zwar fo ziem⸗ 
lich aus denſelben Gründen mie gegen Unger. 
Vgl. Dagegen oben Aum. 55, und Gröning, 
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B) Einzelne Rehtsverhältniffe in Bezug auf die Inhaberpapiere. 


1) Ausftellungsbefugniß. Nach gem. Recht ift wol nicht daran zu zweifeln, 
daß zur Ausſtellung eines Inhaberpapieres eine ſtaatliche Autorifation nicht erforderlich 
ft. Die Ausſtellungsbefugniß beruht auf einem, von ben Principien bes in Deutid- 
land vecepirten röm. Rechts und der älteren Civilgefeßgebungen abweichenden 
beutfhen Gewohnheitsrechte °%. Particulargefege neuerer Zeit jprechen für ben 
weitaus größeren Theil Deutſchlands die Ungültigkeit der ohne ſtaatliche Genehmigung 
audgegebenen Inhaberpapiere aus 67, während in ben fortgefchrittenften außerdeutſchen 
Staaten die Befugniß zur Ausſtellung von Inhaberpapieren nahezu ganz uneinge . 
ſchränkt iſt °®. 

In Oefterreich wurde buch Allerh. E. vom 19. Juni 1847 (J. ©. S., Nr. 1105) 
verordnet, daß Partielobligationen von Brivatanleihen immer auf beftimmte 
Namen [auten und die Ausfertigung berfelben auf den Ueberbringer fortan unterfagt 
bleibe. 

Ferner enthält $. 12, lit. b des Bat. vom 26. Nov. 1852 (MR. ©. Bl., Nr. 253) 
bie Beſtimmung, daß die von Wctienvereinen Hinauszugebenden Interimsfdeine 
und Actienurkunden nicht auf den Ueberbringer lauten bürfen, fondern immer auf 
beftimmte Nanıen geftellt werben müſſen. Diefe Beftimmung wurde durch $. 32 ve 
Einf. ©. zum H. ©. in Anfehung der Commanditgeſellſchaften auf Actien und ber 
Actiengefellfchaften, bei denen der Gegenftand der Unternehmung in Handelsgejchäften 
befteht, außer Kraft geſetzt. Nah Art. 173 9. ©. find aber die von Commankit- 
gefelfchaften auf Actien ausgegebenen Actien oder Actienantheile, welche auf den Im 
haber Tauten, nichtig. Bei anderen Handelsgeſellſchaften auf Actien können zwar bie 
Actien oder Actienantheile auf Inhaber Inuten (Art. 207 9 ©.), worüber aber ber 
Gefellfchaftsvertrag die nöthigen Beftimmungen zu enthalten hat (Art. 209, Abfak 5), 
welcher Geſellſchaftsvertrag jelbft erft wieder ber ftaatlihen Genehmigung (Art. 208 
209 9. ©.) unterliegt. Leber die geleifteten Partialzahlungen dürfen feine Promeflen 
oder Interimsſcheine, welche auf den Inhaber lauten, ausgegeben werben (Art. 222, 
Abſatz 1 9. ©.). 

Die Ausftellung von Inhaberpapieren ift aljo nad öfterr. Recht nur in gewillen 
geſetzlich beſtimmten Fallen an die ftaatlihe Genehmigung gebunden, in anderen Fällen 
ganz unterfagt, in ten gefeglich nicht erwähnten Fällen dagegen Jedermann geftattet 
und es find daher insbefondere jog. Bond vollfonmen gültig und Flagbar 6. 
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im Civ. Archiv, XLV (1861), 365, welch 
letzterer jedoch in die Kuntze'ſche Theorie nur 
ſehr wenig eingedrungen ſein kann, indem 
er ihn zu den Anhängern der Verkörperungs— 
narime zählt. 

6° Vgl. insbef. Poſchinger, Die Lebre von 
Der Befugniß zur Ausſtellung von Inhaber: 
Papieren (Miinchen 1870), bei. S. 44, 45,60 fg.; 
Unger, Inhaberpapiere, S. 173, Ann. >: liegen nicht dieſer Beſchränkung. Bol. dazu 
unge, S. 535. Poſchinger, <. 218 fa. 


amerifa (Poſchinger, S. 235). Beachtenswerth 
| 
7 So für Prenßen (vgl. Poſchinger, S. 6° Bgl. auch Unger, Die rechtliche Katar 


ift auch Die Beſtimmung bes züricher Belek 
buches, wonach Die Hinausgabe einer größeren 
Anzabl von Geldſchuldſcheinen der Genehmi> 
gung Der Regierung bedarf, und bie einzelnen 
Stücke in der Regel nicht unter WU Fre 
lauten follen. Nur Feiche Juhaberpapiere, welde 
nur in einzelnen Geſchäften vorfemmen, unter 


125 fg., 139 fg.) und Die Deimfelben im Jahre | Der Inbaberpaptere, S. 174, 175. Anderer 
1366 Sinverfeibken Gebietstheile Poſchinger. Auficht i iſt Stubeurauch, II, 5, 514. — Die Nail. 
2. 23) fg); Sachſen (Poſchinger, S. 1589; | Ba. vom 19. Juni 1817 wird unter Anderem 
Laden und Würtemberg (Poſchinger, 9.163 fg.). | aud Damit motivirt, daß dadurch „Diele Partial⸗ 
In Delle, Braunſchweig und den übrigen | Geſchäfte mit ven Beftimmungen des 
deutſchen Staaten exiſtirt ein ſolches Verbot | $. 1001 A. b. G. .... in Einklang" 
nicht (Poſchinger, S S. 2W7, 210, 211. Aud | gebracht werden ioflen. Poſchinger S. 130) i 
für Bayern dürfte ein ſolches Berbet nicht an» | der Anficht, in Diefer Motivirung liege eine 
zunehmen fein, wiewel Dies wicht ganz unbe- !egalinterpretätien bes & 1001 A. b. 3 
ftritten. iſt. gl. Peſchinger, 2. 14). dahin, Daß auch Die ſchou vor dem Erſcheinen 
68 So in Frankreich (Poſchinger, S. 226 f39.), dieſer Kaiſ. Vdg. ausgeſtellten, aus Dur 
England, wo nur die auf eine —— leihen ber rührenden Inhaberiguld: 
unter 20 edilling lautenden Inbaberpapiere briefe nugültig ſeien. Dies mit Unrcht. 


— 


ungiltig sind »Poſchinger, 2. 239, Werd: Denn Durch dieſes Geſetz wird die Ausitellung 


Hauptſtuck II. Bon Umänderung der Rechte und Berbinbliäkeiten. 5. 1399. 657 
2) Haftungsverbinplichleit des Verkäufers. Der Berläufer haftet für vie 
Richtigkeit der Forderung, d. h. dafür, daß das Papier echt und nicht von einer hand⸗ 
igen Berfon ausgeftellt, nicht amortifirt zc. ift; denn berjenige, welcher ein 
ier lauft, thut diefes in der Vorausfegung, eine gültige, noch zu Recht be 
lchende Forderung und nicht blos ein Stüd Papier zu erwerben. Der Berläufer hat 
aber nicht blos für die Eviction des Papieres, fonbern fir. den aufrechten Beſtand 
ex erlauften Forderung einzuftehen 7%. Dagegen haftet er nicht für bie Einbring⸗ 
ichleit (Bonität) der Forderung. Eine folde Haftung wäre ganz wider die Abficht 
er Parteien. Der Ausfteller eines Inhaberpapieres tritt, wie Kuntze fehr treffend be= 
serkt, mit der Ausftellung in die Deffentlichleit. Im der Regel ift feine Perſönlichkeit 
Hgemein bekannt und fein Erebit in ber Gelchäftswelt firixt; nah dem Maße biefes 
drebits geftaltet ſich auch der (eine ideale Ausgleichung des Riſico bewirkende) Curs 
“8 Bapieres, und jeder Nehmer beffelben verläßt ſich auf den Creator, nicht auf ben 
Begeber, die Unficherheit der Forderung „nimmt er mit in den auf“. 7: 

3) Binpdicabilität des Inhaberpapieres. Nach gem. Rechte find die Mei- 
mngen darüber getheilt, ob vie Vindication des Inhaberpapieres principiell zuläfftg 
ber principiell umzuläffig, oder ob die Vindication aus äußeren Zwedmäßigkeitsgrünben 
mözufchliegen fei. Die herrichende Anficht hält dafür, daß fle principiell zuläffig ift 72. 
Nach bſterr. Recht ift in dieſer Beziehung noch gegenwärtig 8. 371 X. 5. ©. 2. 
maßgebend, wonad bie Binbication gegen den gutgläubigen Erwerber nicht ftatt- 
ſindet, indem dieſer Paragraph des U. b. ©. B. für den Beſitzer günftigere Be- 
Nngumgen enthält, als Art. 306 und 307 9. ©. und burd die Beſtimmungen biefer 
kiden Art. des H. ©. jene Landesgefege nicht berührt werben follen, welche für ven 
Befiger noch günftigere Bedingungen enthalten (Art. 308 H. ©.) 72. 

4) Eompenfationseinrede. Man ift darüber einig, daß bem Inhaber nur 
olhe, aber auch alle jene Einwendungen entgegengefegt werben können, melde dem 
Schuldner aus der Perjon des jeweiligen Präfentanten erwachſen. Nur bie Compen« 
tionseinrebe halten einige für ausgeſchloſſen. Es wäre Dies aber ein durchaus anos 
taler Rechtsſatz, der nur im pofitiven Rechte feinen Grund haben könnte 7%, 

5) Verjährung. Wenn man das Princtp, nach welchem die Mebertragung ber 

iere ftattfindet, confequent auf die Verjährung anwenden wollte, wide fi 
‚geben, daß durch jede Uebertragung des Inhaberpapieres von einem Inhaber auf den 





on Partiglobligationen fortan unterfagt, aljo 
ke Erlaubtheit derfelben für die Vergangenheit 
merkannt, und wenn ſich auch Gründe bafür 
ben laflen, einen auf eime genifie Gefammt- 
wume lautenbden Inhaberſchuldſchein als gültig 
aumerlennen, dagegen aber bie Ausgabe von 
Sartiglobligationen zu unterfagen, fo kann man 
och nicht, umgefehrt, die auf Grund eines 
Suhaberfchufbfcheines ausgegebenen Partialien 
is gätng, bie Haupturtunde aber als ungültig 
*lären. Es müffen daher vor dem Erfcheinen 
ieſes Geſetzes Schuldſcheine auf ben Inhaber 
tanz allgemein ftatthaft gewefen fein. Auch 
reift es in ber Motivirung biefer Kaiſ. Vdg. 
ur, daß baburd bie Bartiafgefchäfte mit 
1001 in „Einklang“ gebracht, aber nidtt, 
ne Poſchinger diefem ganz unbeftimmten Aus- 
Tude ueRituirt, daß dadurch eine „Rechts⸗ 
leichheit“ mit jenem Paragraphen hergefiellt 
erden fol. 


‚0 Bat. Kunte, Inhaberpapiere, S. 701 fg. 

N Küntze, Die Lehre von ben Inhaber- 
whieren, S. 706. 

72 Bol. Kuntze, Die Lehre von ben Inhaber- 
apieren, ©. 657 fg. Ieboh nimmt 3. B. 
dönner, welcher die Zuläffigleit der Vindica⸗ 


d. Riräfketter, Tommentar. 2. Aufl. 


tion ale dem jurift. Wefen ber Inhaberpapiere 
zuwiberlaufend verwirft, gleichwol an, daß Die 
Bindication blos gegen ben redlichen Befiger 
und nicht gegen den unmittelbaren Beſitznach⸗ 
folger ausgefchloffen fei. Gönner, Bon Staats» 
ſchulden zc., ©. 236 fg. Ebenſo kommt Thöl, 
Handelsrecht, 8. 55, welcher ebenfalls die Bin- 
Dication im Prineipe verwirft, zum Refultate, 
baß die Bindicationsflage nur gegen ben un— 
reblihen Inhaber ftattfinde. Nah Kunge, Die 
Lehre von ben Inhaberpapieren, ©. 676, ift 
bie Bindication eines Inhaberpapieres wie bie 
jeder anderen Sache zu behandeln, ohne daß 
e8 auf bie Redlichkeit oder Unreblichleit des 
Beſitzers anläme. Auch Unger, Die vegtlice 
Natur der Inhaberpapiere, $. 21, insbef. ©. 
145, hält die Binbication gegen jeben britten 
Befiter für zuläffig, wofern fi nicht auf ge- 
jeglihem oder gemwohnheitsrechtfihen Wege 
Abweichungen gebildet haben. 

73 Bol. au die Bemerk. zu ben $$. 866 
—371, Nr. 2. 

74 Bol. Kunte, Die Lehre von den Inhaber» 
papieren, ©. 629 [3 Dernburg, Eompenfation 
(2. Aufl.), $. 50, ©. 425 fg. 
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anderen bie Berjährung unterbroden würde. Dies nimmt Runge 75 in ber That 
fordert nur eine mailfe durch bie pofitiven Gejengebungen. 

Das äfterr. Recht enthält eine befonbere Beſtimmung nur in Anſehung der 
von Staatsſchuldverſchreibungen. Dieſe verjähren in ſechs Jahren vom Ta 
Fälligkeit (iin. Bog. vom 16. Jan. 1860, R. &. Bl., Nr. 21). Auch in U 
ber Zinſen von Sparlafieneinlagen, infofern fie ‚ram auf den Inhaber 
exiftiren in den Statuten befondere Beitimmungen 76 


8. 1400. 
4) Anweifung (Affignation). 

Dur bie Hinzufunft eines neuen Schulöners Tann eine IUmänbernug ber Verbis 
entftehen, wenn der Schuldner an feine Stelle einen Dritten als Zahler Reit ums Be 
biger an ihn anweift, 

8. 1401. 
Bollſtändige Anweiſung. 

Wenn der angewieſene Glänbiger (Aſſignatar) den ihn zum Zahler zugewieſenen 
(Aſſignaten) anftatt des auweiſenden Schulduers (Aſſignanten) aunimmt und ber Affig 
willigt, fo iſt die Auweiſung (Aſſignation) vollſtändig, der Aſſignatar kauun im de 
(88. 1406 und 1407) die Forderung gegen den Affignanten nicht mehr ſtellen. 


$. 1402. 
Unvolftänbige Anweifung. 
Solange dieſe dreifahe Einwilligung nicht vorhanden ift, bleibt die Affignatisn 
ftändig und fie ift nur für diejenigen Theile wirlſam, die miteinander einverfinuben { 


8. 1403. 


Hat der Anweifer einem Dritten, der ihm nichts ſchuldig ift, die Zahlung anfg 
fo fteht diefen frei, die Auweilung anzunehmen oder nicht. Nimmt er fie nicht em, fı 
leine neue Verbindlichleit zu Stande; nimmt er fie an, fo entftcht ein Vollmacht 
zwiſchen ihm und dem Aſſignanten, aber nod) lein Vertrag mit dem Alfiguatar. 


8. 1404. 


Der Alfignant Tann eine von dem Affignatar noch nicht angenommene Alfiguation 
rufen. Im diefem Falle ift der Aſſignat aus der Vollmacht nicht mehr befugt, dem Ai 
die Zahlung zu leiften. 

8. 1408. 


Will der Aſſignatar die erhaltene Anweifung nicht aunehmen oder wird diefelbe v 
Affignaten nit angenommen oder Tann fie von diefem feiner Abwejenheit wegen wicht 
; zeigt werden, fo muß der Affignater dem Affignanten ohne Verzug davon Nachrich 

widrigenfalls Haftet er dem Affignanten für die nachtheiligen Folgen. 


8. 1406. 


Hat der Affignatar und der Afjignat die Anweifung angenommen, letsterer Ieif 
bie Zahlung nicht zur gehörigen Zeit, fo haftet der Affignant dem Affignatar dafü 
deu nämlichen Beihräntungen, unter welchen der Cedent dem Uebernehmer für die Ri 
nnd Einbringlichleit der Forderung zu haften hat (SS. 1397 und 1399). 


8. 1407. 
Hat jedoch der Aſſignatar den Aſſignauten als Alteinzahler anzunehmen fid audi 
oder ftillihweigend dadurch erklärt, daß er feinem bisherigen Schuldner quittirt oder i 
Schuldurkunde ausgehändigt hat, jo wird der Aſſignant von aller Haftung gegen ihn 





— 


* Bol. Kuntze, Die Lehre von ben Inhaber⸗ 76 Bgl. die Bemerk. zu den 88. 1478- 
papieren, ©. 643. 
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$. 1408. 


Benn der Aſſignant feinem Schuldner als Alfignaten die Zahlung nur in chen dem Maße, 
8 er fie ihm zu leiſten ſchuldig war, aufträgt, uub den Alfignatar au ihn zum Empfange 
weiß, fo gilt dem Wifignatar die Affignation als eine Abtretungsurtunde und es tritt 
ifgen ihm und dem Affiguaten eben dad Verhältniß ein, welches zwiſchen dem Uebernehmer 
ner Forderung und dem übernommenen Schuldner, dem der Uebernehmer befannt gemadt 
orben ift, ſtattſindet. 


8. 1409. 


Wenn ber Affiguat über eine ſolche Aſſignation, die zugleich eine Ceſſion in ſich begreift, 
le Zahlung ohne Grund verweigert, und wenn ein Alfiguat überhaupt, nachdem er dem 
ffiguatar die Zahlung augefagt hat, damit zögert, jo Haftet er für die Folgen. Hat er hin⸗ 
gen die auf fi genommene Zahlung in gehäriger Art und in eimem größeren Betrage, ald 
dem Alfignanten ſchuldig war, geleiftet, jo gebührt ihm von diefem der Erſatz (8. 1014), 


8. 1410. | 
Handelsiente halten ih in Rückſicht der Anweilungen au die befonderen, für fie beſtehen⸗ 
x Vorſchriften. 


Rad) röm. Recht verfteht man ımter der Affignation eine befondere Art des Man⸗ 
its, nämlich einen Auftrag des Einen (Affignanten) an einen Anderen (Affignatar), 
h von einer britten Perfon (Affignaten) eine Ouantität fungibler Sachen auf — 
ung des Auftraggebenden entrichten zu laſſen, um den Empfänger zum Eigenthümer 
ı machen. Dabei iſt es zum Begriffe deſſelben weder nothwendig, daß der Aſſignant 
Häubiger des Ajfignaten, noch dag er Schulpner des Affignatars iſt 1. 

Die Affignation des öſterr. Rechts ift wefentlih davon verfchieden und Hat bie 
eiſte Aehnlichkeit mit der ‘Delegation des röm. Rechts, wodurch der bisherige Schuldner 
der Gläubiger feinen Willen erflärt, daß anftatt jeiner ein anderer Gläubiger be- 
iehungsweiſe Schulpner werde ?. Aber auch die ‘Delegation des röm. Rechts unter- 
hheidet ſich in höchſt wefentlichen Beziehungen von der Affignation des öſterr. Rechts. 
Bie Delegation des röm. Rechts wurde, fowie die Erpromiffton, nämlich jener Vertrag 
jwifhen dem Gläubiger und dem neuen Schulpner, durch welden bie alte 
Obligation getilgt und eine neue an deren Stelle gefegt wurde ®, als eine Unterart 
ver Novation anfgefaßt?*. Bei der Delegation wie bei der Erpromiffion ging 
Ne alte Forderung, wie bei der Novation überhaupt, unter und mit ihr zugleich alle 
Kccefiorien berfelben, 3. B. Pfandrecht, Bürgſchaft. Die Affignation des äfterr. Rechts 
est wefentlih voraus, daß der Alfignant Schuldner des Affignatars ift ($. 1400), 

wird nicht als Unterart der Novation behandelt, ſondern als ein eigenes Rechts⸗ 
uſtitut hingeftellt und hebt daher die alte Obligation nicht auf; dieſe beſteht vielmehr 
ımmt allen ihren Accejfionen fort. Gleichzeitiges Zufammenwirkten des Alfignanten, 
lffignatars und Affignaten ift zum Zuſtandekommen ver Affignation überhaupt rich: 
forberlicdh 3; e8 kann auch ber eine oder der andere erft nachträglich beitreten. Sie ift, 
enn fie von allen drei betheiligten PBerjonen angenommen wurde, eine vollftändige 
3. 1401), fonft eine unvollftändige ($. 1402). Selbft durch die volftändige Aſſigna— 
on wird der alte Schuldner von feiner Verbindlichkeit nicht vollkommen liberirt, fondern 
® hat ſowol file die Richtigfeit der angewiefenen Forderung, al8 aud für deren Ein» 
ringlichfeit zu haften ($. 1406), ausgenommen der Affignatar hätte ausdrücklich erflärt 
der ſtillſchweigend dadurch, daß er dem Affignanten quittirte oder ihm vie Schuld- 





1 Bol. Arndts, Pandekten, $. 295; Keller, | 8. 279; Winpfcheid, II, 8. 412, Anm. 2, 
anbelten, 8. 317; Sintenis, Civilreht, LI, | $. 353, Anm. 9. 
‚113; Windſcheid, Pandekten, IT (Düffel- ’ Bol. Delbriid, a. a. O., €. 23. 
orf, 1. Abth. 1865, 2. Abth. 1866), 8. 412, 3% Bol, jedoch auch Windfcheib, II, $. 353, 
5. 152. Anm. 8 und 9. 
+ Bei der Delegation bes rim. Rechte 
2 Bgl. Arndts, 88. 254, 268; Sintenis, I, | mußten auch alle betheiligten Perjonen beim 
105; VBangerow, UI, $. 574, Anm.; Keller, ı Abjchluffe derſelben zugleich gegenwärtig fein, 
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urkunde aushändigte, zu erkennen gegeben, daß er ben Aſſignaten als Alleinzabler an 
nehme ($. 1407). . 

Das Rechtsverhältniß zwilchen dem Aſſignanten und Affignaten, zwiſchen Yifig 
nanten und Affignatar, und zwifchen bem Affignatar und Affignaten ift verſchieden, je 
nachden ver Aifignatar Schulpner des Aſſignanten ift oder doch bie Alffignation eine 
volftändige ift, oder von dem Aſſignaten blos gegenüber dem Affignanten angenommen 
wurde. . 

Iſt der Alfignat Schulpner des Affignanten, fo ift die Affignation in allen Be 

ziehungen wie eine gewöhnliche Ceſſion zu behandeln ($. 1408). Iſt der Affiguat 
nicht Schuloner des Affignanten, die Affignation jedoch eine vollftändige, fo haftet der 
Aſſignant dem Alfignatar ganz fo wie der Cedent für eine Forderung ($. 1406); dat 
Recpienerhättuiß zwifhen dem Aſſignanten und Affignaten ift das bes Manbats 
($. 1408 a. E.).‘ 
s Das Rechtsverhältniß des Aſſignatars zum Aſſignaten ift das bes Gläubiger 
und Schuldners (8. 1409 in d. Mitte) ®. Iſt die Affignation zwar Feine vollftänge, 
aber doch vom Affignaten angenommene, fo entjteht nur zwifchen dem Affignanten und 
dem Ajfignaten das Rechtsverhältnig des Mandats ($. 1403); zwiſchen dem Affignaten 
und dem Alfignatar entfteht jedoch gar Fein obligatoriſches Rechtsverhältniß. 

Die Affignation kann, folange fie vom Aſſignatar nod nicht angenommen if, 
vom Affignanten beliebig einfeitig widerrufen werben. In dieſem Falle ift dann ber 
Alfignat weder verpflichtet noch bereditigt, für Rechnung des Affignanten Zahlung za 
leiften ($. 1404). Bemerkenswerth ift die Beflimmung des 8. 1405, wonach bem 
Aſſignatar Die pofitive Verpflichtung auferlegt wird, fih ohne Verzug darüber zu Außen, 
ob er die Affignation annehme oder niht umb ben Affignanten aud davon zur bene 
richtigen, wenn der Affignat die Affignation nicht annehmen will oder ihm biefelbe gar 
nicht befannt gegeben werden kann — Verpflichtungen, von welchen befonders bie erſtere 
etwas Anomales an fich bat. 





° Damit ftimmt auch Art. 300 H. ©. über- | ift bemfelben zur Erfüllung verpflichtet. Die 
eu: „Ein Kaufmann, welder eine auf ihn | auf eine fchriftliche Anweiſung gejchriebene md 
ausgeftelte Anweiſung (Affignation) gegen» | unterfchriebene Annahmeerklärung gilt al ex 
über demjenigen, zu beffen Gunften | dem Affignatar geleiftetes Zahlungsverfpreden” 
fie ausgefteltt if, angenommen bat, 


. — — —— ——— — — — — — 
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Drittes Hanpiſtück. 
Bon Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten. 


8, 1411. 
Aufhebung der Nedte und Verbindlichkeiten. 
Rechte und Verbindlichkeiten ftehen in einem ſolchen Zuſammenhauge, daß mit Erlöſchung 
3 Rechts die Verbindlichkeit, und mit Exrlöfchung der Ieteren dns Recht aufgehoben wird. 


8. 1412. 
1) Durch die Zahlung. 
Die Verbindlichkeit wird vorzüglich durch die Zahlung, das ift dur Sie Leiftung deſſen, 
5 man zu leiften ſchuldig ift, aufgelöft (8. 469). 


8. 1418. 
Bie die Zahlung zu leiften fet. 

Gegen feinen Willen kann weder der Gläubiger gezwungen werden, etwas Anderes an- 
nehmen, alö er zu fordern bat, noch der Schuldner etwas Anderes zu Ieiften, als er zu 
Men verbunden ift. Dieſes gilt and von der Zeit, dem Orte und der Art, die Berbind- 
Steit zu erfüllen. 

8, 1414, 

Wird, weil der Slänbiger nnd der Schuldner einverfianden find oder weil die Zahlung 
UR unmöglich if, etwas Anderes an Zahlungsftatt gegeben, ſo it die Handlung ald ein ' 
xigeltliches Geſchäft zu betrachten. 

8. 1415. 

Der Glänbiger ift nicht Kann, die Zahlung einer Schuldpoft theilweife oder auf Ab⸗ 
hlag auguuchmen. Gind aber verfhiedene Boten zu zahlen, fo wird diejenige für abge- 
agen gehalten, welche der Schuldner mit Einwilligung des Glänbigers tilgen zu wollen fi 
asdrüctlich erklärt hat. 

8. 1416, 

Wird die Willenömeinung des Schulönerd bezweifelt oder von dem Glänbiger wider 
woden, fo ſollen zuerit die Zinfen, dann das Kapital, von mehreren Kapitalien aber das⸗ 
ar welches ſchuldig zn bleiben dem Schuldner am meiften beſchwerlich fällt, abgerechnet 


8. 1417. 
Bann bie Zahlung zu leiften ſei. 


Wenn die Zahlungsfrift auf keine Art beftimmt ift, fo tritt die Verbindlichkeit, die 
zchnld zu zahlen, erft mit dem Tage ein, au weldem die Einmahnung geſchehen ift (8. 904). 


8. 1418. 

In gewifien Fällen wird die Zahlungsfrift durch die Natur der Sache beftimmt. Ali⸗ 
dente werben wenigitend auf Einen Monat voraus bezahlt. Stirbt der Verpflegte während 
Kefer Zeit, fo find defien Erben nicht ſchuldig, etwas von der Voranshezahlung zurüd- 
Machen. 

8. 1419. 

Hat der Gläubiger gezögert, die Zahlung anzunehmen, fo fallen die widrigen Folgen 

Kf isn, 
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8. 1420. 


Wenn der Ort und die Art der Leiſtung nicht beftimmt find, fo müſſen die obem (8. 905) 
anfgeftelften Borfchriften angewendet werben. Zahlungen, bie außer dem Falle eines Ber 
trageö zu leiften find, ift der Schuldner une am Orte feines Wohnſitzes abzuführen ſchnlbig. 


8. 1421. 
Bon wen bie Zahlung zu leiften ſei. 

Auch eine Berfon, die fonft unfähig iſt, ihr Vermögen au werwalten, kaun eine ritige 
und verfallene Schuld rechtmäßig abtragen und fi ihrer Verbindlichkeit eutledigen. Hätte Re 
aber eine noch ungewiſſe oder nicht verfallene Schuld abgetragen, fo ift ihr Vormmd sber 
Curator berechtigt, dad Bezahlte zurüdzufordern. 


g. 1422. 


Kann oder will ein Dritter anftatt des Schuldners mit defien Einverſtändniß way Kıh 
der eingegangenen Berbindlichteit bezahlen, fo muß der Gläubiger bie Bezahlung annehmen 
und dem Zahler fein Recht abtreten, doch hat in biefem alle der Gläubiger, außer dem 
Falle eines Vetruges, weber für bie Einbringlileit, noch für die Nichtigkeit der Forberam 
zu haften. 

8. 1423. 

Ohne Einwilligung des Schuldners Tann dem Glänbiger die Zahlung von einem Dritten 
in ber Negel ($. 462) nicht aufgedrungen werden. Nimmt er fie aber au, fo ift der ZJahler 
berechtigt, felbft noch nad der geleifteten Zahlung, die Abtreiung des dem Gläubiger zu 
ftebenden Rechts zu verlaugen. 

8. 1424» 
An wen die Zahlung zu leiften fei. 

Der Schuldbetrag muß dem Gläubiger oder deflen zum Empfange geeigneten Machthaber 
oder demjenigen geleiftet werden, ben dad Gericht als Eigenthümer ber Fordernng erlami 
hat. Was Jemand an eine Berfon bezahlt Hat, die ihr Vermögen nicht ſelbſt verwalten darf, 
ift er infoweit wieder zu zahlen verbunden, als das Bezahlte wicht wirklich vorhander ad 
zum Nutzen ded Empfängers verwendet worden ift. 

Zahlung (solutio) 4 ift die, in ber Abfiht, feine Verbindlichkeit zu erfüllen, ge 
ſchehene Leiftung desjenigen, was ben Gegenftand der Obkigation ausmacht. Porank 
ſetzungen berjelben find: 

1) in Anfehung der Subjecte. 

Die Zahlung kann zunächft nit Wirkfamfet vom Schuldner felbft geleiſtet 
werden. Er ift aber auch befugt, die Zahlung durd einen Stellvertreter Ieiften zu 
laſſen, ausgenommen es wäre die Obligatien weſentlich auf perfönliche Leiſtung ven 
Seite des Schulpners gerichtet. Nah röm. Recht konnte überhaupt Jeder, auch wenz 
er mit dem Schuldner in gar keiner Verbindung ftand, felbft ohne Wiflen, ja fogar 
gegen den Willen veffelben eine gültige Zahlung leiften *. Nach üfterr. Net if 
ber Gläubiger eine ohne Zuftimmung des Schuldners geleiftete Zahlung nicht anzu⸗ 
nehmen verpflichtet und wird baher durch die Nichtannahme einer. folhen Zahlung 
auch nidht in moram verfegt. Eine Ausnahme eriftirt nur für den Pfandgläubige, 
welder die Pfanpfache zur Teilbietung bringen will; tiefer muß fih vie Em 
löfung feiner Forderung von jedem Mitpfantgläubiger gefallen laffen (8. 462) 
Die Zahlung mag mit ober ohne Einwilligung des Schuldners geleiftet work 
fein, — wenn fie nur der Öläubiger angenommen hat —, immer berechtigt fie ha 
Zahlenden, vom Gläubiger felbft noch nad) geichehener Zahlung die Abtretung 
der ihm gegen ben Schuldner zuftehenden echte zu verlangen (8. 1422 in ta 





I Bol. hierüber Windſcheid, II, 88. 342 fg. | eo: liberatur enim et alio solvente, üre 
ia Tollitur autem omnis obligatio solutione | sciente, sive ignorante vel invito solatio 
ejus, quod debetur; vel si quis consentiente | fiat..... pr. I. quibus modis obligatio wl- 
debitore...... Nec tamen interest, quis sol- | litur (3. 29). 
vat, utrum ipse, qui debet, an alius pro 
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Mitte und 8. 1423 a. E.) 2. Der befriedigte Gläubiger haftet außer dem Falle eines 
Betruges weder für bie Nichtigkeit noch für die Cinbringlichleit "der Forderung 
8. 1423 a. E.). 

Damit die Zahlung wirkfam fei, muß der Zahlende die Dispofition über fein 
Bermögen haben, indem fonft die Veräußerung, welde bie Zahlung im fich begreift, 
ungültig ift, die Leiftung zurüdgeforbert werden Tann und dem Gläubiger dann das⸗ 
jenige nicht geleiftet wurde, was er zu empfangen hatte. Indeſſen kann jeboch eine aus 
was immer für einem Grunde ungültige Veräußerung ihrem letzten Effecte nad) dieſelbe 
Wirkung haben, als wenn eine gültige Zahlung erfolgt wäre, und darum ber Zahlung 
rechtlich gleichgenchtet werden. Ein folder Fall tritt ein, wenn ber Schulbner zwar bie 
rechtliche Dispofition über fein Bermögen nicht hatte, die Yorberung jedoch richtig 
liquid) und bereits fällig if. Hier könnte der Gläubiger dem zurüdfordernden Bers 
reter des Schuldners die Einwendung der Compenfation entgegenfeßen, und es beftimmt 
aber $. 1121 ausdrücklich, daß aud durch eine Perſon, die fonft unfähig ift, ihr 
3ermögen zu verwalten, eine richtige und verfallene Schuld abgetragen werben 
zune, und daß der Bormund oder Curator nur dann beredtigt fei, das Bezahlte 
wüdzufordern, wenn die Schuld noch ungewiß ober noch nicht fällig iſt. Ebenſo wird 
erjenige, welcher Geld oder auf den Weberbringer lautende Schuldſcheine gezahlt hat, 
velche ihm nicht gehörten, dennod von jeiner Berbinblichleit befreit, fobald ver 
mpfänger nach $. 371 Eigenthümer verfelben geworten ift und fie dem früheren 
tigenthümer nicht mehr herauszugeben braucht. 

Die Zählung muß an den Gläubiger oder denjenigen, an welchen die Forderung 
ntweber vom Gläubiger felbjt übertragen wurde oder kraft richterliher Verfügung 
bergegangen ift, oder deſſen zum Empfange beredtigten Machthaber geleiftet 
serden ($. 1424). Nach Art. 296 9. ©. gilt der Heberbringer einer Quittung für 
rmädtigt, die Zahlung zu empfangen, „jofern nicht die dem Zahlenden befannten 
Imftände ver Annahme einer folhen Ermächtigung entgegenftehen‘. Der bie Leiſtung 
a Empfang nehmende Gläubiger muß eigenberedhtigt fein. Jedoch auch eine an einen 
Glanbiger, welcher nicht die Dispofition über fein Vermögen hat, geleiftete Zahlung ift 
infofern gültig, ald das Bezahlte fi bei dem Gläubiger entweder in Natur vorfindet 
sder doch zu feinem Nuten verwendet wurde (8. 1424 a. E.). 

2) In Anfehung des Gegenftandee 

Gegenftand der Zahlung ift dasjenige, was den Inhalt der Obligation ausmacht. 
Kur dann, wenn der eigentliche Gegenftand der Obligation nicht geleiftet werben Tann, 
if der Gläubiger, wenn nicht feine Forderung ganz entfällt, ein Yequivalent in Geld 
anzunehmen verpflichtet. Selbſtverſtändlich kann mit beiberfeitiger Einwilligung immer 
anftatt des eigentlichen Schuldgegenftandes etwas Anderes geleiftet und an Zahlungs- 
ſtatt angenommen werben ($. 1414). Gegen feinen Willen kann jevoch der Gläubiger 
weder zur Annahme einer Theilzahlung ($. 1415), noch verhalten werben, etwas 
Anderes anzunehmen, als den Inhalt der Obligation ausmaht ($. 1413). Die 
eiftung an und für ſich befreit den Schuloner nur dann von feiner Verbindlichkeit, 
Denn fie ſowol die vertragsmäßigen phyſiſchen als redhtlihen Eigenfchaften bat, daher 
er Schuldner im Falle phyſiſcher Mängel oder der gänzlichen oder theilmeifen Eviction 
ser Sache Gewähr zu leiften hat. Wurde anftatt des eigentlihen Schuldgegenftandes 
twas Anderes geleiftet, fo ift die Annahme an Zahlungsftatt ein entgeltliches Rechts- 
jeſchäft ($. 1414), Kauf oder Tauſch, und es befteht im Yalle der Eviction nicht 
twa die urfprüngliche Forderung fort, fondern der Gläubiger ift nur zur Eovictions- 
eiftung berechtigt. 


2 Eigentlih Tann von einer Abtretung der ſ röm. Rechts (vgl. Arndts, 8. 222; Windfcheid, 
Rechte des Gläubigers zu einer Zeit, Da er | II, 8. 342), woburd · der Gläubiger bei einer 
hon befriebigt ift und feine Rechte jomit ipso | Geldſchuld, wenn der Schuldner fi fein 
ure erlofchen find, feine Rebe fein. Man bat | Gelb zu verjchaffen vermochte, verhalten iver- 
ich bier den Zahlenden als kraft gefetlicher | ben konnte, anftatt ber fehuldigen Geldſumme, 
zeſtimmung in die Rechte des Gläubigers | andere Saden an Zahlungsftatt anzunehmen, 
nccebtrend zu denken. ift alfo ins öfterr. Hecht nicht Übergegangen. 

3 Das fog. benef. dationis in solutum Des 


664 Dritter Theil. Von deu gemeinfhaftlihen Bekimmungen der Perſonen⸗ und Sachturtthte. 


3) Die Zahlung muß dem Schuloner in der Abficht, die Berbinplidkeit za 
erfüllen geleiftet werben. | 
4) Ueber bie Zeit und 5) den Ort ver Zahlung (88.1413 a. E. 1417—1420) _ 
vgl. die Bemerk. zu den 88. 902—-904 und 905. Ä 

Sind mehrere Schulppoften vorhanden und könnte die Zahlung ihrer Art und | 
auf mehrere derjelben bezogen werben, fo entfteht die Frage, welche derſelben als ab 
getragen anzufehen fei. Nach röm. Recht gilt die natürliche Hegel, daß der Schulbne, 
wenn die Zahlung nur überhaupt alle Erforberniffe einer gültigen Zahlung bat und 
die Beſtimmung in continenti erfolgt, der Schulpner ganz frei beftimmen könne, welde 
Schuld er tilgen wolle, und der Gläubiger au diefe Beſtimmung gebunden ift*. Nah 
öfterr. Recht fteht dem Schuldner dieſes Recht mit zu, fondern es ift zum Tilgumg . 
einer von mehreren Schulden die Einwilligung des Gläubigers erforderlich 
(8. 1415)°. Sind von Heiner Seite befondere Erklärungen abgegeben worden, ober 
ift, was nad öſterr. Rechte dem gleichzuachten ift, eine Einigung zwifchen Schulbner 
und Gläubiger nit zu Stande gelommen, fo find nad öfterr. — * 6 die Zirſen 
von dem Kapitale, von mehreren SKapitalien vasjenige, welches bereits eingeforbert 
werben kann ober doch fällig ift, ſodann bie Täftigere Schuld als bezahlt anzufehen 
(8. 1416). Hätte der Gläubiger liquide und illiquide Forderungen gegen benfelben 
Schuldner, fo wäre die Zahlung auf bie liquide Forderung zu beziehen, weil dieſe 
dem Schuldner ſchuldig zu bleiben offenbar befchwerlicher iſt. Gibt feiner dieſer Um 
ftände ben Ausſchlag, fo bleibt nichts übrig, als die Zahlung auf alle Forderungen 
verhältnigmäßig anzurechnen. 

8. 1425. 
Gerichtliche Hinterlegung ber Schuld. 

Kaun eine Schuld ans dem Grunde, weil der Gläubiger unbekaunt, abweſend sber mit 
dem Angebotenen unzufrieden ift oder and anderen wichtigen Gründen nicht bezahlt werben, 
fo fteht dem Edulbuer frei, die abzutragende Sache bei dem Gerichte zu Binterlegen aber, 
wenn fie dazu nicht geeignet ift, die gerichtliche Einleitung zu deren Berwahrung anzuiehen 
Jede diefer Handlungen, wenn fie rechtmäßig geſchehen und dem Gläubiger belannt gemeht 
worden ift, befreit den Schuldner von feiner Verbindlichteit uud wälzt bie Gefahr der ge 
leifteten Sache auf den Gläubiger. — 


Kann an den Gläubiger nicht geleiſtet werden, z. B. weil er unbekannt, abweſend 
oder mit dem Angebotenen unzufrieden iſt (F. 1425), oder doch nicht mit Sicherheit 
geleiftet werden (Beifpiele bieten die $$. 348, 455, 890, 1428), fo vertritt bie ger 
rihtlihe Depofition der zu leiftenden Sache, oder wenn fie fich dazu nicht eignet, Me 
auf Anfuchen des Schuldners durch das Gericht anzuorbnende anderweitige 
rung berfelben die Stelle der Zahlung. Bei der Depofition wechſelt nur das zur 





+ Bol. Bangerow, Pandelten, II, 8. 589, 
Anm.; Windſcheid, II, $. 343 *. 

5 Die won Stubenraudh (1. Aufl., III, 648, 
Anm.+, 2. Aufl., II, 530, Anm. 2) aufge- 
ftellte Behauptung: „Wenn es im 8. 1415 
heiße, umit Einwilligung bes Gläubigers», fo 


tönne fi dies nur auf den Fall beziehen, wo 


bie Einwilligung bes Gläubigers zur Annahme 
der Zahlung Überhaupt nothwendig if, 3. 2. 
wenn eine noh nicht fällige Forderung be- 
rihtigt werden wollte”, ift weber in ber von 


hm cit. Obfig. Entf. vom 20. Juni 1855, 


3. 5670, Allgem. öfterr. Gztg. vom J. 1856, 
Nr. 45 (irrig Nr. 46) ausgefproden, noch ift 
fie fonft in irgendeinem Geſetze "begründet. 

‘Nah röm. Rechte nur, wenn keine befon- 
deren Erllärungen vorgefominen find. Bgl. 
Bangerow, UI, 8. 589, Anm., Abſatz 3, 
©. 226; Windſcheid, I, 8. 343 *. 


It Art. 343 9. ©. beftimmt: „Iſt der Käufer 
mit ber Empfangnahme der Waare im Ber 
zuge, fo kann der Berfäufer die Waare auf 
Gefahr und Koften des Käufers im einem 
Öffentlichen Lagerhaufe oder bei einem Dritten 
niederlegen. Er ift auch befugt, nad ver 
gängiger Androhung die Waare öffentlich ver - 
taufen zu laflen; er barf, wenn bie Vaart 
einen VBörfenpreis oder einen Marktpreis heah 
nad vorgängiger Androhung den Verlauf 
nicht Öffentlich durch einen Handelsmäfler oben 
in Ermangelung eines folden, durch einen N 
Berfteigerungen befugten Beamten zum laufe 
ben Preife bewirlen. If die Waare dem der 
berben ausgefegt und Gefahr im Berzuge, IP 
bedarf e8 der vorgängigen Androhung niet 
Bor ber Bolljiehbung des Berlaufes 
Berläufer ben Käufer, fomeit es thunlich, ſejott 
zu benachrichtigen; bei Unterlaffung ift er zus 
Schadenerſatze verpflichtet.” 
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mpfangnahme berechtigte Subject, e8 tritt an bie Stelle des Gläubigerd das Geridt. 
eit, Gegenſtand und Ort der Leiftung werben dadurch nicht berührt. Daraus folgt 
Shefonvere, daß die Depofition nur bei jenem Gerichte erfolgen kann, in: befien 
‚prengel die Zahlung zu leiften ift. - Kann bie Zahlung an mehretgn Orten geleiftet 
erden, fo bat der Schuldner die Wahl zwifchen ben verſchiedenen Gerichten. Was 
e Zeit der Depofition anbelangt, fo kann fie in ber Hegel felbft vor der Fälligkeit 
x Forderung ftattfinden, weil eine Beitbeftimmung nur als zu Gunften bes 
chuldners beigefetst anzufehen ift und ber Gläubiger auch vor Ablauf berfelben zur 
mpfangnahme ber *eiftung verpflichtet ift, rückfichtlich durch die Nichtannahme in 
ora verfegt wird. Nur wenn bie Zeitbeflimmung gugleich oder gar ausfchließlich zu 
hınften des Gläubigers beigefett ift, ift auch der Schuldner vor Ablauf verfelben zur 
jepofition nicht bereditigt. 

Zur volllommenen Wirkſamleit der ‘Depofition ift erforberlih, daß fie den Gläu⸗ 
ger oder dem für ihn zu beftellenden Eurator befannt gemadt wird. Kine Ausnahme 
idet nur nah Art. 40 W. D. für die Deponirung von Wechſelſchulden flatt. Die 
eponirung wirkt in jeder Beziehung wie die mwirflihe Zahlung und wälzt bie Gefahr 
r geleifteten Sache auf den Gläubiger über. Ihre Wirkung wird jedoch wieder auf- 
hoben, wenn der Schuloner die beponirten Gegenftände wieder zurädgenommen hat, 
e fie der Oläubiger entweder wirklich in Empfang genommen oder body feine Bereit» 
illigkeit zur Empfangnahme erklärt bat 2. 





$. 1426. 
Quittungen. 
Der Zahler ift in allen Fällen berechtigt, von dem Befriedigten eine Quittung, nämlich 
n ſchriftliches Zeugniß der erfüllten Verbindlichlkeit, zu verlangen. In der Onittung muß 
ꝛx Name des Schuldners und des Glänbigers, fowie der Ort, die Zeit und der Gegenftand 
ꝛ⁊ getilgten Schuld ausgedrüdt, und fie muß von dem Glänbiger oder defien Machthaber 
sterfhrieben werden. 
8. 1427. 


Eine Onittung über das bezahlte Kapital gründet die Vermuthung, daß auch bie Zinfen 
won bezahlt worden feien. 


8. 1428, 


Beſitzt der Glänbiger von dem Schuldner einen Schuldſchein, fo ift er nebft Ausftellung , 
ner Quittung verbunden, denfelben zurüdzugeben oder die allenfalls geleiftete Abſchlags⸗ 
ihlung anf dem Schuldfheine felbft abſchreiben zw laſſen. Der zurüderhaltene Schuldſchein 
hue Quittung gründet für den Schulöner die rechtliche Vermuthung der geleifteten Zahlung, 
: fchlieht aber den Gegenbeweis nicht ans. Iſt der Schuldſchein, welcher zurlidgegeben were 
a fol, in Verluſt gerathen, fo ift der Zahlende berechtigt, Sicherftellung zu fordern oder 
a Betrag gerichtlich zu hinterlegen und zu verlangen, daß ber Gläubiger die Tödtung deö 
duldfcheines der Gerihtöordunng gemäß bewirte. 


8.1429, 


Eine Quittung, die der Gläubiger dem Schuldner für eine abgetragene neuere Schuldpoſt 
sögeftellt hat, beweift zwar nicht, daß auch andere ältere Poſten abgetragen worden feien; 
enn es aber gewifle Gefühle, Renten oder ſolche Zahlungen betrifft, welche, wie Gelb-, 
runde, Haus⸗ oder Rapitalözinfen, and chen demfelben Titel nnd zu einer gewiflen Zeit 
leiſtet werden follen, fo wird vermmthet, daß derjenige, welcher fi mit der Onittung des 
tztverfallenen Termines anusweift, andy die friiher verfallenen berichtigt babe. 


2 1.6. 1. 19 in £.C. de usuris (4. 32), 1.9 ; die Anftcht aufftellt, bie Erfolglaffungen ber 
. de solut. et liberat (8. 43). Dieſer An» | Schulbner könne nur mit Einwilligung bes 
Hr iſt auch Stubenraud, 1. Aufl., III, 659; | Släubigers geſchehen. 

Aufl., II, 539, während Winiwarter (V, 96) 
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8. 1480. 


Ebenfo wird von Handels- und Gewerbslenten, welche mit ihren Abnehmern (Muuben) 
zu gewiſſen Friſtet bie Rechnungen abzuſchlieen pflegen, vernmthet, daß ihnen, wenn fe 
Über die Rechmmg and einer Tpäteren Friſt quittirt Haben, auch bie früheren Rechnungen pe 
zahlt ſeien. 


Die gefhehene Zahlung hat derjenige zu beweilen, welcher ſich darauf beruft, d.i. 
der Schuldner. Das einfachfte nnd natürlichſte Beweismittel ift eine Qui ‚dh 
eine ſchriftliche Empfangebeftätigung bed Gläubiger über die erhaltene 
Diefe muß alle wefentlihen Punkte der. geleifteten Zahlung, nämlich Die Subjecte ver 
felben (Gläubiger und Schuldner), Zeit, Ort und ©egenftand ver Zahluug enthalten 
($. 1426), wibrigens fie über den in ihr nicht enthaltenen Umſtand auch keinen Veweis 
machen kann 1. 

Nach dem VBorgange des röm. Rechts ? ftellt jedoch auch das A. b. G. B. Redhts⸗ 
vermutbungen auf, wodurch kraft gefeßlicher Vorfchrift bei Eintritt beftimmter That 
fahen, obwol daraus die geleiftete Zahlung nicht mit Nothwendigkeit gefolgert werben 
kann, dennoch bis zum Beweis des Gegentheiles der Schuldner von dem ihm ab 
liegenden Beweife der Zahlung befreit wird (88. 1427—1430). Durch diefe Recht⸗ 
vermuthungen wird einem wahren praftifhen Bedürfniſſe Rechnung getragen. Ber 
zweifelhaften Werthe ift dagegen die Beftimmung des $. 1428, daß, wenn ber 
Schuldſchein in Verluſt gerathen ift, der Zahlende berechtigt fein foll, Sicherftellung za 
fordern oder den Betrag gerichtlich zu hinterlegen und die Amortifirung bes Schul» 
ſcheines zu verlangen, indem bei gewöhnlichen Schulpfcheinen (anders bei Inhaber 
papieren oder Wechſeln) der Schuldner durd die Quittung über die geleiftete Zahlung 
vor jedem weiteren Anſpruche vollkommen geſchützt ift. 


8. 1431. 
Zahlung einer Nichtſchuld. 


Wenn Jemandem aus einem Irrthume, wäre es aud ein Rechtsirrthum, eime Sethe 
oder eine Handlung geleiſtet worden, wozu er gegen den Leiſtenden kein Recht bat, is lau 


——— —— — nn ee ia — D — — — u 


in der Regel im erſten Falle die Sache zurückgefordert, im zweiten aber ein dem verſcheſfter 


Nuten angemeflener Lohn verlangt werden. 


8. 1432. 

Doch Tonnen Zahlungen einer verjährten oder einer ſolchen Schuld, welde mr au 
Mangel der Förmlichleiten ungültig iR oder am deren Eintreibung das Gele blos dad Kap 
recht verfagt, ebenfo wenig zurüdgefordert werden, als wenn Jemand eine Zahlung leifel, 
von der er weiß, daß er fie nicht ſchuldig iſt. 


$. 1433. 
Diefe Vorſchrift ($. 1432) Tann aber auf den Fall, in welchem ein Pflegebefshlener 
oder eine andere Perſon bezahlt hat, welche nicht frei über ihr Eigenthum verfügen fat, 
nicht angewendet werden. . 


8. 1434. 


Die Zurüdftellung des Bezahlten Tann and Daun begehrt werden, wenn bie Schup 
forderung anf was immer für eine Art noch ungewiß tit oder wenn fie nod von der Er 
füllung einer beigefegten Bedingung abhängt. Die Bezahlung einer richtigen und unbedingt 
Schuld Tann aber deswegen nicht zurlidgefordert werden, weil die Zuhlungefrift noch nf 
verfallen iſt. 





ı Nah röm. Recht batte eine Quittung in | das öflerr. Recht nicht aufgenommen. Zul 
der Regel erft 30 Tage nach ihrer Aueftellung | Arndts, Pandekten (5. Aufl.), $. 262 und die 
volle Beweiskraft. Dit Recht wurde bDieje | dazu gedigen Ainmerfungen. 
ganz pofitive Beſchränkung ber Beweisfraft in 2 Bgl. Arndts, a. a. O. 
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8. 1488. 
m Saden, bie ald eine wahre Schuldigkeit gegeben worden find, kann der Geber von 
zmpfäuger zuriidfordern, wenn der rechtliche Grund, fie zu behalten, anfgehärt hat, 


8. 1486. 


dar Jemand verbunden, and zwei Sachen une Eine nad feiner Willkür zu geben und 
e ans Irrthum beide gegeben, fo hängt es von ihm ab, die eine oder die andere 
nfordern, " 


8. 1487. 


‚er Empfänger einer bezahlten Nichtſchuld wird als ein redlicher oder unreblider Be- 
ngefehen, je nachdem er den Irrthum bed Gebers gewußt hat oder ans den Umſtänden 
then mußte oder nicht. 


Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen Jemand zur Zuräüdftellung eines Ber: 
isvortheiles verpflichtet ift, ohne daß er ſich Dazu verbindlich gemacht hat. Das 
infame für diefe Fälle ift, daß Jemand aus dem Vermögen des Anberen oder auf 
Koften wirflich eine Bereicherung erhalten hat, welche mit Feiner binglichen Klage 
ngig gemacht werben Tann, und daß Fein rehtliher Grund für biefe Be- 
ung vorliegt, jet es, daß biefer Mangel fhon von Anfang an vorhanden war 
erft durch einen fpäteren Umftand fi heraußftellt. Es find dies die nach röm. 
al® Condictiones bezeichneten Fälle !, nämlich: 
1) Wenn Jemand emem Anderen aus einem Irrthume etivas geleiftet bat, 
if Diejer gegen ihn fein Recht hatte (condictio indebiti) ($. 1431) 2. 
Boransfegungen derſelben find: a) Zahlung einer wirklichen Nichtſchuld, fei es, 
iberhaupt Feine zu echt beftehende Obligation vorhanden ift ober doch Feine in 
f des geleifteten Gegenſtandes oder endlich feine zwifhen dem Zahlenden und dem 
inger *._ Sie findet nicht ftatt, wenn wenigftens eine entweder fhon von Anfang 
. B. wegen ber Außerachtlafſung beftimmter Börmlichkeiten oder aus anderen . 
ben klagloſe, naturalis obligatio oder erft nachträglich, 3. B. durch Ber- 
ig klaglos geworbene Obligation vorhanden ift (8. 1432). Die Zahlung 
Nichtſchuld ift Dagegen anzunehmen, werm der Zahlende zwar überhaupt 
ig ift, aber in Betreff des Gegenftandes nicht fo, wie er bezahlt hat. Es 
aljo die Zurückforderung ftatt, wenn: der SZahlende glaubte, eine beftimmte 
(Species) ſchuldig zu fein, während er blos zur feiftung einer ihrer Gat- 
nad beftimmten Sache verpflichtet war, und wenn er glaubte, fimpliciter 
ig zu fein und, beive Sachen geleiftet hat, während er nur alternativ ſchuldete 
136). Die Zurüdforderung ift jedoch ausgejchloffen, wenn vie Obligation erft in 
beſtimmten fpäteren Zeitpunfte zu erfüllen war und der Schuldner irrthümlich 
geleiftet hat. Anders wenn die Obligation eine bebingte ift und die Bedingung 
nicht eingetreten over die Obligation fonft aus irgendeinem Grunde noch ungewiß,, 
von einem ungewiſſen Zeitpunfte, welder nad 8. 704 ebenfalls als Bedingung 
delt wird, abhängig oder jonft noch ftreitig (illiquid) ift. Hier kann das Gegebene 
ings zurüdgeforvert werben ($. 1434). b) Die Zahlung muß aus Irrthum ge- 
worden fein, wäre e8 auch ein Rechtsirrthum ($. 1431). c) Derjenige, welder 
ıhlung zurüdfordert, muß nit nur die Zahlung felbft, fondern auch jene Umftänbe, 


gl. hierüber im Allgemeinen Savigny, | Condictio indebiti; Bangerow, III, g. 625; 
n, III, 360 fg., V. Beilage 14; Puchta, | Windſcheid, II, $. 426. 

‚I, 8. 165; Errleben, Die Condictio- 3 Bangerow, III, $. 625, Anm. 1. 

ine causa (Feiaig 1850), ©. 30 fg.; ı Wenn 8. 1432 auch in jenen Fällen, in 
bad, „Zur Lehre von ber Condictio sine | welchen eine Schuld, „wegen Mangel ber ge- 
* in ben Jahrbüchern für Dogmatit, V | fehlichen Förmlichkeiten ungültig ift“, Die 
‚1 fg.; Windſcheid, II, SS. 424 fg. Zurüdforberung des Gezahlten ausfchließt, fo 
zgl. hierüber vorzüglih: Erxleben, Die | ift bier dieſer Ausdrud „ungültig im ganz 
stiones sine causa, 1. Abtheilung, Die ! vnlgären und nicht im jurift. Sinne genommen. 
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woburd er zur irrthümlihen Annahme einer Schulpverbindlichkeit beftimmt wurde, be 
weifen, denn berjenige, welcher in ber Abſicht, dadurch feine Verbindlichkeit zu erfüllen, 
zahlt, erfenut feine Schuld and. Nach öſterr. Recht findet diefe Condictio jedod nur 
in jenen Fällen ftatt, in benen der Vertrag felbft, wenn bie nicht geleiftet, ſon⸗ 
hern blos verfprocdhen worden wäre, wegen Irrthumes anfechtibar wäre (88. 875, 876) ®. 
2) Wenn Jemand einem Anderen etwas unter ber Borausfegung eines Tünftigen 
Umftandes gegeben bat, weldyer nicht eingetreten ift (condictio ob causam datorum, 
auch condictio causa data causa non Becuta genannt) (arg., $. 1435) 7. 
VBorausſetzung ift hier, dag etwas wegen einer causa futura honesta gegeben 
wurde, daß der Geber zur Leiſtung nicht verpflichtet war und biefe causa nicht einge 
treten ift®. Der Rüdfordernde hat bie geſchehene Leiftung und den Inhalt der Bor : 
ausfegung, fowie ven Umftand zu erweilen, daß er den Beſtand feiner Leiftung, dem 
Empfänger erkennbar, von ihrem Eintritt abhängig gemaht habe. Dagegen hat ber 
Empfänger der Leiftung die Erfüllung der Borausfegung nachzuweiſen ®. 

3) Wenn Jemand etwas aus einer causa futura in der Art erhalten bat, daß 
bie Annahme für ihn allein unehrenhaft ift, was insbeſondere der Fall iſt, wenn er 
dadurch von einer ohnehin verbotenen Handlung abgehalten wurde (condictio ob turpem 
causam) (8. 1174) 1°. ' 

4) Ueberhaupt wenn eine Leiſtung entweder gleich anfangs ohne vechtögültigen 
Grund ftattgefunden hat, ober wenn ein folder Grund urfprünglich vorhanden war, 
nachträglich aber hinmweggefallen ift (condictio sie causa) ($. 1435) !1. 

Valle der erfteren Art find, wenn aus einem verbotenen Geſchäfte wiffenti 
Zahlung geleiftet wurde, wenn etwas zu einem rechtlich unmöglihen Zwecke gegebes 
wurde, wenn der Geber bei der Hingabe ein anderes Rechtsgeſchäft im Simme hatte 
als der Empfänger; Fälle ver legteren Art, wenn eine Schenkung wegen Undank bei 
Geſchenknehmers widerrufen wird, wenn eine arrha nad vollzogenem Bertrage zurüd⸗ 
gefordert wird, wenn Jemand wegen einer abhanden gelommenen Sache von einem 
Anderen entſchädigt wurde und dann die Sache jelbft wieder zurüderhält 12. 

Zahlungen eines Pflegebefohlenen oder überhaupt einer Perſon, welche vie frei 
Dispofition über ihr Vermögen nicht Hat, find ſchon nach allgemeinen Grundſätzen az 
und für fih ungültig und es beburfte daher ber ausprüdlichen Beltimmung des 8. 1433, 
daß auf ſolche Zahlungen die Vorſchrift des 8. 1432 unanwenbbar fei, nicht. Solche 
Zahlungen können entweber, wenn die Vorausſetzungen der Eigenthumsklage (88. 369 





erkennung, 8. 18; Windſcheid, I, 8. 429, 
Anm. I. Die Beantwortung hängt davon ab, 
ob man bie Vorausſetzung als eine neben br 


5 Bgl. insbefondere Bähr, Die Anerlennung 
al® Berpflihtungsgrund (2. Aufl., Eaffel und 
Göttingen 1867), 88. 19 fg. Zu diefem Re: 


fultate gelangt auh Swoboda, Gztg. 1868, | Willenserflärung beftehende zweite Willen® 
Nr. 4 und 9. S. auch Obſtg. Entſch. vom | erflärung, oder als ein der Willenserklärung 
14. Nov. 1855, 3. 11122; Glafer und Unger, | inhärirendes Moment auffaßt. Im erflerem 


1, Nr. 141. -Nah röm. Recht gab e8 damals 
mehrere Ausnahmen. Die wicdtigfte war bie, 
daß der Kläger von biefem letteren Beweiſe 
befreit fein follte, wenn ber Beklagte bie 
empfangene Zahlung in Abrebe ftellte und 
übermwiejen wurde. Es lag darin eine Strafe 
für das argliftige Ableugnen ber Zahlung. 
Bgl. hierüber Vangerow, III, $. 625, Anm. 2; 
Arndts, Pandekten, $. 341; Bähr, Anerlen- 
nung, 8. 22. 

°e Sie findet alfo nicht flatt, wenn ber Ir 
rende ſelbſt und allein an feinem Irrthume 
ſchuld war ($. 875). 

7 Bol. Windſcheid, II, 88. 427429. 

s Bangerow, III, $. 626, Anm. 

® Bgl. über Die fehr ftreitige Frage, ob der 
Empfänger ber zeitung Die Erfüllung der Vor⸗ 
ausfegung, oder ber Rüdforbernde bie Nicht- 
erfüllung nachzuweifen babe, Bähr, Die An- 


Halle trifft den Kläger, in letzterem ben Br 
lagten ber Beweis. , 

° Bangeromw, III, $. 627, Anm. Quodsi 
turpis causa &ccipientis fuerit, etiamsi re 
secuta sit, repeti potest, 1. 1, 8.2 D. & 
condictione ob turbem vel injustam caussM 
(12. 5). Ubi autem et dantis et accipien®s 
turpitudo versatur, non posse repeti dicime% 
veluti si pecunia detur, ut male judicei, 
l. 3 eod. 

11 Die condictio sine causs begreift alfe IM 
weiteren Sinne alle übrigen Arten ber Ce— 
bietionen in fi, im engeren Sinne bilbe R 
ben Gegenfaß zu ben ſpeciell charakterifirt 
Fällen. Vgl. Kteffelbach in feiner oben Anm. ] 
cit. Abhandlung; Vangerow, II, 9. 68. 
Anm.; Windfcheid, II, 8. 424, Anm. 1. 

12 Vgl. Bangerow, III, 8. 628, Amt; 
Arndte, 8. 345, Anm. 2 und 3. 
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—371) eintreten, mit ber Eigentbumsflage zurückgefordert werben, ober es findet, ba 
eine wirkſame Zahlung ftattgefunden hat, die condictio sine causa ftatt 13. 

Begenftand ver Rückſtellung ift bei Sachleiftungen ber geleiftete Gegenſtand felbft, 
cückſichtlich die Wiederverfhaffung des Eigenthumsrechts daran —, aljo wenn eine 
Species geleiftet wurde, eben dieſe Species, wenn eine vertretbare Sache gegeben 
wurde, Sachen berfelben Gattung. Wurde ein jus in re aliena eingeräumt, ober ein 
jolhes aufgelafien, fo ift im erfteren Falle auf Befreiung deſſelben, im letzteren Yalle 
anf Wieverherftellung deflelben zu Magen. Wurde ein Forderungsrecht cedirt, fo ift 
auf Rüdlibertragung dieſes Forberungsrehts zu Hagen. Wurde Hingegen eine obliga⸗ 
terifche Verbindlichkeit erlaffen ober eine ſolche eingegangen, fo kann ebenfalls auf 
Wieberherftellung des früheren Zuftandes, Ausfolgung ber betreffenden Urkunde zc. ges 
Hogt werben. Derſelbe Zweck kann aber auch dadurch erreicht werben, daß der Con⸗ 
dietionsberechtigte im erfteren Falle unmittelbar das erlaffene Recht geltend macht und 
die ihm etwa entgegengehaltene Einwendung des Schulverlaffes als rechtsunwirkſam be- 
fimpft, im leßteren Falle aber abwartet, biß er felbft belangt wird, und dann bie 
eingegangene Berbinplichfeit im Wege der Einwendungen beftreitet. Beftand bie Leiflung . 
in einer Arbeit oder in einer Berwenbung auf eine fremde Sache, ſodaß eine Rüd- 
erftattung derfelben in Natur nicht thunlich ift, fo ift, fowie wenn die urfprüngliche 
keiſtung unmöglid geworben ift, ein Yequivalent in Geld zu leiften ($. 1431) 1%. Hat 
ver blos alternativ DVerpflichtete beive oder mehrere der in der alternativen Obligation 
atbaltenen Veiftungen erfüllt, fo fteht ihm oder dem Empfänger das Wahlreht in Be- 
reff des zurüdzuftellenden Gegenftandes zu, je nachdem ber eine oder ber andere in 
Jezug auf die mehreren Leiftungen wahlberehtigt war (8. 1436) 15. 

Der Umfang ber Reftitutionspflicht ift verfchieden, je nachdem ber Empfänger 
ih im guten Glauben befunden hat ober nicht. Der gutgläubige Empfänger hat nur 
asjenige zurldzuftellen, was ihm von ber erhaltenen Leiftung als Bereicherung ver- 
Tieben ift ($. 1431 vgl. mit $. 1437). Iſt eine nutzbringende körperliche Sache 
urüdzuftellen, fo bleiben ihm auch bie gezogenen Nutzungen in dem Maße wie einem 
nit der Eigenthumsflage belangten redlichen Befiger (88. 1437, 330) 1°. 





13 Häufig nimmt man nad röm. Recht noch 
fine Condictio ob injustam causam an. Es 
Mt jeboh, wenn von ber Condictio ob ins 
justam causam bie Rebe ift, immer entweder 
au bie Condictio ob turpem causam ober an 
bie Condictio sine causa zu denken. Bgl. 
afsen, Borlefungen, M, 2. Abth., ©. 638, 


16 Bot. über die verfchiebenen hier möglichen 
e Pfaff, Gztg. 1868, Nr. 34, 85; Forſter, 
ie des preuß. Privatrechts, II, 150, 452, 
458. Hat eine datio in solutionem flattge- 
funden unb wurde ber Betrag der Schuld zu 
hoch angenommen, fo kann das zuviel Gelei- 
Pete zurüctverlangt werben, wenn eine Thei- 
29 thunlich ift (3.8. Del, Setreibe ıc., lit. 26, 
8.5 D. de cond. ind.) (12. 6), Iſt eine 
Zeilung nicht in ber Intention ber Parteien 
egen, 3. B. bei einem Grundſtücke (1. 26, 
4 D. 12. 6), fo ift die ganze Sache zurück⸗ 
änftellen. In beiben Fällen kann aber ber zur 
Jurkdfiellung Verpflichtete, wenn er es bor- 
Hecht, auch das plus in Geld vergliten. Ab» 
Beichenb zum Theile Pfaff, Gztg. 1868, Nr. 35, 
dei Arm. 88 unb 89. 
w gest. hierüber Pfaff, a. a. O., Nr. 35, 
16 Daß ber gutgläubige Empfänger, ber das 
Begebene nicht mehr befitt, bie daraus ge- 


gene Bereicherung herauszugeben hat, ifl 
tue Couſequenz aus ber Beltimmung bes 


5. 1431, daß derjenige, bem eine Hanblung 
geleiftet wurde, einen bem verfchafften Nuten 
angemefjenen Lohn zu vergüten bat. Dies war 
auch gemeinrechtlih nie beſtritten. &. aud 
Zeiler, IV, 158, 3. 5, ©. 164, 3. 2; Stu- 
benrauh, II, 548, 549, unb insbefondere 
Bafl, Gztg., Nr. 30—34. Gemeinrechtlich 
bat der mit ber Eondictionsflage Belangte mit 
der Hauptſache auch beren Früchte herauszu⸗ 
geben (1. 7, 15 pr. D. de cond. ind. 12. 6). 
ies behaupten auch fürs öſterr. Recht Zeiller, 
IV, 165; Pfaff, Gztg. 1868, Nr. 84, S. 138, 
leßterer, weil durch $. 330 die gemeinrechtliche 
Controverfe über den Erwerb ber Früchte durch 
ben bonae fidei possessor entſchieden werden 
follte, während es unbeflritten war, baß ber 
mit ber Condictionsflage Belangte au bie 
Früchte ober deren Werth eraudgugeben babe, 
und die gemeinvechtliche Lehre demungeachtet 
dahin ausdrückte, der Empfänger hafte bei 

er condictio ind. wie ein bonae fidei posses- 
sor. Allein wenn auch zuzugeben ift, baf bie 
NRebactoren bes A. b. ©. B. die Eondictionen 
im Einflange mit der gemeinrechtlichen Doctrin 
im Ganzen ale Bereiherun sflagen auffaßten, 
fo ſteht damit Doch noch nicht feft, daß fie bie- 
felben burhgängig aboptiren wollten, unb es 
liegt nah dem Wortlaute bes 8. 1437 denn 
doch die Annahme zu nahe, baf die Beftim- 
mungen über bie Neftitutionspflicht bes Be- 
fiter8 wenigftens für ben Ball zur Anwendung 
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Der bösgläubige Cunpfänger haftet für ben ganzen dem Conbicenten ermachienen 
Schaden, ohne irgendwelche Beſchränkung (88. 1437, 335 fg.); er zahlt von bem 
empfangenen Gelde vom .Anfange an bie gefeglichen Verzugszinſen, wodurch jedoch bie 
Geltendmachung eines größeren Schabenerfaganfpruches nicht ausgefchloflen iſt 17. 


8. 1438. 
3) Gompenjation. 

Wenn Forderungen gegenfeitig zuſammentreffen, die richtig, gleichartig umb fo beicaffen 
find, daß eine Ende, die dem Einen als Gläubiger gebüßrt, von biefem and als Scalburr 
dem Anderen entridgtet werben Tann, fo entfteht, infoweit die Forderungen ſich gegeneinander 
andgleichen, eine gegenfeitige Anfhebung der Verbindlichleiten (Compeniation), welche iger 
für fi die gegenfeitige Zahlung bewirkt. 


8.1489, 
Zwiſchen einer richtigen und nicht richtigen, fowie zwifchen einer fülligen und nad widt 
fälligen Forderung findet die Compenſation wicht fiatt. Inwiefern gegen eine Concuremaſſe 
die Eompenfation ftattfinde, wird in der Gerichtorbunng beitimmt. 


$. 1440. 
Ebenfo Iaffen fi Forderungen, welche ungleichartige oder beſtimmte und unbeftinmie 
Sachen zum Gegenftande haben, gegeneinander nicht aufheben. Eigenmädhtig entzegene, ent⸗ 
fehnte oder in Verwahrung genommene Stüde find überhaupt Tein Gegenſtand ber Compenſation. 


8. 1441. 


Ein Schuldner Tann feinem Glänbiger dasjenige nicht in Anrechnung bringen, was dieſer 
einem Dritten und ber Dritte dem Schuldner zu zahlen bat. Selbſt eine Summe, die Jemand 
an eine Staatölafie zu fordern hat, kann gegen eine Zahlung, die er an eine aubere Eteatk 
kaſſe Ieiften muß, nicht abgerechnet werden, 


8. 1442. 


Wenn eine Forderung allmählich anf Mehrere übertragen wird, fo Tann der Edufbar 
zwar die Forderung, welche er zur Zeit der Abtretung an den erften Inhaber derſelben hatte, 
fowie aud) jene, die ihm gegen den leuten Inhaber zufteht, in Abrechnung bringen, wit aber 
aud diejenige, welche ihm an cinen der Zwifcheninhaber zuſtaud. 


8.1448, 


Gegen eine deu Hffentlihen Büchern einverleibte Forderung Tanı die Eimwendung ber 
Compenfation einem Ceffionar nur dann eutgegengeiet werden, wenn die Gegenforderumg 
ebenfalls und zwar bei der Forderung felbft eingetragen oder dem Ceſſionar bei ebernchmung 
der letzteren befaunt gemadt worden ift, 


Der Umftand, daß Forderung und Gegenforderung gleihartigen Inhaltes einander 
gegenüberftehen, äußert an und fiir fi) auf feine verfelben einen Einfluß. Es wider: 
ftreitet jedoeh ter Billigfeit, daß Jemand von einem Anberen Zahlung fordert, an 
welchen er fofort felbft zur Zahlung verhalten werten kann; and) liegt e8 im Intereile 
bes auf Zahlung belangten Schuldners, lieber nicht zu zahlen, als ſich auf Rüd—⸗ 





tommen follen, wenn es fih um die Reftitution | Theorie bes preuß. Privatrechts, II, 45, 
von förperlihen Sachen handelt. $. 150, Anm. 85. Ausdrüclich verfügt Das 
Auch die ganz ähnliche Beftimmung im Br. 2. | fächl. Geſetzbuch (8. 1527) in Anfehung ber 
R.: „Wer jelbft im Irrthume war, ift als | aus der Sache gezogenen Früchte die Anwen 
ein redlicher Defiger anzufeben” (Pr. L. R., | dung der Borfchriften über die Eigenthumd 
I, 16, $. 190) wird ganz allgemein als eine Mage auf die Condictionen. 
Abweihung vom gem. Rechte angejeben. Bol. 7 Bol, auch Pfaff, a. a. D., S.141, Nr. 3. 
Koh, Commentar, II, 430, Annı. 44; Förfter, 
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ng des Gezahlten zu verlaffen. 
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Es wird daher fingirt, der die Zahlung for» 


Gläubiger habe die Zahlung an ven belangten Schuldner und biefer wieder an 


huldner geleiftet. 
Damit diefe gegen den 


Diefe fingirte abgekürzte gegenfeitige Zahlung heißt Compen- 
illen des Gläubigers ftattfinden fann — benn mit 


Sinwilligung kann fie natürlich jederzeit eintreten —, ift erforderlich : 


) Gegenjeitigleit der Worberungen (8. 1438) *. 


Forderungen eines Dritten 


nur mit befien Einwilligung * zur Compenfation benutt werben, ohne biefe 
igung jelbft dann nicht, wenn, ber Dritte jelbft Schulpner des auf Zahlung be= 


Schuldners ıft ($. 1441). 


Eine Ausnahme von der Kegel der Gegenfeitigleit 


rderungen muß jedoch angenommen werben bei Compenfationen des Bürgen aus 


ingen des Hauptſchuldners *. 





mn Bearbeitungen biefer Lehre find zu 
: Krug, Die Lehre von der Eompen- 
(Leipzig 1833); Hartter, Das röm.- 

Recht ber Compenfation (München 
Brinz, Zur Lehre von ber Compenfa- 
ne Habilitationsfchrift, Münden 1849), 
:8 aber Dernburg, Die Compenfation 
m. Rechte mit Rüdficht auf die neueren 
:bungen (Seibelberg), 1. Aufl. 1854, 
. 1868 (600 ©.). 


‚ über biefes Erforderniß Habietinek, 
das Erforberniß ber ®egenfeitigleit ber 
mgen im Sinne bes $. 1438 4. b. ©. 
ber Oeſterr. Biertelj. Schr., II (1858), 
Dernburg, 88. 44— 54. 
nburg, $. 45, ©. 378 fg. Eine foldhe 
igung zur Compenfation ift als Ab- 
anzufeben. 
3l. Koh, Recht der Forderungen, II, 
‚S. 655; Keller, Banbelten, ©. 522; 
yeib, II, 8. 350, S. 286, und insbe- 
Dernburg, 1. 54, ©. 457 fg., 461 ig. 
ärge ift zur Geltendmachung der Com⸗ 
u unter allen Umſtänden berechtigt. Er 
: nicht verpflichtet, über die Gegenfor- 
des Hauptſchuldners, wenn bieje be- 
wird, einen Proceß durchzuführen, ſon⸗ 
. genügt, wenn er ten Hauptihuftner 
ert, in den Proceß einzutreten und bie 
tung der Gompenfatioun geltend zu 
Unterläßt dies ber Dauptichuldner, 
ann ber Bürge Zahlung leilien, ohne 
tmwaigen Regreßanſprüche zu verlieren 
‚ernburg, $. 54, Z. 461). Fürs öfterr. 
it Habietinek, Tefterr. Biertelj. Zchr., 
ig. ber Anfiht, daß die Kompenfation 
nn ftatthaft jet, menn das Ginveritänd- 
3 Sauptihultners zur Bezahlung der 
vorliege, weil S. 1361 4.6.0. B. 
in Bezug auf die Bürgſchafit deu Yür- 
weite, ji ver der Zahlung mit Dem 
huldner „einzuverſtehen“. Ter 8. 1361 
it jedech nur, daß der Bürge nur dann 
atz des Bezablten verlangen könne, wenn 
in jeder Hinſicht zu Recht keitehente 
tes Hauptjichuldnere bezahlt hat und 
ih nicht etwa ter Verurtheilung Lurd 
velbe Einwentung entziehen kennte, aue> 
ten er bätte tie Zebiung mir Suftint- 
des Dauprihuleners geleine:, in weh 
n ale er ten Erjatz Les Eczalten 
rdings verlangen lazn. Ze wurd ion 
aber feineswege unkerunzı sur Tele 


ee a En — —— 


gemacht, die Zuftimmung bes Hauptichulb- 
ners zur Bezahlung ber Schuld einzuholen, 
Wäre biefes ber Fall, fo könnte er auch dem 
Hagenben Gläubiger einmwenben, baß ber Haupt- 
fhulbner feine Zuſtimmung zur Bezahlung 
der Schuld nicht ertheilt habe. Stellt fih aber 
bie Vorausſetzung ale irrig heraus, baß ber 
Bürge zur Bezahlung ber verbürgten Schuld 
der Zuftimmung des Hauptſchuldners bebürfe, 
fo entfällt auch Die Daraus gezogene Folgerung, 
Daß der Bürge ohne dieſe Zuſtimmung zur 
Bezahlung der Schuld zur Compenſation mit 
Forberungen bes Hauptſchuldners nicht berech⸗ 
tigt ſei. — Uebrigene nimmt auch Habietinel 
eine Ausnahme für den am bäufigfteu vor- 
tommenben Fall an, wenn bie Bürgfchaft mit 
Zuftimmung, mit Borwiffen und Einwilligung 
des Hauptſchuldners zu Stande gelommen ift, 
wo bann ber Bürge als Bevollmächtigter bes 
Schuldners anzufehen fei und als folder bem 
Gläubiger alle bem Hauptſchuldner als feinem 
Vollmachtgeber zuftehenden Einwendungen, bar» 
unter alfo auch jene der Compenfation ent- 
gegenzufegen beredhtigt umd verpflichtet fei. 

Die Frage, ob ein Correalfhuldner Forde⸗ 
rungen eines anderen Eorrealfhuldners, und 
bei activen Correalitäten ber Schulbner dem 
ihn auf Zahlung belangenben Correalglänkiger 
bie Forderung, welche ihm gegen einen ande: 
ren Correalgläubiger zufteht, in Aufrechnung 
bringen fönne, ift im 4. b. G. 3. nicht aus⸗ 
brüdlih entſchieden. Nah röm. Recht (vgl. 
Dernburg, 8. 32, S. 449; Keller, Panbelten, 
©. 522; Windſcheid, II, 8. 350, Z. 294, war 
bie Eompenjation nur zuläffig, wenn und in» 
jomweit der Mitſchuldner dem telangten Schuld» 
ner regreßpflidtig iſt. Taſſelbe ift mol aud 
nad öſterr. Redht anzunehmen. Dal. auch Ha⸗ 
bietinet, Teſterr. Vierteli. Schr., IL, 87, 88. 
Nach Preuß. Landrechte kann ein Correalichult⸗ 
ner mit der Forderung eines anderen nur com- 
penfiren, wenn fie ihm abgetreten worben ift. 
zoriter, I (2. Aufl.,, $. 94, ©. 572. 

Für Efientlihe Hantelzgejellihaiten beſiimmt 
Ar 1219. ©.: 

„Eine Cempenſatien zwiihen Kerkecrungen 
ker Gejellſchaäit und Priratierdetunzen Des 
Geſellichaireſchultners gegen einen einzelnen 
Geiellichaiter findet währene deTauec ter 
Geiellichait werer ganz noch tyerizerle ſtatt; 
nach Auilöſung ter (heſellichzit in fie zuläifz, 
zenn und inſcweit tie (Ferrlliharsscırkrung Lem 
Gzirllikaster ber der Auzeizzneiiiegung übers 
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Der bösgläubige Empfänger haftet für den ganzen bem Condicenten erwachſenen 
Schaden, ohne irgendwelche Beſchränkung (88. 1437, 335 fg.); er zahlt von dem 
eınpfangenen Gelde vom .Anfange an bie gejeglihen Verzugszinſen, wodurch jedoch bie 
Geltendmachung eines größeren Schavenerfaganfpruches nicht ausgefchloffen iſt 17. 


8, 1438. 
. 3) Sompenjation. 

Wenn Forderungen gegenfeitig zuſammentreffen, die richtig, gleichartig umb fo beichaffen 
find, daß eine Ende, die dem Einen als Gläubiger gebührt, vom dieſem and als Scailburr 
dem Anderen entridgtet werben kaun, jo enifteht, infoweit bie Forderungen fidh gegeneinander 
ausgleichen, eine gegenfeitige Anhebung der Berbinblidleiten (Compenſation), welde ſchen 
für fi die gegenfeitige Zahlung bewirkt. 


8. 1489, 
Zwiſchen einer richtigen und nit richtigen, ſowie zwiſchen einer fälligen und nad nit 
fälligen Forderung findet die Compenſation wicht flatt. Inwiefern gegen eine Concurömafie 
die Eompenfation ftattfinde, wird in der Gerichtöorbunug beftimmt. | 


8. 1440. 
Ebenfo Iaffen fid Forderungen, welde ungleichartige oder beftimmte und unbeftinmie 
Sachen zum Gegenftande haben, gegeneinander nicht aufheben, Eigenmächtig entzogene, ent 
lehnte oder in Verwahrung genommene Stüde find überhaupt fein Gegenſtand der Eommpenfation. 


9.1441. 


Ein Schuldner Tann feinem Glänbiger dasjenige nicht in Anrechnung bringen, was dieſer 
einem Dritten und der Dritte dem Schuldner zu zahlen hat. Selbſt eine Summe, die Jemand 
au eine Staatölaffe zu fordern Hat, Tanıı gegen eine Zahlung, die er an eine aubere Etnetk 
Lafle leiſten muß, nicht abgeredjuet werden, 


8. 1442, 


Wenn eine Forderung allmählich anf Mehrere übertragen wird, fo Tann der Edulise 
zwar die Forderung, welche er zur Zeit der Abtretung an den eriten Inhaber derfelben hatt, 
fowie and) jene, die ihm gegen den letzten Juhaber zufteht, in Abredhunng bringen, uidt aber 
auch diejenige, weldhe ihn an einen der Zwiſcheninhaber zuftand. 


8, 1448. 

Gegen eine dem Hffentlihen Büchern einverleibte Forderung Tann bie Einwendung der 
Eompenfation einem Ceflionar nur dann eutgegengefeht werden, wenn die Gegenforderumg 
ebenfalls nnd zwar bei der Forderung jelbft eingetragen oder dem Ceſſionar bei Mebernchnung 
der letzteren belaunt gemacht worden ift, 





Der Umftand, daß Forderung und Gegenforderung gleihartigen Inhaltes einander 
gegenüberftehen, äußert an und für fi) auf feine verfelben einen Einfluß. Es wider⸗ 
ftreitet jebedy der DBilligfeit, daß Jemand von einem Anderen Zahlung forbert, an 
welchen er fofert felbft zur Zahlung verhalten werden kann; and) liegt e8 im Intereſſe 
bes auf Zahlung belangten Schuldners, Lieber nit zu zahlen, als fi auf Rüd | 





tommen jollen, wenn es ſich um die Reftitution | Theorie bes preuß. Privatrechts, II, 82 


von körperlichen Sachen handelt. 8. 150, Anm. 85. Ausdrücklich verfügt tat 
Auch die ganz ähnliche Beftimmung im Pr. 2. | fächf. Gefegbuh (8. 1527) in Anfehung MT 
R.: „Wer jelbit im Irrthume war. ift als | aus der Zache gezogenen Früchte bie Anwen 


ein redlicher Beſitzer auzufehen” (Pr. L. R., | dung der Vorſchriften über die Eigenthums⸗ 
I, 16, $. 190) wird ganz allgemein als eine Hage auf die Condictionen. 

Abweihung vom gem. Rechte angefehen. Bgl. 7 Bol. auch Pfaff, a. a. O., S. 141, Rı. 8. 
Koh, Commentar, II, 430, Anm. 44; Förſter, 
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ung bes Gezahlten zu verlaffen. 
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Es wird daher fingirt, der die Zahlung for: 


e Gläubiger habe die Zahlung an den belangten Schuldner und biefer wieder an 


Schuldner geleitet. 


Diefe fingirte abgekürzte gegenfeitige Zahlung heit Compen⸗ 


11. Damit diefe gegen ben Billen des Gläubigers ftattfinden kann — denn mit 
‘ Einwilligung Tann fie natürlich jeberzeit eintreten —, iſt erforderlich: 


1) Gegenfeitigfeit der Forderungen (8. 1438) 2. 


Vorberungen eines ‘Dritten 


n nur mit beffen Einwilligung * zur Compenfation benugt werben, ohne dieſe 
illigung felbft dann nicht, wenn. der Dritte felbft Schulpner des auf Zahlung be⸗ 


en Schuldners iſt ($. 1441). 


Eine Ausnahme von der Regel’ ver Gegenfeitigleit 


Sorderungen muß jedoch angenommen werben bei Sompenfationen des Bürgen aus 


rungen des Dauptjchulbners *, 





Bon Bearbeitungen dieſer Lehre find zu 
n: Krug, Die Lehre von der Compen- 
: (Reipzig 1833); Hartter, Das röm.- 
be Recht ber Eompenfation (Münden 
; Brinz, Zur Lehre von der Compenfa- 
eine Habilitationsfchrift, München 1849), 
vers aber Dernburg, Die Kompenfation 
röm. Rechte mit Rüdficht auf bie neueren 
gebungen (Heidelberg), 1. Aufl. 1854, 
fl. 1868 (600 S.). 
5. über bdiefes Erforberniß Habietinel, 
er das Erforderniß der Gegenſeitigkeit der 
zungen im Siune des $. 1438 A. b. ©. 
in ber Defterr. Biertelj. Schr., LI (1858), 
.; Dernburg, 88. 44—54. 
Dernburg, $. 45, S. 378 fg. Eine foldhe 
ilignng zur Compenfation ift ale Ab- 
8 anzuſehen. 
gl. Koh, Recht der Forderungen, II, 
4, ©. 655; Keller, Banbelten, ©. 522; 
fheib, II, 8. 350, ©. 286, unb insbe- 
re Dernburg, 1. 54, ©. 457 fg., 461 fa. 
Bürge iſt zur Geltendmadung ber Com⸗ 
kon unter allen Umſtänden berechtigt. Er 
yer nicht verpflichtet, über die Gegenfor- 
g des Hauptſchuldners, wenn bieje bes 
u wird, einen Proceß durchzuführen, fon- 
es genügt, wenn er den Hauptichuldner 
ebert, in ben Proceß einzutreten und die 
endbung der Compenfation geltend zu 
n. Unterläßt dies ber Hauptſchuldner, 
fann der Bürge Zahlung leiften, ohne 
etwaigen Regreßanſprüche zu verlieren 
Dernburg, 9. 54, S. 461). Fürs öfter. 
iſt Habietinek, Defterr. Biertelj. Schr., 
8 fg. der Anficht, daß die Compenfation 
dann ftatthaft fer, wenn das Einverftänd- 
bes Hauptſchuldners zur Bezahlung ber 
[fd vorliege, weil $. 1361 A. b. G. B. 
U in Bezug auf die VBürgfchaft den Bür⸗ 
anmeife, ſich vor der Zahlung mit bem 
tſchuldner „einzuverſtehen“. Der $. 1361 
ımt jedoch nur, daß der Bürge nur dann 
trſatz des Bezahlten verlangen lönne, wenn 
ne in jeder ‚Hinficht zu Recht befteheude 
ld des Hauptfchuldners bezahlt bat und 
fi nicht etwa ber Berurtheilung durch 
dwelche Einwendung entziehen konnte, aus» 
nmen er bätte die Zahlung mit Zuftin- 
‚ des Hauptfchuldners geleiftet, in welch 
em Falle er den Erjat des Bezahlten 
terbings verlangen kann. Es wird ihm 
: aber feineswegs unbedingt zur Pflicht 


gemadt, die Zuftimmung bes SHauptichuld- 
ners zur Deaablung ber Schuld einzuholen, 
Wäre dieſes ber Fall, fo könnte er aud dem 
klagenden Gläubiger einwenden, baß ber Haupt- 
fchulbner feine Suftinmung zur Bezahlung 
der Schuld nicht ertheilt habe. Stellt fih aber 
bie Vorausſetzung als irrig heraus, baß ber 
Bürge zur Bezahlung ber verbürgten Schuld 
der Zuftimmung des Hauptſchuldners bebürfe, 
jo entfällt auch die baraus gezogene Folgerung, 
daß der Bürge ohne diefe Zuſtimmung zur 
Bezahlung ber Schuld zur Kompenfation mit 
Forderungen bes Sauptichulbners nicht berech⸗ 
tigt fei. — MUebrigens nimmt auch Habietinel 
eine Ausnahme für ben am häufigfteu vor- 
tommenden Fall an, wenn die Bilrgfchaft mit 
Zufimmung, mit Borwiffen und Einwilligung 
des Hauptſchuldners zu Stande gelommen ift, 
wo dann ber Bürge als Bevollmädtigter bes 
Schuldners anzufeben fei und aͤls folder dem 
Gläubiger alle dem Hauptfchulbner als feinem 
Bollmachtgeber zuftehenden Einwendungen, dar⸗ 
unter alfo auch jene ber Compenſation ent» 
gegenzufeten berechtigt und verpflichtet fei. 

ie Frage, ob ein Correalſchuldner Forde⸗ 
rungen eines anderen Correalſchuldners, und 
bei activen Correalitäten der Schuldner dem 
ihn auf Zahlung belangenben Correalglänbiger 
die Sorberung ı welche ihm gegen einen ande⸗ 
ren Correalgläubiger zufteht, ın Aufrechnung 
bringen fönne, ift im A. b, ©. B. nicht aus⸗ 
drücklich entſchieden. Nah röm. Recht (vgl. 
Dernburg, 8. 52, S. 449; Keller, Banbelten, 
©. 522; Windjcheid, II, 8. 350, S. 294) war 
bie Sompenjation nur zuläffig, wenn und in» 
fomweit der Mitſchuldner dem belangten Schuld 
ner regreßpflichtig iſt. Daffelbe ift wol aud 
nad) öfterr. Recht anzunehmen. Dgl. auch Ha⸗ 
bietinel, Defterr. Biertelj. Schr., II, 87, 88. 
Nach Preuß. Landrechte kann ein Eorrealichuld- 
ner mit der Forderung eines anderen nur come 
penfiren, wein fie ihm abgetreten worben tft. 
Forfter, I (2. Aufl.), 8. 94, ©. 572, 

Für öffentliche Handelsgeſellſchaften beftimmt 
Art. 121 9. ©.: 

„Eine Compenſation zwiſchen Forderungen 
ber Gefellihaft und “Privatforderungen Des 
Geſellſchaftsſchuldners gegen einen einzelnen 
Gefellihafter findet während der Dauer der 
Geſellſchaft weder ganz noch theilweiſe ftatt; 
nad Auflöfjung der Geſellſchaft ift fie zuläjfig, 
wenn und infoweit bie Gejellfchaftsordnung dem 
Geſellſchafter bei Der Auseinanderjegung über» 
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Umgelehrt findet die Compenfation 

Forderung des Schuldner von derfelben 
zubezahlen ift®. 
.. Med eine Forderung cedirt, fo erhält vom Zeitpunkte ver Belanntgabe der Ceſſien 
der Schulpner (Ceffus) das Recht auf Compenfation, und nad firengem Rechte könnte 
ihm auch Diefes einmal erworbene Recht dadurch, daß die Forderung wieder weiter 
Tebirt wird, nicht mehr entzogen werben. MUebereinftimmend mit dem Pr. 2. R.* be 
fiimmt jedoch 8. 1442 9. b. ©. B., daß bei mehrmaliger Ceſſion die Compenſatien 
gegen: ven legten Inhaber der cebirten Forberung nur rüdfidtlich jener Gegenforde⸗ 
rungen des Schuldners ftattfinde, welde ihm entweber gegen ben urfprüngfiden 
Inhaber der cevirten Forderung oder gegen ben letzten Inhaber felbft zuftchen: (ine 
weitere Beſchränkung der Zuläffigfeit der Compenfation bei cebirten Forberumgen ar 
hält 8. 1443, wonad bei Forderungen, welde ven öffentlichen Büchern einverlakt 
find, gegen den Ceffionar nur dann die Compenfation zuläffig ift, wenn die Gegen⸗ 
. forberung des Schuldners gegen- den urfprünglichen Inhaber der cedirten Forderung bei 
der cebirten Yorberung felbft grunpbücherlich erfichtlihh gemacht war — wozu Abdnota⸗ 
tion der Gegenforderung erforberlih ift —, ober dem Geffionar bei der Uebernahne 
der cedirten Forderung bekannt gegeben wurbe. 

Segen eine Concursmaſſe findet die Compenfation nicht ftatt, wenn die Schuld an 
ben Gemeinfhulpner ſchon vor der Concurderöffnung beftanden hat, die Gegenforde- 
rung an ben Gemeinſchuldner (nit etwa an die Concursmaſſe) aber erft nah ver 
Concurseröffnung entftanden ift oder erft nah der Concurseröffnung im Wege ber 
Ceifion von einem Dritten erworben worden iſt? ($. 21 C. D.). 

Nah Art. 303, Abſatz 2 H. ©. können Anweifungen und Berpflichtungsfchein, 
welche von Kaufleuten über Leiftungen von Gelb oder eine Quantität iwertretbarer 
Sachen oder Werthpapiere ausgeftellt find, ohne bag darin bie Verpflichtung zum 
Leiftung von einer Oegenleiftung abhängig gemadt ift, ebenfo Connoſſamente ver See 
ſchiffer und Ladeſcheine ver Frachtführer 2c. durch Indoffanent übertragen werben, wenn 
fle an Ordre lauten, und der Verpflichtete kann fih dann nur folder Einreden be 
dienen, welde ihm nah Maßgabe der Urkunde felbft oder unmittelbar gegen 
ben jedesmaligen Kläger zufteben. 

2) Gleihartigfeit des Gegenſtandes. Nach claffiihen röm. Rechte konnte ame 
Vorberungen aller Art immer nur eine Verurtheilung in Geld erfolgen, ver nächſte 
Segenftand der Obligation modte was immer für einer fen. Nach dem Grunpfage 
ver Gelpäftimation wurden Forderung und Gegenforderung immer als gleichartige 
Größen gedacht 8. Nah juftinianeifhen Rechte galt dieſe Regel faft nur noch be 


üegen ben Fiscus nur dann ftatt, wenn bie 
affe, wo bie Einzahlung zu leiften ift, ante 





in etwas erlünftelter Weife fchon aus bem 


wiefen iſt“ (Art. 121 9. ©.). Dagegen fteht 
Weſen des Eoncursverfahrens ab. „Der Cor 


der Eompenfation ber Privatforberung eines 


Gefellichafters gegen die Gläubiger der Handels⸗ 
geſellſchaft nichts entgegen. Obfig. Entſch. vom 
12. april 1866, 3. 2021, Gerichtshalle 1866, 
Nr. 49. 

Diefe Beftimmung gilt nah Art. 169 9. ©. 
auch für Commanbditgefellfchaften. 

> Diefelbe Beſtimmung enthält ſchon das 
röm. Recht: Et Senatus censuit et saepe 
rescriptum est, compensationi in causa fis- 
cali ita demum locum esse, si eadem statio 
quid debeat, qnae petit. Atque hoc juris 
propter confusionem diversorum officiorum 
tenaciter servandum est, 1. 1 C. de comp. 
(4. 31). 

°e Bal. Koh, Recht der Forderungen, II, 
653 fg. 

7 Dies ift bie mindefte Einſchränkung, welche 
bie Compenſation durch die Eröffnung des 
Concursverfahrens erleiden muß, wenn baffelbe 
nicht häufig feinen Zmwed ganz verfehlen fol. 
Diefe Beſchränkung leitet man gemeinrechtlich 


cur® fpalte gewiffermaßen das Vermögen bei 
®emeinfhuldners in zwei Beſtandtheile; fein 
Actiovermögen werde ihm entzogen und be 
Concursmaffe liberwiefen, bie Paſſiven obli⸗ 
given ihn felbft; der Concursmaſſe liege bie 

efriedigung ber angemeldeten Gläubiger ot. 
Es höre alfo die Gegenseitigkeit ber Act 
und Baffivobligation in der Art, wie fie Mi& 
ber beftand, auf” (Dernburg, $. 51, ©. 429). 
Weiter geben die meiften neueren Goncurt: 
ordnungen, fo auch bie Preuß. Concurserbnung 
vom 8. Mai 1855, $. 96, 3. 3, wonach Me 
Compenjation jhon dann auegeichloflen fi 
wenn ber Schuldner bes Cridatars zur Jet 
ber erfolgten Ceſſion durch gewiſſe änßere 
Thatſachen, insbeſondere Zahlungseinſtellung 
des Gemeinſchuldners, ober Antrag eine 
Gläubigers auf Concurseröffnung vom Her‘ 
annaben des Concurfes Kenntniß batte. 

® Dernburg, 8. 58, ©. 493 fg.; Brim. 
Zur Lebre von ber Eompenfation, S. 21 fs. 
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igationen, welche auf ein Thun gingen unb es konnte baher eine Conipenfation 
leichartiger Forderungen nur in jenen Fällen ftattfinden, in denen eine fpätere Ber- 


lung des urfprünglichen Gegenftandes ver Obligation in Geld erfolgte”. Diefer - 
mbfag ift auch in das öſterr. Recht ($. 1438) übergegangen. Da jeboh nad. . 


rr. Recht die Verurtheilung immer auf den eigentlichen Gegenſtand der Obligation 


Igt, fo ift eine ſolche Umwandlung nur ftatthaft, wenn diefe unmöglich geworben :- 


und daher auf Leiſtung eines Yequivalentes in Geld erfaunt wird. | 
Bei alternativen Obligationen kann nur dann compenfirt werben, wenn berjenige, 
dem das Wahlrecht zufteht, ſich für die gleichartige Forderung entſchieden hat. 
Nah röm. Recht genügte e8 auch, wenn bie Fordernng, mit welcher compenfirt 


den wollte, eine klagloſe (naturalis) Obligation war 1%. Fürs öfter. Rechtkann. 


Gleiches nicht behauptet werben, indem es an jedem gefetlichen Ausfpruche, welcher . - 
Haglojen Obligation eine ſolche Wirkung beilegt, fehlt, und ihr daher feine weiteren . 
ckungen beigemeflen werben können, als welche entweder das Gefet jelbft (8. 1432) - 
it verbindet 11, oder welche ihr die Parteien einverftändlich geben, indem ſie felbe . 
3. als Grundlage einer Novation erheben %, Die Entziehung des Klagerechts 


nad heutigen Rechte gleichbedeutend mit Entziehung des richterlihen Schuges zur 
dendmachung einer folden Obligation, e8 mag Diefer proceffualigh im Wege ber 
ge oder im Wege der Einreve angerufen werben 1?. 

Bermöge ausprüdlicher geſetzlicher Beftimmung ift die Compenjation wie nah röm. 
ht ausgejchlofien Leim Depofitum, Leihvertrage und bei unredhtmäßiger Occupation 
iden Beſitzes ($. 1440). 

3) Fälligkeit (Erigibilität) der Gegenforberung ($. 1439). Es können baher 
gte oder bedingte Forderungen zur Compenfation nicht verwendet werben. “Diejes 
orderniß Liegt in der Natur der Compenfation, welche blos ven Zwed hat, dem 
jegenzufreten, daß der Kläger etwas fordere, was er dem Bellagten in continenti 
ft zu leiften hat. Eine Ausnahme zieht vermöge ausprüdlicher gefegliher Beſtim⸗ 
ng die Eröffnung des Goncurfes über das Vermögen eines der beiden Forderungs⸗ 
echtigten nad fi. Der Gemeingläubiger ift auch dann bereditigt zu compenfiren, 
an feine Gegenforderung betagt ift ($. 20 C. O.) 1%, ebenjo wenn feine Forderung 
ingt ift, jedoch nur danır, wenu er für den Sal der Nichterfüllung der Bedingung 
oe ‚Srfüllung feiner Verbindlichkeit Sicherftellung leiftet (arg., 88. 14, 16, 20 

,) 38, 

Iſt die betagte Forderung bis zu ihrer Fälligkeit unverzinslih, fo kann, wenn fie 
9 Duantitäten vertretbarer Sachen befteht, nur nad Abzug bes mit zu Örundelegung 
r gefeglichen Zinfen zu berechnenden commodum temporis verbleibenden Reſtbetrages 
apenfirt werden. Iſt fie verzinslid), fo wird angenommen, daß das comm. temp. 
db der dem Gläubiger für die Zwifchenzeit entgangene Zinfengenuß einander beden. 
fteht fie aus anderen Leiftungen, fo ift der dem betagt Forderungsberechtigten durd) 
vorzeitige Leiftung erwachſende Bortheil (ſ. die Bemerf. zu 88. 902—904) feparat 
vergüten. Daſſelbe gilt auch von bedingten Forderungen, wenn. und infoweit bie 

zur Zeit der Erfüllung ver Bedingung fälligen Nutungen der geſchuldeten Leiſtung 
»t dem Gläubiger zufallen (f. die Bemerk. zu 88. 695— 703, sub Nr. 1—5; 
g., $. 20 6. O., Schlußſatz) 1%. Iſt der Zeitpunkt der Erfüllung ungewiß, jo 


’ Dernburg, 8. 58, ©. 50. 13 S. die Bemerf. zu ben 88. 1486 und 
10 Etiam quod natura debetur, venit in | 1487 a. €. 
mpensationem, 1. 6 D. de comp. (16. 2). 14 Ehenfo 8. 96, 3. 3 der Preuß. C. O. 


2 Auch nach röm. Recht beruhen alle pofi» | vom Jahre 1855. 

en Birlungen der Haglofen Obligationen 15 Dies nimmt auch die preuß. Gerichts: 
f der Anertennung, die denfelben durch das | praris an, f. Dernburg, 8. 5l, ©. 436, 
ı eirile zutheil geworben ift, und nicht auf | Anm. 3. 

n jus naturale.. Vgl. Belfer, „Ueber bie 16 Der Wortlaut des 8.20 C. O. ifl: „Der 
itmralobligationen” in jeinen und Mutber’s | Gläubiger muß fi jedoch, wenn feine Forde⸗ 
hrbüchern des gem. beutfhen Rechts, IV | rung noch nicht fällig und nicht verzinslich ift, 
360), 386 fg., insbeſ. S. 400, für Die vorzeitige Tilgung der Schuld bie ge: 
12 S. die Bemerf. zu ben 88. 1375—1378. " jeglichen Zinfen in Abrechnung bringen laſſen.“ 


v. Kirhftetter, Sommentar. 2. Aufl. 43 
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ankte au, in welchem fie ſich al8 compenfable Forderungen gegenüberzuftehen angefangen 
ıben, von Rechtswegen als aufgehoben angejehen werben 2%, 

Der Zinfenlauf hört auf?F, die mora und Gonventionalftrafe oder fonftige mit 
+ Nichterfüllung ver Verbindlichkeit verbundene nachtheilige Folgen, 3. B. Verluft des 


ichulderlaß ac. von felbft (sine facto hominis), 
e Aufhebung ber Forderungen. Da fich biefe 
uffaffung aber mit dent nicht zu leugnenden 
atze, die Compenſation gegen den Willen 
3 Schulbners nicht eintreten könne, nicht ver- 
nbaren ließ, griff man zu ber ſchon von Azo 
ertheidigten Anficht zurüd, daß die Compen- 
tton erſt burch einen befonderen Act in Wirk⸗ 
mieit gejegt werben müſſe, fei ed durch 
ebereinkunft der Parteien oder Durch einfeitig 
Härten Willen des Schuldners — durch ein- 
itige Geltendmachung gegen bie Klage bes 
fäubiger8 (ope exceptionis) —, bob aber 
mn bie Forderung um den Betrag ber Gegen» 
xberung fchon von ber Zeit ihres Gegenüber» 
then® an als von felbft, ipso jure, gemindert 
igeſehen werde, gleich als ob jener Act fchon 
‚mals eingetreten wäre. Nach Dernburg, 
.87, ©. 311, 312, dem auch Bangerom, 
anbelten, III, 8. 618, Anm. 1; 6. Aufl., 
re 385 (anders in ben früheren Auflagen), 
abietinek in Haimerl's Magazin, XVI (1857), 
28 ig beiſtimmen, bätte „ipso jure” nad 
Im. Recht blos die Bedeutung, bie Compen⸗ 
tion werbe nad feftftebendem objectiven 
sechte vollzogen und fei nicht mehr vom 
chterlichen Arbitrium abhängig. Wieder an⸗ 
ers und unter fich abweichend deuten dieſe 
3orte Brinz — und zwar biefer jogar wieder 
erſchieden im feiner Abbanblung: Die Lehre 
on ber Compenfation (eibäig, 1849), und in 
jelker's Jahrbuch für gem. Recht, I (1857), 
fü., 32 fg.; Ubbelohde, Ueber ben Sak: 
so jure compensatur (Göttingen 1858); 
dindſcheid, II, 8. 349. 

Die Theorie, daß Die Comp. sine facto ho- 
nis eintrete, ıft in das Pr. L. R., I, 16, 
.301: „Sobald die Forderung, durch welche 
ie Compenjation gejeklih begründet wirb, 
ıtftanden ift, wird auch Die Schuld, foweit Die 
ompenfation reicht, für erlofchen gehalten‘, 
ı den Code civil, art. 1290: „La compen- 
ıtion s’opere par la seule force de la loi, 
me à l’insu des debiteurs; les deux dettes 
&teignent reciproquement à linstant, ou 
les se trouvent exister & la fois ....... “ 
nd auch in $. 1438 A. b. ©. B. libergegan- 
en, indem die Worte „an fi" nichts ale 
ne Veberfeßung bes „ipso jurs“ find. So— 
ie aber biejer Meinnngsverſchiedenheit über 
ie Bebentung jenes Ausdrudes gemeinrechtlich 
ne praftifche Bebeutung nicht zukommt (vgl. 
bbelohde, ©. 3 fg., dem ausdrücklich Arndts, 
.265, Anm. 1; Windſcheid, II, 8. 349, 
nm. 3, zuſtimmen), indem man darüber 
nig iſt, daß die Compenſation gegen den 
Billen des Schuldners nicht eintrete und Die 
Birkungen auf den Zeitpuntt zurüdzubezieben 
ud, in welchem fich bie Forderungen gegen: 
bergetreten find, bat auch das A. b. G. B. 
ie Conſequenzen aus dieſer unrichtigen Theo- 
e abgelehnt. So wäre 8. 1442 ganz uner- 


Härlih, wenn man bie beiden Gegenforderun: 

en vom Zeitpuntt ihrer Coexiſtenz als von 
elbſt aufgehoben anfehen würde. Ja es bat 
nicht einmal alle jene Konfequenzen acceptirt, 
die mit der Annahme der Aufhebung ber For⸗ 
derungen ope except. verbunden gedacht wer- 
ben müſſen (f. 8. 29 ber Allg. Eoncursorb- 
nung vom 1. Mai 1781, 3. ©. ©., Nr. 14, 
und Hofd. vom 15. San. 1787, J. G. ©. 
Nr. 620), indem die Beftimmungen der früheren 
Eoncursordnungen, wonach auch compenfable 
Forderungen innerhalb der Anmelbungsirift 
anzumelden maren, burch $. 1439 ausbrüdlich 
aufrecht erhalten worden waren. Eine Aus- 
nahme beftand nur für jene Gläubiger, melde 
mit dem Schuldner in SHanbelsverfehr und 
Correjpondenz geftanden finb und gegeneinander 
ordentliche Bücher geführt hatten (Bat. vom 
5, April 1782, J. G. ©, Nr. 40, Abi. 1). 
Alle Verſuche, insbefondere der Wagner’s 
(Ueber die Compenjation im öſterr. Eivilproceffe, 
Wien und Trieft 1817, ©. 65 fg.), Diele 
Anomalie auf bein Wege der Interpretation zu 
befeitigen, find erfolglos geblieben, und es 
läßt ſich die Aufrechthaltung diefer Beftimmung 
ber Concursgeſetze neben der Annahme einer 
Compensatio sine facto hominis nur dadurch 
erflären, daß man fich dieſes Wiberfpruches 
gar nicht bewußt wurde. „Auch Glück, Com— 
mentar, XV (1813), 102, 110, bat beide An» 
fihten, Die Azo's und bie entgegengejettte bes 
Martinus, glei ale wiberfprächen fie ſich 
nit, als unzweifelhaft vorgetragen‘ (Dern- 
burg, € . Die Praris (vgl. Obſtg. 
Entih. von 17. Sept. 1852, Gztg. 1865, 
Nr. 1, und vom 16. Nov. 1865, 3. 8749, 
Gztg. 1866, Nr. 15) hatte fi über biefe 
Schwierigkeit hinweggefegt. Sie nahm an, 
8.29 &. O. fei auf jene Fälle unanwendbar, 
in denen die Schuld gegen die Concursmaſſe 
ihon wor der Concurseröffnung durch Com— 
penfation getilgt fei. 

22 Aus unzureichenden Gründen behauptet 
Habietinel in Haimerl's Magazin, XVI, 206 fg., 
daß nach öſterr. Recht eine ſolche Zurlidbezte: 
bung nicht flattfinde. Die Zurückbeziehung der 
Wirkungen der Compenfation ift und war je= 
doch auch von jeher auf Grund gar nidht mis- 
zuverftebender Duellenausfpräde (... ipso 
jure pro soluto compensstionem ha- 
beri oportet ex eo tempore ex quo 
ab utraque parte debetur ..." 1.4 C. 
de comp. [4. 31]) gemeinrechtlich ganz unbe- 
ftritten und es ift nicht anzunehmen, daß Das 
Geſetz, welches in dieſer Lehre ganz auf dem 
Boden der zur Zeit feiner Abfafjung herrſchen 
den gemeinrechtlichen Doctrin ftebt, fih mit 
berfelben in einer fo wefentlichen Beziebung 
haben in Oppofition feßen mollen, ohne bies 
beſtimmt auszufprechen. 

23 Bgl. Dernburg, 8. 70, 3. 586 je. 
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Miethrechts, werden ausgefchlofien 2? und felbft das Sezahlte faun zurüdgeforbert wer: 
ben, wenn nur fonft die Borausfegungen der condictio indebiti eintreten *5. Hat ber 
auf Zahlung belangte Schuldner gegen den Gläubiger mehrere compenfable Gegenforde 
rungen, ober der Gläubiger, dem bie Zahlung angeboten wird, mehrere Yorberungen 
gegen den Schuldner, over ftehen fidy endlich auf beiden Seiten mehrere compenjakle 
Vorberungen gegenüber und kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande, fo würde nichts 
erübrigen, als die Vorſchrift des 8S. 1416 analog in Anwendung zu bringen. 


8. 1444, 
3) Entfagung. 

In allen Fällen, in welchen ber Gläubiger berechtigt ift, fich feines Nechts zu begeben, 
lauu er demfelben auch zum Vortheile jeines Schuldners entſagen und hierdurch die Verbind 
lichteit des Schuldners aufheben. 

8. 1445. 
4) Bereinigung. 

So oft auf was immer für eine Art dad Recht mit der Verbindlichkeit in Einer Perſer 
vereinigt wird, erlöfchen beide, anfer wenn es dem Gläubiger noch freifteht, eine Abjonde 
rung feiner Rechte zum verlangen (88. 802 und 812) oder wenn Verhältuifie vom ganz ver⸗ 
fhicdener Art eintreten. Daher wird durch die Nachfolge des Schuldners in die Verlafler 
ſchaft feines Gläubiger in den Rechten der Erbichaftöglänbiger, der Miterbeu oder Legatart 
und durch die Beerbung des Schuldner? und Bürgen in ben Rechten des Glänbigers nik 
geändert. 

8. 1446. 

Rechte und Verbindlichteiten, welche den öffentlichen Büchern einverleibt find, werben 
durch die Vereinigung in Einer Berfon nicht aufgehoben, bis die Löfhung aus den äffent 
lichen Büchern erfolgt ift (88. 469 und 526). 


8. 1447. 
5) Untergang ber Sache. 

Der zufällige gänzliche Untergang einer beftimmten Sade hebt alle Verbiudlichleit, jelbR 
bie, den Werth derfelben zum vergüten, auf. Dieſer Grundfay gilt and für diejenigen Fäle, 
in welden die Erfüllung der Verbindlichkeit oder die Zahlung einer Echuld durch eimm 
anderen Zufall unmöglih wird. In jedem Falle muß aber der Schuldner bad, was er, zu 
die Verbindlichkeit in Erfüllung zu bringen, erhalten hat, zwar glei einem redlichen Be: 
fiser, jedod auf ſolche Art zurückſtellen oder vergüten, daß er ans dem Schaden des Anderes 
teinen Gewinn zicht. 





20 Dernburg, 8. 70, ©. 589 fg.; Bange- 
tom, III, 8. 618, ©. 388; Windſcheid, II, 
8. 349, ©. 280. Anderer Anficht Brinz, 
Sompenfation, S. 17 fg.; Habietinef, S. 207 fg., 
legterer auch in Anſehung bes Zinfenlaufes 
von feiner irrigen Vorausſetzung ausgehend, 
daß nach öſterr. Recht Zurückbeziehung über: 
baupt nicht ſtattfinde. 

2° Dernburg, 8. 70, ©. 587 fg.; Bange- 
row, a. a. O.; Windfheid, a. a.D. Anderer 
Anſicht auch bier Habietinel, a. a. D. Bol. 
bie Bemerk. zu den 88. 1431—1437. Der- 
jenige, welder gezahlt hat, obwol ihm eine 
compenjable Gegenforberung zuftand, kann auch 
biefe Forderung felbft geltend machen; es fteht 
jedoch dann ben Belangten frei, feinerjeits 
von ber Compenſation Gebrauch zu machen 
und fo den Klagsanjpruch um jene Summe 
berabzumindern, um welche fich derjelbe bei 
Geltendmachung der Compenſation allenfalls 
geringer beransftelt. Einen Fall, wo Dies 


große praktiſche Bebeutung erlangte, fühn 
Dernburg, $. 70, S. 589, aus ber franz. Ee 
rihteprarie an. A fehuldete an ben B iden 
im Jahre 1788 9822 France, ohne jeine Schalt 
zu kennen. Zpäter wurde B dem A 4000" 
Francs fohuldig, die er zum Theile im Jabte 
1792 und im Jahre III der Republik in Altg 
naten, deren Courswerth unter ihrem geiet 
lihen Wertbe ftand, abzahlte, ohne F der 
Gegeunforderung dabei Erwähnung geſchab. I 
Jahre 1812 klagte B feine Forderung an Mi 
A ein. Dieſer berief fih auf die Compenſa 
tion und behauptete, Daß feinem Gegner nat 
noch eine condictio indebiti auf Das zuniel in 
Aſſignaten Gezahlte, und zwar nad der in 
zmifchen beſtimmten echelle de depreciatien 
zuftehbe. Der Gerichtshof ging baranf ein und 
geftattete ihm, geftüßt auf 1. 10, 8. 1 D. de 
comp. (der Zal war nad rom. Recht zu be 
urtbeilen), nur eine Rüdforderungellage. 
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zgl. über die vorftehenden Erlöfhungsgründe von Rechten in ihrer Anwendung 
ngliche Rechte die Bemerf. zu den 88. 444 (Eigenthbum), 467—469 (Pfand⸗ 
524—529 (Servituten), und über den Untergang der Sache ale Erlöfchungs- 
n obligatorifcdyen Redtsverhältniffen die Bemerf. zu den 88. 878—882 und 
11. 
Yie Entſagung ($. 1444) (renuntiatio), wenn dadurch obligatorifche Rechts— 
niſſe erlöfchen ſollen, bevarf als vemifforifher Vertrag der Annahme des Ver- 
von Seite des Schuldners!. „Berbältniffe von ganz verfdhiedener 
bei beren Eintritt, ungeachtet Recht und Verbindlichkeit in Einer Perfon ver- 
werden, eine Erlöſchung des Rechts durch Vereinigung (confusio) nicht ftattfindet 
45), wären 3. ®., wenn einer von mehreren Correalſchuldnern den Gläubiger 
mgelehrt der Gläubiger einen von mehreren Correalſchuldnern beerbt oder fonft 
wberung an ſich bringt. Hier würde bie Forderung nur bis zur Höhe des 
janfpruches, welchen die übrigen Correalſchuldner an ihn haben, erlöfhen. Ein 
r Tall wäre der, wenn einer von mehreren Pfandgläubigern das Eigenthun der 
ache erwirbt. In dieſem Falle behält er, wenn einer der Pfandgläubiger das 
ereguirt, demungeachtet das Recht auf Befriedigung mit feiner Yorderung aus 
zlöfe nach der ihm gebührenden Rangordnung 2. 


8. 1448. 

6) Tod. 
sch ben Tod erlöſchen nur ſolche Rechte und Berbindlichleiten, welche auf die Berfon 
wäntt find oder die blos perfönlihe Haudlungen des Verftorbenen betreffen. 


;gl. die SS. 955, 1022, 1070, 1071, 1074, 1206 und bie Bemerk. zu ben 
325—1327. 


8. 1449. 
7) Verlauf ber Beit. 
chte und Verbindlichleiten erlöfhen and durd ben Verlauf ber Zeit, woranf fie durch 
esten Willen, Vertrag, richterlihen Ausſpruch oder durch das Geſetz beſchränlt find, 
Ihe Art fie durch die von dem Gefetse beitimmte Verjährung aufgehoben werben, wird 
folgenden Hanptftäde feſtgeſetzt. 


8. 1450. 
Bon der Einfehung in den vorigen Stand. 
e bürgerlichen Geſetze, nad welchen wiberrehtlihe Handlungen und Geſchäfte, wenn 
rjährung nicht im Wege ftcht, unmittelbar beftritten werden können, geftatten Teine 
ing in den vorigen Stand. Die zum gerichtlichen Verfahren gehörigen Fälle der Ein: 
in den vorigen Stand find in der Gerichtsordnung beftimmt. 


gl. die Bemerk. zu den 88. 2 und 3 a. ©. 


jl. hierüber die Bemerk. zu 88. 917— kung enthalten ift, bie Bemert. zu den 88. 943 
Inm. 1, und über die Frage, melde | — 945. 
u beobachten ift, wenn darin eine Schen- 2 Bgl. die Bemerk. zu den 58.467 — 469, Nr.5. 
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Viertes Hanptflürk. 
Bon der Verjährung und Erfigung. 


8. 1451. 
Berjäbrung. 
Die Verjährung ift der Verluſt eines Rechts, welches während ber von dem Gefecht be 
ftimmten Zeit nicht ausgeübt worden iſt. 


8. 1452. 
Erfiung. 
Wird das verjährte Recht vermöge des geſetzlichen Beſitzes zugleich anf Jemand Anderen 
übertragen, fo beißt es ein erfeflenes Recht und die Erwerbungsart Erfitung. 


Un beftehenden Rechtsverhältniffen Feſtigkeit und rechtliche Sicherheit zu geben, # 
vermöge allgemeiner Rechtöregel das Dafein derfelben mit dem Ablauf eines beſtimmten 
Zeitraumes derart in Verbindung gefeßt, daß die Berufung darauf hinreiht, um fid 
in einem gewiffen unangefochtenen rechtlihen Zuftande zu fhügen, fo zwar, daß Jemand, 


welcher ein Hecht durch einen vorgejchriebenen Zeitraum ausgelibt hat, fernerhin m | 


beffen Genuß erhalten, und verjenige, welcher vie Ausübung feines Rechts durch eimen 
beftimmten Zeitabſchnitt unterlaffen hat, deſſelben verluftig wird. Die Gründe baflr 
liegen in der Sicherheit des Verkehres, indem dadurch einerjeitd ber oft zufällig fehlende 


Beweis der Erwerbung des Rechts erſetzt, andererſeits der Unmahrfcheinlichteit Rech 


nung getragen werden foll, daß der Berechtigte die Durchſetzung feines_ Auſpruchet 
durch fo lange Zeit verabfäumt haben follte, wenn nicht das Recht felbft fchen auf 
irgendeine Art erlofhen wäre. 

Je nachdem ein Recht mit Ablauf des gefeglihen Zeitraumes verloren ober er 
worben wird, heit das Nedhtsinftitut, vermöge veflen tiefer Verluft oder Erwerb ver 
fid) geht, Verjährung oder Erſitzung. Beide Rechtsinftitute haben unter ſich mancherlei 
Berührungspunfte und insbefondere den Zweck miteinander gemein. Dieſer Umftasd 
ſowol als die im rön. Recht vorkommende Bezeichnung der Verjährung und Erfigung 
mit einem und demſelben Ausprude (temporalis, temporis, triginta annorum prae 
seriptio) war Urſache, daß ſchon die Gloffatoren beide Rechtsinftitute unter denſelber 
Gattungsbegriff zu bringen ſuchten. In der That enthalten fie aber fo wenig Gier 
artiges und find die Unterfchteve jo zahlreich, daß es angemeflener ift, ven Gattunge- 
begriff ganz fallen zu laffen ?. 


8. 1453. 
Wer verjähren und erfigen kann. 


Jeder, der fonft zu erwerben fähig ift, Tann auch ein Eigenthum oder andere Nechte dark 
Erfigung erwerben. 


— — — — — — — — 
— — — — — — — — — — — — — — — nn m a nn —— —* „.—- - 


1Savigny, Syſtem, IV, 207 fg. Treffend | ftellung berfelben nur um nicht weſentlidet 
hemerft Sintenie, Civilrecht, 2. Aufl., I, 226: | Achnlichleiten willen geſchehen würde, ar 
„Die genauere Prüfung jedes einzelnen der | aber unmerklich zur Annahme von wi 
hierbei unter einen gemeinfamen Gattungs: | VBerwanbtichaften und zur gegenfeitigen Ueber‘ 
begriff zufammengeftellten Inftitute (nämlich | tragung ber für bie einzelnen befichenben de 
Grfitung, Berjährung und die öfters in die- | fonberen Regeln, und die Generalifirung M 
felben mit einbegogenen fog. Präckufivfriften) | Begriffe zu deren Anwendung auf ſolche Rechte 
ergibt, daß ſie fo verſchiebene Merkmale au | führen kann, bie jenen Inflituten fremb find." 
ſich tragen, daß eine doctrinelle Aulammen- 
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8, 1454. 

Gegen wen. 
Die Verjährung und Erſitzung kann gegen alle Privatperfonen, welde ihre Rechte felbit 
üben fähig find, ftattfinden. Gegen Mändel und Pflegebefohlene, gegen Kirchen, Ge- 
ven nnd andere moralifhe Körper, gegen Berwalter des öffetlihen Vermögens und 
diejenigen, weldje ohne ihr Verſchulden abweiend find, wirb fie nur unter den unten 
1494, 1472 und 1475) folgenden Beihräntumgen geftattet. 


8. 1455. 
Welche Begenftänbe. 

Bas ſich erwerben läßt, kann auch erfeflen werden. Sachen hingegen, welche man ver- 
ihrer weientlichen Beichaffenheit oder vermöge ber Geſetze nicht befigen Tann, ferner 
a und Rechte, welche ſchlechterdings unveränßerlich find, find Tein Gegenftand der Er⸗ 
8, 1456. 
{ns diefem Grunde können weder bie dem Stantöoberhaupte als ſolchem allein zulom⸗ 
m Rechte, 3. 8. dad Recht, Zölle anzulegen, Münzen zu prägen, Stenern auszuſchreiben 
indere Hoheitsrechte (Negalien) durch Erfitung erworben, nod die diefen Rechten ent: 
enden Schuidigkeiten verjährt werden. 


8. 1457. 


Indere dem Stantsoberhaupte zukommende, doch nicht ausſchließend vorbehattene Rechte, 
anf Waldnungen, Jagden, Filchereien u. dgl., Tönnen zwar Hberbanpt von anderen 
&härgern, doch nur binnen einem längeren als dem gewöhnlichen Zeitraume (8. 1472) 
a werden. 
8. 1458. 

die Rechte eines Ehegatten, eines Baterd, eines Kindes und andere Perſonenrechte find 
Segenftand der Erſitzung. Doc kommt denjenigen, welche dergleichen Rechte redlicher⸗ 
ausüben, die ſchuldloſe Umwifienheit zur einftweiligen Bchanptung nnd Ausübung ihrer 
intlichen Rechte zu ftatten. 


Die Erſitzung ift eine Erwerbungsart von Privatrechten. Abfolut von ber Er- 
3 ausgeſchloſſen und unufucapivbar find daher 1) Rechte, welche nicht nad) ben 
‚trete, ſondern nad ten öftentlihen Rechte zu beurtheilen find, wie 3. DB. das 
,‚ Steuern auszufchreiben, Zölle einzuheben, Münzen zu prägen (fog. regalia 
tialia) 2c. (8. 1456); 2) Gegenſtände, an welchen überhaupt Rechte nicht möglic 
res extra commereiam); 3) Rechte, melde durch die Erſitzung von einer Perfon 
ine anbere übertragen würden, wenn eine ſolche Uebertragung rechtlich unmöglich) 
nveräußerlihe Rechte). 

Dagegen find relativ unufucapirbar jene Rechte, welche gewiffe Perjonen für 
icht erwerben können, rückſichtlich dieſer Perſonen. 

Eine nothwendige Vorausſetzung der Erſitzung iſt der durch eine beſtimmte Zeit 
ſetzte Beſitz; nur das kann erſeſſen werden, was beſeſſen werden kann (88. 1455 
1460). Erſitzung iſt daher nur an jenen Rechten zuläſſig, an denen Beſitz 


iſt. 
Das röm. Recht wendet den Begriff des Beſitzes nur auf dingliche Rechte 
id, Eigenthum und jura in re aliena, mit Ausnahme des Pfandrechts) an und 
auch nur eine Erfigung dinglicher Rechte. Indeſſen ift der Begriff des Befites 
nes rechtlich geſchützten Berhältniffes thatfächliher Rechtsausübung ganz allgemein 
ermögensrechte, denen eine dauernde oder fid) wieberholende Ausübung entipridht !, 
gar im Obligationenredhte anwendbar, und vom 4. b. ©. 3. (88. 311—314) 
ch angewendet worden ?. 


‚gl. Bruns, Das Recht des Beſitzes, S. 477 


| : Bel die Bemerk. zu den 88. 310—315, 
‚ and die Bemerk. zu ben S$. 310—315. | Anm. 4. - 
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Es ift daher nad) öfter. Necht der Begriff der Erfikung grundfäglich anf ale 
obligatorifchen Rechte anwendbar, welde eine fortvauernde Ausübung zulaffen ®. Yu 
befondere ift dies der Fall bei Mieth- und Pachtrechten, Renten und Benfionen, um 
da Forderungsrechte zu den ‚beweglichen Sachen gerechnet werben ($. 298), jo füllt die 
Erfigung von obligatorifhen Rechten unter die Regeln der Erſitzung beweglicher Sache 
und es follte daher aud die Erfigungsfrift des 8. 1466 auf fie Anwenbung finden. 
Prattieh ſtellt ſich jedoch die Sache andere. 

Mieth- und Pachtrechte beſtehen nämlich nicht blos in einſeitigen Rechten bei 
Miethers oder Pächters; fie find ohne Verpflichtung zur Entrichtung eines beſtimmter 
Mieth- oder Badıtzinfes an den Vermiether oder VBerpächter gar nicht denkbar. Der 
Beitandnehmer kann daher auch nicht das Befugniß der Benugung der Beſtandſache 
ohne Rückſicht auf einen dafür zu entrichtenden Beſtandzins erfiten. Den VBeftanbjine 
fann aber der Beftandgeber willfürlih erhöhen. Die Erfigung hätte baher nur bamı 
einen vernünftigen Sinn, wenn der Beſtandnehmer bei einem auf unbeftimmte Jet 
eingegangenen Bertrage nachzumweifen im Stande wäre, daß er gegen ben Beftandgebe 
durch drei Jahre das Recht ausgeübt habe, die Beſtandſache gegen einen fi immer 
gleihbleibenden Zins beftanpweife zu benugen, und daß die einzelnen Zinsraten 
nicht unter der ſich nach dem Geſetze von felbft verſtehenden Borausfeßung gegeben und 
angenommen wurden, daß es ihm freiftche, ven Beitandzins zu erhöhen und ben Bertrag 
zu fündigen, was aber in Wirklichkeit nicht leicht vorfommen dürfte. ft ber 
auf beftimmte Zeit eingegangen worben, fo kann bie Berjährungsfrift ohnehin erft nad 
Ablauf der Vertragsfrift beginnen, indem ber Beftandgeber bis dahin zur Auflöfung bei 
Beſtandverhältniſſes gar nicht berechtigt war. 

Was die Erſitzung von Renten und Penfionen anbelangt, fo finbet auf fie, wel 
fie nur felten wiederkehrende Leiftungen find, nur bie Srfißungsfeift bes 8. 1471 Ur 
wendung. Ueberhaupt vürfte bet allen obligatoriſchen Feiftungen, auf welde ber Be 
gen ber Erſitzung fonft Anwendung finden köunte, dieſelbe Unzukömmlichkeit, wie ba 

iethe und Pacht eintreten, ober wegen der Seltenheit der Leiftungen bie breijäßrige 
Crfitungszeit des $. 1466 ausgefchlofjen fein. 

Ausprüdlih von der Erfigung aus fittlihen Grundfägen ausgenommen ſud be bie 
im Familienrechte begründeten Rechte, ſowie auch die fog. Perſonenrechte, melde, weil 
fie feine eigentlichen Privatredhte, fondern blos rechtliche Zuftände find, micht erſeſſen 
werden fünnen (8. 1458). 


8. 1450, 


Die Rechte eines Menfchen über feine Handlungen und über fein Eigenthum, 3. 9. eim 
Waare da oder dort zu kaufen, feine Wieſen oder fein Wafler zn benutzen, unterliegen, 
außer dem Falle, daß das Gefe mit der binnen einem Zeitraume unterlaflenen Andnbun 
ansdrücklich den Verluſt derfeiben verknüpft, Teiner Verjährung. Hat aber eine Berfen de 
anderen die Ausübung eines ſolchen Rechts unterfagt oder fie daran verhindert, jo fängt der 
Belis des Unterſagungsrechts von Seite der einen gegen die Freiheit ber anderen von dem 
Angenblide an, als ſich diefe dem Verbote oder der Verhinderung gefügt hat, und es wird 
dadurch, wenn alle übrige Erfordernifie eintreffen, die Verjährung oder die Erfigung bewirlt 
($$. 313 und 351). 


In dieſem Paragraphen ift 1) das ganz richtige Princip I ausgeſprochen, daß die 
Verjährung der Eigenthumsklage und der actio negatoria erft von dem Zeitpunkte au 
zu laufen beginnt, in welchem fid ein Dritter in den VBefig entweder ber ganzen Eat 





3 Diefer Anficht war auch Unger, Entwurf, | ausdrücklich ausgefproden, daß, mern ci 
S. 101, Anm. 1. Die entgegengefette findet | Zinfenzablung durch dreißig Jahre gi 
ſich Unger, Shftem, 1, 546, Aum. 25; U, | wird, dadurch die Kapitalsforberimg burd Bet 
269, Nr. 5, als Folgerung aus der Voraus» | jährung erworben wird. Bol. aud Ked, h 
ſebung, daß an obligatoriſchen Rechten kein8. 148. Es läßt alſo Erfitzung von Rechten 
Beſitz möglich ſei. zu, an denen nach der richtigen Auffoflung nicht 

Auch Das Pr. L. R. kennt eine Erſitzung von einmal Beſitz möglich iſt. 

Forderungen. Im 8. 839, I, 11, iſt ſogar I Bol. die Bemerk. zu $. 1465, Anm. 1. 
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ver blos eines beftimmten binglichen Rechts geſetzt hat und nicht ſchon von dem 
tomente, in welchem der Eigenthlümer fein Recht auszuüben unterlaffen bat; 2) bie 
h von felbft verftehende Beftimmung aufgeftellt, daß das Hecht eines Menſchen, ge: 
iffe Handlungen vorzunehmen, welche blos ein Ausflug der menſchlichen Freiheit find 
og. res merae facultatis), der Verjährung nicht unterworfen ift, und zwar aus dem 
runde nicht, weil die Verjährung eine Exrlöfhungsart von Privatrecdhten ift, das 
echt zur Vornahme folder Handlungen aber nicht aus irgendeinem beftimmten Privat- 
te, fondern aus der Perfönlichkeit abgeleitet wird. Soweit aber eine Beſchränkung 
Ider Handlungen überhaupt rechtlich zuläffig ift, wozu vor allem vorausgeſetzt wird, 
iß ein Dritter ein rechtliches Intereffe an deren Unterlaffung haben kann, wird das 
treffende Unterfagungsredht, da das öſterr. Recht die Erſitzung auch bei perjünlichen 
echten anwendet ?, wenn bie fonftigen gefeglihen Borausfeßungen vorhanden find, 
ıh durch Erſitzung erworben. 


8. 1460. 
Erforberniffe zur Erfiyung: 1) Beſitz. 

Zur Erfihung wird nebft der Fähigkeit der Perfon und des Gegenftandes erfordert, daß 
emand die Sache oder das Recht, bie anf diefe Art erworben werben follen, wirklich beſitze, 
ı# fein Befis rechtmäßig, redlih und echt. ſei und durch bie ganze von dem Geſetze be- 
Immte Zeit fortgefet werde (88. 309, 316, 326 nub 345). 


8. 1461. 
a) Ein rechtmaßiger Beſitz. j 
Jeder Beſitz, der fih anf einen ſolchen Titel gründet, welder zur Uebernahme bes 
igenthumes, wenn ſolches dem Eigenthämer gebührt hätte, hinlänglich geweſen wäre, tft 
tmahig und zur Erfisung hinreichend. Dergleihen find: 3. B. das Vermächtniß, bie 
Heulung, dad Darlehn, ber Kanf und Berlanf, ber Tanſch, die Zahlung zc. 


8. 1462. 


Verpfändete, geliehene, in Verwahrung ober zur Fruchtnießnug gegebene Sachen Tonnen 
on Glänbigern, Entiehnern und Verwahrern ober Fruchtnießern, ans Mangel eines recht⸗ 
äßigen Titels, niemals erfeflen werden. Ihre Erben fiellen bie Exrblafler vor und haben 
icht mehr Titel als diefelben. Nur dem dritten rechtmäßigen Befiber lann bie Erfigungszeit 
ı fiatten kommen. 

$. 1463. 
b) Redlicher Befik. 

Der Beſitz unß redli fein. Die Unredlichleit bes vorigen Beſitzers hindert aber einen 
hligen Nachfolger oder Erben nicht, bie Erfiuung von dem Tage feines Beſitzes anzufangen 
» 1493). | 

8. 1464. 
c) Echter Befitz. 

Der Befitz muß and echt fein. Wenn Jemand ſich einer Sache mit Gewalt oder Liſt be⸗ 
ächtigt oder in ben Beſitz heimlich einichleicht, oder eine Sadje nur bittweife beſitzt, fo lann 
eder er felbft, noch können feine Erben biefelbe verjähren. 


Die Erforderniffe der ordentlihen Erfigung find nebſt der Erfigungsfähigfeit 
er Sache und ber Perfonen und des Ablaufes des gejelichen Zeitraumes: redhtmäßiger 
ſeſitz (justa causa, justus titulus) und guter Glaube (bona fides) des Erfigenben. 

Rechtmäßig ift jener Beſitz, welcher auf einen folhen Rechtsgrunde beruht, der 
sc jofortigen erbung bes betreffenden Rechts felbft binreichen würde, wenn biefes 
:m Bormanne zugeftanden hätte (8. 1461), 3. B. Kauf, Tauſch, Schenkung, Dar- 





3 Bol. die Bemerk. zu ben 88. 1458-1458, 
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leihen, Erbſchaft, Vermächtniß (8. 1461), denen zu ihrer vollen Wirkfantteit in Be 
zichung auf eine beſtimmte Sache nichts als das Eigenthumsrecht des Vormannes 
mangelt I. Ein Rechtsgeſchäft, weldes and was immer für einem Grunde ungültig 
ift, 3.8. wegen mangelnder Handlungsfähigkeit eines Gontrahenten oder überhaupt gar 
nicht die Erwerbung des beftimmten zu erſetzenden Rechts bezwedt, iſt kein gültiger 
Erjitungstitel ($. 1462). 

Es kann Daher, da ein vom Befiger blos irrthümlich angenommener, aber objectiv 
gar nicht eriftirender Rechtsgrund (titulus putativus) ebenfalld fein zur Erwerbung eines 
Rechts ansreichender Rechtsgrund ift, auch auf einen bloßen Putativtitel bin bie erken: 
lihe Erfigung nicht ſtattfinden 2. 

Cine Folge ver Unzuläſſigkeit des Putativtitels zur Erfigung ift es, daß derjenige, 
welcher in ber irrthümlichen Vorausſetzung, Erbe zu fein, Gegenftände ter Verlaflen- 
Ihaft in Beſitz genommen bat, felbe nicht erfißen fann. Aber auch der wirkliche Erbe, 
welcher Sachen, die fid) in der Verlaſſenſchaft befanden, in Beſitz genommen bat, fann 
auf Grund feines Erbrechts nur die bereits begonnene Erſitzung des Erblaſſers fer 


— — — — — — —⸗ — — —— 


ı Hiemit erſcheint bie Streitfrage des gem. 
Rechts —, ob, wie früher allgemein angenommen 
wurde, der Titel blos als objectiver Recht⸗ 
jertigungsgrund für Die bona fides in Betracht 
fomme und Daher Dem in den röm. Nechts- 
quellen aufgeftellten Erforderniffe eines Titels 
zur Erfibung dann Genüge aelciitet fer, wenn 
iiberhaupt ſolche Umſtände vorliegen, welche 
Die Annahme Der bona fides gerechtfertigt er: 
ſcheinen Taffen, — ober bei der Veurtheilung 
bes Zitels ber Standpunkt des Prätors bei 
der Eintheilung Der Aactio publiciana maß-⸗ 
gebend ſei (Stinking, Das Wefen der bona 
fides und justus titalus in ber vom. Uſuca— 
pionslehre JHeidelberg 1853], S. 104 fg., 
124; ähnlich Schirmer in der Ziſchr. für 
Civ. Recht und Praxis, neue Folge, XV 
[1858], 207 fa., 279 jg.; XVI [1859], 1 fa.) 
oder ob von den zur Erwerbung Des betreffen: 
den Rechts mötbigen Bedingungen nur Die 
Handlungesfäbigleit und Das Ginenthumercdt 
des Borinannes fehlen Dürfe (David, Zur Lehre 
vom ſog. Erjißiumgstitel nach ron. Recht [Wien 
1869], insbeſ. S. 18 fg.), oder endlich, ob 
ven Den Borausfehungen zur unmittelbaren 
Erwerbung Des betreffenden Rechts lediglich 
Das Eigenthumsrecht (oder Das ſonſtige zu er- 
fisende Recht) Des Bormannes mangelu dürfe 
Fitting, im eiv. Archiv, nene Folge, I [1868], 
ı fa., 248 fa.: IL [1869), L fa., 361 fg., 
insbeſ. II, ALL fg., 418 jg.), — in Diefem 
leßteren, wol auch nad gem. Rechte richtigen 
Siune gelöſt. Beachtenswerth ift Die Bemer— 
Tung Fitting's hierüber: 

„So ſicher als das Juſtinianeiſche Recht 
das Daſein einer justa causa als regelmäßige 
Redingung der ordentlichen Erſitzung erfor— 
dert, ganz ebenſo ſicher iſt, daß es den un— 
mittelbaren Eigenthumserwerb durch Tradi— 
tion nicht mehr an dieſe Bedingung knüpft, 
ſondern nur allein au das Vorhandenſein eines 
Einverſtändniſſes der Betheiligten über den 
Eigenthumsübergang. Es behandelt alſe die 
Tradition als einen abftracten, in der ſpecifiſch 
juriſt. Wirkuug von Der vausa unabhäugigen 
Act; Die Riidficht auf Die causa hat im Ganzen 
nur noch Die Bedeutung eines Crlenntniß- 
mittels, ch die Tradition wirslich mit Dem 


Bemiert. zu 88. 423—430). 


Willen Der Eigenthbumsübertragung ober etwa 
nur in der Meinung ber Einrfäummng bloße 
thatfächlicher Annehabung gejcheben (j. and bie 
Es erhellt, kai 
im Inftinianeifhen Rechte die Bedingungen 
der ordentlichen Erfikung und Diejenigen bet 
jofortigen Eigenthumserwerbes Durch Tradition 
auseinanderlaufen. Darand erklärt es ſich, daß 
ein PBarallelismus zwifchen beiden nicht mehr 
wahrzunehmen ift. 

„Sollen wir diejes loben ober tabeln? 6 
für mein Theil bin eher zum Tadel geneigt, 
obwol Juſtinian inmmerhin zu feinen Qunfen 
anfitbren konnte, Daß da, mo bie Antereffen 
Dritter mit in Das Zpiel kommen, wie bieite 
in ber Regel bei der Erfibung Der Fall, cme 
größere Strenge und eine gewiſſe Erjchmerun 
Des Erwerbes durch eine reichlichere Anzahl 
bon Erforberniffen geboten jei, ale ta, m 
dieſe Rüdlicht nicht obwalte.” Fitting, u & 
S., CXII, 419 jg. 

2 Außer dem wirklich vorbantenen Titel dar 
Erſitzung (titulus verus usucapionis), ſ. Ne 
vorftebende Anmerkung) genügte jedoch neh 
rom. Rechte in vielen Ausnahmefällen auc hie 
blos irrthümliche Annabme eines gültigen 
Titels (titulus putativns). Wal. Banyerem, | 
(7. Aufl), &. 319, Anm., &. 593: Fitting. 
a. a. O., II, 418 fg. Hatte Der Beliger einen 
wirklichen zur Erwerbung des Eigentbumce ım 
Allgemeinen binreihenten Titel, ſo konnte er 
erſitzen, ſelbſt ohne daß cr wen Dem Verban 
denſein deſſelben wußte. Es genügte Blokee 
Abhandenſein der mala fides (ſog. neganet 
hona ſides), während derjenige, welcher am 
einen Putativtitel hin erſitzen wollte, den peſi 
tiven Glauben baben mußte, er babe auf cınen 
beſtimutten Rechtetitel bin Das zu erſitzerte 
Recht erworben (pofitive bon» fides), In 
eritere hatte alio blos den Rechtégrnnd da 
Erwerbung Des Beſitzes nachzuweiſen, in mel 
chem Falle dann ter gute Glaube ale Wir 
kung ſeines Beſitzes ven ſelbſt als vorhanden 
angenommen wurde, während ietzterer ſeinen 
entſchuldbaren Irrthum, welcher ibn zur An 
nahme eines beſtimmten in Wirklichkeit gat 
nicht vorhandenen Erwerbungsgrundes veran 
laßte, nachzuweiſen hatte. 
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essen, keinesweges aber, wenn fie dev Erblaſſer felbft ohne rechtmäßigen Titel beſaß, 


uf Grund feines Erbrechts als Erbe zu erfigen anfangen ($. 1462 a. E.). 


Noch 


veniger aber kann er Sachen, welche ſich gar nicht in der Erbſchaft vorfanden, die er 
ber irrthümlich al8 zur Berlaflenihaft gehörig betrachtete und als foldhe in Beſitz ge- 


wmmen bat, erfiten ?. 


Öuter Glaube, Redlichkeit wird nad öſterr. Rechte nur dann anerkannt, 
venn der Befiger bei vedliher Ucberlegung genügenden Grund hatte, jeinen 
Erwerb für rechtmäßig zu halten (8$. 326, 368) *. 

Die Kenntniß einer blos perſönlichen VBerbindlichfeit, die Sache einem Anderen 
yerauszugeben, ſteht der bona fides nicht entgegen ®. 





s Chenfo nah rim. Recht: Usucapio non 
cedente vero titulo procedere non po- 
est: nec prodesse negue tenenti, neque 
beredi ejus potest: nec obtentu, velut ex 


hereditate esset, quod alienum fuit, domini, 


intentio ullo temporis longi spatio absumi- 
tur. 1.4C.7.29. Die usucapio pro herede 
fand in Bezug auf Anfprüce, welche bereits 
egen den Grblaffer begründet waren, nicht 
Hat. Der Erbe konnte bier nur den Befit 
bes Erblaffers fortfeßen, aber als jolcher feinen 
neuen begründen. Dagegen war fie allerdings 
(nach vorijuftinianeifhem echte fogar ohne 
bona fides) anmwenbbar auf Anfprüche, melde 
uf Grund des Erbrechts beruhen, alſo 
m Gunften besjenigen, welcher fich für ben 
Erben hielt, gegen ben wahren Erben. Bgl. 
Interholzner, Ausführlihe Entwidelung Der 
ſeſammten Verjährungslehre aus den gemeinen 
n Deutiäland geltenden Rechten (Feipzig 1828), 
’ 18. 

“ Guter Glaube in ber weiteren Bebeutung 
iefes Ausdrudes ift Schon dann vorhanden, 
venn man nicht mit bewußter Widerrechtlich- 
'eit gehandelt bat. Die Geſetzgebung kaunn 
ıber, um bem guten Glauben gewiſſe Wir- 
mungen beizulegen, verlangen, daß er hei 
überlegtem Handeln feine Rechtfertigung in 
ben ben Erwerb begleitenden Berhältniffen 
finde, der Irrthum alfo, auf dem er beruht, 
entfchuldbar fei. 

Fürs röm. Recht vertheidigt Wächter, Die 
bona fides, insbefondere bei der Erſitzung des 
Eigenthumes (teipaig 1870), ©. 14—30, bie 

ere Anſicht. ächter gebt von ber Er- 
wägung aus, daß ber gute Glaube etwas rein 
Factiſches ſei; es Fönne baher Die Criftenz 
beffelben nicht Davon abhängen, ob bie Gründe, 
worauf er beruht, entfhuldbar fin. Durch 
Irrthum, auf welchem der gute Glaube be- 
ruht, möge er noch fo unentſchuld bar, ſelbſt 
ein Rechtsirrthum ſein, werde der gute Glaube 
nicht ausgeſchloſſen. Auch ſchließen Zweifel 
am Rechte den guten Glauben nur dann aus, 
wenn er von folder Stärke iſt, daß der Be: 
fiser an fein eigenes Recht nicht glaubt. Wenn 
aber auch ber gute Glaube an fih durchaus 
nicht von ber Entfchuldbarfeit abhänge, fo 
tönnten doch gewiſſe rechtliche Wirkungen beifel- 
ben die Entichuldbarleit des Irrthumes zur 
Borausſetzung haben (f. unten Anm. 6) Da- 
gegen lehrt Bruns, Gutachten in Der Rechts⸗ 
ode bes Premierlientenants a. D., 9. L. F. 
4. v. Metzſch gegen Se. Hoheit Leopold Friedrich 


von Anbalt, die Herausgabe bes Rittergntes 
Gollmenalin betreffend (Berlin 1870), und: 
Das Mefen der bona fides bei ber Erfitung 
(Berlin 1872), daß nicht bie einfuche pſycho⸗ 
logiſche Thatfache genüge, daß Jemand an Die 
Rechtmäßigkeit feines Erwerbes glaubt, wenu 
der Irrtbum mit noch fo leichter Mühe und 
eringer Weberfegung bätte vermieden Werben 
önnen, ſondern nach etbijch-vechtlichen Grund— 
fügen beftimmt merben müſſe, wie weit Die 
Bflicht des Nachdenkens und ber Ueberlegung 
ben Umftänden zufolge ging (Bruns, Bona 
fides, S. 74). Indeſſen glanbt auch Bruns 
(a. a. O., S. 104) nach dem Ausſpruche des 
röm. Rechts: Juris ignorantia non prodest 
acquirere volentibus, suum vero peten- 
tibus non nocet (l. 8 de juris ignorantia) 
eine Verſchiedenheit der Behandlung des Rechts⸗ 
irrthumes annehmen zu müſſen, je nachdem es 
fih um die Erlangung eines Bortheiles ober 
Abwendung eines Nachtheiles handelt. „Das 
praftifhe Verhältniß Der beiden Tegislativen 
Standpunkte ift natürlich, daß bei dem erften 
bie Ufucapion bedeutend erleichtert und er- 
weitert, bei dem zweiten mehr bejchrankt wird. 
Ob eine Geſetzgebung die eine oder andere 
Richtung einnehmen will, hängt von anber- 
mweitigen legislativen Rüdfichten ab. Eine ab: 
folute Potbmenbigfeit eriftirt weder für das 
Eine noch für das Andere. Inbeffen ift oben 
im Gutachten 88. 3 und 4 ausgeführt, zu wie 
bedentlihen praftifchen Conjequenzen das Brin: 
cip Des rein factiſchen Glaubens in feier 
wirklich pſychologiſchen Durchführung nöthigt, 
wie ungleich und unbillig ſich die Anweundung 
der Ufucapion darnach geftaltet, während doch 
das Grundprincip aller Berjährung, Die all- 
gemeine Sicherheit des Verkehres, aud einen 
allgemeinen, gleichmäßigen und objectiven 
Maßſtab für die Möglichleit der Ufucapion 
fordert. Es ift Daraus Die Folgerung gezogen, 
daß eine Gefeßgebung mit NRidficht bieranf 
den Bortheil der Uſucapion nicht wohl bei 
jebem Irrthume, bei jeder leichtfertigen eigen- 
nütsigen Verblendung eintreten lafien bürfe, 
fondern nur bei einer durch redliche Ueber— 
legung begründeten wirflihen Ueberzeugung 
gewähren dürfe.“ Bruns, Die bona fides 
(Berlin 1872), ©. 75. 

5 DBgl. Wüdter, a a. O., S. 31, 32; 
Schirmer in der Ztfehr. für Civilrecht und 
Proceß, neue Folge, XV (1858), 245-247; 
Bruns, Die bona fides, ©. 91. 

Wenn daher ber Verkäufer einer Sache, 
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Auch der auf einem NRechtsirrthume beruhente Glaube von der Rechtmäfigfeit vet 
Beſitzes wird als reblicher anerkanut ($. 326 a. E.) ®. 

Die bona fides muß nad Öfterr. Recht während ber ganzen Dauer ber Erfikungs 
zeit vorhanden fein. Es ergibt fi dies aus der Beitimmung des 8. 1463, daß ker 
reblihe Erbe oder Singular⸗Nachfolger eines unredlichen Befigers erft vom Tage fees 
reblichen Befiges zu erfiten anfangen könne, fowie aus der Beſtimmung tes 8. 1493, 
daß fi) nur der reblihe Beſitznachfolger eines redlichen Befiters tie Erſitzungkzeit 
beffelben einrehnen könne Denn ſchadet ſogar die Unreblichleit bes vorigen Be 
fitters, jo muß deſto mehr das in irgendeinem Zeitpunkte der Crfigungszeit ent: 
ſtandene Bewußtſein der Unredlichkeit beim Erſitzenden ſelbſt der Erſitzung hinderlich 
fein ?. 

Bei der Erwerbung des Befites durch Stellvertreter konımt e8 auf bie Redlichlät 
oder Unredlichleit des Bertretenen an. Cine Ausnahme tritt ein, wenn ber Beik 
ohne den Willen des PBertretenen erworben wird, wie dieſes bei jurift. Perfezm 
(8. 337) und bei den durch Vormünder oder Curatoren vertretenen Perfonen der Fal 
ft. Hier kommt e8 auf ven guten Glauben des Bertreterd an. Es ſchadet aber 
beim Befigerwerb durch Pormünder oder Guratoren ter böſe Glaube ve Ya 
tretenen ®. 

8. 1464 4.6.9.2. führt als Erforberniß der Erfigung aud die Echtheit te 
Befites an. Da jedoch die Echtheit nothwendigerweife ſchon in der Rechtmäßigleit nei 
inbegriffen ift, fo erfcheint es überfläffig, die Echtheit als ein felbftändiges Erforbermf 


anfzuftellen. 


Ueber die außerordentliche Erſitzung |. die Bemerk. zu 8. 1477. 





weldher von feinem Vormanne zivar nicht das 
Eigenthumsrecht daran erworben, fie aber bona 
fide an fi gebracht hat, feiner Verbindlichkeit 
zur Uebergabe derſelben an ben Käufer nicht 
nachkommt, fo ändert biefes fein Bewußtſein, 
obligatorifh zur MWebergabe an den Käufer 
verpflicht:t zu fein, nicht feine Beziehungen 
zur Sache, er bört deshalb nicht auf, fie bona 
fide zu befigen und kann fie aud erfißen, 
bleibt aber felbft nad vollendeter Erſitzung, 
nach mie wor, dem Käufer zur Webergabe ber 
Sade verpflichtet. Wenn ein Machthaber unter 
Verſchweigung bes ihm ertheilten Auftrages, 
fih eine Sache für den Machtgeber tradiren zu 
laffen, ſich biefelbe für fi tradiren läßt, fe 
wird er, wenn die fonftigen Borausfehungen 
der Eigenthumgerwerbung vorhanden find, 
Eigenthümer. Iſt er aber aus irgenbeinent 
unterlaufenen Maugel dennoch nicht Eigen—⸗ 
thiimer geworben, fo wird durch feine perjün« 
liche Verbindlichkeit, die Sache dem Auftrag: 
geber auszufolgen, fein Verhältniß zur Sache, 
insbeſondere ſein guter Glaube, Eigentbünter 
geworden zu fein, nicht beirrt, er kann fie un— 
befchabet dieſer Berbindlidhleit auch erſitzen 
(vgl. auch Wächter, a. a. D., S. 32, Anm. 1; 
Schirmer, a. a. O., ©. 4547), wenn er 
auch felbft nach vollendeter Erſitzung feinem 
Mandanten zur Uebertragung bes Eigenthums- 
rechts verpflichtet bleibt und die Ufucapion 
dann feinem Auftraggeber zu Gute kommt. 
Wächter, a. a. O., ©. 31. 

° Es gilt alfo nah öſterr. Recht in An- 
fehbung des Beflges eine Ausnahme von ber 
in 824 6. © B. aboptirten Regel bes 
röm. Rechts (1. 9 D. de jur. et facti igno- 


rantia, 22. 6): juris ignorantia cuique mot 
Nach rim. Recht wird dieſe allgemeine Rechu⸗ 
vorſchrift auch auf die Erfikung angeiwenkl: 
Nunquam in usucapionibus juris error po : 
sessuri prodest (l. 31 pr. de usuc) Bi 
rend jedoeh Wächter (a. a. O., 21-8, 
49) anch beim Rechtéirrthum bona fides v 
nimmt, ihr aber für Die ordeutliche & 
bung, die fonft der bona fides zufcnmt, 
die Rechtswirkungen aberlennt, ift nah be 
Bruns’fhen Lehre (Bruns, Die bona Hide 
S. 101 fg.) ber Redtsirrthum fowel für die 
erdentliche als außerordentliche Erfitung an 
geichloffen. S. über die für Die Verückſht⸗ 
gung des Rechtsirrthumes fpredenden Er- 
wägungen Wächter, a. a. O., gegen bie de 
rüdfihtigung Des Rechtoirrthumes, feitk ia 
eingeholter Hechtsbelehrung, Bruns, Die boms 
fides, S. 120 fg. 

T Das öfterr. Recht bat fich hier an bie & 
ſtimmung ber Decretalen angefchleffen: Qso- 
niam omne, quod non est ex fide, peccatam 
est, synodali judicio definimus, ut nulla ı® 
leat absque bona fide praescriptio tam can» 
nic» quam civilis, cum generaliter sit oma 
constitutioni atque consuetudini derogandes, 
quae absque mortali peccato non potest o 
servari. Unde oportet, ut qui praescribit, B 
nulla temporis parte habeat conseieutisı 
rei slienae, c. 20 X. de praeser. (N. $) 
Nah röm. und älteren kan. Recht war bos 
fides nur bei der Befigermerkung nothwendis 
und galt ber Sat: mala fides superreniet 
non nocet. 


s Vgl. Winbfcheid, Pandekten, I, $. 1. 


Nr. 8. 
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ng. $. 1465. 


8.1465, 


Srforberniffe zur Grfigı 





: 9) Berlauf ber Zeit. 


Zur Erfigung und Verjährung ift and; ber im bem @eiche vorgeſchriebene Verlauf ber 
eit nothwendig. Außer dem durch die Geſetze für einige beſondere Fälle feſtgeſetzten Beit- 
ame wird hier das in allen Übrigen Fällen zur Erfigung oder Verjährung nöthige Zeitmaßz 
Serhanpt beftimmt. Es lommt dabei ſowol anf die Verſchiedenheit der Rechte und ber 


Sagen, als der Berfonen an. 


Die Erfigung beginnt mit den Tage der Erwerbung des mit allen geſetzlichen Er- 
arberniffen verjehenen Beſitzes. Zum Beginn der Verjährung iſt es unerlaßlich, 
«ß das Recht mittels Klage verfolgbar ift (actioni nondum natse non praescribitur). 
Diefe Möglichkeit ift aber fon vorhanden, wenn bie Anftellung der Klage in con- 
xten Yale als ftatthaft erfcheint, ohne daß auch noch eine Necdhtöverlegung auf Geite 
28 Bellagten vorhergegangen fein müßte (8. 1478) !. 

In bem Zwecke des Rechtsinſtitutes ber Verjährung gelegen und praftifh gewiß 
ngemeffen ift es aber, bie Verjährung ungeachtet der mangelnden Nativität ber 
Inge dennoch fofort eintreten zu laſſen, wenn bie Entftehung des Anfpruces ale 
nes fofort Mogbaren von einer blofen Willenserklärung des Gläubigers abhängt ?. 

* 





3 Die Nothwendigkeit einer Rechtsverletzung 
nm Gintritt ber Berjährung wurde hauptſäch · 
4 für ben all behauptet, wo es in ber Natur 
* Schuldverhãltniſſes Tiegt, daß ber Ber- 
Tichtete nicht ſogleich Teifle, 3. 8. bei dem 
epofitum, Precarium, dem Vorbehalt bes 
üdverlaufes oder bes Wieberfaufes, deut 
wg ohne nähere Berabrebung gefeloffenen 
welepminertenge, Das Commedatum, welches 
lauche ebenfalls hier aufzählen, gehört wicht 
erher, weil ber Empfäuger bie gelichene 
ache entweder auf eine ausbrüdlich oder flill- 
Deigend beftiunmte Zeit ($. 971) gelichen erhält 
Demelius, Unterfuchungen aus bem rönt, 
rechte [Weimar 1856], ©. 180, 190). 
ar Begründung biefer Anficht wird fich darauf 
mufen, baß von einer Verfäumniß ber — — 
lauge feine Rebe fein lonne, als bie Erfül- 






webentung, daß in bi 
Ir durch bie ganze Beı 
Sleihgültigteit 


3. insbefondere Demelins, Unterjuchungen, 
» 157 jg. und dazu Windſcheid, Die actio 


nata bes röm. Civilrechts vom Stanbpunfte 
bes heutigen Rechts (Düffelborf 1856), S. 41— 
45; Banbelten, I, $. 108, Aum. 4 und 8, 
dann bie bei $. 19, Ann. 8 Angeführten und 
die Bemerk. zu 8. 1459 9.6.0.8. 

? Die Verjährung eines Darleihens mit 
Kündigung beginnt alfo ſchon mit dem Tage, 
an welchen bie Kündigung möglih war; nur 
iR zur Berjährungszeit bie Künbigungsfeift 
hinzuzurechnen. Die Verjährung bes Hechte, 
den Küdtritt von einem Kaufvertrage geltend 
zu machen, verjährt mit bem Tage bes Ab- 
hluffes bes Kaufvertrages. Dies iſt das 
Nichtige an ber von Unterhofguer, II, 319 und 
Anderer aufgeftellten Regel: „Actioni non- 
dum natse non praeseribitar, quoties nati 
vitas fuit in potestato creditoris”, melde ge- 
meinrechnich feit der hierüber erfdienenen Ab- 
handlung Thon’s (Gieher Ztfchr., VEIT [1834], 
1-57) faft allgemein in ihrer Totalität aufge» 
geben wurbe. Namentlich haben fi gegen fie 
ertlärt Savigny, Syſtem, V (1841), 281 fg.; 
Vangerow, 1, $. 147, Anm.; Demelius, Unter: 
fugungen aus dem röm. Fivifregte (Weimar 
1856), $. 8, S. 176 fg.; Unger, II, $. 116, 
Annı. 11 uud 13, unb 8. 120, ©. 407 fg. 
Diefe Regel ift infofern verwerfllich, als bamıt 
aud jene Fäle umfaßt werben, in denen das 
Gintreten ber Klage nicht ven einer bloßen 
Willenserklärung bes Berechtigten abhängt, wie 
bei Poteftativbebingungen, oder wenn bie Ent- 
ſtehung bes Anfprudes nicht einmal in bie 
Wiltür des Berechtigten geftellt if, wie z. B. 
beim Rechte auf Rüdgabe der Pfandſache, das 
erft mit, ber Bezahlung ber Schuld entfteht, 
welche nicht blos don bem Belieben bes Schuld⸗ 
mer abhängt. Bebarf c6 bagegen Iehiglich 
einer Manifeftation bes Willens bes Berech⸗ 
tigten, un bie thbatſächlichen Borausjegungen, 
von denen bie Entftehung bes Slageredhts ab- 
hängt, eintreten zu machen, fo fteht ihm bas 
tagerecht in der That foiort au. Bgl. auch 
Windſcheid, I, 5. 108, Nr. 2, Nach der ent« 
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Bona fides ift auf Seite des Verjährenden nicht erforberlich ®. 
Ueber die Berechnung des zur Erfigung und Verjährung erforderlichen Zeitraumel 


vgl. die Bemerk. zu den 88. 704708. 


$. 1466. 
Erfigungszeit: Drbentliche. 
Dad Eigenthumsrecht, defien Gegenftand eine beweglide Sache iR, wire darth via 


dreijährigen rechtlichen Beſitz erfefien. . 


8. 1467. ' 
Bon unbeweglihen Sachen erfitst derjenige, anf deſſen Namen fie den üffentlichen Bügers 
einverleibt find, das volle Hecht gegen allen Widerſpruch ebenfalls durch Berlauf von deei 
Jahren. Die Grenzen ber Erfihung werden nah bem Maße des eingetragenen Beſttzes be 


urtheilt. 


8. 1468. 


Bo nod feine ordentlichen offentlihen Bücher eingeführt find und bie Erwerkung unie 
weglicher Saden aus den Gerichtsacten und anderen Urkunden zu crweifen if, ober wenz DR 
Sache auf den Namen desjenigen, der die Beſitzrechte darüber ansübt,, nicht eingetragen {, 
wird die Erſitzung erit nad dreißig Jahren vollendet. 


8. 1469. 


Dienftbarleiten und andere anf frembem Boden ausgeübte beſondere Rechte werben, we 
das Eigenthumsrecht, von demjenigen, auf defien Namen fie den öffentligen Büchern einer: 


leibt find, binnen drei Jahren erfefien. 





gegengejetten Anficht würde es 5.2. um Be- 
lieben ber Parteien ftehen, bie Berjährung 
in ben meiften Fällen durch Beifügung einer 
Klindigungefrift fo gut als ganz auszufchließen 
und es könute 3.8. ein Darlehen, meldes 
gegen Kündigung gegeben wurde, auch nod 
nad) mehreren hundert Jahren gefilndigt und 
eingeHlagt werden. Much Unger, II, 8. 120, 
Anm. 6, erkennt an, daß Diefes mit dem 
ganzen Inſtitnt Der Verjährung und deſſen 
Tendenz in fchneidendenm Widerſpruch ſteht. 
Nach öfterr. Rechte ift man zu der im Texte 
anfgeftellten Anſicht um fo mehr berechtigt, als 
Die Regel actioni nondum natae ete. etc. zur 
Zeit der Abfaſſung des A. b. G. B. herrſchend 
war. Auch hat ſie nach öſterr. Recht in ihrer 
Anwendung auf Forderungen mit Kündigung 
eine feſtſtehende Praxis für ſich. Vgl. auch 
Unger. II, 8. 120, Anm. 6. Durch 8. 1478 
A. b. G. B. wird dieſe Frage je wenig als 
durch Die Beſtimmung des Pr. iR, L, 9, 
9. 545: „Segen andere Rechte fängt Die 
Serjäbrung von dem Tage an, wo die Erfill- 
lung der Verbindlichkeit zuerſt gefordert werben 
dann“, entſchieden (vgl. Koch, Allg. Yandrecht 
für die preuß. Staaten, beransgegeben mit 
Kommentar in Anmerhingen 3. Aufl. Berlin 
1856 |, 1. Thl., I, 975, 576; Savigny, V 
1841|, 297%, während Demelins, a. a. O., 
S. 176, 177 hienach ſowol nach öſterr. Recht 
als nach preuß. Landrechte jede Erörterung 
dieſer Frage für abgeſchnitten hält. Jedoch 
iſt die Praxis nach Pr. v. R. ebenfalls dafür, 
die Verjäührung einer Forderung mit einer 


Kündigungsfrift mit dem Tage bes abgeſchleſſt 
nen NRechtögefchäftes beginnen zu laffen mu 
der Berjährungszeit die Künbigungefrift hin 
zurechnen. Vgl. Savigny, V, 297; Kod, 
a. O., S. 575; Förfter, Theorie und Frapı 
bes heutigen gem. preuß. Privatrechtt, 1 
(2. Aufl., Berlin 1869), $. 57, ©. 8. 
Koh, a. a. O., Sprit ſich ſelbſt gegen de 
Hinzurechnung der Künbigungefeift aus, wi 
jedoh andernfalls (a. a. O . 577) ka 
Forderungen unter Poteſtativbedingungen aub 
fürs Preuß. L. R. die Verjährung erfi mb 
Erfüllung der Bedingung beginnen laffen. 

3 Daffelbe gilt auch nach röm. Necht, mib 
rend fi nach fan. Recht der Geklagte derd 
bie Einrebe der Verjährung nicht im Bett 
ber Sache behaupten konnte, wenn er nicht De 
ganze Verjährungszeit hindurch bona üde wir. 
Bei eigentlichen Schnidllagen kam es ab 
nad kan. Mecht auf den guten Glauben 8 
Schuldners nit an. Das Fr. L. R. emhill 
bie Beftimmung: „Die vollendete Berzährus 
durch Nichtgebrauch wirft die rechtlibe Bar 
mutbung, Daß Die chemals entflantene Fa 
bindlichleit in Der Zwiſchenzeit auf eine eder 
Die andere Art gehoben worden” (Pr. U X 
Thl. I, Tit. 9, $. 568). „Dieſe Bermurben 
kann nur durch den volfftändigen Veweis, deß 
ber Andere unredlicherweiſe nıd gegen deſſere 
Wiffen von jeiner noch fortwähreuden Verbind 
lichkeit, ficb der Erfüllung derſelben entzieben 
wolle, entträftet werden“ (ebend. $. 569). Hebit 
die Entſtehung und Bedeutung dieſer Fılım 
mung ſ. Savigny, Syſtem, V, 346 j3. 
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8. 1470. 


Wo nod keine ordentlichen öffentlichen Bücher beftehen oder ein ſolches Recht denfelben 
sicht einverleibt ift, Tann es der redliche Juhaber erft nad dreißig Jahren erfiten. 


8.1471. 


Bei Rechten, die felten ausgeübt werden Können, 3.8. bei dem Rechte, eine Pfründe zu 
vergeben oder Jemanden bei Herftellung einer Brücke zum Beitrage anzuhalteu, muß ders 
emige, welder die Erfisung behanptet, nebſt einem Verlaufe von dreißig Jahren zugleid 
rweifen, daß ber Fall zur Ansühung binnen diefer Zeit wenigftend drei mal fi ergeben 
md er jedesmal dieſes Net ausgeübt habe, 


Sowol bei der ordentlichen als außerordentlichen Erfigung kann die Erfigungs- 
‚eit eine ordentliche und aufßerorbentliche fein. Bei der außerordentlihen Erfigung 
ogl. die Bemerk. zu $. 1477) beträgt die orbentlihe Erfigungszeit inmer dreißig 
Yale! bie anßerordentlihe, mit alleiniger Ausnahme bes 8. 1475, immer vierzig 
a Te. | 
Bei der ordentlichen Erfigung ift die ordentliche Erſitzungszeit bei beweglichen 
Saden drei Jahre (8. 1466), bei Rechten, welche einen Gegenſtand ver Eintragung 
n bie öffentlichen Bücher bilden, wenn fie auf den Namen des Erfigenden wirflid) 
ingetragen wurden, ebenfalls drei Jahre (SS. 1467 und 1469) !; wenn fie aus was 





ı Diefe Erfitung, welche nur uneigentlid) 
tiefen Namen führt, weil ihr gar fein Beſitz 
u Grunbe liegt (f. Die Bemerk. zu ben 88.321 
mb 322), ift aus ber in ben alten Rechts» 
üdern des 13. Jahrh. vorlommenden Ber: 
ährung von Jahr und Tag hervorgegangen. 
Ste hatte zunächſt nur auf unbewegliche Sachen 
Inwenbung und die Wirkung, daß derjenige, 
veldder ein unbewegliches Gut mittels gericht- 
iher Auflaffung erworben und durch Jahr 
mb Tag (1 Jahr 6 Wochen und 3 Tage) be- 
eſſen hatte, die Rechtmäßigkeit feines Beſitzes 
eſchwören und ſich dadurch in feinem Beſitze 
ehaupten konnte, ohne daß es auf die Reb- 
ichkeit oder Unredlichkeit deffelben ankam. Bei 
er Berbreitung bes röm. Rechts in Deutſch⸗ 
anb traten die röm. Rechtsgrundſätze an Die 
Stelle ber einheimijchen!, welche nach und nad) 
a Bergeffenheit gerietben, und man verlangte 
ie Erfordernifje bes röm. Rechts zur Erfigung, 
omentlih Die Reblichleit ber Ermerbung 
ogl. Unterholzner, a. a. O., ©. 72 fg. und 
nsbefondere auch Haan [Ludwig Freiherr v.], 
Studien über Nandtafelmefen [Wien 1866], 
5.9, 12, 33, 64, 66, 67). Wie ans ber 
Einreihung der 88. 1476 und 1469 unter die 
Zeftimmungen über bie ordentliche Erſitzung 
ervorgeht, werden auch nad) öfterr. Recht Die 
Frforbernifje der ordentlichen Erfigung, näm⸗ 
ich Rechtmäßigkeit und Neblichleit des Befites 
orausgefeßt. If Rechtmäßigkeit des Befites 
icht vorhanden, jo köunte ungeachtet des drei— 
übrigen Tabularbeſitzes das betreffende Recht 
tft in dreißig Jahren erfejien werden. Bei 
aangelnder Redlichkeit ift Die Erfigung ganz 
nzuläffig. 

Diefer Anficht ift auch Krainz, Gztg. 1868, 
tr. 97, 98 gegen Unger, Gztg. 1868, Nr. 25, 
5.102, welch letsterer den 8.1467 nur auf Die 
wei Fälle bezieht: 1) Wenn Jemand ein 
ücherliches Recht bona fide und unentgeltlich 


bon einem materiell nicht berechtigten Ta— 
bularauctor, ober 2) von Iemanbem, der zu 
einer bücherlichen Verfügung gar nicht, weber 
formell noch materiell beredtigt war 
G. 8. der ſich betrügerifch für den intabulirten 
Eigenthüner ausgab), erworben bat. In allen 
übrigen Fallen würde nad ber Anſicht Unger’s 
das binglihe Recht fofort und unmit- 
telbar erworben, mwährenb Erner, welder 
die Wirkung der grundbücherlichen Eintragung 
ganz unabhängig won deren materiellen 
Borausfegungen hält (f. gegen biefe Anficht, 
fowie gegen bie chen erwähnte Unger's die 
Bemerk. zu 88. 440, 441) in dieſer dreijähri- 
en Friſt nur eine befonders geartete (von ber 
Shatfächlichfeit der nichtigen Eintragung und 
ber bona fides des bücherlich Gingetragenen 
abhängige) Verjährung ber Nullitätsllage bei 
nichtigen Eintragungen ſieht (Erner, Bublici- 
tätsprincip, S. 118—123). 

Andererſeits iſt es jedoch auch nicht zu billigen, 
wenn Krainz den zweiten von Unger angeführten 
Fall ſogar von der dreijährigen Erſitzung des 
8*8. 1467 ausgeſchloſſen und hierauf nur bie 
dreißigjährige Erſitzungszeit angewendet wiſſen 
will, indem auch hier rechtmäßiger Beſitz vorliegen 
kann (ſ. die Bemerk. zu 88. 1460—1464). 
Ebenſo wenig erſcheint die Anſicht Krainz's 
(Gztg. 1868, Nr. 98, ©. 396), daß die Ta: 
bularerfigung feine Anwendung finde, wenn 
bie Ungültigfeit der Eintragung auf einem von 
ber Zabularbehörde verfhuldeten Nul— 
litätsgebrechen bernhe, in Diefer All- 
gemeinheit gerechtfertigt. In feiner der von 
Krainz hiefilr cit. Obftg. Entſch. ift ein fol- 
her Anspruch enthalten. In der von Krainz 
(a. a. O., ©. 396, Anm. 60) citirten, im 
ber Gztg. 1853, Nr. 97, 98 mitgetheilten 
Obftg. Entf. war eine in bie Xanbtajel 
gehörige und im dieſer auch eingetragene 
Realität fülihlih auch in das Grundbuch ein- 
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getragen worden, und waren auf beide Ein- 
lagen verfchiedene Pfanbrechtdeinverleibungen 
erwirtt worden. Hier wurde vom Öberften 
Gerichtshof ertannt, daß dem in das Grund⸗ 
buch eingetragenen Pfandgläubiger kein Pfand- 
recht gebühre. Da nämlich die Rechte der in 
bie Lanbtafel eingetragenen Gläubiger aufrecht 
erhalten werben mußten und hiermit bie Aner- 
tennung ber im Grundbuche erfcheinenben 
Pfandrechte unvereinbar war, mußten lettere 
für ungültig erflärt werben. — In bem von 
Krainz, a. a. O., Anm. 63 aus Haimerl's 
Magazin, XV, 496, 497, cit. Rechtöfalle waren 
den politifhen Vorſchriften über bie 
Untheilbarteit von Bauerngüter zu— 
wider ein Vater mit mehreren Söhnen ale 
Miteigenthümer eingetragen worben. Bier 
wurbe bie Löſchung bes Miteigenthumsrechts 
ber Söhne über einfaches Anſuchen des Vaters 
bewilligt. — In dem von Krainz, sub Anm. 61 
cit. Falle (Gztg. 1856, Nr. 91) wurde bie 
Löſchung einer auf Grund eines bloßen Zeug- 
niffes einer Gemeinde vorgenommenen Eigen⸗ 
thumseinverleibung auf Anfuchen Des in fernen 
Rechten dadurch Berletten angeorbuet. Der 
von Krainz, sub Aum. 62 cit. (von Turnes, 
Yurift, XI, 337 mitgetheilte) Fall ift ein blos 
fingirter. In keinem dieſem Rechtsfalle wird 
fid übrigens auf die Erfigung berufen, und 
bätte biefe wol in dem im ber Gztg. 1856, 
Nr. 61 erzielten Falle bei Borhanbenfein ber 
jonftigen geſetzlichen Erforderniſſe für zuläſſig 
erachtet werden müſſen. 


Tabularerſitzung nud Klagenverjährung laufen 
nah den Grundſätzen des A. b. G. B. ganz 
jelbftändig nebeneinander, fobaß die Eigen— 
thumsklage ungeachtet der eingetretenen Er⸗ 
figung immer erft in breißig Jahren verjährt, 
wenn fie auc gegen ben bücherlich Eingetra- 
genen, welder das Recht inzwifchen erjeffen 
bat, nicht mit Erfolg geltenb gemacht werben 
tann. Daß die Wirkung der Tabularerfitung 
teine abfolute ift, betont auch Erner, Publici⸗ 
tätsprincip, S. 125. 

Was die Dauer der Tabularerſitzung und 
der eigentlihen Berjährungsirift anbelangt, 
fo ift bieriiber zu bemerlen: Nach $. 32 
des Yanbtafelpat. fir Böhmen vom 22. April 
1794 war bie Gültigkeit einer grundblicher- 
lichen Ginverleibung im Wege Der orbent- 
lien Klage binnen drei Jahren und achtzehn 
Wochen nad dem Tage Der gefchebenen Ein: 
verleibung zu beftreiten. Dieje Frift, welche 
als eine reine deutjch-rechtliche Berfchweigungs- 
frift aufzufaffen ift, wurde durch das Sal. ©. 
3., Thl. II., 8. 177 auf Drei Sabre abge: 
rundet; überdied wurde jedoch die Beftreitung 
eines grundbücherlich cinverleibten Rechts bin 
nen dreißig Tagen, wenn der in feinen Rechten 
Verletzte am Orte lebt, wo fich Die öffentlichen 
Bücher befinden, binnen fünjundvierzig Tagen, 
wenn er in ber nämliden ‘Provinz Jich anf- 


hält ꝛc., im Wege des einfachen Wiberiprudet 
zugelaffen, welcher Widerfpruch grunddücherlid 
auszuzeichnen war und denjenigen, zu befia 
Gunſten das Recht einverleibt worden iR, zur 
Erweifung deſſelben nöthigte. 

vor Ablauf biefer Frift erfolgte Weiterveräuf‘ 
rung ober Berpfändung bes einverleibten Redis 
war zum Nachtheile desjenigen, welcher tem 
Widerfpruch erhoben, wirkungslos (88. To, 16, 
Thl. II Sal. ©. 8.) Weder bie eine mb 
die andere dieſer Beftimmungen ift in das J. 
b. G. B. übergegangen, ſondern wird vielmeht 
durch das Hofb. vom 29. Aug. 1818 3. ©. 
©., Nr. 1488, 8. 4) erflärt, baß die VBefrer- 
tung eines grundbücherlich einverleibten Reh 
im Wege einer orbentlichen Klage binnen ber 
geſetzlichen Berjährungsfrift zu erfl- 
gen habe. Unter der gefetlichen Berjübrungk: 
frift kann aber bier gewiß nicht, wie vieljah, 
fo in Obſtg. Entſch, Glaſer ımb Unger, Il, 
Nr. 1821 und 1995 und aud in ber 1. Aufl. 
d. W., ©. 639, Anm. 1, angenommen wird, 
an eine nach Berlauf von drei Jahren ein 
tretenbe Tabularerfitung mit ber Wirkung dei 
Eigenthumserwerbes gedacht werben, ſondem 
e8 ift barunter bie breißigjährige Verjährung: 
frift zu verſtehen und nur dert, wo dat p 
beſtreitende Recht etwa ſchon vor Ablauf dieſes 
Termines durch Erſitzung nach 88. 1467 oder 
1469 erworben wurde, erliſcht das Beftrei 
tungsrecht gegenüber dem bücherlich Ginge 
tragenen mit dem Ablaufe der Erſitzungtjen 
(8. 1478). Es ergibt fid) Dies insbejonder 
auch aus der Beltimmung ber Sy. 149 mb 
150 der Grundbuchsordnung filr Ungarn vem 
15. Dec. 1855: „Wird Die Löſchungsflage Mob 
gegen Diejenigen Perſonen gerichtet, meld 
unmittelbar durch bie Einvwerleibung, 
aufbderen Löſchung geklagt wird, Fehtt 
erworben baben oder von einer Laft beſten 
worben find, je ift Die Dauer des Klagerechn 
nach den Beftimmungen des allg. bärgl. 
Geſetzbuches zu beurtbeilen.” ig. 19 
Grundb. Sog. für Ungern) „Col jeteh 
die mit der Klage begehrte Löſchung Le 
beſtrittenen Einverleibung zum Nactheilt 
britter Perfonen gereichen, melde mil 
ferweile und noch vor ber Anmerkung 1 
Streites biücherliche Rechte erlangt babe 
jo ift Die Klage auch gegen dieſe Yerionen 
zu richten und zwar längſtens dinnen 
drei Jahren von dem Zeitpuntte ber Ücker 
reihung desjenigen Geſuches, über meldt 
die löſchende Einverleibung verfügt worden M, 
anzubringen, widrigens gegen dieſe Perſonen 
auf Löſchung der beftrittenen Ginverleibum 
nur dann erlannt werden kann, wenn it 
fib nicht im guten Glanben binüctli 
ber Sültigleit dieſer Einverleibung befinden 
(8. 15 ebend.) Durch dieſe Feſtſetzung am 
breijährigen Bejftreitungs ,  beziebungsweilt 
Erfigungsfrift ſollte offenbar zu Gunfien gu 
glaudiger Dritten etwas von den Beſtimmungen 
des A. B. G. B. Abweichendes neimut 
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nden in bie öffentlihen Bücher eingetragen find, dreißig Jahre (88. 1468 und 


0) 2. 


In der Beftimmung des $. 1471, daß zur Erſitzung von Rechten, welde felten 
geübt werben können, nebit einer Frift von dreißig Jahren auch noch erfordert wird, 
ı der Tall der Ausübung binnen biefer Zeit ſich wenigftens dreimal ergeben und das 
bt jedesmal ausgeübt wurde, liegt, infoweit es fih um Realrechte handelt, welche 
er Paragraph, wie ſich aus den daſelbſt beifpielsweife angeführten Rechten, eine 





rdben, und e8 kann baber unter den Worten 
efetsliche Verjährungszeit“ im $. 4 dieſes 
fd. nicht, wie Krainz, Gztg. 1869, Nr. 15, 
ummt, ebenfalls die breijübrige Tabular— 
gung, fondern bie breikiglährige Verjäh⸗ 
igszeit verſtanden ſein. ollte man übri⸗ 
s ſchon darunter die Erſitzungszeit verſtehen, 
müßte dieſe nach dem Eingangs Geſagten 
den ſonſtigen Erforderniſſen derſelben, bona 
s und justus titulus, begleitet fein, was 
» Krainz, Gztg. 1869, Nr. 16, ©. 61, 
1 a. E. zugibt, im Widerſpruche mit feiner 
der Gjtg. 1869, Nr. 15, Anm. 141 
E. aufgeftellten Anficht, baß ber Ausdrud 
liche Berjährumgszeit des 8. 4 Hofd. nur 
nredlichkeit des Einverleibten auf Die 
ißigjährige Verjährung zu beziehen jei. 
Die Wirkung ber vollendeten Tabularerfigung 
Erwerb bes büherlihen Rechts (vgl. 
h Unger, Gztg. 1868, Nr. 125, ©. 102) 
ı Seite bes Eingetragenen, und find ſowol 
Eigenthumsklage als perfünliche Klagen bes 
ber Eingetragenen gegen ihn und feine 
chtsnachfolger ausgejchloffen, während die 
igen britten Perjonen gegenüber fortbefteben. 
ich Erner bagegen würde bie ZTabular- 
jung blos der ©eltendmachung der Nul⸗ 
ät ber Eintragung gegen den Einge- 
genen ausjchließen, bagegen auf die mate⸗ 
lien, obligatorifgen Anfehtungs- 
Ände der Eintragung leinen Eın- 
:B üben, und biefe während der ganzen 
Wigjährigen Verjährung als condictio sine 
sa gegen den (wenn auch mit rechtlichen 
el und bona fide) Eingetragenen felbft und 
en Univerfal- und fchlehtgläubigen Singu- 
uccefjoren geltend gemacht werden können 
‚ner, Bublicttätsprincip, ©. 125, 126, Gitg. 
12, Ar. 9, Anm. 5). 
3. über das gegenwärtig bei Beftreitung 
ı grunbbücherlichen Einverleibungen geltende 
fahren bie Bemerk. zu 88. 445— 446, 


‚lie d. 

Streitig ift e8, ob die Zabularerfikung auch 
das Pfandrecht Anwendung findet. Obwol 
nach öſterr. Recht ein beſtimmter Ausſpruch 
rüber nicht findet (vgl. auch Unger, I, 66, 
u. 32), indem die $$. 1467, 1468 ihrem 
yrtlaute nah nur auf Die Erfikung bes 
jenthbumsredhts zu beziehen find, $. 1469 
ı „Dienftbarkeiten und anderen auf fremdem 
den anggeübten bejonberen Rechten‘ jpricht, 
d das grundbücherlich einverleibte Pfandredht 
n auf fremdem Boden ausgeübtes Recht 

fondern babei zunädft nur an dingliche 
brauchs⸗ und Nubungsrechte zu denken if, 
dürfte dennoch auch das Pfandrecht darunter 


„ Kirhfetter, Commentar. 2, Aufl. 


zu ſubſumiren fein. Denn auch bei Dienftbar- 
feiten und anderen dinglichen Nutzungs- ober 
Gebrauchsrechten ift es bei ber Zabularerfigung 
ganz unentjcheidend, ob felbe während Der drei 
Fahre auch „ausgeübt wurde (og auch Unger, 
I, 532, Aum. 81, und II, 284), und ift 
biefer Ausdrud fomit in 8. 1469 fehlerhaft 
getrandht. Die Anficht, daß nach öſterr. Recht 
abularerfigung des Pfandrechts ſtattfiudet, 
vertheidigt auch Krainz, Gztg. 1869, Nr. 15, 
beffen Begründung jedoch nur zum Theile zu— 
treffend, und was namentlih die Berufung 
auf 8.150 der Grundbuchsordnung für Ungarn 
anbelangt (f. hierüber bie vorftchenden Bemerk.), 
ganz gewiß irrig if. Auch Erner, Bublicitäts- 
princip, ©. 125, 126, fett Die Zuläffigfeit ber 
Erfitung des bücherlichen Pfandrechts voraus. — 
Damit aber das erſeſſene Pfandrecht wirkjam 
werbe, muß bdemfelben eine gültige Forderung 
zu Grunde liegen und biefe nicht etwa in» 
zwifchen dur Verjährung erloſchen fein, info- 
fern nicht das Sefek etwa eine Ausnahme hie- 
von enthält (88. 469—1443, 1500). Anderer 
Anficht Krainz, Gztg. 1869, Nr. 16, ©. 62, 
welcher nach feiner Theorie von gebundenen 
Rechten mit der Erwerbung des Pfandrechts 
zugleich Die Forderung für eriworben annimmt. 
Es läßt fi Dies durch das Geſetz nicht nur 
nicht begründen, fondern es fprechen dagegen 
bie gejeglichen Beftinnmungen über bie Löſchung 
verjährter Satpojten (Hofd. vom 15. März 
‚3. G. S., Nr. 262 und 20. Nov. 1818, 
J. G. S., Rr. 1519). Würde nämlich dadurd, 
daß die Einverleibung des Pfanbrechts drei, 
oder unter Umftänden ($. 1477) dreißig Jahre, 
im Grundbuche aushaftet, nicht nur das Pfand- 
recht, fondern damit zugleih immer auch bie 
Forderung felbft erivorben, fo könnte nady Ab- 
lauf von dreißig Jahren nie auf Löfchung wegen 
Berjährung geflagt werben und der Gellagte, 
rüdfichtlich deffen Erben, könnten ſich vielmehr 
dann erft recht darauf berufen, daß ihr Recht 
durh Erſitzung recht unanfechtbar geworben 
ſei. Vgl. auch Erner, Bublicitätsprincip, 
S. 125 a. E., 126. Was dieſes Verhältniß 
bes bücherlichen Pfandrechts zur - Forderung 
anbelangt, ift e8 volllommen zutreffend, wenn 
Erner, a. a. O., ©. 126, bemerkt, ba 
ſouſt der Präferibent beffer geftellt wäre, als 
wenn bie Eintragung urſprünglich gültig ge— 
weſen wäre. 

2 Daß die Erfikung auch gegenüber dem 
intabulirten Beſitzer ftattfindet, findet ſich auch 
anerfannt in ber Obftg. Entf. vom 9. Dec. 
1857, 3. 12573; Glafer und Unger, I, Nr. 484, 
Vgl. au Unger, Entwurf, S. 111. 
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Pfründe zu vergeben oder Jemanden zur Herftellung einer Brüde anzubalten, ergist, 
zunächft im Auge bat, nur eine indirecte Anorbnung darüber, wann rädfichtlich folder 
felten auszuübender Nechte Bei anzunehmen if. Denn da Realrechte zu den unbe 
weglihen Sachen zu rechnen find, fo würde fi ſchon aus den 88. 1468 und 1470 
ergeben, daß fie nur in dreißig Jahren erfeflen werden können. Bei der Allgemeinheit 
ber im $. 1471 aufgeftellten Regel unterliegt es jeboch Teinem Zweifel, daß fie and 
auf blos obligatorifche Rechte anzuwenden ift, welche nach öfterr. Recht ? gleichfalls der 
Erfigung unterworfen und nah $. 298 als bewegliche Sachen anzufehen find, auf 
welche daher ohne diefe Anordnung des $. 1471 nur bie dreijährige Erfigungsfrift des 
8. 1466 Anwendung finden könnte. 


8. 1472. 
Erfigungszeit: Außerorbentliche. 

Gegen ben Fisens, das tft gegen bie Verwalter der Staatsgüter und des Gtastäver 
mögens, infoweit die Verjährung Plat greift (SS. 287, 389, 1456 nub 1457), ferner gegen 
die Verwalter der Güter der Kirchen, Gemeinden und anderer erlaubten Körper, reicht bie 
gemeine ordentihe Erſitzungszeit nicht zu. Der Befit beweglicher Saden, [swie and ber 
Beſitz der unbeweglichen oder ber darauf ausgeübten Dienftbarkeiten und anderer Nechte, wenn 
fie anf den Ramen des Beſitzers den öffentlichen Büchern einverleibt find, muß Dur fehl 
Jahre fortgefetst werden. Rechte folder Art, die auf den Namen deö Beſitzers im bie öffent 
lichen Bücher nit einverleibt find und alle übrige Rechte laſſen fid) gegen den Fiss um 
bie hier angeführten begüunftigten Berfonen nur durch ben Beſitz von vierzig Jahren erwerben. 


8. 1473. 


Wer mit einer von dem Geſetze in Anfehung der Verjährungszeit begünftigten Perien 
in Gemeinfhaft fteht, dem lommt die nämliche Beglinftigung zu ftatten. VBegünftigungen ba 
längeren Verjährungsfrift haben and) gegen andere, darin ebenfalls begünftigte Perfonen ihre 
Wirkung. 


Nach röm. Recht waren fiscalifches Eigenthum und Immobilien der Kirchen mad 
frommen Stiftungen ber orbentlihen Erſitzung ganz entzogen, folange fie ſich im 
Eigenthum diefer jurift. Perfonen befanden. Es hatte auf fie nur die außerorkentlik 
Erfigung von dreißig ober vierzig Jahren Anwendung, welde als Klagenverjührug 
mit der Wirkung, daß fie den Beſitzer zugleich zum Eigenthümer machte, aufgefaht 
wird 1. 

Nach 8. 1472 A. b. G. B. ift hier die ordentliche Erſitzung nicht ausgeſchleſſen, 
nur werden in den Fällen, in welden fonft die dreijährige Erfigungszeit himeidt, 
ſechs Jahre, und anftatt der dreißigjährigen Erfipungszeit vierzig Jahre erforert*. 

Diefe längere Erſitzungszeit gilt nad) öfterr. Recht gegen alle jurift. Perſonen 
(nicht blos gegen Kirchen und fromme Stiftungen) und aud bei beweglichen Saden. 
Geht das Eigenthum einer Sache von einer begünftigten Perfon auf eine nicht be 
günftigte, oder umgefchrt von einer nicht begünftigten auf eine begünftigte über, fo iſt 
die Erfigungszeit gegen die begünftigten und nicht begünftigten Eigenthümer proporticnell 
zu bezeichnen, ſodaß man zu berechnen hat, der wievielſte Theil der früher netb- 
wendigen ganzen Erfigungszeit beim Wechſel des Kigenthümers gegen dieſen bereits 
zurücgelegt wurde und welder Theil der nunmehr erforderlichen Erſitzungszeit gegen 
den neuen Eigenthümer zur Erfigung nod) fehlt und danach die Länge des Zeitraumes 
felbft berechnet. Hat Jemand ein Gemeindegrundſtück durch zwanzig Jahre, d. i. Me 
Hälfte der gegen eine Gemeinde erforderlichen Erſitzungszeit befejfen, und gebt das 
Grundſtück nad) Ablauf dieſes Zeitraumes in das Eigenthum eines Dritten über, je 





$ Bol. die Bemerf. zu den 88. 1453—1458. | vorkommen, baß fi Iemand auf bie erdent- 
I Bol. Arndts, Pandelten (5. Aufl.), 8. 162, | liche Erfigung beruft, indem Liefer Zeitraum 
Abſatz 1, Hit. d und 8. 164. and für die außerordentliche Erſitzung bie 
* Freilich wird es bei der dreißig und wier- | reicht. 
zigjäbrigen Erfigungszeit praktiſch gar nicht 
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mE der Beſitz bis zur Vollendung der Erfigung nod die Hälfte der fonft orbentlichen 
frfigungszeit, d. i. durch funfzehn Jahre fortvauern. 

Steht das zu erfigende Recht begünftigten und nicht begünftigten PBerfonen unge: 
heilt zur, fo kommt auch den nicht beginftigten Berfonen biefelbe Bevorzugung zu gute. 
Diefe längere Erfigungszeit des 8. 1472 ift auch dann nothwenvig, wenn ber Er- 
IBenbe felbft eine begünftigte Perfon ift (privilegiatus contra privilegiatum privilegio 
uo utitur) (8. 1473 a. &.). 


$. 1474. 


Die Eigenfhaft eines Familienfideiconmifies, eines Erbpadt: und Erbzindgutes gebt 
me buch einen frei eigenthümlichen Beſitz von vierzig Jahren verloren. 


8. 1475. 


Der Aufenthalt des Eigenthümers außer ber Provinz, in welcher fi) die Sache befindet, 
teht ber ordentlichen Erfisung und Verjährung infoweit entgegen, daß die Zeit einer will⸗ 
arlichen und ſchuldloſen Ahwefenheit nur zur Hälfte, folglich ein Jahr nur für ſechs Monate 
erechnet wird. Doch Toll auf kurze Zeiträume der Abweſenheit, welche durch Tein volles 
Jahr ununterbrochen gebanert haben, nicht Bedadıht genommen und überhaupt die Zeit nie 
seiter als bis auf dreißig Jahre zufammen andgedehnt werben. Schuldbare Abwelenheit ge: 
ießt Teine Ausnahme von ber ordentlichen Verjährnugszeit. 


8. 1476, 


And) derjenige, welcher eine bewegliche Sade unmittelbar von einem unechten oder vom 
inem nureblidgen Befiger an fi gebradt hat oder feinen Vormann anzugeben nicht vermag, 
uni den Verlauf ber fonft ordentlichen Erſitzungszeit Doppelt abwarten. 


Nach juftinianeifhem echte wurde bei der Erfigung unbewegliher Saden, wenn 
ich der Wohnſitz beider Parteien, nämlich des Eigenthümers derſelben und besjenigen, 
velcyer fie in feinem Beſitze hatte, nicht uno loco, d. i. in einer und berjelben Provinz 
vefand, jedes Jahr der Abweſenheit zur Hälfte gerechnet, ſodaß daher, wenn bie Ab- 
vefenheit einer Partei während der ganzen Erſitzungszeit andauerte, die Erfigungszeit 
ft in zwanzig Jahren vollendet wurde 1. Dabei kamen jedoch nur ganze Jahre, nicht 
Ürzere Zeiträume in Betracht, welche eine Der Parteien in einer anderen Provinz ges 
vohnt hatte. 

Eine ganz ähnliche Beftimmung enthält 8. 1475, nur kommt es hier nicht darauf 
in, ob beide Parteien in berfelben Provinz wohnen, fondern darauf, ob ver Eigen- 
hümer in der Provinz feinen Aufenthaltsort hat, in welcher fid) die Sache befindet. 
Auftatt des röm. Decenniums wurde die Erfigungszeit von dreißig Jahren angenommen, 
ie Beichränfung auf unbeweglicdhe Saden aufgegeben und durch die ganze Dauer dieſer 
ängeren Frfigungszeit für ven Eigenthümer aud) die Verjährung gleihmäßig hinaus: 
jefchoben. Der Zeitraum, anf den dieſe Berechnung angewendet wird, darf jedoch 
neder für fi allein, noch zufammen mit etwaigen Jahren ber Anwefenheit einen 
ffectiven Oefanmtzeitraum von dreißig Salenderjahren überfchreiten. Diefe Doppel- 
rechnung findet daher auf Verjährungs- und Erfigungsfriften von dreißig Jahren und 
dariiber feine Anwendung ?. Die Abwefenheit felbft muß eine jchuldlofe fein. 


I De praescriptione vero decennii hoc or- 
linare prospeximus, ut, si quando quispiam 
na praedicta decennii temporali praescriptione 
an quibusdam quidem annis praesens sit, in 
mibusdam vero absens, alios tantos ei annos 
uper decennium adjici, quantos ex ipso 
iecennin absens fuit. Nov. 119. c. 8. Auf 
en Ort ber Gegenftände felbft kam e8 aber 
ar nicht an. Die Rechnung felbft bleibt 
atürlich diejelbe, ob man zehn Jahre zur Er: 
gung fordert und zwei Abmefenheitsjahre für 


ein Anmwefenheitsjahr rechnet oder zwanzig Jahre 
und jedes Anweſenheitsjahr Doppelt rechnet. 
Bol. Böding, $. 144, Note 17 und $. 148, 
Note 5. 

?* Darauf bezieht ſich die Beſtimmung bes 
8. 1475: „Doch foll Überhaupt bie Zeit nie 
weiter als auf breißig Jahre zufammen aus 
gebehnt werben‘, welche die verfchiebenartigften 
Auslegungen erfahren hat. 

Da die Verjährungs- und Erfitungsfriften 
unter dreißig Jahren nur von fo kurzer Dauer 


44* 
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Sowie im 8. 1472 mit Nüdficht auf die Perſönlichkeit des Eigenthümers, jo wirt 
nach $. 1476 aus objectiven Gründen eine längere Erfitungszeit erfordert. Beweglich 
Sachen, weldhe man von einem unechten oder auch nur unreblihen Vormanne an fid 
gebracht hat, fünnen nur in ſechs Jahren erfeffen werden 8. Einer ſolchen Erwerkunge 
art wird e8 gleichgeachtet, wenn der Beſitzer zwar das Rechtsgeſchäft, burd welches er 
in den Beſitz der Sache gelangt ift, nachmeifen fann, ten Vormann ſelbſt aber nidt 
anzugeben in Stande if. Es wird nämlich dann ebenfalls angenommen, daß hiefer 
Vormann ein verdächtiger war. Sollte nicht einmal das Rechtsgeſchäft nachgewieſen 
werben fünnen, fo fünnte nur die außerordentliche Erfikung des S. 1477 plakgreifen. 


8. 1477. 


Wer die Erfisung anf einen Zeitraum von dreißig oder vierzig Jahren fügt, bebert 
feiner Angabe des rechtmäßigen Titeld. Die gegen ihn erwielene Unredlichleit bed Behihes 
ſchließt aber auch in diefem längeren Zeitraume die Erfigung aus, 


Neben ver ordentlichen Erfißung gibt es, wie nad) röm., jo auch nach öſterr. Recht 
eine aufßerorbdentlihe Erſitzung, welde ſich von der orbentlihen dadurch unter⸗ 
ſcheidet, daß das Erfordernig des rechtmäßigen Titels bier fehlen kann 
Das Inſtitut der außerordentlichen Erſitzung iſt nach öſterr. Recht um fo wichtiger, al 
die ordentliche Erſitzung auf Grund eines bloßen Putativtitels nicht zuläffig iſt !. Ant 
den Wortlaute des $. 147: „Wer die Grfigung auf einen Zeitraum von dreißiz 
oder vierzig Jahren ftüßt, bebarf Feiner Angabe eines rechtmäßigen Titels“, Töunke 
man fih zwar zur Folgerung veranlagt fehen, daß damit blos die Beweislaſt anderi 
als bei der ordentlichen Erſitzung vertheilt jei. Daß diefe Annahme jedoch nicht vihlis 
ift, ergibt fih Shen aus dem Schlußſatz diefes Paragraphen, mo nur die Unreblicfet 
des Befiges, nicht aber aud) der vom Gegner geführte Beweis des Mangeld eine 
rechtmäßigen Titels als Hinderungsgrund bezeichnet wird. Noch beutlicher geht diel 





erften 30 Jahre abivefend und bie übrige Zei 
auweſend, fo fällt‘ Dieje Berediunungeart mM 
der Winimarter’s zuſammen. Es wären Dumm 


find, daß fie, felbft Doppelt genommen, obne- 
hin nie dreißig Kalenberjahre erreichen wür— 
den, kann dieſe Einfhränfung auf dreißig 


Jahre nur praktiſch werden, wenn zur Ab: 
wefenheit nod ein Hemmungsgrund Der Ver— 
jährung oder Erfitung (88. 1494- 1496) hin— 
Hier läuft die Verjährung oder Er- 
ſitzung erſt nah Aufhören des Hemmungs— 


zutritt. 


nach beiden 45 Jahre zur Erſitzung nei 
wendig. War aber der Eigenthümer nur Fe 
erſten 15 Jahre anweſend und Die übrige Zei 
abwefend, fo wären nad) Pachmann nur uch 
22 Jahre und 6 Monate, b. i. ım 


grundes, es darf aber, wenn dadurch ein 
effectiver Zeitraum won dreißig Jahren über: 
Schritten wilrbe, nicht auferden auch noch Die 
Berechnung zur Hälfte wegen Abwejenheit hin- 
zufommen. Ganz twillfürlih ift die Behaup> 
tung Zeiller's (IV, 228, 229), daß Die Ab- 
iwefenheit nur bei der dreijährigen Erfißungs- 
zeit in Betracht foınme. MWiniwarter, V, 152, | follte, ſodaß Die längfte Erfitungs-, bezügid 
will Die Abwefenheit nur folange zur Hälfte | VBerjährungszeit 60 Jahre betragen würk 
rechnen, bi8 die Dauer derfelben dreißig Jahre | Die Obftg. Eutfh. vom 23. Zuli 1868. 
erreicht, welche Daun für fünfzehn Doppeljahre | 3. 4166, Gztg. 1869, Nr. 1, nimmt, gerait 
zu nehmen feien, md zahlt Die übrigen zur | im Gegenjate zu ber im Terre aufgeftellten 
Erfigung von dreißig Jahren noch erforder: | Anficht, an, daß die fragliche Beftimmung dei 
lichen funfzehn Jahre als ganze, ohne NRüd- | 8. 1475 auf bie kürzere Berjährungsfrift bet 
fiht, ob der Eigenthümer während dieſer Zeit | 88. 1487—149%2 feine Anwendung finde. 
abmwefend. war ober nicht. Pachmann, Die .? Nach röm. Recht waren res furtivae un 
Berjährung nad) dem allgem. bürger!. Rechte | gewiije ihnen gleichgeftellte Sachen der erdent 
in Defterrei” (Wien 1833), S. 123, glaubt, | lichen Erfigung ganz entzogen, bis fie nicht in 
baß die Erfigungszeit nur infofern zur Hälfte | die Gewalt des Eigenthümers zurückgelommen 
zu rechnen fei, bis fie für fi allein oder, | waren. Dagegen ſchadete ein jolches Vitium 
falls ber Eigentbünter theils gegenwärtig theils | der außerordentlichen Erſitzung nicht. Bal. 
abmweiend war, mit Zufchlag ber Jahre | Arudts, Bandelten, 8$. 162, 164. 

der Anmwefenheit zufanmen 930 Sabre Bol. die Bemerk. zu den 88. 1460 — 1406. 
nicht überfteigt. War der Eigenthilmer bie 


37% Zahre, nah Winiwarter aber ebenfold 
noch 30 Sabre, d. i. im Ganzen 45 Ja 
erforderlih. Dolliner, BZtfchr. für äfen. 
Rechtsgel. 1839, I, 305 fg., glaubt, daß durd 
jene einfchränfende Beftimmung bes 3. 1475 biete 
Berehnung nur bei Der außerorbentlichen Ber 
jährung oder Erſitzung ausgefchlefjen werden 
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ber aus ber Beitimmung bes $. 1493 hervor, daß bei einer Erfigung von dreißig 
der vierzig Jahren die Einrehnung in bie Erfitungszeit des Befiguorfahrers auch 
hne rechtmäßigen Titel ſtattfindet. Wenn aber britte Perſonen eine folde Erfißungs- 
at im ihre eigene einrehnen können, jo müffen fie fi, wenn fie bereits durch dreißig 
der vierzig Jahre gedauert hat, auch jelbft darauf berufen Fünnen, wenn fie die Sache 
iht weiter veräußert haben. Endlich ift diefes auch die Auffaffung des röm. Rechts ?, 
uf ee Principien das öſterr. Recht in der Lehre von der Verjährung und Er- 
Bung fußt. 


8. 1478. 
Berjährungszeit: Orbentliche. 

Inſofern jede Erſitzung eine Verjährung in fi begreift, werben beide mit den vorge⸗ 
briebenen Erfordernifien in Einem Zeitraume vollendet. Zur eigentlichen Verjährung aber 
t der bloße Nichtgebrauch eines Rechts, das am ſich ſchon Hätte ausgeübt werben Tönnen, 
sch dreißig Jahre hinlänglich. 


$. 1479. 


Alle Rechte gegen einen Dritten, fie mögen den öffentlichen Büchern einverleibt fein 
ver nicht, erlöſchen alfo in ber Regel längſtens durch den breißigjährigen Nihtgebrand ober 
trch ein fo lange Zeit beobachtetes Stillſchweigen. 


$. 1480. 


Forberungen von rüditändigen jührlichen Abgaben, Zinfen, Renten oder Dienftleiftungen 
— in drei Jahren; das Recht ſelbſt wird durch einen Nichtgebrauch von dreißig Jahren 
rjährt. 

8. 1481. 
Ausnahmen. 

Die in dem Familien: und überhaupt in dem Perſouenrechte gegründeten Verbindlid- 
itew.. 3. B. den Kindern den unentbehrlihen Unterhalt zu verſchaffen, fowie diejenigen, 
elche dem oben ($. 145% angeführten Rechte, mit feinem Cigenthume frei zu ſchalten, zu⸗ 
gen, 3. B. die Verbindlichkeit, die Theilung einer gemeinſchaftlichen Sache oder die Grenz- 
ſtimmung vornehmen zu Iaflen, können nicht verjährt werben. 


v 


” $. 1482, 


Anf gleiche Weile wird derjenige, welder ein Recht auf einem fremden Grunde in An- 
hung deö Ganzen oder auf verſchiedene belichige Arten ausüben Lounte, blos dadurch, bafı 
es durch noch fo lange Zeit nur auf einem Theile des Grundes oder nur auf eine be⸗ 
mmte Weile ausübte, in feinem Nechte nicht eingefchränft, foudern die Belhränfung muß 
wi Erwerbung oder Erfiuung des Unterfagungd- oder Hinderungsrechtd bewirkt werben 
. 351). Eben dieſes iſt and anf den Fall anzuwenden, wenn Jemand ein gegen alle Mit: 
ieder einer Gemeinde zuftehendes Necht bisher unr gegen gewifle Mitglieder derſelben ans- 
übt hat. 

$. 1483. 


Eolange der Gläubiger das Pfand in Händen hat, Tann ihm die nnterlafiene Ausübung 
8 Pfandrechts nicht eingewendet und das Pfandrecht nicht verjährt werden. Anch das Recht 
3 Schuldners, fein Pfand einzuldfen, bleibt nnverjährt. Inſofern aber die Forderung ben 
zerth des Pfaudes überfteigt, Tann fie inzwilchen durch Verjährung erlöſchen. 


8. 1484. 


Zur Verjährung folder Rechte, die nur felten ausgeübt werden können, wird erfordert, 
5 während ber Verjährungszeit von dreißig Jahren von brei Gelegenheiten, ein ſolches 
et auszuüben, Tein Gebrauch gemacht- worden fei ($. 1471). 





3 Bol. Arndts, Pandekten, 8. 164; Keller, Panbelten, 8. 136. 
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j 8. 1485, 
In Nüdficht der in dem F. 1172 begünftigten Perfonen werben, wie zur Erfigung, alle 
auch zur Verjährung, vierzig Jahre erfordert. 


Die regelmäßige Verjährungsfrift beträgt, wenn nicht im Gefege ausprädlid cin 
längerer over kürzerer Zeitraum feftgefeßt ift, dreißig ($. 1479), gegen bie im 8. 1472 
bezeichneten Berfonen vierzig Jahre ($. 1485) von dem Zeitpunfte an, als bie Klage 
rechtlich begründet (actio nata) iſt!. 

Da bei dinglichen Rechten die Nativität der Klagen ohne Rechtsverletzung wid 
eintritt, fo ift es feine Ausnahme von der breißigjährigen Verjährung, fondern nm 
eine Beftätigung der Regel, baß die Rechte, über fein Eigenthum frei zu fchalten 
88. 1459 und 1481), dinglihe Rechte auf fremdem Grund und Boden auszuüben 
8. 1482), durch noch fo lange Nichtausitbung nicht verjähren, wenn nicht bie Ant 
übung dieſer Rechte über Einſprache eines Dritten unterblieben ift 2; ebenfo wenig, daß 
das Recht des Schuldners, die Pfandſache einzulöfen, nicht verjährt (8. 1483). Denn 
das Einlöfungsreht der Pfanpfache ift das Recht des Schuldners, die Sade dem 
Pfandgläubiger gegen die Bezahlung feiner Schuld abzufordern. Diefe Klage auf 
Zurüdftellung der Pfandfache ift aber nicht eher nata und kann alfo nicht eher zu ver 
jähren anfangen, als die Forderung bezahlt if. Eine ganz zwedmäßige Beitummung, 
wierwol ebenfalls Feine eigentliche Ausnahme von der Regel, ſondern blos eine Norm 
dafür, wann ein Recht, welches an und für ſich feiner Natur nad felten ansgeüft 
werben kann, als nicht ausgeübt anzufehen fei, liegt in der Beſtimmung des 8. 1484, 
baß bei ſolchen Rechten fich innerhalb der Berjährungsfrift auch drei Gelegenheiten e- 
geben haben müſſen, pas Recht auszuüben. Da bviefes ein pofitives Erforderniß de 
Verjährung ift, hätte e8 der Beklagte zu erweifen. 

Dagegen Tiegt eine wahre Ausnahme von der Regel, daß alle Rechte in dreißiz 
Jahren verjähren, in der Beſtimmung des $. 1483, daß, folange der Gläubiger de 
Pfandſache in Händen hat, das Pfandrecht und die Forderung, foweit fie durch bat 
Pfandrecht gededt ift, nicht verjähren. Diefe Ausnahme hat jedoch nur rüdfihtid 
Fauſtpfänder Gültigkeit, weil man nur dieſe „in Händen haben” kann, wie fi ber 
8. 1483 ausdrüdt. Das grundbücherliche Cingetragenfein des Pfandrechts für ei 
Vorderung auf ein unbewegliches Gut fteht der Verjährung berfelben nicht im eg. 
Verner ift e8 eine wahre Ausnahme von ber Negel des &. 1479, daß bie in tem 
Familien- und fog. Perfonenrechte gegründeten Rechte * ver Verjährung gar nicht unter 
liegen (8. 1481). Eine ganz und gar nicht zu vechtfertigende und zu großen praltiſches 
Unbilligfeiten führende Ausnahme enthält endlich $. 1482 a. E. ın der Beftimmung, 
daß, wenn Jemand ein ihm gegen alle Mitglieder einer Gemeinde zuftchentes Reit 
fortwährend nur gegen einzelne Mitgliever berfelben ausgeübt hat, das Recht auf 
gegen diejenigen, gegen welche es nicht ausgelibt wurde, nicht verjährt. 

Nah 8. 1480 verjähren die Anſprüche auf jährlihe Abgaben, Zinfen, Renten 
oder Dienftleiftungen, jedoch nur die einzelnen bereits fälligen Leiftungen, welche ſchen 
eingeflagt werden konnten, nicht das Recht, aus welchem biefer Anſpruch entfpringt, m 
brei Fahren ®. Ausgenommen find 1) die Zinfen von Sparkaffeneinlagen, melde ef 





I Bgl. hierüber die Bemerk. zu ben 88. 1465, 
Anm. 1 und 1459. 

2 Dal. die Bemerk. zu ben 88. 524—529, 
Abſatz 5. 


* Natürlich find hier bloße rechtliche Oxali 
ficationen und Zuſtände audzufcheiben, mei 
dieſe gar feine eigentlichen Pribatredte find 


° Daß im Befit bes Pfandes eine fort- 
dauernde Anerfennung ber Schuld von Eeite 
des Schuldners liege, wie unter Anderen aud 
noch Unger, Entwurf eines bürgerl. ©. 3. für 
Sachſen, S. 128, behauptet, ift nicht zutreffend, 
denn der Schuldner kann ja auch die Schuld 
und Das Wand ganz vergeffen ober 5. B. als 
Erbe gar a von der Verpfändung Kenntniß 
erlangt haben. Bgl. hierüber insbefondere 
Unger felbft, II, 440, Anm. 11. 


und als foldhe Thon nad allgemeinen Grand 
fäßen ber Verjährung nicht unterworien ſeun 
fünnen. 

Ob dieſe jährlichen Leiftungen von einen 
Kapital abhängen oder nicht, iſt gleichgülny. 
In der Obfig. Entfb. vom 28. Row. 188, 
3. 11626; Glaſer und Unger, 1, Wr. 18, 
und vom 25. Yuli 1854, 3. 7828, ebent. D, 
Nr. 966, wurde Die dreijährige Verjährung 
auch auf die einzelnen Raten eines Rentenver⸗ 
mächtniffes anwendbar erflärt. 


m ln AR, —t— 
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tt der Einlage ſelbſt in vierzig Jahren verjähren, welche Friſt vom Tage ber legten 
inlage zu berechnen ift (Hof. vom 26. Sept. 1844, 8. 18; 3. ©. ©., neue Folge, 
tr. 832); 2) die Zinfen von verzinslichen Staatspapieren aller Art, welche in ſechs 
fahre vom Tage der Fälligkeit verjähren (3. M. Erl. ven 16. Yan. 1860, 


. ©. U, Nr. 21). 


Da nur das Reht anf die jährlichen Dienftleiftungen, nidyt aber der Anfprud) 
uf Entlohnung dafür, infofern eine ſolche gefordert werden fanı, in drei Jahren 
erjährt, fo verfteht es fi) von felbft, wie das Hofd. vom 10. April 1839 (9. ©. S., 
eue Yolge, Nr. 355) auch ausdrücklich erklärt, daß dieſe kürzere Berjährungsfrift auf 
nfprüce der Dienftleute auf Bezahlung des Lohnes für ihre geleifteten Dienfte Feine 
Dagegen tritt, wie dieſes Hofd. weiter beftimmt, wenn nad ber 
terfallzeit des den Dienftgefinde ſchuldigen Lohnes ein Zeitraum von drei Jahren ver- 
offen ift und der Gläubiger im gehörigen Wege zu bemeifen nicht vermag, daß bie 
erfolgt fei, die gefeglihe Vermuthung der erfolgten 


Inwenbung findet ©. 


ahlung nit 
ahlung ein. 
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8. 1486. 
Außerorbentlihe kürzere Verjährungszeit. 


Die allgemeine Negel, daß ein Recht wegen dei Nichtgebraudes erft nad Verlauf von 
eißig oder vierzig Jahren verloren gehe, ift nur auf diejenigen Fülle anwendbar, fiir welde 


8 Gejet nicht ſchon einen Türzeren Zeitranm andgemefien bat (8. 1465). 


8. 1487. 


Die Rechte, eine Erklärnug des letzten Willens umzuftoßen, dem Pflihttheil oder deſſen 
rgänzung zu fordern, eine Schenkung wegen Undankbarkeit deö Befchentten zu widerrufen, 
nen entgeltlihen Vertrag wegen Verletzung über die Hälfte aufzuheben oder die vorgenom- 
ene Theilung eines gemeinfchaftlihen Gutes zu beftreiten, und die Forderung wegen einer 
; dem Vertrage unterlaufenen Furcht oder eines Irrthumes, wobei fi der andere vertrag- 
achende Theil Feiner Lift fchuldig gemacht hat, müſſen binnen drei Jahren geltend gemacht 


erben. Nach Berlanf diefer Zeit find fie verjährt. 
In drei Jahren verjähren nad $. 1487: 


1) Das Recht, die Gültigkeit eines Teftamentes oder Erbvertrages, weldye zur 
Irundlage ber Berlafienfchaftsahhandlung genommen wurden, aus was immer für 


nem runde, fei e8 wegen Mangels innerer oder äußerer Erforderniffe, Zwang, 
ſetrug, Irrthum, Unechtheit, Willensunfähigfeit des Erblaffers, erfolgten Widerrufes, 


eftirunfähigfeit des Erblaſſers oder Erbunfähigfeit der eingefegten Erben, Außeracht⸗ 


fung der nöthigen Förmlichkeiten ꝛc. zu beftreiten 1. 


°Bal. auch bie Obſtg. Entſch. vom 18. April 
355, 2369; Glaſer und Uuger, I, Nr. 79, 
nd vom 17. Nov. 1863, 3. 8171; Glaſer, 
nger und Walter, IV, Nr. 1831. 

I Somwol die Worte „letzte Willenserllärung‘ 
6 der Ausdrud „untiſtoßen“ haben bie ver- 
hiebenartigften Auslegungen erfahren. So 
it Bachmann (Berjährung, ©. 45 fg.) unter 
rklärung eines legten Willens nur Teftamente 
rftanben wiffen. Winiwarter, V, 234, rechnet 
eftamente und Kodicille hierher und nimmt 
rbverträge und Schenkungen auf den Todes— 
I davon aus. Nippel, Erl., IX, 107, rechnet 
ich Erbverträge und Saentungen anf ben 
obesfall hierher. Die Anficht, daß bie Bor: 
yrift bes 8. 1487 auf Erbverträge unanwenb- 
ir fein foll, beruht jedoch „auf ängftlicher 
uterpretation bes Ausdrudes «letter Wille» 
ı Sinne der Legaldefinition des 8. 552, fo» 


in ber Obſtg. Entid. vom 4. 


wie auf Verkennung bes im Erbvertrag ent» 
baltenen teftamentarifchen Elements, welches 
fid) gerade nach dem Tode bes Erblaffers ganz 
bejonders geltend macht, und verftößt entſchie⸗ 


den gegen bie ratio juris” (Unger, Erbredt, 


©. 122, Anm. 18). Dagegen fehlt e8 an 
aller ratio, bie Borfchrift bes 8. 1487 auch 
auf Bermächtniffe zu bezichen (Unger, Erb- 
reht, S. 269, Anm. 2). gl. bierüber ins» 
beſondere Die trefflihde Darftelung Unger’s, 
Erbredit, $. 22, Anm. 6, ©. 102 fg. Daß 
die Anordnung bes $. 1487 nicht auf Ber- 
mächtniffe zu beziehen fei, ift auch anerkannt 
Sept. 1855, 
3. 7452; Glafer und Unger, I, Nr. 130; von 
11. Dec. 1857, 3.12439, ebend. Nr. 486, und 


12. Mai 1858, 3. 47563, ebend. AI, Nr. 563. 
Daß dagegen Erbverträge hierher zu 
rechnen feien, if ausgefprochen in der Obftg. 


o 
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Die Verfibreng beginnt mit dem Tage, an weldem ver Befcheid, womit tie 
Erberflirung auf rund des Teftanente® angenommen wurde, in Rechtskraft er—⸗ 
währt? Nach Berlauf tiefer dreijährigen Berjährungsfrift bleibt e8 jedoch dem burd 
tie ungültige legte Willenserflärung in feinen Rechten Berlegten unbeneumen, 
allfallige Entſchädigungsanſprüche innerhalb der Berjährungsfriften des 8. 1489 gegen 
ten lirheber ter ungültigen Testen Willenserflärung und deſſen Erben geltend zu 
machen. 

2) Tas Recht, ten Pflichttheil ober deſſen Ergänzung zu fordern. Unter biefen 
Pegriff füllt auch ter Anfprud) des im Teſtammte aus Irrthum übergangenen ? und ber 
Anipruh ter turh eine pflichtwibrige Schenkung verletten Defcenvdenten *. Die 
Verjährung des Rechts auf Refciffion der übermäßigen Schenkung beginnt mit bem 
Tore des Erblaffers, weil der Aufprud) gegen den Beſchenkten ſchon mit dieſen 
Zeitpunfte begrüntet ift®. In den übrigen Fällen beginnt bie Berjährung mit bem 
Zeitpunkte ber Antretung der Erbſchaft durch den Teftaments- oder Inteſtaterben, 
eter, wenn tie legtwillige Anordnung blos Legate enthält, mit dem Tage der Pakli- 


canon derſelben 6. 


3) Das Recht, eine Schenkung wegen Undankbarkeit des Beſchenkten zu iiber 


rufen .S. 948). 
durch melde ter Undank begründet wird. 


Tie Verjährung beginnt hier mit der Handlung over Unterlaffung, 


4‘ Das Recht, die Aufhebung eines entgeltlihen Bertrages wegen Berlegung 


über die Hälfte zu verlangen. 
abſchluſſes. 


Entich. vom 30. Sept. 1857, 3. 8363; Glaſer, 
Unger und Walther, II, Nr. 1037. — Unter 
dem Ausdrncke „umſtoßen“ verſteht Pach— 
mann, a. a. O., blos die Reſcindirung einer 
an Sid gültigen leuten Willenserflärung, weil 
nur dad „umgeftoßen” werben könne, was 
bisber aufrecht ftand. Nach Bachmann Lönnen 
„Teſtamente eines Erblaſſers, welcher zur Zeit 
Per Errichtung Den Gebrauch jeiner Bernunft 
wicht batte, erzwungene, irrige, nachher wider- 
vntene oder aufgebobene Erbeinfegungen nicht 
bierber bezogen werden, weil derjenige, ber 
den Gebrauch feiner Vernunft nicht hat, gar 
nicht wollen fann, wer aber nur gezwungen 
oder ans Irrthum will oder blos gewollt hat, 
im Grunde ebenio wenig will, wie derjenige, 
Lem ein iremder Wille untericheben iſt“. Es 
tiegt iedoch durchaus fein beftimmter Sprach— 
gebrauch vor, welcder den Ausdruck „um: 
ſtößen“ blos auf Das Anfechten jolcher lebten 
Wihleuvserklärungen bezieht, welche urfprüng- 
lich zu Recht beſtanden und erft durch nachge: 
ſolgte Unſtände ungültig geworden find, for: 
Der man gebraucht dieſes Wort ganz allgemein, 
wenn es ſich darum bandelt, einen letzten 
Willen aus was immer für einem Grunde zu 
beſtreiten, ohne Rückſicht Darauf, ob derſelbe 
ſchon von Anſaug am ungültig war oder es 
cart nachträglich wurde. Bgl. vorzüglich Unger, 
U, 147, Ann, WB, und Erbrecht, 8. 22, Anm. 6, 
S. WR, und dazu Dworzak in der Oeſterr. 
Rictielij. Dihr., XVI (1865), 125 fg. Mit 
quiaun jtimmt auch überein Nippel, I, 109, 
> Wmiwarter, V, 230 fg., während Zeiller, 
© 388, Diele Uunterſcheidung fremd if. 

Su Üüdrigens Dworzak in der Oeſterr. 
Sera A., XVI (1865), 128, welder 
sn Nat Tage der aufrechten Erledigung 
y N wnung buch den Abhanblunge- 


Die Verjährung beginnt mit dem Tage bes Vertrag 


richter und dem Tage der Zuftellung berfelben 
an bie Erben ſchwankt, während Unger, II, 
385, Anm. 19, den Tag ber Ueberreidhung ber 
nachher angenommenen Erberflärung für maß⸗ 
gebenb anzufehen fcheint.e Da jeboch erſt mit 
dem Tage ber Rechtskraft jenes richterlicen 
Beſcheides entjchieben erſcheint, Daß ba® nid: 
tige Teftament der Abhandlung zu Grunde ge: 
legt wird, jo gebt es wol nicht an, den Be 
ginn der Verjährung von jenem früberen Tage 
an laufend zu berechnen. 

Ein ſchon feiner äußeren Erfcheinung nah 
ungäültiges Zeflament "darf ber Abhandlung 
gar nicht zu Grunde gelegt werden und braudt 
Daher in feinem Falle erft befiritten zu wer 
den. Wurde ein folches, fchon ber äußeren 
Erſcheinung nach ungültiges, 3. B. nur von 
zwei Zeugen gefertigtes allegrapbes Teſtament 
mit Einverffändniß der Parteien br 
Abhandlung zu Grunde gelegt, fo kommt eine 
jolde Urkunde gar nicht als Teftament in Br 
tracht, welches als foldyes zu beftreiten wäre. 
jondern diefes Einverftändniß Der Parteien fest 
gerade die Anerkennung der Ungültigkeit bes 
Teftamentes als foldhes voraus; es ıft Dann 
nur als cin integrirender Beſtandtheil des ge- 
troffenen Uebereinkommens zu beftreiten, wofür 
die allgemeine breißigjährige erjährungsfrik 
it. Unrichtig daher Dworzak in der Defterr. 

tertelj. Schr., XVI (1865), 128, 129. 

3 Bol. Unger, Erbredt, S. 375, Anm. 13. 

Vgl. Unger, Erbredt, S. 364 und 368, 
Ann. 11, und bie Obftg. Entf. vom 10. Juli 
1861, 3. 4785; Glafer, Unger und Walther, 


III, Nr. 1358. 
S. 364, 368, 


5 gl. Unger, Erbrecht, 
Anm. 11. 

6 Unger, Erbredt, $. 85, S. 360, $. 87, 
Anm. 17. 
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Die Verz 


jährung beginnt mit dem Tage des Abſchluſſes des Vertrages, durch weldhen die Theilung 
vereinbart wurde, und wenn die wirklich vorgenommene Theilung aus dem Grunde be- 
ftritten werden fol, weil fie der Bereinbarung nicht, entjpricht, mit dem Tage, an 


welchem bie Theilung vollzogen wurde. 


6) Das Ned, die Gültigkeit eines Vertrages wegen eines bei Abjchluß deflelben 
unterlaufenen Irrthumes, an weldiem dem anderen Sontrabenten nicht dolus zur Yaft 
fält, zu beftreiten ($. 871) 7, oder deshalb Entihädigung zu verlangen ($. 872). Die 


Verjährung beginnt mit dem Tage des PVertragsabichluffes. 
7) Das Recht, wegen eines bei Abfchluß des Bertrages vom anderen 


Con— 


trahenten ausgeübten Zwanges bie Ungültigkeitserklärung des Vertrages (K8. 871, 


875) oder Entſchädigung zu verlangen (88. 872, 875) 8. 


Die Verjährung beginnt 


gleichfalls mit dem Lage des Abjchluffes des Vertrages. 
Diefen Beltinnmungen des $. 1487 in Anfehung des Irrthumes und Zwanges 
” fiegt die zur Zeit der Abfafjung des A. b. G. B. herrſchende Anficht zu Grunde, daß 
in jenen Fällen, in denen ber Dertrag wegen folder Mängel der Willenserflärung 
relativ, nämlich zu Gunſten des Irrenden oder Gezwungenen nichtig ift, die Nich— 
tigleit mittel8 eigener Klage geltend zu machen fei, und ebenjo aud, wenn 
fh der Irrthum oder Zwang auf Feine wefentlihen Vertragspunkte bezieht ($. 872), 
die Entfhädigungsanfprüche gegen den anderen Contrahenten im Wege der Klage aus— 


zutragen jeien. 


In allen bier aufgeführten Fällen, für welde durch $. 1487 eine breijährige 
Berjährungsfrift feitgefegt wurde, lann das durch Verjährung erlofhene Recht aud nicht 


mehr in 


Form der Einrede geltend gemacht werben, weil nad öftere. Recht mit ber 


Verjährung ver Klage ber damit geltend zu machende Anfpruch jelbft untergeht ?°. 


8. 1488. 
Das Recht der Dienftbarleit wird duch den Nichtgebraud verjährt, wenn fi der ver- 
»flichtete Theil der Ansübnng der Servitut wiberfett und ber Berechtigte durch drei auf ein- 
uanberfolgende Jahre fein Necht nicht geltend gemacht hat. 


8. 1489. 
Jebe Entihädigungsllage erliiht nah drei Jahren von ber Zeit an, zu welcher der 


Schade dem VBeihädigten belannt wurde. 


Iſt ihn der Schabe nit belannt worben oder ift 


Derfelbe and einem Verbrechen entftanden, fo verjährt fi das Klagerecht nur nah dreißig 


Jahren. 


T Unter „falfhen Angaben“ des 8. 871 find 
nämlich nicht blos doloſe zu verſtehen. Bol. 
Unger, II, 124, Anm. 20 und die Bemerk. zu 
ben 88. 869877. 

© Daß bie Worte des 8. 1478, „wobei ſich 

- der anbere vertragmadende Theil Feiner ?ift 
ſchuldig gemacht hat‘, nur auf den Irrthum 
unb nicht auch auf die Fälle des Zwanges zu 
beziehen find, und daß gerabe ber andere Eon- 
trabent felbft den Zwang ausgeübt haben muß, 
ergibt ſich daraus, weil, wenn ein Dritter 
den Zwang ausgeübt bat, dem Gezwungenen 
weber ein Hecht auf Aufhebung des Bertrages 
noch ein Recht auf Entfhäbigung gegen ben 
anderen Eontrabenten zuftebt (8. 876), und ber 
Fall, daß der andere Eontrahent den Zwang 
ausgeübt hat, ohne dolos zu handeln, gar nicht 
denkbar ifl. 


Bei ber Feflfekung einer kürzeren Berjäh- 
rungsfrift für Die Geltendmahung bes Zwanges 
als für die Geltendmachung bes Srrtbimes, an 
welchem dem anderen Kontrahenten Arglift zur 
Laft fällt, mag bie Erwägung maßgebend ge- 
weſen fein, * der Irrthum in der Regel erſt 
ſpäter bemerkt wird. 

9 Bgl. Unger, II, 48, Anm, 17, ©. 125, 
146, 155 und die Bemerk. zu den 88. 869— 
877. Die Behauptung, ein Rechtsgeſchüft fei 
nichtig, ift nichts als die bloße Negation ber 
Eriftenz bes Rechtsgeſchäftes, welche ſich gar 
nicht als Klagfundament eignet. 

10 Bol. Anger, II, 513, Anm. 46, ©. b14, 
Anm. 46°, und Unger, Erbredt, S. 377, 
Anm.17 und bie Bemerk. zu den 88.1498— 1502, 
und Obftg. Entſch. vom 11. Nov. 1862, 3.7118; 
Slafer, Unger und Walther, IV, Nr. 1597. 


Ueber die Verjährung der Servituten f. die Bemerk. zu den 88. 524—52° 
1478—1485. 

Eine Obligation entfteht entweder 1) durch ein eigenes auf die Entftehun: 
ſelben gerichtetes Rechtsgeſchaft, ober 2) durch Zuflände, aus denen eine Verbint! 
für eine Berfon hervorgeht, wie 3. B. Verwandtſchaft, Erbſchaft, Gemein 
des Eigenthumes, oder endlid 3) durch unerlaubte Handlungen (Delicte im civi 
lihen Sinne), wodurch willfürlih in die Rechtsſphäre einer beftimmten Perſor 
gegriffen wird. 

Nah röm. Recht galten für die Verjährung der Klagen auf Erfüllung einer 
bindlichkeit, welche Jemand aus einem Rechtsgeſchäfte zu fordern hatte, fowie von 
pflihtungen, welche aus einem bloßen Zuſtande entfpringen, die allgemeinen Berjähr 
friften. Dagegen verjährten bie Klagen auf Erſatz des durch eine wiberred 
Handlung außer einem bereit8 beftehenden Verpflihtungsproceß zugefügten Schabe 
verfchiedenen Zeiträumen 1. 

Diefe Verſchiedenheit des röm. Rechts in legterer Beziehung ift durch ben $ 
bejeitigt umd jede Entſchädigungsklage auf drei Yahre, von der Zeit an, zu weiche 
Schade dem Beſchädigten befannt wurbe, eingeſchränkt *. Es Tiegt in biefer Beftim 
eine Ausnahme von dem Grundſatze, vaß die Verjährung von dem Zeitpunkte be 
als die objective Möglichkeit der Anftellung der Klage gegeben if. Daß bem 
ſchädigten aud die Perfon des Beſchädigers bekannt fein müſſe, damit bie Berjä 
zu laufen anfangen kann, wie Pachmann? und Winiwarter * behaupten, iſt eine 
fürliche Ausdehnung diefer Ausnahme. Iſt der Schade durch ein Verbrechen entt 
fe Hat nur die breißigjährige Verjährung Anwendung. 

Klagen über Injurien find, infofern es ſich um eine reine Strafe handelt, 
Gegenſtand des Civilrechts, ſondern in das Strafrecht gehörig (8. 1339). Da 
ift der daburd dem in feiner Ehre Verletzten zugegangene Schade nach Borfchril 





’ Die meiften der hierher gehörigen Klagen 2 Webereinftimmend hiermit aud das 
waren lediglich prätorifhe und als folhe auf | R., 1. Thl., lit. b, $. 54 „Wer 
einen annus utilis beſchränkt. Eine Ausnahıne außerhalb bem Falle eines Contri 
trat dann ein, wenn bie ‚Klage blos auf Her- | erlittenen Schaden innerhalb dreier Jahr 
ansgabe bes Vortheiles ging, welchen ber Be> | zuffagen vernadläffigt, der hat fein Red 
klagte aus feiner rechtswidrigen Handlung | loren.“ Auch bie Conveutionalftrafe | 
wirklich noch in Hänuden hatte (actiones rei | auf einem Bertrage, und es findet bab 


nneonantneinale Gawuau bauen a Kia o natin ae QEAX .. A— — ON an Ba Baıc 


Haupiftüd IV. Bon ber Verjährung und Erſihung. 99. 14901493. ' 699 
. 1340 aud auf dem Civilrechtswege verfolgbar und verjährt bei Verbalinjurien in 
nem Jahre, bei Realinjurien in drei Yahren (8. 1490). 

Außer der eigentlihen Klagenverjährung kommen auch noch Falle vor, wo durch 
tichtgebrauch eines Rechts oder durch Nichterfüllung einer Obliegenheit während einer 
om Geſetze beftimmten Friſt ein Recht verloren wird, wo aber der Fall einer 
lage gar nit vorhanden ift, weshalb bier auch Grundſätze über die Klagen- 
rjährung, insbeſondere die Unterbrehungs-, Hemmungs- und Auffchiebungsgründe 
rfelben feine Anwendung finden. Es find dies die fog. Fall» oder Präclufiofriften ®. 

Solide Präclufivfriften find die in den SS. 201, 259, 862, 1075, 1082, 1141, 
290 4. 6. ©. B. und in den 88. 19—21 Einf. ©. zum 9. ©. in Anfehung ver 
ſeweiskraft der Handelsbücher gegenüber Nichtfaufleuten normirten Friften. Dagegen 
ıthalten bie 88. 158, 933, 936, 967, 982, 1097, 1111 Fälle von eigentlicher 
jerjährung 6. Die 88. 439, 453 und 1321 ftellen bloße proceſſualiſche Sriften auf, 


yelche auch einer Erftredung fähig find. 


8. 1493. 
Ginrehnung ber VBerjährungsseit des Vorfahrers. 


Wer eine Sache von einem rechtmäßigen und redlichen Beſitzer reblich übernimmt, der ift 
[8 Nachfolger berechtigt, die Erſitzungszeit feines Vorfahrers mit einzurechnen (8. 1463). 
eben biefed gilt auch von der Verjährungszeit. Bei einer Erſitzung von dreißig oder vierzig 
kabren findet diefe Einrehnung auch ohne einen rechtmäßigen Titel, und bei der eigentlichen 
terjährung felbft ohne guten Glauben oder ſchuldloſe Unwiſſenheit ftatt. 


Zur Einrehnung bes Beſitzes einer dritten Perfon in feine eigene Erfigungszeit 
t erforberlih: 1) daß man feinen Beſitz von diefer Perfon ableitet und 2) daß der 
imzurechnende Beſitz ebenfalls alle zur Erfigung nothmendigen Eigenfchaften hatte. Er 
mß alfo ſowol bei der ordentlichen als auferordentlihen Erfigung redlich und bei ber 
rbentlihen Erfisung auch rechtmäßig fein. Sollte dem Befite des VBorfahrers eines 
iefer Erforberniffe fehlen, jo fann nad) $. 1463, wenn die nöthigen Borausfegungen 
intreffen, wol die Erſitzung nen zu laufen anfangen, nicht aber fortgefett werben. 

Bei der Berjährung kann von einer folden Einrehnung nur im uneigentlichen 
Sinne die Rebe fein, weil es dabei ganz gleichgültig ift, ob eine Veränderung in ber 
Berfon des Berechtigten oder Verpflichteten ftattgefunden bat und der Berpflichtete ſich 
108 darauf beruft, daß das Recht Überhaupt durch die Verjährungszeit hindurch nicht 
wsgeübt wurde. 





begrenztes Recht durch Thätigleit des Berech⸗ 
tigten über biefe zeitliche Grenze hinaus er- 
halten werben kann.“ Unger, II, $. 104, 
Anm. 79 a. & Im Falle des $. 156 kann 


Bgl. Rod Lehrbuch bes preuß. gemeinen 
Brivatrechts, 2. Aufl. (Berlin 1851), I, 8. 149; 
Inger, Syſtem, II, 277, Anm. 79, formulirt 
tefes Brincip dahin, es fei darauf zu fehen, 


b Die Rihtausübung bes Rechts, welches mit 
em Ablauf einer gewiffen Zeit verloren gehen 
u, in der Unterlaffung ber Anjtellung ber 
ar Geltendmachung jenes Hecht dienenden 
{age beftebt oder nit. Im erften Falle fei 
Tagenverjährung, im zweiten Yalle eine Prä- 
luſivfriſt vorhanden. 

° „Im Halle des S. 1367 Tiegt gerade das 
Jegentheil einer Verjährung vor; ber unver- 
cherte Bürgichaftsvertrag erlifcht drei Jahre 
ach bem Zobe bes Bürgen, biefe Erlöſchung 
mn aber buch Einmahnung bes Erben ab- 
ewenbet werben; es ift aljo bier nicht ein 
al vorhanden, wo ein zeitlich unbeſchränktes 
Yecht wegen Unthätigleit bes Berechtigten ver- 
nen gebt, fondern ein Fall, wo ein zeitlich 


fih der Mann entweder mit einem einfachen 
Tegitimitätsprotefte begnügen ober bie Legiti⸗ 
mität mittel einer eigenen Klage beftreiten. 
Nur der Proteft unterliegt der Präclufivfrift. 
Nah Ablauf derfelden kann der Mann, wenn 
Unterbrehungs- oder Hemmungsgründe der 
Berjährung eingetreten find, um ber Wohlthat 
berfelben theilbaftig zu werben, nur nod 
mitteld Klage die fe itimität bes Kinbes be> 
ftreiten. Vgl. au Koch, II, 8. 770, Anm. 6, 
welcher jedoch auch bie Frift für bie Einbrin- 
gung ber bloßen Erflärung für eine Berjäh- 
rungsfrift hält. Unger, a a. O., ©. ‚ 
Anm. 17, fieht in den Fällen ber 88. 156— 
159 Prächufivfriften, ebenſo (S. 278, Anm. 79) 
im alle des 8. 936. 
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8. 1494. 
Hemmung ber Berjährung. 


Gegen ſolche Berfonen, weldhe aus Mangel ihrer Geiftesträfte, ihre Nechte ſelbſt zu ver: . 


walten, unfähig find, wie gegen Pupilfen, Wahn: nnd Bködfinnige, Tann die Erfitung: 
oder Verjährungszeit, dafern dieſen Perſonen Leine gefelichen Vertreter beſtellt find, nidt 
anfangen. Die einmal angefangene Erſitzungs⸗ ober VBerjährungszeit Läuft zwar fort, fie lam 
aber nie früßer als binnen zwei Jahren nach den gehobenen Hindernifien vollendet werben. 


8. 1495. 

Auch zwiſchen Ehegatten, dann zwiſchen Kindern oder Pflegebefohlenen und ihren Aelters 
oder Bormündern Tann, folange erftcre in ebelicher Verbindung, letztere unter ülterfier 
oder vormnudſchaftlicher Gewalt ftehen, die Erfitung oder Berjährung weder amgefungen, 
noch fortgefett werden. 


8.14%. 


Durch Abweienheit in Civil- oder Kriegädienften oder durch gänzlichen Stillſtand ber 
Rechtspflege, 3. B. in Beft- oder Kriegszeiten, wird nicht nur der Anfang, fonbern, ſolauge 


biefes Hinderniß dauert, auch die Fortſetzung der Erfigung oder Verjährung gehemmt. 


Hemmungsgründe der Verjährung und Erfisung find: 

1) Minderjährigkeit, und zwar in ber Art, daß gegen ven Minderjährigen, wen 
er Keinen gefetlichen Vertreter hat, die Erfikung ober Verjährung gar nicht anfangen 
fann, bie bereits begonnene zwar fortläuft, aber exft zwei Fahre nach erreichter Grof- 


jährigfeit vollendet wird 1. 


2) Wahn- oder Blödſinn, welcher der Minderjährigleit ale Hemmungsgrund ber 
Berjährung oder Erfigung in allen redhtlihen Beziehungen gleicgeſtent wird 2. 


3) Die Zeit einer beſtehenden (gültigen oder Putativ-) 


e zwiſchen ben Che 


gatten. Der Trennung der Ehe dürfte in diefer Beziehung aud Scheidung von Tiſch 


und Bett gleihzuachten fein ®. 


4) Die Dauer der väterliden und vormunbfcaftlihen Gewalt zu Gunften ber 





ı Meil fih das Geſetz Des Ausdrudes ‚Pu: 
pillen” bedient, glaubte man mitunter Minder— 
jährige unter väterlicher Gewalt ausfchlieen 
zu müffen. Auch geht eine verbreitete Anficht 
dahin, daß unter „gehobenen Hinderniſſen“ 
blos die Beftellung des gefetlihen Bertreters 
zu verftehen fei. Da jedoch ber im Gefege an- 
geführte Grund dieſer Begünftigung, „Mangel 
ber Geifteskräfte, ihre Rechte felbft zu wer» 
walten‘, in ganz gleihem Maße bei Minder- 
jährigen unter väterlider und vormunbdfchaft- 
Iiher Gewalt eintritt und auch fonft feine Ur- 
ſache denkbar ift, weshalb das Gele, welches 
beide in dem Hemmungsgrunde bes $. 1495 
einander ganz gleidhftellt, bier bie erfteren 
härter behandelt wiffen wollte, fo muß man 
annehmen, daß das Wort „Bupillen‘ im 
$. 1494 im weiteren Sinne genommen ift. 
Da ferner 8. 1494 von gehobenen Hinder⸗ 
niffen fpricht, fo gebt es nicht an, bie Frift 
von zwei Jahren ſchon von Zeitpunfte der 
Behebung eines einzigen Hinderniffes, nämlich 
des Mangels eines geſetzlichen Vertreters zu 
berechnen. Für die im Texte ausgeſprochene 
Anſicht ſprechen auch hiſtoriſche Gründe. Nach 


röm. Recht wurde bei Klagen, welche in Fir 
jerer Zeit als dreißig Jahren verjührten, die 
Beit, während melder fie einem Minderjährt 
gen zuftanden, in die Verjährung nicht einge 
rechnet, und es unterliegt wol faum emen 
Zweifel, daß Diefe Bei 
Rechts dem 8. 1494 zu Grunde liegt. 2 
au Unger, II, 417, Anın. 3 und ©. 
Anm. 5 und daſelbſt auch die Literatur. Je 
entgegengefetten Sinne erfloffen die Chi 
Entf. vom 14. Oct. 1863, 3. 6848; Glalen 
Unger und Walther, IV, Nr. 1813, und vet 
24. März 1863, 3.1511, ebend. IV, Nr. 16% 

? Nady röm. Recht genoffen Wahn et 
Blödfinnige diefe Begünftigung nicht und & 
ift ganz ungerechfertigt wenn man nad Öfen. 
Recht dieſe Beglinftigung fogar auf Verſchwen⸗ 
der ausdehnen will, was weder im Bortlante 
noch im Geiſte bes Geſetzes gelegen ift, indem 
ber Berjchwender nit wie WMinterjährigt, 
Wahn- oder Blödſinnige außer Stande if. 
feine Rechte felbft zu wahren. Vgl. jedoch and 
Unger, II, 417, Anm. 3. 

3 Bol. auch Unger, Il, 419, Anm. 7 mi 
S.420, Anm. 8 und die daſelbſt Angeführten. 


immung bes rdm. 
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finder und Pflegebefohlenen gegenüber ihren Aeltern, Vormündern ober Curatoren* 
nd umgelehrt ®. 

5) Gänzlicher Stilfftand der Rechtspflege (justitium). 

6) Abwefenheit des Kiagberechtigten (nicht auch des zu Klagenden) vom Wohnorte 
n Civil- ober Kriegsdienſten. In den sub 3— incl. 6 bezeichneten Fällen kann 
yährend der Dauer des Hinverniffes die Verjährung weder beginnen noch fortgefetst 
yerben ©. 

7) Wenn die Richtigkeit eined bei einer Concursmaſſe angemeldeten Anfpruches 
eftritten und zur Erweifung deſſelben ein beſonderer Proceß eingeleitet, oder Das vor 
Soncurseröffnung anhängig gewejene Verfahren wieder aufgenommen worben, fo ift bie 
Zeit von dem Tage der Einbringung der Anmeldung bis zu dem Tage, an welchem 
en Gläubigern zur Einleitung oder zur Wieberaufnahme des Verfahrens bie erforber- 
ihen Belege hinausgegeben worben find, in die Verjährung nicht einzuredhnen (f. $. 8 


5. O.). 


8. 1497. 
Unterbrechung der Berjährung. 


Die Erfisung ſowol als die Verjährung wird unterbrochen, wenn derjenige, welder fi 
nf diefelbe berufen will, vor dem Verlaufe der Berjährungszeit entweder ausdrücklich oder 
tillichweigend das Recht des Anderen anerlannt hat, oder wenn ed von dem Berechtigten be- 
angt und die Ringe gehörig fortgefeht wird. Wird aber die Klage durch einen rechtskräftigen 
Spruch für unftatthaft erllärt, fo tft die Verjährung für ununterbrochen zu halten. 


Die Berjührung wird unterbrodhen: 1) Durch Anftellung und gehörige Yort- 
egung ber Klage vor ben competenten Richter (auch dem erwählten Schiedsrichter); 
) dur die Anmeldung eines Anfpruches in Concurſe — bei Wechſelforderungen hat 
iefe Anmeldung biefelbe Wirkung, wie nad Art. 80 W. D. die Behändigung ber 
Hage (8. 8, Abfat 1 und 2 C. D.); 3) durch ausbrüdliche oder ftillfchweigende An⸗ 
rkennung des Rechts des Slageberechtigten; 4) bei Klagen gegen den Befiger durch 
änzlihen Verluft des Befites, oder Uebergang des Befites auf Jemanden, ber nicht 
techtsnachfolger des früheren Beſitzers ift, indem bier die Rechtöverlegung und fomit 
ie Beranlaflung zur Klage wider die Perfon, von welder fie ausging, hinwegfällt 1. 

Die Erfikung wird unterbrodhen: Durch Berluft des Befites (usurpatio) und 
urch nachträglich Hinzutretende Unredlichkeit (mala fides superveniens) , Die Auftel- 
ıng der Klage von Seite des Eigenthümers unterbricht bie Erfigung nur gegen dieſen, 


*ı Nah röm. Recht war bie väterlicdhe 
Jewalt nur ein Hemmungsgrund ber Ber- 
ihrung En des peculium adrentitium 
regulare. Diefer Hemmungsgrund Tonnte, 
a das Ende der väterlichen Gewalt nicht mit 
er Großjäßrigfeit eintrat, auch über dieſe 

mans fortdauern. Waren bie Hauskinder 
ıgleih unmünbig, jo konnte bie Verjährung 
bon aus den: Grunde ber Unmündigfeit gegen 
tiemanben weber anfangen noch fortlaufen (vgl. 
um. 1). 

Unter „Aeltern” im 8. 1495 kann die Mutter 
ur dann verftanden werben, wenn fie zugleich 
Jormänderin ift, ebenfo bie Großältern, meil 
men nie eine älterliche, fonbern immer nur 
ne tvormunbfchaftliche Gewalt zuftehen kann. 
nftatt „Aeltern“ würde e8 daher pafjender 
Bater“ und anftatt „älterlicher”, „väter⸗ 
ger’ Gewalt heifen. Dem leiblihen Vater 

nah 8. 183 A. b. G. B. der Aboptivvater 
eihgeneit Unger, I, 150. Anın. 9, zählt 


audy bie Mutter als jolhe und die außerehe- 
lichen eltern hierher. 


5 „Daß hier Reciprocität obwalte, bätte 
gar nicht (wie doch 3.3. von Scheiblein, Mis- 
cellen [5. Heft 1822), 8. 112) bezweifelt wer- 
ben follen. Unger, II, 421, Anm. 10°, 


8 Bgl. Unger, II, 422, Anm. 13. 


ı Eigentlich follte man bier gar nicht von 
Unterbredung der Klagenverjährung fprechen, 
weil bier die alte Klage ganz binwegfällt und 
eine neue Verjährung nur rüdfichtlich des neu 
entftandenen ol zu laufen anfängt. 
Bgl. Unger, II, 424, Anm. 18, und über 
die Unterbregun ber Riagenverjährn über- 
baupt Unger, II, Fr ter, 
Handeuch II, EI * Saviano, Spitem, 

‚312 fg.; Sintenis (2, Auft.), I, 289 fg. 


£ Sal. bie Bemerk. zu den 88. 14601464, 


Anm. 
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jo zwar, daß ſich der Bellagte, wenn er im Procefie unterliegt, ihm gegenüber auf 
mittlerweile vollendete Erfigung nicht berufen Tann 3. 

Wird die Klage durch einen vechtsfräftigen Spruch für unftatthaft erflärt, fo 
fowol die Verjährung als die Erfigung für ununterbrochen zu halten *. 


8. 1498, 
j Wirkung der Erfigung ober Verjährung. 
Wer eine Sache ober ein Recht erfeflen Hat, Tann gegen den biöherigen Eigenthümer 
dem Gerichte die Zuerkennnng bed Eigenthumes aninchen und bad zuerlannte Recht, weh 
es einen Gegenftaud der öffentlichen Bücher ausmacht, ben letzteren einverleiben laflen. 


u 0 8. 1499. 

Auf gleiche Art kaun nach Verlauf der Verjährung der Verpflichtete die Löſchung fe 
in den öffentlichen Büchern eingetragenen Verbindlihleit oder die Nichtigerklärung des de 
Berechtigten bisher zugeftandenen Rechts und der darüber ansgeftellten Urkunden erwirlen. 


— — — — — 


2 Bgl. Unterholzner, Berjährungslehre, I, 
8. 122 fg.; Sintenis (2. Anfl.), I, 498 fe.; 
Bangeromw (7. Aufl.), I, 611 fg.; Arnbte, 
Banbelten (5. Aufl.), ©. 249 fg. 

Daß die Schlußbeftimmung des 8. 1497: 
„Wird die Klage durdy einen rechtsfräftigen 
Spruch für unftatthaft erklärt, fo ift die Ver⸗ 
jährung für ununterbrochen zu halten”, ſowol 
auf die Erfikung ale auf bie Verjährung zu 
beziehen ift, war aud bisher ganz allgemein 
anerlfannt.e Unger, II, 432, Anm. 40, be 
ziebt fih blos auf die Erfikung Die von 
anger für feine Anficht geltend gemachten 
Gründe: „Daß nad der entgegengefetten An- 
fiht die Schlußbefiimmung bes 8. 1497 für 
eine große Anzahl von Fällen nichts Anderes 
als eine thatfächlihe Beſeitigung bes Rechts— 
mittels der Reftitution gegen ein Urtheil wäre, 
und baß man nicht annehmen dürfe, daß burch 
jene Beftimmung des materiellen Rechtsbuches 
eine fo wichtige und unbillige Aenderung bes 
formellen Rechts herbeigeführt werden follte, 
daß man ferner nicht annehmen könne, Daß, 
während das röm. Recht cine Reftitution gegen 
den ſchuldloſen Berluft einer Klage, ja felbft 
einer Serpitut durch Verjährung (resp. non 
usus) gewähre, nach öſterr. Recht umgekehrt 
eine Verjährung als fortlaufend betrachtet 
werben follte, um bie im Princip zugeftandene 
Reftitution für eine große Anzahl von Fällen 
faetiſch zu befeitigen, Daß endlich gegen Die 
entgegengefeßte Auslegung ſchon ber Umftand 
ſpraͤche, daß der 8. 1497 eines „rechtsfräftigen 
Spruches“ erwähne, mährend nad öfterr. 
Hecht die Reftitution auch gegen ein nicht im 
Rechtskraft erwachſenes Urtheil zuläffig fei, 
daß ſich nach der entgegengeſetzten Anficht fo- 
mit die Beſtimmung des 8. 1497, wenn man 
ſie auf die Klagenverjährung beziehe, als 
überflüſſig erweiſe, ſomit ſie unpraktiſch wäre, 
und als unbillig und hart, ſoweit ſie praktiſch 
wäre, — erſcheinen jedoch nicht ausreichend, 
um annehmen zu können, daß das Geſetz, dem 
doch auch der Ausdruck „Erſitzung“ geläufig 
iſt, durch das Wort „Verjährung“ gerade die 


Erfitzung im juriſt. Sinne, mit Aueſchlußeb 
Verjährung im juriſt. Sinne bezeichnen weh 
Denn fürs Erſte if e8 nicht richtig, daß bım 
biefe Anordnung bes 8. 1497 eine Bein 
mung bes materiellen Rechts abgeändert wid 
fondern es wird dadurch blos bie in ch 
en Paragraphen enthaltene Beftimmuy 
daß die Verjährung durch bie Anftellung de 
Klage unterbrochen werbe, befchräntt. 

ift nicht einzufehen, wie Daraus, daß bie 
tution auch gegen ein nicht rechtsträftiges 
tbeil zuläffig ift, gefolgert werben Ile 
ſoll, daß fie auch gegen ein rechtskräftiges & 
kenntniß ftatthaft fein müffe, wenn ber Anipred 
vor der Erwirkung ber Reſtitution durch Ler 
jährung erloſchen iſt. Was endlich bie jo Rad 
betonten Billigkeitsräcfichten anbelangt, fo wir 
den dieſe ebenfo gut für eine Unterbredumg 
der Erſitzung jpreben. Bol. auch bie mu 
Unger ſelbſt als Gegner feiner Anficht aufge 
führten Scheidlein, Miscellen (5. Heft), 8. 14 
MWiniwarter, in Pratobevera's Wat., VE 
(1825), 188; Nippel, Erl., IX (188) 
153 fg., 158; Pachmann, Berjährung, 2.8: 
Stubenrauch, 1. Aufl., III, 757; 2. A 
II, 616 fg. Praktiſche Bedentung erlang 
Diefe Beſtimmung des $. 1497 in Anſehm 
der Klagenverjährung vorzüglich, jedoch ni 
ansfchließlich, wie Unger, a. a. O., anni 
kei der Xeftitution wegen neuaufgefunden 
Beweismittel, weil diefe an Feine befrumak 
proceffualifche Friſt gebunden ift, fendern din 
die ganze VBerjährungefrift angejucht werke 
taın (8. 373 A. ©. O.). Sie kaun je 
auch bei der Reftitution wegen veriirigem 
Fallfriſt (8. 372 N. ©. DO.) und wegen mangd 
hafter vechtefreundlicher Vertretung (Hojd. ve 
6. Oet. 1785, J. G. S., Nr. 477) wid 
werden, indem auch Dieje beiden Keftizutiom 
arten gegen ein rechtskräftiges Erlenntniß v 
zufuchen fein fünnen und die Berjäbrungtin 
vor Ablauf der Reftitutionsfrift zu Ende geht 
fan. In allen Übrigen Fällen würde N 
neuen Klage die exceptio rei judieatae € 
gegenjtehen. 
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$. 1500. 


Das und ber Erfigung oder Verjährung erworbene Recht Tann aber demjenigen, welder 
a Vertrauen auf bie öffentlichen Bücher noch vor der Einverleibung deſſelben eine Sache 
Net au fi gebracht hat, zu leinem Nachtheile gereichen. 


$. 1001. 


ein 
Auf die Verjährung iſt, ohne Einwendung der Parteien, von Amts wegen kein Bedacht 
in nehmen. 
8. 1502, 
Entjagung oder Berlängerung ber Verjährung. 


Der Verjährung Tau weber in voraus entfagt, noch Tan eine längere Verjährnugsfriſt, 
dd derch die Gelee beſtimmt ift, bednngen werben. 


Die Wirkung der Erfigung befteht darin, daß ber bisherige factifhe Zuftand 
in das demfelben entfprechende Recht übergeht. Nur eine Folge davon ift, daß bei 
Fechten, welche zu ihrer volltommenen Wirffamkeit der Einverleibung in die öffentlichen 
Bader bedürfen, auch diefe Einverleibung begehrt werben kann. Die Bewilligung dazu 
kan aud vom Richter, jedoch nur nad) voraudgegangener Klage gegen venjenigen, 
welher im Öffentlichen Buche fteht, in welcher die Erſitzung nachzuweiſen ift, mittels 
Unkel erteilt werben 1. Ä 

Die Wirfung der Verjährung ift verichieven bei binglihen und perfönlichen 

en 


Das Eigenthumsrecht wird, wenn zur Verjährung ber Klage nicht auch zugleich 
Werigfiend außerordentliche Erfigung hinzukommt, nicht aufgehoben. Wenn ver Eigen- 
thämer daher auf eine fehlerfreie Art in den Beſitz feiner Sache gelangt und dadurch 
in die Page kommt, fein Eigenthumsredyt ohne Klage gegen den unreblichen Befiger 
entüben zu können und er felbft auf Herausgabe der Sache auf Grund ber vollendeten 
Grfisung belangt werden müßte (meldyer Ball freilich nur fehr felten, am eheften nod) 
ki beweglichen Sachen, eintreten wird), ift ihm die Verjährung feiner Eigenthumsklage 
ganz unſchädlich. 

Andere dingliche Rechte geben mit dem Verluſte der zum Schutze derſelben 
dienenden Klage verloren, weil der Berechtigte bei erfolgter Hinderung fein Mittel hat, 
kin Recht Hagbar zu verfolgen. Ift das verjährte jus in re aliena in ben öffentlichen 
Dichern eingetragen, fo fteht es nach $. 1499 ven Eigenthümer des unbeweglichen 
Gutes frei, auch die grundbücherliche Yöfhung des eingetragenen Nechts zu verlangen, 
uud wenn fich derjenige, deſſen Recht durch Verjährung erlofchen iſt, zur Ausftellung 
der Loſchungsbewilligung nicht herbeiläßt, auf Löfchung zu Magen, in welch leßterem 
dalle ver Richter die Löſchungsbewilligung durch Urtheil zu ertheilen hat. 

„Bei perfönligen Rechten ift es nach gem. Rechte ftreitig, ob burd) die Ber- 
Khrung das Recht felbft vollftändig aufgehoben wird, oder ob tiefes mit allen Wir- 

m einer naturalis obligatio fortbefteht, oder endlich, ob zwar eine Natural— 
uhation fortbefteht, biefe aber ihrer wefentlichften Wirkung, der Gompenfation, ent- 

idet fei 2, 





16. 1498 Spricht blos von ber „Zuerten: | ©. 232 fy.; Löhr, im Civ. Ardiv, X (1827), 
kung bes Eigenthumes“. Es ift jedoch bas | 72 fy.; Belter, in feinen und Muther's Jabr- 

rt „Eigenthum“ im vulgären Sinne des | büchern Des gem. Rechts, IV (1860), 409 fg., 
,358 4.5.8.2. genommen und gleichbeben- | insbefondere S. 437; Sintenis, I, 296, 297; 
mb mit Recht überbanpt. Windſcheid, I, $. 112, Anm. 5, u. a; bie 
% Die Anficht, daß eine verjährte gorberung Mittelmeinung endlich, daß zwar eine Natural» 
oh als naturalis obligatio mit allen ihren | obligation fortbejtehe, dieſe aber nicht zur Cont- 
gelmäßigen Wirkungen fortbeftehe, wird ver: | penfation verwendet werben könne, findet fich 
eibigt von Savigny, Syften, VI, 366407, | bei Unterholzner, Berjährungelebre, II, 88. 156 
id Puchta, Borl., I, 192 und 427 fg. Der | —159 und 258; Mühlenbruch, $. 401. ©. eine 
aficht, daß eine verjährte Forderung ganz zu | wollftändige Literaturangabe bie zum Sabre 1863 
runde gebe, find Bangerow, I, 8.151, Anm., | bei Bangerow, a. a. O. 
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Nach $. 1499 kann der Berpflichtete die Nichtigerflärung des dem Dered« 
tigten bisher zugeftandenen Rechts und der darüber ausgeftellten Urkunden erwirlen. 
Es befteht alfo nach öfterr. Recht das verjährte Recht auch nicht als naturalis obli- 
gatio fort, womit freilich die Beftimmung des 8. 1432, daß die Zahlung einer ver 
jährten Schuld, felbft wenn die Zahlung aud) aus Unkenntniß der Verjährung geleiftet 
worden wäre, nicht zurüdgefordert werden kann, nicht ini Cinklange fteht, indem 
danıit in ber That eine fehr wichtige Wirkung der Naturalobligation aufrecht er 
halten iſt 2, 


Auf die Verjährung ift ohne Einwendung der Parteien feine Rüdficht zu nehmen. 
Ihre bereits eingetretenen Wirkungen können durch Uebereinfunft ver Parteien ganz 
aufgehoben oder abgeändert werben, jedoch war es ſchon nad) rdm. Recht unftatthaft, 
auf ihre Bortheile im vorhinein ganz oder theilmeife zu verzichten *. 

Eine im Intereffe des Realcredites vollkommen gerechtfertigte Ausnahme von ben 
hier angegebenen Wirkungen ber Erfigung und Verjährung befteht nah 8. 1500 und 
Hofd. vom 27. März 1846 (J. G. S., Nr. 951) darin, daß fie zum Nachtheile des⸗ 
jenigen, welcher ein ben öffentlichen Büchern einverleibtes Neht im guten Glauben 
(bona mente), daß daſſelbe zu Recht beftehe und nicht belaftet ſei, an ſich gebracht hat, 
nicht eintreten. Von diefen hier vorausgefeßten guten Glauben kann nur beim eutgelt- 
geltlihen Rechtserwerb die Rede fein, weil man bet unentgeltlihen Erwerbungen tie 
Sade nimmt, wie fie eben ıft ®. 

Bei ter Erbringung des Beweiſes ift nad) Analogie des $. 326 vorzugehen unt 
der Beweis, daß der Erwerber des dinglichen Rechts nidht in guten Stauben ge | 
handelt babe, als bergeftellt anzunehmen, wenn erwiefen wird, daß er von ber einge 
tretenen Erfitsung oder Berjährung bei nur einiger Sorgfalt hätte Kenntniß erhalten 
müffen. Hat 3.2. Jemand ein unbewegliches Gut an ſich gebradht, auf welchem zwar 
feine Servitut intabulirt ift, über welches aber ein allem Auſcheine nach ſehr alter 
Fahrweg von des Nachbars Grundſtück führt, oder ift zu Gunſten des erworbenen 
Grundſtückes die Servitut des Fahrweges einverleibt, mußte aber der Erwerber tes 
herrſchenden Grundſtückes bei der Befihtigung des dienenden Grundſtückes fehen, daß 
feine Spur von einem ſolchen Wege vorhanden war, fo hat ex nicht in gutem Glauben 
gehunbelt ©. 

Was die Berjährung anbelangt, ift jedoch im dieſer Beziehung zwifchen dem 
Pfandrechte und anderen dinglichen Rechten zu unterſcheiden. Hat Jemand eine pfant: 
rechtlich fihergeftellte Forderung an fid) gebradht, und es find feit bem Zeitpunfte ber 
Eintragung ſchon dreißig Jahre vwerfloffen, alfo tie Verjährung felbft injofern ſchen 
aus ben öffentlichen Büchern erfihtlih, als dieſe nothwendig eingetreten fein muß, 
wenn nidyt eine Unterbredhung oder Hemmung ftattgefunden hat, fo kann man nidt 
fagen, taß der Uebernehmer, wenn ihm die Unterbrehung oder Hemmung ter Fer 
jährung nicht wenigftens über feine eingeholten Erfundigungen wahrſcheinlich gemacht 
wurde, im Vertrauen auf bie öffentlidhen Bücher gehandelt habe. Anders verhält cs 
fih bei dinglichen Rechten, weldye nicht fchon durch bloßen Nichtgebrauch verjähren, 
fondern bei weldhen zur Verjährung Unterfagung oder Hinderung in der Ausübung 


[4 


— — — — —— — —— — — — — — — — —— — — — — — — — — — — — ·— 


VBgl. auch Unger, II, 437 fg. 


fieht er fih in feinen Erwartungen ganz cder 
Bgl. Savigny, Syften, V, 411 jo. 


zum Theile getäufcht, fo wäre es ganz unge 





5 YAusnahmsmweife kann aud) bei einem une 
enigeltlihen Rechtserwerb durch Univerfal- 
fucceffion, zur Annabme einer Erbſchaft, ein 
beflimmter Grundbucdhsftand maßgebend fein. 
Der Erbe iſt jeded gegen etiwaige nachtbeilige 
Folgen aus dem Antritte einer überſchuldeten 
Erbſchaft durch die Rechtswohlthat des In- 
ventars gefhüßt, die zu ermirken ganz in 
feinem Belieben ſteht. TDachte er einen effec- 
tiven Nuten aus der Erkicbait zu ziehen um 


rechtfertigt, ihn auf Koften Dritter zu beglr 
fligen. gl. auch Unger, Gztg. 1868, Nr. Ya: 
Krainz, Gztg. 1868, Nr. 97, Anm. 43. 

° ©. aud die Obftg. Entſch. vom 5. Aus. 
1856, 3. 5004; Glaſer und Unger, 1, Mr. 213; 
vom 28. Sept. 1856, 3. 6504, ebend. Nr. >24, 
und vom 30. Dec. 1854, 3. 13100; Glaſer, 
Unger und Walther, II, Nr. 971. Bgl. auch 
Füger v. Rechtborn, Die Nehtäwirkungen der 
Einträge in bie öffentlichen Bücher, S. 74 ig. 
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berfelben hinzutreten muß?. Diefe läßt ſich nicht präfumiren und man fann dem 
Uebernehmer nicht zumuthen, eigens Erfundigungen einzuziehen, ob eine foldhe Hafkb- 
lung, welche zum Beginn der Verjährung vorausgefett wird, eingetreten fei. Beim 
Pfandrechte gehören poſitive Umftände dazu, daß bie Verjährung nicht eintrete, hier 
aber, daß fie eintrete. 

Ueber die Form der Geltendmachung der durch Erſitzung oder Verjährung er- 
worbenen Anſprüche auf grundbücherliche Einverleibung oder Löſchung enthält das 
Grundbuchsgeſetz folgende Beftimmungen : 

Wenn ein bücherlich Berechtigter aus dem Grunde ter Verjährung auf gänzliche 
ober theilweife Löſchung Hagt, oder wenn Jemand aus dem Grunde der Erfigung Die 
Zuerkennung eines bücherlidhen Rechts begehrt, fo kann er die Anmerkung des Streites 
mit abgefondertem Geſuche begehren ($$. 69, 70 Grundb. Geſ.). Diefe Streit= 
anmerkung hat die Wirkung, daß das über die Klage erfließende Erkenntniß feine 
Wirkſamkeit gegen alle fpäteren Eintragungen, welche bamit im Widerſpruche ftehen, 
äußert ($. 71 d. Geſ.). Bol. auch die Bemerk. zu 88. 445, 446. 





T Bgl. die Bemerk. zu den $$. 524—529, Abſatz 5 und zu den 8$. 1478—1485. 


v. Kirhfetter, Tommentar. 2. Aufl. 


Regifer. 


Die größeren Ziffern bezeichnen bie Geite, vie kleineren nebenftehenben bie Anmerkungen. 


A. 


Abanderung eines Geſetzes 25. 

Abfaffung dee 4.56. G. B. — Geſchichte 1 fg. 

Abgaben ſ. Steuern. 

Abgeleiteter Beſitz 158. 

— Land 191, 206. 

Abhandlung der Verlaſſenſchaften 390 fg. 

Abbangigtent einer Sache von einer anderen 
149 fg 


— einer Obligation von der anderen 631. 

Ablehnungsgründe ber Vormundſchaft 124 fg. 

Ableugnung bes Beſitzes, ana derſelben 189. 

Abneigung, unüberwindlide, als Zrennungs- 
-grund ber Ehe 93 fg. 

Abrechnung ſ. Compenſation, Abſchlagszahlnngen. 

Abrogation, Derogation 26. 

Abfhägung ſ. Schätzung. 

Abſchlägige Grundbuchsbeſcheide 220. 

2 hlagegehlungen 661 fg. 

Abfetung des Bormundes 137. 

Abficht, böſe, ſ. Dolus, 

—, erflärte, des Erblaffers 296. 

Adfolutorium eines Bormunbes 138. 

Abfonderungsredht bei einem Nachlaffe 396. 

Abftämmlinge f. Kinder. 

Abftiftung, Abmeierung 539. 

Abtretung, Eeifion 645. 

Abweſenheit 40 fg., 691. 

—, Cura über Abwefende 142 fg. 

—, al8 Grund ber Tobeserflärung 40 fg., 92 fg. 

—, ale Trennungsgrund der Ehe 92 fg. 

— ale Yusichließungsgrund von der Bor- 
munbfchaft 124 fg. 

—, Einfluß derfelben auf bie väterlidhe Ge- 
walt 104. 

— des Beſitzers hebt den Befik niht anf YIR, 


‚Abwefenheit, al Hemmungsgrund ber 


rung und Srfibung 701. 

—, Erfüllung einer Obligation gegen ! 
weienden Bläubiger 664. 

—, Berfection ber Verträge zwiſchen W 
den 418 fg. 

Acceptation beim Verzicht 290. 

Accessio, als Erwerbungsart bes Gigen 
rechts 203 fg. 

— .temporis bei der Erfitung 69. 

— bei der Verjährung 699. 

Accejfion 203 fg. 

Accrefcenzrecht bei Erbfchaften 294 fg. 

— hei Vermächtniſſen 338. 

Acquiſition der Erbſchaft 390. 

Acquifitioverjährung 196, ſ. Verjährung 

Actio confessoria, nec. 217, 275 ff. 

— de effusis vel dejectis 618, 

— de pauperie 698, ı. 

— de posito et suspenso 618. 

— ex lege Aquilia 698, ı. 

— in rem, personam 33 fg. 

— in rem scripta 508, 3. 

— nata 35, 685. 

Actioni nondum natae non praescril 


— popularis 618. 

— Publiciana 177 fg., 188 fg. 

— quanti minoris, redhibitorie 456, 4 
— rei persecutoria 698, 1. 

Actus (Servitut) 266. . 
Actus merae facultatis 680, 681. 
Addictio in diem 512. 

Adel, Ehegattin 83. 

—, ehelihe Kinder 107. 

—, umebeliche Kinder 113. 

— , Mahlfinder 119 fg. 


Regifler. 


rfahren 628, 
Recht 455. 
ditatis 3%. 

.91, 206 fg. 
grundbücherliche 227. 
), 119, 317. 

echt 585 fg., DW. 
\, 544. 

exeffe 154. 

) 

521 fg. 

532. 

240, 

Berträge 596 fg. 
51. 


isverbindlichkeit 107 fg. 
107. 


chen eltern gegen ihre Kinder 107. 
hen Kinder gegen ihre Aeltern 107, 


yelihen Vaters 114 fg. 

gatten 83. 

dat 333, 340, 

n, Saftung berfelben für Die De- 
ig eines Fideicommifjfes 321 fg. 
1, 205. 

er, Pfandredt 232. 

Pfandredhts 255 fg. 

Härung 40 fg. 

ung einer Ehe 64 fg. 

swahl 108. 

n 119 fg. 

jchuldigungsgrund bon ber Ueber: 
re Bormundfchaft oder Curatel 


ung ber Kinder im alle der Tren- 

ber Scheidung der Ehe 107. 
befjelben auf bie Gilltigfeit ber 

chtung eines Ainderjahrigen 135. 

achſicht 118, 137. 

ng eines legten Willens 296 fg. 
ſchaft 305 fg. 

eichliegung 425. 

srahgebraud des A. b. ©. B. 60. 

verhältniffe zwifchen eltern und 

n 106 fg. 

re Rechte bes Vaters 108 fg. 
Obligationen 448. 

ur Alter. 


ctns 204. 

» ad momentum computare 350. 
nsgejete 284. 

ig eines Schuldfcheines 666. 

iches, Erwerbungsgrund der Staat®- 
ſchaft 48. 

MDigungsgrund von der Uebernahme 
zormundſchaft oder @uratel 125, 144. 
jum Antritt eines Amtes gegeben 
‚it in den Pflichttheil und den ge- 
n Erbtbeil einzurechnen 383. 
Interpretation. 

is 487. 

des legten Willens 352 fg. 

9 418, ı. 

1ebelichen Kindes 113. 

echts unterbricht die Verjährung und 
ng 701. 

ſ. Accreſcenzrecht. 
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Anfall des Erbrechts 283, 392. 

— eines Vermächtniſſes 335. 

Anfang der Wirkſamkeit des A. 6.6.8.1. 

— der Wirkſamkeit eines Gefebes 14. 

Anfechtbarkeit eines Hechtsgefchäftes 429 fg. 

Angabe (arrha) 449. 

Angeborene Rechte 30. 

Angeld (arrba) 429. 

Angelobung des Vormundes 127. 

Animus domini 157. 

— donandi 236. 

Anmerfungen, grundbücherlidde, Adnotationen 
1 


g. 
Annahme eines Verſprechens 418. 
Annuum legatum (Rentenvermädtniß) 333. 
Annus utilis 698, ı. 
Anrechnung zum Pflichttheile 
— zum Erbtheile 
— f. auch Compenfation. 
fh Demmin f. Anfpülen. 
Anjpillen 191, 206 
Anftalten, öffentliche, geſetzliche Beiträge bon 
Berlaffenfchaften an diefelben 34 
Antichretiiher Vertrag 6 
Antretung einer Erbſchaft 392 fg. 
— eines Gewerbes, Staatsbürgerfchaft 48, 
Anvertraute bewegliche Sachen, Bindication 186. 
Anwachſungsrecht ſ. Accerefcenzredt. 
Anwärter von Fideicommiſſen 319. 
Anweiſung ſ. Aſſignation. 
Anzeige der Wiedervereinigung geſchiedener 
Ehegatten 88. 
—, Pflicht zur Anzeige eines Fundes 195. 
— von IMglüdsfällen durch den Pächter be- 
hut eines Nachlaffes des Pachtſchillings 


| 382 fg. 


— * Fehler von entgeltlich übernommenem 
Vieh, gewährleiſtung 457. 

Apoſtaſie 373. 

Apprehenſion, Beſitzergreifung 165 fg. 

Arbitrium eines Dritten bei (etwilligen Die: 
pofitionen 295 fg. 

— beim Kaufpreis 505 fg. 

Arglift |. dolus. 

Argumentum a contrario 24. 

— a majoriad minus, a minori ad majus 24. 

Arme, Erbeinfeßung berfelben 292. 

—, Erbfolge ber armen Verwandten eines 
©eiftlihen 367. 

Armenanftalten |. Stiftungen. 

Armuth |. Dürftigkeit. 

Arreft, jiberrechtlicher 622. 

Arreftverfahren 239. 

Arrha 429 

Arzt, Honorar 431. 

Aicendenten f. Aeltern, Großältern. 

Affecuranzvertrag 604 fg. 

Alfignation 658 fg. 

Hefte, üÜberhängende 210. 

Auction f. Verfteigerung. 

Aufbewahrung |. Verwahrung. 

Aufforderung bei einer Bauführung 173. 

Aufgebot der Ehe 72 fg. 

Yufdängen oder Aufftelien, gefährliches einer 
Sache 618. 


Aufhebung der ebelihen Gemeinſchaft f. Ehe- 
Kennung, Eheſcheidung, Ungilltigfeit ber 


— ber väterlichen Gewalt 109, 11 
AR, 
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Aufhebung der w nundſchaft 136. 
— der Curatel 144 
— ber Bermädtnifie 380. 


— einer letzten Wi fengerflärung 362 ig. 
— grundbächerliche, Anmerkung bei 
apitalien 252. 
— von Pacht und Mietbe 626, 529. 
— eines Gejellichaftsvertrages 569. 
— des Mandate 495. 
Aufla e f. modus. 
Auflaffung, gerichtliche, investitura 216 fg. 
AufmerHamteit, leiß, diligentin 608 fg. 
Aufſandung 216 
Auflat über bie Sauptpunfte eines Vertrages 
» Bunctation. 
Auftrag ‚ modus 850. 
— (Mandat) 489. 
Aufwand — nothwendiger, nlitlicher, 
angenehmer 171. 
— des redlichen Beſitzers 172. 
— bes unredlichen Befigers | 
— zur Rettung einer Sache 202. 
— auf ein Fideicommiß 321 
Auebefferun en bei Miethe and Fact 516, 530, 
ruchtnießung 2 
An einge, Leibgebinge 60% fa. 
Ausländer f. internationales Privatrecht. 
"= Auslegung, Interpretation 16 fg., 326, 450. 
Auslobung 423. 
Ausnahme, Auszug, Leibgebinge 602. 
Außerorhentliche Erfigung 6 
Fe Geetidaft 5 569 fg. 
Aeußerungen, undeutliche 29 
Ausfiht, Servitut berfelben ss. 
Ausiprüche, Fgierliche 26, 702. 
Ausftattung 5 
Ausfteuer, eiraihegut 575. 
Aueteitt eines Mitgliedes aus ber Gefellichaft 
Austrodnung eines Gewäſſers 205. 
Auswahl ſ. Wahl. 
Auswanderer 45 fg. 
Ausziehorbnungen 530, ı. 
Auszug 547 N; 
Autorrecht 544 fg. 
Aversio, Kauf per av. 599. 
Arvaulsio 191 fg., 208. 


B. 


Baarſchaft, Vermächtniß 334. 

Banen, inaedificatio, als Erwerbungsart des 
Eigenthumsrechts 208. 

Banerngäter, ch onbere Erbfolge in diefelben 367. 

Bauführung 1 

—, bei der Grudtniehung 272. 

—, bei Miethe und Pacht 516, 530. 

Baum, Eigenthum an einem auf ber Grenze 
mehrerer Srundftüde ſtehenden Baume 210. 

Bebingung, Begriff 342 fg. 
‚, Arten 344. 

—, , Beweis 343, 2 


—, Sefülung 547 
Befehigung er Rechte und Berbinbfichkeiten 


Befrungen ber Gefanbdten 57 fg. 
—2 eines Thieres 208. 


Regifter. 


Beglaubigung von Tabularurfunden 

Begräbnißkoſten 289. 

—, Erbſchaftskauf 600 fg. 

Begünftigte Berfonen in nice di 
rungs⸗ und Erfitzungszeit 690 1 

—, letzte Anordnungen 306 fg. 

Begünfti ung bes Sandesfürften I. & 

Behältmig, Bermädtniß 334. 

Beifchlaf . Beimohnung. 

Beiträge einer „Berlafenfhaft zu di 

. Anftalten 34 

Beiwohnung, mMeheliche 113 fg. 

Beleidigung f. Verletzungen. 

Belohnung des Bormundes 139. 

— bes Finders 196 fg. 

— des Retters einer fremden Sache 

— beim Mandat 489, 493. 

Benachrichtigung von der Ceffion 6 

Beneficium cedendarum actionum 6 

— competentiae s. deductionis 635, 

— dationis in solutum 663. 

— divisionis 441 fg., 635. 

— excussionis 441 fg.. 635. 

— inventarii 391. 

— separationis 395 fg. 

Bergelohn 196. 

Bergwerlsantheil, Kur 14). 

Berehnung bes Erbtheiles 292. 

— des Pflichttheiles 371, 380. 

— ber Berwanbtichaftsgrabe 59. 

— ber Zeit j. Computatio. 

Berufung zur Erbfolge 282 fg. 

‚, körperliche, durch Eik 


8 
— ſ. Damnum, Schade. 
Belhimpfung f. Injurien. 
Peldräntungen des Eigenthumes 18. 
— ſ. Cinfhränfung. 
Beſchreibung f. Inventar. 
Befig, Begriff 157. 
— des Fauftpfandrechts 160, 3, 168, 1 
—, Innehabung 157, 158. 
—, Rechtswirkungen 170 tg. 
—, juriftifher 157 fg. 
—, abgeleiteter 157 fg. 
—, echter, unechter 164 fg. 
—, rechtmäßiger, unrechtmäfiger 164, 
—, redlicher, unreblicher 164, 681 f 
—, Objecte 
—, Sadbefit 
—, Rechtebefit 
—, Subjecte 
—, Ermwerbung 
—, Umfang ber Befiterwerbung 16% 
— "dureh Stellvertreter 164, 166. 
— an Theilen einer Sache "168. 
— an Geſammtſachen 164. 
— an Pertinenzen 151. 
—, Ncceffionen 203 fg. 
—, Beſitzesſchutz 175 fg. 
—, — |. Interdicta. 
—, Berluft des Beſitzes 178 fg. 
—, Leugnen befjelben 189, 
—, Tabularbefi 167. 
—, Stellung im Syfteme bes Brivateed 
Def en ver Suben 58. Pr 
efiger, Umfang der Reftitutio 
Beſitzrecht 167, 68, en 
Detonhuertrag 514. 


164 fg. 


E 


Regiiter. 


rag, Wirkung ber Gingerfeibung in 
zutlichen Bücher 523, 3. 1 

bes Pfandrecht auf bie invecta et 
519. 


ng 529 fg. 

einer Arbeit, eines Wertes 542 fg. 
cathsgutes 576. 

vituten 263. 

Sachen, Vermächtniß derſelben 3* fg. 
ber Gültigkeit einer Ehe 84 f 

hen Geburt eines Kindes 108 fe. . 


ten Willens 352, 695. 
indbücherlichen Einverleibung 228d. 
644. 


r 


igung (Mandat) 489, 

und Erforderniffe 489. 

nng 490. 

fichleiten des Mandatars 499, 
Mandanten 493. 

iR des Mandanten und des Mans 
zu Dritten 494 

ng 495. 

:fchäfte, zu deren Vornahme befon- 
ollmachten erforderlich find 490. 


acht. 
' bei der Erllärung eines letzten 
ı 350. 
rägen 445 fg. 
Sachen f. Sache. 
culpa 611. 
en; von Rechtsſätzen 26. 
nilligen Verfügungen 297, 301, 
f 


actio confessoria und negatoria 
m, 

Sondictionen 666 fg. 

rme 192. 


yrecarium 477. 


bige Zeugen bei leßtwilligen Ber- 
n 305. 


ıte ber Blinden 302. 
38, 64, 140 fg., 700. 


n. 
286. 

dtſchaft ſ. Verwandtſchaft. 
Malt, Privilegien 249, 


0 fg. 
trag 606. 
‚08. 
Specification 208. 
zerjährung 686, 3. 
Srfiyung 683. 
auf Borg 507. 
von Dienftboten oder Hausgenoffen 
:9 49%. 
b f. Dolus, Arglift. 
rlaffung, ein Grund zur een 
Sheiheidung 88 fg., 93 
isvergütungen, —E 232, 


fe bei nicht zu Stande gekommener 


rrecht 549. 

ud 556. 

atliche, ſ. Intabulation, Pränota⸗ 
dnotation. 
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Bürgſchaft 

—, Begriff 

—, Arten 

--, Wirkungen 

—, Berhältuiß des Bürgen zum 
Pfandbeſitzer 


630 fg. 


C. 


Caducität, Erbloſigkeit 366. 

Tameralgeſehe 5. 

Canon 537. 

Carpzow'ſche Rtechnungsmethode 446 

Caſſatoriſge Clauſel bei letztwilligen Verfügun⸗ 

en 355. 

Casumn sentit dominus 615. 

Casus 615. 

— unus 187. 

Causa falsa non nocet 296. 

Cautio damni infecti 175. 

— Muciana 345, 7. 

— usuaria und " sufructuaria 273, 274. 

Caution 230, ı. 

— Des Bormundes 134. 

— ſ. Sicherftellung. 

Cedent ſ. Ceſſion. 

Cessante ratione cessat lex 25. 

Ceſſion 645. 

Civilcomputation 340. 

Civilehe 76 fg. 

Clausula derogatoria 359. 

— rebus sic ‘stantibus 461. 

Codicill 291. 

Cölibat, ein Ehehinderniß 69. 

Collation 

—, Subjecte berfelben 

—, Gegenftand berjelben 

Collegatarii 338. 

Sollifion der Geſetze, örtlidhe 49 fg. 

— —, zeitlide 16 fo. 

Se 561, 3, 563, 567, 568, 
570 f 


382 fg. 


Commirtion 207 f 

Commodatum, Be vertrag 477 fe. 

—, unterſchied vom precarium 478. 
Commodum rei venditae et nondum traditae 


— repraesentationis s. temporis 445 fg. 
Commoricnten 42. 
Compeuſation 
—, Begriff und Weſen 
—, Geltendmachung derſelben 
—, Wirkungen derſelben 

—, Inhaberpapiere 657. 
Competenz bes Gerichtes zur Eheſcheidung 89 fg. 
— ber Stellen zur Dispenfation von Ehe⸗ 

binderniffen und Eheverboten 81. 

Compossessio 163, 164 
Compromiß 654 
Computatio civilis, naturalis 350. 
Concorbat 61. 


670 fg. 


| Concubinenfinder 59, ı, 114 


18. 
Concurs, Einfluß deffelben auf ae Mandat 496, 
— auf Gefellfchaftsberträge 571. 
— auf das dhelihe Güterrecht 539, 551, 552, 
578, 579, 591. 
—, Compenfation 673, 3. 3 
— auf bie Bürgſchaft 6. 
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Condictionen 666 fg. 
Conditio |. Bedingung. 
Condominium 183. 
Confeſſionslos 80. 
Eonfufion 207. 
—, Dienftbarleiten 277 fg., 637, 676, 677. 
Conjuncti re,,re et verbis, verbis 338, 
Eonjenfualverträge 472. 
Confolidation 277. 
Constitutum possessorium 165, 213. 
Contructus aestimatorius 513, 
Contrados 581. 
Contutores 129 fg. 
Eonvalescenz der Reitögefchäfte 426. 
Convalidation ber Ehe 82, 
Conventionalftrafe 289, 626. 
Gorporationen, jurift. Berfonen 42 fg. 
‚ geiftliche Vertretung 427. 
Gorrealobligationen 441 fg., 631. 
—, Eompenfation 671, «. 
Correfpective Teftamente 302. 
Creditanftalt, priv. öfterr. für Handel und Ge— 
werbe, Privilegien 249. 
—, galiziſch⸗ſtändiſche Privilegien 249. 
Ereditpapiere, Vermächtniß 331, 334. 
—, Vorſchriften über das Binden berfelben 198. 
— Obligationen, Papiergeld. 
Culpa 608. 
Cultus disparitas 70. 
Curatel 140 fg. 
—, Unterſchied von der Vormuudſchaft 123. 
—, Fälle ber Beftellung eines Curators 140 fg, 
— über Wahn oder Blöbfinnige 141 
— liber Verſchwender | j 
— über Abwejende 142. 
— bei Eintritt in einen geiftlichen Orden 144. 
—, Art der Beftellung 144. 
—, ditigten zur Uebernahme 124, 144. 
—, Entihuldigungsgründe 
—, Endigung 144. 
Guredifferenz 482 fg. 


D. 


Dachtraufenrecht, Servitut 265. 

Damnum eirca rem, extra rem 609 19. 

— emergens 609 fg. 

Zarangake 0 igelb "149. 

Darlehn 480 fa. 

Daneben Anmerkung der grundbücherlichen 
Rangordnung für ein aufzunehmendes 227Tb. 

— zwiſchen Ehegatten 485. 

Datirung einer Tabularurkunde 216. 

— einer letzten Willenserklärung 300. 

Datio in solutum 663, 3. 

Debitum legatum 331. 

Delation einer Erbichaft 283, 392. 

— ber Bormundfchaft 127. 

—, Delationsgründe, Verhältniß derſelben zu 
einander bei der Vormundſchaft 127. 

Delegation 658. 

Deliberationsfriſt des Erben 392, 5. 

Tepofition 664. 

Depofitun 471. 

—, irregulare 472. 


Regifter. 


reliction 194, 451. 
Derivativer Erwerb 191. 
Derogation, Abrogation ber Gefeße 25. 
Derogatorifhe Claufel 355 
Deicendenten, Crbfsige derfelßen 360. 
Deferteure 30 fg., . 
Detention, — 157. 
Deutſche Drbenemitglieber Fähigkeit berjelbe 

zu Bormunbdfchaften 125. 

—, zu Scentungen 464, 3. 
Dienftmiethe 542. 
Dienftbarkeiten ſ. Servituten. 
Dienftperjon 497, 617. 
Dienftleiftung, Lohnverjährung 695. 
Diei adjecto pro reo est 446. 
Dies incertus 349. 
— interpellat pro homine 446, 624. 
Differenzgeichäfte 598, 8. 
Diligentia in abstracto, in concreto 609. 
Dilueida intervalla 64, 141, 297 fg. 
Dinglide Rechte 159. 
Dispenfation von ber Beibringung bes Beburts 

jcheines zum Zwede der Ehefchliegung W. 

— von den Ehehinderniffen 80. 
— f. Competenz.- 
Dispoſitivgeſetze 14. 
Distractio pignoris 251, 1. 
Diſtributionslegat 335. 
Dolo malo desiit possidere (qui) 190. 
Dolus, Betrug, Arglift 428 fg., 644, 645. 
Domicilium 75. 
Dominium, quiritarium, bonitarium 217, & 
—, directum, utile 183 
Donatio |. Schenkungen. 
— ante nuptias 
propter nuptias | 581. 
immodica, inofticiosa 468. 
mortis causa 469. 
remuneratoria 562. 
sub modo 350. 
s legata 333. 
aestimata 
necessaria Fr 
profertitia \ 580. 
receptitia 
ſ. Heirathsgut. 
Dotalſyſtem 575. 
Dotationspflicht 576. 
Drohung, Furcht 66. 
Dürftigkeit des Geſchenkgebers 466 ig. 
— der Meltern 109, 110. 
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E. 


Echter, unechter Beſitz 166. 
Eflusum et dejectum 618. 
Ehe, Begriff 61. 
—, Wirkung 83. 
Eheband, beftebenbes, cın Ehehinderniß PN. 
Ehebrub, ein Ehebinderniß 71. 
—, ein Ehetrennungsgrund 93. 
—, ein Scheidungsgrund 88 fg. 
—, Erbunfähigfeitsgrund 286. 
Sheerflärung,, vor men abzugeben 74 ta. 
Ehegatte, Unterhaltsanſpruch 388. 
ſJ. Rotariatsalte. 


Regifter. 


niß, Begriff 64 fg. 
eilung 
des Wahnfinnes, bes Blöd⸗ 


Raferei, 

8 64. 

eit, Unmündigkeit 64. 

ärftand 65. 

t und Zwang 66. 

hrung 67. 

um, dolus 67, 68. 

angerichaft ber Braut 67, 94 fg. 
gung 68. 

ten; 68. 

rftrafe 69. 

ınd 69. 

lictsmus 95. 

: und Gölibat 69. N 
ionsverfchiebenheit 70. 
verwandtfchaft 70. 

ügeriiaft 70. 


ap und Nachſtellungen 71. 
bung und Theilnahme an der Tren⸗ 


bot 72, 

he Erflärung 74 fe. 
deburt 104 'g- 
eftreitung 104 fg. 
:echte 574. 

indſchaft 584. 

574. 


1 fg. 
iß neuer Geſetze 22. 
verſchiedener Geſetze 56. 
ng 87 fg., 5 
ſtändliche 
yerftänbliche 
ye derſelben 
ing, Form 74. 
ng 92, 592. 
ngegründe 92, 
n ber. Ehetrennung 94. 
ültigteit ge rung ber Ehe. 
», Begriff 6 
uͤß 62. 
digung 623. 
i, Begriff 180. 
es 544 fg. 
ndiges, unvollftändiges 182, 
änkungen 182. 
8 186. 
b 191, 225. 
:iginärer, berivativer 191. 
übigteit der Perſon 181. 
ähigfeit der Sache 146. 
rlichfeit 181. 
jenthbum 183. 

und Untereigentbum 182. 
ımteigenthum 184., 
Reivindication 171 fg., 186. 
bung durch Occupation 191. 
leibung in bie öffentlichen Bücher 215. 
tation 221. 
jive lUlebertragung bes Eigenthums— 
au einer und derfelben Sade au 
ere 215 
it 226. 

tung der Erbſchaft 289, 395, 401. 
1g ber Berlaffenfchaftsgläubiger 397. 
chleit der Forderungen 648. 


87 fg. 
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Einfriedigung 415. 

Sintinbfehaft 591. 

Einleitung zum 4. b. ©. 3. 11 fg. 

Einlöfungsregt, jus offerendi 251. 

Einquartirung 517. 

Einreben, Erceptionen, Berjährung 459. 

—, Verzicht 459, 460. 

— f Exceptio. 

Einrichtung, Vermächtniß derſelben 334. 

Einrichtungsſtücke |. Beftanbvertrag. 

Einfhränfung des letzten Willens 342 fg. 

Einſchuldungsverbot 311, 2. 

Einſchreibbuch 497. 

Einfeitige Obligationen 424 fg. 

Einftanderecht 509 fg. 

Einfturz, gefahrdrohender, eines Gebäudes 175. 

Eintheilung des U. b. ©. ©. 28. 

Eintragung in bie öffentlichen Bücher ſ. Inta- 
bulation, Pränotation, Anmerkung, 2b: 


fung. 
Einverleibung, geunbbücherliche, Vollmacht 225. 
—, Beftreitun 
Einverleibung ne eie öffentlichen Bücher 215, 226. 
Einwendung |. Einrede. 
Eiſenbahn, Befhäbigungen 621 fg.- 
—, Erpropriationen 184. 
Eloeirung der Bupillengelder 132. 
Emphiteusis 537 
Empfehlung 352. 
Emtio venditio f. Kaufvertrag. 
— ad gustum 510. 
— rei speratae, spei 600 fg. 
Endzmwed f. Abficht. 
Enkel ſ. Kinder. 
Entbindungsloften 622. 
Enterbung 373. 
_, Enterbungsgränbe 373 fg. 
—, Miderruf der Enterbung 374. 
— Rechtsmittel des widerrechtlich Enterbten 377. 
—, Anſpruch des rechtmäßig Enterbten auf den 
nothwendigen Unterhalt 388. 

— f. auch Exheredatio. 
Entführung, ein Ehehinderniß 67. 
Entgeltlihe Verträge 424. 
Entlaffung aus der väterlichen Gewalt 117. 
— des Vormundes 136. 
— eines Mitbürgen 636. 
— eines Correalihuldners 442 fg. 
Entlaftung von Grund und Boden 539 fg. 
Entfagung ſ. Verzicht. 
Entfhädigung f. Sewährfeiftung, Schadenerſatz. 
Entſchädigungsbürge 631 fg. 
Entſchädigungsklage 698. 
Entſcheidung, richterliche 26. 
Entſchuldigung von der Vormundſchaft 124. 
— von der Quratel 124, 144. 
Entwährung ſ. Evictiondleiftung. 
Entwidelung bes öfterr. Frvatrechts 10. 
Equipage, Vermächtniß 334 

—, geſandtſchaftliche 57. 
Erbanfall 283 fg. 
Erbantretung 392. 
Erbe, Begriff 280. 
—, Saftung für die Berlaffenfhaftsichulden 


—, — 3 — des ꝓeqlaſſee zwiſchen mehreren 
Erben 

Erbeinſetzung 3 

Erberklärung 392. 
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Erbfähigleit 283 fg. 

Erbfolge, gemeine 357 fg. 

—, befondere 367. 

—, Berufung dazu 283. 

—, geſetzliche 357. 

— dev’ Berwandten 360 fg. 

— .der Ehegatten 363. 

—, gewillkürte, teftamentarifche 291 fo. 
— in Familienfideicommiffe 314. 

— in der Militärgrenze 367. " 
— in ben Nachlaß von Geiſtlichen 367. 
— in Bauerngüter 367. 

Erblofigkeit, Caducität 366. 

Erbpacht 514, 534. 

Erbrecht, Begriff 280. 

—, Einfluß neuer Geſetze 20. 

—, örtlich verſchiedener Geſetze 54, 56. 


—, der aus Irrthum präterirten Kinder 371 fg. 


Grbreintetiage 404 fo. 

Erbſchaft, Begriff 280. 

—, rubende 288. 

—, Antretung und Ablehnung 288 fg. 

—, —, erzwungene 393. 

—, Theilung zwifhen mehreren Erben 292. 


Erbſchaftsbeſitzer, redlicher und unreblicher 407. 


Erbichaftserwerb 288, 395, 401. 
Erbichhaftsflage 407. 
Erbichaftsveräußerung 600. 
Erbunfähigfeit 282. 
Erbunwürbdigkeit 284, 6. 
Erbvertrag 588. 

Erbverzicht 286, 290, 451, 1. 
—, renunciativer 289. 

Erbzins 514, 534. 
Erfülungsart einer Obligation 448. 
Erflärungsfrift des Erben 395. 
Erlag, gerichtliher 471. 

—— 451, 1. 


Errichtung einer letzten Willenserklärung 291. 


Error ſ. Irrthum. 

— concomitans, außerweſentlicher 430. 
. — essentialis 430 

— facti, juris 16. 

— in persona 67. 

Errungenſchaften, eheliche 584. 
Erfißung 678 fg. 

—, Erforderniffe 681. 

—, Objecte 679. 

—, Subjecte 678. 

—, Zeitraum, bei ber orbentlidhen 685. 
, —, bei der außerorbentlichen 686, 692. 
‚ Einfluß neuer Geſetze 18. 

—, Einfluß örtlich verſchiedener Geſetze 51. 
—, Unterbredung 701. 

—, Hemmung 700. 

— des Pfandredts 160, 3, 679. 

—, Servituten 212, 2. 

— ſ. Tabularerfitung. 

Erwerb der Erbichaft 289, 895, 401. 
— des Legats 335. 

— des vermadten Rechts 335. 

— des Fideicommiffes 314. 
Ermwerbgejellfhaften 560 fg. 
Erzeugniffe |. Frudt. 

—, literarifche 546. 

Erziehung ber Kinder 106. 
Erzwungener Erbihaftsantritt 393. 


Evictionsleiſtung bei entgeltlicgen Verträgen 853. 


— bei Schenkungen 456, a. 


Regifter. 


Esictionefeiftung beim Verkauf der Pfanbfa 
1. 


Exceptio, beneficium competentiae 635. 

divisionis 448. . 

excussionis 635. 

non numeratae pecanise 488. 

non adimpleti contractus 502. 

ordinis seu excussionis 635. 

plurium concumbentium 115. 

Exceptio rei judicatae 36. 

— rei venditae et traditae 187, 217. 

—, Verjährung 459. 

Exceptio rei judicatae, bei Miteigenthlme 
l, ı. 

—, bei ber Erbrechtsklage 408. 

Erecution 248 fg. 

Erecutionstoften, Rangorbnung 257, 7. 

Exheredatio, bona mente 375. 

— f. Enterbung. 

Erpromiffion 659. 

Erpropriation 184. 

Ertabulation f. Löſchung. 

Erterritorialität 57. 

Ertinctivverjährung 196 fg. 


F. 


Fähigkeit zur Vormundſchaft 124. 
— zur Curatel 124, 144. 
Fahrweggerechtigkeit 266. 
Falsa causa non nocet 296, 431. 
— demonstratio 296. 
amifienfibeicommiß 314. 
amilienrecht, Einfluß neuer Gefehe 22. 
—, Einfluß örtlich verſchiedener Geſetze $. 
auftpfand, Handpfand 233. 
ebler ſ. Mängel. 
eierlichfeiten bei Schließung einer Ehe Ri 
Feilbietung 247, 251, 411. 
—, öffentliche, Einfluß derfelben auf das Eigen 
thumsrecht an beweglichen Sadıen 1 
— auf das Vorkaufsrecht 509. 
— auf Miethe und Pacht 522, 533. 
— anf das Rechtsmittel der Berlegung ir 
die Hälfte 459. 
— von Pfandſachen 247. 
— von gemeinjhaftlihen Sachen 411 fg. 
—, Koften, pfandrechtliche Rangordnung 37,1. 
Feindfchaft mit ben Minderjährigen, Eur 
oder deren Aeltern 124, 144. 
elddienftbarfeit 261 fg. 
enfterrecdht 268. 
euerlöfchkoften, Vorzugsrecht 257. 
Fictus possessor 1%. 
Fideicommiß (Yamilienfideicommiß) 314. 
—, Begriff 314. 
—, Arten 315. 
—, Erridtung 318. 
—, Erbfolge 314. 
—, Widerruf 318. 
—, Inhaber 318. 
— , Anwärter 319. 
— , Berpfändung 320. 
—, Sermanblung, Bertaufhung 320 19. 
— , Luhklunq 322. 
Rrtummiutitt SOuttüntise 312 fg. 


Fideieommissum tscitum 311. 
—, Heftitution bes Fideicommiſſes 312. 
Fidejussor indemnitatis, succedaneus, fidejus- 
"soris 631. 
Fides bona, mala, beim Befit 169 fg. 
— —, —, bei der Erſitzung 683. 
— —, —, bei ber Verjährung 686, 3. 
— —, —, confusio, commixtio, inaedificatio, 
specificatio 206 fg. 
Finden 195. 47, 124. 
inden 195 
— eines Schates 199, 320, 3 
Fingine 2 Dilleneertlärung 494. 


bite 1 148, "12, 696. 
luß 1 
—, Infeln 

{ußbett, N erfaffenes 204. 

Forderungerecht 27 fg., 417 fg. 

‚ Einfluß neuer Gefetz⸗ 19. 

—, örtlich verſchiedener Geſetze 52. 

—, Erſitzung 678. 
—, Wirkung ber Verjährung 704. 
—, bepeslichee oder unbewegliches Vermögen 


—, Entſtehungsgründe 418. 
—, Erlöſchungsgründe 451. 
—, Hauptarten 424. 
— ſ. Obligationen. 
Form ber Eheſchließung 74 fg. 
— ber Berträge 439. 
— letzter Willenserflärungen 300. 
—, Einfluß neuer Geſetze 20 fg. 
—, örtlich verfchiedener Geſetze 4. 
Frauensperfonen, Fähigkeit zu Vormundſchaften 
oder Curatelen 124, 126 fg. 
—, Zeugen bei lebten Dilenserkiärungen 305. 
Breiftehende Sachen 146 fg. 
Freizügigkeit 48, 284, 9. 
rembe 48. 


rift, Berechnung 348. 

riftgefuche zur Einbringung ber Klage 222, 619. 
rommie fe 337. 

rüchte 2 


—, — 
--— induſtrielle 204. 
—, bezogene 
—, verjäumte 
—, verzehrte 171, 204. 


—, ſtehende 
—, eingeſammelte 

Fruchterwerb 204. 

— des redlichen Beſitzers 170 fg. 

— des Eigenthümers 204. 

— bes Fruchtnießers 270 fg. 

Fruchtnießung 27U fg. 

—, Begriff und Vorausſetzungen 270. 

—, Rechte des Nutznießers 270. 

—, Verbindlichkeiten des Nutznießers 270. 

—, Endigung 276. 

— unter Ehegatten auf den Todesfall 586, 590. 
Fructus pendentes 

— separati 

— percepti 171, 
— percipiendi 

— consumti 


upriente 617. fg. 
b 185. 


Fandus instractus, Öutsinventar 150 fg. 


204. 
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Furcht 4 

— ein Shebinbernif 67. 
— S. Zwang. 

Furiosus f. Irrſiun. 
Fußweggerechtigkeit 266. 


G. 


Galiziſches Geiebbu 8. 

Gaftwirth 617. 

Gatte ſ. Ehegatte. 

Gattenmord 71. 

Gattung f. genus. 

Gattungsfahe, Vermächtniß 326 fg. 

Gebäude, Zugehör 149. 

Geben an Zablungsftatt 663, 3. 

Gebräude f. Gewohnheit. 

Gebrauchsrecht, usus, Begriff 2 

Geburt, als Erforderniß der Bernie 39. 
—, ebeliche, uneheliche 104, 

—, Beftreitung der ehelichen 14. 

Gefahr bei der dos 581 

— bei Baht umd zFiethe (locatio conductio 

rerunm) 435, 5 
— bei der Dienftmiethe (loc. cond. operarum) 

456, Per fg. 
— beim Kauf F 
— bein Taufch 435, 615. 

‚ bei Eintritt der mora 623 fg. 
Gefangenbaltung , widerrechtliche 622 fg. 
Gegenfeitige Obligationen 424 fg. 
Geiftesfrantheit 38, 64, 140, 298, 614. 
Geiſtliche, Cheſchueßung 69. 

—., Bormundfchaft 124. 
—, —, Zeftirfäbigfeit 299. 
‚ Erbfolge ın oe Nachlaß berſelben 367. 
—, Pflichttheil 373 
—, Erbfähigkeit geiſtlicher Corporationen oder 
deren Glieder 284. 
— ſ. Ordensperſonen. 
Geld, Begriff 482. 
—, Eigemhumstlage 187. 
—, Geldzahlungen als Gegenſtand ber Obli— 

gationen 488. 

—, Geldſchulden, Einfluß von Münzverände⸗ 
rungen 482 fg. 

—, egal, einer Summe Geldes 328, 336. 

Gelübde 6 

Gemeinden 1. juriftiiche Perfonen. 

—, Öemeindegut, Gemeinbevermögen 146. 

—, Bertretung 427. 

Gemeines Recht 4. 

Gemeinschaft des Eigenthumes 409 fg. 

—, communio incidens 409 fg. 

— f. Geſellſchaft, societas. 

—, gemeinfchaftliche Teftamente 302. 

Gemiſchte Statuten 50, 3. 

Genehmigung, Ratihabition 499, 

Genoffenichaften ſ. Gemeinden. 

Genugthuung |. Schadenerſatz. 

Genu3 legatum 327. 

— ſ. Sade. 

Gerichtegebraud 26. 

Gerichteftilltand 700. 

Gefammteigentbum 183. 

Geſammtſache 153. 

—, Beſch 157 fe. 
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Sefanbte 57. 

Geſchäfte ſ. Rechtsgefchäfte. 

Geſchäftsführung ohne Auftrag, negotiorum 
gestio 498. 

Geſchenke ſ. Schenkung. 


Geſchichte der Abfaſſung des A. b. G. V. Ufg. 


Geſchlechtsvormundſchaft 584. 

Geſchmeide ſ. Schmuck und Putz. 

Geſellſchaft 560 fg. 

—, Begriff und Erforberniffe 560. 

—, Compenfation 627, 3. 

—, Eintbeilung 561. 

—, Endigung 569. 

Geſellſchafter, Verhältni zu Dritten 568. 

—, Berhältniß unter ſich 562 fg. 

—, Gefellihaftsvermögen 562 fg. 

— f, societas. . 

Gefeß, Verordnung 12. 

—, Anfang der Wirkſamkeit 14. 

—, Arten 14. 

—, Collifion, zeitliche 16. 

—, Colliſion, örtliche 49 fg. 

—, Erforderniſſe 12. 

—, Umfang, gegenſtändlicher 14. 

—, Umfang, räumlicher 14, 49 fo. 

—, neue Geſetze 16. 

—, Aufhebung 16, 25. 

—, Auslegung 23. 

—, Promulgation und Publication 14. 

Geſetzbuch, Joſephiniſches 3. 

—, Weſtgaliziſches 3. 

Geſetzesanalogie 24. 

Geſetzliche Erbfolge 357. 

Geſetzliche Zinſen 486. 

Geſetzliches Pfandrecht 256. 

Geſetzſammlungen 4, 9. 

Geſundheit, gefährdete ſ. Ehe. 

Gewagte Geſchäfte 596 fg. 

Gewährleiſtung 453. 

Gewalt des Ehemannes 83. 

— des Vaters 108. 

—, Zwang, Furcht 54, 393, 428. 

Gewaltgeber, Gewalthaber 489. 

Gewinn, entgangener, lucrum cessans 609. 

Gewohnheitsrecht 25. 

Gießen aus einer Wohnung 618. 

Gläubiger, Verkürzung, Schenkungen 466 fg. 

— eines Fideicommiſſes 320 fg. 

— des Erben 402. 

— der Berlaffenfchaft 395. 

Släubigerconvocation 397 fg. 

Glücksverträge 596. 

Gold, Bermädtuig 334. 

Grade der culpa 608. 

— Der Berwandtichaft 59 

— ber Schwägerſchaſt j“ 

Grenzſcheidung 413. 

Großjährigkeit 38, 39, 117, 136. 

Großjährigkeitserklärung 117, 136. 

&rundbicher, Anlegung, Ergänzung, Wieder: 
berftellung 218, 6. 

Grundbücherliche Einverleibungen 
leibung. 

—, Vollmacht 225. 

—, Anmerkung Der Klage 227. 

Grundbuchsbeſcheid, abſchlägiger 220. 

—, Zuſtellung 224, 225. 

Grunddienſtbarkeiten 262 

Grundgerechtigkeiten 


ſ. Einver: 


Kegiſter. 


Grundentlaſtung 540. 

Grundpfand, Hypothek 233. 

Grundſtücke, Zugehör 149. 

—, Dominical-Ruftical 369, 370. 
Öutsinventar 151. 

Gütereinheit 574. 

— f. Gemeinfchaft, Sefellichaft, sovietas. 
Gütergemeinſchaft 574 fg. 

Gilterrecht der Ehegatten 574 fg. 
Gütertrennung (beneficium separationis) 3% 


9. 


Handelsbücher, ausländifche, Beweistraft 48, ı 

Handelsfran, Zuftinmung des Mannes 83, ı 

—, Ehepacte 579. 

Hanbelsgebräude 25. 

Hanbelsgejelfchaft 560 fg. 

—, offene 

—, ftille 560, 3. 

—, Commanbit- 

Handlohn 499. 

Handlungsbevollmächtigte 497. 

Handlungsfähigteit 30 fg., 38, 425. 

—, Orbdensperjonen 144. 

—, Einfluß neuer Gefeße 16. 

— örtlich verfchiedener Geſetze 49 fg. 

Dandpfand 233. 

Handzeihen 300. 

Hauptmängel 410 fg. 

Hauptfahe 207. 

Hansdienftbarkeiten 260, 262 ig. 

Hausgenoffen 497, 617 fa. 

Haushalt, abgefonderter 117. 

Hausrath, Vermächtniß 334. 

Heimfallsredht, Caducität 366. 

Heirathegut 575 fg. 

—, Begriff 576. 

—, Gegenftand 979. 

—, Beitellung 976. . 

—, Erfat der Bermwendungen 580. 

—, Rechtsverhältniß während der Ehe 519. 

—, Schidjal nad getrennter Ehe 579. 

— ſ. aud Dos. 

Heirathsvertrag ſ. Ehepacte. 

Hemmung der Verjährung 700. 

— der Erſitzung 700. 

Heres f. Erbe. 

— necessarius 392, 371 fg. 

— heredes conjuncti 292. 

heredis institutio ex re certa 280, 281. 

hereditas jacens 288, 3. 

Herrenloſe Sade 146. 

Heuergejchäft 598. 

Sinderung an ber Errichtung einer lebten 
MWillenserflärung 282, 286. 

Hinterlegung, gerichtliche 664. 

— f. Berwahrungsvertrag, depositum. 

Hoffnungskauf 599. 

Hofmann'ſche NRehnungsmethode 447. 

Honorar ſ. Belohnung. 

Huigerechtigkeit 267. 

Hülſe, eigenmächtige, Selbſthülfe 33. 

Hypothel ſ. Pfandrecht. 
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J. 


Zeitabſchnitte. 

bt 192. 

ıtia juris, facti 16, 3. 

t invecta 256, 519 fg. 

ae f. Aufwand. 

tatio 203. 

‚bilium nulla est obligatio 432. 

nz; 68. 

catio 208, 

Steät die Erbunfähigleit, Erbunwürdigkeit. 
um 6. 

tät j. Erbunfähigkeit, Erbunwürbigkeit. 
e 157. 

rpapiere 186, 649 fg. 
nklage 623. 

bung, Tetentien 157. 

191, 204. 

tion der Klage 35. 

ıentum fundi 151. 

nata 101, 203. 

ation des Eigenthumsrechts 
Piantrechts 

latteneclaufel 215. 

ta 


j. Einver: 
leibung. 


licia 
ıperandae et retinendae pos- 
:sionis 


e vi 
possidetis \ 
(bi ' 

e ale Gegenftand der Obligation 609. 
iswahrheit 34, 6. 

ıtionales Privatrecht 49 fg. 

etatien 5. Auslegung. 

urium 447. 

erbfelge ſ. Erbfolge. 

. et illata 256. 

irium 1530, 273. 

Bezeichnung, falsa demonstratio 296. 
38, 64, 140, 235, 614, 

n 67, 428, 644, 666, 697, o 6. 
der bonae fidei possessio 4. 
der causa traditionis 213. 
legtwilligen Berfüguugen 428. 
Verträgen 429. 

ber Eheſchließung 67. 

‚TTOrY. 

‚ervitut 266. 

Beſitzfähigkeit 58, 181. 

recht 96. 

hinderniſſe bei Judenehen 96. 
hinderniß der Verwandtſchaft 97 
hinderniß der Schwägerſchaft 
kündigung der Ehe 97. 

mung 98. 

jcheitung 

trennung | 100. 

eth- und Pachtverträge 518. 

recht 12. 

he Perjenen 42 fg. 

rescendi 294, 338. 

ımune, particulare 12. 

berandi 395. 

:rale, speciale, individuale 12. 
ae facultatis 680. 


‚175. 


Jus offerendi 251. 

— particulare 12. 

— repraesentationis 286. 
— separationis 395. 

— tollendi 112. 

— variandi 35. 

Justa causa traditionis 213. 
— — bei der Erfitung 635 fg. 
—, injusta possessio 161. 
Iuftificirungellage 221. 
Juſtizgeſetzſammlung 4. 
Justus titulus 165, 681. 
Jumelen, Bermädtnig 334. 


8. 
Kalender , Kalendertag, ⸗»Woche, -Monat 
⸗Jahr 318. 
Kaperei 201. 
Kauf 504. 


— auf Befiht 511. 
— auf Probe 510. 
— in Pauſch un? Degen 599. 
— nad Prebe 511. 
— auf Borg 507. 
— bricht Miethe 523, 1. 
— einer Erbſchaft 600. 
—, Hoffnungskauf 6WV. 
„Nebenverträge bei demſelben 507, 513. 
Kerter, Folgen Der Berurtheilung im Alge- 
meinen 31 3. 
—, im Eherechte 68, 92. 
—, im Erbredte 299. 
—, ſ. Berbreden. 
Kinder, Sprachgebrauch des A. b. G. B. 60. 
— aus Putativehen 111. 
—, eheliche, geſetzliches Erbrecht 357. 
—, ‚ebeliche, Pflichttheilsrecht 371 fa. 
— im Mutterleibe 39. 
—, legitimirte |. Legitimation. 
—, uneblihe, Alimentatiensverbindlichkeit 
113 fg. 
—, Erbrecht Der unebelihen Kinder 362. 
Klage, grundbücherliche Anmerkung 227. 
Klagen, Arten 33 fg. 
—, äbilitiide 453 19. 


—, Anftellung 

—, Begrüntung | 

—, dingliche 33 19 
—, familienrechtliche 

—, Klagegrund 


—, Nativität 34. 

—, Uebergang auf die Erben 35. 

—, Wirkung der Anſtellung 35 

—, Wirkung der Zuftellung > 

Koftergeiftliche f. Ordensperfonen. 

Körperlihe Sachen 145. 

Koften f. Aufwand, Begräbnißkoſten, Erziehung. 

Krankheit, anſteckende 64. 

Krantheitsfoften 621. 

Kränfungen, ſchwere 92, 93. 

Kreuzpartifeln und Reliquien 147. 

Keieasuufland Einfluß auf die Berjährung 
1 v1. 


. Kriegefhäden 500. 


Kriegsunfall, Anſpruch auf Erlaffung bes 
ftandzinfes 524 fg. 
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Kündigung 685, 1. 

— von Miethe und Pacht 529. 
Kundmachung der Geſetze 14. 
Runtmadhungspatent zum A. b. G. B.1 fg. 
Kur 148, 600. 


es 


.Laesio enormis, ultra dimidium 459. 
Land, abgeriffenes, sllurio, avulsio 191, 208. 
Landesfürſt 37. 
Landesgeſetzblatt 15. 
Landesgefege 12. 
Landesverfaſſung 53. 
Landwehr 32. 
Taften, Haftung für in bie öffentlichen Bücher 
eingetragene 456, 5. 
—, Uebergang ber einem Erben oder Fegatar 
auferlegten Laften auf den Nachberufenen 


Laudatio auctoris 189, ı. 

Laudemium 537. 

Leben, Nacftellungen nach dem Leben 71. 

Febensfähigfeit, Vitalität 39. 

Lebenewandel, unorbentliher, Grund die Ein- 

.wiilligung zur Eingebung zur Ehe zu ver- 
weigern 64. 

—, Ehefcheibungsgrund 89 fg. 

—, Enterbungsgrund 373 

Legalifirung ven Zabularurfunden 220. 

Legat, Vermächtniß 325 fg. 

—, Bräfegat 325. 

Legatum ud pias causas 337. 

alimentorum 333, 340. 

alternatirum 327. + 

annuum, Rentenvermächtniß 333. 

debiti 332. 

dotis 332. 

generis 

liberationis 397. 

nominis 

optionis 

partitionis 301, ı. 

pvenae nomine relictum 351. 

rei propriae 

rei heredis 

rei alienae 328. 

rei legatarii 

speciei 

ſ. Bermädtnif. 

Legate, gejetliche 341. 

Leges cogentes 

— dispositivae 

— imperfectae 

— minus quam perfectae 14 

— perfectae 

— permissivae 

— plus quam perfectae 

— speciales 

— ſ. lex, Geſetz. 

Legitima- portio f. Pflichttheil. 

— tutela 126. 

Legitimation unehelicher Kinder 111. 

— des Bormundes 127. 

fegitimität der Kinder, Beftreitung 104. 

Lehen 183. 

Leibesgebrechen 64. 


teibgebinge, Leibzudt 585, 602 45 
Leibnitz'ſche Rechnungsmethebe 44 
Leibrente voꝝ 
Leihvertra 
font. bretigrei 431 fg. 
—, ' Zeh rs 
Leugnen des Beſitzes 189. 
Leviratsehe 97, 3. 
Lex Anastasiana 605, e. 
— commissoria 513. 
— commissoria, bei Verpfäntungen 5%. 
— Cornelia de falsis 306, 5. 
— interpellat pro homine 446, 624. 
— Papia Poppaea 338, 2. 
— rei sitae 50 fg. 


‘— Rhodia de jactu 500. 


Letztwillige Verfügungen 291 fa. 
— Auslegung 326. 
—, Beweis 297, 301, 404 fg. 

—, materielle Erforberniffe 295. 
—, Beftreitung 695. 
Bi Teftament, Codicill, Erbvertrag. 
Liberalität |. Schenkungen. 
Liberatio legata 331. 
Lichtrecht 263. 
Licitation ſ. Feilbietung. 
Liedlohn 695. 
Linearfolge 315 fg., 360 fg. 
Piquidationsverfahren, eröfhaftliches 398, 
Pignidität Der Forderung 670 fa. 
Liſt f. Dolus. 
Fiteratur Des öfterr. Privatrehts 7 fg. 
Litis aestimatio 19%, 2. 
Liti se obtulit 199, 
Fitteralcontracte 472 A. 
Locatio conductio 514 fg. 
—, Beendigung derſelben 529. 
— operarum, operis 514 fg., 542 fg. 
— rerum 514 fg. 
Locus regit actum 57. 
Lohnvertrag 542 fa. 
Löſchung, grundbücherliche, einer verjährten 

tabulirten Forderung 689, ı a. E. 

Lotterieloſe, ansländiſche 147. 
Lotterieverträge 597. 
Lücken im Geſetze ſ. Interpretation. 
Lucida intervalla 64, 141, 297 fg. 
Pucrative Rechtsgeſchäfte 424. 
Lucrum cessans 600. 
Puftraum 149, 
Lumina f. Lichtrecht. 


M. 


Mängel ber Willensbeftiinmung 67, 68, 428 
601, 602. 

— ber Sache, Gewähr 453. 

— des Belites 165 fg. 

Majerat 314 fa. 

Majorennität 38, 117, 136. 

Malae fidei possessor 169 fq., 16%, 172, 

Mala fides bei der Erfigung 683 fa. 

-- — beim Fruchterwerb 169. 

— — bei ber Specificatien 206. 

-— — superveniens 684, 7. 

Malen 206. 

Malteſer Ordensritter, Teftirfähigleit 296. 


Mandat ſ. Berollmädtigung. 

Mannbarfeit 38. 

Mannsſtamm 314 fg., 317 fe. 

Mahnung des Schuldners 623 fg. 

Maritpreis 154. 

Materialien, zur Ausbefferung verwendete 207. 

— |. Bau. 

Mauern, Eigenthbumsverhältnifie 
Srenznad; arı 415. 

Meliorationen |. Aufwand, nützlicher. 

Metallgeld 481. 

Metallwerth des Geldes 481. 

Metus |. Zwang, Furcht. 

Meubeln, Vermächtniß 334. 

Miethe 514 fo. 

Miethorbuunugen 530, 1. 

Miethzins 519 

—, Pfandrecht re 

—, Remiſſion 525. 

Milde (fromme) Stiftungen 337. 

Milttärperfonen, Heirathen 69. 

—, Beredtigung derfelben, eine Bormundfchaft 
abzulehnen 125, 126. 

—, Beichränfung der Handfungsfähigteit 32. 

Militärftrafgerichtsbarfeit, Einfluß auf Die 
Rechts: und Handlungsfähigfeit 30, insbef. 5. 

—, Vormundſchaft 125, 2. 

—, Teftirfähigfeit 299, 3. 3. 

Militärteftanente 307. 

Minderjährige, Handlungsfähigkeit 108 fg., 135. 


—, heitung von Tiſch und Bett 87 fg. 
—, Berhetung vor Gericht 109, 135. 
—, Aufbören der Minberjährigfeit 117, 136, 
—, Zeftirfähigleit 296. 
— , Zeugen bei legten Willenserflärungen 305. 
—, Haftung für umerlaubte Handlungen 135. 
— ‚ Segünfligung berfelben bei ber Verjährung 


nıchrerer 


— ſ. bäterfiche Gewalt, Vormundſchaft. 
Minderungsklage 4 
Minorat 314. 
Misbrauch der väterlichen Gewalt 117. 
Mishandlungen 620. 
—, Eheſcheidungsgrund 89. 
—, Ehetrennungsgrund 92. 
— P auch Verletzung. 
Miswachs 525. 
Mitbeſitz 164. 
Miteigenthum 183, 409 fg. 
Miterben, Beipisvergälmt 
Mitfinder 195. 
Mitgift, dos 575. 
Mitglieder einer Geſellſchaft ſ. Geſellſchaft. 
Viithut 267. 
Mitſchuldige, Schadenerſatz 612 fg. 
Mitſchuldner 441. 
Mitvormund 129. 
Mobiliarvermögen 148. 
Mobilia ossibus inhaerent, 
sonam 50, 2. 
Mobilien, Begriff 148. 
Modus 350. 
— und titolus acquirendi 166. 
Möglichkeit, Feſtſetzung des Zeitpunttes für bie 
Erfüllung einer Verbindlichleit nach Mög- 

lipfeit oder hpurlichleit 465. 

— der Leiſtang 431 fg. 
” Monate, bewegliche 349. 


292, 394. 


sequuntur per- 


_ 


Mönche ſ. Ordensperfonen. 

Monopol 194. 

Monopolsgegenſtände, Pfandrecht 232. 

Montenegriner, Beſitzfähigkeit 181, 4. 

—, Erbfähigkeit 285, 11. 

Vonturftiide, ärarifche 147. 

Mora 623 fg. 

— aceipiendi 625 fg. 

— solvendi 623 fg. 

Moraliſche Perfonen |. Juriſtiſche Perfonen. 

Mord j. Gattenmord. 

Morgengabe 581. 

Mortis causa donationes 469. 

Diofaifches Eherecht 96. 

Motiv 296, 429, 445. 

Muciana cantio 345, 7. 

Miündel |. Weinderjährige. 

Münbdigfeit 38, 39, 64 fg. 

Mundium 109, 

Mündliche lebte Willenserflärungen 302, 

— —, Widerruf 352. 

Mündliche Berabredungen, wenn über ein 
Rechtsgeſchäft eine fchriftlihe Urkunde er- 
richtet wurde 439 fg. 

Münze 

481 fg. 


Münzfuß 

Münzveränderungen 

Mutter, eheliche, Pflichten 106 fg. 

—, —, Recht auf die Bormundfäaft 126 ig. 
—, —, Wiederverehelihung 130. 

—, uneheliche 113 fg. 

Mutuus dissensus, _contrarius consensus 453. 


Myſtiſche Erbeinfegungen 300 fg. 


N, 


Nachbürge 632. 

Nachdruck 544 fg. 

Nacherben 312 fg. 

Nachgeborene kinder 377 fg. 

Nachkommenſchaft, Auflöfung eines Fideicom- 
mifjes 322 fg. 

Nachlaß, erblofer 366. 

— am Beftandzinfe 525. 

Nachſicht ſ. Tispenfation. 

Nachſtellungen, dem Leben oder der Geſund⸗ 
heit gefährliche 87, 92. 

Näherrecht, Nähergeltung 509 fg. 

Name der getrennten Frau 94. 

— der ehelichen Kinder 108. 

— der unehelichen Kinder 113. 

— der Adoptiokinder 119. 

Nasciturus pro nato habetur 39. 

Nationalbank, Privilegien 248. 

—, Zwangscurs der Noten 481. 

Nativität der Klage 34, 685. 

Naturalcomputation 350. 

Naturalis obligatio 235, 632, 667 fg., 673, 
704. 

Natürlihe Perſonen 30. 

— ſ. Perfon. 

Naturrecht 11, 1, 24, 6. 

Rebenverträge .bei Be esträgen 507, 513. 

— beim Pfandvertrage 638 fg. 

Negatoria in rem actio 217, 275. 

Negotium claudicans 426. 

Negotiorum gestio 498. 
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Nemo pro parte testatus, pro parte intesta- 
tus decedere potest 292, 294. 

Nennwerth des Geldes 481. 

Neuerungsvertrag, Novation 641. 

Neugeftaltung der Sade 207 fo. 

Nichtgebrauch 278, 3. 

Nichtigkeit Der Verträge 428 fg. 

Nichtſchuld 666, 704. 

Nichtverehelichnug, Bedingung der 346, 

Nießbrauch 270. 

Nochgefhäft 598, 8, Fit. d. 

Nomen legatum 327. 

Nominalwerth, Nennmerth 481. 

Nominatio auctoris 189, 

— potioris 137. 

Nonnen |. Ordensperfonen. 

Nonusus 278, 3. 

Notariatsacte, Schenkungen 464, 4. 

—, Schuldbefenntniß zwiſchen Ehegatten 488. 

—, Ehepacte 579. 

—, Darleihen zwifchen Ehegatten 485. 

—, Zuzählung des Heirathsgutes 578, 

Nothcivilehe 76 fg. 

Notherben, berechtigte Subjecte 371 fg. 

— ſ. Pflichttheil. 

—, Unterhaltsanſpruch 388. 

Nothfall 616. 

Nothſtand ſ. Geſchäftsführung. 

Nothwehr 33. 

Novation 641. 

— bei Correalobligationen 443. 

— cumulativa | 642 

—- necessaria ’ 

Nullität, abfolute 

— , bedingte #28. 

Nuntiatio operis novi 174, 

Nubßungseigentbum 182. 

Nutznießung 270, 586. 

Nutzungen ſ. Frudt. 


O. 


Obereigenthum 182. 

Oberhaupt des Staates 37, 147. 
Obligatio ſ. Naturalis obligatio 235. 
Obligationenrecht 417 fg. 

—, Einfluß neuer Geſetze 19. 

—, örtlich verſchiedener Geſetze 52. 
Obligationen, einſeitige 424. 

—, gegenſeitige 424. 

—, tlagloſe ſ. Naturalis obligatio. 
—, ſolidariſche 441. 

—, alternative 448, 673. 

—, aceceſſoriſche 63. 

—, Entſtehung 418. 

—, Aufhebung 451 fg. 

— aus Delicten 

— aus Nechtsgefhäften \ 418. 
— aus Zuftänden \ 

—, Beftärfung 630 fg. 

—, Theilbarteit 442. 

—, Erfüllung 445 je. 

—, Inhalt 417. 

Ohligatorifhe Verträge 422. 
Decupation 191. 

— milder Thiere 192. 

Defientlihe Teftamente 303 fg. 

— Ehehinderniſſe 69. 


Regifter. 


Deffentliches Recht 11. 

Onerirte, bei Bermädtniffen 326. 

Onerofe Rechtögefchäfte 424. 

Onus probandi bei den Condictionen 666 fi 

— — bei ber exceptio non adimpleti coı 
tractus 502. 

— — bei der actio negatoria 217, 275. 

Operae servorum, Servitut 262, ı. 

Operis novi nuntiatio 174. 

Optio legata 327. 

Orbensperfonen, Eheſchließung 69. 

—, Vormundſchaft 124. 

—, Zeugen 305. 

—, Teſtirfähigkeit 299. 

—, Erbunfähigkeit 284. 

—, Erbfolge in ihren Nachlaß 368. 

—, Vermögensverwaltung 144. 

Originärer Erwerb 191. 

Ort der Erfüllung einer Obligation 445. 


P. 
Pacht 514 fg. 
—, gefetliches Pfandrecht des Verpächters 51° 
Pachtzins, Remiffion 525. 
Pactum antichreticum 638 fg. 
— de contrahendo 461. 
— ne liceat debitori hypothecam vel pignu 
vendere 638 fg. 
de retroemendo 507. 
de retrovendendo 507. 
displicentiae 513. 
hypothecae 513. 
protimiseos 509 fg. 
reservatae hypothecae 513. 
— reservati dominii D13. _ 
Bapiere auf ben Inhaber 186 jg., 649 fy. 
Papiergeld 481. 
Parentelenordnung 361. 
Pater est, quem nuptiae demonstrant 104 fg 
Paternität |. Baterfchaft. 
Patronatsrecht 140. 
Pauſch und Bogen, Gemwährleiftung 454. 
— —, Tragen der Gefahr 502. 
Penfionen, Pfandrecht 232, 4, 3. 8. 
Perception, der Früchte 171, 204. 
Perfection, dev Verträge 418 fg. 
Periculum und commodum rei venditae e 
nondum traditae 506 ja. 
Perlen, Juwelen, Bermädhtnig 334. 
Berplere Bedingungen 346. 
Perion, natürliche 30. 
— — Anfang 39. 
-- — Ende 40. 
— — Rechtsfähigkeit 30 fg. 
—, juriſtiſche ſ. Juriſtiſhe Pergonen. 
Perſonalſtatuten 50, 2. 
Perſonalſervituten 262, 268 fg. 
Perſonenrecht 30 fg., 39 fg. 
—, perſönliches Sachenrecht 28, 156, 417 fa 
Perfönlihfeit 30, 
Perſönliche Dienftbarleiten 262, 268 ig. 
Pertinenzqualität 149. 
Peft, Seuche, testamentum pestis tempore 
conditum 306. 


Pfandleihgeſellſchaft in Wien, Privilegien 9. 


⸗⸗ 


Pfandvertrag 638. 


—, antichretiſcher 638. 


Pfandrecht 230 fg. 
—, Alter 255 fg. 


— , Arten 233. 

— an dingliden Rechten 
— an Forderungen 

— an res futurse 242. 
— gan universitates rerum 153. 


—, Befiß 160, 3. 


| 230. 


—, Gegenftände, welche von der Berpfändung 


ausgenommen find 231, 4. 
— , Afterpfand 240. 


—, Berpfänbung einer fremden Sache 241. 
— des Vermiethers und Verpächters 519. 


—, Simultanpfandredt 244. 


Regifter. 


—, Haftung Des Pfandſchuldners für Mängel 


ber verpfänbeten Sache 21. 


—, Rangorbnung des Pfandrechts für Zinſen 
57. 


—, Priorität der Executionsloſten 257. 
—, Confuſion 253 fg. 

—, Endigung 253 fo. 

—, Entſtehung 234 fg. 

—, Erſitzung 160, 3, 679, 

— für zukünftige Forderungen 4J 285 
— für eine obligatio naturalis | 


—, gejetzlihes des Bermiethers und Verpäch— 


ters 256 fo. 
—, gerichtliches 233. 
— Inhalt 230. 
—, Nebenbeftimmungen 638. 
—, SÖbject 230, 231. 
—, privilegirtes 257. 
—, Priorität 255 fg. 
—, erjäbrung 694, 704. 
— , Umfang fubjectiver 
—, — objectiver 242 9. 
— , Beräußerung 247 fg... 
Pfandrehtspränotation 237 fg. 
Bfändung, Privatpfändung 619. 
Pfarrer j. Seelforger. 
Bilanzen 203. 
Dflege, Uebernahme in die 122. 
Pflegebefoblene j. Minderjährige. 


Pflichttheil 371 fg. 


— , Ausmefiung 372. 


— Ausſchließung 379. 


—, Berehnung 372, 373. 
— , Einrehnung 382 fg. 


— des Satten 388. 
— ber Rahltinder 372. 


— , Größe 372, 


— , Sinterlajjung 375 fp. 
—, Subjecte 371 fg. 
—, Berlegung 377 fa., 699. 


— , Bermächtniß des Pflichtebeifes 376 1g.,380 fg. 


—, Borausjegung 372. 


— in Anfebung des Nachlaſſes von Weltgeift- 


fihen 373. 


— rechtliche Natur des Pflichttbeiles 380. 


— Berjäbrung 695. 


Pflichtwidrige Schenfungen, donationes 
offieiosue 465 fg., 695. 

Photographie, Nachdruck 551. 

Piae causae 337, 6%. 

Pignus f. Pfandredt. 

— irregulare 230, ı. 


in- 


Plantatio 203. 
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Plenarentſcheidungen des Oberften Gerichte- 


bofes 26. 
Polygamie 101. 
Portiv legitima ſ. Bflichttheil. 


Portio semper cum onere acereseit 294, 


Posita et suspensa 618. 

Possessio ſ. Beſitz. 

Poſſeſſoriſche Interdicte 176 fg. 
Poteſtativbedingung ſ. Bedingung. 
Potioris nominatio 

Präeluſivfriſt 678, 6, 699. 
Prädialſervituten 261 fg. 
Praedium dominans, serviens 262. 
Prälegat 326. 

Prämiengeſchäft 598, 8. 


Pränotation des Eigenthumrechts 221 fa. 


— des Pfandredhts 237 fg. 
Praeseriptio j. Verjährung, Erfitung. 
Bräftation ber culpa 608 fg. 
Praesumptio f. Vermuthung. 

— facti, juris, juris et de jure 34, c. 
Bräfumtion der Baterfchaft 104, 113. 
— des Todes 40, 92, 
Bräterirte Notberben 377. 
Praterhütten 149. 
Precarium 477. 

Preis, ordentlicher 

— , auferorbentlicher 

— der bejonderen Vorliebe 
Pretium ſ. Werth, Preis. 
Brimogenitur 314. 
Priorität des Pfandredts 255 fg. 


154. 


— grumdblcherlicher Einverleibungen 224. 


— des Todes 42. 

— ſ. Rangerbnung Pfandredt. 
PBrioritätstbeorie 244, 8. 
Brivatehehinberniffe 63. 
Privatrecht 11 fg. 
Privatfchuldverfchreibungen 488 fg. 
Privatftrafe 558, 35. 
Privatieftament 300. 

Privilegien 27. 

Brivilegirte Forderungen 259. 
— Pfandrechte 257. 

— Teftamente 306. 

Probe, Kauf auf Probe f. Kauf. 
Brocura 569. 

Procurator in rem suam 646. 
Prodigalität 141, 298. 
PBromefiengeihäft 598 fg. 
Promulgation der Geſetze 14. 
Proprietät 183, ı. 

Protestatio de cons. jure 239. 
Provinz, Begriff 640. 
Brovinzialjtatuten 26. 

Protutor 128. 

Pubertas 38. 

Publiciana actio 177 fg., 188 fg. 
Bublication der Geſetze 14. 
PBunctation 461. 

Pupillargelder, Sicherſtellung 132. 
Pupillarſubſtitution 301. 
Putativehe 111. 

Putativtitel 682. 

Putz, Vermächtniß 334. 


295. 
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D. 


Duantität, Vermächtniß 327. 
Quartierfreiheit 57 fg., 

Quafibejig 158. 
Duafipupillarfubftitution 301. 

Quasi ususfructus 270 

Duellen des öſterr. Privatrechts 7 fg. 
Qni dolo desiit possidere 1%. 

— liti se obtulit 1%. 

Quittungen 665. 


R. 


Rabbiner 100. 

Radicirte Gewerbe 149. 
Rangordnung, pfandrechtliche 255 fg. 
—, grundbücherliche 224, 227, 229 a. E. 
Rafende |. Irrfinn. 

Ratenvermächtniß 333. 

Ratihabition 499. 

Ratio legis 25. 

Raub, Dienftbarteit 264, 265. 
Realcontracte 472 9. 

Realinjurie 623. 

Reallaften 278, 212, 2. 
Realprivilegien 27. 

Realſchulden 278. 

Realjervituten 262. 

Realftatute 50, 3, 3. 1. 

Receptum cauponum, nautarum 475. 
Rechnungsfehler 135. 
Rechnungslegung der Vormünder 134. 
— ber Gefellfchaften 567. 

Recht, allgemeines 12. 

— , angeborenes 30. 

—, Gewohnheitsrecht 25. 

— der Perfönlichleit 30. 

— der en 12. 

—, Einfluß neuer Geſetze 16 fg. 

—, gemeines beutjches Privatrecht 4. 
— geſetzliches 12. 

—, Pandektenrecht 5. 
— im objectiven und ſubjectiven Sinne 11. 
—, Staatsrecht, Privatrecht 11. 

—, Naturrecht 11, 1, 24, 6. 


—, Eeſetzesrecht, Gewohnheitsrecht, Juriſten⸗ 


—, particulares 14. 
—, promulgirtes 14. 
Rechte, abſolute 

—, dingliche 155, 156. 

—, perfönliche 

Rechtmäßiger Beſitz 164. 
Rechtsanalogie 24. 

Rechtsfähigkeit 30 fg., 38. 

—, örtlich verſchiedene Geſetze 50. 
—, Anfang 39. 

— ber natüurlichen Perfonen 30. 
— der juriftiihen Perfonen 42. 
— der Sachen 146. 

—, Ende 40. 

Rechtsfiction 39, 2. 


Rechtsfreund 544. 


Rechtsirrthum 16, 667, 683 fg. 


Regifter. 


Rechtsphiloſophie 11, 1. 
Rechtsrermuthungen 34, 6. 
Rechtsverletzung 685, 1. 
Rechtsunwiſſenheit 16, 667, 683. 
Reciprocität 48, 49. 

Redlicher Beſitz ſ. Beſitz. 

Regalien 192. 

Regreß des Bürgen 635, 636. 

— des Correalſchuldners 441. 
Reichsgeſetz 12. 

Reichsgeſetzblatt 4, 15. 

Reiſende 475. 

Religionsbelenntniß 58, 59. 

—, Ehehinderniß 70. 
Religionsverſchiedenheit 58, 59. 
Reliquien 147. 

Rei vendicatio 171, 186. 

Relocatio 530. 

Remiſſion des Mieth⸗ oder Pachtzinjes SG 
Hemotion der Bormilnder 136.- 

Remuneratoriihe Schenfungen 562. 
Renuntiatio f. Verzicht. 

Renten 278. 

—, Berjährung 643 fg. 
Rentenvermäcdtniß, legatum annuum 333, 
Reparaturkoften bei den Servituten 263 fj 

— bei der Serpitut des usus 268, 

— beim ususfructus 269. 

— bei Miethe und Pacht 516 fg. 
Nepräfentationsrecht 286. 

Res |. Sache. 

— corporales 145. 

divini juris 146. 

extra commercium 146, 679. 
fungibiles 152, 

futurae als Öegenftanb der Verpfändung? 

immobiles 148. 

incorporales 145, 

judicata 36. 

merae facultatis 680, 681. 

nullius 146, 147. 

omnium communes 146, 147. 
publicae 146. 
quae pondere, 
stant 152. 
quae usu consumuntur 152. 

quarım commercium non est 146. 
religiosae, sacrae, sanctae 147. 
succedit in locum pretii etc. 153, 1. 

— universitas 153 fg. 

Refolutivbedingung 347. 

Respectus parentelae 70. 

Reflitution, der dos 580 fg. 

—, ber Erbſchaft 407. 

—, des Fideicommiffes 312 fg. 

Restitutio in integrum 677. 

Retentionsrecht 33, ı, 259. 

Retorfion 49, 285. 

Retract 509. 

Rettung emer fremden Sache 202. 

Neugeld 449. 

Reverfalien de observando reciproco 285. 

Sichtigleit der Forderung 674. 

Nüdbürgfchaft 631 fg. 

Rückkauf, Rüdverlauf 507. 

Rüdtritt vom Cheverlöbniffe 62. 
Rückſtände, Haftung 456, 6. 

—, Berjährung 698, 

Rückverkauf 507. 


numero, mensurs, q 
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virkende Kraft der Geſetze 29. 
tebung der Bedingungen 347. 


», Begriff 145. 

nn, außer dem Verkehr 146, 
emegliche, unbemegliche 148. 
ungible 152. 

errenloje 146, 147. 

yeilbare, untheilbare 159. 
hätzbare, unſchätzbare 154. 
örperliche, unkörperliche 145. 
erbrauchbare, unverbrauchbare 152. 
zeſammtſachen 153. 
enrecht 28, 145 fg. 

trinfluß nener Geſetze 18. 

— örtlich verſchiedener Gefete 51. 
miethe 514 fa. 

Beendigung 529 fg. 

tingehung 516. 

Frneuerung 529 fo. 

Mietbe, Pacht. 

verftändige, Schadenerfaß 611. 

de, pofitiver, negativer 

nittelbarer, unmittelbarer 608 
irecter, indirceter ‘ 
denerſatz 

dlosbürge 631. 

Ittay 350, 15. 

3 199. 

uf einem Fideicommiß gefunden 320, 3. 
gbare Sachen 154. 

‚debrief 101, 102. 

idewand, Eigentbumsverhältniffe 416. 


idung von Tiſch und Bett 87 fg., 592 fg. 


-, einverjtändliche 

— der Minderjährigen 
-, nidpteinverftändfiche 
—, Gründe derſelben 

— ſ. Competenz. 
inhandlung 429, 

nkung 562 fo. 

Stellung im Syften 463. 
uf den Todesfall 469. 
Form 464. 
emuneratoriſche 562. 
ibermäßige 467 fe. 
vechfelfeitige 562 fg. 

it einer Auflage 350 fg. 
Sewährleijtung 456, 4. 
ines ganzen Vermögens 464, 465. 
Schulderlaß 464. 

Widerruf 465 fo. 

inter Ehegatten, Berlobten 587. 
ebörichter 645. 

ter, Schadenerfaß 617 fg. 
ffömühlen 148. 

uß auf feft und offen 598, 8. 
nerzensgeld 620 fa. 

nud, Buß, Vermächtniß 312. 
anf ſ. Behältnif. 
eibensunfundige 300, 439. 
eiber des Teftaments 306. 

ilden und Riditände 456, 5. 
ildner, correale 
ſolidariſche | 41. 
Kichftetter, Commentar. 2. Aufl. 


87 fa. 


Schuldſchein 488. 

—, Amortifirung 666. 

Schuldbelenntniffe zwiſchen Ehegatten 488. 

Schub ber Rechte 33 fg. 

Schwägerſchaft 58, 59. 

Schwangerſchaft der Braut vdn einem Dritten 
67, 68, 94, 95. 

Schwängerung, unebeliche 113 fg. 

Secundogenitur 314. 

Seeaffecuranzvertrag 606. 

Seeljorger 75 fo. 

Seitenverwandtſchaft 58, 59. 

Selbſthülfe 33 f 

Selbftvertheidigung | 9. 

Senatusconsultum Libonianum 306, 6. 

— Vellejanum 633. 

Seniorat 314. 

Sentenz ſ. Res judicata. 

Separatio quoad thorum et mensam 89. 

Separationsrecht 396. 

Sequeftration 243, 475. 

Servitus actus 266. 

— altius non tollendi r 

— — tollendi | 265. 

— in faciendo consistere nequit 260. 

— fumi immittendi 264. 

— itineris 266. 

— luminum 265. 

— ne luminibus 'officiatur 265. 

— oneris ferendi 264, 

— pascendi 267. 

— tigni immittendi 264. 

— viae 266. 

— usus 268. 

Servituten 260 fg. 

—, Aufhebung 276. 

—, Befit 160 fg.- ⸗ 

—, Entſtehung 263. 

—, Erſitzung 678. 

—, Theilbarkeit 261. 

—, Verjährung 278. 

Servitutes affirmativae 

— continuae 

— discontinuae 

— irregulares 

— negativae 

— personarum 262, 268 fg. 

— praedivrum rusticorum 

— — urbanorum 

Sicherſtellung 640. 

— des fideiconimiffarifhen Anfpriches 313. 

— des Bermächtniganfpruches 996 

— ber Gläubiger der Berlaffenichaft | * 

— der Gläubiger der Erben 402. 

— wegen Führung oder Niederreißung eines 
Vntes oder wegen drohenden Einſturzes 
174. 

—, Hugathegut. Widerlage, Witwengehalt 586, 
8 


—, Fruchtnießuug 273, 274. 

Siegelung einer letzten Willenserklärung 301. 
Silber, Vermächtniß 334. 

Simulation 429. 

Simultanhypotheken 244 fg. 
Singularfucceffion 281. 
Sinnesverwirrung f. Irrfinn. 

Sitten, fchlechte 64. 

SHaverei, SHavenftanb 30. 


262, 263. 


| 262, 264 fg. 
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Societas 560. 

— leonina 566. 

— omnium bonorum 

— particularis 

— quaestus 

— generalis 

— specialis -- 

— universalis 

Societätstheorie 244. 

Solarium 537. 

Soldaten 32, 65, 125, 307. 

Soldatenteftament 307. 

Solidarobligationen 441. 

Solennitätszeugen 32, lit. i. 

Solutio 661 fg. 

Sondergut 583. 

Sorglofigfeit, auffallende, culpa lata 608, 

Sparkaſſen, Privilegien 249. 

Spatium deliberandi , bes Erben 395. 

Specialität ber Hypotheken 233, 1. 

Specialvollmadt 490 fg. 

Species legata 328. 

Specification 207 fg. 

Spielverträge 596. 

Sponsio 597. 

Staatsbilrger 

Staatsbürgerfchaft 

—, Erwerb 

—, Berluft 

Staatslaffen, Compenfation 672. 

Stantsdienft, Erwerbung der Staatsbürger: 
ſchaft 45 fg. 

Etaatseigentbum 146 fg. 

Staatseifenbahnen, Erpropriation 184. 

Staatsgut 146. 

Staatelotterien 597. 

Staatsnoten 482. 

 Staatsmonopole 194, 232. 

Staatsoberhaupt 37, 147. 

Staatspapiere 334. 

Staatsredt 11. 

Staatsvermögen 146. 

Staatsverträge, Freizügigkeit 48, 284, 9. 

Stamm, eines Baumes 210. 

Stammvermögen einer Sefellihaft 562. 

Ztandesrechte, Frau 83, 94, 

—, ehelihe Kinder 107. 

—, Wahlkinder 119. 

—, legitimirte Kinder 111. 

Standeswahl 108. 

Statusrechte 155. - 

Statuta personalia, realia, mixta 50, 2. 

Statuten der Provinzen 26. 

Stellgefhaft 598, 8, lit. ce. 

Sterbetag, Todeserflärung 41, 143. 

Steuern, Pfandrecht 257. 

Stifter eines Fideicommiſſes 314. 

Stiftungen 324, 

Stillftand der Rechtepflege 700. 

Stillſchweigen, Uebergehung der Notherben 377. 

Stillſchweigende Erneuerung des Beſtandver— 
trages 529. 

Stimmenmehrheit 505, 4, 564, 1. 

Stoff, Mangelhaftigkeit 435, 542 fg. - 

Störung des Beſitzes 175. 

Strafen für die Uebertretung der Ehegeſetze 84. 

Etrandredt 196. 

Straßenbau, Erpropriation 184. 

Streitanmerfung 228. 


561. 


45 fg. 


Regifter. 


Strom 147. 
Studienkoſten 382 fg. 
Stumme, Zeugen 305. 
Sublocatio 521 fg. 
Subpi gnus 240. 
Subftitution, gemeine 
—, fideicommiffarifche 
— tacita 

— reciproca 

— pupillaris 

— quasipupillaris 

— beim Mandat 492. 
Successio f. Todeserflärung. 

— ex pacto et providentia majorum 323, : 
— legitima 357. 

Succeffionsfähigfeit 283. 

Succeffionsgründe 283. 

Succejfioneordnung 357 fg. 

Succeffion in Fideicommiſſe 314 fy. 
Succeffive Delation einer Erbſchaft 283, 3% 
Summenvermädtniß 328. 

Superficies 537 fg. 

Suspensa 618. 

Suspenfivberingung 342 fo. 

Syunbolijche Lebergabe 166, 212 fa. 
Syndikatsbeſchwerden 629. 

Spftem der Rechte 28. 


312 fg. 


T. 


Tabularbeſitz 167. 
Tabularerſitzung 686fg. 
Tabularurkunde 220. 

Taube, Zeugen 305. 
Taubſtumme, Eurator 142. 
Tauffchein, Mangel dejielben 76. 
Tauſchvertrag 501 fg. 

Taration 580. 

Tempus 348. 

Tertiogenitur 314. 

Teftament, Begriff 291. 

—, allograpbes 300. 

—, correſpectives 302. 

—, gemeinſchaftliches 302. 

—, holographes 300. 

— inter liberos 306, 4. 

— judiciale 303. 

—, militäriſches 307. 

—, mündliches 302. 

—, myſtiſches 301. 

— nuncupativum 303. 

—, öffentliches 303. 

—, gerichtlicdes 308. 

—, Privates 300. 

—, privilegivtes 306. 

—, ſchriftliches 300. 

— tempore pestis conditum 306. 
—, wechjeljeitiges 302, 588. 

—, Beftreitung 352 jg., 695 fg. 
— , Erforderniffe 295. 

—, Form 300. 

—, Widerruf 352 fg. 
Teſtamentariſche Erbfolge 291. 
Testamentifactio activa 296 fg. 
— passiva 283 fg. 
Teitamentsausmweis 399. 
Zeftamentsfchreiber 305. 


Regifter. 


Teſtamentsvollzieher 400. 
Teftamentszeugen 298, 300, 306. 
Teftirfähigfeit 296. 

Theilung 155. 

Theilung einer gemeinen Sache 155. 
Theilerben 292, 394. 

Theilbare Saden 155. 

Thesaurus 199. 

Thier, Occupation 192. 

—, Zuwachs 203. 

—, Beſchädigung 619. 

Titel zum Pfandrecht 233 fg. 

—, rechtmäßiger 165, 168. 

Titulus und modus acquirendi 166. 
— justus 166. 
— putativus 
— veruüus 

Tod 620, 677. 
.— |. Todeserflärung. 

—, Borausjeßung der Erbfolge 280. 
—, Endigung des Mandats 495. 
—, der Societät 570 fg. 

—, Präſumtion 40. 

Todeberliarung 40. 


682. 


— zum Zweck der Wiederverehelichung 92 fg. 


Zodesitrafe 32, 69, 299. 
Todestag 41. 
Todtgeborene Kinder 39. 
Tödtung 620 fg. 
Tractate 461. 

Tradition f. Uebergabe. 
Traditio brevi manu ) 166, 212 fg., 682, ı. 
— symbolica 

Transmiſſion, der Erbſchaſt 286 18 3. 
Trauung 72 fg. 

— der Juden 9T. 

Trauungsbücher 79, 17. 

Trennung der Ehe 92, 592. 

— durch Todeserflärung 92. 

Triftzeit 267. 

Trödelvertrag 513. 

Irunfenbeit 245. 


Tutela dativa f. Borinund, Bormundjcaft, 


Curatel. 
Türkiſche Untertbanen, Erwerbfähigkeit 182. 
— —, Erbrecht 285, 11. 


u. 


Uebereinſtimmung von Wille und Erklärung 


18. . 

Veberfallsrecht 210. 

llebergabe f. Tradition. 

Uebergang der Rechte und ‚Derbitibficeit auf 
die Erben 280 fg., 63 

Uebergehung eines Wrherben 377 fg. 

Ueberhangsrecht 201. 

Ueberlegungsfrift des Erben 392, 5. 

Ueberragende Bäume 201. 

lleberſchwemmung 205 fg. 

Ueberſendung einer Sade 212 fg. 

Ueberfegung, Nachdruck 548. 

Uebertragungen , fucceffive des Eigenthums- 
rechts an einer und berfelben Sache an 
mehrere 215. 

Uebertragung von Obligationen f. Ceffion. 
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Uebung 25. 
Ufer 204. 


‚Ultra alterum tantum, Zinfen 626. 


Umänderung ber Rechte und Berbindlichkeiten 
641 


18. 

Umfang der Gefete ſ. Geſetz. 
— des Pfandrechts ſ. Pfandrecht. 
Umgeftaltung, der Saden 207 fg. 
Umftoßung einer legten Willenserflärung 352, 

5 
Unbefannter Gläubiger f. Depofition. 
Unbeweglihe Sachen 148. 
Unbanfbarkeit bes Gefchenfnehmers 465 fa. 
Undeutliche außer ungen ſ. Interpretation. 
Unechter Befik 


„Unebeliche Id aſſchaft 110. 


— — als Succeſſionsgrund 362. 

Uneheliche Kinder ſ. Kinder. 

Unerlaubte Verträge 431. 

Unfähigkeit zur Vormundſchaft ſ. Vormund. 

—, Ehe ſ. Ehehinderniſſe. 

Ungeborene 39. 

Ungültigkeit letzter na ber 352. 

Ingültigfeitserflärung der Ehe 8 g. 

Univerſalvermächtniß 309, 

Unitas actus bei Errichtung letztwilliger Ver— 
fügungen 301. 

— personae- des Erben 288, 3. 

Universitas bonorum, facti 

— juris 

— rerum 

— als Gegenftand bes Pfandrechts 

Unkenntniß der Geſetze 16, 3. 

Unkörperliche Saden 145. 

Unmögliche Bedingungen 345, 346. 

Unmöglichkeit der Leiftung A431 fa. 

— — , urfprünglide 432. 

— —, nachfolgende 433. 

Unmündigfeit ſ. Mündigkeit. 

Unrechtmäßiger Beſitz |. Beſitz 

Unredlicher Beſitz I. Beſitz. 

Unſchätzbare Sachen 154. 

Unterbrechung der Verjährung 701 

— der Erſitzung 

Unterdrückung einer letzten Willenserklärung 


153. 


282 fg. 
Untergang der Sache 223, 253, 277. 
— der Dienftbarfeiten 277. 
Unterhalt |. Alimentation. 
—, Bermädtniß 325 fg. 
Unterhalt 83, 106 fg., 108 fg. 
— des Ehegatten 85, 388, 592 fg. 
— eheliher Kinder 106 fg. „108 fg. 
— umnebeliher Kinder 111 fa., 113 fg. 
—, Alimentenlegat 333, 340. 
Untheilbarfeit, ervituten 261. 
Unterhanblung,, Ehevertrag 431. 
Unterbandlungen, Punctationen 461. 
Unterpfand f. Pfand. 
Uinterfchrift 216, 301 fg., 439. 
Unterthansverpältni, Aufhebung 540. 
Untheilbare Sachen 155. 
Unus casus 187. 
Unverbrauchbare Sachen 152. 
Unvermögen, Impotenz 68. 
Unverftändlihe Bedingungen 346. 
Unmifjenheit ber Geſetze 16, 3. 
Unmwürdig, Erbredit 284, 6. 
Urgroßältern 869. 
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Urkunde, Tabularurkunde 220. 

—, Uebergabe ſ. Tradition. 
Urfache j. Abſicht, Beweggrund. 
Urfprünglicher Erwerb des Eigenthumes 191. 
Urtheil 37. 

—, Novation 642. 

Urtert 15. 

Usucapio libertatis 278. 

— pro herede 683, 3. 

— ſ. Erfigung. 
Uſucapionsfähigkeit der Sache 679. 
Usurae ſ. 3injen. 

Usus 268. 

Usus fructus 270. 

— nominum 270. 

— fori 26. 


V. 


Vacatio legis 15. 

Valuta 481, 486. 

Vater ſ. Wahlvater. 

Bateufdaft, eheliche 104. 

—, uneheliche 114. 

Väterliche Gewalt 108. 

— —, Einfluß neuer Geſetze 22. 

— —, örtlich verſchiedener Geſetze 56. 

— —, Aufhebung 109, 117. 

— —, Berlängerung 117. 

— —, Vermögensverhältniſſe 109. 

— —, Verwirkung 109 fg. 

— —, Unterſchied von 
109 fg. 

Venditio f. Kauf. 

— hereditatis 600. 

Veniae aetatis 117, 136. 

Berarmung des Gefchentgebers Abd. 

Berarbeitung 206 fg. 

Beräußerung 451. 

Veräußerungsverbot 212. 

Berbalcentracte 472 4. 

Serbalinjurien 623. 

Verbindung mebrerer Erben 202. 

Verbrauchbare Sachen 192. 

Verbrechen, Folgen der Verurtheilung 31, 
92, 299. 

Verbrecher 617. 

Verbürgung ſ. Bürgſchaft. 

— als Selbſtſchulduer 636. 

Verdingen ſ. Dienſtleiſtung. 

Verehelichung einer öſterr. Staatsbürgerin mit 
einem Ausländer 45 fa. 

— einer Ansländerin mit einem öſterr. Staats 
bürger 45 ie. 

— einer Diinderjäbrigen, Eiufluß auf die väter— 
liche Gewalt 117. 

—, Bedingung ber Nichtverehelichung 316. 

Vereine f. Sefeltichaften. 

Vereinigung ſ. Zuwachs. 

— des Rechts mit der Verbindlichkeit 676. 

Verfaſſer, Autor 514 fo. 

Verfügungen, richterliche 26. 

Verführung 622. 

Vergebung, Verzeihung 286, 375. 

Vergleich 642 19. 

Bergütung f. Schadenerfaß. 

Verhetzung 94. 

Verheimlichung eines Schates 199. 


der Vormundſchaft 


Regifter. 


Verhinderung an der Errichtung einer letzt— 
willigen Verfügung 282 fg. 

Berjährung 673 fg. 

—, Beginn 685. 

—, Einfluß örtlich verfchiedener Nechte 51. 

—, Einfluß neuer Geſetze 19. 

—, erlöfhende 678 fg. 

—, Erfordernijfe 635. ig. 

—, Gegenftand 680. 

— der Servituten 278, 693 fg., 698. 

— pfandrechtlich —— Forderungen 
654, 694, 704 fg. 

— des Anfpruches auf Gemwährleiftung 459. 

— beim Funde 198. 

— der Einreden 459. 

Verjährung, Wirkung 704. 

Berjährungsfrift, allgemeine 693. 

—, fürzere 6%. 

— der Erbrechtsffagen 695, 696. 

— ber Inhaberpapiere 657. 

—, Einrehnung in bie a eunae 699. 


—, Semmu F | 700 
—, Unterbredhung 
Berfauf f. Kaufvertrag. 
Berlaufsauftrag 519. 
Verkehrsfähigkeit, ebjective 146. 
—, fubjective 181. 


I Berfündigung 72 fg. 


Berlagsvertrag 544 fg. 

Berlängerung Der väterlichen Gewalt 117. 
Berlaffen, Dereliction 194, 451. 
Verlaſſenſchaft 280 fg. 
Berlaffenfhaftsabhandlung 390 fg. 
Berlaffenichaftschrator 395. 
Berlaffenihaftsgläubiger, Recht derfelben 399. 
Verlaffung des Ehegatten 87, 92. 
Berleger 551. 

Berleßung iiber Die Hälfte 459 fg. 
Verletzungen Des Körpers 620. 

Verlöbniß 62. 

Berlorenue Sachen 195. 

Vermächtniß, Begriff 25%. 

—, Acereſcenzrecht 338. 

— der Ausſtattung 332. 

—, alternatives 327. 

—, Creditpapiere 331, 3834. 

— dinglicher Rechte 336. 

—, dos 332. 


—, fromme 337. 


-, Fordernngen 327. 

— fremder Sachen 328. 

— des Lebensunterhaltes 333, 340. 

-- einer Gattungsſache 327. 

—, Ounutitäten oder Summen 328. 

— des Pflichttheiles 383. 

—-, Species .328. 

-—-, rerum, quaranı commercium quis non 
habet 181, 285, 11, 326. 

_, Sachaefammtbeiten 153. 

— wierertebrender Leiſtungen 333, 337. 

-- der Einribtung 

-- ter Mobilien 

— des Hausrathes 

— eines Behältniſſes 334. 

— der Inwelen, bes Schmuckes und Putzes/ 

— des Goldes und Silbers, der Wäſche 
—, Equipage 

— ber Baarfchait 

— an Dienftperfonen 335. 


Regifter. 


Vermächtniß an Verwandte 335. 

—, Einrechnung in: den Pflichttheil 382. 

—, Erwerb 336. 

—, Zahfungstag 336. 

—, Sicherftellung 337, 338. 

—, Widerruf 331 fg. 

Vermächtnißnehmer 280 fa. 

Bermächtnißträger 326. 

Vermächtnißvertrag 588 fg. 

Bermietbung ſ. Miethe. 

Bermengung 

Vermiſchung 207. 

Vermögen, bewegliches, unbewegliches 148. 

Vermögensabſonderung 396. 

Vermuthungen 34, 6. 

— einer Vollmacht bei Rechnungsabichläffen 
von Handels- und Gemerbsleuten 629. 

— einer Bollmadıt 491. 

— ber Vaterſchaft zu einem ehelichen Kind 104. 

— — zu einem umehelihen Kinde 114. 

— des Todes 40. 

—, Daß ein Kind lebend geboren wurde 39. 

Vernachläſſigung, Berluft des Eigenthumes 194, 
451. 


Vernunftloſigkeit |. Irrſinn. 
Vernunftrecht 11, 1, 24, 6. 
Verordnung 12. 

Verpachtungen ſ. Pacht. 

Verpfändung fremder Sachen 241. 

— von res futurae 243. 

— ſ. Pfandrecht. 

Verpflegung ſ. Unterhalt. 
Verſchlimmerung ſ. Schade. 
Verſchollenheit 40. 

Verſchulden ſ. culpa, Schadenerſatz. 

— des Richters 629. 

Verſchuldung eines Fideicommiſſes 320. 
Verſchweigung 196 fü. 
Berichwender, Begriff ] 
—, Guratel 

—, Teftirfähigfeit 298. 
— verſchwenderiſche Notherben 375 fg. 
Berjeben f. culpa, Schadenerſatz. 

— des Richters ſ. Syndikatsbeſchwerde. 
Verſendungsvanſtalten, Sffentliche 618. 
Berfiherungsvertrag 604. 

Versio in rem 500, 

Berforgung ſ. Unterhalt. 

Beriorgungsanftalten 602. 

Verſprechen von Leiftungen an Dritte 437 fg. 
—, Friſt für Die Annahme 418 fg. 

— unter Abmwefenden 418. 

Berfteigerung 247, 251, 422. 

Verſtümmelung 620, 

Bertaufhung, von Fibeicommißgrunbftüden 320. 
Bertrag 415 ig. 

—, Arten 424. 

— zu $unften Dritter 437. 

—, Einfluß neuer Gefete 19. 

—, örtlich verjchiedener Rechte 52 fg. 

—, hinkender 426. 

—, präparatoriſcher 461. 

— über die Erbſchaft eines Dritten 431, 600. 
—, Beweggrund 
—, Erfüllung 
—, —, Art 
0707 Zeit 

—, Angeld 448, 
—, Reugeld 449, 


v. Kirchſtetter, Commentar. 2. Aufl, 


141. 


445. 
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Bertrag, Auslegungsregeln 16, 326, 450. 

— unter Abwejenden 424. 

Bertragsformen 439. 

Bertranszinfen f. Zinfen. 

— ſ. Obligationen. 

Bertretbare Saden 152. 

Vertretung, geiftlide Corporationen 427. 

Berunftaltungen 620. 

Derurtheilung zur Kerkerftrafe, Todesſtrafe, ſ. 
Todesftrafe, Kerker, Verbrechen. 

Berwahrungsvertrag 471. 

Berwalter einer gemeinfamen Sache 410, 568. 

Berwandlung eines Fideicommiffes 320. 

Berwanbtichaft 58, 59. 

—, als Succeffionsgrund 357. 

—, eheliche 59. 

— in auf» und abſteigender Linie 

—, Seitenverwandtichaft 

—, halbbürtige 59 

—, mehrfache u 

—, uneheliche 

—, vollbürtige 

Berwendungen f. impensae. 

— des Erbſchaftsbeſitzers 407 fg. 

Verwundung ſ. Verletzung. 

Verzeichniß ſ. Inventarium. 

Verzeihung des Erblaſſers 286, 375. 

Verzicht 451, ı. 

— auf das Erbrecht 286, 289, 290. 

— auf den Pflichttheil, 290. 

— auf Einwendungen 463. 

—, Schenkung 463. 

Verzug, mora 623 fg. 

Verzugszinſen 625. 

Via 266. 

Biebrrieb 267. 

Bindication, Rei vindicatio 171, 186. 

Vis 54, 428, 393. 

Bitalitat, Vebensfähigfeit 39. 

Vitia possessionis 165. 

— ber Sachen f. Gewährleiſtung. 

Boltjährigkeit ſ. Großjährigkeit. 

Vollmacht, Arten 489 fg. 

—, Gefhäfte, bie einer befondern Vollmacht 
bedürfen 490. 

—, Einwilligung zur Ehe 76. 

—, Erlöfhung 495. 

—, gerichtliche und gefetliche 133, 497. 

— bei grundbücherlicher Einverleibung 225. 

— ſ. Mandat, Bevollmadtigung. 

Vollzieher des letzten Willens 400, 

Borausbezablung, der Ziufen 486. 

— des Beftandzinjes 522 fg. 

— des Witwengehaltes 586, 

— der Leibrente 602. 

— des Unterhaltes 661. 

Vorausgabe 383, 

Borausvermädhtniß 326. 

Vorbehalt eines befferen Käufers 512. 

Borbehaltserbe 391 fg. 

Borbefcheide in Grundbauſachen 222. 

Borlaufsrecht 512. 

Vormann, Erſitzung 699. 

Vormerkung, Pränotation 221 fg., 237 fg. ⸗ 

Bormund, Abjetung 137. 

—, Erbittung 124. 

—, Ercujation 124, 

—, Rechnungslegung 134. 

—, Beftellung 126. 
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Vormund, mehrere Vormüuder 12. 

—, Eutlaffung 137. 

—, Haitung 129 fg., 199. 

— , Bermögensverwaltung 131 jig. 

—, Verwaltung des Lauren Geldes 132 jy. 

—, — bes übrigen Vermögens 1393. 

—, Belobnung 139. 

—, Berechtigung zu Proceßrübrungen 133,135. 

Bormundfchaft 123. 

—, Einfluß neuer Geſetze 22. 

—, örtlih verfchiedener Gelege 57. 

—, Antritt 126. 

—, Arten 126. 

—, eheliche 584. 

—, Beendigung 136. 

—, Befugniß zu Beräußerungen 133. 

—, Beſtimmung der Unterhalts- und Erziehungs— 
foſten 130. 

—, Haftung des vormundſchaftlichen Gerichtes 

—, Unterſchied von der väterlichen Gewalt 109. 

—, Unterſchied von der Curatel 123. 

—, Fähigkeit 124 fg. 

— der Mntter und Großmutter 126. 

— ber Verwandten 126. 

—, nominatio potioris 137. 

— |. tutela. 

Bormunbichaftliches Gericht 127, 134 fa. 

Vorſatz, böſer j. Dolus. 

Bortheil, entgangener, Igerum cessans 60). 

Votum f. ®elübbe. 

Vulgarſubſtitution 312. 


W. 


Waaren, Darleihen 48) fg. 
Waarenlager, Uebergabe 104, 211 ig. 
Wahl bei Obligationen 448. 
rn bei Bermächtniffen 327, 448. 

ahlältern 1 ; a 917 
Mabltinder | 59,119, 317. 
a ahlipeorie 214 fg. 

abfvater lien 
Rabfmutter | I. Wahlältern. 
Wahnſinn ſ. Irrſinn. 
Wäbhrung 480 fg. 
Waiſen ſ. Minderjährige. 
Wandelgeſchäft 598 7, lit. b. 
Wandelungsklage 453 fg. 
Wandſchränke 415. 
Wappen 119. 
Wäſche, Legat 334. 
Waſſer, fließendes, 
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Waſſerbett 204. 
Scchfel, Novation 642, 3. 
Wechielicitige Tejtamente 302, 588. 
— Schenkungen 462 ig- 
eg: oder Fahrgerechtigkeit 266. 
Weiderecht 267. 
Weihe, Ebebinderniß 69. 
Weibliche Nachkommenſchaft, Succeifion in Fi— 
deicommiſſe 317. 
Weltgeiſtliche, Vormundſchaft 124 fg. 
—, ſ. Geiſtliche. 
Werk, Aufführung oder Niederreißung 174. 


Eigenthumsrechte daran 


Regifter. 


Wertb 154. 

Wefrgaliziiches Geſetzbuch 3. 

Wette 597. 

Widerlage 531. 

Widerruf, Mandat 495. 

—, Vollmacht zur Schließung einer Ebe 76. 
—, letzte Wilfenserklärung 352 fa. 

—, Vermächtniß 352. 

—, Fideicommiß 319, 322, 331. 

—, Schenkung 465. 

Wiedereinſetzung in Den vorigen Stand 577. 
Wiederkauf 507. 

Wiederverehelichung 94. 

Wiedervereinigung geſchiedener Ebegatten 94. 
Wiedervergeltung 49, 285. 

Wien, Ausziebertnung 530, ı. 

Wildergnt 192. 

Wille 418 fg., 428 fg: 

Willensäußerung 428 fg. 


Willenserklärung 
—, Arten 418, 423. 
—, Form 


Willensunfähigkeit 425. 

Wirkſamkeit Der Gelege, Beginn 14. 
Wirkung ber Verjährung 704. 

— des Beſitzes 165. 

Wirth, Gaftwirtb 617. 
Wirtbfehaftsgerätbichaften, Pfandrecht 225. 
Witiblicher Unterhalt 585. 

Wittbum 585. 

Witwe, Wiederverehelidung 94. 

—, Erbredt 363. 

Witwengehalt 585. 

MWitwenftand, Beringung 346. 
Wocenbettloften 622. 

Bohnort, abgeſonderter des Ehegatten 8W. 
Wohnſitz, Verehelichung -- 

—, eigentlicher, uneigentlicher > 
Wohnung, Dienftbarkeit 271 ig. 
Wuchergeſetze 486 fg. 

Wurzeln 201. 


ER 661 19. 

Zahme Zbiere 102. 

Zäune 415. 

Zeichen, Uebergabe Durch 3. 166, 212 iz. 

Zeit, der Erfüllung der Thligationen +45 19. 

— des Ermerbes ter Vermächtniſſe 335 fa. 

— des Erbanfallee 282. 

Zeitapfchnitte 348, 445 iy. 

Zeitbeftimmung 348. 

Beweis 348, ı. 

Zeiteintbeilung 349. 

Zeitraum, Berechnung 349. 

Zeugen bei legten Willensertlärungen 28. 
300, 305. 

— bei der Ebefchließung 75. 

— bei Grundbudhsurfunden 220. 

Zeugung |. Geburt. j 

Zinſen, Begriff 486 fg. 

—, |. Verjährung. 

Sinfenzldftänbe dreijährige, Pfandrecht bierfün 
257. 


Regiiter. | 727 


Zinsbeſchränkungen 486. 

Zueignung, Erwerbung des Eigenthumes 191. 
Zufall 615. 

Zugehör 149. 

Zurechnungsfähigkeit 38, 64, 140, 296 f 
Siriidferberung einer bezahlten hut 


666 fg. 
Suriidnahme eines öffentlichen Teſtaments 304, 
305. 


Zuftanbsrecte 155 fg. 


Zuftellung grundbücherlicher Befcheide 224, 225. 


Zuftellung der Klage, Wirkung 35. 


Zuwag⸗ Erwerbung des Eigenthumsrechts 


—, Einthrlung 203. 
—, natürlicher 203. 
—, tünftliher 206. 
Zuwachsrecht, Accrefcenz 294, 338. 
Zwang 67, 393, 428, 644, 695. 
— det Teftatore 282 fg. 
— zum —— 393. 
Zwangscurs. 482. 
— * 350. 
weckvermögen 42 fg. 
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